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|MONACENS is} 


Achtzehnter Titel. 


Von Vormundschaften und Curatelen. 
8. 1. 


p Allgemeine Grundsätze. 
ersonen, welche für sich selbst zu sorgen nicht im Stande sind, ste- 
hen unter der besondern Aufsicht und Vorsorge des Staats. ° 

8.2. Diese Vorsorge erstreckt sich jedoch auf dergleichen Personen 
nur in so fern, als dieselben ausser välerlicher Gewalt und Aufsicht 
sind, oder die väterliche Vorsorge ihnen nicht zu statten kommen kann. 

In Betreff ber Fälle, in denen für Perfonen, welche unter väterlicher Gewalt ſtehen, 
eine Curatel einzuleiten iſt, ſ. 88. 28. u. fige. dieſ. Tit. 

8.3. Diejenigen, welchen der Staat die Sorge für seine Pflegebefoh- 
lenen in Ansehung aller ihrer Angelegenheiten aufgetragen hat, werden 
Vormünder genannt. | 

8.4. Diejenigen, welche denselben entweder nur zur persönlichen 
Aufsicht oder Erziehung, oder nur zur Besorgung gewisser Geschäfte 
und Angelegenheiten vom Staate bestellt worden, führen den Namen 
der Curatoren. 

8.5: Beistände aber heissen diejenigen, welche Jemand bei gewissen 
Geschäften, die er für sich allein vorzunehmen nach besondern gesetz- 
lichen Vorschriften nicht fähig ist, oder sie solchergestalt vorzunehmen 
sich nicht getraut, zu Hülfe nimmt. 


Erster Abschnitt. 


Von den Personen, welchen Vormünder oder Curatoren 
bestellt werden müssen. 


Vormünder sind zu bestellen: 1) den Unmündigen und Minderjährigen; 
8.6. Zu den Pflegebefohlenen des Staats gehören zuvörderst Kin- 
der, Unmündige und Minderjährige. (Th. 1. Tit. 1. 8.25. 26.) 
8.7. Allen diesen müssen Vormünder vom Staate bestellt werden, 


I) In Betreff der Dauer der Minderjährigkeit ſ. U,2.R. L1.8.26 und 696 m. flade. Diefes 
Titels, fowie die Zufäge daſelbſt. 

2) In Betreff der Großiährigkeit ber Juden f. Die Zuſätze zu 8. 3. des Anh, au 1.1.9. 26. 
be A.E. R.; B. l. S. 121. 

3) a) Rescriptv.4.Mai1801, daft ein mach dem foro domicilii patris Majorennes 
nach bem foro rei sitae aber noch Minderjähriger nicht zu bevormunben fei; 

6b) Bescript v. 21. Octbr. 1831, betr, die Dispofitionsfähigfeit eines noch nicht 
24 Zahr alten, in feinem perfönlichen foro majorennen Ausländers rückfichtlich eines im 
Breufifchen belegenen Grunbitüchs ; 
f. zur EinL'8.93. 8.1. S. 103. 


Mannkopff Allg, Landrecht VII. ı 
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8.8. Die Anordnung der Vormundschaft über solche Personen muss 
geschehen, wenn dieselben entweder gar nicht in die väterliche Gewalt 
kommen, oder sobald diese Gewalt durch den Tod ihre Endschaft er- 
reicht. 


1) Bescript ».10.Dctbr. 1831, betr. bie Bevormundung eines Adoptivfindes nach 
dem Tode des Udoptivvaters, wenn ber natürliche Vater noch lebt. 

Auf den von dem Königl. Dber-VBormundfchaftsgericht in der Nachlaß-Sache 
des verftorbenen Landraths N. zu N. unterm 18, Auguft e. erftatteten Bericht, wird 
dem Collegium bierdurd) eröffnet, das die Einleitung der Vormundicaft über die 
Adoptiv» Tochter des Verſtorbenen, wenn gleich ihr naruirliher Vater noh am Leben 
ift, allerdings nöthig erſcheint. 

Denn felbft über das Vermögen, weldes das adoptirte Kind zur Zeit der Adop- 
tion befaß, verliert der natürliche Vater mit der geſchehenen Aufhebung feiner väter 
lihen Gewalt den ihm fonit zuftchenden Nießbrauch. (A. L. R. Thl. 1. Tit. 2, $. 697. 
und 716.) Daffelbe wird alfo nah 8.147. 1. c. ein freies — und es gebührt 
dem Vater nur die vormundfchaftlihe Verwaltung ($. 159, 

; en biergegen aber aud,um deshalb Zweifel — werden, weil $. 696. 
c. feſtſetzt: 

daß, wenn das angenommene Kind minderjährig iſt, deſſen eigenthümliches Ver— 

— unter der bisherigen väterlichen oder vormundſchaftlichen Berwaltung 
eibt; 

fo kann doch dem natürlichen Vater die unbefchränfte Verwaltung des von * Adop⸗ 

tiv⸗Eltern ererbten Vermögens überhaupt nicht und im vorliegenden Falle um fo we 

niger beigelegt werden, als die Adoptiv: Mutter noch Icht. 

Sollte daher der natürlihe Vater zum Vormund beftellt werben, fo treten bin« 
fichtlich feiner Berpflichtungen die F. 990. Ti. 18. Thl. II. des 4. ER. enthaltenen 
Borfchriften ein. v. K. J. B. 38. ©. 292. 


2) In Betreff ber vormunbfchaftlichen Obſorge für uneheliche Kinder, beren Mütter 
noch unter väterlicher Gewalt ſtehen; f. UI. 2,8. 614. Anh. 8.95 und die Zufäge daſelbſt, 
3.1. ©. 241, 

8.9. Was Rechtens sei, wenn die väterliche Gewalt vor erreichter 
Volljährigkeit des Kindes durch väterliche Willenserklärung, oder 
durch das Gesetz aufgehoben wird, ist im Vierten Abschnitte des Zwei- 
ten Titels verordnet. (Tit. 2. 8.255. sqgq.) 

8.:0. In allen Fällen, wo einem schon gebornen Menschen wegen 
Unmüpndigkeit ein Vormund zuzuordnen ist, muss der noch ungebor- 
nen Leibesfrucht ein Curator bestellt werden. 

$.11. Dies muss geschehen, sobald eine vorhandene oder auch nur 
vermuthete Schwangerschaft angezeigt worden. (Tit. 2. $. 26. sqggq. 
$. 614. sqq.) 

2) den Wahn- und Blödsinnigen ; 

$.12. Wahn- und Blödsinnige, welche nicht unter der Aufsicht ei- 
nes Vaters oder Ehemannes stehen, müssen vom Staate unter Vor- 
mundschaft genommen werden. 

$.13. Wer für walin- oder blödsinnig zu achten sei, muss der Rich- 
ter, mit Zuziehung sachverständiger Aerzte, prüfen und festsetzen. 


(Th. 1. Tit. 1. 8. 29. 30.) 


1) Rescript v.29.Septbr. 1803 unb 18. Juli 1812, betr. — und das Ver⸗ 
fahren der Polizei: und der Gerichtsbehörden in Beziehung auf Wahn: und Blödſinnige. 


Wir haben bemerfen müſſen, daß in Fällen, wo die Kammern, um der Sicher: 
heit des Publikums willen, „für nothwendig erachtet haben, einen wahn: oder blöbd- 
finnigen Menfchen in eine Irr-Anſtalt unterzubringen, nicht jederzeit die geſetzlichen 
Formalitäten beobachtet, und befonders das in der A. G. O. Thl. J. Tit. 38. $. 2. 
verordnete Verfahren nicht immer ‚eingeleitet, vielmehr öfters dergleihen Wahn: und 
Blödfinnige ohne vorgängiges richterliches Erfennmiß, blos auf Inſtanz der Ver— 
wandten oder der Ortspolizei-Behörden, wenn auch nad) vorgängiger Unterſuchung 


g. 13. Wem Vormuünder zu beſtellen find. | 3 


ihtes Gemüthszuſtandes durd einen Sahverftändigen, in eine Irren-Anſtalt unter: 
gebracht werden. - Es find aber Gründe genug vorhanden, die es nothmendig ma« 
hen, die in den Geſetzen einmal beftimmte Form des Verfahrens aufrecht zu erhal« 
ten, und wir finden-ung daher veranlaft, Euch hierbei Folgendes zu Eurer Diret: 
tion, und Achtung zu eröffnen: >," | 
1) Wenn die Orts: Polizeibehörde in Grfahrung bringt, daß ſich irgendwo in ihs 
rem Diſtrikt eine wahn- oder blödfinnige Perfon aufhält: fo gebührt derfelben 
das Recht des erfien Angriffs, und fie iſt hiernach fo berechtigt als verpflichtet, 
foihe Vorkehrungen zu treffen, damit das Publikum gegen die Ausbrüde des 
Wahn: und Blödfinns möglichſt —— werde. 
2) Dieſe Vorkehrungen zur Sicherſtellung des Publikums können in der Regel nur 
durch eine an Ort und Stelle anzuordnende Aufſicht über den des Wahnfinnes 
verdächtigen. Menſchen bewisft werden. - | 
Die Koften der Aufficht werden aus dem Vermögen des Wahnfinnigen, oder bei 
defien -Unzulänglichfeit ang den gewöhnlichen Armenfonds des Orts enmommen, 
‚Sodann muß. j In ' 
3) Die Orts⸗Polizeibehörde fchleunigft der Kammer der Provinz davon Anzeige machen. 
4) Finder die Kammer, dag der Wahn» oder Blödfint des Menfchen nur, einiger: 
maßen beſcheinigt ift, fo ertheilt diefelbe dem Landes: Zuftiz: Eollegio der. Pro- 
vinz davon Nadricht, damit daffelbe einen Hecatien oder andern Juftizbedien- 
ten beaufttagt, nach Vorſchrift der W.©:D. Thl. J. Tit. 38, 8.2—8, die Unter: 
ſuchung bei dem Richter zu ertrahiren und darauf. anzuttagen, dag der Menſch 
für wahn- oder blödjinnig erklärt werde, N? 
Das dabei zu beobachtende Verfahren it in der A. G. D. gehörig vorgezeichnet. 
_ Wenn indem der Wahnfinnige,  befonderer ‘Gründe wegen, aus feinent‘ perfüns 
lichen Gerichts ande nach dem Orte, wo das Landes-Juſtiz-Kollegium feinen Sit 
Kuh —— werden muß; fo kann dieſes ſich nicht entbrechen, die Unterſuchung 
u führen, —— RU 
5) Ehe nicht das Erkenntniß den Menfchen für wahr» oder blödſinnig erklärt, 
darf derfelbe in der Negel nicht in eine Irrenanſtalt aufgenommen werden. 
Sollte jedoch das Erkenniniß im der Hauptfache nicht ohne Aufenthalt erfolgen 
können, die Umftände aber ſchleunige Maaßregeln erfordern, auch das Vermögen des 
Wahnfinnigen wicht von der Befchaffenheit fein, dap daraus die zur Beftellung eines 
befondern Anffehers erförderlihen Koften bejtritten werden fünnen, fo ift das die Un: 
terfuchung dirigirende Gericht befugt, die einftweilige Aufnahme des Wahn» “oder 
Blödfinnigen in ein Irrenhaus durch "die Kammer zu veranftalten, wenn auch nur 
ein, gehörig quafifteirter Arzt ihn fur wahr. oder blodfinnig erklärt. 
In diefem Fall kaun die weitere Unterfuchhung des Gemüthszuſtandes im der Ir— 
ren: Anſtali felbft durch den bei derfelben angeftellten Arzt erfolgen. — 
Hiernach habt Ihr End num in vorfommenden Fällen zu achten, und Eure Un: 
terbehörden zu inſtruiren. 5 
Uebrigens find die Landes -Zuftiz- Collegia von dem Chef der Juſtiz mit gleichen 
Anmeifungen verfehen, und ihnen die Auferfie Befhlennigung der Unterfuchungen dies 
fer Yrt nochmals zur Pflicht gemacht worden. | 
Berlin, den 29, Septbr. 1803, Neues Arhiv B, 3. ©. 126, 


Durch die Mittheilung des Departements der allgemeinen Polizei im Minifterio 
des Innern, hat der Chef der Juſtiz von der zwifhen dem Königl. O. L. Ger. und 
der Regierung zu Liegnig, bei Gelegenheit des einzuleitenden Verfahrens wider den 
Blödfinnigen N. auf R. entftandenen Differenz Kenntniß erhalten, Es läßt fih nun 
zwar. dagegen, daß das Kollegium die Aufficht auf den gedachten N., während des 
Blödfinnigkeits: Prozeffes, als zur Polizei gehörig, von fi abgelehnt und. der Negie- 
tung überlaffen bat, nichts erinnern; dagegen hätte aber für die Sicherftellung des 
Bermögens, in fofern folhe nöthig geweſen, von Seiten des König. O. L. Ger. ges 
forgt werden müffen, indem die polizeiliche Auffiht nur zum Zweck haben kann, die Ge: 
fahr abznwenden, welche aus dem Gemüthszuſtande eines folhen Menſchen für feine 
eigne Perfon und für Andere zu beforgen ift, die Sicherftellung ües Vermögens ‚aber 
jederzeit nur eine Sache der gerichtlichen Vorſorge if. Hiernach ift in künftigen, ähn— 
lichen Fällen zu verfahren. erlin, den 18, Quli 1812, v. K. 3.8.1. ©, 239, 


2) a) O. O. v. 5. April 1804 und Bescript v.25.Rovbr. 1825, betr. die gerichtliche 
Einwirkung bei Aufnahme Gemüthskranker in Öffentliche oder Privat: Heilanftalten. 


Aus der jegt im Druck erfchienenen Nachricht von dem Zuftande des Kranken 
1 * 
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hauſes, der Charitéé, im Jahre 1803 habe Ich erfehen, daß die Zahl der in dieſem 
Gnfitus aufgenommenen Gemütbstranfen, welche bereits im derfloſſenen Jahre 
ſehr zugenommen hatte, wieder anfehnlich geftiegen it. Wiewohl nun der Ber. 
faffer diefer Nachricht, Gebeime Ratb Hufeland, fich vorbehalten bat, über die 
Urfachen der Zunahme diefer Krantbeitsklaffe, die er in einigen herrſchenden Feb» 
lern, der jegigen phufifchen und geiftigen Lebensart der Menſchen fegt, fi noch 
befonders auszulaffen ; fo kann Ich doch fchon jetzt die Beſorgniß nicht unterdrüden, 
ob auch wohl in jedem Falle der Aufnabime eines Gemüthelranten, der Zuftand 
deffelben nah Vorſchrift der Gefege gerichtlich unterfucht und beſtimmt werde, 

Die proviforiiche Aufnahme eines noch nicht gerichtlich dafür erklärten Gemüths— 
kranken, darf zwar nicht um diefer Form willen ausgefegt werden, aber die geſetz— 
lihe Sicherheit und Freiheit der Perſon erfordert, daß gleidy nach der Aufnahme 
dem competenten Gerichte davon Anzeige geichebe, damit daffelbe nab Vorſchrift 
der Belege die ſorgfaͤltige Unterſuchung verfügen und darüber erkennen könne, weil 
unter feinem Vorwande irgend ein Gemüthskranker, der nicht durch gerichtliches 
Erkenntniß dafür erklärt ift, in dem zu deren Aufnahme beſtimmten Anftalten. bes 
halten werden muß, 

ch trage Euch demnach auf, bei dem Krankenhauſe der Charite in Gemäßheit 

efjen die erforderliche Verfügung zu treffen, und verbleidbe Euer wohlaffectipnirter 
König. Potsdam, den 5. April 1804, 


Der Zuftiz-Minifter- findet fih in Verfolg einer mit dem Königl, Minilterio der 
Geiſtlichen-, Unterrichts: und Medizinal: Angelegenbeiten, anderweit gehaltenen Com— 
municarion umd im völligen Einverſtändniß mit den vom demfelben gemachten Anträs 

en, bewogen, ſämmtliche Königl, Gerichtsbehörden zur genauen Berolgung der Bor» 
hriften zu verpflichten, welche, 
wegen der — Einwirkung bei Aufnahme gemüthskranker Perſonen in 
die öfſentlichen oder Privat-Heilanſtalten, 
in der in Abſchrift beigefügten Allerh. C. O. vom 5, April-1804 enthalten find. 

Es darf dabei feinen Unterfhied machen: ob der aufjunchmende Kranfe unter 
ehelicher oder värerliher Gewalt ſteht, oder nicht, Denn die Bevormundung 
eines Wahn: und Blödfinnigen, wovon das A. L. R. Thl. I. Tit. 18. $. 12, fprict, 
ift ein von der Blödfinnigfeits- Erflärung ganz verfchiedener und mit derfels 
ben in feiner avfoluten Verbindung ftebender Act. Die erftere gehört dem Vor— 
mundſchafts-Gerichte an, (A.L. R. Thl. IL. Tir.18. $. 63.) die legtere gebet von dem 
Richter aus (A. G. O. Thl. 1. Tit. 38, $. 2, seqg.). Jene wird zwar nur dann erfor: 
derlih, wenn die für wahn» oder blodfinnig erklärten Perfonen nicht ſchon unter 
ebelicher oder väterlicher Curatel fteben; diefe hingegen fann und maß — fobald es 
die Umftände erheifhen und die Gerichts :Behorden fid) dafür ausfpreden, — ohne 
Unterfchied der Perfon eintreten. - ———— 

Die Königl. Ober-Präſidien und Regierungen find von dem Königl. Miniſterio 
der Medicinal-Angelegenheiten gleichmäßig darnach inſtruirt worden. 

Berlin, den 25. Novbr. 1825. v. K. J. B. 26. ©. 300. 


3) Aa) In Betreff des Berfahrens Behufs der Erklärung eines Menſchen für einen Wahn⸗ 
ober Blödfinnigen ; ſ. A. G. O. Thl. I. Tit 38.9.1 8. u. Anh, $, 333385, ; . 
b) Bescript v.6. Dechr. 1796, betr, mehrere Gegenftände des Vormundſchafts⸗ 
rechts ad 4., dafı die Beitellung des Eurators bei der Provocation auf Blödfinnigfeitserkläs 
rung nicht dem VBormundfchaftögericht, Tondern dem inftruirenden Richter obliegt; f. au IL. 
1.8.187. 8.1. &,194, (aufgen. in 8.283. deö Anh. zur A. 6.0.) 

3) den Verschwendern; 

8:14. Auch den Verschwendern, welche gerichtlich dafür erklärt 

werden, muss der Staat Vormünder bestellen. (Ebend. 8.33.) 
In Betreff bed Verfahrens Behufd der Erklärung eined Menfchen für einen Ber: 
ſchwender; ſ. A. G.O. Thl. J. Fit. 38, 8.9, u, flgde. 
—F 4) den Taubstummen; 

8.15. Taub- und Stummgeborne, ingleichen diejenigen, welche vor 

zurückgelegtem Vierzehnten Jahre in diesen Zustand gerathen sind, 


5.24 Wem Vormunder zu beflellen find. 5 


müssen, sobald &ie nicht mehr unter väterlicher Aufsicht stehen, vom 
Staate bevormiundet werden. | 

Bescript v.9. März 1805, betr. die Entlaffung der Taub⸗ und Stummgebornen 
aus ber Bormundfchaft. 


Da die in dem A. L. NR. Thl. M. Tit. 18, $. 15. enthaltene Borfchrift, wegen Be 
vormundung der Tanb» und Stummgebornen feine gefezliche Beſtimmung über die 
Aufhebung der Euratel folher Taub: und Stummgebornen enthält, welche nach er; 
langter Majorennirät ihre Verſtandeskräfte vollkommen gebrauchen, und fi durch 
allgemein verftändliche Zeichen ‚ausdruden können; fo haben Wir nad erfordertem 
Gütachten der Gefeg-Commifflon diefen $. 15. des A.L. R. durh die E. O. vom 
23, Febr. c. dahin zu ergänzen für nöthig befunden: 

daß, wenn vom vormundjchaftlihen Collegio unter Zuziehung ‚der Vormünder 

dafür gehalten wird, daf der Taub- und Stummmgeborne nad) erlangter Ma- 
jorennirät feine Verftandesfräfte vollfommen zu gebrauchen, und fih durch all: 
gemein: verftandliche. Zeichen auszudrücden im Stande ift, derſelbe der Euratel 
zu entlaffen, und ihm die Verwaltung feines Vermögens frei zugeben, jedoch 

N uenı daß ihm bei gerichtlichen Verhandlungen ein Beiftand 
Wonach Ihr Euch in vorfommenden Fällen zu achten umd die Untergerichte zur 
ganmeiigen Achtung zu infirniren habt. | 

.C. C. T.XI. No. 18. de 1805. Neues Archiv B.4. S. 33. u. Mathis B.1. ©. 100, 

8.16. Diejenigen, welche erst in spätern Jahren taubstumm gewor- 

den sind, müssen nur alsdann unter Vormundsehaft genommen werden, 

, wenn sie sich durch allgemein verständliche Zeichen nicht ausdrücken 

sg * daher ihre Angelegenheiten selbst zu besorgen ganz un- 
ig sınd, 

8.17. Denjenigen hingegen, denen der Mangel der Sprache und des 
Gehörs den Ausdruck ihrer Gedanken und die Besorgung ihrer Ange- 
legenheiten nur erschweret, soll wider ihren Willen kein Vormund be- 
stellt werden. | 

$.18. Doch sind sie bei geriehtlichen Verhandlungen einen Beistand 
zuzuziehen verbunden. 

5) den Abwesenden. 

8.19. Abwesenden, deren Aufenthalt unbekannt ist, muss der Staat 
zur Erhaltung ihres zurückgelassenen Vermögens, und zur Besorgung 
ihrer übrigen Angelegenheiten, Vormünder bestellen. 

Bescript v.9. Zuli 1801, daß die Beftellung des Curators für einen abwefenben 
unbefannten Erben zur Competenz der Bormundfhaftsbehörde gehört; ſ. A. E. N. J. 9. 
8. 668, Anh. 8.10. und zu 8.954, dief, Fit. 

8.20. Die Bevormundung muss alsdann geschehen, wenn ein ganzes 
Jahr hindurch von dem Abwesenden keine Nachricht eingegangen ist. 

8.21. Doch muss auch‘ vor Ablauf des ersten Jahres die Bevormun- 
dung geschehen, wenn sich Fälle von Wichtigkeit ereignen, wobei die 
Besorgung der Angelegenheiten des Abwesenden keinen Aufschub leidet. 

8.22. Ist der Aufenthalt des Abwesenden zwar bekannt; es sind 
aber Nachrichten oder wahrscheinliehe Vermuthungen vorhanden, dass 
der Abwesende wider seinen Willen an der eigenen Besorgüng seiner 
Angelegenheiten verhindert werde: so ist ihm ebenfalls ein Vormund 
zu bestellen. | 

8:23. Wer einen Bevollmächtigten zur Besorgung seiner Angelegen- 
heiten bestellt hat, der bedarf keines Vormundes. Ku 

8.24. Doch muss bei Vorfällen und Angelegenheiten, auf welche 
die ertheilte Vollmacht nicht gerichtet ist, dem Abwesenden ein Cura- 
tor bestellt werden. ———— 


6 Zweiter Theil. Achtzehuter Titel. 8. 25- 


8.25. Wenn der Bevollmächtigte innerhalb Dreier Jahre keine Nach- 
richt von seinem Machtgeber erhalten hat: so kann von den Verwand- 
ten des Abwesenden aufAnordnung einer Vormundschaft für den Letz- 
tern angetragen werden. 

8.26. ‚Hiervon findet eine Ausnahme nur alsdann Statt, wenn der 
Bevollmächtigte durch einen rechtsgülligen Vertrag zum Erben des Ab- 
wesenden ernannt worden. | 

8.27. Wenn der Bevollmächtigte stirbt; die Vollmacht aufkündigt; 
das Vermögen übel verwaltet; oder sonst in solche Verfassung oder 
Unstände geräth, die den Abwesenden, wenn ihm dieselben bekannt 
wären, zur Zurücknahme der Vollmacht wahrscheinlich veranlassen 
würden: so finden die Vorschriften $. 25. 26. ebenfalls Anwendung. 

Bescript v.27, Mai 1801, betr. die Bevormundung der Abweſenden, wenn deren 
Bater noch lebt. 


Die Lücke, welhe Ihr nad Eurem Bericht vom 8, d. M. in den Vorſchriften 
des A.L. R. in Abficht der Bevormundung abwefender majorenner Perfonen zu fin 
den glaube, ift nicht wirklich vorhanden. Es werden nämlich nah dem 8.6. u. f. 
Fir. 18, Thl. . diejenigen Perfonen, welchen Vormunder beftellt werden müſſen, und 
unter diefen auch die Abwefenden genannt, und im $.28. iſt feſtgeſetzt, daß diefe Pers 
fonen alsdann feiner Vormünder bedürfen, wenn fie nod in varerlicher Gewalt find, 
Hieraus folgt, daß, wenn die väterlihe Gewalt über fie zur Zeit, wo der Fall der 
Benormundung eintritt, ſchon aufgehoben ift, ihnen, wenn gleich der Vater noch lebt, 
dennoch ein Vormund beftelle werden muß, ımd dies iſt auch den allgemeinen Rechts: 
grundfägen völlig gemäß, weil die aus der väterlichen. Gewalt fließenden Rechte und 
Verbindlichkeiten des Vaters über die Perfon und das Vermögen feiner Kinder mit 
der Auflöfung der väterlihen Gewalt zugleich aufhören. 

Hiernach habt Ihr Euch alfo in dem gegenwärtig vorgekommenen Falle und in 
künftigen ähnlichen Fällen zu achten, jedoch bei der Wahl des Vormundes auf den 
Bater des Curandi vorzüglich Nücjicht zu nehmen. Sind ꝛc 

Berlin, den 17, Mai 1801. Neues Arhiv B.3. S, 77, 


« Guratoren sind zu bestellen: 1) VWorbenannten Personen, wenn sie noch unter väterlicher 
Gewalt stehen; 

8.28. Sind die vorbenannten Personen noch in väterlicher Gewalt: 
so ist der Staat nur in solchen Fällen und Angelegenheiten für sie zu 
sorgen verbunden, wo ihr Bestes mit dem eigenen Vortheile des Vaters 
in Collision geräth. 

In Betreff der vormundichaftlichen Obforge für uneheliche Kinder, deren Mütter 
noch unter väterlicher Gewalt ftehen; f. IL 2. 8.614, Anhang 8.95. und die Zufäge bafelbft 
B.1L@, 241. 

8.29. Wenn also der Vater mit solchen Kindern Verträge schlies- 
sen, oder andere Geschäfte, wodurch die Kinder ihm verpflichtet, oder 
gewisser Rechte gegen ihn verlustig werden sollen, mit ihnen vorneh- 
men will: so muss der Staat’den Kindern dazu einen Curator bestellen. 

$.30. Ein Gleiches muss geschehen, wenn. mit dem für die Kinder 
ausgesetzten Erbschatze eine Veränderung getroffen werden soll. 

8.31. Desgleichen alsdann, wenn mit Fideikommissen, wozu die 
Kinder von dem ersten Stifter mit gerufen sind, Veränderungen oder 
Verpfänduagen; vorgenommen werden sollen. 

8.32. In welchen Fällen auch noch ungebornen Fideicommiss - In- 
teressenten Curaloren bestellt werden müssen, ist gehörigen Orts ver- 
ordnet. (Tit. 4. $. 95.) 

8: 33. ‚Wenn zwischen den Aeltern noch :minderjähriger Kinder ein 
Ehescheidungsprozess- entsteht;. so muss den Kindern ‚ein Curator be- 
stellt werden. 


8, 37, Wem Bormünder zu beftellen find. 7 
Anh. 8.153. In Ehescheidungsprozessen soll es der Bevormun- 


- dung der Kinder nur dazu bedürfen, wenn es sich aus der 
erfolgenden Verhandlung ergiebt, oder dem Gericht bekannt 
ist, dass ein oder beide Ehegatten sich der Verschwendung 
des Vermögens oder der Vernachlässigung der Erziehung 
der Kinder verdächtig machen, 


1) Circularverordnung; v. 30, Dechr. 1798, Abſchu. III., betr. bie Wahrneh: 
mung der Nechte der Kinder bei Ehefcheidungen, 

$.1. In Ehefcheidungs» Brozeffen foll es der Bevormundung der Kinder nur 
dann bedürfen, wenn es fi aus der erfolgenden Verhandlung ergiebt, oder den 
Gericht bekannt iſt, daß ein oder beide Ehegatten fich der Verfchwendung des Ver: 
mögens oder der Vernachläſſigung der Erziehung der Kinder verdächtig machen, 

$.2. Gleihmäßig foll auf einen den Kindern aus dem Vermögen fchuldig be 
fundener Ehegatten auszufegenden Pflichtrbeil nur alsdann erkannt werden, wenn 
der unfchuldige Theil, oder der den Kindern zu beftellende Bormund, ausdrüdtich 
darauf anträgt, und behauptet, auch im Leugnungsfall befcheinigt, daß der ſchul⸗ 
dige Ehegatte fich der Verſchwendung des Vermögens verdächtig gemacht habe, 

6.3. Diefer Antrag kann auch nach rechtskräftig getrennter Ehe nachgeholt wer: 
den, wenn ein für den fchuldigen Theil erflärter Ehegatte überführt wird, daß er 
fein Vermögen zu verfehwenden anfange. Wird diefes erwiefen, fo wird bei Be 
rechnung des Pflichteheils fowohl in Anfehung des Betrags des Vermögens als in 
Anfebung der Zabl der Kinder auf den Zeitpunkt gefehen, wo die Verurtbeilung 
des fchuldigen Ehegatten zur Ansfegung des Pflichttheils der Kinder vom Richter, 
durch ein deshalb abzufafiendes Erkenntniß, nachgeholt wird. 

$.4. Wenn nad diefen Vorfchriften in Zukunft auf Ausfegung eines Pflicht: 
theils erfaunt wird, muß defien Betrag eben fo ficher geftellt werden, als wenn 
folder den Kindern bereits durch Erbrecht anheim gefallen wäre; wohingegen dem 
Ehegatten, aus deſſen Vermögen der Pflichttheil ausgefegt worden, die Nugungen 
ungelränft verbleiben, ' | N. C. C. T.X. S. 1851. 

2) Bergl. auch U.2.R. II, 2. 457, u. flgde, 


8.34. Besonders aber ist den noch unter väterlicher Gewalt stehen- 
den minderjährigen Kindern ein Curator zu bestellen, wenn zwischen 
ihnen«und dem Vater eine Auseinandersetzung, wegen des mütterli- 
chen, oder des sonst den Kindern eigenthümlich zustehenden Vermö- 
gens erfolgen soll. u 

8.35. Der Vater muss angehalten werden, sich mit den Kindern aus- 
einander zu selzen, wenn er zu einer anderweitigen Ehe schreitet. 

1) Bescripte v.23. Februar, 9. März u. 13. Juli 1795, 26, Novbr. u. 6, Deebr. 1796, 
31. October 1801, 6. Novbr. 1805, 9, Septbr. 1809 und 6. Decbr. 1809, betr, die Eoncur: 
ren; der Bormundfchaftöbehörben Behnfs der Ausmittelung und Sicherftellung bed Bermö— 
gens der Kinder Seitens des Vaters ; f.zu U. 2, 8,187. 3.UL&.192, jigde. 

2) Bersl. auch 8,970, u. flgde. dief, Tit. 


8. 36. Ferner in allen Fällen, wo er nach Vorschrift der Gesetze für 
das Vermögen der Kinder Sicherheit zu bestellen verbunden ist. (Tit.2. 
8. 179. sqq.) 


Sn Betreff der Fälle, In denen die Sicherheitöbeftellung für das nichtfrele Vermögen 
der Kinder, namentlich von Beamten erfolgen muß; f. auch die Zufäge 3. IL 2. 8.179, u. figde. 
Anh. 8.86 — 88; B. III. S. 135. u, figde. 

8.37. Wenn solchen Kindern etwas unter der ausdrücklichen Be- 
dingung, dass der Vater von dessen Verwaltung ausgeschlossen sein 
solle, vermacht oder sonst zugewendet worden: so muss denselben, 
wegen eines solchen Anfalls, ein besonderer Curator bestellt werden. 
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8.38. Auch diejenigen, ‚ welche den Kindern einen Pflichttheil schul- 
dig sind, können dem Vater die Verwaltung darüber entziehen: 
1) Bergl. U. 2.R. II. 2, 8,158. u. flgde. u. Reſeript v.9. März m, 13. Juli 1795, betr, den 


Unterjchiedb des freien und nicht freien Bermögensd der unter väterlicher Gewalt fichenden 
Kinder rüchjichtlich der Ausmittelung und Sicherftellung; f, au IL, 2, 8.187, 


2) Vergl. übrigens 8.984, m. figde. dieſ. Tit, 

2) Volljährigen Ehefrauen; 

8.39. Volljährige Ehefrauen bedürfen der Regel nach keiner Bevor- 
mundung vom Staate, wenn sie auch in Umstände gerathen, da bei an- 
dern Personen die Bestellung eines Vormundes nothwendig wäre. 

.40. Alsdann ist der Mann, so lange er seinen eigenen Sachen vor- 
stehen kann, in Ansehung des vorbehaltenen Vermögens einer solchen 
Frau, als ihr Vormund anzusehen. 

8. 11. Sollen aber wegen des Eingebrachten Verfügungen getroffen 
werden, wozu die Gesetze die ausdrückliche Einwilligung der Frau er- 
fordern: so ist derselben dazu ein besonderer Curator zu bestellen. 
(Tit.1. 8. 232. sqq.) 

$.42. Ein Gleiches muss geschehen, wenn, bei einer Disposition 
tiber das vorbehaltene Vermögen, das Interesse des Mannes mit den 
Vortheilen der Frau in Collision kommt, 

$.43. Das Vermögen einer Hausfrau steht nicht unter Verwaltung 
des Mannes. 

$.44. Es muss ihr also in allen Fällen, wo andere Personen unter 
Vormundschaft zu nehmen sind, ein besonderer Vormund vom Staate 
bestellt werden. 

8.45. Bei der Auswahl des zu Bessallenden Vorwinäls kann das 
vormundschaftliche Gericht, nach Bewandniss der Umstände, auch auf 
den Mann Rücksicht nehmen. 

3) schon bevormundeten Personen. 

8.46. Einem Bevormundeten wird nur alsdann ein Curator bestellt, 
wenn zwischen dem Pflegebefohlenen und dem Vormunde, in den ei- 
genen Angelegenheiten des Letztern, etwas zu verhandeln ist. 

8.47. Auch kann der Staat dem Pflegebefohlenen zu Angelegenhei- 
ten, welche eine vorzügliche Sachkenntniss, die von dem Vormunde 
nicht zu erwarten ist, voraussetzen, einen besondern damit versehenen 
Curator bestellen. 

8.48. Wenn zwischen mehrern Pflegebefohlnen, die nur einen ge- 
meinschaftlichen Vormund haben, wegen eines erheblichen Interesse 
Collision entsteht; so muss jedem von beiden Theilen, zur Besorgung 
dieser Angelegenheit, ein Curator bestellt werden. 

4) unbekannten oder verhinderten Interessenten. 

8. 49. Wenn Fälle vorkommen, wo man noch nicht weiss, wer es 
sei, der bei einer Sache, oder bei einem Geschäfte ein Interesse habe: 
so muss auch den unbekannten Interessenten ein Gurator bestellt 
werden. 

$.50. Ein Gleiches muss geschehen, wenn bei einem Geschäfte, wel- 
ches keinen Aufschub leidet, ein an sich bekannter Interessent seine 
Rechte schleunig genug selbst wahrzunehmen verhindert ist. 

1) Bescript ». 25. März 1817, wonach die Gefchlechtsvormundfchaft in ben ehemals 


fächfifchen Landeötheilen nach Einführung bed A.E. N. nicht mehr ftatt findet; f. zum Publ. 
Pat. v, 15. Novbr. 18165 3.1. S. 67, 


$.50, Wen Vormünder zu beftellen find, 8 


2) Verordnung ». 22. Januar 1826, wegen Mufhebung der Gefchlehtövormund« 
ſchaft in dem dieffeitd der Elbe belegenen Theile des Herzogthums Magdeburg. 

Da in einem Theile der zum Herzogthum Magdeburg nebörigen, dieffeitd der 
Elbe gelegenen Diftrikte, die Geſchlechts-Vormundſchaft ale Provinzialrecht noch 
zur Zeit befteht, diefelbe aber nicht nur an fich zu einer überflüffigen Form gewor. 
ben ilt, fondern auch befonders dadurch, daß fie im allen angränzenden Landesthei— 
len nicht gilt, vielfahe Weranlaffung zu Fehlern bei Abfoffung von Rechtsgeſchäf—⸗ 
ten giebt; fo verordnen Mir, auf den Antrag Unſeres Staateminifteriums und 
nad) eingefordertem Gutachten Unferes Stantsraths, imgleichen nach Vernehmung 
Unferer getreuen Stände der Brovinz Sachſen 

daß in dem erwähnten Landestheile die Geſchlechts— ——— hinfort 

gänzlich aufgehoben ſein ſoll. S. 13. 

3) Verordnung »v.20, Mai 1826, betr. die Aufhebung — 
in dem zur Kurmark gehörigen Luckenwaldeſchen Kreiſe. 

Auf Joren Bericht vom 8.d. M. und im Verfolg der Verordnung vom 22. Ja 
nuar d. J, wegen der Geſchlechtsvormundſchaft in dem diefleits der Elbe belegenen« 
Theile des Herzogthums Magdeburg, beftimme Jch hierdurch: daß die in dem ehe: 
mals zum Meagdeburgfchen gebörig gemweienen, jept der Kurmark eimverleibte 
Luckenwaldeſchen Kreife noch beftebende Gefchlechtsvormundfchaft - ebenfalls aufs 
gehoben fein fol, G. S. ©. 47. 

4) Verordnung ». 28 Juni 1829, wegen Aufhebung der Geſchlechtsvormundſchaft 
in Weſtpreußen. 

Da die hin und wieder in Weſtpreußen noch ſtatt findende Geſchlechtsvor— 
mundſchaft, theils als eine überflüſſig gewordene Form erſcheint, und theils 
wegen der in den übrigen Theilen dieſer Provinz bereits erfolgten Aufhebung 
ber gedachten Einrichtung mannigfaltige Nachtheile mit ſich führt; ſo verord⸗ 
nen Wir, auf den Antrag Unſerer getreuen Stände des Königreichs Preufen 
und nad erftattetem Gutachten Unſers Staatsminifteriums: 

daß die in einigen Theilen von Weſtpreußen nach Brovinzialgefegen n0d 
beftebende Gefchlehtsvormundichaft aufgeboben fein ſol. G. S. ©.5 


6) Verordnung v. 13. März 1830, wegen Aufhebung der Gefchlechtövormunbfchaft 
im Lauenburg: Bütowfchen Kreife und in ben weitpreußiifchen Enflaven ded Eösliner Negies 
rungsbezirks. 


Ich finde auf Ihren Bericht vom 18. Februar d. J. kein Bedenken, die 
Verordnung vom 28. Juni v. J., wegen Aufhebung der Geichlechts » Bor: 
mundfchaft in einigen Zbeilen von Weftpreußen, auf den ehemals Weltpreufis 
ſchen, durd die Provinzial: Eintheilung vom 30. April 1815 dem Cöslinfchen 
Regierungsbezirk überwiefenen Lauenburg: Bütomfchen Kreis, imgleihen auf die 


beiden eben diefem Regierungsbezirk dadurch einverleibten Beftpreufilhen En 
Haven auszudehnen. G. S. ©. 24. 


6) Verordnung ». 27, Zuli 1832, wegen Aufhebung der Geſchlechtsvormundſchaft 
in einigen Kreifen der Neumarf, 
Auf den Antrag Unferes Staatöminifteriums und nach erftattetem Gut: 
achten des Kommunal: Landtags der Neumark, verordnen Wir hierdurch: 
daß die in einigen Kreifen des Frankfurter Regierungsbezirks noch bes 
ſtehende Geſchlechts-Vormundſchaft aufgehoben fein fol. G. S. ©. 205. 

7) Verordnung v. 30, Auguft 1833, wegen Aufhebung ber Geſchlechtsvormund⸗ 
ſchaft in Schlefien, 

Wir Friedrih Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. ıc. 
verordnen hierdurch, auf den Antrag Unſeres Staatsminifteriums und nad Ans 
börung Unferer getreuen Stände des Herzogthums Schlefien, der Graffchaft 
Glatz und des Markgrafthums Ober -Laufig: 

1) Die in der Provinz Schleſien nach dem gemeinen Sachſenrechte, und nady 
den Beltimmungen einzelner Schlefiicher Vrovinzialgefege, zur Zeit noch beftes 
bende Geſchlechtsvormundſchaft, und die Vorfchriften der Rudolphiniſchen Polis 
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zeiordnung vom 19. Juni 1577. Art. II. von der Weiber⸗Obligation, Bürg- 
fhaften und Gerechtigkeit, werben hierdurch aufgehoben. 

2) Die perfönlihe Dispofitionsfähigkeit der Frauensperfonen in Schleflen 
foll künftig nur nah den Borfchriften des A.L.R. beurtheilt werden. 

3) Die Belehrung derfelben bei der Aufnahme von Bürgſchaften, Prioritäts: 
Einräumungen und ähnlichen Gefchäften in allen noch 3 ertfcheidenden Fällen, 
genüget, wenn fie nur nach den WBorfchriften des A. L. R. und der A. G. O. 
erfolge iſt. G. S. S. 96. 

Personen die sich Beistände wählen mlssen. 
S. 51. Unter die Personen, welche gewisse Angelegenheiten nur mit 
Zuziehung eines Beistandes vornehmen können, gehören: \ 
1) volljährige unverheirathete Frauenspersonen; 


£.U.1.8.88, bei Ehegelöbniffen, 
2) diejenigen verheiratheten Frauen, welche weder eines Vormun- 
des noch eines Curators bedürfen ; 
Bergl. 1. 1, 8,200. u, 8,343, 
3) Blinde, oder beständig kranke Personen; 
4) Taubstumme, welche keines Vormundes bedürfen, ($.17.) 
5) Personen, welche gar nicht, oder nicht Geschriebenes lesen, 
oder nicht selbst schreiben können. 
Vergl. 8. 5. des Anh. zu J. 56. S. 178. u. C. O. v. 20. Juni 1816, dafl es bei gerichtlichen 
Berhandlungen mit Schreibensunkundigen der Zuziehung eines Beiſtands nicht bedarf, 


wenn bie Verhaudlung unterZuziehung eines verpflichteten Protokollführers oder zweier 
Schöppen aufgenommen iſt; B. J. &,165, 

8.52. In welchen Angelegenheiten dergleichen Personen eines Bei- 
standes bedürfen, ist bei den dahin gehörigen einzelnen Geschäften, in 
den Gesetzen bestimmt. 

.53. Wo die Gesetze zu einem solchen Beistande einen Rechts- 
kundigen nicht ausdrücklich erfordern, da kann jede Mannsperson, die 
ihren Sachen selbst vorzustehen fähig und berechtigt ist, dazu gewählt 
werden. 

{. Anh. 8.95. 3u IE: 1, 8, 343. 

8.54. Ein Beistand muss von dem, welcher seiner bedarf, entweder 
selbst ausgewählt, oder wenn dieser nicht wählen kann oder will, von 
dem Richter, bei welchem die Handlung zu vollziehen ist, ihm zuge- 
orduet werden. 

8.55. Uebrigens bedarf die Auswahl oder Annehmung eines Beistan- 
. des keiner richterlichen Bestätigung, noch anderer besonderer Feier- 
lichkeiten. 


Zweiter Abschnitt. 


Von denjenigen, welchen die Bestellung der Vormünder 
und Curaloren zukommt und obliegt. 


Wem die Bevormundung der Uumtindigen und Minderjährigen; ingleichen 
8.56. ‚Wenn Kinder wegen noch nicht erreichten volljährigen Alters 
bevormundet werden sollen: so ist der Richter, unter welchem der Va- 
ter seinen persönlichen Gerichtsstand entweder zur Zeit seines Able- 
bens gehabt, oder zur Zeit des eintretenden Falles wirklich hat, dafür 
zu sorgen verpflichtet. 


8.58 Wier Vormänder beftellen kaun. 11 


1) In Betreff der Competenz ber Untergerichte zur Führung ber Vormundſchaft fiber die 
Kinder der Oberförfter und ber mit benfelben gleichen Nang habenden Forftbebienten, desgl. 
der wiedern Dffizianten vom Kopiiten abwärts und der Schullehrer, mit Ausschluß der Ree⸗ 
toren; vergl. 4.6.0.1. 2, 8,91, und. 95. Muh. 9.26, und 27, 


2) Bescript v.14,.3uni1814, betr, dad Bormundfchaftd:Forum der Erben Prinzlicher 
Dffizianten in Berlin, 

Auf den, von dem Königl. Kurmärkiſchen Pupillen-Collegio in Gefolge der Wers 
fügung vom 28, Mai e. unter dem 7. d. M. erftatteten Bericht, und nad dem darin 
enthaltenen Antrage, wird hierdurch genehmiger und demfelden freigelaffen, die Bor: 
mundfchaften über minorenne Erben Prinzliher Dfficianten niedern Ranges, dem 
hiefigen VBormundfchaftsgerichte oder den Untergerichten des Drts, wo der Grblaffer 
geftorben ift, nad Anleitung der Prozeß: Ordnung Tit. II. 8.101. in eben der Art 
gu delegiren, wie die Delegation überhaupt in Anfehung der Königl. Bedienten nie- 
dern Ranges nad) dem $.58. 1.c. für zuläfiig zu achten iſt; jedoch mit der Maaß— 

abe, daß wenn ein folher Dfficiant in der Prinzlichen — ſtirbt, die Siege: 
ung und Inventur von dem Königl. Pupillen-Collegio zu bewirken iſt. . 
Berlin, den 14, Juni 1814, | 


Dem Königl. Bormundfchafts: Gerichte wird auf den unterm 12, v. M, erflatteten 
Bericht hierdurch eröffnet, daß die Direktion der Vormundſchaften über minderjährige 
Kinder Prinzlicher Officiauten allerdings dem Pupillen» Eollegio gebühret, indem der 
in der Prozeß-Ordnung Tit. I. $.102, erwähnte Fall der Dimifion von dem des 
Ablebens eines Prinzlihen Dfficianten ganz verfchieden ift, und in diefem letztern 
Sa e8 bei der Pegel $$.20, 90, 95. a. a. O. das Verbleiben hat. Indeſſen iſt das 

upillen: Collegium, feinem eigenen Antrage gemäß, wie die abfchriftlihe Anlage 
mit mehrerem befagt, authorifirt worden, die Bormundfcaften über minorenne Gr: 
ben Prinzlicher Dfficianten niedern Nanges zu delegiren, wonad) das Königl, Vor: 
mundfchafts » Gericht fich zu achten hat. | 

Berlin, den 14, Juni 1814. v. K. J. B. 3. ©, 278, 


S. 57. Hat der Vater zur Zeit seines Ablebens einen doppelten per- 
sönlichen Gerichtsstand unter einem Ober- und Untergerichte gehabt: 
so gebührt die Bevormundung dem erstern. | 

8.58. Sind beide Gerichte von gleicher Qualität: so ist dasjenige zur 
Bestellung des Vormundes befugt und verpflichtet, unter welchem der 
Vater zuletzt bei seinem Ableben wirklich gewohnt hat. 


Rescript v. 11. Januar 1806, betr, die Eompetenz de3 vormundfchaftlihen Ge 


richts in dem Falle, wenn der Erblaffer im Snlande und im Auslande mit Grunbftücken aus , 


geſeſſen geweſen ift- 

Wir haben Uns vortragen laſſen, was Ihr in Betreff der, von der Salm— 
Salmſchen Regierung den minderjährigen zc. Kindern angeordneten Vormundſchaft 
und des Gefuchs der letztern um Ueberlaffung der Adminiftration der in dem Erb— 
fürftenthum Münſter belegenen beiden Güter, unterm 18. v. M. einberichtet habt, 
und wollen Euch darauf und auf die daraus hergenommtene allgemeine Anfrage zur 
Reſolution hierdurch nicht verhalten, daß die Euren diesfälligen Zweifel entfcheidende 
Vorſchrift im $. 56. Tit. 18. Thl. 2. des A. L. R. ſich befindet, wonach dem Nicter, 
unter welchem der Vater feinen perfönlihen Gerichtsſtand entweder zur Zeit feines 
Ablebens gehabt, oder zur Zeit des eintretenden Falles wirklich hat, die Einleitung 
der Vormundſchaft gebühret; denn da nah Vorſchrift der A. ©. D. Thl. J. Tit, 2. 
8.9. der perfönliche Gerichtsftand durd den Drt des genommenen beftändigen Wohn: 
fies feine Beftimmung erhält, fo folgt daraus ferner, daß, wenn das Hauptgut, 
auf welchem der Vater feinen beftändigen-Wohnfig gehabt, in einem fremden territo- 
äh ——— auch dem auswärtigen Richter die Einleitung der Vormundſchaft ge 
ühren müßte, 

Diefe Grundfäse auf den gegenwärtigen Fall angewendet, iſt es gar, feinen 
Zweifel unterworfen, —28 die Salm⸗Salmſche Regierung derſelben mit Recht 
unterzogen, da das Gut zc., auf welchem die Erblaſſer ihren beſtändigen Wohnſitz 

ehabt, im Salm⸗Salmſchen Territorio belegen if. Der Umſtand, daß die Erblaſ— 
er zugleich mehrere, unter. hiefiger Randeshoheit belegene Guter befaßen, ändert da: 
runter nichts, wie aus dem $.84. des ge flar erhellet, eben fo we: 
nig aber der Umfiand, daß diefelben in ufer einen Wohuhof beſeſſen, und ſich 


x 
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von Zeit zu Zeit, befonders in den Wintermonaten, darin aufgehalten Haben, indem 
durch ein foldes gemiethetes oder nur abwechfelnd von Zeit zu Zeit bemohrtes Quar— 
tier, den obigen Vorausſetzungen zufolge, feineswegs ein beftändiger Wohnfit ımd der 
davon abhängende perfünlihe Gerichtsitand begrunder wird. Ihr habt Euch alſo 
in Zukunft hiernad zu achten und auf den erwähnten Antrag der Bormunder das 
Weitere zu verfügen. 

N. C. C. T. XII. ©. 33, Nr. 4. de 1806. und Neues Ardiv B. 4. ©. 283, 


8.59. Ist in diesem Falle ($. 58.) der Vater, dessen Kindern ein Cu- 
rator bestellt werden soll, noch am Leben: so muss die Bestellung von 
demjenigen seiner beiden Gerichtsstände geschehen, bei welchem zu- 
erst darauf angetragen worden. 

8.60. Soll. der Curator zur Verwaltung eines Grundstücks bestellt 
werden, welches unter einem der beiden Gerichte ($.58.) belegen ist: 
so gebührt diesem Gerichte der Sache der Vorzug. 

8.61. Bei minderjährigen Kindern, welche der Eigenschaft von Kin- 
dern aus einer Ehe zur rechten Hand nicht theilhaft worden sind, be- 
stimmt der persönliche Gerichtsstand der Mutter das Recht und die 
Pflicht zur Bevormundung. 


Bescript v.19,$ebr.1823, nebft Anlagen betr. das Forum zur Bevormundung 
unehelicher Kinder majorenner Dienftboten, i 


Die majorenne N., Tochter des zu R. verftorbenen Königl, Dber: Accife: Ein: 
nehmers N., it in der Zeit, da fie bierfelbit gedient, unehelich geſchwängert, und 
bierfelbit am 25. Tuniusv. J. mit einem Kinde enbunden worden, deffen Bevormun— 
dung von uns verlangt wird, ohne daß wir. und von unferer Competenz überzeus 
gen können, 

Die Mutter, ald Tochter eines Grimirten, bat ihr Forum, in welchem die Be: 
vormundung des umnebelichen Kindes erfolgen muß, bei dem Königl. O. L. Ger. zu 
Frankfurt a. d. D., als dem letzten foro domicilii ihres Vaters, fo lange, als fie 
felbft nicht durch Eonftitwirung eines formlichen Wohnfiges ftatt dieſes fori originis, 
ein eigenes forum domicilii erwirbt. 

Durch den bier angenommenen Dienft aber hat fie ein Domicilium nicht confti- 
fuirt, wie dies aud in der Verfügung des Minifterii des Innern vom 12. Mai 1819, 
ausgeführt it, von welcher wir Abfchrift anliegend beifügen und Ew. Greellenz ehr: 
erbietigit zu bitten ung erlauben: 

generaliter hochgeneigteft beftimmen zu wollen, daß unehelihe Kinder einer mas, 

- jorennen Tochter überhaupt, und insbefondere eines Grimirten, fo lange fie 
bloß durch Dienen fich ernährt, und nicht einen förmlichen Wohnfis aufjchlägt, 
von dem legten foro domiecilii ihres verfiorbenen Vaters, als ihrem foro origi- 
nis, zu bevormunden iſt. | 

Die in den Verfügungen refp. des Königl. Kurmärkifhen Pupillen: Eollegii vom 
26. Novbr. pr. und des Königl. Pupillen. Collegii zu Frankfurt a. d. O. vom 15, 
v. M., welche ſich originaliter in den beigehenden, hochgeneigteft zu remittirenden Ufs 
ten befinden, für die entgegenftebende Meinung angeführten 88. 13. 20. und 98, 
Thl. 1. Tit. 2. der A. G. O. begründen diefe unferes Erachtens deshalb nicht, weil, 
wenn fie au als Ausnahme und gemiffermaagen als ein forum speciale causae dag 
Geſinde dem Gerichtsitande der Herrfchaft unterordnen, dennoch — im Allge⸗ 
meinen feine Abänderung in der Lehre vom foro originis domicilii et tutelae ge 
macht ift, der 8.20, l.c. aber ausdrücklich verordnet, daß der Gerichtsftand, unter 
welchem der Vater zur Zeit des Ablebens innerhalb Landes feinen Wohnfis hatte, 
der ordentliche Gerichtsſtand des Kindes bleibt, jo lange daffelbe noch feinen eigenen 
Wohnfig genommen hat — welde VBorausfegung beim Dienen nicht eintritt. 

Die -Entfheidung der flreitigen Frage ift uns befonders deshalb wichtig, weil 
wenn wir auch namentlid in dem vorliegenden Falle die Einleitung der Euratel wils 
fig übernehmen möchten, doc, bei der häufig erforderlichen Verſorgung folder Kits 
der, die größten Schwierigkeiten entftehen, indem die hiefige Armen: Direktion ihre 
Verpflichtung, ſolche Kinder zu unterftügen, beftreitet, und die Kommunen des Wohlt- 
ir des Vaters, bei der hier Statt gehabten Bevormundung, fi weigern, das 

md zu übernehmen, Berlin, den 6. Febr, 1823. 


8.63, Wer Dormüuder beftellen Faun. | 13 


Der Königl. Regierung wird auf den Bericht vom 9, Dechr. 9.5. über die Frage: 

ob der Geſindedienſt einen Wohnfig bewirtt? . 
auf den Grund eines von dem Königl. Staats: Minifterio — Beſchluſſes zu 
erkennen gegeben, daß dies nach der zeitigen Lage der Geſetze verneint werden 
muß, weil: 

der für die Affirmative angeführte Thl. J. Tit. 2. 813. A. L. R. nur von dem 

Gerichtsſtande, nicht von dem —*2** des Geſindes ſpricht, und daſſelbe je— 
nen nicht einmal vor den ordentlichen Gerichten des Dienſtorts, ſondern ſeiner 
Herrſchaft hat. * 

2. Weil die Ausnahme des Geſindes nach $.24. a. a.O. von dem im $.23. c. 
aufgeftellten Sat, ganz überfluffig fein wirde, wenn das Geſinde als ſolches 
einen 5 Wohnfs conſtituirte, und dies fhon nah $. 11. anzunehmen 
wäre; au | 

3, im $.142. Tit.1. Thl. II. des A. L. N. ausdrücklich vom Gefinde die Rede if, 
welches noch nirgend einen feſten Wohnfig aufgefchlagen hat. 

Berlin, den 12, Mai 1819., | 


Die. in dem’ geehrten Schreiben Eines Königf, ꝛc. Bormundfchafts: Collegiums 
vom »', d. M. geäußerte Meinung, dab uns, als forum originis, der N,, die Ein— 
leinung und Führung der Vormundſchaft uber das von ihr mis dem Sattlergefellen 
N. außer der Ehe erzeugte Kind gefeglich obliege, koönnen wir nicht theilen. 

Aus der Zufammenftellung der dh. 13., 20. und 98. Tit. 2. der Prozeß-Ordnung 
gebt deutlich hervor, daß Kinder der Grimirten, welche bereits großjährig find, und 
nicht unter väserliher. Gewalt ſtehen, dadurch, daß fie das forum originis verlajien, 
und durch Dienen ‚einen andern ‚Wohnfig nehmen, in deu Gerichtsſtand der Herr 
fhaft übergeben, und folcergeftalt ihren urfprünglicden erimirten Gerichtsftand 
verlieren. Da tiefe gefeglihen Vorfchriften auf die bereits majorenne Tochter des 
vor 10 Zahren verftorbenen N. volle Anwendung finden, fo fehen wir uns aufer 
Stande, der geehrten Nequifition wegen ihres unehelidien Kindes zu genügen, und 
remittiren daher die Driginal : Anlagen derfelben hierbei ergebenft, 

Sranffurt a,d,D., den 15. Januar 1823, 


Unter Rüdfendung der mit dem Bericht vom 10, Detbr, d. J. eingereichten Arte 
lagen, wird dem Konigl. VBormundihafts: Gericht eröffnet, dab das zu bevormuns 
dende Kind der unverehelihten N, nah dem A.L. R. Thl. U. Tit. 18. 8.61. dem 
Serichtsitande der Mutter folgt, deren Gerichtsitand das hicfige Stadtgericht, in 
Gemaßheit der 4. G. O. Thl. J. Tit. 2. $.13. it, Wenn man au das abfhriftlid 
beigelegene. Miniiterial: Refeript als eine gültige: Auslegung des Geſetzes anerkennen 
wollte, fo fpricht diejes doch. nur vom Wohnfige, nicht vom Gerichtsftande, auf wel 
hen lesteren es hier doch allein anfommt Das Königl. VBormundfhafts: Gericht 
bat ſich daher der Bevormundung zu unterziehen; wenn daflelbe aber Bedenken da— 
gegen hat, fih mit dem Pupillen- Collegio in Frankfurt in Gorrefpondenz zu ſetzen, 
da N., wo das forum originis der Mutter der Pflggebefohlenen geweſen ift, im. Ber 
zirfe des D. L. Ger. von Frankfurt liege, Berlin, den 26. Novbr. 1822, 


Dem Königl, Bormundfhafts: Gerichte wirb auf den, wegen Berormundung des 
unebelichen Kindes der N. unterm 6. d. DM. erftatteren Bericht, bei Zurücfendung der 
eingereichten. Akten, eröffnet: daß der Juſtiz-Miniſter den in dem Antwortfcreiben 
des Pupillen: Collegiums zu Frankfurt, fo wie des hiefigen, refp. vom 26, Novbr, 
v. J. und 15, Janr. d. J. entwidelten Grundfägen, vollfommen beipflichter, und da— 
ber in Beziehung auf die beſtimmten VBorfchriften des A. L. R. Thl. II. Tit. 18. 8.61, 
weder die angerragene Verfügung erlaffen, noch das Königl. Bormundfhafts: Gericht 
in dem vorliegenden fpeciellen Falle von der Vormundſchafts-Uebernahme entbinden 
kann. Berlin, den 19, Febr. 1823, v. K. J. B. 21. © 254, 


S. 62. Die Bevormundung äusgesetzter Kinder, deren Aeltern unbe- 
kannt sind, liegt dem Untergerichte des Orts ob, wo sie gefunden 
worden. 

derer, die aus andern Gründen unter Vormundschaft zu setzen sind; 

8.63. In Fällen, wo Jemanden nicht wegen Minderjährigkeit, son- 
dern aus andern gesetzlichen Ursachen, ein Vormund oder Curator be- 
stellt werden muss, ist der Richter seines persönlichen Gerichtsstandes 
dazu verpflichtet. 
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8.64. Hat ein solcher Mensch einen doppelten persönlichen Ge- 
richtsstand: so gebührt die Bevormundung dem Obergerichte, 

8.65. Sind beide Gerichte von gleicher Qualität: so kommt die Be- 
vormundung demjenigen zu, unter welchem er zur Zeit des eintreten- 
den Falles wirklich wohnt. 

8.66. Hat er sich damals an einem dritten Orte aufgehalten: so fin- 
den die Vorschriften 8. 59. 60. Anwendung. 

8.67. Ist die Ausübung der Gerichtsbarkeit über Personen, die’ an 
sich einen privilegirten persönlichen Gerichtsstand haben, einem Unter- 
gerichte für beständig aufgetragen: so gebührt demselben auch die Be- 


vormundung. Ä 
5 der Fremdens 
8.68. Fremde, die in hiesigen Landen sich niederzulassen im Begriff 
stehen, aber darın noch keinen bestimmten Wobnsitz haben, müssen, 


. so wie die bei ihrem Absterben etwa zurückgebliebenen Kinder, er- 


forderlichen Falls von dem Obergerichte der, Provinz bevormundet 
werden. FE 2 

8.69. Doch steht dem Obergerichte frei, die Bevormundung, nach 
Bewandniss der Umstände, auch einem Untergerichte zu übertragen. 

8.70. Hatte ein Fremder, welcher nach seinem Stande nicht unter 
die Eximirten gehört, über den Ort, wo er in hiesigen Landen seinen 
Wohnsitz aufschlagen wolle, sich schon deutlich geäussert: go gebührt 
die Bevormundung den Gerichten dieses Orts, - F 

S. 71. Anderen Fremden, die entweder selbst in Umstände gerathen, 
wo sie eines Vormundes bedürfen,:oder welche Kinder, die sich in die- 
sen Umständen befinden, zurücklassen, muss von dem Gerichte des 
Orts, wo sie oder ihre Kinder sich alsdann wirklich aufhalten, ein Cu- 
rator bestellt werden. | . | * 

8.72. Die Pflicht eines solchen Curators erstreckt sich jedoch nur 
auf eine einstweilige Obsorge für die Person dieser Pflegebefohlnen, 
und das bei ihnen befindliche Vermögen, so lange, bis den Gerichten 
ihres auswärtigen Wohnorts von dem Vorfalle Nachricht gegeben, und 
von diesen weitere Verfügung getroffen werden kann. 

8.73. Gehört ein solchergfremder Reisender ($.71.) unter die Exi« 
mirten: so muss zwar das Untergericht seines hiesigen Aufenthalts- 
orts, wenn nicht dasObergericht sich an eben demselben Orte befindet, 
für die Bevormundung selbst unverzüglich sorgen. 

8.74. Es muss aber dem Obergerichte der Provinz den Vorfall so- 
fort anzeigen, und demselben die weitere Verfügung überlassen. 

der Militairpersonen zukomme, 

8.75. Nach dem Tode eines Vaters vom Militairstande, gehört die 
Vormundschaft über seine hinterlassenen Kinder vor die Civilgerichte. 

8.76. Demjenigen Gerichte, welchem der Vater, wenn er seine Di- 
mission erhalten hätte, nach näherer Bestimmung der Prozessordnung 
unterworfen gewesen wäre, liegt auch die Bestellung der Vormund- 
schaft über seine Kinder ob. 

8.77. Zur Bestellung eines Curators für Kinder von Militairperso- 
nen, die sich noch unter väterlicher Gewalt befinden, sind die Krieges- 
gerichte verpflichtet. 

8.78. Sobald jedoch mit Führung der Curatel eine Vermögensad- 
wninistration verbunden ist, müssen die Civilgerichte, vor welche, wenn 


$.84. Mer Bormünder beftellen Tann. | 1 


der Vater gestorben wäre, die Bevormundung gehören würde ($. 76.), 
die Direktion der Curatel übernehmen. / 


Anh. 8.154. Wenn den Kindern eines noch in wirklichen Kriegs- 
diensten stehenden Vaters Grundstücke — von deren 
eigenen_Verwaltung der Vater ausgeschlossen ist: so ver- 
bleibt die Administration derselben zwar den Civileerichten 
der Sache; diese sind jedoch schuldig in allen V orfollenfei 
ten, welche nicht den gewöhnlichen Wirthschaflsbetrieb ange- 
hen, den Militairgerichten Nachricht zu geben, und mit ihnen 
Rücksprache zu nehmen. Ä | 
Publicandum v, 13. März 1797, wegen Binführung bed M,&.M, beiden Mili- 

tairgerichten, 8.13 ; aufgen. in 8.154, ded Anh, 
. 8.79. Diesen steht aber frei, zur Führung der Administration einen 
besondern Curator, statt desjenigen, welchen das Militairgericht zur 
Regulirung der Sache bestellt hatte, auszuwählen, und denselben dem 
Militairgerichte zur Verpflichtung vorzuschlagen. | 
Der Militairgerichtöftand iſt durch die C. O. v. 19. Zuli 1809 In allen Angelegenheiten 
derbürgerlihden Gerichtsbarkfeit aufgehoben, und ift baher die in den 88.77— 79 m. 
Anh. 8.158, beftimmte Concurrenz der Militairgerichte bei Euratelen über Kinder ber Milis« 
tairperfonen weggefallen ;f. A. G. O. I. 2, 8.48. Anh, 8,12— 29, 

8.80. Wenn eine Militairperson im Felde mit Tode abgeht: so kön- 
nen sich die Kriegesgerichte der Sorge für das mit ins Feld genommene 
Mobiliarvermögen so lange nicht entziehen, bis selbiges, oder der dar- 
aus gelösete Werth, dem Civilgerichte, welchem die Bevormundung ob- 
liegt, mit Sicherheit abgeliefert werden kann. . | 


Anh. 8.155. Es werden die Militairgerichte, wegen der Verfü- 
gung über das von einer im Felde verstorbenen Mihlairperson 
hinterlassene und bei der Armee befindliche Mobiliarver- 
mögen, auf die Vorschrift des Reglemenis vom 30. November 
1772. 8.2. und 17. und die damit übereinstimmende Disposi- 
tion der allgemeinen Gerichtsordnung Th, 2. Tit. 5. $. 17. und 
18. nochmals verwiesen, 


Publicandum v. 14. März 179 wegen Einführung des A. S. R. bei den Militair« 
gerichten, 8.14. aufgen. in 8.155, des Anh, 


Welchem Richter die Direetion der Vormundschaft geblihre. 
8.81. Derjenige Richter, welcher den Vormund bestellt, hat die Di- 
rection der Vormundschaft über das ganze Vermögen, in und ausser 
seiner Gerichtsbarkeit. | | 


8.82. Besitzt der Pflegebefohlne Güter und Vermögen in einer an- 
dern Königlichen Provinz: so muss der Richter der Sache, auf Ansu- 
chen des vormundschaftlichen Gerichts, einen besondern Curator be- 
stellen, und die unmittelbare Aufsicht übernehmen. 


8.83. Besitzen inländische Pfllegebefohlne Güter und Grundstücke 
in fremden Landen: so muss der auswärtige Richter der Sache ersucht 
werden, dieselben in Verwaltung zu nehmen, und die Einkünfte davon. 
dem inländischen Vormunde zur Berechnung und Ablieferung einhän- 
digen zu lassen. 


8. 84. Ein gleiches Verfahren muss im umgekehrten Falle, wenn 
nämlich ausländische Pilegebefohlne. in hiesigen Landen Güter und 


16 Zweiter Theil. Achtzehnter Titel. 5.85 - 


Grundstücke besitzen, von dem inländischen Richter det Sache, jedoch 
mit Vorbehalt des Retorsionsrechts, beobachtet werden. 

8.85. Eine Veränderung in dem Wohnorte der Pflegebefohlnen, 
oder ihrer Aeltern, wirkt keine Veränderung in der Direction der Vor- 
mundschaft. 

8.86. Erfordert es jedoch das Beste der Pflegebefohlnen, dass die 
Direction der Vormundschaft dem Richter des veränderten Aufenthalts 
übertragen werde: so ist dieser sie zu übernehmen schuldig. 


1) Bescript v. 24. Febr. 1834, betr. bie Frage, in wiefern Curanden fich anf eine Zeit⸗ 
lang ins Ausland begeben können; f. zu IL 17. 8.129, 3 


2) Bescript v.12. Jan. 1837, betr. die Bormundfchaftsnerwaltung über Die ind Aus⸗ 
land verzogenen Euranden. 


Zur Befeitigung der Zweifel, welche darüber entitanden find: 
nad welchen Srundfägen zu verfahren fei, wenn inländifche Pflegebefohlene mit 
ihrer Mutter oder font in einen andern Staat verzogen find, 
findet fi der Tuftizminifter veranlaft, den Gerichtsbehörden Folgendes zu eröffnen: 

Die Entſcheidung der aufgeworfenen Frage hängt davon ab, ob die gedachten 
Dflegebefohlenen den in. $$. 127. und 129. Tir. 17, Thl. I. A. L. R. erforderien Aus⸗ 
mwanderungs: Konfens beigebracht haben oder nicht, 

Iſt nad ertheiltem und beigebrachtem Konfenfe zur Auswanderung diefe wirklich 

erfolgt, fo muß die diefleits geführte Vormundſchaft über die Ausgewanderten, ohne 
Rückſicht darauf, ob die Kuranden Vermögen befigen oder nicht, aufgehoben und an 
die betreffende VBormundfchaftsbehörde des fremden Staats, in welchen felvige verzo- 
gen.find, abgegeben werden. Durd die mit Bewilligung der Obrigkeit erfolgte Aus: 
wanderung ift austein das dieſſeitige Unterthanen-Verhältniß des Ausgewanderten 
elöft und der Staat hat fi aller Rechte und Pflichten begeben und entledigt, die 
hm gegen denfelben zuftanden und oblagen. Es fehlt den VBormundfchafrsbeborden 
in diefem Falle an jeder Kompetenz zur Fortfesung der vormundfhaftlihen Verwal 
tung, vielmehr. treten fie lediglich in das Verhältniß ein, in welchem fie überhaupt 
gegen ausländifdhe Pflegebefohlene ftehen. Es iſt daher nur unter der Vorausſetzung 
eine Theilnahme an der vormundfcaftlihen Verwaltung dieffeitig fortzufegen, unter 
der eine foldhe, wie z. B. nah 8.84. Tit, 18. Thl. II. A. L. R. aud dann hätte eins 
treten müffen, wenn die Mundel von jeher Ausländer gemwefen wären, 

So lange aber die ins Ausland verzogenen Ruranden den gefeglichen Emigrationg« 
Konfens nicht beigebracht haben, kann auch ihr diesſeitiges Unterthanen-Verhältniß 
nicht als gelöft betrachtet, mithin au in Gemäßheit des $.85. a. a. O. durch jene 
Veränderung in ihrem Wohnorte eine Veränderung in der Direktion der Bormunds 
fchaft nicht bewirkt werden. 

Uebrigens find die Verwaltungsbehörden angemwiefen, in allen Fällen, wenn für 
Derfonen, die unter Vormundſchaft ftehen, “ein Emigrations-Conſens nachgeſucht 
wird, diefen fo lange zu verweigern, bis das betreffende Vormundſchaftsgericht feine 
Zuſtimmung dazu ertheilt hat. Es verſteht fich jedoch von felbft, daß gegen die et— 
mwanigen abfchlägigen Verfügungen der DBormundfhaftsgerichte in diefer Beziehung 
der Weg der Befhwerde, eben fo wie gegen jede andere Verfügung derfelben, uns 
verfchränft bleibt. v. K. J. B. 49. ©. 167, 


S. 87. Auch muss jedes Gericht, von welchem Kindern noch bei des 
Vaters Leben nur ein Curator bestellt worden, die fernere Direction 
dieser Curatel demjenigen Gerichte überlassen, welchem die Bevor- 
mundung dieser Kinder nach des Vaters Absterben obliegt. 

8.88. Ist Jemanden vom Militairstande, oder dessen Kindern, ein 
Vormund oder Curator bei dem Kriegsgerichte bestellt worden: so muss, 
wenn demnächst die Militairgerichtsbarkeit auch auf andere Art, als 
durch den Tod, gänzlich aufhört, dasjenige Civilgericht, unter welches 
der Vater nach $. 79. zurückfällt, auch die fernere Direction der Vor-- 
mundschaft oder Curatel übernehmen. 


8.89. Wenn ausser diesem Falle der Vater der Pflegebefohlnen, 


$. 100, Waer Vormünder beftellen Tann. 17 


während dessen Leben denselben ein besonderer Curator hat bestellt 

werden müssen, seinen Wohnsitz oder Gerichtsstand verändert: so 

bleibt dennoch die Direction der Curatel bei demjenigen Gerichte, 

wo sie angeordnet worden; wenn der Vater nicht die Abgebung der- 

selben an das Gericht seines nunmehrigen Wohnsitzes ausdrücklich 

verlangt. r f | 
Wer auf Bevormundung anzutragen verpflichtet sei. 

8.90. Für die Bevormundung solcher Personen, die sich selbst nicht 
vorstehen können, ist sowohl der Richter des Orts, wo sie sich befin - 
den, als das Gericht, welchem die Bevormundung zukommt, von Amtes- 
wegen zu sorgen verbunden. | | 

8. 91. Ist,der Richter des Orts nicht zugleich der Vormundschafts- 
richter, und sind beide Gerichte nicht an Einem Orte befindlich: so 
muss Ersterer dem Letztern von dem vorgekommenen Falle sofort An- 
zeige machen. | | 

8. 92. Die Verwandten solcher Personen, die Ehegatten, der überle- _ 
bende Theil der Aeltern, sollen dem Richter die Eintretung des Falles, 
wo nach den Gesetzen eine Vormundschaft angeordnet werden muss, 
anzeigen, und deren wirkliche Anordnung betreiben. | 

8.93. Prediger, Dorfgerichte und andere, welchen die Anzeige der 
vorkommenden Todesfälle zur Pflicht gemacht ist, sind schuldig, wenn 
der Verstorbene Personen, die der Bevormundung bedürfen, hinter- 
lässt, der Obrigkeit davon Nachricht zu geben. (Tit. 7. 8. 67. Tit. 11. 
8.478-480.) | 

8.94. Auch die Zunftältesten und andere Mitglieder, die mit dem 
Vater des Pflegebefohlnen, oder mit dem Pflegebefohlnen selbst, als 
Handlungsgesellschafter oder sonst, in nähern Verbindungen gestanden 
haben, können sich dieser Obliegenheit nicht entziehen. 

8.95. Ist demjenigen, welchem dergleichen Anzeige zu machen ob- 
liegt, das Gericht, welchem die Bevormundung zukommt, nicht bekannt; 
so ist es genug, wenn nur die Anzeige irgend einem am Orte oder in 
der Nähe befindlichen Richter geschieht. - 

8.96. Weiss auch dieser nicht, wohin die Vormundschaft gehöre: 
so muss er von dem Vorlfalle sofort an das Obergericht der Provinz 
berichten. ? | 

$. 97. Verwandte von Minderjährigen, Wahn- oder Blödsinnigen, 
welche, nachdem der Fall’zu ihrer Wissenschaft gelangt ist, die ihnen 
davon obliegende Anzeige verabsäumen, haften den Pflegebefohlenen 
für allen dadurch erlittenen Schaden. F 

8.98. Der Nähere haftet vorzüglich vor den Entfernteren, und meh- 
rere gleich Nahe haften zu gleichen Theilen. * 

S. 99. In gleicher Art haften Verwandte, welche die Pflicht, für die 
Bevormundung eines Wahnsinnigen zu sorgen, vernachlässigen, auch 
einem Dritten für den, nach dieser Vernachlässigung, von dem Wahn- 
sinnigen ihm zugefügten Schaden, in so fern der Ersatz desselben über- 
haupt Statt findet, und dem Beschädigten dazu auf andere Art nicht 
verholfen werden kann. (Thl. I. Tit.6. $. 41. 44.) 

8.100. Verwandte, die entweder weiter, als im vierten Grade, mit 
dem Pflegebefohlnen stehen, oder die mit ihm nicht an einem Orte le- 
ben, haften nur alsdann, wenn sie die Anzeige vorsätzlich, ın der Ab- 
sicht, die Bevormundung zu hindern, unterlassen haben. * | 
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$. 101. ‘Wenn Minderjährige wegen Ableben des Vaters bevor- 
mundet: werden sollen: so muss die Mutter die erforderliche Anzeige 
davon längstens binnen Sechs Wochen nach dem Tode des Mannes 
machen. 

8.102. Versäumt sie dieses: so haftet sie nicht nur vorzüglich vor 
allen Verwandten, wegen des den Kindern aus der unterbliebenen Be- 
‚ vormundung entstandenen Schadens; sondern sie verliert auch allen 
Anspruch auf die Vormundschaft. 

8.103. Was Rechtens sei, wenn ein Wittwer, oder eine Wittwe, 
zur fernern Ehe schreiten, ohne sich mit den Kindern aus voriger Ehe 
aus einander gesetzt, und zu dem Ende auf Bestellung eines Vormun- 
des oder Curators für sie angetragen zu haben, ist gehörigen Orts be- 
stimmt. (Tit. 1. &. 18.sqgq. $. 1013. sqq.) | | 

8. 104. In Fällen, wo einer verheiratheten Person ein Vormund oder 
Curator bestellt werden muss, ist der andere Ehegatte, die erforder- 
- liche Anzeige zu machen, vorzüglich vor allen andern verpflichtet. 

8.105. Alle Uebrige, die nach 8.93. 94. zur Anzeige verbunden sind, 
‚werden im Unterlassungsfalle, wegen dieser Vernachlässigung ihrer 
Amtspflicht, nach Bewandniss der Umstände, und nach Verhältniss 
des daraus entstandenen Schadens, mit fiskalischer Strafe von Fünf bis 
Funfzig Thalern belegt. 

.106. Wenn einer von den zur Anzeige verpflichteten Personen 
dieselbe wirklich macht: so befreit er dadurch die übrigen von aller 
Vertretung wegen des nachher entstehenden Schadens. 

8.107. Ein jeder Richter, welcher in gehöriger Anordnung der Vor- 
mundschaft über seine Pflegebefohlnen seine Pflichten verabsäumt, hat 
jedesmal fiskalische Strafe verwirkt; und haftet überdies dem Pflegbe- 
fohlnen für allen Schaden. 

8.108. Gleiche Verantwortung und Strafe trifft den Unterrichter, 
der von einem in seiner Jurisdiction vorgekommenen Falle, dem 
Obergerichte, zu dessen Besorgung derselbe gehört, keine Nachricht 
giebt. 
| Dritter Abschnitt. 


Von den Personen, welche das Amt eines Vormundes 
zu übernehmen schuldig, und dazu fähig sind. 


Allgemeine Befugnies des Richters bei Bestellung der Vormtinder. 

8.109. Kein Bürger des Staats kann sich einer von der Obrigkeit 
ihm aufgetragenen Vormundschaft ohne besondere und erhebliche Ur- 
sachen entziehen. 

8.110. Die Auswahl der Personen, welche zu Vormündern oder 
Curatoren bestellt werden sollen, gehört zur Beurtheilung desjenigen 
Richters, welchem die Anordnung der Vormundschaft, oder Curatel 
obliegt. ($. 56. sqq.) 

8. 111. Dieser ist berechtigt, Vorschläge eines zu bestellenden Sub- 
jekts von den Anverwandten oder Zunftältesten zu erfordern. 


Von Bestellung Eines Vormunds für mehrere Pflegebefohlne: und mehrerer Vormünder 
für Einen Pflegebefohlnen. 
8.112. Für mehrere Geschwister ist die Bestellung eines gemein- 


schaftlichen Vormundes hinreichend. 


3.127. Wer Vormund fein kaun oder mu. 19 


8.113. Es können aber auch mehrere Vormünder einer einzelnen 
Person bestellt werden. 

$. 114. Im letztern Falle kommt es’auf die Anordnung des Richters 
an: ob und wie die Geschäfte unter die mehrern Vormünder getheilt; 
oder gemeinschaftlich von ihnen besorgt werden sollen. 

- Verhältniss mehrerer Vormlinder unter einander. 

8.115. Mehrere Vormünder, die zur gemeinschafilichen Besorgung 
der Angelegenheiten des Pfleg befohlnen verordnet sind, stellen Eine 
moralische Person vor. 

8.316. Was also einer, oder mehrere, ohne Zuzieliung der übrigen 
vornehmen, ist für den Pflegbefohlnen eben so unverbindlich, als wenn 
es von Fremden geschehen wäre. 

8.117. Können die Vormünder sich über das vorzunehmende Ge- 
schäft nicht vereinigen: so entscheidet nicht die Mehrheit der Stimmen; 
sondern die Sache muss dem vormundschaftlichen Gerichte zur Ent- 
scheidung vorgetragen werden. 

‘8.118. Das Verhältniss solcher Vormünder (@. 115.) — nicht geän- 
dert, wenn sie gleich untereinander in die Besorgung der verschiede- 
nen vorkommenden Geschäfte sich theilen. 

8.119. Hat der Richter die Geschäfte unter mehrere Vormünder 
getheilt: so ist keiner von ihnen zu einer Mitverwaltung bei den Ge- 
schäften des andern befugt oder schuldig. 

8.120. Derjenige, welchem keine Theilnehmung an der wirklichen 
Verwaltung der Vormundschaft, sondern bloss die Aufsicht über die 
verwaltenden: Vormünder angewiesen worden, wird Ehrenvormund 
genannt, 

‘8.121. Mehrere Vormünder, unter welche die Verwaltung von dem 
Richter getheilt worden, stehen gegen einander in dem Verhältnisse 
als Ehrenvormünder. 

8.122. Es soll also einem jeden solchen Vormunde die Pflicht, über 
das Betragen der andern zu wachen, und wenn er etwas Verdächtiges 
wahrnimmt, davon Anzeige zu thun, gleich bei seiner Bestellung be- 
sonders bekannt gemacht werden. 

8.123. Was vorstehend ($. 115-122.) von mehrern Vormündern 
verordnet ist, gilt auch von mehrern Curatoren, welche den Pflegbefohl- 
nen zu einerlei Art von Geschäften, Angelegenheiten, oder Vermögen 
zugeordnet sind. 

8.124. Hingegen stehen mehrere Curatores, die in Ansehung ver- 
schiedener Angelegenheiten oder Vermögensverwaltungen bestellt wor- 
den, unter einander in keiner Verbindung. 

Von der Bestellung «eines Vormundes auf oder von einer gewissen Zeit. 

8. 125. Vormünder sollen ohne Noth von dem Richter nicht bloss 
auf eine gewisse bestimmte Zeit bestellt werden. 

8.126. Hat aber der Vater verordnet, dass ein von ihm ermannter 
Vormund nur bis zu einer gewissen Zeit oder Begebenheit die Vor- 
mundschaft führen solle: so kann der Richter nur aus erheblichen, zum 
offenbaren Besten der Pflegebefohlenen gereichenden Gründen, von 
dieser Vorschrift abgehen. 

8.127. Ein Gleiches gilt, wenn der Vater verordnet hat, dass die 
von ihm ernannte Person nur von einem gewissen Erfolge oder Zeit- 
punkte an, die Vormundschaft führen solle. 
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8.128. Was hier ($. 126.127.) von der Verordnung des Vaters be- 
stimmt ist, gilt auch von Jedem, welcher den Pflegebefohlnen etwas 
zuwendet, und bei Ernennung eines Curators darüber dergleichen Ein- 
schränkungen beifügt. 

Personen, die zur Uebernehmung von Vormundschaften unfäbig sind; 1) in Ansehung aller; 
$. 129. Der Richter darf nur solche Personen zu Vormündern aus- 
wählen, bei welchen die erforderlichen Eigenschaften, dass sie das 
Beste der Pflegebefohlnen gehörig besorgen können und wollen, mit 
Grunde vorauszusetzen sind. 

$. 130. Wer seiner eigenen Sache vorzustehen nicht fähig ist, der 
kann auch einem Andern nıemals, und unter keinerlei Umständen, zum 
Vormunde oder CGarator bestellt werden. 

8. 131. Minderjährige sind ausgeschlössen, wenn sie gleich in ihren 
eigenen Angelegenheiten für grossjährig erklärt worden. 

8. 132. Auch wenn sie von dem Vater der Pflegebefohlnen zu Vor- 
mündern ernannt worden, können sie doch erst nach erlangter Gross- 
jährigkeit zur wirklichen Führung der Vormundschaft gelassen werden. 

8.133. Grossjährige, die aber noch unter väterlicher Gewalt. ste- 
hen, können nur mit Einwilligung des Vaters Vormundschaften über- 
nehmen. 

$.134. Die in einem Kloster ein wirkliches Ordensgelübde abgelegt 
haben, können nicht Vormünder oder Curatores sein. 

8.135. Leute, die wegen grober Verbrechen verurtheilt worden, 
‘oder die-bekanntlich ein ruchloses und schändliches Leben führen, sind 
zu jeder Vormundschaft oder Curatel unfähig, 

8.136. Auch denjenigen, welche wegen Untreue oder grober Fahr- 
lässigkeit einer Vormundschaft entsetzt worden, darf keine andere mehr 


übertragen werden. 
2) in Ansehang gewisser Vormundschaften. 


8. 137. Christen können für Personen, die keiner der christlichen 
Religionspartheien zugethan sind, und diese für jene, zu Vormündern 


nicht bestellt werden. 
1) Rescript v. 26. Jan. 1813, betr. die Nothwendigkeit ber Beftellung eines Chriften 
zum Bormunde für das uneheliche Kind einer Jüdin, wenn der aufereheliche Bater ein Chrift iſt. 


Das Kurmärkfhe Pupillen: Collegium hat in dem, durch die Verfügung vom 
21. Novbr. v. J., wegen Bevormundung der unehelihen Juden-Kinder, erfordertem. 
Bericht darauf angetragen, daß die Negel, wonad unehelihe Kinder allemal dem 
Foro der Mutter folgen, aud auf, unchelihe Tudenkinder angewendet, und mithin 
die Direction der Vormundſchaft über folhe Kinder, ohne Unterfchied, ob fie von 
einem EChriften, oder von einem Juden mit einer Jüdin außer der Ehe gezeugt wor: 
den, nach dem Gerichtsitande der Mutter beitimmt werde. . Da biernah das Kur. 
maärkſche Pupillen- Collegium die Bevormundung uneheliher Kinder der unter der 
Qurisdietion des Kammer: Gerichts ftehenden Tüdinnen zu übernehmen bereit ift; fo 
bat es dabei fein Bewenden, und kann alfo fünftig der Fall, daf dem VBormund: 
fhafts- Gerichte Bevormundung. eines umehelihen Judenkindes obliegt, nur alsdann 
vorkommen, wenn die jüdifhe Mutter unter der Gerichtsbarkeit des Stadtgerichts 
fteht, welches nad dem Refer. vom 2. Marz 1809 (Mathis Allg. Juriſt. Monats: 
ſchrift Thl. 8. S. 95.) Statt findet, wenn die Mutter zu dem Geſinde und den Haus: 
Dfficiauten eines hiefigen Tuden gehört. Es verfieht fi von felbft, daß hierbei die 
Vorſchrift des A. L. R. Thl. U. Tit. 18. $.137., wonach Chriſten für Perfonen, die 
feiner der chriſtlichen Religions-Parteien zugethan find, und dieſe für jene, zu Vor: 
miündern nicht beftellt werden follen, noch ferner zu beobachten, und demnach dem 
unehelihen Kinde einer Tüdin nur in dem Falle ein Ehrift zum Vormunde zu be— 
ftellen if, wenn das Kind von einem Chriften mit einer jüdifhen Mutter gezeugt 
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worden, und nach ‚der Beftimmung des A. L. R. Thl. I. Tit. 3 643, in. —D — 
lichen Religion erzogen werden müß. 8:3.8.2 

2) Bescripte». 11. Mpril 1823 und 31. Dechr. 1834, beir. die Erziehung des von 
einer Jüdin mit einem Chriften erzeugten Kindes; ſ. zu IL 2, 8. 643, 

&. 138. Wohl aber ist die Bestellung solcher- verschiedener Glau- 
bensgenossen zu Curatoren, in einzelnen bloss das Vermögen betref- 
fenden Angelegenheiten zulässig. 

8.139. Stiefväter sind in der Regel nicht, wohl aber in besondern 
Fällen, wo näch richterlichem Ermessen ein erheblicher Vortheil für 
die Pflegebefohlnen davon zu erwarten ist, ihren Stiefkindern zu Vor- 
mündern zu bestellen. 

8.140. Ehemänner können die Vormundschaft ihrer noch nicht voll- 
jährigen Ehefrauen nur alsdann übernehmen, wenn der Fall der Bevor- 
mundung erst nach vollzogener Heirath eintritt, und, das Vermögen der 
Frau sicher gestellt ist. 

8.141. Wen der Vater der Pflegebefohlnen von Führung der Vor- 
mundschaft über seine Kinder ausdrücklich ausgeschlossen hat, der 
kann auch von dem Richter dazu nicht bestellt werden. 

8.142. Auch steht jedem Andern, welcher den Pflegebeföhlnen, mehr, 
‚als einen ihnen schuldigen Pflichttheil hinterlässt, das Recht zu, ge- 
wisse Personen zu bestimmen, die von der vormundschaftlichen Ver- 
waltnng solcher Zuwendungen ausgeschlossen sein sollen. 

8. 143. Frauenspersonen, die leibliche Mutter, und die Grössmutter 
der Pflegebefohlnen allein ausgenommen, darf der Richter Vormund- 
schaften oder Curatelen nicht auftragen. 

$. 144. Personen, welche mit den Pflegebefohlnen, oder deren Ael- 
tern, in öffentlicher Feindschaft gelebt haben, oder noch leben, können 
von dem Richter zu Vormündern oder Curatoren der erstern nicht 
gewählt werden. 

$.145. Gerichtliche Anschuldigungen grober Verbrechen; verübte 
Thätlichkeiten gegen das Leben oder die Gesundheit; ehrenrührige 
Schmähungen ; und Prozesse über einen beträchtlichen Theil des 
en begründen die rechtliche Vermuthung einer solchen Feind- 
scha 

8.146. Sind dergleichen Zwistigkeiten schon vor mehrern Jahren vor- 
gefallen: so hängt es vom richterlichen Ermessen.ab: in wie fern noch 
den Umständen angenommen werden könne, dass die feindseligen Ge- 
sinnungen durch eingetretene Wiederaussöhnung, oder durch den 
Zeitverlauf gehoben worden. 

8.147. Gläubiger und Schuldner derPflegebefohlneg, und überhaupt 
‚alle diejenigen, deren Rechte mit dem Rechte oder Interesse der Pile- 
gebefohlnen in "Widerspruch stehen, kann der Richter zu Vormündern 
nichf wählen, so lange über die Richtigkeit der gegenseitigen Ansprüche 
noch einiger Zweifel vorhanden ist. 

8.148. Entstehen dergleichen Zweifel erst nach übernommener Vor- 
mundschaft: so_muss dem Pflegebefohlnen, zur Berichtigung einer sol- . 
chen Angelegenheit, ein besonderer Curator bestellt werden. 

8.149. Ein Schuldner des Pflegebefohlnen,. welcher eine an sich li- 
quide und fällige Schuld nicht bezahlen kann oder will, darf ihm von 
dem Richter zum Vormunde nicht bestellt werden. 
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8.150. Kein.Richter soll, ohne besonders erhebliche Ursache, Je- 
manden aus einer andern Jurisdiction seinen Pflegebefohlenen zum 
Vormunde bestellen. . . .» _ | | 

8.151. Erhebliche Ursachen sind, wenn der fremde Gerichtsgeses- 
sene mit dem Pflegebefohlnen durch Verwandschaft, oder gemeinsames 
Interesse, in nähere Verbindung steht. 


8. 152.: Oder ‚wenn es dem vormundschaftlichen Gerichte an taugli- 
chen Personen: in seiner eigenen Jurisdiction ermangelt. 


8.153. In ‚solchen Fällen; muss jedes Gericht in Königlichen Lan- 
den, auf gebührendes Ansuchen, seine Gerichtsgesessenen zur Ueber- 


nehmung, der Vormundschaften auch unter fremden Jurisdictionen 
anhalten. BR | 


$. 154. Ein solcher Vormund wird, in allen auf die Vormundschaft 
sich beziehenden Geschäften und Angelegenheiten, dem vormundschaft- 
lichen Gerichte unterworfen. | 


8.155. Vormundschaften ausserhalb Landes darf Niemand, bei Ver- 
meidung einer nach den Umständen zu bestimmenden fiscalischen Geld- 
strafe, ohne Vorwissen und Genehmigung seines inländischen ordent- 
lichen Richters übernehmen. 


8. 156. Fremde,.die in Königlichen Landen keinen ordentlichen Ge- 
richtsstand haben, können inländischen Pflegebefohlnen nur aus über 
wiegenden Gründen des Bestens derselben, und nur unter Genchmi- 
gung des Justizdepartements, zu Vormündern bestellt werden. 


8.157. Auch müssen dergleichen Vormünder sich, in allen die 
Vormundschaft ‚betreffenden Angelegenheiten, der Jurisdiction des 
vormundschaftlichen Gerichts ausdrücklich unterwerfen, und die Ein- 
willigung ihres ‚eigenen ‚auswärtigen Richters in beglaubigter Form 
beibringen. 


BRescript .7. Decdr. 1915, betr. bie Beitellung eines MNuslänbders zum Bormunbe. 


Bei den von dem’ Königl. Pupillen: Collegio von Ober: Schlefien mittelit Berichts 
vom 25.0. M. ‚angezeigten Umständen, wird es hiermit, genehmiget, daß den N.ſchen 
minderjährigen Kindern zu N., der Tuchfabrifaut N, zu N, in Mähren zum Bor: 
munde beftellt werde, | F 

Was die zugleich gethane Anfrage betrifft, ob die Genehmigung des Juſtiz-Mi— 
niſters zur Annahme eines Ausländers als Vormund auch im: dem. Falle. einzuholen 
ſei, wenn der Ausländer dazu teſtamentariſch ernannt, auch für dieſelben Curanden 
ein zweiter inländiſcher Vormund beſtellt worden iſt; ſo findet ſich kein hinlänglicher 
Grund zu den in dem Berichte angezeigten Zweifeln. 

Das A. L. R. verordnet Thl. M. Tit. 18. $.156. ganz allgemein, daß Fremde, 
welche in den Königl. Landen keinen ordentlichen Gerichtsſtand haben, inländiſchen 
Pflegebefohlenen nur aus überwiegenden Gründen des Beſten derſelben, und nur 
unter Genehmigung des Juſtiz-Departements, zu Vormündern beſtellt werden ſollen. 
Wenn gleich auf den von dem Vater oder der Mutter der Pflegebefohlenen ernannten 
Vormund, nach $$. 172.174. a. a. D. vorzügliche Rückſicht zu nehmen ift; fo fchließt die» 
fes doc) die Verpflichtung des vormundfchaftlichen Gerichts nicht aus, zu unterfuchen, ob 
die gefeglich erforderlichen überwiegenden Gründe zur Annahme eines folhen Vormun— 
des vorhanden find, und das Nefultat dem Juſtiz-Miniſterio zur Genehmigung anzuzeis 
gen, Auch ändert es nichts in der Sache, daß neben dem Ausländer aud) ein In— 
länder zum Bormunde beitellt wird. Das Gefeg macht deshalb keinen Unterfchied, 
und die Vorihrift des Geſetzes muß daher um fo mehr fiehen bleiben, da aud im 
dem Sinne dejfelben feine Veranlaſſung fih finder, einen Fremden unbedingt zum 
Bormunde anzunehmen, wenn zugleich mit ihm ein Inländer zum Vormunde ernannt 
worden iſt. Das Königl. Pupillen Kollegium hat daher auch künftig in ſolchen Fäl— 
ben am den Chef der Juſtiz zur Genehmigung zu berihten. v. K. J. B. 6. ©. 180, 
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Personen, die zur Uebernehmung von Vormundschaften einer besöndern Erlaubnis bedürfen. 
8.158. Königliche und Prinzliche Domainen-Pächter und Beamte, 
Verwalter und Empfänger Königlicher, Prinzlicher, oder anderer öf- 
fentlicher, ingleichen der den privilegirten Corporationen und milden 
Stiftungen zugehöriger Güter, Gelder und Einkünfte, können ohne 
ausdrückliche Einwilligung der Behörde, welcher sie wegen solcher 
— und Verwaltung untergeben sind, zu Vormündern nicht bestellt 
werden. | 
.- 8.159. Die Erlaubniss soll nur alsdann von dem. vormundschaftli- 
chen Gerichte angenommen werden, wenn mit der Vormundschaft gar 
keine Vermögensadministration verknüpft ist; oder wenn für diese 
eine besondere, hinlängliche, und von aller Verhaftung für die Pacht 
oder die Casse freie Caution geleistet werden kann. 
Bescript v.4.Mai1805, betr. die Verpflichtung ber in ben vorftehenden 88. ge 
dachten Perfonen zur Cautiondleiftung, wenn fie vom Erblaffer ald VBormünder ernannt 
find; f. 3u 8.433, dieſ. Tit. : 
8.160. Militairpersonen dürfen ohne Consens ihres Chefs oder Kom- 
wandeurs keine Vormundschaft übernehmen. 


_ Anh. 8.156. Wenn Generale und Stabsoffiziere nicht für ihre 
eigene Kinder die natürliche V. Pad. Jühren, sondern 
für fremde Kinder und Verwandten eine Guratel übernehmen 
wollen: so müssen sie die unmittelbare Erlaubniss des Königs 
dazu nachsuchen. r J— 
Publieandumm v. 14. Mär; 1707, wegen Einführung ded A. E. R. dei ben Mili- 

talrgerichten; 8. 16. aufgen, in 8.156. des Anh. 

S. 161. Civilbediente können ohne Vorwissen und Genehmigung 

— unmittelbareu Amtsvorgesetzten zu Vormündern nicht bestellt 

werden. Ser Ä 

8.162. Für Räthe-bei'Königlichen Collegiis muss die Erlaubniss des 
dem Collegio. vorgesetzten Departements; für Dirigenten und Burge- 
meister in den Städten aber muss selbige bei dem Landescollegio, dem 
sie wegen ihres Amts untergeben sind, nachgesucht werden. 

8.163. Curatel. zu einzelnen Handlungen und Geschäften, womit 
keine Vermögensadministration verbunden ist, können die benannten 

Personen auch ohne besondere Erlaubniss übernehmen. 


D Bescript v. 1. März 1822, daf auch die auf Wartegeld ftehenden Königl. Beams 
ten Bormundfchaften nicht ohne Conſens der vorgefegten Behörde übernehmen bürfen. 


Das Königl. Pupillens Kollegium fucht nach dem Berichte vom 9. v. M. darüber 
Belehrung nad: Ä 

1) ob ein auf Wartegeld ftehender Beamter vom Eivil- oder Militair- Stande den 
activen Beamten gleich zu achten ift, und daher zur Lebernahme einer Bor: 
mundfhaft des im A. L. R. vorgefchriebenen onfenfes der ihm vorgefegten 
Behörde bedarf, 

2) ob überhaupt in det Qualität als Beamter ein gefeglicher Weigerungsgrund 
liegt, und dem vormundfchaftlihen Gerichte die Behiguif zuftehet, den Conſens 
für den Weigernden zu ertrahiren? 

Was die Anfrage ad 1) anbelangt, fo hat der Chef der Zuftiz Fein Bedenken, 
daß ein auf Wartegeld fiehender Militair» oder Eivil-Beamte zur Klaffe der als 
ee Mu EUER Beamten fo lange geachtet werden muß, bis er definitiv ans. 

eden iſt. 

Hinfihtlich der Anfrage ad 2) wird das Collegium auf die beftimmten Vorfchrifz 
ten des A. L. R. Thl. 1. Tit. 18, $% 161. 202. seq. und 208. verwieſen. Hiernach 
verficht es fich vom felbf, 
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daß jeder Beamte, welcher von der Verbindlichkeit zur Uebernahme von Bor: 
mundſchaften nicht ausdrücklich befreit it, ſich derfelben bei Vermeidung der ges 
feslihen Nachtbeile (ef. $$. 204. seq. 1. a) nicht entziehen darf. 

Die vormundihaftlihen Gerichte find aber in allen Fallen nicht nur befugt, ſon— 
dern ſogar verpflichtet, der vorgefegten Behörde des zum Vormund ernannten Bes 
amten von deffen Beitellung Nachricht zu geven, und deren — abzuwarten. 

F v. K. J. B. 19. S. 306. 

2) Beseripte ».11,Ypril u. 14. Auguſt 1818, da Geiftliche zur Uebernahme einer 
VBormundfchaft den Eonfens der vorgefegten Behörbe beibringen müſſen. 

Es it die Frage zur Sprache gefommen: 

ob die Geiftlihen zur Kategorie derjenigen Beamten zu rechnen find, melde 

nad Vorſchrift des A. L. R. Thl. U. Tit. 18. $. 161, bei der Uebernahme von 
Bormundicaften der Genehmigung ihrer vorgejegten Behorde bedürfen ? 

In Einverftändnip mit dem Konigl. Miniiterium des Cultus hat ſich der Chef 
der Juſtiz für die bejahende Beantwortung jener Frage entichieden. Denn es leidet 
zuvörderft fein Bedenken, daß die Geiſtlichen als wirflibe Staatsdiener betrachtet 
werden müſſen, indem fie nicht nur mad ihrem individuellen Wirkungsfreife zur 
Klaffe der Lesern gehören, fondern aud von dem Geſetze felbit mir diefer Benens 
nung bezeichnet werden, und in folher Qualität alle Prärogativen der Staarsdiener 
in ihrem gefammten, — zu Gunften ‚der Geifilichkeit oft noch weiter ausgedehnten — 
Umfange genießen. | 

VER. Tor. Tit. 11. 8.96, 

‚ Es’ unterliegt ferner feinem Zweifel, daß die Geiftlichen im Gegenfas vom Milis 
tair nur unter die Rubrik der Eivilbedienten gebracdr werden fünnen, da das A.L. R. 
fih Thl. H.-Zit. 10. $.1, seq. bloß auf diefe Slaffification binfichrlih der Diener des 
Staats befhränft hat. Nah obiger Auseinanderfegung muß daber die Vorſchrift des 
A. L. R. IHM. Tit. 18. $.161. auf fie ihre, volle Anwendung finden. Es tritt 
hinzu, dat der Grund des Geſetzes, * 

welcher aus der nothwendigen Controlle der Staatsdiener hinfichtlih aller fie 
nn und von ihrem amtlichen Berufe abziehenden Nebenbefhäftigungen 
entfpringr, 
bei den Geiftlichen, nach dem Maafftabe ihres Gefchäftskreifes und individuellen Bes 
ei fo gut als bei allen übrigen Eivil-Bedienten in Erwägung gezogen zu werden 
erdient. 

Die Königl. D. 2. Ger. werden demzufolge angewiefen, in allen Fällen, wo von 
einem Geiftlihen eine VBormundfchaft übernommen wird, die gefeglich vorgefchriebene 
Genehmigung des Provinzial: Confiftoriums einzufordern, auch die Untergerichte ihres 
Neflorts danach anzuweifen. Berlin, den 11. April 1818. v. K. J. B. 11. ©. 198, 

‚ Dem Königl. D. 2. Ger. wird mit Beziehung auf das Reſkt. vom 11, April d. J. 
eröffnet, daß die den Geiftlichen bei Uebernahme von Vormundfchaften zur Bedingung 
gemachte Einholung des Confenfes des Provinzial:Gonfiftoriums nur für die evangeliiche 
Geiftlichkeit nothwendig ift; die farholifchen Geiftlihen aber, wofern fie in jenen Fall 
fommen, die Genehmigung von der ihnen befonders vorgefegten geiltlihen Behoͤrde 
beibringen müſſen. Berlin, den 14, Yuguft 1818, v. K. J. B. 12. S. 7. 


Was vorstehende Personen, wenn ihnen eine Vormundschaft aufgetragen wird, zu 
beobachten haben, 

8.164. Wer nach vorstehenden Grundsätzen zu Uebernehmung 
einer Vormundschaft, entweder durchaus, oder unter gewissen Um- 
ständen und Verhältnissen unfähig ist, muss, wenn er dennoch dazu 
aufgefordert wird, dem Richter den Grund seiner Unfähigkeit an- 
zeigen. 

$. 165. Ist er zum Vormunde wirklich bestellt worden: so muss ih 

“ Richter, sobald seine Unfähigkeit zu dessen Kenntniss gelangt, die 
Vormundschaft sofort wieder abnehmen ; und er muss alle dafür gezo- 
gene Vortheile oder Belohnungen zurückgeben. 

8.166. Hat er,seine Unfähigkeit auf ausdrückliches Befragen des 
Richters, oder sonst, vorsätzlich und geflissentlich verschwiegen: so 
haftet er dem Pflegebefohlnen für jedes, auch das geringste Versehen. 
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8. 167.. Ausserdem wird derjenige, welcher sein Verhältnis als Gläu- 
biger des Pflegebefohlnen dem Richter aus Gefährde verhemnlicht, sei- 
ner Forderung zum Besten des Pilegebefohlnen verlustig. 

8.168. Der Schuldner des Pflegebefohlnen verliert in gleichem Falle 
seine Einwendungen, und muss eine der richtigen Forderung gleiche 
Summe als fiskalische Strafe entrichten. 

8.169. Wenn nicht erhellet, dass ein solches Verhältniss vorsätz- 

lich und aus Gefährde verschwiegen worden: so findet nur willkühr- 
liche Strafe bis zum zehnten Theile der Forderung Statt. 
S. 170. Der Richter, welcher eine nach diesen Grundsätzen unfähige 
Person, wissentlich, oder aus grobem Versehen, zum Vormunde be- 
stellt, muss für allen den Pflegehefohlnen daraus entstehenden Schaden 
selbst haften. 

$. 171. Wer dem Gerichte einen, unfähigen wissentlich zum Vor- 
munde vorschlägt, der haftet für denselben als Bürge, 

Personen, welche vorzüglich zu Vormlündern bestellt werden müssen : 
1) Von den Aeltern ernannte, oder in einem Testamente bestellte: 

8:172. Bei der Auswahl des zu bestellenden Vormundes muss der 
Richter auf diejenigen, welche von dem Vater der Pflegebefohlnen 
dazu ernannt worden, vorzüglich Rücksicht nehmen. 

S. 173. Der vom Vater ernannte Vormund, hat die Verwaltung des 
gesammten Vermögens der Pflegebefohlnen ; es mag dasselbe von dem 
Vater, oder auch von einem Andern herrühren. - 

8.174. Von einem Vormunde, welchen die Mutter für ihre noch 
nicht bevormundete Kinder ernannt hat, gilt eben das, was von ei- 
nem solchen, den der Vater ausgewählt hat, verordnet ist. 

Bescript ».4, Mai 1805, betr. bie Frage, ob die dem — von der Mutter 
ertheilte Gewalt ſich auch auf bad vom Vater ererbte Bermögen ber Euranden erftrede; f. zu 
8.433. dieſ. Tit. 

$-175. Auch kann ein Jeder, welcher den Pflegebefohlnen etwas, 
es sei unter Lebendigen, oder von Todes wegen, zuwendet, denselben, 
wenn sie gleich schon bevormundet sind, einen besondern Curator zu 
dessen Verwaltung ernennen. 

8.176. Die Ernennung eines solchen Vormundes oder —— 
(. 173-175.) kann durch eine Erklärung unter Lebendigen, oder auch 
durch eine letztwillige Verordnung geschehen. 

8. 177. In beiden Fällen bedarf es keiner Feierlichkeit; sondern es 
ist genug, wenn nur die Willensmeinung des Ernennenden dem Rich- 
ter mit hinlänglicher Gewissheit bekannt geworden ist. 

Bescript v. 19, Mai 1804, betr. bie Berhältniffe ber Teftamentdereeutoren und ber 
in einem Eeftamente ernannten Bormünder; f. zu 1. 12, 8,562, 

8.178. Ist die Ernennung des Vormundes nach Art eines Vertrags 
mit dem dazu ausgewählten .Subjekte geschehen, so kann dennoch der 
Ernennende einen solchen Vertrag auch einseitig widerrufen. 

8. 179. .Dagegen darf der Richter Personen, welche von dem Erb- 
lasser zur Vormundschaft berufen worden, bloss um deswillen, weil 
sie von einer verschiedenen Religion, einer andern Gerichtsbarkeit 
unterworfen, oder Gläubiger oder Schuldner der Pflegebefohlnen sind, 
von der Vormundschaft nicht ausschliessen. ($. 137.147. 150. sqq.) 


Bescript v.4, Mai 1805, betr, die Verpflichtung eines vom Erblaffer ernannten 
Bormunds zur Cautionsleiftung ; f. au 8.433. bief. Tit. 
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"8.180. Eine Ausnahme hiervon findet Statt, wenn aus den Umstän- 
den erhellet , dass diese Verhältnisse eines solchen Subjekts dem Erb- 
lasser zur Zeit der Ernennung unbekannt gewesen. 


8.181. Frauenspersonen, die leibliche Mutter und Grossmutter des 
. Pflegebefohlnen allein ausgenommen, können auch von einem Erblasser 
so wenig als von deın Richter, zu Vormündern ernannt werden. 

8.182. Hat der Erblasser Jemanden, mit welchem er vorhin in Feind- 
schaft gelebt, zum Vormunde gewählt: s0 beweisst dieses eine erfolgte 
Versöhnung. 

8.185. Hat der Erblasser den Ehemann der Pflegebefohlnen zu ih- 
rem Vormunde ernannt: so kann derselbe nicht ausgeschlossen wer- 
den, wenn er gleich die $. 140. vorgeschriebene Sicherheit zu bestellen 
nicht vermöchte, 

8.184. Doch ist in allen Fällen der Richter befugt, die von dem 
Erblasser ernannte Person zu übergehen, sobald er bei 'gewissenhafter 
Prüfung findet, dass die Bestellung derselben dem Pflegebefohlnen 
nachtheilig oder gefährlich sein könnte. 

8. 185. "Bei dieser Prüfung muss besonders auf Einwendungen, 
welche die Mutter noch unerzogener Pflegebefohlnen gegen das von 
dem Erblasser ernannte Subjekt : zu machen hat, Rücksicht genommen 
werden. 

23) Mütter; 


' 8.186. In Ermangelung eines vom Vater ernannten Vormundes, 
muss er Richter auf die Mutter, wenn sie zur Uebernehmung der Vor- 
mundschaft fähig, und dazu willig ist, vorzüglich Rücksicht nehmen. 

8.187. Es findet jedoch dabei eben das Statt, was wegen eines vom 
Vater ernannten Vormundes verordnet ist. ($.184)  - 

8.188. Auch kann eine Mutter, die zu einer anderweitigen. Ehe 
schreitet, die Vormundschaft über ihre Kinder aus voriger Ehe nicht 
behalten. 

$..189. An dieser gesetzlichen Verordnung kann selbst der Vater 
der Pflegebefohlnen durch seine Willenserklärung, so wenig unter Le- 
bendigen, als von Tödeswegen, etwas ändern: 

8.190. Auch nach getrennter ferneren Ehe kann die Mutter die 
Vormundschaft über die Kinder aus einer vorigen Ehe nicht wieder 
übernehmen, sobald aus der spätern Verbindung. Kinder vorhan- 
den sind. 

8.191. Sind aber aus ie andern wieder getrennten Ehe keine Kin- 
der vorhanden; so hängt es lediglich vom richterlichen Ermessen ab: 
der Mutter die Vormundschaft der Kinder aus voriger Ehe auderwei- 
tig zu übertragen. 

8) Verwandte; 


8.192. In Ermangelung der Mutter, muss der Richter die Vor- 
mundschaft den Bluisverwandten der Pflegebefohlnen vorzüglich über- 
tragen. 

— 193. Doch kann sich kein Verwandter dem Richter zum Vormunde 
über Pfilegebefohlne aus seiner Familie aufdringen. 

$. 194. "Auch ist der Richter bei der Auswahl unter den Verwandten 
‚an die Nähe des Grades nicht gebunden. 

$. 195. Selbst alsdann, wenn von der Curatel für einen Abwesen- 
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den die Rede ist, bleibt es der pflichtmässigen Beurtheilung des Rich- 
ters überlassen: ‘ob und welchen Verwandten er dazu bestellen wolle. 

8.196. Kinder können ihren Aeltern nur wenn dieselben wegen 
Wahn- oder Blödsinnes ; nicht aber, wenn sie wegen Verschwendung 
unter Vormundschaft genommen werden müssen, zu Vormündern be- 
stellt werden. 

$. 197. Unehelichen Kindern sind in der Regel Fremde, welche zur 
Familie der Aeltern nicht gehören, zu Vormündern zuzuordnen. 

S. 198. Doch ist dem Richter unbenommen, auch Verwandten der 
Aeltern solcher Kinder, wenn sie es verlangen und der Vortheil der 
Pflegebefohlnen dadurch befördert werden kann, zu Vormündern über | 
sie zu bestellen. 

| 4) Zunftgenossen, 

8. 199. Nächst den Verwandten sind die Mitglieder der Zünfte und 
Innungen, die Vormundschaften über ihre Zunftgenossen, oder deren 
hinterlassene Kinder, zu übernehmen vorzüglich verpflichtet. 


Was Rechtens sei, wenn eine zur Vormundschaft berufene Person dieselbe von sich ablehnt. 


8.200. Personen, welche durch Ernennung des Erblassers, oder 
durch Familienverträge zur Führung einer Vormundschaft vorzüglic 
verpflichtet und berechtigt sind, können, wenn sie von dem Richter 
übergangen worden, auf rechtliches Gehör und Erkenntniss, nach nä- 
herer Vorschrift der Prozessordnung antragen. 

‚8.201. Eben diese Befugniss kommt auch der Mutter, und den zur 
Vormundschaft berufenen Verwandten zu, wenn der Richter, mit de- 
ren Uebergehung, einen Fremden dazu verordnet hat. 

Ueber das Pr wenn Wehrere wegen Hebernahme einer Bormundfcaft —— 
.G. o. 1.39. 8.11 u, 12 

8.202. Ein jeder, le die Uebernehmung einer von der Obrig- 
keit ihm aufgetragenen, Vormundschaft oder Curatel ohne erhebliche 
und gegründete Ursache verweigert, muss dazu durch Geldstrafe, 
nach Verhältniss seiner Vermögensumstände, von. dein Richter ange- 
halten werden. _ 

8.203. Führt er gesetzmässige Entschuldigungsursachen. an: so’ ist 
ihm: darüber rechtliches Gehör nach. Vorschrift der Prozessordnung 
zu gestatten. 

8.204. Werden aber diese Entschuldigungsursachen verworfen; und 
ist durch den daraus in der Bevormundung entstandenen Aufenthalt 
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206. Der Richter ist aber eldann befugt, diesem ein Honora- 
rium aus dem Vermögen des Weigernden auszusetzen, und auf des- 
—* Grundstück eine Caution für den neuen Vormund ‚eintragen zu 
assen. 

‘8.207. Auch ohne Caution haftet der ungebührlich sich Weigernde, 
für den an seiner’Statt bestellten Vormund als Bürge. 
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Personen, die von Uebernebmung einer Vormundschaft sich entschuldigen können, 


8.208. Vermöge eines besondern Privilegii können zur Ueberneh- 
mung von Vormundschaften nicht gezwungen werden: 


1) Alle in wirklichen Königlichen Militairdiensten stehende Per- 
sonen; 

2) Räthe, die in Königlichen Collegiis Sitz und Stimme haben; 

3) Dirigenten und Burgemeister in den Städten; 

4) Königliche Domainenpächter und Beamte; 

5) Wirkliche Verwalter Königlicher oder anderer öffentlicher nicht 
unbeträchtlicher Casgen; 

6) Die in öffentlichen Angelegenheiten ausser Landes abwesend 
sind; oder solchergestalt verschickt zu werden in Begriff stehen; 
oder noch nicht über Ein Jahr von dergleichen Versendung zu- 
rückgekommen sind; 

7) Alle, die das Sechzigste Jahr ihres Alters überschritten haben. 


1) BRescript v.1. Mär; 1822, betr, die Verpflichtung der in vorftehendem $. nicht 
ausdrüclich ausgenommenen Beamten zur llebernahme von Bormunbdfchaften ; f.3.8.1 63. d. T. 
2) Bescript eo. 28. Febr. 1823, betr. die Verpflichtung der Inquifitoriatöbeamten zur 
Bebernahme von Bormunbfichaften, 
Dem Königl. Inquifitoriate wird auf die Anfrage vom 15. d. M. 
hinſichtlich der Berpflihtung der Inquifitoriats: Beamten zur Uebernahme von 


* 


Vormundſchaften, 
eröffnet, daß die — ars zur m derjenigen Königl, Eollegien gehören, von 
denen der 8.208. Thl. U. Zit. 18. des A. L. R. fpricht, und daher die angetragene 


Remedur als ein — — — nicht feſtgeſtellt werden kann. Es 
muß indeß nach $. 161. J. c. zunächſt der Beurtheilung des dortigen O. 2. Ger. über- 
laſſen bleiben, ob es für den vorliegenden Fall, in Anſehung der dem Eriminal:Ridy 
ter N. aufgerragenen Bormandfhaft, Grunde finder, die —— Genehmi⸗ 
gung zu verſagen. K. J. B. 21. S. 258 

$.209. Eine gleiche Befreiung kommt denen zu EN die durch an- 
haltende Krankheitszufälle dergestalt geschwächt sind, dass ihnen die 
eigene gehörige Besorgung der aufgetragenen Vormundschaft dadurch 
unmöglich wird. 

g. 210. Ferner denjenigen, welche Fünf oder mehr aus einer Ehe 
zur rechten oder linken Hand erzeugte, und noch unter ihre Gewalt 
stehende, oder unversorgt in ihrem Hause lebende Kinder haben. 

8.211. Söhne, die jn Königlichen Militairdiensten stehen, oder darin 
ihr Leben vor dem Feinde verloren haben, müssen zum Besten des 
einer Vormundschaft sich weigernden Vaters allemal mitgezählt werden. 

8.212. Wer schon zwei wirkliche mit Vermögensadministration ver- 
knüpfte, oder zwar nur Eine, aber mit sehr vielen und wichtigen Ge- 
schäften verbundene Vormundschaft über sich hat, kann mehrere zu 
übernehmen, wider seinen Willen nicht gezwungen werden. 

8.213. Ordentliche Lehrer bei Schulen, Gymnasien und Universi- 
täten, ingleichen Geistliche, mit deren Amte eine Seelsorge verknüpft 
ist, können nur über Kinder ihrer Verwandten und Amtsgenossen 
Vormundschaften zu übernehmen angebalten werden. 

Bescripte v,11. April und 14. Auguft 1818, dafi Geiftliche zur Uebernahme einer 
VBormundichaft den Eonfens der vorgefegten Behörde Beibeingen müffen; f. 3. 8.163,d. 2. ° 

8.214. Hat eine von vorstehenden privilegirten Personen, des für 

sich habenden Privilegii ungeachtet, zur Uchernehmung einer Vormund- 
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schaft sich schriftlich verbunden: so kann sie dasselbe zu ihrer Ent- 
‚schuldigung nicht weiter vorschützen. 

8.215. Vielmehr sind diejenigen unter ihnen, welche zur Ueber- 
nehmung einer Vormundschaft der besondern Erlaubniss ihrer Vor- 
gesetzten nach $. 158. sqq. bedürfen, diese Erlaubniss nachzusuchen, 
und nach deren Erhaltung die Vormundschaft wirklich anzutreten ver- 
bunden. 

$.216. Die Befugniss, von einer durch den Richter aufgetragenen 
Vormundschaft sich zu entschuldigen, kommt auch demjenigen zu 
statten, welchen der Erblasser der Pflegebefohlnen zum Vormunde er- 

nannt hat. Ä 

8.217. Ueberhaupt ist ein Jeder, welcher sich in Umständen befin- 
det, um dererwillen er einer gewissen ihm angetragenen Vormund- 
schaft gehörig vorzustehen sich nicht getrauet, befugt und schuldig, 
diese Umstände dem Richter zur nähern Beurtheilung anzuzeigen. 

8. 218. Wenn einer im Testamente zum Vormunde bestellten Per- 
son ein Legat hinterlassen worden: so gilt die Vermuthung, dass ihr 
selbiges in Rücksicht der zu übernehmenden Vormundschaft aus- 
gesetzt sei. 

$.219. Kann oder will ein solcher Legatarius sich der Vormund- 
schaft nicht unterziehen: so verliert er das in dieser Rücksicht ihm zu- 
gedachte Vermächtniss. | 

Wegen bed Berfahrend über bie Gründe zur Ablehnung einer Vormundſchaft; 
.9.6.0.139,9.2—11, 


Vierter Abschnitt. 
Von Verpflichtung und Bestätigung der Vormünder. 


3: Verpflichtung des Vormundes, 
8.220. Der vom Richter gewählte oder genehmigte Vormund, muss 
zu seinem Amte mittelst Handschlag, an Eidesstatt, verpflichtet werden, 
8.221. Vor der Verpflichtung ist derselbe an seine Obliegenheiten 
zu erinnern, oder es sind ihm dieselben, wo es nöthig ist, wenigstens 
im Allgemeinen, bekannt zu machen und zu erklären. 


Mescript v,30. Septbr.1836, betr, die Belehrung der Vormünder über ihre Ob: 
liegenbeiten. 

Der Wirkungsfreis der Bormünder und Kuratoren ift, befonders bei eintretender 
Bermögens:Berwaltung, fo umfaffend, daß fie darüber, fo wenig im Termin ihrer 
Berpflihtung, als in ihrer Beftallung ſelbſt genügend belehrt werden fonnen. Es 
ift daher ihrem und ihrer Pflegebefohlenen Intereffe angemeffen, die nöthige volltän- 
bige Kenntniß durch Mittheilung eines Auszugs der Vormundfhafts:Drdnung zu 
erlangen, . 

Den Geridten wird befannt gemacht, daß der Landgerichtsrath Berghauer in, 
Wittenberg einen folhen Auszug hat abdruden laffen, und daß bei demfelben gebuns 
dene Eremplare, das Stüd zu 2 Sgr. 6 Pf., vorräthig und gegen Ginfendung des 
Berrages an den Salarienfaffen:Rendanten Fin? in Wittenberg zu haben find. 

Es wird den Gerichten empfohlen, fi diefen Auszug anzufhaffen, und bei Ges 
legenheit der Verpflichtung den Ankauf deffelben den Vormuͤndern und Kuratoren, 
welche nicht in der Lage find, fih mit dem A. L. R. verfehen zu können, anzurarhen, 

J v. K. J. B. 48. S. 214. 
Bestallung. 


S. 222. Hiernächst muss der Vormund mit einer schriftlichen Bestal- 
lung versehen werden. 
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8.223. In dieser Bestallung müssen die Ursachen der veranlassten 
Vormundschaft; der Name des Pflegebefohlnen; wenn derselbe noch 
minderjährig ist, sein Alter nach dem beigebrachten Taufschein; die 
Hauptobliegenheiten des vormundschaftlichen Amts; und die dem Vor- 
munde bei dessen Führung etwa gemachten besondern Einschränkun- 
gen, ausgedrückt sein. 

8.224. Auch muss der Richter in Fällen, wo es einer Caution be- 
darf, für die Berichtigung derselben vor, oder doch bald möglichst nach 
ausgeantworteter Bestallung, von Amts wegen sorgen. ($. 424.sqq.) 

8.225. Erst durch die Bestallung erhält der Vormund das Recht 
und die Pflicht zur Ausübung seines Amts. ‚ 

8.226. Doch ist auch schon ein ernannter, obgleich noch nich 
förmlich bestellter Vormund, Angelegenheiten der Pflegebefohlnen, 
bei welchen Gefahr im Verzuge sein könnte, zu besorgen schuldig 
und berechtigt. 

Von Personen, die ohne richterlichen Auftrag vormundschaftliche Pflichten übernehmen, 

8.227. Wer ohne richterlichen Auftrag gewissen Angelegenheiten 
der Pflegebefohlnen sich unterzieht, der übernimmt bloss in Ansehung 
dieser Angelegenheiten die Pflichten eines Vormundes. 


. 8.228. Er muss aber dem Richter sofort Anzeige machen; und wenn 
der Pflegebefohlne noch nicht bevormundet ist, auf Bestätigung zum 
vormundschaftlichen Amte, oder auf Bestellung eines andern Vormun- 
des antragen. 

8.229. Unterlässt er die Anzeige: so haftet er für allen Schaden, 
welchen die Pflegebefohlnen bei den von ihm angefangenen Geschäfte, 
und was damit in Verbindung steht, durch den Mangel der vormund- 
schaftlichen Aufsicht leiden. 

8.230. Gehört er unter diejenigen, welche nach $. 90. sqq. auf Be- 
vormundung anzutragen verpflichtet sind: so haftet er, bei unterlasse- 
ner Anzeige, auch für den übrigen, aus Mangel der Bevormundung, den 
Pflegebefohlnen erwachsenden Nachtheil. 


Fünfter Abschnitt. 


Von den Rechten und Pflichten der Vormünder 
überhaupt. 


Allgemeine Grundsätze, 
8.231. Die Pflichten und Befugnisse der Vormünder haben sowohl 
. die Person, als die Rechte und das Vermögen ihrer Pflegebefohlnen, 
zum Gegenstande. 

8.232. Die Sorge derselben für die Person muss sowohl auf das 
körperliche, als auf das moralische Wohl der Pflegebefohlnen gerich- 
tet sein. | | 

8.233. Die Sorge für das Vermögen erstreckt sich auf die Sicher- 
stellung und Erhaltung, auf die ordentliche wirthschaftliche Administra- 
tion, und auf die Verbesserung desselben. 

8.234. Die Sorge für das Vermögen muss jedoch, bei eintretender 
Collision, der Sorge für das künftige Wohl der Person nachstehen. 
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— Verhältnisse zwischen dem Vormunde und der Obrigkeit, 

8.235. In allen diesen Beziehungen sind die Vormünder als Bevoll- 
mächtigte des Staats anzusehen. 

S. 236. Sie sind also schuldig, sich bei Führung ihres Amts nach den 
Vorschriften der Gesetze und den besondern Anweisungen des vor- 
mundschaftlichen Gerichts, sorgfältig zu achten. j 

8.237. Das Gericht ist, sie dabei zu dirigiren und unter beständiger 
Aufsicht zu halten, befugt und verpflichtet. 

8.238. So oft in Ansehung der Person oder des Vermögens der 
Pflegebefohlnen eine erhebliche Veränderung vorgenommen werden 
soll, müssen die Vormünder dem Gerichte davon Anzeige machen, und 
dss en ——— oder nähere Anweisung einholen. 

8.239. Vormehmlich aber muss dieses alsdann geschehen, wenn 
von einer Handlung oder einem Vorfalle die Rede ist, woraus be- 
denkliche oder gefährliche Folgen für den Pflegebefohlnen entstehen 
könnten. : Ä | 

Verhältnisse ewischen dem Vormunde und dem Püegebefohlnen, N 

8.240. In Beziehung auf die Pflegebefohlnen vertreten die Vormün- 
der zunächst die Stelle der Aeltern. | | 

8.241. Der Pflegebefohlne ist also seinem Vormunde Ehrerbietung, 
Gehorsam und Folgsamkeit schuldig. 

‚242. Der Vormund kann sich aber auch über die Person seines 
Pflegebefohlnen keine mehrere Befugnisse anmassen, als die Gesetze 
einem Vater über die noch unter seiner Gewalt stehenden Kinder 
beilegen. | | 

8.243. Glaubt der Pflegebefohlne, dass der Vormund bei Ausübung 
der Rechte über seine Person die Schranken überschreite, oder etwas 
vornehme, welches seinem Besten zuwider sei: so ist er befugt, dem 
vormundschaftlichen Gerichte davon Anzeige zu machen. 

S. 244. Ein Pflegebefohlner, welcher das achtzehnte Jahr zurückge- 
legt hat, kann verlangen, dass der Vormund ihn von erheblichen Vor- 
fällen, welche die Substanz seines Vermögens, oder Hauptveränderun- 
en in dessen Verwaltung betreffen, unterrichte, und seine .Meinung 
arüber vernehme. Ä — 
S. 245. Der Vormund ist jedoch an diese Meinung des Pilegebefohl- 
nen nicht gebunden. 

8.246. Hat der Vormund die Meinung des Pflegebefohlnen nicht 
eingezogen, oder darauf keine Rücksicht genommen: so steht Letzte- 
rem frei, wo er glaubt, dass seinem Besten zuwider gehandelt werde, 
dem vormundschaftlichen Gerichte davon Anzeige zu machen. 

8.247. Der Pflegebefohlne kann sich, ohne Zuthun des Vormundes, 
einem Dritten nicht verpflichten. 

8.248. Weigert sich der Vormund, in eine Handlung zu willigen, 
die der Pflegebefohlne für sich zuträglich hält: so kann Letzterer bei 
dem vormundschaftlichen Gericht auf nähere Prüfung, und auf Ergän- 
zung dieser Bestimmung antragen. 

8.249. Von Verträgen der Pflegebefohlnen, von letztwilligen Ver- 
ordnungen derselben, von Schadenszufügungen, und von ihren Heira- 
then, sind die nöthigen Bestimmungen gehörigen Orts vorgeschrieben. 
(Th. 1. Tit. 5. $. 10. sqg. Tit. 6. $.41. Tit. 12. 8. 16.‘sggq, Th. Il. Tit. 1. 


8. 49. sqq.) 


x 
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$. 250. Aus Handlungen, welche der Vormund für sich allein, ohne 
den Beitritt des Pflegebefohlnen, unternimmt, entstehen für Letztern, 
gegen einen Dritten, Rechte und Pflichten nur in so fern, als der Vor- 
mund ausdrücklich in dieser Eigenschaft die Handlung vollzogen, oder 
den Vertrag geschlossen hat. 


8.251. Hat jedoch der Vormund ein Geschäft zwar nur in seinem 
eignen Namen abgeschlossen ; es ergiebt sich aber aus den damals schon 
vorhandenen und dem Dritten bekannt gewesenen Umständen, dass es 
wirklich ein vormundschaftliches Geschäft sei; so hat der Dritte die 
"Wahl: ob er an den Vormund, oder an das Vermögen des Pilegebe- 
fohlnen sich halten wolle. 


8.252. Eben so erlangt der Pflegebefohlne Rechte gegen einen Drit- 
ten, wenn zwar der Vormund das Geschäft nur in seinem eignen Na- 
men abgeschlossen hat; aus den Umständen aber klar erhellet, dass das- 
selbe wirklich den Pflegebefohlnen betroffen, und dass dieses dem Drit- 
ten bekannt gewesen sei. 


8.253. Mit dem Pflegebefohlnen selbst kann der Vormund keine 
Verträge oder Handlungen, wodurch Ersterer ihm verpflichtet werden 
soll, vornehmen. 


Bescript ». 6. Septbr. 1802 nebft Bericht, betr. die Nichtbefugnif eines Vor⸗ 
mundbs Grundftücke der Pflegebefohlenen bei der Subhaftation zu Paufen, 


Ueber den nur bemerften Gegenftand ift von einem Untergerichte des biefigen Für: 
ftenthums Zmeifel erregt worden, Unſerem Ermeſſen nad möchte aber die aufgewor: 
fene Frage bejahend zu beantworten fein. 

Es ift zwar in der Negel gegründet, daf ein Vormund mit dem Pflegebefohlnen 
felbft keine hs oder Handlungen vornehmen kann: 

1. 34. 8.7. fl. de contrahend. emt. 1.5. $ 2 ff. de auctorit, et consens. tutor. 

et curator. Inst.I. Tit. 21. $.3, A. L. R. Thl. IL Tit. 18. $. 253. 

Allein nad den gemeinen Rechten leider diefe Regel alsdann eine Einfhränkung, 
wenn Verkauf des Pupillenguts sub hasta publica geſchiehet; PR 

.5. e. de contrah, emt. et vend. cum ipse tutor nihil ex bonis pupilli, quae 
distrahi possunt, comparare palam, et bona fide prohibetur ete. 
und Brunnemann fest in feinen Comment, ad hanc legem hinzu: .  ., 

vel etiam judice suam autoritatem accommodante; nam autoritas judicis sup- 
= plet tutoris autoritalem. j 

n gleiches lehrt aud) | 

So p ee ad instit. Justin. L. J. T.21. $.3. not. 1. Lauterbach in 

Colleg. theor. pract. ad Lib. XXVI. ff. Tit. 8. $. XI. | 
und Strof führt in Usu modern. Lib. 26, Tit.8 $.8. eine Stelle aus der Frank— 
furter Neformat. Thl. 7. Zit. 6. $.2. zum Beweis an, daß es einem Vormund un— 
verwehrt fei, fowohl liegende Güter, als fahrende Habe feiner Pflegkinder, bei einer 
Öffentlihen Verſteigerung, gleich andern zu erfaufen, , 

Auch das A. L. R. enthält fein Verbot, nach welchem den Vormündern, Samen 
ihrer Pflegebefohlnen zu Faufen, .gänzlih unterfagt wäre, vielmehr ift aus $. 26. 
Fir. XI. Thl. L zu entnehmen, daß diefes unter Einfhränfung ftatt finde; umd die 
oben angeführte Stelle Thl. 11. Tit. 18. $. 253. giebt zu erfennen, wie weit ein Bor: 
mund bei dergleihen Kauf und Berkauf eingefchränkt fei. WERE, j 

Die als Provinzial: Gefeh noch geltende Ansbachſche Constitutio tutelaris vom 
19ten April 1790, $. 5. fließt den Vormund nur von dem Grfauf der Mobiliar: 
Stüde feines Curanden ausdrüdtih aus, dagegen im Abſicht des Licitirens auf bie 
— Güter eines Pflegebefohienen dem Vormund Fein wörtliches Verbot im 

ege ſteht. : 

b e8 aber, zur Vermeidung alles Anftandes und Verdachts, nicht räthlider _ 
wäre, dem Vormund allen Erfauf eines Pupillen: Gute, es fei bewegliche oder lie 
gende Habe, gänzlich zu unterfagen? haben Euer Königl. Majeftät weileften Geſetz⸗ 
— wir lediglich anheim ſteilen, und bier nur diefes allerunterthänigſt vortra, 

en ſollen: 
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daß nad) den jet beftehenden Gefegen‘, unſerem Ermeſſen nah, dem Wormund 
liegende Güter feines Pflegebefohlenen bei einem öffentlichen Verkauf, gleich 
andern Licitanten, zu erftehen nicht verboten fei. | 

Ansbach, den 16. Auguft 1802, Das Ansbachſche Pupillen» Collegium, 


Auf Eure Anfrage vom 16. v. M.: 
ob es einem Vormunde erlaubt fei, Grundftüde feines Pflegebefohlenen bei 
einer öffentlihen Subhaftation als Meiftbietender zu erftehen? 
laffen Wir Euch hierdurdy zum Befcheide eröffnen, daß dem Vormunde hiezu die. Ers 
laubniß nicht ertbeilt werden kann; denn wenn gleich dieferhalb Fein ausdrückliches 
Verbot im U. L. R. enthalten ift, fo liegt doch der Grumd zu einem ſolchen Verbot 
fhon in der nicht zu vermeidenden Eollifion der Pflichten. i 

Der Bormund foll auf die Veräußerung der Grundftüce feines Curanden antra—⸗ 

gen können, er muß,unter gewiffen Umftänden die Tare prüfen 
Thl. 2. Tit. 18. $. 580. 587, 696. . 

und feine Einmifhung Namens des Curanden ift ganz unvermeidlich. Der Curan—⸗ 
dus wird ihm zur Tradition, Evictions-Leiſtung verpflichtet, und es tritt alfo offen« 
bar hier das allgemeine Verbot ex $. 253. Thl. 2. pag. 1061. ein, wonach der Vor— 
mund mit dem Pflegebefohlenen Teine Verträge oder Handlungen, wodurch leßterer 
ihm verpflichtet wird, vornehmen darf, Neues Archiv B. 2. ©. 484, 
8.254. Wenn daher ein Vormund etwas in seinen eigenen Angele- 
genheiten mit dem Pflegebefohlnen zu verhandeln hat: so muss er auf 
Bestellung eines besondern Curators dazu antragen. 

Vergütungen und Belohnungen, welche dem Vormunde zukommen. 
. 8.255. Einem Vormunde soll jedoch die pflichtmässige Führung sei- 
nes Amts niemals zum Schaden gereichen. 

8.256. Hat also der Vormund, bei Erfüllung seiner Pflichten, einen 
Schaden ohne sein eigenes grobes oder mässiges Versehen erlitten, der 
ihm ausserdem nicht widerfahren sein würde: so hat er Vergütung da- 
für aus dem Vermögen des Pflegebefohlnen zu fordern. 

8. 257.’ Muss der Vormund in Angelegenheiten des Pflegebefohlnen 
nothwendige Reisen thun; und dadurch in seinem Gewerbe einen auf 
keine Weise zu vermeidenden Schaden erleiden: so kann er, ausser 
dem Ersatze der Reisekosten, auch Diäten nach Verhältniss seines 
Standes fordern. 

8.258. Von Schäden, die der Vormund bloss bei Gelegenheit der 
Besorgung vormundschaftlicher Geschäfte leidet, gilt eben das, was in 
ähnlichen Fällen von den Beschädigungen eines Bevollmächtigten ver- 
ordnet ist. (Th. I. Tit. 13. 8. 80. 81.) | 

8.259. Alle für den Pflegebefohlnen und in dessen Angelegenheiten 
nützlich verwendete Kosten, müssen aus desselben Vermögen dem Vor- 
munde ersetzt werden. — 

8.260. Konnte der Vormund von der Verwendung solcher Kosten 
einen verhältnissmässigen Vortheil für den Pflegebefohlnen vernünfti- 
ger Weise erwarten: so kann er dafür selbst alsdann Ersatz fordern, - 
wenn der beabsichtigte Nutzen nicht erreicht worden, oder ohne seine 
Schuld wieder verloren gegangen ist. Ar 

8.261. Von solchen Auslagen ($. 259. 260.) kann der Vormund so 
weit landübliche Zinsen fordern, als zu der Zeit, da sie gemacht werden 
müssen, kein dazu hinreichender Vorrath baaren Geldes in dem Ver- 
mögen des Pflegebefohlnen, ohne des Vormundes Schuld, vorhanden 
gewesen ist. — 

S. 262. Auch für Dienste, ‚die er mit seiner erlernten Wissenschaft, 
Kunst oder Profession dem Pflegebefohlnen geleistet hat, kann er, 
gleich Fremden, Bezahlung fordern. 
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1) Bescripte v.11..Septbr. 1813, 25, März und 31.März 1831, betr. die Gebühren 
eines Bprmunds in Prozeſſen. 


Der Dber- Medisinalrath N. befchwert fich in der zur Nemiffion beiliegenden Bor: 
flellung vom 21.9. M., daß ihm alle, in der Graf von N. fhen Sequeftrationd« 
und Subhaftations:- Sache, feit dem Tode der Frau Fürktin von N. von ihm liqui— 
dirten Gebühren geftrichen worden. Das deshalb ergangene, der Borftellimg in Ab 
fchrift beigefügte Decret vom 19. e gründet fih darauf, daß der Dber- Medizinalrach 
N., indem er als Bormund der N.fhen Erben — habe, als Partei anzuſehen 
ſei, welches auch an ſich ſeine Richtigkeit hat. Da aber auch der Partei ſelbſt, nach 
der A. G. O. Thl. J. Tit. 23. 8. 25. No. 5., die auf die Correspondenz mit ihrem 
Aſſiſtenten verwendeten Koften, und in dem Falle, wenn die Partei ein Juſtiz Coms 
miffariag ift, nach. dem Nefcripte vom 13. März 1797. (in Stengels Beitr. B. VI. 
©. 238.) die baaren Auslagen nebft dem Honorario für fchriftlihe Auffäre und Aus— 
arbeitungen pafliren; fo ſcheint die Beſchwerde des Ober-Medizinalraths N. nicht un 
erheblich zu fein, daher das Königl. D. 2. Ser. angewieſen wird, die Sache nocd» 
mals zu erwägen, die von dem Ober-Medizinal-Rath N. liquidirten Gebühren, mit 
Rückſicht auf die vorerwähnten Vorſchriften anderweitig fetzufegen, und den Erfolg 
anzuzeigen. Berlin, den 11. Septbr. 1813. v. K. J. 8.3. ©. 26. 


- Der-$. 137. des Anh. zur U. G. O., deffen Anwendung der Bericht des Königl. 
O. L. Ger. vom 4. v. M. zum Gegenitande bat, muß als eine theilweile Abande 
rung des $. 262, Tit. 18. Thl. I. des A.L. R. angefehen werden und als das fpä« 
tere Gefeg überall igur Anwendung kommen, fowohl, was die vom Gegner zu er: 
ftattenden Koften, als die, melde der Mündel dem Vormunde, der zugleich Juſtiz— 
Kommiffarius ift, zu erftatten hat, betrifft. Der Juſtiz-Commiſſarius fann demnach 
auch gegen den Mündel nicht Koften liquidiren, welde er nicht vom Gegner erftattet 
verlangen kann. Berlin, den 25. März 1831. v. K. J. B. 37. ©. 69. 


Die Beſtimmung des $. 262. Tit. 18. Thl. I. des A. L. R. wird durch den 8. 137. 
Anh. zur A. G. O. in fo weit modificirt, daß auch ein Juſtiz-Kommiſſarius, der als 
Bormund Prozeſſe führt, nur eben die Gebühren liquidiren kann, welche er, wenn 
von Betteibung feiner eigenen Ungelegenbeiten die Rede ift, zur Erftattung vom Geg- 
ner würde haben liquidiren fünnen. Gin Mehreres kann er auch feinem Guranden 
nicht in Rechnung ftellen, da’ anzunehmen if, daß man eben bei feiner Wahl zum 
Vormunde auf fein Verhältniß als Juſtiz-Kommiſſarius Rüdfiht genommen und da 
nach das ihm fonft zuzubilligende Honorar beftimmt haben wird. Dies Honorar dient 
aber jedenfalls als Vergeltung für alle übrigen nicht prozeflualiihen Arbeiten des 
Vormundes, und es ift daher ganz unzuläffig, ihm außer den baaren Auslagen noch 
für einzelne Berichte u. f. w. bejondere Gebühren zu bewilligen. , 

Mit Rückſicht auf di.je Grundfäge und die in der amliegend zurüderfolgenden 
Einlage des N.N., fo wie in dem Berichte des Königl. Pupillen » Kollegii vom 22. 
März e. angeführten Umftände würde das Juſtiz-Miniſterium ein Honorar von 
300 Rthlr. jäbrlih neben den Gebühren, mie fie $. 137. Anh. zur U. G. O. einem 
Juſtiz-Kommiſſarius als Vormund zubilligt, und den vorkommenden baaren Auslas 
gen am. Schreibgebühren, Diäten, Reifekoften u. f. w. für angemeffen halten, und wird 
das Collegium authorifirt, dem ꝛc. N. N., ald Rechtsvormund der ze. B—ſchen Mino- 
rennen, 'ein ſolches mit Vorbehalt einer anderweitigen Regulirung feiner Nemuneras 
tion nad Ablauf von fünf Jahren, zu bewilligen, 

Berlin, den 31. März 1831. v. K. J. B. 37. ©. 334. 


2) Bescripte v. 30. Septbr. u. 14. Novbr. 1833, betr. die Anſprüche der Juſtizeom⸗ 
miſſarien als Bormünber, Litiseuratoren und Mandatarien in Prozeſſen der Minderjährigen. 


Ihre Anfrage vom 16. Auguſt c. wegen der, einem Juſtiz-Kommiſſar aus dem 
Bermögen von Pflegebefohlenen für Betreibung ihrer Prozeffe zu bewilligenden Ge 
bühren ift zu allgemein geitellt. 

Ein Zuftiz: Conmiffar kann bei den, von Vormundſchaften geführten Prozeffen 
auf verfchiedene Weife betheiligt fein; hiernach find auch feine Anfprüce auf Gebüh— 
ren für feine Bemühungen und Arbeiten bei Führung der Prozeſſe verfchieden. 

I. Iſt der Juſtiz-Kommiſſar dem Gegner einer. Bormundfchaft bedient, fo fteht 
ihm das Recht zu, alle zuläfiigen Gebühren und Auslagen 

entweder von feinem Mandanten, oder, wenn die Bormundfhaft zur Koften 
tragung verurtheilt worden und feine gefeglichen Einwendungen entgegeniteben, 
(Anmerk. 2. zum 1. Abſchn. der Allg. Gebühren: Tare für Zuftiz: Eommiffarien), 
auf den Grund feiner Prozeß: Bollmadt \ 


6. 262. echte und Pflichten der Vormünder. | 35 


$.31, Tit. 3, der ——— und 

.105. Tit. 13. Thl. J. des A. L. R., 
von der Vormundſchaft unmittelbar einzuziehen, ohne Unterſchied, ob ſie zu den 
vermögenden oder unvermögenden zu zählen iſt, wenn ſich nur überhaupt ein 
Gegenſtand vorfindet, woraus er feine Befriedigung erhalten kann. 


II. Sft der Juſtiz-Kommiſſar einer armen Partei als Mandatar von Amtswegen 
zugeordnet worden, und die zur Zahlung der Koften verursheilte Bormundfhaft völ- 
lig vermögenslos, fo erhält er feine baaren Auslagen — wohin jedoh Eopialien 
nicht zu rechnen find — aus der Salarienkaffe des Gerichts, von welchem er zuge: 
ordnet worden ift. 

„141. des Anh. zur U. G. O. 
efer. vom 19. Dechr, 1796, . 
(Rabes Samml. B.3, S. 646) | \ 
Refer. vom 29, Mai 1829, 
(Shrb. B. 33, ©. 361.) 
Nefer. vom 23. Dechr, 1830, 

(Ihrb. B. 36. S. 329.) 

IL Wenn dagegen ein Zuftiz: Commiffar die Gerechtſame einer Vormundſchaft in 
deren Proceffen wahrnimmt, fo kömmt es hinfichts feiner Gebühren eines Theils auf 
fein Berhälmiß zur Vormundſchaft, andern Theils darauf an, ob er die Gebühren 
von der Vormundſchaft oder von dem Gegentheil verlangt. 

1) Iſt der Juſtiz-Commiſſarius felbft wirklicher VBormund der Pflegebefohlnen, fo 
fann er fo wenig als eine andere Partei von dem unterliegenden Gegner Sn: 
formationg. und Inftructiong- Gebühren, fondern nur Verſäummißkoſten und 
außerdem die baaren Auslagen nebft dem Honorar für fehriftfiche Auffäge und 
Ausarbeitungen fordern. 

8. 137, des Anh. zur A. G. O. 
Refer. vom 13. März 1797. 
(Rabe's Samml, B.4 ©. 40.) 
Reſer. vom 17, Septbr. 1813. 
(Ihrb. B.3. ©, 26.) _ : N a 
Daſſelbe kann er aus dem Vermögen der Mündel fordern, 
Reſer. vom 25. März; 1831, 
Ihrb. B. 37. ©. 69.) 
jedoh nur dann, wenn die Bormundfchaft nah Maakgabe der Beſtimmungen bes 
8. 2. unter No. 14. der Einleitung zur Allg. Geb.» Tare vom 23. Auguſt 1815, zu 
den vermögenden gehört, 
Außerdem hat er nur Anfpruh auf Erftattung der wirklichen baaren Auslagen 
aus dem Vermögen der Pflegebefohlnen. 

2) Beforgt der Juſtiz-Commiſſarius nicht als wirklicher Vormund, fondern als 

. Liriscurator einer Vormundſchaft, deren Nechtsangelegenheiten, fo kann derfelbe 

bei Procefien: e 

e) aus dem Vermögen der Pflegebefohlnen — wenn die Bormundfchaft zu den 

vermögenden gehört — alle fonft zuläffigen Gebühren eines Zuftiz: Commif- 
ſarius verlangen, da bei Litiscuratoren die, bei Vormündern durch den $.137. 
des Anh. zur A. G. O. — Beſchränkung der Beſtimmungen des 
$. 262, Tit. 18, Thl. I. des A. L. R. nicht eintritt, mithin dieſe letztern Ber | 
ſtimmungen zur Anwendung kommen. — 

Iſt die Vormundſchaft unvermögend, ſo kann auch der Litiscurator nur wirkliche 
baare Auslagen aus dem Vermögen der Pflegebefohlnen verlangen. 

b) Bon dem unterliegenden Gegner kann dagegen der Litiscurator feine vollen 
Gebühren fordern, infoweit nicht die in der zweiten Anmerkung zuml.Abfchn, 
» der Allg. Geb.⸗Taxe enthaltenen Beftimmungen eine Aenderung begründen, 

Denn es kömmt zunächſt darauf an: u RR 
2 ” Zuordnung eines Zuftiz: Commiffarius als Litisceurator nöthig gewe—⸗ 

en ift; 
wenn 3. B. der Prozeß an einem andern entfernten Drt, ald wo der Nor: 
mund wohnt, geführt wird, Außer diefem Falle muß der Bormund felbft 
deu Prozeß führen, und kann ale Partei bei Dbjecten der erſten drei Eolon- 
nen feine Erſtattung für die an den Liriscnrator gezahlten Gebühren vom 
Gegentheil fordern, . 
3* 
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3) Hat der Juſtiz ⸗ Commiſſarius als Vormund oder Litiscurator niht nur das 
Intereſſe der Pflegebefohlnen, fondern aud zugleich anderer Teilnehmer, 3. B. 
überlebender Ehegatten und überhaupt majorenner Miterben, bei den Prozeſſen 
als Mandatar wahrgenommen, fo find diefe in allen Fällen verpflichtet, dem 
SS ar binfichts feiner Gebühren und Auslagen auf ihren Antheil 
zu befriedigen. 

; 88.74. 234. 235. 238-241. 247. 257—259, Fit. 13. Thl. I. des A.L. R. 

4) Iſt ein Zuftiz» Commiffarius einer Bormundfhaft vom Gericht, bei welchem der 
Prozeß ſchwebt, als Mandatar von Amts wegen zugeordnet worden, fo fanı er 

a) vont Gegentheil, wenn diefer unterliegt und an ſich zur Grftattung der Man- 
datarien: Gebühren verpflichtet ift (UL 2, litt. b.), feine Gebühren und Aus 

\ lagen vollftändig fordern; 

b) von der Bormundfhaft aber nur dann, wenn folhe zu den vermögenden ges 
hört. Bei armen Vormundſchaften find dem uſtiz-Commiſſar eben fo, als 
wenn er auf Grund des $.44. Tit. 7. Thl. I. der U. ©. O. einer unver 
mögenden Partei zugeordnet worden ift, die baaren Auslagen — mit Aus 
nahme der Copialin — aus der Salarienfaffe des Getichts, von welchem 
er zugeordnet worden ift, zu_bezahlen. (IE.) 

5) Hat endlih ein Juſtiz-Commiſſar den Prozeß einer Vormundſchaft als deren 
wirffiher Mandatar geführt, To treten die allgemeinen gefeglichen Beftimmuns 
gen wegen Zahlung und Gritattung der Mandatarien: Gebühren ein. 

Iſt die Kormundicaft, von welcher der Juſtiz-Commiſſarius ein Mandat frei- 
willig übernommen hat, fo unvermögend, daß er nicht einmal die baaren Auslagen 
aus dem Vermögen der flegebefohlnen oder vom Gegentheil erhalten faun, fo ift 
dennod; für die Salarientaffen der Gerichte Feine Verpflichtung vorhanden, ihm die 
baaren Auslagen zu bezahlen. 

(Refer. vom 29. Mai 1829, Ihrb. B. 33, S. 361.) 
Berlin, den 30, Septbr. 1833, v. K. J. B. 42. ©. 166. 


Bei abſchriftlicher Mittheilung der Beſchwerde des Juſtiz-Commiſſarius S. zu J. 
vom 26. October e. in der B'ſchen Vormundſchaftsſache, wird dem Königl. O. L. Ger. 
eröffnet, daß der Juſtizminiſter den in der — vom 2. Auguſt d. J. entwickel⸗ 
ten Anfichten des Collegiums nicht beitreten kann. Gr ift zwar damit einverftanden, 
das ein Juſtiz- Commiffarius als Vormund in einer, von dem Geriht als unvers 
mögend behandelten Vormundſchaftsſache, weder für die vormundfchaftlihe, noch 
für andere Correfpondenz, namentlich auch nicht für die in Procejien feines Curan- 
den geführte Gorrefpondenz, Schreibgebühren als baare Auslagen aus dem Bermögen 
der Curanden verlangen kann, indem die Führung diefer Eorrefpondenzen zu den 
re des VBormundes gehört, und jeder Bormund, der felbft fehreiben kann, diefe 

orrefpondenz auch felbft führen kann, hierzu aber namentlich jeder Zuftiz: Commif 
farius verpflichtet ift. £ , 

Dagegen ift es billig, bei vermögenden Euratelen nad andern Grundfägen 
u verfahren. Das Honorar, welches ein Juſtiz- Commiſſarius als Bormund erhält, 
ift nur ftatt der Gebühren für feine Bemühungen beitimmt, wenn nicht bei deffen 
VBewilligung befonders ausgefprochen worden ift, daß es auch als Entſchadigung für 
alle baaren Auslagen des Vormundes gelten folle. Feblt diefe Beftimmung, fo bes 
hält der Vormund einen Anſpruch auf —— der baaren Auslagen, und zu die— 
fen find bei einem Juftiz« Commiffarius auch die Eopialien für diejenige Eorrefpondenz 
zu rechnen, welche er in der Reinſchrift nicht ſelbſt, fondern durd einen Abſchreiber 
hat beſorgen laſſen. Nach dieſen Grundſätzen iſt das Reſcript vom 31. März 1831 
(0.8.3. B.37. S. 334.) erlaffen worden. 

Hiernad) hat das Königl. D. 2. Ger. den ꝛc. S. in der B'ſchen Vormundſchafts⸗ 
ſache anderweit zu beſcheiden. 

So wenig aber in Proceſſen eine Partei von dem Gegner die Erſtattung der 
Copialien als baare Auslagen zu fordern im Allgemeinen berechtigt iſt, da die Er— 
ftattung der außergerichtlichen Koſten nad) $.27. Tit. 23. Thl. J. A. G. O. nur dann 
geſchehen muß, wenn deren Auſwendung nothwendig oder nützlich geweſen iſt, 
— eben fo wenig koͤnnen einem Justiz: Commiffarius in feinen eigenen Procef 
fen Gopialien bewilligt und deren Grftattung dem Gegner auferlegt werdet, 

Berlin, den 14. November 1833, v.8.%. B. 42. ©. 427. 


8.263. Dagegen ist er, für seine vormundschaftliche Arbeiten und 
Bemühungen Gehalt oder Belohnung zu verlangen, nicht berechtigt. 
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8.264. Hat jedoch der Vormund, durch vorzüglich kluge und müh- 
same Administration, das Vermögen der Pflegebefohlnen vergrössert, 
oder die Einkünfte derselberf beträchtlich vermehrt: so darf ihm der 
Richter ein verhältnissmässiges Honorarium nicht versagen. 

8.265. Auch kann ihm der Richter dergleichen Honorarium zubilli- 
gen, wenn die Vormundschaft mit einer weitläuftigen und beschwerli- 
chen Verwaltung verknüpft ist, und von den Einkünften, nach Abzug 
aller Ausgaben und Erziehungskosten, ein Ansehnliches erübrigt wird. 

8.266. Ob und auf wie hoch nach diesen Grundsätzen dem Vor- 
munde ein Honorarium zu bewilligen, muss bei obervormundschaftli- 
chen Gerichten einer Provinz durch eine überwiegende Mehrheit von 
Zwei Drittel der Stimmen entschieden werden. 

8.267. Ist keine solche überwiegende Mehrheit der Stimmen vor- 
handen: so ist das Pupillencollegium, vor der Festsetzung bei Hofe an- 
zufragen verbunden. 

. 268. Untergerichte sollen den Vormündern Honoraria, welche 
Fünf Thaler auf das Jahr übersteigen, ohne Genehmigung des Pupillen- 
collegii der Provinz, welches bei deren Bestimmung und Ertheilung 
die Vorschrift des $. 266. 267. zu beobachten hat, nicht zubilligen. 


BRescript v.22, Januar 1804, betr. bie Bewilligung des Honorars eines Bormunds, 

Die unterm 11, c. von Euch gethane Anfrage wegen Feſtſetzung des Honorarii 
eines Vormundes erledigt fih von felbit, da die Vorſchrift des A. L. R. Thl. 2. 
Tit. 18. 8.266, und 267, ganz deutlich die Beſtimmung des Honorarii des Guratoris 
eines Minorennen dem Arbitrio der obervormundichaftlihen Behörde lediglich über: 
läßt, der 8.273, hingegen den höchſten Sag des Honorarüi eines Curatoris absentis 
und Schwachſinnigen beftimmt, ohne folchen zugleid als einen Maaßſtab bei Arbitri- 
tung des Honorarii eines Curatoris minorennium vorzuſchreiben. 

aß übrigens die nach $. 273, zu bewilligenden 1 bis 3 Procent nicht von dem 
reinen Ueberfhuß, fondern vom ganzen Vermögen zu verftehen find, fpricht von felbit, 
da die Verwaltung eines Vermögens, je nachdem foldes mehr oder minder belaftet 
ift, mehrere Mühe und Arbeit erfordert, Neues Archiv B. 3. ©. 326, 

8.269. Hat der Erblasser der Pflegebefohlnen dem Vormunde ein 
Honorarium bestimmt: so hat es dabei lediglich sein Bewenden. 

8.270. Hat der Erblasser dem Vormunde, in Rücksicht auf die zu 
übernehmende Vormundschaft, ein Vermächtniss ausgesetzt: so kann 
letzterer kein besonderes Honorarium fordern. ($.218.) 

8.271. In beiden Fällen steht es jedoch dem Vormunde frei, die von 
dem Erblasser bestimmte Belohnung bei dem Antritte seines Amts aus- 
— ‚und es dagegen auf richterliche Bestimmung ankommen zu 
assen. 

8.272. Der Vormund eines Abwesenden kann ein verhältnissmässi- 
ges Honorarium fordern, sobald von den Einkünften des Vermögens, 
nach Abzug der Ausgaben, noch ein reiner Ueberschuss verbleibt 

8.273. Bei Güterverwaltungen kann dieses Honorarium auf Eins bis 
Drei, und bei Capitalsadministrationen bis auf Eins vom Hundert der 
Einkünfte bestimmt werden. 

‚Bescript v. 22. Januar 1804, betr. bie Berechnung bed nach vorſteheudem $. au 
bewilligenden Honorars für den Eurator eined Abweſenden, f. zu $. 267. dieſ. Tit. 

8.274. Der Vormund eines Wahn- und Blödsinnigen hat gleiche 
Rechte, (8. 272.273.) und das vormundschaftliche Gericht kann dem- 
selben, wenn besonders die Vormundschaft über Zehn Jahre dauert, 
noch ein höheres Honorarium zubilligen. 
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Vertretungsverbindlichkeit des Vormundes gegen den Pflegebefohlnen. 

8.275. Jeder Vormund ist schuldig, auf die Angelegenheiten seiner 
Pflegebefohlnen denjenigen Grad der Aufmerksamkeit zu wenden, den 
ein ordentlicher Hausvater in seinen eignen Angelegenheiten gewöhn- 
lich anwendet. J 

S. 276. Er muss also jedes dabei begangene mässige Versehen ver- 
treten. 

8.277. Für ein geringes Versehen haftet der Vormund alsdann, wenn 
er Umstände, die ihn nach den Gesetzen zur Uebernehmung der Vor- 
mundschaft unfähig machen, auf Befragen des Richters, oder sonst, ge- 
‘ flissentlich verschwiegen hat. ($. 166.) 

8.278. Ferner alsdann, wenn er Geschäfte, die eine besondere Sach- 
kenntniss erfordern, eigenmächtig, ohne Zuziehung eines Sachverstän- 
digen unternowmen hat. 

8.279. Auch alsdann, wenn er selbst ein Sachverständiger ist, und 
in dieser Eigenschaft Angelegenheiten des Pflegebefohlnen besorgt hat. 

8.280. Endlich alsdann, wenn er in Fällen, da er nach ausdrückli- 
chen Gesetzen bei dem vormundschaftlichen Gerichte anfragen sollte, 
die Anfrage unterlassen hat. f 

8.281. Auch der, welcher vormundschaftliche Angelegenheiten ohne 
Auftrag besorgt, haftet von dem Zeitpunkte an, wo er dem Richter die 
8.228. vorgeschriebene Anzeige hätte machen können und sollen, für 
jedes bei der fortgesetzten Besorgung solcher Angelegenheiten began- 
gene geringe Versehen. Ä 

8.282. Für zufälligen Schaden darf ein Vormund nur in so fern haf- 
ten; als der Zufall dem Pflegebefohlnen nicht nachtheilig würde gewor- 
den sein, wenn nicht von Seiten des Vormundes ein grobes oder mäs- 
siges Versehen bei Beobachtung seiner Pflichten vorhergegangen wäre. 
(Th. I. Tit. 3.8. 13.) 

8.283. In so fern der Vormund Geschäfte, die der Vater oder Erb- 
lasser bereits angefangen hat, nur fortsetzt, haftet er nicht für den aus 
dieser ersten Einleitung entstandenen Schaden. 

8.284. Sind aber nach dem Antritte seiner Verwaltung Umstände 
eingetreten, oder bekannt geworden, die zu einer Abänderung der ge- 
nommenen Maasregeln vernünftiger Weise Anlass geben könnten: so 
haftet der Vormund, welcher dergleichen Maassregeln nicht genommen 
hat, dabei für ein grobes Versehen. 

8.285. Eın Gleiches findet Statt, wenn der Pflegebefohlne aus Hand- 
lungen und Geschäften eines abgegangenen Vormundes Schaden er- 
leidet. 

$. 286. Dagegen muss jeder Vormund für seinen Mityormund haften, 
wenn er sich in die Verwaltung der Vormundschaft nur durch ein Pri- 
vatabkommen mit ihm getheilt hat. 

8.287. Doch ist er zur Schadloshaltung der Pflegebefohlnen nur so 
weit verbunden, als sie denselben von dem Mitvormunde, welcher ei- 
gentlich das Versehen begangen hat, nicht verschafft werden kann. 

8.288. Mehrere Vormünder, welche die Verwaltung gemeinschaft- 
lich geführt haben, haften dem Pflegebefohlnen, Einer für Alle, und Alle 
für Einen, 

8.289. Es kann aber nicht nur der in Anspruch genommene, an den, 
welcher den Schaden eigentlich verursacht hat, sondern auch, wenn 
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keinem von ihnen ein Uebergewicht der Schuld zur Last fallt, * jeder 
an die Uebrigen, für ihre Antheile sich halten. 


.290. Ist die Verwaltung der Vormundschaft von dem Erblasser 
der Pflegebeföhlnen unter mehrere Vormünder vertheilt worden: so hat 
ein jeder nur die ihm angewiesenen Geschäfte zu vertreten. 


8.291. Ehrenvormünder, ingleichen diejenigen, unter welche der 
Richter die Besorgung der "vormundschaftlichen Angelegenheiten ver- 
theilt hat, haften für die verwaltenden Vormünder, wenn sie bei Füh- 
rung, der Aufsicht über dieselben ein grobes Versehen begangen haben. 


8.292. In jedem Falle haften sie nur so weit; als der Pflegebefohlne 
von den verwaltenden Vorwündern nicht entschädigt werden kann. 

8.293. Die Erben eines jeden Vormundes sind nur für ein grobes 
von ihrem Erblasser begangenes Versehen zu haften verbunden. 

8.294. Ist aber die Klage noch bei der Lebenszeit des Erblassers 
angestellt, und von diesem beantwortet worden: so müssen die Erben 
eben den Grad der Schuld vertreten, wozu er selbst verbunden gewe- 
sen wäre. 

8.295. Pflegebefohlne haben in dem Vermögen ihrer Vormünder, so 
wie derer, welche sich dafür angegeben haben, wegen aller von densel- 
ben zu vertretenden Defecte, das in der Concursordnung näher be- 
stimmte Vorrecht der Vierten Classe. 

.296. Die ausgemittelten Defecte können auf die unbeweglichen 
Güter der Schuldner, auch ohne Einwilligung derselben eingetragen 
werden. 

8.297. Dieses Vorrecht nimmt bei wirklichen Vormündern vom | 
Tage ihrer Verpflichtung, bei andern aber von dem Tage, da sie sich 
die Besorgung der vormundschaftlichen Angelegenheiten angemasst 
haben, seinen Anfang. 

8.298. Es erstreckt sich nicht auf das Vermögen blosser Ehrenvor- 
münder, in so fern sich dieselben nicht einer wirklichen Verwaltung 
unterzogen haben. 

8. 299. Handlungen, die das vormundschaftliche Gericht ohne Zu- 
ziehung des Vormundes, oder gar wider dessen Willen vorgenommen 
hat, ist "kein Vormund zu vertreten schuldig: ° 

£. 300. Eın Gleiches gilt, wenn der Vorunnd zwar nach der Anwei- 
sung des vormundschaftlichen Gerichts die Handlung selbst vorgenom- - 
men, diesem aber vorher seinen Widerspruch dagegen wirklich ange- 
zeigt hat. ger 

Vertretungsverbindlichkeit der vormundschaftlichen Gerichte, 

8.301. Der Richter ist schuldig, für ein mässiges Versehen zu haf- 
ten, welches er bei Bestellung des Vormundes, oder bei Führung der 
Aufsicht und Direction über ihn begangen hat. 

$. 302. Doch darf der Richter erst alsdann haften, wenn kein ande- 
Ei gesetzmässiges Mittel, den Pflegebefohlnen zu entschädigen, mehr 

rig ist. 

8. 303. Der Richter kann also erst dann in Anspruch genommen 
werden, wenn weder die verwaltenden, noch die Ehrenvormünder, 
noch deren Erben oder Bürgen, den Schaden des Pflegebefohlnen zu 
ersetzen schuldig oder vermögend sınd. 

8.304. Die Erben des Richters sind, wegen ihrer Vertretungsver- 
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bindlichkeit, nach eben den Gesetzen, wie die Erben des Vormundes 
zu beurtheilen. ($. 293. 294.) | 

8.305. Wegen der Vertretungsverbindlichkeit mehrerer Mitglieder 
“ eines vormundschaftlichen Collegü bleibt es bei den allgemeinen gesetz- 
lichen Vorschriften (Tit. 10. $. 127. sqq.) | | 

8.306. Die Nachfolger im Amte haften für ein Versehen ihrer Vor- 
gänger nur alsdann, wenn sie dasselbe hätten entdecken, und die schäd- 
lichen Folgen davon abwenden können, eins oder das andere aber aus 
einem groben Versehen unterlassen haben. 

8.307. Auch haften Nachfolger in jedem Falle nur alsdann, wenn 
der Pflegebefohlne von ihren Vorgängern, oder deren Erben, nicht ent- 
schädigt werden kann. 


Sechster Abschnitt. 


Von der Sorge für den Unterhalt, und die Erziehung der 
| Pflegebefohlnen. 


Unterhalt der Pflegebefohlnen, 

8.308. Die Vormünder sind vorzüglich für den Unterhalt und die 
Erziehung ihrer Pflegebefohlnen zu sorgen verpflichtet. 

$. 309. Ist das Vermögen, oder der eigene Verdienst der Pflegebe- 
fohlnen nicht hinreichend: so müssen die, vermöge der Familienverbin- 
dung, dazu gesetzlich verpflichteten Verwandten zutreten. (Tit. 3. 

.14. sqgq.) 
5 8.310. Ermangelt auch deren Beistand: so haben dergleichen un- 
vermögende Pflegebefohlne auf die Unterstützung des Staats durch ge 
meine Beihülfe, oder aus den vorhandenen Armenanstalten vorzüglich 
Anspruch. 
Erziehung. 

8. 311. Minderjährige müssen durch eine ihrem Stande, Vermögen 
und Fähigkeiten angemessene Erziehung, zu tugendhaften und brauch- 
baren Bürgern möglichst ausgebildet werden. 

8.312. Haben die Aeltern besondere Verfügungen deswegen getrof- 
fen: so dienen diese dem Vormunde und vormundschaftlichen Gerichte 
zur Maasregel, | 

8.313. Glaubt jedoch der Vormund, dass der von den Aeltern bei 
der vorgeschriebenen Erziehung beabsichtigte Zweck, wegen Mangels 
an Fähigkeiten oder Vermögen bei dem Pflegebefohlnen, oder wegen 
gänzlicher Abneigung desselben nicht zu erreichen sei; oder dass der 
‚ Pflegebefohlne, wegen seiner vorzüglichen Fähigkeit noch zu einem 
bessern Zwecke erzogen werden könne: so liegt ihm ob, dem vormund- 
schaftlichen Gerichte davon Anzeige zu machen. 

8.314. Dieses muss alsdann, mit Zuziehung eines oder des andern 
der nächsten am Orte oder in der Provinz sich aufhaltenden Verwand- 
ten, die Umstände sorgfältig prüfen, und gewissenhaft festsetzen: 
welche Abänderungen in den von den Aeltern vorgeschriebenen Maas- 
regeln gemacht werden können. 

8.315. Nach dem Tode des Vaters gebührt der Mutter die Erzie- 
hung der Kinder. | 

$. 316. Sie darf aber, so wenig als der Vormund, von den Vorschrif- 
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ten des Vaters, ohne erhebliche Gründe und ohne Genehmigung des 
vormundschaftlichen Gerichts, abgehen. 

8.317. Die Erziehung den Kinder soll der Mutter bloss um deswil- 
len, weil sie nach vorhergegangener gehöriger Auseinandersetzung zur 
fernern Ehe geschritten ist, nicht genommen werden. 

8.318. Nach der Mutter haben die Grossältern, und nach diesen die 
Seitenverwandten, das nächste Recht und die Pflicht zur Erziehung 
solcher Pflegebefohlnen. 

8. 319. Das vormundschaftliche Gericht aber behält die Wahl unter 
den Verwandten, und ist nicht schuldig, sich an die Nähe des Grades 
zu binden. 

8.320. Auch hängt es in allen Fällen von der pflichtmässigen Beur- 
theilung der Obrigkeit ab, die Erziehung der Unmündigen, mit Aus- 
schliessung der Mutter und der Verwandten, dem Vormunde oder 
einem Fremden aufzutragen. 

8.321. Den Grund einer solchen Abweichung von der Regel, ist 
der Richter nur seiner vorgesetzten Behörde auf Erfordern, anzugeben 
schuldig. 

&. 329. Der blosse Unterschied der Religionsparthei unter Christen 
ist kein hinreichender Grund, die Mutter oder andere nahe Verwand- 
ten von der Erziehung auszuschliessen. 

8.323. Sind jedoch die Kinder noch unmündig: so muss die Obrig- 
keit auf genaue Befolgung der Vorschriften des Zweiten Titels $.76-85. 
sorgfältig Acht haben. 

1) a) Declaration v.21.Roobr. 1803, wegen Ted den Kindern aus Ehen zwifchen 


Berfonen verfchiedenen Glaubendbefenntniffes zu ertheilenden Religionsunterrichts, unb 
O.O. v. 17. Auguſt 1825, wegen Anwendung diefer Declaration auf die weftlichen Provinzen; 

b) Bescript v.30. Zuli 1804, betr. die Beftimmung ded Religiondunterrichts der 
Kinder aus gemifchten Ehen nach dem Tode der Mutter; 


c) Bescript ». 15. Mai 1819, betr. die Beftimmung des Religionsunterrichtö der 
Kinder aus gemifchten Ehen nach dem Tobe des Vaters; 
f. zu I. 2. 8.74, 77,83, 
‚2 Bescripte 2.11. April 1823 u. 31. Decbr. 1834, betr. bie Erziehung und den Res 
ligiondunterricht ded von einem Chriften mit einer Züdin aufierehelich erzeugten Kindes; 
f. zu II. 2. 9.643, 

$. 324. In Fällen, wo Jemand von den Verwandten eines unvermö- 
genden Pflegebefohlnen die Verpflegung desselben nach 8. 309. über- 
nehmen muss, kann demselben auch die Erziehung des Pflegebefohlunen, 
_ wenn er sie verlangt, nicht entzogen werden. 

Wegen bed Rechts der Pflegeeltern, ben Religionsunterricht bed Pflegekindes zu bes 
ftimmen, f. 8.104. des Anh. zu IL. 2.8.754, 

8.325. Nur wenn offenbar erhellet, dass die körperliche oder mora- 
lische Erziehung des Pflegebefohlnen bei einem solchen Verwandten 
gefährdet sein würde, ist das vormundschaftliche Gericht befugt, die 
Erziehung auch einem Andern, auf Kosten dieses Verwandten, zu 
übertragen. 

8. 326. Wenn gleich die Erziehung dem Vormunde selbst nicht auf- 
getragen ist: so liegt ihm dennoch ob, ein wachsames Auge darauf zu 
richten, und diebemerkten Fehler der Erzieher der Obrigkeit anzuzeigen. 

8. 327. Ueberhaupt muss der Vormund von dem Aufenthalte, der 
Verpflegung, und der Erziehung des Pflegebefohlnen dem vormund- 
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schaftlichen Gerichte, wenigstens einmal im Jahre, getreue und pflicht- 
mässige Anzeige machen. 

8.328. Weder der Vormund, noch der Erzieher, dürfen von der 
einmal getroffenen Einrichtung der Obrigkeit, wegen der Art und des 
Orts der Erziehung, ohne deren Genehmigung abweichen. 

Wahl der Lebensart. 

8.329. Die Lebensart, welcher die Kinder gewidmet, und wozu sie 
vorbereitet werden sollen, kaun nicht anders, als unter Genehmigung 
der Obrigkeit, festgesetzt werden. 

8.330. Hat der Vater etwas darüber bestimmt, so finden, wegen einer 
darin zu treffenden Veränderung, die Vorschriften $. 312-314. Statt. 

8.331. Hat der Vater nichts bestimmt: so muss sich das vormund- 
schaftliche Gericht nach den Anweisungen des Zweiten Titels $. 109. 
sqgq. lediglich achten. 

& 332. Doch sollen in allen Fällen der Vormund und die Mutter, 
oder die Grossältern, mit ihrem Gutachten darüber vernommen werden. 

8.333. Bei Kindern von Zunftgenossen sind die Zunftältesten schul- 
dig, dem Richter, auf Erfordern, mit ihrem Rathe und Gutachten an die 
Hand zu gehen. | 

8.334. Wenn der Pflegebefohlne zum Studiren gewidmet werden 
soll: so muss das vormundschaftliche Gericht die Vorschriften des 
Zwölften Titels $. 62. 63. 64. genau beobachten. a 


Erziehungskosten, 

8.335. Die Kosten der Erziehung müssen nach der mit Rücksicht 
auf das Vermögen bestimmten Art derselben, und nach der Lebensart, 
zu welcher der Pflegebefoblne vorbereitet werden soll, abgemessen und 
festgesetzt werden. 

8. 336. Der Vormund, welcher den festgesetzten Betrag ohne Geneh- 
migung des Gerichts überschreitet, macht sich verantwortlich. 

8.337. Wenn die jährlichen Einkünfte des Vermögens zur Erlan- 
gung des gesuchten Zwecks nicht hinreichen: so kann auch die Substanz 
des Vermögens dazu verwendet werden. | 


1) Bescript »v.7. Januar 1812, betr. die Verwendung ded Capitals eines Fideicoms 
mißvermögens zur Erziehung. 

Das Königl. Pupillen » Collegium zu Soldin empfängt hierbei urfchriftlich eine 
von der vermwittweten von N. in der Bormundfchaftsfahe ihrer minderjährigen Toch— 
er unterm 26. v. M. eingereichte Borftellung, um daraus zu erfehen, aus welchen 
Urfachen diefelbe auf die Ausantwortung der vor dem Tode des Vaters aufgefants 
melten Fideicommiß-Revenüen der Tochter 47 Rthlr. wiederholentlih angetragen hat. 
Nun ift es zwar an fid) ganz richtig, daß diefe aufgefanmelten Revenüen nicht zu 
den laufenden Nusungen des Vermögens der Curandin, fondern zu ihrem Capital 
Vermögen zu rechnen find. Der verwittweren von N. fteht aud der Erbreceh in fos 
weit entgegen, als fie darin die Erziehung der Tochter gegen den Genuß der Sinfen 
von dem väterlihen Vermögen übernommen bat, und dag A. L. R. Thl. II. Tit. 18, 
$. 335. ſetzt überhaupt die Regel feft, dat die Koften der Grziehung mit Rückſicht auf 
das Bermögen der Pflegebefohlenen, und nad dem Verhältniſſe ihrer fünftigen Bes 
fimmung und Lebensart abgemeffen werden follen, Allein in dem 8.337. a. a. O. ift 
doch eine Ausnahme von der. Regel gemacht, und felbit die Subftanz des Vermögens 
anzugreifen erlaubt, wenn folches zum Zwed der Erziehung und zur Ausbildung der 
Euranden nothwendig iſt. 

„Da diefes nach der Behauptung der Bittftelerin bier der Fall, und fie felbft in 
Rückſicht der, feit der Schliefung des Erbreceffes fo fehr veränderten Umftände und 
der ſchweren Zeiten nicht im Stande ift, die Erziehung der Tochter mit den jähr— 
lich, kaum 100 Thaler betragenden Zinfen des väterlichen Erbtheils zweckmäßig zu 
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vollenden; fo hat das Könige, PYupillen: Collegium diefes näher zu hınterfuchen und 
zu erwägen, alsdann dem Geſuche der Bittftellerin entweder zu willfahren, oder dies ’ 
felbe mir Gründen anderweit zu befcheiden, und Abfchrift der Nefolution bei Zurück 
fendung der Vorſtellung einzureichen. v. K. J. B.1. S. 20. 


2) Bescript v. 14. Novbr. 1815, betr. die Verwendung bed Vermögens der Curanden 
zur Erziehung gegen die Beftimmung bed Erblaffers, 

Die verwittwere N. zu N, und der N. zu N., Lesterer als Bormund der Nfchen 
Kinder, haben in der sub lege remissionis in och er beigehenden Borftellung vom 
26. October c. darauf angetragen, zu veritatten, daß die Zinfen von dem den ältes 
fien Kindern ex testamento des ehemaligen General: Pächters N, legirten Capital 
von 2000 Rthlr. zu deren Unterhalt und Erziehung verwendet werden dürfen, Dem 
Königl. Pupillen» Eollegio zu Breslau wird hierauf eröffnet, daß, wenn das Anfüh— 
ren der Mutter: 

daß fie die fernere Ausbildung der Kinder aus Mangel an Fonds einzuftellen 

ern fein würde, indem fie felbft in Gefahr fiehe, ihr ermögen zu vers 
gegründet ift, die angebrachten Beſchwerden nicht unerheblich zu fein fcheinen. Denn 
obgleih das Teftament des 20. N. ausdrüdlich feftiegt, daß die Zinfen von dem Ber: 
machtniß der 2000 Rthlr. zu Capital gemacht werden follen; fo erlaubt doch das U, 
L. R. Thl. IL Tit. 18. 9.337, in dem Fall, wenn die Einkünfte des Vermögens der 
Pflegebefohlenen zum Zwed ihrer Ausbildung und Erziehung nicht hinreichen, fogar 
die Subftanz zu diefem Zwede zu verwenden. lm fo — kann die Berwendung 
der zum Capital zu fchlagenden Zinfen zur Bildung und Grziehung der Kinder, in 
‚Ermangelung anderer — einem erheblichen Bedenken unterworfen ſein, da die 
erklärte Abſicht des Teſtators offenbar auf nichts anders, als auf das Beſte der Kins 
der gerichtet it, und das Befte derfelben zuverläffiger dadurch, daß ihnen eine gute 
GSrziehung verfchafft werde, als durch das Aufjammeln der Zinfen zu dem entfernten 
Zwed ihrer künftigen Verheirathung 2c, zu erreichen iſt. 

Das Collegium hat aus diefem Geſichtspunkte die Sache zu betrachten und forg: 
fältig zu erwägen; demnächſt das Stadigeriht zu.N, mit Anweifung, in jedem Falle 
aber die Bittſteller mir Nefolution zu verfehen, und wie es gefchehen, ——— 4 

v. K. J. B. 6. ‚182. 
Verheirathung. - . 

8.338. Wegen der — —————— der Pflegebefohlnen ist das Erfor- 

derliche gehörigen Orts vorgeschrieben. (Tit. 1. $. 49. sqq.) 


Circulare v. 17. Novbr. 1803, betr. die Nothwendigkeit des Conſenſes der vors 

munbfchaftlichen Behörde zur Berheirathung der Pflegebefohlenen; f. zu II. 1.8.54, 

8. 359. Mit Bestimmung und Herbeischaffung der Ausstattungskosten 
ist es wie mit den Erziehungskosten zu halten. 0 

8.340. Doch sind, bei unvermögenden Pflegebefohlnen, nur Ver- 
wandte in aufsteigender Linie und Geschwister, die bereits ausgestattet 
sind, zum Beitrage verpflichtet. Ä i 

Sorge für die Wahn- und Blödsinnigen. 

8. 341. Wahn- und Blödsinnige müssen dergestalt unter beständiger 
Aufsicht gehalten werden, dass sie weder sich selbst, noch Andern scha- 
den können. | 

8. 342. Die Sorge für diese Aufsicht liegt dem-Vormunde, die Füh- 
rung derselben hingegen denjenigen ob, welchen die Pflicht der Erzie- 
hung zukommt. | 

8.343. Doch kann, zur Uebernehmung der Aufsicht über Rasende, 
weder ein Verwandter, noch der Vormund, noch eine andere Privat- 
person gezwungen werden. | 

8.344. Finden der Vormund oder die Verwandten keine andere 
Gelegenheit, dergleichen Personen unterzubringen: so liegt dem Staate 
ob, dieselben in eine öffentliche Anstalt zur Verwahrung aufzunehmen. 

8.345. Bei blossen Wahn- und Blödsinnigen, welche kein Vermö- 
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gen besitzen, müssen diejenigen, welchen deren Unterhalt nach den 
Gesetzen obliegt, auch die Kosten der Aufsicht, welche sie nicht selbst 
übernehmen wollen, hergeben. 

8. 346. Eben dies gilt von Taubstummen, wenn dieselben, wegen der 
mit ihrem körperlichen Mangel verbundenen Gemüthsschwäche, einer 
besondern Aufsicht bedürfen. 

8347. So lange noch eine gegründete Hoffnung zur Wiederherstel- 
lung solcher Personen vorhanden ist, müssen sie mit den nöthigen Hei- 

lungsmitteln nach Möglichkeit versehen werden. 

S. 348. Die Heilungskosten haben mit den Erziehungskosten gleiche 
Rechte. | 

Für die Verschwender. 

8.349. Verschwender, auch wenn sie grossjährig sind, .muss der Vor- 
mund unter beständiger Aufsicht haben; sie zur Arbeit und nützlichen 
Thätigkeit anhalten, und sie von ihren Fehlern möglichst zu bessern 
bemüht sein. 

$. 350. Bei beharrlicher Fortsetzung ihrer ausschweifenden Lebens- 
art hat der Vormund, jedoch nur unter Direction und Genehmigung 
des vormundschaftlichen Gerichts, das Recht, den Pflegebefohlnen, auch 
durch zweckmässige Zwangsmittel, zu einer ordentlichen und regel- 
mässigen Aufführung anzuhalten. (Tit. 2. $. 86. sqq.) 


Siebenter Abschnitt. 
Von der Vorsorge für das Vermögen der Pflegebefohlnen. 


Sicherungsanstalten, 

8. 351. In Fällen, wo eine Vormundschaft anzuordnen ist, muss vor 
allen Dingen auf die Ausmittelung und Sicherstellung des Vermögens 
der Pflegebefohlnen Rücksicht genommen werden. 

$. 352. Diese Vorsorge liegt jedem Richter ob, in dessen Gerichts- 
bezirke dergleichen Vermögen sich befindet; auch wenn der Erblasser 
seiner Gerichtsbarkeit nicht unterworfen war. 

8.353. Befindet das Gericht, unter dessen Gerichtsbarkeit der Erb- 
lasser gestanden hat, sich an eben dem Orte: so ist nur dieses zur Ob- 
sorge für das an demselben Orte vorhandene Vermögen befugt und 
verpflichtet. 

Siegelung. 

$. 354. Der Richter muss das bewegliche Vermögen, an welchem 
Pflegebefohlne Theil haben, sogleich auf erhaltene Nachricht in gericht- 
liche Sperre nehmen. 

Wegen der Fälle, in been eine Berfiegelung erfolgen muf und in Betreff bes Berfahr 
ren, vergl, A. G. ©. 11.5, 8. 4, figde. 

8.355. Auch Dorfgerichte können, in Abwesenheit des Gerichtshal- 
ters, den am Orte befindlichen Nachlass versiegeln. 

8.356. Sie müssen aber davon dem Gerichtshalter, zur weitern Be- 
sorgung und Verfügung, sofort Anzeige machen. f 

8.357. Notarien sind, Siegelungen in Sterbefällen vorzunehmen, 
nicht berechtigt; ausser wenn sich kein Richter in der Nähe befindet, 
und sie darum requirirt; oder wenn es ihnen von dem Richter aufge- 
tragen worden. 
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$. 358. Bei dem Absterben golcher-Personen, die unter Militairge- 
richtsbarkeit stehen, muss derjenige Nachlass, welchen sie bei und um 
sich gehabt haben, von den Kriegsgerichten versiegelt werden. 

Der Militairgerichtöftand in Angelegenheiten ber bürgerlichen Gerichtsbarkeit ift aufs 
gehoben; vergl. wegen Berfiegelung ded Nachlaffed einer Militairperfon, 8.434,1,.435, des 
Anh. zu 8. 17. Thl.1. Zit.5. der A. ©. ©, 

8.359. War der Verstorbene im Felde oder auf Commando, an ei- 
nem Orte, wo kein Kriegesgericht sich befindet: so liegt dem comman- 
direnden Offizier ob, für den Nachlass, welchen er bei und um sich hat, 
zu sorgen. 

8.360. Ist auch kein commandirender Offizier vorhanden: so sind 
die Civilgerichte des Orts zu dieser Obsorge verpflichtet. ' 

8. 361. Jeder, welcher eine Siegelung vorgenommen hat, muss, wenn 
er nicht selbst der vormundschaftliche Richter ist, diesem unverzüglich 
davon Nachricht geben. 

8.362. Er muss, wenn von einer in. dem Nachlasse vorhandenen 
letztwilligen ee Anzeige geschieht, oder Spuren sich finden, 
dieselbe mit Zuziehung der im Sterbehause gegenwärtigen Verwandten, 
Freunde oder Hausofficianten des Verstorbenen aufsuchen, und dem’ 
gehörigen Richter zur Verfügung der Publication einsenden. 


$. 363. Der siegelnde Richter darf sich über den vorgefundenen 
Nachlass in der Regel keine Verfügung anmassen. | 
8. 364. Er muss jedoch, wenn wegen Entfernung des vormundschaft- 
lichen Gerichts, oder aus andern Ursachen, die Verfügungen desselben 
nicht schnell genug erfolgen, können, in schleunigen Fällen die nöthi- 
— Vorkehrungen zum Besten der Pflegebefohlnen treffen, und auch 
avon dem vormundschaftlichen Gerichte Anzeige machen, 


$. 365. Er muss also Sachen, welche bei längerer Aufbewahrung ver- 
derben, oder ausser Werth kommen würden, sofort. öffentlich ver- 
äussern. | 

8. 366. Ein Gleiches liegt ihm in Ansehung solcher Sachen ob, deren 
Aufbewahrung mit beträchtlichen und offenbar unnützen Kosten ver- 
knüpft sein würde. 4 I — | 

8.367. Auch muss er dafür sorgen, dass Geschäfte die ihrer Natur 
nach ohne augenscheinlichen Nachtheil für den Pfiegebefohlnen nicht 
unterbrochen werden können, in dem Gange, worin sie sich wirklich 
befinden, ohne Veränderung fortgesetzt werden. | 

8.368. Eine zum Nachlasse gehörige Handlung darf der Richter nicht 
versiegeln; sondern er muss deren Fortführung dem von dem Erblas- 
ser angenommenen Disponenten übertragen. 

$. 369. Ist kein solcher Disponent vorhanden: so muss der Richter 
sofort einen Aufseher bestellen. 

$. 370. Dieser Aufseher muss vereidet, und ein Gleiches auch in An- : 
sehung des Disponenten, wenn derselbe nicht schon verpflichtet ist, 
beobachtet werden. 

8.371. Ist ein Ehegatte des Erblassers im Sterbehause vorhanden : 
so darf mit der Siegelung nur auf dessen eigenes Ansuchen, oder unter 
dessen ausdrücklicher Bewilligung verfahren werden. 

$.372. Einem Jeden steht frei, die Siegelung seines künftigen Nach- 
lasses zu untersagen. —— 
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8.373. Die Erklärung muss jedoch schriftlich oder gegen das Ge- 
richt mündlich zum Protokolle, geschehen sein. 

$. 374. Auch muss der Richter auf das Verbot der Siegelung keine 
Rücksicht nehmen, wenn sich Umstände hervorthun, nach welchen der 
Nachlass. einer von dem Erblasser nicht vorhergesehenen Gefahr aus- 
gesetzt ist. | — 

8.375. Dieses findet besonders Statt, wenn der Erblasser die Sie- 
gelung mit ausdrücklicher Beziehung auf eine gewisse Person, welcher 
die Obsorge und Aufsicht über den Nachlass von ihm anvertraut wor- 
den, verboten hat, und dieselbe Person bei dem Ableben des Erblas- 
sers schon verstorben, oder nicht am Orte zugegen ist. 
Inventur. 

8.376. Sobald dem Pflegebefohlenen ein Vormund bestellt worden, 
muss derselbe ohne Zeitverlust für die Aufnahme eines vollständigen 
Verzeichnisses von dem Nachlasse sorgen, 

Wegen bed Verfahrens bei Uufnahme bes Inventarii und ber Form eines ſolchen, f. 
u. 6.0. 11. 5, 8.43. figde. 

8.377. Zieht die Berichtigung der Vormundschaft sich in die Länge; 
und kann die Aufnahme des Iuventarii, ohne des Pflegebefohlenen 
Nachtheil, nicht ferner ausgesetzt werden: so muss der Richter dazu 
einen besondern Curator bestellen. 

8.378. Die Anordnungen wegen Aufnehmung des Inventarii gebüh- 
ren allein dem vormundschaftlichen Gerichte. 

8.379. Dieses muss jedoch wegen solcher Nachlassstücke, die an 
einem Orte sich befinden, der weder seiner unmittelbaren, noch mittel- 
baren Gerichtsbarkeit unterworfen ist, den gehörigen Richter des Orts 
um deren Inventirung ersuchen. 

$. 380. Es müssen aber-alle dergleichen Specialinventarien dem vor- 
mundschaftlichen Gerichte mitgetheilt werden. \ 

8.381: Die Inventur des Nachlasses verstorbener Militairpersonen 
gebührt, nach geschehener Abnahme der Siegel, den Civilgerichten in 
allen Fällen, wo denselben die Bevormundung der hinterlassenen Pfle- 
gebefohlenen obliegt. 

8.382. Von der bevorstehenden Aufnehmung des Inventarii muss 
dem Vormunde, ingleichen den ausser den Pflegebefohlnen etwa noch 
vorhandenen Miterben, in Zeiten Nachricht gegeben, und dieselben müs- 
sen, wenn sie sich melden, dabei zugelassen werden. 

- Von Privatverzeichnissen, j 
$. 383. Einer gerichtlichen Inventur bedarf es nicht, wenn ein über- 
lebender Ehegatte des Erblassers sich in dem Besitze der Erbschaft 
befindet, und ein Privatverzeichniss darüber aufzunehmen, und vorzu- 
legen erbötigist. Ä | | 
Huch Brivatinventarien füllen nach dem für gerichtliche Inventarien vorgefchriebenen 
Formular eingerichtet. fein; f. 1.9, 8.438, 

8. 384. Ausserdem kann der Richter in Fällen, wo entweder eins der 
Aeltern, oder sonst ein naher Verwandter der Pflegebefohlnen, im Be- 
sitze des Nachlasses sich befindet; oder wo man zum voraus weiss, dass 
der Nachlass nicht beträchtlich sei, und der, welcher ihn hinter sich 
hat, wegen seiner Verbindung mit dem Pflegebefohlnen oder sonst, ein 
vorzügliches Vertrauen verdient, statt des gerichtlichen Inventarii, mit 
der Vorlegung einer Privatspecification sich begnügen. 
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8.385. Eine zum Nachlasse gehörende Handlung darf, so lange de- 
ren Aufhebung nicht erfolgen soll, nicht gerichtlich inventirt werden. 

8. 386. Doch muss der Vormund oder Disponent auch darüber ein 
vollständiges Privatinventarium aufnehmen und vorlegen. 

$. 387. Der Richter ist schuldig, dergleichen Handlungsinventarium 
dergestalt zu verwahren, dass das Innere der Handlung zum Nachtheile 
der Pflegebefohlnen nicht öffentlich kund werde. En 

8.388. Zum Behufe eines’ solchen Handlungsinventarii müssen die 
Bücher bis zum Sterbetage des Erblassers nachgetragen, und sodaun 
abgeschlossen werden. 

8.389. Ein Jeder, welcher zur Aufnahme eines Privatinventarii ver- 
stattet worden, ist die Richtigkeit desselben, auf Erfordern, eidlich zu 
bestärken verbunden. ' 

8.390. Der Regel nach muss diese eidliche Bestärkung sofort er- 
folgen. 

N 391. Bei Verwandten in auf- und absteigender Linie, ingleichen 
bei Seitenverwandten, die als Respectspersonen für den Pflegebefohl- 
nen anzusehen sind, kann das vormundschaftliche Gericht die eidliche 
Bestärkung, nach Beschaffenheit der Umstände, bis zu einer näheren 
Veranlassung aussetzen. 

8.392. Wenn eine Wittwe wieder heirathen will: so muss die eid- 
liche Bestärkung noch vor Vollziehung dieser Ehe von ihr geleistet 
werden. 

8.393. Nur ein Erblasser, welcher dem Pflegebefohlnen mehr, als 
einen ihm schuldigen Pflichttheil zugewendet hat, kann die eidliche Be- 
stärkung eines Privatverzeichnisses von seinem Nachlasse untersagen. 

8.394. Aber auch ein solches Verbot ist ohne Wirkung, sobald ge- 
gründete Vermuthungen einer begangenen Unrichtigkeit dem Richter 
bekannt werden. | | 

8. 395. Jedem Erblasser steht es frei, die gerichtliche Inventur seines 
Nachlasses zu untersagen. | 

8.396. Dergleichen Verbot bedarf keiner Feierlichkeit; sondern es 
ist genug, wenn nur der Erblasser seinen Willen schriftlich, oder münd- 
lich gegen die Gerichte zum Protokolle geäussert hat. 

8. 397. ‚Das Verbot der gerichtlichen Siegelung begreift das Verbot 
der gerichtlichen Inventur unter sich. _ | 

$.398. Hat der Erblasser nur eine gewisse Person von der Heraus- 
gebung eines Inventarii befreiet: so kann ein Dritter, welcher zur Ver- 
waltung des Nachlasses gelangt, sich darauf nicht berufen. | 

8.399. Die Aufnahme des Privatverzeichnisses kann von dem Erb- 
lasser nie verboten, noch durch irgend eine dem Pflegebefohlnen nach- 
theilige Bedingung eingeschränkt werden. 


€. ©. 2.19, Auguſt 1809, betr. die Declaration des vorftchenden 8. 


Auf Euren Bericht vom 11.0. M. ertheile ih Euch, nachdem Ich darüber 
Be das Gutachten des Großkanzlers erfordert babe, zum Beſcheide, daß bie 
erordnung des 9.399. Tit. 18. Thl. II. des A.L.R., wonach Fein Grblaffer 
die Aufnahme eines Privarverzeichniffes verbieten kann, nur von dem unter 
vormundichaftliche Auffict oder Verwaltung gehörenden Vermögen der Kinder 
zu verftehen,, Feinesweges aber auf das nicht freie Wermögen der noch unter 
väterlicher Gewalt fhehenden Kinder auezudehnen ift, fo lange nicht ein Fall der 
nothwendigen Auseinanderfegung oder Sicherheitsbeflellung eintritt, Da nun 
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dem Oberflen von Bardeleben von dem feinen Kindern durch das Teſtament der 
verftorbenen Generalin von Nofflere zugefallenen Vermögen, ſowohl den Ge 
fegen als der Verordnung der Erblafferin nach, der Niefbraud und die unein. 
geihränkte Verwaltung gebührt, und derfelbe ſich nicht in dem Falle befindet, 
fih mit den Kindern auseinanderzufegen, oder Sicherheit denfelben beftellen zu 
müffen, ſo kann Jh Eurem Antrage, den Oberften von Bardeleben zur Her. 
ausgabe eines Verzeichniffes von dem, feinen Kindern auf obige Art zugefal« 
lenen Vermögen anzuhalten, nicht deferiren. v. R. X. S. 149, 

S. 400. Der Inhaber des Nachlasses muss also auch in diesem Falle 
das Verzeichniss aufnehmen; er darf aber selbiges nur versiegelt in 
gerichtliche Verwahrung übergeben. 

S. 401. Die Einsiegelung des Verzeichnisses muss in Gegenwart des 
vormundschaftlichen Gerichts, oder wenigstens eines Justizkommissarü 
und Notarii geschehen. 

$. 402. Diese müssen sich davon überzeugen, dass in dem versiegel- 
ten Umschlage wirklich ein Verzeichniss des’ Nachlasses enthalten sei. 

8.405. Das vormundschaftliche Gericht ist berechtigt, von dem, wel- 
cher das versiegelte Verzeichniss übergiebt, die Versicherung an Eides- 
‚ statt, dass dasselbe mit den gesetzlichen Erfordernissen eines Nachlass- 
verzeichnisses versehen, und von ihm nach seiner besten Kenntniss und 
Wissenschaft treulich aufgenommen sei, zu fordern. (Th.1. Tit. 9. 
$. 434. 435.) | 

8.404. Auch wenn Aeltern oder Grossältern, die ihreh Kindern eine 
bestimmte Sache oder Summe zu ihrem Epbtheil hinterlassen, die Auf- 
nahme eines gerichtlichen oder Privatverzeichnisses von ihrem Nach- 
lasse gänzlich untersagt haben, muss dennoch der Haupterbe zur künf- 
tigen Beurtheilung: ob eine Verletzung im Pflichttheile vorhanden sei, 
ein Privatverzeichniss aufnehmen, und bei dem vormundschaftlichen 
Gerichte versiegelt niederlegen. 

8.405. Der Richter ist ein verschlossenes Privatinventarium zu er- 
öffnen berechtigt, wenn ein erheblicher Verdacht der Verkürzung des 
Pflegebefohlnen im Pflichttheile eintritt; oder ihm eine schlechte Ver- 
waltung, oder gar Verschwendung, von Seiten desjenigen, der den Nach- 
lass hinter sich hat, glaubhaft angezeigt wird. 

$. 406. Ferner alsdann, wenn die Gütergemeinschaft zwischen den 
Pflegebefohlnen und dem überlebenden Ehegatten des Erblassers auf-- 
hört; mithin eine Auseinandersetzung zwischen ihnen erfolgen muss. 

8.407. Auch alsdann, wenn das Andringen der Gläubiger die Offen- 
legung des Vermögenszustandes unvermeidlich macht. 

8.408. Wenn keiner dieser Fälle sich ereignet: so bleibt das nieder- 

elegte Verzeichniss so lange verschlossen in der Verwahrung des vor- 

mundschaftlichen Gerichts, bis der letzte der Pflegebefohlnen der Vor- 

mundschaft entlassen wird. 
Auseinandersetrung. 

8. 409. ‚Nach berichtigtem Inventario muss der Pflegebefohlne mit 
denjenigen, welche ein Miteigenthum an der Masse oder irgend einem 
Theile derselben gebühret, auseinandergesetzt werden. - 

8.410. Hat jedoch die überlebende Mutter der Pflegebefohlnen mit 
dem Vater derselben in der Gütergemeinschaft gelebt: so steht ihr 
frei, auf deren Fortsetzung mit den noch nicht abgefundenen Kindern 
anzutragen. (Tit. 1. $. 634. sqq.) 


> 


$. 413.. Vermogen der Bflegebefohlnen. '49 


Mescript v.4.%o05r.1836, betr. die Befugniffe einer die Glitergemeinfhatt fort: 
fegeuben Ehefrau, zur Bermögendmaffe gehörige Kapitalien einzuziehen. BE ei 
Auf Ihre Vorftellung vom 5. v. M. Ä * 
— un Einleitung der von Ihnen wider den DOberförfter M. zu N, an 
geitellten Klage, . —— 
gereicht Ihnen zum Beſcheid, daß Ihre Beſchwerde gegen die eingereichte, anliegend 
rare Verfügung des Königl. O. 2. Ger. zu Marienwerder dom 9, Auguft 
. J. überall nicht für begründet erachtet werden kann. 

Der in diefer Verfügung allegirte $.124. Tit. 14. Thpl.1 des A. L. R. findet zwar 
auf das vorliegende Sachverhältniß feine Anwendung. Die. Adminiftration, welche 
einer Wirtwe im Folge der mit den Kindern fortgefegten Gütergemeinfchaft zuiteht, 
iſt eine ganz andere, als die eines gewöhnlichen Verwalters, Der letztere adminiftrirt 
bloß im Namen des Prinzipale, und Teitet fein Recht nur aus deſſen Auftrage her, 
der zu jeder Zeit willführlich widerrufen werden kann; während der Ghefrau die 
Verwaltung aus eigenem Rechte gebührt. Dagegen gehen Sie aud) Ihrer Seits zu 
weit, wenn Sie ſich vermöge dieſes Verwaltungsrechts für ermächtigt halten, ausſte— 
hende Kapitalien ohne Zuziehung Ihres großjährigen Sohnes und der Vormundſchaft 
Ihrer minorennen Enkel, zur Zahlung an Sie einzuflagen. 

Die Befugniffe und VBerbindlichkeiten einer Wittwe, welche die eheliche Güterge- 
mwieinſchaft mit den Kindern fortfegt, find in dem von Ihnen felbit in Bezug ame 
‚menen Gutachten der Geſetzkommiſſion vom 17. April 1805 — Neues Arhiv IV. S. 
18-238 — umitändlih auseinandergefegt. 
Siernach muß diefelbe den Kindern und resp. der Vormundſchaft derfelben, nad 
Analogie der für Ehemänner minderjähriger Ehefrauen $. 742. ff. und 764. ff. Tit. 18, 
Thl. IL des A. L. R. gegebenen Vorſchriften, von Ihrer Verwaltung Rechenſchaft ge: 
‚ben, und ſich in Betreff ihrer Dispofition nach den $. 232, ff. Tit. 1, Thl. IL des 
Y.ER, für die Verwaltung des in Gütergemeinfchaft lebenden Ehemannes: feftgefeg: 
ten Beitimmungen dergeftalt richten, daß fie zwar die zum Betriebe ihres Gewerbes 
erforderlichen Kapitalien ohne Kaution in die Hände verlangen kann, im übrigen aber 
zur Einziehung von Gapitalien die Genehmigung des Vormundes und die Approba: 
tion des vormundſchaftlichen Gerichts nachſuchen, und felbit von den zu ihrem Unter: 
halte und zur Erziehung der Kinder nicht erforderlichen Revenüen Rechnung legen muß. 

Es folgt hieraus, daß Sie im vorliegenden Falle zur Ginziehung des ausjteben- 
den: Kapitals der Genehmigung der obervormundicaftlihen Behörde Ihrer minorek: 
nen Enfel, fowie des Beitrists Ihres majorennen Sohns bedürfen, 

. , Der Umftand, daf Ihnen im Teftamente Ihres Ehemannes. auch für Ihre Lebens: 
zeit der Niesbrauc des gefammten Vermögens überlaffen worden ift, ermächtigt Sie 
ebenfalls micht zu der urn ne Kapitalien (A. L. R. $.101. ff. Tit. 21, Thl. L), 
ſofern darunter die Befugniß verſtanden wird, die Zahlung der Kapitalien ſelbſt an: 
zunehmen und dieſelben zu behalten, oder nah Gutdünken zu belegen. 

Als Nießbraucherin find Sie nur. befugt, ohne Zugiehung des Gigenthümers auf 
nr ei des Dormundfchaftsgerichts Ihrer. minderjährigen Kinder 
zu Magen. e = = 

Hiernach muß Ihnen lediglich überlaffen bleiben, in diefer Art die Klage anzu _ 
gehen, oder der Ihnen in obiger Verfügung des ——ãA O. L. Ger. gewordenen 

uflage zu genügen. F Act. des Juſtizm. Gen. G. No. 31, Vol. U. Fol. 40, 


‘8.411. Der Vormund ist in diesem Falle nur alsdann die Auseinan- 
dersetzung zu verlangen berechtigt, wenn die Mutter der Pflegebefohl- 
nen zur anderweitigen Ehe schreitet. 

8.412. Ferner, wenn die Töchter heirathen, oder die Söhne eine 
eigene Wirthschaft anstellen. | 

8.413. Endlich, wenn die Mutter sich der Verschwendung, oder 
sonst einer schlechten Verwaltung verdächtig macht. | 
.. D Gutachten ber Gefegeommiffion v. 17. April 1 805, über die Fortfegung ber Güs 
tergemeinfchaft zwifchen der Mutter und ihren Kindern. 


Em. Königl. Majeftät haben durch das Nefeript vom 17. November 1804 unfer 
Gutachten über die von dem Pupillen:Collegio zu Münfter in feinem Berichte vom 
25. Yuguft ej.a. wegen der. Gütergemeinfchafts: Fortfegung zwifchen der Mutter und 
ihren Kindern, aufgeworfenen Zweifel zu erfordern geruhet. 
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Was den Hanptzweifel des gedachten Pupillen» Collegii anbetrifft, nämlih: ob 
unter der nah Borfchrift des A.L. R. Thl. 2. Tit. 18. $.410, zwifhen der Mutter 
und deren Kindern auf den Antrag der erftern fortzufegenden Gütergemeinfhaft die 
wahre eheliche Gemeinfchaft zu verfiehen fei; fo ift allerdings fein hinlanglider Grund 
gu einem Zweifel nach den beitehenden Gefegen vorhanden. 

Es iſt, nah Runde in feinen Grundfägen des gemeinen deutfchen Privatrechts 
7 608. und denen von ihm angezogenen Altern Rechtslehrern, fhon gemeinen deut» 
‚schen Rechts, daß die zwifhen dem überlebenden Ehegatien und den Kindern fortdaus 
ernde Gütergemeinfchaft von eben der rechtlihen Narur , wie die ordentliche fei; und 
man nmf daher um fo mehr annehmen, dap das A. L. R., — weldes in dem 8.410, 
all. uneingefhränft die ur der Gürergemeinfchaft, worin die überlebende 
Murter mit dem Vater der noch nicht abgefundenen Kinder gelebt hat, erwähnt, das 
gegen aber Thl. 2. Tit. J. $.653, in den verfchiedenen Fallen der einftweiligen Ges 
meinfchafts- Fortdauer bis zur Auseinanderfegung zivifchen dem überlebenden Che 
garten und den Verwandten des Berftorbenen, ausdrücdlich Bloß vom Miteigenthum 
der zur Zeit des Sterbefalles vorhanden geweſenen gemeinfchaftlihen Maſſe redet, — 
in jenem $: 410. Tit.18, Thl. 2, die Fortdaner der wahren ehelichen Gemeinſchaft 
feftfege. Die Gegen» Argumente, welche das Pupillen: Kollegium daraus entnehmen 
will, daß in dem $. 411. ff. Tit. 18. Thl. 2. nur von einer Auseinanderfegung, micht 
von der Aufhebung der ehelichen Sürergemeinfchaft geredet wird, die Verordnung qu. 
bloß in der Lehre von Vormundſchaften vorkommt, und der Mutter der Antrag auf 
die Fortfegung- der Gütergemeinfchaft nur gegen die minderjährigen Kinder verftattet 
fei, fcheinen ung unerheblich zu fein; denn es redet das UU.R. aub Thl. 2. Tir. 1. 

‚392. nur von der Abfonderung des Vermögens der Chegarten, ungeachtet nad 
em 8.420; ,' deffen Titel eine Aufhebung der Gemeinfchaft gemeint ift, und es iſt 
fehr natürlich, daß im dem-$. 411, Tit. 18. die Auseinanderfegung erwähnt wird, 
weil vor umd nachher von derfelben die Rede ift, und die Auseinarderfegung jederzeit 
die Aufhebung der Gemeinschaft mit fich bringt. In der VBormundfchafts: Ordnung 
fommt Thl. 2. Zit. 18. $.780. ff. auch die Lehre von Entitehung der chelihen Guü— 
tergemeinfhaft durch die Verheirathung minderjähriger Perfonen vor; und daß der 
Mutter nur gegen -minderjährige Kinder der Antrag auf die Fortfegung geftattet fei, 
ift theils nicht ganz richtig, weil in dem $.410. Tit. 18. nur von nicht abgefundenen 
Kindern, dergleichen auch großjährige fein Tonnen, die Rede ift; theils unerheblich, 
weil die Ausſcheidung einzelner Kinder nicht mehr Schwierigkeit bei der communione 
bonorum universali als particulari macht, infonderheit nicht einzufehen ift, warum 
nicht die völlige Gürergemeinfchaft bloß zwifchen den nicht ausfcheidenden Kindern und 
der Mutter follte fortdauern können, ohne neue Beitimmungen nothwendig zu machen, 
wenn den Ausſcheidenden ihr Antheil an dem zur Zeit ihres Austritts vorhandenen 
Vermögen verabfolgt it. Das daraus, daß das Landreht von einem gleichen Rechte 
des überlebenden Vaters, wie der Mutter nichts erwahnt, entnommene Argument if 
ungegründet. Nachdem im $.410-13. von der Mutter geredet ift, kommt der Gefeg- 
geber im $.414. auf den Vater und verordnet: 

wegen der Auseinanderfegung des Vaters mit feinen Kindern finden auch bei 

der Gütergemeinfchaft die Borfchriften der $$. 35. u. 36, Anwendung. 

In diefen $$. ift aber verordnet: 

der Bater muß angehalten werden, fih mit den Kindern auseinanderjufehen, 
wenn er zur anderweiten Ehe fchreitet; ferner in allen Fällen ꝛc. 
Daraus fcheint uns ar zu fein, das bei dem Vater feine Grflärung nöthig fei, 
fondern daß er ipso jure die Gemeinfchaft fortfege, bis er entweder Auseinanders 
fegung verlangt, oder die Fälle der 88. 35, u. 36. vorhanden find, 

Nur Erbfhaften, welche den Kindern zufallen, können nad dem F. 658. Tit. 1, 

zur Gemeinfchaft nicht fommen, weil es dafelbit heit: | 
was nad getrennter Che durch Erbſchaften, Vermächtniſſe, Geſchenke oder an 
dere Glücksfälle einem der Ehegatten zu Theil wird, das gehört nicht mehr zum 
gemeinſchaftlichen Vermögen. 
Soll dies bei den Eltern gelten, fo muß es auch bei den Kindern ſtatt finden, weil 
fonft Ungleichheit, societas leonina entfteht. 

Was die untergeordneten Fragen anbelangt, welche in dem Falle der Fortdauer 
der völligen ehelichen Gütergemeinfchaft auf Verlangen des überlebenden der Eltern, 
durch die Zweifel des Münfterfchen Pupillen»Collegii veranlaft worden; fo ift 

1) es wohl von felbft ſich verfichend, daß der Mutter das Recht zur Wahl der 
Aufhebung oder Fortfegung der Gütergemeinfchaft fo lange zuftehen müffe, bis 
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fie durch eine Aufforderung zur Auseinanderſetzung mit ihren, Kindern zur Er» 
Härung über die Wahl genötbigt wird, und es deshalb die Dbliegenheit des 
Bormundfcaftsgerichts fei, die Mutter zu der Wahl aufzufordern, In Anfe 
bung des Vaters halten wir eine Aufforderung zur Erklärung für unnöthigt, 
fondern die Gemeinfhaft für ipso jure fortgefegt. 

. 2) Der Zeitpunkt des Anfangs der —— vollſtaͤndigen Gütergemeinſchaf 
kann wohl fein anderer fein, als der des Todes des erſt verſtorbenen der Eher 
leute und Eltern. Es ift in dem ähnlichen Falle, wo eine während ihrer Min, 
derjährigfeit verheirarhete Pflegebefohlene nad beendigter Vormundſchaft die 
ehelihe Gütergemeinſchaft wählt, durh das A.L. R. Thl. 2. Tit. 18. $. 790. 
bereits verordnet, daß fi die Wirkungen der Gemeinfhaft auf den Anfang der 
Ehe zurück erftreden, und es iſt auf alle Weife der Sache angemeffen, daß aud) 
die von dem überlebenden der Eltern gewählte SF der ehelichen Güter» 
gemeinfhaft mit den Kindern auf den Zeitpunkt der Trennung der Ehe fih 
zurück erfirede, folglih in dem Falle diefer Wahl die Thl. 2. Tit.1. $. 634. 
feftgefegte Endigung der gedachten Gemeinfhaft durch den Tod des einen Ehe 
garten für nicht eintrerend angenommen werde, 

3) Da ber überlebende der Eltern nad dem $, 410.8qq. Tit. 18. dergeftalt berech⸗ 
tigt ift, auf die Forrfegung qu. anzutragen, daf der Vormund in dem Falle 
eines ſolchen Antrages nur alsdann erft die Augeinanderfekung jenes mit ‚den 
Kindern verlangen fann, wenn die beftinmten gefeglichen Gründe dazu eintre⸗ 
ten; fo darf auch die vormmmdfchaftlihe Behörde ihre Einwilligung in die Fort 
fegung mur dann verfagen, wenn zur Zeit des Antrags fchon diefelben Um— 
ftande obwalten, welde die Aufhebung ber bereits fortgefegten Gemeinfchaft 
begründen würden. Es ift jedoch nah unferm Dafürhalten die Beitimmung im 
8.412. Fit. I8., wegen der Heirarh der Töchter und Anftellung einer eigenen 
Wirthſchaft von den Söhnen fowohl in diefem Falle, als wenn von einer fpä- 
tern Auseinanderfegung die Nede ift, nur fo zu verftehen, daß in Anfehung der 
wirklich ih verändernden Kinder die Ausfcheidung aus der Gemeinfchaft ftatt 
finder, wenn die Murter oder der Vater die Fortfegung mit den übrigen vers 
langt, weil felbit während der Ehe nad dem A. L. R. Thl. 2. Tir.2. $. 368, 
u. 377. einzelne Kinder won der zwifhen ihren Eltern und refp. Geſchwiſtern 
fortwährenden Gütergemeinſchaft durch Abfindung ausgefchloffen werden können, 
wie auch der 8 410. Tit. 18, durch Erwähnung der noch nicht abgefundenen 
Kinder vorausfegt, und eine folhe Ausſcheidung einzelner Kinder nach getrenn» 
ter Ehe nicht ſchwieriger ift, als vor der Ehetrennung, oder mwenigitens die 
etwa dadurch, dag mad diefer Trennung die Abfindung eines einzelnen Kindes 
nicht mehr, wie vorher, von dem Willen der Eltern abhängt, entfiehende 
Schwierigkeit nur von der Art fein kann, dat fie die überlebenden Eltern zur 
Berzichtleiftung auf die Fortfegung der Gemeinſchaft von felbft bewegen muß. 
Das U.L.R. eriheilt fhon Thl. 2. Tit.1. $. 656. die Verordnung, daß der 
überlebende Ehegatte bis zur wirklichen Auseinanderfesung im Befige und in 
der Verwaltung des gemeinfchaftlihen Vermögens bleiben folle, für den Fall 
der bloßen einftweiligen Gemeinſchafts-Fortdauer, die im $. 653. ej. Tit. erwähnt 
ift; die Verordnungen des A.L. R. Thl. J. Tit.9. $. 462.u. Th1.2. Tit.1. $. 202. sqq. 
326. 8qq. und 389., imgleichen der Prozefordnung Zit. 50. 8. 8. beftätigen es, da 
eine Frau fowohl während der Ehe, im Falle der Verhinderung des Mannes, 

. als nad getrennter Ehe ohne Unterfhied, ein Recht zur Verwaltung des ihr 
und ihrem Ehemann oder deifen Erben und Gläubigern gehörigen Vermögens 
ausüben fönne, und es leider alfo im Allgemeinen feinen Zweifel, daß auch bei 
der Fortſetzung der. vollftändinen Gütergemeinſchaft, der Mutter die eigentliche 
‚Adminiftration des gemeinfchaftlihen Vermögens gebühre. Eben fo umbezmweis 
felt ift es, daß die Mutter den Kindern, folglich fo lange felbige unter Bors 
mundſchaft ftehen, diefer, von ihrer Verwaltung Rechenſchaft geben muß, und 
ihre Dispofition die Grenzen nicht überfchreiten darf, welche felbit dem Che- 
manne nah dem A.L. R. Thl. 2. Tit. 1. 8.232, ff. und 378. ff. bei feiner Ber- 
maltung vorgefchrieben find, vielmehr im Anſehung ihrer, die Befugniß zur 
Dispofition über das gemeinſchaftliche Vermögen, welche ſich auf ein befonderes 
männliches Vorrecht gründete, wie die Befugniß zu Schenfungen, wegfallen muß. 
Zur nähern Beitimmung diefes Verwaltungsrecht der Mutter, unter Aufſicht 
der Bormundfchaft, fheinen übrigens die in dem A.L. R. Thl. 2. Tit. 18. & 742. ff. 
und 764, ff., wegen der Verwaltung des Vermögens minderjähriger Ehefrauen 
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von ihren Männern, gegebenen -VBorfchriften in der Art anwendbar zu fein, 
dag dem vormundfhaftlihen Gerichte zur Pflicht gemacht wird, der Murter die 
Gapitalien, welche fie zum Berriebe ihres Gewerbes bedarf, ohne Kaution in 
die Hände zu. geben, und. im fo weit eine jährliche Nechnungsablegung von der: 
felben zu erfordern, als.die Einkünfte von Grundftücdentund Zinfen von den 
Gapitalien das zum gewöhnlichen Unterhalte und rejp. Erziehung der Mutter 
und der Kinder nad einem billigen Ueberſchlage und obervormundfchaftlicher 
Feftfegung erforderlihde Quantum überjteigen. 


5) Die Frage: wer das gemeinfchaftlihe Vermögen durch Schulden verbinden 


\r 


6) 


fünne, und wie weit. fich die Aufſicht der obervormundfchaftlihen Behörde erſtrecke? 
erledigen fich aus dem Angefuhrten. von felbit, und es iſt allenfalls nur noch in 
Anfehung der. Schulden zu bemerken, daß zwar der Mutter in Ruckſicht auf 
das Recht eines Dritten eine_jede wg: des gemeinjhaftlihen Vermö— 
gend, welche nicht mit einer Hypothek auf die Grundſtücke verbunden iit, gleich 
der Veräußerung aller beweglichen Vermögensſtücke verftartet fein nauf, die Vor: 
mundjchaft. aber dennoch berechtigt bleibe, darauf zu halten, dat die Mutter _ 
feine, nicht zum Gewerbe-Betriebe, zur Erhaltung der Vermögens: Subitanz 
und zum norhwendigen Unterhalt für fie und die Kinder erforderlihe Verfü 
gungen der Art vornehne, 
In dem Berichte des Münfterfchen Pupillen » Collegii wird zwar noch eine ganz 
neue Beftimmung des Zeitpuntts, wo die fortgefeste Gütergemeinſchaft aufhört, 
für erforderlich erflärt, es veriteht fih aber. von ſelbſt, daß die Aufhebung der 
Hemeinfhaft nur von dem Zeitpunfte an, wo der Vater oder die Mutter dem 
vormundichaftlihen Gerichte erflart hat, nicht länger in der Gemeinſchaft blei- 
ben zu wollen, und refp. in Anſehung eines Drirten, nach erlangter Wiſſenſchaft 
von der Aufhebung, oder nah öffentlicher Bekanntmachung derfelben, in Ge: 
mäßheit des A. L. R. Thl. 2. Tit. 1. 88. 427. u. 428, mit Wirkſamkeit eintreten 
fönne, in fo fern nicht bis zur wirklichen Auseinanderſetzung, noch die im $. 653, 
def. Tit. erwähnte Fortdauer des Miteigenthums Pla greift. Denn da der 
Antrag auf die Fortiegung der Gürergemeinfchaft von dem Willen des überle: 
-benden der ‚Eltern abbangt, jo muß demfelben auch die Auffündigung diefer 
Fortfegung frei ſtehen. Nur für den Fall, wenn die Bormundichaft aus dem 
Th. 2. Tir. 18. $$. 411. 413. 414. beitimmten Gründen die Auseinanderfegung 
bewirkt, fcheint es noch einer nähern Feſtſetzung des Zeitpunfts quaest, zu be: 
dürfen, da das Landrecht unbeſtimmt läßt, wenn eher die Aufhebung der Ge— 
meinfchaft auf den einfeitigen Antrag wahrend. der Che (Tit. 1. all. $$. 420, 
421.): Wirkſamkeit erlange. Wenn die Aufhebung wegen Wiederverheirathung 
oder Uebernehmung einer Kaffe erfolgen foll, it es angemeſſen, daß felbige 
mit dem Tage, wo er feine Abjicht, zu heirathen, dem Bormundjchaftsgerichte 
anzeigt, und wo aljo die Auseinanderfegung gefchehen muß, und refp. mir dem 
Tage, wo der Vater dem Fiscose, verhaftet wird, in Nückicht auf das Ber 
mögens-Verhältniß zwiichen dem Vater oder der Murter und den Kindern, 
ipso jare eintrete. Verzögert aber die Mutter oder der Vater in den übrigen 
Fällen die von der Vormundſchaft verlangte Aufhebung durch Widerfpruc, als— 
dann wird die durch rechtskräftige richterlihe Gntiheidung wirklich erfolgende 
Aufhebung auf den Zeitpunkt, wo gerichtlich darauf angetragen worden, fich 
zurück erſtrecken müſſen. 


Hiernach gebt unſer unmaßgebliches Gutachten dahin: 
1) daß unter der nach Vorſchrift des A. L. R. Thl. 2. Tit. 18. $. 410. zwiſchen der 


Mutter und den, Kindern auf den Antrag der erſten fortzuſetzenden Güterge— 
meinfchaft die wahre ehelihe Gütergemeinfchaft zu verftehen, jedoch davon das. 
jenige, was den. Eltern oder Kindern mac getrennter She durch Grbichaften, 
re Schenkungen u. ſ. w. zufällt, nad dem $. 658. Tit. 1. ausgenoms: 
nen fei; 


2) daß die "Mutter vom Vormundfchaftsgerichte zur Erflärung, ob fie die Gemein: 


3) 


4) 


ſchaft fortfegen wolle aufgefordert werben. müffe, in Anfehung des Vaters aber 
die Gemeinfchaft ipso jure fortdauere; 

daf die Gutergemeinfchaft mit dem Zeitpunkte des Todes des einen Ehegatten 
eintrete oder eigentlich fortdauere; 
dat das VBormundfchaftsgericht der Fortfegung der Gemeinfchaft nicht anders 
widerjprechen kann, als in den Fällen, in welchen das A.L. R. die Auseinan: 
derjegung oder Sicherftellung des Vermoögens befiehlt; 
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5) daß die Abminiftration und Dispofition über das gemeinfhaftlihe Vermögen 
der Mutter zufiche, jedod die Veräußerung und DBerpfändung unbeweglicher 
Güter davon ausgenommen fei; 
6) daß die Wittwe zur Fortfegung ihres Gewerbes auch — Schulden 
a —— kann, und bie Kinder pro rata societatis einem Dritten dafür haften 
müſſen; J | | 
7) daß fowohl der Bater als die Mutter über das Vermögen, wie es zur Zeit 
des Abſterbens beichaffen gewefen, ein Inventarium übergeben, und die Mut: 
ter jährlich über ihre Verwaltung dem Vormunde und dem vormundfcaftlichen 
Gerichte Rechnung ablegen müffen. ‚Neues Arhiv B.4. ©. 8, 


2) MReseript.». 22 Zuni 1821, betr. das Verfahren, wenn bei ehelicher Gütergemein- 
fchaft bei dem Tode des einen Ehegatten minorenne Kinder vorhanden find, 
Das Königl, Pupillen » Collegium wünſcht nad feinem Berichte vom 19. v. M. 
darüber näher belehrt zu werden, welche Punkte der von demfelben projectirten Grund: 
fäte Hinfichrlich des Verfahrens in den Fällen, wenn bei dem Abfterben des einen 
Ehegatten minorenne Kinder vorhanden find, in der Verfügung vom 21. April c. 
nicht die Billigung des Juſtiz-Miniſters erlangt haben. - Obgleich die in gedachter 
Berfügung ii Allgemeinen geäußerte Anſicht: 
daß durch die Verordndtig vom 8. Januar 1816 nur die, die eheliche Güter: 
gemeinfchaft angehende Provinzial-Rehrte und Statuten wiederhergefteht waren, 
und folglih nur in denjenigen. Punkten, welche, damit norhmwendig zufanımen: 
hängen, darauf recurrirt werden kann, in allem Uebrigen aber das A. L. R. 
Platz greifen müſſe, | 
dem Königl. Pupillen: Eolfegio bei dem Berfahren in gedachten Falle um fo mehr 
hätte zur genügenden Richtſchnur dienen Tonnen, da demfelben bereits bei andern 
Gelegenheiten zu erkennen gegeben ift, daß der Juſtiz-Miniſter nicht gemeint ift, den 
jedesmaligen Befchlüffen des Collegii vorzugreifen, fo wird dem Eollegio doc eröffnet, 
daf die im jener Verfügung enthaltene Mißbilligung fich eigentlih auf den $.3, der 
erwähnten Grundfäge bezieht. Derfelbe fordert 
a) die eidlihe Beftärfung des Inventarii, 
b) die Ueberlaffung der Mobifien pro taxato an den überlebenden Ehegatten: 
e) die Theilung oder Sicherſtellung des Antheils der Kinder an den Activis. 
Was die eidlihe Beſtärkung ad a. betrifft, fo iſt es nicht — daß ſolche un— 
bedingt und unter. allen Umſtänden erfolge, Es tritt hier vielmehr die Vorſchrift des 
A.L. R. Thl. II. Tit. 18. 88. 389-391. ein. HE WA: 
- Hinfichtlih des zweiten Punkts fehlt es dem A. L. R. 1, c. 8.442. auch nicht an 
fehr billigen Beſtimmungen, und. wenn das Königl. Pupillen: Collegium nach folden 
verfährt, fo kann fo wenig das Intereffe der Kinder verlegt, als der überlebende Che: 
gatie 'befchwert werden. Das Collegium wird daher Tediglidy auf diefe Vorſchriften 
verwiefen, Eben fo muß es in Hinficht der Activorum und deren Theilung gauz bei 
den Borfchriften des A. L. R. verbleiben. | . 
Die ad ec. erwähnte Sicherſtellung des abgefchichteten Vermögens der Kinder Tann 
vom. Bater: nicht. unbedingt gefordert werden. Das Collegium legt. die Dispofition 
des A. L. R. irrig aus, wenn es anninmt, daß die Kinder vom Vater hypothekariſche 
Sicherheit fordern können, ſobald er Grundſtücke beſitzt. Dies iſt nach Thl. I. Tit. 2. 
.187. des A. L. R. nur dann der Fall, wenn der Vater zur zweiten Che ſchreitet. 
Das Collegium wird daher auch in diefer Hinficht auf die Vorſchrift 1. e. $. 179. sqgq. 
verwiefen. . Ä v. K. J. B. 17. S. 254, 


3) a) Rescripto. 11. Januar 1822, betr. die Erbregulirungen bei der Gütergemein: 
ſchaft in Beitphalen; A 
VD) Bescripto.31.Dechr. 1833, betr. bad Erbrecht des überlebenden Ehegatten 
und der Kinder in der Herrſchaft Gimborn-Neuſtadt; ' 
€) Bescript ».25.Nuguft 1834, betr. dad rechtliche Verhältniß des Überlebenden 
Ehegatten zu bem Nachlaſſe ded Verftorbenen bei der Bütergemeinfchaft nad) lübifchem Recht; 
—RV ſ. zu II. 1. 8. 634. u. ſlgde. B. III. @,110— 114. 
S. 414. Wegen der Auseinandersetzung“des Vaters mit seinen Kin- 
dern aus voriger Ehe finden, auch bei der Gütergemeinschaft, die Vor- 
schriften des $: 35. 36. Anwendung. 
Vergl. 8.79. des Und. zu TI. 1.8. 648. 


* 
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8.415. Hat‘der Erblasser die Fortsetzung der Gemeinschaft der 
Pflegebefohlnen unter sich, oder mit einem Dritten verordnet: so kann 
der Vormund davon einseitig nicht abgehen. 


8.416. Glaubt derselbe dennoch aus rechtlichen Gründen (Th.1. 
Tit. 17. 8.80.) darauf’ antragen zu können: so muss der andere Theil 
darüber ordentlich gehört, und die Sache durch richterliches Erkennt- 

niss entschieden werden. 


8. 417. In Fällen, wo Erben überhaupt die Gemeinschaft fortzusez- 
zen schuldig sind, kann auch der Pflegebefohlne sich derselben nicht 
entziehen. 


8.418. Der Vormund kann auf Theilung eines gemeinschaftlichen 
Grundstücks nur in den Fällen antragen, in welchen die Veräusserung 
desselben Statt finden würde. 


Bergl. 8.550, u. figbe. dieſes Titels, 


8.419. Die Auseinandersetzung geschieht in der Regel unter Direc- 
tion des vormundschaftlichen Gerichts. 

8.420. Kann aber dieselbe in Güte nicht zu Stande gebracht werden: 
so gebührt die rechtliche Entscheidung dem Richter, unter welchem der 
Erblasser seinen letzten persönlichen Gerichtsstand hatte, 

Bescript vom 24. Mai 1817, betr, bad Forum zur Audeinanderfegung minorens 
ner Erben, 


Dem Königlihen O. L. Ger. zu Stettin wird auf den, wegen ber Negulirung 
des Naclafjes des verftorbenen Majors N. N., und wegen Auseinanderfesung der 
minderjährigen Erben mit der großjährigen Grbin, unter dem 12. d. M. eritat 
teren Bericht, umd auf die Anfrage, ob diefe Negulirung und Auseinanderfegung 
dem Königlihen D. 2. Ger., oder deſſen Bormundfchafts » Collegio gebühre, bier» 
mit eröffner, wie der Zuftizminifter Fein Bedenken finder, der Meinung derjenigen 
Mitglieder des Collegii beizutreten, welche dafür halten, dak die Vorſchriſt des U, 
EN. Thl. II. Tir. 18. $$. 419. 420, nur auf die älterlihe Erbſchaft eines Pflegebe- 
fohlenen, oder auf deſſen urfprünglic ererbies Vermögen, Anwendung finden fonne, 

v. 


K. J. B. 10, ©. 8, 
Einleitung der Administration, 


8.421. Nach erfolgter Ausmittelung des Vermögens der Pflegebefohl- 
nen muss das Gericht für die ordentliche Einleitung der Administra- 
tion, und für die Sicherheit der Pflegebefohlnen dabei Sorge tragen. 


Anh. 8.157: Hat der Erblasser in Erbschaftsfällen, wo Pfle- 
gebefohlne mit andern Miterben concurrıren, Testaments- 
ereculoren ernannt, und war er den pflegebefohlnen Miter- 
ben entweder keinen Pflichtiheil schuldig, oder hinterlässt er 
ihnen mehr als denselben; so wird die Mitwirkung des vor- 
mundschaftlichen Gerichts bei Sicherstellung des ganzen 
Nachlasses und bei dessen Verwaltung nach dem Inhalte 
der Disposition, wodurch der Erecutor bestellt wird, be- 
siinmt. Enthält diese Disposition keine in den Gesetzen 
erlaubte Ausdehnung, oder Einschränkung der Gewalt des 
Testamentsexecutors: so bedarf es keiner gerichtlichen In- 
penlur, und die Ausmiltelung, Conslituirung und Verwaltung 
des Nachlasses gehört zu dem Amte und der Competenz des 
Erecutors. Das vormundschaftliche Gericht concurrirt bei 
Verlassenschaften dieser Art nicht unmittelbar, sondern nur 
durch den von ihm zu dirigirenden Vormund. 
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I) Bescript 9.25. Januar 1796, betr. die Coneurrenz der Bormundfhaftsdehörben 
in Erbihhaftsfällen, wenn ein Teftamentserecutor ernannt ift. 
Euer Beriht vom 6. Januar d. J., megen der Pfliht und Befugniß ber vor 
mundfchaftlihen Gerichte bei Concurrenz von Minorennen und andern Miterben, 
—— wenn der Erblaſſet Executores testamenti ernannt hat, iſt Uns vorgetra⸗ 
en worden, | 
— In der Regel tritt bei dem Anfalle einer Erbſchaft an Perſonen, die bevormuns 
det werden müſſen, die Mitwirfung des vormundfchaftlichen Gerichts bei der Sicher: 
ftellung des ganzen Nachlaſſes, bei deffen Verwaltung, fo lange er ungetheilt bleibt, 
und bei der Auseimanderfegung ein. Daß diefe Mitwirkung durch die Exiſtenz majo— 
renner Miterben nicht ansgefchlofien werden kann, und daß die Größe oder Kleinheit 
des in der gemeinen. Maffe ftedenden Erbtheild der Curanden Leinen Unterſchied 
macht, liegt fowohl in der Natur der Sade, als. in den von Euch im erften Theile 
Eures Berichts angeführten gefeglihen Vorſchriften. Die Frage ift alfo nur: _:, - 
ob hiervon eine — ſtatt finde, wenn der Erblaſſer, welcher den pflege 
befohlnen Miterben entweder feinen Pflichttheil fchuldig ift, oder ihrien mehr 
binterläßt, einen Executor beftellt, und diefem alfo. als feinem Bevollmächtigten 
„die DObforge über feinen Nachlaß aufgetragen hat? —— —— 
Hier kommt es nun vor allen Dingen auf den Inhalt der Dispofition an, wodurch 
der Grecutor beftellt, und wie darin feine Vollmacht beftimmt worden. FR 
Giebt diefe Feine befondern Ausdehnungen oder Ginfchränfungen art die Hand, 
amd muß alfo bloß nach den gejeglihen Begriffen und Vorſchriften geurtheilt werden; 
fo folgt zuvörderft von feloft, dag es in einem folden Falle einer gerichtlichen Inven- 
tur nicht bedarf, fondern dem Grecutor die Aufnehmung eines Privat: Inventar zu 
überlaffen if. Eben fo folgt aus diefen gefeglichen Begriffen, dag die Ausmirtelung, 
Eonftituirung und Verwaltung des Nachlaffes zu dem Amte und der. Competenz des 
Grecutors gehört. Da diefer weder von den Gerichten beftellt, noch ihnen fonft aus 
irgend einem - allgemeinen rechtlichen Grunde fubordinirt ift; ſo kann er auch nicht an— 
gehalten werden, fein von dem Grblaffer ihm aufgetragenes Dfficium unter: Aufficht 
und Direction des Gerichts zu führen. . 
Inzwiſchen wird dadurd die Concurrenz des vormundſchaftlichen Gerichts Feines: 
weges ansgefchloffen. So wie der Grecutor das vom ihm aufgenommene Privats. 
nventarium den Erben vorzulegen ſich nicht entbrechen kann; fo muß er felbiges auch 
em Bormunde mittheilen, durch welchen es dem vormundſchaftlichen Gerichte einzus 
reihen if, Gr kann ferner der eidlihen Beſtärkung deffelben, auf Erfordern des 
Gerichts, eben fo wenig als ein anderer Adminiftrator rei alienae, ſich entbrechen. . 
So mie er in allen wichtigen Fällen mit den Erben Rückſprache nehmen muß; fo iſt 
er dazu auch „in »Unfehung des Vormundes verbunden, welcher hinmwiederum feines 
Drts bei dem Gerichte in Fällen, wo ibn die Gefege dazu verpflichten, anjufragen‘, 
hat. Der Grecutor-muß ferner, wig jeder andere Adminiftrator, feine DBerwaltung 
nad den Geſetzen einrichten, Ko alfo die Gefege in Anfehung der Güter und Vers 
mögensftüde, woran Minorennen ein Dominium solitarium, oder aud nur ein Con- 
dominium zufteht, etwas Befonderes verordnen, z. B. wegen Veräußerung der Grund⸗ 
ftüde, wegen Unterbringung der Capitalien zc., da muß aucd der Grecutor. diefe des 
feglihen Vorfchriften, fo weit ein Intereffe der Pflegebefohlnen. dabei fubverüirt, bes 
obadıten. Da ferner der Executor unftreitig Rechnung zu legen ſchuldig ift; fo muß 
diefelbe auch dem Vormunde mitgerheilt, von diefem dem vormundfchaftlihen &erichte 
eingereicht, bei legterm die etwa vorkommenden. Monita darüber formirt, und anf de— 
ren, Erledigung dur den Vormund gedrungen werden. Da endlid die Beitellung 
eines Grecutors die Auseinanderfegung nicht hindern Tann; fo muß das vormunds 
ſchaftliche Gericht auch diefe durd den Bormund betreiben Faffen, und wenn fie von 
den Erben unter Vermittelung des Executors privatim angelegt wird, fo muß der 
Bormund den Nezeh zur Prüfung und: Genehmigung des vormundſchaftlichen Ge 
richts einreichen. Hieraus ergiebt ſich, daß das vormundfhaftlihe Gericht. bei ſolchen 
Berlaffenfhaften, wo Grecutoren beftelle find, zwar ‚nicht unmittelbar, aber doch 
— ni von ihm zu dirigirenden Vormund concurrirt, und es kann bloß noch zwei— 
elhaft fein: ei 
 . in wie fern die den Minorennen wenigſtens pro rata gehörenden Gelder, cs 
tivinftrumente und Koftbarkeiten, die fonft: ad depositum gebracht werden müffen, 
‚In den ‚Händen deg Grecutors zu laſſen feien ? I | 
Aber auch hier tritt der Begriff eines don dem Grblaffer in der Perfon des Execu⸗ 
tors beſtellten gemeinfchaftlihen Adminiftrators ein, den alfo auch der Pflegebefohlue in 
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Anfehung feines Antheils dafür anerkennen muß, und dem folglid in feinem Na- 


men die Gewahrſam folder gemeinfhaftlihen Wermögensftüde nicht fireitig gemacht 
werden kann. 


So lange daher der Executor ſich keines ſolchen Bettagens ſchuldi macht, durch 
welches die Entlaffung oder Remotion ſelbſt eines teſtamentariſchen Vormundes bes 
gründet werden würde, kann ihm auch die Depoſition ſolcher Vermögensſtücke wider 
ſeinen Willen nicht angemuthet werden. 


—5 habt Ihr Euch alſo zu achten, und das Stadtgericht zu Danzig, fo» 
wohl in Anſehung des gegenwärtigen, als fünftiger 9 lan Falle, zu initruiren. 
S. 55. No.5, de 1796, 
2) Besecript». 19, Mai 1804, betr. die Ernennung und Qualification eines — 
mentoexecutors; ſ. zu 1.12,8.562, 


8) BRescript v. 4. Octbr. 1833, betr. die Zunctionen eines Teftamentdereeutord; f. zu 
1.12,8,557. 

„422. ‚Von dem Vermögen der Pflegebefohlnen darf dem Vormunde 
in ydor Regel nur so viel in Händen gelassen werden, als zum Unterhalte, 
zur Erziehung und zur Fortsetzung der Administration nöthig ist, 

"8.493. ‘Auch müssen sämmtliche den Pflegebefohlnen gehörende 
Schuldinstrumente, die Capitalien mögen schon von dem Erblasser, 
oder erst während der Vormundschaft ausgethan sein, in gerichtliche 
Verwahrung genommen werden. 


ti; „ z : 

U Bescript v. 31. Oetbr. 1834, daß aud die Bnpothefeninftrumente über die Eins 
tragung des Vermögens der Kinder auf die Grundſtücke ded Vaters im Depofitorio aufaubes, 
wahren find; ſ. zu IL 2,.9,.192,, B.UI, @, 203, 

2) Besecript 0.13, ut 1827, betr. die Hufbewahrung ber Bengdocatimte über: 
Grundftüche ber Curanden ; f. au 8.523. dieſ. Zit. 


Bestimmung der Caution des Vormunden. 

8. 424. Nach Verhältniss desjenigen Theils des Vermögens und der, 
Einkünfte, welchen der Vormund von Zeit zw Zeit in Händen behält, 
muss von ihm Caution bestellt werden. 

Bergl. 8.159, dieſ. Tit. in Betreff der Nothwendigkeit ber Gautiondbeftellung eines. 
Bormunds, welcher Domainens ober Kaffenbeamter iſt. 

8.425. Die Bestellung der Caution kann durch Bürgen: oder Pfän-: 
der,'oder durch gerichtliche Eintragung auf Grundstücke geschehen. ' ' 

8 426. Der Richter ist schuldig, dieser Caution diejenige Sicherheit. 
zu verschaffen, die der. Vormund, nach der Lage seiner Umstände, und 
nach: Beschaffenheit seines. Vermögens, dafür gewähren ‚kann. 

8.427. Doch kann kein Vormund' wıder seinen: Willen angehalten 
werden, die erste Hälfte des Werths seiner Grundstücke mit einer sol- 
chen Caulion zu belasten. 

8.428. Ist die Caution innerhalb der. ersten Hälfte schon bestellt. 
worden: so muss sie dennoch, auf Verlangen des’Vormundes, zum‘ 
Besten anderer Eintragungen, bis auf die Hälfte zurücktreten. 

.8.429. Die Sicherheit der Activforderungen, mit welchen der Vor- 
mund-die Caution bestellen will, ist nach ‚denjenigen Grundsätzen zu‘ 
beurtheilen, welche bei Belegung der‘ Pupillencapitalien. selbst unten‘ 
8. 466. sqq. vorgeschrieben sind. 

8.430. Ein Bürge, der ‘seine Bürgschaft nicht innerhalb der. ersten. 
Zwei Drittel. des Werths seines Grundstücks‘ eintragen: lassen kann. 
oder will, soll in der Regel zur Caution nicht angenommen werden. 

$.431. Mit Cautionen, die auf keine gewisse — bestimmt Bind, 
soll kein Vörniund wider seinen. Willen belastet werden. Ä 


\ 
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-$.432% In wie; fermn:in der Zwischenzeit, bis die. Caution bestimmt .. 
werden. kann, für'die Sicherheit der Pflegebefohlnen durch Eintragung 
eines vorläufigen‘ Vermerks auf die Grundstücke des Vormundes, oder 
bei einem nicht angesessenen Vormunde, auf andere Art, nach den Um- 
ständen zu sorgen sei, bleibt dem pflichtmässigen Befinden des vor- 
mundschaftlichen Gerichts überlassen. 

8. 433. Vormünder, die von dem Erblasser der Pflegebefohlnen er- 
nannt worden, sind von aller Cautionsbestellung so lange frei, als sie 
sich nicht einer unordentlichen oder unwirthschaftlichen Administra« 
tion verdächtig machen; oder die Ablegung der Rechnungen länger als 
‚Sechs Monate nach dem dazu bestimmten Termine vernachlässigen. 

- Beseript ». 4.Mai.1805, betr. die Verpflichtung der vom Erblaffer — 
Bormünder zur Cautionsleiſtung. 


In Eurem Berichte vom 20, Märze. habt Ihr angezeigt, daß eine Wittwe — 
Vormund ihrer Kinder beftellet, ihm die Admimſiration des fehr beträchtlichen Vers 
mögens derfelben übertragen und ihn zugleich von der Oberauſſicht des Pupillen-Col- 
legii befreit habe. Der Vormund ift dem Fisco wegen einer Kaffe verpflichtet, 


und die diefer — vorgeſetzte Behörde hat ihm die Erlaubniß zue Uebernahme 


der Vormundſchaft nur mit Vorbehalt der Rechte des Fisci extheilt. 
Gegenwärtig bittet ihr um Belehrung darüber: 
ob derfelbe unter diefen Verhältniften, der Dispofition der Erblafferin ungend 
tet, Gaution zu beftellen ſchuldig fei, 
und wollen Wir Euch darauf nicht verhalten, daß die Bejahung * Frage keinem 
Zweifel unterworfen ſei, denn es ſchreibt | 
1) das A.L. R. Thl. 2. Tit. 18. 8.159. ausdrůcklich vor: 
daß das vormundſchaftliche Gericht die Eclaubniß — * Kaſſe vorgeſeß⸗ 
ten Behörde, zur Uebernahme der Vormundſchaft, im Fall damit eine 
Vermoͤgens⸗Adminiſtration verknüpft iſt, nur alsdann annehmen ſoll, — 
für dieſe letztere eine beſondere freie Caution geleiſſet werden Tann; 
2) der & 943. des angeführten Titels beſtätigt foldes, indem er fogar feftfegt: 
daß der bereits beftellte Wormund, wenn er hinterher in ein. ſolches Kaſ⸗ 


rt 


ſenverhältniß gerärh und eine freie Gauron ‚nicht leiſten * entlaſſen 


| werden muß. 

3. Es verordnet: ferner der $, 689. a... D4 tt 2 
daß felbft dann, wenn der Erblaffer den — von $. 681. berührten; 
Einſchränkungen der vormundfcaftlihen Adminiftration ganz oder zum Theil 
befreit hat, fobald det letztere nad) angetretener Vormundſchaft eine Königl, 
Safenbebienung überninmt, fir die: lcherheit der Pflegebefohlnen geſorgt 
werden ſolle. 

9 Der 8. ie des alfegirten zit. ertheilt ober auch uberhaupt⸗ dem Richtet die 


Befugn 
de von dem Erblaffer ernannte Perfoi hu übergeben, ſobald er bei gewif 
ſenhafter Prüfung findet, daß die Beſtellung derſelben dem Pfiegtbefohlnen 
nachtheilig oder gefährlich fein: Fühnste; 
und alle — Faͤlle, in welchen der ben zufolge des $ 179. von biefer 
Befugniß feinen Gebrauch machen kann, leiden auf beujenigen, welcher. hier in 
Rede ift, Feine Anwendung. 
5) Der von Euch berührte 8.433; ſtellt zwar die Negel auf: 
daß die vom Vater und refp, vom Erblaffer ernannten Bormünder bie Ver: 
waltung des gefammten Bermögens des Pflegebefohlnen haben, und vom 
aller Gautionsbeftellung ‚fo. lange frei find, als fe ſich nicht einer unordent: 
lihen Vermögens » Adminiftration verbächig, ‚machen. 

Diefe geienlice Vorſchrift tet aber voraus, daß bei der Annahme des Vor⸗ 
mundes ſonſt kein Bedenken obwaltet indem ensgegengefegten. Falles und wenn 
11, das im $.158. bezeichnete Berhältniß ‚eines Bormundes vorhanden iſt, 

n * Vorſchrift des, $. 109. die usnahme von jener. Regel macht. 


En 
ig) pri für dieſe Entheidung die ‘analögifche Borſchrif des 2 2. R Eh. 2; 
Tir.2 $.180., ch euer — a. na BEIN N 


- 
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don dem. Water, welcher in der Regel befondere Sicherheit für das feiner 
Verwaltung anvertrauete Vermögen feiner Kinder zu beftellen nicht ſchuldig 
ift, eine ſolche Sicherheitsbeftellung gefordert werden muß, wenn er wegen 
eines Amtes, einer Kaffe oder Pachtung dem Fisco oder einer andern mit 
fiscalifhen Rechten verfehenen Anſtalt verbafter if. 

Ihr verlangt ferner in Eurem Berichte eine nähere Belehrung über den Sinn 
des $. 174. Tit. 18. Thl. 2. des A. L. R., nämlich darüber: 

ob nah Inhalt defielben die dem Vormunde von der Mutter ertheilte Ge 
malt fid) auch auf das vom Vater Kinterlaffene Vermögen erjirede? 

Hierauf laffen Wir Euch befheiden, daß ſolches allerdings dafür angenommen, 
alfo auch diefe Frage bejaher werden müffe; denn eben diefem $. 174. zufolge 

fol der von der Mutter für ihre nod nicht bevormunderen Kinderernannte 
Vormund, in Abficht auf die Verwaltung des Vermögens, gleihe Rechte 
mit demjenigen, welchen der Vater ausgewählt hat, haben. 
. Da nun dem legtern, zufolge des $.173., die Verwaltung des gefammten Ber: 
mögens zufteht, fo kann folhe auch dem von der Mutter ernannten Bormunde nicht 
abgeſprochen werden. Sie muß fid) alfo auch auf das unter diefem geſammten Ver 
mögen begriffene, von dem Vater binterlaffene Vermögen erftreden. 

Hiernad habe Ihr Euch in vorkommenden Fällen zu achten, 

Berlin, den 4. Mai 1805, Neues Arhiv B.4. S. 34, 

8.434. Auch andere Vormünder, die mit einerbesondern Cautions- 
bestellung gar nicht aufzukommen im Stande sind, können, wenn sie 
nur sonst in dem: Rufe unbescholtener Redlichkeit und ordentlicher 
Wirthschaft stehen, dennoch angenommen und beibehalten werden. 

8.435. Bei gleichem Grade der Tüchtigkeit ist jedoch, unter Meh- 
rern, derjenige, welcher Caution bestellen kann, vorzuziehen. 

8.436. Bei einem ohne Caution bestellten Vormunde muss das Ge- 
richt, in Ansehung der Interessen, Pacht- und Miethzinsen, und ande- 
rer fixirter Hebungen, so wie selbst in Ansehung der ordinairen Guts- 
einkünfte, durch deren unmittelbare Einziehung in das Depositum, 
oder durch Anweisung an diejenigen, welche aus dem Vermögen des 
Pflegebefohlnen Zahlungen zu erhalten haben, noch genauere Maass- 
regeln festsetzen; damit dem Vormunde alle Gelegenheit zu nachthei- 
ligen und willkührlichen Dispösitionen so viel als möglich benom- 
men werde. 

8.437. Dergleichen besondere Maassregeln müssen in der vormund- 
schaftlichen Bestallung ausgedrückt werden. 

Verwaltung des Vermögens der Pflegebefohlnen : * 

8.438. Bei Verwaltung des Vermögens der Pflegebefohlnen ist der 
Vormund schuldig und befugt, alles zu thun und zu besorgen, was 
einem guten Hauswirthe in Ansehung seines eigenen Vermögens ob- 
liegt; in so fern er darunter durch ausdrückliche Gesetze, durch den 
Willen des Erblassers, und durch besondere richterliche Verordnun- 
gen nicht eingeschränkt ist. 

4) der Mobilien; | 

8.439. Ob und was von den vorhandenen Mobilien verkauft, auf- 
bewahrt, oder dem Pflegebefohlnen zum eigenen Gebrauche überlassen 
werden soll, muss hauptsächlich nach der vorhandenen Verfügung des 
Erblassers bestimmt werden. Ir 

‚440. Bei deren Ermangelung muss der Vormund sowohl darüber, 
als über die Art des Verkaufs und der Aufbewahrung, nach Lage der 
Umstände, Beschaffenheit des übrigen Vermögens, und Erforderniss 
des Bestens der Pflegebefohlnen, Vorschläge thun, und richterliche 
Vorbescheidung einholen. a : Ins 
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8.441. Sachen, die ohne Nachtheil der-Substanz nicht füglich auf- 
behalten werden. können; oder bei deren längern Aufbewahrung ihr 
Werth vermindert werden ‚würde; oder die der Pflegebefohlne entwe- 
der gar nicht, oder doch in mehreren Jahren noch nicht würde brau- 
chen können, müssen, und zwar in der Regel durch Auction, verkauft 
werden. 

8.442. Das vormundschaftliche Gericht kann aber auch, auf den 
Antrag des Vormundes, die vorhandenen Mobilien ganz oder zum Theil 
der Mutter, oder einem majorennen Miterben, aus freier Hand zuschla- 
gen lassen, wenn Bedingungen, die dem Pflegebefohlnen vortheilhafter 
sind, als wahrscheinlicher Weise ein Verkauf durch Auction sein würde, 
geboten werden, 

8.443. Ein solcher Zuschlag aus freier Hand setzt jedoch allemal 
eine gerichtlich aufgenommene Taxe voraus, 

8.444. Auch an andere Personen, ausser der Mutter und majoren- 
nen Miterben, kann der Zuschlag aus freier Hand geschehen, wenn we- 
nigstens die volle Taxe geboten wird; und der Vormund, nebst den am 
Orte befindlichen nächsten Verwandten: oder, in Ermangelung der 
Letztern, andere Sachverständige, welche die Taxe nicht aufgenommen 
haben, diesen Verkauf dem Pflegebeföhlnen vortheilhaft finden. 

8.445. Juwelen, Kostbarkeiten, Gold- und Silbergeschirr, mtissen , 
auf den Antrag des Vormundes verkauft werden, wenn das Vermögen 
des Pflegebefohlnen mit Schulden belastet ist, die auf andre Art nicht 
getilgt werden können. 

8.446. Auch kann der Vormund auf die Verlusserung antragen, 
wenn in solchen Kostbarkeiten ein beträchtliches Capital steckt; und 
. voraus zu sehen ist, dass der Pflegebefohlne entweder niemals, oder 
doch innerhalb Fünf Jahren noch nicht, davon werde Gebrauch ma- 
ehen können, 

8.447. Ob der Verkauf solcher Sachen nur durch Auction, oder 
Subhastation geschehen solle, hängt nach Beschaffenheit und 
Beträchtlichkeit des Werths, von dem Befinden des vormundschaftli- 
chen Gerichts ab. 

8.448. Ein Zuschlag aus freier Hand findet nur in den Fällen des 
8. 442. und 444. Statt. 

8.449. Wird die Aufbewahrung solcher Mobilien ($. 445.) den Pfle- 
gebefohlnen zuträglich befunden, so muss dieselbe der Regel nach in 
. dem Deposito des Vormundschaftsamtes geschehen. 

8. 450. Hat jedoch der Vormund auf den ganzen Betrag der gericht- 
lichen Taxe Caution bestellt: so kann ihm die Aufbewahrung unter dem 
Siegel des Gerichtes überlassen werden. 

8.451. Das Gericht kann den Pflegebefohlnen solche Stücke, wovon 
sie hach ihrem Stande und Range Gebrauch machen können, nach dem 
Gutachten des Vormundes, und unter der besondern Aufsicht dessel- 
ben verabfolgen. 

8.452. Besonders ist dieses den Pflegebefohlnen weiblichen Ge- 
schlechts, bei ihrer Verheirathung nicht leicht zu versagen. 

8.453. Doch liegt alsdann, ausser. dem Vormunde, auch dem Ehe- 
manne der Pflegebefohlnen die Aufsicht über die Conservation „solcher „ 
Juwelen und Kostbarkeiten, wenn sie auch an sich zum vorbehaltenen 
Vermögen der Frauen gehören, gleich einem Vormunde ob, - 
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Se ee er ' 2) der baaren Gelder; | £ 
$. 454. Die‘; in dem Nachlasse vorgefundenen baaren Gelder ntötnsen, 


bis sie untergebracht oder sonst nützlich verwendet werden können, 
in gerichtlicher Verwahrung gehalten werden. 


Anh. 8.158. Von dem baaren im Deposito oder in den Hän- 
‚ den der Vormünder sich befindenden Vermögen der Pflege- 
. befohlnen können Pfandbriefe gegen das cursmässige Aufr 
‚ geld für Rechnung der Pflegebefohlnen acquirirt werden, 


1) Bescript v.4.Wtärz 1799, betr. den Ankauf von Bfandbriefen von dem Vermögen 
der Euranden (Stengelö Beitr. B. 8, ©. 241.); aufgenommen in 9.155, des Auh. 

2) Bergl. Depositalordnung Zie.1. 8.41. u. fldde. und Tie. 11. 8. 206. u. flgde. in 
Betreff der Belegung ber Depofitalgelder bei der Bank und der Ausleihung folcher Gelder an 
Brivatperfonen, 

3) Bergl. Verordnung v.8.3uni 1835, wegen Errichtung eines Königl. Erebditins 


feituts fiir Schlefien, Abſchn. VII., betr. die Berwaltung der Depofitalgelder und deren Be ' 


legung bei dem gedachten Inftitute in Schlefien, (G. S. de1836. S. 101. figde.) 
+4): 0. ©. 0.3. Mai 1821, betr. die Annahme der Staats :Schuldfcheine ald bepofitals 
mäßige Sicherheit. . , 

Da in Gemäßheit Meiner Berordnung vom 17. Januar 1820 ©. S. Nr. 577. 
für die geſammte Staatsſchuld, mithin auch für die bei weitem den größten Theil 
derſelben bildenden Staats « Schuldjcheine, das gefammte Vermögen und. Eigen- 
tbum des Staats, insbefondere die fämmtlichen Domainen, Korften und fäfularis 
firten Güter in ganzen Umfange ber Monarchie, blos mit Ausihluf der , welche 
für das Kron » Fideicommiß beftimmet find, zur Sicherheit haften, die regelmäßige 
Berzinfung derfelben aber durch die der Hauptverwaltung der Staatsichulden unter 
befonderer Berantwortlichkeit überwieſenen Revenüen jener Hypothek ſicher geftellt 
ift; fo beftimme Ich hiermit, daß zinsbar ausſtehende oder unterzubringende Kapi— 
talien der Kirhen, Schulen, milden Stiftungen und aller anderen öffentlichen 
Anftalten , — der unter VBormundfchaft ftehenden Perſonen, wenn.ibreBormünder 
‘ oder Kuratoren darauf antragen, fo wie endlich der Verlaſſenſchafts- und Kredit« 
maſſen, wenn die durch den Kurator -jedesmal von Amtswegen darüber. fchriftlich 
zu befragenden refpeftiven Erb» Jntereflenten und Kreditoren es nach der Mehrheit 
befchließen, zum Ankaufe von Staatd:- Schuldfcheinen verwendet werden können, 

Eben fo follen künftig als Amtskaution überall Staats: Schuldicheine al pari 
—9* Nominalwerths angenommen werden, und der bisher ftatt gefundene Unter. 

ed: 

ob die Kaution bei Verwaltung von öffentlichen oder Privatvermögen, miment. 
lich der Depoſitalkaſſen beſtellt wird, 
fortfallen. G. & ©. 46. 
5) C.©. v.20, März 1827, betr. die Belegung Fleiner Depofitalmaffen bei Räbtifchen‘ 
Spaarkaſſen. 

Ich finde Ihren Vorſchlag, die. Heinen Depoſttalmaſſen der Gerichte, welche 
ſich weder bei der Bank, noch auf Pfandbriefe, oder Privat-Hypotheken, zinsbar 
belegen laffen, bei hinreichend ſichern, ftädtifchen. Sparkaffen, unterzubringen, 
fehr angemeffen, und ermächtige Sie, nach Ihrem Antrag, die O. L. Ber. welche 
die Sicherheit der betreffenden Sparkafe zu prüfen haben, biernach anzumeifen. 

v. K. J. B. 29. ©. 110. 

6) O· O. v. 10. Septbr. 1824, dafı die ritterſchaftliche Privarbauf in Pommern keine De⸗ 
pofital: und Pupillengelder annehmen barf. 

Wiewohl das Vorrecht der Annahme Ö entlicher Gelder . ‘in, die Vommerſche 
ritterfhaftliche Privatbank durch das von Mir beftätigte Statut derfelben nicht be: 
‚ gründet wird, fo will Ich dennoch zur Vermeidung eines möglichen Wißverftändnif: 
jes hierdurch befonders feftießen: daß die Pommerſche Brivat: Bank auf die Bele— 
gung von Pupillen-und.anderen bei gerichtlichen und öffentlichen Kaffe befindlichen 


— 
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Depofiten+ Geldern, tmibren Sonde, Zeiten. Anfpruch zu machen hat, wie fie denn 
überhaupt den Gerechtſamen der Haupt » Bank zu Berlin und der von derfelben ab 
bängenden Provinzial Komtoirs in keiner Are einigen Eintrag thun —* 
All a un Tr Te 3 a SE — . . 175. 
7) Bescriptv.24,Upril:1383,: daf dad Vermögen ber Curanden nicht in ansländi⸗ 
ſchen Bapieren angelegt werben foll. MR} oe — — — 
Auf die im. Berichte vom 14. d. M. gemachte Anfrage wird das: Königl Pupillen- 
gobeaiun angewiefen, den Verkauf der in dem dortigen. Pupilien-Depofitorium befindki- 
hen Warjchauer Pfandbriefe ſofort zu bewirken, und bei eigener Verantwortung nicht 
zu geftatten, daß das Vermögen der. Pflegebefohlnen in ausländiihen Papieren, von 
welher Art fie fein mögen, angelegt werde. | BAU 
Sollten dergleihen Papiere in einem Nachlaſſe vorgefunbden werben, ſo ſind fie 
jederzeit fofort zu verkaufen. 0.8.5. B. 41. ©, 435. 
8) C.©. v. 16, Dechr. 1805 und Bescript v. 8. Febr. 1806, betr. dad Ausleihen von 
Geldern aus dem Depofitorio gegen Berpfänbung von Seehandlungsobligationen und aus 
dern Documenten. . 
Ich habe aus Eurem Berichte vom 11.8. M. erfehen, daß das von den-Vor- und 
Hinterpommerfchen Landſtänden, bei der Regierung zu Stettin, aus dem General. 
Dupillen- Depofitorio nachgeſuchte Darlehn, wofür unter andern 12 Thaler in 
Seehandlungs » Obligationen zum Pfande offerirt worden find, Euch zu der Anfrage 
veranlaßt, ob gegen VBerpfändung von dergleichen Obligationen, ohne Rüdficht, 
ob fie auf 4 pro Gent oder weniger zinsbar find, Darlehne aus dem Depofitorio der 
Gerichte und Pupillen⸗ Behörden bewilligt werden fünnen ? und gebe Euch darauf 
u erkennen, daß dies Feineswegs angeht, und zwar, nicht als ob etwa die See- 
andlungs: Obligationen nicht für volllommen ficher zu halten wären, fondern, 
weil die Beleihung derfelben aus den gerichtlichen und Vormundſchaftskaſſen, in 
die Beldgeihäfte der Banque und Seehandlung nachtheilig eingreift. . Hiernach 
habt hr in den vorliegenden fo wie in den künftig vorfommenden Fällen das. Wei⸗ 
tere zu verfügen, und ch verbleibe Euer wohlaffectionirter König. i 
Berlin, den 16. December 1805. Mathis B.2. S.100. 1. Abſchn. und N. C.C. 
T. X. ©, 858. Nr. 8. des Nachtrags de 1806. 


Auf den Beriht vom 25. Januar e., die verbotene Verpfändung von Seehand: 
lungs: Obligationen bei den Judieial- und Pupillar- Depositoriis betreffend, geben 
Wir Euch zu erkennen, daß es einer befondesn Publication der mit dem Refeript 
vom 3. Januar e. Euch zugefertigten &. O. vom 16. December pr. an die Untergerichte 
Eures Departements in Grmangelung eines bei demjelben beftehenden General: Des 
pofiti, oder auch fonft aus dem angefuhrten Gründen nicht bedürfen wird. Zuglei 
werdet Ihr aber auch in Hinficht der abrigen aufgeftellten Zweifel dahin belehrt, da 
die erwähnte C. O. jede Ausleibung ex -depositorio gegen Berpfändung von Ob 


. gationen unterfagt, mithin fich nicht bloß auf eigentliche Seehandlungs-Dbligationen, 


fondern auch auf alle in Eurem Bericht erwähnte, von der Seehandlung nicht. für 
eigene Rechnung ausgeftellte Papiere und. alle andere ey ähnlicher Art er 
firedt, Berlin, den 8, Februar 1806, N,C.C. T.XU. &,49, Nr. 10, de 1806, 
3) der Capitalien; u — 
8.455. Sind ausstehende Capitalien vorhanden: so muss der Vor- 
mund die Sicherheit derselben prüfen, und sein Gutachten, welche da- 
runter stehenbleiben können, oder aufzukündigen und einzuziehen sind, 
dem Vormundschaftsamte zur fernern Beurtheilung und Entscheidung 
vortragen. 

Anh. 8.159. Wenn der Erblasser des Pflegebefohlnen Capi 
talien auf Actien solcher Institute belegt hat, welche durch 
ausdrückliche, von dem Könige Selbst vollzogene Bekannt- 
machung, Darlehne von Privatpersonen aufzunehmen auto- 
risirt sind: so können dergleichen Capitalıien, wenn sie auf 
Minorenne devolvirt sind, so lange stehen bleiben, bis sich 
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Gelegenheit findet, das Geld zu höhern ‘Zinsen, gegen ge- 
wöhnliche gesetzmässige Sicherheit, unterzubringen. 


1) Rescript ». 29. März 1796 (N,C.C. T.X. &.115.); aufgenommen in 8.159. bes Unh, 

2) C. ©. v, 31. Detbr.1803, betr. Die Einziehung der Euranden gehörigen Seehandluugs⸗ 
obligationen, 
Der Staatsminifter von Struenfee bat Mir die Frage: ob Seebandlungsobli. 
gationen, welche den Minorennen dur Erbichaft zufallen, fogleich gekündigt wer. 
den müffen, oder zum Beften der Minorennen fo lange beibehalten werden fünnen, 
bis ſich eine beffere Gelegenheit zur Unterbringung des Kapitals findet, jur Ent 
fheidung vorgeleget. Da ed nun nach wie vor dabei verbleibt, daß die Seebandlung 
feine -Depofitengelder von den Gerichten annehmen darf, fo ift es auf der andern 
Seite auch billig, daß im vorgedachten Falle dergleichen Obligationen fo lange un« 
gefündigt bleiben, bis ſich eine beffere Gelegenbeit findet, die Gelder zu placiren, 
und es ift dies in Anfebung der Sicherheit folder Obligationen um ſo unbedenkll— 
her, ale der Staat dafür zu haften verpflichtet it. Nur verfteht es fich von ſelbſt, 
daß bier bloß von den Obligationen die Rede fein kann, melde dpro Gent Zinien 
tragen, indem in Riüdficht der zu niedrigern Zinsfuß ansgeftellten Obligationen es 
bei der bieherigen Verpflichtung, felbige aufjufündigen und die Kapitalien bei der 
Banque zu belegen, verbleibt. N. C.C. T. XI. ©, 1917. Nr. 57. de 1803, 


- 8.456. Forderungen, die weder durch Pfand, noch Hypothek gedeckt 
sind, müssen sofort, oder doch nach Ablauf der etwa bestimmten Auf- 
kündigungsfrist, eingezogen werden. 

8.457. Ein Gleiches gilt von Capitalien, welche von dem Erblasser 
unzinsbar, wenn auch gegen gerichtliche Sicherheit, ausgeliehen worden. 
8.458. Hat der Erblasser schriftlich verordnet, dass dergleichen Ca- 
pitalien stehen bleiben sollen: so muss diesem Willen so lange Folge 
geleistet werden, als nicht eine offenbare Unsicherheit für die Pflege- 
befohlnen daraus entsteht. 

8.459. Bemerkt der Vormund Umstände, welche dergleichen Un- 
sicherheit besorgen lassen: so muss er selbige dem vormundschaftlichen 
Gerichte zur Beurtheilung und weitern Verfügung anzeigen. 

8.460. Erhellet aus der Verordnung des Erblassers mit hinlängli- 
cher Gewissheit, dass nach seinem Willen das Capital bei dem Schuld- 
ner so lange, bis sich dessen Vermögensumstände bessern, stehen blei- 
ben soll: so sind der Vormund und das Vormundschaftsamt, so lange 
keine Verletzung am Pflichttheile vorhanden ist, daran gebunden. 

8.461. Doch können alle solche Capitalien ($.458-460.), die der 
Vater der Pflegebefohlnen den Schuldnern nicht gänzlich erlassen, son- 
dern nur eine längere Stundung derselben vorgeschrieben hat, einge- 
zogen werden, sobald es die eigne unumgängliche Nothdurft der Kin- 
der erfordert. _ 

8.462. Bei Beurtheilung der Sicherheit solcher Capitalien, die der 
Erblasser auf Pfand oder gerichtliche Hypothek ausgeliehen hat, haftet 
der Vormund nur für ein grobes Versehen. 

8.463. Haben sich aber die Umstände des Schuldners, oder des Un- 
terpfandes, seit der angetretenen Vormundschaft verschlimmert: so 
muss der Vormund auch für ein bei der Einziehung und Beitreibung 
nach dieser Zeit begangenes mässiges Versehen haften. 

8.464. Das vormundschaftliche Gericht, welches die Sicherheit der 
von dem Erblasser ausgeliehenen Capitalien nach rechtlichen Grund- 
sätzen zu beurtheilen hat, haftet dabei, wenn der Erblasser selbst ein 


e 
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‚ 4 
Rechtsverständiger war, nur für ein grobes, sonst aber für ein mässiges 
‚Versehen. en 

8.465. In dem Falle des 8.463. muss auch das vormundschaftliche 
Amt ein mässiges, von ihm bei der Einziehung begangenes Versehen ' 
: verantworten. 

8.466. Die Vormünder sind schuldig, für die sichere und nutzbare 
Unterbringung der in dem Vermögen der Pflegebefohlnen vorhande- 
nen, oder dahin eingehenden baaren Gelder, in so fern dieselben nicht 
zu nothwendigen oder andern nützlichen Ausgaben erforderlich sind, 
nach bestem Vermögen Sorge zu tragen. | 

Bergl. die Zufäge zu 8.454. Muh, 8.158, dief, Tit. 
8.467. Dergleichen neue Darlehne sollen niemals auf Wechsel ode 
blosse Schuldverschreibungen gegeben werden. — 

8.468. Ist es dennoch geschehen: so muss das vormundschaftliche 
Amt, sobald es davon Kenntniss erlangt, die Wiedereinziehung ver- 
ordnen. | 

‚8.469. Gegen diese Verfügung kann der Schuldner, welcher wissent- 
lich Pupillengelder auf Wechsel oder Schuldschein zum Darlehne an- 
genommen hat, durch einen mit dem Vormunde verabredeten längern 
Zahlungs- oder Aufkündigungstermin sich niemals Schützen. | 

8.470. Der Vormund haftet für allen Schaden, welcher den Pflege- 
befohlnen aus einer solchen gesetzwidrigen Ausleihung entsteht. 

8.471. Auch gegen gerichtliche Sicherheit darf der Vormund Capi- 
talien seiner Pflegebefohlnen, ohne Vorwissen und Genehmigung der 
Obervormundschaft, nicht ausleihen. | 

‚8.472. Bei Prüfung der Sicherheit müssen der Vormund sowohl, 
als die Obrigkeit, die gewöhnliche Aufmerksamkeit eines vernünftigen 


Hausvaters anwenden. 


Anh. 8.160. Findet der Vormund Gelegenheit zur Unterbrin- 
gung der Bestände, so wird ein solches Activum nicht dem 
General-Deposito, sondern den Pflegebefohlnen acquirirt; 
es wird daher auch hierbei die strenge depositalmässige 
Sicherheit der aus dem General-Deposito zu leihenden Ca- 
pitalien nicht erfordert. 


1) Bescript v.5. Mai 1794, betr. bie Uusleihung von Mündelgeldern. 


Bon den beiden Fragen, welche nad Gurem Bericht vom 26. v. M. bei Gelegen- 
beit eines nachgeſuchten Anlehns aus Eurem Depofitorio zur Erörterung gekommen, 
Tann die negative Beantwortung der erftern, 


ob nämlich ‚der anleihende Gläubiger nad den bisherigen Gefegen verpflichtet 
fei, fi um den Titel des vorigen Befigers des Immobilis, worauf er leihen 
will, zu befümmern, oder ob er fich bei der gefchehenen Eintragung des Eigen» 
thums des zeitigen Befigers, beruhigen fünne? 
feinem Zweifel unterworfen fein, da die Borfchriften der H. D. Sect. II. 8. 55. 59. 
und 92. denjenigen, der als rechtmäßiger Befiser im Hypothekenbuch eingetragen ift, 
für fattfam legitimiret, Difpofitiones über das Tmmobile, folglih auch Verpfändun— 
ent beffelben bei dem Hypothekenbuche vorzunehmen, ausdrücklich erklären, und went 
a noch aus der Faſſung des $. 94. und 103, ein Dubium darüber entitehen könnte, 
folhes dennoch durh die Erklärung Unſers A.L. R. Thl. J. Tit.X. $.8, völlig 
gehoben wird, da nicht zu zweifeln iſt, daß nach den Patenten vom 20, ”. 1791 
und 5. Februar 1794, wenn es befonders auf Auslegung von Landesgefegen ankommt, 
—* ET Ya des A.L. R. die Kraft einer Declarationis authenticae beigelegt wer⸗ 
en muſſe. 
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Bei der zweiten Frage: ST Bu ER na 

ob nämlih in dem Fall, wenn ein Vormund oder ein Dritter eine, Anleihe 
‚von den in Depofito befindlichen Geldern feiner Euranden oder Angehörigen 
ſpecialitet in Vorſchlag bringt, die Sache nad. eben den Grundfägen zu bes 
urtheilen fei, wornach überhaupt Anlehne zu beurtheilen find, welde ex de- 
osito generali hergegeben werden, die alfo der Kaffe verbleiben; ’ 
nden Wir es eben fo wenig zweifelbaft,. daß wenn ein Vormund oder Verwandter 
ccasiones elocandi zur. Unterbringung der Beltände diefer oder. jener beſtimmten 
Pupillarmaffe ausmittelt und berbeifchafft, ein ſolches Activum nicht dem General: 
Depoſito acquirirer werde, fondern den Pflegebefohlenen verbleibe, mithin ein folder 
Dahrlehns⸗ Vorſchlag [ediglich nady diefem Prineipio zu beurrheilen fei, und die Bor: 
fhriften des U.L.R. Part.2, Tit. 18, $.472:und 480, bei. ihrer. Gegeneinanderftel- 
lung deutlich genug zu erkennen geben, daß die firenge —— Sicherheit 
nur bei Capitalien, die aus dem General: Depoſito verliehen werden ſollen, und mo» 
für, das verleihende Collegium principaliter und allein zu haften. hat, erfordert 
werden follen, weldes Wir Euch mit Remiffion der von Euch eingereichten, Acten 

bierduch zu Eurer Direction nicht verhalten wollen. | 
u22 Ä N.C,C. T. IX. No. 17. de 1794. ©. 2767. 


9) Rescript ».20,3uli 1803, betr. die Ansleihung der Mündelgelder auf ftädtifche 
Grundftüde. nn 


Eure Anfrage fiber das Ausleihen der Kindergelder auf ftädtifhe Grundſtücke er: 
Yediget ſich vollftandig aus dem Neferipte vom 5. Mai 1794 (in Stengels Beitr: B:1. 
©&.60.) welches jet den 160, |. des Anhanges zum Landrechte ausmacht. Sobald die 
Anleihe, zwar aus denen im Depofito befindlihen Geldern des Curanden, auf den 
Antrag des, Bormundes, aber niht aus und für das General: Depofisum erworben 
wird, mie e8 bei "Eurer Anfrage der Fall ift: fo wird die ftrenge depoſitalmäßige 
Sicherheit nicht erfordert, ifondern nad $. 472. Thl. 2. Tit. 18. des A. L. R. nur die An: 
wendung ‚der, gemöhnlihen Aufmerkfamfeit, eines vernünftigen Hausvaters. Alsdann 

in, jedem fpeciellen Fall zu prüfen und & beurtheilen, ob das zu verpfändende 
rundſtück durch die Realitäten, welche kein Gegenftand der Feuer» Verfiherung, und 
folglich auch nicht der zu dieſem Behuf aufgenommenen Taxe find, eine Sicherheit 
geivähre, durch welche ein vernünftiger Hausvater zum Darlehngeben vermogt- ver: 
den kann? Dies kann nicht durch allgemeine Gefege beitimmt werden, fondern es 
gehört zu der Sachkenntniß, die ein Juſtiz-Collegium felbit anwenden muß, ohme 
über jeden Schritt feiner Amtsführung eine höhere Leitung zu verlangen. 
\ Neues Archiv B. 3. ©. 80. 
8:473. Auch nach geschehener Ausleihung muss der Vormund auf 
die: Wirthschaft des Schuldners, und auf die mit dem Unterpfande sich 
ereignenden Veränderungen aufmerksam sein, und; bei bekannt gewor- 
dener Verschlimmerung, die Aufkündigung und Wiedereinziehung des 


Capitals betreiben. 


Bescript ».12.Rovbr, 1832, betr. bad Ausſcheiden der den Pupillen verpfänbeten 
ober ihnen gehörenden Grundſtücke aus der Feuers Societät. 


Auf die in dem Berichte vom 2. v. M. enthaltene Anfrage: v 
unter welchen Umfiänden das Königl. 8. Ger. das Ausſcheiden aus der Feuer: 
Societät der Kur: und Neumärkihen Städte in Anfehung folder Grundſtücke, 
welche entweder bevormundeten Perfonen eigenthumlich gehören, oder ihnen zur 

GHyypothek beftellt find, bewilligen Tonne, Ä 
wird dem Königl. 2. Ger. hiermit Folgendes eröffnet. — 

Der Landtagsabichied für die Mark Brandenburg und die Nieder-Lauſitz vom 
27. April d. J. bat zwar die Zwangsverbindlichkeit der gehen der Kur: 
und Neumark zum Beitritt zur Feuer: Societät der Kur: und Neumark, welche das 
Fener:- Societätd: Reglement vom 30. Mai 1800. $.2. begründer, aufgehoben; allein 
nur mit Borbehalt der Rechte der eingerragenen Hypothefen : Forderungen. Hieraus 
folgt, daß die vormundfchaftlihen Behorden nicht allgemein autorifirt werden fünnen, 
das Ausſcheiden der ihren Kuranden zugehörigen oder durch Hypotheken verpflichteren 
ftädtifchen Grundftüce zu geitatten, fobatd die anderweite VBerfiherung bei einer Ber: 
fiberungs: Anftalt nachgemwiefen wird, oder bewirkt werden foll, vielmehr im jedem 
einzelnen Falle erwogen werden muß, ob zureichende Gründe zu einer folchen Bewil— 
ligung vorhanden find, 


— 
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Daß die auslänbdifchen und Privat⸗ Feuer Berficherungs» Anſtalten wicht die Sicher⸗ 
heit gewähren, wie die Kurmärkiſche Feuer-Verſicherungs-Anſtalt, iſt ſchon deshalb 
als unzweifelhaft zu betrachten, weil fie nicht, wie die Kur: und Neumärkfche Feuer: 
Berfiherungs:Societät, unter Aufſicht des Staats ftehen und Tegtere ihr Beftehen 
nicht von Zufälligkeiten zu erwarten hat, fondern jeden Schaden durch Beiträge deck, 
die nach der Societätd- Regel aufgebracht werden. | 

— iſt der Austritt aus der Feuer-Societät eine Maaßregel, welche vor⸗ 
mundſchaftliche Behörden in Anſehung der Grundſtücke ihrer Curanden nicht ohne 
teiflihe Erwägung genehmigen dürfen, da die Erſſarung des geringen Beitrags nur 
in feltenen Fallen den Verluſt der größern Sicherheit aufwiegen wird, Außerdem 
werden fie in jedem einzelnen Falle zu — haben, ob nicht die Modification des 
Reglements vom 30, Mai 1800, welche bei B. 1. 2. des gedachten Landtags-Abſchieds 
eintritt und die Beiträge zum Grfage des Schadens, nah der Banart der Häufer 
tegulirt, den Curanden Vortheile erwarten läßt, die den Austritt an fich überflüffig 
machen, Sollten Bormünder, wegen der Grundftüde ihrer Euranden, aus der Kur: 
und Neumärkfchen Feuer-Societät ausfcheiden wollen, fo werden auch die Statuten 
der Berfiherungs: Anftalt, welde zur anderweiten VBerfiherung zu wählen ift, jeden: 
falls vorher einer genauen Prüfung zu unterwerfen fein, 

Ob die Freilafung eines Grundſtücks, worauf Curanden hypothekariſche Forde⸗ 
rungen zuſtehen, zuläſſig ſei, hängt von eben dieſen Verhältniſſen ab. 

Iſt das verhaftete Grundſtück ein Haus, wozu ländliche Beſitzungen gehören, 
welche allein ſchon der Hypothek faſt zureichende Sicherheit gewähren, oder treten be— 
ſondere Umſtände ein, welche das perfünlihe Vertrauen zum Schuldner motiviren, 
und iſt die hypothekariſche Forderung unbedeutend, ſo wird eine vormundſchaftliche 
Behörde den. Antrag des Vormundes und die Wünſche der verpflichteten Schuld: 
— beſonders wenn es Mütter oder Väter der Curanden ſind, wohl berückſichtigen 

önnen. 

Betrifft aber die Hypothek ein Darlehn aus dem General-Depoſitorium, fo 
wird in einem jeden Falle eine viel ftrengere Prüfung eintreten müffen, und nur bei 
vollftändiger Sicherung des Depofitoriums der Conſens ertheilt, werden können. 
Auch muß über die Zuläffigkeit eines folhen Verfahrens immer die Prüfung der 
Bollftändigkeit der Sicherheit, wie fie die Dep. O. Tit. 1. $. 47. vorfchreibt, vorangehen. 

. ı v. K. J. B. 40. S. 414. 


8.474. Geht ein dergleichen Capital ganz oder zum Theil verloren: 
so müssen der Vormund-und das vormundschaftliche Gericht ein dabei 
begangenes'mässiges Versehen vertreten. 

8.475. Ist das Versehen bei Beurtheilung der Sicherheit gegen recht- 
liche Grundsätze begangen worden: so haftet das Vormundschaftsamt 
vorzüglich, | 
. 8.476. Ausser diesem Falle ist der Vormund zuerst verantwortlich. 

8. 477.. Bei Beurtheilung dieser Vertretung darf der Regel nach nur 
auf den Zeitpunkt, wo’ das Capital ausgeliehen worden, gesehen werden. 

8.478. Hat sich aber die Sicherheit nachher verschlimmert: so haftet 
der Vormund, wenn ihm diese Verschlimmerung aus Mangel der ge- 
wöhnlichen Aufmerksamkeit unbekannt geblieben ist; oder wenn er, 
nach erlangter Wissenschaft davon, in der Aufkündigung und Beitrei- 
bung ein'mässiges Versehen begangen hat. 

S. 479. Einem Vormunde, welcher für die Substanz des Vermögens 

seiner Pflegebefohlnen vollständige Sicherheit geleistet hat, kann die 
Ausleihung ihrer. Capitalien, auch ohne besondere Rückfrage an das 
vormundschaftliche Gericht, überlassen werden. 

8.480. Wegen solcher Capitalien, die unmittelbar aus dem Deposito 
von dem Vormundschaftsamte selbst, und auf dessen Namen ausgelie- 
hen worden, bleibt es bei den Vorschriften der Depositalordnung. 

$.481. Auch das Erbtheil der Pflegebefohlnen, welches bei einem 
ihrer Miterben stehen bleiben soll, muss sicher ‚gestellt werden. 


Mannkopff Aug, Landrecht VII. 5 


% 
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'8:482. Bei Beurtheilung dieser Sicherheit finden eben die Grund- 
sätze Statt, wie bei Ausleihung neuer Capitalien. 


8.483. Wenn jedoch Aeltern mit ihren Kindern sich auseinander 
setzen, und das Vermögen derselben nicht herausgeben können, ohne 
dadurch zur Fortsetzung ihres Amtes, oder zum ferneren Betriebe ih- 
res Gewerbes auf den bisherigen Fuss, ausser Stand gesetzt zu werden: 
so müssen der Vormund und das Gericht mit einer solchen Sicherheit, 
als die Aeltern nach ihren Umständen aufzubringen vermögend sind, 
sich begnügen. . 

1) Bescript v.6. Decbr. 1796, ad 9, betr. die Licherftellung bed Bermögens der Eus 
randen Seitens der Eltern; f. IL 2.8. 187, 3.11.&,194, 


2) In Betreff der Sicherftellung bed Bermögens ber Kinder Seitens bes Vaters bei u 
anderweitigen Berheirathung; f. 1. 2, 8.187, und die Sufäge dafelbft. 


3) Bescript v. 27. April 1829, betr. die Iinftatthaftigfeit der Uufgebung der von dem 
Bater mit feinen Grundſtücken beftellten Sicherheit im Falle der Veräußerung ber Grunb: 
ſtücke; f. zu II. 2,8.192, 8, I. S. 202, 

8.484. Eben das gilt von majorennen Geschwistern, welche das vä- 
terliche Gewerbe übernehmen, und die minderjährigen in ihrer Pflege 
und Erziehung behalten. 


8. 485. Dem Vormunde, und den Mitgliedern des vormundschaftli- 
chen Gerichts, (darf aus dem Vermögen der Pflegebefohlnen kein Dar- 
lehn gegeben werden: 5 

Bescript v.2. Mai 1796, betr, die Bewilligung eined Darlehns aus bem Vermö⸗ 
gen ber Euranden an ben Vater; f. zu 11. 2. 8.183, B. III. S. 190. 
- 8.486. Hat der Vormund Gelder des Pflegebefohlnen für sich genutzt: 
so muss er dieselben sofort, bei wechsehnässiger Execution, zurückzah- 
len, und Acht vom Hundert an Zinsen entrichten. 


8. 487. Ist der Vormund, noch ehe er zu solchem Amte bestellt wor- 
den, dem Pflegebefohlnen schuldig gewesen: so kann jhm das Capital 
gelassen werden, wenn die Schuld ohne Widerspruch anerkannt wird; 
bereits vollkommen sicher gestellt ist; oder hinreichende Sicherheit da- 
für, ohne Abbruch der geleisteten Caution, noch verschafft werden kann. 


8.488. Nach Beschaffenheit der Umstände, und des höhern oder min- 
dern Betrags eines solchen dem Vormunde zu überlassenden Capitals, 
muss der Richter vernünftig beurtheilen: ob dem Pflegebefohlnen we- 
gen dieses Geschäftes ein besonderer Curator zu bestellen sei. 

8.489. Die Ausleihung der dem Pflegebefohlnen zustehenden Capi- 
talien soll, nur gegen den bei dem Capitalsverkehre auf Grundstücke ih 
der Provinz gewöhnlichen Zinssatz, geschehen. 

8.490. An Privatpersonen sollen dergleichen Capitalien zu niedri- 
gern Zinsen als Vier vom Hundert, ohne besondere Genehmigung der 
dem Vormundschaftsamte vorgesetzten Behörde, nicht — 
werden. 

8.491. Eine bessere Sicherheit ist im zweifelhaften Falle einem hö- 
hern Zinssatze vorzuziehen. 

8.492. Die Einziehung der Zinsen gehört in der Regel zu dem Amte 
des Vormundes, 

$-493. Saumselige Zinszahler muss der Vormund sofort, und ohne 
dass es dazu einer besondern Anweisung bedarf, rechtlich belangen; 
zugleich aber dem Vormundschaftsamte daven —— machen, und 


” 
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— Gutachten über die etwa erforderliche Aufkündigung des Capitals 
eifügen. N 

$. 494. Sollen die Zinsen nicht dem Vormunde, sondern in das De- 
positum, oder an einen Dritten bezahlt werden: so muss die Obrigkeit. 
dieses den Schuldnern ausdrücklich bekannt machen. PR 

8.495. Dem Vormunde liegt alsdann nur ob, bei Gelegenheit der 
Rechnungslegung, nach der Einzahlung solcher Zinsen sich zu erkundi- 
gen, und wenn sie zurückgeblieben sind, die Obrigkeit an deren Bei- 
treibung zu erinnern. | 

$. 496. Für die Einziehung der Zinsen von Capitalien, die unmittel- 
bar aus dem Deposito verliehen worden, muss auch die Obrigkeit allein 
und unmittelbar sorgen. 

8. 497. Capitalsaufkündigungen des Vormundes sind, auch ohne be- 
sondere obervormundschaftliche Approbation, in Ansehung des Schuld- 
ners gültig. 

8.498. Der Obrigkeit aber muss der Vormund die Gründe, die ihn 
zur Aufkündigung veranlassen, vortragen, und deren Approbation, oder 
wenn wegen Gefahr im Verzuge die Aufkündigung schon geschehen 
ist, ihre Genehmigung einholen. 

8.499. Die Zahlung der Capitalien kann an den Vormund nur in so 
fern geschehen, als derselbe zu deren Erhebung in seiner Bestallung, 
oder durch besondere Befehle ausdrücklich berechtigt ist. 

8.500. Ausser diesem Falle muss die Obrigkeit jedesmal bestimmen, 
wohin und zu wessen Händen die Zahlung geschehen soll. 

4) in Ansehung der Prozesse; 

-8.501. Ausser dem Falle des $. 493. darf kein Vormund, weder als 
Kläger, noch als Wiederkläger oder Intervenient, Processe ohne aus- 
drückliche Genehmigung des Vormundschaftsamts anstellen. 

8.502. Hat er es dennoch gethan, und kann auch die obervormund- 
schaftliche Genehmigung nicht nächgebracht werden: so ist die ganze 
Verhandlung nichtig; der Vormund muss dem Gegentheile alle Schäden 

und Kosten aus eignen Mitteln erstatten, und das Gericht, welches die 
Klage ohne Decret angenommen hat, wird der Gebühren verlustig. 

8.503. Nur in Arrestsachen, und andern schleunigen Fällen, kann 
die Klage eines Vormundes ohne Decret angenommen; es muss aber 
selbiges unverzüglich nachgebracht, und eine den Umständen gemässe 
Frist dazu von dem Gerichte bestimmt werden. 

8.504. Wird ein Vormund als Beklagter oder Intervent in einen 
Prozess verwickelt: so bedarf er zur Einlassung keines Decrets; und 
auch ohne dasselbe sind seine Verhandlungen rechtsbeständig. * _ 

Bergl. 4.6.0.1 10. 8. 292, in Betreff der Surücfchiebung eines dem Bormunde bes 
ferirten Eideds, ‚ . | 

8.505. Seine Pflicht aber gegen den Pflegebefohlnen erfordert es, 
dem vormundschaftlichen Gerichte den gerügten Anspruch ohne Zeit- 
verlust anzuzeigen, und dessen Anweisung darüber einzuholen. 

8.506. Sind die Personen, welche das vormundschaftliche Gericht 
ausmachen, mit denen, aus welchen das den Prozess dirigirende Gericht 
besteht, nicht völlig eben dieselben: so muss der beklagte Vormund bei 
letztern die Befolgung dieser seiner Obliegenheit hescheinigen. 

8.507. Zur Einwendung und Fortsetzung der in den Gesetzen vor- 
| ge > 
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geschriebenen Rechtsmittel, bedarf es keiner besondern richterlichen 
Approbation. | h 

8.508. Doch muss der Vormund von dem Ausfalle des Erkenntnis- 
ses, und dem dagegen eingewendeten Rechtsmittel, dem vormundschaft- 
lichen Gerichte sofort Anzeige machen; und dieses ist, wenn es die 
Beschwerde für ungegründet hält, deren Fortsetzung zu untersagen be- 
rechtigt. | 


8.509. Hat der Vormünd die Anzeige unterlassen: so muss er die 
Kosten des solchergestalt eigenmächtig eingewendeten und fortgesetz- 
ten Rechtsmittels selbst tragen. 

8.510. Doch muss ihm ein dadurch dem Pflegebefohlnen wirklich 
verschaffter Vortheil auf diese Kosten zu gute gerechnet werden. 

8.511. Glaubt der Vormund, sich bei einem wider die Pflegebefohl- 
nen ausgefallenen Urtel beruhigen zu müssen: so muss er dennoch 
dem vormundschaftlichen Gerichte davon sofort Anzeige machen. 

.$8.512. Findet dieses bei dem Antrage des Vormundes ein Beden- 
ken: so muss es denselben mit näherer Anweisung unverzüglich ver- 
sehen. 


S. 513. Der Vormund, welcher den Anweisungen des vormund- 

schaftlichen Gerichts wegen Anstellung oder Fortsetzung eines Prozes- 
ses Folge leistet, wird für einen nachtheiligen Ausschlag nur in so fern 
verantwortlich, als er bei Einziehung der Nachrichten ein grobes 
Versehen begangen, oder ihm bekannte Umstände, von denen er bei 
einer gewöhnlichen Aufmerksamkeit wissen konnte, dasss+sie auf die 
Beurtheilung der Sache Einfluss haben würden, dem vormundschaftli- - 
ehen Gerichte verschwiegen hat. 

$.514. Das vormundschaftliche Gericht haftet bei der ihm obliegen- 
den rechtlichen Beurtheilung für ein.mässiges Versehen. 

8.515. Ein Vormund, welcher wider den Willen des vormundschaft- 
lichen Gerichts einen Prozess anfangen oder fortsetzen will, soll zwar 
dazu verstattet werden. 

8.516. Er haftet aber alsdann dem Pflegebefohlnen aus eignen Mit- 
teln, für allen daraus entstehenden Schaden. 

8.517. Die Vormünder und vormundschaftlichen Gerichte sollen 
andere Bürger des Staates mit unnützen, oder offenbar ungegründeten 
Prozessen, oder mit Fortsetzung solcher Rechtsmittel nicht belästigen. 

8.518. Werden sie dessen von dem Richter, vor welchem der Pro- 
zess geführt worden, schuldig befunden: so müssen der Vormund, und 
das Gericht, welches einen solchen Prozess gebilligt hat, Strafe und 
Kosten aus eignen Mitteln entrichten. | 

8.519. Hat der Vormund die Genehmigung des Gerichts durch un- 
richtige oder unvollständige Anzeigen bewirkt; so treffen diese nach- 
theiligen Folgen ihn allein. 

$.520. Hat der Vormund durch solche Anzeigen zu den unnützen 
oder ungegründeten Prozessen keinen Anlass gegeben : so treffen diese 
Folgen nur das vormundschaftliche Gericht. 

und der Vergleiche; 

8.521. Ohne Genehmigung des vormundschaftlichen Gerichts kann 


kein Vormund gültige Vergleiche schliessen, noch auf Compromisse 
sich einlassen. . 
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‚ 5) in Ansehung der Passivschulden ; 

8.522. Auf die Bezahlung der Schulden, womit das Vermögen des 
Pflegebefohlnen behaftet ist, muss der Vormund sorgfältig bedacht sein. 

‘8.523. Unter mehreren muss er vorzüglich diejenigen abzuführen 
suchen, die durch wirklich schon geschehene Aufkündigung, oder durch 
hohen Zinssatz, oder durch solche dem Gläubiger eingeräumte Rechte, 
welche eine wirthschaftliche Vermögensadministration hemmen, dem 
Pflegebefohlnen am meisten lästig sind. \ 

8. 524. Findet sich eine beträchtliche Schuldenlast: so muss der Vor 
mund, ohne'besondere richterliche Approbation, sich auf Zahlungen an 
einzelne Gläubiger nicht einlassen, sondern die Vorbescheidung des 
Gerichts über die wegen Eröffnung eines Liquidationsprozesses, oder 
sonst zu nehmenden Maassregeln, nachsuchen und abwarten. 

- 8.525. Neue Darlehne darf kein Vormund ohne: ausdrückliche Ap- 
probation des vormundschaftlichen Gerichts aufnehmen. 

8.526. Wer ohne dergleichen Approbation dem Vormunde ein 
Darlehn macht, dem wird das Vermögen des Pflegebefohlnen nur so 
weit verhaftet, als dasGeld in den Nutzen desselben erweislich verwen- 
det worden. Ä — 

S. 527. Unter obrigkeitlicher Genehmigung kann der Vormund selbst 
seinen Pflegebefohlnen Darlehne machen, und sich dafür eben die Ver- 
zinsung und Sicherheit verschaffen, die, unter ähnlichen Umständen, 
auch einem Fremden wären zugeständen worden. 

: | 6) in Ansehung der Grundstücke, 
8.528. Wegen der Grundstücke des Pflegebefohlnen muss der Vor- 
mund vor allen Dingen sorgen, dass das Besitzrecht des Pflegebefohl- 
nen in das Hypothekenbuch ‘mgetragen werde. | — 

1) Bescript v. 13. Auguſt 1627, betr. die Aufbewahrung ber Beſitzdoeumente über 
Grundftüce der Euranden. | 
Das Land» und Stadtgericht zu Afchersleben hat gegen die Verfügung des Kös 
niglichen Pupillen: Eollegiums vom 20, Zuli d. J., 
nad; welcher Erwerbungs- Documente über Grundftüde der Pupillen ad Depo- 
‚sitgm genommen werden. follen, 
Remedur — | 
Der Juſtiz-Miniſter kann es nicht für gefeglich nothwendig halten, er 
mente über Grundſtücke der Guranden in den en ra der Bormundicaftsge: 
richte aufzubewahren, da ein Mißbrauch mit dergleihen Documente nicht Statt fin 
den, und felbit im Falle des Verluſtes ihre Wiederherftellung, wo fie erforderlich, 
ohne Schwierigkeit bewirkt werden kann. — 
Das Königl. Pupillen-Collegium hat es daher bei dem Verfahren. des Land» und 
Stadigerichts zu Afchersieben, wonach dergleihen Documente den Vormündern zur 
Anfbewährung anvertraut werben, zu belajien. v.8.%. B.30. ©, 133. 
2) Bescript v.12,Rovbr, 1832, betr, bad Uusfcheiden der den Pupillen gehörigen 


‘ 
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Grunbftücte aus der Feuer: Soeietätz f. zu 8.473. dief. Tit. 


S. 529. Auch muss er um die seinem Pflegebefohlnen auf Lehne oder 
andere Grundstücke zustehenden Rechte sich. sorgfältig bekümmern, 
und deren Verlautbarung und Eintragung bei der Behörde bewirken. 

8.530. Alle auf die Grundstücke des Pflegebefohlnen noch — 
tragene Schulden und andere Reallasten, welche nach den vorgefunde- 
nen Nachrichten getilgt sind, muss er auf gesetzmässigen Wegen zur 
Löschung befördern. | 

8.531. Auch die wirthschaftliche Verwaltung, Verpacht- und Ver- 
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miethung der Grundstücke des Pflegebefohlnen gehört zu dem Amte 
des Vormundes, 

8. 532. Einer Anfrage bei dem vormundschaftlichen Gerichte bedarf 
es nur alsdann, wenn in der Art derBewirthschaftung oder Benutzung 
eine Hauptveränderung vorgenommen werden soll.’ 


8.533. Soll also z. B. die bisherige Administration in eine Pacht, 
oder umgekehrt, verwandelt, oder ein neuer Pächter angenommen, 
oder der abgelaufene Contract mit dem bisherigen Pächter verlängert 
werden: so ist der Vormund zur Anfrage verpflichtet. 

8.534. Auch wenn über den gewöhnlichen Wirthschafts- Etat ein 
ausserordentlicher Holzschlag in den Forsten vorgenommen werden 
soll, müss der Vormund zuvörderst darüber anfragen. 


8.535. Ob die Verpachtung der Grundstücke des Pflegebefohlnen 
aus freier Hand, oder durch Subhastation geschehen solle, hängt nach 
Bewandniss der Umstände, nach der Beschaffenheit und Grösse des 
Grundstückes, nach dem Verhältnisse eines geschehenen Privatgebots 
zu dem bisherigen Ertrage oder vorhandenen Pachtanschlage, u. s. w. 
lediglich von dem pflichtmässigen Gutachten des Vormundes, und dem 
vernünftigen Ermessen des Vormundschaftsamtes ab. 


8.536. Wird eine freiwilligeSubhastation für gut befunden: so kann 
das vormundschaftliche Gericht dieselbe für sich selbst verfügen, wenn 
es auch sonst nicht der gehörige Richter der Sache wäre. 

8.537. Neue Baue, Hauptreparaturen, und beträchtliche Melioratio- 
nen darf der Vörmund ohne richterliche Approbation nicht unter- 
nehmen. | 


8. 538. Sobald die Summe der Kosten Funfzig Thaler übersteigt, 
muss das Gericht die Nothwendigkeit oder Nützlichkeit der Anstalt, so 
wie demnächst die erfolgte zweckmässige Verwendung, durch Sachver- 
ständige prüfen lassen. —— 

8.539. Remissionen kann der Vormund dem Pächter in der Regel 
eigenmächtig nicht bewilligen. | 

8.540. Gleich am Anfange einer jeden Vormundschaft, zu welcher 
Grundstücke gehören, muss ein gewisses Quantum festgesetzt werden, 
welches der Vormund für sich, und ohne Anfrage, bei dergleichen Aus- 
gaben zu Bauen, Meliorationen, und Remissionen, nicht übersteigen darf. 

8.541. Gutseinkünfte, Pacht- und Miethgelder einzuziehen, ist der 
Vormund der Regel nach befugt und verpflichtet. 

8.542. Ausnahmen von dieser Regel muss der Richter ausdrücklich 
festsetzen, und selbige den Schuldnern gehörig’ bekannt machen. 

8.543. Denjenigen, welehe dergleichen Gefälle zu entrichten haben, 
ist der Vormund damit ohne Noth, und besonders erhebliche Gründe, 
nachzusehen nicht berechtigt. 

8.544. Das vormundschaftliche Gericht muss bei der Revision der 
Rechnungen die darin aufgeführten Reste, und die von dem Vormunde 
angegebenen Gründe der verstatteten Nachsicht sorgfältig prüfen, und, 
wo diese Gründe nicht hinreichend sind, den Vormund zur Beitreibung 
der Rückstände mit Nachdruck anhalten. 

8.545. Die Ueberschüsse von dem Vermögen und den Einkünften 
der Pilegebefohlnen, welche zur Fortsetzung der Administration nicht 
nothwendig sind, muss der Vormund in das gerichtliche Depositum ab- 
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liefern, oder dem Gerichte anzeigen, wie er selbige zinsbar unterzubrin- 
gen, oder sonst nutzbar anzulegen gedenke. on 

8.546. Wie ein Vormund, welcher dergleichen Ueberschüsse selbst 
nutzt, zu bestrafen sei,'ist oben verordnet. ($. 486.) 

8.547. Lässt der Vormund dergleichen Ueberschüsse länger als 
Sechs Wochen bei sich ungenutzt liegen: so muss er dieselben von 
diesem Zeitpunkte an, landüblich verzinsen. | 

8.548. Ein Vormund, der Gelegenheit hat, die im gerichtlichen .De- 
posito liegenden, odermur gegen bankmässige Zinsen ausgethanen Gel- 
der seiner Pflegebefohlnen, ohne seinen eiguen Schaden, sicher unter- 
zubringen, nnd es dem Vormundschaftsamte nicht anzeigt, haftet für 
den Ausfall an den Zinsen. * 

8.549. So wenig der Vormund ohne. besondere Genehmigung des 
vormundschaftlichen Gerichts die Güter der Pflegebefohlnen verschul- 
den kann, so wenig darf er dieselben, ohne dergleichen Genehmigung, 
mit Reallasten beschweren. 


Fe besonders wegen deren Veräusserung. 

8.550. Unbewegliche Güter der Pflegebefohlnen, und was denselben 
in Rechten gleich geachtet wird, dürfen ohne wichtige Ursachen, ohne 
Untersuchung und Genehmigung ‘des vormundschaftlichen Gerichts, 
und ohne öffentliche Subhastation, nicht verkauft oder sonst veräussert 
werden, | 


Bescript v4, Deebr. 1824 ‚ betr. bie Unterſcheldung ber noth wendigen nnb 
nüglichen Veräußerung von Bupillengütern. 


‚Dem Königl. Stadtgerichte wird auf den Bericht vor 18. v. M. bei Zurückſen— 
ie eingereichten Nihen Bormundfhaftsacten Folgendes eröffnet: 

Das A. L. R. hat, in den (Th. H. Tit. 18. $.550.8qq.) gegebenen Vorſchriften, 
einen, fehr deutlichen und weſentlichen Unterſchied zwifchen Norhwendigfeit und Nütz— 
lichkeit der Veräußerung der unbeweglichen Pupillengüter gemacht. Hinfichtlih der 
Nothwendigkeit enthält der $.550—553. die Norm, — Vie Nüslichfeit muß nach 
den Maafgaben des $. 555. qq. beurtheile und der in dem $.563. aufgefiellte Grund» 
fag dabei als Negel angenonmmen werden, ohne Rückſicht, ob das zu veräufernde 
Grundſtück ein adlihes Gut ift, oder nur zu der 8.555. bezeichneten Kategorie gehört. 
Es verſteht fih jedoch von feldft, dak in vorkommenden Fällen, mit Genehmigung 

der vorgefegten Behörden, eine Ausnahme von der obigen Negel gemacht werden 
kann. — v. K. J. B. 18. S. 279. 


S. 551. Wichtige Ursachen der Veräusserung sind: wenn Gläubiger 
auf ihre Bezahlung dringen, welche weder aus dem übrigen Vermögen 
befriedigt, noch zur Gestaltung eines Indults rechtlich angehalten wer- 
den können; | 

8.552. Ferner, wenn dergleichen Güter in einen so grossen Verfll_ 
gerathen sind, dass zu ihrer Wiederherstellung das übrige Vermi n 
nicht hinreichen würde, und das Grundstück selbst über Zwei Drittel 
seines Werths verschuldet werden müsste; 

8. 553. Ueberhaupt, wenn erhellet, dass durch deren fernere Beibe- 
haltung das Vermögen der Pflegebefohlnen in Zukunft einen beträcht- 
lichen Abbruch erleiden würde. 

8.554. Juwelen und Kostbarkeiten können, ausser den $.551-553. 
bestimmten Fällen, auch wegen eines dem Pflegebefohlnen dadurch zu 
verschaffenden erheblichen Nutzens, unter Genehmigung des vormund- 
schaftliehen Gerichts, veräussert werden. | 

8. 555.- Auch ist die Veräusserung wegen eines erheblichen Nutzens 


> 
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zulässig, bei Häusern; Landgütern, die nicht adeliche Rechte, haben; 
Gärten; Weinbergen; Zehenten; Zinsen und andern Gerechtigkeiten, 
die nicht Pertinenzstücke eines adelichen Gutes sind; bei Berganthei- 
len, die noch keine Ausbeute tragen; ingleichen: bei einzelnen; Grund- 
stücken, die weder Pertinenzstücke eines adelichen Guts sind, noch mit 
der Bewirthschaftung desselben in einer natürlichen Verbindung stehen, 


Bescript v.9, Zuli 1824, betr. die Beräufferung der den Minderjährigen gehört 
gen Bergautheile des Nutzens wegen and freier Hand oder an Miterben. 

Eine: Kohlen- Zeche in der. Grafichaft Mark wird zur Hälfte von minderjährigen, 
unter Vormundſchaft ftehenden Perfonen eigenthümlich befefien. 

Diefelbe bauet von Anfang des Betriebs an mit Zubuße, und nah dem Gutach— 
ten des Bergamts, it aud) für die Folge wenig Ausbeute zu erwarten. 

Das vormundfchaftlihe Gericht hatte deshalb auch den Antheil feiner Pflegebefoh: 
lenen zur Subhaftation gebracht, den Zufchlag indeß wegen des nicht einmal die Hälfte 
des dom Bergamt ohngefähr veranjchlagten Werths erreihenden Gebots Yerfagt. 
Indeß wird jest von der. Mutter der Pflegebefohlenen ein Kaufpreis offerirt, der 
fowohl von dem Gerichte als dem Bormunde für aczeptabel erachtet ift, und das Er: 
ftere fucht auf den Grund des 9.556. und 577. Tir. 18. Thl. II. des A. L. R. unfere 
Genehmigung nad. — 

So wenig der $.552.1.a. wegen Veräußerung bei, dem Verfall der Grundſtücke, 
als, der $.553.1.a. wegen Veräußerung aus Beforgniß eines in Zukunft zu erleiden 
den besrächtlichen Abbruchs, geben in diefen und andern häufig vorkommenden ähn— 
lichen - Fällen den Grund zur Veräußerung ab. Es kann vielmehr eine Veräuße— 
tung von, Bergantheilen, welche bloß. zur Vermeidung fortgefegter bedeutender Zu⸗ 
buße erfolgt, nur als eine Veräußerung des Nutzens wegen angeſehen werden. ‘Dies 
ſelbe kann mithin nicht anders erfolgen, als wenn das, bei der in diefem Falle 
re TPRERERNERDEN Subhajtation erfolgte Meiftgebot .die Taxe am 4 über: 

eigt- F. ‚la. 
Eine ſolche Taxe wird ‚aber nah $.410. des Anhanges zur Prozeß: Drbnung 
nicht aufgenommen. Es fehlt mithinsan einem gefeplichen Maasitabe, um den Zu 
ſchlag zu beſtimmen. Zwar enthält die Declaration vom 25. Mai 1789 wegen der 
Veräußerung der Bergantheile oder Kuren, welche Minderjährigen, oder andern un« 
ter Vormundſchaft ftehenden Perfonen zugehören, ausreichende Beftimmungen über 
die vorfommenden Fälle; indeß nach dem Gingangsworte diefer Verordnung foll die: 
felbe nur vorläufig bis zur Bekanntmachung des allgemeinen Gejegbudhes gelten, 
-,. Das nachher emanirte A.L. R. enthält darüber Feine Beſtimmung; eben fo wenig 
iſt aber auch jene Declaration beftätigt. | RE ER 

‚ Das Patent vom 9, September 1814, welches daffelbe in die hiefigen Provinzen 
einführt, verleiht bloß den, das A. L. R. abändernden, ergänzenden und erläuternden 
Bellimmungen, Geſetzeskraft. Dazu gehört aber jene Declaration nicht. Eine A 
Emanirüng des A. L. R. erfhienene Verordnung, welche jene Declaration gefegli 
beftätigt bat, ift ung nicht befannt. Wir tragen deshalb Bedenken, diefelbe anzuwenden, 
müſſen jedoch wünſchen, daß die zweckmäßigen Beftimmungen derjelben überall zur An— 
wendung fommen. | | 

Wir tragen deshalb ganz gehorfamft darauf an: ö 
ung mit einer hochgeneigten Belehrung deshalb zu verjehen, oder eventualiter 
die Beitätigung derjelben zu ermwirfen. j 

Bei diefer Gelegenheit haben fich bei uns auch noch Zweifel darüber erhoben: 

1. ob ein Grundſtück, welches wegen der Nütlichkeit der — — zut Sub⸗ 
haſtation gebracht, deſſen Zuſchlag jedoch wegen zu geringen Gebots nicht 
erfolgt, ſpäterhin für ein die Tare um % überfleigendes Gebot aus freier 
an dnseflagen werden kann, ohne daß es eines neuen Licitations- Termins 

edarf. 

Der Zweck des Gefeges fheint durdy die erfte Subhaftation erreicht zu fein, der 
$.585.1.a. aber einen Adjudications-Beſcheid bei Strafe der Nichtigkeit zu erfordern: 

2. ob der Zufchlag eines Grundſtücks für die Tare u.f. mw. an einen Miterben aus 
freier Hand ohne Subhaftation, welches der $: 576. u.577.1.a. geftattet, nur bei 
der Theilung oder auch nach erfolgter Theilung, fpäter erfolgen kann? 

Der 8.574. 1.a. fcheint nur erſteres zu geftatten, und der $.576. und 577., wo⸗ 

rin jene Beftimmung nicht wiederholt ift, fi darauf zu beziehen, Der Grund jener 
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m ürfte in der. Begünftigung der Theilung liegen, die fpäterhin. erfolgte 
Are. 26 ik der Sheilung Ka —— — — — hr — e⸗ 
rung Nutzens wegen angeſehen werden, weshalb wir Bedenken tragen, unſete 
Genehmigung zu ertheilen, Wir bitten ganz gehötfamft, ums auch tiber diefe Zweifel 
mit einer Belehtung hochgeneigteft berfehen zu wollen, Hamm, den 12. Tuni 1824, 

beige Imsdenaem,, vo de oo. Das Pupillen: Collegium, 
Aus dem Berichte. des Königl. Ynpillen: Eolkegit vom 12. v. M. ift erfehen worden, 
zu welchen Anfragen daſſelbe ſich, binfichtlih des Verfahrens bei Veräußerung fol 
cher Bergantheile,. welche minderjährigen, ‚oder andern, unter Vormundſchaft ſtehenden 
Perſonen gehören, veranlaßt gefunden hat, i 
Das Tarations- Verfahren bei der Veräußerung von Hüttenwerken und Bergan— 
theilen iſt in dem Anhange zur A. G. O. 5.410. Nr. J. hinlänglic beftimmt. Wo 
dieſe Vorſchrift, Behufs der Veräußerung ſolcher Bergantheile, bei welchen Unmün- 
dige concurriren, nicht ausreicht, wird es kein Bedenken haben, auf die Beſtimmung 
der Declaration vom 25. Mai 1789 zurückzugehen, und die Prinzipien zur Anwendung 
= bringen, welche in dem.$.9. enthalten find, und womit fich die damalige Gefeß« 
fion einverftanden erflärt hat. — 
Hiernach hat daher das Königl. Pupillen-Collegium auch in dem vorliegenden 
goncreten Falle zu verfahren... . R 
So viel die am Schluffe des Berichts erwähnten Zweifel‘ anbelangent, ſo wird es 
ad 1, allerdings eines neuen Licitations: Termins bedürfen; 
ad 2, ber anleg nach ‚erfolgter, Iheilung in, der Regel wicht mehr ertheilt wer- 
den konnen. * — 

ndeffen kommt es hierbei immer darauf an, wie fich‘ der ſpecielle Fall geſtaltet 
ER er \ Feat bar Haber jedenfalls ni —J—— — — 233 — Ar zu 
berihten. ee v. K.J. 8.24 ©.126, 
. 8.556. Doch:muss bei solchen Veräusserungen;;.($. 555.) ausser dem 
Decrete des vormundschaftlichen Gerichts, zugleich die Genehmigung 
der. diesem Gerichte unmittelbar vorgesetzten höhern Instanz hinzu- 
kommen... : v Ä u | 

Anh. $.161.a) Dieser Genehmigung bedarf es auch dann, 
„„@enn.ein Grundstück, woran einem Minderjährigen nur ein 

Lehn+ oder. Fideicommissfolgerecht zusteht, von dem gegen- 

üntigen Besitzer gegen ein anderes Grundstück vertauscht 
‚werden sol. | 
Bescript v.11.Zuli 1801, (0.C.C. T.XL &,391.); aufgen, in 8.161 des Anh. 
- Anh..8.162.b) Wenn BIER Miterben auf Theilung und 
daher auf Veräusserung des gemeinschaftlichen Grund- 
„unlsiücks antragen: so ist. dies ein F all der nothwendigen Ver- 
näusserung ($.566.), :zu welcher es der Genehmigung ‘der 
dem vormundschaftlichen Gerichte vorgesetzten höheren In- 
Stane nicht bedarf. .: 


| 'y Resecript 0.6. Dechr.1 796, betr. mehrere Gegenftände bed Bormunbfchaftsrechts, 
ad 6, aufgen. in 8.162, des Und. ; f. zu IL 2.8,187. B. III. S. 194. 


2) Bescript v.24.3uni 1830, daß die Vorfchriften wegen Veräufierung von Grund» 
ftücfen der Curanden nicht auf Theilung eines gemeinfchaftlichen Eigenthums zu beziehen 
‚Mind und Daher zu-legterer höhere Genehmigung nicht erforderlich ſei. 

Dem Königl. Pupillen » Eollegio wird auf den Bericht vom 28, v. M., deffen 
Anlage zurüderfolgt, eröffnet, daß die Vorfchriften, wegen Veräußerung bon Grunds 
‚ftüden der Minorennen, nicht auf Theilung eines gemeinfchaftlihen Eigenthums zu 
beziehen find, und daher die Genehmigung der in Nede ftehenden Theilung des ges 
meinfhaftlihen Eigenthums Tediglid der Bormundfchaftsbehörde der betheiligten Mei, 
norennen.überlaffen bleiben muß. : v.8.9. B.35, ©, 270, 


"8. 557. Diese höhere Instanz haftet bei versagter Genehmigung nie- 
mals, und bei ertheilter, nur für ein grobes Versehen. 


r 
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‘8.558. Auch adeliche Güter, und andere in dem 8.555. nicht mit 
begriffene Immobilien, können wegen eines erheblichen Nutzens für 
die Pflegebafohlnen veräussert werden, 

.559. Es müssen aber alsdann die Zwei nächsten — 
des Pflegebefohlnen darüber mit ihrem Gutachten gehört, und die Ge. 
nehimigung des Justizdepartements nach Maassgabe $.556. 557. einge- 
holt werden. 

8.560. Hat der Pflegebefohlne das Achtzehnte Jahr‘ zurückgelegt: 
so ist derselbe in.alleı F ällen, wo eine Veräusserung ‚unbeweglicher 
Güter des blossen Nutzens wegen erlolgen soll, mit. seiner Erklärung 
zu vernehmen. ($. 555. 558.) 

‘8.561. Widerspricht ein solcher‘ Pflegebefohluner dieser Veräusse- 
rung: so kann dieselbe nicht Statt finden. 

562. Zerstückungen ganzer Güter, wegen eines blossen davon ge- 
hofften Nutzens, sind ; in keinem Falle zulässig, 


Anh.$.163. Diese Gesetzsielle ist nur von Lordgitern zu 
verstehen. 


Bescript o. 28, Aug. 1797, betr. die Auslegung ded ——— 562, 
- Bei den in der Vorftellung des v. T. angeführten Gründen genehmigen. wir bier: 
durch, daß der 9.%** fe Gartenfled ohne Subhaſtation angeträgenermäßen verfau 
werde, zumal der 9.562, des A. L. R. in feinem Zufäinmenhange bloß auf“ Landgůuͤ— 
ter gebt, und auf einen dergleihen bei einem Haufe in der Stadt liegenden unbe 
beutenden Gartenflecd-nicht angewendet werden kaun. Stengels Beitr. V. S. 242, 

8.563. Eine Veräusserung ist alsdann für nützlich zu achten, ‘wenn 
der dem Pflegebefohlnen dadurch zu verschaffende Vortheil eine nach 
wirthschaftlichen Grundsätzen aufgenommene Taxe des Grundstücks 
wenigstens’ um ein Viertel übersteigt. ) . 

Bescript v.14, Febr. 1916, betr, bie obervormünidfchaftliche Prüfung einer vom 
Bater beantragten Beräuferung eines Grundſtücks feinen Kinder; ſ. zu IL 2, 98.173, . 

8.564. Hat der Erblasser der Pflegebefohlnen die Veräusserung 
selbst verordnet: so bedarf es keiner weitern Untersuchung über die 
Nützlichkeit derselben. J 

8.565. Hingegen macht die blosse Erlaubniss des Erblässers diese 
Untersuchung nicht überflüssig. - 

8.566. Einem volljährigen "Miteigenthümer kann auf die Theilung, 
und zu dem Ende auf die Veräusserung des Grundstücks zu dringen, 
nicht gewährt werden. 

8.567. Auch der Vormund ist berechtigt, v.ater obetvormandschaft- 
licher Approbation auf die Veräusserung des gemeinschaftlichen Grund- 
stücks anzutragen; wenn .erhellet, dass die Forisetzung der. Gemein- 

schaft dem Pilegebefohlnen schädlich sein würde. 

S. 568. Sobald das vormundschaftliche.-Gericht die Veräusserung 

enehmigt hat, muss der Richter der Sache, auf Anmelden des Vormun- 
gen mit der Taxe und Subhastation verfahren; oline dass es von seiner 
Seite einer besondern Untersuchung oder Approbation bedarf. 

l) Bescripto. 23.3an.1802, betr. bie Einwilliguns des vormundſchaftlichen Ge⸗ 

richts in den Zuſchlag eines Grundſtücks, woran minorenne Miteigenthümer intereffiren; . 


2) Verordnung v. 4. März 1834, über den Subhaſtationsprozeft, F. 2. wonach auf 
den Antrag eined Miteigenthümerd zum Zwecke ber Ausdeinanderfegung die nothwenbige 
Subhaftation mit ihren Wirkungen ftattfindet; deſsgl. bie zu dieſem $. ergangenen Grläutes 
rungen; f. 3u 3. 17.8.03, B. U. &. 247, 
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8.569. Hat der Erblasser verordnet, dass das Grundstück einer ge- 
wissen Person für einen bestimmten Preis zugeschlagen werden solle: so 
bedarf .es, wenn diese das Gut anzunehmen erbötig ist, weder einer 
Taxe, noch Subhastation. | 

8.570. Aeussert sich aber eine nicht offenbar ungegründete Besorg- 
niss, dass unter einer solchen Verordnung eine Verkürzung der Pflege- 
befohlnen in einem ihnen zukommenden Pflichttheile verborgen liegen 
möchte: so muss mit Aufnchmung der Taxe verfahren werden. 

8.571. Bestätigt der Ausfall der Taxe diese Besorgniss: so muss der 
Begünstigte entweder so viel, als zur Ergänzung des Pflichttheils erfor- 
derlich ist, zu dem vom Erblasser bestimmten Preise zulegen; oder sich 
gefallen lassen, dass das Gut durch Subhastation, bei der ihm bloss, 
gleich Andern, mit zu bieten frei stebt, dem Meistbietenden überlas- 
sen werde. | | i 

8.572. Hat der Erblasser den Verkauf befohlen, die Subhastation 
verboten, dabei aber keinen gewissen Werth des Grundstücks be- 
stimmt::so kann das Grundstück, aus freier Hand, nicht unter der Taxe 
veräussert werden. 

‘8.573. Steht dergleichen Gebot aus freier Hand nicht zu erhalten: 
so muss die Subhastation erfolgen. | 

8.574. Die Subhastation ist\nicht nothwendig, wenn bei einer Thei- 
lung unter mehreren Miterben das Grundstück von dem Pflegebefohl- 
nen selbst, unter richterlicher Approbation, übernommen werden soll. 

Bescript v.24, April 1820, betr. die Museinanderfegung zwifchen mehreren Mis 
norennen rückfichtlich der gemeinſchaftlichen Grundftüce. . > 3 


Der Zuftiz- Minifter ift mit ber von dem Königl. Bupillen-Colegium in dem B 
richte vom 11. d. M. vorgetragenen Anficht ganz einverftanden, i Ä 
daß in Fällen, wo mehrere Minorennen gemeinfchaftlich verfchiedene theilbare 
Grundſtücke befigen, und eine Auseinanderfegung unter ihnen nothwendig wird, 
es hierzu der Subhaftation der Grundſtücke nicht bedarf, fondern die Auseins 
anderjegung bdergeftalt bewirkt werden kann, dat nah vorgängiger legalen 
Zare der Grundftüce, diefe in fo. viel dem ausgemittelten Werthe nad) mög: 
lichſt gleiche Theile vertheilt werden, als Grbintereffenten vorhanden find, 
und die auf jeden derfelben fommende Portion durch das Loos beftimmt wird, 
auch daß hierzu die Genehmigung der, der obervormundichaftlihen Behörde 
vorgefegten Inſtanz, nicht erforderlich iſt. v. K. J. B.15. ©. 259. 
Anh. 8.164. Ob ein im Pflichttheil eingesetzter Erbe, im Fall 
der Theilung, auf Subhastalion des Grundstücks anzulra- 
en befugt, oder ob er zufrieden sein müsse, dass. der 
flichttheil nach der Tare ausgemiltelt werde, muss dar- 
nach beurtiheilt werden: ob der Pflichitheil auf eine gewisse 
Summe festgesetzt, oder derselbe, ohne Bestimmung ‚einer 
— Surnme, verschrieben worden. Im erstern halle 
edarf es nur der Taxe, im letztern hingegen der Eintra- 
sung des Miteisenthums in das Hypothekenbuch, und im 
Falle der T —— der Subhastalion nach den näheren 
Vorschriften des allgemeinen Landrechis. 


1) Bescript v.18,Octbr. 1794, betr. die Befugnih eines auf den Pflichttheil einges 
fegten Erben, auf Subhaftation bed Nachlañgrundſtücks Behufd der Theilung des Nachlaffes 
anzutragen. 

Die Verſchiedenheit der Meinungen, welche nach Eurem Berichte vom 11. d. M. 
und den hierbei zurückkommenden Acten, wegen des von dem geheimen Stiftsrathe 
hinterlaſſuen minderjährigen Sohnes, die Mitglieder Eures Collegii über die Frage: 
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ob ein im Pflichttheil eingefegter Erbe, im Fal der Theilung, auf Subhaftation 
des Grundftüdes anzutragers befugt fei, oder ob er zufrieden fein müſſe, daf der 
Pflichttheil nah der Tare ausgemittelt werde? ; 
geäußert haben, und der anfheinende Widerfpruc in den Gefegen und in der’ Praris 
werden leicht zu vereinigen fein, wenn Ihr nur zwei an fich verfchiedene Fälle richtig 
unterſcheidet. Wenn ein Vater in feinem Teftamente feine Kinder im Pflichttheile, 
und die Wittwe oder einen Fremden zum Univerfalerben einfegt, zugleih aber das 
Pflichttheil auf ein gewiſſes Quantum feſtſetzt; fo geht das Gigenthun des, ganzen 
Nachlaſſes, folglihd auch der dazu gehörigen Grundſtücke, auf den eingefegren Unis 
verfalerben. allein über, und diefer ift bloß fchuldig, dem Kinde das als Pflichttheil 
ihm ausgefegte Quantum heraus zu geben. Hier kann bloß die Frage entftehen: 
ob eine Berlegung im Pflichtrheile vorhanden fei? 
und um diefes zu beurtheilen, it es nörhig, den Werth der Grunditüce auszumitteln. 
Daf aber bloß zu dieſem Behuf in diefem oder in irgend einem andern alle eine 
GSubhaftation des Grundftüds norhmendig fei, dies verordnet fein Geſetz, vielmehr 
bisponiren fowohl die bisherigen allgemeinen Rechte, als auch. Unfer A.L. R. im 
Allgemeinen: 
daß in der Regel der Werth einer Sache nad) einer von Sahverfländigen, auf- 
zunehmenden Tare beftimmt werde, " 
Ganz anders verhält fih aber die Sache, wenn dem Kinde: in dem väterlichen Teftas 
mente das Pflichttheil ohne Beftimmung eines gewifien Quanti titulo institutionis vers 
fchrieben worden, Denn da diefe Pars quota hereditatis ift, fo geht unſtreitig das 
Miteigenthum auch der zum Nachlaffe gehörigen Grundſtücke zu einem Drittel oder 
resp. zur Hälfte auf das Kind über, | 
‚Hier fommt es alfo, fo lange die Sache in diefem Stande bleibt, auf, die Aus: 
mittelung eines Werths der Grundftücde gar nicht an, fondern es braucht bloß das 
Miteigenthum des Kindes pro parte quota legitimae im Hnpothefenbuche vermerkt zu 
werden.. Wenn num aber demnächſt der Miterbe nicht mehr in Gemeinheit bleiben, 
fondern das Dominium solitarium des Grundſtücks an ſich bringen will; fo ift dies 
offenbar ein Antrag auf Theilung, und dann treten alle die befannten Geſehe ein, 
daß zwar der minderjährige Miteigenthümer fich diefen Antrag und die daraus flie 
ende Veräußerung feines Miteigenthums gefallen laſſen muß, daß aber die Beräufes 
rung felbft rechtsgultigerweife nur im Wege einer üffentlihen Subhaftation erfolgen 
Tann. Hier ift alfo Subhaftation norhwendig, nicht um den wahren Werth aus: 
zumitteln, fondern um das Miteigenthbum des Minderjährigen auf eine rechtsgültige 
Weiſe überzutragen. Der einzige fcheinbare Zweifel gegen diefe Theorie kann aus 
dem Chefheidungs-Edict und aus der Entſcheidung der Gefegeommifiion vom 22. 
März 1785 hergeleitet werden, Allein in diefem Falle verordnet das Gefeg nur 
eine Ausſetzüng des Pflichttheils, d. i. eine: Beftimmung. deffelben in cer 
uanto, es — auf die Kinder kein Miteigenthum der zum Vermögen der 
Itern ‘gehörenden Grundſtücke. Cs iſt alſo hier nur der Fall vorhanden, wo der 
a. * Grundſtücke bloß zur Feſtſetzung des Betrags des Pflichttheils ausgemittelt 
werden ſoll. 
Nach dieſen Grundſätzen würde alſo in dem vorliegenden Falle die Subhaſtation 
der Regel nach nothwendig ſein, indem der Erblaſſer ſeinen Sohn im Pflichttheile 
überhaupt, ohne Beſtimmung eines gewiſſen Quanti zum Erben eingeſetzt hat; und es 
jetzt darauf ankommt, das Miteigenthum deſſelben an dem hinterlaſſenen Hauſe auf 
die Wittwe zu übertragen. Es iſt daher nur zu beurtheilen: ob eine von den in 
Unſerm A.L. R. Thl. I. Tit. 18. $..5. 74. u. d. beſtimmten Ausnahmen hier vors 
handen iſt. Dies würde entweder der Fall des 8. 526. oder 586. fein. Da inzwiſchen 
der Eurator fi hierüber ad protocollum vom 28,9. M. nur fehr allgemein und uns 
beftimmt erflärt hat; fo habt Ihr demfelben annoch zuvörderft eine nähere und beſtimm⸗ 
tere Erklärung abzufordern und fo davon anderweitig gutachtlich zu berichten, 
N.C.C. T.IX. No. 14, des Nadıtr. 1795. ©. 2773, und StengelsBeitr. J. S. 381, 


2) Bescript vom 26. März 1798, betr. die Ausmittelung bed Pflichttheils; f. au 
II. 2. 8.433, = 

3) Bescripte v. 8. Zan. und 26, Febr. 1836 , daft Notherben, deren Pflichttheil auf 
eine gewiffe Summe feftgefegt ift, nicht ald Miteigenthümer des Nachlaffed angefchen wer, 
den Fönnen; f. 3u J. 12. 8. 258. 

8.575. Diese Vorschrift findet aber nicht Anwendung, wenn unter 
den übrigen Miteigenthümern ebenfalls Pflegebefohlne befindlich sind. 
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8.576. Ferner bedarf es keiner Subhastation, wenn ein Miterbe das 
Grundstück für die Taxe annehmen will, und dabei dem Pftegebefohl- 
nen Vortheile anbietet, die derselbe von einem Fremden nicht zu er- 
warten:hat. | 

8.577. Auch ein Gebot unter der Taxe kann in diesem Falle ange- 
nommen werden, wenn die dem Pflegebefohlnen angetragenen Vor- 
theile den Unterschied zwischen Gebot und Taxe an Erheblichkeit 
übersteigen. 

8.578. Der Vereinigung mehrerer majorennen Miterben, wornach 
das Grundstück einem unter ihnen; oder,einem Dritten, aus freier Hand 
zugeschlagen werden soll, muss der Vormund der Regel nach beitreten. 
S. 579. Er kann und muss aber auf Subhastation dringen, wenn das 
Gebot die Taxe nicht erreicht, oder besondere Umstände die Besorg- 
niss eines Nachtheils für den Pflegebefohlnen begründen. 

8.580. Der Vormund muss also in einem solchen Falle ($. 578.) die 
Richtigkeit der angenommenen Taxe mit vorzüglicher Sorgfalt prüfen. 


1) Bescript v.23. März; 1816, betr. den fubhaftationdfreien Verkauf erbfchaftlicher 
Grundftüce in Gemäßibeit des 8.576, dief. Fit. 


Der QJuftiz » Minifter Fann über dje Anwendbarkeit des 8.576. Tit. 18, Thl.IL 


„den fubbaftationsfreien Verkauf eines erbfhaftlihen Grundftüds betreffend,“ 
feine generelle nn Bet: vielmehr muß, nach der fehr richtigen Befcheidung 
des Pupillen: Collegii zu Magdeburg, Ä 

ne a. Könige, Land: und Stadtgericht ſich hätte follen zur Belehrung die⸗ 

nen laffen, 
in jedem fpeciellen Falle bei der vorgefegten Behörde angefragt, und die eintretenden 
Umftände, von deren Erwägung fodann die Autorifation zu einem dergleichen ſubha— 
ftationsfreien Verkaufe abhängig ift, einberichtet werden, v. K. J. B. 7. ©. 10, 


2) Bescript ».10. Septbr. 1821, betr. die Ueberlaſſung der erbſchaftlichen Grund» 
ſtücke an einen Miterben, welcher ungewöhnliche Vortheile bietet. 


Dem Königl. Pupillen: Eollegio wird auf den Bericht vom 16. v. M., 

den fubhaftarionsfreien Verkauf des Nſchen Bauerguts zu N, betreffend, 
eröffnet, daß der Juſtiz-Miniſter bemjenige Theile des Collegii beitritt, welcher der 
Meinung ift, daß unter den 8.576. Thl. U. Tit. 18. des U,L.R. gedachten Miterben 
eines Grundflüds nur Majorenne zu verftehen, indem der Bormund ſowohl als die 
Bormundfhaftsbehörde mit ſich felbft in Widerſpruch treten würden, wenn fie von 
einem Minorennen. dem Andern Bortheile ftipuliven Taffen wollte, welche nicht einmal 
von einem Fremden zu erwarten, und die daher praesumtive zum Nachtheile des Er» 
fern gereichen müßten. 

‚Sm vorliegenden Falle fheint es mithin am angemeffenften, die Volljährigkeit des 
Minorennen abzuwarten, welcher das Grundftüd übernehmen will, da derfelbe bereits 
das 23. Jahr erreicht hat, alfo der Zeitpunkt der Majorennität ganz nahe ift. 

v. K. J. B. 18. S. 28. 

3) Bescriptv. 18. Febr. 1818, nebſt Bericht, betr. ven Verkauf der Pupillengüter 

an Miterben ohne Subhaſtation. 


„zu dem Nachlaſſe des am 19. Juni 1816 zu N, Neißer Kreiſes verſtorbenen 
Gärtners N., deffen alleinige Erben eine bereits majorenne Tochter und ein zwar 
noch minorenner, aber bereits 21 Jahr alter Sohn, find, gehört die dort felbft 
sub Nro. 45. gelegene, am 15. December 1817 auf 200. Rthir. Cour. abgefchägte, 
Gärtnerſtelle. 

Der Verkauf dieſer Stelle wird nothwendig, da die majorenne Schweſter auf 
Theilung dringt. 

Aber auch ihr Antrag auf ſubhaſtationsfreie Veräußerung, welchem der Vormund 
der Pflegebefohlenen felbit und das vormundfchaftlihe Gericht beitreten, fheint des 
erheblichen Nugens wegen, annehmlicd zu fein. 

Die majorenne Miterbin und deren Ehemann N., welche diefe Stelle kaufen wol 
Ien, offeriren ein Kaufgeld von 250 Rthlr. Eour., wollen außerdem dem minorennen 
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N. einft bei feiner Verheirathung 10 Rthlr. Cour. auf Ausftattung und einige Natu— 
ralien geben, ihm aud, wenn er, während feines ledigen Standes, krank werden 
follte, freie Wohnung auf der Stelle und umentgeldliche Verpflegung gewähren. Ueber 
dies fol der minorenne N., dem nad Abzug der Schulden per 70 Rihlr., von den 
Kaufgeldern per 180 Rthlr. nur die Hälfte gebühren würde, hiervon ein Quantum 
von 100 Rthlr. erhalten, wogegen fid) die majorenne N. mit 80 Rthlr begnügen 
will, — ihr und ihrem Manne die Stelle unter den bemerkten Bedingungen über 
laffen wird. 

I diefen die Tare fo bedeutend überfieigenden Bortheilen und mit Rückſicht auf 
die Koften der Subhaftation, laſſen ſich von lepterer gleich günftige Erfolge für den 
Pflegebefohlenen nicht erwarten; wir ftellen daher 

die Genehmigung des fubhaftationsfreien Verkaufs unter den bemerkten Bedin— 

gungen, 
ehrerbierigit anheim. ; 

Hiernadhit finden wir uns, da das Hofrichteramt, auf die erforderte Erklärung des 

Vormundes und die des Dflegebefohlenen, die Iegtere nicht für nöthig hält, und ein 
Theil des Collegii diefer Meinung beitritt, veranlaßt: __ 

Em. Ercellenz hohe Vorbeſcheidung für künftige Falle zu erbitten. 
Die Bertheidiger der Meinung: 

daß bei einer auch fubhaftationsfreien Veräußerung die Erklärung eines mehr 

als 18jährigen Pflegebefohlenen nicht nörhig fei, wenn die Nothwendigkeit des 
Verkaufs eintritt, 
beziehen fich deshalb auf die Beftimmung $.560. Tit. 18. Thl. II des A.L. R., weil 
der ausdrüdliche Beifag: Has. 

des bloßen Nutzens wegen, 

andeute, daß nur in dem Fall, wo der erhebliche Nutzen allein der Grund des 
Verkaufs ift, die Zuziehung des Pflegebefohlenen nörhig, bei der Goncurrenz der 
Nothwendigkeit aber uberflufig werde, welche Norhwendigkeit auch die Erforderlich 
keit der Erklärung des Pflegebefohlenen über die Art des Verkaufs ausfchliefe, um 
fo mehr, als überhaupt nah $.245.1.c. felbft bei erheblichen Vorfällen, die Sub: 
ftanz des Vermögens betreffend, der Bormund an die Meinung des Pflegebefohlenen 
nicht gebunden iſt. 

Für die entgegengefegte Meinung wird angeführt: 

1. daß nach 8.244. 1.c. überhaupt jeder Minorenner, welcher das 18. Jahr zurüd. 
gelegt hat, berechtiget iſt, bei erheblihen Vorfällen, welche die Subitanz des 
Vermögens betreffen, mit feiner Meinung vernommen zu werden, welches die 
Bekannimachung vorausfeßt; 

2. daß ibm nad) 8.246. l.c., wenn dies entweder gar nicht geſchehen, oder darauf 
nicht NRücdficht genommen worden ift, die Befchwerde an das vormundfchaftliche 

Gericht freifteht; und ad. 

3. daß, wenn man auch aus der Faflung des $$.560. und 561. entnehmen könnte; 
daß da, wo die Nothwendigkeit der Veräußerung concurrirt, nicht fo 
unbedingt, nicht nur die Erklärung, fondern auch die Ginwilligung, 
des mehr als 18jährigen Pflegebefohlenen, durchaus erforderlich fei, als 
bei einer, des bloßen Nutzens wegen, beabfichtigten Veräußerung. 

dennoch da, wo zwar die See an ſich norhwendig ift, die Abweichung 
von der gejeglihen Form des Verkaufs durch Subhaftation aber doch bloß des 
Nugens wegen gefchehen foll, wo nicht die Einwilligung, doch wenigftens die 
Erklärung eines folhen Plegebefohlenen-erforderlidy fei, 

Ratibor, den 31. Sanuar 1818, 


Das Königl. Pupillen- Collegium von DOberfchlefien wird anf den Bericht vom 
31. v. M. hierdurch autorifirt, die zum Naclaffe des Gärtners N, gehörige, auf 
200 Rthlr. tarirte, zu N. unter Nro. 45. belegene Gärtneritelle, dem N. für das 
Gebot von 250 Rthlr. Cour. aus freier Hand käuflich zu überlaffen, jedoch müffen 
die Nebenvedingungen durh Eintragung in das Hypothekenbuch gefichert werden. 

Sp viel die über die Nothwendigkeit der Berathung des 18jährigen Minorennen 
in Fällen diefer Art gemachte generelle Anfrage beirifft; fo tritt der Chef der Zuftiz 
der Anficht derjenigen Mitglieder des Königl. Pupillen: Collegii bei, welche fib für 
die bejahende Meinung erklärt haben, da die zur Unterftügung derfelben angeführten 
Grunde fehr fprecbend find, und es von felbit einleuchter, daf die von dem Minoren- 
nen zu erfordernde Aeußerung nicht nur der Sache unbefchadet, fondern auch dem ge: 
meinfamen Intereſſe der concurrirenden Miterben nüglich ift, und die Berantwortlich« 
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feit der vormundſchaftlichen Behörde, welcher fie zugleich zu einem Leitfaden dienen 
fann, mindert. Berlin, den 18. Februar 1818. v. K. J. B.11. ©. 10, 


4) a) Rescript v. 23.März 1801, betr. die Anwendung bes 8.578, dieſ. Tit. 


Friedrih Wilhelmzc, Unfern ꝛc. Eure Anfrage vom 16.h. 
ob ein Vormund auch alsdann der Vereinigung zweier majorennen Miterben, 
wonad das Grundſtück einem Dritten aus freier Hand zugefchlagen werden 
foll, beitreten müffe, wenn. einer diefer beiden Miterben mehr Intereſſe bei 
‚der Begünftigung des Käufers als des Naclaffes hat, übrigens aber Feine 
J —— Umſtaͤnde, den Nachtheil der Pflegebefohlenen zu beſorgen, dabei 
eintreten 
läßt ſich nicht anders als »flirmative beantworten, da der von Euch allegirte 5. 578. 
Tit. i8. Thl. IL des A.L. R. dieſen Fall nicht ausgenommen hat. 
Sind ꝛc. Gen. Act. des Juſtizm. L.R. No.3, Vol. I. Fol. 203, 


b) Bescript v.9.Z3uni 1826, nebſt Bericht, betr. die Vereinigung mehrerer 
Miterben über die Beräuferung eined Grunbftücd aud freier Hand, wenn Minorenne bas 
bei concurriren, i 


Das in der. N.-Strafe Nr. 21. belegene, im Hypothekenbuche des hiefigen Kö— 
niglichen Stadtgerichts, Vol. XVL Nr. 1115. verzeichnete Wohnhaus nebit Zubehör, 
it nad) dem am 14. November 1811 ab intestato erfolgten Ableben des Peter N, 
auf deffen Wittwe und zwei majorenne Söhne vererbt worden. Bon diefen Söh— 
nen ftarb am 10, October 1816 der Gutsbefiger Auguft Ferdinand N, und binters 
ließ drei minorenne Kinder, auf welhe der Hausantheil ihres Vaters (4) zu gleichen 
heilen vererbt ward, fo daß der Befigtitel bei dem Grundſtücke jegt für folgende 
Perſonen berichtigt iſt: 

1, die Wittwe N. zu 4, un 
2. den Branntweindrenner und Kaufmann Carl Friedrih N.u +, 
3 die minorennen Kinder des Auguf Ferdinand N, 

e. Auguft Ferdinand, 

b. Friederike Amalie, 

e, Friedrich Wilhelm, 

Geſchwiſter N. zu +. 

Die letztern ftehen unter unferer Curatel. 

Der ad 2. gedachte Mitbefiger Carl Friedrich beabfihtigt, das in Rede fiehende 
Grundſtück für fih allein eigenthümlich zu erwerben, womit auch die Wittwe und der 
ad hunc actum beftellte Vormund unferer Curanden einverftanden find, 

Es find bei ung Zweifel darüber entftanden, ob hier der Fall des $.578, Tit. 18, 
Thl. I. A.L. R. vorhanden fei, und das Grundſtück ohne Subhaftarion oder ohne 
Dispenfation von diefer Förmlichkeit, dem Carl Friedrich verkauft werden fünne. 

Die Majorität unferes Collegii entſcheide fih für die Zuläffigkeit des Verkaufs 
ohne Subhaftation und ohne Dispenfation aus dem Grunde: weil unfere Curanden 
in der Eigenfhaft als Neprafentanten ihres verftorbenen Vaters zu den übrigen Mit- 
befigern in dem Verhältnis als Miterben des Peter N. ftänden, folglich der Bormund 
der Bereinigung der majorennen Miterben, wonach das Grundftüc einem unter, ihnen 
allein zugefchlagen werden folle, beitreten miffe, der 8.578. eit. auch dem Ausdrude: 
„Miterben“ eine Beziehung bloß auf den Todesfall, welcher zur Einleitung der Cu— 
ratel Anlaß gegeben, nicht ausdrücklich beilege, e 

Die Minorität dagegen ift der Meinung, daß der Verkauf des Grundſtücks nur 
durch Subhaftation oder mit Dispenfation von diefer Form erfolgen dürfe, weil der 
im $. 578, eit. gebrauchte Ausdrud „, Mit: Erben“ nur das Verhältniß bezeichnen könne, 
welches durch den Tod des unmirtelbaren Erblaffers der Euranden zwifchen dies 
fen.und dem übrigen coneurrirenden Perfonen entitanden, ein ſolches Verhältniß aber 
zwoifchen unfern Curanden und den majorennen Mitbejigern des Grundſtücks nicht 
vorhanden fei. 

Bei der Erheblichkeit des Gegenitandes haben wir nicht unterlaffen wollen, Em, 
Excellenz diefe Zweifel ganz gehorfamft vorzutragen, und bitten ehrerbietigit: 

uns hochgeneigteſt generaliter zu befcheiden, wie wir in Fällen, wie der vorlie 
gende, zu 5 haben. 
Berlin, den 18. Mai 1826. Das Bormundfchafts: Gericht. 

Dem Königl. Vormundfchafts » Gericht wird auf den, wegen des ſubhaſtations— 
freien Verkaufs des zu dem Nachlaß des verfiorbenen Branntweinbrenners. Peter N. 
gehörigen Wohnhaufes nebſt Zubehör, an den majorennen Mitbefiger, Kaufmann Karl 


80 Zweiter Theil, Achtzehnter Titel. $. 580, 


Friedrich N., unterm 18,9. M. erflatteten "Bericht, bei Remiſſton ber “eingereichten 
Acten eröffnet, daß in Betreff der vorgetragenen Frage: Male ya, 
ob der im-$. 578. Tit. 18. Thl. II. des A. L. R. gedachte Fall der Concurrenz 
majorenner und minorenner Miterben, nur if dasjenige Berbältmik bezogen 
werden könne, welches durch den Tod des unmittelbaren Grblaffers der 
Euranden zwifchen diefen und dem übrigen concurrirenden Perfonen eutſtan— 


den ift 
die von der Majorität des Eollegii aufgeftellte, verneinende Anficht für die richtige 
zu achten, und alfo nad) diefer, wie überall, fo auch befonders in dem in Rede ſie— 
benden Falle, zu verfahren it. Berlin, den 9, Juni 1826. v. K. J. B. 27. ©. 277, 


5) a) Bescript ».5.&eptbr.1812, daß auch. im Falle des 8.578, allemal,eine ge 
richtliche Tare aufgenommen fein muß. 

Dem Königl, Bormundichafts: Collegio zu Stettin wird auf den, wegen nachge⸗ 
fuchter Dispenfation von der Subhaftation des den minderjährigen Nſchen Kindern 
zur Hälfte gehörigen Haufes, unter dem 27.9. M. erſtatteten Bericht, hiermit zum Be 
ſcheide ertheilt, daß, fowohl nad dem U.L.R. Thl. U. Fir. 18. 8.578. der Vormund 
die Vereinigung mehrerer majorennen Miterben, wonach ein gemeinfchaftliches Grund: 
ftüd einem Dritten aus freier Hand zugefchlagen werden foll, beitreten muß, doch 
bierbei allemal voraus gefegt wird, daß nah dem $.579.a.a.D. eine Tare vorhan— 
den fei, woran es aber hier ganz zu fehlen ſcheint, da aus dem Berichte nicht erhellet, 
zu welchem Zwede, und unter welden Umftänden und Modificationen der Werth des 
Grundſtücks in dem erwähnten Teftamente des Ueltervaters der Minderjährigen auf 
4000 Rihlr. angegeben worden if. Das Königl. Bormundfchafts: Eollegiums hat das 
ber mit Einfendung eines Ertractes diefes Teftaments hierüber nähere Grläuterung zu 
geben, die Nahholung der Taxe allenfalls zu verfügen und nad anderweitiger Be 
richtserftattung fernege Refolution zu erwarten, v. K. J. 8.1, ©, 251, 


b) f. Unh. 8.79. zu II. 1. 8. 648,, betr. bie Heberlaffung ber Nachlaßgrundſtücke an 
den liberlebenden Ehemann für ben Erwerbungöpreis bei beftehender Gütergemeinfchaft. 


c) Bescript ». 2. Juni 1834, daf bei der Erbauseinanderfegung auch Grunde 
ftücfe aud der Gütergemeinfchaft der Mutter nicht ohne vorherige gerichtliche Tare über« 
laffen werden können; f. zu II. 1. 8.648, 


6) Bescript v.16, April 1834, nebt Bericht, daß es in den Fällen der 88.576. 
und 578, Behufö der Beräuferung von Mündelgütern Feiner höhern Dispenfation von ber 
Nothwendigkeit der Subhaftation bebürfe, 

Bei der Reviſion der Alten des hiefigen Stadtgerichts habe ich gefunden,. daß 
das Kollegium in den Bormundfchaftsfahen grundfaglih ein Verfahren beobachtet 
bat, von dem es mir als zweifelhaft erfcheint, ob ich daffelbe ungerügt laffen darf, 
ohne mic verantwortlic zu machen, und daß ich daher glaube, zu Ew. Greellenz 
Kenntnis bringen zu müſſen. 

Grundjtüde, woran Minorenne participiren, können unter andern ohne Subhas 
ftation für die Tare überlaffen werden: 

1) einem majorennen Miterben, wenn dabei dem Pflegebefohlenen Vortheile ver- 

fchafft werden, die von einem Fremden nicht zu erwarten find, 
cfr. $. 576, Tit. 18. Th. Il. des A. L. R. — Refer. vom 10. Septbr. 1821, 
; Ihrb. B. 18, ©, 28.) 
un 


2) einem majorennen Miterben, oder auch einem Dritten, wenn mehrere majorenne 
Intereſſenten darüber einig find. 
cfr. $. 578 und 579.1. e. 

In beiden Fällen hat das Kollegium es nicht für nöthig gehalten, die Dispenfar 
tion von der Subhaftation bei der vorgefegten Behörde nadhzufuchen, fondern die ab» 
gefchloffenen Erbrezeffe, wenn es die darin enthaltenen Beltimmungen nad) vorgängi- 

er Prüfung den Kuranden vortheilhaft gefunden, ohne Weiteres von Obervormund⸗ 
hafıswegen genehmigt, und demnächſt auf den Grund derfelben die erforderlichen 
Eintragungen in das Hypothekenbuch bewirkt. 

Diefes Verfahren ift den VBorfhriften des A.L. R. gemäß. Daffelbe bezeichnet 
in den $%.569-583. Tit. 18. Thl. IL genau die Fälle, im welchen die Güter der 
Hflegebefohlenen ohne Subhaftation veräußert werden fünnen, verordnet im $.585., 
—* außer dieſen Fällen die Veräußerung nichtig ſei, und fügt demnächſt im $. 586, 

inzu: er 
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daß wenn etwa außerordentliche Fälle vorkommen, mo den: Pflegebefohlenen 
bei einem Verkaufe aus freier Hand offenbare Vortheile, die bei einer gericht- 
lichen Subhaftarion nicht. zu erwarten ftehen, verihafft werden fünnen, das 
— — von der Nothwendigkeit der Subhaſtation zu dispenſiren 
efugt fein foll, 

Die Verbindung der $$. 585 und 586. fcheint es mir außer Zweifel zu feßen, 
daß es in den, $8.569-583. fpeciell bezeichneten Fällen zur fubhaftationsfreien Ver— 
äußerung der Pupillengürgr Feiner Anfrage bei der vorgefegten Inſtanz bedarf, eine 
folche vielmehr nur dann erforderlich ift, wenn außer diefen Fallen eine ſubhaſta⸗ 
tionsfreie Veräußerung erfolgen fol. Die Allerhöhfte C. O. vom 10. November 
1830. (8. ©. ©. 144.), welde die Befugniß zur Dispenfation von der Nothwendig- 
feit der Subhaftation in den bei den Untergerichten fchwebenden Bormundfchaftsja- 
hen den Pupillentollegien der O. L. Ger. überträgt, beftätigt diefe Annahme, indem 
darin ausdrüdlih auf den $. 586, Tit. 18. Thi. IL des A. L. R. Bezug genom⸗ 


men: ift. ; 

Gleichwohl verlangt das Refeript vom 23. März 1816 (Ihrb. B.7. S. 10,), daß 
in dem oben sub 1. erwähnten Falle von dem Untergetichten jedesmal bei der vorge⸗ 
festen Behörde angefragt werden foll, und es fcheint eine folhe Anfrage nad dem 
Referipte vom 5. September 1812 (Ihrb. B.1. ©. 251.), aud in dem zweiten Falle 
verlangt zu werden, wiewohl das Reſcript vom 9, Juni 1826 (Ihrb. B. 27. S. 277.) 
für das Gegentheil fpricht. 

Um nun zu verhindern, daß bei den vom Kollegio bearbeiteten Vormundfchafts. 
fahen Fehlgriffe gefchehen, erlaube ih mir, Em. Ercellenz unterthänigft zu bitten: 

mich od eneigft zu befcheiden, ob zur fubhaftationsfreien Veräußerung unbe 
weglicher Güter der Pflegebefohlenen in den a ber $$. 576 und 578. Tit. 18. 
Thl. U. des A.L. R. bei Untergerihten die Genehmigung der vorgefegten Bes 
börde erforderlich ift, oder ob bie Untergerichte die Veräußerung. felbfiftändig 
genehmigen können. 

Sollten Ew. Ercellenz fih für die erſte Alternative entfheiden; fo würde es mit 
unendlihen Schwierigkeiten verknüpft fein, den zum fubhaftationsfreien Verkauf der 
erbfchaftlihen Grundſtücke erforderlich gewefenen Konfens des Königl. Kurmärk. 
Pupillenkollegii in allen Furrenten Bormundfchaftsfahen noch jegt einzuholen, Sch 
bitte deshalb ferner ganz gehorfamft: 

gnädigft zu genehmigen, daß es Hinfichts der Vergangenheit bei dem vom Kol. 
legie beobachteten Verfahren fein Bewenden behalten Tann. 
Berlin, den 12, April 1834, - 


Auf Ihren Bericht vom 12. d. M. 
betreffend den ſubhaſtationsfreien Verkauf erbſchaftlicher Grundſtücke, 
wird Ihnen eröffnet, daß es in den Fällen des $. 576 und 578. Tit. 18. Thl. IL des 
A. L. R., und überall, wo fhon das Gefeg von der Norhmwendigkeit einer Subhafta. 
tion bei der Beräußerung von Pupillargrunditüden dispenfirt, feiner Dispenfation 
von Seiten des Zuftigminifters bedarf. Die Referipte vom 23. März 1816 und vom 
5. September 1812 haben auch gar nicht die Abficht gehabt, diefe Vorſchriften abzuän- 
dern. Das Nefeript vom 23. März 1816 bezieht fich lediglich auf die Frage: 
- wann anzunehmen fei, daß dem Vflegebefohlenen Bortheile angeboten werben, 
die er von einem Fremden nicht zu erwarten habe? 
und hat die Entfcheidung. biefer Frage in jedem einzelnen Falle, in dem das Bor 
erh a anfragen zu müffen glaubt, an die vorgefegte Behörde 
verwieſen. 
Das Reſcript vom 5. September 1812 ſpricht nur die Nothwendigkeit einer 
Taxe im Falle des 8.578. aus. | 
In diefer Art find diefe Neferipte mit den $$. 576 und 578, Pu gu ——— 
v. K. J. 


- 


8.581. Sollte sich in der Folge finden, dass der Uebernehmer des 
Guts den übrigen Interessenten, ausser dem gebotenen Preise, noch 
gewisse Nebenvortheile heimlich zugestanden habe: so muss er den 
Pflegebefohlnen das Doppelte von dem Betrage desjenigen, was der am 
meisten begünstigte Mitinteressent an solchen Nebenvortheilen erhal- ; 
ten hat, vergüten. " 

8. 582. Ist er dazu ıficht vermögend: so werden die übrigen Interes- 


MannEfopff Alg. Landrecht VIL 6 


82 Zweiter Theil. Achtzehnter Titel $.583- 


senten solcher mit dem Schaden der Pflegebefohlnen sich verschafften 
Nebenvortheile zu deren Besten verlustig. 

8.583. Hat der Erblasser selbst einen Preis des Grundstücks be- 
stimmt: so darf der Vormund ein minderes Gebot niemals annehmen, 
so oft die Veräusserung des blossen Nutzens wegen geschehen soll. 

8.584. Nothwendige Veräusserungen können durch eine von dem 
Erblasser geschehene Bestimmung des Preises nicht aufgehalten werden. 

8.585. Ausser den $. 569-583. bestimmten Fällen, ist die Veräusse- 
rung unbeweglicher Güter der Pflegebefohluen, wenn sie ohne Sub- 
hastation geschehen, nichtig. 


Bescript v.6.Zuli 1819, daß zur Veräuflerung von Grunbftüden der noch uns 
ter väterlicher Gewalt ftehenden Minderjährigen die Subhaftation nicht erforderlich ſei; 
f. u 11.1.8. 173, 

$. 586. Sollten jedoch ausserordentliche Fälle vorkommen, wo den 
Pflegebefohlnen bei einem Verkaufe aus freier Hand offenbare Vor- 
theile, die bei einer gerichtlichen Subhastation nicht zu erwarten stan- 
den, verschafft werden könnten: so soll das Justizdepartement, auf den 
Antrag des vormundschaftlichen Gerichts, nach gehörig geprüfter Sa- 
che, von der Nothwendigkeit einer Subhastation zu dispensiren berech- 
tigt sein. 


1) a) C. ©. v.23.Septbr. 1812. und Declaration v.7.%chr. 1935, betr. die ers 
mweiterte Befugnif bed Juftisminifterd zur Bewilligung des aufergerichtlichen Berkaufs ber 
Srundſtücke ber Pflegebefohlnen. 

Auf Ihren Antrag vom 17. Auguſt d. J. genehmige Jh und autorifire Ich Sie, 
daß bei den Veräußerungen der Grundſtücke der Pflegebefohlnen, nach Ihren An« 
werfungen zwar mit fteter Hinſicht auf die beflebenden Geſetze, doch mit billiger 
Grmäßigung ihrer Anwendung nad den befondern Kmftänden” der Zeit und der 
Rokalverhältniffe zu verfahren ift, und daß es befonders Ihrem pflichtmäfigen Er« 
mefjen überlaffen bleibt, auf die Anträge der vormundichaftlichen Wehörden, um 
Dispenfation von der gerichtlichen Subhaftation, ohne ſich ftreng an den Maeßſiab 
des die Taxe um ein Viertel überſteigenden Gebots zu binden, zu verfügen, und 
den Verkauf mit der Dispenſation von der Subhaſtation in allen Fällen zu bewil« 
ligen,, in welchen, nady dem, mit Gründen unterftügten Dafürhalten der Bormün. 
der und fonftigen Intereffenten, fo wie der vormundfchaftlichen Gerichte und Pu 
pillenkollegien, und nach Ihrer eigenen, auf forgfältige Prüfung und Erwägung 
gegründeten Heberzeugung , das wahre Beſte der Pflegebefohlnen nicht ya 
fondern befördert wird. Berlin, den 23. September 1812, G. S. S 


Auf Ihren Bericht vom 14. v. M. über die Anwendung Meiner Hidre vom 
23. September 1812 bei Veräußerung bes Grundeigentbums der Pflegebefohlnen 
will Ich nad Ihrem Antrage beftimmen: daß die dem Juſtizminiſter ertheilte Er⸗ 
mãchtigung zur Bewilligung des außergerichtlichen Verlaufs Itegender Gründe ber 
Dflegebefohlnen und zur Dispenfation von der fonft in der Regel nothwendigen 
öffentlichen Subhbaftation ſich auch auf den Fall erfirede, wenn das Gebot zwar 

unter der Taxe ift, jedoch nach dem pflichtmäßigen Gutachten und Ermeſſen der 
Intereſſenten und der vormundfchaftlichen Behörde das wahre Beſte der Pflegebe⸗ 
fohlnen durch den außergerichtlihen Verkauf nicht gefährdet, vielmehr befördert 
wird, Berlin, ben 7. Februar 1835. G. S. S. 17. 


b) C. O.v. 10. Novbr. 1830, betr. die Befugnifi ber Bupillencollegien zur Dispen« 
fation von der Nothwendigkeit ber Subhafation unbeweglicher Güter der Plegebefohlnen, 
Auf Ihren Bericht vom 16.0. M. will Ich die nach $. 586. Tit. 18. Th. IT. 
des A.L.R. und Meiner Ordre vom 23. September 1812 dem Auftizminifter zus 
ftebende Befugniß zur Dispenfation von der Nothwendigkeit der Subhaftation bei 
Veräußerung unbsweglicher Güter der Pflegebefohlnen, in allen bei den Unterge⸗ 
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richten ſchwebenden Bormundfchaftsfachen den Bupillen » Kollegien der Oberlandes- 
gerichte und im Großherzogthume Pofen, dem dortigen Ober» Appellationsgerichte, 
übertragen. ‘ G. S. ©. 144. 

2) Bescript v. 24. Yuguft 1816, daf bei dem Verkaufe eined Mündelgutd ohne Sub⸗ 
haftation allemal eine Zare aufgenommen fein muß. 

Der von dem Königl. Kurmärkifhen Pupillen: Eollegio in dem Berichte vom 13. 
d.M., wegen der Genehmigung des aufergerichtlichen Verkaufs ohne Tare des zur 
Derlaffenfhaftsmaffe des veritorbenen Krieges: und Domainenraths N. gehörenden 
Grundſtücks zu N, gethane Antrag, ift in den Geſetzen nicht gegründet, und da die 
Referenten folhes felbit einräumen, fo ift nicht abzufehen, wie das Collegium deffen 
ungeachtet auf die Ertheilung der Dispenfation von der Nothwendigkeit der Sub 
baftation hat antragen konnen. Nach Vorjchrift des UL. N. Thl. IL. Tit. 18. $. 586. 
und der C. D. von 23, April 1812 kann der Juſtiz-Miniſter zwar, von der Noths 
wendigfeit der Subhajtation dispenfiren, es müſſen aber auch alsdann bei dem Ber- 
Faufe aus freier Hand dem Pflegebefohlenen VBortheile zumachen, die bei der Sub» 
haftation micht zu erwarten fichen. Im vorliegenden Falle kennt das Königl. Kur⸗ 
auärkiſche Pupillen: Collegium weder mit Genauigkeit den Nealjchulden: Zuftand des 
Haufes, nod den dermaligen Werth deifelben, indem eine Taxe gar nicht aufgenoms 
men iſt. Cs läßt ſich alſo auch zwifchen diefem und den Realfhulden keine Balance 
sieben, ja felbft nicht abfehen, wie nad diefem Berichte die Nſchen Erben als ein 
getragene Gläubiger angenommen werden können, da der Befipritel für den N. noch 

gar nicht berichtigt ift, vorausgefegt, daß bier von einer Eintragung nad den Be- 
geiffen ‚unferer H. O. die Rede if. Insbeſondere ift aber nicht abzufehen, welcher 

oribeil den Minorennen durch diefen Verkauf aus freier Hand zuwachſen foll, 
da die 500 Rthlr., welche der Kaufmann N. zahlen will, die große Infufficienz nicht 
alteriren, in welcher der Allodial-Nachlaß zurücgeblieben ift, und die Minorennen 
dadurd noch nicht würden in den Stand gefegt werben, fih pure für Erben zu 
erklären. Als Beneficial- Erben aber vor NRegulirung des Schuldenwefens ein Im: 
mobile ohne Vorwiſſen der Gläubiger verfaufen zu wollen, wird das ie Pur 
pillen » Collegium wohl felbft nicht fo unbedenklich finden, befonders wenn dies auf 
einem Wege gefchehen fol, welcher nicht fireng mit den Vorſchriften der Gefehe bar- 
monitt. v. K. J. B. 8. ©.9. 

8.587. Der Käufer eines Pupillengutes, bei dessen Subhastation die 
gesetzlich nothwendigen Förmlichkeiten beobachtet ; oder dem das Gut 
in einem der vorstehend bestimmten Fälle, ($. 569-586.) unter Genehmi- 
gung der Behörde aus freier Hand zugeschlagen worden, erlangt ein un- 
widerrufliches Eigenthum; wenn gleich bei Beurtheilung der Nothwen- 
digkeit oder Nützlichkeit der Veräusserung, bei Aufnehmung der Taxe, 
oder sonst, von dem Vormunde oder vormundschaftlichen Gerichte ge- 
fehlt worden. 

8.588. Vielmehr bleibt alsdann dem Pflegebefohlnen, wegen des 
durch eine solche Veräusserung erlittenen Schadens, nur der Regress 
an den oder diejenigen, welchen, nach Maassgabe eines von ihnen zu 
vertretenden Versehens, die Schuld davon zur Last fällt, nach den oben 
bestimmten Grundsätzen vorbehalten. 


8.589. Ist aber die Veräusserung nach Vorschrift $. 585. nichtig: so 
ist der gewesene Pflegebefohlne, gegen Zurücknahme des Guts, dem 
Uebernehmer das von ihm gezahlte Kaufgeld nur so weit, als dasselbe 
in den Nutzen des Pflegebefohlnen wirklich verwendet worden, zu er- 
statten verbunden. | 

8.590. Wie es wegen der Nutzungen, Verbesserungen und Ver- 
schlimmerungen zu halten sei, hängt davon ab: in wie fern derjenige, 
welcher das Gut an den Pflegebefohlnen zurückgeben muss, nach all- 
gemeinen Grundsätzen für einen redlichen oder unredlichen Besitzer 
zu achten ist. 


6* 
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8.591. Wegen des dem Pflegebefohlnen aus der Veräusserung er- 
wachsenen Schadens, den er von dem Besitzer nicht erlangen kann, 
bleiben demselben seine Rechte gegen den, welcher an der nichtigen 
Veräusserung Schuld ist, vorbehalten. . 

8.592. Die Verhältnisse zwischen dem Inhaber der Sache, welcher 
sie zurückgeben muss, und dem Vormunde, durch welchen die Ver- 
äusserung geschehen ist, sind nach den allgemeinen Vorschriften von 
Schadensersatz und von Gewährsleistungen zu beurtheilen. 

8.593. Das Recht des Pflegebefohlnen, die nichtig geschehene Ver- 
äusserung zu widerrufen, geht verloren, wenn er dieselbe, nachdem er 
der Vormundschaft entlassen worden, ausdrücklich oder stillschweigend 
genehmigt hat. 

8.594. Für eine stillschweigende Genehmigung ist besonders zu ach- 
ten, wenn der Pflegebefohlne die Bezahlung der rückständigen Kauf- 
gelder annimmt, oder wenn er die verkaufte Sache von dem Besitzer 
pachtet. 

$.595. Ferner, wenn er die durch einen lästigen Vertrag veräusserte 
Sache, binnen Zehn Jahren nach aufgehobener Vormundschaft, nicht 
zurück fordert. 

$.596. Dass der Pflegebefohlne des veräussernden Vormundes Erbe 
geworden, schliesst ihn von der Rückforderung nicht aus, sondern ver- 
pflichtet ihn nur zur Schadloshaltung gegen den Uebernehmer so weit, 
als der Erblasser dazu verbunden war. 

wegen des Ankaufes der "Grundstücke; 

8.597. Das Vermögen des Pflegebefohlnen kann auch zum Ankaufe 
unbeweglieher Güter verwendet werden. 

8.598. Doch ist dabei eine vorzüglich sorgfältige Prüfung der durch 
dergleichen Ankauf dem Pflegebefohlnen zu verschaffenden Vortheile, 
sowohl von Seifen des Vormundes, als des vormundschaftlichen Ge- 
richts, erforderlich. Ä 

8. 599. Eine sichere zinsbare Unterbringung der Gelder des Pflege- 
befohlnen ist dem Ankaufe von Grundstücken vorzuziehen, wenn nicht 
von letzterem besondere Vortheile mit überwiegender Wahrscheinlich- 
keit zu hoffen sind. 

“ 7) wegen Ankaufung von Leibrenten und Pensionen; 
‘8.600. Wenn der Vormund einer verheiratheten Frauensperson, 
mit Genehmigung des Vormundschaftsamtes, rathsam findet, derselben 
eine Pension aus einer öffentlich angeordneten Wittwenverpflegungs- 
anstalt zu versichern; so muss ihr Ehemann sich die Leistung des Bei- 
trages aus den Einkünften ihres Vermögens gefallen lassen. 

8.601. Kann und will er aber der Ehefrau eine gleich gute und si- 
chere Versorgung auf andere Art anweisen: so muss der Vormund von 
seinem Vorhaben abstehen. 

8) wegen zu übernehmender Pachtungen; 

8.602. Pachtungen zu übernehmen, und eine Handlung anzufangen, 
soll keinem Pflegebefohlnen gestattet werden. 

8. 603. Ist der Vater während des Laufes einer Pachtzeit verstor- 
ben: so darf der Vormund seiner hinterlassenen Erben die Pacht in 


der Regel nicht länger fortsetzen, als er dazu nach dem Inhalte des 


'Contracts, oder nach Vorschrift der Gesetze verpflichtet ist. (Th. 1. 
Tit. 21. $. 366. sqgq.) | | 
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8. 604. Findet der Vormund eine fortzuführende, oder auch eine 
neu einzugehende Pachtung vortheilhaft; und hat der zu Geschäften 
dieser Art erzogene Pflegebefohlne das Zwanzigste Jahr zurückgelegt: 
so kann dadurch der Antrag auf Majorennitätserklärung begründet 
werden. | Ä * 

8) wegen einer anzulegenden oder fortzusetsenden Kaufmannshandlung. 

8.605. Das Vermögen der Pflegebefohlnen soll zur Anlegung einer 
neuen Handlung nicht verwendet werden. —— 

8.606. Ist eine schon. errichtete Handlung von dem Erblasser auf 
den Pflegebefohlnen gediehen: so muss, zur Besorgung der dahin ein- 
schlagenden Angelegenheiten, ein handlungskundiger Vormund bestellt 
werden. Ä 

8. 607. Ob diesem Vormunde noch ein sachkundiger Beistand zu-. 
zuordnen sei, bleibt nach der Beschaffenheit und dem Umfange der 
Handlung, und nach Bewandniss der übrigen Umstände, dem Ermessen 
des vormundschaftlichen Gerichts überlassen, A 

8. 608. Ist eine Mutter vorhanden, welche selbst dem Handlungsge- 
schäfte vorzustehen fähig und geneigt ist: so bedarf es, ausser dem sach- 
kundigen Vormunde, keines weitern Beistandes. 

8.609. Zu dergleichen Vormündern und Beiständen darf das Gericht 
keine solche Personen wählen, von denen ein Missbrauch der Hand- 
lungsgeheimnisse des Pflegebefohlnen zu befürchten wäre. 

$ 610. Sind taugliche Subjecte unter den Verwandten des Pflege- 
befohlnen anzutreffen: so müssen dieselben Fremden vorgezogen 
werden. 

8.611. Auch die Beistände müssen, zur gewissenhaften Wahrneh- 
mung des Bestens der Pflegebefohlnen in ihren Handlungsangelegenhei- 
ten, feierlich verpflichtet werden. 

8.612. Hat der Erblasser die Fortsetzung der Handlung ausdrück- 
lich verordnet: so muss seinem Willen in allen Stücken so —— nach- 

elebt werden, als nicht neue Umstände, welche die Fortsetzung für 
den Pflegebefohlnen bedenklich machen, zum Vorschein kommen. 

8.613. Hat der Erblasser den Pflegebefehlnen nur den ihnen schul. 
digen Pflichttheil hinterlassen : so sind der Vormund und das Gericht 
an seine Disposition wegen Fortsetzung der Handlung nicht gebunden. 

8.614. Hat der Erblasser die Aufhebung der Handlung verordnet: 
so muss seinem Willen in allen Fällen Folge geleistet werden. 

8.615. Hat der Erblasser über die Fortsetzung oder Aufhebung der 
Handlung nicht verfügt: so muss das Vormundschaftsamt Einen oder 
Zwei Sachverständige ernennen, und besonders verpflichten, welche 
mit Zuziehung des Vormundes und Eines oder Zweier der nächsten 
am Orte oder in der Provinz befindlichen Verwandten, die Umstände 
genau prüfen, und ihr Gutachten: ob die Handlung fortzusetzen oder 
aufzuheben sei, abgeben müssen. i 

$. 616." Beider Auswahl dieser Sachverständigen muss der Richter die 
Vorschrift des $. 609. beobachten. | 

8.617. Bei der Prüfung muss sowohl auf den Zustand und die Ver- 
fassung der Handlung selbst, als auf das Alter und die Fähigkeiten des 
Pflegebefohlnen, je nachdem vermöge derselben nähere oder entfern- 
tere oder gar keine Aussichten, dass er die Handlung künftig werde 
übernehmen können, vorhanden sind, Rücksicht genommen werden. 
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‘8.618. Auch die Eigenschaften, Zuverlässigkeit, und übrigen Um- 
stände derjenigen Person, welche im Falle einer Fortsetzung den Ge- 
echäften vorstehen würde, sind dabei in Betrachtung zu ziehen. 

8.619. Stimmen die Sachkundigen und der Vormund in ihren Gut- 
achten überein: so dient dieses Gutachten dem Vormundschaftsamte 
lediglich zur Richtschnur. 

8.620. Sind aber die Meinungen der Sachkundigen und der Ver- 
wandten verschieden: so müssen andere Sachkundige ernannt, und es 
muss, mit deren Zuziehung, die Prüfung von dem Vormunde und den 
Verwandten wiederholt werden. 

8.621. Treten diese neuen Sachkundigen dem vorigen bei: so giebt 
die Meinung des Vormundes den Ausschlag. 

8. 622. Stimmen aber die neuen Sachkundigen mit den Verwandten 
tiberein: so muss die Sache nach dem Antrage der leiztern entschieden 
werden. 

8.623. Wenn auch hiernach die Fortsetzung der Handlung beschlos- 
sen worden: so kann doch dieselbe zu allen Zeiten wieder aufgehoben 
werden, sobald aus der jährlich einzureichenden Balance sich ergiebt, 
dass Schaden dabei herauskomme ; und nicht etwa, nach dem Gutach- 
ten des Vormundes und seines Beistandes, ein‘denselben tberwiegen- 
der Vortheil in der Folge mit einem vorzüglichen Grade von Wahr- 
scheinlichkeit zu erwarten ist. 


8. 624. Die Fortsetzung der Handlung geschieht durch einen Dispo- 
nenten, unter Aufsicht des Vormundes. 

8.625. Hat der Erblasser einen Disponenten zur Fortsetzung der 
Handlung ausdrücklich ernannt: so muss derselbe beibehalten, und nicht 
ohne die erheblichsten Gründe verändert werden. 

8.626. Ausser diesem Falle muss der Vormund, wegen Beibehaltung 
der bisherigen oder Bestellung’ eines neuen Disponenten, dem vormund- 
schaftlichen Gerichte pflichtmässige Vorschläge machen. 

8.627. Der Vormund muss durch fleissige Revision der Bücher, und 
Nachsehung der Correspondenz, von dem redlichen, ordentlichen, und 
vorsichtigen Betriebe des Disponenten sich überzeugen. 

8.628. Bei besonders wichtigen und bedenklichen Vorfällen muss 
der Vormund das Gutachten der Beistände einholen, und die Geneh- 
migung des Gerichts nachsuchen. 

8.629. Dies muss besonders geschehen, wenn die Person des Dispo- 
nenten oder der Gegenstand des Handels verändert; oder zur Erlan- 
gung eines besondern Vortheils, ein sonst bei dieser Art von Handlung 
nicht gewöhnliches Risico übernommen; oder das Handlungscapital aus 
dem übrigen Vermögen der Pflegebefohlnen verstärkt werden soll. 

8.630. Credit zu geben und zu nehmen, ist der Disponent in so weit 
ohne Rückfrage berechtigt, als es zum ordinairen Betriebe der Hand- 
Jung gehört, und aus dem in der Handlung steckenden Capitale bestrit- 
ten werden kann. 

8. 631. Sollen aber fremde Capitalien zum Behufe des Handlungs- 
verkehrs aufgenommen werden: so muss der Disponent mit dem Vor- 
munde und dessen Beistande Rücksprache nehmen. 

$. 632. Ist keine Gefahr im Verzuge; so muss zuvörderst die Appro- 
bation des Gerichts eingeholt; sonst aber demselben von dem aufge- 
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nommenen Darlehne Anzeige gemacht; und in einem, so wie m dem 
andern Falle, die Nützlichkeit der Verwendung, nebst der Art und Zeit 
der Wiederbezahlung nachgewiesen werden. | 

8.633. Soll die Handlung nicht fortgesetzt werden: so muss der 
Vormund sich Mühe geben, Jemanden auszumitteln, der dieselbe im 
Ganzen, unter möglichst vortheilhaften Bedingungen für den Pflegebe- 
fohlnen übernehme. Ä 

8.634. Die Uebernehmung muss auf den Grund eines vollständigen 
Handlungsinventarii geschehen; und sowohl die Waaren, als die aus- 
stehenden Schulden, müssen durch die vereideten Sachverständigen 
gewürdigt werden. 

$. 635. Sonst bedarf es zu einer solchen Ueberlassung, ausser der 
obervormundschaftlichen Approbation, keiner Solennitäten. 

8.636. Auch Grundstücke, die mit der Handlung untrennbar verbun- 
den sind, können einem solchen Uebernehmer ohne förmliche Subhas- 
tation zugeschlagen werden. 

$. 637. Findet sich kein tauglicher Uebernehmer der Handlung im 
Ganzen: so muss der stückweise Verkauf der Waären, und die Ein- 
‘ ziehung der Schulden, durch den Disponenten unter Aufsicht des Vor- 
mundes besorgt werden. 

8.638. Dabei ist überall nach kaufmännischer Handlungsweise zu 
verfahren; und neue Geschäfte dürfen nur in so fern, als ohne selbige 
die Beendigung der alten entweder gar nicht, oder nur mit erheblichem 
Schaden des Pflegebefohlnen zu bewirken sein würde, unternommen 
werden. Ä | 

8.639. Hat der Erblasser der Pflegebefohlnen zur Zeit seines Able- 
bens mit einem Andern in einer Handlungsgesellschaft gestanden: so 
bestimmen der Inhalt seiner letztwilligen Verordnung, die Vorschriften 
des Contracts, und in deren Ermangelung die Gesetze: ob und wie 
eine solche Compagniehandlung fortgesetzt oder aufgehoben wer- 
den müsse, 

8.640. Hängt die Fortsetzung oder Aufhebung von dem freien Ent- 
schlusse des Vormundes und vormundschaftlichen Gerichts ab: so müs- 
sen diese nach den Vorschriften $. 617. sgg. sich achten. 

8.641. So weit durch rechtsbeständige Verabredungen, oder Ver 
ordnungen des Erblassers, der Verl von der Einmischung in die 
fertzusetzende Societätshandlung nicht ausgeschlossen ist, hat er dabei 
eben die $. 627. sqq. ihm beigelegten Rechte und Pflichten. 

8.642. Eben so muss der die Handlung fortsetzende Gesellschafter, 
in Rücksicht auf den Vormund und das Gericht, dasjenige beobachten, 
was $. 628-632. dem Disponenten vorgeschrieben ist. 


10) wegen einer dem Pflegebefohlnen zufallenden Erbschaft. 

$. 643. Erbschaften, welche dem Pflegebefoblnen während des Lau- 
fes der Vormundschaft zufallen, kann der Vormund ohne besondere 
Approbation, jedoch nur mit dem Vorbehalte der Rechtswohlthat des 
Inventarii, antreten. | 

8.644. Soll eine Erbschaft ausdrücklich ohne Vorbehalt angetreten, 
oder ausdrücklich abgelehnt werden: so ist dazu die Approbation des 
vormundschaftlichen Gerichts nothwendig. | 


Anh, 8.165. Wird von der Mutter, als Vormünderin ihrer Kin- 
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der, die obervormundschaftliche Genehmigung zur Antretu 
der Erbschaft, ohne Vorbehalt der Rechtswohlthat des In- 
ventarü nachgesucht: so muss nach den Umständen der 
damit verknüpften Gefahr geprüft, und dabei näher erwo- 
en werden: ob nicht eine solche Vormünderin sich zur 
Vertretung dieser Gefahr aus eigenen Mitteln verpflichten 
müsste, und welche Sicherheit diese ihre Verpflichtung, wenn 
sie unter Beobachtung der bei Bürgschaften vorgeschriebe- 
nen gesetzlichen Form geschiehet, gewähren könne. 


Bescript v. 18. April 1797, betr. bie Untretung einer Erbfchaft für die Curan⸗ 
den ohne Vorbehalt ber Nechtöwohlthat bed Inventarii, 


Eure ganze Anfrage v. 3. d. M. beruhet auf einem Mißverftande. Der $. 390, 
Tit. IX. Part. 1. des A.L. R. redet von Erklärungen wegen Antrerung oder Entfagung 
einer Erbfchaft überhaupt, und verordnet gemeraliter, daß dergleihen Erklärungen, 
- wenn der Erbe unter Bormundfchaft fieht, von dem Vormunde oder Eurator abge 
geben werden follen. Damit fteht es aljo in feinem Widerfpruche, wenn der $. 643, 
it XVII Part. IL verordnet, daß ein Bormund diefe Erklärung de regula nur unter 
‚Borbehalt abgeben folle. Es werden alfo auch Mutter, wenn fie ihren minorennen 
‚Kindern zu VBormünderinnen beftellt find, die väterliche, oder jede andere den Kindern 
zugefallene Erbſchaft nur cum beneficio antreten können. Finder fih ein Fall der 
Ausnahme; will eine ſolche Bormünderin die Erbfchaft pure antreten, und meldet fie fich 
dazu im Gefolge $. 644. um die, obervormundfchaftlihe Approbation; fo wird es de 
casu in casum Cure Sade, als vormundfcaftlihen Gerichts, fein, nad den ange» 
führten Umftänden und Gründen zu beurtheilen, ob diefe Approbation ertheilt werben 
könne; und es, wenn Ihr foldhes zu Gurer, der Guranden oder der Greditorum 
Sicherheit nöthig findet, zur Bedingung diefer Approbation zu machen, daß eine ſolche 
Bormünderin die eventuelle Vertretung einer ſich findenden Infufficienz ex propriüs 
übernehme, und diefe Uebernahme unter Beobachtung der bei —45 vorgeſchrie⸗ 
benen geſetzlichen Form von ihr leiſten zu laſſen. N.C.C.T.X. ©. 1091. 
$. 645. In jedem Falle muss der Vormund dergleichen Anfall dem 
Gerichte sofort anzeigen, und hiernächst demselben das aufgenommene 
Inventarium vorlegen. 

8.646. Wegen Ausmittelung, Regulirung, Sicherstellung, und Ver- 
waltung einer solchen Erbschaft, ingleichen wegen Bezahlung der Schul- 
den, finden alle wegen des ursprünglichen Vermögens der Pflegebe- 
fohlnen in dem gegenwärtigen Abschnitte ertheilten Vorschriften An- 
wendung, 

Rechnungslegung des Vormundes. 

8.647. Jeder verwaltende Vormund ist von seiner Verwaltung all- 
jährig Rechnung abzulegen, und dieselbe spätestens innerhalb Dreier 
Monate, nach dem Ablaufe des Rechnungsjahres, bei dem vormundschaft- 
lichen Gerichte einzureichen verbunden. 

8.648. Wenn mehrere Vormünder gemeinschaftlich administrirt ha- 
ben: so muss von ihnen gemeinschaftlich Rechnung gelegt werden; wenn 
sie auch die Verwaltung durch ein Privatabkommen unter sich getheilt 
hätten. 

8.649. Ist Einem von ihnen nur ein gewisses Fach der Administra- 
tion von dem Erblasser, oder von dem Richter angewiesen: so ist er 
auch nur darüber Rechnung zu legen verbunden. 

8.650. Ist zwar die Verwaltung unter mehrere Vormünder getheilt; 
Einem aber die Hauptdirection übertragen: so muss dieser aus den 
Specialrechnungen der Nebenvormünder die Hauptrechnung formiren, 
und einreichen. 
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8.651. Bei geringern Vormüundschaften kann, wenn die Rechnung 
des ersten Jahres gelegt und abgenommen ist, der Termin für die fol- 
genden auf Zwei bis Drei Jahre bestimmt werden. 

8. 652. Sind die Einkünfte des Vermögens der Mutter, ‘oder einem 
Dritten, oder auch dem Vormunde selbst, gegen die Erziehungs - und 
Verpflegungskosten, in Pausch und Bogen überlassen: so vertritt ein 
alljährig beizubringender Nachweis von der Substanz des Vermögens 
die Stelle der Rechnung. J | 


8.653. Bei Handlungen dient die alljährig durch einen vereideten 
Buchhalter aus den Büchern gezogene, und von dem Vormunde, nach 
vorhergegangener Revision, als richtig attestirte Balance statt der 
Rechnung. | ae ar, | ee 

8.654. Dergleichen Balance muss von dem Richter eben so verwahrt 
werden, wie in Ansehung des Inventarii verordnet ist. 

8.655. Das Inventarium, oder, Verzeichniss, nach welchem dem 
Vormunde das Vermögen übergeben worden, ist die. Grundlage der 
Rechnung. 


S. 656. Nach Anleitung ‚desselben, und des etwanigen Theilungsre- 
cesses, muss bei jeder Rechnungslegung der Zustand des Vermögens; 
wie er sich am Anfange und beim Abschlusse der Rechnung verhalten 
hat, nachgewiesen werden. Ä 


8.657. Die Rechnung muss ein vollständiges Verzeichniss aller in 
dem Rechnungsjahre vorgefallenen Einnahmen und Ausgaben enthalten. 


- 8.658. Auch die auf unmittelbaren Befehl des Gerichts erfolgten, 
oder durch das Depositum desselben gegangenen Einnahmen und Aus- 
gaben, müssen in der Rechnung mit angeführt werden. 


8.659. Das Gericht muss daher dem Vormunde von dergleichen 
Zahlungen die erforderlichen Nachrichten und Extracte in Zeiten mit- 
theilen. | 

$. 660. Die Richtigkeit der Einnahme und Ausgabe muss durch Be- 
läge, Quittungen, oder andere Bescheinigungen nothdürftig nachgewie- 
sen werden. | 

8. 661. Ueberhaupt hat der administrirende Vormund, bei Führung 
und Ablegung der Rechnung, alles zu beobachten, was dabei einem Ver- 
walter fremder Güter vorgeschrieben ist. (Th. 1. Tit. 14. Abschn. 2.) 


$. 662. Das vormundschaftliche Gericht ist schuldig, den Vormund 
zur Rechnungslegung von Amts wegen anzuhalten, und die gelegte 
Rechnung sorgfältig zu prüfen. 

8. 663. Diese Prüfung muss sowohl auf die Richtigkeit der Rechnung 
nach den Regeln der Rechenkunst und der Beläge; als auf den Inhalt, 
die Beschaffenheit und Nützlichkeit der vorgefallenen Geschäfte in 
Einnahme und Ausgabe, gerichtet sein. | 

8. 664. Ist.ein Ehrenvormund bestellt: so muss demselben von Ein- 
langung der Rechnung, und dem bevorstehenden Termine zu deren Ab- 
nahme, von Amts wegen Nachricht gegeben werden. | 

8. 665. Der Ehrenvormund ist berechtigt, die Rechnung nachzusehen 
und Ausstellungen dagegen zumachen. 

$. 666. Besonders ist er bei der Abnahme derselben schuldig, das 
Beste der Pflegebefohlnen zu beobachten. 
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8. 667. Für die Berichtigung der dem Vormunde gezogenen, und von 
ihm nicht gehobenen Defecte, muss der Richter von Amts wegen sorgen. 

8.668. Was wegen der Einziehung der Ueberschüsse verordnet ist, 
muss auch wegen der aus der Rechnung sich ergebenden Cassenbe- 
stände beobachtet werden. ($. 545. sqgq.) 

8. 669. In Ansehung des Cassenbestandes und solcher Defecte, de- 
ren Richtigkeit der Vormund anerkennt, kann das vormundschaftliche 
Gericht nöthigen Falls die Execution verfügen, ohne dass es darüber 
eines förmlichen Processes bedarf. 

8. 670. Steht der Vormund unter einer andern Jurisdiction: so muss 
der gehörige Richter, auf die blosse Requisition des Vormundschafts- 
amtes, die Execution in dergleichen Fällen unweigerlich vollstrecken, 

8. 671. Wie es aber zu halten sei, wenn der Vormund die gezoge- 
nen Defecte nicht anerkennen will, ist in der Brocessordnung bestimmt. 

8. 672. Ist eine Vormundschaft über mehrere Pflegebefohlne zugleich, 
die aber nicht mehr in ungetheilten Gütern leben, angeorduet: so muss 
tiber das Vermögen eines jeden derselben besondere Rechnung geführt 
und gelegt werden. 

8. 673. Sind mehrere Pflegebefohlne vorhanden, welche theils ein ge- 
meinschaftliches, theils jeder für sich ein abgesondertes Vermögen be- 
sitzen: so muss, ausser der gemeinschaftlichen, auch für jeden eine be- 
sondere Rechnung geführt und abgelegt werden. 

. 8.674. Gehört zu dem Vermögen ein in einer andern Königlichen 
Provinz gelegenes Grundstück: so muss die Wirthschaftsrechnung da- 
rüber zwar besonders geführt, und bei dem Richter der Sache abgelegt 
werden; 

8. 675. Der Vormund muss aber den, nach Abzug der Wirthschafts- 
ausgaben, sich ergebenden Ueberschuss der Gutseinkünfte in der Vor- 
mundschaftsrechnung mit aufführen, und daselbst gehörig nachweisen. 

8.676. Auch muss der Richter der Sache die abgenommene Wirth- 
schaftsrechnung dem vormundschaftlichen Gerichte zuschicken, und 
demselben von seinem Befunde bei der Revision und Abnahme Nach- 
richt geben. 

8. 677. Das vormundschaftliche Gericht ist befugt und schuldig, diese 
Rechnung nochmals zu prüfen, und mit der bei ihm gelegten Vormund- 
schaftsrechnung zu vergleichen. 

8.678. Wenn die Rechnung richtig befunden, oder die dagegen ge- 
machten Ausstellungen gehoben worden: so muss dem Vormunde eine 
schriftliche Quittung darüber ertheilt werden. 


Iu wie fern Vormlinder von der obrigkeitlichen Aufsicht entbunden werden können. 

8.679. Der vorstehend verordneten Obsorge des Staats über die 
Person und das Vermögen der Pflegebefohlnen können dieselben durch 
keine Willenserklärungen oder Verfügungen entzogen werden. 

8.680. Eine Verordnung also, dass Pflegebefohlne unbevormundet 
bleiben sollen, ist unerlaubt und nichtig. | 

8.681. Wohl aber kann der Erblasser der Pflegebefohlnen einen 
von ihm ernannten Vormund von den 8.422-678. vorgeschriebenen 
Einschränkungen der vormundschaftlichen Administration ganz oder 
zum Theil befreien. 


Wegen ber Erneunung ber Bormünber burch den Erblaffer; vergl. 8. 176. u. 177. bief. Zit. 


* 


8. 681, Ä Bermögen der wflegebefohlnen. J u)! 


Anh. 8.166. Diese Befugniss des Vaters erstreckt sich auch 
auf das Vermögen, welches den Kindern von Andern als 
von ihm, jedoch vor seinem Tode, zugefallen ist. Bei An- 
fällen, wo der Zuwender den Vater von der Administralion 
ausgeschlossen hat, kann letzterer über die Art der Verwal- 
tung auch nach seinem Tode nicht disponiren. 


Bescript o, 14, März 1796, nebft Bericht, betr. die Befugnift bed Baterd, bie 
gerichtliche Direction über die Bormundfchaft feiner Kinder au beſchränken. 
Das Stadtgeriht zu Danzig fragt in feinem abfchriftlih beiliegenden Berichte 
vom 6. d. M. in der **fchen Bormundfhaftsfache darüber an: ‚ 
ob ein Vater befugt fei, die gerichtliche Direetion der Vormundſchaft für feine 
Kinder auch in Anfehung des denfelben von Andern als ihm zugefallenen Ber 
mögens gültig auszufchließen ? | 
Die den Erblaffern im U. 2. R. Thl. I. Tit. 18. $. 681. seq. beigelegte Befugniß zur 
Befreiung der von ihnen ernannten Bormünder von den meiften Einfchränfungen der 
vormundicaftlihen Adminiftration kann zwar im Allgemeinen, nad dem Inhalte der 
88. 128. 142. 175., nur von der Verwaltung des von dem Grblaffer felbft den Pfleg- 
befohlnen zugewandten Vermögens verftanden werden; allein, da geieplie den Vätern 
in fo vielen andern Fällen ein größeres Recht zu Verordnungen, in Anfehung der 
Bormundihaft für ihre Kinder, als andern Erblaffern zufteht, infonderheit nah dem 
8.173. a.0.D. dem vom Vater ernannten Bormunde die Verwaltung des gefammten 
Vermögens des Pflegbefohlnen, es mag daffelbe von.dem Bater oder von einem ans 
dern herrühren, zufommt, und der Vater, nach der Verordnung des A.L. R. Thl. I. 
Tit. 2. $.523,, fogar das Recht zur Pupillar : Subftiturion in nfebung des feinen Kins 
dern von ihm nicht zufallenden Vermögens hat, auch die Einfhränfung diefes Sub» 
ſtitutionsrechts auf die Unmündigkeit der Kinder die analogifhe Anwendung diefer 
gefeglihen Borfchrift auf die Eingangs erwähnte Frage, in ——— der ganzen 
Vormundſchaftszeit, um deswillen nicht verhindern zu konnen ſcheint, weil ſelbige nur 
auf die Befugniß der Minderjährigen, über ihr Vermögen legtwillig felbft zu verord⸗ 
nen, ſich bezieht; fo ift die gedadte Frage, nad unferm Dafürhalten, bejahend zu 
entfcheiden. Da indeffen ung fo wenig wie dem Stadtgerichte eine ausdrüdliche ge: 
feglihe Entſcheidung derfelben befannt, der die Beranlafjung gebende Fal von Wich— 
tigkeit ift, und mehrere folhe Fälle, infonderheit in Danzig, ſich fünftig vermuthlich 
erei * werden, fo halten wir uns für verpflichtet, Ew. Koͤnigl. Majeſtät sc. anheim 
zu fielen: 
ob wir das Stadtgeriht unferer oberwähnten Meinung er beſcheiden follen ꝛc. 
Marienwerder, den 26. Februar 1796. Die Weſtpreußiſche Regierung. 


Der vor Kurzem mit Hinterlaſſung eines ſehr anſehnlichen Vermögens hierſelbſt 
verſtorbene Kaufmann ** hat in dem abſchriftlich beiliegenden gerichtlich aufgenommes 
nen Teſtamente vom 24. December v. J. et publ. den 9. Januar d. J. feinen beiden 
minorennen Kindern den biefigen Commerzienrath ** zum Vormunde beftellt, und 
ihn von aller obervormundfihaftlichen Aufſicht fo weit ausgefchloffen, als ſolches nad) 
den Gefegen nur immer zuläfiig ift. j 

Ueber die Recht: und Geſetzmäßigkeit der Entbindung des Vormundes von der 
Dberaufficht des Pupillen: Collegii giebt das A. L. R. Thl. II. Tit. 18. $. 679. seq. klare 
Maße, und es ift auch hiernad unbedenklich, daß die gerichtliche Inventur, Auseinans 
derfesung, und was dem anbängig ift, gänzlich wegfällt. 

Da aber der Teftator in dem Teſtamente felbft anführt, daß er mit feiner vor ihm 
verfiorbenen Ghegattin in Gemeinfchaft der Güter gelebt, und daß er fih nad ihrem 
Tode mit feinen Kindern noch nicht auseinandergeieht habe, mithin der Betrag des 
den Pupillen zuftehenden mütterlichen Vermögens noch gar nicht erheller, und jegt erſt 
ausgemirtelt werden foll; fo entiteht die Frage: ; 

ob ber Zeftator, vermöge der väterlihen Gewalt, berechtigt gewefen fei, die 
obervormundfchaftliche Aufiiht desjenigen erit auszjumirtelnden Vermögens aus: 
zufchließen, welches den Pupillen in dem noch ungetheilten Nachlaſſe ihrer Mutter 
zuſteht, oder nicht; und ob fich im letztern Falle jene seftamentarifhe Feitfegung 
bloß auf das väterlihe Vermögen einſchränke? 
Mir bemerken hierbei, daß zu dem ** ſchen Nachlaß eine fehr ausgebreitete Handlung 
gehört, und daß der Verſtorbeue die richterlihe Einmiſchung wahrſcheinlich aus dem 
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Hauptgrunde ausfchloß, um nicht die Lage feiner Gefchäfte und Handlungsverhältniſſe 
aufzudeden. Sollte nun das mütterlihe Vermögen der Pupillen einer gerichtlichen 
Ausmittelung unterworfen fein, fo würde die Abjicht des Teſtators offenbar vereitelt 
werden. Da num unfers Wiſſens die Frage: 
ob ein Vater das Pupillen: Eollegium auch in einem Falle, wie der gegenwärs 
tige, von aller Concurrenz ausfchließen Tönne; 
in den Gefegen nicht ausdrücklich entſchieden iſt, fo werden wir hierdurch veranlaft, hier. 
über bei Ew. Königl, Majeftät allergehorfamft anzufragen, und ung fowohl für diefen 
als auch für künftige Fälle, eine gnädige Vorbeſcheidung zu erbitten. 2c. 
Danzig, den 6, Februar 1796. tengels Beitr. B. 2. ©. 312. 


Es hat fein Bedenken, daß die einem Water, nad $.681. Tit. 18. Thl. I. des 
A. L. R., zukommende Befugniß aud auf das Vermögen, weldes den Kindern von 
andern als ihm zugefallen, fich erftredt. Außer den übrigen in Euerm Berichte vom 
26. Februar d. J. angeführten fehr richtigen Argumenten tritt aud der Grund hinzu; 
daß, nad) 3. 683., nur ein folder Vater, der feinen Kindern mehr als einen Pflicht: 
theil binterläßt, auf diefe Art disponiren kann, und dat unter diefen Umftänden die 
Vorſchrift des A.L. R. Thl. J. Tit. 12, 8. 374., wornach ein Grblaffer aud de re 
beredis disponiren kann, Anwendung findet. er ift doch ſolches nur von 
Vermögen zu verfteben, welches den Kindern nod bei des Vaters Leben zugefallen 
ift. Anfälle, die fich erft nach feinem Tode ereignen, gehören ad non cogitata, und 
bei Unfällen, ‚wo der Zuwender fchon in vivis den Vater von der Adminiftration 
ausgefchloffen hat, kann derfelbe über die Urt der Berwaltung auch nad feinem Tode 
nicht disponiren. Sind ıc, 
Berlin, den 14. März 1796, N.C.C. T.X. &, 109. N. 19. de 1796, 


8.682. Dergleichen Befreiung kann aber nur durch eine gerichtliche 
Erklärung, oder in einem förmlichen gerichtlich aufgenommenen oder 
niedergelegten Testamente verordnet werden. 

8.683. Auch ist nur ein solcher Erblasser, welcher den Pflegebe- 
fohlnen mehr, als einen ihnen schuldigen Pflichttheil zuwendet, dazu 
berechtigt. 


1) BRescript v.19, Mai 1804, betr. die Ernennung und Qualification der vom Erb» 
laffer beftimmten Bormünbder; ſ. zu I. 12.8, 562, 


2) Bescript v.26. Mai 1804, betr. das Berfahren beim Abgange eitied ober mehrerer 
von der obervormundfchaftlichen Nufficht befreieter Bormünber. 


In Eurem Berichte vom 2. d. M. fragt Ihr darüber an: i 
ob in dem Falle, wenn der Bater die teftamentarifhen VBormünder von der 
unmittelbaren Direction des vormundfchaftlichen Collegii dispenfirt habe, und 
einer derfelben in der Folge abgehe, alsdann die übrigen unter fpecielle ober 
vormundfchaftlihe Auffiht genommen werden müffen. 

Hierauf laſſen Wir Euch zur Refolution ertheilen, daß, fo wie nad Maaßgabe 
des A.L. R. Thl. 2. Tit. 18. $.15., mehrere Vormünder eine moralifhe Perfon vor» 
fielen, und was einer oder mehrere derfelben ohne Zuziehung der übrigen vornehmen, 
fo unverbindlich ift, als wenn es von Fremden gefchehen wäre, alſo auch befonders 
in dem von Euch angenommenen Falle ohne Hinficht auf die Zahl der übrig bleiben« 

en Bormünder die unmittelbare Direction des Vormundſchafts-Collegii fofort wieder 
inireren und die Befreiung von den $.422—678. des angeführten Titels vorgefchrie« 
benen Einfhränfungen der vormundfhaftlihen Adminiftration wieder aufhören müſſe, 
als man zumalen bei einer Dispofition, welche exceptionem a regula enthält, annch« 
men muß, daß der Grblaffer, in fo fern er das Gegentheil nicht ausdrüdlich erklärt, 
nur zu ſämmtlichen Vormündern das Vertrauen gehabt habe, fie von der obervor- 
mundfchaftlihen Aufficht, fo weit folhes geſetzlich fat findet, zu entbinden. Hiernach 
habt Ihr Euch daher in vorkommenden Fallen zu achten, Neues Archiv. B.3. S.331. 


3) C. ©. v. 11. April 1836, nebſt Bericht, daß nur die in einem Teftamente nament« 
lich‘ ernannten, nicht aber die an deren Stelle tretenden Bormünber von der obervormund« 
fchaftlichen Aufſicht entbunden werden Fünnen. 


Em. Königl. Majeftät erftatte ich ehrerbietigft den befohlenen Bericht über das 


urſchriftlich anliegende Geſuch der verwittweren Kommerzien. und Adwmiralitätsräthin 
H. vom 5, Dechr. 1835. 
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Der am 22. Zar. 1835. zu D. verfiorbene Kaufmann Kommerzien« und Admira⸗ 
litätsrath H. hat in dem am 16, Novbr, 1824, errichteten und am 18, Febr. 1834. 
publizirten Teſtamente feine Kinder zu Erben eingefegt, und feiner Witte dem lebend 
länglihen Nießbrauch feines Vermögens vermacht. Fur den Fall, daß er Kinder 
minderjährigen Alters hinterlaffen follte, ift im Teftamente wörtlich —— beſtimmt: 
„Zu gleicher Zeit ernenne ich hierdurch meine genannte Ehefrau und den Kaufe 
„mann Heren A. zu Vormündern unferer Kinder, fo wie den Herrn Juſtizkom⸗ 
„miffarius G. zu ihrem Affiftenten, befreie diefelben hierdurch und ausdruͤcklich 
„von aller und jeder obervormundſchaftlichen Aufficht, fo weit die Geſetze ſolches 
„Mur irgend veritatten, und übertrage ihnen allein die Beflätigung und Berwal- 
„tung meines Nachlaſſes, ohne daß fie darüber dem Pupillen» Kollegio irgend 
„eine Rechenſchaft abzulegen gehalten fein follen. Sollte übrigens der ernannte 
„Bormund vor mir oder vor Beendigung der Vormundſchaft fterben, oder deren? 
„Führung ablehnen, fo will ich, daß alsdann meine Ehegattin fih einen andern 
„Mitvormund wähle, und befreie ich auch diefen hierdurch ausdrüdlic von der 
„obervormundfchaftlicen Aufſicht.“ 
Der Teftator hinterließ einen jegt 14 Jahre alten Sohn als —* Erben. 
ür denſelben wurde von der kompetenten vormundſchaftlichen Behörde, dem Pupil⸗ 
en: Kollegium zu Marienwerder, die Mutter und der Kaufmann G. als Vormünder 
verpflichtet, weil nach der Anzeige der erſtern der A. die Kuratel abgelehnt hatte, 
. Das Pupillen- Kollegium hat jenen Bormündern eine Beitallung mit den gewöhnlis 
a gefeglihen Beſchränkungen ausfertigen laſſen. Die Wittwe, welche aufer dem 

noch den Negierungsrary H. zum Mitvormund erwählt bat, verlangte indeflen 
auf Grund der oben angegebenen teftamentariihen Beitimmung für ſich und für. die 
erwählten Mitvormünder die von aller obervormundfchaftlihen Aufſicht befreite unein- 
geſchränkte Verwaltung des Naclaffes. Diefen Antrag hat das Pupillen: Kollegium 
verworfen und ich habe die Verfügung deffelben beftätigt. 

Das Recht zur Ernennung befreiter Bormünder ift eine blos perfönliche Befugniß 
derjenigen, welche dem Pflegebefohlenen Vermögen zuwenden. Das A. L. R. verordnet 
hierüber Thl. II. Tit. 18. $. 680 bis 682, Folgendes: 

$. 680. Gine Verordnung, daß Pflegebefohlene unbevormundet bleiben follen, ift 
unerlaubt und niditig. 

8. 681. Wohl aber kann der Erblaffer der Pflegebefohlenen einen von ihm 
ernannten DBormund von den $. 422-678, vorgefchriebenen Einſchränkungen 
der vormundfchaftlihen Adminiftration ganz oder zum Theil befreien. 

$. 682. Dergleihen Befreiung Tann aber nur dur eine gerichtlihe Erklärung, 
oder in einem fürmlichen gerichtlich aufgenommenen oder niedergelegten Teftas 
mente verordnet werden. 

Da in diefen $$. dem Erblaffer nicht ausdrüdlih das Recht beigelegt ift, einer 
anderen Perfon die Befugnik zur Wahl eines befreiten Vormundes zu übertragen, 
der $. 692. vielmehr verordnet: 

- „die einem Teſtaments-Vormunde ertheilten Befreiungen fommen demjenigen, 
der in feiner Ermangelung oder bei feinem Abgange an feiner Stelle ernannt 
ner zu ftatten, wenn fie nicht ausdrudlih aud auf ihn ge 
richtet find; 

fo hat ſchon der Großkanzler von Goldbeck der vormaligen Regierung zu Warſchau 
durch die ei vom 19. Mai 1804. zu erkennen gegeben: 
daß fein Erblaffer diefes an feine Perfon gebundene Recht dem PBupillen-Kol- 
legium oder den bereits ernannten Bormündern dergeftalt übertragen dürfe, daß 
es in ihrer Macht fiehe, andere Vormünder zu ernennen, und foldhe von den 
$. 422. bis 678. des Tit. 18. A. L. N. Thl. IL verordneten Einſchränkungen 
zu befreien. 
Diefe dur das Neue Archiv für Gefepgebung B. 3. ©. 267. und durch Mathis 
juriftiihe Monatsſchrift B. 2, S. 11. befannt gemachte Anweifung it bisher von 
—— — befolgt, und veranlaßt mich, auch jetzt zu dem allerunterthänig⸗ 
utrage: 
die Bittftellerin mit dem Verlangen wegen Befreiung von der oberpormund, 
fchaftlihen Aufficht zurüczumeifen. Berlin, den 12. März 1836. 


Ich finde nach dem vom Yuftiz-Minifter über Ihre Vorftellung vom 5. Decem- 
ber v. 5. erftatteten Bericht, daß ber gefchehenen Berwerfung Ihres Antrages auf 
Ihre ımd der von Ihnen erwählten Mitvormünder Befreiung von aller obervor- 
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mundfchaftlichen Aufficht,, der teftamentarifchen Beſtimmung Ihres verftorbenen 
Ehegatten ohngeachtet, die gefegliche Vorfchrift zur Seite ſteht, da fein Erblaffer 
befugt ift, das an feine Perſon geknüpfte Recht der ernannten Bormundfchaft ders 
geftalt zu übertragen, daß es in ihrer Macht fteht, andere Vormünder mit der Un—⸗ 
abhängigfeit von der obervormundfchaftlihen Aufficht zu wählen. Sie müſſen ſich 
daber der Verfügung bes Juſtizminiſters um fo mehr unterwerfen, als derjelbe da» 
für Sorge tragen wird, daß bie gefeslihen Beſchränkungen der Guratel in ein. 
zelnen Fällen nicht zum Nachtheil der Maffe ausjchlagen. 

Berlin, den 11. April 1836, v. K. J. 8.47. ©. 527, 


8.684. Aber auch ein solcher Vormund muss zu seinem Amte bei 
“dem vormundschaftlichen Gerichte verpflichtet, und mit einer gericht- 
lichen Bestallung, in welcher die nach dem Willen des Erblassers ihm 
zukommenden Befreiungen ausgedrückt sind, versehen werden. 

8.685. Der allgemeinen Aufsicht des vormundschaftlichen Gerichts 
ist auch ein solcher Vormund unterworfen. 

8. 686. Wenn unbewegliche Güter der Pflegebefohlnen veräussert 
werden sollen: so muss der Vormund dem vormundschaftlichen Ge- 
richte davon Anzeige machen. 

8. 687. Dieses ist zwar weder befugt, noch 'schuldig, die Ursache 
der Veräusserung zu beurtheilen; die Art derselben aber muss, mit sei- 
ner Genehmigung, nach den Gesetzen bestimmt werden. 


Anh. 8.167. Das vormundschaftliche Gericht muss die Noth- 
wendigkeit oder Nützlichkeit der Alienation allerdings prü- 
en. Aber auch hier kann es nur nach den Angaben und 
Thatsachen, die der Vormund an die Hand giebt, urtheilen, 
und darf für die Richtigkeit dieser Angaben nicht haften. 


1) Rescript v.7. Mär; 1796, betr. bie Eoneurrenz der Bormundfchaftöbehörbe, wenn 
der Vormund von der obervormunbdfchaftlichen Mufficht befreiet ift; f. weiter unten nad 
8.169, bed Anh. 

2) Bescripte v,25,. April 1505, und 8. Juni 1816, betr, bie Beräuferung eines Pu⸗ 
pillengruntftücks, wenn der Bormund von berobervormundfchaftlichen Uufficht entbunden ift. 


Der vor einigen Jahren verftorbene Cammerherr ꝛc. hatte zufolge einer letztwilligen 
Dispofition feine binterbleibende Wittwe und die aus zweien Ehen erzeugten Kinder, 
wiewohl in fehr verfchiedenen Verhältniſſen zu Erben feines Nadlaffes ernannt, und 
in Abjicht feines jüngſten noch minorennen und in Militair: Dienften ftehenden Soh— 
nes zweiter Ehe verordnet: 

das die Wittwe und die drei Söhne zweiter Ehe deſſen Vormünder fein, die 
Vormundſchaft bis nach zurücgelegtem dreißigiten Jahre des Euranden fort: 
dauern, nad Ableben der Wittwe aber die Euratel von den ältern Brüdern 
fortgeführt werden folle, 

Zugleich disponirte der Erblaffer Tegtwillig: 

das alle gerichtliche Dbervormundfchaft, fie fei Eivil oder Militair, ausgefchlof: 
fen bleibe, daß er darüber die Allerhöchſte Bewilligung nachgeſucht habe, und 
re Anventarium oder Specification und feine Rechnungslegung Statt 
nden folle. 

Diefes Teftament wurde in Anfehung der verbotenen Dbervormundfchaft des Pu— 
——— nur mit der Einſchränkung von des Könige Majeſtät Allerhöchſtſelbſt 

ätigt: & 

1) ab die Bormünder, als Miterben des Curanden, nad Vorſchrift des A.L. R. 
Thl. 2. Tit. 18, $. 399—403, ein verfiegelt aufzubewahrendes VBermögensverzeid- 
niß einreichen umd , 

2) u. - * a. a.O. bei Veräußerung der Immobilien die gehörige Anzeige ma— 
en follen, 

In der Folge haben die Erben des Cammterherrn 2c. einige zum Nachlaß deſſel— 
ben gehörige Güter aus freier Hand verkauft, und dem vorgeſetzten Pupillen« Golle: 
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gio davon Anzeige gethan, welches die Veräußerung Namens bes Curanden zwar 
genehmigt, jedoch die Bedingung hinzugefügt bat: 
daß der dem Guranden von den Kaufgeldern zufallende Antheil deponirt oder 
auf andere gefehliche Weife ſicher geftellt werden müſſe. 
Auf die deshalb von den majorennen Erben und Bormündern des Curanden 
geführte Befchwerde erging nachſtehendes 


Reſcript. 


Die Gebrüder v. ꝛc. führen in der Eingabe vom 20. d. M. darüber Beſchwerde, 
daß Euren unter den Beilagen zu derfelben im Abfchrift befindlichen Verfügungen 
vom 2. und 9. d. M. zufolge, 

bie darin erwähnten Eontracte nur unter der Bedingung genehmigt werden 
en, wenn das dem minderjährigen Lieutenant v. ıc. zufallende Theil von 
en Kaufgeldern der in Rede feiender Güter bei Euch deponirt, oder auf eine 
efegliche Weife, allenfalls durch Eintragung auf die verkauften Güter, in fo 
ern. s nn gefhehen könne, ficher getellt, und daß ſolches gefchehen, nad. 
erviefen werde. 

Zu diefer Verfügung ift fein gefegliher Grund vorhanden, da, mie 3hr ſelbſt in 
der an die ıc. Erben gerichteten Refolution vom 9. d. M, bemerkt, diefe in Gefolge 
der Immediat: Verf gun vom 5. Juli 1803, bei Veräußerung der Güter, nur den 
Vorſchriften des A.E.R. Thl.2. Tit. 18. $.686 ff., in Ginficht der obervormund- 
fhaftliben Mitwirkung unterworfen find; denn die Thl. 2. Tit. 18, $. 687. des 
A. L. R., in Verbindung mit dem $. 168. des Anhanges, dem vormundſchaftlichen 
Gerichte zuftehende Prüfung der Norhwendigfeit oder Nuüslichkeit der Alienation und 
zuftehende Genehmigung der Art derfelben Tann darauf, wie die Kaufgelder berich- 
tigt, und ob der den Minderjährigen davon gebührende Antheil fiher geftellt werde 
oder nicht, nicht bezogen werden, und ſteht damit in feiner Verbindung. 

Wir befehlen Euch daher, die gedachte von Euch erlaffene Berfügung wiederum 
aufzuheben, oder wenn andere aus Guren an die Supplicanten erlaffenen Refolutio« 
nen nicht eonftirende Gründe zur Aufrechtbaltung derfelben vorhanden fein follten, 
ſchleumigſt davon anhero zu berichten. Berlin, den 25. April 1805. 

Neues Arhiv B. 4. S. 41. 


Dem Königl. Bormundfchafts-Eollegio zu Cösſlin wird auf den, über die Be— 
fhwerbe der vermittweten von N. zu N. unter dem 27.0. M. erftatteten Bericht zu 
erfennen gegeben, daß daffelbe die Dispofition der Birtftellerin über den Nachlaß 
ihres verftorbenen Ehemannes zu ſehr befchränft, wenn es in dem decreto de alie- 
nando in Anfehung des zu diefem Nachlaffe Sie Grundftüds zu N, beſtimmt 
—7 daß die Kaufgelder nur gegen erfolgter Sicherſtellung an ſie verabfolgt werden 

ürfen. 

Wenn das Collegium das Teſtament des Vaters der Curanden einmal anerkannt 
hat, und die Wittwe im Beſitze des Nachlaſſes geblieben iſt, ſo würde es ein Eingriff 
in die Rechte der Wittwe fein, von ihr den Nachweis der Verwendung oder Sicher: 
fielung zu fordern, da fie zur freieften Dispofition durch das Teſtament autorifirt iſt, 
und in den Codicill ausdrücklich beitimme wird, daß das Bormundichafts: Kollegium 
bei der Unterbringung der Gelder nicht concurriren fol. Wenn zur Verwaltung des 
Nachlaffes ohne oberpormmndfchaftliche Concurrenz antorifirte Bormünder Grundſtücke 
veräußern, fo erftrecdt fi, wie der $.168. des Anhanges zum A. L. R. zeigt, die 
Einwirkung des vormundſchaftlichen Gerichts nur auf die Beurtheilung der Nothwen— 
bigfeit oder Nüplicfeit der Veräußerung. Wollten die vormundicaftlihen Gerichte 
ie um dr Verwendung der Kaufgelder befümmern, und in diefer Hinficht die Vor: 
münder dirigiren, fo wurde die Dispofition des Zeftaments, melde ihnen eine freie 
Berwaltung zuſichert, vereitelt werben. Denn um die zweckmäßige Verwendung die 
ſes Theile des Vermögens beurtheilen zu Tonnen, müßte von den Vormündern die 
ganse Lage der Maſſe enrwidelt, und jede Dperation der obervormundfhaftlicen 

eurtheilung und Nevifion unterworfen werden. Da der vermwittweten von N, eine 
Bermögensmaffe von mehr ald 150,000 Thalern zu verwalten überlaffen ift, fo kann 
wegen einer Summe von 1060 Thaler feine Schwierigkeit gemacht werden, vielmehr 
—4— der von N. entweder die Dispoſition über den ganzen Nachlaß genommen, oder 
ihr die unbedingte Dispofition über jene 1060 Thlr. bewilligt werden. Glaubt das 
Collegium, daß Gründe zu der erfteren Verfügung vorhanden find, fo hat daffelbe nad) 
8.688, Tit. 18, Thl. I. des A. L. R., mit ugiehung bes nach $. 167. des Anhanges 
zu beftellenden Ehrenvormundes, zu verfahren, und diefe Sache fo, wie es der $. 13, 
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Zit.39, Thl. J. der A. G. O. vorfhreibt, fonft aber ungefäumt die Autorifation, wie 
ſolche von der Bittftellerin nachgeſucht worden ift, ausfertigen zu laſſen. n wenn 
auch die in Nede ſtehenden Gelder nicht nach der Borfchrift der Prioritäts-Ordnun 
vertheilt werden, fo geben die Euranden dadurch nod nicht des beneficii inventari 
verlufig, und der Grund, dab fie dadurd mit ihrem etwanigen eigenen Vermögen 
den Creditoren verantwortlid werden, it nicht durchgreifend, da fie durch jede nad. 
theilige Dispofition ihrer Mutter Schaden erleiden konnen. 

Berlin, den 8, Junius 1816, v. K. J. B. 8. ©. 10, 


8.688. Wenn erhebliche Anzeigen eines unordentlichen, offenbar 
unbesonnenen, oder gar unredlichen Verfahrens gegen den Vormund 
zur Wissenschaft des vormundschaftlichen Gerichts gelangen: so muss 
dasselbe diese Anzeigen sofort näher, untersuchen, und für die Sicher- 

heit der Pflegebefohlnen sorgen. 

8.689. Ein Gleiches muss geschehen, wenn der Vormund in sichtba- 
ren Vermögensverfall zu gerathen anfängt; oder wenn er, nach angetre- 
tener Vormundschaft, eine Königliche — Ser Domainenad- 
ministration, oder Pachtung übernimmt. 


Anh. 8.168. Die dem überlebenden Ehegatten eingeräumte 
freie Disposition des Vermögens begreift das Recht, 
die Substanz zu vermindern oder zu verzehren, nicht in 
sich. Es muss daher die $. 688. verordnete Concurrenz des 
vormundschaftlichen Gerichts auch in einem solchen Falle 
eintreten. Der Mutier ist ein Ehrenvormund an die Seite 
zu seizen, dem Vater nur dann, wenn es der Richter aus 
besondern Gründen für nöthig hält. 


BRescript v.18. Januar 1796, nebſt Bericht, betr. mehrere Gegenftände bes 
Bormundfchaftsrechts. 

Bei Verwaltung der uns amvertrauten obervormundfchaftlihen Aufficht in den 
hiefigen Provinzen find uns verſchiedene Zweifel über die Anwendung einzelner 
vormundfchaftliher Geſetze aufgeftoßen, weldhe wir Em. Königlihen Majeftät zur 
———— derſelben allerunterthänigſt vortragen zu müſſen für unſere Pflicht gehal- 
ten haben: 

1) Bis zur Publication des A. L. R. haben Wir uns, außer den gemeinen vor« 
mundfchaftlihen Verordnungen, nad dem Project des Corporis juris Frideri- 
ciani, welches uns in der von dem Großkanzler von Eocceji ‚unterm 20. Au« 
guft 1749 entworfenen Regierungs-Inſtruction 8. VI. in Bormundfcaftsfachen 
zur Norm vorgefchrieben war, und nad der uns gleichfalls vorgefchriebenen 
Mindenfchen Bormundfhafts:Drdnung vom 13. December 1752 gerichtet, und 
die Untergerichte haben überdies noch die ihnen in der Untergerichts-Inſtruction 
vom 23. Auguft 1749. $. XXXIV., in Anfebung der Auseinanderfegung des 
überlebenden Ehegatten mit den vorhandenen Kindern, ertheilten Vorſchriften 
befolgt. Da diefe, wenn gleich lege speciali vorgefchriebenen Gefege, ihren 
Entitehungsgrund nicht in der Provinzial: Berfaffung baben, fondern fie nur 
die Stelle einer damals noch mangelnden Bormundfchaftsordnung vertreten fol 
ten; fo glaubten wir von derfelben, nad der Publication des A. L. R., abftra- 

biren, und diefes einzig um fo mehr befolgen zu müffen, als die Concurrenz 
jener zu verfchiedenen Beiten gegebenen Gefege die Berwaltung des Vormund⸗ 
—— ſehr erſchwerte. Um indeſſen hierunter nicht anzuſtoßen, weil jene 
Geſetze nur als leges speciales gegolten haben, und es ſcheinen möchte, daß 
ſie durch das A. L. R. für abgeſchafft nicht zu halten wären, welches einige 
rn zu glauben fcheinen; fo bitten wir allerunterthänigft, uns zu 
eiheiden: 

ob nicht die in dem hiefigen Provinzen bisher beobachteten vormundſchaft⸗ 

lihen Geſetze, als: 

1) das Project des Corporis juris Fridericiani, 
2) die Inftruction für die Untergerichte v. 23, Auguft 1749. F. XXV. 
3) die Mindenſche Bornmmubfharis ordnung von 13, December. 1752, 
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2). 


3) 


4) 


Mannkopff Allg. Landrecht VIE, 7 


— er * R. abgeſchafft ſind, und für die Zukunft keine Geſetzeskraft 
weiter haben 
Es ereignet ſich oft der Fall, daß ein Ehegatte in einer letztwilligen Dispofis 
tion, oder au in den Ehepacten, dem überlebenden nicht allein den Nießbrauch 
feines Vermögens verftatter, fondern auch die Befugniß ertheilt: 
mit dem Vermögen fohalten und walten zu können, wie es ihm beliebe. 

Hier entfteht die Frage: was dieſe Elaufel für rehrlihe Wirkungen haben 
Tonne? Unſers Ermellens dürfte diefelbe bloß zur Folge haben, daß der über: 
lebende Ehegatte von den im A.L. R. Thl. II. Tit. 18. $. 422 — 678. vorge: 
fhriebenen Einfhränkungen der vormundfchaftlihen Adminiftration gänzlich be: 
freit werde, wovon, nad $. 681.a.a.D., ein Erblafier den von ihm ernannten 
Bormund entbinden kann. Uebrigens aber würde auf den Grund einer ſolchen 
Dispofition dem überlebenden Ehegatten die Macht nicht gebühren, die Ber: 
mögensfubftang anzugreifen und zu verzehren. In einem foldhen Falle würde 
nicht nur zur Sicherheit der Pflegebefohlnen die $. 688. sqq. l.eit. verordnete 
Eoneurrenz des vormundfchaftlihen Gerichts ftatt finden müſſen, fondern 
auch der überlebende Ehegatte zur Ergänzung der Vermögensſubſtanz verbun- 


den fein. 


Mehrentheils befreien die Eheleute einander von der Einreihung eines offenen 
Anventarii, worunter, nah dem A.L. R. Thl. II. Tit. 18. $.694,, die Entbin- 
dung von der — mit begriffen iſt. Dieſe geſetzliche Beſtimmun 
macht es zweifelhaft, ob die Einreichung eines verſchloſſenen Inventarii au 
eine Befreiung von ſämmtlichen $. 422 — 678, vorgefchriebenen Ginfchräntungen 
der vormundfchaftlihen Adminiftration zur Folge habe. In Anfehung der mehr- 
fien derfelben fcheint uns diefes aus der Natur der Sache zu folgen, weil nicht 
allein das Verbot der —— eines Inventarii, die Abſicht des Teſtators, 
dem vormundſchaftlichen Gerichte die Kenntniß des Vermögens und die Concur: 
renz bei deſſen Verwaltung zu entziehen, zu erkennen giebt, ſondern auch felbi- 
es, wegen Mangels der Kenntniß der Beſchaffenheit des Vermögens, außer 
tande geſetzt iſt, die Adminiſtration deſſelben zu lenken, und in vorkommenden 
Fällen ſeinen Conſens zu interponiren. Da die Vormundſchaften, worin nur 
verſchloſſene Inventarien übergeben ſind, bei uns ſehr häufig vorkommen, ſo 
erlauben Ew. Königl. Majeſtät, daß wir um nähere allerhöchſte Beſtimmung 
unfrer Befugniß und Schuldigkeit bei deren Verwaltung zu concurriren, aller: 
unterthänigft bitten dürfen. 
n dem A. L. R. a. a. O. 8.528, ift verordnet: daß der Vormund für die Be: 
tigung des Tituli possessionis der feinen Pflegebefohlnen zugehörigen 
Grundſtuͤcke forgen fol. Da diefe Verordnung im Contert der $$. 422 — 678, 
vorkommt, von deren Einfhränfungen der vormundfchaftlihen Adminiftration 
ein Bormund gänzlich befreit werden kann; fo fragt es fi, ob in einem fol: 
hen Falle die vormundihaftlichen Gerichte die Nachmeifung der gefchehenen Be- 
rihtigung des Tituli possessionis von dem Vormunde fordern fann? Durd) 
ein Reſcript vom 16. September 1793 hatten Ew. Königl, Majeftät auf unfere 
Anfrage uns zu befcheiden geruht: 
dag Wirtwer oder Witwen, wenn fie au, vermöge der Geſetze oder 
einer legtwilligen Dispofition, von der Ginreichung eines Inventarii oder 
doch von defien nee, frei wären, dennoch ſchuldig fein follten, eine 
Speecification der Immobilien, fo wie fie diefelbe allenfalls eidlich be- 
ftärfen fünnten, mir der Anzeige des Gerichts, in deifen Hypothekenbuche 
jedes eingetragen fiehe, binnen ſechs Wochen nadı dem ZTodesfalle ein- 
Koi: und die gefchehene Berichtigung des Tituli possessionis zu 
efcheinigen. 
Diefe Verordnung ift in dem A. L. R. nicht wiederholt; da indeffen felbige fo 
fehr zur Sicherftellung der Pflegebefohlmen gereicht, und nicht ſowohl eine Ein- 
ſchränkung der vormundfhaftlichen Adminiftration, als bloß die Verwahrung des 
Eigenthumsrechts der Pflegebefohlenen an den liegenden Gründen bezielt; fo 
ftellen wir es Em. Königl. Majeſtät höhern Entfheidung anheim: 
ob wir von einem Vormunde, der nur ein verfchloffenes Inventarium 
zu übergeben fchuldig, oder fonft von den $$. 422 — 678. des A. L. NR. 
verordnneten Ginfhränfungen der vormundfchaftlihen Adminiftration betreit 
ift, noch fernerhin die im Neferipte vom 16, September 1793 verordnete 
Nahmweifung der gefchehenen Berichtigung des Tituli possessionis der 
Immobilien fordern, oder davon gänzlich abjtrahiren ſollen? 
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5) Unter denjenigen Verordnungen, wovon, nah $. 684, des UHR. a. a. O., 
ein Vormund diepenfirt werden Tann, ift auch $. 643, sqg. die Vorfchrift we⸗ 
en einer den — NEE im Laufe der Vormundfhaft zufallenden Erb» 
haft begriffen; und könnte es alfo fcheinen, als wenn die dem Vormunde zu 
ftatten kommenden Befreiungen auch auf eine folhe Erbſchaft auszudehnen wä— 
ren. Allein da die Befugniß des Disponenten, dem angeordneten Vormunde 
dergleihen Befreiungen zu ertheilen, fih nur auf das dem Pflegebefohlnen 
bhinterlaffene Vermögen eritreden, und felbft der WVerlaffer der im Laufe der 
Bormundfhaft den Pflegebefohlnen anfallenden Verlaſſenſchaft darüber nad 
$.175.a.a.D. eine befondere Euratel anordnen kann; fo find wir der unvor— 
greiflihen Meinung: 

4 daß jene Befreiungen einem VBormunde in Anfehung einer foldhen im Laufe 
der Vormundſchaft den Pflegebefohlnen zufallenden Erbſchaft nicht zu ftat- 
ten fommen können, fondern er fib in Anſehung derjelben der obervor- 
mundfchaftlihen Aufſicht unterwerfen müſſe; 

erbitten wir ung jedoch hierüber Ew. Königl. Majeftät allerhöchite Entſcheidung. 
6) Da die Gewalt eines Bormundes, der von den $. 422 bis 678. vorgefhriebenen 
Einfhränfungen der vormundfcaftlihen Adminiftration befreit ift, Teicht zum 
Schaden der Pflegebefohlnen gereichen Fan, und Umpftände eintreten können, 
die eine Einfhräntung diefer Gewalt nothwendig machen, ohne daß ſolche jeder 
zeit zur Kenntniß des vormundfchaftlihen Gerichts gelangen, fo ftellen wir Em, 
Königl, Majeftät allerunterthänigit anheim: _ 
; ob es nicht zur Sicherheit der Pflegebefohlnen gereichen würde, wenn ei- 
ae nem ſolchen uneingefchräntten Bormunde jederzeit ein Ehrenvormund zur 
Seite gefegt würde, der auf das Benehmen des erjtern eine genaue Auf 
fiht führe, um, fo bald einer der $.688 bis 691. beftimmten Fälle ein: 
tritt, dem vormundfchaftlichen Gerichte davon unverzüglich Anzeige zu thun? 
7) In der Inftruction für ſämmtliche Pupillen-Eollegien vom 28. December 1779 
ift zwar vorgefihrieben worden, in welhen Fällen bei Vormundſchaften Spor- 
teln genommen werden follen; allein die darin vorgefchriebenen Grundfäge laſſen 
fih auf Vormundfhaften, worin verfchloffene Inventaria übergeben werden, 
nicht anwenden, weil hierdurch die jährlihe Einnahme und Ausgabe nicht zur 
Wiſſenſchaft des vormundfchattlihen Gerichts gelangt. In der Sporteltare für 
die biefigen Untergerichte vom 17. Januar 1792 ift im 5. Abfchnitte Anwen: 
dung 6, verordnet, daß bei ſolchen Vormundſchaften, wo das Inventarium un— 
eröffnet bleiben muß, die vollen Gebühren genommen werden follen. Unſers 
unvorgreiflichen Dafürhalteng dürfte e8 bei dem in der vorerwähnten Unterge— 
richts-Sporteltare bereits angenommenen Grundfage: daß in dergleichen Bor: 
mundfchaften Gebühren entrichtet werden müſſen, deren ohnehin nur wenige 
dabei vorkommen koͤnnen, zu belaffen- fein, jedoch mit der Modificativn: daf, 
wenn präfumtive Tein beträchtliches Vermögen voraus zu fegen wäre, eben: 
folls feine Gebühren, fondern bloß Stempel und Eopialien genommen würden, 
Es ereignet fih auch oft der Fall, daß der überlebende Ehegatte ex lege 
oder testamento das Vermögen der Kinder abnugt; wo die Frage entiteht, in 
wie fern alsdann Gebühren für die Berichtigung der Vormundſchaft genom- 
men werben können, weil folhe in diefem Falle nicht aus einem für die Mi— 
norennen nad Abzug der Ausgabe bleibenden Ueberſchuſſe berichtigt, fondern 
von dem überlebenden Ehegatten gefordert werden, und dadurch deffen Nieß— 
brauch gefhmälert wird. 
Wir erbitten uns hierüber Ew. Königl, Majeftät höhere Entfcheidung. 
Hamm, den 26. Auguft 1795. Stengels Beitr. B.2. ©. 317. u, N.C.C. T. X. 
S. 1883, ad No. 20. a. des Nadıtrags 1798, 


Auf Cure, wegen verfchiedener bei Anwendung des A. L. R. entftandenen Zwei— 
fel, unterm 26. Auguft v. J. gefchehene Anfrage haben wir das Gutachten der Ges 
—— erfordert, und ertheilen Euch nunmehr zur gnädigſten Reſolution, 
wie wir 
Ad. Eure Meinung, daß weder das Project des Corporis juris Fridericiani von 

1749, noch die Mindenihe Vormundſchafts-Ordnung von 1752 für eigentliche 
Provinzialgefege zu achten, fondern diefelben dDurh das A. L. R. allerdings dero- 
girt worden, vollfommen genehmigen. Dagegen ift die Untergerichts: Initruction 
von 1749 ein foldhes wirkliches Provinzial: Gefeg, zumal diefelbe auf die in der 
Provinz ftatt findende communionem bonorum statutariam, und die dafelbft ge- 
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woynliche aulonenr prolium. fi Aegicht, wokei vermöge ber ſpeciellen Provinzial⸗ 
Verfaſſung mancherlei ſpecielle Abweichungen von der gemeinen Theorie vorkonnuen. 
Ad 2. ſchließt die folhergeftalt dem überlebenden Ehegatten eingeräumte freie Dispo: 
ſition, die einem wirklichen Gigenthümer -allein zuftehende facultatem abutendi, 
‚mithin aud das Recht, die Subftanz zu vermindern oder zu verzehren, nicht in 
fih, und muß alfo auch in einem folhen. Falle die $. 688. sqq. des A. L. R. ver: 
ordnete Concurrenz des vormundfhaftlihen Gerichts eintreten. Damit aber das 
legtere von folden Borfällen, welde feinen Zutritt erfordern, zu rechter Zeit 
Nachricht erhalten möge, fo it auch einer Mutter, der folhergeftalt die uneinge- 
hränkte Berwaltung des Vermögens der Kinder übertragen worden, nad) Euerm 
orfchlage ad No. 4, ein Ehrenvormund an die Seite zu fegen, der, ohne ſich 

in die Adminiftration im Geringiten miſchen zu dürfen, auf das Berragen der 

Mutter bloß in fo weit Acht habe, daß, wenn einer der: $. 688— 689. beftimm: 
ten Fälle eintritt und zu feiner Wiffenfhaft gelangt, er dem vormundſchaftli⸗ 

. hen Gerichte davon fofort Anzeige mache, wobei er jedoch, nad Vorſchrift 
$..291., bloß culpam latam zu vertreten hat, Bei Vätern hingegen findet, we— 
en: des mit eintretenden Rechts der väterlichen Gewalt, eine folhe Zuordnung 
n der Negel nicht, fondern nur dann flatt, wenn fie ber Nichter aus befondern 

- Gründen für nöthig hält, u 

Ad 3. involvirt die Dispenfation von Einreihung eines offenen Inventarii noch feine 
Befreiung don den übrigen Dbliegenbeiten eines VBormundes und bdeffen Ver: 
hältniß gegen das vormundfhaftlihe Gericht, indem die Vorfchrift des $. 691., 
die ſchon felbft eine Ausnahme don der Negel ift, nicht weiter ausdehnend er-- 
flärt werden fann, 

Ad 4. wird Euer Antrag, und daß nah dem Reſcripte vom 16. Septbr. 1793, zu 
verfahren fei, völlig genehmigt. Ein Vormund, der die Berichtigung des Tituli 

‚possessionis auf die Immobilien feiner Curanden vernachläffigen mollte, würde 
ich einer —— Fahrläſſigkeit in der Obſorge für die Conſerbation der Sub— 
ſtanz ſchuldig machen, und eine ſolche eulpa latissima ſchon an ſich das vor: 
mundſchaftliche Gericht, nad. $.688., zum Zutritt ſowohl berechtigen als ver- 

pfllichten. Es involvirt daher Feine den präfumtiven Willen des Erblaffers zuwi— 
der faufende Einfhränktung eines Vormundes, wenn derfelbe angehalten wird, 

‚ eine Specififation der Immobilien feiner Euranden einzureichen, und die gefche- 
bene Berichtigung des Tituli possessionis für diefelben nachzuweiſen. 

Ad 5. gehören dergleihen Grbfchaftsanfälle in der Negel ad non cogitata, und eine 
Dispenfation des Vormundes Tann daher auf dergleichen Vermögenszuwachs 
nicht ertendirt werden. Wenn aber die Intention ‚des Disponenten "aus der 
Verordnung felbft Far hervorgeht, fo muß es dabei fein Bewenden haben, da 
befannten Rechten nad) ein Teftator auch de re heredis disponiren kann. 

Ad 6, ift Euer. Antrag ſchon sub No: 2, approbirt. | 

Ad 7. genehmigen Wir ebenfalls Euern Antrag, und Tann ein Majorenner, der das 
Vermögen der Curanden niefbraucht, eine Dispenfation von den aus dieſem 
Nießbrauche zu tragenden Koften nur in fo fern, als er ſich felbf: zum Armen- 
rechte qualificirt, — 1c. Berlin, den 18. Jan. 1796, 

i .C.C.T.X, ©, 1881. No. 20.2, des Nachtrags 1798, 


8. 690. Doch darf der Richter, bei der über einen solchen Vormund 
zu führenden Aufsicht, nur ein grobes Versehen vertreten. 

$. 691. Wenn aus vorstehenden Gründen befunden wird, dass der 
Vormund auch nur bei einem einzelnen Falle oder Geschäfte, durch 
offenbare Unordnungen, oder gar durch unredliches Verfahren, dem 
Vertrauen des Erblassers zuwider gehandelt habe: so muss er sich der 
Aufsicht des vormundschaftlichen Gerichts-durchgehends eben so unter- 
werfen, als wenn keine ihn davon befreiende Verordnung des Erblas- 
sers vorhanden wäre, 

..8:692. Die einem Testamentsvormunde ertheilten Befreiungen kom- 
men demjenigen, der in seiner Ermangelung, oder bei seinem Abgange, 
an seiner Stelle ernannt worden, nicht zu statten, wenn sie nicht aus- 
drücklich auch auf ihn gerichtet sind. 

©. ©. v. 11. April 1836 ; f. au 8.683, bief. Zit, 
7* 
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$. 693. Aus dem Verbote der Herausgabe einoo offonon Privatinven- 
tarii folgt die Befreiung des Vormundes von der Rechnungslegung. 


Anh. 8.169. Die Dispensation von der Einreichung eines of- 
fenen Inventari involeirt nicht die Befreiung von den übri- 
gen Obliegenheiten eines Vormundes und dessen Verhält- 
niss gegen das vormundschaftliche Gericht. 


$.694. Aus dem blossen Verbote der Rechnungsablegung allein folgt 
noch nicht die Befreiung des Vormundes von der, über die Substanz 
des Vermögens, nach $. 652. beizubringenden Nachweisung. 


1) Bescript v. 18. Januar 1796, betr. mehrere Gegenftände bed Vormunbſchafts- 
techtö (ad 3.); f. zu 8.168, des Und. 

2) Bescript ».7. März 1796. nebft Bericht, betr. bie Concurrenz ber Bormunds 
fchaftöbehörben, wen der Bormund von ber obervormundfchaftlichen Aufſicht befreiet ift. 

Ew. Königl. Majeftät haben allergnädigit gerubt, die Zweifel, welche uns bei ber 
Anwendung des A. L. R. aufgeftoßen waren, durch das Allerhöcfte Nefcript vom 
18. v. M. zu enticheiden, wornach wir, da felbiges relativ auf unfern Bericht war, 
das abfchriftlih anliegende Eirculare an fümmtlihe Untergerichte erlafjen haben. 

Nur in Anfehung eines Gegenftandes unferer Anfrage find uns noch Bedenken 
übrig geblieben, deren Hebung wir von Ew. Königl. Majeität höherer Enticheidung 
ung in tieffter Ehrfurcht erbitten müffen. Sub No. 3, unfers allerunterihänigfien Ber 
rihts vom 26. Auguft v. 3. erbaten wir uns daruber Belehrung: 

wie weit unfere Beſugniß und Schuldigfeit gehe, bei der Verwaltung folder 
Vormundfchaften zu comcurriren, wo nur verfchloffene Inventaria überge- 
ben werden ? ! 
Em. Königl. Majeftät gerubten uns hierauf durch das Eingangs erwähnte sc. Nefer, 
dahin zu_befcheiden: i 
daf die Dispenfation von Ginreihung eines offenen Inventarii noch feine Be 
freiung von den übrigen Dbliegenheiten eines Vormundes und defien Verhälts 
niß gegen das vormundichaftlihe Gericht involvire, indem die Vorſchrift des 
$. 693. die ſchon felbft eine Ausnahme von der Negel fei, nicht weiter ausdeh- 
nend erflärt werden könne. 

Hiernach würde alfo die Befreiung von der Ginreihung eines offenen Inventar 
bloß eine Entbindung von der Nehnungsablegung zur Folge haben, übrigens aber 
ein folher Vormund den $.422—678. vorgefchriebenen Einſchränkungen der vor 
mundfchaftlihen Adminifiraiion unterworfen fein. 

Bereits in unſerm 2c. Berichte vom 26. Auguft v. J. äuferten wir die unvor⸗ 
greiflihe Meinung, daß die mehriten diefer Limitarionen, der Natur der Sache nad, 
auf folhe Vormundſchaften unpaffend zu fein fchienen, theils weil das Verbot der 
Dffenlegung des Inventarii die Abicht des Disponenten zu erkennen gebe, dem vor 
mundfchaftlichen Gerichte die Kenntniß des Vermögens und die Concurrenz bei deffen 
Berwaltung zu entziehen, theils weil legteres aus Mangel jener Kenntniß der Be 
fchaffenheit des Vermögens nicht wohl concurriren könne. 

Diefe Schwierigkeiten zeigen ſich deutlih, wenn man die Anwendbarkeit der Bor 
—— — A.L. R. Thl. I. Tit. 18. $. 422- 678. auf ſolche Vormundſchaften eins 
zeln prüft: 

1) Nach $. 423, follen ſäͤmmtliche Obligationen ad depositum pupillare abgegeben 
werden, wodurch der Zwed des verfchloffenen Inventarii falt gänzlich vereitelt 
werden würde, da überdies fhon nach dem Neferipte vom 18, 9, M. die Spe 
cififation der Immobilien offen gelegt werden muß. 

2) Eben diefe Bemerfung würde ftatt finden, wenn man die Vorſchriften $. 454, 
455. seq. 471. 493. 498. 499. 532. seq. zur Anwendung bringen wollte, 

3) Nach $. 440. muß das vormundfchaftlihe Gericht bei Vorbefcheidung des Bor 
munds in Anfehung des Verkaufs der Mobilien auf die Beſchaffenheit des 
ubrigen Vermögens mit Rüdficht nehmen, und 

4) die Einwilligung in den Verkauf der Juwelen wird nah 8.445. durch das 
Verhältniß des Vermögens zu den Schulden beftimmt. Diefes fowohl als 


5) die Verordnung der nach $.524. wegen der Schulden zu nehmenden Maaßre— 
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regeln, die Approbation zu neuen Darlehnen nad) h. 825. amd der Einkauf ei⸗ 
ner verheuratheten Eurandin in eine Witwen Berpflegungsanftalt nach. $. 600, 
fegen eine Offenlegung des Inventarii voraus. 

6) Die —— er Ueberſchüſſe nah $.545. ad depositum findet keine An- 
wendung, weil diefe Nederfchüffe in Ermangelung einer Rechnungslage nicht zur 
Wilfenfhaft des Vormundſchaftsamts gelangen. 

7) Befonders ſchwierig aber it es für daffelbe, auf den Antrag des Vormundes 
in den Verkauf eines Grundftüds zu willigen. Bisher haben wir folhe Bor: 
münder mit dergleihen Anträgen zurüd —I— weil wir keine Kenntniß des 
Vermögens hatten, und alſo die Nützlichkeit oder Rothwendigkeit des Verkaufs 
nicht beurtheilen konnten. 

Zuweilen kann ſich dies zwar aus der Beſchaffenheit des Grundſtücks ſelbſt ergeben; 
allein mehrentheils muß ſolches in Verhältniß gegen das übrige Vermögen beſtimmt 
werden, als z. B. nach $.551., wenn die auf Zahlung dringenden Gläubiger aus 
dem übrigen Vermögen nicht mon werden Tonnen, und nah $. 552., wenn 
das übrige Vermögen zur Wiederperfiellung eines verfallenen Grumdftüds nicht hin 
reichen würde, 

Da uns dergleichen Anträge auf den Verkauf eines Immobilis oft In Verlegendeit 

fepen — fo müſſen wir uus Em, Königlichen Majeſtät höhere Beſcheidung darü— 
er erbitten: 
ob wir in einem ſolchen Falle nah Vorſchrift des $. 686 u. 687. verfahren, oder 
ob wir den Vormund zur Dffenlegung des Inventarii anhalten, oder was für 
Modalitäten wir font beobachten follen? 
Es ſcheinen alfo überhaupt die Bormundfchaften, worin nur verſchloſſene Inventarien 
übergeben werden, eine befondere Beſtimmung des Berhältniffes des Bormundes zum 
vormundfhaftlihen Gerichte, in Anfehung der einzelnen 8. 422 bis 678. vorgefchriebe- 
nen Ginfhränfungen der vormundfhaftliben Adminiftration, zu erfordern, welches 
wir Em, Königl. Majetät höhern Entfheidung anheim flellen. | 


Emmerich, den 19. Februar 1796, 
Das Elevmärkifhe Yupillen- Collegium, 


Euer anderweitiger über die Anwendung des A.L. R. in Bormundfchaftsfachen 
unterm 19.0. M. erjtatteter Bericht ift zurecht eingegangen. Es kann aber das ad 
No. 3, des Reſcripts vom 18, Januar d. J. von Euch gemachte Bedenken in der er: 
haltenen VBorbefcheidung nichts ändern, Daraus, daß das obervormundſchaftliche 
Gericht, in Ermangelung eines offenen Inventatii und der Rechnungen, das ganze 
Bermögen in complexu nicht überſehen Tonne, folgt nur fo viel, daß ſich daffelbe in 
Fällen, wo es auf eine ſolche Ueberſicht wirklich ankommt, auf die Angaben des Bor: 
mundes, ohne weitere Prüfung, verlaffen muß. 
Dies fchlieht aber noch nicht aus, daß das Judicium, bei — —— Richtigkeit 
dieſer Angaben, in facto nicht eben fo ſchuldig als befugt fein ſoll, bei Grtheilung 
oder DANS feiner Approbation für die —* und das Intereſſe der Minorennen 
zu forgen. Ad specialia iſt 
ad 1, nicht abzufehen, warum die vorhandenen Wetivinftrumente, foviel davon der 
Bormund als wirflih vorhanden angiebt, nicht ad depositum follten genommen 
werden können. Dadurch wird ja noch nicht die ganze Activmaſſe, zu der, außer 
ben Immobilien und Yetivis, auch noch andere Rubriken gehören, und. die Paf- 
fiomaffe gar nicht offen gelegt. Eben fo wird 

ad 2. die — und Prüfung des dormundſchaftlichen Gerichts, In den ange: 
eigten Fällen, duch den Mangel eines offenen Inventarii und einer Rechnung 
eineswegs ausgefchloffen. Es folgt daraus nur fo viel, daß das Judiecium nichts 
ex oflicio thun kann, fondern die Anzeigen und Anfragen des Bormundes ab» 
warten muß, mithin auch, wegen Unterlaffung einer bei folchen Umſtänden nicht 
möglichen Aufficht, außer Berantwortung ift. 

ad 3. et 4. muß folglich das vormundfchaftlihe Gericht es auf das Gutachten des 

Bormundes lediglich anfommen laffen. 
ad 5. hat es eben die Bewandniß wie ad 2. Das Judicium kann freilih nur nad 

den datis urtheilen, welche der Vormund fuppebitirt, darf aber auch die Nichtig- 

feit diefer datorum nicht vertreten, 
ad 6. kann und muß das Judicium diejenigen Ueberſchüſſe, welche ber Vormund ablie 
fert, allerdings ad depositum annehmen. Auch muß = 
ad 7. das vormundfchaftliche Gericht die Nothwendigleit oder Nüplichkeis der Aliena⸗ 
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tion Allerdings Deren folglich mehr thun, als in 8.687. vorgefchrieben if, 
Aber auch hiet kann es nur nad dem datis und Umftände im facto, die der 
—— — Me Hand giebt, urtheilen, und darf für die Richtigkeit dieſer Au— 
"gaben n aften. J a on — 

ac diefen Belehrungen habt Ahr Euch u achten und bie Untergerichte zu inftruls 


ven. ıc, Berlin, den 7. Mär 1796, — | | 
ent no IC, T. X. S. 1889. No. 20.b. des Nachtrags 1798, 
Acnter Abschnitt. 


‚Von Aufhebung der Vormundschaften. 


e — Ende der Vormundschaft. 

"&. 695: Die Vorsorge des Staats für seine Pflegebefohlnen darf nicht 
länger fortgesetzt werden, als die Umstände dauern, welche sie noth- 
wendig gemacht haben. | 

1. Von Seiten der Pflegebefohlnen 1) durch erreichte Volljährigkeit; 

8.696.. Eine wegen Minderjährigkeit angeordnete Vormundschaft 
hört auf, wenn der Pflegebefohlne das Vier und Zwanzigste Jahr zu- 
rückgelegt hat. |. 


1) a) Bescript v.16.Mai 1794, wonach die Dauer der Minderjährigfeit auch in 
ber Mark nach der Beftimmung des Y.L.R. zu berechnen ift; f. zu I. 1. 8.26, 


b) BRescript v.26.3uni 18083, betr, den Majorennitätötermin und bieBehörben, 
welche Grofiährigfeitserflärungen ertheilen Fünnen, 


Euch ift erinnerlih, daß auf den Grund der C. O. v. 27. Mai 1806 am 30, Zus 
lius 1806 der gutachtlihe Bericht der Landes: Juſtiz- und Pupillen» Eollegien über 
den 21- und 24jährigen Majorennitäts: Termin erfordert worden ift. Nach eingehol: 
tem Gutachten der Geſetz-Commiſſion über die eingegangenen Berichte ift die Aller: 
höchſte Eniſchließung, laut der Inmediar: Verfügung vom 16. d. M, dahin ausges 
fallen: daß es bei dem für die ganze Monarhie und ohne Unterfchied der Stände 
und des Gefchlehts, vermöge des A. L. R. Thl. J. Zir.1. 9.26. und der dabei zum 
Grunde fiegenden ED. vom 5. November 1790 feftftehenden zurücgelegten vier umd 
zwanzigften Jahre, bloß mit Ausnahme der Juden (erfter Anhang zum A. L. R. $. 3.) 
verbleiben, und alfo auc in den Provinzial-Rechten, eben fo wie es in dem Dit: 
preußifchen gefcheben, diefer Termin beibehalten werden fol, Dagegen foll aber auch 
in der ganzen Monarchie die Borfchrift des A.L. R. Thl.2. Tit. 18. 8. 720., ohne 
Einfchränfung flat finden. So wie num bereits durch die früheren C. O. vom 14, 
Dctober 1807 und 3. April 1808 den Landes: Pupillen : Eollegiis die Majorennitäts: 
Erklärungen überlaffen worden find; fo follen von jest an die untergeordneten vor: 
mundihartlichen Gerichte überall befugt fein, ohne weitere Rückfrage bei einer höhern 
Inſtanz, im Abficht der Perfonen des Bürger» oder Bauernftandes, die unter ihnen 
ftehen, die Majorennitäts » Erklärung in dem dazu ae geeigneten Fällen zu er: 
theilen, wogegen in Abſicht der Perſonen von Adel felbige auch alsdann bei dem 
Landes: Pupillen» Eollegio gefucht werden ntuß, wenn die Vormundſchaft bei einer 
untergeordneten Behörde geführt wird. 

Ihr habt daher die Umntergerichte Eures Departements hiervon zu benachrichtigen 
und fie in Abficht der Koften mit der erforderlihen Anweifung zu verfehen, nämlich 
daß die Ehargen : Gebühren nach der diesfälligen Taxe an die Behörde entrichtet 
werden müffen, daß das geordnete Stempelpapier adhibirt werden muß, und daß die 
Gerichts » Gebühren nur. nach der für_die fonftigen Ausfertigungen jedem vormund- 
fhaftlihen Gerichte vorgefchriebenen Sportultare genommen werden dürfen. Bor 
erfolgter Berichtigung der Koften darf die Großjährigkeits- Erklärung dem Impetran— 
ten nicht ge werden, unter eigener Berantwortlichfeit des Gerichts für die 
Ehargen» und Stempelgebühren: Mathis B.6. S. 193, Ir Abſchnitt. 


e) ©. ©. vom 23. November 1808, ‚betr. die gleichmäßige Beftimmung des Majos 
rennitätdtermins. 


Mein lieber Kanzler Freiberr v. Schrötter. Auf Euren Bericht vom 18. d. 
M. will Ich es hierdurch genehmigen, daß Ihr diejenigen Landes »Zuftizcollegia, 
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y * — das 21. Jahr als Majorennitätstermin bieher gegolten 
at, nämlich: | 
1) die wejtpreußifche Regierung wegen ihres ganzen Departements, mit Ein. 
ſchluß des Heberrefts vom vormaligen Brombergfhen Departement und mit 
Ausnahme des Marienwerderichen Kreifes, | 
2) die Reumärkiſche Regierung wegen des Züllihanfhen und Croffenfchen 


Kreiſes, 

3) 20 Kammergericht wegen des dieffeitigen Theils des Herzogthums Magbde: 
urg, 

4) das Hofgericht zu Cöslin wegen des Lauenburgfchen und Bütowſchen Krei- 


ſes, und 
5) hr 5 Ober-Amts-Regierung wegen des Bürger: und Bauernſtandes 
n efien, | 

zur öffentlihen Bekanntmachung anweiſet: Ba 
daß alle Perſonen männlihen und weiblichen Gefchledhtd mit Ausnahme der 
Juden, deren Majorennitätstermin nach $. 3. des erften Anbangs zum A.L.R. 
mit dem vollendeten 20. Jahre eintritt, erft mit dem zurüdgelegten 24. Jabre 
volljährig werden follen, jedoch mit Ausnahme derer, welche am 1. Januar 1809 
das 20. Jahr bereits werden erreicht haben, als im Abficht welcher die Großjäh: 
tigkeit mit dem zurüdgelegten 21. Jahre annoch eintreten fol. s 
Ihr habt hiernach das Weitere, auch wegen Fünftiger Aufnahme diefer gefegli- 
hen Beftimmung in die Provinzialgefegbücher,, zu verfügen. 
Act. des Juſtizm. Gen. M, Xr. 3, Vol. II. Fol. 123, 


d) Verordnung v. 1. Auguſt 1817, wegen Einführung des 24 jährigen Majos 
rennitätdtermins im Fürftenthum Erfurt und Amte Wandersleben und Verordnung 
v.6. Juni 1831, deögl. im Men: Borpommern und Rügen; f. zu 1.1. 8.26, 


2) a) Edict vom 11. März 1812, betr. die bürgerlichen Verhältniſſe der Juden, 
Bescript v.23.Yuguft 1813, betr. die Volljährigkeit der Juden; Bescript v. 24. Jar 
nuar 1814, betr. die Volljährigkeit der Zuben in Danzig; Bescript v. 20. Oetbr. 1518, 
betr. die Grofjährigfeit der Zuden im Großherzogthum Poſen und Verordnung über 
bad Zudenwefen im Großbherzogthum Poſen; f. zu I. 1, 8.26, Anh. 8.3, 


b) Bescript ». 23, Juni 1836, betr. den Volljährigkeitätermin im ben ehemals 
Königl. Weftphälifchen Lanbestheilen, 
* Königl, Gerichtsdeputation zu Salzkotten hat bei dem Zuftizminifter darüber 
angefragt: 
mit welchem Lebensjahre der Majorennitätstermin ber dortigen Juden nad der 
egenwärtigen Geſeßgebung eintrete? 
Das Königl. D. L. Ger. erhält anliegend Abfchrift des betreffenden Berichts vom 
12.d.M. mit dem Gröffnen zugefertigt, daß der Zuitizminifter der darin entwidelten 
Anſicht dahin beitritt: 
daß nad $.14, des Publikationspatents zur Ginführung des A. L. R. vom 
9, September 1814 der Eintritt der Majorennität der dortigen Juden, gleich 
wie pi Den übrigen Unterthanen, mit dem vollendeten 24ften Lebensjahre an: 
zunehmen iſt. 
Diefer Annahme ſteht die Allerh. E.D. vom 8 Auguſt 1830 (G. S. ©. 116.) nicht 
entgegen, fie beftimmt nur, daß das Edikt vom 11. März 1812 über die bürgerlichen 
Verhaltniſſe der Zuden dort nicht eingeführt fei, daß vielmehr diefe befondern Ber: 
hältniffe der Juden nach den bisherigen Geſetzen beurtheilt werden müßten, Hätten 
alfo die Juden nad dem früheren Gefegen einen befondern von der a'gemeinen Vers 
faffung ‚abweihenden Majorennitätstermin gehabt, fo würde diefer allerdings noch 
egenwärtig_gelten. Dieß it aber nicht der Fall. Sie waren vielmehr, wie der 
tt. I. des Defters vom 27. Januar 1808 Klar ergiebt, allen übrigen Unterthanen in 
diefer Beziehung und fonft gleichgeflellt, mithin auch gleich diefen ar allgemeinen 
geleslihen Abänderung des Majorennitätstermins unterworfen. Es folgt hieraus, 
aß der frühere allgemein hejealice Majorennitärstermin von 21 Jahren auch in Bes 
treff der Juden durch die Einführung des A. L. R. weggefallen und an defien Stelle 
der landrechtliche Majorennitätstermin von 24 Jahren nad) $.14. des Publifationd: 
patents vom 9, September 1814 getreten ift. 


pw) 
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iernach hat daher das Kollegium zu verfahren und die Verfügung vom 3. Mai 
d. En zurückzunehmen. v. K. J. B. 47. ©. 501. 


3) Bescript »v.28. April 1803, betr. bie Frage, nach welchen Gefegen bie Grofiiährigs 
Feit bei Berfonen weiblichen Gefchlechtö nach ihrer Verheirathung au beurtheilen ſei. 


ne ertheilen Euch auf die vermittelt Berichts vom 11.9. M. von Euch gethane 
Anfrage: j 
ob die Majorennität einer Perfon, welche aus ihren Foro heraus und 
in ein anderes Forum übergegangen ift, nad) den Gefegen des Fori originis 
oder domicilii zu beurtheilen fei? B i 
zu welcher die weifelhaftigfeit des Majorennitäts-Termins der aus N. gebürtigen 
Ehegattin des Syndici N, zu N. Veranlaffung gegeben hat, hiermit zur Nefolution: 
daß Perfonen weiblihen Geſchlechts durch ihre Verheirathung ihr forum originis 
verlieren, dagegen in das forum mariti übergehen, und wenn in dieſem ein 
früherer Majorennitäts- Termin eingeführt ift als im ihrem foro originis, erſte— 
rer und nicht 3 — Be rn ——*8* — 
ernach habt Ihr daher den Magiſtrat zu N. zu beſcheiden und anzuweiſen. 
— Neues Archiv B. 3. S. 86, 
4) Rescerpto O. Noobr. 1821, Betr, ben Volljährigkeitstermin für einen mit feinem 
Bater in eine andere Provinz gezogenen Curanden. 

Aus dem Berichte des Königl, Pupillen: Eollegii vom 26.9, M. ift erfehen wor» 
den, welche Zweifel bei demfelben, hinfichtlich des Volljährigkeits-Termins eines mit 
feinem Vater in eine andere Provinz gejogenen Euranden, obmalten. 

Der Juſtiz- Meinifter tritt, mit Ruͤckſicht auf die Vorfhrift der A. G. O. Thl. I. 
Zit.2. $.18., der Meinung derjenigen Mitglieder des Collegiums bei, weldhe dafür 
hält, daß, wenn ein folder Curande feinen Wohnfig in einer Provinz nimmt, wo 
nad den zur Zeit noch beitehenden Gefegen der terminus majorennitatis früher als in 
der Provinz, wo die Curatel angeordnet worden ift, eintritt, er mac) jenen Geſetzen 
zu behandeln, mithin nach Zurüdlegung des gefeglihen Alters für majorenn zu er 
achten, und ihm fein Vermögen zu verabfolgen iſt. 

Uebrigens hätte es einer Anfrage über einen Gegenftand, welcher verfaffungs 
mäßig zur Beurtheilung des Collegiums gehört, und worüber daffelbe durh_Stim- 
menmehrheit bereits concludirt hat, gar nicht bedurft, v. K. J. B.18. ©. 282. 


5) Bescripte v. 4. Mai 1801. und 21. Octbr. 1831, Betr. die Dispofitionsfähigkeit 
eines noch nicht 24 Zahr alten, in feinem perfönlichen foro Majorennen, in foro rei sitae aber 
noch Minderjährigen rückſichtlich eines Grundftücs; f. zur Einleit. 8.33. B. I. S. 103. 


6) Bescript v. 26. Ypril1801, betr. die Endigung der Bormundfchaft, wenn bad Alter 
nicht durch einen Tauffchein feftzuftellen iſt. 


Ihr habt vermittelft Berichts vom 8. d. M. auf Veranlaffung der Nihen Vormund⸗ 
fhaftsfahe angefragt, wie es mit Endigung der Vormundſchaft gehalten werden 
folle, wenn der Terminus majorennitatis eines Curandi nicht auszumitteln fteht. 

In der Regel wird, bei Grmangelung von Taufjcheinen und anderer glaubhafter 
Annotationen, das Alter durch Vernehmung der Taufzeugen deffelten, der Hausge 
nofjen, der Eltern und der mit ihm aufgewachfenen Kinder, der Nachbarn der Eltern, 
oder ſolcher Perfonen, welche mit ihm die Schule befucht haben, ausgemittelt, oder 
nad) dem Alter feiner ältern oder jüngern Geſchwiſter, wenn dergleichen vorhanden 
find, oder nad der Ausfage derfelben arbitrirt. Od noch andere Arten der Ausmit- 
telung möglich find, muß in casu concreto beurtheilt werden, und wir fönnen Euch 
daher auf Eure allgemeine Anfrage in dem Nichen Falle nur dahin befcheiden, wegen 
Ausmittelung des Alters deffelben nad) den obigen Anweifungen zu verfahren, und 
in zweifelhaften Fällen zur mehrern Sicherheit den fpäteften, der ausgemittelten Lage 
der Sache angemefienen Zeitpunft pro Termino majorennitatis anzunehmen. 

Neues Arhiv B.2. ©. 121. 

Anh. 8.170. In denjenigen Provinzen, in welchen die Vorschrift 

des allgemeinen Landrechts, wegen der erst nach zurüchge- 
legtem Vier und zwanzigsten Jahre eintretenden Grossjäh- 
rigkeit, noch nicht eingeführt worden, soll den nächsten Ver- 
wandten und Vormündern solcher früher majorenn werden- 
den Personen verslaltet sein, auf Verlängerung der Vor- 
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mundschaft bis zum zurüchgelegien Vier und zwanzigsten 
Jahre anzutragen, in so fern dıe Aufführung des Pflegebe- 
fohlnen hierzu hinlängliche Veranlassung gegeben hat. Das 
Vormundschaftscollegium muss auf befand Zulässigkeit 
eines hierauf gerichteten Gesuchs die erforderlichen Vorkeh- 
rungen dass der Pflegebefohlne nur die Disposition 
über die Einkünfte seines Vermögens erhalte. Dagegen 
bleibt die Substanz des letztern bis nach — eglem 
Vier und zwanzigsten Jahre unter obervormundschaftlicher 
Aufsicht und Gewahrsam, so dass dem Pflegebefohlnen nicht 
estatiet wird, Schulden zu machen, oder eigenmächtig solche 
—— en einzugehen, wozu bei Minderjährigen obervor- 
mundschajliche Consens erfordert wird, 
Einschränkungen dieser Art müssen durch dreimalige 
Einrückung in dıe Zeitungen und Intelligenzbläiter der Pro- 
vinz bekannt gemacht werden. | 


Circularrescript v.19, Decdr. 1799, Adfchn. UI. wörtlich aufgen. in 8.170, 
bed Anhangs. 

8.697. Diesen gesetzlichen Termin der Volljährigkeit kann in der 
Regel kein Erblasser der Pflegebefohluen, weder verlängern, noch ver- 
kürzen. | 

$. 698. Hat aber der Vater eıne Verlängerung der Vormundschaft - 
zum Besten der Pflegebefohlnen ausdrücklich verordnet: so muss die- 
selbe, jedoch nicht weiter als höchstens Sechs Jahre über den gesetz- 
lichen Termin der Volljährigkeit, fortgesetzt werden. | 

8.699. Hat nicht der Vater, sondern nur ein anderer Erblasser der- 
gleichen Verlangen geäussert: so ist dennoch das vormundschaftliche 
Gericht schuldig, von Amts wegen näher zu prüfen: ob gesetzmässige 
Ursachen vorhanden sind, welche die Fortsetzung der Vormundschaft 
nothwendig machen. 


Bescript v. 11. März 1822, betr. bie Verlängerung des Bolljährigfeitötermins. 

In Abſicht der Verlängerung des Bolljährigkeitsterming geben die Geſetze dem vor: 
mundfhaftlihen Gerichte nur in dem $. 699, Tit. 18. Thl.Il. des A. L. R. bezeichneten 

alle eine Eognitions » Befugnid. Cine Ausdehnung diefer Befugniß finder nicht 

tatt; fie iſt aber auch an ſich nicht nöthig, da, wofern der zur Bolljahrigfeit gelangte 
Hflegebefohlene wegen Blödfinns oder Gemüthsſchwäche für fih und feine Angelegen- 
heiten zu forgen außer Stande wäre, die Fürforge des Staats für ihn, nah $$.1, 
und 12, ff. a.a.D., ohnehin eintritt. Alsdann muß jedoch das in der A. 6. O. Thl. J. 
Tit. 38. vorgeſchriebene Verfahren beobachtet werden. 

Auf dieſes Verfahren wird das Königl. Pupillen-Collegium zur Beantwortung 
der mittelt Berichts vom 16. v. M. gethanen pufege in dem vollfommen Dazu 
geeigner fcheinenden Nſchen Falle zu feiner Direction lediglich verwieſen. 

v. K. J. B. 19. ©. 172, 


S. 700. Für gesetzmässige Gründe sind in diesem Falle nur solche zu 
achten, welche hinreichen würden, auch einen Volljährigen, als Ver 
schwender, unter Vormundschaft zu setzen. 


8.701. Eine erhebliche Gemüthsschwäche, wenn gleich selbige noch 
nicht bis zu einem solchen Grade gestiegen wäre, der die Anordnung 
einer neuen Vormundschaft nothwendig machen könnte, kann dennoch 
die auch nur von einem Fremden angeordnete Fortsetzung derjenigen, 
welche bisher wegen minderjährigen Alters angeordnet war, unter der 
Bestimmung des $ 698, rechtfertigen. 


106 Bweiter Theil. Achtzehnter Titel. $. 702- 


8.702. In allen Fällen, wenn eine Verlängerung der Vormundschaft 
es sei nach der Anordnung des Vaters, oder nach dem Befinden des 
Richters, für'nöthig erachtet wird: kann dem Pflegebefohlnen das recht- 
liche Gehör dagegen nicht versagt werden. 

$. 703. Doch wird während des Prozesses die Vormundschaft fort- 

esetzt. ! 
B 8.704. In allen Fällen, wo eine wegen Minderjährigkeit angeordnete 
Vormundschaft über den gesetzlichen Termin der Volljährigkeit ver- 
längert wird, muss’ diese Verlängerung eben so, wie bei Prodigalitäts- 
erklärungen verordnet ist, öffentlich bekannt gemacht werden. 


8.705. Damit in dem Verkehre des bürgerlichen Lebens jeder im ' 
Stande sei, sich vollkommen zu vergewissern: ob derjenige, mit dem er 
einen Vertrag schliessen oder ein anderes Geschäft verhandeln will, 
noch unter Vormundschaft stehe, oder nicht: so soll jedem’ Pflegebe- 
fohlnen, welcher nach erlangter Volljährigkeit der Ines ent- 
lassen wird, ein schriftliches Zeugniss darüber von dem vormundschaft- 
lichen Gerichte ertheilt werden. 

8. 706. Dergleichen Zeugniss dient aber bloss zur Legitimation des 
gewesenen Pflegebefohlnen, und der Mangel desselben bewirkt für sich 
allein keine Ungültigkeit in dem mit ihm verhandelten Geschäfte. 

8. 707. Uebrigens bleibt zwar dem Vater sowohl als jedem Andern, 
welcher einem Pflegebefohlnen mehr, als einen ihm schuldigen Pflicht- 
theil zuwendet, die Befugniss, seine Disposition darüber auch nach er- 
langter Volljährigkeit einzuschränken. 

8.708. Die Kraft solcher Einschränkungen aber erstreckt sich nur 
auf die geschehene Zuwendung, und verpflichtet so wenig den Vor- 
. mund, als das vormundschaftliche Gericht, sich einer fernern Aufsicht 
oder Administration zu unterziehen. Ä 

8.709. Doch muss das Gericht, ehe es die Vormundschaft aufhebt, 
von Amts wegen dafür sorgen, dass dergleichen Einschränkungen, wenn 
sie Grundstücke betreffen, in das Hypothekenbuch eingetragen, und 
wenn sie Capitalien angehen, den Schuldnern derselben bekannt ge- 
macht werden. 

8.710. Auch muss das vormundschaftliche Gericht solche Einschrän- 
kungen in dem nach $. 705. dem gewesenen Pflegebefohlnen zu erthei- 

lenden Zeugnisse mit bemerken. 

G. 711. In wie fern über dergleichen solchen Einschränkungen unter- 
worfene Gegenstände gültig verfügt werden könne oder nicht, ist nach 
den Vorschriften des Vierten Titels im Ersten Theile, $. 15. sqg. zu 
beurtheilen. | 

Bescript v.2. Januar 1797, betr. bie richterliche Einwirkung bei der Einfchräns 
kung eines Erben über die Jahre der Bolljährigfeit hinaus. 


In den beiden unterm 22. December v. J. angezeigten Fällen, die Euch veranlaft 
haben, über den eigentlihen Sinn der $.708 und 709, Thl. I. Tit. 18. des A. L. R. 
anzufragen, habt Ihr allerdings mehr gethan als das Gefeg von Euch verlangt. 
Diefes dispenfirt den Richter ausdrücklich von aller Adminiſtration und Auffiht, und 
verpflichtet ihn bloß, die Einſchränkung eines gewefenen Pflegebefohlnen durch Ver: 
merk in dem Hypothekenbuche und durch Belanntmahung an den Schuldner fo 
weit zur Wiffenfhaft derjenigen, die fie angeht, zu bringen, als es nad den Um: 
Händen möglih und nöthig it, um ontraventionen gegen die Willenserklärung zu 
verhüten, und dagegen zu warnen. 

Daß diefe Vorſchrift in unmittelbarer Beziehung auf die Verordnung des A. L. R. 
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Thl. J. Fit. 4-8.44—19, fiche, amd daß ihre Zwed fei, die an ſich rechtsbeftändigen 
Willenserflärungen der , Staatseinwohner, fo weit es ohne Ungewißheit und Sit. 
ung im bürgerlichen Verkehr zu bewirken, und einen Dritten ohne feine Schuld in 
Berlegenheit und Rachtheil zu jegen, geichehen kann, aufrecht: zu erhalten, wird Euch 
bei näherer Vergleichung diefer efephellen von jelbit einleuchten, Ä 
« Wenn aber, der Richter diefe Befanntmahung verfügt bat, ſo hört damit fein 
Amt auf, und tritt dann erft wieder ein, wenn er dazu durch eine Partei gehörig 
aufgefordert wird. Wenn alfo 4.3. der Schuldner des einer ſoichen Einfchräntung 
unterworfenen Gapitals daffelbe zurückzahlen will; fo .ift es feine Sache, zu beurthei- 
Ien, ob er an den Gläubiger mit Sicherheit zahlen, und demfelben überlaffen könne, 
das Geld anderweit, der — gemäß zu verwenden; oder ob er die 
Zahlung nur ad Depositum Jeiften wolle. Im Iegrerm Falle muß freilich der Richter 
die Zahlung’ annehnien, und das Geld in Depbsito judieiali fo ange afferviren umd 
verwalten, bis darüber von dem Inhaber andere, der Willenserklärung gemäße, Dis: 
pofitionen getroffen werden, Gereicht die Einfhränfung zum Vortheil eines Dritten; 
fo nuuß diefer aufgefordert werden, feine Rechte wahrzunehmen, und der Richter hat 
alsdann die weitere Negulirung der Sache den Partheien zu überlaffen, und nur 
dann mit feinem richterlihen Amte einzntvesen, wenn unter Diefen-ein Streit entfteht, 
der einer rechtlichen Entſcheidung bedarf, Iſt fein Dritter vorhanden, dem der Bes 
trieb der Sache zukommt und obliegt, fo muß freilich nach Vorſchrift des A. L. R. 
Thl. I. Tit, 18, 8.49, den unbefannten Intereffenten ein Curator beftellt werden, der 
für die a der Willenserflärung forgt, Wenn aber mit deffen Zuziehung die 
Sache einmal tegulirt if; fo hört das Amt des Richters wieder auf, und nur eine 
nochmalige Aufforderung Tann ihn zu deſſen anderweitiger Interpoſition verpflichten. 
Berrifft die Einſchränkung ein Grundſtück, und ift auf demfelben eingetragen; fo wird 
der das Hnpothefenbuc führende Richter durch feine Pflicht, den Glauben des Hypo« 
thefenbuchs aufrecht zu erhakten, allerdings mehr vinkulirt, umd er muß von Amts 
wegen mit dem Grundſtücke nichts gefchehen Taffen, was der darauf vermerkten. Eins 
ſchränkung zuwider iſt. Er muß alfo, wenn 3.8. die Veräufferung abfolut verboten 
worden, Teinen dahin abzielenden Vertrag zur Gonfirmation annehmen und eintra- 
en. Gr muß, wenn die Einſchränkung von anderer Art ift, bei dem Hypotheken— 
uche feine derfelben zuwider laufende Handlung vollziehen laſſen. Behauptet der 
Inhaber, daß feine Dispofition der eingetragenen Willenserflärung nicht zuwider fei, 
oder dag er durch diefe Willenserklärung gar nicht, oder nicht weiter verpflichtet 
werde; oder finder der Nichter felbit die Sache zweifelhaft; fo muß er, wie im dem 
vorigen Falle, entweder die befannten Intereffenten, oder einen den unbefannten Inte⸗ 
reſſenten zu beftellenden Curator auffordern, die Sache mit dem Inhaber. auszumachen, 
Weiter aber erfiredt fein Amt auch hier ſich nicht, und mit einer eigentlichen Admi— 
niftration kann er im folden Fällen niemals beläftigt werden. 
N. C.C. T.X. ©. 907, No. 2. de 1797. und Stengels Beitr, IIL 201. 
8.712. Aus eigener Bewegung darf sich die Obrigkeit der vormund- 
schaftlichen Obsorge für einen Pflegebefohlnen vor erreichtem volljäh- 
rigen Alter desselben, nıemals entziehen. 
2) durch Majorennitätserklärung ; 

8: 713. Der Pflegebefohlne hingegen kann die Majorennitätserklä- 
rung suchen, wenn er nachweisen kann, dass er sich selbst vorzustehen 
vollkommen fähig sei; und dass die Aufhebung der Vormundschaft sei- 
nen wahren und dauernden Vortheil mehr, als deren Fortsetzung be- 
fördern werde. | 

$. 714. Ob dergleichen Umstände vorhanden sind, muss das vor- 
mundschaftliche Gericht, mit Zuziehung des bisherigen Vormundes, der 
anwesenden nächsten Verwandten, und derjenigen Personen, unter de- 
ren Aufsicht der Pflegebefohlne bisher gestanden hat, sorgfältig prüfen. 

Bescript v.10. März; 1834, daß die Majorennitätserflärung nicht allein von ber 
Übereinftimmung bes Bormunds und des vormundfehaftlichen Gerichts abhängig ift. 
(Ertraet) 


ꝛc. Uebrigens ift es eine irrige Anficht des Collegiums, daß die Majorennitäts⸗ 
Erklärung nur von der Uebereinſtimmung der Erkläaͤrung der Vormünder und des 
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vormundfhaftlihen Gerichts abhängig fe. Die VBormundfchaftsgerichte ſtehen and) 
in diefer, ihnen durch die Allerhöchfte E- D. vom 14, Dftbr. 1807, und 3, Apr, 1808, 
(G. ©. ©. 173, und 224.) beigelegten Befugniß unter der Dberaufficht des Zuftize 
minifters, und haben baher hierin, wie in andern Juſtizangelegenheiten, in den durch 
die Allerhöchſte C. D. vom 6. Septbr. 1815. beftimmten Fallen den Anweifungen def 
felben Folge zu leiſten. v. K. J. B. 44. ©, 74, 


8.715. Wenn ein Vater für sein Kind die Majorennitätserklärung 
selbst nachsucht: so muss die $. 714. verordnete Prüfung des vormund- 
schaftlichen Gerichts zwar ebenfalls erfolgen; 

8.716. Doch muss diese Prüfung nur darauf gerichtet werden: ob 
Umstände vorhanden sind, unter welchen das Interesse des für volljäh- 
rig zu erklärenden Kindes mit dem des Vaters in Widerspruch kom- 
men, und also das Kind durch die Majorennitätserklärung Schaden 
leiden könnte. 


1) Bescripte v. 3, Januar und 18. April 1796, 17. Zuli 1813, 4. Januar 1814 und 
⁊. Novbr. 1817, betr. bie Entlaffung eines Sohnes aus ber väterlichen Gewalt mit ber Wirs 
kung der Grofiährigfeitderklärung und bad Verfahren bei derfelben; 


2) Bescript v. 28. Febr. 1837, betr. den Unterfchied der Entlaffung eines minorennen 
Sohnes aud ber väterlichen Gewalt mit der Wirfung ber Majorennitätderflärung, und ber 
Bolljährigkeitserflärung auf Antrag des Vaters; 


3) Mescript v.14.März 1796, daf bie Entlaffung einer Tochter and ber väterlichen 
Gewalt nicht die Wirkung der Grofiährigkeitserflärung hat; 
f. zul, 2,8,216, Auh. 8.91, 


8.717. Hat der verstorbene Vater der Pflegebefohlnen die Abkür- 
zung des Termins zur Volljährigkeit gewollt: so bedarf es keiner Un- 
tersuchung; in so fern nicht der Vormund erhebliche Gründe anführt, 
welche die Fortsetzung der Vormundschaft zum eignen Besten der 
Pflegebefohlnen rathsam machen. 


Mescript v. 22, Juli 1833, daf bei einer im väterlichen Teftamente angeordneten 
Majorennitätderflärung es der Einleitung einer Bormundfchaft nicht bedarf. 


Der von dem Königl. Stabtgericht wegen Auslegung des 8.717, Tit. 18. Thl. I. 
AL NR. unter dem 4. v. M. eritattete Bericht ift dem Kurmärfifhen Pupillen-Eolles 
gium zur Erklärung mitgetheilt worden. Nah Eingang derfelben erhält daffelbe 
nunmehr zum Befcheide: 

dag ein Minderjähriger, deffen Grofjährigfeits-Erflärung von feinem Water 

in einer Iegiwilligen Verordnung in Antrag gebradt wird, nicht erft unter 

Bormundfhaft geftellt werden darf, um den Vormund deffelben über die Zu 

Käffptel der Großjährigfeits: Erklärung zu vernehmen, wenn ber Minder: 
äbrige 

a) zur Zeit der Errichtung der letztwilligen Verordnung das 20 ſte Lebeusjahr 
bereits zurückgelegt hatte, und 

b) wenn er von diefer väterlichen Beftimmung Gebrauch mahen will, 


Der $. 717, Tit. 18. Thl. II. A. L. R. betrifft einen andern Fall. Gr lautet: 
Hat der verftorbene Bater der Pflegebefohlnen die Abkürzung des Termins zur 
Volljährigkeit gewollt, fo bedarf es feiner Unterfuhung, infofern nicht der Bor: 
mund erheblihe Grunde anführt, welde die Fortiegung der Vormundſchaft 
sum eigenen Beiten der Pflegebefohlenen rathſam machen, 

Hier wird vorausgefegt, daß urfprünglic eine Vormundſchaft eingeleitet geweſen, 
und daß fpäter erft der Zeitpunkt eingetreten ift, da vom der Aufhebung der Vor— 
mundſchaft die Rede fein Tonne. ‘Darum befindet ſich auch jene Geſetzſtelle in dem 
18. Titel des IL. Theils des A. L. R. in der Lehre von der Vormundſchaft und in 
dem Abſchnitt vom der Aufhebung derfelben. 

Anders verhält es fih, wenn noch feine Vormundſchaft eingeleitet ift und der 
Minderjährige das 20fte Jahr bereits zurücgelegt hat. 

Der Bater hatte alsdann die Wahl, entweder den Sohn fofort aus der vä— 
terlichen Gewalt zu entlaffen, mit aller Wirkung der Volljährigkeit $. 214, und 
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216. Tit. 2. Thl. II. A. L. R., oder den Eintritt ber Bolliährigkeits -Erflärung 

u den Zeitpunkt feines Todes hinauszufchieben. , 
Sein Wille ift in beiden Fällen entfheidend. Das Gefeg ehrt die echte des Ba: 
ters in der Vorausfegung, daß Niemand fo gut im Stande ift, über die Fähigkei- 
ten und den Charakter eines Menſchen zu urtheilen, als der eigene Vater, und daß 
Niemand einen fo lebendigen Antheil an feinem Wohle nehmen wird, als er, Es 
verftattet felbft in dem Falle feine nähere Unterfuchung darüber, 

ob die Aufhebung der Bormundfchaft den wahren und dauernden Bortheil des 

Dflegebefohlenen mehr, als deren Forfegung befördern werde, 
wenn der Sohn noch nicht 20 Fahr alt war und der Vater verordnet hatte, daß 
derfelbe mit dem 20. Zahre für volljährig erklärt werden folle. Es bewilligt in die- 
fem Falle dem Bormunde nur ein Widerfpruchsrecht, wenn er erheblihe Gründe an- 
zuführen vermag. Es folgt hieraus umleugbar, daß eine ſolche Unterſuchung auch 
richt eintreten darf, wenn die Verhältniſſe von der Art waren, daß der Vater feinen 
Sohn ganz einfach aus der väterlihen Gewalt entlaffen durfte. 

Wenn aber das Gefeh bei der Wiederaufhebung einer bereits ſchwebenden Vor— 
mundfhaft den Vormund gehört willen will, ob er erheblihe Gründe zum Wider: 
ſpruch habe, fo folgt daraus Feinesweges, daß aud dann, wenn es fi nod darum 
handelt: ob eine VBormundfchaft erft einzuführen fei, ein Vormund zu dem Zweck 
* werben müſſe, um fi eben darüber zum erkläͤren, ob es eines Vormundes 
edürfe. 

Es wird ſich in dieſem Falle vielmehr die Mitwirkung der obervormundſchaftlichen 
Behörde nur darauf befinränfen müſſen, was ihr bei der Entlaſſung aus der väter⸗ 
lichen Gewalt: das Geſetz zur Pflicht macht, auf 

a) die Verlautbarung des väterlichen Willens und Einholung der Beiftimmung des 
Sohnes; $. 216. Tit. 2. Thl. II. A. L. R., und 

b) die — eines beglaubten Zeugniſſes darüber; $. 217. damit ſich der 

— erklärte Sohn als ſolcher im bürgerlichen Verkehr zu legitimiren im 

tande ſei. v. K. J. B. 42. S. 122. 

S. 718. Dagegen ist jedes Gesuch um Majorennitätserklärung un- 
statthaft, wenn der Vater dasselbe verboten,.oder auch nur seinen 
Willen, dass die Vormundschaft bis zur erlangten Volljährigkeit fort- 
dauern solle, ausdrücklich geäussert hat. 

8. 719. Vor zurückgelegtem Achtzehnten Jahre, bei Personen weib- 
lichen, und vor zurückgelegtem Zwanzigsten, bei Personen männlichen 
' Geschlechts, findet keine Majorennitätserklärung Statt. 

8.720. In Provinzen, wo Personen des Bürger- oder Bauernstandes, 
nach bisherigen Rechten, die Volljährigkeit mit zurückgelegtem Ein und 
' Zwanzigsten Jahre erreicht haben, ist das vermundschaftliche Gericht, 
unter welchem sie stehen, die Majorennitätserklärung ohne weitere 
Rückfrage bei einer höhern Instanz zu ertheilen befugt. 
S. 721. In wie fern in Provinzen, wo bisher das Fünf und zwanzigste 
Jahr der Termin der Volljährigkeit gewesen ist, so wie bei Adelichen 
überhaupt, die Majorennitätserklärung nur von dem Justizdepartement, 
oder von einem Landescollegio ertheilt werden könne, soll in den Pro- 
vinzialgesetzbüchern näher bestimmt werden. 

8.722. Bis dahin hat es bei der bisherigen Verfassung einer jeden 

Provin? in Ansehung dieser Fälle ($. 721.) sein Bewenden. 


1) C.©. v. 14. Oetbr. 1807, und ©. ©, v. 3. April 1808, betr. die Befugniß ber Pupil⸗ 
Ieneollegien zu Majorennitätderkflärungen. 

- Das Bommerfche Bormundfchafts:Gollegium trägt in dem anliegenden Berichte 
darauf an, nicht allein die minderjährige Wittwe des Lieutenants v. Wiersbitzky, 
geborne v. Eicftedt, nah dem Wunfche für majorenn erflären, fondern auch in 
allen dazu geeigneten Fünftigen Fällen, die Majorennitäts: Erklärung felbft erthei— 
len zu dürfen, und da es Mir unbedenklich fcheint, die Befugniffe der Landes. Fuftiz- 
Gollegien der Provinzen, in der angetragenen Art zu erweitern; fo will Jh Euch 
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hierdurch auftragen, demgemäß das Erforderliche fotwohl an das genannte Vor- 
mundfchafts: Gollegium , als auch im Allgemeinen eraeben zu laſſen, uud verbieibe 


Euer wohlaffectionfrter König. Memel, den 14. October 1807. 
N. C. C. T.XU, ©. 255. Wr. 17. de 1807. 


Ich habe aus Eurem Berichte vom 31. v. M. in Betreff der unterm 14. Octo⸗ 
ber v. J. erlaffenen Order, wornach den Landes. Juftizcollegien der Provinz die 
Befugniß zur Ertheilung der Majorennitäts » Erflärung beigelegt worden ift, erſe— 
ben, wie die Jmmediatcommiffion zu Berlin diefe Feftiegung verftanden, und dar- 
nach auch das Kammergericht und die übrigen Landes » Juftizcollegia in den noch 
nicht geräumten Provinzen angewiefen hat. Indem Ich Euch nun den eingereich- 
ten Bericht der genannten Gommiffion und des Kammergerichte,, bierneben wieder 
zurüdfende, eröffne ich Euch zugleich, wie Meine Abficht dahin gebt, daß die Pro- 
vinzial: Bupillencollegia die voraedachte erweiterte Befugnig ausüben follen, und 
diefe unter den Landes: Fuftizcollegiis der Provinz verftanden worden find, meil 
fie der Negel nad) mit denfelben vereinigt, oder doch als befondere Abtbeilungen 
derfelben anzufehen find. Die von der Immediatcommiffion dagegen aufgeftellten 
Gründe, find von Euch und dem Kammergerichte hinlänglich widerlegt worden. 
Die Rüdfiht auf die zur Büreaucaſſe des Juftizdepartements fließenden Geheimen 
‚Kanzleigebübren , fcheint übrigens die Houptiache zu fein, die aber, zumal unter 
den jegigen Umſtänden, durcaus unflatthaft it, und es follen vielmehr diefe Ge- 
bühren binführo ganz wegfallen, und von den Partheien nur die Gebühren für die 
Arbeiten bei den Pupillencollegiid, zu deren Gaffen eingezogen werden, indem ch 
Meinen Untertbanen die Sportellaft erleihtern will. Hiernächft überlaffe Jh Euch 
nunmehr das Weitere, und bin Euer wohlaffectionirter König. ale 

Königsberg, den 3. April 1808, | 

N. C. C. T. XII. b. ©, 329. Rr. 30. de 1808. 

2) a) BRescript v. 26, Juni 1808, betr. die Befugnifi ber Iintergerichte, Majorennis 

tätserflärungen ohne höhere Genehmigung zum ertheilen; f. zu $. 696, dieſ. Tit. 
b) Bescript v.11.3uli 1815, denfelben Gegenftand betr. 
Es hätte des von ber Königl. Pupillen: Commifjion zu Emmerich unterm 27. v. M. 
erftatteten Berichte, 
wegen der dem Kaufmann N. zu ertheilenden veniae aetatis, 
nicht bedurft, da durch die Königl, C. O. vom 14. October 1807 und das Refeript 
vom 26. Juni 1808 (in Mathis allgemeiner juriftifhen Monatsſchrift B. VL ©. 193.) 
den Landes » Pupillen » Collegien und VBormundfhafts » Gerichten die Majorennitäts- 
Erklärungen, in Abficht der Perfonen des Bürger: und Bauernftandes, in den dazu 
— Fällen ohne Rückfrage bei einer höhern Inſtanz, nachgelaſſen worden ſind. 
as an bat hiernach das weitere zu verfügen, die für den Bericht angefehte 
Tare und Stempel aber niederzufchlagen, 0.8.9. B.6. ©. 7. 
c) Bescript ». 23. Deebr. 1821, betr. die Richtbefugnift der Untergerichte, Mar 
jorennitätserflärungen adlicher Berfonen zu ertheilen, 

Da das Herzoglih Braunfhweig:Delfhe Fürftenthumsgericht nicht zu der: Elaffe 
der Dbergerichte gehört, und daher auch nur als eine untergeordnete vormundfchaft: 
liche Behörde zu betrachten ift, fo bleibt e8 bei den deutlihen Beltimmungen des 
Gireularreferipts vom 26. Juni 1808, deren Anwendung auf fih das Fürſtenthums— 
gericht nach feiner Anfrage vom 18,d. M. zweifelhaft erfheint. In Gemäßheit der: 
felben hat daher das Gericht fid; der Majorennitätserflärungen der Perfonen vom 
Adel zu enthalten, Yet. des Zuftism, Gen. M. No.3, Vol.3. Fol. 32, 

8.723. In allen Fällen, wo der Stand eines Pflegebeiohlnen männ- 
oder weiblichen Geschlechtes auf die Beurtheilung der Frage: von 
welcher Behörde die Majorennitätserklärung zu ertheilen sei? Einfluss 
hat, soll nur auf den Stand, welchen eine solche Person zur Zeit der 
angeordneten Vormundschaft gehabt hat, gesehen werden. 

8. 724. Die Majorennitätserklärung hat mit der wirklich erreichten 
Volljährigkeit durchgehends gleiche Wirkung. 
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1) Besecript v. 19. Mär; 1798. nebſt Bericht, betr. die Wirkung einer auferhalb 
Zandes ertheilten Majorennitätderflärung. 

F Monat Mai v. J. iſt der damalige Beſitzer der im O. und B. und in der 
G. G. gelegenen Gr. v. A. Familien-Fidei-Commiß⸗-Herrſchaften, M. O. Gr. v. U, 
auf der Fidei-Commiß-Herrſchaft G. in B. verſtorben, und bat feinen Sohn, ſon⸗ 
dern nur eine Tochter; welche nah dem Abſterben ihres erften Ehegatten, Grafen 
von K. zu W., jet fhon in zweiter Ehe mit dem dafigen Reihe: Hofrath G. v. F. 
lebt, imgleichen eine Witrwe hinterlaffen. ö 

Die Verhandlungen über die Legitimation des nächſten Fidei-Commißfolgers, M. 
©. Ör.v.%., haben fih dergeftalt in die Länge gesogen, dab über die in der ©. © 
belegenen Fidei: Commiß: Herrfhaften M., ©. und W. von uns eingereichte Admi— 
niftration hat angeordnet werden müſſen. Immittelſt aber ift anf diefen Herrfchaften 
die Separation des Fidei-Commiffes vom Allodio wirklich vor fid) gegangen, weil, 
zu Folge der uns Anfangs gemachten Anzeige, die genannte Tochter des Grblaffers, 
welcher allein nah G. Succeſſionsrechten ein Erbrecht auf die Allodialmaffe gebüh— 
ret, bereits ihre Majorennität erreicht haben follte, diefe aber durch eine befondere 
Eeffion ihre ganzes Erbrecht an ihre Mutter abgetreten, und letztere wiederum Be 
bufs der Separation einen Mandatarium in hiefigen Landen beftellt hat. Durch die 
Separation ift an hiefigem Allodio zwar eine Activmaſſe von nod etwas über .... 
ausgemittelt worden, inzwifchen wird diefe Activmaſſe dur die zum Theil bereits 
behandelten Allodial: Paffiva, und ins befondere durch die Entſchädigungs-Forderun— 
gen des Fidei- Commißfolgers wegen vorhandener Deteriorationen bis auf eine Klei— 
nigfeit abforbirt, fo daß die Allodial- Erbin, wenn fie die Entfhädigungs: Forderuns 
gen des Fidei- Commißfolgers insgefammt wider fich follte gelten laſſen müſſen, nad) 

erihtigung der Koften vielleicht gar nichts zu erben übrig behalten dürfte. Gegen 
wärtig ift, nad) binlänglich bewirkter Legitimation des Majoratsfolgers, die Sache in 
der Lage, daß die Adminiftration der bemerken Fidei: Commiß- Güter wird aufgeho: 
ben, und die Auseinanderfegung des Fidei-Commißfolgers mit der Allodial- Erbin 
wird vollendet werben Fönnen. 

Nun ift uns aber neuerdings die ganz unerwartete — geſchehen, daß die 
Tochter des Erblaſſers das in ganz Schleſien bei Perfonen adelihen Standes zur 
völligen Majorennität erforderliche 24. Tahr ihres Alters noch nicht: wirklich erreicht 
bat. Hierdurch gewinnt das Auseihanderfegungs: Gefchäft eine ganz andere Geſtalt; 
und da auf ſolche Weife auf die von der Tochter des Erblaſſers an ihre Mutter ge 
fchehene Abtretung der Allodial-Erbihaft weiter Feine Nücdjiht genommen werden 
kann, fo haben wir vor der Hand die Herbeifhaffung oder Sicherſtellung der Allo— 
dialmaffe een den Fidei - Commißfolger verfügt; welchemnächſt bei dem hieſigen 
ai olfegio die Tochter des Erblaffers annod unter Euratel zu nehmen, und 

1 felbige die Allodial: Erbfchaft weiter zu reguliren fein wird. Um die großen Weit- 
läuftigkeiten und Schwierigkeiten abzuwenden, welche dadurh vom neuem entftchen 
würden, bat der Mandatarius des Fidei-Commißfolgers beigehende Piece bei uns 
eingereicht, wornach der jest verehelichten Gr. v. S©., nad dem Zode ihres erften 
Ehegenofien Gr. v. K. von dem Nieder: Defterreihifchen Landgericht zu Wien auf ihr 
Verlangen fhon unterm 15. Juli 1796 Venia aetatis ertheilt worden. Ueber die 
Glaubwürdigkeit diefes Nachmeifes Tann Fein erheblicher Zweifel erregt werden, defto: 
mehr aber würde fich wider den von dem Mandatarius des Fidei-&ommißfolgers in 
deffen Eingabe vom 27. v. M. als unbedenklich behaupteten Eat, daf jene Majoren⸗ 
nitäts- Erklärung aud auf die in biefigen Landen befindliche väterlihe Erbſchaft der 
jegt verehelichten Gr. dv. F. in Anwendung kommen müffe, erinnern laffen, im Fall 
man überhaupt eine Majdrennitärs- Grllärung nur von der Seite einer in Anfehung 
des Vermögens ertheilten Befugniß zur freien Dispofition anfehen, und daraus fos 
dann die weitere Folgerung ableiten wollte, daß eine ſolche Majorennitäts- Erklärung 
nur auf dasjenige Vermögen des Pflegebefohlnen ſich erftreden könne, welches im 
Lande oder im Gerichtsbezirf des Ertheilenden fich befinder. 

Allein da eine jede Majorennitäts- Erflärung auch zugleich curam personae auf: 
hebt, und nach Maaßgabe des A.L. R. Thl. Tl. Tit. XVII. 81. u.d. f., cura personae 
dergeftalt die Hauprfache ift, daß derjenige Richter, welcher diefe anzuordnen hat, in 
gewiſſem Betracht auch feine Dberaufiicht über die Vermögensverwaltung auf das ge 
fammte, in: oder außerhalb Landes befindliche Vermögen des Pflegebefohlnen aus: 
zudehnen befugt ift: fo ſcheint auf der andern Seite durch die Aufhebung einer folden 
Haupt: Euratel eo ipso auch jede andere Special: Curatel über das in einer andern 
Provinz oder in einem andern Lande befindliche Vermögen des Pflegebefohlnen auf 
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anhören. Daß aber cnra personae in Anfehung der Gräfin von F. nicht vor das 
biefige Pupillen: Collegium gehören würde, glauben wir um deswillen annebmen zu 
müſſen, weil theils der Vater der Gräfin v. F. nur dann und wann eine Zeitlang auf 
feinen biefigen Fidei-Commiß-Gütern, und eben fo oft und lange, oder vielleicht noch 
dfter und länger, auf feinen andern Fidei-Commiß: Gütern in Böhmen und Deiter- 
reich fih aufgehalten hat, auch zu G. in Böhmen geftorben ift, theils die Gräfin von 
5. felbft, zu Folge der eingezogenen Nachrichten, nicht in hiefigen Landen geboren 
und getauft worden, imgleihen nun fchon zum zweitenmal in IB. verheurathet, und 
dadurch aus der väterlihen Gewalt ganz herausgegangen if. Da num überdies un: 
ter dem biefigen Allodial-Nachlaffe des Vaters der Gr. v. F. feine Immobilien ſich 
befinden, und die Gr. v. 5. einen Hauptunterftügungsgrund zur Auswirkung der 
Veniae aetatis bei dem Nieder: Defterreichfchen Landgerichte zu Wien in den eignen 
diesfälligen Wunſch ihres damals nod am Leben gemwefenen Vaters geiet bat; fo 
fönnen wir in Berradht aller angeführten Umftände nicht umhin, Ew. Königl. Majeftät 
allerunterthänigft anheim zu ftellen: 

ob diefe Venia aetatis der Gr, v. F. nicht auch in Anſehung ihrer hiefigen väter: 

lichen Erbſchaft zu flatten fommen müffe, oder ob die Br. v. 5. wegen diefer 

Erbſchaft allhier noch unter Euratel zu nehmen, und allenfalls anzuweifen fei, 

daß fie auch hier noch befonders Veniam aetatis nachſuche? 

Webrigens bitten wir allerunterthänigit, bei der allerhöchiten Befcheidung hierüber zu— 
leih um allergnädigiter Rückfertigung des beiliegenden Nachweiſes über die mehrbe— 
agte Majorennitäts= Erklärung. - ver; am 2, März 1798. 
ejeript, 

Daß in Rückſicht der in Eurer allerunterthänigften Anfrage vom 2. diefes ange 
führten Umstände der verehelihten Gr. v. F., geb. Gr.v. A., die in Wien erhaltene 
Venia aetatis auch in unfern Landen zu flatten komme. ꝛc. 

Berlin, am 19. März 1798, Stengels Beitr. B.9. S. 249 — 255, 

2) Vebereinkunft vom 15. März 1821. zwifchen der Königl. Breufifchen und 
Königl. Sächfifchen Regierung in Rückficht der Großjährigkeitserklärungen folcher Berfonen, 
welche im KRönigreiche und im Herzogthume Sachfen Vermögen befigen. 

Zwifchen der Königlich Preufifchen und der Königlich » Sächftfchen Regierung 
iſt zu Erläuterung und Ergänzung ber unterm 20. Februar 1816 wegen Abgabe 
und Fortfegung der in dem Königreiche und Herzogthume Sachſen anbängigen 
Rechts ſachen abgefchloffenen Gonvention, und zwar des 11. bie mit dem 16, Para⸗ 
graphen derfelben, folgende _ 
Vebereintunft 
getroffen worden: 

1) &o oft von ber Behörde des Landes, in welchem die Hauptvormundſchaft 
anbängig ift, dem Minderjährigen venia aetatis ertheilt wird, foll diefe in beiden 
Randestheilen in der Regel die Kraft der erlangten Volljährigkeit, mithin auch in 
Rückſicht auf das in dem andern Landestheile gelegene Vermögen, haben. 

2) Sollen von diefer Regel Ausnahmen Statt finden, und gemifle Beſchrän— 
fungen der Dispofitionsfäbigkeit noch fortdauern, fo müffen diefe jedesmal nament: 
lich in der von der Behörde des Landes, wo die Hauptvormundfchaft geführt wurde, 
über die Großjährigkeits: Erklärung ausjuftellenden Urkunde ausgedrückt werden. 

3) Wenn auch Meinderjährige das Land verlaffen, im welchem die Hauptvor⸗ 
mundfchaft Statt findet, fo foll doch dadurch, in fo fern fie noch Vermögen in bei» 
den Landen befigen, nichts in der Führung der Bormundfchaft geändert werden, 
und mithin die von der Oberbehörde der Hauptvormundfchaft ertheilte venia aetatis 
auch alsdann noch in dem andern Landestheile volle Wirkung haben. 

Nachdem Se. Königl. Majeftät von Preußen diefe Uebereinkunft überall geneb- 
migt und wegen Vollziehung derjelben das Erforderliche zu verfügen geruht haben, 
ift hierüber dieſe zur öffentlichen Belanntmachung beftimmte Erklärung ausgefer: 
tigt und von dem Königl. Minifterio der auswärtigen Angelegenheiten unterzeichnet 
worden. Berlin, den 15. März 1821. G. S. ©. 39. 

8.725. Nur wegen Veräusserung und Verpfändung unbeweglicher 
Güter können derselben Einschränkungen beigefügt; es müssen aber 
dieselben alsdann auf das Grundstück selbst eingetragen werden. 
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‚8. 726,” Dergleichen Einschränkung erstreckt'siöh ietifle auf, Grund- 
stücke, welche der gewesene Pflegebefohlne, erst nach.erfolgter Majo- 
rennitätserklärung, yon semem Capitalsvermögen angeschafft; oder sonst 
erworben hat, u —— 

8.727. So weit, der, gewesene Pflegebefohlne nach S, 725. wegen 
Veräusserungen und Verpfändungen ‚eingeschränkt ist, muss er, wenn 
dergleichen Handlungen dennoch vorgenommen werden sollen, die Ge- 
mehmigung ‚desjenigen Gerichts, unter dessen Obervormundschaft: er 
‚gestanden hat, nachsuchen. Ele © ee N 


5 . er j AT, Eat ale 
Bescript v.12.0ctbr.1801, ad 2., betr. die WechfelfähigPeit eines für grofiährig 
erflärten, in Beziehung auf bad Gyt jeboch noch.befchränften Gutöbefigerd. 7. “ln un 

ad 2. ift es ebenfalls feinem Zweifel unterworfen, daß Beſitzer adeliher Güter, 

welche für, großjährig erklärt worden, wenn fie gleich in der Dispofitipn über 
die Subflanz ihrer Güter bis nach zurücgelegtem gefeglihen Majorenni * 
Termine eingeſchränkt ſind, ſich Benno gültig wechſelmäßig verpflichten #5 nen, 
da die Wechſel⸗Verbindlichkeit bloß perſonlich iſt, und auf die Güter direcke 
feine Beziehung hat, auch die von Euch geäußerte Beſorgniß, daß derglelchen 

Guts heſiter ‚auf dieſe Weiſe die der Majorennitäts-Exrklaärung beigefügte Ein— 

u träntung, mittelbar vereiteln fönnten, bei Wechſelgeſchaften nicht mehr als 

andern Darlehnen eintritt, zu deren Contrahirung dieſelben —E 
fähig: gehalten werden müſſen. ee ed DM) 
Neues Archiv B. 2. ©. 183, und Stengeld Beitr, B. 14, ©.294, 


‘3) in 'Änsehung der Einkünfte, nach zurückgelegtem Zwähzigsten Jahre; ' a 
8. 728. Einem jeden Pflegebefohlnen kann, nach zurückgelegtem 
Zwanzigsten Jahre, der von den Einkünften seines Vermögens, nach 
Abzug der Wirthschaftsausgaben, Zinsen und Administrationskosten, 
verbleibende Ueberschuss zur eigenen ‘Verwaltung, und Verwendung 
überlassen werden. ern. EN 
. ’ . XR 17! 4 ! ‘ Van) 
, Bescript v.5. Januar 1813, betr. die Ausantwortung des Bermögend an jüdifche 
Guranden. ö ER nn AR Da 
Aus dem, von dem Königl. Kurmärkfhen Pupillen⸗Collegio unter dem 8. Dechr. 
v. J. erfiatteten Berichte, find die Bedenken erfehen worden, welche demſelben bei 
der Uebernahme der Direction folder Bormundfchaften über Juden, | welche bereits 
zur Zeit der Publikation des Edikts vom 11. März 1812. bei der bisherigen! jüdir 
—* Behörde enhängig waren, aufgeftoßen ſind. Es wird, dem Gollegio darauf 
rn um Befiheide eröffnet: —— en sen — 
1. daß es ee ey Einleitung zu laſſen, und über das 
aus dem A.L. R. Thl. 1. Tit.18, 8. 300. genommene Bedenken wegzugehen 
ift, da einestheils ein weitläuftigeres, auf vollſtändige Ueberſetzungen aller Ak 
tenſtücke gegründetes Verfahren, unverhältuißmäßige Koſten verurſachen, und 
doch nicht zum Ziele führen würde, anderntheils den jüdiſchen Behörden, welche 
bisher die Direktion der Vormundſchaften geführt Haben, zuzutrauen iſt, daß 
ſie bei Reviſion der zu legenden Schlußrechnung mit der gebührenden Sorgfalt 
und Aufmerkſamkeit auf das Beſte der — ⁊ zu —— ‚Ueben, und uͤber⸗ 
° Haupt fo verfahren werden, daß das Konigl. Bupifien- Coleg un, indem es 
diefe Schlufrehnungen mit den erforderten Teftamenten, Erb⸗Verirägen, Res 
ceffen 20. als Grundlagen der fernern Direktion annimmt, Teiner Verantwort⸗ 
lichkeit fich ausſetzt. a u BEA KR 
ad 2. ift als Regel anzimehmen, daß diejenigen Zube, welche vor der Publikation 
des Gifts vom 11. März v. G. das ZONE" Gaby. zurüdgelegt hatten, in, die 
Minderjährigkeit nicht wieder zurückfallen. * Ren 
Unter Bormundfchaft find alſo nur diejenigen zu ſetzen und zu; halten, welche vor 
der Publifation des. angeführten Sdicts das. 20 ſte * noch nicht erreicht hatten, 
und mithin bis zum 24ſten Jahre für minderjährig zu achten find. Auf die Ritnal⸗ 
Gefeße,, welche die Ausantwortung, des Vermögens san ten Minderjährigen er- 
laubt, fobald ſie 12 und refp. 13 Jahr alt geworden, ift ‚feine Ruckſicht zu nehmen, ; 
Wenn alfo die‘ Vermögens -Ausantwortung an dergleichen Minderjährige bereits ge, 
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ſchehen ift, fo muß ihnen nichts befto weniger ein Vormund beſtellt, und mit Zuzie⸗ 
bung bdeffelden nach den Umftänden ermeffen werden, welche Vorkehrungen in Abjicht 
des noch vorhandenen Vermögens zu treffen find. 
ad 3. liegt es im Zwed der Gefeggebung, die Juden vom Kleinhandel und Scha— 
cher — und fie zu andern nützlichen Gewerben und Beſchäftijguugen 
anzu 

Minderjährige find daher um fo weniger in dem Hange zum eigenen Handel zu 
begünftigen, da es bei ihnen allemal noc Zeit ift, ein anderes Gewerbe zu ergreifen. 

Was bei andern Minderjährigen im Abficht der Wahl ihrer Rebensart und ber 
Berwaltung. ihres Vermögens, befonders in Beziehung auf anzulegende und fortzus 
fegende Kaufmannshandlungen, Rechtens ift, muß auch bei den minderjährigen Juden 
zur Richtſchnur dienen, daher die von dem König. Kurmärkfhen Pupillen: Gellegiv 

in Vorſchlag gebrachte Ertradition des Erbtheils folher Pflegebefohlenen an diefelben, 
fobald fie das 12te oder 131e Fahr erreicht haben, nicht genehmigt werden kann. 
I. v. K. J. B. 2. ©. 185. 
$. 729. Auch die Verwaltung der Vermögenssubstanz selbst kann 
ihm auf sein Begehren übertragen werden; wenn er es aber verlangt: 
so muss der Vormund dieselbe biszur erlangten Volljährigkeit fortsetzen. 
. -8. 730. In beiden Fällen bleibt jedoch der Pflegebefohlne der Auf- 
sicht des Vormundes und vormundschaftlichen Gerichts in so weit 
‘unterworfen, dass er denselben-von der Führung seiner Administration, 
und von der Verwendung seiner Einkünfte, auf Erfordern Rede und 
Antwort geben muss. 
. 731.. In Ansehung seiner Person.hingegen, und der Substanz seiner 
eweglichen Güter, sowie der ausstehenden Capitalien,; bleibt auch 
ein solcher, Pflegebefohlner, bis nach zurückgelegtem Vier und zwan- 
zigsten Jahre, eben den Einschränkungen, wiejeder Andere, unterworfen. 

8.732. Er kann also ‚ohne Zuziehung des Vormundes weder unbe- 
wegliche Güter, Juwelen und Kostbarkeiten veräussern, verpfänden, 
oder sonst beschweren, noch Capitalien aufkündigen und einziehen. 

8.733. Auch kann er ohne Approbation des vormundschaftlichen 
Gerichts keine neue Darlehne aufnehmen. 

8.734. Andere Verträge kann er nur in so fern schliessen, als er 
ohne diese Befugniss, die ihm überlassene Verwaltung nicht würde füh- 
ren können. 

$. 735. Ausserordentliche Holzverkäufe aus den Forsten, welche 
den gewöhnlichen Etat übersteigen, darf er ohne Einwilligung des Vor- 
a und Genehmigung des vormundschaftlicken Gerichts nicht 

unternehmen. 
> 4) Durch Verheirathung einer Pflegebefohlnen, 
8. 736. Durch die Verheirathung der Pflegebefohlnen wird die Vor- 
mundschaft nicht aufgehoben. | 


1) a) Bescript v.25. Febr. 1827, betr. die Competenz ber Bormundfchaft Über ver: 
helrathete Minderjährige beim Leben bed Vaters. 

Dem Königl. O. L. Ger. wird auf den Bericht vom 1. d. M. eröffnet, wie es in 
Beziehung auf die Maafgabe des U. L. R. Thl. II. Tit. 2. $.170. gar feinem Be 
denfen unterliegt, daß zu dem in Rebe fichenden, zwifchen dem N. und dem N. 
gefhloffenen Kauf» Eontract, hinſichtlich des dabei concurrirenden Intereſſes ber 
— — Glogauſchen Ehefrau, die obervormundſchaftliche Genehmigung 
inzutreten muß. 

Eben fo unzweifelhaft findet es ber Juſtiz-Miniſter, daß der perfünliche Richter 
des Vaters der Unmündigen in causa auch der obervormundfchaftlihe Richter if, da 
durd die Verheirathung der Pflegebefohlenen die väterliche Vormundſchaft nicht 
aufgehoben ift, vielmehr dem Vater alle Rechte und Pflichten eines Vormundes ver- 
bleiben: A. L. R. Thl. J. Tit. 2, $.229., Tit. 18. $.736. v. K. J. B. 19. ©. 165, 


— en 
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b) Bescript v.2.Auguft 1824, betr. die vormundfchaftlichen Rechte des Baters 
über eine verheirathete Minderjährige, und die nicht erforderliche Coneurrenz ber vormunds 
fchaftlichen Behörde bei Unsübung derfelben; f. au II. 2,8.229, 


2) a) Bescripte ». 10, März und 31.Zuli 1828, betr. die Fortdauer der Bormunds 
fchaft über eine Eurandin nach beren Berheirathung mit einem Ausländer, 

” 2 Zufiz- Minifter tritt auf den Bericht des Königl. Pupillen: Collegiums vom 

. Januar c., 5 

„betreffend die Fortdauer der Vormundfchaft über Pflegebefohlene: weiblichen Ge 
ſchlechts nad) ihrer Berehelihung mit Ausländern, | 
der Anſicht der Majorität des — dahin bei, 
daß durch die Verheirathung einer Pflegebefohlenen an einen Ausländer in der 
Bormundfhaft nichts verändert werde, 1J 
Daraus, daß die Curandin in das Forum ihres Ehemannes übergeht, und ale 
eine Unterthanin des auswärtigen Staats anzufehen ift, folgt nicht, daß die Rechte 
und Pflichten der dieffeitigen Bormundfchaft und die damit correfpondirenden Rechte 
der Pflegebefohlenen auf Fortfegung diefer Bormundfhaft ihre Ende erreicht haben. 
Beides, die Verheirathung am einen Ausländer und die Fortfegung. der VBormund: 
fhaft im dieffeitigen Foro, konnen fehr wohl mit einander verbunden bleiben, und 
diefe Verbindung wird in aller Fällen als —— erſcheinen, in welchen die Ver⸗ 
heirathung zwar dem Beſten der Curandin vortheilhaft und daher von Obervormund⸗ 
ſchafts wegen zu genehmigen, die Sache aber doch keineswegs dazu angethan iſt, um 
die bisherige Adminiftration des Vermögens aufzuheben. 

Wenn nad $.85. Tit. 18. Thl. I. des AL. R. ſchon in dem Fall.einer im In 
lande erfolgenden Veränderung in dem Wohnort des Pflegebefohlenen keine Veraͤn— 
derung in der Direction der Bormundfhaft eintritt: fo muß diefer Grundfag noch 
weit mehr alsdann Anwendung finden, wenn der Wohnort einer Pflegebefohlenen 
außerhalb Landes verlegt wird, und davon die Rede ift, munmehr die dieffeitige vor— 
mundjhaftlihe Vermögensverwaltung gänzlich aufzuheben. Die Eurandin bleibt viel» 
mehr fo lange, . bis fie entweder die Volljährigkeit erreicht hat, oder für volljährig 
erklärt wird, in Bezug auf ihr Vermögen unter der Borforge ihres urfprünglichen 
Baterlandes, auf. welche ſie weder Verzicht geleitet hat, noch Verzicht leiten kann. 
Der Termin ihrer Volljährigkeit kann auch nur nad) dem dieffeitigen, und nicht nad) 
den Gefegen des Auslandes beurtheilt werden, weldhe auf eine in biefigen Landen 
eingeleitete Bormundfchaft feine Anwendung finden. Könnte das Gegentheil ange- 
nommen werden, fo müßte jeder Conſens in die Berheirathung einer Pflegebefohlenen 
an einen Ausländer, und in die damit verbundene Berlegung des Wohnfiges an 
eimen Drt, wo ein früherer Majorenniräts + Termin, als der dieffeitige, Statt fin 
det, äußerst bedenklich fein, und nicht Jeicht ersheilt werden konnen, weil zugleich 
En aus der Bormundfchaft und die Freigebung des Vermögens daraus 
olgen würde, 

‚Der Zuftig- Minifter muß aus dieſen Gründen der ... fein, daß es bei der 
Berheirathung einer dieffeitigen Pflegebefohlenen an einen Ausländer, in Bezug auf 
‚die bisher geführte Vormundſchaft, foweit nicht die Rechte des Ehemannes eine Ab: 
mweihung nöthig machen, überall in statu quo verbleibe, Ä 

Berlin, den 10. März 1826, ‚ fe 

Borftehende Verfügung it von Sr. Königl, Majeftät durch die Allerhöchfte C. O. 
vom 27, Zuli 1828 genehmigt worben. 

Berlin, den 31. Juli 1828, v. K. J. B.32, ©, 87, 


b) Bergi. auch Mescript v. 23. April 1803, zu 8. 696. bief. Tit. 


8.737. Es kann aber dem Ehemanne einer Pflegebefohlnen weibli- 
chen Geschlechts der ihm nach den Gesetzen zukonimende Niessbrauch 
ihres Vermögens nicht vorenthalten werden. 

8.738. Ob ein Theil des Vermögens der Frau vorzubehalten, oder 
zum Erbschatze zu bestellen sei; muss der Vormund, unter Direclion 
der Obrigkeit, vernünftig beurtheilen, und durch Verträge mit dem 
Ehemanne, vor Vollziehung der Heirath, festsetzen. 

8.739. Dass kein Vorbehalt gemacht, oder kein Erbschatz bestellt 
worden, soll weder dem Vormunde, noch der Obrigkeit, zur Vertre- 
tung gereichen. 


8* 
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S. 740. Dagegen ist zur Bestellung eines Erbschatzes aus dem Ver- 
mögen der Pilegebefohlnen die eigne Einwilligung derselben erfor- 
derlich. 

&:741. Das vorbehaltene Vermögen, und dessen Einkünfte, bleiben 
unter vormundschaftlicher Verwaltung. , 

‘8.742. Von dem Erbschatze, und von dem nicht vorbehaltenen Ver- 
mögen der:Pflegebefohlnen gebührt der Regel nach auch die Verwal- 
»tung dem Ehemanne; die Substanz aber bleibt der Aufsicht des Vor- 
mundes und vormundschaftlichen Gerichts unterworfen. 

& 743. Der Ehemann kann also die unbeweglichen Güter der Frau 
selbst bewirthschaften oder verpachten; ‘wegen: der Veräusserung und 
Verpfändung aber müssen die gesetzlichen Vorschriften eben so beob- 
achtet werden, als wenn keine Heirath: geschlossen wäre. 

8.744. "Gehört'ein Wald zu solchen Grundstücken: so kannihn der 
Ehemann — ‚nutzen; ausserordentliche Holzschläge hingegen 
darf er, ohne Einwilligung des Vormundes,. und —— des. vor⸗ 
mundschafilichen. Gericbts, nicht unternehmen. ;- 

$. 745. Die Zinsen der Capitalien kann der Ehemann selbst — 
hingegen ist er, zur Aufkündigung und Einziehung von Capitalien, ohne 
— des ——— und ohne Approbation des Gerichts, nicht be- 
rechtigt. 

—4 116. In allen Fallen muss der Ehemann der Pflegebefolilnen, bei 
jeder mit der Substanz vorzunehmenden Veränderung, mit seinem Gut- 
ächten vernommen werden... | 

8.747. Ein Gleiches. muss’ geschehen, wenn der Vormund die Ver- 
waltung auch nach der Heirath fortgesetzt, und in der Art der Admini- 
stration eine Veränderung geschehen soll. 

"8.748. Doch sind. der Vormund und. das Gericht an die Meinung 
und das Gutachten des: Mannes nicht gebunden. 

"8.749. Von der eingekommenen Vormundschaftsrethmung, so wie 
von dem Termine zur Abnahme derselben, muss dem Ehemanne Nach- 
richt gegeben, und ihm frei gelassen werden, die Rechnung einzusehen, 
Ausstellungen dagegen zu machen, und der Abnahme beizuwohnen. 

8.750. Verlangt der Ehemann, dass ihm auch die baaren Gelder oder 
ausstehenden Capitalien seiner noch nicht volljährigen Frau in die 
Hände gegeben werden: so ‘muss er dafür hinlängliche Sicherheit mit 
Frag oder ‚gerichtlich eingetragenen Activforderungen be- 
stellen 

8. 751. Diese Sicherheit muss so beurtheilt und geprüft werden, wie 
es bei dem Ausleihen der Mündelgelder vorgeschrieben ist. (8.467.sqgq.) 

8.752. Alsdann erstreckt sich die Obsorge des Vormundes und Ge- 
rıchts nur auf die Conservation dieser Sicherheit. | 

8.753. Wenn der Ehemann einer Pflegebefohlnen bei einer Cassen- 
bedienung nicht anders als dadurch, dass die Caution für ihn aus dem 
Vermögen der Frau bestellt werde, zu erhalten ist: so kann der Vor- 
mund, ‚unter Genehmigung des vormundschaftlichen Gerichts, diese Cau- 
tion aus dem Vermögen der Pflegebefohlnen leisten. 

$. 754. Eben das kann geschehen, wenn der Mann auf Cassen- und 
Rechnungssachen sich gelegt, und keinen andern Weg, sich und seiner 
Familie standesmässigen Unterhalt zu erwerben, für sich hat. 


— — —— 


$. 764. Aufgebung.der. Vormundſchaften. | 117 


'&. 765. Doch’ muss. in''beiden 'Fällen ‘der. Vormund von ‘den Fähig- 
keiten, dem Charakter, und der Wirthschaftlichkeit des Ehemannes mit 
möglichster Sorgfalt Erkundigung einziehen. 


8.756. Auch muss die Caution immer nur auf eine gewisse bestimmte 
Sumime geleistet'werden. i 


"8. 757. Der Vormund muss sich.ünd den Pflegebefohlnien einen nach 
den.Umständen möglichst. kurzen Termin zur ‚Aniktndigung: der. Kan- 
tion vorbehalten. ° 

8.758. EY'muss sich von dem Ehettannd' alljähtie, längstens Blinden 
Sechs Wochen nach dem Ablaufe, des Cassenjahres ‚.die- gehörig 
folgte Ablegung ' der Rechnung nachweisen; so wie ‚hiernächst die ds. 
rüber erhaltene Quittung vorzeigen lassen. a 

‚g. 759. Sobald der ‚Ehemann, es sei unter eichen BR ige es 
wolle, den Nachweis oder die Vorzeigung verzögert, muss sich der: 
Vormund nach ‚den vorgeschützten Ursachen dieser Zögerung, und 
nach der eigentlichen Lage der,Sache, bei der demselben vVseregten 

Behörde sofort erkundigen. 

8. 760. Dem vormundschafllichen Gerichte muss er von Zeit zu Zeit, 
besonders aber, sobald ein irgend bedenklicher Umstand sich Aussert,, 
von’ dem Verhalten’urid der’ 'Wirthschaft des Mannes, von seiner Ord. 
nung in Führung der Casse und Ablegung der Rechnung, und von den 
sich etwa dabei äussernden Bedenkliohkeiten, pflichtmäseig und ‚ohne 
Rückhalt Anzeige machen. 

8.761. ’SoBald erhebliche Besorgnisse einer der Pflegeböföhlnen dro! 
henden Vertretung sich äussern, muss das’ 'Gericht den Vörmund 'öhne 
Zeitverlust anweisen, ‘die Caution sofort'zu’kündigen, und in der Zwi-' 
schenzeit, durch Beigebung eines Aufsehers, oder andere nach den Um- ' 
ständen schickliehe und an wendbare Maassregeli, die drohende Gefahr 
möglichst abzuwenden. u 

8.762. Wenn der Ehemann der Pflegebefohliien‘ durch unverschul- 
dete Unglücksfälle in Abnahme seiner Nahrung, oder sonst in Verlegen- 
heit gerathen ist: so kann auch die Substatiz des’ Vermögens der Frau” 
zu seiner Unterstützung so weit verwendet werden; als es nothwendig 
ist; ‘ihn in ‘einem Zustande, worin er sich ünd seine Familie’ ernähren 
könne, za erhalten, oder darin; Wieder'herzustellen. ’ —— 

8. 768. Gelaußt der Manu wieder: in bessere Umstände: so uehen⸗ 
der’Vormund’und 'das Gericht für die Erganzung des Eapitalsvermö-” 
gens der Pflegebefohlnen nach Möglichkeit sorgen. 

"  penonders bei der Verheirathung än 'eintn Räufmann, 

&; 764. Ist eine Pflegebefohlüe an einen Kaufmann —EE und 
hat:dieser den Ruf einer hinlänglichen Handlungek enntniss und ördent- 
lichen Wirthschaft für sich: so kann er die Ausantwortung der baaren 
Gelder wid Copitalien auch ohne besondere Sicherheitsbestellung ver- 
langen. | 

1) Bescript v.1. märz 1814, betr. die Ausantwortung deö Vermögens einer Curan⸗ 
din bei bereit Berheirathung mit eine Kaufmanne, 


Dem Könige. Kurmärkifchen Pupillen Collegio wird anf deffen Bericht vom 15. d. 

M. , beiteffend die Verheirarhung der I mit dem Kaufmann N,, hiermit eröffnet, 
daß die Meinung derjenigen Mitglieder, welche aunehmen, 

daß das DBermögen einer Gurandin, welche einen etablirten Roniann heiras, | 

thet, demfelben bei der Verlobung unter den im A.L. R. Thl. I. Tir. 18. 


* 
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$. 764. sgq. fefigefegten Bedingungen als Braurfhag verfihert, und ohne Si- 

cherheitsbeitellung nad der Hochzeit ausgeantwortet werden fünne, 
dem Sinne des Gefeges, welches keinen Unterſchied zwifben vor und während der 
Ehe erworbenem Vermögen zuläßt, ganz angemeffen, und daher ſowohl in künftigen 
Fällen, als auch befonders in dem gegenwärtigen alle, um fo mehr zu beachten iſt, 
da die Braut die in Frage fiehenden 5000 Rihlr. eigentlich jegs nur erſt von ihrem 
Stiefvater und ihrer Mutter erwirbt, dieſe Eheleute dem Ehe: Gontracte als Mit: 
contrahenten beitreten, und es wohl von ihnen abhängt, melden Bedingungen fie 
ihre Freigebigkeit unterwerfen wollen. Uebrigens it der Inhalt der mit dem Verlo— 
bungs» Contract eingereichten Beilagen nicht zu überfehen, da nah dem Protocol 
vom 13. December v. J. wegen der Succefiions » Fälle nichts feitgefegt, fondern es 
überall beiden gefeglihen Beftinnmungen gelaffen, in dem Abfommen vom 6. Januar 
1812 aber wegen der auf die rechtmäßigen Erben fallenden 1200 Rebir. auf den jüdi— 
fhen Ritus Bezug genommen if: Da biernach in der Folge Anlaß zu Mifverftänd: 
niffen genommen werden tünnte, fo wird dem Kollegio überlaffen, denfelben durch 
a einer beftimmten Erklärung der Intereſſenten, mit Rückſicht auf den 
8.20. des: Gdiets vom 11, März 1812 und das U.L.R. Thl. I. Tit. 18. $8. 776 u, 
777., vorzubeugen. v. K. J. B. 3. S. 7. 


8.765. Er muss aber alsdann eine Balance über den Zustand seiner 


Handlung dem Vormunde zustellen, und deren Richtigkeit durch Vor- 
legung der Bücher nachweisen. 


&.766. Besitzt der Vormund nicht selbst hinlängliche Handlungs- 
kenntniss, so muss ihm zur Prüfung der Balance, und Vergleichung der- 
selben mit den Büchern, ein sachverständiger Assistent von dem Ge- 
richte zugeordnet werden. 


8.767. Bezeugen der Vormund und dessen Assistent, mit Ueberrei-: 
chung der versiegelten Balance. dass das Vermögen der Pflegebefohl- 
nen in der Handlung des Mannes nach deren gegenwärtigen Verfassung, 
nicht gefährdet sei: so kann das Gericht in dessen Verabfolgung wil- 
ligen, 

65 768. Es muss aber auch der‘Mann fernerhin, und so lange die Vor- 
mundschaft dauert, bei dem jährlichen Abschlusse und der Formirung, 
der Balance, den Vormund und dessen Assistenten zuziehen, | 

8. 769. Diese jährliche Balance muss ebenfalls, versiegelt, bei dem 
vormundschaftlichen Gerichte niedergelegt werden. Dh 

8.770. Auch ausser dieser gewöhnlichen Revision kann der Vor- 
mund, so oft er es nöthig findet, die Vorlegung der Bücher verlangen. 

8.771. Sobald der Vormund, bei einer solchen gewöhnlichen oder 
ausserordentlichen Revision, eine dem Vermögen der Pflegebefohlnen 
drohende Gefahr inne wird, muss er selbige dem Gerichte ohne Rück- 
halt anzeigen. EM 

8.772. Auch muss er, unter der Direction des Gerichts, die erforder- 
lieben. Vorkehrungen treffen, dass durch Beigebung eines Aufsehers 
oder andere nach den Umständen schickliche Mittel, die drohende Ge-: 
fahr nach Möglichkeit abgewendet werde. . ont 

8.773. Will der Mann mit dem Vermögen der Frau erst eine Hand- 
fung anfangen: so kann er dessen Ausantwortung nur gegen vollstän- 

8.774. Will der Mann eine der Pflegebsfohlnen von ihrem Vater 
oder sonstigen Erblasser zugefallene Handlung fortsetzen: so muss er 
dazu, auf beigebrachte glaubwürdige Zeugnisse von seinem Fähigkeiten, 
Kenntnissen uud Wirthschaftlichkeit, gelassen werden; sobald nicht 
überwiegende Gründe zur gänzlichen Aufhebung einer solchen Hand- 
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lung nach dem Gutachten der Sachverständigen vorhanden sind. 
($. 617. sqgq.) | 

8.775. Wird dem Manne die Fortsetzung der Handlung gestattet: 
so ist er als Disponent anzusehen, und steht, als solcher, gegen den 
Vormund und das Gericht, in den $. 627. sqq. bestimmten Verhält- 
nissen, 

Von Erbverträgen bei der Verheirathung einer Pflegebefohlnen; 

8.776. Sollen bei Verheirathung eines oder einer Pflegebefohlnen 
Verträge wegen der künftigen Erbfolge geschlossen werden:- so muss 
der Vormund das Interesse der Pflegebefohlnen redlich besorgen, und 
die Approbation des vormundschaftlichen Gerichts einholen. 

8.777. Weder der Vormund, noch das Gericht, machen sich verant- 
wortlich, wenn sie in Ansehung der Erbfolge bei den Verordnungen 
der Gesetze stehen bleiben. 

8.778. Soll durch dergleichen Verträge gewissen Vortheilen entsagt 
werden, welche die Gesetze den Pflegebefohlnen in dem künftigen 
Nachlasse ihres Ehegatten anweisen: so muss der Vormund die dazu 
vorwaltenden Gründe dem vormundschaftlichen Gerichte zur beson- 
dern Prüfung anzeigen. 

8. 779. Findet das Gericht, dass der Vortheil, welchem entsagt wer- 
den soll, von dem Nutzen, welchen'die Pflegebefohlnen aus dieser Ent- 
sagung vernünftiger Weise erwarten können, überwogen werde; und 
genehmigt also dasselbe die Entsagung: so kann weder ihm, noch dem 
Vormunde, ein widriger Erfolg zur Last gelegt werden. 

besonders wo Gemeinschaft der Güter Statt findet, 

8. 780. Wenn an Orten, wo die Gemeinschaft der Güter unter Ehe- 

leuten nach Provinzialgesetzen oder Statuten eingeführt ist, ein Pflege- 


* 


befohlner männlichen oder weiblichen Geschlechts noch während der , 


Lebenszeit des. Vaters verheirathet; und dabei die Gemeinschaft durch R 


Vertrag gesetzmässig nicht ausgeschlossen worden: so können der Vor- 
mund und das vormundschaftliche Gericht die Fortsetzung derselben 
nicht hindern. 

8.781. Wohl aber können und müssen sie, wenn gesetzmässige 
Gründe der Aufhebung eintreten, davon zum Besten der Pflegebefohl- 
nen Gebrauch machen. (Tit. 1. $. 420. 421.) 

8.782. Wird die Ehe erst während der Vormundschaft geschlossen: 
so bleibt die Gemeinschaft bis nach erfolgter Aufbebung der Vormund- 
schaft ausgesetzt, 


8.783. Doch kann der Vormund, wenn er es dem Besten der Pfle- 
gebefohlnen offenbar zuträglich findet, dieser Aussetzung mit Genehmi- 


ng des varmundschaftlichen Gerichts sich begeben. 
‘ 8.784. Weder die gesetzmässige Aussetzung der Gemeinschaft, noch 
die von dem Vormunde geschehene Entsagung dieser Rechtswohlthat, 
bedürfen einer öffentlichen Bekanntmachung. 


1) Bescript »,3.Rosbr. 1800. nebſt Gutachten ver Bcfegcommifflon, betr. die 
Audfegung ber Gütergemeinfchaft nach Lübifchem Recht. 


Auf Euren Bericht vom.7. März e., worin 8 einige Anfragen wegen fernerer 
Anwendbarkeit des Luͤbiſchen Rechts vorgetragen habt, commmuniciren Wir Euch hier⸗ 
bei in Abſchrift loco resolutionis das darüber von der Geſetzkommiſſion erftattete 
Gutahten. Die von legterer darin gethanen Anträge genehmigen Wir überall, und 
habt Ihr Euch in vorkommenden Fallen demfelben gemäß zu achten, auch den Ma 
giftras zu Demmin darnach zu befcheiden, Sind ꝛc. Berlin, den 3, Rovbr. 1800, 
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— Gutachten der Geſeßzkommiſſion. 


Der Magiſtrat zu Demmin hat in einigen bei der Gütergemeinſchaft unter Ehe— 
leuten vorkommenden ‚Fällen, worüber im A.L. R. und der A. G. O. Vorſchriften 
erfolgt ſind, die fernere Anwendung des in Demmin geltenden Lübiſchen Rechts be— 
denklich gefunden. Die diesfällige Anfrage iſt von der Pommerſchen Regierung, mit 
ihrem gufachtlichen Berichte begleitet, Ew. Königl. Majeitar zur Entſcheidung vorge⸗ 
legt worden, und Höchſtdieſelben haben mittelſt allergnädigſten Nefcripts vom 24. 
Marz e. über die vorgerragenen Zweifel unfer Gutachten zu erfordern gerubet. 

I. Die erfte Anfrage gehet dahin: . | 
oh die Gütergemeinſchaft unter Eheleuten, wenn die Che während der Bor 

‚ mundfchaft gejchloffen worden, aud an Orten, wo Lübifhes Recht gilt, in Ge 

miäßheit des A. L. R, Thl. II. Tit. 18. 8. 782. seq. bis nad Aufhebung der 
Vormundſchaft in der Negel ausgefegt bleibe, und mach deren —— die 

Vernehmung der geweſenen Pflegebefohlnen, ob fie in die Gütergemieiuſchaft 

mit dem. Ehemanne treten wolle, erforderlich fei? 

Folgender Vorgang hatte zu diefer Anfrage die Beranlaffung gegeben. : Eine unter 
ber Dbervormundichaft des Magiſtrats zu Demmin geitandene Pflegebefohlne, welche 
ſich in einer Penſions-Anſtalt zu Stettin befand, ward während ihrer Minderjäh— 
tigkeit an einen dortigen Kaufmann verheirathet. Ihr Vormund hatte fich der Ans: 
fegung der, Gütergemeinſchaft „nicht begeben, fondern bei Bewilligung der Ausfteuer 
ausdrudlich auf die im U. L. R. geordnete —— Daun genommen. Jedoch 
war auch ein befonderer Vertrag über die Aushliefung der Gemeinfhaft vor Ein 
fhreitung der Ehe nicht errichtet worden. Nach der Verheirathung erhielt die gewe: 
fene Pflegebefohlne Veniam aetatis, und dem gemäß verlangte fie die Auslieferung 
ihres‘ Bermögens,. Der Demminfhe Magiftrar, als ihre obervormundfchaftlice Bes 
börde, glaubte nunmehr die landrechtlichen Vorſchriften $. 785.seq. befolgen zu müffen, 
und regliniete das Stadtgeriht zu Stettin um Vernehmung der gewefenen Curan: 
din über ihre Entichliefung, ob fie in eine Gütergemeinſchaft mit dem Chenanne 
zu treten gefonnen ſei. Dieſe Vernehmung ward aber von dem Stertinfhen Stadt: 
——— unnöthig, und der dortigen ſtatutariſchen Verfaſſung zuwider, —— 

o entſtand die Frage, ob die landrechtlichen Vorſchriften neben dem Lübiſchen Recht 
Anwendung finden. 

Die Pommerſche Regierung iſt mit dem Magiſtrat zu Demmin der bejahenden 
Meinung, und wir finden nicht das geringſte Bedenken, derſelben beizutreten. 

‚Man muß freilich den Sat zugeben, daß ex jure Lubecensi die Gemeinſchaft der 
Güter unter Eheleuten ſchon per Concensionem thalami entfiehe. Ob aber diefe 
Wirkung fid) and) bei Ehen äupere, welche von Pflegebefohlnen, während ihrer Bor 
mundſchaft geſchloſſen werden, ift im Lübifchen Rechte nirgend verfehen, Wenn nun 
das A, L. R. 1. c. 8. 782, * bei ſolchen Ehen die Gemeinſchaft der Güter bis nach 
erfolgter Aufhebung ber Vormundſchaft ausſetzt, und Modalitäten vorſchreibt, 
welche nach geendigter Vormundſchaft beobachtet werden ſollen, un die fuspendirte 
Gemeinſchaäft nad) einer reifen Entſchließung der geweſenen Pflegebefohlnen eutweder 
zu errichten, oder gänzlich auszuſchließen; fo enthalten. ſolche Beſtimmungen keineswe⸗ 
ges das gerade Gegentheil des Luͤbifchen Rechts. Vielmehr ergänzen fie nur. die An— 
wendung diefer Statuten in Unfehung der während der Vormundſchaft zu ſchließen⸗ 
den Ehen der Pflegebefohlnen. Der Analogie des Lübifhen Rechts Tonnen dieſe 
Auordirungen des V.L; N. nicht entgegen fein, weil es jedem Privato unbenommen 
ift, die ex statuto, entſtehende Comniunion durch Cheverträge nah Gefallen anders 
zu beitimmen, fie zu Fimitiren oder pänstig auszuschließen. an An 

Mevii Comm, ad jus Lub. Lib. I. p. 194. No. 37. Nur eben biefe Befugniß wird 
vom Staar in Vertretung der unter feiner befondern Aufſicht und Vorforge ſtehen— 
den. Pflegebefohlyen in Ansübung gebracht, wenn er im voraus geſetzlich beftimmmt, 
daf die Gemeinfchaft der Güter im der Regel während der Vormundſchaft ausgeſetzi 
bleiben, und wie nad deren Aufhebung die gewefene Pflegebefohlne in den Stand 
gelegt werden. ſoll, über die. Grrihtung oder Ausſchließung der Gemeinſchäft eine 
reife Entſchließung zu faſſen. Man kann auch diefe Verfügungen des U: L. R. nicht 
einmal als ganz neue Erklärungen des Lübifchen Rechts betrachten. Schon. dur 
das unterm 18. Nopbr. 1771, am die Pommerfme Landes: Tuftiz - Eollegia - ergangene 
Deciſiv⸗ Nefeript waren ähnliche Maapregein über die Anwendbarkeit des’ Luͤbiſchen 
Rechts bei Verheirathungsfallen der unter Vormundſchaft ftehenden. Perfonen feige: 
feht. Diefe haben bis zur Publication des A. L. R. zur Richtſchnur gedient, und find 
m.legterw nur anders modificirt worden. Geit der Puhlication des A. L. R. hat 
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das Pommerſche Pupillen-Collegium;, uach Verſicherung der Regierung, in vorkom⸗ 
eben Fällen die landrechtlichen Borfarifien l. ce. $. 782, seq. beobachtet, und ing 
befondere auch, ihre Curanden nad) erlangter —— den 88. 787. seq. gemäß, 
vernehmen lajjen. Hat das, Stettinſche Stadtgeriht ſich bisher. davon dispenfirt, jp 
feheint dabei eine. bloße Mißdeutung zum, Grunde ‚zu Liegen, Denn wenn gleic) in 
Stettin die eheliche Gütergemeinfhaft nah Magdeburgihen Rechten eingeführe ift, 
Siebrand vom Stettinfhen Stadtrecht pag. 36. 9.12, seq. 

fo fommt doc die vorige Kommunion, nach dem eigenen Anführen. des Stadtgerichts, 
in Anfehung ihres Entftehens mit der Lübiſchen Gütergemeinfhaft völlig ‚überein, 
Das Ponmerſche Pupillen Collegium bat fein Bedenken gefunden, das Reſer. vom 
18, Novbr, 1771, und die demfelben fubftituirren landrechtlichen Vorſchriften auch in 
Stertin zur Anwendung, zu bringen, und eben unter dieſer Borausfeßung haben, Ew. 
Königl, eaie ät diefes‘ Collegium mittelft Nefcripts vom 5, Septbr, 1796, beſchieden, 
dab.e8 bei Verheirathungen Stertinfcher Prlegebefohlnen feiner Bekanntmachung der 
odann zu Folge U. L.R. eintretenden gefeslihen Suspenſton der Gütergemeinſchaft 

= Stengels Beitr. B. 3, pag. 160. 161. 

Nur aus fehr erheblichen Gründen koͤnnte man die Beifeitefegung einer gefeplis 
n Vorſchrift nachgeben, die ihrer Abſicht nad überall, befolgt werben foll, wo ‚eine 
emeinfhaft der Güter unser Eheleuten nach Propinzialgejegen ‚oder ‚Statuten, ein 

geführt if. Sie hat den fo wichtigen Zwed, mit völliger Wirkſamkeit die Gefahr 
abzuwenden, welcher das Vermögen heirathender jo al ar durd) eine unbes 
dingte Eniftehung der Gütergemeinihaft-blofgeftellt werden würde, Dieſe gefegliche 
Borforge: it alfo-von allgemeiner Nugbarkeit, welche gerade von Handlungsörtern am 
ftärfiten einleuchtet. Gegenwärtig iſt jedoch eigentlich nur von Dertern die Rede, wo 
die Gütergemeinfhaft nach Lübiſchem Recht obwaltet. - Hier finder das A. L. R. 1 c, 
$.. 782, seq. feine volle Anwendung, und deshalb Tann auch der Magiſtrat zu Dem: 
min mit Recht, und ſchon zu feiner Dedung gegen die ihm nad) $. 794. 795. immis 
nirende Vertretung, auf die $. 785. geordnete Vernehmung feiner gewefenen Curan— 
din allerdings beſtehen. Wir find daher des Dafürhaltens: 

daß die — 5*— des A. L. R. Thl. Il. Tit. 18. $. 782. seq. auch an Orten, 

wo, die eheliche Gütergemeinſchaft nach Lübiſchem Recht hervorgebracht iſt, neben 
demſelben im ganzen Umfange beſtehen können, und durchgehends befolgt wer— 
den müſſen. | 

IL. Bei der zweiten Anfrage fommt es dem Demminſchen Magiftrat darauf an: 

» "ob die Vorſchrift des Lübiſchen Rechts, woruach eine. nicht beerbte Ehefrau 
ihr Eingebrachtes im Concurfe ihres Ehemannes zurucfordern kann, durch die 

| — —— der U. G.O. Thl. L. Tit. 50. $ 326. und 410. für aufgehoben in 
sen fei. f 
Die Ponmerfche Regierung ift für die Verneinung diefer Frage, und wir finden 
feine Grunde, ihr entgegen zu fein. Nach allgeitteinen Rechtsgrundſätzen erſtreckt fich 
Communio''bonorum universalis unter Eheleuten auch auf die beiderfeitigen Schul: 
den, und bieraus folgt, daß einer Ehefrau im Eomenrfe ihres Ehemannes die Nepe: 
tition ihrer Illaiorum nicht zuſtehe. Ruhe h 
von Selchow elementa juris Germ, priv. $. 472. — 
Die Gemeinſchaft nach Lubiſchent Rechte iſt aber von anomaler Natur, Sie entſteht 
an ſich per eonscensionem halami, hört jedoch, wenn die Ehe unbeerbt iſt, mit 
dem Concurſe des Ehemannes wieder auf. Denn dieſem Rechte zufolge 
'" Lib. 1. Tit) 5. Art. 5.7. Ä | | 
"m Mevii..Comm, ad jüs Lub. Lib. 1. pag. 199. No. 25, 37. und pag. 204. 
NET TREE ra a Thon 534 
iſt eine unbeerbte Ehefrau bei entſtehendem Conturſe über das —— des Che: 
mannes für’die auch pendente matrimonio von dent Manne gemachten Schulden nicht 
verhafter, fondern ihr Eingebrachtes zurück zu fordern berechtigt. 1 
Die W. ©. 9. hat num zwar | a Sr 
Thi. LTit 50. $.326. 410, | Po, 
ohne alle Einfchränfung verordnetz | 1m 1 
daß wenn Ehegatten nach der Eheſtiftung oder den obwaltenden ſtatutariſchen 
Rechten in Gemeinſchaft der Güter leben, die Ehefrau im Coneurſe ihres Ehe— 
mannes wegen ihres Eingebrachten weder die Vindication, noch irgend ein 

9 Borzugsrecht ausüben, ſondern erſt nach Berichtigung aller Schulden ihre Be 

friedigung verlangen könne; un nn 


- 


- 
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fo * eben dies auch ſchon vorhin im Corpore Jur. Frid. P. 4. T.12. $.26, und 65. 
verfehen war. 
Allein weder bei der Abfaffung noch bei der Nevifion der neuen Prozeß⸗Ordnung 
konnte man eine Abänderung der fatutarifchen Rechte beabfichtigen. Dies war theils 
Fein Gegenftand der Prozef: Ordnung, theild hatte man, nah Anleitung der C. O. 
vom 14. April 1780, die Sammlung und Berichtigung der Provinzial» und flatuta- 
riſchen Gefege für ſich in Gang gebracht, 
Eben deshalb bedurfte es bei der Publication der Prozeh- Ordnung Feines Bor: 
behalts jener_befondern Rechte. Diefer if jedod in dem nachherigen Patent wegen 
Publication DEE A. L. R. vom 5. Febr. 1794. 8. 3, dahin erfolgt, daß die ——— 
und ſtatutariſchen ee bis zur Vollendung der Provinzial: Landredhte in ihrer 
Kraft bleiven follen. Die ausgehobene Stelle der A. G. O. fept folhemnad offenbar 
eine Gütergemeinfchaft nad allgemeinen Grundfägen voraus, und kann alſo nur an 
Drten Anwendung finden, wo eine folhe Kommunion obwaltet, Wo hingegen Pro: 
vinzial-Gefege oder Statuten, wie im Lübifhen Rechte gefchiehet, von den allgemei- 
nen Grundfasen der ehelihen Gütergemeinfhaft abweichen, da follte e8 vor der Ir 
bei diefer befondern Verfaſſung verbleiben. Dies ift ſchon im einem ähnlichen Falle 
auf Anfrage des-Altmärkfhen Dbergerichts, über die Anwendbarkeit des Salzwedel: 
fhen Staruti, in dem von ums abgefaßten und von Em, Königl. Majeftät beftätig- 
ten Concluſo vom 13. März 1781. angenommen worden; 
Kleins Annalen B.3. pag. 233, 

und fo find wir auch jest der Meinung: 
daß der Vorſchrift des Lübfchen Rechts, wornach eine unbeerbte Chefran 
ihr Eingebrachtes im Concurſe ihres Ehemannes zurüd zu fordern befugt iſt, 
u. ———— der A. G. O. Thl. J. Tit. 60. $. 320. und 410, nicht 
erogirt ſei. 

Sierbei bat der Magiftrat zu Demmin noch eine Nebenfrage über den Ausdrud 
— Rechts: beerbt fein oder Kinder haben, aufgeſtellt. Ihm iſt 
zweifelhaft: 

ob die Ehefrau nur für diejenigen Schulden nicht hafte, welche zu ſolcher Zeit 
eontrahirt worden, als Kinder am Leben waren, und 

ob * hl mit bezahlen müffe, wenn gleich die Kinder ſchon verftorben 
ind, oder 

„0b ei diefen Fall es fo anzufehen fei als wenn die Ehefrau unbeerbt geblie- 

n wäre. 

Die Negierung glaubt, daß es nad) dem Sinne bes Lübifchen Statuti bloß auf 
das Dafein von Kindern zur Zeit des Concursus oder bei dem Abſterben des Che: 
mannes ankomme. Diefe Erklärung ift nad den Worten des Lübifhen Statuti: 

Lib. 1. Tit.5. Art 5. und läßt feine Kinder von ihr, oder daß fie ſchwan⸗ 


ger fei ıc. 
ibid. Art. har er dann mit feinem Weibe Kinder ic. j 
ganz richtig, und mirhin darf auf. den Zeitpunkt der Schuldenaufnahme gar nicht ges 
fehen werden. Diefelbe Auslegung fnbet man beim Mevio _ 
ib.L. Tit. 5. Art.5. No.42. Lib. 2. Tit. 2. Art. 5. 


in Comm. jus Lub. Li 
No. 124. 
und nach feiner. nähern Ausführung könnte man bie Befcheidung dahin fallen: , 
daß nach Lübiſchem Rechte eine Ehefrau für beerbt zu achten fei, wenn bei 
Gröffnung des Concurſes über das Vermögen ihres Chemannes oder zur Zeit 
feines Abiterbens aus der bis dahin beitandenen Ehe ein Kind oder mehrere 
derfelden am Leben find, oder wenn die Ehefrau ſich zu ſolcher Zeit fihmanger 
befindet, und bei der hiernächtt erfolgenden Niederfunft ein Kind oder mehrere 
lebendig zur Welt fommen; und „ee nem 
daß im entgegengefepten gale, und auch alsdann, wenn in der bisherigen 
Ehe eins oder mehrere Kinder zwar erzeugt geweſen, jedoch bei der Eon- 
curs» Eröffnung oder bei dem Abfterben des Ehemannes nicht mehr am 
Leben find, für unbeerbt gehalten werden müßte. 


UL Frägt der Demminfhe Magiftrat darüber an: _ \ 
ob die Vorſchrift des A. L R. Thl. U. Tit. J. 8.392. neben dem Lübifchen 
Rechte Anwendung finde. 

Vermoͤge der Lübiſchen Gütergemeinſchaft werden alle Schulden beider Ehegatten 
emeinſchafilich, ſo daß eine bderbte Ehefrau auch für die vor der Ehe von dem 

anne gemachten Schulden haften muß. 3 
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Lib.I. T.5. Art, 5. Lib. III. Tit.L. No.10. 
Mevius ad jus Lub. Lib. I. p. 206. No. 26. seq. J 


Das A. L. R. nimmt Thl. II. Tit. 1. 8. 391. dieſen Grundſaß ebenfalls an, u 
zwar von beiden Ehegatten, ohne Rückſicht auf das Daſein von Kindern, jedoch nie. 
als Regel, indem $. 392. die Ausnahme fetgefegt wird: , — 

daß, wenn ein Ehegatte mehr Schulden als Vermögen in die Gemeinſchaft 
gebracht hat, der andere innerhalb zweier Jahre nach vollzogener Ehe auf die 
Abſonderung des Vermögens antragen könne. ang 


Der Magiftrar zu Demmin findet hierin eine wefentliche Abweichung vom Lübir‘ 
fhen Rechte, und aus diefem Grunde hält er die im A. L. R. verflattere Zurücktre⸗ 
tung aus der Gemeinfhaft dn Orten, welche mir Lübifhem Nechte bewidmet find, 
nicht anwendbar. Die Regierung if der entgegengefegten Meinung. Das Lübifche 
Recht geftatter dem Ehemanne den Austritt der einmal entſtandenen Gemeinſchaft in 
feinem Falle, und auch der Ehefrau, wenn ihr Mann in Eoncurs verfällt, oder bei 
feinem Abfterben über fein Vermögen verfhuldet war, nur in fo fern die Ehefrau 
alsdann. unbeerbt ift. 

‘Lib. I. Tit. 5. Art.5. 7. 10. und Lib. III. Till. Art. 9. 10, 
Befonders disponirt diefes Statut i 
Lib. 1, Tit, 5. Art. 11. 
von dem Falle, wenn der Mann während der Ehe in verfchulbere Umſtände geräth, 
folgendermaßen: 
wenn eine Ehefrau mit ihrem Manne, weldher in Schulden vertieft, unbeerbt 
iſt, J ſie ihren ed reperiren, freien und aus den Gütern fordern. 
Wenn fie aber noch in den Jahren ift, darinnen fie Kinder gebären Tann, fo 
muß gemelderer Brautfhag wiederum an gewiſſe Derter belegt. werden, und 
mag die Frau davon die jährlihe Abnupung zu ihrem Beſten unverhindert 
gebrauchen. 

Diefer Artikul tet es außer Zweifel, daß es mit der. Analogia bes Lübiſchen 
Rechts nicht beitehen köͤnnte, wenn man aud den Ehemann und die beerbre Ehefrau 
an der im A. L. R. nachgelaffenen Wohlthat der Separation Theil nehmen laſſen 
wollte, Selbft der unbeerbten Ehefrau würde diefes Beneficium nur auf fo lange 
angedeihen fönnen, als fie unbeerbt bleibe, weil jie auf den Fall der eintretenden‘ 
——— zu Folge des gedachten Art. II. eventualiter ex communione verhaftet blei⸗ 

en ſo | „ld 
Mevius ad jus Lub. Lib.I. pag. 227. 228. No. 25. 45. SR 


Vebrigens würbe ein folder Rücktritt aus der Gemeinfhaft, da er immter eine! 
Art von Aufhebung involvirt, im jedem Fall gerichtlich verlautbart und bekannt ges 
macht werden müffen. Aus diefen. Gründen find wir der rechtlichen Meinung: 

daß die im 9. 392. des A.L. R. Thl. II. Tit. 1. verordnete Wohlthat der Zu: 
rücktretung ans der chelihen Gütergemeinfhaft an Drten, wo Lübifhes Recht 

gilt, nur der unbeerbten Ehefrau, und zwar mit der im Lübſchen Statut Lib. I. 

it. 5, Art, Il, enthaltenen Maafigabe, zu ftatten komme, und im jedem eintre⸗ 
senden alle eine gerichtlihe Verlautbarung und üöffentlihe Bekanntmachung 
(8.422. l.ce des A.L. R.) erforderlich fei. fr 
Da jene eine unbeerbte Ehefrau, auf den Grund des Lübifchen Statuts Lib. I. 
Tit. 5. Art. II. ihr Gingebrachtes fon, wenn der Ehemann fein Vermögen zu ver 
fhulden anfängt, repetiren kann; 
Mevii Comm, ad jus Lub, Lib. I, pag. 227. No. 14. seq. 
fo wird ihr folches nah eben diefer Vorſchrift um fo mehr frei ftehen, wenn ber Ehes 
mann mehr Schulden als Bermögen in die Gemeinfhaft gebracht hat, und alfo ganz“ 
undermögend ift, Sie fheint uns mithin der im AU. L. R. zugeftandenen und dab 
el zwei Jahre eingefhränften Wohlthar der Separation nicht zu bedürfen, und des: 
halb halten wir für rathfamer: Br 
es bis zu der im PeovinzialsLandrehte erfolgenden —* vos. bei’ 
der zur Zeit auslänglihen Dispofition des Lübiſchen Statuti Lib. I, Tit. 5. 
Art. 11. zu belaffen, 3 
Diefes alles ftellen wir, unter Beifhliefung des uns originaliter zugegangenen 
Berichts der Pommerſchen Regierung und deffen Anlage allergehorfamft anheim. -. .«r 


Berlin, den 22, Dctkr, 1800. Ar: 
Ä N,C.C. T.X. S. 3163. No. 70. de 1800, und,,, 
Neues Archiv B. 1. S. 388, F 
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2) Bescript».$8. März 1802, nepft Gutachten ver Geſetzeommifflon v.5.$ebr.ejd., 
betr. die Ausfegung ber Gütergemeinfchaft nach magdeburgiſchem Necht. . 
Auf Euern Bericht vom 6. Juli v. J. commmniciren Wir Euch hierbei in Abfchrift 
ein Gutachten der Geſetz- Commifiion über die Frage: | 
ob die VBorfhrift des U.L,R., wegen Suspenfion der Gütergemeinſchaft folcher 
Eheleute, die unter Vormundſchaft ſtehen, auch in Stettin ünd im andern mit 
Magdeburgifhen Rechten beliehenen Städten anwendbar fei? 
und da Wir daffelbe überall beftäriget haben, fo befehlen Wir Euch hierdurch, in vor« 
kommenden Fällen darnach zu achten. 
Was hiernächſt die in Euerm Berichte beiläufig —— übrigen Aufragen 
betrifft, welche von der Geſetz⸗ Commiſſion übergangen find, fo iſt es 
1) feinem Bedenken unterworfen, daß die in dem A. L. R. F. 785. Tit. 18. Thl. 
vorgeſchriebene Vernehmung der während der Minderjährigkeit verheiratheten 
Pflegebefohlenen über die Einführung oder Ausſchließung der Gütergemeinſchaft 
nut voller Wirkung von dem vormundfcaftlichen Gerichte bewirkt werden kann, 
und nur, im Fall die Gütergemeinfhaft durch die Erklärung den Euranden: 
ausgefchloffen wird, die nörhige öffentlide Bekanntmachung. von dem perfönlichen 
Richter beider Eheleute, in fo fern diefer von dem vormundfcaftlichen Gerichte 
verfchieden ift, fo wie die Eintragung des bei den Grundſtücken zu intabuliren- 
den Bermerfs von dem Richter der Sache verfügt werden muß; DE 
2) finden Wir Guern Vorſchlag wegen Ginführung einer Lifte über die wegen 
ee. der Gütergemeinſchaft geſchloſſenen Verträge vallig, zweckmäßig; 
jedoch bedarf: es Feiner —— in dieſe Liſte, wenn die —J————— 
bei. Verheirathung eines Pflegebefohlenen auf den Grund der geſetzlichen Bor: 
ſchrift des. A.L. R. Thl. 2. Tit. 18. $. 782. bloß bis, zu defien Volljährigkeit 
fuspendirt ‚worden,. und Tann fich daher die. einzuführende Liſte nur auf die 
älle erſtrecken, wenn die Gütergemeinſchaft durch ausdrüdlidhe Verträge und 
tflärungen der Eheleute entweder vor oder nach errichteter, Volljährigkeit aus: 
geſchloſſen worden ift, * AR 
Hiernah habs: Ihr, die Regierung, die Rubriken der in Vorſchlag gebrachten Lifte 
— rectificiren, und demnächſt die Untergerichte Eures Departements an Orten, wo 
ie Gütergemeinſchaft gilt, dieſerhalb mit der nöthigen Anweiſung zu verſehen. 
Uebrigens bleibt es Guerm Ermeſſen überlaffen, in wie fern: Ihr es in Rückſicht 
ber über die Anwendbarkeit der Vorſchrift des angeführten $. 782. des A. L. N. ent‘ 
ſtandenen Zweifel für zweckmäßig haltet, wegen dieſes Gegenſtandes ein in die Iu- 
telligengblätter- einzurückendes kurzes Publicandum ergeben: zu Jaffen, ic. E33 
Berlin, am 8, Marz 1802, erh — F 
Gutachten der Geſetzcommiſſion. — 
Em. Königl. Majeſtät haben mit Zufertigung des beigehend zurückkommenden Bes 
richts der Pommerfhen Regierung und deſſen Anlagen, aus Veranlaſſung eimer bei 
dem Magiſtrat zu Stettin, und dem, dortigen Waiſenamt entſtandenen Differenz, unſer 
Gutachten darüber zu erfordern. geruhet. we — 
ob die Vorſchrift des A. L. R. Thl. 2. Tit. 18. 8. 782. 89q. wegen: Ausſetzun 
der Gütergeneinſchaft ſolcher Eheleute, welche unter Vormundſchaft ſtehen, au 
von dem Stettiniſchen Waiſenamte, fo wie überhaupt in denjenigen‘ Pommer- 
ſchen Städten, welde mit Magdeburgifhen Rechten belichen find, im. Anwen⸗ 
dung zu bringen fei? ' 2 | | 
ierbei müffen, wir ung zuvörderſt auf unfer bei einer audern Gelegenheit: am 
22. Detober. 1800 abgeitattetes Gutachten r 
Archiv der Gefesgebung B.1. S. 388, | 
beziehen, welches diefelbe Frage betrifft, mur mut dem Unterſchiede, daß dort vornämlich 
bon folhen Pommerſchen Orten, wo das Lübifhe Recht gilt, die Nede war, bier 
aber über einen in Auſehung der. Stadt Stettin und anderer Pommerſchen Städte, 
bie mit Magdeburgiſchen Rechten beliehen find, noch übrig gebliebenen Zweifel das 
Erforderliche Fefgelest werden foll, ' j Me a 
‚ Allein nad unferm Ermeſſen kommt es. auf diefen Unterfhied nicht an. 
Die Ponimerfhe Regierung hat in ihrem Berichte hinlängfih ausgeführt, da die 
Magdeburgifchen Rechte, mit welchen Stettin und‘ andere Pommerſche Städte‘ beliehen 
find, über die Gemeinſchaft der Güter unter Cheleuten eigentlich gar nichts feftfegen, 
nd daß diefe dort ſtatt findende-Gütergemeinfchaft ſich auf Fein gefchriebenes Gefeg 
der Statut, ſondern auf bloße Gewohnheiten gründet. 


” 
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Hieraus folgt-aber, daß aus den — Rechten, welche in Stettin und 
andern Städten gelten, für bie * ſtatt findende eheliche Gütergemeinfhaft nichts 
befonderes hergeleitet werden Tann. © ® 
Auch enthält das bisherige Gewohnheitsrecht, welches der Stettiniſche Magiftrat 
ein ſtatutariſches Recht nennt, nichts, wodurd ſich die dortige Gütergemeinfchaft der 
Eheleute von: andern dieſer Art weſentlich unterſchiede. ee 
Der Magiftrat führt zwar, um das Gegentheil darzuthun, an, daB bisher die 
Gemeinfhaft der Güter zwifchen dortigen. Eheleuten, wenn auch die Ehefrau noch 
minorenn und: unter Vormundſchaft geweſen ift, gleich mit der Verheirathung ihren 
Anfang genommen hat... PIE . j 
Allein dies geſchah nicht ‚wenige: an andern Drten, wo eine ſolche Gemeinſchaft 
der Güter flatt findet, und aud das Lübiſche Recht, nach welchem die Gütergemein- 
ſchaft der Eheleute ebenfalls -fo fort per eonseensionem thalami entficht, beſtimmt 
nicht, daß diefe Wirkung, fich bei folhen Ehen nicht äußern ſoll, welche von minder 
jährigen unter Vormundſchaft ſtehenden Perfonen geichlofien worden. 
Indeſſen konnte die: minderjährige Ehefrau durch diefen Eintritt im die eheliche 
Gürergemeinfhaft leicht Schaden leiden, und das: ihrem. Ehemann. zugebrachte Ber- 
mögen in ihrer Minderjährigkeit verlieren. , — — 4 
Um nun ſolches nad Moͤglichkeit zu verhüten, wurde es den Vormündern und 
Waiſenämtern überlaſſen, dieſe Gefahr ‚von ihren Pflegebefohlenen durch einen Ver⸗ 
trag mit dem Ehemann abzuwenden, und ihm darin die Ausſchließung der Güterges 
meinfchaft zur. Bedingung. zu machen. j : 
‚Dies ift dasjenige; was in dem von dem Stettinſchen Magiſtrat angeführten Ne 
feript vom 18. November 1771, welches derfelbe als ein Provinzial: Gefeg beibehalten 
wiſſen will, feftgefegt worden iſt. © 2 
Es. ift aber diefes, Nefeript,, wenn es gleich bloß nad Pommern gegangen if, 
darum noch nicht ein dortiges Provinzial Gefeg, und noch weniger eine bloß auf die 
Stettinifchen Statuten fich beziehende gefeglihe Vorſchrift. 
Bielmehr paßt das, was in demfelben den Bormündern zur Sicherftellung des 
Vermögens ihrer in die Ehe tretenden. Pflegebefohlenen vorgefchrieben oder an die 
Hand, gegeben wird, auch auf alle andere Orte, wo die Gemeinfchaft der Güter zwi⸗ 
ſchen — gleich bei der Verheirathung ihren Anfang nimmt, und es ſind von 
deſſen Anwendung erhebliche Nachtheile faſt unzertrennlih. 
Denn nach dem allegirten Reſcripte ſoll ein Vormund für ſeine Pflegebefohlenen 
mit ihrem künftigen Ehemann über die Ausſchließung der Gütergemeinfchaft nur ale: 
dann einen Vertrag fchließen, wenn hiezu gegründete Urfachen vorhanden find. 
‘ Schon die Frage über das Dafein folcher Urfachen muß zu Streitigkeiten, wodurch 
am Ende die Ehe rüdgängig gemacht werden kann, Anlaß geben, und der Ehemann 
feider in jedem Fall durch einen folhen Vertrag an feinem Credit, weil das Publi- 
eum befondere und wichtige Gründe, welche den Bormund zu diefer. Sicherheitsmaaß- 
regel bewogen haben, ahnen und voransfegen muß. 
Wird hingegen die Ergreifung diefer Maafregel von dem Vormunde unterlaſſen, 
fo find er und das Waiſenamt Fünftigen — *— der pflegebefohlnen Ehe—⸗ 
frau ausgeſetzet, wenn eine ſolche Unterlaſſung derſelben in der Folge ſchädlich ge 
—— * fie dadurch während ihrer Minderjährigkeit um ihr Vermögen gekom — 
men ſein ſollte. 
Um alles dieſes aus dem Wege zu räumen, ſetzt das A. L. R. Thl. 2. Tit. 18. 
8.782. überhaupt feſt: 
daß an allen Drten, wo die Gemeinfhaft der Güter unter Eheleuten nad Pro⸗ 
ade oder Statuten eingeführt ift, bei Ehen, welche von unter VBor« 
mundfchaft ftehenden Perfonen gefchloffen werden, diefe Gütergemeinfchaft bis 
nad) erfolgter age Bi Vormundſchaft ausgefeger bleiben, und es erſt als- 
dann auf ihre eigene lärung, ob fie in dergleihen Gemeinfhaft mir ihren 
Ehegatten treten wollen, ankommen fol, — | 

und es iſt einleuchtend, daß durch diefe dem Nefeript vom 18. November 1771 fubftir 

tuirte landrechtliche Vorfchrift jener Zweck vollkommen erreicht wird. 

Denn, wird die Gemeinfchaft der Güter nicht durch einen Vertrag des Vormun—⸗ 
des mit dem Ehemann ausgefchloffen, fondern bis zur — Vormundſchaft der 
minderjährigen Ehefrau, und bis zu ihrer Fähigkeit, ſich ſelbſt darüber zu erklären, 
durch das Geſetz fuspendirt, fo können hieraus nicht, wie in dem erflen Fall, dem 
Credit des Ehemannes nahtheilige Vermuthungen gegen denfelben entitehen, auch 
fallen alle Regreßklagen gegen den Bormund: und das Waifenamt über diefen Gegen 
fand weg, welche nur alsdann eintreten tönnen, wenn fi ber Bormund, wie ihm 


& 
J 
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nah Bewandniß der Umſtände freiftehet, für feine Pflegebefohlenen ber gefegmäßigen 
Ausfegung der ehelichen Gütergemeinſchaft begeben * * — 
Das Bedenfen des Stettinifhen Magiſtrats, daß dort die Beforderung des kauf— 
männifhen und Handwerksgewerbes durch jene Ausfepung der ehelichen Gütergemein⸗ 
fhaft Teiden würde, finder in Srädten, in welchen biefe Sürergemeinfchaft durch das 

Luͤbiſche Necht eingeführt worden ift, in eben dem Maaße ftatt, und man würde in- 
confequent handeln, wenn man demjelben in Anfehung ber mit Magdeburgifchen 
Rechten belichenen Städte ein größeres Gewicht beilegen wollte. 

‚ Ueberdem ſteht es noch dahin, ob nicht der vermeintliche Nachtheil, welher aus 
der Ausfegung der Gütergemeinſchaft für das bürgerliche Gewerbe entſtehen foll, durch 
die Vortheile, welche aus der ‚Erhaltung des Bermögens minderjähriger Ehefrauen 
entfpringen, weit überwogen wird. 

Ganz unrichtig iſt ferner die Behauptung des Magiftrats, daß nah. Magde- 

burgifchen Rechten die über eine minderjährige Frauensperfon angeordnete Vormund⸗ 

fchaft durch die Ehe aufböre, und fie alsdann unter die Vormundſchaft ihres Che 

mannes falle, da in dem dieferhalb angeführten 65. Artitel des Magdeburgifchen 

Meichbildes, wie die Regierung ganz richtig bemerkt, nicht von der eigentlihen Bor: 

en aetatis), fondern von der Gefchlehtsvormundichaft (cura Sexus) 
e Rede i 

Es Tann alfo auch das bisherige Verfahren des Stettiniſchen Waifenamts, welches 
fih um feine Pflegebefohlenen weiblihen Geſchlechts nad ihrer Verheirathung nicht 
weiter befümmert bat, daraus nicht gerechtfertiget werden; vielmehr fällt dem Baifen 
amt eine aus Mifverftand der Gefege entftandene Unregelmäßigfeit zur Laſt, welche 
fünftig vermieden werden muß. 

& gr — wir, * die F — geh Berichts anfgeftellte 

rage ‚betrifft, der Meinung der Pommerſchen Regierung und ihren dafür angeführ: 

sen Gründen bei, und halten dafür: Be : lin 

daß die Vorſchrift des AL. R. Thl.2. Tit. 18, 8.782. qq., nad welcher Die 
Gemeinschaft der Güter unter Eheleuten, wenn die Che während der Bormunds 
fchaft gefchloffen wird, bis nad erfolgter Aufhebung der Bormundihaft ausge 
fchloffen bleiben fol, auch von dem Waiſenamte zu Stettin, wie überhaupt in 
denjenigen Pommerſchen Städten, welche mit Magdeburgifhen Rechten belichen 
find, in Anwendung zu bringen fe. 

Zwar hat die Negierung noch andere hiermit in Verbindung fichende Neben 
fragen in ihren Berichte berührer, worauf wir uns aber nicht einlaffen zu dürfen 
geglaubt haben, weil ung hieruber fein Gutachten abgefordert ift. | 

Ä Neues Arhiv B. 2. S. 333, 


3) Bescripte »v. 1. März und 12. Auguft 1833. nebft C. ©. v.5. YAuguft ejd., betr. 
bie Yusfegung ber Gütergemeinfchaft bei der Berheirathung ber Pflegebefohlnen ohne Rück⸗ 
ficht auf PBrovinzialrechte, Statuten und Gewohnheiten, # 

Der Juſtizminiſter kann bie im Berichte des Königl, D. 2, Ger. vom 8, v. M. 
ausgefprochene — 
daß die Vorſchriften der $$. 780. u. f. Tit.18. Thl. II. des A.L. R., die Aus. 
fegung der Gütergemeinfchaft bei der Heirath minderjähriger Pflegebefohlenen 
betreffend, auf die Gütergemeinihaft, wie fie nad dem dortigen Provinzialrechte 
befieht, feine Anwendung fanden, 
— —* ründet gg ir — q bei 
Die Beitimmungen in den $$. 780. u. 1., wonach bei Ehen, welche Pflegebefo 
während der Vormundſchaft fchliefen, die Gütergemeinſchaft bis ee une 
hebung der Vormundſchaft ausgeſetzt bleibt, bilden ein Specialgefeg für ſolche 
Minderjährige, welhe an Drten leben, wo die Gütergemeinfhaft nach Provinzial, 
gefeoen eingeführt it. Auf das, was biefe provinzialrechtlichen Beftimmungen uber 
en Anfang der Gütergemeinfchaft feitfegen, Tann es eben deshalb nicht ankommen. 
Jene $8. find. nicht, wie die Vorſchriften über die Gütergemeinfhaft im Allgemei⸗ 
nen, in den 88.360. u. f. Tit.1. Thl. U. des U,L.R., in ihrer Anwendung davon 
abhängig gemacht, da in den Provinzialgefegen nicht ein Anderes angeordnet fei, d. h 
fie find nicht fubfidiarifher Natur, fondern fie beftimmen ohne Beſchränkung und abfolut, 
in weldem Vermoͤgensverhältniſſe Pflegebefohlene an Orten leben follen, wo propin- 
zielle oder ſtatutariſche Gütergemeinihaft gilt. 
Dieſe Vorfchriften mußten gegeben werden, weil die Preufifche 
Rechtsmittel der Wiedereinſetzung in den vorigen Stan, eihes sang bat 
Rechte die Minderjährigen gegen Nachtheil gefichert haben würde, nicht zuläßt, Eben 
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deshalb ift auch in den re m Beihlüffen der Geſetz Commiffion vom 27. Detober 
1801 und 5. Februar 1802 (Edictenfammlung von 1800, Nr.75. ©. 3164,, Neues 
Archiv B. UI. Hft.3. ©. 345.) angenommen, daß fie auch an Orten, wo die eheliche 
Gütergemeinfhaft nach Lübifchem Rechte hergebracht it, oder welche mir Magdebur: 
gifhem Nechte belichen find, neben demfelben im, ganzen Umfange beftehen könne 
und durchgehend befolgt werden müffe, obgleih auch nad) diefen Rechten die Güter 
gemeinfchaft fofort mir der Ehe eintritt und Feine Ausnahme in Berreff der Heirath 
minderjähriger Pflegebefohlenen begründen il. 
Was die allgemeine Bormundfchaftsordnung feitfegt, kann and durch die Beſtim— 
mungen: von provinziellen Verordnungen nicht abgeändert werden. 
as Königl, O. L. Ger. hat fi daher hiernach als vormundſchaftliche Behörde zu 
achten und auch die Untergerichte feines Bezirks mit Anweifung r verfehen. 
Berlin, den 1. März 1833. v. K. J. B.41. ©. 217, 


Der Widerfpruch der D. 2. Ger. zu Hamm und Münfter wider die Anwen. 
dung der Beflimmungen ded Bormundfchafts: Redts SS. 780. u. f. Tit. 18, Thl. 
IL A. L. R. auf ihre Gerichtsiprengel ift nicht begründet, Denn wenn auch 
nadhjumeifen wäre, daß nad dortigen Provinzialgefegen oder Statuten und 
Gewohnheiten die Gütergemeinichaft unmittelbar mit — ber Ehe, 
ohne Ausnahme für Minderjährige, eingetreten fei, fo mußte folches doch mit 
Einführung des A. L. R. aufbören, und die unter den Beftimmungen des Bor« 
mundfchafts- Rechts im öffentlichen Intereffe aufgenommene Ausnahme für die 
Minderjährigen, von den vormundfchaftlichen Behörden bei eigener Vertretung 
berüdfihtigt werden, weil die den Provinzialgefegen und Statuten einftweilen 
vorbehaltene Rechtsgültigkeit in Beziehung auf das vorliegende Verhältniß durch 
den $. 782. 1. c. ausdrücklich ſuspendirt iſt. Nur mit diefer Beſchränkung ifk 
die eheliche Gütergemeinichaft, wie fie vor der Einführung des Franzöſiſchen 
Rechts in den weſtpfähliſchen Provinzen und im Herzogthum Cleve Etatt ges 
funden bat, durch die Verordnung vom 8. Jannar 1816 wieder bergeftellt wor: 
den. Ich kann daher Ihre an die O. 2. Ger. zu Hamm und Münfter erlaffene 
Verfügung vom 1. März d. I. nur beftätigen, und autorifire Sie auf Ihren 
Beriht vom 10. v. M., biefelben unter Belehrung über ihre Bedenken zur Be 
folgung ber gefeglichen Borfchriften $$. 780. u, f. Tit. 18. Thl. IL. A.L. R. an⸗ 
zuweiſen. Teplitz, ben 5. Auguft 1833, 

Abſchrift der Allerhöchſten C. O. iſt durch die Jahrbücher mit Nüdficht auf das 
zur Aufnahme fchon beftimmte Nefeript vom 1, März d. 3. befannt zu machen. 

Berlin, den 12. Muguft 1833, | v. K. J. B.42. ©, 124, 

4) Bescript vom 5. Septbr. 1796, daft es einer Bekanntmachung der Ausſetzung ber 

Gütergemelnfchaft während der Minberjährigkeit nichrbebürfe ; f. zu IL 1,.8.422. 


8. 785. Ist die Gemeinschaft ausgesetzt geblieben: so muss das Ge- 


richt gleich nach aufgehobener Vormundschaft, die gewesene Pflegebe-. 


fohlne vernehmen: ob sie in dergleichen Gemeinschaft mit dem Ehe- 
manne zu treten gesonnen sei. ! 

8. 786. Der Richter muss ihr alsdann ihre Gerechtsame, die Folgen 
der einzugehenden Gemeinschaft, und die Nothwendigkeit einer öffent- 
lichen Bekanntimachung, wenn sie ausgeschlossen werden solle, gehörig 
erklären. — BE 

8.787. Der gewesene Vormund vertritt dabei die Stelle ihres Assis- 
tenten; doch kann sie sich auch, statt seiner, einen andern Beistand 
wählen. 

"8. 788. Dass der Pflegebefohlnen diese Erklärung abgefordert wor- 
den; und wohin dieselbe ausgefallen sei? muss in dem nach $. 705. bei 
der Entlassung aus der Vormundschaft ihr zu ertheilenden Zeugnisse 
ausgedrückt werden. — 


J 


⸗ 


8.789. Trägt die gewesene Pflegebefohlne auf die Ausschliessung * 
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der Gemeinschaft an: so muss wegen der Bekanntmachung das Erfor- 
derliche sofort verfügt werden. 


Wegen Berlautbarung und Bekanntmachung ber Ausichliefung der Gütergemeinfchaft; 
4 11.1. 8.422. und die Zufäge dafelbft, namentlich das Gefeg v. 20. März 1837, 


.$8.790. Willigt sie in die Gemeinschaft: so erstrecken sich die Wir- 
kungen derselben auf den Anfang der Ehe zurück. I 

8.791. Eben das findet Statt, wenn die gewesene Pflegebefohlne 
Drei Monate, nach der von dem Richter ihr ertheilten Belehrung, ver- 
streichen lässt, ohne sich zur Ausschliessung der Gemeinschaft zu er- 
klären, und die gehörige Bekanntmachung zu suchen. . . _ | 

8.792. Gegen diesen Entschluss der Pflegebefohlnen ($. 785.), er 
falle aus wie er wolle, hat ihr Ehegatte kein Recht zum Widerspruch. 
18.793. Ist aber gleich bei der Einschreitung der Ehe die Gemein- 
schaft, mit Beistimmung des Vormundes, und, unter Genehmigung des 
vormundschaftlichen Gerichts, ausgeschlossen, worden: so hat es dabei, 
auch nach erreichter Volljährigkeit der Pflegebefohlnen, sein Bewenden. 

8.794 Haben der Vormund und das vormundschaftliche: Gericht, 
bei Aufhebung der Vormundschaft, die Erklärung der gewesenen Pfle- 

ebefohlnen nach 8.785. 786. zu fordern verabsäumt;- und hät auch 

diese innerhalb Dreier Monate nach erlangter Volljährigkeit auf die 
Ausschliessung nicht angetragen: so muss angenommen werden, dass 
(die Gemeinschaft mit der $.'790. bestimmten Wirkung vorhanden sei, 

8.795. Leidet die gewesene Pflegebefohlne dadurch in der Folge 
Schaden: so bleibt ihr der Regress an den Vormund und das Gericht, 
welche ihre Pflicht vernachlässigt haben, vorbehalten. . Ä 


1) Beseriptv.1%. Mai 1806, betr. bie Frift zur Ausſchlieftrung ber Gütergemeinfchaft 
nad erlangter Bolljährigkfeit. J nn 
Die nad) Euerm Berichte voni 2. d. M. bei Euch darüber obwaltenden Zweifel: 
ob der in den Geſetzen beſtimmte dreimonatliche Termin, nach welchem bei un⸗ 
terbliebener Erklärung einer verheiratheten Pflegebefohlnen, ob fie, mit: ihrem 
Ehegatten in der ex Statuto ftatt findenden Gütergemeinihaft eben wolle, 
oder nicht, die Gütergemeinſchaft als’ eingetreten betrachtet werden foll, vom 
Tage der — Großjähigkeit der Curandin, oder von der geleiſteten ge— 
mieinſchaftlichen Decharge anzurechnen fei?. EERERE DEEP ZEIT EI Ze 
löfen fih volllommen durdy die vorhandenen gefeslichen Vorſchriften. ’ 
Der $.785. Thl. 2. Tit. 18. des U. L. N. ſchreibt ganz beftimmt vor: 
daß das vormundfchaftlihe Gericht gleich nach — Vorntundſchaft die 
gene Pflegebefohlene vernehmen joll, ob: fie in dergleichen Gemeinfchaft mit 
en Ehemanne zu treten geſonnen ſei, TEE‘ € 
und der $. 794, des angeführten Titels beſtimmt eben fo buchſtäblich, 
daß wenn der Bormund und das vormundfhaftlihe Gericht bei Aufhebung der 
Bormundfhaft diefe Erflärung der geweſenen Pflegebefohinen zu fordern ver— 
abſaäumt, und auch diefe innerhalb 3 Monate nad) erlangter Volljährigkeit auf 
die Ausſchließung nicht angetragen, angenommen, werden Toll, daß. die Gemeins 
fhaft vorhanden fei. —— 
An dieſen ſo deutlichen, den Willen des Geſetzgebers ſo klar zu Tage legenden 
Vorſchriften, kann von Seiten des Großkanzlers nichts geändert‘ werden.“ 
Da nun aber in Gefolge des $.696, des angeführten Titels eine wegen Minders 
jahrigkeit angeordnete Vormundſchaft aufhört, fobald der Minderjährige resp.’ das, 
21. u. 24. Zahr feines Alters erreicht hat, auch nad Vorſchrift des F. 18. Tit. 5, 
TH. T des UL. N. bei Minderjährigen fih die Unfähigkeit, Täftige Verträge zu 
fliegen, mit dem Anfange ij Tages, an welchem fie die Volljährigkeit er⸗ 
reihen, endigt, fo folgt.daraus, daß. eigentlich mit diefem Tage, nicht aber mit’ dent 
Tage der ertheilten Decharge, als welhe nur das Anerkenntniß der richtig geführten 
Berwaltung und der Ausantwortung des Vermögens enthält, die Bormundidaft ges 
endiget werde, mithin auch jene dreimonatliche Frift nur von dem gedachten Tage am, 


8.795, Aufhebung der Vormundſchaften. 129 ‘ 
nicht aber. vom Tage der erfolgten Decharge, berechnet werden fan, Der in ‚dem 
erftatteten Berichte aus der Beforgniß eines porn zu befürchtenden Regreſſes für den 
entgegengeſetzten Antrag hergenommene Grund releviret dabei nichts, und würde nur 
beruͤckſichiigt werden können, wenn de lege ferenda die Rede wäre, aber auch als⸗ 
dann feine Aufmerkſamkeit verdienen, weil durch eine zu haltende befondere Controlle 
über den Tag, mir welchem die fhwebenden Vormundſchaften beendiget werden, diefe 
Furcht durchaus & oben werben kann. Sind ꝛc. Berlin, den 14. Mai 1806, 
N.C.C. T. XI. S. 345. Nr, 61. de 1806, u, Reues Ardiv B.4. ©. 288, 


2) Bescript ». 23. 3uli 1814, denfelben Gegenftaitb betr. * 


Aus dem von dem Königl. O. L. Ger. von Weſtpreußen unter dem 24. v, M. er⸗ 
ſtatteten Bericht iſt erſehen worden, welche Zweifel über die Auslegung der Vorſchrif— 
sen des U.L.R. Thl. II. Tit 18. $.780, ff. und des Neferipts vom 14. Mai, 1806 
entitanden find, und wie das Eollegium in der an das Land» und Stadtgericht zu. 
N. erlaffenen Berfügung vom 24, Zuni d. J. angenommen hat, das die — * 
Friſt, binnen welcher die geweſene Pflegebefohlene ſich wegen der Ausſchließung der 
ehelichen Gütergemeinſchaft zu erklären hat, von dem Tage der geſchehenen Belehrung 
in dem Falle zu rechnen ſei, wenn dieſe Belehrung nur vor dem gänzlichen Ablaufe 
von drei Monaten nach der eingetretenen Großjährigkeit bewirkt worden iſt. Dieſe 
Erklärung hat einigen Schein der Zuläſſigkeit, vorausgeſetzt, daß zwiſchen den Worten 
des 8.791. a. a.O., nad der von dem Richter. ihr sertheilten Belchrung, 
und den Worten des $. 794. „nad erlangter Volljährigkeit,“ ein wirklicher 
Widerſpruch obwalte Allein diefer anſcheinende Widerfpruh hebt fih durch die 
88.785 u. 786., wonach die Belehrung gleih nah aufgehobener Vormund— 
ſchaft, welche nad $.896, mit der erreichten Volljährigkeit aufhört, gefhehen muß, 
fo daß aljo die Zeit der vom dem Nichter zu_ertheilenden —A mit der Zeit der 
erlangten Volljaͤhrigkeit in eins zuſammentrifft, und mithin die Abſicht des Geſetzes 
dahin geht, daß die der Pflegebefohlenen offen gelaſſene Friſt zu ihrer Erklärung 
über die * ———— in jedem Falle von dem Tage der erlangten Volljährigkeit 
an zu rechnen ſei— 

In dieſem Sinne iſt das, auch in die Edicten: Sammlung aufgenommene, Nefeript 
vom 14. Mai 1806 abgefaht, und da daffelbe ganz beftimmt verordnet, daß die drei— 
monatliche Frift zur Erklärung der geweſenen SPflegebefohlenen von dem Tage der 
erreichten Volljährigkeit an zu rechnen. fei, fo muß es dabei ohme mweitern Unterfchied 
verbleiben, welches dem Königl, O. L. Ger. zur Achtung bierdurd eröffnet wird. 

Berlin, den 23, Juli 1814, v. K. J. B. 3. ©. 275. 


3) BMescript v.29, Mai 1835, betr, die Zeit, in welcher ein männlicher Pflegebefohle⸗ 
ser nach anfgehobener Bormundfchaft fich über die Uusfchliefung der Gütergemeinfchaft zu 
erflären hat, „ nr 

Dem Königl. Land: und Stadtgericht wird auf deu Bericht vom 15. d. M. bier: 
durd) eröffnet, dag ein männlicher Pflegebefohlner eigentlich fogleich nach aufgehobener 
Vormundſchaft über die Ausichliekung der. ehelichen Gütergemeinfhaft ſich erklären 
muß. Wenn jedod der Termin zur Vorlegung der Akten und Dedargeleiitung ſpä⸗ 
ter angefegt wird, fo iſt jedenfalls im: diefem Termine die; Erflärung, welche früher 
gar nicht abgegeben werden konnte, anzunehmen, und unter Angabe des Tages der 
erreichten Majorennität, fowie des Termind zur Vorlegung der Alten die Bekannt» 
mahung zu verfügen, woͤgegen um fo weniger Bedenken entitchen kann, ald das Ge 
14 bei männlichen Pflegebefohlenen etwas Beftimmtes nicht angeordnet, und nanıent: 
lich auf die unterlaffene Grflärung den Verluft des Rechts nicht vorgeſchrieben hat. 
Es bemwendet Er überall bei der Berfügung bes 3 D. 2. Ger. zu Königs: 
berg vom 17. Febr. c. Act. des Juftisum, Gen. G. No. 31. Vol.II. fol. 20. 


4) Bescript nebst Bericht v. 14. Auguft 1820, betr. die Wahl der ans ber Bor- 
mundfchaft ausgefchloffenen Ehemänner zur Einführung der Uusfchliefung ber Güterge: 
meinfchaft. 


Das A. L. R. verordnet in Thl. 2. Tit. 18, $ 780, und 782, 
daß, wenn an Drten wo die Gemeinfchaft der, Güter unter Cheleuten, nad) 
Provinzialgefegen oder Statuten, eingeführt ift, ein Pflegebefohlener männlichen 
oder weiblichen Geſchlechts während der Vormundſchaft heirather, und dadurd) 
die Gütergemeinfhaft durch Vertrag gefefimäßig nicht ausgeſchloſſen worden, 
— —— bis nach erfolgter Aufhebung der Vormundſchaft ausg eſetzt 
bleibe, 
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Hiernaͤchſt —— die gleich folgenden $$.785. bis 788. das Verfahren nad) Been⸗ 
digung der über einen folhen Pflegebefohlenen eingeleitet gewefenen Vormundſchaft; 
jedoch nur bei geweſenen Pflegebefohlenen weiblihen Geſchlechts ohne weiter des 
männlichen zu gedenken, ! 

Es find daher bei uns und unfern — darüber Zweifel entſtanden 

ob in dem $.782. gedachten Falle blos die der Vormundſchaft entlaffenen Ehe 
weiber, nicht aber Ehemänner das Recht zur Wahl haben, die Gemeinſchaft 
mit ihren Ehegatten ferner auszufchließen oder einzuführen. 
Für die erfte Alternative wird angeführt, daß die allegirten Geſetzſtellen ausdrück⸗ 
ih nur 
° von Ausfegung der Gütergemeinfchaft bis nach erfolgter Aufhebung der Vor, 
mundfchaft (5. 782.) und von dem Rechte der Guctsosen, fie auch ferner 
anszufchließen ($. 785.) 
reden, und fie daher nur als Ausnahme von der Regel, 
daß die chelihe Gütergemeinfhaft fogleich nad vollgogener Ehe, eo ipso und 
nothwendig, von dem Willen der Intereffenten unabhängig, eintrete, 
anzufehen find, fie alſo diefe Regel nur noch mehr beftätigen. Berner, das entgegen 
gefegten Falls auch nothwendig hätte beftimmmt werden muüͤſſen, 
wie es zu halten, wenn beide Eheleute zur Zeit der Heirath unter Bormund» 
fchaft geweſen find, ‚der eine fich aber für die Eingehung und der andere für 
die Ausfchliefung der Communion erklärt hat, oder doch über den einen fpäter 
als über den andern die Vormundſchaft aufgehoben worden ift; beide ſich alfo 
nicht gleichzeitig erklären können. | 
Nicht zu gedenken, . AR 
daß felbft der allegirte 8.782. nad) Thl. 2, Tit. 1. $.415., nur von weiblichen 
Pflegebefohlenen zu fprechen fcheine. | 
Die Bertheidiger der andern Meinung nehmen an, daß durch allegirte Gefegftellen 
($$. 785. bis 788.) einer, der Vormundſchaft entlaffenen, verheiratheten Mannsperfon 
ein gleihes Wahlrecht, als nad denfelben Weibsperfonen haben follen, feinesweges 
abgeiprochen fei, vielmehr diefe Gefegitellen nur das Berfahren bei Vernehmung 
der Lestern über gedachtes Wahlrecht, beftinmen: 
dahin nämlich, daß folhe Frauen von Amtswegen a ihrer Erklärung darüber 
aufzufordern, und daß ihnen dabei, dem in Thl. 1. Tit. 14, $. 229, 1.c. und in 
hl. 2. Tit. 1. 5.343, und 344, aufgeftellten Grundfage gemäß, die rechtlichen 
a einer folhen Erklärung vorgehalten, auch bei der Verhandlung ein Beis 
. Hand zugezogen werde, 
Woraus alfo nur folge, 
daß bei Männern abzuwarten, ob und wohin fie ſich erflären wollen; babei 
auch weiter feine Certioration, oder Affiftenz eines dritten, erforderlich fei. 

Es würde aud, wenn bei Männern ein gleiches. Recht zur Wahl nicht ftatt fin 
den follte, die Beſtimmung des $. 782, für diefelben in den meiften Fällen ganz un: 
nüg und zwecklos fein, denn mit dem Augenblide der aufgehobenen Bormundfchaft 
hörte fodann nicht nur die bisherige Ausfegung der Gütergemeinfchaft ebenfalls uns 
abänderlih auf; fondern die Folgen diefer Communion erſtrecken ſich auch auf dem 
Anfang der Ehe zurüd, (790.) was fo gut fei, als wenn die Gütergemeinfhaft gar 
nicht ausgefegt geweſen. 

Uebrigens würden auch bei Pflegebefohlenen männlichen Gefchlechts die Vorſchrif— 
ten 88. 789 — 792, analogifh Anwendung finden, obgleich fie, der Verbindung mit 
den vorhergehenden Paragraphen wegen, nur von Ehefrauen — Auch 
8.796, und 797. fei auf Pflegebefohlene weiblichen Geſchlechts anwendbar. 

Wir wünfhen, in einer, biefigen Orts fo wichtigen Sade nicht zu fehlen; und 
wagen es daher, Ew. Excellenz hiermit gen gehorfamfi um hochgeneigte Belehrung 
zu bitten, Inſterburg, den 16, Mai 1820. 


Es find bei dem Königl. O. L. Ger. von Litthauen, nach deifen Bericht v. 16, Mai, 
Zweifel darüber entitanden, 

ob nach den $$. 782. und 785, Tit. 18, Thl. I. des A. L. R. in dem dafelbft ge: 
dachten Falle bloß die der Vormundſchaft entlafienen Ehefrauen das Recht zur 
Wahl-haben, die Gütergemeinfchaft mit ihren Chegatten ferner ———— 
oder einzuführen, oder ob dieſes Recht auch männlichen Pflegebefohlenen, 
welche während der Bormundihaft die Ehe gefchloffen, nach erlangter Groß⸗ 
jährigfeit zuftehet? 
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Für die erfte Alternative wird angeführt, daß die allegirten Gefepftellen 
„ausdrücklich nur von Ausfesung der Gütergemeinfchaft bis mach erfolgter Auf 
„bebung der Bormundfchaft (5. 782.) und von Bert‘ Rechte der Ehefrauen fie 
— auszuſchließen ($.785.) reden, und ſie daher als Ausnahme von 
„der Megel, ss | 
> daß die Gütergemeinfchaft fogleich nad vollzogener Ehe nothwendig eintrete, 
für jeden andern nicht in der Ausnahme begriffenen Fall diefe Regel beftätigen. Fer— 
ner, daß es eritgegengefegten Falls an einer Beftimmung fehlen würde, 
wie es zu halten, wenn beide Eheleute zur Zeit der Heirath unter Vormund⸗ 
fhaft gewefen find, der eine ſich für, der andere gegen die Gemeinfchaft erklärt 
bat, oder der eine früher, der andere fpäter zur Majorennität gelangt. 
Endlih wird zum Beweife: ne 
daß der $. 782, nur von weibliden Iienehefoplenen fpreche, auf die aus. 
drücdlihe Beſtimmung des 6. 415. Tit. 1, Thl. U. des WEN, Begiehlung ges 
nommen. z 
Für die entgegengefegte Meinung. wird —— daß die 88. 785 — 788, 
nur das bei weiblichen Pflegebefohlenen Statt findende Verfahren nad) erlang— 
ter Grofjährigfeit fenfegen, dahin nämlich: daß fie unter Beobachtung ‘der bei ähnli. 
chen Erklärungen der Ehefrauen vorgefhriebenen Formen, über das ihnen beigelegte 
Wahlrecht von Amts wegen zu vernehmen feien, während daß bei Männern abjumar- 
ten ift, ob und wohin fie ſich erklären wollen, Wenn die Männer von diefem Wahl- 
recht ausgefchloffen wären, fo würde die Beftimmung des $. 782, für diefelben in den 
meiften Fällen unnüg fein, da mit dem Augenblicke der aufgehobenen Vormundſchaft 
die Gütergemeinfhaft nothwendig eintreten, und nad) 8.790. ihre Wirkungen auf 
den Anfang der Ehe zurück erſtrecken würde, 
Das Collegium wünfcht daher über die Auslegung diefer gefeglichen Vorſchriften 
belehrt zu werden. 
Obgleich die Interpretation der vorhandenen Gefege, fofern nicht die Einholun 
einer authentifhen Declaration durch Se. Majeftät den König nothwendig ift, ledigli 
den Juſtiz⸗Collegiis überlaffen bleiben muß, fo trägt doc der Juſtiz-Miniſter fein 
Bedenken, dem Königl, O. L. Ger. auf die diesfallfige Anfrage feine Anſicht über den 
vorgelegten Gegenftand zu eröffnen, | 
Schon eine genaue Bergleihung des $. 780, Tit. 18. Thl. I. des A.L. N. mit den 
folgenden 9 ergiebt, 
daß die 88. 780 — 784. einſchließlich von Pflegebefohlenen beiderlei Geſchlechts, 
die 88. 785. sqq. dagegen bloß von Pflegebefohlenen des weiblichen Geſchlechts 


handeln. 
Dieſe Differenz führt indeß keineswegs auf einen Widerſpruch. 
Ein Zwang zur Gütergemeinſchaft ſoll nicht Statt finden, daher wird auch da, 
wo ſie nach dem Provinzialrecht üblich iſt, die Ausſchließung durch Vertrag zu⸗ 
elaſſen, Thl. II. Tit. I. F. 412. des A. L. R. 
Die entgegengeſetzte Erklärung: 
„die Guͤtergemeinſchaft nicht auszuſchließen,“ —J— 
kann nur durch ein unbedingtes, nach reiflicher Erwägung aller Verhältniſſe 
gefaßtes Vertrauen gerechtfertiget werden, daher laſſen die Geſeße zu dieſer Erklä⸗ 
rung mit rechtlicher Wirkung in der Regel bloß den majorennen Chegatten oder 
den Bater des Minorennen zu. | ' 
Heirathet ein — EBCHEID TER er, fei er männlichen oder weiblichen Gefchlechts, 
fo bleibt die Sache in der Negel in suspenso bis nad) erreichter Volljährigkeit, und 
bloß in dem Falle, wenn ber Vormund es dem Beften des Pflegebefohlenen offen 
bar zuträglich findet, kann er ſich diefer Ausfegung mit Genehmigung des vormund⸗ 
fchaftlihen Gerichts begeben. * 
Dieſes iſt der klaäre Sinn der 88. 780 — 784, 
Der 8. 780. erwähnt ausdrücklich 
der Pflegebefohlenen männ lichen oder weiblichen Geſchlechts. 
Der 8. 761. ſpricht indiſtinet von Pflegebefohlenen, mithin von denjenigen des 
einen und andern Geſchlechtes. | 
Der 8.782. fteht unmitielbar in Verbindung mit den beiden vorigen $$., und es 
it weder aus der Faſſung, noch aus dem unmittelbaren Zufammenhange der mindefte 
Grund zu entnehmen, denfelben bloß auf die weiblichen Pflegebefohlenen zu bes 
fchränfen, und zwar um fo weniger, da der die allgemeine Behimmung derjelben 
befchräntende 8.783, wieder im Allgemeinen den Ausdruck 


9* 
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‚de Gflegebefohlenen“ 
ent ä t, u 2 B : 
ze ne num der $,785. bei dem im Fall der Ausfegung der Gütergemeinfchaft 
— findenden Verfahren nach aufgehobener Vormundſchaft ausdrücklich 
loß von 
de den ‚gewefenen Pflegebefohlenen, mithin von dem Yale handelt, da die unter 
Bormundicaft befindlich geweſene Perfon weiblichen Geſchlechts 
it, aud ‚die folgenden SS. bloß auf diefen Fall ſich beziehen, fo kann hieraus nur 
ert werden, 
* daß dieſes Verfahren und die mit deſſen Beobachtung oder nicht Beobachtung 
verknüpften Folgen bloß für den Fall gelten, da der bevormundet geweſene 
Ehegatte weiblichen Geſchlechts iſt; 


t aber, 
daß den männlichen Pflegebefohlenen in deren Hinſicht die Gütergemeinſchaft 
nah 8. 782. ausgeſetzt worden, nicht das Recht zuſtehen ſoll, nach erlangter 
Volljaͤhrigkeit die Gemeinſchaft aus zuſchließen. 
Ein ſolcher Schluß würde, wie für die entgegengeſetzte Meinung in dem Berichte 
vom 16. Mai mit Recht angeführt wird, um ſo mehr auf einen Widerſpruch mit den 
88. 780 und 782. führen, da die Einwilligung in die Guütergemeinſchaft nad) $. 790. 
rudwirfende Kraft bis zum Anfang der Che hat. 
Das in Beziehung auf weibliche | 
Dflegebefoblene, und auf die, von diefen nach aufgehobener Vormundſchaft 
wegen Einziehung oder Ausichliefung der Gütergemeinſchaft, 
zu erfordernde Erklärum ein befonderes Verfahren vorgefchrieben worden, fteht 
mit den Brundfägen, welche die Geſetze überhaupt bei Verpflichtung der Ehefrauen 
egen ihre Ehegatten, oder zum Vortheil derfelben in Anwendung bringen, durchaus 
in Uebereinftunmung, 
Dort, wie bier, werben 
die gerichtliche Form 


die Zusiehung eines Affiitenten erforder. A. L. N. Thl. I. Tit. 1. 58. 198, 
200, 343, | 


Wenn ein männlicher Pflegebefoblener während der Vormundſchaft heiratbet, 
und die Gütergemeinfhaft nah $.782.1.c. bis nach erfolgter Aufhebung der Vor: 
mundſchaft ausgefegt wird, ſo hat zwar ein folcher, wie fi) von felbft veriteht, wenn 
diefe Ausfegung nicht ganz unnütz fein foll, ebenfalls nah erlangter Großjährigkeit 
das Recht die Gütergemeinſchaft auszuſchließen, er darf jedoch feine BETEN: Grflä- 
rung nicht 3 Monate aufichieben, um zuvörderft die Belehrung von Seiten des Rich— 
ters abzuwarten; fondern er muß fogleich feine Erklärung abgeben und die öffentliche 
Bekanntmachung bewirken. 

Diefe Tuterpretation, melde den Worten, dem Sinn und dem Zufanmenhange 
der einzelnen fraglichen Vorſchriften entfpricht, wird auch durch die Materialien 
zum A. L. R., welche in diefer Beziehung eingefehen worden, gerechtfertigt. 

Im gedrudten Entwurf zum Allg. Gefegbuche Thl. J. Abthl. 3. Tit.6. Abſchn. 8. 
S.170., welde von der Aufhebung der Bormundfchaften handelt, wird die Lehre 
von dem NRectsverhältniffe der Pflegebefohlenen in Anfehung der Gütergemeinfchaft, 
welche der Gegenftand der 88. 780— 799, Tit. 18. Thl. 1. des A. L. R. ift, in den 
88.541 — 551. vorgetragen. Die $$.780 und 781., welche von dem Falle fprechen, 
44 die Berheirathbung der Minorennen bei Lebzeiten des Waters aefchieht, 
ehlen ganz. 

Der Entwurf beginnt mit der VBorfchrift des $. 782. des U. L. R., dort” der 
$.541., welcher alfo lautet: 

die Gemeinfhaft der Güter unter Eheleuten bleibt an Drten, wo fie nad 
Statuten oder Provinzialgefegen Statt findet, in Anfehung einer verheiratheten 
Dflegebefohlenen, fo lange diefelbe noch unter Vormundfchaft fieht, ah 
Auch der folgende $., welcher die Befchränfung des 8.783. des A. L. R. enthält, 
a vorige, bloß von weiblidhen Pflegebefohlenen, 
autet: 
doc kann der Vormund, wenn er folhes der Pflegebefohlenen offen— 
bar zuträglic finder, fih unter Genehmigung des vormundfhaftlihen Ge 
‚ „tits, diefer Ausfesung begeben. 

Die Beftimmung des 6. 784. fehlt im Entwurf. Dem $.542, fchliefen fih viel: 

mehr gleich die Borfriften über das Verfahren nach aufgehobener Bormundidaft ar. 


nid 
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Die diesfallfigen 65,543 1. 545, des Entwurfs find mit den 98.985.787. des U, 
L. R. ganz gleihlautend. Der 9.544. ift dagegen bloß dahin gefahr: 
„der Richter muß ihr alsdann ihre Gerechtſame und die Folgen der einzugehen⸗ 
„den Gemeinfhaft gehörig. erklären, Ä —— ER N ne 
Die Vorſchriften der $%. 541.sqq: des Entwurfs gründen ſich, wie die Mate 
zialien des A. L. R. und die Acten des Juftize Departements und der Geſetz- Com: 
miſſion ergeben, — a NE 
auf ein von dem Magiftrat und der Bürgerſchaft zu: Bielefeld abgefaßtes und 
zur Gonfirmation eingereihtes Patentum, auch das darüber eingezogene, Gut: 
achten der Gefes:-Commiffion und die darüber im Departement felbft ſtattge⸗ 
fundenen Berhandlungen, ' + +: 
Gegen den oben angeführten. :$. 544; des Entwurfs wurden nun:mehrere Erinne⸗ 
tungen gemacht. In Beziehung auf. diefelben bemerft Suarez: .. -- — 
Um den Dubiis einiger Mouitorum vorzubeugen, wird zu prämittiren fein, daß, 
wenn die Heirath fhon von dem Water der Curandin gefchloffen und dabei 
communio bonorum nicht ercludirt wird, es dabei fein Bewenden habe, und 
der Bormund nur aus. den allgemeinen gefeglichen Utfachen auf. deren Wieder: 
aufhebung antragen fonne, Or de ae TEE NTTEP 
Ferner zu dem nämlichen $.541.: _ DENE RE DR 
. „Was biet von weiblichen Curandin verordiet if, gi 
nämlich nad der Meinung einiger Monenten, DE ER ER 
auch von den männlichen, 2 2 
womit fih Suarez einverfianden erklärt. Er IT IR GER I, 
‚ Nachdem nun der Groß: Kanzler diefe Anträge gebilligt, fo wurden fr dem Eon: 
cept des umgearbeiteten Entwurfs die an die Stelle der $$. 541 — 542. tretenden. 


85. 780— 784, einichliehlich wörtlich, fo gefaßt, wie fie aud im den publicirten Tert 


ubergegangen find, - 
Wenn für die im Berichte vorgetragene erſte Meinung auf den - 
+ 415. Dir. 1. THl.L des AL. R. Besichung genommen, und aus dieſem $. 
efolgert wird, daß der $.782, bloß von weiblichen Pflegebefohlenen handle, 
fo ift zu, erwägen, daß diefer $., wie ſich ganz klar aus den Materialien zum 


A. L. R. ergiebt, fih auf die Beſtimmungen des gedrudten Entwurfs, ' 


bezieht, nach welchem allerdings die Ansfegung der Gütergemeinſchaft bloß 
zum Beſten der weiblichen Pflegebefohlenen feſigeſetzt war, indem bei der dama— 
ligen Umarbeitung des Eherechts, welche vor der Umarbeitung des Bormund: 
ſchaftsrechts erfolgte, noch angenommen ward, 5 —— 
| daß die 88.541 — 551. der 3. Abth. des 1. Thl. des gedruckten Entwurfs, 
auf Minorenne männlichen Geſchlechts nicht begogen werden follen, ° — 
Für den Fall endlich, wenn beide Ehegatten zur Zeit der’ Heirarh unter Vormund⸗ 
fhaft gemwefen find, ergeben fich die Be m. aus den vorhandenen geſetzlichen 
Vorſchriften von felbit, und konnte deren Entwidelung, als in ein Lehrbuch oder in 
Nehrsausführung gehörig, nicht in dem Gefegbude ihre Stelle finden. Aud die 
ehemalige Gefes:Commiffion und das Zuftiz: Departement fcheinen dieſe Auslegung 
der 88.782 und 785. ſtets als die richtige vorausgeſetzt zu haben. De 
In dem Gutachten der Gefeh: Commiffion vom 22, Detober 1800, beren Antrag 
durdy das Reſcript vom 3. November deffelben Jahres beftätiget worden, (Meues Ars 
div B. J. ©. 388. 5qq.), it zwar der Gegenftand. der jegigen, Anfrage nicht fpeciell 
fur Sprade gefommten, indeß bezieht fi der erſte Theil des Gutachtens auf die Au« 
frage der 1* Regierung: * 
ob die Gütergemeinſchaft unter Eheleuten, wenn die Che während der Vor: 
mundfchaft geichloffen worden, au an Drten, wo Lübſches Recht gilt, in Ges 
mähheit des: A. ER. Thi. IL Tit. 18. $. 782. qg., bis nad Aufhebung der 
Vormundſchaft in der Negel ausgefegt bleibe, und nad) deren —— die 
Vernehmung der geweſenen Pflegebefohlenen, ob fie in die Gütergemeinſchaft 
mit dem Ghemanne treten wolle, erforderlich fei. “ 
Die. Gefeg:Commiffign it der Meinung, 


Br _ — 
daß die Vorſchriften des A.L. R. Thl. Ik Tit. 18. 8. 782. qq. auch an Orten, 


wo die eheliche Gütergemeinſchaft nach Lübſchem Rechte hergebracht iſt, ne⸗ 

ben demſelben im ganzen Umfange beſtehen können, und durchgehends befolgt 
werden müſſen. | 

Hierbei ift nun das Sachverhältniß entwickelt, und wenn gleich in dem Falle, ber 

zur Anfrage Beranlaffung gegeben, eine weibliche Pflegebefohlene concurrirt hat, fo 





nn 
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iſt doch in den. Gründen der Entfcheidung indiftinet von Bflegebefohlenen (alfo des 
einen und des andern Geſchlechts) die Rede. 

Nicht weniger ift in dem Nefcripte vom 8. März 1802, auf eine ähnliche Anfrage 
derfelben Regierung (Neues Archiv Thl. Il. ©. 352.), bei Ullegirung des $. 782, der- 
felbe im Allgemeinen auf die Verheirathung eines Pflegebefohlenen bezogen worden. 
: | Ä | v. K. J. B. 16. ©. 32. 

8.796. Wird die Ehe während der Vormundschaft durch Tod oder 
richterliches Erkenntniss getrennt: so ist keine Gemeinschaft der 
Güter vorhanden. 

8.797. Erfolgt aber dergleichen Trennung nach aufgehobener Vor- 
mundschaft, und ist keine ausdrückliche Ausschliessung geschehen: so 
wird, selbst wenn die $. 791. bestimmte Frist noch nicht abgelaufen 
wäre, dennoch angenommen, dass die Gemeinschaft Statt gefun- 
den habe... —. — 

S. 798. Wo nach Provinzialgesetzen oder Statuten nur eine Gemein- 
schaft des Erwerbes durch Heirath entsteht; da hat es, wegen der Ehen 
der Pflegebefohlnen,. bei. den allgemein gesetzlichen Vorschriften sein 
Bewenden. (Tit. 1. $. 396. sqq-) | Ä 

8.799. Gütergemeinschaft durch Vertrag einzugehen, sind der Vor- 
mund und das Gericht nur alsdann berechtigt, wenn davon ein offen 
barer Vortheil für die Pflegebefohlnen mit völliger Sicherheit zu erwar- 
ten ist... RP 
Von der Verheirathung einer Pflegebefohlnen zur linken Hand, . 

8.800. Heirathet eine Pflegebefohlne zur linken Hand: so wird da- 
durch in der Vormundschaft über sie, in der Verwaltung ihres Vermö- 
gens, und ihrer Einkünffe’nichts verändert. (Tit. 1. $.874. sqg.) 
8.801. Der Vormund muss aber, bei der Aussetzung und Sicherstel- 
lung der ihr zukommenden Abfindung, ihr Bestes gehörig wahrnehmen. 

Ze Von der Verheirathung ‘eines Pflegebefoblnen männlichen Geschlechts. 

8.802. Heirathet ein Pflegebefohlner männlichen Geschlechts: so 
entsteht. dadurch in seinen Verhältnissen wegen der Vormundschaft 
gar keine Veränderung. | F 

S. 803. ‚In. wie fern er für volljährig zu erklären, oder ihm die eigne 
Administration seines Vermögens zu überlassen sei, muss lediglich nach 
den obigen Vorschriften beurtheilt werden. | 
"8,804. Erwerben oder besitzen die von ihm erzeugten Kinder, vor 
aufgehöbener Vormundschaft über ihn, ein eigenes Vermögen: so hat 
sein Vormund.in Ansehung desselben alle Rechte und Pflichten, die ihm 


‘ in Ansehung des eigenen Vermögens des Vaters vorgeschrieben sind. 


'8.805. Doch können Befreiungen von der obervormundschaftlichen 
Aufsicht, die dem Vormunde; wegen des Vermögens des Vaters, auf 
eine, an sich rechtsgültige Weise eingeräumt worden, auf einen solchen 
nachherigen Vermögensanfall der Kinder nicht ausgedehnt werden. 

8. 806. Ueber die Person der Kinder hat der auch unter Vormund- 
schaft "stehende Vater alle Rechte der väterlichen Gewalt, die sich auf 
eine Vermögensverwaltung nicht beziehen. 

6) Anstellung bürgerlicher Gewerbe. 

‚8.807. Zur eignen Betreibung bürgerlicher Gewerbe soll kein Min- 
derjähriger. vor erfolgter Majorennitätserklärung zugelassen werden. 

8.808. Ist dieses dennoch geschehen: so wird die Verbindlichkeit 


oder Unverbindlichkeit seiner Handlungen und Verträge, in Ansehung 


des Dritten, welcher mit ihm sich eingelassen hat, nach den allgemei- 
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nengesetzlichen Vorschriften von den Verträgen der Unfähigen'beurtheilt. 
(Fh.1. Tit. 5.8. 31. sqq.) — u 2 3 
. 8.809. Dem Pflegebefohlnen selbst aber, welcher dadurch Schaden 
“ leidet, bleibt der. Regress an. den, welcher ihn zu dem Gewerbe ord- 

nungswidrig zugelassen hat, vorbehalten. . — x 

8.810. Wird Jemanden vor erlangter Volljährigkeit ein Amt über- 
tragen: so hat der Mangel des Alters auf die Verbindlichkeit und Rechts- 
kraft seiner Amtshandlungen, keinen Einfluss. 

8.811. In seinen eignen Angelegenheiten aber bleibt er den gesetz- 
lichen-Einschränkungen der Minderjährigen nach wie vor unterworfen. 

8.812. Wer für einen Verschwender erklärt worden, dem soll der 
eigne Betrieb bürgerlicher Gewerbe ferner nicht 'gestattet werden. 

8.813. In wie fern und mit welcher Wirkung:einem minderjähigen 
Gutsbesitzer die eigene Verwaltung des Grundstücks überlassen ‘wer- 
den könne, ist $. 728. sqg. bestimmt. et 

6 Adoption. \ % | u F 

8. 814. Durch die Adoption eines Pflegebefohlnen wird die ;Vor- 

mundschaft über selbigen der Regel nach nicht aufgehoben. 


. hi. 
1) In Betreff ber Wirfungen der Aboption vergl. A. 2,R. IL. 2. 8.691. figdes. 


2) Bescript ».7.Septbr. 1801., betr. die Herausgabe des Bermögens an eln minder 
jähriged aus ber väterlichen Gewalt bed Adoptivvaters entlaffenes Kind. 


Su, Gefolge des 8.694. Thl. I. Tit.2. des U.L.R. ift die Erfrabition des Ver: 
mögens an den aboptirten Sohn auf den Grund der Entlaffung bdeffelben aus der 
väterlichen Gewalt von Seiten des adoptirenden Vaters ‚allein nicht zuläffig, vielmehr 
muß die Ausfertigung der veniae aetatis Behufs des Etabliffements des Gurandi nad 
Anleitung des 8.807, Thl. I. Tit. 18, des A. L. R. erfolgen. 

Stengels Beitr. B. 14. ©. 143. und Paaljow S. 426. ad $. 694. Thl. I. Lit. 2. 
des ueR na 
(f. übrigens 8. 101. bed Auh. zu IL. 2. 8.694,) ' 


7) Wiederherstellung der Wahn- und Blödsinnigen, . 

8.815. Die Vormundschaft über Rasende, Wahnwritzige, und Blöd- 
sinnige muss aufgehoben werden, wenn dieselben zum völlig freien Ge- 
brauche ihres Verstandes wieder gelangt sind. . 

8.816. Ob dieses geschehen sei, muss das varmundsebaftliche Ge- 
richt sorgfältig untersuchen. I: ‚ 

$.817. Bei dieser Untersuchung muss, ausser dem Vormunde, ein 
von dem Gerichte ernannter Sachverständiger, und die anwesenden 
nächsten Verwandten, oder in deren Ermangelung, ein dem Pflegebe- 
fohlnen besonders zu bestellender Curator, zugezogen werden. 


1) Bescript ». 31. Octbr. 1831., betr, bie Nufhebung ber Bormundfchaft Über einen 
Bahn: ober Blödfinnigen. - 


Das Juſtiz⸗Miniſterium pflichtet in Beziehung auf die Vorfchriften der A.G. O. 
Fit. 38, 8.37, und des A.L. R. Thl. I. Tit. 18. 8.815. der motivirten Anſicht des 
König. D. 2, Ger. in dem Berichte vom 20. d.M., daß es zum Behuf der Aufhes 
bung der Benormundung eines rechtskräftig dafür erklärten Wahn: oder Blödfinni. 
gen der Abfaffung eines fürmlichen Erkenntniſſes nicht bedürfe, bei, 
e v. K. J. B. 38. S. 303. 
2) a) Bescript o. 1. Deebr. 1706., betr. bie Zuzlehung der Sachverſtändigen bei Un⸗ 
terſuchung des Gemüthszuſtandes. 


Wir wollen Euch auf Eure, bei Gelegenheit des von dem Profeſſor Pallas ver- 
weigerten Gutachtens über den Gemürhszuftand des Bädermeifters Friedrich Kunze, 
unterm 4. v. M. gethbane Anfrage hierdurch zu Eurer Direction nicht verhalten, daß 
indem Unfere A. G. O. in der von Euch angezogenen Stelle den Vorſchlag der zuzu⸗ 
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ge Aerzte resp. dem Gurator und den Verwandien überläft, ſolches allerdings 
n ſich begreife, und daß es die Sache der Vorfchlagenden fei, die ausgewählten Sub- 
‚jeete zur Uebernehmung des Gefchäfts. willig = machen und zu filtiren. Gin Arzt, der 
weder als Phoficus nod font gegen den Staat oder die Commune in befondern 
‚Pflichten ſteht, hat keine vollkommene Verbindlichkeit, nad der Aufforderung eines je 
den Privati fich dergleichen Geſchäften zu unterziehen. Nur in dem einzigen Falle, wenn 
der Eurator und die Verwandten bei gehörig. angewandter Mühe feinen Sachverftän- 
digen finden Fönnen, der. ſich bei dem Heikäfte brauchen laſſen will, und aljo, die 
Unterfuhung und Inſtruction gar feinen Fortgang würden haben konnen, eriftirt der 
. einer dringenden North, wo Ihr Euch an die vorgefegte Medicinal»Bebörde um 
neunung eines ſolchen — de von Amtswegen würdet wenden konnen. 
TEE TBeE .C6.C, T.X, ©.1911. Rr. 34. des Nachtrags 
REN 1798. und Stengels Beitr. B.4. ©. 283, 
(aufgen. in 8.285, bed Unh. zur 4.6.0.) j 


by BRescripte v,18.März 1831, und 8. Mai 1835., betr, die Qualification der 
bei Gemüthönuterfuchungen zuzuziehenden Aerzte. F 
Das Juſtiz-Miniſterium hat aus dem in Abſchrift hier beigefügten Schreiben des 
Königl. Miniſterii der Geiſtlichen-, Unterrichts: und Medicinal-Angelegenheiten vom 
6. d. ST, erjeben, daß das Gericht zu Neurode bei Unterfuchung des Gemürhszuftans 
des der unverehelichten N. aus N. einen Wundarzt erfter Klaſſe ftatt- eines promo— 
\pirten Doctors der Mediein zugezogen hat. Nach näherem Inhalt des gedachten 
Schreibens find jedoch diefe Wundärzte nicht geeignet, im folchen Fallen die Stelle 
‚ eines promovirten Maectoris medicinae zu vertreten und es würde die Zugiehung ei» 
nes ſolchen Wundarztes außer den vorfhriftsmäßig zuzuziehenden zwei Aerzten nur 
dann ſtatthaft fein, wo, es etwa wegen feiner vermuthlihen befondern Kenntniß der 
Specialumftände ald Arzt des Provocasen, oder iaus font befondern Verhältniffen, 
dem Nichter oder fonft einem Intereſſenten wünſchenswerth erfcheint, auch von ihm 
eine Auskunft in der Sache zu erhalten. 
Hiernach iſt daher das Gericht zu Neurode mit Anweifung zu verfchen. 
v. 


Berlin, den 18. Mär; 1831. 8.3. B. 37. ©.115, 


Es it zur Kenntniß des Zuftigminifters gekommen, daß im verfhiedenen Fällen zu 
Gemüthszuſtands-Unterſuchungen Wundärzte erfter Klaffe jtatt promopirter Aerzte von 
den Gerichten zugezogen: find. 

Sämmtlihe Gerichtgbehörden werden daher auf die in den Ihrb. B.37. ©. 115, 
abgedrucdte Verfügung vom 18. März 1831 aufmerkſam gemacht, nad welcher die 
Wimdärzte eriter Klaſſe nicht geeignet find, im ſolchen Fällen die Stelle eines promo» 
virten Arztes zu vertreten, Berlin, den 8. Mai 1835, v. K. J. 8.45. ©, 467. 


ec) Bescriptov.12.Septbr.1934, nebft Anlage, betr. dad Local zur gerichtlichen 
Unterfuchung bes Gemüthszuſtandes eined Menfchen. 


Der Herr Minifter der geiftlihen, Unterrichts- und Medieinal: Angelegenheiten 
‚hat in dem beigefügten Schreiben vom 15.9. M. (Anl. a.) bemerklich gemacht, wie 
nothwendig es iſt, daß die gerichtlichen Unterfuhungen über den Gemüthszuſtand ei- 
nes Menſchen nicht an der.Gerichtsftelle, fondern an dem gewöhnlichen Wohnorte des 
Gemüthskranken erfolgen. Die König. Obergerihte haben bierauf zu achten, und die 
Untergerichte ihres. Bezirks zu veranlaffen, dergleichen gerichtsärztliche Unterfuchungen, 
wenn es irgend möglich ift, nur an folhen Drten zu veranilalten, wo ſowohl der zu 
prüfende Kranke, als auch der unterfuchende Arzt bei dieſem Gefchäfte in der Ruhe 
ein fonnen, welche nothwendig ift, um fichere Nefultate zu erhalten. 

Berlin, den 12. September 1834, 


Es ereignet ſich nicht felten der Fall, daß Gerichtsbehörden gemürhstranfe Perſo⸗ 
nen zur geridtsärztliden Unterfuhung nach andern Orten fenden, wodurch aus nad 
folgenden Gründen der Zwed der Unterfuhung oft verfehlt wird, und daher zu wün— 

„Shen ift, dag fünftig Gemüthszuſtands-Unterſuchungen nur an dem Wohnorte der 
rovofaten vorgenommen werden möchten. Abgefehen davon, daß die zur vollftändis 
gen Unterſuchung und Benrtheilung des Zuftandes der Kranken oft nöthige Verneb: 
mung von Zeugen, als DBerwandten, Hausgenoffen, Nachbaren u.f. w., dann nicht 
wohl möglich ift, konnen die Entfernung von gewohnten Berhältniffen und Umgebun- 
gen, daß gewöhnlich unpaßende Verfahren bei dem Transporte der Provocaten, umd 
ie, Unterbringung derfelben in zur Abhaltung des Termins nicht geeignete Locale 
u. ſ. w., deren natürlichen Krankpeitszuftand in dem Grade.anders erſcheinen Laffen, 
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daß eine vollſtändige Unterfuhung und richtige Beurtheilung in termino gar nicht 
ftatt haben kann. Noch mehr wird dies der Fall fein, wenn, wie nicht felten ge: 
ſchieht, die Unterfuhung in den gewöhnlichen oft nur beſchränkten Gerichtszimmern 
in Anweſenheit vieler Menfchen, ftreitender Parteien und unter ftörenden Außens 
verhältniffen, überhaupt in Gile, vorgenommen wird. Cine gerichtlihe Gemüths— 
zuftands » Unterfuhung nimmt die ungerheilte Aufmerkfamkeit und Befonnenheit des 
Geiſtes der Sachverſtändigen in Anſpruch, und: verlangt fehon deshalb zur Abhal— 
tung. des. Termins ein ruhiges, abgefondertes Lokal, und es follten um fo mehr 
wenigitens alle äußere Veranlaſſungen, melde eine genügende Unterſuchung hindern 
Tonnen, aus dem Wege geräumt werden, als oft genug innere Urſachen obwalten, 
welde einer der Schwierigkeit und Wichtigkeit des Gegenitandes angemeffenen gründ— 
lichen Unterfahung und Beurtheilung fich entgegen Hellen. Bei dem Vorhanden— 
fein. ſo erhebliher Gründe habe ich die nähere Erwägung berfelben Ew. Greellenz 
anheimftellen,: und die Anordnung einer General: Verfügung dahin: dab Gemüths— 
rg fünftig nicht anders, als am Wohnorte der Provofaten von 
en Gerichtsbebörden in ‚den von ihnen anzuberaumenden Terminen vorgenommen 
werden, überlafien wollen, und erjuche ih Ew. Ercellenz ergebenit, von dem, was 
Cie hierauf zu verfügen für gut halten möchten, mich, um auch meinerfeits das Er: 
forderliche veranlafen zu können, gefälligft in Kenntniß zu ſetzen. | 
Berlin, den 15, Auguft:1834, v. K. J. B.44. ©, 92, 


6) Durch Wiederherstellung der Taubstummen. 
- »8&818. Die Vermundschaft über Taubstumme hört: auf, wenn bei an- 
gestellter Untersuchung sich findet, dass sie zu der Fähigkeit, ihren 
Sachen selbst vorzustehen, gelangt sind. 
- 8.819. Wenn daher auch der Fehler am Gehör und an der Sprache 
gehoben worden: -so muss dennoch erst untersücht werden: ob nicht 
etwa Blödsinn oder Schwäche die Fortsetzung der Vormundschaft noth- 
wendig machen. | | e 
- 8.820. Beiderlei Untersuchungen müssen mit Zuziehung der $. 817. 
benannten Personen angestellt werden. - —— —J 
et 9) Dureb' Todeserklärung: der Abwesenden, i 

8.821. Die Vormundschaft über das Vermögen eines Abwesenden 
‚hört- auf, wenn derselbe zurückkommt, oder von seinem Leben und 
Aufenthalte Nachricht giebt, a 

8.822. Letzteren Falls muss er zur, Rückkehr, oder zur Bestellung 
eines Bevollmächtigten, welcher für die fernere, Verwaltung seines Ver- 
—*— sorge, von dem vormundschaftlichen Gerichte aufgefordert 
werden. / | 

8.823. Sind aber binnen Zehn Jahren von dem Leben oder Tode 
‚des Abwesenden keine Nachrichten eingegangen: so kann auf seine 
'Todeserklärung angetragen werden. 

D: A) Brgl.U.8.0.1.1,9.35.UnH.8.4. wonach es feiner Tobdederflärumng bebarf, vielinehr 
zum Beweife bed Tobes hinreicht, wenn jemand im Kriege eine fchwere Wunde erhalten hat 


und linnerhalb Zahresfrift nach gefchloffenem Frieden von feinem Leben und Aufenthalte 
‚Peine Nachricht eingegangen iſt ; — 
0. 2.23. Zentbr. 1810. und Verordnung ». 13. Januar 1817., betr. bie 
Todes erklärung verſchollener Militairperſonen; aufgehoben durch: 
€) Gesetzv.22. Mai 1822., betr. die Todeserklärung ber aus den Kriegen v. 1806- 
1815, nicht zurückgekehrten Militairperfonen ; dntiquirt durch: 
"d) Gesetz v.2:Auguft 1828., betr. die Grleichterung ber Tobeserflärung der aus 
den Kriegen von 1806-1815, nicht zurückgekehrten Militairperfonen. 
Da feit der Beendigung der in den Jahren 1806-1815 geführten Kriegen eine 
Reihe von Jahren verfloffen ift, und ſowohl dadurch, als durch die befonderen um. 
gewöhnlichen Greigniffe und Umftände, vom denen diefe Kriege begleitet geweſen 
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And, bie Vermuthung begründet wird, daß die darin vermißten Perſonen nicht mehr 
am Leben find, und daher das für gewöhnliche Todes: und Abwefenheits « Erflärun« 
gen vorgefchriebene Verfahren nicht mehr erforderlich ift: fo verordnen Wir für 
ſämmtliche Provinzen Unferer Monarchie, auf den Antrag Unferes Staatsminifte: 
riums, nad) erfordertem Gutachten Unferes Staatsraths, hierdurch Folgendes: 


$.1. Alle diejenigen, welche an einem der in den Jahren 1806— 1815 geführ. 
ten Kriege Theil genommen haben, und darin vermift worden find, follen. von 
dem Gericht ihres legten Wohnorts oder ihrer Herkunft für todt erflärt werden, 
wenn nachgewiefen wird, daß fie an einem jener Kriege Theil genommen haben, 
und feit der Beendigung deffelben von ihrem Leben keine Nachricht vorhanden fei. 


6.2. Es erfiredt fich dies nicht bloß auf die eigentlichen Militair: Perfonen 
(Gombattanten), fondern auch auf Kriegsbeamte, Knechte, Schanz: und andere 
Arbeiter, desgleichen Ehefrauen, Kinder und Gefinde des Militairs, und über 
haupt alle und jede, welche in irgend einem Verhältniſſe der Armee gefolgt find. 


$.3. Zum Behuf jener Nachweiſung muß der die Todeserflärung ertrabirende 
intereffent zuvörderft ein Atteft der Drisobrigkeit beibringen, daß der Verſchollene 
in irgend einem Verhältniffe an dem Kriege Theil genommen babe. Es kann jedoch 
diefer Nachweis auch durch jede andere Beweisführung geliefert werden, wenn das 
Atteſt der Drtsobrigkeit nicht zu erlangen fein müchte. 


$.4. Sodann muß der Ertrabent eidlich befräftigen: daß er von dem Reben und 
Aufenthalt des Abweſenden feit deffen Gefangennehmung oder Berfchwinden im 
Kriege keine Nachricht erhalten habe. 


$.5. Auf den Grund diefes gelieferten Beweiſes ipricht das Gericht bie Todes. 
erklärung des Verfchollenen durdy ein Foftenfreies Erkenntniß aus, ohne daß es einer 
öffentlichen Vorladung deffelben und fonftiger Förmlichkeit des Verfahrens gegen 
Verſchollene bedarf. 


$.6. Der Tag ber Rechtskraft des gedachten Erkenntniffes wird als der Todes; 
tag des Verfchollenen, und in denjenigen Rheinprovinzen, wo das franzöfifche Recht 
noch gilt, als Tag der definitiven Einweifung der Erben in den Befig angefeben. 
Die Ehefrauen der Verſchollenen in den legtgedachten Provinzen erhalten durch die 
Todeserklärung zugleich das Recht, die Trennung der Ehe durch den Beamten des 
Givilftandes ausiprechen zu laſſen. 8.5, S. 93. 


e) Bescript v.31.Octbr. 1829.,zur Erläuterung bed Geſetzes v. 2. Auguſt 1828., 
betr. die Todeserklärung verfchollener Militairperfonen, 


Auf Ihre Berihte von refp, dem 20, Septbr. und 11, Detbr. d. J. wird Ihnen 
nunmehr in Betreff der in Gemäßheit des Gefeges vom 2. Unguft v. 3. zu erkennen 
der Todeserflärungen folgendes eröffnet: 

der Tag, am welchem das die Zodeserklärung des: Abweſenden ausfprechende 
Erkenntniß publicirt worden, ift unftreitig für denjenigen Tag zu —— von 
welchem an dem zurückbleibenden Ehegatten die Eingehung einer anderweitigen 
Ehe freiſteht. ZZ DR ' 

Aber auch in Bezug auf die zur Erbfolge berufenen Perfonen muß der Tag des 
publigirten. Erkenntniſſes zugleih als ‚der Tag der Rechtskraft diefes Erkenntniſſes 
und fomit als der Todestag des Verfhollenen angefehen werden, Gin Erkenntniß, 
durch welches ohne vorausgegangene Edictalvorladung und ohne kontradictoriſches 
Verfahren auf den Grund beigebrachter Beweife der Tod des Verſchollenen erklärt 
. wird, ift der Form nad zwar für ein Urtheil, dem Weſen nach aber für ein bloßes 
Decret oder eine Recognition zu halten, wogegen ein Rechtsmittel ſich nicht gedenken 
läßt. Der Tag der Publikation fällt daher mit dem Tage der Rechtskraft des Er- 
Tenntniffes zufammen, wohingegen bei demjenigen Verfahren, welches die U. G. D. 
m Tit. des L Thls. vorfchreibt, beide Tage allerdings von einander ver 

eden find. 

Dagegen tritt der gu minifter Ihrer Anficht dahin bei, daß in den Landesthei- 
Ven, in welchen noch die franzöfifhe Prozeßordnung gilt, das auf den Grund des 
Gefegeg vom 2. Auguft v. J. ergangene Erkenntniß in öffentlicher Sigung verfündet 
werden muß. Diefes ift deshalb noͤthig, weil nicht eine bloße Werfügung,. fondern 
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ans ein Erkenntniß abgefaßt werden fol, von deffen Rechtskraft das Necht 
es hinterbliebenen Ehegatten und der ‚Erben anhängig gemacht worden. Die ent 
gegengefegte Meinung, welche das Landgericht zu Trier zufolge des mittelſt Berichts 
vom 11. d. M. eingereichten, hierbei zurüderfolgenden Grfenntniffes angenonimen bat, 
ift micht gehörig Begründer, und der Zuftisminifter hofft, daß das gedachte Landges 
richt fi) bei nocdhmaliger Erwägung der Sache davon überzeugen wird, fo daß es 
der von Ihnen in Antrag gebrachten Verweiſung diefer Frage am dem rheinifchen 
Reviſions⸗ und Kaſſationshof nicht bedürfen wird. | 

ER Act. des Juſtizmin. Gen. M. No. 54. Vol. II, Fol. 254, 


f) Bescript v.7. Octbr.1834,, betr, die Koftenfreiheit bei Todeserklärungen nach 
bem Gefet v. 2. Auguſt 1828, * 


Auf geh A in dem Berichte vom 4. d. M. wird dem Patrimonialgerichte 
über Madlig zum Befheide ertheilt, daß die von dem Königl. O. L. Ger. in Frank: 
I ee Auslegung des $. 5. des Gefeges vom 2, Auguft 1828, die allein 
gei 

Die darin beſtimmte Koftenfreiheit erftrecdkt fih nicht nur auf das Erkenntniß, ſon⸗ 
dern auch auf alle vor und mach demfelben wegen der. Todeserflärung erforderlich ges 
wefene —538 — Verhandlungen und Verfügungen. 

Daß der Verfchollene Vermögen hinterlafen bat, kann dabei feinen Unterſchied 
machen, v.8. 3.8.44. S. 389. 
Da) Berg. W2.R.11.8,36., wonach ed Feiner Tobeserflärung bedärf, vielmehr die 
Bermuthung des Todes eintritt, wenn der Verſchollene fich auf einem Schiffe befunden, wels 
ches untergegangen, und drei Jahre nachher verfloffen find, ohne daß etivas von dem Leben 
oder Aufenthalt des Berfchollenen befannt geworden; 


. b) Bescriptv.17.Septbr.1832., betr. die Todeserklärung eines auf einem unters 
gegangenen Schiffe gewefenen Berfchollenen. 

Dem Königl, O. L. Ger. wird die Vorſtellung der Sophie Wilhelmine D., geb. 
B., zu Neufahrwaſſer bei Danzig vom 28, v. M.,, | 

in, der Todeserflärungsfache ihres Chemannes, des Matrofen O., abſchriftlich, 
die Anlagen, wie foldhe eingegangen, mitgetheilt. ' 

Der $.36. Tit. 1. Thl.1. des A. L. R. erfordert allerdings zu dem Beweiſe des 
Todes im dem dafelbft gedachten Falle, 

1) daß das Schiff untergegangen fei, auf welchem derjenige Menſch, von deffen 

Leben und Tod es ſich handelt, fich befunden bat; 

2) daf 3 Jahre nachher, alfo vom — des Schiffes an, verfloſſen ſeien, 
ohne daß etwas von dem Leben und Aufenthalte jenes Menſchen bekannt 
geworden ſei. 

Der Juſtizminiſter iſt auch mit dem Königl. O. L. Ger. darin einverſtanden, daß das 
erſte Erforderniß, — das Factum, daß das Schiff untergegangen ſei, — vollitändig 
feſtgeſtellt ſein müffe, wenn der Tod des auf dem Schiffe befindlich geweſenen Mens 
fchen ohne. Edictal- Citation und ohne Todes» Erklärung rechtlich als erwiefen ans 
enommen werden fol. Zu jedem andern ing muß eine Gdictal: Eitation hinzu— 
Tommen. Inſoweit pflichtet der Juſtizminiſter der Anficht des Königl. D. 2. Ger. 
vollfommen bei. Nur darin kann der in der Berfügung vom 10,9. M. ausgefpros 
—9* ver nicht beigeftimmmt werden, daß, falls jenes Factum nicht olländig 
erwiefen wir 
der sehnjährige Zeitraum von der Entfernung des Chemannes, in Gemäßheit 
des 8.692. Tit. I. Thl. 2. des A.L. R. abgewarter und fodann auf Todeserfli- 
rung angetragen werden müſſe. 
Dies kann die Bittitellerin allerdings thun. 

Es iſt dies jedoch nicht der einzige Weg, um zum beabfichtigten Ziele, der 
Auflöfung der beftehenden Ehe und der rechtlichen Möglichkeit eine zweite einzugehen, 
gu gelangen. 

Da die Bittftellerin fih in einer fehr hülflofen Lage befindet, fo it über die 
——— — zunächſt zum Zwecke führen können, die erforderliche Beleh— 
rung zu ertheilen. 
Das A. L. R. ſchreibt nach Verſchiedenheit der Falle einen dreifachen Zeitraum vor, 
welchen der Ehegatte abwarten muß, bevor er auf Eheſcheidung gegen den abwefen« 
den Ehegatten, resp. auf deſſen Todeserflärung, antragen fann, 
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1) falls die Entfernung unter Umſtänden geſchehen, welche eine dringende VBermu—⸗ 
thung des Vorſatzes, den zurückgebliebenen Ehegatten zu verlaſſen, begründen; 
desertio malitiosa. $. 688, 689. Thl. 1. Tit. 2. A.L. R.; 
2) wenn aus den Umſtanden erhellet, daß der abweſende pere aus erheblichen 
und erlaubten Gründen ſich entfernt habe; causa laudabilis. $. 692. a. a. O.; 
3) wenn von. dem eigentlihen Grunde der erfien Entfernung mit binlänglicher 
Wahrſcheinlichkeit nihıs ansgemittelt ‚werden fan. $.693, a. a. O. 

Im erſten Fall kann ſchon nad Berlauf eines Tabres, von der Zeit an, da die 
Entfernung des Entwicdenen bemerkt worden, die offentlihe VBorladung zum Zwed 
der Eheſcheidung durd die auf letztere gerichtere Klage nachgefucht werden. _ 

Im dritten Fall finder die Klage und öffentlihe Vorladung erft nad Verlauf 
von zweien Jahren von dem vorbemerften Zeitpunfte an Statt. 

Im zweiten Fall it die Eheſcheidungsklage nicht zuläſſig, wohl aber Tann nad) 
10 Jahren nad der Entfernung auf TZodeserflärung angerragen werden; 

Im. vorliegenden Fall hat nun der Matrofe D. erweislih von Swinemünde 
nad) Danzig zu reifen beabjichtigf, und bar diefe Neife am 28. März 1529 ange 
treten. Lebt er, wie man annehmen muß, und bat er in 3 Jahren feine Nahricht 
von fich gegeben; fo läßt fih annehmen, daß er von Anfang am die Abficht hatte, 
feine Frau zu verlaffen, weil es im feiner Gegend, wie die Oſtſee, welche nur 
eultivirte Länder berührt, nicht denfbar ift, daß er verfchlagen worden und in die 
Rage gekommen wäre, feit 3 Jahren feine Nachricht von ſich geben zu fünnen, Es 
fcheint daher, wenn er nicht im Schiffbruch untergegangen it, mindeitens der dritte 
Fall vorhanden zu fein, und würde alsdann die Klage auf Chefheidung ‚und die 
Spdictal- Citation fhon jest Statt finden. 

Hiernach ift die Bitttellerin dur das Land» und Stadtgericht zu Danzig zu bes 
Iehren, und das letztere anzuweiſen, fobald die Eheſcheidungsklage einkoönnut, dies 
felbe einzuleiten, | 

Auch ift das Land» und Stadtgericht darauf aufmerkfam zu machen, daf nach dem 
anliegenden Atteſte des Loorfen » Soemmandeurg zu Neufahrwaiter, welches fih auf 
ein Atteft-der Scifffahrts » Commilfion zu Smwinemunde bezieht, das angeblich ver— 
unglüdte Schiff dem Matroſen D,, nad) dem gedachten Atteſte der genannten Schiff: 
fahrts -» Eommiffion vom 20, Juni e aber dajfelbe dem Schiffer Andreas F. ge— 
hört hat, v. K. J. B.40. ©.155. 

3) In Betreff des Verfahrens Behufs ber Tobeserflärung eines Verſchollenen; vergl. übris 
gend A.G. O. Thl. l. Tit,37. 

S. 824. Die Befugniss, auf diese Todeserklärung anzutragen, kommt 
den nächsten Verwandten des Abwesenden zu. 

8.825. Wenn sich diese nicht aus eigner Bewegung melden: so ist 
das vormundschaftliche Gericht berechtigt, aber nicht verpflichtet, sie 
dazu aufzufordern. N | 
. 8.826. Sind dem Vormunde und vormundschaftlichen Gerichte keine 
Verwandten des Abwesenden bekannt: so kann Letzteres den Ersteren 
anweisen, die Todeserklärung selbst nachzusuchen. 


Bescript ».6,. Decbr. 1796. nebit Bericht, betr, mehrere Gegenftänbe bed Bor: 
munbfchaftörecht3, (ad 5. betr. die Fodederflärung der Abwefenden), 


Ertract 
5. In Anfehung der Todeserflärung eines Abweſenden disponirt: 

a) dag A. L. R. Thl. II. Tit. 18. $. 824—826., daß den nächſten Verwandten des 
Abweſenden die Befugniß, darauf anzutragen, zukomme, daß, wenn fich dieſe 
nicht aus eigener Bewegung melden, das vormundſchaftliche Gericht berechtigt, 
aber nicht verpflichtet fei, fie dazu aufzufordern, umd daf, wenn dem Vormunde 
und vormundichaftliben Gerichte feine Verwandten des Abmwefenden befannt 
find, Tegteres dem erſtern anweiſen könne, die Todeserflärung felbft nachzuſuchen. 

b) Die U. G. O. Thl. J. Tit. 37. $. 3, hingegen: daß nah Verlauf der beſtimm— 
ten Sabre der Abweſenheit das obervormundfhaftlihe Geriht den Bormund 
anweifen müffe, die Todeserklärung nachzuſuchen. 

Bei diefen nicht völlig mit einander harmonirenden Dispofitionen befindet die 
VBormundfhafts: Deputation fich in der Ungewißheit: 
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ob in jedem Falle, es mögen Verwandte befannt fein oder nicht, oder nur im 
legtern Falle nad) der neuern A. G. O. zu verfahren, im erflern aber den Ver— 
wandten nah dem A. L. R. ihre Befugnig 'befannt zu machen, und ihnen den 
Antrag auf Zodeserflärung des Abmwefenden zu tberlaffen, auch Hierbei dem 
Bormunde die Wahrnehmung des Beften feines vielleicht noch Tebenden Curan— 
den aufzutragem>fei, und welcergeftalt e8, wenn die bekannten Verwandten 
mit dem Geſuch auf Todeserflärung zurücbleiben, gehalten werden folle? 
Berlin, den 5. April 1796, 


Ad 5. ift die Frage: | 

‚ „wer befugt fei auf Todeserflärung anzutragen? 
ein Materiale juris, und muß alfo nad) den Borkhriften des A.L. R. beurtheilt wer: 
den. In diefen Vorſchriften duch die A. G. D. etwas zu ändern, ift nicht die Abs 
fiht gewefen, und der $. 3. Tit. 37. fol bloß beflimmen, im welchem Foro die Klage 
angeftellt werden, und wie, wenn biefes durch den Curator geſchieht, derfelbe ſich 
dazu Iegitimiren folle. Berlin, den 6. Dechr. 1796. 

h N.C.C, T.X. ©. 1911. und 1917, 


8.827. In diesem Falle aber muss derjenigen Behörde, welcher, 
wenn bei der ergehenden Vorladung weder der Abwesende, noch Ver- 
wandten oder Erben von ihm sich melden, das Vermögen als herrnlo- 
loses Gut zufallen würde, von der bevorstehenden Verhandlung Nach- 
richt gegeben werden. 


Bescript v.25,3uni1834,, betr. die Communication der Gerichte mit den fidcalis 
fchen Behörden bei Anträgen auf Todeserflärung. 

Die Vorfchrift der A. G.O. Thl. J. Tit. 36, $. 25. 

„das von den Untergerichten jeder Antrag von Tobeserflärung eines Werfhol: 
lenen dem berreffenden Dbergerichte eingefandt, und von diefem einem fisfalifchen 
Bedienen zur Erklärung vorgelegt werde: ob Veranlaſſung zur Eröffnung des 
Konfiskations-Prozeſſes vorhanden ſei.“ 
bat, ſeitdem das Inſtitut der Fiskale aufgehoben iſt, theils Feine allgemeine Anwen: 
dung mehr gefunden, theils große Weitläuftigkeiten veranlaßt, indem die Untergerichte 
die Anträge den Obergerichten einreichen, dieſe fie den Regierungen mittheilen, welche 
diefelben nah Einholung eines Berichts von Seiten des betreffenden Landrachs mit 
ihrer Erklärung dem Dbergericht wieder zugeben laifen, worauf dann erit diefes im 
Stande fich befindet, dag Untergericht mit einer Vorbeſcheidung zu verfehen. 

Um diefe unnöthigen Weitläuftigkeiten zu vermeiden, und dennoch das fiskaliſche 
Intereſſe bei Zodeserflärungen wahrzunehmen, ift mit des Herrn Minifters des Ins 
nern und der Polizei Ercellenz die Verabredung getroffen worden: 

daß die Umtergerichte berechtigt fein follen, die Erklärung der fisfalifhen Be— 
hörde direft einzuziehen, 
wie dies für Berlin bereits durch das Reſc. vom 14. November 1831. (Ihrb. B. 88. 
©. 383.) genehmigt worden ift. 

Dem Königl. xc. wird daher aufgegeben, die Untergerichte feines Departements an— 
zumeifen: in Zukunft alle Anträge auf Todeserflärungen, nachdem die Umftände, durch 
welche der Konfiscationg » Proze fundirt werden koͤnnte, ermittelt worden, dem bes 
treffenden Landrath des Kreifes, oder in Städten mit befondern Polizei: Präfidenten 
diefen mitzutheilen, mit dem Erſuchen der Königl. Regierung Bericht zu eritatten, 
deren Entſcheidung über die Zuläffigkeit des Antrags auf Todeserflärung einzuholen 
und dem ertrahirenden Untergericht mitzutheilen. v. K. J. B. 43. ©. 546, 

8.828. Der Zehnjährige Zeitraum ist von dem Tage, da die letzte 
Nachricht eingegangen, oder wenn gar keine Nachricht eingekommen, 
von der Zeit an, da der Abwesende sich entfernt hat, oder vermisst 
worden ist, zu rechnen. 

D Bescripte ». 10. März nebft Bericht und v. 8. Decbr.1800,, betr. bie Berech⸗ 
nung ber Friften, zur Nachfuchung der Tobederkflärung, wenn folche vor Einführung des 
A.ES. N. nicht beftimmt gewefen find. 

Bei Regulirung des Hnpotbefenwefens in diefer Provinz haben wir erfahren, daf 
mehrere Gutsbefiger ſeit vielen Fahren abweſend find, und ihre Güter theils im Be 
fig antichretiſcher Pfandgläubiger fich befinden, theils von Berwandten der Abwejen: 
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den befeffen und abminifteirt werden. Den gefeplihen Borfchriften zufolge haben 

wir in diefen Fälfen die Curatel über die Abwefenden eingeleiset, ihnen @uratores 

getegt, und eine Adminiftration des Vermögens der Abwefenden veranlaft. 

uf den Grund der Borfihriften des U.L.R. Thl. Il Tit. 18. $. 828. melden 
fi jest die Verwandten der Abwefenden, oder wo aud von dieſen Feine Nachricht 
it, die Curatoren der Abwefenden, ja felbit Fiscus, der hierbei ein Intereffe hat, 
und tragen darauf an, daß die Todeserflärung der Abweſenden erfolgen möchte, 

Wir find indeffen bedenklich geworden, diefen Anträgen zu deferiren, und haben 
uns bemühet zu erfahren, was hierüber in den ehemaligen Polniſchen Geſetzen vor⸗ 
— geweſen ſei. Die Regierungs-Advokaten v. Mietelsky und v. Willczewsky, 

ie TE Kenntniffe der altern Rechte befigen, haben einftimmig hierüber an 
ezeigt: 

” — die Polniſchen Geſetze wegen der Todeserklärungen der Abweſenden nichts 
disponiren. Gewöhnlich wäre es bei Erbtheilungen ſo gehalten worden, daß die 
Portion des Abweſenden den übrigen anweſenden Erben zugetheilt wurde, und 
wenn ſich der Abweſende oder deſſen Erben nach 40 und mehreren Jahren 
meldeten: ſo konnten ſie ihr Erbtheil von den Erben, die es erhalten hatten, 
zurückfordern, und zwar mit Zinſen und Früchten. 

Die Vorſchrift des A. L. R. 8.828. u. f. Tit. 18. Thl. Il, wo nach resp. 5, 10 
und 15 Jahren die Todeserklärung des Abweſenden, nad geſchehener Edictal-Vor— 
eg! erfolgen kann, ift alfo für diefe Provinz ein neues Gefeg; wir find daher, 
nah Anleitung des Patents wegen Publication des A. L. R. vom 5. Febr. 1794, 
$. 17., des allerunterthänigften Dafürhaltens, daß die resp. Friften von 5, 10 und 


15 Sahren nur erft feit dem 1. Septbr. 1797, als von wo ab das A. L. R. auch 


bier in Anwendung gebracht worden, zu laufen anfangen dürfen. Bedenklicher aber 
find wir bei der Anwendung der Vorſchrift des d. 854. u. f. am angeführten Orte. 
In diefer Gefegftelle ift verordnet, daß die Todeserflärung erfolgen kann auch ohne 
vorbergegangener Edictal: Citation, wenn der Abwefende ſchon feit 40 Jahren Feine 
Nachricht von fi) gegeben hat. Bon diefem Gefe hat man in dem ehemaligen Pos 
fen nichts gewußt; wir find daher der unmafgeblihen Meinung, daß den Abwefen 
den und deren Erben es zu fehr nachtheilig fein würde, wenn erftere ohne eine vor« 
hergegangene Edictal-Vorladung für todt erflärt werden follten, 
Dagegen ſcheint die eben allegirte Vorfchrift des A. L. R. auf der natürlichen 
Vermuthung des Todes eines folhen Abwefenden zu beruhen, und diefe Präfumtion 
teitt auch bei ältern Fällen ein. 
Em. Königl. Majeftät allerweifeftem Ermeſſen ftellen wir indeflen unfere Belch- 
rung anheim, und erwarten allerunterthänigft eine Vorbefheidung darüber: 
ob wir jest fhon nad dem Antrage der Erben oder der Euratoren der feit 
resp. 5, 10 und 15 Jahren abwefenden Perfonen Edictal-Eitationen zum Be 
huf der Todeserflärung erlaffen, und diejenigen, welche nah erreihter Majo— 
tennität ſchon 40 Jahre abwefend find, ohne Edictal-Eitation für todt erklä⸗ 
ren dürfen, oder was für Regeln wir in diefen Fällen beobachten follen? 
Bialyftod, den 26. Febr. 1800, Die Neu: Dftpreußifche Regierung. 


Auf Eure Anfrage vom 26, Februar d. J., wegen der Friften bei Todeserflärun- 
gen von Abwefenden dortiger Provinz, geben Wir Euch hiermit zum Befcheid: daß 
ie im A. L. R. an dem von Euch angeführten Drte beftimmten Friften in Neu:Dft- 
preußen erft vom 1. September 1797 an gerechnet werden können, und daher. bis zum 
ahre 1837 Edictal: Citationen auch in denjenigen Fällen nörhig find, wo eine vier 
zigjährige Abwefenheit nachgewieſen werden kann. Sind ıc. 
Berlin, den 10, März 1800, Neues Arhiv B.1. ©. 36, 


. Bir pflihten der in Eurem Berichte vom 13, November d. J. von Euch vorge 
fragenen Meinung dahin bei: 
daß die Grundfäge, welche wegen der Todes: Erklärungen abwefender Perfonen 
in dem im erfien Heft des neuen Archivs der Preuß. Gefeggebung abgedructen 
unter dem 10. März d. J. an die Bialyftoder Regierung erlaffenen Reſcripte 
angenommen worden, auch in Südpreufen mit Beflimmung der vom 1, Juni 
1794 an zu rechnenden Fritten Anwendung finden. 
Ihr habt alfo in vorkommenden Fällen darnac zu verfahren; und dient es Euch zu: 
* zur Nachricht, daß dazu auch die Regierungen zu Kaliſch und Warſchau unter 
ommunication Eures Berichts und der gegenwärtigen Verfügung angewieſen wor: 
den. Sind ꝛc. Berlin, den 8. December 1800. 
Stengeld Beitr, B.17. ©.153, und Neues Archiv B.2. S. J. 
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.. 2) Bescript ».24. Januar 1834,, betr. bad Verfahren und bie Friften bei Tobeserfiä 
zungen folcher Pflegebefohlenen, welche vor Einführung bed U. E. R. verfchollen find, 


Aus dem Berichte des Königl, Land» und Stadtgerichts vom 18, v. M. hat der 
Suftigminifter die, bei dem Verfahren in Zodeserflärungsfahen obwaltenden Zweifel 


eben. = 
as bie Frage über nn der, im A. L. R. vorgeichriebenen Friften zur 
Zodeserflärung derjenigen Perfonen betrifft, welche vor deffen Wiedereinführung ver« 
ſchollen find, jo kann der Zuftizminifter nur — Grundſätze als die richtigen 
anerkennen, welche in der frühern Verfügung des O. L. Ger. zu Halberſtadt vom 
25. Septbr. 1818, aufgeftellt worden find, und muß die, in deffen Verfügung vom 
10, Septbr. und 22. Detbr. 1833, enthaltenen Abweichungen hiervon reprobiren. Denn 
die im $.17. des Publicandums zum A. L. R. vom 5. Febt. 1794. aufgeftellten, und 
in dem Patent vom 9. Septbr. $.12, wiederholten Borjhriften von der Verjährung 
find auch bei Todeserflärungen anwendbar, wie überhaupt auf alle Friften, melde 
das A.L.R. für gewiffe Handlungen außer dem Prozeßverfahren _vorgefchrieben hat. 
Diefer Grundfag ift ausdrücdlich in dem Patent vom 15. Novbr, 1816, wegen Wie 


dereinführung des A. L. R. in die Sächſiſchen Ermwerbungen, $.12. ausgefprocdhen, ” 


und aud von dem D. 2. Ger. zu Naumburg durch die Berfugung vom 4, Dechr. 1815, 
Ghrb., B.15., ©. 114.) richtig auf Todeserflärungen angewendet worden. Es ift 
diefes auch nicht etwa eine fingulaire Beftimmung Für jene Landestheile, fondern nur 
ein ausdrücklich bei diefer Gelegenheit ausgeiprochener Folgefag aus dem $.17, 
des älteften Publ. Pat. vom 5. Febr. 1794, wie in gleicher Art fchon die Neuoſt⸗ 
preußifhe Regierung auf den Bericht vom 26, Febr. 1800. durch Hofrefeript vom 
10. März 1800. (Neues Arhiv, B.1., ©. 36.) befdieden worden ift. . 

Der Zuftizminifter kann biernah die Mißbilligung nicht theilen, melde das 
O. L. Ger. darüber ausgefprodhen hat, daf das Königl. Land- und Stadtgericht zur 
Todeserflärung des im Jahre 1775. verſchollenen R. die Edictal- Eitation hr 
indem obigen Grundfägen gemäß erft nach Ablauf von 40 Tahren von der Wieder. 
einführung des AL. R., und refp. der fpäteren Majorennität eines Verſchollenen ab, 
die Todeserflärung bdeffelben gemäß $.,854. und 855. Fir. 18. Thl. IL des A.L.R, ohne 
Ediktal- Citation zuläffig. fein wird. 

Was die Frage betrifft: ‘ 

ob die Edictal: Citation auch in auswärtige Zeitungen einzurücken fei? 

fo ift allerdings die Beftimmung des $.6. c., Tit. 37. der Prozeßordnung durch ben 
8.59. des Anhanges zu derfelben, welche nur die Inſertion in inländifhen Zeitungen 
entbehrlich erklärt, nicht aufgehoben; indeflen ift_dabei nicht zu überfehen, daß auch 
jene Infertion, wie die Verweiſung auf den Tit. VII. der rufen ($. 44.) 
beweifet, ebenfalls nur facultariv, dergeftalt, daß ſich gegen die Richtigkeit des vom 
O. L. Ger. in der Verfügung vom 22. Detbr. v. J. aufgeftellten Satzes, da im All 
gemeinen auch bei Zodeserflärungen die Infertion in die Intelligenzblätter die einzige 
abfolut nothwendige fei, Nichts erinnern läßt. 


Da hiernach die Individualität jedes einzelnen Falles das Gericht bei der Frage, ' 


welche weitere öffentlihe Befanntmahungen zu erlaffen fein? — beftimmen muß, fo 
läßt ſich hierüber weder eine allgemeine Vorſchrift ertheilen, noch das Verfahren des 
D.2. Ger. mißbilligen, welches aus den befondern Verhältniſſen des vorliegenden 
Falles die mweitern, von dem Königl. Land» und Stadtgerichte angeordneten Bekannt» 


madhungen für überflüffig erflärt hat. v. K. J. B. 43. ©. 120. 
3) Bescript v. 1. Decbr. 1826., betr, bie Subſtantiirung einer Provoeation auf Todes⸗ 
erflärung. 


Dem Königl, D. 2. Ger. wird hierbei originaliter nebſt Anlagen die Vorftellung 
der vermittweten Geheimen Kanzleiſekretair M. hierſelbſt vom 5, v. M. 
betreffend die Provokation auf Todeserklärung des Defonomen M. 

mit dem Gröffnen zugefertigt, daß der Tuftigminifter mit der von dem Kollegio in 
der Verfügung vom 4. Detbr. c. aufgeftellten Anficht nicht einverftanden fein Tann, 
indem der dafeldft defiderirte Nahmeis der Abmwefenheit und der Art der Entfer- 
nung des Verfchollenen weder im (eonf. $.3, Tit.37, Thl. der A. G. O. 
und $.828. Tit. 18. Thl. IU. des 9.2. R.) zur Subftantiirung des Antrags auf To: 
deserflärung erfordert wird, noch überhaupt, der Natur der Sache nad), in den mei- 
ften Fällen auch nur möglich fein würde. Das Königl. D. 2. Ger. hat deshalb, 
falls feine andere rechtliche Bedenken obwalten, zur Einleitung der Klage das weiter 
rechtliche zu verfügen, auch die Supplifantin rn p befcheiden. 

Gen. Act, des Zuftijmin, L. R. No. 13. Vol, III. Fol. 183, 
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8.829. Ist der Abwesende vor erreichter Grossjährigkeit verschollen: 
so wird der Zehnjährige Zeitraum erst von dem Tage, wo er majorenn 
geworden ist, an gerechnet. 

8.830. Ist er erst in oder nach dem Fünf und sechzigsten Jahre sei- 
nes Alters verschollen: so kann er nach Verlauf von Fünf Jahren für 
todt erklärt werden. 

$.831. Ist das Alter, in welchem der Abwesende vermisst — 
nicht bekannt; wohl aber eine gegründete Vermuthung, dass er damals 

“noch minderjährig gewesen sei, vorhanden: so muss, ehe mit der Todes- 
erklärung verfahren wird, ein Funfzehnjähriger Zeitverlauf abgewartet 
werden. 

8.832. Wird die DRS eines Verschollenen erst bei Gelegen- 
heit einer ihm zugefallenen Erbschaft bekannt; und es kann alsdann ein 
früherer Zeitpunkt, wo derselbe vermisst worden, nicht ausgemittelt 
werden: so ist der Tudestag seines Erblassers dafür anzunehmen. 

8.833. Nach Ablauf des gesetzmässigen Zeitraums, muss mit Öffent- 
licher Vorladung des Verschollenen, nach Vorschrift der Prozessord- 
nung verfahren werden. | 


&.9.6.0. Thl. J. zit. 37. 
$. 834. Nach erfolgter Todeserklärung hört die Vormundschaft über 


den Abwesenden auf; und das Vermögen fällt demjenigen zu, welchem 
es nach der gesetzlichen Erbfolge gebührt. 


$. 835. Bei Bestimmung dieser Erbfolge kommt es auf den Tag an, 
an welchem das auf Todeserklärung ergangene Urtel rechtskräftig wird. 


8.836. Stirbt während des Laufes der Untersuchung, oder der gegen 
das Erkenntniss zulässigen Rechtsmittel, der nächste Verwandte, wel- 
cher die Todeserklärung betrieben hat: so ist derjenige, welcher durch 
‚seinen Tod dem Verschollenen der nächste wird, befugt, die Sache für 
eigene Rechnung, bis zur Rechtskraft fortzusetzen. 


$. 837. Er muss aber alsdann dem Erben des Klägers die bis: dahin 
aufgewendeten Kosten vergüten. 


8§. 838. Hat das Erkenntniss auf Todeserklärung einmal die Rechts- 
kraft erlangt: so können Restitutionsgesuche, und andere ausserordent- 
liche Rechtsmittel, die etwa hernach noch eingewendet werden, 'einem 
Dritten, welcher erst nach der Rechtskraft dem Abwesenden der Näch- 
ste geworden. ist, nicht zum Vortheile gereichen. 


8.839. Hat der Abwesende vor seiner Entfernung ein ı Testament ge- 
richtlich niedergelegt : so .muss dasselbe nach rechtskräftig feststehender 
Todeserklärung gehörig publicirt werden. 


8.840. Der Testaments-, ingleichen der Vertragserbe, gehen auch 
hier dem gesetzlichen Erben vor. 


8.841. So lange das auf Todeserklärung ergangene Urtel noch nicht 
rechtskräftig, oder das nach der Bestimmung $. 834. dem Erben zuer- 
kannte Vermögen noch nicht verabfolgt ist, muss der Nachweis: dass 
der Abwesende früher oder später gestorben, und also der Anfall an 
einen andern Erben gediehen sei, zugelassen werden. 

8. 842. Ist das Vermögen einmal verabfolgt; so findet der Nachweis, 
dass der Abwesende früher oder später gestorben und nach diesem 
Zeitpunkteseines natürlichen Todes das Vermögen einem Andern ange- 
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fallen sei, nur mit der Wirkung statt, dass der solchergestalt ausgemit-. 


telte wahre Erbe den Nachlass von dem Besitzer zwar zurückfordern 
kann; jedoch dabei nicht mehr Recht hat, als der Erblasser selbst, wenn 
er nach der Todeserklärung zurückgekommen wäre, gehabt haben 
würde. (8.847.sqq) .: . 

8.843. Was hier von Intestäterben verordnet ist, gilt auch von Tes- 
_taments- oder Vertragserben, die sich erst nach ertolgter Ausantwor- 
tung des Vermögens melden. wi " 

$.844. Kann aber der, welcher auf den Grund der erkannten To- 
deserklärung das Vermögen in Besitz genommen hat, überführt werden, 
gewusst zu haben, entweder dass der Verschollene früher gestorben; 
oder dass er zur Zeit der Todeserklärung noch am Leben gewesen sei; 
oder dass er ein Testament oder einen Erbschaftsvertrag errichtet habe: 
so muss ein solcher Besitzer demjenigen, welchem hiernach däs Erbrecht 
wirklich zukommt, das in Besitz genommene Vermögen zu allen Zeiten 
vollständig herausgeben. - -. .- - 

: 8'845. Ausserdem muss er gegen denselben die Obliegenheiten eines 
unredlichen Besitzers durchgehends vertreten. | 

8.846. Die Kosten der Todeserklärung müssen in allen Fällen aus 
dem Vermögen des Abwesenden genommen werden. 

8. 847. Meldet sich der Abwesende nach der Todeserklärung: sokann 


er sein Vermögen, so weit dasselbe, oder dessen Werth noch vorhan- 


den sind, zurückfordern. 

8.848. Wegen der Nutzungen, Verbesserungen, und Verschlimme- 
rungen, auch sonst überall, wird der, welcher das Vermögen auf den 
Grund dergerichtlichen Todeserklärung in Besitz genommen hat, ausser 
dem Falle des 8.844. als ein redlicher Besitzer angesehen. 

8.849. Verfügungen, welche der Besitzer, auf den Grund der er- 
kannten Todeserklärung, mit einem Dritten getroffen hat, können zum 
Nachtheile dieses Dritten, wenn er nicht selbst der Unredlichkeit über- 
führt werden kann, in keinem Falle angefochten werden. 

8.850. Nur in dem einzigen Falle, wenn der Besitzer etwas von dem 
Vermögen, aus. einer blossen Freigebigkeit, und auch nicht durch eine 
belohnende Schenkung, an einen Andern übertragen hat; und das Ge- 
schenkte oder dessen Werth sich noch wirklich in den Händen des 
Uebernehmers befindet, kann der Zurückgekommene dergleichen Summe 
oder Sache wieder fordern. 

8.851. Aber auch hier hat der Uebernehmer alle Rechte eines voll- 
ständigen redlichen Besitzers. | 


$. 852. Meldetsich der Verschollene erst nach Dreissig Jahren, von 


dem Tage der rechtskräftigen Todeserklärung an gerechnet: so kann er 
von dem Besitzer des Vermögens, so weit dasselbe dazu hinreicht, nur 
einen nach seinem Stande nothdürftigen Unterhalt fordern. 

S. 853. Nur die zur Erbfolge berechtigten Abkömmlinge des Ver- 
schollenen haben hierunter, wenn sie sich erst Dreissig Jahre nach der 
Todeserklärung melden, mit ihm gleiche Rechte. | 

8.854. Sind seit der Entfernung des Abwesenden, oder seit der letz- 
ten von ihm eingegangenen Nachricht, Vierzig Jahre verflossen, ohne 
dass in der Zwischenzeit Todeserklärung gesucht worden: so kann die- 
selbe auf den Antrag des alsdann vorhandenen nächsten Verwandten 
erfolgen, ohne dass es einer Edictalcitation bedarf. 


Mannkopff Allg. Landrecht VII. 10 





*#wr re :, Bır nr ug 


146 Bweiter Theil. Achtzehuter Titel. $.855-- 


Anh. 8.171. Auch unterbleibt in .diesem Fall die öffentliche 
Vorladung der eiwanigen unbekannten. Erben des Abwesenden. 


: 8.855. War der Verschollene zur Zeit seiner Entfernung noch nicht 

Vier und zwanzig Jahr alt: so werden diese Vierzig Jahre von dem 
Tage an, da er das Vier und zwanzigste Jahr zurückgelegt hat, ge- 
rechnet. | 


1) Bescripte v. 10. März und 8. Decbr. 1800, und v.24,. Jan. 1834,, betr. bie Fris 
ften zur Todeserflärung folcher. Perfonen, welche vor Einführung bed U.L.R. verfchollen 
find; f. zu 8.828, dief. Tit. 

2) Bescript v. 26. März 1798,, betr. dad Verfahren bei ber Tobedetflärung nach Vers 
lauf von 40 Jahren, : R 

Euren Bericht vom 15. Märze., im Betreff der Immediatbeſchwerden des Bür: 
gers Munde. zu Joachimsthal, haben Wir erhalten, und Wir wollen Euch zu Eurer 
orbefcheidung hierauf wicht verhalten, wie Ihr wohl thun werdet, in ſolchen Fällen, 
wo der Wortverfiand des Geſetzes klar ift, und weder. Dunkelheit noch Zweifel bei 
fih führet, dabei Tediglich ftehen zu bleiben. Der 8.854. faget wörtlih, daf wenn 
die 40 Jahre verflofien find, die Todeserklärung auf den Antrag des alsdann vor 
on —— Verwandten erfolgen koönne, ohne daß es einer Edictal-Cita- 
tion bedarf. F 
Das Geſetz äußert nichts. davon, daß alsdann gleichwohl die etwanigen unbefann- 
ten Erben des Abweſenden citirt werden müßten, und doch hätte dieß, wenn es die 
ihnen gewefen wäre, um fo mehr ausdrüclich gefagt werden müflen, da es ben 
Verwandten zu nichts helfen würde, daß ihnen das Geſetz in diefem Falle die Vor— 
Ing des Verſchollenen felbit erläßt, wenn fie dennoch wegen der unbekannten Er— 
ben Edictales nachſuchen müßten. Die A. ©. D. redet bloß von dem Falle, wenn nad) 
den Geſetzen die Edictal-Eitation erforderlich it. Daraus, daß fie in diefem Falle 
die Edietales auch auf die unbekannten Erben gan wiffen will, folget nach feiner 
Logik, daß diefe eitirt werden müßten, wenn das Geſetz die Edictal: Citation über 
haupt nicht verlanger, die Berfahrungsart in einem ſolchen Felle ergiebt fih von felbft. 
Auf die gehörig geführte Legitimation und ſubſtantiirte Provocatiom des nächiten Ber« 
wandten muß tin Termin zu deffen näherer Vernehmung anberaumt, darin der. Pros 
vocant über alle Umftände noch näher vernommen, und der Tit. 37. $. 10. Nr. 3. 
vorgefchriebene Eid von ihm abgeleiftet, fodann aber, wenn alles übrige außer der 
nicht ‚erforderlichen Edictal: Citation berichtigt worden, die Todeserflärung per mo- 
dum Sententiae erfannt werden. Uebrigens it aud das sub No. 5. Eures Berichts 
in Anfehung des — Falls gerügte ſpecielle Bedenken ganz unerfindlich, da 
die auf dent Grundſtück des Supplicanten für den Abweſenden eingetragene Forde— 
rung, wenn er für deffen Erben erklärt wird, per consolidationem’ erliſcht, umd auf 
den Grund diefer Eonfolidation ertabulirt werden muß. Sind ıc. 
Berlin, den 26. März 1798, N.C.C. T.X. ©, 1613, No. 25. de 1798, 


10) Durch Besserung des Verschwenders, 

' 8.856. Die Vormundschaft über einen Verschwender muss aufgeho- 
ben werden, sobald derselbe überzeugende Proben seiner gründlich 
erfolgten Besserung beibringt. | 

8.857. Die Gründe des Aufhebungsgesuchs müssen von dem Ge- 
richte, mit Zuziehung des Vormundes und der Verwandten, nach den 

Vorschriften der Prozessordnung sorgfältig geprüft werden. * 

$.858. Nur eine anhaltende, wenigstens durch Zwei Jahre erprobte 
Besserung, kann zur Begründung eines solchen Gesuchs "zugelassen 
werden. 

8.859. Einem gewesenen Verschwender- muss das.Gericht, bei sei- 
ner Entlassung, ein Zeugniss darüber zu dem $. 705. angegebenen Be- 
huf ertheilen. 


Bergl. in Betreff ded Verfahrens Behufs ber Aufhebung der Curatel über einen Ber: 
fchwender, U.6.0. 1.38. 8,35 — 44, i 
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41) Durch den natürlichen Tod des Pflegebefohlnen, 

8.860. Durch den natürlichen Tod des Pflegebefohlnen wird jede 

Vormundschaft aufgehoben. a 
x „ Nach geendigter Vormundschaft muss a) die Schlussrechnung gelegt; 

$. 861. Längstens innerhalb zwei Monaten nach geendigter Vormund- 
schaft, ist der Vormund die Schlussrechnung einzureichen verbunden. 

$. 862. Ein Gleiches muss geschehen, wenn die Vormundschaft nur 
in Rücksicht auf die Erhaltung der Substanz des Vermögens fortgesetzt 
wird; die Verwaltung des Vormundes aber gänzlich aufhört. 


8.863. Die Rechnungslegung geschieht dem gewesenen Pflegebefohl- 
nen, oder dessen Erben. | 

8.864. Mit der Schlussrechnung zugleich, müssen dem Rechnungs- 
nehmer das Inventarium, und die vorhin dem vormundschaftlichen Ge- 
richte übergebenen Jahresrechnungen, ingleichen die verhandelten Vor- 
mundschaftsakten vorgelegt werden. | 

8.865. Dem Pflegebefohlnen steht es frei, bei der Schlussrechnung 
auch noch Erinnerungen gegen die schon abgelegten Rechnungen nach- 
zubringen. 

8.866. Doch kann er gegen Rechnungen, die weiter als auf Zehn 
Jahre zurückgehen, und worüber der Vormund von dem Gerichte quit- 
tirt worden ist, nur solche Ausstellungen machen, die auf eine durch 
Vorsatz oder grobes Versehen ihm zugefügte Verkürzung sich gründen, 

$. 867. Ob die Abnahme der Rechnung gerichtlich geschehen solle, 
hängt hauptsächlich von dem Befunde des Rechnungsnehmers ab. 

8.868. Doch können auch der Vormund, ingleichen das vormund- 
schaftliche Gericht, auf der gerichtlichen Abnahme der Rechnung beste- 
hen, sobald der Rechnungsnehmer mit Ertheilung der Verzicht zögert. 
(8. 894.) 

ss 869. Wird nur die Vermögensverwaltung nach $. 729. sqq. dem 

Pflegebefohlnen überlassen, die Vormundschaft selbst aber noch fortge- 
setzt: so muss die Schlussrechnung, so wie jede andere, bei dem vot- 
mundschaftlichen Gerichte gelegt und abgenommen werden. 

$. 870. Ein Vormund, welcher während der Führung seines Amtes 
von der Rechnungslegung an das Gericht befreit gewesen, kann sich 
dennoch der Pflicht, dem gewesenen Pflegebefohlnen, oder dessen Er- 
ben, vollständige Rechnung abzulegen, nicht entziehen. 

8.871. Hat der Erblasser des Pflegebefohlnen den Vormund nur in 
allgemeinen Ausdrücken von der Rechnungslegung befreit: so ist anzu- 
nehmen, dass derselbe dem Vormunde diese Pflicht nur in Ansehung des 
vormundschaftlichen Gerichts habe erlassen wollen. ($. 693. 694.) 

8.872. Ein solcher Vormund kann sich also nicht entbrechen, Rech- 
nungen zu halten, und dieselben, nach geendigter Vormundschaft, dem 
gewesenen Pflegebefohlnen vorzulegen. 

8.873. Doch kann letzterer gegen diese Rechnungen nur solche 
Ausstellungen machen, die eine von dem Vormunde aus Vorsatz oder 
grobem Versehen ihm zugefügte Verkürzung betreffen. | 

8.874. Erhellet aber aus der an sich rechtsgültigen Verordnung des 
Erblassers, dass der Vormund von aller Rechnungslegung, auch an den 
Pflegebefohlnen, befreit sein solle: so hat es dabei lediglich sein Be- 
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8.875. Ein solcher Pflegebefohlner muss mit einer allgemeinen Nach- 
weisung der Substanz, so wie dieselbe zur Zeit der angetretenen Vor- 
mundschaft sich verhalten hat, und gegenwärtig beschaffen ist, sich be- 

nügen. 
i & 876. Kann jedoch der gewesene Pflegebefohlne bestimmte Anzei- 
gen einer bei einem einzelnen Geschäfte von dem Vormunde ihm vor- 
sätzlich zugefügten Verkürzung anführen und einigermassen bescheini- 
gen: so kann der Vormund ihm über dieses Geschäft nähere Auskunft 
und Rechenschaft zu geben sich nicht entbrechen. 

8.877. Wird der V,ormund auch nur bei einem einzelnen Geschäfte 
eines unredlichen Verhaltens überführt: so ist er schuldig, dem gewe- 
senen Pflegebefohlnen über seine ganze geführte Verwaltung vollstän- 
dige Rechnung abzulegen. 

8.878. In allen Fällen, da ein von der BEE RE befreit ge- 
wesener Vormund gleichwohl aus einem oder dem andern rechtlichen‘ 
Grunde dazu für schuldig erklärt wird, und derselbe eine ordentliche 
Rechnung nicht ablegen kann oder will, muss er von der in seine Ver- 
waltung übernommenen Vermögenssubstanz Sechs vom Hundert an 
Zinsen, ohne den mindesten Abzug entrichten. 

8. 879. Kann auch die Substanz nicht ausgemittelt werden: so ist 
der, welchem die Rechnung gelegt werden soll, zur eidlichen Angabe 
derselben zu verstatten. 

b) das Vermögen ausgeantwortet, 

8.880. Wenn nicht bloss die vormundschaftliche Administration, 
sondern zugleich die ganze Vormundschaft aufhört: so muss dem gewe- 
senen Pflegebefohlnen, oder dessen Erben, sein gesammtes Vermögen 
von dem Vormunde und dem vormundschaftlichen Gerichte ausgeant- 
wortet werden. 

8.881. Diese Ausantwortung kann der gewesene Pflegebefohlne, ge- 
gen Empfangschein, sofort und noch ehe die Schlussrechnung abgenom- 
men ist, fordern. 

8.882. Dagegen müssen dem Vormunde alle nach der Schlussrech- 
nung zu fordern habende Vorschüsse und Auslagen unverzüglich gut 
gethan werden. 

8.883. Werden zwar die Vorschüsse von dem Rechnungsnehmer 
nicht anerkannt; es findet sich aber, dass die sämmtlichen Ausgaben in 
der Rechnung mit unverdächtigen Belägen bestärkt sind: so steht dem 
Vormunde frei: ein verhältnissmässiges Quantum von dem auszuaut- 
—— Vermögen, bis zum Austrage der Sache, mit Arrest zu be- 

egen. 

3 884. Auch kann er wegen solcher Vorschüsse eine Protestation 
auf die Grundstücke des Pflegebefohlnen eintragen lassen. 

e) der Vormund gerichtlich quittirt werden, 

8.885. Nach gelegter Schlussrechnung, und erfolgter Vermögens- 
ausantwortung ist der gewesene Pflegebefohlne, oder dessen Erbe, den 
gewesenen Vormund und das vormundschaftliche Gericht gerichtlich 
zu quittiren verbunden. 


Bescript ». 16. Juni 1834., daft bei Enratelen Behufs der Auseinanderſetzung 
bed Baterd mit feinen Kindern, fofern damit Feine Bermögendverwaltung verbunden gewefen 
ift, eine Dechargeleiftung nicht erforderlich ift. 


Dem Königl, Pupilien-Kollegium wird auf den, in Folge der Beſchwerde bes 
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Superintendenten H. e B. am 30. Maid. J. erftatteten Bericht eröffnet, daß die Kos 
fien, welche in der Kuratelſache feiner Kinder für die Decharge des Kurators mit 
8 Rthlr. 1Sgr. 3Pf. entitanden find, niedergefchlagen werden müffen. 


Die Anfiht des Befhwerdeführers, dag bei Kuratelen, wie die vorliegende, die 
Leiftung einer Decharge gar nicht erforderlich fei, iſt allerdings richtig. Die Kuratel 
ift nur Behufs der Auseinanderfegung des Vaters mit feinen Kindern erfier Che 
über das muütterlihe Vermögen angeordnet worden, und das Vermögen in dem 
Händen des Vaters geblieben. Der Kurator hat in einen ſolchen Falle mit ei- 
ner Verwaltung des Vermögens und mit der Nechnungslegung nichts zu chun. Seine 
Pflichten beſchränken fih auf dasjenige, was die $$. 970— 975. Tit. 18, Thl. I. A. 
ER. beſtimmen. Nur bei einer verwaltenden Kuratel treten nah $.976. und 
$. 982. a. a. O. die Vorſchriften des 7. und 8. Abſchnitts des 18. Tit., wie bei. wirfli. 
hen Bormundfchaften ein, und auh nur dann find die in den $$. 885 —899, über 
—— und Ertheilung der Decharge enthaltenen Vorſchriften anwendbar. 
Hiermit ftimmt die Praris der meiften Gerichte, welche dergleichen Ruratelacten nad 
bewirfter Auseinanderfegung fofort reponiren, fo wie die Borfchrift des $. 961. a. a. O. 
überein, wonach das gefeglihe Vorrecht in das Vermögen des Kurators wicht, 
wie bei einer wirklihen Vormundſchaft, bis zum geleifteten Verzichte fortdauert 
($. 892.), fondern aufhört, fobald das vormundfcaftlihe Gericht oder der majo- 
renne Kurande das Gefhäft ausdrüdlih oder Hillihweigend für berichtigt an. 
genommen haben. 

Das König. Pupillenkollegium hat daher die Niederfchlagung der apen bezeichneten 
Koften zu veranlaffen, und fi in künftigen Fällen nad hierer nweifung zu achten, 
v. K. J. B.43, ©. 460, 

8.886. Der Ertheilung dieser Verzicht kann der Pflegebefohlne sich 
nicht weigern, wenn auch noch ein oder anderer Punkt aus der geführ- 
ten Administration einer nähern, oder gar gerichtlichen Erörterung 
bedarf. 


8.887. Vielmehr müssen dergleichen noch unerörterte Punkte in der ° 
Quittung ausdrücklich vorbehalten werden. 

8.888. Mit dem Tage der geleisteten Verzicht hört das 8.295. be- 
schriebene Vorzugsrecht des gewesenen Pflegebefohlnen in den Gütern 
des Vormundes auf, und dieser muss von der etwa besonders bestell- 
ten Caution entbunden werden. 


8.889. Die Entbindung. von dieser Caution kann jedoch der Vor- 
mund schon alsdann fordern, wenn ihm die Vermögensadministration 
abgenommen wird. 


8.890. Doch muss in dem Falle des $. 886. die Caution so weit ste- 
hen bleiben, als es zur Deckung solcher Ansprüche des Pflegebefohl- 
nen bis zum Austrage der Sache erforderlich ist. 


8.891. Es steht aber dem gewesenen Vormunde frei, den Pflegebe- 
fohlnen wegen solcher Ansprüche anderweitig zu decken, und dagegen 
auf Losgebung der ganzen Caution anzutragen. 


8.892. Das gesetzliche Vorrecht in dem Ve des Vormundes 
dauert auch in dem Falle des $. 889. so lange fort, bis demselben, nach 
völlig aufgehobener Vormundschaft, förmliche Verzicht geleistet worden. 


8.893. Mit Ertheilung der Verzicht muss der gewesene Pflegebe- 
fohlne nicht übereilt werden. 


8.894. Zögert er jedoch damit über Ein Jahr, vom Tage der ihm zu- 
gestellten Schlussrechnung: so können ihn der Vormund, und das vor- 
mundschaftliche Gericht, zu deren Ertheilung, oder zur gerichtlichen 
Anbringung seiner Ausstellungen, im ordentlichen Wege Rechtens an- 
halten. j 
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8.895. Auch nach ertheilter Generalverzicht, kann der gewesene 
Pflegebefohlne den Vormund aus solchen Angelegenheiten und Ge- 
schäften in Anspruch nehmen, die in den Rechnungen, und den’ ihm 
vorgelegten Akten, nicht vorgekommen sind. 

$. 896. Ausserdem sind alsdann keine weitere Ausstellungen zulässig, 
als welche einen von dem Vormunde begangenen Betrug, und vorsälz- 
_ liche Verkürzung zum Grunde haben. 


"8.897. Wegen der Rechnungsfehler finden eben die Vorschriften, 
wie bei. einem Verwalter fremden Eigenthums Anwendung. (Th. 1. 
Tit, 14. 8.151.) | 
S. 898. Die Rechnungslegung, Quittung, und Löschung der Caution, 
geschieht anf Kosien des gewesenen Pflegebefohlnen. 

8.899. Auch ein solcher Vormund, der keine Rechnung zu legen 
gehabt hat, kann nach erfolgter Ausantwortung des Vermögens, Quit- 
tungsleistung über gehörig geführte Vormundschaft fordern. 

IL. Endigung der Vormundschaft von Seiten des Vormundes, 
1) durch den Tod desselben ; 
.900. Von Seiten des Vormundes, endigt sich das vormundschaft- 
liche Amt desselben durch sein Absterben. | 

8. 901. Einen solchen Todesfall müssen die Erben, oder die zurück- 
gelassene Ehegattin des Vormundes, dem vormundschaftlichen Gerichte, 
ohne Zeitverlust, bei eigener Vertretung anzeigen. 

8.902. Eben diese Anzeige liegt auch einem etwa bestellten Mitvor- 
munde bei gleicher Vertretung ob. | 

8.903. Sind die Erben unbekannt, abwesend, oder selbst der Be- 
vormundung bedürftig; und ist auch von einem bestellten Mitvormunde 
nichts bekannt: so muss die Obrigkeit, welche in einem solchen Falle 
für die Sicherheit der Verlassenschaft des verstorbenen Vormundes zu 
sorgen hat, wenn sie nicht selbst das vormundschaftliche Gericht ist, 
diesem von dem Abgange des bisherigen Vormundes Nachricht geben. 

8.904. Das vormundschaftliche Gericht muss sofort für die Siche- 
"rung des bisher unter den Händen des Vormundes gewesenen Vermö- 
gens, und für die Bestellung eines andern Vormundes sorgen. 

8.905. Zieht die neue Bevormundung sich in die Länge: so muss 
dem Pflegebefohlnen ein Interimscurator bestellt werden. 

8.906. Die Erben des verstorbenen Vormundes, oder, wenn keine 
Erbenvorhanden sind, der von der ordentlichen Obrigkeit über dessen 
Nachlass bestellte Curator, sind schuldig, dem neuen Vormunde über 
das Vermögen des Pflegebefohlnen Schlussrechnung abzulegen. 

8.907. Dieses muss, wenn lauter grossjährige Erben vorhanden sind, 
binnen Sechs Wochen nach dem Ablaufe der gesetzlichen Ueberle- 
gungsfrist geschehen. 

$. 908. Sind aber Pflegebefohlne unter ihnen, oder hat ein Verlas- 
senschaftscurator bestellt werden müssen: so kann diesen eine dreimo- . 
natliche Frist zur Rechnungslegung nicht versagt werden. 

8. 909. Die Abnahme der Rechnung muss bei dem vormundschaftli- 
chen Gerichte erfolgen. 

8.910. Der neue Vormund hat dabei alle Rechte und Pflichten, 
welche dem Pflegebefohlnen selbst, bei der nach Endigung der Vor- 
mundschaft zu legenden Schlussrechnung zukommen. ($. 863. sqq.) 
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8.911. Bei Abforderung der Schlussrechnung, ingleichen bei Prüfung 
derselben, haftet der neue Vormund für ein mässiges Versehen. 

$. 912. Dagegen trifft ihn, wegen unterlassener Erinnerungen gegen 
die vorhergehenden von dem vormundschaftlichen Gerichte schon ab- 
en Rechnungen, keine Vertretung, wenn er nur in der Folge, 

a ihm Verkürzungen des Pflegebefohlnen bekannt werden, die Rechte 
desselben nach &. 895. 896. 897. zu beobachten, nicht vernachlässigt. 

8.913. Entsteht ein Rechnungsprozess: so müssen sich die Erben 
des Vormundes darüber vor eben den Gerichte einlassen, wo der Erb- 
lasser in Angelegenheiten dieser Vormundschaft, Recht zu nehmen 
schuldig war. 

S. 914. Wird über den Nachlass des gewesenen Vormundes bei 
einem andern Gerichte Concurs eröffnet: so ist der neue Vormund 
die demselben gemachten ‘Ausstellungen bei dem Concurse nur zu dem 
Ende anzuzeigen verbunden, damit ihnen in dem Prioritätsurtel ihr ge- 
höriger Ort angewiesen werde. 

$. 915. Alles, was zum Vermögen des Pflegebefohlnen gehört, müs- 
sen die Erben sofort, und ohne die Rechnungslegung abzuwarten, nach 
der Anweisung des Gerichts, dem neuen Vormunde, oder dem Gerichte 
selbst, gegen Empfangschein verabfolgen. 

8.916. Nach gelegter Schlussrechnung, und ausgeantwortetem Ver- 
mögen, müssen die Erben des Vormundes von dem neuen Vormunde 
gerichtlich quittirt werden. 

$. 917. Dergleichen Verzichtleistung hat für die Erben eben die 
Wirkung, wie diejenige, die nach gänzlich aufgehobner Vormundschaft 
von dem gewesenen Pflegebefohlnen selbst ertheilt wird. 

: 2) durch Entlassung; 

8.918. Das vormundschaftliche Gericht kann den von ihm bestell- 
ten Vormund wieder entlassen, und einen andern bestellen, sobald es 
solches dem Besten des Pflegebefohlnen zuträglich findet. 

8.919. Nur alsdann, wenn der zu entlassende Vormund wider- 
spricht, muss ihm über die Ursachen’ der Entlassung rechtliches Gehör 


- und Erkenntniss verstattet werden. 


$. 920. Personen, welche nach den Gesetzen zu Vormündern vor- 
züglich bestellt werden müssen ($. 172. sqgq.), ist das Gericht, wenn sie 
einmal bestellt worden, nur alsdann wieder zu entlassen berechtigt, 
wenn nachgewiesen werden kann, dass ihre längere Beibehaltung den 
Pflegebefohlnen schädlich oder gefährlich sein würde. 

$. 921. Andere Vormünder können auch wegen eines geringern Gra- 
des von Nachlässigkeit oder Unordnung ihres Amtes entlassen werden. 

8. 922. Schuldbare Verzögerung in Einbringung der schuldigen Rech- 
nungen, ist ein rechtmässiger Grund zur Entlassung eines jeden Vor- 
mundes. 

8.923. Wenn während der Vormundschaft Prozesse über wichtig 
Forderungen oder Rechte zwischen dem Vormunde und dem Pflegebe- 
fohlnen entstehen ($. 147.): so kann dieses, nach vernünftigem und bil- 
ligem Ermessen des Gerichts, für einen hinreichenden Grund zur gänz- 
lichen Entlassung des Vormundes angenommen werden. 


3) durch Remotion; 
8.924. Macht aber der Vormund sich eines unredlichen Betragens 
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gegen den Pflegebefohlnen verdächtig: so muss die Sache von Amts we- 
. gen untersucht, und über seine Remotion erkannt werden. 


Wegen des Berfahrens vergl. A. G. O. 1.39, 8. 13. u. figb. 


S. 925. Besonders findet diese Remotion statt, wenn der Vormund 
Gelder und Vermögen des Pflegebefohlnen, ohne Vorwissen des Ge- 
richts, für sich selbst genutzt hat. 


8.926. Neben- und Ehrenvormünder sind schuldig, wenn sie ein 
unredliches Betragen bei dem adıninistrirenden Vormunde wahrneh- 
men, dasselbe dem vormundschaftlichen Gerichte zur nähern Untersu- 
chung, bei eigener Vertretung anzuzeigen. 

$. 927. Die Verwandten des Pflegebefohlnen, welche nach $. 97-100. 
für seine Bevormundung sorgen müssen, sind auch schuldig, ein zu ihrer 
Wissenschaft gelangendes lunredliches Verhalten des Vormundes dem 
Gerichte, bei gleicher Vertretung, zu eröffnen. 

8.928. Auch gehören dergleichen Anzeigen zu den Amtspflichten 
des fiscalischen Bedienten. 

8. 929. Jeder Bürger des Staats hat das Recht, wenn er wahrnimmt, 
dass ein Vormund mit derPerson oder den Gütern der Pflegebefohlnen 
untreu oder sorglos umgehe, die Obrigkeit davon zu benachrichtigen. 

8.930. Der Pflegebefohlne selbst kann die bemerkte Sorglosigkeit 
oder Untreue seines Vormunds anzeigen. 

8.931. Auf dergleichen Anzeigen, wenn sie nothdürftig bescheinigt 
sind, oder bei einer vorläufigen ohne Aufsehen anzustellenden Prüfung 
nicht ungegründet befunden werden; ingleichen wenn das Gericht 
selbst ein pflichtwidriges Verhalten an dem Vormunde wahrnimmt, 
muss die Untersuchung wider ihn verfügt werden. 

8.932. Während der Untersuchung ist das vormundschaftliche 
Gericht schuldig und befugt, für die Sicherheit des Pflegebefohlnen, 
durch Bestellung eines Nebenvormundes oder Aufsehers; durch Inhi- 
bitionen an die Pächter oder Schuldner; durch Erhöhung der Caution; 
und andere nach den Umständen schickliche Maassregeln, Sorge zu 
tragen. 

$.933. Findet sich bei der Untersuchung, dass der Vormund sich 
der Veruntreuung und Unredlichkeit in Führung seines Amts schuldi 
— habe: so muss er dessen durch Urtel und Recht entsetzt, un 

em Pflegebefohlnen ein anderer Vormund bestellt werden. 

8.934. Dieser muss unverzüglich auf Legung der Schlussrechnung, 
ingleichen auf Herausgabe des etwa noch in den Händen des entsetzten 
Vormundes befindlichen Vermögens dringen, und für die Beitreibung 
alles dessen, was derselbe dem Pflegebefohlnen zu vertreten hat, sorgen. 

$. 935. Ausserdem muss auf Bestrafung eines solchen, wegen Untreue 
oder Unredlichkeit entsetzten Vormundes, nach Vorschrift des Crimi- 
nalrechts, erkannt werden. 

8.936. Wird der Vormund bei der Untersuchung bloss eines Ver- 
sehens schuldig befunden: so ist er nur zur Vertretung des dem Pfle- 
gebefohlnen daraus entstandenen Schadens gehalten. 

8.937. In einem solchen Falle muss er’zwar von der angetragenen 
Remotion ausdrücklich frei gesprochen werden; doch hängt es bloss 
von dem Ermessen des Gerichts ab; ob ihın dasselbe die Vormundschaft 
länger anvertrauen, oder ihn davon entlassen wolle. 
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8.938. Hat ein solcher Vormund ein grobes Versehen begangen: 
so verliert er die von dem Erblasser für die anvertraute Vormund- 
schaft ihm ausgesetzte Belohnung. Er 

8.939. Auch wenn der Vormund ganz unschuldig befunden worden, 
kann er dennoch gegen Denuncianten, welche zur Aufsicht über, ihn 
unter Vertretung verpflichtet sind, keine Injurienklage anstellen. 

8.940. Doch findet die Injurienklage Statt, wenn dergleichen De- 
nuncianten den Vormund, wider besseres Wissen und Ueberzeugung, 
entehrender Handlungen beschuldigt haben. 


4) durch eintretends Gründe zur Exeusation; 

8. 941. Wenn Jemand, während der Führung einer Vormundschaft, 
eines von denjenigen Vorrechten erlangt, welche von Uebernehmung 
eines vormundschaftlichen Amts befreien: so giebt ihm dieses dennoch - 
kein Recht, die einmal übernommene Vormundschaft wider den Wil- 
len der Obrigkeit niederzulegen. 

8.942. Gelangt der Vormund zu einem Amte, oder in ein Verhält- 
niss, welches für ihn, wenn er eine neue Vormundschaft übernehmen 
sollte, die besondere Erlaubniss einer vorgesetzten Behörde nothwen- 
dig machen würde: so muss er diese Veränderung seiner Umstände 
dem vormundschaftlichen Gerichte anzeigen, und zugleich die Erlaub- 
niss zur Beibehaltung der Vormundschaft bei der Behörde nachsuchen. 
(8. 158-163.) 

$ 943. Wird letztere verweigert, oder kann sie das vormundschaft- 
liche Gericht in dem Falle des $. 158. 159. nicht annehmen; so muss 
der Vormund entlassen werden. 

\ 5) durch eintretende Unfähigkeit ; 

8.944. Geräth ein schon bestellter Vormund in Umstände, wo er 
der Vormundschaft fernerhin gehörig vorzustehen sich nicht getrauet: 
so ist er befugt und schuldig, J—— dem vormundschaftlichen Ge- 
richte zur nähern Beurtheilung anzuzeigen. 

8.945. Auch ohne dergleichen Anzeige muss das Gericht einen Vor- 
mund, welcher in Umstände kommt, wo er seinem Amte nicht mehr 
gehörig vorstehen kann, desselben, sobald dergleichen Umstände zu 
seiner Wissenschaft gelangen, entlassen, und für die Bestellung eines 
"andern Vormundes sorgen. 

8.946. Muss der Vormund wegen Wahn- oder Blödsinns, oder aus 
andern Ursachen, selbst unter Vormundschaft gesetzt werden: so fin- 
det alles Statt, was $.900. sqq. von der Aufhebung der Vormundschaft 
durch den natürlichen Tod des Vormundes verordnet ist. 


6) durch Wiederverheirathung der zur Vormlinderin bestellt gewesenen Mutter. 

8.947. Die zur Vormünderin bestellte Mutter des Pflegebefohlnen 
muss, wenn sie zu einer andern Ehe schreitet, dem vormundschaftlichen 
Gerichte, noch vor Vollziehung der Heirath, davon Anzeige machen. 

$.948. Unterlässt sie dieses: so muss Untersuchung wider sie ver- 
fügt, und sie nach Befund der Umstände, der Vormundschaft als ver- 
dächtig entsetzt, oder doch entlassen werden. 

8.949. Wenn die Mutter, vor regulirter Sache, ohne Genehmigung 
des vormundschaftlichen Gerichts sich wieder verheirathet hat: so muss 
ihr Mann für das, was sie aus der Vormundschaft zu vertreten hat, als 
Selbstschuldner haften; und die Pflegebefohlnen haben, zu ihrer Sicher- 
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heit, in seinem Vermögen eben die Rechte, wie in dem Vermögen eines 
Vormundes. 
Pflichten eines entlassenen Vormundes, bis zur erfolgten Bestellung eines andern, 

8.950. In allen Fällen, wo ein Vormund seines Amtes von dem vor- 
mundschaftlichen Gerichte entlassen werden soll, so ist er befugt und 
schuldig, dasselbe noch so lange fortzusetzen, bis dem Pflegebefohlnen 
ein neuer Vormund wirklich bestellt worden. 

8.951. Alsdann muss ihm, nach gehörig gelegter und abgenommener 
Schlussrechnung, auch erfolgter Ausantwortung des in seinen Händen 
befindlichen Vermögens, von dem neuen Vormunde Quittung geleistet 
werden. 

8.952. Wenn einem Pflegebefohlnen mehrere Vormünder bestellt 
sind, und einer derselben abgeht; so hängt es lediglich von dem 
Ermessen des vormundschaftlichen Gerichts ab: ob seine Stelle 
wieder ersetzt, oder die Vormundschaft von dem oder den übrigen al- 
lein verwaltet werden solle. 


Neunter Abschnitt. 
Von den Rechten und Pflichten der Curatoren. 


Von Curatoren überhaupt, 

8.953. Curatoren, welche den Pflegebefohlnen nur zu gewissen Ge- 
schäften und Angelegenheiten bestellt werden, haben, in Ansehung die- 
ser Geschäfte, die Rechte und Pflichten eines Vormundes. 

8.954. Ausser dem, was wegen der Militairpersonen $. 77. sqgq. ver- 
ordnet ist, kommt die Bestellung des Curators eben dem Gerichte zu, 
welchem die Bevormundung, wenn der Fall dazu vorhanden wäre, ge- 
bühren würde. 


Bescript v.9. Zuli 1801., betr. die Eompetenz ber Behörbe zur Verwaltung des 
Bermögend abweſender unbefannter Erben, 
Das DOftpreufifche Pupillen: Collegium war der Meinung, daß die Verwaltun 
des Vermögens abmwefender umbefannter Erben, auf den Grund des 8.955. Th. 
Tit. 18. des A. L. R., von dem Gerichte, bei welchem der Edictals Prozeß fchwebt, 
im vorliegenden Falle der Dftpreußifhen Regierung, geführt werden müffe. Die Dft- 
preußifhe Regierung bielt aber dafür, und ftellte diejes im ihrem Berichte vom 23, 
uni 1801 dem Zuftize Departenıent vor: - 
daß die Verwaltung einer foldhen Erbfhaftsmaffe, nach Vorſchrift der $$. 953. 
Dr er 643, u. d. f. .0.D.dE A.L. R., zur Direction des Pupillen- Col 
egii gehöre, + 

Das Zuftiz: Departement bat hierauf durd ein Reſcript vom 9. Zuli 1801 den An— 

trag der Regierung aus dem Grunde beitätigt: 
weil die Curatela absentium, nad) $. 469. Tit.9. Thl. J. und $. 954. Tit. 18, 
FH. II. des A.L. R., für die Bupillen- Eollegia gehöre, und der $.955. Thl. II. 
Fir. 18, des A. L. R. nicht, wie von dem Pupillen: Collegium gefchehen, aus 
gelegt werden könne. 

Stengels Beitr. B. 14. ©.138, und Paalzow B. J. S. 849., woſelbſt jedoch ber 

Auszug diefes Reſcripts vom 23. Juni 1801. datirt iſt. 


8.955. Doch kann auswärtigen Pflegebefohlnen, welche in hiesigen 
‚Landen einen Prozess oder ein einzelnes Geschäft haben, ein Curator 
dazu von dem hiesigen Richter, bei welchem der Prozess oder das Ge- 
schäft zu betreiben ist, bestellt ‘werden. 

8.956. Bei Curatoren findet alles Statt, was vorstehend von Vor- 
mündern verordnet ist; in so fern nicht besondere Vorschriften, oder 
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die Natur ihres nur ein einzelnes Geschäft betreffenden Amts, Ausnah- 
men begründen. | 

8.957. Das Geschäft oder die Angelegenheit, zu welchen sie verord- 
net sind, muss in der ihnen ertheilten Bestallung deutlich ausgedrückt 
werden. | 

8.958. Ist mit ihrem Auftrage eine Vermögens - Administration ver- 
knüpft: so sind sie, gleich den Vormündern, zur Einreichung eines In- 
ventarii, zur Cäutionsbestellung und zur Rechnungslegung verbunden. 


8: 959. So lange dergleichen Administration dauert, haben die Pfle- 
gebefohlnen in dem Vermögen ihrer Curatoren eben die Vorrechte, 
wie in dem Vermögen der Vormünder. 

8.960. Das Amt eines solchen Curators hört auf, sobald das Ge- 
schäft, zu welchem er bestellt ist, beendigt und in Richtigkeit gesetzt 
worden. 

8.961. Sobald das vormundschaftliche Gericht, oder der inzwischen 
zu der Fähigkeit, sich selbst vorzustehen, gelangte Pflegebefohlne, das 
Geschäft für berichtigt ausdrücklich oder stillschweigend angenommen 
haben, erreicht auch das dem Pflegebefohlnen in dem Vermögen des 
Curators zukommende Vorrecht sein Ende; 

I, Von Curatoren einer noch ungebornen Leibesfrucht, 

8. 962. Der Curator einer noch ungebornen Leibesfrucht hat darauf 
zu sehen, dass die Wittwe aus dem Nachlasse gehörig verpflegt, der 
Nachlass selbst aber sicher aufbewahrt, und weder verbracht, noch ver- 
dunkelt werde. 


8.963. Die Verwaltung des Nachlasses liegt ihm nur alsdann ob, wenn 
er zugleich zum Verlassenschaftscurator bestellt worden. (Th. 1. Tit. 9. 
8.371. qq.) | | 

8.964. Diese Curätel endigt sich mit Ablauf des Zeitraums, binnen 
welchem nach den Gesetzen entschieden sein muss: ob ein rechtmässi- 
ges Kind des Verstorbenen worhanden sei. 

Berge. U. 2.R.IL 2, 8. 19. u. flgde. 


8.965. Wird binnen dieser Frist die Wittwe von einem lebendigen 
Kinde entbunden: so muss der der Leibesfrucht bestellt gewesene Cu- 
rator für dessen ordentliche Bevormundung sorgen. 

8.966. Auch der aus unehelicher Schwängerung erzeugten Leibes- 
frucht muss ein Curator bestellt werden. 

8. 967. Diesem liegt es ob, die Rechte der Leibesfrucht wegen Er- 
nährung der Mutter, und Ausmittelung der Entbindungs- und Verpfle- 
gungskosten für dieselbe aus dem Vermögen des Schwängerers, wahr- 
zunehmen. 

8. 968. Kommt aus dem unehelichen Beischlafe ein Kind zur Welt: 
so muss der Curator demselben auf gesetzmässigen Wegen die Rechte 
eines Ehelichen, und wo dieses nicht Statt findet, den Aussatz der Er- 
ziehungs- und Verpflegungskosten aus dem Vermögen des Schwänge- 
rers, zu verschaffen bemüht sein. (Th.2. Tit.1. Abschn. 11. Tit. 2. 
Abschn. 9.) | 

$. 969. Kommt ein solches Kind nicht unter die Gewalt seines natür- 
lichen Vaters: so muss der Curator für das Beste desselben, bis zur 
erreichten Volljährigkeit, als Vormund sorgen. 
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IL, Von Curatoren zum Bebufe der Auseinandersetzung mit dem Vater; 

In Betreff ber Fälle der Nothwenbigfeit der Ausmittelung und Sicherftellung bed nicht 
freien Bermögend ber Kinder Seitens bed Väterd, namentlich nach bem Tode der Mutter, f. 
A.2.R. IL 2,9.179-188, Anh. 8. 86- 89., und Die Sufäge dafeldft, B.IM. &. 185. u. flgde. 

8.970. Ein Curator, welcher solchen Pflegebefohlnen, die noch un- 

-ter väterlicher Gewalt stehen, bloss zur Auseinandersetzung mit dem 
Vater bestellt worden, ist dafür zu sorgen schuldig, dass das Vermögen. 
des Pflegebefohlnen vollständig ausgemittelt, und gegen Verdunkelun- 
gen bewahrt werde. 

8.971. Der Verwaltung sich zu unterziehen, ist er weder befugt, 
noch schuldig; sondern diese verbleibt, unter den gesetzlichen Ein- 
schränkungen, dem Vater. 

8.972. In allen Fällen, wo der Vater zur Sicherstellung eines solchen 
Vermögens nach den Gesetzen verbunden ist, muss der Curator, bei 

. der Auseinandersetzung, auch für die Berichtigung der Sicherheit sor- 
gen. (Th. 2. Tit. 2. 8.179. sqgq.) 

Bescript 2.31. Oetbr. 1834,, daft Die Hypothekeninſtrumente über bie Eintragung 
bed Bermögens der Kinder auf bie Grundſtücke bed Baterd im Depofitorio aufzubewahren find; 
ſ.zu II. 2,8, 188., B. III. S. 2083. 

8.973. Ereignet sich der Fall, dass der Vater das eigenthümliche 
Vermögen der Kinder sicher zu stellen verbunden wäre, erst nach be- 
endigter Auseinandersetzung: so ist der Curator zwar schuldig, auf 
diese Sicherstellung bei dem vermundschaftlichen Gerichte anzutragen; 

8.974. Auch liegt ihm ob, für das Beste der Pflegebefohlnen zu sor 
gen, wenn die einmal bestellte Sicherheit schlechter wird, oder eine 
Veränderung damit vorgenommen werden soll, oder wenn der Vater, 
bei seiner Administration, die in den Gesetzen bestimmten Schranken 
überschreitet; 

8.975. Hat er jedoch eins oder das andere unterlassen: so darf er 
den dem Pflegebefohlnen entstandenen Nachtheil nur alsdann vertreten, 
wenn er den Vorfall, der seine Obsorge erfordert hätte, wirklich ge- 
wusst hat; oder wenn ihm derselbe ohne grobe Fahrlässigkeit nicht 
hätte unbekannt bleiben können. 

Bescript v. 16.5uni1834., daß bei Euratelen Behufs der Auseinanderſetzung bes 
Baterd mit feinen Kindern, wenn Damit Feine Bermögendserwaltung verbunden gewefen, eine 
Dechargeleiftung nicht erforderlich ſei; f. zu 8. 885, dieſ. Fit. 

besonders, wenn mit einer solchen Curatel eine Vermögensadministration verbunden Ist, 

8. 976. Ist der Curator zugleich zur Verwaltung des eigenthümlichen 
Vermögens solcher Pflegebefohlnen bestellt: so findet dabei alles An- 
wendung, was von der vormundschaftlichen Administration überhaupt 
im Siebenten Abschnitte verordnet ist. 

8. 977. Ist der Vater nicht wegen seines schlechten moralischen Ver- 
haltens, sondern nur aus andern Gründen, von der Verwaltung ausge- 
schlossen: so steht er mit dem Curator in eben den Verhältnissen, wie 
ein Ehren- mit dem verwaltenden Vormunde. 

8.978. Insonderheit muss, wenn von der Veräusserung oder dem 
Ankaufe unbeweglicher Grundstücke die Rede ist, der Vater mit sei- 
nem Gutachten vernommen werden. 

8.979. Ist dem Vater die Verwaltung genommen, der Niessbrauch 
aber gelassen worden: so muss der Curator, wenn nicht der Erblasser 
oder Woblthäter der Kinder ein Anderes ausdrücklich verordnet hat, 
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über die in der Art der Verwaltung zu treffenden Hauptveränderungen 
mit ihm Rücksprache nehmen. 

$. 980. Insonderheit muss dieses geschehen, wenn unbewegliche Gü- 
ter verpachtet, oder aus der Pacht in Administration gesetzt, neue Baue 
oder Hauptreparaturen vorgenommen, ‚Meliorationen gemacht, Capita- 
lien eingezogen, oder von neuem belegt werden sollen. 


8. 981. Doch kommt dem Vater gegen alle dergleichen Veranstaltun- 
gen ein Recht zum Widerspruche nur in sofern zu, als dergleichen 
Recht einem jeden Nutzungsberechtigten, gegen Veranstaltungen, wo- 
durch sein Niessbrauch geschmälert wird, gebühret. 

8.982. Dergleichen verwaltende Curatel wird eben so, wie eine wirk- 
liche Vormundschaft geendigt. 

$. 983. Müssen jedoch die Kinder wegen Abgang des Vaters, oder 
sonst, überhaupt unter Vormundschaft genommen werden: so hängt es 
von dem Ermessen des Gerichts ab, den bisherigen Curator zum wirk- 
lichen Vormunde zu bestellen; oder ihm die besondere Administration 
ferner zu lassen; oder ihn von der Curatel zu entbinden, und seine bis- 
herige Administration dem Vormunde der Pflegebefohlnen mit aufzu- 
tragen. 

. III. Von dem Vater, als Curator seiner Kinder. 

8.984. Wenn solchen Kindern, die noch unter väterlicher Gewalt, 
und ihren eigenen Angelegenheiten vorzustehen nicht fähig sind, eigen- 
thümliches freies Vermögen zufällt: so ist der Vater schuldig, davon 
spätestens in Zwei Monaten, nachdem ihm der Anfall bekannt gewor- 
den, dem vormundschaftlichen Gerichte Anzeige zu machen. | 

1) Bescripte v.9. März u. 13. Juli 1795,, betr. den Unterfchieb des freien und nicht 


freien Bermögens der unter väterlicher Gewalt ftehenden Kinder rückfichtlich der Ausmitte⸗ 
Iung und Sicherftellung; f. zu IL. 1. 8.187. 8.1. &.192, 


> — übrigens wegen bes freien Bermögens ber Kinder II, 1. 9. 148 —1655. und 
9.158 — 167. 

8.985. Unterlässt er die Anzeige: so verliert er sein Recht zur Ver- 
waltung des Anfalls; und hat ausserdem Fünf bis Hundert Thaler. fis- 
calische Strafe verwirkt. 

8. 986. In der Zwischenzeit, bis denKindern über den Anfall ein be- 
sonderer Curator bestellt werden kann, haftet der Vater auch für das 
geringste Versehen. 

$. 987. Den Verwandten, welche nach Vorschrift $. 97-100. für die 
Bevormundung der Kinder zu sorgen schuldig sein würden, liegt bei 
gleicher Vertretung ob: von einem solchen Vermögensanfalle ($. 984.), 
welchen der Vater verschwiegen hat, sobald derselbe zu ihrer Wissen- 
schaft gelangt, dem vormundschaftlichen Gerichte Anzeige zu machen. 

8. 988. Jedes Gericht, von welchem ein Testament oder andere letzt- 
willige Disposition, wonach den Kindern dergleichen Anfall zukommt, 
publicirt wird, ist selbigen dem vormundschaftlichen Gericht bekannt 
zu machen verbunden, 

8.989. Hat der Vater den Anfall dem Gerichte gehörig angezeigt, 
so gebühren ihm, wegen dessen Verwaltung, die Rechte eines Curators, 
auch ohne besondere Verpflichtuhg. 


8.990. Er muss aber auch, wegen Vorlegung eines gerichtlichen oder 
Privatinventarü, bei der Administration selbst, und wegen der Rech- 
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nungslegung, alles beobachten, was nach dem Siebenten Abschnitte 
einem andern Vormunde obliegt. 

S. 991. Doch ist er mit der eidlichen Bestärkung eines von ihm vor- 
gelegten Privatinventarii der Regel nach, und wenn nicht besondere 
Gründe .eines Verdachts wider ihn vorhanden sind, zu verschonen. 

8.992. Will er das Vermögen selbst in Händen behalten: so muss 
er dafür, ohne Unterschied der Fälle, gehörige Sicherheit bestellen. 

8.993. Erklärt er sich aber zu dessen Herausgabe, und ist selbiges 
anderwärts untergebracht: so bleibt er von besonderer Cautionsbestel- 
lung wegen der Einkünfte, gleich’ einem testamentarischen Vormunde, 
der Regel nach frei. 

8. 994. Nach dem Absterben des Vaters stehen die Kinder, wegen 
ihres von demselben verwalteten freien und nicht freien Vermögens, 
gegen ihre Miterben in eben dem Verhältnisse, wie andere Pflegebe- 
fohlne gegen die Erben ihres verstorbenen Vormundes. 

8.995. Gegen Fremde müssen sie aber die Handlungen des Vaters, 
in Ansehung ihres eigenthümlichen Vermögens, so weit vertreten, als 
sie des Vaters Erben sind, und ihnen die Rechtswohlthat des Inventa- 
rii nicht zu statten kommt. 

IV, Von Lehnseuratoren. 


$. 996. Wenn zu dem Vermögen des Pflegebefohlnen ein Lehn ge- 
hört: so muss demselben ein Lehnscurator bestellt werden. 


8.997. Von dieser Curatel ist der nächste Agnat, oder Mitbelehnte, 
wenn er selbige übernehmen will, und dazu fähig ist, niemals auszu- 
schliessen. 

$. 998. Dieser Curator hat jedoch nur dasjenige zu besorgen, was 
zur Ausübung der Lehnrechte und Lehnspflichten des Pflegebefohlnen 
bei dem Lehnshofe, und zur Erhaltung der Substanz des Lehns gehört. 

8.999. Auch die Ausübung des Patronats, und anderer mit dem Lehne 
verbundener Ehrenrechte, gehört zu dem Amte des Lehnscurators. 

8.1000. Die gewöhnliche Verwaltung des Lehns und der davon fal- 
lenden Einkünfte gebührt dem ordentlichen Vormunde. 

8.1001. Angelegenheiten, welche weder die Administration allein, 
noch die Substanz allein betreffen, sondern auf beides zugleich Einfluss 
haben, müssen von dem Vormunde und dem Lehnscurator gemein- 
schaftlich besorgt und betrieben werden. 

8. 1002. Wenn also das Lehn verpfändet; wenn Holzungen in Aecker, 
Teiche in Wiesen, oder umgekehrt verwandelt; oder sonst die Gestalt 
. oder Hauptbestimmung einzelner Stücke oder Zubehörungen des Lehns 

verändert; oder Verbesserungen in der Substanz, unter dem Vorbehalte 
eines künftigen Ersatzes der Kosten, vorgenommen werden sollen: so 
‚ist die Mitwirkung des Vormundes und des Lehnscurators erforderlich. 


V. Von Curatoren entfernter oder unbekannter Interessenten, 

8.1003. Ein für unbekannte oder entfernte Interessenten bestellter 
Curator muss hauptsächlich dafür sorgen, dass jene ausgeforscht, die- 
sen aber die erforderlichen Nachrichten zugebracht werden. 

8.1004. Ausserdem muss er dafür sorgen, dass die Sache “erhalten, 
oder das Geschäft gehörig betrieben werde. 
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j VL Von Beiständen, 

8.1005. Die Pflichten eines Beistandes bestimmen sich lediglich nach 
dem Zwecke, zu welchem derselbe dem, der sich seiner bedienen soll, 
zugeordnet wird. 

—Bergl. 8.51 — 55, bief. Tit. und bie Zufäge dafelbft. | 

‘ 8.1006. Ein Beistand haftet, wenn er sich diesem Zwecke nicht ge- 
mäss verhält, in der Regel nur für den, Vorsatz, und für ein grobes 
- Versehen. 

8.1007. Wozurechtsverständige Assistenten, in Prozess- und andern 
gerichtlichen Angelegenheiten, ihren Parteien verpflichtet, und wie weit 
sie denselben, bei Vernachlässigung dieser Pflichten, verhaftet sind, ist 
in der Prozessordnung bestimmt. _ 


| 


—n —— — 


N eunzehnter Titel. 


Von Armenanstalten und andern milden 
Stiftungen. 


Grundsätze, 

‘8.1. Dem Staate kommt es zu, für die Ernährung und Verpflegung 
derjenigen Bürger zu sorgen, die sich ihren Unterhalt nicht selbst ver- 
schaffen, und denselben auch von ändern Privatpersonen, welche nach 
besondern Gesetzen dazu verpflichtet sind, nicht erhalten können. 

8.2. Denjenigen, welchen es nur an Mitteln und Gelegenheit, ihren 
und der Ihrigen Unterhalt selbst zu verdienen, ermangelt, sollen Ar- 
beiten, die ihren Kräften und Fähigkeiten gemäss sind, angewiesen 
werden. 

S. 3. Diejenigen die nur aus Trägheit, Liebe zum Müssiggange, oder 
andern unordentlichen Neigungen die Mittel, sich ihren Unterhalt selbst 
zu verdienen nicht anwenden wollen, sollen durch Zwang und Strafen 
zu nützlichen Arbeiten unter gehöriger Aufsicht angehalten werden. 

8.4. Fremde Bettler. sollen in das Land nicht gelassen, oder darin 
geduldet, und wenn Sie sich gleichwohl einschleichen, sofort über die 
Gränze zurückgeschafft werden, : 

$.5. Auch einheimischen Armen soll das Betteln nicht gestattet, 
sondern dieselben an den Ort, wohin sie gehören, und wo für sie nach 
den Vorschriften des gegenwärtigen Titels gesorgt werden muss, zu- 
rückgeschafft werden. 

8.6. Der Staat ist berechtigt und verpflichtet, Anstalten zu treffen, 
wodurch der Nahrlosigkeit seiner Bürger vorgebeugt, und der über- 
triebenen Verschwendung gesteuert werde. | 

$.7. Veranlassungen, wodurch ein schädlicher Müssiggang, beson- 
ders unter den niedern Volksklassen, genährt, und der Trieb zur Ar- 
beitsamkeit geschwächt wird, sollen im Staate nicht geduldet werden. 


8.8. Stiftungen, welche auf die Beförderung und Begünstigung sol- 
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cher schädlichen Neigungen abzielen, ist der Staat aufzuheben, und die 
Einkünfte derselben zum Besten der Armen zu verwenden berechtigt. 
Wem die Versorgung der Armen obliege. 

8.9. Privilegirte Corporationen, welche einen besondern Armenfonds 
haben, oder dergleichen, ihrer Verfassung gemäss, durch Beiträge unter 
sich aufbringen, sind ihre unvermögende Mitglieder zu ernähren vor- 
züglich verbunden. | 

8.10: Auch Stadt- und Dorfgemeinen müssen für die Ernährung 
ihrer verarmten Mitglieder und Einwohner sorgen. 

8.11. In Ansehung der ausdrücklich aufgenommenen Mitglieder ent- 
steht die Verbindlichkeit, sobald die Aufnahme wirklich geschehen ist. 

8.12. In Ansehung anderer Einwohner hingegen ist nur diejenige 

. Stadt- oder Dorfgemeine zur Ernährung eines Verarmten verpflichtet, 
bei welcher derselbe zu den gemeinen Lasten zuletzt beigetragen hat. 

8.13. Nach eben den Grundsätzen ($. 9-12.) müssen auch die Ehe- 
frauen, Wittwen und unversorgten' Kinder des Verarmten von den 
Corporationen und Gemeinen ernährt werden. 

8.14. Die Vorsteher der Corporationen und Gemeinen sind schul- 
dig, sich nach den Ursachen des Verfalls ihrer Mitglieder zu erkundi- 
gen, und dieselben der Obrigkeit, zur Abhelfung, in Zeiten anzuzeigen. 


8.15. Aller Armen und Unvermögenden, denen ihr Unterhalt auf 
andere Art nicht verschafft werden kann, muss die Polizeiobrigkeit 
eines jeden Ortes, ohne Unterschied des Ranges und sonstigen Ge- 
richtsstandes derselben sich annehmen. 


1) a) BRescript v.2.Zuli 1801., wegen näherer Beftimmung einiger bie Armenans 
falten betreffenden Borfchriften des V.E.R., ad V. betr. die BerbindlichFeit der Ortsgemein⸗ 
den zur Unterhaltung der Armen; f. zu $. 74, dief. Tit. 


5b) Bescript v. 24. Febr. 1832., nebft C. ©. v.23. Novbr. 1831;, betr. die Ver: 
pflichtung dir Ortd: Polizei: Obrigkeit, die Verpflegung eines Urmen zu übernehmen, wenn 
die gefeglich dazu verpflichteten Verwandten folche nicht bewirken, und bad Berfahren um 
legtere zur Unterftügung ihrer hülfsbebürftigen Verwandten anzuhalten, 

Der Stadtfynditus H. zu D. hat in einer bei des Königs Majeität unterm. 21. Oc⸗ 
tober v. J. eingereichten Borftellung darüber die Allerhöchſte Beltimmung nahgefucht, 
ob das wegen Ginziehung der Berpflegungskoften für die hülfsbedürftigen Pſſchen 
Gheleute von der dortigen Königl. Regierung unter Genehmigung des Konigl. Mini 
fieriums des Innern und der Polizei beobadytete Berfahren — wonach diefe Verpfles 
gungskoſten nicht erft von den zur Zahlung derfelben verpflichteten Verwandten der 
gedachten Gheleute, fondern fofort von der in subsidiam verhafteten Gutsherrfchaft 
eingezogen werben; — den beitehenden gefeglihen Borfchriften gemäß fe, — Der 
ꝛc. H. iſt darauf mittelft der abfchriftlich anliegenden. Allerh.E, O. vom 23. November 
v. J. beſchieden worden. Zugleich haben Sr. Majeftät in der an das Königl. Minis 
ſterium des Innern und der Polizei erlaffenen Allerh. C. O. von demfelben Dato die 
von dem Königl. O. L. Ger. in der an den 20.9. erlaffenen Berfügung vom 18, Dc- 
tober 1830 aufgeftelte Anfiht — wonach gegen die Kinder der Pichen Eheleute Be 
hufs der von ihnen zu leitenden Unterftügung, ohne Weiteres, alfo ohne vorgängige 
Unterfuhung und Grmittelung, ob die Kinder des Vermögens find, ihrer Verpflich— 
tung ein Genüge zu leiften, mit Grecution vorzugehen ſei — gemißbilligt. Seine 
Majeftät haben ‚zu äußern geruhet: daß diefe Anficht deshalb nicht begründet erfcheine, 
weil die Verpflichtung der Kinder auf. einem privatrechtlichen Verhältniſſe ‚berube, 
mithin bei etwanigem Widerfpruch der Kinder auf den Grund eignen Unvermögens, 
mittelft richterliher Entſcheidung zuvörderſt feſtzuſetzen fei. } j 
Das Königl. D.2. Ger. hat ſich nad diefen Allerhöchſten Verfügungen n künftigen 
Fällen zu achten, wobei jedoch zu bemerfen ift, daß hierdurch in den Borfchriften des 
A.L. R. Thl. I. Tit. 2. $.90., und Tit. III. $.11, wegen Einwirkung der vormund: 
ſchaftlichen Gerichte in dem Falle der von Seiten der Eltern ihren Kindern verwei— 
gerten Berpflegung, nichts verändert wird. Berlin, den 24, Februar 1832, 
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Der Stadtfondicus H. ift durch den Erlaß des Minifteriums des Innern 
und ber Polizei von 30. Juni d. J. wegen Nlimentation der Wfchen Eheleute 
den geſetzlichen Vorſchriften gemäß befhieden, und feine in der Gingabe vom 
21. v. M. dagegen geführte Befchwerde nicht begründe.. Es fteht der Gute. 
herrſchaft zu ©. in Folge des $. 5. bes Dris« Armen: Patents vom 8, Septem⸗ 
ber 1804 unbedenklich frei, die Kinder der P'ſchen Eheleute, wenn fie des Ber: 
mögens find, zur Werpflegung ihrer Eltern anzuhalten. Da diefe Maafregel 
jedod ein Verfahren wider die nicht an Ort und Stelle ſich befindenden Kinder 
vorausfest, folglich mit einem ganz unvermeidlichen Zeitverlufte verbunden ift, 
fo verfteht es fich nach der Natur der Sache von felbft, daß die zur Unterſtüz⸗ 
zung der P'ſchen Eltern verpflichtete Gutsherrfchaft zu S. einftweilen und bis 

ie Verpflichtung der Kinder 3 gen feftgeftelle ift, daß die Eltern ihnen zur 

Verpflegung überwiefen werden, bis zum Augenblide der Ueberweiſung felbige ver: 
pflegen muß, weil hiervon die Sriftung des Lebens diefer hülfsbedürftigen Ver» 
fonen abhängt. Der Gutsherrſchaft konnen hiernach die Mittel nur überlaffen 
werden, zu melden es in Anwendung der Gefege wider die P'ſchen Kinder 
ſchreiten zu können glaubt. 

Bon einer prinzipalen oder fubfidiarifchen Verbindlichkeit ift unter folchen 
Umſtänden, und fo lange noch nicht feftfteht, ob die P'ſchen Kinder überhaupt 
zur Verpflegung angehalten werden können, überall nicht die Rede, 

Berlin, den 23. November 1831. 
Act. des Juftizm. Gen. A. No. 27. Vol. I. Fol. 179 u. 153 v. 


2) ©.©. v. 22. Dechr. 1836,, über die Verpflichtung der Communen zur Unterftügimg 
heimathlofer Armen. 

Da nad dem Berichte ded Staatsminifteriums vom 30. v. M. ein Zweifel 
entftanden ift, ob die Kommunen wegen der Unterftügungen, welche fie nach dem 
A.L. R. Th. II. Tit. 19. $. 1- 16. an heimathloſe Arme zu verabreichen haben, h 
Ermangelung eines näher Berpflichteten, den Regreß an die Staatekaffe zu neh: 
men berechtigt find? fo erkläre Ich hierdurch, daß eine Werpflichtung der Staats: 
kaſſe zum Erfag folcher Verwendungen nicht ftatt findet. - G. S. de 1837. ©. 2. 

3) Bergl. bie provinziellen Landarmen: Neglementd : 

a) für Oftpreufien, v. 31. Octbr. 1793., v.R. Samml. B. II. &.490,, 
b) für Weftpreufen, v. 31. Decbr.1804,, 
ec) für die Kurmark, v, 16. Zuni 1791., v. R. IL &.109,, 
d) für die Neumark, v. 12. Mai 1800., v. R. VI. S. 102., 
©) für die Ufermarf, v. 19. Deebr. 1803., v. R. VII. &,538,, 
£) für Pommern, v. 6. April 1799., v. R. V. S. 401., und Regulativ v. 26, März 1831,, 
8.3. 8.37. ©.70. - 

8) für das Herzogthum Magdeburg, bie Grafihaft Mannsfeld und bad Fürftenthum 
Balberftabt, v.9. Auguft 1804., v. R. VIII, &, 117, 3 

h) für Weftphalen, 9.15. Decbr. 1820,, 0.8. Annalen 8. V. S. 117. 

4) a) Erneuertes Kdict v. 28. April 1748,, wie die wirklichen Armen verforgt und 
verpflegt, die muthwilligen Bettler beftraft und zur Arbeit angehalten und überhaupt Feine 
Bettler gebuldet werben follen. 

Zingang wegen des überhand genommenen Bettelns. B 

Wir Friedrih, von Gottes Gnaden, König in Preußen, ꝛc. ꝛc. Geben 
bierdurch jedermänniglih in Gnaden zu vernehmen; Demnah Wir zu Unferm 
größten Miffallen erfahren müffen, wie daß das Betteln in den Städten fo: 
wohl, als infonderheit auf dem platten Rande, ungeachtet aller dawider publis 
eirten heilfamen Gdicte, und infonderheit entgegen dasjenige, was Unfers in 
Gott rubenden. Herrn Vaters Königl. Majeftät unter dem 21. Junii 1725 aus 
Landes »Bäterlicher befondern Borforge ausgelaffen haben, dergeftalt von neuem 
überhand genommen bat, daß ſolches ganz öffentlih und ungeſcheuet getrie— 
ben wird; ‚ 
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Wir aber diefem ganz unleidlichen Unmefen, wodurch der Bürger und Land. 
mann nicht nur fehr beſchweret, fondern auch durch murbwillige und freche 
Bettler öfters in die Gefahr, das Seinige zu verlieren gefepet wird, länger 
nachjufehen ganz und gar nicht gemeinet find, vielmehr auf obberegtes Edict 
mit aller Schärfe gehalten, und dafjelbe zur Würklichkeit gebracht wifjen wollen: 


Die deshalb ergangenen Edicte werden erneuert, 


Als haben Wir von der Nothmendigkeit zu fein erachtet, überhaupt nicht 
nur die vorhin ergangenen Edicte wider das Öffentliche Betteln, fondern auch 
vornehmlich das obenberührte Edict vom 21. Junii 1725 wie die wahren Armen 
verforget und verpfleget, die muthwilligen Bettler beftrafer und zur Arbeit an 
gehalten, auch überhaupt Feine Bettler, fo wenig in Srädten, als auch inſon— 
derheit auf dem platten Lande geduldet werden follen, zu erneuern, zu wie 
derbolen und zu ſchärfen, Thun folches auch hierdurch dergeftalt, und wie. 
derholen: 

b mitdthätigkeit wird nicht aufgehoben, fondern anbefoblen. 

6.1. Daß Wir nicht weniger, dann Unfers in Gott rubenden Herrn Vaters 
Königl. Majeftät gemeinet ſind, die milde Gutthätigfeit gegen die arme North: 
leidende zu verbieten oder aufzuheben: Vielmehr befehlen Wir nochmals allen 
Rande. Regierungen, Krieges: und Domainen-Cammern, Obrigleiten in Städ: 
ten und auf dem Lande, ja Wir binden ihnen von neuem auf ihre Seelen und 
Gewiſſen, daf fie dafür Sorge tragen follen, damit ihre Armen, und alfo die 
Armen eines jeden Orts mit dem, fo fie zum unentbehrlichen Uuterhalt nöthig 
baben, verforget, und dadurch vom Betteln abgehalten werden. 


In jedem Orte foll eine Armen » Kaffe angeleget werden. 


Zu welchem Ende Wir von neuem befehlen, daß von nun am in jeglicher 
Stadt, Fleden und Dorf, woſelbſt es etwa bisher noch nicht gefcheben if, 
nad Unferm deshalb bereits emanirten Edicto vom 21. Junii 1725 eine Armen« 
Gaffe aufgerichtet, und beftändig gehalten werden foll, zu deren Einrichtung 
jede Obrigkeit des Orts mit dem Prediger ſich alfofort zufammen thun, auch 
Unfere Randes-Negierungen, Krieges: und Domainen-Cammern, Land» und 
Steuer-Räthe, auch Geiftlihe Inſpectores und Beamte bei Vermeidung Unferer 
bötften Unanade, Sorge haben müffen, daß darunter nicht gefäumet, fondern 
eine folhe Gaffe, darin alles zum Beften der Armen fowohl von mildthätigen 
Leuten geichentte, old auch fonft durch die jeden Orts einzurichtende Verfaffung 
fliegen und gefammelt werden muß, forderiamft zum Stande gebracht, dabei 
richtige Rechnung über Einnahme und Ausgabe geführet, auch die gefanımleten 
Gelder nur bloß zur Verpflegung der wahren Armen angewendet werden. 


Sechs Monat nach Publication diefes Edicts foll unterfucht werden, ob die Armens 
Caſſen wirklich errichtet, 

Und werden Wir, warn Sechs Monat nah Publication dieſes Unſers er: 
neuerten Edicts verfloffen fein werden, durch befondere dazu benannte Com» 
miſſarien auf das genauefte und fchärffte unterfuchen laſſen, wie der Inhalt 
diefes ganzen Edicts bewerkftelliget, die Armen-Caffe errichtet, ein Rendant 
dabei beftellet, eine Rechnungsform vorgefchrieben, und folcher geftalt der Grund 
zur Verpflegung der wahren Armen nicht nur bloßhin angeordnet, fondern auch 
wirklich geleget worden; Würde fi num finden, daß jemand unter ihnen wider 
Verhoffen an feiner fchuldigften Sorgfalt etwas ermangeln laſſen, fo foll das 
Seufjen der unbeforgt bleibenden, und meil Unſerm Befehl nicht nadhgelebet 
worden, eremplarifch von Uns beftrafet und gerochen werden. 


Es foll Fein Bettler geduldet, fondern weggenommen werden. 
v$.2. In dem Vertrauen nun, es werde Unferer zum Zroft der Nothleidenden 


gänzlich abzielenden Willensmeinung ein völliges Genügen gefcheben; So befeh. 
len und wollen Wir anderweit, daß weiter fein Bettler, worunter auch abge« 
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dankte Soldaten, Handwerksburſche und dergleichen Perſonen zu verftehen find, 
auf den Straßen oder vor den Thüren der Aimofen halber geduldet werden fol, 
pder da einer dennoch bie Almofen dergeftalt zu bitten betroffen würde, fo foll 
derfelbe ohne einige Nachſicht weggenommen, die Urſache ſenies Bettelns unier⸗ 
ſuchet und wann die. Obrigkeit wegen Mangel der Anftalten oder des Unterhalts 
daran fehuld wäre, ‚diefelbe dafür angefeben, fonften der Bettler als ein Unge— 
borfamer fofort nach gebaltenem Verhör bei Befindung feines muthwilligen 
Bettelns zur Feitung oder Spinn«Haus: Arbeit angehalten, und dergeftalt andern 
um Grempel in Ordnung gebracht werden. Wobei befonders diejenigen, welche 
* ber letzthin in einigen Unſern Provingien gehaltenen General - Visitation 
aufgehoben, zum Theil aber, weil fie ihr Brod noch felbft verdienen können, 
mittelft geihworner Urfehde, daß fie fi) des Bettelns hinführo enthalten wollen, 
frey gelaffen worden, bierdurdy ernftlich ermahnet werden, dieſer ihrer Zufage 
und am fie geſchehenen Ermahnung wohl eingeben? zu feyn, und bes Bettelns 
ſich gänzlich zu enthalten, mwidrigenfalls aber unfeblbar zu gemärtigen, daß wann 
fie nohmats herumftreichend, oder wohl gar auf Bubenftüd betreten werden fol» 
ten, fie ungeachtet dergleichen Paſſes, und noch um fo viel mehr, daf fie da— 
wider gehandelt haben, ohne alle Gnade Zeit ihres Lebens bey ber Feltungs » Arbeit 
oder im Spinn» Haufe behalten werden follen: Wie dann die obenbemeldten 
Commissarii, welhen Wir die Recherche, wie diefem Edict nachgelebet wor- 
den, aufıragen werden, infonderheit an jedem Drte auch nachfragen follen, ob 
und wie viel Bettler feit diefem ermeuerten Edict, und hiernächſt bey jährlicher 
Wiederholung der Unterfuhungen von Zeit zu Zeit von eines jeden Orts Obrig. 
keit angehalten, und wo fie gelafler worden, weshalb eine jede Obrigkeit auf 
— Huth zu ſeyn, wohlbedächtig und beſonders annoch hiedurch gewarnet 
wird. 
Die Obrigkeiten ſollen ſich nicht entſchuldigen. 


$.3. Damit nun den gemeldeten Obrigkeiten die Entſchuldigung, daß keine 
Mittel zum Unterhalt der Armen vorhanden, benommen werde, fo follen die 
Magiftrate in den Städten. dem Steuer-Rath, die Gerichts. Obrigkeiten auf 
bem Lande aber den Land Räthen, melcergeftalt die angelegte Armen. Casse 
eingerichtet fen, zeitig und höchſtens In den erften Sechs Wochen nach Publication 
diefes Edicts anzeigen, die Lifte der jeden Orts verbandenen zu verpflegenden 
Armen vorlegen, au was zu deren Unterhalt an Mitteln fi finden, oder aber 
fehlen möchte, entdeden, da Wir dann leptern Falls auf. erhaltenen Bericht 
durch nöthige Verfügung hinlängliche Mittel anmeifen laſſen wollen, damit jede 
Obrigkeit Unſere fo oft wiederholte Vefeble zu bewürken im Stande ſeyn, und 
bey der bierauf erfolgenden General-Interfuhung Entfhuldigungen wegen des 
Nuvermögens einzuwenden keine Urſach haben möge. 


Wie die Armen nach Unterfcheid vom Betteln abzuhalten, 


6.4. Es follen aher die Regierungen, Krieges: und Domainen »Gammern, 
Rand. und Steuer: Rärhe, Magiftrate und gefamte Obrigkeiten jeden Orts, fie 
haben Rahmen wie fie wollen, dafür forgen, daß annoch bey guten Leibes. 
Kräfften fich befindende faule Manns: oder Weibes-Perſonen mit Betteln nie 
mand befchweren, fondern daß fie zur Arbeit und ihr Brodt felbft zu verdienen 
ongebalten, nöthigenfalls auch andern ihres gleichen zum Erempel in die Feftun- 
gen und an den Drten, wo Zucht» und Arbeits: Häufer find, darin gefperrt, 
denen aber, die wegen ſchwachen Leibes oder Alters nicht viel, jedoch etwas 
ſchaffen können, (wozu ibnen auch Gelegenheit gemacht werden muß) hinläng« 
liche Benhülfe gereichet, und dann denenjenigen, welche wegen Gebrechlichkeiten oder 
boben Alters gar nichts zu erwerben vermögen, noch ſolche Anverwandten haben, 
die zu ihrem nothdürftigen Unterhalt, wo nicht alles, doch wenigſtens einen 
Theil beuiutragen verbunden und im Stande find, das zu ihrem nörbigen Unter: 
balt erforderte aus der Armen: Gasse gegeben , auch endlich die verlaffenen Water: 
und Mutterlofen Wapfen in die in Städten dazu gefliffteten Wayſenhäuſer ge 
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bracht, ober bis foldhes geichehen Fünne, dur anderweite Werforgung vom 
Strafien: Betteln abgehalten werden; Damit aber die Aufieher in den Wanfen- 
bäufern und Hofpitälern keine Entfhuldigung machen mögen, fo müſſen bie 
Obrigkeiten an den Orten, wo dergleichen Häufer- find, jederzeit unterfuchen, 
ob noch melde angenommen werden können, und allenfalls berichten, 

Solte aber diefes alles nicht gefchehen, fo werden Wir die daran erman- 
geinden Obrigkeiten und Befehlshaber, von welcher Art fie auch fein mögen, 
nachdrüdlich davor anfehen; wie dann auffer der mehrbemeldeten befonderen Un— 
terfuchungs» Commission auch Unſere Fiscale hiedurch alles Ernſtes befehliget 
werden, wider dieſelben ihr Amt zu beobachten, und ſie zu der anbefohlenen 
Schuldigkeit anzuhalten, und darunter nicht durch die Finger zu ſehen. 


Von den Kindern, die annoch Vater oder Mutter haben. 


6.3. Diejenigen Kinder, welche anncch Vater oder Mutter haben, aber auf 
dem Betteln betroffen werben, find fofort ohne Unterſchied aufjugreifen, ihre El. 
tern auszuforfchen , und felbige deshalb, daß fie die Kinder zum Betteln auslauffen 
laſſen, fcharf zu beftraffen, auch die Kinder nach befundenen Umftänden zu züchtigen. 
Wann aber ein geringer Mann oder Frau mit einer ſolchen Anzahl unerzogener 
Kinder verfehen fein folte, die fie etwa mit ihrer Handarbeit unmöglich zu ernähren 
vermögten, auch wohl Water oder Mutter durch langwierige Krankheit oder an- 
dern Unfall etwas zu verdienen, und dadurch ihre Familie zu erhalten behindert 
‘würden; Solchenfalls müflen die Eltern ihren bürftigen Zuftand anzeigen, alddann 
ihnen bey befundener Wahrheit gleich andern wahren Armen hülfliche Hand gelei— 
ftet,, auch wohl die Kinder in den Städten in die Armen: und. Wanfenhäufer oder 
Sofpitäler genommen werden follen, maſſen denenfelben eben fo wenig als. ermadh- 
fenen Leuten unter einigerley Vorwand zu Betteln erlaubet ift; wann aber die Kin. 
der von folchem Alter find, daß fie was verdienen können, fo follen die Magiftrate, 
Obrigkeiten und Beamten die Mädchen zum Spinnen und anderer dergleichen Ar 
beit anhalten, die Jungen aber bei Handwerker bringen laſſen. 


Vorfchriften oder Zeuaniffe zum Betteln werden verboten. ’ . 


$.6. Da nun — Unfer wiederholter ernſtlicher Wille und Befehl 
dahin gehet, daß kein einheimifcher Armer weder an feinem Orte, wohin er gehö⸗ 
ret, noch aufferhalb demfelben bettelnd umhergehen und beſchwerlich ſeyn, fondern 
‚jedem Dürftigen nad) erfordernder Noth geholfen, und in einer jeden Unferer Pro- 
vingien die Armen einer jeglichen Stadt, Flecken oder Dorfes, nach der anbefohle: 
nermaffen einzurichtenden Veranftaltung zureichend verforget, alle Betteleyen aber 
von num an gänzlich eingeftellet werben follen: ur 
Als wird hiermit zu erbaltender Drönung den Landes: Regierungen, Krieges: 
und Domainen:Gammern, Land: und Steuer-Räthen, Magiftraten und überhaupt 
allen Obrigkeiten, Befehlshabern, Prebigern, Beamten, auch einem jeden in Städ- 
ten und auf dem Lande auf das nahdrädlichfte, und zwar zum erftenmal bey Funf: 
zig Thaler, zum zweyten aber bey ſchärferer Strafe verboten, binfüro feinem eini- 
gen Menſchen, auch feinen Communen oder Gemeinen, eine Borfchrift oder Zeug: 
niß zum Betteln, es fen in Unfern oder fremden Landen, auf erlittenen Brand oder 
"andere Unglüdsfälle ohne Unfere ausdrüdliche Permission zu ertheilen, und eine 
fremde Bettler, auch nicht die mit Vorfchriften und Zeugniſſen verfehen, (doch bie 
wegen der Religion vertriebenen ausgenommen) in Unſere Lande, Thore, Städte 
und Dörfer einpassiren zu laffen, noch weniger bey den Armen: Cassen in Städten, 
oder auf dem Lande vom Prediger aus der Kirche, oder fonft von jemand ihnen wei- 
ter etwas zu reichen, fondern wann ſich einige eingefchlichene melden, daß felbige 
fogleidy arrestiret, examiniret, nad Befinden und Verdienſt beftrafet, auch dieſe 
fremde Bettler das erftemal allfofort aus den Thoren, und von einem Ort zum an— 
dern bi zur Grenze gebracht, und au jedem Ort ihnen die nöthige Verpflegung 
gereichet werde, bey abermahliger Betretung aber follen fie zur Feftungs-Arbeit an 
' die Karre gebracht werben. 
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Don denen wegen der Religion vertriebenen. 


$.7. Was nur befagte Vertriebene anbelanget, fo follen diefelben wegen der 
Beichaffenheit ihres Zuftandes auf das genauefte examiniret werden, und warn fie 
ſodann auf beglaubte Art fich legitimiret, man auch befindet, daß ihnen Hülfe zu 
erweifen nöthig fey; So foll ihnen dennoch keinesweges frey ftehen, nach eigenem 
Gefallen überall in Städten und Dörfern herum zu laufen, fondern es foll jeden 
Orts eine gewiffenhafte Perſon zur Einfamlung der Almofen ihnen mitgegeben, und 
fie hernach fobald nur möglich mit der gefamleten Hülfe dimitiret, oder auch im 
Lande unterzutommen nach befindlichen Umftänden ihnen Gelegenheit gezeiget wer- 
ben. Würde aber jemand betroffen, der die Religion, oder deshalb ihm begegnete 
Drüdung zum Praetext fälfchlich vorgegeben hätte, derſelbe foll ohne alles Erbars 
men als ein verruchter gottlofer Menſch auf einige Zeit zur Feltungs: Arbeit ge 
bracht, oder falls er auf den Feſtungen nicht untergebracht werden könnte, fo foll er 
gleich mit Staupen » Schlag aus dem Lande verwiefen, und bedrohet werden, daß 
wann er fich wieder betreten laffen würde, er gebrandmardet werden follte, zu dem 
Ende die Magiftrate, Obrigkeiten und Beamten ordentliche Protocolle halten 
müffen, damit man fehen Fünne, ob und wie dergleichen Freveler beftrafet worden. 


Von Sandwercks Burſchen. 


$.8. Die bereits oben gemeldten Handwerks. Burſche können zwar überall in 
Unfern Landen zu Treibung ihres Handwerks die gewöhnliche Wanderfchafft unge: 
hindert verrichten; Jeboch bleibet ihnen das Anfprechen und Betteln, oder fo ge 
nannte Fechten auf den Straßen und an den Thüren der Häufer gänglich unterfa« 
get, mafjen die Freyheit zum Betteln denenfelben nur Anlaß zur Faulheit und lie: 
derlichem Leben giebet. 


AUnd obwohl in den General-Privilegiis, wie die Handwerks: Burfche zu ver: 
forgen , verfeben ift; So müffen dennoch die Magiftrate in den Städten mit Fleiß 
babin ſehen, daß bey jeglichem Gewerk folche Veranftaltung gemachet werde, damit 
die wandernden Handwerks: Burfche fogleich bey ihrer Ankunft entweder bey einem 
Meifter in Arbeit treten, oder bey den Handwerks: Laden einen zureichenden Zehr⸗ 
Pfennig, wann fie deffen bedürfen, befommen, und damit ihren Weg weiter fort: 
fegen können; Auf den Grenzen aber follen Warnungs +» Zafeln aufaerichtet, und 


% 


daran die Strafen bemerket werben. 


Niemand foll Bettler Ins Land führen 


$.9. Hiernächſt verbieten Wir nach Inhalt Unferer deshalb ſchon ergangenen 
Verordnung biermit nochmals den Fuhr- und Fehrleuten, Fiſchern auch allen 
an den Strömen wohnenden Unterthanen bey Strafe der Feltungs- Arbeit Feine 
Bettler, oder Bettelns halber verdächtige Leute in Unſere Lande zu führen, oder 
überzufegen,, noch durch Vorzeigung einiger Päſſe oder Briefſchaften fich dazu ver: 
leiten zu laffen. 
Von den Zigeunern und Bettels Juden, 


6.10. Was die Zigeiiner anbetrift, welche unter die gefährlichften Landſtreicher 
m zeblen find, ingleichen die Bettel Juden, wegen beyder foll es bei den gefchärften 
dicten vom 13. November 1719. und 10. December 1720. gelaffen, und mit 
Nachdruck darüber gehalten werden, daß die Zigeuner durch verfamlete Hand inge: 
ſamt groß und Hein, mit Sad und Pad aufgegriffen, aud in die nächſten Seftuns 
‚gen geliefert, Die Bettel- Juden aber weder bey den Grenz.Orten noch foniten im 
Rande durchgelafien, fondern gehörigen Orts angezeiget werden: Diejenigen Dörfer 
und Städte aber, welche fie wiffentlich durchpassiren laſſen, haben ihre Strafe un. 
nachbleiblich zu gewarten; Ingleichen auch die Krüger, Wirte und Herbergirer in 
Dörfern und Städten, welche nicht fo fort ohne einigen Zeitverluft, wann fie etwas 
Verdächtiges bey den Fremden aufgenommenen Perfonen vermerket, folches gehörig 
angemeldet haben, zumablen fie auf der bey ihnen eingelchrten Leute thun und 
laſſen in allen Stüden genau Achtung geben müffen. 


— 
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Ein Bettler fo 10 Atbler werth ftiehlet, fol mit ewiger Seftunge s Arbeit geftrafet 
werden, 

$.11. Dieweil auch öfters ſich zugetragen, daß boshafftige Bettler unter dem 
Vorwand der Armuth und gefuchten Almofen hin und wieder Diebftahl begangen 
haben; &o ift zwar deshalb in dem Ediet vom 14. Julii 1721 Verſehung geicheben: 
Wir wollen aber ſolches, obgleich das Betteln durch dieſes gegenwärtige ſchon über 
haupt verboten ift, dahin gefchärfet haben, daß wann das geflohlene fich auf Zehen 
Thaler oder darüber beträffe, alsdann die Diebe und Bettler mit ewiger Feftungs« 
Arbeit geftrafet werden follen. 


Von Tafchen; Spielern, Aiemenftechern und dergleichen, 


$.12. Auf die Zafchen » Spieler, Riemen: Stecher, Würfel: Träger und Lente 
von dergleichen unnügen betrügerifchen Prolession , melde auf den Jahr » Märkten 
und fonften im Lande herrum zieben, follen die Obrigkeiten ingleichen die Policey⸗ 
Ausreuter nach den mehrmahls ergangenen Verordnungen ein wachendes Auge haben, 
und fie fogleich wegtreiben: Solte fid) aber finden, daß fie etwa Concessionen zu 
ihrem Fortkommen erfchlichen hätten; So müffen Uns ſolche eingefchidet, und dar. 
über weitere Resolution erwartet, ihnen aber immitelft die Ausübung ihrer ver 
bächtigen Profession keinesweges verftattet werden. 


Es follen genugfame DBettelsVögte angefeget werden, 


6,13, Die Magiftrate und andere, welchen in Unfern Refident+ and übrigen 
Städten das Armen» MWefen zu beforgen oblieget, müffen überall, fo weit ed noch 
nicht gefchehen, genugfame Gaffen» oder Bettel-Vögte anfegen, ihnen aewiffe Di- 
stricte in den Städten anmeifen, und dabey ernftlich anbefeblen, die Strafjen und 
Gaſſen alle Zage fleißig zu visitiren, die vor Häufern findenden Bettler fo fort 
aufjubeben, felbige in Verwahrung zu bringen, und es zur fernern Unterfuchung 


gehörig anzuzeigen. 


In jedem Creife foll ein Armens Wächter mit einem proportionirlichen Tractament 

beftellet werden, 

Auch foll auf dem platten Rande in jedem Greife, wo dergleichen noch nicht vor. 
handen feyn möchte, ein Greis:-Armen:Wächter oder Auffeher annoch beionders mit 
einem proportionirlichen Tractament beftellet, und mit einer befondern Instruc- 
tion verfehen werden, 


Beftrafung derer, fo den Bettlern durch die Singer feben, oder fich Ihrer annehmen, 
und Belohnung derer, fo einen Bettler einbringen, 


$.14. Wann wieder Berhoffen die Wolizey-Land» und Ausreuter, Greid:Armen 
Wächter, Gaflen:Bögte, und andere zur Aufjicht beftellete Diener, ja wohl gar 
Beamte und Dbrigkeiten mit den Bettlern wider diefes Unfer Edict durch die Fins 
ger feben folten, fo wollen Wir ſolches als eine Störung auter Drönung und Ber 
achtung Unfers Gebots auf das fchärffte zu ahnden wiffen; Dahero die Fiscale gleich 
ihr Amt wieder ſolche verrichten , und fleißig vigiliren ſollen. 

Hingegen follen diejenigen, welche nachläßige Obrigkeiten, und zur Aufficht be 
ftellere Diener, wegen Verſäumung ihres Amts, anch die dadurch eingefchlichenen 
Bertler, oder unter dem Namen der Armen verborgene Diebe, Diebes : Gefellen 
und Rotten anzeigen werden, nicht allem davor Belohnung zu gewarten haben, 
fondern auch einem jeden, der einen Bettler anbringet, in den Städten aus ben 
Caͤmmereyen, und auf dem platen Rande aus den Greig:Cassen, wo feine andere 
Fonds vorhanden, und feine andere Verfaſſung bereits gemachet worden, Gin Tha— 
ler gegeben werden, welchen Zhaler auch der Creis-Armenwächter noch befondert 
zu genieffen haben fol für diejenige, fo er bei der Obrigkeit anbringer. 

Wann aber die Creis Armen: Wächter, Gaſſen- Bögte, oder andere zur Aufı 
fiht geordnete Diener, die betroffenen Bettler angreifen und wegführen wollen, 
fo foll niemand, wer er auch fen, bei harter Strafe, ſich unterſtehen, gemeldten 
Dienern an der Verrichtung ihres Amts auf einige Weiſe binderlich zu ſeyn, oder 

ſich der Bettler anzunehmen, vielmehr denenfelben alle Hülfe darunter zu leiften. 
— 
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Ale Bettler follen innerhalb 14 Tagen fich aus dem Lande oder nach Ihrer Helmat 
begeben. 

6.15. Es follen demnach alle fremde und ausländifche Bettler von ber Zeit ber 
Publication diefes Edicts Jängftens innerhalb vierzehen Tagen Unſere Lande räu- 
men, die Einheimifchen oder Einländifchen wahren Bettler aber binnen gleicher 
Zeit fi an den Orten ihrer Heimat, almo fie gebürtig, oder wo fle die legten drey 
Jahre gemohnet, und fich fonft genähret gehabt, zurüd begeben; Falls ader einige 
wegen Unvermögenheit des Leibes folches nicht zu thun vermöchten , fich ungefäumt 
bey den Obrigfeiten angeben, und von einer jurisdiction zu der andern fortge: 
bracht, und vorerft in den Städten aus den Cämmereyen, auf dem platten Zande 
aber aus den Greis» Cassen mit einem proportionirlihen Zehrpfennig bie zur 
naͤchſten jurisdiction verfehen werden. 

Die: Cinheimtfhen gefunden und ſtarken Bettler hingegen müffen alfofort 
durdy ihre Hände Arbeit fi Unterhalt zu fehaffen fuchen und vom Betteln ab 
laſſen, wiedrigenfalls unfehlbar gewärtigen, daß fie auf unangenehme Art fortges 
bracht, und entweder in die Feftungen, oder in die Zucht« ımd Spinnhänfer zur 
Arbeit gefchider werden follen, - W 

Die Landſtraßen find fleißig zu bereiten, und die Kruͤge zu viſitiren. 

8.16. Inſonderheit müffen nebſt den Gerichts Obrigkeiten auf dem Lande, und 
den Magifträten in den Städten, die Polizgey: Land. und Ausreuter mit Acht ba- 
ben, daß feine Wettler noch wegen Bertelns oder fonft verdächtige Perſonen auf 
einigerley Weiſe in Unfere Lande fich einfchleichen ; zu welchem Ende die Polizev- 
und Rand. Reuter audy in diefer Abficht die Straßen fleißig bereiten, die angetrof. 
fenen in bie nächſten Gerichte zur weiteren Unterfuchung einlieffern, die Obrigfeiten 
aber die Krüge, Schenden und Wirtshäufer, auch wo fonft dergleichen Rente anzu. 
treffen ſeyn möchten, öffters visitiren laffen, alles ihnen verdächtig vorkommende 
aufheben, genau examiniren, und nach Befinden weiter verfahren follen; Da denn 
der oder diejenigen, fo ben diefer ihnen obliegenden Pflicht nachläßig erfunden wor: 
den, den Verluft ihres Amts und andere Beftrafung unfehlbar zu erwarten haben; 
auch müffen die Förfter und Unter: Förfter mit dahin fehen und Eorge tragen, daß 
die Bettler, welche fie gewahr werden, der Obrigkeit angezeiget und weggeſchaffet 
werden, am wenigften aber denenfelben in den Holzungen Aufenthalt geflatten, 


Wegen der Koften zu Sortbringung und Unterbaltung der eingebrachten Bettler. 


$. 17. Wobey nochmahls Unſer allergnädigfter Wille und Befehl ift, daß wann 
die Gerichts » Obrigkeiten die aufgehobene Bettler oder andere verbächtige Perfonen 
in die Feftungen an die Garnisonen oder auch Arbeits: und Spinnhäuſer mit einem 
zuverläßigen Schein, daß fie auf das Betteln betreten worden, einliefern, felbige 
nicht allein fo fort angenommen, und zur Arbeit angebalten, bis auf weitere Ordre 
darin behalten werden follen, fondern Wir wollen auch die Verfügung machen, daß 
fo wenig an den Koften zu Fortbringung folcher Leute den Polizey: und Rand: Reu: 
tern auch den Ereig- Armen Wächtern, al hernach zu deren Unterhalt den Feftun 
gen, Garnisonen und Arbeits. Häufern fehle, mafjen fie gleich den andern daſelbſt 
vorhandenen Gefangenen und eingefperreten gehalten, auch die Koften aus der reis: 
Casse fofort dazu gereichet werben follen. 


Schluß von der Publication, 


Wir befehlen demnach biermit nochmals allergnädigft und ernftlich, diefem Un- 
fern erneuerten Edict in allen Stüden und überall gehörig nachzuleben. Damit es 
auch zu jedermanns Wiſſenſchaft kommen möge; So foll dafjelbe in den Städten 
und auf dem Lande nicht nur gewöhnlicher mafjen publiciret, und Öfentlicen Dr: 
ten angeheftet, fondern audy jego gleich bey der publication und hernach alle Viertel 
Jahr von den Canzeln abgelefen, und überdem auf dem Lande eben fo oft von den 
Justitiariis oder Beamten, in den Städten aber von den Magiftraten den Gemei« 
nen und Bürgern, vornehmlich aber den Gaf-ABirten, Schulgenund Krügern vor- 
gelejen und erfläret werben. a 


! 
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Uhrkundlich haben Wir dieſes Edict höchſt Eigenhändig umterfchrieben und mit 
Unferm Königlichen Inſiegel bedruden Seifen. So gefchehen und gegeben zu Berlin 
ben 28, April 1748, N.C.C. Cont. IV. S. 41. No. XVI. de 1748, 


b) Verordnung v. 8. Septbr. 1804., betr. bie Verpflegung ber Ortdarmen in der 
Kurmarf, Neumark und inBommern, 


Wir Friedrich Wilhelm von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. haben bis. 
ber mit Woblgefallen wahrgenommen, daß die bereits in mehrern Unferer Provin 
zen zu Stande gefommene Einrichtung der Yandarmen:Anflalten, außer andern 
wohlthätigen Wirkungen, auch den heilfamen Erfolg gehabt hat, daß Obrigkeiten 
und Communen mehr, wie vormals, auf die Verpflegung ihrer einheimifchen Ar. 
men, welche fonft als vagabondirende Bettler dem ganzen Lande zur Laſt fielen, 
Bedacht nehmen. Dagegen aber hat auch die bisherige Erfahrung gelehrt, daß die 
gegenwärtig beftehenden gefeglichen VBorfchriften wegen Verpflegung der Drtsarmen 
theild mangelhaft find, theils aber, aus Mißdeutung derfelben, zu mancherlei Miß— 
bräuchen Anlaß gegeben haben, und deshalb eine Ergänzung und nähere Beftim: 
mung erfordern. 

Diefe wollen Wir daher durch gegenwärtiges Patent für die Provinzen Chur: 
mark, Neumark und Bommern dahin ertheilen: daf 

$.1. als ein zur Verpflegung geeigneter Armer diejenige Perfon angefehen werben 
fol, welche weder binreichendes Vermögen noch Kräfte befigt, fich und dem nicht 
arbeitsfähigen Ihrigen den zum Unterhalt durchaus nöthigen Bedarf an Nahrung, 
Kleidung, Obdach und Feuerung vollftändig felbft zu verſchaffen; jedoch ift 

5. 2. jedermann, welcher hinreichende Kräfte befigt, fi und den Seinigen den 
nöthigen Unterhalt zu verfchaffen, verpflichtet,. ſich felbit nach erlaubten Mitteln 
und Gelegenheit hierzu umzufehen, indem er nur indem Falle, wenn er überzeugend 
nachzuweiſen im Stande ift, daf er ed an feinen Bemühungen, dergleichen Mittel 
und Gelegenheit zu finden, nicht habe fehlen laffen, deren Anweifung von Andern 
verlangen kann. - 

$.3. In diefem Falle ift der Arme fchuldig, die ihm angemwiefene ſchickliche und 
feinen Kräften angemefjene Arbeit unweigerlich zu verrichten. 

$.4. Wer fich defien ohne rechtlichen Grund beharrlich weigert, wird als ein 
muthwilliger Bettler betrachtet und nach den Gefegen behandelt. 


$.5. Liegt, nach den beftebenden befondern Geſetzen, gewiſſen Privatperſo— 
nen die Verpflichtung ob, die Verpflegung eines foldhen Armen ganz, oder zur 
Ergänzung des ihm fehlenden Bedarfs. zu übernehmen, fo find dergleichen Perfo- 
is fie des Vermögens ſind, ihrer Obliegenbeit ein Genüge zu Teiften, hierzu 
anzubalten. 

$.6. Sind aber dergleichen, zur Armenverpflegung vorzugsweife verpflichtete 
Privat: Perfonen nicht vorhanden, oder find fie nicht vermögend, ihrer Verpflichtung 
zu genügen, fo ift zu unterfuchen, ob der Arme ein Mitglied einer privilegirten mit 
eigenen Armenanftalten verfehenen Corporation ift, in welchem Falle diefer die Ber. 
pflegung des Armen obliegt. 

6.7. Iſt aber der Arme kein Mitglied einer ſolchen Corporation, oder reichen 
die Mittel diefer Gorporation nicht mehr zu, fo ift er ein Ortsarmer, und der 
Commune, zu welcher er gehört, Liegt die Verpflichtung ob, feine Verpflegung zu 
übernehmen. 

$.8. Für Ortsarmen find aber nur die wirklichen Einwohner jedes Orts und 
deren hülfsbedürftige Kinder zu achten, und 

$.9. als ein Einwohner des Orts ift jede felbfiftändige Perſon zu betrachten, 
welche dafelbft ihren feften Wohnfig am rechtlichen Sinne genommen bat. 

$. 10. Auf die Frage, feit welcher Zeit eine folche Perſon dafelbft ihren feften 
Wohnfig genommen bat? foll es hierbei weiter gar nicht anfommen, fondern mit 
dem Augenblide, in weldhem jemand an einem Drte feinen legten Wohnfig nimmt, 
entftebt die Verpflichtung ber Gommune zur Armenverpflegung, indem Wir die 


‘ 
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bisherige geſetliche Beſtimmung des dreijährigen Aufenthalts hiermit gänzlich 


aufheben. 

$.11. Sollte aber eine Commune nachzuweiſen vermögen, daß ein folcher 
Örtsarmer ſchon zuvor an dem Orte feines frühern Aufenthalts verarimt geweſen 
fei, fo ift fie berechtigt, ihn dorthin zur Verpflegung zurüdzumeifen. Bis dahin 
aber, daß die Zurücknahme gefchieht, muß der Arme von der Gommune, in wel. 
her er fich befindet, mit Vorbehalt ihres Rechts, geduldet und nöthigenfalld ver- 
pflegt werden. 

$.12. Diefer Beweis der frühern Berarmung foll jedoch nur binnen Jahresfrift, 
von dem Zeitpunkt angerechnet, in welchem der Arme feinen legten Wohnſitz ge. 
nommen bat, offen ftehen und zuläffig fein. “ — 

$. 13. Bloße Entfernung von dem Orte des bisherigen Wohnſitzes, ohne wirk. 
liche Veränderung defjelben, hebt in der Regel die Eigenfchaft eines Orts: Einwoh- 
ners ($. 6.) nicht auf, jedoch foll derjenige, welcher feinen letzten Wohnfig freiwillig 
verlafien bat, von demfelben länger als drei Jahre abwefend ift, und keinen andern 
Wohnfig im Einlande genommen hat, wenn er verarmt, nicht als ein Ginwohner 
feines legten Wohnorts und als ein Ortsarmer deffelben betrachtet werden, fondern 
die Landarmenanftalten derjenigen Provinz, in welcher der Drt feines leuten Wohn⸗ 
ſitzes belegen ift, müffen für defien Verpflegung forgen. 

$.14. Eine gleiche Verpflichtung + den Zandarmenanftalten ob, wenn ein 
Armer noch nie einen —* Wohnſitz gehabt hat, ſeine Eltern verſtorben ſind, und 
der Arme länger als drei Jahre von dem Orte des letzten Wohnſitzes der Eltern ab. 
wefend geweien ift. Ä 

z  .$.15. Jedermann bleibt nad) wie vor uneingeſchränkt befugt, dem bei ihm ſich 

aufbaltenden Einwohnern, Arbeitern und Gefinde, mit Beobachtung der gefeglich. 
beftimmten Friften zu kündigen, und ein foldher Einwohner, Arbeiter und Dienft- 
bote ift fchuldig, fich fein anderweites Unterkommen zu fuchen. Kann aber 

6.16. eine Perſon, welche nach der Beſtimmung des $.9. zu den wirklichen 
Einwohnern ded Orts gebört, aller angewandten Bemühungen ungeachtet, weder 
im Drte ihres bisherigen Aufenthalts, noch fonft an einem andern Orte, Gelebens 
beit zum Unterkommen und Unterhalt finden, fo find, wenn diefe Bemühungen ges 
börig nachgemwiefen werden, die Obrigkeiten fchuldig, einer foldhen Perſon deralei 
hen Gelegenheit zu yerfchaffen. 

$. 17. Jemehr die ee ge bierzu verpflichtet find, defto weniger find fie bes 
rechtigt, einem Ortseinwohner, welcher nicht nach $. 1. zur Klaffe der Armen ges 
bört, und in der Commune Wohnung und Unterhalt finden kann, deffen Aufführung 
auch feinen rechtlichen Grund zu feiner Entfernung an die Hand giebt, die Fort» 
dauer feines bisherigen Wohnfiges zu verweigern. 

$. 18. Einer ſolchen Perſon muß auch in jedem andern Orte, wofelbft fie Woh⸗ 
nung und Unterhalt finden kann, die Aufnahme dafelbft ald Orts: Einwohner von 
jeder Obrigkeit geftattet werden. Dagegen fol aber auch 


$.19. jeder nicht angefeflene, zu der Klaffe der Armen nicht gehörige Einwohner 
($.9.), welchem feine bisherige Miethswohnung gekündigt worden ift, und welcher 
fi nicht bemrühet, im Orte —— oder anderswo, wieder ſein Unterkommen zu 
finden, ſondern von ſeinem Vermiether, oder auch von der Commune die Fortdauer 
feines bisherigen Aufenthalts ertrogen will, nach vorgängiger Anzeige des Haus. 
eigenthümers oder der Commune, von dem Land: und Steuerrathe zur Anterfuchung 
gezogen, und von der Krieges: und Domainen- Sammer der Provinz, im Einver 
ftändniß mit der Landarmen: Direction, beftimmt werden, in welcher Art gegen ibn 
—— und ob er zur Strafe und Beſſerung, in eine Landarmenanſtalt gebracht 
werden ſoll. | 


In Anfehung aller übrigen, durch gegenwärtiges Patent nicht abgeänderten 
Vorſchriften, beftätigen Wir von neuem die ältern geſetzlichen Dispofitionen des 
Ediets vom 28. April 1748, des A.L. R. Thl. II. Tit. 19., imgleichen der Land- 
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armen«Reglements jeder Provinz, dergeftalt, daß hierauf von allen betreffenden 
Behörden pflichtmäßig gehalten werden foll, 

Unfern Krieges. und Domainen:Kammern, Regierungen, Landſteuerräthen, 
Dbrigkeiten, Gemeinde» VBorftebern und Communen in den Brovinzgen Churmark, 
Neumark und Pommern befehlen Wir hierdurch, fi) nach den Vorfchriften diefes 
Patents fchuldigft zu achten. N. C.C. T.X. Kr. 43. de 1804, 

Mittel dan, 


8. 16. Arme, deren Versorgung, nach obigen Grundsätzen, einzelnen 
Privatpersonen, Corporationen oder Communen nicht cbliegt, oder von 
‘denselben nicht bestritten werden kann, sollen durch Vermittelung des 
Staats in öffentlichen Landarmenhäusern untergebracht werden. 

8.17. Dies gilt besonders von fremden Bettlern, wenn deren Zu- 
rückschaflung über die Gränze ($.4.) nicht ratlısam gefunden wird, 
oder der Zweck, das Land von ihnen zu befreien, dadurch nicht erreicht 
werden kann. . 

8.18. Die Bettler in solchen Landarmenhäusern sollen zu nützlichen 
Arbeiten, so weit es ihre Gesundheit und Kräfte gestatten, angehalten 
werden. 

S. 19. Sie bleiben in der Anstalt so lange, bis man versichert sein 
kann, dass sie sowohl den Willen als die Gelegenheit haben, ihren Un- 
terhalt-auf eine andere erlaubte Weise, ohne fernere Belästigung des 
Publikums, sich zu verschaffen. 
8.20. Die Strassenbettelei soll nicht geduldet werden. 


8.21. Vielmehr liegt es den Polizeibehörden jedes Orts ob, diesem 
Uebel mit Nachdruck zu steuern. | 

8.22. Sobald die $. 16. gedachten Anstälten getroffen sind, darf Nie- 
mand mehr einem Strassenbettler Almosen geben. 

8.23. Vielmehr müssen die Strassenbettler aufgegriffen, und an die- 
jenigen denen nach den Grundsätzen $. 7-16. deren Versorgung obliegt, 
abgeliefert werden, 

8.24. Die Ablieferung geschieht auf Kosten desjenigen, welcher für 
den Bettler sorgen muss. 

8.25. Die Mittel zur Unterhaltung der Armen sollen, so viel als 
möglich aus den Zinsen der dazu bereits vorhandenen Capitalien und 
Stiftungen genommen werden. 

8.26. Auch hat es bei den zu solchem Ende theils schon angeordne- 
ten, theils nach Bewandniss der:Umstände, unter Erlaubniss des Staats, 
besonders zu veranstaltenden Kirchen- und Hauscollecten sein Be- 
wenden, 

8.27. Bei der Unzulänglichkeit dieser Beiträge sind die Commmunen, 
unter Genehmigung des Staats, den Luxus, die Ostentation, und die 
öffentlichen Belustigungen ihrer wohlhabenden Einwohner mit gemäs- 
sigten Taxen zu belegen berechtigt. 

8.28. Alle Strafgelder, welchen nicht in den ergangenen Strafgesetzen 
selbst besondere Bestimmungen angewiesen sind, sollen zur Verpfle- 
gung der Armen angewendet werden. | 

8.29. Zur Unterhaltung der öffentlichen Landarmenhäuser ist vor- 
— der Ertrag der Arbeiten der darin aufgenommenen Personen 

estimmt. 
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8.30. Bei dessen Unzulänglichkeit kann der Staat von. allen denje- 
nigen, welche von der Abstellung der Strassenbettelei Vortheil ziehen, 
verhältnissmässige Beiträge fordern. 

8.31. Die nähern Bestimmungen, sowohl hierüber als wegen der 
Einrichtung solcher Landarmenhäuser überhaupt, bleiben den beson- 
dern für jede Provinz abzufassenden Reglements vorbebalten, 


Von ÜUffentlichen Armenanstalten; Verbältziss: des. Staats gegen dieselben, 


8.32. Armenhäuser, Hospitäler, Waisen- und Findel- Werk- und 
Arbeitshäuser stehen unter dem besondern Schutze des Staats, 

.8.33. Werden dergleichen Anstalten von neuem errichtet: so muss 
das Vorhaben dem Staate zur Prüfung der Grundsätze ihrer Verfas- 
sung angezeigt werden. 

$. 34. Doch sollen diejenigen Behörden, denen diese Prüfung nach 
den verschiedenen Verfassungen in den Provinzen obliegt, nur in Fäl- 
len, wo die Ausführung der Verordnungen des Stifters unmöglich oder 
gar schädlich sein würde, dieselben zu verwerfen berechtigt sein, 

8.35. Ausserdem kann jeder Stifter die innere Einrichtung solcher 
Anstalten, die Aufsicht über dieselben, die Bestellung der Verwalter, 
dieRevision und Abnahme der Rechnungen, nach Gutbefinden anordnen. 


$. 36. So weit der Stifter nichts verordnet hat, gebühren alle diese 
Befugnisse dem Staate, 

8.37. Auch solche Anstalten, denen in der Stiftungsurkunde, oder 
sonst, eigene Aufseher vorgesetzt sind, bleiben dentoch der Oberauf- 
sicht des Staats unterworfen. 

8.38. Diese Oberaufsicht schränkt sich aber nur darauf ein, dass 
nach den vom Staate ausdrücklich oder stillschweigend genehmigten 
Verordnungen des Stifters verfahren werde, und nichts einschleiche, 
was dem allgemeinen Endzwecke solcher Stiftungen zuwider sei. 


8.39. Der Staat ist also berechtigt, Visitationen bei dergleichen An- 
stalten zu veranlassen, und die vorgefundenen Missbräuche und Män- 
gel, obigen Grundsätzen ($. 38.) gemäss, zu verbessern. 


8.40. Ueberhaupt muss der Staat darauf sehen, dass die Einkünfte 
der Armen- und anderer Versorgungsanstalten, zweck- und vorschrifts- 
mässig verwendet werden. 


8.41. Wird wegen veränderter Umstände die in der Stiftungsurkunde 
vorgeschriebene Verwendungsart unmöglich, oder gar schädlich: so 
muss der Staat die Güter ku Einkünfte einer solchen Anstalt zu einem 
andern, der wahrscheinlichen Absicht des Stifters so viel als, möglich 
gemässen, Gebrauche widmen. 

1) Bescript ». 6. Yuguft 1798,, 26. Yuguft 1809,, 10. $ebr.1816,, 11. Sem 1816, 
18, %ebr. 1818, und 9. Auguſt 1819,, betr. die Oberaufficht und Gontrole bed Staats über 
Familienftiftungen; 

2) Bescript s. 16. Novbr. 1816. und 4. März 1831., betr. die Aufficht bed *— 


über jüidifche Stiftungen; 
ſ. zu. 4.8.38, 
3) C.©. v. 26. Yuguft 1818,, betr. die Berwaltung der Fatholifchen — Stiftungen, 
——— früher den Gollegiat-« nad DORRHEEEN oblag, durch die bifchöflichen — — 
. 11. 6. 110. 
Aeuss ero Rechte solcher Anstalten. 


'$ 4. Die vom Staate ausdrücklich oder llchweigend genehmigten 


‘ 
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Armeh- und andere Versorgungsanstalten haben.die Rechte moralischer. 
Personen. 

8.43. Ihr Vermögen hat die Rechte der Kirchengüten (Tit 11. 
Abschn. 4.) 

„44. Dagegen sind sie bei den Geschenken und Vermächtnissen 
solchen Einschränkungen, wiedie geistlichen Anstalten nicht unterworfen. 

Gesetz ».13, Mai 1838,, betr. bie Schenkungen und letztwilligen Zuwendungen an 
Kicchen und geiftlichen Gefelfchaften, imgleichen an Sehr⸗, Erziehungs: und Urmenanftals 
ten und S oöpitäler, wonach bie legterem rüchfichtlich der Schenfungen und VBermächts 
niffe benfelben Beſchränkungen, wie die — Anſtalten, unterworfen find; ſ. au IL 11, 
8.216. 8.V.8.384, 

8.45. Durch dergleichen Vermächtnisse kann jedoch denjenigen, 
welchen ein Pflichttheil gebühret, derselbe nicht entzogen eder ge- 
schmälert werden. 

8.46. Würden durch ein "solches Vermächtniss Personen, welchen 
der Erblasser Alimente zu geben nach den Gesetzen verpflichtet ist, 
wegen Unzulänglichkeit des übrigen Nachlasses daran Abbruch erlei- 
den; so sollen die Einkünfte des Vermächtnisses, so weit dieselben 
dazu hinreichend und erforderlich sind, zur Ergänzung des solchen 
Personen zukommenden Unterhalts verwendet werden. 

8.47. Sobald aber die Befugniss derselben, Alimente von dem Erb- 
lasser zu fordern, aus irgend einem rechtlichen Grunde sich erledigt, 
sobald tritt auch die Armenanstalt in den vollen Genuss der ihr be- 
stimmten Zuwendung. 

$. 48. Was vorstehend $.45. 46. 47. von Vermächtnissen vorge- 
schrieben ist, gilt auch von Schenkungen unter Lebendigen, oder von 
\ Todeswegen, in so fern — ‚ wegen verkürzten Pflichtheils oder 

geschmälerter Alimente, Schenkungen widerrufen werden können. 
(Th. I. Tit. 11. 8.1113. bis 1122.) 

8.49. Unvermögenden Verwandten derjenigen, welche milde Stif- 
tungen errichtet haben, kommt auf den Genuss derselben ein vorzüg- 
liches Recht zu. 

Successionsrecht in den Nachlass der von ihnen verpflegten Personen. 

$.50. Auf den eigenthümlichen freien Nachlass solcher Personen, 
dien in eine Öffentliche Anstalt zur unentgeldlichen Verpflegung aufge- 
nommen worden, und in dieser Verpflegung gestorben sind, hat die 
Anstalt ein gesetzliches Erbrecht. 

‘8.51. Dies Erbrecht erstreckt sich auf den ganzen Nachlass, wenn 
die aufgenommene Person nur Verwandten in a ae oder in der 
Seitenlinie, oder einen Ehemann verlässt, 

+ 8. 52.. Hat sie aber eheliche Nachkommen oder eine Ehefrau: 80 ver- 
bleibt denenselben ihr Pflichttheil. 

8.53: Auch geht die Ehefrau in Ansehung desjenigen, was sie nach 
ihren Ehepakten zu fordern hat, der Armenanstalt vor. 

8.54. Auch die 8. 52. benannten Personen verlieren den Pflicht- 
oder vertragsmässigen Erbtheilzum Besten der Anstalt, wenn sie bei 
hinlänglichem Vermögen, ihren hülflosen Aeltern, oder dem Ebemanne, 
die gesuchte ‚Unterstützung versagt haben. . . 

8.55. Hat die aufgenommene Person die Anstalt vor ihrem Tode 
freiwillig wieder verlassen: so kann diese-die auf sie verwendeten Ko- 
sten, aus: — oder Nachlässe, als eine Schuld —————— 
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8.56. Wenn aber Kinder, die in einem 'Waisenhause erzogen :wor- 
den, nachdem sie aus demselben heraus gekommen sind, und entweder 
auf ein Handwerk gethan, oder ihnen andere Gelegenheit zu ihrem wei- 
teren Fortkommen ‚angewiesen worden, ‚vor zurückgelegtem. Vier und 
zwanzigsten Jahre verstorben sind: so verbleibt dem Waisenhause, ‚des 
erfolgten Austritts ungeachtet, sein Erbrecht. , Tu 

8.57. Doch erstreckt sich in diesem Falle das Erbrecht, nur auf das- 
jenige Vermögen, welches ein solches Kind mit in das, Waisenhaus ge- 
— hat, oder welches ihm, während seiner Verpflegung dureh dag- 
selbe, noch vor seinem Austritte zugefallen ist, ten 

.58. Hat eine im Waisenhause erzogene Frauensperson.sich ver- 
heirathet: so fällt, wenn auch dieselbe vor erlangter Volljährigkeit ver- 
storben wäre, das Erbrecht des Waisenhauses ganz hinweg, ; _ — 

8.59. In keinem Falle darf die Armencasse, wenn ihr auch nach 
obigen Vorschriften ($. 50. sqq.) ein wirkliches Erbrecht zukommt, sich 
den Nachlass eigenmächtig anmassen; sondern sie muss vielmehr bei 
eintretendem Falle, dies ihr Erbrecht dem Richter gehörig anzeigen, und 


f 


von diesem den Zuschlag der Verlassenschaft erwarten. nr 
Bescript v,2.Zuli 1801., ad IV,, betr. bad Erbrecht.ded Urmenbdireetorii au Ber 
lin; ſ. zu 5.74. dieſ. Tit. re J 03 . 
S. 60. Das einer Anstalt nach diesen Vorschriften zustehende Erb- 
recht muss Jedem, welcher darin aufgenommen, werden soll, bekannt 
gemacht; und dass dieses geschehen, in einem vonihm mit zu-unterzeich‘ 
nenden Protokolle bemerkt werden. 
8.61. Ist der Aufzunehmende seines Verstandes nicht mächtig; oder 
in der Befugniss über sein Vermögen zu verfügen eingeschränkt: so 
muss die Bekanntmachung den Aeltern, oder wenn er keine Aeltern 
mehr hat, den nächsten Verwandten, und den Vormündern geschehen; 
auch im letzten Falle die obervormundschaftliche Genehmigung beige- 
bracht werden. el % RES 
8. 62. Erklärt auf diese Bekanntmachung Jemand unter den Ver- 
wandten, .dass er für die, Verpflegung des. Aufzunehmenden selbst sor- 
en wolle: so muss ihm dieses gestattet werden; und er erhält. sich da- 
a das ihm zukommende gesetzliche Erbrecht. 

S. 63. Doch muss er alsdann dem Hülfsbedürftigen wenigstens eine 
gleich &ute Verpflegung, als derselbe in der öffentlichen Anstalt gefun- 
den hätte, gewähren. | 
S. 64. Ist-der Aufzunehmende seinen Willen zu erklären fähig; und 
er zieht die Versorgung in der Anstalt derjenigen, welche ihm von seinen 
Verwandten angeboten wird, vor: sohat esdabeilediglich sein Bewenden. 

'&. 65. Ist-die Bekanntmachung nicht gehörig erfolgt: so kann die An- 
stalt bloss die Vergütung der für den Aufgenommenen verwendeten 
Kosten, als eine Schuld, aus dessen Nachlasse fordern. 

‘ 8.66. Die Anstalt kann jedoch nur die für den Aufgenommenen zu 
Kleidung, Medicin, und sonst gemachten baaren Auslagen, und für den 
genossenen Unterhalt ein Kostgeld, welches allenfalls nach pflichtmäs- 
en Ermessen der Sachverständigen richterlich zu bestimmen ist, 

ordern. 

8.67. Wenn Jemand nicht in die Anstalt selbst zur Verpflegung 
aufgenommen, sondern ihm nur Beiträge daraus. zu seinem Unterhalte 
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bis zu seinem Ableben gereicht worden: so kann nur der Ersatz dieser 
Beiträge aus seinem Nachlasse so weit derselbe dazu hinreicht, gefor- 
dert werden. .3 
Bescripto.2.3uli1801,, adIL, betr. bad Erbrecht bes Armendireetorii zu Berlin; 
t. au & 74, dief. Tit. J 
8.68. Hat Jemand aus mehrern Anstalten nach S. 67. Unterstützung 
genossen; und ist sein Nachlass zu ihrer aller Befriedigung nicht hin- 
reichend: %o theilen sich die mehrern Anstalten in das Vorhandene, 
nach Verhältniss ihrer Forderungen. 


8.69. Hat sich Jemand in die Anstalt eingekauft: so gebührt dieser 
auf seinen Nachlass kein weiterer Anspruch. — 


'8.70. Die blosse Erlegung eines Eintrittsgeldes, welches mit der zu 
verwendenden Verpflegung in keinem Verhältniss steht, schliesst das 
Erbrecht der Anstalt nicht aus. 


8.71. Hat der Aufgenommene sich mit der Anstalt, wegen des der- 
selben auf seinen Nachlass zukommenden Erbrechts, auf eine gewisse 
Summe verglichen: so hat es dabei lediglich sein Bewenden; selbst in 
dem Falle, wenn das Vermögen des Aufgenommenen erst in der Folge 
einen Zuwachs erhält.. | 

8.72. Werk -+ und Arbeitshäuser, in welchen die Aufgenommenen 
nur in so fern Unterhalt geniessen, als sie sich denselben durch ihre 
Arbeit verdienen, haben auf den Nachlass derselben kein Erbrecht. 

8.73. Hingegen wird durch Arbeiten, wozu ein Aufgenommener über- 
haupt in jeder Armenanstalt nach $. 87.88. schuldig ist, oder wofür er 
besondere Vergütung erhalten hat, das Erbrecht der Anstalt nicht aus- 
geschlossen. 5 | 

8.74. Anstalten, die bloss zur Heilung der Kranken bestimmt sind, 
baben, wenn gleich der Aufgenommene daselbst verstorben ist, dennoch 
auf seinen Nachlass kein Erbrecht; sondern können bloss den Ersatz 
der auf ihn verwendeten Kosten nach $. 66. fordern. 


Bescript v.2.3uli1801., wegen näherer Beſtimmung einiger die Urmenanftalten 
betreffenden Borfchriften bed WL.R., RT 


Nachdem nunmehr_die fernere Erklärung des hiefigen Armen: Directorli über Eu— 
zen Bericht vom 19. Juni v. J. wegen näherer Beſtinmung einiger die Armenanſial⸗ 
sen beireffenden VBorfhriften des A.L. R. eingegangen iſt, fo finden Wir Uns ver, 
anlaßt, dieferwegen folgendes feftzufegen: 

1 Hat es zwar dabei fein Bewenden, daß der hiefigen Charite, als einer bloß 
zur we der Kranken beflimmten Anftalt, in Gemaͤßheit der Vorſchrift ber A.L. R. 
Thl. U. Tit. 19. $.74., kein Erbrecht auf den Nachlaß der in derfelden aufgenomme⸗ 
nen und daſelbſt fterbenden Kranken zufteht, ſondern fie mur befugt it, den Erſatz 
der auf diefelben verwendeten. Koften zu fordern. ; Um aber zu diefem .Erfag ohne 
Weirläuftigkeiten zu gefangen fol: BR * 

1) das Armen-⸗-Directorium befugt fein, ſobald ein ſolcher unentgeldlich aufge 
nonmener Kranker ftirbt, deffen in der Charitee befindlihen Nachlaß ohne Zu 
siehung der Gerichte duch einen dazu befonders. zu. verpflichtenden Dfficianten 
Mi var und gewöhnlichermaßen durch die vereideten Taxatores abfchägen 
u laſſen. 

2) Die in dem Nachlaß befindiche Kleidung, Wäſche und Mobilien ift das Armen: 
Directorium für die Tare anzunehmen berechtigt, um fich daraus, fo wie aus 
dem etwa vorgefundenen baaren Gelde, wegen ber vorgefchoffenen Kurs und 
Derpflegungstoiten ohne Concurrenz der Gerichte bezahlt zu machen. 

3) Der. etwa verbleibende Ueberſchuß, imgleichen die-vorgefundenen Documente und 
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Briefſchaften und diejenigen Effecten, welche das Armen ⸗Directorium nicht für 
die Taxe annehmen will, muß daſſelbe den competenten Gerichten uͤherliefern. 
Bon diefen hat es auch, im Fall das vorgefundene baare Geld und die für die 
Taxe angenommenen Gffeeten zur Dedung der ausgelegten Heilungstoften nicht 
binreichen, feine völlige Befriedigung aus dem übrigen Nachlaß in geſehlicher 
Drdnung zu erwarten, 


IL Wird in Anfehung des hiefigen Armen»Directoriü die Vorſchrift des $.N67. 
Thl. II. Tir. 19. des A.L. R. dahin declarirt: — + , 
daß dem biefigen Armen-Directorio, in Gemäßheit der ältern Edicte vom 27, 
Zanuar 1716, 18. September 1726 und 18, Mai 1735, nad wie vor ein Erb. 
recht auf den Nachlaß ſolcher Perſonen zuftehen fol, welchen, ohne in eine Ar 
menanftalt aufgenommen zu fein, bis zu ihrem Ableben aus der Armen: Kaffe 
Allmofen gereicht worden. ſ. ⸗ — 
Es verſteht ſich jedoch hierbei von ſelbſt, daß auch hier die im $.50—58. Thl. IL 
Fit. 19, des A. L. R. enthaltenen näheren Beſtimmungen Platz gen: und diefe Bor, 
fhrift den Allmofen: Empfängern bei deren Bewilligung nad Anleitung des $, 60, 
am angezogenen Orte ausdrudlic befannt gemacht werden muß. 


DI Wird es den vormundfchaftlihen Behörden zur. Pflicht ‚gemacht, wenn ihre 
Pflegebefohlnen in das hieſige Waifenhaus aufgenommen werden, deren etwaniges 
Bermögen zugleih an das Waifenhaus abliefern zu laſſen, indem, wenn fie ſolches 
den Pflegebefohlnen nicht zuträglih halten, das Waiſenhaus mir Anträgen um deren 
Aufnahme verfhont werben muß. 


IV. Soll es Fünftig, wenn dem Armen: Direetorio der Rachlaß eines Verſtor⸗ 
denen entweder ganz oder in Concurrenz mit Defcendenten und Ehefrauen zufällt, 
er J ee — 19. Thl. II. des A.L. R. vorgeſchriebenen Zuſchlags durch die Gerichte 
nicht bedürfen. 

Sind nah dem gefeglichen Beftimmungen der 88.52.53. zuläfige Miterben vors 
handen, fo ift das Armen: Directorium befugt, auf den Grund bes von einem dazu 
befonders zu verpflichtenden Dfficianten des gedachten Direetorii aufzuncehmenden In⸗ 
ventarii des Rachlaſſes die Intereſſenten außergerichtlich abzufinden, 

Sollten fih Streitigkeiten ereignen, welche eine ſolche — Erbregulitung hin⸗ 
derten, fo gebuͤhret deren Entſcheidung den competenten Gerichten, 


V. In Anſehung der Verbindlichkeit Derp egung der Armen wird bierburd 
jur nähern Beſtimmung ber 8.10. sqg. Tit. 19, Thl. IL des A. L. R. enthaltenen 
Vorſchriften feſtgeſetzt, daß diefeldbe in Ermangelung dazu verpflichteter und vermögens 
der Berwandten ben Urmenanflalten desjenigen Drts obliegt, in deffen Gemeinde der 
Verarmte ausdrüdlich aufgenommen ift, oder wo berfelbe feinen Wohnfig im rechtli- 
hen Sinn genommen bat. Eben biefe Ortsgemeinde muß auch die Verpflegung der 
Ehefrauen, Wittwen und in elterlicher Dflege befindlichen Kinder des Armen fo lange 
übernehmen, bis diefelben an einem andern Drte ihren Wohnfis aufichlagen, oder 
durch einen dreijährigen anderweitigen Aufenthalt die dortige Gemeinde zu deren Vers 
pflegung verpflichten. Perſonen, welde zu der Zeit, wo fie im dürftige Umftände 
trarhen, keinen feiten Wohnfig im rechtlihen Sinn haben, wohin auch ſolche Min- 
erjährige gehören, welche fein eigenes Domicilium conftituiren fönnen, müſſen von 
der Gemeinde des Orts unterhalten werden, two fie fich feit 3 Jahren befunden. 
Haben letztere ſich noch nicht fo lange an diefem Ort aufgehalten, fo liegt ihre Ver 
Dfegung Gemeinde des Dris ob, wo der Vater, und Falls fie uneheliche Kin- 
er find, die Mutter ihren Wohnfig entweder nod haben, oder zur Zeit ihres Ab« 
lebens: gehabt haben. 


Sollte nah diefen Beftimmungen Teine andere Gemeinde zur Verpflegung bes 
men ehem werden fönnen, fo muß folhe die Gemeinde des Orts, wo der 
Hülfspedürftige ſich befindet, übernehmen. 

Wegen ber vagabondirenden Bertler hat es bei den Borfchriften des Land: Armens 
Reglements vom 5. Noveniber 1791, und in Anfebung der biegen Reſidenzien infon« 
derbeit bei den im $.113. 115. enthaltenen Beitimmungen fein Bewenden. 

Nach diefen Vorfchriften habt Ihr Euch in Zukunft gu achten, und find übrigens 
das Churmaͤrkſche Pupilen: Collegium, die VBormundfhafts-Deputarion des hiefigen 
Magiftrans, das Zuftiamt Mühlenhof und das Porzellain- Manufactur» Gericht dem 
gemaß dato ebenfalls inftruirt worden, Sind ic, 


Berlin, den 2, Zuli 1801. 
N.C.C. T.XL S. 317. No. 38, de 1801, 
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8.75. In Fällen, wo den Armen- und andern Versorgungsanstalten 
auf einen Nachlass ein gesetzliches Erbrecht beigelegt ist, kann ihnen 
dasselbe, durch Verfügung auf den Todesfall, weder entzogen noch ge- 
schmälert werden. 

Innere Verfassung solcher Anstalten, ° 
8.76. Die innere Einrichtung und Verfassung einer jeden öffentli- 
chen Armen - oder andern Versorgungsanstalt ist, durch die für selbige 
von dem Staate vorgeschriebene oder genehmigte Ordnung und Instruc- 
tion, bestimmt. | | — 
S. 77. Kirchen und Capellen, welche für dergleichen Anstalten be- 
sonders errichtet sind, stehen gleich andern, unter der Aufsicht der 
geistlichen Obern der Diöces oder des Distrikts. 
" 8.78. Auf die in der Anstalt lebenden Personen und Officianten ge- 
bühren dergleichen Kirchen und Capellen wirkliche Parochialrechte. 
.. $.79. Auf diejenigen aber, welche ausserhalb der Anstalt leben, kön- 
nen sie sich solche Rechte nicht anmaassen. 
j | Vorsteher und Verwalter. 
S. 80. Die Vorsteher und Verwalter solcher Anstalten sind als Die- 
ner des Staats anzusehen. — 

8.81. Bei Verwaltung der der Anstalt zugehörenden Gelder und 
Gefälle finden eben die Vorschriften, und gleiche Vertretung, wie bei 
Königlichen Cassen, Statt. 

8.82. Doch kommt der Anstalt in dem Vermögen ihrer Verwalter 
nicht das Vorrecht der Zweiten Classe, wie bei Königlichen Cassen, 
sondern nur das der Fünften Classe zu. 

8.83. Uebrigens müssen dergleichen Vorsteher und Administratoren, 
bei Führung ihres Amtes, hauptsächlich nach der Stiftungsurkunde, und 
ihren besondern Instructionen; demnächst aber nach den, den Vormün- 
dern ertheilten gesetzlichen Vorschriften sich achten. 

Aufgenommene Personen, 

8.84. Personen, welche in Armen- und andere öffentliche Verpfle- 
gungsanstalten aufgenommen worden, können sich der darin eingeführ- 
ten Zucht und Ordnung unter keinerlei Vorwande entziehen. 

8.85. Unruhige und Widerspenstige müssen von den Aufsehern, 
nöthigen Falls durch dienliche Zwangsmittel, in Ordnung gehalten, oder 
bewandten Umständen nach aus der Anstalt fortgeschafft werden. 

8. 86. Die Strafen müssen aber die Gränzen einer blossen Züchti- 
gung nicht überschreiten; und die Fortschaffung darf niemals ohne Vor- 
wissen und Genehmigung der Obrigkeit geschehen. Ä 

8.87. Unentgeltlich Aufgenommene sind der Anstalt’zu häuslichen 
Diensten, so weit es ihre Kräfte und Gesundheitsumstände zulassen, 
verpflichtet. 

8.88. In gleichem Maasse können auch andere Arbeiten, die bloss 
. zum Verbrauche in der Anstalt bestimmt sind, so weit sie Fähigkeiten 
und Kräfte dazu besitzen, von ihnen gefordert werden. | 

8.89. Uebrigens werden die den Aufgenommenen, vermöge ihres 
Standes oder sonstigen Verhältnisses, zukommenden Rechte und Pflich- 
ten durch die Aufnahme in dergleichen Anstalt nicht verändert. 
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Von den Verbrechen und deren Strafen. — 


1) O. O. v.14. Septbr. 1820., betr, die einftweilige Anwendung des 20. Tit. abe be⸗ 
A.E. R. für den Militairſtand. 
Ich bin mit der in Ihrem Berichte vom 29, v. M. über das Strafmilderunge« 
Gefuc des Eduard Büsgen ausgeführten Meinung: 
daß der 20, Tit. des 2. Thl. des A. L. R., nachdem daffelbe durch dad Patent 
vom 14. März; 1797 bei fämmetlichen Militairgerichten eingeführt und in 
den Kriegsartikeln darauf Bezug genommen ift, ald Singularrecht für den 
ganzen Militairftand, ohne Unterſchied der Provinzen oder des temphrairen 
Garnifonortes, fo lange betrachtet werden muß, bis bie Reifen der Milis 
tairgefeße vollendet fein wird, 
einverftanden , und wilf, daß danach verfahren werde, weshalb Sy aud bie gegen 
den vormaligen Lieutenant Büsgen erkannte 5jährige Zwangsarbeits⸗Strafe auf 
zweijährigen Feftungsarreft berabiege und Ihnen danach die weitere Verfügung und 
Beſcheidung ded Büsgen auf. feine wieder beigefügte Vorftellung u, * 


2) S. übrigens bie gegen Militairperfonen zur Anwendung Fommenben befondern Straf 
gefege zu 9.463, bief. Tit. 

8.1. Eine jede Obrigkeit, und jeder Vorgesetzte im Volke, muss 
Laster und Verbrechen bei seinen Untergebenen zu verhüten ernstlich 
beflissen sein. 

8.2. Aeltern und Erzieher, — und Volkslehrer sind — 
verantwortlich, wenn sie die ihnen obliegenden Pflichten, in Ansehung 
der ihrer Aufsicht anvertrauten Personen, vernachlässigen. 

8.3. Oeffentliche Verachtung der Religion, und Verführung der 
Unschuld sollen gesetzmässig “und nachdrücklich geahndet werden. 
(Abschn. 6. 12.) 

$.4. Muthwillige Bettler, — und Müssigganger müsseg 
zur Arbeit angehalten, und wenn sie dazu "unbrauchbar sind, auf eine 
billige Art versorgt, oder als Fremde aus dem Lande geschafft werden, 


1) Sn Betreff der fremden Landftreicher vergl. 8.191195, bief, Zit. 

2) &) Bergl. bie Kdiete ». 21. Zuni 1725, und 28, April 1748,, wegen Betpflegung 
ber Armen und bed Verfahrens gegen Bettler. (C.C.M. Thl. I. Abthl. * &,237, und Cont, IV. 
S. 42. v. R. Samml. I. 1. S. 728. und I, 2, S. 220.) und 

Beglement wegen Beſtrafung der Vagabonden, v. 3I4,Augnuſt 1800, Gabet fi 
weber in ber Edicetenfammlung noch fonft abgedrudt); fo wie 

die provinziellen Landarımen - Beglements: 

für Oftpreußen v. 31. October 1793, (v.R. B.IE &.490,) und Verordnung 
». 27, Januar 1793, in Betreff ber Zigeuner, (0.R. 11. @,393,) 

für Weftprenfien,» 31. Dechr. 1804, , (finder fich nicht abgebrudt), 

für bie Rurmarf, 9.16. Juni 1791. (0. R. II. &.109,) 

für die Reumark, v.t2. Mai 1800, (6. X. VI- &.102,) 
für die Ufermarf, v,19. Decbr, 1803, (0. R. VII. &.538) 


Mannkop Allg. Landrecht VER 12 
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für Bommern, v. 6, April 1799, (v,R. VI. 8.168,) 


für dad Herzogthum Magdeburg, die Graffhaft Mandfeld u. das gür 
ſeuthum Halberſtadt, ».9. Auguſt 1804. 66. R. VIII. &. 120.) 
für Weſtphalen, v. 15. Deebr. 1820. (v. K. Unnal. B. V. &.117.) 


b) Bescript v. 27. Januar 1828. betr. die Detention der Bagabonden. 


Bei Nemifion der, mittelſt Berichts vom 4. d. M. eingereichten Akten, in ber 
Unterfuchungsfache wider N., wird der Griminal: Senat des Königl. O. L. Ger. an 
gewiefen, anf die in 8.23, seq. des Neglemients von 31. Auguſt 1800. feitgefegten 
Strafen der Vagabondität feiner Seits nicht ferner zu erfennen, fondern die Deten- 
tion lediglich der Regierung zu überlaffen, die Vagabondität mag mit einem Verbre— 
chen anderer Urt, welches zur Cognition des Eriminal-Senats unftreitig gehört, con« 
eurriren oder nicht, und muß im eritern Falle der Verbrecher, nad gebüßter Criminal⸗ 
firafe, der Polizeibehörde überlaffen werden. v. K.J. B. 21. ©. 329, 


c) Rescripte v.18. Juni 1798, und 17. Novbr. 1829., betr. die Beſtrafung der 
Eltern, welche ihre Kinber zum Berteln anhalten, 


Auf Euren: gehorfamften Bericht vom 6. d. M., betreffend Eure. Anfrage darüber: 
ob wider die Mutter eines Kindes, welche daffeloe mit Härte zur Bettelei an- 
„gehalten, eine peinliche Unterfuhung zu eröffnen jei? . 
wollen Wir Eüch hiermit zu erfennen geben, wie es fehr gegründet ift, daß der von 
Euch angezeigte Fall zu einer Eriminalunterfuhung nicht qualifieirt iſt. Indeſſen 
kann der Unfug, welchen die Mutter des Kindes getrieben bat, nicht unbeſtraft blei⸗ 
ben.. Jeder auf Bettelei Betroffene wird durch Ginfperrnug ins Arbeitshaus beſtraft. 
Eine folhe oder ähnlihe Strafe hat bier die Mutter, und zwar in geſchärftem 
Maafe, unftreitig verdient, da fie ihr Kind zum Betteln gezwungen hat. Ihr habs 
alfo dieferhalb das Erforderlihe an die Behörde zu veranlaffen ꝛc. £ 
Berlin, am 18, Zuni 1798, Stengeld Beitr. B.7. S. 192- 199. 


Was die Frage betrifft, ob und wie Eltern für das Betteln ihrer Kinder beſtraft 
werden konnen? fo muß die Konigl. Regierung auf das A.L. R. Thl. I. Tit. 20, 
$. 67—70, hingewieſen werden, wodurd beftimmt ‚worden, daß der, welcher fi eines 
Andern zur Ausführung eines Verbrechens bedient, ebenfo beftraft wird, wie derje- 
nige, welcher ein ſolches Verbrechen felbit und unmittelbar begangen hat, und zwar, 
wenn er gegen den Thäter in dem Berbältniffe eines Vorgeſetzten oder einer Res 
ſpeltsperſon ſteht, als Rädelsführer beſtraft werden foll. 

Berlin, den 17, Novbr. 1829, v. K. Annalen B.13. ©, 878, 


8.5. Diebe und andere Verbrecher, welche ihrer verdorbenen Nei- 
gungen wegen dem gemeinen Wesen gefährlich werden könnten, sollen, 
auch nach ausgestandener Strafe, des Verhafts nicht eher entlassen 
werden, als bis sie ausgewiesen haben, wie sie sich auf eine ehrliche 
Art zu’ernähren im Stande sind, 


 »)) Verordnung ».26.%ebr. 1799,, wegen Beftrafung der Diebftähle und ähnlicher 
Berbrechen, in Betreff der Fälle, in benen bei der Strafe des Diebftahls zugleich auf Deten« 
tion zu erkennen ift; ſ. zu 8. 1124, u. flgde. dieſ. Tit. 


2) a) Bescripte s. 18. April 1810. und 29. Yuguft 1815., betr. die Dauer der Des 
tention nach ausgeftandbener Strafe. 


Es ereignen ſich häufig Fälle, in denen die nad den Gefegen erkannten Deten- 
tionen von Berbrehern, bis zum Nachweife eines ehrlihen Grwerbes und refpective 
bis zur Befferung, über den Zweck des Geſetzes fortgefegt werden müffen, oder ver- 
längert werden, ohme daß die genauefte Controlle im Stande ift, diefem Uebel abzu— 
helfen. . Da diefe Detentionen nad ausgeftandener Strafe eigentlich nichts weiter als 
eine Polizeimaafregel find, gleihwohl in den meiften Fällen alle Nachtheile der wirt: 
lihen Beitrafung mit fid führen, fo ift von den Minifterien des Innern und der 
Juſtiz der Grundfag angenommen worden: re 

daß die Detention, wegen mangelnden Nachweiſes ehrlichen Erwerbes und 
refpective bis zur Befferung, wenn zum erftienmale darauf erfanne it, nicht 
länger als 2 as nad ausgeftandener Strafe fortzufegen, fofern in diefem 
Zeitraum der Detinirte, durch feinen Fleiß bei der Urbeit und durch fein regel- 
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mäfiges Verhalten in der Anftalt, gezeigt hat, daß er Vertrauen verdiene, und 
dap mar ihm alfo auch ohne ftrengen Nachweis eines beſtimmten ehrlichen Er- 
— eg "anne 
erbei verſteht es ſich übrigens von felbit, daß die Entlaffung auch vor Ablau 
von 2 Tahren, und fofort nad ausgeftandener Strafe erfolgen Ton FA ein Et 
licher Erwerb nadıgewiefen worden, oder der Gefangene als Dura) die Sırayc geoe]» 
fert angefehen werden kann. 
Ihr habe Euch nach diefer Feſtſetzung nicht allein felbft in vorkommenden Fällen 
zu achten, fondern aud die Untergerichrer und die Adminiftration der Strafanftalten 
Eures Departements dem gemäß zu inftruiren. Sind ıc. | 
Berlin den 18, April 1810. - 
Mathis B.9. S.45. Ir. Abfchnitt, und Hoffmanns Nepertorium Thl. 2. ©. 273, 


Die Königl. D. 2. Ger.: Commiffion erhält auf den Bericht vom 16. d. M. an 
liegend Abichrift der Gircular- Verfügung vom 18. April 1810, 
die Entlaffung der zur Derention bis zum Nachweis eines ehrlichen Erwerbes, 
und resp. bis zur Befferung verurtheilten Verbrecher betreffend, 
und des an das Kammergericht erlaſſenen Neferipts vom 9, Febr. 1810. Beide Re 
feripte finden fib in der Mathisſchen Monarsihrift (9. B., ©. 45. und 49.) abge 
drudt. Die Verordnung vom 18. April 1810. hat übrigens bloß das bei Entlaſſung 
folcher zur unbeftimmten Detention verurtheilten Perſonen zu beobachtende Verfahren 
m Gegenftande, und Tann auf das Erkenntniß in einer Criminal: lUnterfuhung 
einen Einfluß haben, vielmehr muß, wenn der gefepliche * einer nad überſtande⸗ 
ner Strafe fortdauernden Detention vorhanden ift, auf diefe Detention ohne Beſtim⸗ 
mung eines Zeitraums erfannt werden, 
Berlin, den 29. Auguſt 1815, v. K. J. B. 6. S. 25. 


b) Bergl. übrigens Cr. ©. 8.569 — 571, 


$.6. Obrigkeiten und Vorgesetzte, welche die Obsicht und Vorbeu- 
_ gungsmittel gedachter Art vernachlässigen, machen sich der Verbrechen 
ihrer Untergebenen, nach Verhältniss der Umstände, mehr oder weni- 
ger theilhaftig. 


Bescript o. 11. Juni 1827. nebft Anlage, betr. die Unorbnungen wegen der von 
Berfonen ingenblichen Alters begangenen Verbrechen, 


Sämmtlihe Königl. IJuftiz.Bebörden werden biermit angewiefen, fih nad. der 
anliegenden, von dem Königl. Minifterio der Geiſtlichen- Unterrichts: und Mebdizinal- 
Angelegenheiten an fämmtlihe Königl, Regierungen unterm 2. Deibr. v. J. erlaſſenen 
Verfügung, betreffend die von Perfonen jugendlichen Alters begangenen Berbrechen, 
fortan zu achten. Berlin, den 11. Juni 1827, 


Die nunmehr von faft fämmtlichen Königl, Regierungen eingegangenen Nachwei⸗ 
fungen der von Perfonen im jugendlichen Alter begangenen Berbrecdhen, geben. dem 
Minifterio zu folgenden allgemeinen Bemerkungen Beranlaffung. 

Bei Einforderung diefer Nachweiſungen hat das Minifterium Teinesweges nur bie 
Abſicht gehabt, fi) in den Befis von Notizen zu feren, um daraus eine vergleichende 
Sufammenftellung der einzelnen Provinzen binfichts der Moralität der Jugend, oder 
einen Maapitab für-die Beurtheilung des Fortfchrittes oder Rückganges in Pie 
Beziehung zu erhalten; fondern der unmittelbare und nächte Zwed iſt geweſen, die 
einzelnen Fälle felber und das rüdfihrlih ihrer von den Behorden beodachtete Ver, 
fahren näher und möglichft genau kennen zu Iernen. 

Ob in andern Zeiten ſolche Verbrechen öfter oder feltener vorgefonmen find, be 
darf feiner Nahforfhung; genug, daß fie in gegenwäriiger Zeit fih nur allzu haufig 
eigen. "Wenn nicht bloß Betrug, Diebftahl und Kirchenraub, fondern Mord, Brands 

ung, Sodomie und Selbitmord wiederkehrende Erfcheinungen find, wenn in ges 
wiffen Provinzen und Gegenden diefe, in andern aber wieder andere Verbrechen vor» 
zugsweife unter der Tugend zum Borfchein kommen, fo erforbern ſolche Mißerzeug⸗ 
niffe die höchſte Unfmerffamfeit, damit theils den Quellen nachgeſpürt und dieſe vers 
ad theils der Anftedung vorgebeugt, theils endlich die früh verirrten Unglüclichen 
elbſt, wo möglich, ‚von der Bahn des Lafters und des Verbrechens noch zurüdger 
bracht werben. i; 

Auf den legterwähnten Zweck hat fih im der neueften Brit bie Fürforge vieler 
Privasperfonen und Bereine mit befonderer Theilnahme gelenkt, wovon die fich imuer 
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mebrende Zabl .von-Rettungs-Anftalten geuanie giebt; auch: bei den öffentlichen Straf 
und Befferungebäufern find Schulen und Erziehungs: Anftalten neu gegründet, vber 
erweitert, oder ziwedmäkiger eingerichtet wordem und endlich ind bie und da ſchon 
beſtehende Waiſenhäuſer vorzugsweiſe ber verwahrloſeten und verwilderten Jugend 
geöffnet, worden. 

Di folcher Deruneytung DI Beſſerungs-Auſtalten wird auch doppelte Aufmerk. 
ſamkeit nötbig, daß ihr Zweck wirflic erreicht und daft dazu. die dienlichſten und 
wirkſamſten Mittel angewendet werden, Damit micht Ungeſchick oder unverftändiger 
Eifer oder. wirflihe Verkehrtheit ih tig, Nugfuhrung bemachtigen und die gebofften 
wohlthätigen Wirkungen vereitelt, oder jar ſtant der Beſſerungshauſer, Wobnftätten 
und Fortpflanzungsörrer der Untugend und des Laiters getifter werden. Die betrü— 
benden- Erfahrungen, welche darüber gemacht find, legen die Pflicht der forgfaltigiten 
Wachſamkeit auf umd erbeifhen vor allen Dingen eine klare und beitinnmte Verſtän— 
digung über. die Mittel und Einrichtungen, durch welche der wohltharige Zwed jener 
Anftalten am ficherften erreicht werden muß. j 

Es kann dabei für jegt auf fich beruben, ob es nicht überall rathſam fei, diejeni— 
gen Anftalten, worin wirflice junge Verbrecher, welde Strafe verwirft haben, auf 
bewahrt werden, von denjenigen, worin bloß Werwahrlofere oder folde, die ihre 
Sirafe bereits abgebüßt haben, der Beſſerung und Erziehung wegen aufgenommen 
find ,. äußerlich zu trennen, da, bis auf das Maaß der Freiheit, welces in beiderlei 
Häuſern verftattet wird, die innere Ginrichrung und Behandlungsart nicht weſentlich 
verfchieden fein Jann. Die Grziebung der Jugend beruht auf feiten Grundregeln, 
und die Befchränfung der Freiheit, jo wie die. Disciplin und die Strafen, müſſen 
ſich auch bei den verdorbenften Individuen inner nach dem richten, was richtige 
Grundſätze der Erziehung bierüber an die Hand geben, und fich in den hiernach 
nothwendigen Schranfen halten. Wäre der Grad der Berdorbenbeit und der Bös— 
artigfeit der Individuen fo groß, daß mit dieſem Maaß uicht auszukommen wäre, fo 
würde allerdings feine Erziebung Statt finden fünnen. Dieſer Fall wird nicht leicht 
vorfonmten. In einem folchen Falle würde es darauf ankommen, durch eigentliche 
Zwangs- und Straf Anftalten einen Zuitand berbeizuführen, wo die Grjiehung ein 
greifen kann. Es it wichtig, daß die Erziehungs-Anſtalt nicht in eine Zwangs— 
und Straf: Anftalt ausarte, und, daf man von den Zwangs- und Straf: Anitalten 
nicht Erziehung erwarte, 

Es kommt bei der Einwirkung auf die unglücklichen Geſchöpfe, welche ſolchen 
Unſtalten anhein fallen, zuerſt darauf an, daß fie gleichſam im eine ganz neue Welt 
verfeht werden, im welcher fie von ihren bisherigen Gewohnheiten nichts wieder. fin 
ben, fondern wo allenthalben Ordnung, Negelmasigkeit, Ruhe, Stille und Reinlicd 
keit ihnen enrgegentritt, wo Belchäftigung mit Unterweifung abmwecfelt und immer 
erwas Nüsliches und Nothwendiges vorgenommen werden muß, wo man alle ihre 

andlungen und Reden beobachter und ihr ganzes Verhalten fortwährend beaufſich— 
tigt, wo fie der Freiheit nur in dem Maafe mebr tbeilhaftig werden, als fie ſich ih- 
rer würdig machen und wo endlich. allenthalben Fürforge, Antheil, Liebe unverfenn- 
bar find, Ernſt und Strafe aber, als die norhwendigen Folgen der eignen Hand» 
lungen und als eine unvermeidliche Erfüllung der Pflicht der Gerechtigkeit erſcheinen. 

In genanefter Nebereinitimmung mit diefer Disciplinar:Bebandiung muß aber aud) 
der eigentliche Unterricht ftehen, und das nämliche Ziel verfolgen. Nicht auf bloßes 
Mittheilen und Ginpragen von Kenntniffen und Geſchicklichkeiſen darf es ausſchließ— 
lich abgefehen fein, fondern zugleih auf Entwickelung der Selbſtthätigkeit, auf Erre— 
ung der Luft an müßlicher Ginficht und ganz befonders auf Erhellung der bei fol- 

en berwahrlofeten Geſchoͤpfen immer höchſt verworrenen nnd dunklen Begriffe und 
folgfid auf allmahlige Gewöhnung an ein befonnenes, klares und folgerechtes Den» 
ten und Urtheilen. Wenn num aber endlich bei einem laiterhaften und verderbten 
Menfhen an wirkliche Umkehr und Beſſerung nicht eher zu denfen it, als bis die 
Gefinnung und der Entſchluß dazu im ihm gegründet it, und wenn diefer nicht 
eher erwartet werden kann, als bis das Gefühl des Abſcheues gegen die früher: 
ren Vergehungen lebendig geworden it und wahre Neue empfunden wird, und 
wenn diefe Neue nur dann von ächter Art iſt, fobald fie nicht ihren Grund im dem 
äußeren Folgen der Sünde hat, fondern in dem Schmerze, den Willen Gottes; ver» 
ur zu haben; fo folgt daraus auch zugleih die Nothwendigkeit, es-zulegt auf. Ber 
wirkung einer foldhen Neue und auf die daraus hervorgebende Geſinnung der Gottes« 
furcht und Frömmigfeit anzulegen. 

. „, Sehr. unmeife und verkehrt würde man jedoch verfahren, wenn man diefe Buß: 
gefiunung als, dasjenige ‚betrachten wollte, worauf. hingewirft werden ſoll, zuerſt und 
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nächſt bei denen, deren Beſſerung man beabſichtigt. Man wird ſich bieliichr fin 

nfange begnügen müſſen, ihnen nur die Gelegenheit zur Sünde zu benehmen, fie 
fo nad und nach davon zu entwöhnen und fie dagegen 'erfi in einigen Stüden zur 
Drdnung und Gefegmäßigkeit anjuhalten. Hat man cs fo weit gebracht, dann darf 
man mir den Anforderungen Reigen, fie zur Pflichterfüllung beitimmter antreiben, 
diefe ihnen lieb zu machen fuchen, ihnen Freude am Gelingen einflößen, Muth und 
Bertrauen in-ihnen erweden, und fo die Fähigkeit des guten Entfchluffes wieder in 
ihnen hervorrufen. Dann erft iſt es Zeit, fie auf eine Vergleichung ihres gegenmwär- 
tigen Zuftandes mit dem frübern binzuleiten, oder vielmehr, fie werden von ſelbſt da- 
bin geführt werden und nun kann auch die wahre Neue erft recht zum Vorſchein 
kommen, diejenige, welche ächte Früchte der Buße trägt und welcher auch der Troft 
der Verſohnung und die Gewißheit der Wiederherftellung nicht fehlt. Wer es aber 
mmgefehrt anfangen nnd gleich Rene und Zerknirfhung verlangen, wer wohl gar 
ſtatt der Milde und Nachficht, deren Verirrte fo ſeht bedurfen, Ungeduld und Strenge 
-beweifen und durch äußere Gewalt erzwingen wollte, was dod nur aus innerer Frei⸗ 
heit entfpringen kann, der würde das Lebel nur ärger machen, umd zu den vorhan⸗ 
denen Untugenden noch die größte hinzufügen, nämlich Heuchelei der Frömmigkeit, 
Und bier iſt eine große Gefahr. vorhanden, und die for Tätrigße Wachſamkeit noth⸗ 
wendig, wie dies durch die Geſchichte mancher ältern Anhalt d dur neuere Er 
fahrungen binlänglich bewiefen wird, | 

Das Minifterium faun nicht dringend genug die Aufmerffamfeit der Königl, Re 
gierungen auf diefen Gegenftand Ienfen und ihnen nicht bloß genaue Aufficht auf 
die Behandlungsarr in denjenigen Befferungs:, Grziehungs: und Waifenhäufern zur 
Pflicht machen, die ihrer Dbhut anvertraut find, fondern auch empfehlen, in dieſer 
Hinfichr auf die etwa von Privatperfonen oder Vereinen geftifteten oder noch zu ſtif⸗ 
tenden Anftalten, denjenigen Einfluß auszuüben, welcher ohne die ſelbſtſtändige Wirf- 
famfeit jener Perfonen zu befchranfen, oder ihren wohlgemeinten Eifer zu lähmen, 
dur Antheil, Rath, Fürforge und Förderung irgend gewonnen werden fann, 

Wo es aber an Ddergleihen Anftalten überall noch fehlen follte,. oder, wo eine 
unzweckmäßige und uadhrheilige, allzugenaue Verbindung mit den Strafanftalten für 
Erwachſene Starr finden möchte, oder, wo Waifenbäufer ohne Verlegung der. Abſicht 
ihrer Stiftung für diefe. wohlthätigen Zwede eingerichtet werden konnen, da erwar— 
set das Miniſterium, daß die Königl. Regierungen das nah Zeit, Dre, Umſtänden 
und Perjonlichfeiten Augemeſſenſte veranlaffen und, den gegebenen Andeutungen ges» 
mäß, die Vermebrung der Beferungsanftalten und ihre erforderlihe Ginrihrung ſich 
mir befonderem Eifer gern augelegen fein laffen werben. 

Außer und neben der Sorge für die Mittel zur — und Erziehung ver . 
wabrlofeter oder gefallener Kinder, nuß aber auc eine gleiche Aufmerkſamkeit darauf 
gerichtet werden, daß die Quellen der Berwilderung und des Verderbens unter ber 
Jugend erforſcht und verftopft werden. 


Nah den dem Minifterio vorliegenden Grfahrungen und Notizen, haben dieſe 
frühen traurigen VBerirrungen vornehmlich im folgenden Umftänden und Anläffen ihren 
Urſprung: 

1) im dem Unglücke der unehelichen Geburt, wodurch die Kinder, der ſtren⸗ 

gern, väterlichen Aufiicht beranbt, einer Feichtfinnigen oder unverfländigen Mut 
ter nberlaffen, der Armuth und öfters der Verachtung hingegeben find und 

' „daher feichter verwildern und verderben; 

2) in. den fhlehten Beifpielen der Eltern, die durch Wort und That ihre 
Kinder zum Bofen reizen, und oft zu wirflihen Verbrechen anleiten; 

3) in Vernachläffigung des Schul: und befonders des Religtons- 
Unterrichts, welche bie und da im ber fchlechten Beſchaffenheit der Schule 
und des Unterrichts, fo wie in der Sorgloſigkeit der Lehrer und Geiftlichen, 
häufiger in Verwahrloſung und üdlem Willen der Eltern und Angehörigen 
ihren Grund hat, aber auch nicht felten durch: 

4) vagabundirende Lebensweife bewirkt wird, wobei fein ordentlicher inter 
richt in Schule und Kirche Start finden und controflirt werden kaun, daneben 
ſchlechte Beiſpiele in den Bertelherbergen gefehen werden, und zu einer geregel 

‚ten Thärigfeit alle Gelegenheit und Ermunterung fehlt; 

Bd). in dem fruben Singeben der Kinder zu Dieniten, befonders Hirtendien- 
ten, mo entmeder verdorbenes, erwachſenes Geſinde und deren Sittenlofigfeit, 
oder auf dent Felde die Pangeweile und Verführung zur Verlegung der Un— 

ſchuld, zu groben, fleiſchlichen und andern Laſtern uud Verbrechen hinziehen⸗ 
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und der Unterricht, wenn auch nicht * doch größtentheils, wenigſtens zur 
Sommer: und Herbſtzeit verſäumt wird, Gleicherweiſe gehört hierher das Aus: 
thun der Kinder zu Fabrit:Urbeiten, wobei nicht nur alle die Nachtheile zu 
beforgen find, die das Zufammenfein mit rohen und fittenlofen Etwachſenen, 
fo wie die Verſäumniß der Schule mit ſich führe, fondern aud der Gefundheit 
des Leibes oft unmiederbringlicheer Schaden zugefügt und durd die forwäh- 
renden mechaniſchen Beſchäftigungen zugleich die Geiftesfähigkeit gelähme und 
abgeftumpft wird. Endlich , 
6) in der Verführung zu dem geheimen Sünden der Unkeuſchheit, wodurch bie 
Kräfte des Leibes und des Geiftes zerftort, die edleren Gefühle erfticdt, Träg- 
beit, Unluſt und Unitätigkeit erzengt und vor allen Dingen Offenheit und Wahr« 
- hafıigkeit des Wejens benommen werden, 
Diie traurigen Beweife, durch welche die unglückliche Verbreitung dieſer Peft des 
jugendlichen Alters aufer Zweifel gefegt wird, fordern dringend zur Abhülfe auf. 
Was num die Mirtel betrifft, durch welche die bier angegebenen Quellen der Ber: 
brechen im jugendlichen Alter moͤglichſt verftopft werden konnen, fo feinen folgende 
zunächſt die zweckdienlichſten zu fein: 
ad 1. daß unehelihen Kindern, nah Thl. IL Tit. 2. $. 614. des A. L. R., überall 
Bormünder und zwar folche beitellt werden, von deren Einfiht und Nechrichaffen- 
beit fich erwarten läßt, daß fie fih wirflih um die Erziehung ihrer Mündel nah 
ans und Gewiffen befümmern konnen und werden, fo wie au, daß ihre thärige 
inwirkung vorzüglich in Beziehung auf das Anhalten der Pflegebetohlenen zur Schule 
ernftlich in Anſpruch genommen werde; 
. ,ad2. daß offenbar ſchlechten Eltern, wenn die Ermahnungen der Geiſtlichen 
und die Drohungen der Polizei-Obrigkeiten nichts fruchten, nad) der geſetzlichen Bors 


fhrift (A.L. R. Thl. II. Tit. 2. $. 90. u. f.) die Erziehung genommen und, we 


— möglich, die Kinder in beſſere Familien oder gute Anſtalten untergebracht 
werden; 

ad 3, daß nicht nur die beftehenden Vorfhriften wegen regelmäßigen Schulbe- 
ſuchs durch Mitwirkung aller concurrirenden Perfonen und Behörden ftreng durchge, 
führt, fondern auch ermftlich darauf gehalten werde, daß die Geiftlichen den ihnen ob» 
liegenden Religions: Unterricht, namentlich) die Evangelifhen den Confirmanden ln: 
terricht, pflichtmäßig beforgen, Bei den hierüber beftchenden, beitimmten Vorſchriften 
bedarf es nur der Wachſamkeit, das denfelben überall nachgelebt, Nacläffigkeiren aber - 
nicht gebulder, fondern unnachfichtlich gerügt und geitraft werden; 

ad 4. daß vagabundirende NPerfonen, wo fie betroffen werden mögen, fofort aufs 
gegriffen und in die Land-Armenhäuſer gebracht, deren Kinder aber unterrichter und 
zur Thätigkeit überhaupt angehalten werden; 

‚ad5. daß das Biehhüten durd Kinder, den beftchenden Verordnungen gemit, 
nicht gedulder, in allen Fällen aber und mit befonderer Wachfamkeit auf die in Dienfte 
oder zu Fabrikarbeiten benugten Kinder die Beftimmungen der 88. 43—46. 

it. 12, Thl. II. des A. L. R. ftireng gehalten werden, wobei das Minifterium noch 
bemerkt, daß baldigit über die Benusung der Kinder zu Fabrifarbeiten noch befondere 
Borfchriften werden erlaffen werden, und endlich: 

ad 6. daf die rechten Mittel zur Ausrottung der geheimen Sünden, befonders 
zur Berhinderung der Anftedung und zur Beſſerung ber unglüdlic Berirrten ange 
wendet werden, Ans der Natur der Sache geht hervor und die Erfahrung hat es 
hinlänglich beitätigt, dab, wo dieſe Lafter vor der herannahenden Entwidelung der 
Mannbarkeit ſich zeigen, immer nur umd mit den allerfelteften Ausnahmen, Berfüh: 
rung ihre Quelle it, Es bedarf daher vor allen Dingen der Mittel zur Verhütun ß 
der Anſteckung. Wo diefe freilich in häuslichen Verhältniſſen ihre Urſache hat, da i 
wenig auszurichten, defto mehr aber kann in Schulen und befonders in Erziehungs: 
häufern gethan werden. Ununterbrochene Wachſamkeit, Verhinderung des heimlichen 
Zuſammenſeins, ftrenges Halten auf Schaambaftigkeit in Wort und That und um- 
nachſichtliche Strafe, wo fie verlegt wird, werden ihre heilfamen Dienfte nicht ver- 
fagen. Biel fehwieriger it jedod die Entdeckung des Laſters bei den ſchon gefal- 
Ienen oder verführten Einzelnen und es erfordert nicht geringe Erfahrung, Men: 
ſchenkenntniß und Weisheit, um bier die rechten Maaßregeln nicht zu verfehlen. Zu 
welchen Mitgriffen ein lieblofer oder ungebuldiger oder unverftändiger Eifer verleiten 
und im welcher Art ein unweiſes Benehmen feinen Zweck zerftören, ſtatt Dffenheit 
and Reue Verſtocktheit und Hartnädigfeit hervorbringen, oder gar bei ungegründetem 
Verdachte die Reinheit trüben, die Schaambaftigkeit verlegen und gerade zu Bekannt: 
ſchaft mit denjenigen Sünden führen fünnen, die vermeintlich gehoben werden follen, 
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darüber liefert die G e der. neueſten Pädagogik höchſt traurige und far unbe 


greiflihe Beläge. Cs lann die Abficht diefer Verfügung wicht fein und ift, überall 
unmöglid,. ein Verfahren näher bezeichnen zu wollen, wende in jedem einzefnen 
Sale ganz. aus der Perfünlichkeit des Lehrers oder Geiſtlichen und des einzelnen 
indes, aus dem Vertrauen und der Liebe, welche jener einzuflößen und diefes zu bes 
gen vermag, und aus individuellen Verhaltniffen und augenblidlihen Veranlaſſungen 
hervorgehen muß; und nur im Allgemeinen kann angedeuter werden, daß alle Mittel, 
owohl der Schugwehr als der Beiferung, nicht blog von äußerlicher Befchaffenheit, 
ondern vorzugsweije auf das Innere, auf Erregung und. Befeftigung der ſittlichen 
Kraft, gerichter fein müſſen. nn fhon der eigene, unfträflihe Wandel des Lebs 
vers, feine Züchtigkeit in Wort und That und fein unverhohlener Abfchen gegen alle 
Unreinheit und Heimlich keit nicht verfehlen werden, ähnlihe Gefinnungen in feinen 
Sculfindern zu — p fichen ihm außerdem die mannigfaltigiten Gelegenheiten 
und Mittel zu Gebote, auf unmirtelbarem Wege und zwar nicht. in_ungewilfen Ans 
deurungen, fondern in flaren und beitimmten Weußeruigen, auf Schaampaftigkeit, 
Zucht und Ehrbarkeit zu wirken, und die Gefinnung und den Eutſchluß der Keuſch— 
beit bervorzubringen,  WUntheil und Liebe werden ihm Neigung und Bertrauen 
erwerben und fo wird er auch im Stande fein, die Einzelnen nad ihren Be 
dürfniffen zu behandeln, die Neinen und Umverdorbenen zu bewahren und zu be 
fejtigen, die Leichtſinnigen und Schwantenden zu warnen und zu ermahnen und bie 
Gefallenen wieder aufzurihten und zu leiten. Vor allem anderen aber haben bie 
——— bei dem Religions» Unterrichte, bei der Vorbereitung zur Confitmation und 
* ber, Ausübung fpecieler Seelſotge, Anlaß und Pflicht zu der allerfolgreichten 
inwirfung, 
Das Diniferium hat bier nur im Allgemeinen die Aufmerkſamkeit der Königl. 
Regierungen auf diefen höchſt wichrigen Gegenſtand Ienfen wollen. Was in jedem 
einzelnen Regierungsbezirfe nad der etwa fhon gewordenen und vorhandenen Kennt» 
niß von dem Umfange oder dem beſtimmten Site des Uebels zu shum fein wird, oder 
in welcher Art die erforderfihen Nahforfhungen erſt noch angejtellt werden. müſſen 
und weiche befondern Mittel und Organe zur Abhülfe in Wirkſamkeit zu ſetzen iind, 
das muß dem einfichtsvollen und vorfihtigen Ermeſſen jeder Königl. Regierung um 
fp mehr überlaffen. bleiben, als fid erwarten Jäßt, daß diefelbe nicht durd bloße gene⸗ 
relle Verordnungen und Gircularien, durd welche nur ein unnöthiges Aufſehen ges 
macht und das Mißtrauen der Eltern gegen die Schulen gelenkt werden müßte, fonts 
dern durd) fpecielle Sinwirtung, nah etwaniger Rückſprache mit erfabeenen Geiftli« 
hen und Schulmännern, und befouders durch die beiden Schul: Revifionen von dem 
Schulrathe nach Befinden der Umstände zu treffenden Maafregeln, das Nörhige und 
Angemeſſenſte werde veranlaffen wollen. . 2 
Ueberhaupt- aber muß, auch im Beziehung auf die übrigen, in diefem Reſcript 
namhaft gemachten Qucllen der frühen Verderbtheit und auf die angegebenen Gegen 
mittel, bier noch ausdrücdlic bemerkt werden, daß das Minifterium nur die Abſicht 
gehabt hat, einige der allgemeinen Urſachen anzuführen, und wie folden begegnet 
werden mülle, zu zeigen. Welche fonftige Anläſſe in den Verhältniffen der. Oertlich- 
feit und in fpecielien Umftänden zu fuchen find, woher namentlich in gewülen Gegen 
den diefe, in andern andere Verbrechen häufiger vorfommen, und welche Maafregeln 
der Abhülfe dagegen angewendet werden müſſen, das muß lediglich der Beurtheilung 
einer jeden Königl. Regierung nad) den deshalb veranlaßten Ermittelungen und Nach— 
forſchungen überlaffen bfeiben und das Minifterium wünſcht nur, von den Nefulta- 
ten, zu ‚welden diefelbe gelangt fein wird, fo ausführlid wie möglich in Kenntniß 
geſetzt zu werden, 
nabhängig aber von den bisher erörterten allgemeineren Maafregeln, nämlich 
von der Sorge für die Mittel und Anſtalten zur Beſſerung und Erziehung der ver- 
wahrlojeten Kinder und von der. Grmirtelung und Hemmung der Quellen des frühen 
Berderbens, muß nun aud in jedem einzelnen Falle das Nöthige geſchehen, damit 


ueben dem befondern Zwede der Behandlung und Befferung des jedesmaligen Indie 


vidui auch der allgemeinere, dem Verderben unter der Tugend überhaupt Einhalt zu 
hun, moͤglichſt erreicht werden könne. 

&s reicht daher nicht hin, für die jungen Verbrecher und Uebertreter felbit auf 
zweckmäßige Weile dahin zu forgen, daß das früher Werfäumte möglichit nachgeholt, 
fie felbft in günftige Verhältniſſe unter redliche Vormünder, zu wohlgeſinnten Lehr 
oder Dienftberren, oder in gute Anflalten gebracht und in fortwährender Aufficht 
Ange werben; fondern es muß auch im jedem einzelnen Falle noch genau ausge- 

efdt werden, welcher Schuld etwa Eltern, Pflege-Eltern, Vormünder, Angehö— 


— 
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tige, Dlenſtherrſchaften Lehrer, Geiſtliche und Behörden durch Vernachlaͤſſigung ihrer 
Pflichten oder durch Fahrlafiigfeit in der Aufſicht ſich — gemacht haben, um, 
wenn ſich dergleichen ergiebt, die Schuldigen zu der ernftlichiten Verantwortung entive: 
der felber zu ziehen, oder durd die nöthigen Requiſitionen ziehen zu laſſen. 

Wie ein folhes Verfahren, wenn es ungausgeſetzt beobachter wird, ſchon durch ſich 
ſelbſt wirffam fein und die Wachſamkeit verpflichterer Perfonen, namentlich des Geift 
lichen: und Lehrfandes und der Behörden, mindeftens um der Rechenſchaft zu entges 
ben, rege erhalten, und mithin fhon als Vorbeugungsmittel dienen muß; fo giebt 
auch diefe fpecielle Nahforfhung wiederum Gelegenheit, den Urfahen und Anlarfen 
gu.den Vergehungen junger Perfonen überhaupt quf die Spur zu kommen und dat 
nad allgemeinere Maafregeln der Abhulfe zu nehmen. Aus dieſem Geſichtspunkte 
hauptſächlich muß die General: Verfügung vom 30. Novbr. v. J. und die darin ans 
geordnete Ginreihung ber vierreljährigen Nahweifungen betrachtet werben. 

. Das Minifterium har auch mit Wohlgefallen bemerkt, daß mehrere Königl. Re 
gierungen die Abſicht jener Verfügung wohl erkannt haben und mit Antheil und 
Ueberzeugung auf ihren Zwed eingegangen find, und wenn von anderen ein Gleiches 
bisher mit gefcheben if, fo wird es nur der bier geführten Auseinanderfegung bedür—⸗ 
fen, um die wohlthätige Intention der ergangenen Beftimmungen erkennen zn laffen und 
zur forgfältigen Meitwirhfanteit für einen Zwed zu bewegen, der eben fo fehr für die 
Pflicht der. Menſchlichkeit und Gewiffenhaftigkeit, als der Sorge für das allgemeine 
Landeswohl gehalten werden muß, R 

Das Minifterjum erwartet daher nunmehr zuverfichtlich, daß allenthalben nach den 
hier gegebenen Anleitungen mit Antheil und Nachdruck werde verfahren, folglich den 
betreftenden, von den Konigl. Regierungen rejfortirenden Perfonen und Behörden, 
alfo den Lehrern und Geiftlihen, den Polizei-Bebörden, den ſtädtiſchen Schulkom— 
miffioneg und den landräthlichen Dfficien die nörhige Inſtruction und Vorſchrift werde 
ertheilt, ‘mit dem richterlichen Behörden die erforderliche Abrede werde genommen, 
eine unausgeſetzte, wachſame Controlle werde geführt, im jedem einzelnen Falle das 
Zweddienlice werde verfügt und die angeordnete regelmäsige Berichtseritartung nicht 
werde verabfäumt werden, i . 

Wo aber etwa bereits von den König, Regierungen, in der Abficht des Eircu- 
Jars vom 30. Novbr, v. J., aus eigenem Antriebe verfahren worden ift, da läßt fich 
erwarten, daß auch die Rechenſchaft darüber aufs bereitwilligite werde abgelegt wer- 
den, damit der er Behörde nicht bloß die Ueberzeugung, dat das Nechte ges 
fchieht, fondern auch Gelegenheit verfchafft‘ werde, die einzelnen Grfahrungen von 
ihrem höhern Standpunfre zu allgemeinen Zweden und zur Herbeiführung der nad 
* Umftänden nöthigen generellen, adminiſtrativen oder legislativen Maafregeln zu 

enutzen. 

GEben deshalb muß es auch bei der ergangenen Feſtſetzung, daß die Nachweiſun⸗ 
gen vierteljährig einzuſenden find, für's Erſte noch bleiben. 

Damit aber dieſe Nachweiſungen übereinſtimmend eingerichtet ſeien und die Ueber— 
ſicht und Vergleichung erleichtern, iſt es nothig, daß fie mach folgenden Rubriken ab⸗ 
getheilt werden; 

1, laufende Nummer; 

2, der landräthliche Kreis; 

3. Vor- und Zuname des Verbrechers; 

4, Geburts: und Aufenthaltsort deifelben; | 

5, Stand und VBerhalmiffe der Eltern, wobei anzuführen ift, ob fie noch leben, 
oder er oder beide verftorben find und namentlih, ob das Kind ehelic er 
zeugt iſt; 

6, Alter des Verbrechers; 

7. Religion; 
hiebei iſt zu bemerken, daß dieſe jeberzeit mach der Religion der Eltern und 
bei gemifchten Ehen nad den gefeglihen Beftimmungen Thl. II. Tit. 2. $. 76, 
des U, L. R., anzugeben it, es wäre denn, daft mac zurücgelegtem anno dis- 
eretionis die beitimmte Annahme einer andern Religion, als der elterlichen oder 
resp, väterlichen pder mütterlichen, Statt gefunden hätte; . 

ß, der empfangene Schul: und Religions »Unterricht umd die darauf bezüglichen 
Notizen, alfo; ob das Kind confirmirt, oder zum erften Abendmahl gegangen 
fei oder nicht und dergleichen mehr; 

9, das Verbrechen; 

10, mähere Lebensverhältniſſe, befonders im Beziehung auf diejenigen Umſtände, 
welche das Verbrechen eniſchuldigen oder erfchiweren; 
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11, gerichtliches Verfahren; dahin gehört, die, Angabe, ob die Unterſuchung ‚eins 
geleitet it, ob fie noch ſchwebt, oder ob das Erkenntniß erſolgt iſt, und im 
letztern Falle, ob und welde Strafe verhängt umd wie es mit deren Bollzies 

— hung gebalten ift oder wird gehalten ‘werden; 

12. die von der Königl. Regierung eingeleiteten oder genommenen Maafregeln, fo» 

7. wohl zur. Ermittelung der Schuld, melde wegen Berwahrlojung oder Amts: 

Nachlaͤſſigkeit Perfonen oder Behörden trifft, als and zur Befferung des 
‚Uebertreters, Diefe Nahweifungen find jedesmal mitrelft begleitenden Berichts 

‚, „ einzureichen, zu welchem erwanige Speeialien einzelner merkwürdiger Fälle, 

die Reſultate der gemachten Grfabrungen und Beobachtungen, Vorſchläge zu 
— Aunftigen oder Nachrichten von gerroffenen zweckmäßigen Einrichtungen, Das 

mehr oder minder eifrige Zuſammenwirken der Untergebenen, fo wie uberhanpt 

ss glinftige oder hindernde Umftände, vergleichende Zufammenftellungen ‚der ver 
ſchiedenen Theile des Negierungsbezirts und mancherlei Bemerfungen, die bei 
antbeilvoller Behandlung des. Gegenſtandes fid) von felbft darbieten, den reich“ 
haltigſten Stoff. hergeben werden. 

Jedenfalls aber find in diefen Berichte die vom den Juftisbehörden mod nicht ab⸗ 
gemachten Fälle noch befonders zufammenzuftellen und im jedem folgenden Berichte 
mit der Angabe, ob und wie fie entfchieden und fo lange, bis bie zutſcheiduug er · 
folgt iſt, immer aufs Neue zu erwähnen. 

Endlich wird noch bemerkt, daß Verbrecher, die ſchon das 16te Jahr zuriichgefegt 
baben, in die Liften nicht aufzunehmen find, es wäre denn, daß befonders merkwür⸗ 
dige und für den Zwed: der Nachweifungen insereffante Umftände es we madıten; 

— den 2, Detbr. 1826, v. 8.3.8. 29, S.216—230, 


Erster Abschnitt. 


Yon Verbrechen und Strafen überhaüpt.. I 


‘ 7. Wer durch eine > freie Handlung Jemanden widerrechtlich Schal 
den.zufügt, der begehet ein Verbrechen, und macht sich dadurch nicht 
nur dem Beleidigten, sondern auch dem 'Staate, dessen Schutz derselbe 

eniesst, verantwortlich. 

8.8. Auch dürch freie Unterlassung dessen, was die Gesetze von 
Jemanden fordern, begehet derselbe ein Verbrechen. 

8.9. Handlungen und Unterlassungen, welche nicht in den Gesetzen 
verboten sind, können als eigentliche Verbrechen nicht angesehen wer- _ 
den, wenn gleich Einem oder dem Andern daraus ein wirklicher Nach- 
theil entstanden sein sollte. 

8.10. Eine absichtliche Verletzung der öffentlichen oder Privat- 
sicherheit, kann durch die Unwissenheit der Gesetze nicht entschuldigt 
werden, ‘ 

$. 11. Sonst trifft die Strenge der Gesetze nur den, welcher das 
Strafgesetz zu wissen schuldig, und im Stande gewesen ist. 

8.12. Nicht nur Untertbanen sondern auch Fremde, welche inner- 
halb der Gränze des Staats sich aufhalten, sınd sich um die Gesetze 
desselben zu erkundigen verpflichtet. (Einleitung 8.38 - 46.) 

S. 13. Dergleichen Freinde, welche innerhalb Landes Verbrechen be- 
gehen, werden daher auch nach inländischen Gesetzen bestraft. 

8.14. Fremde aber, wenn sie wegen auswärts begangener Verbre- 
chen zur Strafe gezogen werden sollen, müssen nach den Gesetzen des 
Ortes, wo sie das Verbrechen begangen haben, beurtheilt werden. 

Wegen Auslieferung der Verbrecher an auswärtige Behörben vergl. Er. DO. $, 9693. 


$.15. Doch kommt es allen denen, welche wegen auswärts began- 
gener Verbrechen innerhalb Landes bestraft werden sollen, zu statten, 
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wenh die hiesigen Gesetze eine — Strafe auf das auswärts be- 
gangene Verbrechen bestimmt haben. 


Verordnung vom 30. Zuni 1820,, betreffend bie Anwendung ber vorftehenden 
56.12 — 15. in den Provinzen, wo bad U.L.R, noch nicht eingeführt ift. 
Im die Srundfäge wegen Unterſuchung und Beſtrafung der von Unſern Un. 
terthbanen im Auslande, imgleichen der von Fremden innerhalb Unſerer Staaten 
oder auch im Auslande begangenen Verbrechen oder Vergehen, in allen Provinzen 
der Monarchie in Webereinftimmung zu bringen, verordnen Wir, auf Antrag Un« 
ſers Staatsminifteriums, nad erfordertem Gutachten Unſers Staatsrarhe, wie 


folgt: 

| 1. Die Vorſchriften des A.E.R. Thl. II. Tit. 20. $. 12 bis 15. teinfchließlich, 
imgleihen der Er, D. $.96 bis 98, einfchließlich, welche zu dem Ende der gegen. 
wärtigen Verordnung als Anhang beigefügt find, follen von nun an in allen Pro: 
vinzen der Monarchie, worin die erwähnten Gefegbücher übrigens noch nicht Ge 
jegeskraft haben, mit denjenigen Modificationen in Anwendung kommen, welche 
aus der eigenthümlichen Einrichtung der Gerichte in diefen Provinzen fih von 
felbft ergeben. Ä 

2. Alle, diefen VBorfchriften zuwiderlaufende, in den oberwähnten Provinzen bit: 
ber gültiq gewefene Gefege und Werordnungen, namentlicy auch die Artikel 5. 6. u. 
7. des in den Rheinprovingen noch geltenden Gefepbuchs über das gerichtliche Ber 
fahren in Straffahen, follen dagegen außer Kraft treten. 

3. Die Minifter der Juftiz und der auswärtigen Angelegenheiten haben für die 
Beobachtung diefer Verordnung zu forgen. Beſonders wird der Juftizminifter 
die Gerichte in den neuen Provinzen mit dem Sinne der Vorfchriften des A. L. R. 
und der Er. O. und mit der Art, wie fie in den alten Provinzen Unferer Monarchie, 
wo jene Gefegbücher gelten, angewandt werden, in einer befondetn Yuftruction bes 
kannt machen. G. S. &.129, 
Moralität der Verbrechen. 


- 8.16. Wer frei zu handeln unvermögend ist, bei dem findet kein 
Verbrechen also auch keine Strafe statt. 
‚. 8.17. Unmündige und schwachsinnige Personen können zwar zur 
Verhütung fernerer Vergehungen gezüchtiget; niemals aber nach der 
Strenge der Gesetze bestraft werden. 

1) Bescripte v. 25. April 1796, und 14, März 1815., betr. bie Beftrafung unmünbt« 
diger nnd fchwachfinniger Perfonen und dad Verfahren in diefer Hinficht. 


Nach der Vorſchrift der gemeinen Nechte und Unfers A. L. R. Thl. IL Tit. XX. 
$.17, finder gegen Unmündige fein eigentlihes Eriminat-VBerfahren, alſo auch Fein 


Criminal-Arreſt ſtatt. Es hat alfo bei der in der Geigenfhen Unterfuhungsfade 


an Euch ergangenen Anweifung fein Bewenden, ob es ſich gleid übrigens von ſelbſt 
verficht, daß auch gegen folche Perfonen Unterfuhung ftatt finder, und die zu erthei— 
lende Gaftigarion von dem competenten Gerichte feiigefegt werden muß. Wobei ſich 
finden wird, ob in einem oder dem andern Falle, wo Malitia aetatem übertrifft, den— 
noch Griminalitrafen erfannt werden können. ic. 

Berlin, am 25. April 1796. Stengels Beitr. B.7. ©. 175176, 


Das von dem Königl, Kammergericht mirtelft Berichts vom 27. Februar e. ange: 
jeigte Berfahren der Eriminal: Deputation des hiefigen Stadtgerichts, in Bezug anf 
ie zur richterlihen Eognirion fommenden Vergehungen unmündiger und ſchwachſinni— 
gr Perfonen, wird dur die Natur der Sache und durd die Vorſchrift des $. 17. 
it. 20. Thl. II. des A.L. A. gerechtfertigt. Im allen Fällen, in weichen nad) diefer 
Vorſchrift gegen Unmündige und Schwachfinnige feine Strafes fondern nur Züchtigung 
Start finden kann, tritt_der Richter am die Stelle desjenigen, dem die Haus zucht 
über das Kind oder den Schwachfinnigen zufteht, und das dabei zu beobachtende Ber: 
fahren fann nicht überall dasjenige fein, welches die Er. D., unter Borausjesung eines 
wirklich begangenen Verbrechens, und einer deshalb zu erfennenden Strafe, gegen 
erwacdhfene und zurehnungsfahige Perfonen vorſchreibt. Insbeſondere kann es micht 
auf die Abgabe von Erklärungen anfommen, wozu die Einfiht in den Gegenitand 
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der Erklärung erfordert wird, welche bei Minderjährigen in der Regel nicht, und bei 
Schwachſinnigen niemals vorhanden ift. Hierzu gehort offenbar aud die Erklärung 
über die Einwendung.des Rechtsmittels der weitern Bertheidigung, umd es. würde mit 
den Formen der Eriminal«- Rechtspflege ein Spiel getrieben werden, wenn man eine 
folhe Erklärung von einem Kinde, dem alle zum Verſtehen der vorgelegten. Frage 
erforderlichen Begriffe fehlen, oder von einem Schwachfinnigen erfordern wollte, 

Es kann daher bei dem von der Criminal-Deputation des Stadtgerichts bisher 
beobachteten Verfahren auch noch fermerhin fein Bewenden haben, jedoch mit der 
Einfhräntung, daß, wenn ftart der für unzulaſſig erachteten Törperlihen Züchtigung 
eine —— gewählt wird, ſolche das Maaß vom 14 Tagen nicht überſchrei⸗ 
ten darf. Kommt es auf die Feitfegung einte langern Gefängnißſtrafe an, ſo muß 
folhe durch ein Erkenntniß erfolgen, gegen Welches dem Werurtheilten bas Rechtes 
mittel der weitern Vertheidigung freiftehr, über welches derfelbe allenfalls mit Zu: 
siehung des Vaters oder Bormundes zu vernehmen iſt. 

Berlin, den 14. März 1815, v.8.5. 3.5. ©. 30, 


2) a) Bescript ». 11. Juni 1827., betr. die Anordnungen wegen ber von Perfonen 
jngendlichen Alters begangenen Verbrechen ; f. an $. 6. dieſ. Tit. \ 


b) Mescript ». 14. Jebr. 1832, nebft Unlagen, betr, bie Vollſtreckung ber gegen 

Perſonen jugendlichen Alters feſtgeſetzten Freiheitöftrafen. 
Dem (1c.) wird hierbei Ahſchrift des Schreibens Herrn Minifters des Innern 

und der Polizei vom 10. d. M., | 

wegen des Verfahrens hinfichtlich der zu Freiheitsftrafen verurtheilten Verbrecher 

jugendlichen Alters 
und der Anlage zur Nachricht und Nachachtung zugefertigt. 

Berlin, den 14, Februar 1832, 


Auf das geehrte Schreiben vom 6. v. M. habe ich wegen des Verfahrens hinficht- 
lich der zu Freibeitsftrafen veruriheilten Verbrecher jugendlichen: Alters dato an die 
Konigl. Dber » Präfidien die abjchriftlih angebogene Verfügung erlaffen, welche ich 
Einem Konigl, Hohlöblihen Zuitizs Minifterium mit dem ergebeniten Anheimſtellen 
mitzutheilen nicht ermangle, die Landes: Zuftigcollegien von dem Verfügten gefälligft 
benachrichtigen zu wollen, Berlin, den 10, Februar 1832, 


Bei Vollſtreckung der gegen Verbrecher jugendlihen Alters gerichtlich erfannten 
Freiheitsſtrafen iſt bisher micht überall mit der Rückſicht verfahren worden, welche die 
DVerhältmiffe diefer Zudividuen und befonders der Zwed der Beflerung derfelben in 
Anfpruch nehmen. ; 

Dies veranlaft mich, die befondere Aufmerkſamkeit der Königl. Ober-Präſidien 
‚auf den gedachten Gegenftand um fo mehr hinzuleiten, als einige Gerichtshöfe ſelbſt 
gegen Kinder auf Zuchtbausftrafen erkennen und ihre Grleunmiffe auf die Anſicht 
grunden, daß unter der im $.16. Tit. 20, Thl. II. des A. L. R. erwähnten Züchtigung 
nicht geradezu eine körperliche Züchtigung, fondern aud jede andere, das Maaß der 
ordentlihen Strafe nicht erreihende Eorrection, mithin auch eine Cinfperrung in ein 
Zuchthaus auf 5 oder kürzere Zeit verſtanden werden müſſe. Auf die Anſtalt, 
in welcher die Strafe vollſtreckt wird, kommt es num weniger, als darauf an, daß Uns 
mündige und überhaupt jüngere Perfonen von den älteren und verborbeneren Ber 
brechern moͤglichſt abgefondert gehalten, dabei aber auch fowohl in den Glementar- 
Schulkenntniſſen, als in der Religion, forgfältig unterrichtet werden. 

‚Den Hinderniffen, welche in einigen Landestheilen sbeild durch Mangel an Raum, 
theils aber auch dadurch herbeigeführt werden möchten, daß noch nicht in allen Straf 
und Beſſerungsanſtalten für einen ausreichenden Schul» und Religions » Unterricht 
geforgt ift, werde ich zwar nach und nach abzuhelfen ſuchen, immittelſt werden aber 
doch die Königl. Dber » Präfidien, infofern nicht ſchon dieferhalb eine dem Zmede 
entſprechende Einrihtung in. der dortigen Provinz gerroffen fein möchte, nah Maaß— 
gabe des gegenwärtigen Zuftandes und der Einrichtung der Straf: und Beſſerungs- 
anftalten Ben Bereiche diejenige Unftalt, in welche Verbrecher jugendlichen Alterd- 
die gegen fie erfannten Freibeitsitrafen am angemefienften abbüßen können, den bes 
treffenden Zuftizbehörden nambaft zu machen und diefelben zu erfuchen haben, jugend- 
liche Verbrecher fünftig an die Direction jener Anftalt zur Vollitredung der Strafe 
abliefern zu laſſen. h . 

Indem ich die Königl. Ober» Präfidien erfuche, dem gemäß das Erforderliche 
einzuleiten, fordere ich diefelben zugleich auf, die Direction der Anftalt, welche zur 
Aufnahme jugendliher Verbrecher beftimmms morden, wegen ihres Berfahrens hiu⸗ 
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ſichts ig Individuen fpeciell zu inſtruiren, und mir von dem Werfügten Anzeige 
zu madhen, ° — 

Dem Königl, Zuftiz » Minifterium theile ich eine Abſchrift dieſes Erlaſſes mit, 
und fielle demſelben anbeim, die Landes Tuftizcollegien von demjenigen, was id ver- 


fügt babe, zu benachrichtigen. 
Berlin, den 10. Februar 1832. v. K. J. B. 39. ©, 212, 


3) Bescript v.9,Dctbr. 1813,, betr. die Zuläffigfeit ber Süchtigung Unmünbiger wer 


gen kulpoſer Verbrechen. ’ 

. Dem (Zit.) wird das in. der Unterfuhungsfahe wider N. N. abgefahte Erkennt: - 
niß nebit den Ucten remittirt. Der Chef der Juſtiz genehmigt zwar, daß das Er» 
Tenntmiß, wonach fänmtlihe Inculpaten in Beziehung auf den Vorwurf, durd ihr 
fahrläffiges Betragen dem Tod des Auguft N. bewirkt und veranlaft zu haben, mit 
aller Strafe zu verfchonen, publicirt werden kann, ift aber mit der in den Gründen 
angenommenen Meinung, daß Ummiündige wegen bloß culpofer Vergehen nad) Bor- 
ſchrift d. 17. Tit. 20, Thl. I. des A. L. R nicht gezüchtigt werden konnen, nicht ein. 
verſtanden. Wenn auch derjenige Grad der Aufmerkſamkeit, der bei erwachſenen 
Perſonen verlangt wird, Unmündigen nicht eigen ſein kann, ſo folgt daraus nicht, 
daß fie gar keiner Ueberlegung fabig find und daß ſich bei ihnen ein culpoſes Ber 
gehen nicht denfen laſſe. Das Gefes unterfcheider bei der vorgefchriebenen Züchtigung 
der Unmündigen zwifchen, dolofer und culpofer Vergehen nicht und in der Natur der 
Sache liegt diefer Unterfchied nicht. Gerade bei einem Mangel der gehörigen: Auf 
merkſamkeit von Seiten unmündiger Perfonen iſt die Züchtigung als das zweckmäßigſte 
Beſſerungsmittel an ihrem Orte, wohingegen, wenn nach der Meinung des Collegii 
verfahren wird, bei den Unmündigen der höchſt fchadliche Irrthum entiteben muß, als 
feien dergleihen in ihren Folgen gefährliche Unvorfichtigkeiten nicht ftrafbar. 

| Her. des Zuftizu. C. 1378, 

8.18. Alles, was das Vermögen eines Menschen, mit Freiheit und 

Ueberlegung zu handeln mehrt oder mindert, das mehrt oder mindert 
auch den Grad der Strafbarkeit. 


819. Fürcht vor Drohungen, deren Gefahr mit Hülfe des Staats 
oder sonst abgewendet werden konnte, rechtfertigt den Verbrecher nicht. 
8.20. ‚In wie fern der Bedrohete die Furcht zu überwinden, und die 
Gefahr selbst abzuwenden vermögend gewesen sei; muss nach der Lage 
der Umstände, besonders aber nach seiner Gemüths- und Leibesbe- 
schaffenheit beurtheilt werden. 

8.21. Furcht vor einem blossen Schaden am Vermögen, oder vor 
Ucbeln, die in der Folge gehoben werden können, entschuldigt nicht 
die vorsätzliche Zufügung eines unersetzlichen Schadens. 

8.22. Wer sich selbst vorsätzlich, oder vermittelst eines groben Ver- 
sehens, es sei durch Trunk oder auf andere Art, in Umstände versetzt 
hat, wo das Vermögen frei zu handeln, aufgehoben oder eingeschränkt 
ist; dem wird das unter solchen Umständen begangene Verbrechen 
nach Verhältniss dieser seiner Verschuldung zugerechnet. 

O. O. v.7.3uli 1809. als Nachtrag zu den Kriegsartikeln, wonach bei EapitalsDienfts 
vergehen der Soldaten Trunkenheit die Unwendung der gefegliben Strafe niemals; auds 
fehlieht; f. zu $ 463, dief. Fir. ! 

8.23. Jemehr Bewegungsgründe Jemand gehabt hat, die begangene 
stralbare Handlung zu unterlassen, desto mehr muss sie ihm zugerech- 
net werden. 

8.24. Je mehr Pflichten Jemand gegen den Audern, oder gegen den 
Staat hat; desto grösser ist das Verbrechen, wenn er dieselben beleidigt. 

$.25. Je grösser und unvermeidlicher der Schade oder die Gefahr 
ist, welche aus dein Verbrechen entstehen; desto schärfer ınuss dasselbe 
geahndet werden. 
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‚ : Vorsatz. , 21 

8.26. Wer absichtlich etwas thut oder unterlässt, wodurch Jemand 
gegen die Vorschrift eines Strafgesetzes beleidigt wird, der begeht ein 
vorsätzliches Verbrechen. 

8.27. Ist die Handlung so beschaffen, das der gesetzwidrige Erfolg, 
nach der allgemeinen oder dem Handelnden besonders bekannten natür- 
lichen Ordnung der Dinge, nothwendig daraus entstehen musste: so wird 
vermuthet, dass das Verbrechen vorsätzlich sei unternommen worden, 

Fahrlässigkeit, 

8.28. Wer bei Uebertretung des Strafgesetzes zwar die gesetzwi- 
drige Folge seıner Handlung nicht wirklich vorausgesehen hat; doch 
aber bei gehöriger Aufmerksamkeit und Ueberlegung hätte voraussehen 
können; der hat sich eines Verbrechens aus Fahrlässigkeit schuldig ge- 
macht. (Th. I. Tit. 3. $.25.) 

8.29. Je natürlicher und gewöhnlicher der. gesetzwidrige Erfolg aus 
der Handlung entsteht; je leichter der Handelnde diesen Zusammen- 
hang hat voraussehen können; und je gefährlicher und unerlaubter die 
Handlung an sich ist, aus welcher der Schade, obschon wıder seinen 
Willen entsteht; desto mehr muss die dabei begangene Fahrlässigkeit 
bestraft werden. 

8.30. Die verschiedenen Grade der gesetzlichen Strafen werden von 
dem Richter in jedem besondern Falle nach Vorschrift $. 23. 24.25. 
bestimmt. 

8.31. Die im Gesetze bestimmte Strafe eines Verbrechens heisst die 
ordentliche; und trifft in der Regel nur den, welcher das Verbrechen 
vorsätzlich begangen hat. | 

8.32. Die nächste Strafe nach der ordentlichen wird dem zuerkannt, 
welcher zwar des bösen Vorsätzes nicht überführt ist, dem aber, vor 
oder bei der That, die gesetzwidrige Wirkung als eine unmittelbare 
Folge seiner Handlung nicht unbekannt sein konnte. 

8.33. Hat das Gesetz die Strafe eines aus Fahrlässigkeit begangenen 
Verbrechens nicht ausdrücklich bestimmt: so wird von dem Richter 
eine ausserordentliche Strafe nach den Grundsätzen des $. 29. fest- 
gesetzt. 

$. 34. Findet nur eine ausserordentliche Strafe statt: so kann dieselbe 
niemals bis zum Tode oder zur Ehrlosigkeit ausgedehnt werden. 


1) Bersl. Er. O. 8.408,, wonach bie auferorbentliche Strafe, wenn die Strafgefege in 
einem ober dem andern Falle nichts Abweichendes verordnen, auch nicht bis zur lebenswies 
rigen Gefangenihaft audgebehnt werden, fondern nur in Geldbuße oder zeitiger Strafarbeit 
beitehen Fann, babei auch niemals auf Förperliche Süchtigung erfannt werben foll, wenn bie 
Gefege nicht ausdrücklich eine Ausnahme geftatten. 


2) Bescript v. 15. Oetbr. 1810., tafi wenn wegen eines Mangels bei Feſtſtellung 
des Thatbeftandes auf eine auferordentliche Strafe erfaunt wird, diefe bid zur lebendwieris 
gen Einfperrung audgebehnt werden kann. 


Es haben einige Gerichtshöfe die Vorfhrift der Cr. O. $-408., nach welcher die 
außerordentliche Strafe nie bis zur Todesitrafe, und in der Regel nicht bis zur lebene« 
'wierigen Gefangenfbaft, ausgedehnt werden foll, aud in dem Falle zur Anwendung 
gebradır, wenn, wegen eines Mangels bei Ausmittelung des Tharbeitandes, auf die 
ordentlihe Strafe des Geſetzes nicht erfannt werden fann. Hierbei wird indeifen über 
die Dispofition und den Zwed der allegirten Vorſchrift hinausgegangen. 3 

Es befindet ſich ſolche in dem 6. Abſchnitt des 2. Tit. „Von den Wirkungen der 
Beweiſe und Veruuthungen in peinlichen Sachen, und die darin, fo wie im dem 
vorhergehenden $. erwähnte außerordentlihe Strafe ift feine andere, als diejenige, 
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welche bei dem Leugnen des Angeſchuldigten ex indiciis erfannt wird. Ein folder, 
zur Strafe überhaupt für zureihend befundener, Verdacht foll doch niemals den Ber 
luft des Lebens, und in der Regel aud nicht eine lebeuswierige Gefangenſchaft zur 
Folge haben. Ganz verfhieden ift aber diefer Fall von demjenigen, in welchem, das 
Verbrechen begangen zu haben, von dem Angefchuldigten eingeitanden worden, und 
nur der Thatbeſtand nicht bis zum. gefeglihen Grade der Gewißheit gebracht worden 
if. Es leuchter ein, daß ein leugnender, und ein:geftändiger oder überführter, Ber: 
brecher nicht nach denſelben Grundfägen beurtheilt werden Tonnen, und daf daher der 
6.408, der Er. D., welcher nur von jenem fpricht, nicht auch auf diefen angewendet 
werden kann. Bei einigen Arten der Verbrechen, z. B. bei der Tödtung meugeborner 
Kinder, und beim Morde, ift die Tobesitrafe und die lebenswierige ——— 
auch ſelbſt beim Mangel einer vollſtändigen Ausmittelung des Corporis delicti, bes 
ſtimmt worden. 

In andern Fällen dieſer Art muß die Sache nach den —— Grundſätzen 
von unternommenen und nicht ausgeführten Verbrechen beurtheilt werden, und es lei— 
det kein Bedenken, daß bei einem Capitalverbrechen, welches eingeftanden oder bewies 
fen worden, bei welchem jedod das Corpus delicti micht völlig gefeglich feſtſteht, die 
an die Stelle der ordentlihen Strafe zu erfennende auferordentlihe bis zur lebens» 
wierigen Ginfperrung ausgedehnt werden fonne Hiernach habt Ihr Eud in vor 
Tommenden Fällen gebührend zu achten. Sind ıc. 

Mathis B.9. ©. 424, 1. Abſchnitt. 


3) Bescript v. 20. Juni 1823,, dafı bei einer auferordentlichen Strafe nicht auf Eins 
fperrung bis zur Befferung oder Begnadigung zu erfennen ſei. 


Die Einfperrungen bis zur Beflerung, und resp. bis zur Begnadigung, müſſen, 
wenn dabei auch zum Theil polizeilihe Zwece zum Grunde liegen, nad) der Berord» 
nung vom 26. Febr. 1799. doc als wahre Strafen angefehen werden. Diefen Cha— 
rafter haben fie auch dadurch nicht verloren, daß nad einer fpäteren Verfügung ein 
Zeitraum beftimmt werden foll, vor Ablauf deffen die Entlaffung des Verurtheilten 
und resp. der Antrag auf deffen Begnadigung nicht erfolgen foll, indem die Abficht 
diefer Verfügung nur dahin gegangen ift, die Dauer der Freiheitsentziehung mit dem 
begangenen Verbrechen in ein beitimmtes Verhältniß zu bringen, ohne zwifchen der 
Einfperrung während diefem Zeitraum und derjenigen nad demfelben, einen wefent- 
lihen Unterſchied einführen zu wollen. Die Ginfperrung bis zur Befferung und bis 
zur Begnadigung ift alfo für alle damit bedrohete Verbrechen die ordentlihe Strafe, 
welche einen voltändigen Beweis der Thäterfchaft des Angefhuldigten vorausjegt. 
In Ermangelung diefes Beweifes wird auf die gedroheten Strafen nicht erfannt 
werden können, vielmehr wird fi) die zu erfennende außerordentlihe Strafe nur auf 
die Feilfegung eines nach den Vorſchriften des A. L. R. zu arbitrirenden beſtimmten 
Strafmaaßes einſchränken müffen, 

Der Juſtiz-Miniſter hat dem Ober-Appellations Senat des Königl. Kammer—⸗ 
gerichts dieſe feine Anſicht über die aufgeworfene Frage auf den deshalb erftatteten 
Bericht vom 28, Mai ce, nicht vorenthalten wollen, it aber weit davon entfernt, da— 
durch die eigene Ueberzeugung der erkennenden Richter leiten zu wollen. 

Die Entfbeidung über die aufgeworfene Frage im Allgemeinen kann nur bei Ge 
legenbeit der Revifion der Strafgefege erfolgen, zu welchem Zwed der erftattete Bes 
ride dem Königl Minifterium zur Nevifion der Gefege mirgerheilt worden if. 

v. K. J. B. 22. ©. 102. 
4) a) Hescript ». 11. Aug. 1806., daß bie außerordentliche Strafe nicht auf Berluſt 
von Stand und Würden auszjudehnen fei. 

Wir erteilen Euch auf den unterm 18. v. M. erfiatteten Bericht, nad welchem 
Ihr befchieden zu fein wünfcht: - 

ob in dem Falle, wenn ein des Diebftahbls Angefchuldigter von Adel nur mit 
einer außerordentlihen Strafe belegt wird, aud auf den Berluft des Adels zu 
„erkennen fei? 
hierdurch zur Nefolution, daß, da — extraordinaria niemals auf Verluſt von 
zu und Würden ausgedehnt werden kann, fich diefe Eure Anfrage von felbit er- 
ediget. 
N.C.C.T.XIL S. 715. No. 109. de1806. und Mathis B.10, ©. 307. Zr. Abſchnitt. 


b) C.©.v.28, März 1816,, daft auch bei einer aufierordentlichen Strafe auf Berluft 
ber Nationalevcarde zu erkennen fei; f. zu 8,85 — 90, dief. Tit. 


⁊ 
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8.35. Wenn die Gesetze eine willkührliche Strafe verordnen: so 
darf dieselbe nicht über Gefängniss von Sechs Wochen, oder Funfzig 
Thaler Geldbusse, ausgedehnt werden. 


Mescript v.7.%ebr.1815., betr. die Anwendung ber »willfürlichen“ Strafe. 


Dem Criminal: Senat des Königl. D.2. Ger. zu Liegnißz wird auf die, über 
einige sweifelhafte Strafbeſtimmungen, mittelt Berichts vom 25. v. M., gethane An 
frage zum Befcheide ertheilt, daß es zuvörderſt feinen Zweifel bat, die Vorſchrift des 

. 35. Tit. 20. Thl. Tl. des A. L. RN. in allen den Fällen zur Anwendung zu bringen, 
welchen das Geſetz fih des Ausdrucks: „willkührliche Strafen“, bedient, und das 
bei entweder auf den gedachten $. 35. ausdrücklich Bezug nimmt, wie foldes in. dem 
von dem Collegio allegirten 8.1103, a. La. geſchehen ift, oder eine folche ausdrüdk 
liche Bezugnahme aud nicht enthält. In allen den Fällen dagegen, in welchen ein 
anderes Pradicat der unbeflimmten Strafe gebraudt, und zugleich auf den $. 35. 
nicht ausdrüdlich Bezug genommen wird, ift der Nichter an das Maaß der mwillführ- 
lihen Strafe nicht gebunden; fondern befugt, nad Befchaffenheit des Falles und der 


Analogie anderer Borfhriften, über diefes Maaß hinauszugehen. . 
i . v.8.9. 8.5, ©. 9. 


8.36. Ist der schädliche Erfolg aus einer an sich erlaubten Handlung 
durch blossen Zufall entstanden: so kann er dem Handelnden nicht 
als ein Verbrechen zugerechnet werden. (Th. I. Tit. 3. 8: 6.) 

8.37. Ist die Handlung, welche den zufälligen Erfolg wider die Ab- 
sicht des Handelnden gehabt hat, an sich unerlaubt, so ist zwar dieser 
Erfolg selbst für kein Verbrechen zu achten; 

8. 38. Je leichter aber dessen Möglichkeit von dem Verbrecher vor- 
ausgesehen werden konnte, desto mehr muss, in Rücksicht auf den da- 
raus entstandenen Schaden, die Strafe der unerlaubten Handlung selbst 
geschärft werden. 

Er Von unternommenen und ausgeführten Verbrechen. 

8. 39. Die ordentliche Strafe eines vorsätzlichen Verbrechens trifft 
denjenigen, welcher dasselbe wirklich vollbracht hat. 

8.40. Hat der Thäter zur Vollziehung des Verbrechens von sı“ner 
Seite alles gethan; die zum Wesen der strafbaren Handlung erforder- 
liche Wirkung aber ist durch einen blossen Zufall verhindert worden: 
so hat er diejenige Strafe, welche der ordentlichen am nächsten kommt, 
verwirkt. 

8.41. Die nächste Strafe nach dieser trifft den, welcher durch einen 
blossen Zufall an der letzten, zur Ausführung des Verbrechens erfor- 
derlichen, Handlung gehindert wurde. 

8.42. Hat ein solcher Zufall schon die vorläufigen Anstalten zu der 
strafbaren Handlung unterbrochen: so wird die böse Absicht nach 
Verhältniss des Fortschrittes zur wirklichen Vollziehung geahndet. 

8.43. Wer aus eigener Bewegung von der Ausführung des Verbre- 
chens absteht, und dabei solche Anstalten trifft, dass die gesetzwidrige 
Wirkung gar nicht erfolgen kann; ingleichen der, welcher durch zeitige 
Entdeckung der Mitschuldigen, und ihres Vorhabens, die Ausführung 
dessen hintertreibt, kann auf Begnadigung Anspruch machen. 

8.44. Auch blosse Drohungen ein gewisses Verbrechen begehen zu 
wollen, sind strafbar; und verpflichten den Staat zu Maassregeln, wo- 
durch der Bedrohete in Sicherheit gesetzt wird. 

Von Verchärfung der Strafen. 

8.45. In der Regel kann die Strafe in einem vorkommenden Falle 

nicht über das höchste Maass der gesetzlichen Strafe verschärft werden. 
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N 46. Wenn auch eine Verschärfung der ordentlichen Strafe dem 
Rithter zur Pflicht gemacht worden: so darf doch die im Gesetze be- 
stimmte Gattung der Strafe nicht geändert, und es muss dabei allemal 
auf die Vorschrift des 8.50. Rücksicht genommen werden. 

8.47. Die im Gesetze bestimmten Arten der Todesstrafen werden 
durch Schleifung zur Richtstätte, oder durch öffentliche Ausstellung des 
Leichnams geschärft, 

1) In den Fällen des 8.873 und 878. dief. Tit., wird die Tobeöftrafe auch durch vorherige 
Öffentliche Geifelung (Staupenfchlag) und im Falle bed 9. 881. durch Öffentliche Ausſtellung 
geſchärft. 

2 O. ©. 9.19. Detbr, 1811., ba die Aufflechtung des Leichnams aufs Nat nicht mehr 
ſtatt finden fol, - 

Auf Ihren Bericht v. 17. Octbr. d. J. fee Ich hierdurch feft, daß fünftig nicht 
mehr auf die Aufflehtung juftifichrter Miſſethääter aufs Rad von den Gerichten ers 
kannt werben fol, und es find daher leßtere bemgemäß von Ihnen anzumeiien. 

(Offizielle Samml. der Verordn. ıc. ©. 5.) 

3) C. ©. v. 19. Juni 1811,, daß Fünftig nicht mehr auf die Todeöftrafe des Schwerbts, 
fondern auf die des Beils erfannt werben foll; f, nach 8.90, dieſ. Fit, 

8.48. Die Verschärfung der Festungs- und Zuchthausstrafe geschieht 
durch längere Dauer, oder durch körperliche Züchtigung. 


1) In Betreff ber Pörperliben Züchtigung überhaupt, und der Fälle, in denen 
dieſelbe ausgefchloffen bleibt, f. Die Zuſätze zu 8. 90. dief, Tit. unter C. 
2) In Betreff ber Detention nach verbüfiter Strafe f. zu $. 5. dieſ. Tit. 
3) In Betreff der Ehrenftrafen f. die Bufäge zu $. 90, dieſ. Tit. unter D 
4) Das 9.2.R. beftimmt als Berfehärfung der Freiheitsftrafe noch: 
a) Brandmarkung im Falle bes $. 1214, h.t. 
b) Staupenfchlag in den Fällen der 88.256. 425. 828, 872, 960. 962, 968, 972. 
1203. 1214. 1225. 1501. 1524, 1575h.t, 
©) Deffentlihe Uusftellung in ben Fällen ber 88. 224. 251. 1005. 1391, 1405. 
ober ftatt derfelben öffentliche Befanntmachung) und 1453 h.t. 
5) C. ©. v, 20, Juni 1835,, über die Beftrafung eines Verbrecherd, welcher wegen frühes 
. zer Berbrechen bereit zu einer lebenslänglichen Freiheitöftrafe verurtheilt ift, 

Auf Ihren Bericht vom 30.0. M. beftimme Ich für alle Provinzen ‚der Mo. 
nardie, daß gegen einen zu lebenswieriger Freibeiteftrafe verurtheilten: Verbre— 
cher, ber fi von neuem einer mit Freibeitöftrafe aefeglich bedrohten fträflichen 
Handlung, ſchuldig macht, auf verhältnigmäßtge fürperlihe Züchtigung, einfa- 
med Gefängnig oder ntziehung geftatteter Bequemlichkeiten erkannt werden 
fol. In der, Regel fol bei allen zu öffentlichen Arbeiten Iebenslänglich ver- 
urtheilten Gefangenen körperliche Jüchtigung, und bei Iebenswierigen Arreftan« 
ten, wenn die Strafe des Zuchthauſes oder der Feſtungsarbeit gefeglich nicht 
Anwendung finder, einfames Gefängniß oder Entziehung — Bequemlich⸗ 
keiten eintreten. G. S. ©. 100. 


8.49. Die Gefängnissstrafe soll durch längere Dauer, oder durch 
Beraubung gewohnter Bequemlichkeiten, aber nicht durch solche Mit- 
tel geschärft werden, durch welche das Leben und die Gesundheit des 
(Gefangenen in Gefahr gesetzt wird. 

8.50. Bei Schärfung der Leibesstrafe muss allemal auf die körper- 
liche Beschaffenheit des zu Bestrafenden Rücksicht genommen werden. 

8.51. Gegen den, welcher durch Erdichtung falscher Umstände den 
Richter hintergehen will, wird die übrigens verwirkte Strafe allemal 
geschärft. 


’ 
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Von wiederholten Verbrechen, 


8.52. Die Wiederholung gleicher Verbrechen wirkt allemal Sohär- 
fung der auf das einfache Verbrechen im Gesetze bestimmten Strafe. 

8.53. Bei dieser Verschärfung der Strafe ist besonders auf den Hang 
des Vetbrechers zu dieser Art von. Vergehungen, und auf die dem 
Staate daraus bevorstehende Gefahr Rücksicht zu nehmen. ' 

Bergl. Kriegdartikel 54., wonach gegen Soldaten bei ber Wiederholung beffelben Ber: 
brechens in der Regel Berboppelung der Strafe und Verſetzung in bie zweite Klaffe bes Sol⸗ 
datenftandes eintritt. 

Von der Collision mehrerer Verbrechen. 

8.54. Sind mehrere Geldstrafen verwirkt worden: so wird eine jede 
aus deın Vermögen des Verbrechers beigetrieben. 

8.55. Eben diese Btitreibung findet statt, wenn derselbe Verbre- 
cher auch noch ausserdem eine Lebens-, Leibes- oder Ehrenstrafe 
verwirkt hat. Ä 

8.56. Auch blosse Ehrenstrafen sollen zugleich neben der Leibes- 

‘oder Geldstrafe vollzogen werden, so weit sie nicht in der körperlichen 
begriffen, oder dadurch unnütz gemacht werden. , 

8.57. Wenn mehrere Leibesstrafen zusammentreffen: so muss die 
Strafe des schwersten Verbrechens verschärft oder verlängert; doch 
muss die Summe aller Strafen der verschiedenen Verbrechen nicht 
überschritten werden. 


Bescript v. 3.Rovbr.1810., betr. die Eoneurrenz verfchiebener Freiheitöftrafen. 

Dem (Zit.) wird auf defien Bericht vom 20. v. M. eröffnet, daß es dem Sinne 
des 8.57. it. 20. Thl. IL des UL. R. gemäß ift, wenn wegen verfchiedener Vers 
brechen defielden Individui fowohl auf Sefangnißftrafe als auf Zuchthausſtrafe erfannt 
wird, da nur die Strafe des ſchwerſten Verbrechens perſchärft oder verlängert wer: 
den muß, und fein Grund ftart finder, von dieſen Grundfägen abzumeihen, wenn 
prinzipaliter wegen des einen Verbrechens auf Gelditrafe und nur eventual, auf Ge: 
fängnißftrafe erfannt wird, Yet. des Zuftiim. C. 3657. 


8.58. Wer die noch unentdeckten Mitschuldigen anzeigt, soll mit 
einer gelindern als der gesetzlichen Strafe belegt werden. 
Milderung der Strafe. 
8.59. Wer die That, noch ehe er derselben überführt ist, freiwillig 
esteht, gegen den soll die sonst verwirkte Schärfung der Strafe gemil- 
we oder wenn keine Schärfung stattfindet, die gelindere gesetzliche 
Strafe erkannt werden. 


€. ©. v.9. Octbr. 1833. und Bescript v. 21. Auguſt 183#,, betr. bie Milderung 
der gefeglichen Strafe bei freimilligem Geftändniffe. 

Ich will auf Ihren Bericht vom 30.0. M. dem Schiffertneht Remus in der 
Strafanftalt zu Ramwicz , deffen Bittfchrift zurück erfolgt, deu Weberreft der gegen 
ihn erfannten Zuchthausſtrafe erlaffen; auch finde Ich nach der bei Gelegenheit die: 
fes Falles von Ihnen gemachten Bemerkung, daß in der Verurtheilung allerdings 
zwifchen dem Derbrecher, welcher fich durch Bekenntniß der Wahrheit zuwendet, und 
dem Uebelthaͤter, welcher durch Leugnen feine Schuld vergrößert, ein Unterſchied 
ftatt finden muß. Ich will daber, daß gegen einen Angefchuldigten, der noch ehe er 
der That überführt ift, freiwillig geftebt, feine Schärfung der fonft verwirkten ge 
feglihen Strafe, alſo feine körperliche Züchtigung, und immer nur der geringite 
Grad der, nach Lage der Sache durch die That an fi, und unter den obwaltenden 
Umftänden verwirften ordentlihen Etrafe erkannt werden foll, und veranlaffe Sie, 
die. Gerichtsbehörden auf die pflichtmäßige Weachtung der Vorfchriften des $. 59. 
Tit.20. Thl. II. des A. L. R. befonders aufmerkfam zu machen. 

Berlin, den 9. October 1833, - v. F. J. 8.42. S. 445. 
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Das Juftizminifterium bat fich bewogen gefunden, fowohl im Intereſſe der 
Kriminal- Rechtspflege, ald um auch bei Werbrechern den Sinn für Wahrheit 
zu heben und dadurch Befferung befördern, und um zugleich einige über den 
Sinn der. Allerh. C. O. vom 9. October v. J. entſtandene Zweifel zu beſeitigen, 
über die ‚bei. Erkennung der Strafe auf freiwilliges Geſtändniß des Verbrechers 
zu nehmend» Rückſicht, an des Königs Majeftät Vortrag zu erftatten. 

Des Königs. Majeftät haben zwar durd die Allerb. C.O. vom 16. d. M. die 
dabei gemachten Vorfchläge zu genehmigen gerubt, indeffen die Publication der: 
felben in Gefegesform wegen der vorliegenden Reviſton des Kriminalrechts nicht 
für angemefjen gehalten, dagegen-aber das Juftizminifterium beauftragt, bie 
Allerhöhft genehmigten Beſtimmungen den Gerichtshöfen in Form der Beleh⸗ 
rung zur Nachachtung zu eröffnen. 

Demgemäß wird dem Königl. .... hierdurch eröffnet, daß des Könige Ma- 
jeftät zu beftimmen gerubt haben: 

I. daß gegen denjenigen, welcher die That, noch ehe er derfelben überführt 
ift, freiwillig geſteht, nur der geringfte Grad der unter den obwaltenden m. 
ftänden verwirkten Strafe erfannt werden fol; 

II. daß bei ber Berechnung bderfelben das geringfte Maaß ber gefeglichen 
Strafe zum Grunde gelegt werden, wenn aber die obmwaltenden Umſtände bie 
Schwere ded Verbrechens erhöhen, auch die verhältnißmäßige Grhöhung die, 
fer Strafe um den vierten oder dritten Theil, oder um die Hälfte u. ſ. w. zu: 
läffig fein fol; * 

III. daß die Beſtimmung der Allerh. C. O. vom 9. October v. J. nur dahin 
zu verfteben und anzuwenden, daß gegen einen, der That geſtändigen Inkulpa. 
ten die Züdhtigung, die ald Verſchaͤrfung der ordentlichen Strafe gefeglich be: 
flimmt ift, weafällt, dagegen aber diefelbe, wenn fie als ordeutlihe Strafe 
ftatt findet, auf ein gelinderes Maaß zurücdgeführt werden muß, wie bereits in 
.6. der Verordnung vom 26. Februar 1799 bei offenem Geftändniffe vor er: 
folgter Meberführung vorgefchrieben worden; 

IV. daß die Vorfchriften über den Verluſt der National: Kolarbe, ber Krieg: 
denkmünze und andere Ehrenftrafen auch gegen den geftändigen Verbrecher ange: 
wendet werben follen; und endlidy 

V. daß es aber bei dem, mas bisher rechtöfräftig erkannt ift, fein Bewen— 
den behält. 

Dem Königl...... werden diefe Allerhöchſten Beſtimmungen zur Nachach— 
tung bierdurch befaunt gemacht, und bat daffelbe fie den zur Abfaſſung krimi— 
nalrechtlicher Erfenntniffe berechtigten Gerichten des Departements zur gleichmä: 
ßigen Nachachtung zu eröffnen ; zu welchem Ende mehrere Eremplare des gegen: 
wärtigen Circulars hiebei erfolgen. 

Berlin, den 21. Auguft 1834. 0.8.9. 8.44. ©. 140, 

8.60. Reue vor vollführter That ist nach den Regeln der unternom- 
menen Verbrechen zu beurtheilen. | 

8.61. Wenn der Verbrecher nach vollbrachter Tbat die schädliche 
Wirkung derselben, ganz oder zum Theil, sogleich aus eigenem An- 
triebe verhindert hat: so findet nur eine ausserordentliche Strafe statt, 

8. 62. Ist der Schade schon geschehen, aber von dem Thäter ersetzt 
worden: so findet eine Milderung der sonst verwirkten Strafe statt. 

8.63. Ist der Verbrecher verborgen geblieben; hat aber seit mehre- 
ren Jahren überzeugende Beweise einer gründlichen Besserung gege- 
ben; und den Schaden vollständig ersetzt: so kann er auf Begnadigung 
Anspruch machen. 


In Betreff der Berjährung ber Verbrechen f, 8.597, u. fidde. der Er. O 
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eilnebmung an .den Verbrechen Anderer, 

8.64. Haben —** an Ausführung eines Verbrechens unmittelbar 
Theil genommen: so trifft jeden von ibnen, als Urheber, die im Gesetze 
bestimmte Strafe. 

8.65. Hat einer sich als Haupturheber ausgeZeichnet, und die Uebri- 
gen ei Verbrechen verleitet: so wird die ordentliche Strafe gegen ihn 

eschär | 
i 8.66. Verbrechen, zu deren Begehung sich Mehrere verbunden ha- 
ben, müssen schärfer "bestraft werden, als eben diese Verbrechen, wenn 
sie nur von einzelnen Personen begangen worden. 

$.67. ‘Wer sich eines Andern zu Ausführung eines Verbrechens be- 
dient, wird eben so bestraft, wie derjenige, welcher ein solches Ver 
brechen selbst und unmittelbar begangen hat. 

‚$.68. Steht er gegen den Thäter im Verhältnisse eines Vorgeseizten, 
oder einer Respecisperson: so wird er als der Rädelsführer des veran- 
stalteten Verbrechens angesehen. (8.65.) 

8.69. Wegen dieses Verhältnisses des Thäters gegen seinen Obern 
kann die Strafe des erstern zwar gemindert, aber nicht erlassen werden. 

8.70. Ist der, welcher den Auftrag gemacht, oder der, welcher ihn 
übernommen hat, dem Staate oder dem Beleidigten vorzüglich ver- 
pflichtet: so muss bei der Sträfe auch auf dieses besondere Verhält- 
niss Rücksicht genommen werden. . 

$.71. Hat Jemand zwar an der Ausführung eines Verbrechens nicht 

unmittelbar Theil genommen ; ‚aber doch dabei eine solche thätige Hülfe 
eleistet, dass ohne dieselbe das Verbrechen nicht hätte begangen wer- 
I können: so findet gegen ihn die ordentliche Strafe statt, 

8. 72. Ist der geleistete Beistand zur Ausführung des Verbrechens 
nicht nothwendig gewesen; so wird dieser Beistand dennoch nach deni 
Verhältnisse, wie er das Verbrechen erleichtert oder befördert. hat, 
und nach Maasgabe der Schwere des Verbrechens selbst, an dem Hülk- 
leistenden geahndet. 

8.73. Wenn sich Mehrere zu einem gemeinschaftlich auszuführenden 
Verbrechen verbunden haben: so muss Jeder von ihnen für sämmtliche 
verabredete Handlungen haften, wenn er auch nur zu Einer behülflich 
gewesen ist. 

8. 74. Wenn Jemand, auch ohne vorgängige, Verabredung, zu der 
Zeit, da die That ausgeführt wird, durch Handreichung, Wache halten, 
oder sonst, Hülfe leistet: so wird er in Ansehung der That, bei welcher 
er wissentlich und freiwillig hilft, als Miturheber angesehen. | 

8.75. Hat der Hülfsleistende das Verbrechen, welches begangen 
werden sollte, nicht gewusst: so wird seine Strafbarkeit nach seiuer 
dabei gehabten Absicht beurtheilt. 

8.76. Wer zu einem Verbrechen bestimmten Rath und — 
giebt, wird ebenso bestraft, wie der, welcher dazu thätigen Beistan 
geleistet hat. ($: 72.) 

8.77. Ist. der Ras bei der Vollziehung der That gegenwärtig 
gewesen; so wird er zugleich als Urheber angesehen. 

8.78. Wer einen Andern durch Trunk, oder sonst mit Vorsatz, in 
Umstände setzt, dass derselbe das Vermögen mit Freiheit und Ueber- 
legung zu handeln, verliert, der ist: wegen des dadurch — — 
Verbrechens verantwortlich.  - | 
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-8. 79. Die Absicht, welche der Verführer bei seinem Vornehmen ge- 
habt hat, und die mehrere oder mindere Wahrscheinlichkeit des daraus 
zu besorgenden schädlichen Erfolgs, bestimmen die Art und den Grad 
der Strafe. 

$.80. Wer von einem Verbrechen, wodurch die Sicherheit des 
Staats, oder Leben, Gesundheit, Ehre oder Vermögen eines Menschen 
einer erheblichen Gefahr ausgesetzt werden, vor dessen Ausführung 
Wissenschaft erhält, ist schuldig, dasselbe durch Anzeige bei der Obrig- 
keit, oder durch Benachrichtigung dessen, gegen welchen das Unter- 
nehmen gerichtet ist, zu verhindern. 

8:81. Fehlt es ihm an Zeit und Gelegenheit, das Verbrechen durch ' 
obrigkeitliche Hülfe, oder durch ‚Benachrichtigung dessen, welcher da- 
bei (refahr läuft, zu hintertreiben: so muss er selbst, so weit es ohne 
seine eigene oder eines Dritten beträchtliche Gefahr geschehen kann, 
dasselbe zu hintertreiben bemüht sein. 

8.82. Wer das Verbrechen auf die $. 80. 81. vorgeschriebene Art 
zu hindern unterlässt, ist, wenn er einer zuverlässigen Wissenschaft 
des vorhabenden Verbrechens überführt werden kann, nicht nur zum 
Schadensersatze verbunden; sondern er muss auch nach Verhältniss sei- 
ner Bosheit oder Fahrlässigkeit bestraft werden. 

8.83. Hat Jemand an den Vortheilen eines Verbrechens, nach des- 
sen Ausführung, wissentlich und freiwillig Theil genommen: so trifft ihn. 
eine solche Ahndung, die der ordentlichen Strafe desjenigen Verbre- 
chens, von welchem er Nutzen gezogen hat, am nächsten kommt. 

8.84. Wer Verbrecher, oder deren unrechtmässigen Gewinn, zu 
verheimlichen sich zum Gewerbe macht, wird in der Regel eben so, 
wie die Verbrecher selbst, bestraft. 


Bestimmung der Strafen und ihres Verhältnisses gegen einander. 


Mescripte », 12. Febr. und 28, April 1810,, betr. die Unzuläfſigkeit foldher Straf: 
arten, welche nicht im A. L. N. oder in fpäteren Berorbnuugen vorgefchrieben find. 


Auf Euern Bericht vom 26.9. M. geben Wir Euch hierdurch zu erfennen, daß, 
da Strafen, welche in den Gefegen nicht beſtimmt worden find, nicht erfannt werden 
dürfen, auch für den Fall, we eine willführlibe Strafe fejtgefegt wird, das A. L. R. 
Thl. I. Tit. XX. $.35. geforgt hat, der Fall ſich gar nicht denken läßt, wo die 
Strafe des Genten, des hölzernen Blockes, und ähnlicher der Gefundheit nachtheili- 
der Inſtrumente vorkommen Tonnte. Selbit bei Ausübung des Züchtigungs: Rechts 
der Gutsherrſchaften gegen die dienftpflichtigen Landleute können feine andere Stra: 
fen volljogen werden, als diejenigen, welche in dem A. L. R. Thl. 2. Tit. 7. $. 229, 
232. und in deffen Anhange $. 105. vorgefchrieben find. Diefemnah habt Ihr zu 
vörderft die Fälle näher anzuzeigen, in welchen man ſich bisher noch der oben er: 
wähnten Strafwerkjeuge bedient hat. Sind x. Berlin, den 12, Febr. 1610, 

Auf Euren unterm 23. Septbr. 1806. gemeinſchaftlich erftatteten ꝛc. Bericht, 

worin Ihr über die Anwendbarkeit verfchiedener in dem A. L. R. nicht beftimm- 

‚ten in der. dortigen Provinz aber üblihen Strafarten angefragt habt, 
ertheilen Wir Euch nunmehr, und nachdem von Euch, dem O. L. Ger., auf das 
Refeript vom 12, Febr. d. J. mittelft anderweitigen Berichts vom 23. März angezeigt 
worden iſt, daß die Strafe des fogenannten Blods oder Stods oder Genten, wie 
aud das fogenannte Rippenbaus in der dortigen Provinz, bei leichten befonders Po— 
lizei: Bergehungen und bei Widerfpenftigfeit der Unterrhanen allgemein noch angewen⸗ 
der worden fei, hiermit zum Beſcheid, daß die Anwendung diefer nicht allein der Ge⸗ 
fusdheit, fondern aud der Moralität eg Strafarten nicht ferner geftattet 
werden kann, und vielmehr nur die in dem A. L. R. und in den fpätern Veroördnun— 
gen vorgefchriebenen Strafen diktirt und vollftredt werben dürfen. 

Ihr habt Euch alfo hiernach zu achten und Gure Unterbehörden demgemäß anzu: 
weiſen. Berlin, den 28, April 1810. Hoffmanns Repertorium Thl. 2. S. 265. 


4 


‘ 


$. 87. Von Verbrechen und Strafen. 197 


8.85. Geldstrafen sollen gegen unbemittelte Personen der niedern 
Volksklasse nicht erkannt, und wo sie gesetzlich bestimmt sind, in eine 
verhältnissmässige Strafarbeit, oder Gefängnissstrafe verwandelt werden. 

8.86. Wenn das Gesetz dem Richter die Wahl überlässt: ob Geld- 
oder Leibesstrafe verhängt werden soll: so muss das Nöthige im Er-. 
kenntnisse festgesetzt, niemals aber dem Verbrecher selbst die Wahl 
überlassen werden. DEE ce, 1. a 

8.87. Zeitige Gefängniss-, Zachthaus- oder Festungsstrafe wird in 
verhältnissmässige Geldbusse verwandelt, wenn die Leibesstrafe an der 
Person des Verbrechers nicht vollzogen werden kann. 


.„1) In Betreff der Umwandlung erfannter Strafen f. auch 8.520, der Er. O. und In- 
struction ».30. Zuni 1834, 

2) Hescript ». 8. Zeptbr. 1804., daf eine erfannte Gelbftrafe erft nach fruchtlos 
voliſtreckter Ereeution in eine Reibeöftrafe verwandelt werden Fann. , 

Das: in Eurem Berichte vom 3, e, betreffend den Bauer ıc. und Eonforten zu ꝛtc, 
geäußerte Principium, daß, wenn einmak auf eine Geldftrafe erfannt worden, dieſe 
nicht eher in eine Leibesftrafe verwandelt werden fünne, bis die Grecution das Un— 
vermögen des Befraften zur. Bezahlung ber erftern nachgewieſen habe, it unftreitig 
eichtig. Eben fo geſeßtzlich iſt es aber auch nad 85. Tit. 20. Thl. 2. des A. L. R. 
daß gegen unbemitfelte Perſonen der niedern Volksklaſſe auf feine Geldbuße, ſondern 
jederzeit auf Leibes ſtrafen erfannt werden ſoll. Beſonders iſt jederzeit darauf gehalten 
worden, daß gegen gemeine Bürger und Bauern feine, am wenigſten das Quantum 
von einigen. Ehalern überfteigende Geldbußen amgewender werden, wenn nicht eine 
befondere Vermögenheit derfelben belannt geweſen if, Es ift ferner der, bei mehrer 
Gelegenheiten von Uns Allerhöchſt ſelbſt geäußerte Wille, daß Strafen und Unterfu: 

ungstoiten von einem Beitraften mur jo weit eingezogen werben follen, als es ohne 

sendispung deſſelben in feinem Nahrungsftande gefchehen Tann. Im diefer Rückſicht 
und da, fo viel aus den ehemals infpicirten Alten erinwerlich iſt, einige der beftraf: 
ten Bauern kürzlich wit abgebrannt find, haben wir auf fie eine Gelditrafe um fo 
mehr unanwendbar gehalten, und da in dem Ursel eventualiter eine Gefängnißſtrafe 
mit feitgefeht iſt, . die Inculpaten dieſe der Geldſtrafe vorziehen, fo iſt, da in der 
Regel ein —* Sträfling die Geldbuße vorziehet, auch ſchon daraus ihre Unvermö—⸗ 
genheit zu folgern. . 

Der biefige Magiftrat muß indeffen das Vermögen oder Unvermögen berfelben am 
beften feunen, und wenn diefer das letztere und daß fie, oder einige von ihnen, die 
Geldbuße ohne —— ihres ir Mpongen nicht erlegen können, atteſtirt; 
fo hat es kein Bedeuken, die Gefängnißſtrafe zu einer Zeit, wo fie in ihrer Wirth: 

ft am wenigften verfäunmen, an ihnen — Von ie ee aber, welche 

Magiſtrat für hinreihend bemitselt erklärt, mm die Geldftrafe beigetrieben wer- 
den. , Hiernach habt Ihr daher weiter zu verfahren, Neues Archiv B. 3. S. 333. 


9) a) Reseript vom 28. Septbr. 1806., betr. Die Feſtſetzung der Leibeöftrafe im Er⸗ 
kenntniſſe für den Fall, daß der Berurtheilte Die Seldſtrafe nicht erlegen Lönnte, 
Paalzow bemerkt in feinem ng Su zur Er.Dd. ©. 162. ad $. 516, Folgendes: 

An dem Nefcripte vom 28. Sepibr. 1806. an das Cammergericht find die Ge— 
richte augewiefen, daß, wenn auf die gefepliche Gelditrafe zu erfennen iſt, auch 
zugleich auf den Fal des Unvermögens das Surrogat der Leibesſtrafe im der 

Urtelsform feitgefegt werde. 

Diefed Refcript Bat der Herausgeber nicht abgedruckt gefunden, 

b) Bescript ». 24. Sceptbr, 1834, bat bei unbebentenden Geldftrafen gegen ver⸗ 
shögenbde Rittergutöbefiger ed Feiner fufiblairen Beftimmung einer Gefäugnififtrafe bebürfe. 

Dem Eriminalfenat des Königl. O. 2. Ger. wird auf den Bericht vom 18. d. M. 
bei Rücfendung der eingereichten Akten, Abfchrifi der an den Gursbefiger K. in W. - 
heut erlaffenen Verfügung zur Nachricht und Beachtung zugefertigt. 

Uebrigens bat der Juſtizminiſter gus diefen Unterfuchungsaften wider K. erfehen, 
bag in dem gegen einen Rittergursbeiiger auf eine geringe Gelditrafe ergangenen 
Grfenntniffe, der Iegteren für den Fall des Unvermögens, fie zu erlegen, eine Frei- 
heitsftrafe ſubſtituirt iſt. 
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Wenn biefe fubfidiäre Subftitution allerdings die Negel iſt, fo erfchelnt es doc 
angemeffen, davon in Erfenntniffen wider Rittergussbefiger, die zur Grlegung unbe 
deutender Geldftrafen notorifch vermögend find, dann eine Ausnahme zu machen, 
wenn der Inhalt folcher Urrheile feinen Hinterfaffen nicht entgehen kann; indem diefe, 
—— an Gohraz, Dre anymuchmen, Daß er unbehlugt Ju eine Feelbehaftafe ver 
infolven edi : 
a — 8. di, ©, 102, 

$.88. Fünf Thaler Geldbusse werden einer Gefängnissstrafe von Acht 
Tagen, der Regel nach, gleich geachtet. . 

.89. Doch kann ‚der Richter dieses Verhältniss, nach der bekann- 
ten Beschaffenheit der Vermögensumstände des Verbrechers, auf Zehn 
bis Vierzig Thaler, für Acht Tage Gefängniss erhöhen. | 

$. 90. Wenn die gesetzliche oder erkannte Verschärfung der Ge- 
fängniss-, Zuchthaus- oder Festungsstrafe nicht anwendbar ist: so muss 
die Dauer derselben verlängert, werden. _ 


1) ©. ©. v. 12, und Bescript v. 31. Juli 1810., wegen Berichtigung der in einigen 
Strafgefegen obwaltenden Berfchiedenheit in. der Beftimmung bed Berhältuiffes ber alternas 
tiv feftgefegten Leibes: und Gelditrafen:' N 
Ihr erhaltet in der Anlage‘ Abfchrift vonder, wegen wei ber in einigen 
Strafgefegen obwaltenden Berfchiedenheit in der Bei * des Verhälntiffes der 
alternative fegefepten Leibes⸗· und Geldfrafen, auf den diesfältigen "Bericht des 
Ehefs der Juſniz ımter dem 12..d.M. erfolgten C. D., mit dein Befehl, Euch bei 
Anwendungs der in Derfchiedenen Provinzialgefegen vorfommenden Strafbeſtimmungen 
darnach zu achten, und’ die Untergefichte, welche folhe Strafgefege anzuwenden - 
ben, gleichfalls hiernach anzuweiſen. Es wird Euch dabei befammt gemacht, dad, da 
die in den einzelnen Prövinzialgefegen — beſtimmten Geld⸗ und Ge⸗ 
fängnißſtrafen in jedem: einzelnen Falle, bei welchen dieſe Strafen zur Anwendun 
kommen, nad) der Beſtimmung der C. O., in ein gehöriges Verhältniß gebracht wi 
den koönnen, die in der E. O. nachgelaſſene Reviſion der einzelnen Provinzial⸗Straf⸗ 
geſetze ohne beſondere Veranlaſſung, die ſich etwa im der Folge hierzu ergeben koͤnnte, 
nicht nöthig iſt, und daß deshalb alſo auch für jetzt hierzu keine Selber Einleitung 
getroffen wird. Sind ıc. Berlin, den 31, Zuli 1810. heit 


Die nah Eurem Berichte vom 30. v. M. in einigen Strafgefegen obwal- 
tende Verfchiedenheit in der Beitimmung des Verhältniſſes der alternative feſt— 
gefegten Leibes» und Geldftrafen, verdient allerdings. Berichtigung. Ich ſetze 
daher nah Eurem Antrage hierdurch feſt, daß 5 

1) durchgängig die Grundſätze des A.L.R. Thl. 2. Tit.20. $.88. S. 89. 

nach welchen 6 
fünf Thaler Geldbuße einer Gefängnißſtrafe von acht Tagen, der 
Regel nad), gleich geachtet werden, jedöch der Richter diefes Berhält« 
nif, nach der bekannten Beſchaffenheit der Vermögensumſtände des 
Verbrecherd, auf 10 bis 40 Rthlr. für 8 Tage Gefängnißitrafe erhö⸗ 

ben ann, : je 

zum "Grunde zu lgn; " DE 
2) daß immer die zuerft genannte: Strafe, als die‘ ordentliche die darauf 
folgende, vermittelft eines oder mit der erften verbundene Strafe, als 
eine folche betrachtet werden, folle,. die lediglich nad den Grundſätzen des 

A. L. R. beftimmt werden muß. — —— 

Nach dieſer allgemeinen Feſtſetzung kann, in ſo weit es für nöthig gehalten 
wird, eine Reviſton der einzelnen Strafgeſetze vorgenommen werden, um derſel— 
ben gemäß, die darin enthaltenen Strafbeftimmungen zn modificiren, und ch 
genehmige hierdurch befonders, daß diefe Revifion in Anſehung der Forft: und 
Tagdordnung für Weſtpreußen und den Nepdiflrict, vom 8. Detober 1805, 
welche berielben, wegen der darin enthaltenen abweichenden 'Beftinimungen, 
vorzüglid bedürfen wird, veranftaltet, und der Entwurf einer Deklaration 

diefed Gefeges der Section im Finanzminifterio für Domainen und Forften 


3 
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übertragen, ‚tere Hiernach überläßt Euch das Weitere zu ıverfügen Ener 
gnädiger ee, ae —— 
Berlin, den 21. Julius 1810. Mathis 8.9. S. 243. 1. Abſchnitt. 


. 2) ©. 0. 0.24. Sebr.1812., daf bei Verwandlung erfannter Gelbbufen In Lelbeöftraf 
legtere nicht über geh niährigen Berluft ver Freiheit audgebehnt werben bürfen. ‘ 


Auf Ihren Bericht vom 16. Februar d. J. fege Ich, zur Vermeidung umver: 
bältnifmäßiger Strafen hierdurch feft: daß in den Füllen, in welchen eine nad 
den Gefegen verwirkte Geldbuße, "bei dem Unvermögen des Verbrechers, in eine 
Reibesfirafe verwaudelt werden muß, und die Dauer der legtern: gefeßlich nicht 
ausdrüdlich beftimmt worden, zwar das in den $$.88 und 89, Tit. 20. Thl. 2. 
des A.L. R. vorgefchriebene Verhältniß der Leibesftrafen: zu den Geldbußen 
en Grunde gelegt werden könne, daß jedoch die zu fubftituirende Leibesſtrafe 

ber einen zehnjährigen Berluft der Freiheit in keinem alle ausgedehnt 
werden folle. a G. S. ©. 14. 


3) Bescripte vom 19, Septbr. 1812., betr. bad Berhältnigi ber Gelbfirafe zur Sefäng⸗ 

nißftrafe. Bu f 
Dem Königl, Kammergeriht wird hierbei der von dem Stadtgericht, in Sachen 

des Garnwebergefellen N, wider den gewefenen Feldwebel N, erftattete Bericht vom 
4. d. M. abfchriftlih mit dem Eröffnen zugefertigt, dar das Stadrgericht zwar zur 
Publifation des abgefahten Appellations» Grkenntniffes angewiefen worden, das in 
Diefem Erkenntniſſe angenommene Verhältniß der Gefängnißſtrafe zur Geldſtrafe ſich 
jedoch auf Feine Weiſe rechtfertigen läßt. Der 8.88, Tit. 20, Thl. Il. des A. L. R. 
fegt die Summe von 5 Rıhlr. als das Minimum der einer Stägigen Gefängnißſtrafe 

fubftituirenden Geldbuße feſt, und die Worte: „der Negel nah‘ beziehen ſich of 

nbar nur anf bie in dem folgenden $. nachgelaffene Erhöhmg der Geldbuße bis 
auf AO Rthlr. für 8 Tage, ohne eine Verminderung des angenommenen ie pi 
Sapes, welcher durch nichts begrenzt fein würde, zu gefiatten Die Eircular: Ber: 
ordnung vom: 30, Dechr. 1798, hat nun zwar die Strafen-der: Injurien - herabgefegt, 
hierauf ift indeſſen auch ſchon bei Beftimmung ‚der dem Beklagten erferiegenn Gefäng: 
nißſtrafe Rückſicht genommen worden, und da in dem, Verhälimiſſe der Gefängnißſträ⸗ 
fen zu den Gelditrafen durch die gedachte Eircular- Verordnung feine Abänderung 
erfolgt ift, fo hätte ‚bei der Betätigung -des Urtels, im Abficht der gegen den Be 
klagten erkannten Gefängnißftrafe, auch Feine — der Geldftrafe, die ſchon 
bie gefeglich. niedrigite war, erfolgen follen. Hierbei it alfo wider ein klares Geſet 
erfanut worden, und die in der Verfügung vom 16. Auguſt c. angeführten. Gründe 
find. wicht. dazu ‚geeignet, um diefes Erkenntniß zu rechtfertigen. : | 

Berlin, den, 19, Septbr. 1812, er 
Dem Königl. Stadtgericht wird auf den Bericht vom 4, d. M. im der’ Injurien 
ſache des Garnmebergefellen N. wider den gewefenen Feldwebel N, bei Reiffion der 
Alten hierdurch eröffnet, daß die Meinung deffelben, nach welcher eine Gelditrafe 
von 5 Rihlt. als das Minimum der, einer Stägigen Gefängnißſtrafe zu fubftituiren- 
den Geldbuße anzufehen‘, ‘allerdings die richtige ift, and dem Gammergericht ſolches 
zu erfeunen gegeben worden. Uebrigens ift das abgefaßte Erkenntniß zu publiciren 
umd zu vollſtrecken. Berlin, den 19. Septbr. 18123.  v.8.95.8.1. S. 264. 

4) O. ©. 2.5. Bpril 1831. und Bescript v.3.ejd., daß bei der Berwandlung größes 
rer Gelditrafen in Gefängnißftrafen bie legtern nach einem abnehmenden Verhältniſſe zu bes 
ſtimmen find, . un ne u: In. i 
.  Ginverftanden mit den in dem Berichte des Juſtiz-Miniſterii vom 29. v. M. 
enthaltenen Bemerkungm über die Beltimmung der Freibeitöftrafe im abneh⸗ 
mendem Verhältniß gegen größere Geldbußen, will Ich dem K. zu 3., deſſen 
Begnadigungsgefuch zurüd erfolgt, fo wie dem B. den Äleberreft der gegen fie 
erkannten Gefängnißftrafe erlaffen. Berlin, den 5. April 1831 


Das Juſtiz⸗Miniſterium hat fih durch das Immediat-Geſuch des Deftillateurs 
K. zu 3. vom 20. Jan. d. J., über welches der erfie Senat des Königl. DO. 2. Ger. 
unter dem 4.0. M. Bericht erftatter hat, veranlaßt gefunden, bei des Könige Maje- 
ftät quf Erlaffung des noch nicht abgebüßten Licberreftes, der flatt einer Geldbuße 
vom 224 Rthlru. fowohl gegen deu Bittſteller, als gegen den B. erkannten Gefäng- 
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nißſtrafe von 51 Wochen und. 1 Tag anzutragen, da die in den Grfenntniffen 
een die Berurtheilten gefchehene firenge ggg der Borfchrift des $. 88, 
t, 20. Thl. Il. des A. L. R. wonah 5 Thaler einer Gefängnißſtrafe von acht Tas 
gen in der Regel gleihgeachtet werden follen, fih der Natur der Sache nah nur bei 
Umwandlung: kleinerer Geldbußen in Gefängnifftrafe rechtfertigen läßt, inden bei 
Verwandlung größerer Geldbufen war jenem fich ſtets gleichbleibenden Verhältniß, 
das Uebel, weldes den Verbrecher durch die Verlängerung der Freibeitsftrafe, ſowohl 
in Rückſicht auf die Entbehrung der Freiheit, als auf feinen Nahrungszuftand trifft, 
fih ungleih ſchneller fteigert, als dasjenige, welches ihm durch die Erhöhung ber 
Geldbuße zugefügt wird. Diefe Anficht liege auch deutlich der Allerhöchſten C. D. 
vom 24. Febr. 1812. zum Grunde, welche den nachtheiligen Folgen der Anwendung 
jenes Principe des 8.88. 1. e wenigſtens dahin Grenzen 5 — hat, daß niemals die 
einer auch noch fo ‚großen Geldbuße zu ſubſtituirende Freiheitsſtrafe die Dauer von zehn 
Fahren überiteigen folle; auch geftatter der $. 88.1. e. felbit, indem er jenes Verhältniß 
von 5 Rihlrn, zu 8 Tagen nur in der Regel beobachtet willen will, die Anwendung 
des mildern Grundfages, daß bei zunehmender Größe der Geldbuße die ihr zu fubfli- 
tuirende Gefängnißitrafe nicht nad einem ſich gleichbleibenden, fondern nad einem all 
‚ mäblig abnehmenden Verhältniß zu beſtimmen fei. 


Se. Königl. Majeſtät haben mit diefen von dem Juſtiz-Miniſterium Ihnen vor 
ae Bemerkungen in der abfchriftlih anliegenden Allerhöchften C. D. vom 5. 
. M. Sich einverftanden zu erklären, und biernah zugleih dem K., fo wie dem B. 
den Ueberreſt der gegen fie erfannten Gefängnißftrafe zu erlaffen geruhet. Demge 
mäß ift daher heute die abfchriftlich hier beifolgende Verfügung an das Stadrgericht 
zu 3. erlaffen worden. Zugleih wird aber auch dem Konigl. O. L. Ger. bierdurd 
anempfohlen, bei Abfaffung der Straferkenntniſſe fünftig auf den oben enmwicelten 
Grundfag zu achten. Berlin, den 8. April 1831. v. K. J. B. 37. S. 396, u. 398. 


5) Reseripte v. 20. Unguft 1827, und 20. Juni 1831,, daf unter dem Ausdruck: 
»achttägiged Gefängnif“ eine Woche ober fieben Tage au verftehen find, 


Der ofirheinifhe Senat des Königl. Appellations» Gerichtshofes erhält bierneben 
Abſchrift des Schreibens des Königl, Finanz-Minifterii vom 9. v. M., int deſſen Ver⸗ 
anlafung dem Eollegio Folgendes zu erkennen gegeben wird. Der Juſtiz ⸗Senat zu 
Cobſenz hat einer Geldbuße von 48 Rthlrn. eine 77tägige Gefängnißitrafe ſubſtituirt, 
weil derfelbe bei Anwendung der Beftimmung im & 31, des Regulativs vom 28. Apr. 
1824, gemäß, es bei den Geldbußen für Haufir-Contraventionen jeden fünf Thalern 
genau act volle Tage ſubſtituirt. Diefer Auslegung liegt eine irrthümliche Anficht 
zu Grunde. Nach dem gemeinen Sprachgebrauch wird der Ausdrud von acht Tas 
gen als gleihbebeutend mit einer Woche geachtet, und diefer Sprachgebrauch ift auch 
in die Preußischen Strafgefege übergegangen, wie auch fchon daraus erſichtlich iſt, daß, 
wie 5. Br im $. 608. Tit. 20, Thl. IL des U.L2.R,, die Verdoppelung des adttägi« 
* Arreſtes nicht in 16, ſondern nur in 14 Tagen beſteht. Der Koͤnigl. oſtrheini⸗ 
che Senat hat hiernach die weitere Mittheilung an den Juſtiz-Senat zu machen. 

Berlin, den 20. Auguſt 1827. v. K. J. B. 37. S. 401, 


Dem Königl. O. L. Ger. wird anf den, von dem dortigen Tribunal am 14. v. M. 
erſtatteten Bericht: 
betreffend die Anwendung des Reſcripts des Juſtiz-Miniſterii an den Appella— 
tionshof zu Cöln vom 20. Auguſt 1827, wonach einer Geldſtrafe von fünf 
Thalern nicht achttägiges, ſondern nur ſiebentägiges Gefängniß im Unpermö« 
gensfalle zu ſubſtituiren, 
integrale Abſchrift des Schreibens des Königl. Finanz-Miniſterii vom 9. Juli 1827, 
und des gedachten, dadurch veranlaßten Reſcripts vom 20. Auguſt 1827. mitgetheilt, 
und.find die in dieſem Reſcripte ausgeſprochenen Grundſätze auch von dem Collegium 
zur Anwendung zu bringen. 


Bei Umwandlung größerer Geldſtrafen in Gefängnißſtrafe hat indeſſen das Königl. 
D. L. Ger. zugleich das in der abſchriftlich beifolgenden Allerhöchſten C. O. vom 5. 
April d. J. und im dem danach an das O. L. Ger. zu Ratibor erlaſſenen, ebenfalls 
abjchriftlidh anliegenden Nefcripte vom 8. ejd. ausgefprochene Princip zu befolgen. 

Berlin, den 20. Juni 1831, v. K. J. B.37. ©. 399. 


6) In Betreff ber bei Zoll: und Stenerdefraubationen zu fubftituirenden Freiheitäftrafen 
f. übrigens die befondern Beftimmungen au 8.277. u. flgde. dief, Tit. 
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Allgemeine Beltimmungen über die verfchiedenen 
Strafgattungen. 


EI Zodesftrafe 


1) ©, ©. v.19. Juni 1911., betr, die Beſtimmung der Tobebftrafe bed Bells ftatt der 
Tobeöftrafe bed Schwerbts. 

Bei. der großen Unſicherheit der Volliredung der Todesſtrafe mit dem 
Scwerdte, wodurch es möglid wird, daß der Verbrecher ein größeres Uebel 
erleider, als er nach dem Geſetz und dem ergangenen Erkenntniffe erleiden follte, 
finde ich kein Bedenken, Ihren Antrag in dem Bericht vom 11.8. M. wegen 
Abänderung diefer Strafart zu genehmigen. ch fege daber hierdurch feft, daß 
künftig in allen Fällen, in welchen die Gefege die Strafe des Echwerdts be 
flimmen, nicht mehr darauf, fondern auf die ZTodesftrafe des Beils erkannt 
werden fol. ’ G. S. ©. 199. 


2) C.©. ». 19, Octbr, 1811., bafı bie Hufflechtung des Körpers aufs Rad nicht mehr flatt 
finden foll; f. au 8. 47. bief. Tit. 


3) Ju Betreff der Art der Vollſtreckung ber Tobeöftrafen; f. €. D,$. 538551, 


X. Feftungs: Zuchthaus: und Gefängnißftrafe. 


1) Gegen die zur Landwehr und Kriegöreferve gehörigen Individuen iſt ftatt ber Sucht: 
hand: ober Feitungsarbeit auf Einftellung in Die Steafabtheilung einer Feſtungs⸗GSarniſon⸗ 
Eompagnie zu erkennen; f. weiter unten sub VIL 


2) a) BRescripte ».31.Mai 1802. und 15. @eptbr. 1804., und O. O. v. 8. Septbr. 
1821,, betr, bie Anwendung bed Feftungdarreftd und ber Feftungsarbeit oder der 
Zuchrhausftrafe. 

In der Unterfuchungsfache wider den Dienſtknecht Carl Lubwig Schneider haben 
Wir erfahren, daß das Erkenntniß erfter Inſtanz, wodurch der Inculpat zu dreimo« 
natlicher Feſtungsarbeit verurtheilt worden, aus dem Grunde von Eud in Feſtungs 
arreft von gleicher Dauer abgeändert worden, weil das Geſetz Feſtungsſtrafe und 
nicht Feſtungs⸗ Arbeit beſtimmt hat. Da indeſſen Feſtungsſtrafe der allgemeine Auss 
druck iſt, welcher ſowohl Arreft als Arbeit im fidh begreift, fo muß der Richter nad) 
der Herkunft, der Erziehung und dem Stande des Inculpaten beurtheilen, welche 
von beiden zu wählen und anzuwenden fei, wie Wir folhes Allerhöchſt felbft nur 
noch fürzlih in einem gang ähnlichen Falle feſtzuſetzen geruhet haben. Hiernach ift 
aud im vorliegenden Falle das Erkenniniß eriter Inſtanz von Uns wiederbergeftellt 
worden, und werdet Ihr hierdurch angemwiefen, Euch in Zukunft nad) Unferer Wil 
Iensmeinung im sententionando zu achten, Sind ꝛc. 

Berlin, den 31. Mai 1802, N. C.C. T. XI. S. 953. No. 32. de 1802, 


In der Unterfuhungsfahe wider den Lehnſchulzen ꝛc. ꝛc. zu 2c. haben wir erfehen, 
daß Ihr die gegen den Inculpaten in erfter Initanz erfannte Behungerafz nicht nur 
gemildert, fondern auch in Feilungsarreft verwandelt habt. Da den Acten nad, 
der 1c.2c. ein vermögender Mann ült, der fih auf der Feſtung felbft unterhalten Tann, 
fo haben Wir es zwar bei Euerm Erkenntniſſe belaffen, können Euch indeſſen nicht 
verhalten, daß det ıc. ſowohl in Rückſicht feiner Geburt, als feines Standes, Ge 
werbes und fonfiiger Verhältniſſe als ein am körperliche Arbeiten gewöhnter Bauers- 
mann ganz offenbar zur Feltungsarbeit qualificirt if, und daß darin fein Lehnſchulzen⸗ 
Amt umd der Befig des Lehnfhulen« Gutes nichts ändern Tann. Damit nun im 
Armen -Unterfuhungs- Sahen die Fonds der Turisdiction durch dergleichen Grfennt. 
niffe nicht beläftiger werden, wollen Wir Eud) hiermit zu Eurer Direction eröffnen, 
daß Feltungsarbeit fehlechterdings die Negel bleiben, und der Arreft als Ausnahme 
nur dann erfannt werden muß, wenn Geburt, Erziehung, Stand und Gewerbe des 
zu Beftrafenden vermuthen laffen, daß er an körperliche Arbeiten nicht gewöhnt fei, 

Berlin, den 15. Septbr. 1804. Neues Arhiv B.3. ©, 487. 


Auf Ihren Antrag vom 21. Juni d. 3. beftimme Ich bierdurd, daß auch 
in den Fällen, in welchen die Strafgefege nur des Feltungs-Arreits erwähnt 





. um 
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baben, auf Feftungs «Arbeit und Zuchthausitrafe erkannt werden Bann, und 
die Wahl zwifchen diefen Strafen nad) dem Stande des zu Beftrafenden und 
feinen individuellen Verhältniſſen geleitet werden muß, 
Berlin, den 8. September 1821, ®.©. ©. 158, 
b) Bescripte v.24.Mai 1805, und 6. Decbr. 1809,, betr. die Subftitution der 
Se Gute ‚sub dato den 9. d. I, eingereihte Anfeage,. Die Sußfikatien de 
„Auf, Eure. su en 9, d. W. eingereichte Anfrage, die Su n 
uchthausſtrafe für bereits erkannte ——ã—— —2 laſſen —2 Bier 
urch folgendermaßen befheiden: Wenn das Gefeg ausdrücklich Feſtungsſtrafe auf das 
Berbrehen verordnet, ift der Richter nicht befugt, Zuchthausitrafe zu fubfiruiren; im 
öllen, wo dem Richter die Wahl gelaffen iſt, bleibt es feinem Arbitrio überlaffen, 
eſtungs⸗ oder Zuchthausſtrafe zu erkennen, und: in Fällen, wo eine Feſtungsſtraft 
bereiss erfannt war, deren Vollſtreckung fich der Verurtheilte durch die Flucht entzo⸗ 
gen hat, muß, wie fih von ſelbſt verficht, dieſe Strafe bollſtreckt werden, fo ſern der 
entiprungene. Verbrecher wieder eingeholt iſt, und nicht. wegen immittelſt begangener 
neuer Verbrechen zur Unterfuhung gezogen, und dem gemaß im Gefängnife zurüd 
ah a werden muß. In diefem Falle, der eigentlich den Gegenſtand Eurer At 
frage ausmacht, muß anderweitig auf Greftungsfrafe erkannt werden, wenn anf die 
neuen Verbrechen unbedingt Feſtuugsſtrafe verordnet iſt, umd beide Feftungsftrafen 
werden alsdann zugleich vollitredt: bat aber der Richter nach dem Geſetze die Wahl 
Auifcen Zuchthaus :, und Feſtungsſtrafe und wird, wegen des neuen Verbrechens, die 
nwendung der erfteren für zwedinäßiger gehalten, fo kann auch die noch rücftändige 
eftungsftrafe im Zuchthaufe abgebüßt werden; jedoch behalten Wir Uns in allen 
älfen, wo die Confirmation des Urtels eingeholt werden muß, die Prüfung der 
ehnäßateh diefer Subftitution ausdrüdlid vor. 
erlin, den 24. Mai 1805, Neues Arhiv B.4. S, 174. 
In dem A. L. R. ift die Strafe niehrerer Arten von Verbrechen alternative auf 


Feſtungs⸗ oder Zuchthausſtrafe feftgefegt worden, und es ift daher in allen Fällen 


der Willführ des erfennenden Nichters überlaſſen geblieben, entweder auf die eine 
oder die andere Strafe zu erkennen. ' 
Die Gefängnife in den Feltungen, in welchen die zur Fellungsarbeit verurtheil 
ten Verbrecher aufgenommen werden, find jedoch nicht dergeitalt eingerichtet, als die 
vom ung angenommenen Grundfäge in Abficht der Straf- und Beilerungsanftalten 
überhaupt vorfchreiben, und es liegt meiltentheils in dem Lokale und in dem 
tairischen Zwed der Feltungen der Grund, weshalb eine ſolche Einrichtung dort 
nicht leicht getroffen werden Tann, 
"Damit nun aber die Abficht, welche durch die theils fehon bewirkte, theils noch 
zu bewirkeudei,zwedmäßigere Drganifation_ der Zuchthäuſer und übrigen Strafanftak 
tem: erreicht werden foll, bei einzelnen Individuen micht durd ihre: Berurtheilung zur 
Feſtung gänzlich vereitelt. werde; jo verordnnen wir hierdurch: daß in den. Fallen, in 
welchen »die Geſetze zwiſchen der. Feltungs: oder: Zuchthausſtrafe die Wahl lafien, nur 
gegen ſolche Verbrechen auf Feitungsftrafe (Feſtungsarbeit) erfannt werdem ſoll, bei 
enen entweder feine Hoffnung der’ Befferung mehr seintritt, oder die zu einer lebens: 
wierigen Einſperrung oder zut Ginfperrung bis zur Begnadigung verurtheilt worden, 
Von dieſer Regel finder jedoch eine. Ausnahme ſtatt, wenn die Perfönlihkeit des 


Verbrechers und die. Gefahr, welde aus deſſen Entweihung für das Publikum ent ‘ 


fteher, eine, größere Sicherheit der. Aufbewahrung norhwendig macht, und ſolche in 
der Feſtung mehr, als in dem Zuchthauſe, erreicht werden fan, 

Die Verbrecher weiblichen Sefchlehts find dagegen durchgängig zum Zuchthauſe 
zu el eilen, inſofern wicht etwa auf der einen oder der anderen Zeitung befondere 
GSefäugniffe zur Aufbewahrung weiblicher Perfonen eingerichter find. 

Alle übrige ſolchergeſtalt nicht zur Feſtung qualificirte Verbrecher müſſen zum 
Zuchthauſe verurtheilt werden, wohingegen es in Abſicht derjenigen, bei welchen Feine 
andere als Feſtungsſtrafe ſtatt findet, oder deren Strafe in Feſtungsarreſt beſtehet, 
bei dem bisherigen Verfahren fein Bewenden hat. Hiernach habt Ihr Euch zu ad 
ten, und Wir ſind Euch mit Gnaden gewogen. 

Berlin, den 6. Dechr, 1809, Mathis. B. 8. S. 560. Ir. Abſchn. 
e) Bescript v.29.Rovbr. 1519., betr. die Anwendung der Feſtungs⸗, Zuchthaus 
und Gefängnifftrafen. 

Der Criminal: Senat ꝛc. vermifcht in feinem Berichte vom 15. d. M., betreffend 
die Anwendung der Feftungs:, Zuchthans: und Gefängnißftrafen die Zweifel über bie 
Anslegung der beſtehenden gefeglichen Vorfchriften mit den gegen ihre Zwedmäßigkeit 
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emachten Erinnernngen. Es Tann. feinem Bedenken unterliegen, daß da In ben Ge: 
(cn unter den Arten der Entziebung. der Freiheit ein Unterfchied gemacht, und, di WW 
urd, Gefänguiß:, Feltungs- und, Zuhrhausitrafe ansgedrüdt worden, wur auf Die 
jenige, Strafe erfannt werden konne, welche für das begangene Verbrechen aus: 
dtuklich beſimmt worden iſt. Bei den meiften Verbrechen werden fi auch im der 
Ars uud. Große derfelben,, oder. and in den ‚perfonlichen Berhältiifien derjenigen, 
von, welhen gewiffe Arten, von Verbtechen gewöhnlich, begangen werden, leicht die 
Gründe, entdeden laſſen, wodurch der Geſeßgebet bewogen worden, die feſtgeſetzte 
und. keine andere Strafe zn wählen. Dargus folgt, bg nicht, daf wenn die ge 
Iehlas, Ehe dad, der Iudioidualisät des Werbrecbers micht fattfitden Lam, der 
Lestert firaflos bleiben muſſe. Schon der $. 590, der. Er. D. hät MN igen, welche 
dem Nichter eine völlige Willführ in der Wahl der Art der Freih töberanbung ge⸗ 
ftatten wollen, über die Unrichtigkeit dieſer Folgerung beiehren follen. Nach diefem 
Seh, wird in einem folhen Falle die erkaunte Strafe von dem Zuftisminifter auf 
den Arttrag des Landes: Zuftisfollegii in eine andere verwandelt,’ es iſt aber dieſe 
Berwandlung auch unbedenklich ſchon dem erfennenden Nichter erlaubt, wenn die Un⸗ 
möglichkeit, die gefegliche Strafe zu vollſtrecken, vor Abfaffung des Erkenntniſſes 
ſchon "außer Ziveifel it. Nur muß es mit diefer Unmöglichkeit ſtrenge genommen 
werden. Nicht jeder Mann’ über 60 Fahre it, wie der Sriminal- Senat annimmt, 
unfähig, eine Zuchthausſtrafe . erleiden, indem in den Zuchrbäufern ſolche Anſtal⸗ 
ten getroffen werden müſſen, daß auch ältere Perſonen auf eine ihren Kräften anges 
meſſene Weiſe berg: werden fünnen und’ folhergeftalt die Vollſtreckung der Eau 
lichen Strafe möglich" bleibt, Es ift ferner ein Itrihum, wenn der’ Criminal: 
der Meinung it, daß zur’ Zuchthausfträfe nur ſolche Perfonen verurtheilt werden 
fönnen, wei während der Dauer ihrer Strafe ſich felbit zu ernähren nicht im 
Stande find, Hierauf kommt es in allem: den Fallen nicht an, in welchem die, gefeh- 
liche Strafe in Zuchthaus und feiner andern beſteht, in denen daher, der. Berbredyer, 
er mag Vermögen befisen oder nicht, zum -Zuchthaufe ‚gebracht, werben, und ſich das 
ſelbſt den ihm angewiefenen ‚Arbeiten unterziehen muuß. — Was die aus dem Stande 
und Alter. der nach den Gefegen zum Zuchthauſe iu verurtheilenden Perfonen herge— 
nommenen Bedenken betrifft, fo find folhe gegen die Geſetzgebung ſelbſt gerichtet und 
fünnen für den Nichter feinen Grund abgeben, auf eine andere, als Zuchthausftrafe 
zu erkennen, wenn nur diefe für das Verbrechen geſetzlich beſtimmt ih 
Alt. des Juſtizm. A.8929, 
3) a) Bescript vom 20, Zuni1812,, betreffend das Minimum zu erfennender Zucht ⸗ 
hausſtrafe. ti 
Es Tann bei dem in dem Berichte des Königl. O. L. Ger. vom 5.8. M. ange, 
zeigten bisherigen Verfahren, nad weldhen auf eine geringere, Als dreimonatliche 
Zuchthausftrafe nicht erfannt wird, aud uoch ferner in den Fällen! ſein Beenden 
a in welchen die Geſetze die Zuchthansftrafe nicht als die einzige Art der Be 
ſtrafung ausdrücklich vorfchreiben, und im der Sache felbft Fein Grund zn einer Ab 
änderung liegt. v.8.5.8.1. ©. 65, 


b) C.®. v.14.Zuli 1834,, daß bei Ueberfüllung der Beffernugsanftalten Zuchthaus⸗ 


ftrafen unter fechd Monaten imden Gefänghiffen, Suchthandftrafew über ſechs Monate auf 


ben Feitungen vollftreedt werben Pönnen. : 


> Auf Ihren gemeinfchaftlichen Bericht vom 19. v. M, und ha® Ihrem An 
trage genebmige Jh, daß, ‚fo lange die Ueberfüllung ‚der Zuchthäuſer in meh: 


zeren Provinzen dauert, nicht, nur Zuchthaugftrafen unter ſechs Monaten in 
den. Sefüngniflen vollſtreckt, ſondern auch die ‚zur Zuchthausſtrafe von Länger als 
ſechs Monaten verurtbeilten, zu fchwerer Arbeit geeigneten Verbrecher, in die 
Feſtungen zur Strafarbeit abgeliefert werden dürfen. Doch ift- vom diefer Maaf 
regel nur inſoweit Gebraudy zu machen, ald es der Zuftand der Gefangen» Ans 
falten in den Feſtungen nad) Ihrem, des Kriegsminifters Ermeſſen geftattet, 
Sie haben hiernach weiter zu. verfügen, und die betheiligten Behörden mit In— 
firuftion zu verſehen. v. K. 

O)) Bergl. übrigend wegen Vollſtreckung der Feftungs + und Zuchthausſtrafen 6. 556, 
u. figde. der Er. O. en — Er. 
4) a) Bescripte v.13. April 1810. und 29. Auguſt 1915., betr. Me Deteution nach 
audgeftaudener Strafe; f. au 8.5. d. Tit. aan 
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b) Rescript ».7. Mai 1814., daß die Freiheitönerwirkung bis zur Befferung 
oder bis zur Begnadigung mindeftend bis anf bad gefegliche Strafmaaf zu beftimmen fei. 


In dem von dem Criminal: Senat des en O. L. Ber. zu: Breslau, wegen 
des auf der Feſtung N. fich befindenden Strafgefangenen N,, unter dem 14.9, M, 
eingereichten Berichte des dortigen Eriminal: Eollegii vom 31. März d. J. ift es fehr 
auffallend gewefen, wenn darin bemerkt worden, das die Strafe der Beraubung der 

reiheit bis zur erfolgenden er eine fürzere Strafzeit, als die ordentliche 
Strafe vorausfege, da vielmehr dag Gegentheil Statt finder, indem es von der Auf: 
führung des . Strofgefangenen abhängt, ob derfelbe auch nah Verlauf der ordentli« 
hen Strafe noch länger zu deriniren, und mithin entweder zu begnadigen fei, ober 
nicht. Die Strafe auf Begnadigung kann, vorhandenen Umftänden nah, bis zur 
Iebenswierigen ausgedehnt werden. 

(Verordn. vom 26, Febr. 1799, $. 19.) 

Shen fo wenig können die Srundfäge zweifelhaft fein, wie eim folder —— 
im Verhältniſſe mit dem geſetzlichen Strafmaaße zu beſtimmen ſei, da dieſer Zeitrau 
kein anderer, als die geſeßliche Strafe ſelbſt fein Tann, mithin das A. L. R. Thl. U. 
Tit. 20. ergiebt, binnen welcher Zeit nicht auf Begnadigung anzutragen iſt. Da nun 
im vorliegenden Falle das Eriminal:Collegium auf 15 Jahre würde erfannt haben: 
fo tritt auch der Antrag auf Begnadigung nicht vor dem Verlaufe diefes Zeitraums 
ein. Nah 15 Jahren it daher zu prufen:_ob der N, * Begnadigung ſich qualifi⸗ 
eirt, welches jest aus den vorangeführten Gründen und auch ſchon deshalb unftatt- 
haft if, weil derfelbe nah dem Gutachten der Commandantur zu N. in deu Arreilanı 
ten: Liſien durch Züchtigung zur Drdnung angehalten werben muß. 

. v. K. J. B. 3. S. 298. 

c) BRescript v.20. Juni 1823., daf die Einfperrung bis zur Beſſerung oder Be⸗ 

gnabdigung als ordentliche Strafe anzufehen und Daher ald außerordentliche Strafe nicht zur 
Anwendung zu bringen fei; f. zu 8. 34. dieſ. Tit. 


5) a) Bescripte ». 20. Unguft 1827. und 20, Juni 1831., daf unter einer acht: 
tägigen Gefängnififtrafe nur eine Woche ober ſieben Tage au verftchen find; f. oben 
nach 8.90, unter 5. 


b) Bescript v. 17. Decbr. 1833, nebft Anlage, daft Die Dauer der wach Monaten 
beftimmten Freiheitöftrafen nach Ealendermonaten zu rechnen fei. 


Dem Eriminal-Senat des Königl. O. 2. Ger, wird der von dem bortigen In- 
quifitoriate am 3. d. M. erftattete Bericht, 
betreffend die zwiſchen dem Kollegium und dem genannten Juquiſitoriate Statt 
findende Berfchiedenheit der Auſicht über die Dauer der nad Monaten beftimm« 
ten Gefängnißftrafen , 
biebei in Abſchrift, mir dem Gröffnen zugefertigt, daß der Juſtizminiſter der Anficht 
—* —— beitreten muß, wouach die Dauer der Monate wach deu Kalender 
zu berechnen ill. BR ö 
Die entgegengeſetzte Anficht würde nicht nur im dem beifpielsweife angeführten 
Falle, fondern auch bei einer Strafe von 13 Monaten: 
weiche mit der Dauer eines Jahres und eines Monats, 
von 18 Monaten: 
welche mit der Dauer eines und eines halben Jahres, 
von fehs Monaten: 
welche mit der Dauer eines halben Jahres für gleichbedbentend zu erachten find, 
Mu einer Berechnung führen, die dem Sprachgebrauche eben fo fehr, als der Abficht 
er gefeglihen Beſtimmungen bei einer nah Monaten beftimmten Dauer entges 
en märe. 
. Daf aber bei den ſtrafrechtlichen Zeitbeftimmungen des A. L. R. der gemöhnliche 
Sprachgebrauch in der Regel entjcheidet, ergiebt ſich namentlich aud aus dem Wus« 
drude: 8 Tage für eine Woche. Berlin, den 17. Dechr. 1833. 


Ew. Greellenz erlauben, dat mir eine zwiſchen unferm Collegium und dem hiefi- 
en Königl, Eriminal:Senar Statt findende Verſchiedenheit der Anficht über die 
auer der nah Monaten beftimmten Gefängnißftrefen zur hochgeneigten Prüfung. 

und Borbefheidung ganz gehorfamft vorzutragen uns unterfangen. i . 
Bei Vollfiredung von Gefängnißftrafen, deren Dauer nah Monaten beftimmt iſt 

baben wir ftets die Daner eines Kalendermonats zum Grunde gelegt, und ohne da» 

rauf Rückſicht zu nehmen, ob ein Monat 30 oder 31 Tage hat, den Verhafteten an 
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demjenigen Monatstage wieber entlaffen, an welchem er vor einem oder mehreren Mo⸗ 

naten feine Strafe angetreten hatte. A. * 
Der Königl. Criminal⸗Senat hieſelbſt hat aber in mehreren ſich kürzlich ereigneten Fäls 
len von ben liquidirten Haftstoften fo viel Tage geftrichen als unter den perbüßten Sıraf- 
monaten welche vom 31. Tagen gewefen, indem er anführt, ein Strafmonar fei ftets 
nur auf die Dauer von 30 Tagen zu volliireden, und ein Verhafteter babe nur je 
fo viel 30 Tage Haft zu_erdulden, als er zu Monaten Strafe verurtheilt worden, 
Der Königl. Criminal » Senat ift fogar in der Unterfuhungsfahe wider die W’ihen 
Eheleute, in welcher wir nah Salendermonaten Gefängnifitrafe vollſtreckt haben, des 
Dafürbaltens, daß die Denunciaten ihre: Anſprüche wegen der angeblichen Ueberſchrei⸗ 
zung des erkannten Strafmaaßes gegen uns auszuführen berechtigt fein würden. 
Wir find jedoch, dies ehrererbierigt vorausgefchidt, der unvorgreiflihen Meinung, 
daß unfere Berechnungsart eines Strafmonars die richtige fei, weil nicht nur auf al 
len Feltungen und in den Arbeitshäufern eben fo, wie bei uns gerechnet wird, ſon⸗ 
dern auch bei einer langen Hafısdauer augenſcheinlich Inconſequenzen entftehen, indem 
derjenige, bei welchem einjührige Haft erfanut worden, 365 Zage detinirt würde, 
während, wenn diefe Strafe auf 12 Monate ausgedrückt ift, nur 360 Tage vollfiredt 
werben dürften. Es erfheint uns namentlich der von dem Königl. Criminal: Senat 
zurBegrundung feiner Meinung angeführte 8. 550, Tit.9, Thl. 1. des A. L. R. kei⸗ 
nesweges paflend. j 
Diefer emihält die Berehnungsart der Dauer eines Monats bei monatlichen Ber- 
—— ihn aber auf Straf⸗Friſten analog anzuwenden, dürfte durch nichts 

unterflügt werden, ER 
Eon un aber für diefe eine gefepliche Beitimmung fehlt; fo bitten Ch rec 

lenz wir hierdurch unterthänigft: , 2— 
—— genden —— uns —* die Dauer eines Strafmonats für künf⸗ 
tige Falle höchſtgeneigteſt vorzubeſcheiden. 

Breslau, deu 3. Decht. 1833, v,8. 53.83.42. ©. 47. 


III. Körperliche Züchtigung. 


1) Bergl. 8.555. der Er. O., wonad ber f. 9. BWillfommen und Mbfchieb oder eine 
Süctigung während ber Dauer ber erfunnten Freiheitäftrafe nicht mehr ftatt findet, ſondern 
immer nur auf Bühtigung au Anfang der Strafzeit erfaunt werden foll. 

2) C.©. 2.14. Mai 1811., wegen Aufhebung der nicht Öffentlich geichehenden Pörpers 
Ucden Züchtigungen in Fällen, wo auf Iebenäwierige Freiheitöberaubung erfannt wirt. 

In allen Fällen, wo auf lebenswierige Einiperrung erfannt wird, kann Ich im 
den nicht öffentlich geſchehenden körperlichen Züchtigungen der Diebe nur eine zweck⸗ 
Iofe Härte finden, da diefe Gaftigationen, von welchen außer dem Richter und Ges 
richtediener niemand Zeuge ift, nicht wie die, in andern Fällen geſetzliche Ausftellung 
am Schandpfahl, der Staupenfchlag und ähnliche Verſchaͤrfungen der lebenswieri. 
gen Feltungs. oder Zuchthausftrafe als Bei ſpiel wirkſam fein fünnen; es muß 
daher diefe amedlofe Züchtigung des Werbrechers wegfallen, und Ich will dies als 
einen, für alle fünftige Fälle der gedachten Art zu beobachtenden allgemeinen Grund: 
fa hiermit feſtſetzen. G. S. ©. 196. 


3) Bescript ».23. Mai 1812, — Einfchränfung der körperlichen Züchtigung auf 
Berfonen ber unteriten Bolköflaffe. 


Die Verordnung vom 26. Febr. 1799, auf deren Declaration in Rüdjicht der 
Peitſchen⸗Züchtigungen der Dber:Appellarions » Senat des Königl. Kammergerichts 
in dem, auf Beranlaffung des in der Unterfuhungsiache wider den Zimmergeſellen 3. 
ind Conſorten abzufaftenden Grkenntniffes erftatteren Berichte vom 13, v. M. an 
trägt, fehreibt die forperlihe Züchrigung durch Peirfhen: oder Ruthenhiebe bei Dieb: 

ählen allgemein vor, geftatser indeffen Ausnahmen von der Regel, indem der $. 9, 
ponirt, daß, wenn die körperliche Züchtigung nicht anwendbar befunden wird, an 
deren Stelle Einfperrung treten folle. Daß nur folhe Diebe, welche fih diefes Ver: 
u. fhon öfter fhuldig gemacht, einen befondern Hang zum Stehlen, und mit dem 
bien ein Gewerbe getrieben haben, Zörperlich gezüchtigt werden konnen, läßt fich 
ans der gedachten Verordnung nicht rechtfertigen. Dagegen haben des Königs Ma: 
jeität, im einer, kürzlich bei Gelegenheit einer bemilligten Begnadigung erlaffenen 
€. D., zu äußern gerubt, daß die forperliche Züchtigung nur für Verbrecher aus der 


% 
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unterfien Volksklaſſe geeignet fe. Inwlefern num eine ſolche bei. der; unverehellchten 
B. Anwendung findet, bleibt der richterlihen Beſtimmung überlaſſen. Ba 
> v. K. J. B. I. S. 6. 
4) Mescript v.7.Decbr. 1827., daß in Fällen, wo auf Adelsverluſt erkanut wird, die 
‚Eörperliche Züchtigung wegfällt. , j 
Es find in neuerer Zeit öfter die. Fälle vorgefommen, dag in ben, 3 en Der 
brecher adelihen Standes ergebenden Straferfenntniffen, neben, dem Adelsverlufte 
zugleich eine körperliche —— feftgefegt worden, und des Königs Majeſtät ha— 
n daher zu befehlen geruhet, daß die körperliche Züchtigung in allen Fällen, wo 
auf Adelsverluft erkannt. wird, wegfallen, und Fianns neben dieſem nicht ausge 
fprochen werden fol, wonad; das Königl. D. 2. Ger, ſich zu. achten hat. 
Kiss y. : v. K. J. B. 30, ©. 386, 
. 5) 0.0. 9.29, März 1833,, betr. bie Aufhebung ber Pörperlichen Büchtigumg bei Werfor 
men weiblichen Gefchlechts. : X “Hr 
Ich will Ihnen auf Ihren Bericht von 19. d. M, die —— des wieder 
beigefügten Begnadigungsgeſuchs der Ehefrau des Tagelöhners H. überlaſſen. 
Mit Ihren Bemerkungen über die könperliche Züchtigung bin Ich einverftanden 
und beftimme, daß fie gegen Werfonen weiblichen Gefchlehts, welche das. zehnte 
Jahr zurücigelegt haben, nicht mehr verhängt und ftatt derfelben auf verhältnigmä- 
Bige Freiheitsſtrafe erfannt, in den Fällen aber, wo ſie bloß diciplinariich erfäheint, 
ein gnberes zuläffiges Mittel angewandt werden foll, Statt der Publication durch 
die G. ©. ift diefe Beftimmung nur den betreffenden Juſtiz- und Verwaltungsbe— 
hörden mitzutheilen. * Be tr. Gr. VI. ©. 175. 
6) ©.©. v.9.Octbr. 1833. und Beseript v.21.ug.'183%4,, betr. Die Ansfchliefung 
der Förperlihen Züchtigung, ald Strafverfhärfung,beifreiwilligem Geftäubniffe; ſzu 
8,59. dief. Tit. 
7) Bergl. Er.D. 8,408,, wegen Unſtatthaftigkeit der Förperlichen Züchtigung bei einer 
außerorbeutlichen Strafe. N TE Re 
.: 8) Gegen Soldaten, Landwehrmänner und Kriegäreferviften ift Förperliche Züchtigung 
nur .. — Berſetzung in die zweite Klaſſe des Soldatenſtaudes zuläſſig; f. weiter 
unten su . , . 


IV. Ehvenfrafen. —— 
A. Verluſt der Nationalkokarde und des National · Militairabzeicheng 
— oder Landwehrkreuzes. u u 


1) a) Verordnungen v.22. Febr. 1813, und v. 30, Septbr, 1813, betr. das Tra⸗ 
gen und ben Verluſt der Nationalkokarde. | 
Wir Friedrich Wilhelm, König von Preußen zc.2c.. In Erwägung, daß die 
berzerhebende allgemeine Aeußerung treuer Vaterlandsliebe ein äußeres Kennzeichen 
derfelden für alle Staatsbürger fordert, verordnen: daß TED 
1) auch außer dem Kriegsdienfte von allen Männern, die das zwanzigfte Jahr 
zurüdgelegt haben, die Preußiſche Nationalkokarde von belannter Form, ſchwarz 
an Yu am Hute getragen werden fol, wenn diefe Ehre von ihnen nicht ver» 
wirft ift; er — 
2) die Kokarde wird getragen von allen, welche in Unſerm Staate gegien Bi 
oder die Rechte Unferer Unterthanen durch Anfiedelung oder Eintritt in. Unſern 
Dienft erlangt haben; | a 
3) das Recht, die Kokarde zu tragen, wird verwirft, durch Feigheit vor bem 
Feinde, durch die Beftimmungen des heutigen Geſetzes über dad Ausweichen des 
——— und durch Feſtungs- oder Zuchthaus-Arreſt mit Strafarbeit ver⸗ 
unden. a 
Das ftetd anweſende Sinnbild von dem Panier des Vaterlandes muß. jeden, 
der es in der Kofarde trägt, mit der Erinnerung an feine beiligften Bflichten dop: 
pelt erfüllen. Breslau, den 22. Februar 1813. * 2. 


A“ 
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Auf Ihren Bericht vom 17.d.M. declartre Ich die Verordnung vom 22. Febr. d. J. 
bierdurch dahin, daß atıfer der Feigheit vor dem Feinde und dem Ausweichen bed 
Kriegsdienftes, fo wie foldhes in der Verordnung vom 22. Februar d. I. bezeichnet 
ift ‚nur ſolche Verbrechen oder Vergehungen den Berluft des Rechts, die Rational. 
Kokarde zu tragen, nach fich ziehen, welche einen Mangel patriotifcher oder ehrlie⸗ 
bender Befinnungen anzeigen und daß es dabei nicht auf die Art der Beſtrafung an« 
komme. Sie werben hiernach das Erforderliche an die Zuftiz: Behörden erlaffen; 
einer förmlichen Publication diefer Declaration durch die öffentlichen Blätter und 
in der ©. ©. bedarf es nicht. | 


Zeplig, den 30. September 1013. Samml. der Berorbnungen ze. ©. 11. 
b) Beseripte v.3.und 10. Mai 1814,, betr, die Erläuterung ber: vorſtehenden 
Berordnung. ger ne 


Dem Dber:Appellations: Senat des Königl. Kammergerihts wird auf den Be 
richt vom 19, v. M. zu erkennen gegeben, daß die bisherige 1. der C. O. 
vom 30. Septbr. 1813, welche die Fälle bezeichnet, wann auf den Verluſt der Na 
tional» Gocarde erfannt werden foll, nicht die richtige it. Schon aus der: Faſſuug 
derfelben geht hervor, daß der Mangel patriotifher Geſinnungem nicht mit 
dem ber ehrlich enden für gleihbebeutend angefehen werben Farm, und fchon diefer 
Umftand Hätte auf die richtige Anwendung des Geſetzes führen müſſen, diefe folgt 
aber aud aus der Sache felbit, indem es eimestheils Verbrechen giebt, welche das 
Geſetz zwar mit Zuchthaus: oder Feitungsarbeit ahndet, aus. welchen aber. au und 
für fich noch nicht folgt, daß derjenige, welcher fie begangen, einen ſolchen unmoraki 
fchen Charakter und niedrige Denkungsart befige, weshalb gegen ihn eine fo demü— 
shigende Auszeihnung, als der Verluſt des National» Ehrenzeichens it, Statt finden 
muß, anderntheils folhe, die, wenn fie aud nur, mit Gefängnißftrafe geahndet wer: 
den, doch den Verbrecher als einen fo verdorbenen und unmürdigen Menfchen dat 
ftellen, daß die Tragung eines National: Ehrenzeihens hiermit gar nicht vereinigt 
gedacht werden kann. 

Der Umftand, daß es nicht die Art der Strafe, fondern die Art des Verbrechens 
ift, welche ſchändet, hat die Beftimmung Sr. Majeftät des Königs in der C. O. vom 
30. Septbr. 1813, veranlaft, daf es auf den Mangel ehrliebender Gefinnungen, nicht 
aber auf die Art der Beftrafung anfomme, und in diefer Hinficht ift daher zwifchen 
dem Diebe im Lazarefhe und aufier demfelben durchaus fein Unterfhied vorhanden, und 

egen beibe gleihmäßig auf den Verluſt der Cocarde zu erkennen. Als gefegliche 

bertretung, der erfigedachten Art erfhheinen die Vergehungen aus. Fahrläfiigkeit, die 
Bernachläfigungen des Feuers und Lichts, des Schießgewehrs, die Duelle und. Ins 
jurien, welde ee bier nur beifpielsweife aufgeführt werden, indem nad. der Bes 
rihtigung des allgemeinen Grundfages die Anwendung deffelben fich für den einzel: 
nen Fall von felbh ergiebt. Berlin, den 3. Mai 1814. v. K. J. B. 3. ©. 282, 

Der Eriminal: Depntation des Königl. Stadtgerichts wird auf die, in dem Be 
richte vom 5, d. M. gemachte Anfrage über die Auslegung der wegen Tragung und 
Berluf der Preußifhen National:Cocarde ergangenen Verordnungen hierbei abihrift- . 
lich, auſtatt Befheides die an den Ober-Appellations Senat des Kammergerichts 
unterm 3, d. M. erlaffene Verfügung zugefertiget. Was die Beftrafung derjenigen 
betrifft, melde die Cocarde tragen, obgleich fie des Rechts dazu für verluftig erklärt 
worden, fo ift ſolche der Polizeibehörde zu überlaffen, und daher derfelben von einem 
Erkenntniſſe, welches den Verluſt des Rechts, die National: Eocarde zu fragen, aus 
fpriht, jedesmal Nachricht zu geben, 

Berlin, den 10, Mai 1814. v. K. J. B. 3. ©. 283, 


c) Bescript v. 4. Novbr. 1815,, daft auch bei Perſonen unter 20 Jahren auf Ver⸗ 
Iuft der Nationalkokarde au erkennen fei. 


‚Die Criminal: Deputation des Stadtgerihts hat angezeigt, daß der Ober: Appel- 
lations: Senat des Königl. Kammergerichts in mehrern Fallen die Beftimmung des 
erften Urtels, wodurch auf den Verluſt des Rechts, die Rational-Cocarde zu tragen, 
erfannt worden, wieder aufgehoben hat, wenn der Verbrecher noch nicht ZO Jahr alt 
gern Als Grund diefer Entfheidung wird in den Erkenntniſſen angegeben, daf 
iejenigen, welche das 20ſte Jahr noch nicht erreicht haben, nad der Verordnung 
vom 22, Febr. 1813. nicht berechtigt feien, die National:Eocarde zu tragen, mithin fie 
auch eines folhen Rechts nicht fir verluftig erklärt werden könnten. Diefe Meinung 
iſt aber Teinesweges gerechtfertigt. Die Verordnung vom 22, Febr. 1813, beftimmf 
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unter No. 1., daß diejenigen Männer, welche das 20fte Jahr zurüdgelegt haben, bie 
—— National-Cocarde tragen follen, fie ſetzt alſo nur: feſt, von welchem 
ebensjahre an ein Jeder verpflichtet ſein ſoll, die Cocarde zu tragen, ohne darüber 
etwas zu beſtimmen, von welchem Jahre an die Befugniß zur Tragung der Co— 
carde eintritt. 


Aus der Verbindlichkeit der über 20 Jahr alten Männer, die Cocarde zu tragen, | 


kann nun aber nicht auf das Verbot der Tragung der Cocarde für diejenigen, welde 
unter 20 Jahr alt find, gefchloffen werden. Vielmehr ift anzunehmen, daß auch diefe 
eben fo gut wie jene dleſes eh wein aller Preußischen Unterthanen zu tra« 
en befugt find, fo wie denn diefe Befugniß auch notorifh von folchen jüngeren Per 
Kam ausgeübt wird. Die Lesteren haben alfo eben fo gut, wie diejenigen, welde 
über 20 Jahr alt find, ihr Necht zur Tragung der National» Eocarde in den durch 
die Gefege bezeichneten Fällen verwirkt, und es würde höchſt auffallend fein, wenn 
u. bei ganz gleichen Verbrechen, dem einen die Eofarde entziehen, dem andern fie 
en wollte. 
Diefe Gründe werben hoffentlich hinreichend fein, um den Ober⸗Appellations -Se⸗ 
nar zu veranlaffen, von feiner angenommenen Meinung abzugeben, und dadurch die 
Verſchiedenheit der Erkenntniffe über diefen Punkt zu vermeiden, v. K. J. B. 6. ©. 196, 


d) C.©.».28. März 1816,, daß auch bei einer aufetordentlichen Feftungs: ober 
Zuchthandftrafe wegen eined entehrenden Berbrechend auf Berluft der Nationalkokarde 
au erfennen. 


Durh Meine Verordnung vom 22. Februar 1813 habe Ich bereits beſtimmt, 
daß das Recht, die National» Kokarde zu tragen durch Feltungs» oder Zuchthaus: 
arreft mit Strafarbeit verbunden, verwirkt fein fol, Es verftebt fi alfo von 
ſelbſt, daß diefe Strafe, wenn fie nach Inhalt Meiner Drder vom 30. September 
1813 für ein entehrendes Verbrechen erduldet werden muß, den Berluft der Kokarde 
nach fich ziebe, fie mag als ordentliche oder bei nicht vollftändigem Beweiſe, ale 
außerordentliche Strafe erfannt werden. Ich überlafje dem Staats: Minifterium, 
die Behörden hiernach zu berichtigen. Dff. Samml. der Verordnungen. ©. 14. 


e) C. ©. ». 1. 3uli 1817., betr. den fich von felbft verftehenden Berluſt ber Rational: 
kokarde bei einem auf Lebendzeit verurtheilten Baugefangenen, 


Der richterlihe Ausſpruch, daß der zu lebenswieriger Feltungsarbeit verur. 
theilte vormalige Zoll-Einnehmer N. die Rational:Kokarde verlieren foll, ift zwar 
an fi geſetzmäßig, bei einem auf Lebenszeit verurtbeilten Baugefangenen ver 
ftebt fi das aber von felbft, und muß daher nicht erft in das Urtel aufge: 
nommen werden, 

Aus diefem Grunde nehme Ih Anftand, das om 21.9. M. von Ihnen ein 
gereichte und wieder beigefügte Gonfirmationg-Refeript zu volljiehen, und will 
daher folches hiernach mit Weglaffung des bemerkten Zuſatzes abgefaßt, erwarten. 

v. K. J. 8.10. ©. 23. 

f) Bescript o. 2. Febr. 1825 , betr. den Verluſt ber Rationalfofarbe bei Beamten, 


Auf Beranlaffung des von dem Königl. Kammergericht mittelt Berihts vom 
27. Dechr. pr. eingereichten Verzeichniffes der im verfloifenen Tahre zur Unterfuchung 
gezogenen Juftisbeamten, find die hierbei zurückerfolgenden Unterfuhungs: Alten wider 
den Stadigerichts:RegiftrarursAffiftenten N. brevi manu erfordert worden... — 

Aus dem in diefer Umterfuchungsfache gefällten Erkenntniſſe hat der Juſtizminiſter 
erfeben, dat das Königl. Kammergericht gegen einen Tuftizbeamten wegen Berrüge: 
—* — der National⸗Cocarde erkannt, und doch nicht die Caſſation aus— 
geſprochen hat. 

Hierbei fällt es im einen offenbaren Widerſpruch. Denn die National:Eocarde 
fol, nad) der Allerhöchſten C. D. vom 30, Septbr. 1813, durch Bergehungen, welde 
einen Mangel ehrliebender Gefinnungen belegen, verloren geben. Ä 

Wenn yun Quftisbeamte, die die befondere Verpflichtung zu einem moralifchen 
Wandel haben, durch Erkenntniß des Rechts, das allgemeine Nationalzeichen zu tragen, 
für * erklärt werden; ſo muß ihnen eine ſolche Handlung zur Laſt fallen, die 
fie verädhtlih macht, und fie können alsdann nad $. 363. Tit. 20. Thl. IL. des A.L. R. 
nicht im Dienite bleiben. Iſt indeß das Vergeben nicht von der Beſchaffenheit, daß 
es fie verächtlich macht, alfo feinen Mangel ehrliebender Gefinnungen verrärhr jo läßt 
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ſich der Verluſt der National⸗-Cocarde nicht rechtfertigen, der an ſich ſchon eine fehr 
erheblide Ehrenftrafe if. j u 

Das Königl. Kammergericht hat daher in vorkommenden Fällen mit größter 
Sorgfalt zu erwägen, ob gegen einen Beamten auf Verluſt der National: Eocarde 
zu erkennen ift, und wird alsdann finden, daß da, wo es auf det Verluſt zu erkens 
nen bat, auch die Dienftentfegung in nothwendiger Verbindung fleht. , 

In casu ijt durdy das Grfenntniß des Dber -Uppellations- Senats, der das erfie 
Erkenntniß hierüber abgeändert, die Derlegenheit gehoben, die daraus entfichen 
würde, einen Beamten, der foldergeftalt öffentlich als nicht ehrliebend bezeichnet ift, 
im Dienfte zu haben. v:8.9.8.25. ©. 129, 

g) Bescript ». 22. März 1822, und ©. ©. v. 22. Octbr.1828., betr, die Wieder⸗ 
verleihung ber Nativnalfofarbe, » 

Des Könige Majeftät haben über die Bedingungen, unter denen die Geſuche um 
MWiederverleihung des durch richterlihe Erkenntniffe verloren gegangenen Rechts, die 
National: Cocarde zu tragen, bei Allerhöchftdenfelben anzubringen find, durch die an 
die Minifterien der Tuftiz und des Innern erlaffene Allerhöchſte C. O. vom 23, Aug. 
v. J. Folgendes feitzufegen geruht: 

Im Allgemeinen it Jedem, gegen den auf Verluſt der National: Cocarbe erfannt 
worden, nah Erduldung der außerdem ihm auferlegten Strafe, geftattet, die Wieder- 
aufhbebung jenes Berluftes nachzufuchen, jedoch erft nah Verlauf von 6 Monaten von 
dem Zage des beendigten Straf:Arrefted angerechnet. Der Beftrafte hat diefes Ge 
fuch unter Beifügung seines Atteſtes über feurk gute Aufführung in der Strafanftalt, 
bei dem betreffenden Landrath, oder wo in einer Commune ein eigener, von dem 
Landrathe unabhängiger, Polizei-Direktor eriflirt, bei Lesterm anzubringen. Derfelbe 
nimmt die fonft noch erforderlichen Zeugniffe auf, zieht weitere Erfundigung ein, wo 
er es nöthig findet, und vernimmm die Communal: Behörde des Orts, in welchem 
der Provofant nad; wiedererlangter Freiheit feinen Wohnfig genommen hat, 

Auf den Grund der von ibm biernähft am die Regierung einzureihenden Ber: 
bandlungen, berichtet diefe an die Minifterien der Tuftiz und des Innern, von wels 
chen Sr. Majeftät den mweitern Vortrag erwarten, Finden Allerbochitdiefelben Sich 
auf diefen "Vortrag bewogen, den Verluſt der National: Cocarde wieder aufzuheben; 
fo wird die Negierung davon in Kenntniß gefegt, welche fodann dem Borftande der 
Gommune, in welcher der Provofant fih aufhält, den Auftrag ertheilt, ihm in einer 
Berfammlung der Eommunals Behörde die Cocarde wieder zu verleihen. 

Das Königl. Kanmergericht (Königl. D. 2. Ger, Königl. Ober: Appellatiotts-®er.) 
bat fih nicht allein felbft nad diefen Beftimmungen zu achten, fondern auch ſolche 
durch die Amtsblätter zur Kenntniß der Untergerichte zu bringen, 

Uebrigens werden die Regierungen die Anweifung erhalten, dasjenige Gericht, 
welches erfannt hat, von der erfolgten Wiederaufhebung des Verluſts der National: 
Gocarde jederzeit zu benachrichtigen, 

Berlin, den 22. März 1822. v. K. J. B. 19. ©. 205, 


Auf Ihren, der Miniſter des Innern und der Juſtiz, an Mich erſtatteten Be: 
richt vom 7. d. M. beftimme Ich hierdurch, daß es wegen Wiederverleibung det 
durch ein Straferfenntniß verwirkten National »Gocarde, bei der bisherigen Vor: 
fhrift, gemäß welcher der Antrag auf Wiederverleibung bei Militair »Werfonen 
1 Jahr, und dei Civil: Perfonen 6 Monat nach erlittener Strafe auf den Grund - 
des —— Statt findet, mit der Maaßgabe verbleiben ſoll, daß die 
erſtere Friſt auf wirklich dienſtthuendes Militair zu beſchraͤnken, nicht aber auf 
Individuen anzuwenden iſt, welche zur Kriegs » Referve entlaſſen, oder. ur Land» 
wehr übergegangen find, weshalb auch demjenigen, der nach überftandener Strafe 
aus dem Militair» Dienft entlaffen wird, der Antrag auf Wiederverleihung der 
— — geſtattet ſein ſoll, ſobald ſechs Monate nach erlittener Strafe 
verfloſſen ſind. 

Ich überlaſſe Ihnen hiernach das Erforderliche in Ihren Reſſorts zu verfügen. 

Berlin, den 22. October 1828. v. K. J. B. 32. ©. 312. 


2) a) O. O. v. 5. Oetbr. 1817., betr. bie Verwirkung des National⸗Militaira b⸗ 
Zeichens und Sandwehrkreuzes. 


Ich beſtimme hiermit, daß in denen Fällen, wo bei dem ſtehenden Heere 
Mannkopff Aug. Kandrecht VII. 14 
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auf Verluft des National» Militair- Abzeihens erkannt wird, bei der Landwehr 

auf Verluſt des Landwehr. Kreuzes erfannt werden fol; und trage dem Militair- 

Quftiiz« Departement auf, die nöthigen Bekanntmachungen danach Re erlaffen. 
.©. S. 302 


b) O. O. v.13, Oectbr. 1824,, betr. den durch Erfenntnig ansdzufprechenden Berluft 
des National: Militair: Mbzeichensd, des Landwehrfreuzes und ber Nationalfofarde und bie 
Berfegung in die zweite Klaffe des Solbatenftandes, t 

Ich finde es in dem Sinne der Militairgefege völlig begründet, daß ein 
Soldat nicht ohne den Beſitz ded National» Militair« Abzeichens in der Iften 
Klaffe des Soldatenftandes verbleiben und eben fo wenig ein, in der 2ten Klaſſe 
befindlicher Soldat das Rational: Militair Abzeichen befigen oder wenn er in 
das bürgerliche Verhältniß zurüdtritt, die Natioualkofarde tragen kann. Zur 
Befeitigung der deshalb vorgefommenen Zweifel und zur Ergänzung der Bor 
ſchriften über den Verluſt des National: Militair- Abzeihens (Landwehrkreuzes) 
und die Verfesung in die 2te Klaffe, beftimme Ich daher auf Ihren Bericht 
vom 15. Sebruar c.: 

1) Mit der Verfegung in die 2te Klaſſe des Soldatenftandes ift allemal der 
Veriuft des Rativnal-Militair-Abzeichens (bei der Landwehr des Landwehrkreuzes) 
und eben fo mit dem Verluft des National: Militair. Abzeihens (Landwehr: 
kreuzes) die Verſetzung in bie 2te Klaſſe des Soldatenflandes verbunden; von 
den Militairgerichten alfo ausdrüdlich darauf zu erkennen. 

2) Wer durch Erkenntniß der Militairgerichte des National: Militair: Ab- 
zeichens (Landwehrkreuzes) verluftig erkläre worden umd vor feinem Küdtritt 
in das bürgerliche Verhältniß nicht wieder zu dem Beſttz dieſes Abzeichens ger 
langt ift, darf im Civilverhältnig aud die Nationalkokarde nicht tragen. 

3) Die Civilgerichte haben in Anfehung der beurlaubten Landwehrmänner und 
anderer, dem Givilgerichtöftande unterworfener Militairperfonen, die Beſtim. 
mung adl. zu befolgen, zugleich aber auf den Verluſt der Nationalkolarde 
in den Fällen ausdrüdlih zu erkennen, wo der Verluſt des National: Militair- 
Abzeichens nach der Beſtimmung ad J. eintritt, oder wo der Verluſt der Kokarde 
in ben darüber gegebenen Verordnungen vorgefchrieben ift. 

4) Mit der Wiederverleihung ber militairifhen Abzeichen an eine Militair- 
perfon ift zugleich die Verfegung in bie 2te Klaffe und der Verluſt des Rechts, 
im Givilftande die Nationalkofarde zu tragen, für aufgehoben zu erachten; eben 
fo ift mit der Wiederverleihung der Nationaltofarde an eine Givilperfon, welche 
im Militairftande die militairifhen Abzeichen verloren bat, deren Berluft fo wie 
die Verfegung in die 2te Klaffe, für aufgehoben anzufehen. 

5) Da hiernach die Verſetzung in die 2te Klaffe des Soldatenftandes imme 
mit dem Verluſt des National» Militair- Abzeichens verbunden ift, deſſen Wier 
derverleihung nur von Mir verfügt werden kann; fo findet die Beftimmung der⸗ 
Verordnung wegen der Militairftrafen vom 3. Auguft 1808, wonach die Zurüd« 
verfegung im die Ifte Klafle von den Kommandeuren verfügt werden kann, nicht 
mehr Anwendung. 

6) Die Militair » Behörden haben in den ntlaffungsfcheinen derjenigen, 
welche das National» Militair » Abzeichen (Landwehrkreuz) verloren und bis 
zur Entlaſſung nicht wieder erhalten haben, diefen Verluſt ausdrüdlich zu bes 


merfen. 
7) Zugleich beftimme Ich, daß das unbefugte Tragen der Nationalkokarde, 
bed re eg oder des Landwehrkreuzes eben fo bejtraft 


‚ werden foll, wie das unbefugte Tragen von Orden und Ehrenzeichen. 


G. S. ©. 213. 
e) C.©. v.27. Deebr. 1824,, betr, den durch Erfenntniß auszufprechenden Berluft 

des Landwehrfreuzes und des National: Militair: Ubzeichens, 
Im Verfolg Meiner Order vom 23.8. M., durch welche Ich feftgefeßt babe, 
daß diejenigen Landwehr: Bataillons, denen Ich die Zragung von Gjakots er: 
laubt habe, auf denfelben außer dem Landwehrkreuze auch das National: Mili: 
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tair · Abzeichen tragen follen, beftimme Ich hierdurch noch, daß bei allen Wer: 
gebungen welche den Verluſt des Landwehrkreuzes nach ſich ziehen, die Berichte 
ünftig nicht bloß auf deffen Verluft, fondern allgemein „auf den Werluft des 
Landwehrkreuzes oder des National» Militair: Abzeichens ” zu erkennen haben. 
Dei Bollziehung der Straferfeuntniffe aber wird den verurtheilten Landwehr. 
männern bei denjenigen Bataillons, welhe Müpen tragen, das Landwehr 
kreuz, und bei denjenigen Bataillons, welche Czjakots tragen, nur das Ratio 
nal» Militair» Abzeichen, wie bei den Linien » Negimentern, abgenommen und 
{m letztern Fall das Landwehrkreuz beibehalten. Ich trage Ihnen auf, biefe 
Beſtimmung refpe. den Gerichten und der Armee bekannt zu machen. 
v.8.%. B. 24. ©. 335, 
dä) O. ©. v. 26. Auguſt 1825,, den verwirkten Berluft ber Nationalkokarde bei beurs 
laubten Landwcehrmännerftund Kriegsreferviften betr. 

Ich babe unterm 13. October v. 3. feftgefeßt : daß mit dem Verluſt des Rarios 
nal.Militairabzeichens und des Landwehrkreuges allemal die Verfekung in die zweite 
Klaffe und der Verluft der Nationalkofarde verknüpft fein fol, Zur Hebung der 
diesfäligen Zweifel, verordne Ich ferner hierdurch: daß von den Civilgerichten bei 
beurlaubten Kandwehrmännern, Kriegs Reſerviſten, und in die Heimath beurlaub« 
ten Rekruten, in allen Fällen, wo der Beichuldigte mit dem Verluſt der National. 
kokarde beftraft wird, zugleich auf den Verluft des National» Militairabzeichens 
oder bes Landwehrkreuzes und auf Verſetzung in die zweite Klaffe des Soldatenftan- 
des erkannt werden foll. ®.©. ©. 192. 


B. Berluft der Kriegsdenkmünze. 


1) Bergl. Verordnung v. 24. Decbr. 1813, (G.& de 1814. S. 4.) wegen Stiftung ber 
Kriegsdenkmünze für die Jahre 1813. und 1814. und Verordnung v. 14. Dechr. 1815, 
G. S. &. 213.) wegen Stiftung ber Kriegsdenkmünze für Nicht: Combattanten. 


2) a) C.©. vom 30, Detbr. 1814., dafı Vergehen, welche Eaffation oder Ansftofung 
aus dem Soldatenftande nach fich ziehen, den Berluft der Kriegsdenkmünze zur Folge has 
ben follen, 

Auf die hierbei zurũckgehende Anfrage des General: Major Deder, beftimme 
Ich, daß Vergehen, welche Kaffation oder Ausſtoßung aus dem Soldatenftande 
rechtlich nach fich ziehen, den Verluſt der Denkmünze für die Kriegesjahre 1813 und 
1814 zur Folge haben follen. In ſolchen fällen iſt alfo das Erkenntniß auch hier 
auf zu richten, und die Denkmünze durch das Regiment an die General: Ordens. 
Gommiffion einzufenden. Wenn aber bei geringern Vergehen, außer dem Verluſt 
des Nationalabzeihens, nur auf Feftungsftrafe in der Strafabtheilung eines Gar: 
nifon» Bataillong zu erfennen ift, fo fol das Erkenntniß zwar ebenfallg auf den 
Berluft der Denkmünze gerichtet, die Iefstere aber bei dem Regimente aufbewahrt, 
und im Fall der Sträfling nach ausgeftandener Strafe, wegen bewiefener Befferung 

ur Berfegung in die erfte Klaffe des Soldatenftandes in Vorſchlag gebracht wird, 
ebesmal bemerkt werden, ob er der Denkmünze für den Krieg verluftig erflärt wor: 
den fei, damit demnächft von Mir beftimmt werden kann, ob er der Wiedererlan« 
ng derfelben würdig ift oder nicht. Ich trage dem Krieges: Minifterio auf, diefe 
eftimmung den fongnandirenden Generalen, den Militair- Gouvernements, dem 
General: Auditoriate und der General» Ordens: Gommiffion zur Nachricht bekannt 
zu machen, G. S. de 1815, ©.1. 
b) C. ©. 0.24, Decbr.1814,, betr. den Berluft der Kriegs denkmünze bei den aus dem 
Militair entlaffenen Individuen, 


Ich habe bereitd am 30. Oktober c. die Militair Behörden mit Anweiſung 
verſehen, wie es bei Militairperfonen mit dem Verluſt der Denkmünze für die 
Jahre 1813 und 1814 gehalten werden foll; da aber hierüber auch in Anfehung der 
aus dem Militair entlaffenen Individuen eine Beftimmung nöthig wird, fo mögen 
Sie die Eivil» Gerichte anmweifen laſſen, bei Vergehungen vormaliger Militair- 
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yerfonen, welche Kaffation, tmgleichen Zuchthaus. oder Feitungsarreft mit Straf: 
arbeit wach fich zieben, das Erkenntniß mit auf den Verluſt diefer Dentmünzen gu 
richten. G. S. de 1815. ©. 2. 

e) C.©. v.23. Febr. 1817., betr. ben Verluſt ber Kriegsdenkmünzen, welche den aus 
andern in dieffeitige Dienfte übernommenen Militair » Perfonen von ihren biöherigen Lan⸗ 
deöherren verlieben worden. 

In Verfolg Meiner Verfügung vom 15. März v. J. wodurd Ich ben aus 
Herſoglich · Naſſauiſchen und andern Dienften vertragsmäßig übernommenen Mili« 
tairperfonen geftattet habe, die früher erworbenen Ehrenzeichen zu tragen, beftimme 
Ich bierdurdy in Anfehung der Denkmünzen für den Krieg von 1813 bite 1815, 
welche diefen Perſonen von ihren bieherigen Landesherren verliehen find: daß in 
eben den Tällen,, wo die Preufifchen Kriegesdenkmünzen, nach den Verordnungen 
vom 30. Dftober und 24. Dezember 1814 verloren geben, auch der Verluſt jener 
fremden Kriegsdentmüngen eintreten und von den Gerichten darauf mit erfannt 
werben foll; wogegen Ich die Entiheidung über den Verluſt wirklicher Orden und 
Ehrenzeichen folder Perſonen, Mir eben fo, wie bei den biesfeitigen Orden, vorbes 
halte. Ich überlaffe Ihnen, diefe Beftimmung zur allgemeinen Kermtnig zu bringen 


d) ©. ©. v.25.&ept. 1817., betr. bie Berwirkung der 2. Kriegodenkmünze. 


Ich veranlaffe Ste hierdurch zu verfügen : daß wenn Vergehungen von Perfonten, 
welche die zweite Kriegsdenkmünze tragen, Amtsentfegung, imgleichen Zuchthaus. 


- oder Feftungeverhaft mit Strafarbeit verbunden, zur Folge haben, daß Erkenntniß, 


fo wie Ich es ſchon unterm 24. Dezember 1814 in Anfehung ber erften Kriegsdenk. 
münze verordnet babe, mit auf den Verluft ihrer Denfmünze Br eo ſoll. 


e) Bescript ».16. Auguſt 1824., daft unter der in vorſtehender ED, gedachten 
2. Kriegsodenkmünze die für Nichteombattanten geftiftete zu verjtehen fei. 


Unter der in der Allerhöchſten C. D. vom 25. Septbr. 1817, erwähnten zweiten 
Kriegsdenkmünze ift feine andere zu verfichen, als diejenige, welche für Nicht: Eon 
battanten durch die C. D. vom 14. Dechr. 1815. geftifter worden, wie insbefondere 
auch aus dem zweiten Sadregiftier der G. S. ©. V. sub voce „ Dentmünze” her» 
vorgeht. 

Dies wird dem zweiten Senat des Königl. D.2. Ger. auf den Bericht vom 17, 
v. M. in der Unterfuchungsfache wider die Tagelöhner N.fhen Eheleute und Genof: 
fen, bei Remiſſion der eingereichten Akten und des Erfehntniffes, eröffnet. 

v. K. J. B.24. ©. 337, 
f) Rescripte ».29, April 1831,, ba ber Berluft ber Nationaleocarde auch den 
Berluft der Kriegsdenkmünze nach fich ziehe. 


Leber die in dem Berichte des Criminal-Senats des Königl. D. 2. Ger. vom 
14, Febr. d. 3. enthaltene Anfrage: 
ob die Allerhöchften C. O. vom 24. Dechr. 1814, und 25. Septbr. 1817, be 
treffend den gegen vormalige Militair Perfonen zu erfennenden Verluſt der 
Kriegsdenkmünze, nur in den darin ausdrüclich erwähnten Fällen angewendet 
werden dürfen, oder ob wegen aller Vergehen, melde den Berluft der Natio— 
— nach ſich ziehen, auch auf den Verluſt der Kriegsdenkmünze zu 
erkennen? 
iſt der gutachtliche Bericht des Criminal-Senats des Kammergerichts erfordert wor⸗ 
den. Rach deſſen Eingang findet das Juſtiz-Miniſterium nunmehr kein Bedenken, 
die aufgeſtellte Frage dahin zu beantworten, 
daß der Verluſt der Rational-Cocarde jederzeit auch den Verluſt der Kriegs— 
denkmünze nach ſich zieht. 


enn 

1) würde eine Inconſequenz und ein Widerſpruch darin liegen, demjenigen, tel: 
cher für unwürdig erachtet worden, das allgemeine Ehrenzeichen eines Preu— 
biſchen Unterthanen, die National-Cocarde, zu tragen, das Tragen eines pe: 
ciellen Ehrenzeichens zu gejtatten; j 

2) gebt aus den beftehenden gefeglihen Worfchriften deutlich hervor, daß es Die 
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Abſicht geweſen, den Verluſt der Kriegsdenkmünze mit dem Verluſte der Ra— 
ne Fi gleihen Schritt gehen, und letztere nicht ohne erfiere eintreten 
zu laſſen; 

3) ift es im Abfiht der beurlaubten Landwehrmänner und der zur Sriegsreferve 
gehörigen Soldaten ſchon geſetzlich entfchieden, daß in allen Fällen, in welchen 
auf den Verluſt der National-Cocarde zu erfennen auch der Verluft der Kriegs. 
denfmünze ausgefprochen werden muß, und es fehlt gänzlih an Gründen, bei 
den aus dem Militair gefchiedenen Individuen von diefem Grundfage abzuge— 
ben, zumal berfelbe nah der Allerhöchſten C. O. vom 18, Juni 1825. (Ihrb. 
B.26. ©, 188,, aud auf die Dienttanszeihnung, welhe von ehemaligen Mi- 
litairperfonen im Givilitande getragen wird, anzuwenden iſt. 

Berlin, den 29, April 1831. 


Dem Eriminal: Senat des Königl. Kammergerihtd wird mit Bezug auf deffen 
Bericht vom 7. d. M., die Frage betreffend, ; 
in welchen Fällen der Verluſt der Kriegsdenfmünze gegen Perfonen vom Civil 
ftande zu erfennen fei? 
—— abſchriftlich die an den Criminal ⸗Senat des D. L. Ger. gu Breslau am 
eutigen Tage erlaſſene Verfügung zugefertigt.. 
Das Fuſtiz⸗Miniſterium kann ſich nicht veranlaßt finden, wegen dieſes Gegen: 
ſtandes, ingleichen wegen ber übrigen, in dem Berichte des Collegii aufgeſtellten 
Zweifel und Bedenken, auf gefeglihe Beſtimmungen anzutragen, 
Was insbefondere die Frage betrifft: z j 
ob wider einen Beamten, der wegen eines entehrenden Verbrechens, weshalb 
wegen Mangel des Beweifes nur eine außerordentlihe Strafe Statt findet, 
nach der Allerhöchſten ED. vom 28, März 1816, des Rechts, die National. 
Cocarde zu tragen, verluftig erflärt worden, auf Caſſation zu erkennen ? 
fo läßt fih erwarten, daß in den meiften Fällen diefe Frage werde bejahet werden, 
da die Gaffation eines wegen eimes entehrenden Verbrechens zum Verluſte der Na- 
tional»&ocarde verurtheilten Beamten, follte auch die erkannte Strafe nur als eine 
außerordentlihe anzufehen fein, ſich — wo nicht durch den Buchſtaben — doc durch 
den Geift der gefeplihen Vorſchriften vollkommen rechtfertigt, und es deshalb Feiner 
ausdrüdlihen Beſtimmung bedarf, 
Berlin, den 29, April 1831. v. K. J. B. 37. ©, 404, 


4) C.O.». 3. April 1834,, betr. bie Wieberverleihung ber Kriegsdenkmünze. 


Ich beftinnme auf die Mir vorgelegte Anfrage, daß die Wiederverleihung ber 
Kriegsdenkmünze unter allen Umftänden Meiner Beftimmung vorbehalten bleibt, 
und in betreffenden Fällen, auch wenn die Nationalkokarde wieder verlieben fein 
follte, jedesmal fpeciell an Mich hierüber zu berichten ift, bergeftalt, daß mit der 
MWisderverleihung der Nationaltokarde die Wiederverleihung ber Kriegsdenfmünze 
nicht immer von felbft verbumden if. Zugleich will Ich im Berfolg Meiner Order 
von 30. Oktober 1814 hierdurch feftfegen, daß von den Behörden ein Antrag auf 
MWiederverleibung der Kriegsdenkmünze nur dann nicht gemacht werden foll, wenn 
das betreffende Individuum zur Ausſtoßung aus dem Soldatenftande verurtheilt 
worden ift. G. S. ©.65. 

3) Rescripto. t0. Oetbr. 1805., betr, ben Berluftder in früh ere u Kriegen ertheil⸗ 
ten Verdienſt⸗Medaillen. 

Auf Eure in dem Berichte vom 30. v. M. enthaltene Anfrage, in wie fern bei 
der Beſtrafung folder Verbrecher, die in ihrem vormaligen Kriegsdienſte mit der Ver— 
dienft- Medaille begnadigt worden, auf den Verluſt derſelben zu erkennen ſei? erhaltet 
Ihr hiermit zum Beſcheide, daß bei der Seltenheit des diefer Anfrage zum Grunde 
liegenden Falles in Eivilgerihten Wir es für geratbener halten, jedesmal, wenn fol 
her vorkommt, anzufragen, ob die Verdienſt-Medaille deut Verurtheilten abzuneh- 
men fei? und fpecielle VBorbefcheidung zu erwarten, als im Allgemeinen etwas darüber 
feftzufegen, wonach Ihr Euch zu achten habt. Sind ıc. 

N.C.C, T.XL S. 3051. Ro. 54. de 1805. und Paalzows Negifter S. 150. 

4) In Betreff des Verlufts der Dienftandzeichnung für Unteroffiziere und 
Soldaten (aufwelcdhen von ben Gerichten zu erfennen iſt) und des Dienftaudzeich 
nungdfrenuzed ber Dffiziere, f. weiter unten sub C. 6. 


- 





” 
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C. Berluft der Orden und anderer Ehrenzeichen. 


1) Erweiterungsurkunde für die Königl. Preuf. Orben und Ehrenzeichen v. 
18, Januar 1810, 


Ertract 


$.17. So mie Me Werleihung Unferer Orden und Ehrenzelchen von Uns 
Allerhöchſtſelbſt gefchieht, eben fo wird auch der Verluſt derfelben nur von Uns 
Allerhöchſtſelbſt —— Bevor dies nicht geſchehen, darf an dem Inha— 
ber derſelben keine Lebens., Leibes, und Ehrenſtrafe (Feſtungs⸗-Arreſt und Ge 
fängniß ausgenommen) vollzogen werden. 

Mit dem Verluſt der Orden und Ehrenzeichen werden Wir Allerhöchſtſelbſt 
alle den Begriffen der Ehre zuwiderlaufende Handlungen, und vornehmlich ſolche 
beftrafen, wodurch Uns Unterthanen, die in Unſeren Militair» und Givildienften 
leben, irgend einen Mangel an Muth, an. Pflichttreue und an Unbefcholtenheit 
zeigen. Diefer Verluſt foll der gewöhnlichen Strafe des Geſetzes hinzutreten, 
und Wir behalten Uns dagegen vor, diefe im einzelnen Fall darnach und den 
Umftänden nad zu ermäßigen. 

Sollten wider Verboffen Inhaber von Unſern Drden und Ehrenzeichen ſich 
folder Handlungen fchuldig machen, fo follen Uns davon die Landesbehörden 
und Vorgefehten, bie Gerichtshöfe aber von ihren rechtsfräftigen Erkenntniffen 
Unzeige machen ; dagegen ift Fein Richter befugt, auf den Verluſt Unferer Dr. 
den und Ehrenzeichen Telbft zu erkennen, vielmehr heben Wir die Gefege, welche 
biefer Beftimmung zuwider laufen möchten, in fo weit hierdurch auf. 

Urkundlid unter Unferer allerhöchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrud: 
tem Königl. Inſiegel. Mathis B.8. ©. 528, 1. Abfchnitt. 

2) Urkunde über die Errichtung des Königl. Preuß. Sohbanniterorbens, vom 
29, Mai 1812, 

Ertract. 

XVII. Der Verluſt Unſers Königl. Preuß. Tobanniterordens foll im benfel« 
ben Fällen: und auf diefelbe Weiſe von Ins Höchftfelbft ausgefprochen werden, 
welche in Wuferer Grweiterungsurfunde vom 18. Januar 1810, für die Königl, 
Vreuß. Drden und Ehrenzeichen im 17. Paragraph der gedachten Erweiterungs: 
urkunde bezeichnet find. G. S. S. 109, 

8) Urkunde über bie Stiftung des Loulſenordens v. 3. Auguſt 1814, 

| Ertvract. 

6,8. Ueber den MWerluft des Drdens werden Wir nach eingeholtem Gut 
achten des Gapiteld Allerböchftfelbft entfcheiden, wenn wider Erwarten Ber 
fhuldungen vorkommen follten, die nach den gegebenen. Allgemeinen Vorſchrif— 
ten den Werluft der Drden und Ehrenzeichen nach fich ziehen. G. S. S 7l. 


4) a) Urkunde über die Stiftung des elfernen Kreuzes v.10.März 1819. 
Ertract 
5.9. In Ruckſicht der Art des verwirkten Verluſts diefer Auszeichnung hat 


ed bei den in Anfehung Unſerer übrigen Orden und Ehrenzeichen gegebenen Bor« 
fchriften fein Bewenden. G. S. ©. 31. 


b) C.©. 19. Aug. 1819,, betr. bie Berwirkung bed Erbrechtd zum eiſernen Kreuz 
2. Elaffe und zum Befig des ruffifchen St. Georgenordens 5. Elaffe. 


Nachdem nunmehr das Verfahren wegen Vererbung des eifernen Kreuzes zwei» 
ter Klaffe, fo wie die Neihefolge der Erbberechtigten Feftgeftelt worden, und der 
General: Ordens · Commiſſion die nähere Inftruction dieferhalb zugegangen if, 
beauftrage Ich Sie, bekannt zu machen, daß die vorhandenen Beftimmungen über 
den Berluft des eifernen Kreuzes auch auf das Erbrecht zu diefer Auszeichnung, fo 
wie zum Defig des Ruffifchen St. Georgen: Ordens 5ter Glaffe, Anwendung fin 
den jollen. Die Juſtiz · Behörden find daher anzumeifen, diejenigen Säle, wo über 
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den Verluſt des Erbrechts zu ben genannten Auszeichnungen gu beftimmen tft, zu 
Meiner Entfcheidung zu bringen. G. S. ©. 216. 

ec) C.®. 2.5. Januar 1827,, betr. ben gleichzeitigen Berluft des eifernen Kreuzes 
und bes ruffifchen St, Georgenorbens 5. Elaffe. 

Nachdem ch bereits durch die Verfügung vom 10. September 1821 an 
die General » Ordenstommiffton beftimmt babe, daß in allen Fällen, wo ber 
Verluſt des eifernen Kreuzes oder des Erbrechts dazu, von Mir ansgefprocen 
wird, dies auch zugleich den Verluſt des St. Georg. Ordens 5. Klaffe oder der 
Grbberehtigung dazu, nach fich ziehen foll, ohne daß es deshalb einer ausdrüd. 
lichen Erklaͤrung bedürfe; finde Ich Mich veranlaßt, ferner feftzufepen, daß der 
von Mir erklärte Verluſt des St. Georgen» Ordens 5. Klaſſe oder ber Erbbe 
rechtigung dazu, auch jedesmal von felbft und ohne daß es einer weiteren aus— 
drüdlichen Erklärung bedarf, den Verluſt der Erbbereihtigung zum eifernen Kreuz 
sur Folge haben foll G. S. 8.23 

d) Bescript v.15.Dechr. 1628., betr. den Berluſe des euffifchen St. Georgenor: 
dend 5, Elaffe. 

Die General:DOrdens-Commiffion hat auf bie Benachrichtigung, daß ber wegen 
Diebftahls verurtheilte Einwohner N, aus N., ber fhon früher des eifernen Ktreuzes 
verluftig erklärt worden, nun noch nachträglich mittelſt Allerhöchſter C. O. vom 30, 
v. M. aud des Erbrehts zum St. Georgen:Drden 5. Claſſe verluftig erklärt wor 
den fei, dem Juſtiz-Miniſter die Allerhöchſte C. O. vom 10. Septbr. 1821. mitge 
theilt, wodurch beſtimmt ift: 

dag in allen Fällen, wo der Verluſt des eifernen Kreuzes, oder bes Erbrechts 
dazu, von Sr. Majeſtät ausgefprohen wird, dies auch zugleih den Verluſt 
des St. Georgen» Drdens 5. Elaffe, oder der Erb-Berehtigung dazu, nach fich 
ziehen fol, ohne daß es dazu einer ausdrüdlichen Erklärung bedart 

Mit Bezug auf das Nefeript vom 3. d. M. wird dem —— D.2. Ger, dieſe 
Beftimmung zur Beachtung für fünftige Fälle bekaunt gemacht. v. K. J. B. 32. ©. 313. 

5) Urkunde über die Stiftung eined Berdienſt ⸗Ehrenzelchens für Nettung aus Ge 
fahr , v.1. Febr. 1833, 

| i Ertract _ 

Die Vorzüge, welche Wir, nad Inhalt der Erweiterungsurfumde für Un 
fere Drden und Ehrenzeichen vom 18. Januar 1810, ben Inhabern ber allge 
meinen Verdienſt⸗ Medaille bewilligt haben, wollen Wir au den Befitern die 
fer neuen Berdienft-Dentmünze beilegen, weshalb der etwa verwirkte Verluſt 
derfelben, mie bei andern Orden und Ehrenzeichen, aud nur von Ins Aller: 
böchftfeldft feftgefegt werden barf. G. S. ©. 85. 


6) a) O. O. vom 18, Juni 1825,, betr. dad Dienfandzelhnungs«Mreuz für 


Dffiziere:c 
Ertract 
5. Die für den Verluſt der Orden und Ehrenzeichen gegebenen MWorfchriften 
gelten auch für das Dienſt ⸗Auszeichnungskreuz. v. K. J. 8.26. S. 187. 


b) C. ©. v.18, Juni 1825., wegen Stiftung des Dienſt⸗Audzelchnungskreuzes für 
bie Offiziere und der Dienftauszeihbnung für Unteroffizgiere und Soldaten. 


Ertract 

II. 6. So lange ein Soldat Feftungsftrafe erleidet, oder In der 2. Klaſſe ſteht, 
kann die Dienft- Auszeichnung nicht getragen, auc der Anſpruch darauf nicht 
geltend gemacht werden. Bei entehrenden Vergehen gebt fowohl der Anfpruch 
als der Beſitz der Dienft- Auszeichnung verloren, umd es iſt darauf in allen 
Fällen zu erkennen, wo die Verſetzung in die 2. Klaffe des Soldatenftandes, 
und im Givilftande der Verluft der National» Cvcarde eintritt. 
7) Wegen Wieberverleibung, der Dienft-Auszeihnung finden bie wegen Zu: 
rüdverfegung in die 1. Klaſſe des Soldatenftandes gegebenen Beltimmungen 
Aumendung. / v.8.% 8%. ©. 186. 
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7) ©.©. v,12. Mat 1822,, bafı Befiger von Orben bie Decorationen berfelben während 
einer zu erleidenden Feftungdftrafe nicht tragen follen. 


Ich finde es nicht angemeffen, daß Befiger von Orden oder Ehrenzeichen, 
während fie Feltungs» oder andere “reiheitsftrafen erleiden, mit den Deko» 
rationen ihrer Drden ıc. erfcheinen, und beftimme hierdurch, daß dergleichen 
Merfonen vom Militair« pder Eivilftande, während der Dauer jedweder Art 
von Sreibeitsftrafe, die Dekorationen von Orden, Ebrenzeihen und Denk: 
münzen, nicht anlegen, folche vielmehr beim Antritt der Strafe, ber vorge. 
feßten oder der firafvolljiehenden Behörde überliefert und bei derfelben, bis 
nach beendigter Strafzeit aufbewahrt, dann aber dem Beſitzer zurüdgegeben 
werden follen, in fofern biergegen nicht etwa durch deſſen Führung Beden— 
fen veranlaßt find, die eine Anfrage höheren Orts nöthig machen, 

G. S. ©. 174. 
8) In Betreff ded Verfahrens bei feftgefegtem Verluſte ber Orben und Ehrenzeichen ſ. 
Er. ©. 8.536 — 537, 


‘ 


D. Verluſt des Adels. 


1) ©. 89. 672. 14593 unb 1461. bief. Tie. 


2) Bescript v,12. Mai 1800,, bafi bei Diebftahl und Ahnlichen Berbrechen auf Der« 
luft des Adels zu erkennen fei. 


Es it Euch bekannt, daß Im Gefolge des 8.91. Tit.9. P. I. des A. L. N. dem 
. Nichter die Befugniß zuftehet, fein Erfenntniß bei groben Verbrechen eines Adelichen 
mit auf Verluſt des Adels zu richten, und im $. 92. 1. c. bemerkt worden, daß die 
Eriminalgefege die Fälle beitimmen, in welchen auf diefen Verluß erfannt werden 
fole. Da Wir nun Höchfifelbft mittelſt einer in einer fpeciellen Sadye am 19. Apr. c. 
erlaffenen C. D. zu verfügen geruhet, dat wenn Jemand von Adel wegen Diebftahl, 
oder demfelben ähnlichen Verbrechens, mit einer Criminalftrafe belegt werde, zugleich 
auf Eaffarion des Adels zu erkennen, fo erhalter Ihr bierdurh die Anmweifung, im. 
vorfommenden Unterfuchungsfachen diefer Art vorftehender Allerhöchſten Willensmei- 
mung gebuneend Folge zu leiften, und derfelben gemäß zu erfennen, 
N, C. O. T.X. ©, 2935. No. 29. de 1800. Neues Arhiv B.1. ©. 140. u. Stengels 
Beitr, B.10, ©, 457. 


3) Bescript v. 11. Auguſt 1806., baft bei einer auflerordentlichen Strafe auf Wer: 
luft bes Adels nicht zu erkennen fei; f. zu $. 34. dief, Fit. 


4) Bescript ».7. Decbr. 1827., betr. die Weglaffung der Pörperlichen Süchtigung bei 
erkantitem Berluft bes Adels; f. oben sub IIL 4. 


5) Bescript v. 1. Auguſt 1812, betr. die Einreichung der Erfenntniffe auf Werluft des 
Abdels zur Allerhöchſten Beftimmung wegen bed etwa audzuübenden Begnadigungsrechts. 


Da des Könige Majeftät mittelt C. O. vom 28, Juli e. zu befehlen geruht ba- 
ben, daß in Fällen, wo über Adels: und Ehren: Berluft erfannt worden, die Er: 
fenntniffe Alterhöchftdenenfelben zur Beftimmung wegen des erwa auszuübenden Bes 
gnadigungs: Rechts vorgelegt werden follen; fo hat das Königl. ꝛc. in folhen Fällen, 
wenn rechtskräftig erfannt worden, vor der Bollitredung der Strafe, die Akten nebit 
dem Erkenntniſſe and einem Cprtracte an das Zuftiz« Minifterium einzufenden. 

nn ® v. K. J. B. l, S. 203. 


6) An Betreff ber Bekanntmachung bed erkannten Adelsverluſts; f. Er. ©, 5. 636 — 537. 





E. Verluſt des Patronats, der Gerichtsbarkeit und der Standſchaft. 


1) A. L. R. II, 11. 3. 613.3 Wer um Beſtechung oder anderer unerlaubten Brivatvor: 
theile willen Jemand zu einer Pfarrſtelle präſentirt, verliert für feine Perſon das Wahl» und 
ksräfentationsrecht bei diefer und den folgenden Bafanzen. 


2) A.L.BR.11.17.9.85.: Wer feine Gerichtöbarkeit zum Druck der Gerichtseingefeffe: 
nen mihbraucht, fol, aufier der fouft verwirften Strafe, derfelben für feine Berfon auf im: 
mer verluftig erklärt werden, 


- 
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3) Gesetz v. 8, Mal 1837. fiber die perfönliche Fählgkeit zur Ausübung und den Ber: 
Inftder Rechte der Standfchaft, der Gerichtöbarkeit und des Patronats. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen zc. ıc., haben 
Uns auf den Antrag Unſeres Staatsminifteriums und nach eingeboltem Gutachten 
Unferes Staatsraths bewogen gefunden, über die perfünliche Fähigkeit zur Ausü— 
bung der Rechte der Standfchaft, der Gerichtsbarkeit und des Patronats für fämmt- 
liche Provinzen Unferer Monarchie Folgendes zu verordnen: N 

$.1. Nur Verfonen von unbefcholtenem Rufe find fähig, für fi oder für An: 
dere, die Rechte der Standſchaft, der Gerichtsbarkeit .oder ded Patronats auszu— 
üben, oder in ihrem Namen ausüben zu laffen. £ 

$.2. In Anfehung der Standfchaft verbleibt es in diefer Beziehung bei den dar: 
über vorhandenen befonderen Verordnungen. 

6.3. Wer nah Maafgabe jener Verordnungen wegen Mangels unbefcholte: 
nen Rufs von der Ausübung der Standſchaft ausgefchloffen worden ift, foll auch 
der Ausübung der Gerichtsbarkeit oder des Patronats ($. 1.) verluftig geben. 

6.4. In einem ſolchen Falle hat die Regierung, in deren Bezirk das berechtigte 
But liegt , wegen fernerer Verwaltung der genannten Rechte fofort das Erforder: 
liche zu veranlaſſen. 

$.5. Wird ein zur Standſchaft gebörender Gutsbefiger- ber Gerichtöbarkeit oder. 
des Patronats durch Kriminal» Erkenntnif für verluftig erlärt, fo liegt dem Ge 
richte ob, fofort nach befchrittener Rechtskraft des Erkenntniffes, den Ober Präfi: 
denten der Provinz davon Kenntniß zu geben, damit auc die Ausjchliefung von 
der Standfchaft in dem geordneten Wege veranlaßt werden kann. * 

$.6. Wo mit dem Beſitze eines Landguts zwar Gerichtsbarkeit oder Patro- 
nat, nicht aber auch Standſchaft verbunden ift, foll die Anfäbigkeit zur Ausübung 
der zuerft genannten Rechte jederzeit eintreten, wenn der Befiger entweder 

I. durch rechtsfräftiges Kriminal-Erkenntniß | 

a) zur Verwaltung öffentlicher Nemter, oder zur Ableiftung eines nothwen 
digen Eides für unfähig, oder, 
b) des Adels unter dem Hinzutritt Unferer Allerhöchften Genehmigung, 
oder bes Bürgerrechts, oder des Rechts zur Tragung der National: Kos 
karde für verluftig erklärt, oder 
ce) zur Zuchthausftrafe oder Feſtungsarbeit, oder | 
d) wegen Meineides, Diebſtahls oder Betrugs zu irgend einer Kriminalftrafe 
i verurtheilt worden ift; 
oder 
. II. in den Fällen des $. 39. der St. D. vom 19, November 1808 oder der $$.19. 
und 20. der revibirten St. D. vom 17. März 1831 durch einen Befchluß der 
Stadtbehörde das Bürgerrecht verloren bat. 

6.7. Die Regierung bat, fobald einer der vorftebend bezeichneten Fälle zu ihs 
rer Kenntniß gelangt, denfelben von Amtswegen zu verfolgen und nach vorgängiger 
Bernehmung des Befigers, auch nach näherer Unterfuchung, wo eine folche noch er« 
forbderlich erfcheint, in einer Wlenarfigung auf den fchriftlichen Vortrag des Jufti« 
ziars einen Beſchluß über die Anwendung des Gefeges abzufaffen und ſolchen dem 
Befiger in einer Ausfertigung mitiutheilen, 

$.8. Gegen den Befchluß der Regierung findet nur der Rekurs an das Miniſte. 
rium des Innern und ber Polizei ftatt, ohne Befchränfung auf eine beftimmte Frift. 
Das Minifterium bat in Verbindung mit denjenigen Miniſterien, zu deren Reffort 
die Verwaltung ber Gerichtsbarkeit oder des Patromats gehört, die Beſchwerde zu 
prüfen und darüber zu entfcheiden. Der Rekurs hält jedoch die Ausführung des 
Befchluffes der Regierung nur dann auf, wenn er innerhalb ſechs Wochen, vom 
Zage der erfolgten Zuftellung deffelben an gerechnet, bei dem Dber» Präfidenten 
angebracht worden ift. 

$.9. Wenn die Unfähigkeit des Beſitzers ausgeſprochen ift, fo wird fortan und 
auf die Dauer feines Befiges die Verwaltung der Gerichtsbarkeit oder des Patro: 
nats in Unſerm Auftrage geführt und die damit verbundenen Laften und Koften 
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werben, ohne baß hierüber ein Prozeß zuläffig ift, aus dem Vermogen des Beſitzers 
beſtritten. War der Letztere zur Ausübung der genannten Rechte nur für Andere 
.. fällt die Verwaltung diefen oder deren anderweit zu beftellenden Bertre:' 
ern anbeint. 


$. 10. Inſofern nad, befonderer Kehnsverfaffung der Mangel umbefcholtenen 
Rufs fhon zu dem Beſitz eines Lehnguts und zur Veleihung überhaupt unfähig 
macht, behält es auch ferner dabei fein Bewenden. 


$.11. Nur eine ausdrüdlich von Uns Allerhöchftfelbft ausgeſprochene Wieder 
einfegung in die verloren gegangenen Rechte macht zu deren Wiederausübung fä- 
big. Der bloße Erlaf, vder die Verwandlung erfannter Strafen, oder die Wie 
— der aberkannten Nationalkokarde hebt die Wirkungen der Unfähigkeit 
nicht auf. 

$.12. Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes finden and anf die Jurisdiktions. 
und Patronats. Rechte Anwendung, welche einzelnen Perſonen oder Familien, ohne 
Verbindung mit dem Befige eines Guts, zuftehen. G. S. 6.9. 


F. Verluſt des Bürgerrechts. 


1) @tädteordnung v. 19. Rovbr, 1808, 
Ertract. 


"8,39, Wer für ehrlos erflärt, des Landes verwiefen, oder nad) ergriffener 
Flucht des Todes fhuldig erkannt worden, verliert fein Bürgerrecht fofort. Daf: 
felbe trifft jeden, der eines Meineides, Urkundenverfälſchung, unredlicher Vor: 
mundfchafts « Verwaltung und fonft eines qualifijirten Betrugs, vom Richter 
überführt worden ift. Andere Verbrechen haben den Berluft deffelben nur als. 
dann zur nothwendigen Folge, wenn darauf nach Vorſchrift der Kriminalgefege 
ausdrüdlich erfannt, oder der Verbrecher zum drittenmal mit einer Kriminalftrafe 
für begangene Verbrechen belegt worden ift. Doch kann jeder, der ſich durch nieder: 
trãchtige Handlungen verdächtig gemacht oder wegen eines Verbrechens Kriminal. 
firafe erlitten hat, durch einen Schluß der Stadtverordneten, ded Bürgerrechte für 
verluftig erklärt werden. ! 

v. R. IX. G. S. (Edic. S.) de 1806 — 1810. ©. 471. 


(Der Berluft bed Bürgerrechts betrifft nur die Nusfchliefung von den Ehrenrechten; 
f. O. ©. 2.4. Zuli 1832, nebft Zufammenftellung. G.&. S. 181) 


2) Bevidirte Städteordnung v. 17, März 1831, (8. 19. u. 20), 


Ertract 
Verfagung und Entziehung des Birgerrechts: a) nach feftftehenden Regeln; 

8.19. Das Bürgerrecht foll denjenigen verfagt, und, wenn es fchon erlangt If, 
wieder entzogen werden, welche wegen irgend eines Verbrechens auf zwei Jahre 
oder länger zum Zuchthauſe oder einer härteren Strafart, oder aber wegen Mein- 
eides, Diebftahls oder qualifizirten Betruges zu irgend einer Kriminalftrafe rechtd- 
kräftig verurtheilt worden find, 

Eine anhängige Kriminal: Interfuhung und ein eröffneter Konkurs macht bie 
Erthellung des Bürgerrechtd vor Entfcheidung der Sache unzuläffig. 
j b) nach dem Ermeffen der Stadtbehörden; 

$.20. Die Stadtbehörden haben die Befugniß, das Bürgerrecht Demjenigen zu 
verfagen oder zu entziehen, welcher außer den Fällen des $.19. zu irgend einer 
Kriminalftrafe  erurtüeite oder in irgend einer Kriminal-Unterfuchung nur vorläufig 
freigefprochen iſt. | 

Es kann auch Demjenigen verfagt oder wieder entzogen werden, welcher ſich 
durch einzelne Handlungen oder durch feine Rebensweife die Öffentliche Verachtung 
zugezogen bat. G. S. ©. 10. 
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3) Bergl. Kriegsartikel 43 — 47., wonach in ben Fällen, In welchen die Ausſto⸗ 
Hung aus bem Soldatenftande verwirkt ift, augleich die Unfähigfeit zum Bürgerrecht und zum 
Befige von Grundftücken eintritt; f. 3u 8.463, dieſ. Tit. 


G. Berluft der faufmännifchen Rechte. 


Dergl. die Statuten für die Kaufmannfchaften : 
8) in Berlin, v.2.März 1820, 8.66— 73. (6. S. S. 46.) 
b) in Stettin, v. 16.Roobr. 1821, 8.98 — 101. (G. S. ©.194.) 
ce) in Danzig, v.25. April 1822, 9.8789. (G.2.&.130,) 
d) in Memel, v. 21. Mal 1822. 8,94. u. figde. (G. ©. ©. 153.) 
€) in Zilfie, v.22. April 1823, 8.97— 100. (8.&. &.77.) 
f) in Königsberg, 0.25. April1823. 8.92— 94. (G.&. ©. 92.) 
g) in Elhing, v.30. April 1824. 9.86— 88. (G. S. &.85.) 
h) in Magdeburg, v.9. April 1325. 9.95 — 101. (G.&. &.25,) 


% 


V. Eonfiscation des Bermdgens, 


Gegen bad Baupt einer ftanbedherrlichen Familie Fann In kelnem Falle eine Eonfldcas 
tion der ftandbesherrlihen Befigungen bed Ungefchuldigten erfannt werben, fondern, 
wenn diefelbe nach ben beftehenden Gefegen eintreten würde, findet nur die Sequeftration 
jener Befigungen während feiner Lebenszeit und zwar zum Bortheil derjenigen, welche bera 
felbe zu ernähren verbunden und zur Tilgung feiner Schulden ftatt; f. Juſtruetion v. 30. Mai 
1820. 8.17. GG. S. &. 81.) 


VI. Berluft der AnftellungsfähtigFeit, bes Amtes, 
der Titel und Penfionen. 


1) a) In Betreif ber Eaffation und Iinfählgkeltderflärung zu ferneren Aemtern wegen 
Dienftvergehen der Beamten; f. 8.333. u. ſigde. dieſ. Zit, 

b) Bescript v. 27. Octbr. 1810, da wenn gegen Öffentliche Beamte auf Amtsents 
fegung erfannt wird, zugleich auch bie UnfähigkFeitderflärung zu fernern Aemtern audzus 
ſprechen ift. 

e) C. ©. v. 11. Zanuar 1813, daft Feftungdarreft den Beamten an Ihrem fonft guten 
Namen nicht nachtheilig, und erft bei einer längern als einjährigen Dauer die Umtdentfegung , 
zur Folge haben foll, 5 

d) Bescript 0.9. April1821 und 2. Febr. 1826, daft bei Verbrechen, welche dem 
Berluft der Nationalkokarde nach fich ziehen, bie Umtsentjegung eintreten müſſe; 

| f. 3 8.339, bief. Tit. 
2) a) O. O. v. 21. Novbr. 1829,, betr. ben Berluftdes Tlteld oder fonftigen Dienfb 
präbicats verabfchiebeter Militairperfonen und Beamten, 

Auf den Bericht des Staatsminifteriums vom 31. Detober c. beftimme Ich 
um Ergänzung der aefeglichen Vorfchriften fiber die Beftrafung verabfchiedeter Mis 
itairperfonen und Beamten, daß in allen Fällen, in welchen verabfchiedete Milt 
tairperfonen oder Eivilbeamten eines Vergehens fich fchuldig machen, welches, wenn 
fie ſich noch im Dienfte befänden, die Entfegung von demfelben nach fich ziehen 
würde, felbige des Rechts, dem ihnen verliehenen Titel, oder das fonftige Dienft- 
prädifat zu führen, verluftig geben und darauf erfannt werden foll; es fei denn, 

daß die Kaffation nur als Folge des Feftungsarreftes eingetreten fein würde. 
G.. S. de 1830. ©. 2. 

b) O. O. v.14. Mai 1830., baf vorfiehende C. O. auch auf beurlaubte Landwehr⸗ 

offiziere Anwendung finden und gegen biefelben auf Berluft ber Charge als Dffizier erfannt 
"werben foll. 

In Verfolg Meiner Order vom 21. November v. 3. wegen des gegen verabſchie⸗ 

dete Staatsdiener auszufprechenden Verlufts der ihnen verliehenen Titel und Dienft- 


— — 
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prädikate, fee Ich hiermit feſt: daß diefe Order auch auf beurlaubte Landwehrofit- 
ziere Anwendung finden fol, und nach den darin gegebenen Beftimmungen von den 
Eivilgerichten mit auf den Verluſt der Charge als Offizier zu, erkennen ift. Der 
gleichen Erkenntniffe find vor der VBollftredung zu Meiner — —— 


3) a) O. O. v. 21. Mal 1825., betr. bie Penſionirung der Beamten und den Verluſt 
der Penfionen. 

Wenn gleich den Beamten, in Beziehung anf ihre Penfionirung, die Reklama⸗ 
tion mag die Berechtigung zum Genuß einer Wenflon oder den Betrag derfelben be 
treffen, eine Berufung auf den Rechtsweg nicht geftattet,, der Reklamant vielmehr 
nur berechtiget fein foll, fi im Wege des Rekurſes gegen die Feitiegung der Ver: 
waltungsbehörde an das Staatsminifterium zu wenden, welches darüber. zu ent: 
fheiden und bei den von Mir unmittelbar befegten Stellen, zu Meiner Entſchei— 
dung zu berichten hat; fo follen doch folgende Fälle gerichtlich entfchieden werden: 

1) Wenn der penftonirte Beamte eines während feiner Amtsverwaltung began: 
genen Verbrechens überführt wird, welches die Strafe der Dienfentfegung nach fich 
zieht. In diefem Falle foll die Penſion verwürkt fein, und das Gericht, wenn fol. 
ches nach feinem pflichtmäßigen Urtheil auf Kaffation erfannt haben würde, auf den 
Verluſt der Penfion erkennen. 

2) Wenn der penfionirte Beamte während des Menfionsgenuffes ein gemeines 
Verbrechen begeht, welches, wenn es während des Dienftes verübt worden wäre, 
außer der Kriminalftrafe, auch die Kaffation zur Folge gehabt haben würde, foll 
derfelbe auf die Dauer der Strafzeit der Penflon verluftig fein und das Erkenntniß 
darauf gerichtet werben. G. S. ©. 147, 

b) C. O.v. 12. Novbr. 1836., betr. den Verluſt ber Benfionen ber Offiziere und Mk 
litairbeamten. 

Da Meine Order vom 21. Mai 1825, die Penfionirung der Beamten und die 
gerichtliche Entfheidung über den zeitigen oder gänzlichen Verluſt der Benfion be: 
treffend, fi nur auf foldhe Beamte bezieht, welche ihre Penfion aus dem Givil- 
Penſionsfonds erheben, es aber nothmwendig erſcheint, diejenigen Grundfäge gleich 
falls gefeglich auszufprechen, welche von den Gerichten wegen Aberkennung oder 
Yusfegung der auf den Militair - Penfionsfonds angemwiefenen Penfionen der Offi: 
ziere und Militairbeamten zu befolgen find, fo beftimme Ich wegen diefer Militair: 
Penſtonen: 

1) Wenn der Penſionair zu einer Criminalſtrafe wegen Vergehen verurtheilt 
wird, welche während ſeiner Dienſtzeit verübt worden ſind, und, wenn ſie damals 
zur Sprache gekommen wären, bie Kaſſation deſſelben zur Folge gehabt haben wür« 
— iſt in dem Straferkenntniſſe der gänzliche Verluſt der Penſion auszu— 
prechen. 

2) Wenn der Penſionair im Penſionsſtande ein gemeines Vergehen verübt, wo— 
für er im Dienft die Caſſation verwirkt hätte, fo ift auf den Verluſt der Penfion, 
nad) der Größe des Veraehens, für immer oder für die Dauer der Strafe, zu er 
tennen, G. S. ©. 317 

4) a) C.®. v.17. März 1829,, wegen Berwirfung bed Militairgnabengehaltd und Ver— 
luſt des Eivilverforgungsfcheins Seitens der im Eivildienft angeftellten und ihres Amts ent⸗ 
fegten Militairinvaliden, 

Ich genehmige auf den Bericht des Staatsminifleriums von 20. v. M., die An— 
träge deffelben über die Verwürkung des Gnadengebalts eines im Givil- Dienft an 
geftellten Invaliden, der wegen begangener Verbrechen feines Amts verluftig erklärt 
wird, dahin, daß ein ſolcher Invalide,"der eines, während feines Militairdienftes 
verübten Verbrechens, welches die Ausſtoßung aus dem Goldatenftande zur Folge 
aehabt haben würde, in der wider ihn geführten gerichtlichen oder adminiftrativen 
Unterfuhung überführt worden, das Gnadengehalt verwürft hat, derjenige Invalide 
aber, der außer dem erften Fall, wegen eines gemeinen oder Dienfiverbreyens ne: 


di 
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ben der Dienftentfeßung mit einer Freibeitsftrafe belegt wird, während der Dauer 
diefer Strafzeit das Gnadengehalt verliert, nach deren Ablauf aber wiederum zum 
Genuſſe deffelben gelangen ſoll. Außer diefen beiden Fällen foll dem feiner Civil 
befoldung verluflig gehenden Invaliden das Militair: Gnadengehalt unverkürjt ge: 
währt werden, es mag während feiner Givilanftellung ganz oder theilweife gerubet 
haben. Wegen des Fonds, aus welchem das während des Givildienftes nicht-ge- 
zahlte Militair: Gnadengebalt zu entrichten ift, genehmige Ich den Vorſchlag, daf 
daffelbe nach den, im Allgemeinen dieferhalb beftehenden Beftimmungen, beziehungs. 
er auf den Militair» oder den Eivil » Penfionefonds, oder auf den Penfions: 

usfterbe » Fonds zu übernehmen fei; bin auch damit einverftanden, baß der Civil. 
Berforgungsfchein des Invaliden, der die Entlaffung aus dem Givildienfte felbft 
verſchuldet, an das Kriegeminifterium zu überfenden,, fonft aber ihm zurüdzugeben 
if. Ich überlaffe dem Staatsminifterium biernadh zu verfahren, auch demgemäß 
nach den einzelnen Reſſorts die Bekanntmachung an die Verwaltungs » Behörden zu 
erlaſſen. G. S. S. 42. 

b) C.©. v. 25. April 1835., denſelben Gegenſtand betr. 


Nach dem in Meiner Verordnung vom 9. December 1834 ſchon ausgefproche- 
nen Grundfage, beflimme Ich auf Ihren Bericht vom 27. v. M. daß der gänzliche 
Verluft des Gnadengehalts der Militair» Invaliden in jedem Falle eintreten foll, 
wo Militair.Jnvaliden eined vor oder nach ihrer Entlaffung aus dem Militair: 
dienfte begangenen Verbrechens, welches während ihres Militairbienftes die Aus: 
ftoßung aus dem Eolbdatenftande zur Folge gebabt haben würde, überführt find. 
Diefe allgemeine Worfchrift ift auch auf die im Civildienfte angeftellten Militair. 
Invaliden anzuwenden, und hiernach Meine Verordnung vom 17. März 1829 für 
deflarirt zu achten. Won den Gerichtshöfen ift, ben vorjtehenden Beſtimmun— 
gen gemäß, auf den Verluſt des Gnadengehalts ausdrüdlich zu erkennen, und 
diefe Verordnung durch die ©. ©. zur öffentlichen Kenntniß zu RE eu 


ec) C. ©. 2.6. Dctbr. 1837,, denfelben Gegenftand betr. 


Am Berfolg Meiner aefeplich bekannt gemachten Order vom 25. April 1835. 
beftimme Ich auf Ihren Bericht vom 14. Septbr. d. J. daß für den ganzen Im: 
fang der Monarchie die Gerichtebehörden verpflichtet fein follen, in jedem Straf: 
erkenntniſſe gegen einen Givilbeamten, welcher früher als Militair: Invalide ein 
Gnadengehalt bezogen, oder doch in Anſpruch zu nehmen batte, ausdrüdlich aus. 
zuſprechen, ob derfelbe biefes Gnadengehalts oder des Anſpruchs darauf, nach 
Maafgabe Meiner gedachten Order, für verluftig zu erklären fei oder nicht, und 
daß in jedem Falle, wo dies in dem Haupt: Erfenntnifje unterblieben Ift, von dem 
betheiligten Verwaltungs. Chef auf ein nachträgliches, den Verluſt oder die Fort: 
beziehung des Guadengebalts feftfegendes Erkenntniß, weldyes bei den von Alfifen: 
böfen geſprochenen Haupt: Erkeuntniffen von der Ratbs- Kammer des betreffenden 
Landgerichts abzufafjen ift, angetragen werden kann. Sie haben diefen Erlas durch 
die ©. ©. zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. G. S. S. 153. 


VI. Ausſtoſtung und Entlaſſung aus dem Soldatenſtande, 
Verſetzung in die zweite Elafie des Soldatenftandes, 
und Degradation beurlaubter Landwehrmänner, 
Kriegsreferviften und Erainfoldaten, und bie 
gegen folche zur Anwendung fommenden 
Strafen überhaupt, 
1) Bergl.Kriegsartitel 30, u. figbe., wondeh bei gemeinen Verbrechen ber Soldaten 


Aus ſtoñ ung aus dem Boldatenftande eintritt: wegen dritten gemeinen Diebftahls, 
wegen wieberhoblten Diebitahlö unter erfehwerenden Imftänden, wegen wiederholten gewalt: 


ſamen Diebſtahls, wegen Raubes und Diebftahld in Banden; Berfegungin die zweite 
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Glaffe aber fkattfinbet: wegen Diebftahld überhaupt, wegen Diebeshehlerei, Berfertigung 
falfcher Münzen, Berfertigung falfcher Päffe und Uttefte, und Berfälfchung von Urkunden 
und Siegeln ; auch gegen einen Soldaten, bevor er indie 2.Elaffe verfegt worden, Peine körper⸗ 
lichen Züchtigungen (welche übrigens nicht in Peitfchenbieben, foudern iu Stodfchlägen 
beftehen) zuläffig find; f. zu 8.463. dieſ. Zit. 


2) a) ©) Landwehrordnung v. 21. Novbr. 1815, 
Ertract 


$.74. Die Landwehr fteht, wenn fie verfammelt ft, unter den Kriegsgeſetzen. 
In ihrer Heimath fteht fie unter den Drtsgerichten, welche in etwanigen Straf. 
erfenntniffen die Landwehrmänner indeß nur mit folhen Strafen belegen fün« 
nen, die in den Kriegsgeſetzen vorgefchrieben find, Werden härtere Strafen noth« 
wendig, fo zieht dies zugleich die Ausſtoßung aus der Landwehr nad) fich. 

$.75. Die Landwehroffiziere haben, wenn fie in ihrer Heimath find, als Offi. 
glere den Gerichtsftand der Erimirten, 

$.76. Bei bedeutenden, oder wiederholten Dienfivergeben, die fidh einzelne 
Dffigiere wider Erwarten zu Schulden kommen laſſen, muß friegsrechtlich erkannt 
werden und können die Kriegsrechte auch auf Eutlafjung aus dem Dienft, welches 
allemal den Verluft der Offizier » Prärogativen nach fich zieht, erkennen. 


$.77. Bei den jährlichen Nebungen, die dat Ifte und 2te Aufgebot nach $.55. 
zuſammen hat, wird bei jedem der zwei Bataillone ein Ehrengericht von dem ge 
fammten Dffizier: Korps erwählt, welches aus einem Kapitain und zwei Lieutes 
nants befteht. Der Zweck deſſelben ift, alle die im Laufe des Jahres vorgefalle 
nen noch nicht ausgeglichenen Angelegenheiten des Dffizier- Korps beizulegen, und 
bie etwa vorfallenden Werftoße in der Führung einzelner Individuen zu rügen. Da 
wo ein ganzes Offizier» Korps auf die Entfernung einzelner Mitglieder antragen 
müßte, oder wo bies bie Staabsoffiziere und das Chrengericht für nöthig halten fol 

ten, wird nach $. 76. über ein ſolches Individuum Eriegsrechtlich erkannt. 
G. S. de 1816, &, 77. 


8) Circularreseript vom 6. Mai 1817, betr. die Beftrafung der Berge 
hen ber Landwehroffiziere und Landwehrmänner, (0.8.3. 3.9. ©.243); Bescript vom 
16. Auguſt 1817, betr. die Beftrafung und indbefondere die Detention der Landwehrmänner 
nach verbüßiter Strafe (0.8.3. 3.10. &.34.); Bescript vom 9. Septbr. 1817, betr. bie 
gegen Landwehrmänner zu erfennenden Arreſtſtrafen, (0.8.3.8.10.8.35); BRescript 
v.1.Ronbr. 1819. zufolge O. ©. v. 26. Yuguft 1819,, betr. die gegen Landwehrmänner zur 
Anwendung kommenden Strafarten, (.8.5.3.14. S. 255.); erledigt durch die nachfolgens 
den Berorbnungen. 


b) e) Verordnung ». 22, Febr. 1823,, wegen Aufhebung ber militairifchen Strafı 
verwanblung und bad Fünftige Strafverfahren gegen Landwehrmänner, Kriegöreferviften 
und Zrainfolbaten betreffeud. 


Nachdem Ich durch Meinen Befehl vom 26. Auguft 1819. bereits erklärt 
babe, daß die Givilgerichte bei Entſcheidung über die, zu ihrer Cognition ge» 
börenden Vergehen und Verbrechen beurlaubter Landiwehrmänner und zur Kriegs. 
referve entlaffener, imgleihen der Zrain- Soldaten, mit Rüdfiht auf die, in 
ben Kriegsartiteln beftimmten Arten der Strafen erkennen follen, wonach fein 
Soldat, fo lange er dem Soldatenftande angehört, mit Zuchthausftrafe oder 
Baugefangenfchaft, Fein Gemeiner ohne Verſetzung im die zweite Glaffe des Sol. 
datenftandes mit Törperlicher Züchtigung , ein Unterofficier und Feldwebel aber 
überhaupt nicht mit körperlicher Züchtigung zu beftrafen ift; fo hebe ih nun. 
mehr auch die, im der Inftruction für die nfpectenre und Rommandeure der 

Landwehr vom 10. December 1816. $. 29. angeordnete Verwandlung der von den 
Civilgerichten nach den allgemeinen Landeögefegen gegen beurlaubte Landwehr: 
männer 2c. zu erfennenden Strafen des Zuchthauſes und der Feflungsarbeit, in 
bie militeiriichen Strafen des Arreftes und der Einftellung bei einer Straffec: 
tion, durch Militairgerichte, hiermit auf, und verordne Folgendes: 
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$.1. Die Clvilgerichte erhalten die Befugniß, ſtatt der, in den allgemeinen 
Randesgefegen beftimmten zeitigen Zuchthaus», Feltungs. und Zwangsarbeit 
unmittelbar auf Einftellung in eine Strafabtheilung, ftatt der Peitſchen⸗ au 
Stockhiebe, imgleihen auf Ausſtoßung eined beurlaubten Landwehrmannes ꝛc. 
aus dem .Soldatenftande, nah Maafgabe der Kriegsartitel zu erkennen. Wenn 
die Ausftofung aus dem Soldatenftande eintritt, fo finden die, in bem bürger- 
lihen Gefegen angeordneten Arten der Strafe Anwendung - 

$.2. Außer den, in den Kriegsartifeln beftimmten Fällen, zieht die Strafe 
der fchimpflichen Austellung, des Staupenfchlages und der Brandmarkung, je 
desmal die Ausftsgung des dazu verurtheilten Kandwehrmannes zc, aus dem Sok 
datenftande, mit den daran gelnüpften Folgen, nach ſich. 


$. 3. Wenn nad ben bürgerlichen Belegen auf Iebenswierige VBeranbung ber 
Freiheit zu erkennen ift, fo tritt ebenfalld die. bürgerliche. Strafe, auch in den 
Fällen ein, wo auf Ausftofung aus dem Soldatenftande nicht erfannt werden 
ann, und es iſt alsdann in dem Erfenntniß auszufprechen, daß der Verurtheilte 
aus dein Militairverhältnig zu entlaffen ſei. 


5.4. Iſt gegen Militairperfonen vom Feldwebelsrange, auf geringere als 
ſechsmonatliche, und gegen Militairperfonen vom ÜUnterofficiersrange auf gerins 
gere ald dreimonatliche Feſtungs. oder Zuchthausfirafe, nad den Givilgejegen 
zu erkennen, fo trise an beren Stelle Gefängnißitrafe von gleicher Dauer ein; 
‚wenn aber mit dem Vergehen bdiefer Perfonen, die Verfegung in die zweite 
Klafie des Soldatenftandes nach den Kriegsartiteln verbunden, oder auf Feftungs« 
arbeit ıc. von ſechs Monaten und darüber gegen Feldwebel, und von drei Mo» 
naten und darüber gegen Unterofficiere zu erkennen ift, jo muß zugleich auf De 
gradation zum Gemeinen erkannt, und folhe nah dem Maafftabe ‘es 55 ſten 
Kriegesartifels. auf die Strafe angerechnet werben. 

8.5. Untergerichte, die aus einzelnen richterlichen Beamten beftehen, nnd Fein 
förmliches Kollegium bilden, follen, fobald auf härtere als vierwöchentliche Ges 
fängniß. oder 50 Rthlr. Gelditrafe oder eine leichte körperliche Züchtigung zu er« 
kennen ift, die geſchloſſenen Alten allemal an das D. 2, Ger. der Provinz zum 
Spruch einfenden. ; 

8.6. In Anfehung der Beftätigung der Criminal: Erfenntmiffe gegen beur: 
laubte Landwehrmänner ꝛc. treten die allgemeinen gefeglihen Borfchriften ein; 
wenn aber auf Ausftofung aus dem GSoldatenftande oder auf Verluft des Por 
ted’Epte’s und Degradation einer Militairperfon von dem Range eines Feld» 
webels zum Gemeinen erkannt ift, fo ift dazu Meine unmittelbare Beftätigun 
erforderlich und fol Mir dazu das Erkenntniß des erfennenden Gerichts, dur 
das General» Auditoriat, mit deſſen Gutachten über das Verbleiben des Berum 
theilten in feinem Stanbdesverhältniffe vorgelegt werden. 


$.7. In allen Degrodationsfällen der Militairperfonen, welche Feldwebels-Rang 
haben, wird die Abführung zur Feſtung bis zur erfolgten Beftätigung ausgefegt. 

$. 8. Auch in Anfehung des Rechtsmittels der weiteren Vertheidigung, ber vor« 
läufigen Ablieferung des Verurtheilten zur Feftung und der definitiven Annahme 
beffelben nach befchrittener Rechtskraft, follen die allgemeinen gefeßlichen Vorſchrif— 
ten beobadytet werden, und die Kommandanturen der Feftungen find verbunden, 
den Requifitionen der D. 2. Ger. auf Einftellung der überwiefenen Verbrecher in 
die Strafabtheilungen der Garnifon :Gompagnien zu genügen. 

$.9. Bon dem Zenor eines jeden Straf: Erfenntniffes gegen einen beurlaubten 
Landwehrmann oder zur Kriegesveferve gehörenden Soldatenzc., wenn es nicht bloß 
eine Seldftrafe betrifft, foll gleich nach befchrittener Rechtskraft des Urtheils, oder 
bei vorläufiger Ablieferung des Sträflings zur Feſtung, imgleichen von der erfolg. 
ten DBeftätigung, dem Brigadefommandeur der Provinzial-Landwehr, in beffen 
Bezirk der Verurtheilte domicilirt, nachrichtlich Abfchrift mitgerheilt werden. Be 
trifft das Erkenntniß einen Beurlaubten der Garde: Landwehr oder Kriegesreferve 
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des Gardekorps, fo liberreicht der Brigadefommandeur der Provinzial: Landwehr 
felbiges, begleitet nıit einem vollftändigen Nationale bes Verurtbeilten, dem Gene: 
rallommando der Garden, welches demnaͤchſt die Löfchung des Verurtheilten in den 
dazu geeigneten Fällen, in den Liften der Garden beforget und dem Generaltom. 
manbo des betreffenden Armeekorps hiervon Nachricht giebt. Das Generalfom: 
mando ber Garden hat Mir demnähft auch halbjährlich als Beilage zum ſechsmo— 
natlihen Berichte bei der Rubrik „Disciplin“ ein Verjeichniß folcher geftrichener 
Mannſchaften vorzulegen. 
$. 10. Ich beauftrage Sie, die Ihnen untergeordneten Behörden mit diefen Be 
ftimmungen befannt zu machen, Insbeſondere baben Sie, der Zultiz » Minifter, 
den Givils Gerichtshöfen zur Pflicht zu machen, bei Erkenntniffen gegen beurlaubte 
Randwehrmänner ıc. das Militalrverbältnif und die, in den Krieges. Gefegen vor: 
aefchriebenen Neben : zınd Ehrenftrafen forgfältig zu berüdfichtigen. Auch haben 
Sie den Juftizbehörbden in den Rheinprovinzen die Kriegesartifel mitwutbeilen, um 
fie in Folge diefer Beſtimmungen zu beachten. G. S. S. 28. 
8) O. O.v. 30. Zuli 1832., betr. die Einſtellung bei einer Feſtungoſtrafabtheilung 
und die Entlaſſungaus dem Soldatenſtande. 

Um die Uebelſtaͤnde zu vermindern, welche mit der Einſtellung der, den Civil. 
‚Gerichten unterworfenen Verbrecher in die militairifchen Straf: Abtheilungen und 
mit dem bisherigen Verfahren wegen Beftätigung der, die Aurwtoßung beurlaubter 
Randwehrmänner und zur Kriegereferve pi ah Soldaten ausiprehenden Er 
fenntniffe ter Givilgerichte verbunden find, beftimme Ich, unter Abänderung der 
diesfälligen Vorichriften der Verordnung vom 22, Febr. 1823, Folgendes: 

1) In Fällen, wo nad den Landesgefegen zehn. oder mehrjährige Freiheits— 
firafe verwirkt iſt, oder wo die Dauer der legtern über das vollendete 39fte Lebens: 
Jahr des zu Beltrafenden hinausgeht, ift von den Givilgerichten nicht mehr auf 
Einftelung bei einer Feftungs - Straf Abtheilung, fondern auf die in den allgemeis 
nen — verordneten Straf» Arten zu erkennen und deren Vollſtreckung 
zu verfügen. 

2) In diefen Fällen haben die Civilgerichte, in fofern nach den Kriegs: Artikeln 
nicht auf Ausftoßung aus dem Soldatenftande erfannt werden muß, die Entlaffung 
aus dem Militairverhältniffe auszufpreden und die betreffende Militairbehörde 
durch Mittheilung des rechtskräftigen Urtheils biervon in Kenntniß zu fegen. 

3) Die auf Ausftoßung aus dem Soldatenftande lautenden Civil: Erfenntniffe 
bedürfen Meiner Beftätigung nur in dem Falle, wenn die zugleich erkannte Frei: 
heitäftrafe entweber eine zehnjährige Dauer oder das vollendete 39ſte Lebensjahr des 
zu Beftrafenden nicht erreicht. G. S. ©. 20 


ec) Bescript v.10. Mai 1824, betr, die Anwendung ber Kriegsartikel bei ber Bes 
ftrafung der Landwehrmänner, 


Die in der Verordnung wegen Aufhebung der militairishen Strafverwandlung 
und über das fünfrige Strafverfahren gegen beurlaubte Landwehrmänner, zur Kriegs: 
Reſerve Entlaffene und Train» Soldaten vom 22. Febr. v. J. $, 1. enthaltenen Worte: 

„nah Maafgabe der Kriegs» Artikel‘ , 
beziehen fih, wie der Zufammenhang und die Verbindung des $.1. mit dem $. 2. 
ergiebt, nicht auf die darin erwähnte Leibesitrafe, fondern auf die Ausſtoßung aus 
dem Soldatenftande, und es hätte alfo das hinter dem Worte „Soldatenitande” bes 
findlihe Komma, eigentlich hinter dem Worte „Kriegsartikel“ gefegt werden follen, 
Die Leibesftrafe wird, wie der $.1. ausdrüdlich beftimmt, nach den allgemeinen Ges 
ſetzen mit der in Abſicht der Voͤllſtreckung feitgefegten Modification; die Ausftoßung 
aus dem Soldatenftande dagegen nah Maaßgabe der Krieges: Arrifel, und außerdem 
in den im $. 2. mäher bezeichneten Fällen erfannt, Hierdurch erledigten ſich die 
Bedenken, welche nad dem von dem Königl. D. 2, Ger, unterm 22. v. M. erftatteten 
gt in Beziehung auf die Beitrafung beurlaubter Landwehrmänner ꝛc. entftians 
en find. 

Im Allgemeinen ift der. Gefichtspumkt immer feitzuhalten, daß biefe zu ihren bür— 
gerlihen Geſchäften entlaffenen Militair-Perfonen in Abficht der. Dauer der verwirk: 
sen Freiheitsfirafe mach denfelben Gefegen beursheilt werden follen, welde bei alfen 
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Eivil:Perfonen zur Anwendung kommen, und da nur, in Abficht der Art der Boll, 
firedung, und in Abficht der, auf das militairifhe Verhältniß ſich beziehenden Straf: 
beitimmungen, die Vorfchriften der Krieges-Artikel eintr«en. 

Berlin, den 10, Mai 1824. v. K. J. B. 24. ©. 166, 


d) Circularrescript ov. 2. Auguſt 1824., betr, die Beftrafung ber zur Landwehr 
und Kriegöreferve gehörenden Verbrecher, i 
Ertract. 

4) Bei den durch die Eivil-Gerichte zu führenden Imterfuhungen finden die all« 
gemeinen gefeglichen VBorfchriften, mit den in der Verordnung vom 22, Febr. v. J. 
beſtimmten Beſchränkungen, Statt, 

In den Fällen, wo von den Civil-Gerichten auf Ausſtoßung aus dem Soldaten: 
ftande, und zugleih auf Zuchthaus: oder Feltungs» Arbeitsftrafe erfannt worden; un: 
terbleibt die vorläufige Abführung des Veruriheilten zur Strafanfalt, und das Er: 
fenntniß wird nicht eher vollitredt, als bis daſſelbe die Allerhöchſte Beftätigung Er. 
Majeftät des Königs erhalten bat. Deshalb foll jedoch die a nicht verlän⸗ 

ert, fondern von der Zeit am berechnet werden, zu welcher der Verurtheilte zur 

trafanftalt vorläufig abgeliefert fein würde, wenn nicht die Allerhöchſte Königliche 
Beftätigung des ergangenen Erfenntniffes hätte abgewartet werden müffen. 

5) In den Fällen, in welchen nad dem $.6. der Verordnung vom 22, Febr. 
v. J. die Beftätigung des ergangenen Erkenntniſſes von Seiten Sr. Majeftät des 
Königs erforderlich iſt, ar die Alten, nebſt einer Ausferrigung der ergangenen 
Erkenntniſſe, dem Königl. General: Auditoriate überfendet werden. 

6) Bei der Beftrafung, fowohl in Hinficht auf die Strafbarkeit der zur Unterſu— 
hung gekommenen: Handlung überhaupt, als auch in Hinſicht auf die Höhe der 
Strafe, kommen die allgemeinen Strafgefege zur Anwendung, mit ber Maaßgabe, 
daf nad) der Verordnung vom 22. Febr, v. J. ftatt der Peirfchenhiebe, auf Stod: 
hiebe, und in denjenigen Fällen, in welchen der Angefchuldigte nicht zugleich aus dem 
Soldatenftande auegefiofen oder aus dem Militair: Berhältnig entlaffen wird, ftatt der 
Zuchthaus⸗ und Feftunasarbeit, auf Einftellung bei einer Straf: Section zu erkennen ift, 

7) Diefer veränderten Art der Strafvollfiredung ungeachter, wird auf Detentiont 
bis zur Befferung, oder bis zum Nachweiſe des ehrlichen Ermwerbes, in den dazu 
angethanen Fällen erkannt. 

8) Die in den Gefegen vorgefchriebene Gefängnißſtrafe erleidet der Verurtheilte 
in einem jeden bürgerlichen Gefängniffe feiner Heimarh, oder eines benahbarten Dr. 
tes, jedoch nicht im einem folchen, welches bloß zur Aufbewahrung eigentliher Ber: 
bredher, als Diebe, Berrüger und dergleihen, beftimmt iſt. 

9) Auf die militairifhen Strafen des firengen und mittlern Arreſtes find die 
Civil⸗Gerichte zu erfennen nicht befugt. 

10) Die Rüdficht, welche die Civil» Gerichte bei ihren Erfenntniffen auf die Arie _ 
gesartifel zu nehmen haben, beftehet darin: : 

a. Auf Berfegung in die zweite Klaſſe des Solbatenftandes muß in allen Fällen, 
in welden die Kriegsartifel dies vorfchreibem, erfannt werden; bei der Verur: 
theilung zu einer körperlichen Züchrigung, zum Verluſt des National: Militair: 

; Abzeihens oder des Landwehr: Kreuzes, ift diefe Verſetzung jederzeit im Er: 
fenntniffe auszufprecen. 

b. Auf den Verluſt des National: Milirair- Ubzeichens ift bei den * ſtehenden 
Heere gehörenden Individuen in den durch die Kriegesartikel und die Verord— 
nung wegen der Militair: Strafen vom 3. Auguft 1808, bezeichneten Fällen zu 
erfennen; ftatt deſſen ift in eben diefen Fällen bei den zur Landwehr gehörigen 
Individuen das Erkenntniß auf den Verluſt des Landwehr: Kreuzes zu richten, 

ec. Die Ausftoßung aus dem Soldatenftande gefchiehet in den, in den Kriegsarti— 
feln und in dem $. 2. der Verordnung vom 22. Febr. v. J. beftimmten Fallen, 

11) Der Berluft der Kriegs: Denftmünze muß zufolge der Allerhöchften C. O. vont 
30, Detbr. 1814, in allen denen Fällen im Erkenntniſſe fefgefegt werden, in welchen 
das Verbrechen — aus dem Soldatenſtande, oder Verluſt des National 
Militair: Abzeichens, oder des Landwehr: Kreuzes zur Folge hat. , 
12) Gntfernung ans der Landwehr iſt feine Strafe, auf welhe die Civil: Ge- 
richte zu erkennen befugt find; wohl aber tritt in den im $.3. der Verordnung vom 
22. Febr. v. J. bezeichneten Fällen, die Entlaffung aus dem Militair-Verhältniffe ein. 

‚13) Die Vollſtreckung einer, förperlihen Züchrigung erfolgt, wenn zugleih auf 

Einftellung in eine Straf-Section erfannt worden, bei der Ieftern durch die Mili- 
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tair» Behörde; In allen übrigen Fällen wird diefe Strafe von den Clvil -Gerichten, 
jedoch in Gegenwart eines dazu von der Militair- Behörde zu requirirenden Feldwe⸗ 
bels oder Unterofficierd, vollzogen. v. K. J. B. 24. ©. 159. 


€) 0 C.©. v.13.Detbr. 1824., 27. Deebr. 1824. und 16. Aug . 1825., betr. den Ber⸗ 
luſt der Nationalkokarde, des National-Militairabzeichens oder Landwehrkreuzes und die 
Berfegung in die 2. Claſſe bed Soldatenftandes, wonach der Berluft der Kofarbe ꝛc. allemal 
die Berfetzung in bie 2. Elaffe zur Folge hat; f. oben sub IV. A. 


8) Bescript v.9:3uli1835., daft mit ber Berurtheilung zur Einftellung in eine 
Strafabtheilung nicht immer bie Verſetzung in die 2, Elaffe verbunden ſei. 


Nach einer Mittheilung des Herrn Kriegsminifters folgen einige Gerichtsbehörben 
bei Abfaffung von Straferfenntniffen gegen beurlaubte Landwehrleute und Kriegsres 
ferviften der Anficht, dat die Verurtheilung zur Feftungsarbeit durch Ginftellung in 
der Strafabtheilung einer Garnifon: Compagnie ftets zugleich mit der Verſetzung des 
Berurtheilten in die zweite Klaſſe des Soldatenftandes verbunden werden müſſe. 

Diefe Anficht entfpricht dem Gefegen nicht. Weder die mine nod die Ber: 
ordnung vom 3, Auguß 1808. über die Militairftrafen (G. S. von 1806 bis 1810, 
&. 265.) fmüpft eine folhe Folge an die Verurtheilung des Militairfträflings zur 

eftungsarbeit diefer Art, vielmehr ergiebt fih aus dem 54ften Kriegsartifel und be 
ae aus dem $. 15. des Negulativs vom 31. Detbr. 1808, über die Behandlung 
der Feltungsarrefianten in den Garnifon- Compagnien (G. S. von 1806 bis 1810. 
&. 317.) auf das Deutlichite, dab ein Soldat zur Einftellung in die Strafabtheilung 
der Garnifon» Compagnie verurtheilt werden Tann, ohne gleichzeitig in die zweite 
Klaffe des Soldatenitandes verfegt zu werden. Dieſe erg ı teitt nur in denje- 
nigen Fällen ein, wo fie von dem Gefeg als Strafe gewiller Gattungen oder Arten 
von Verbrechen, wie z.B. beim Diebſtahl in dem Kriegsartifel 43. u, f., oder als 
Folge des Verluſtes des National: Militair -Mbzeichens oder der National: Eocarde 
(vergl. die Allerhöchfte C. O. vom 13. Octbr. 1824. und 26. Auguſt 1825, G. S. 
von 1824, S. 213. und von 1825; S. 192.) beſonders vorgeſchrieben iſt. 


Dies wird den Gerichten zur Beachtung bei Abfaſſung der Straferkenntniſſe, dem 
Wunſche des Herrn Kriegsminiſters gemäß, hierdurch bemerklich gemacht. 
v. K. J. B. 46. S. 168 
f) Rescript ». 14. Oetbr. 1831., betr, bie gegen beurlaubte Zandwehrmänner au 
erkennende Förperliche Büchtigung. 


Das Königl. D. 2. Ger. erhält die mittelt Berichts vom 18, Auguft d. J. einge: 
reichten Acten in der Injurien-Sache des Wirthſchafts-Inſpectors N, N. zu N, 
wider “= Pflugmeierknecht und Landwehrmann N, N. mit folgenden Bemerkuns 
gen zurüc, 

Wenn wider den N. wegen ber dem N. zugefügten wörtlichen und thätlichen Be— 
re auf förperlihe Züchtigung, und da diefe nicht anders, als nach vorgängi- 
ger Verfehung des Verurtheilten in die zweite Klaſſe des Soldatenftandes, vollitrect 
werden kann, auch auf dieſe Verfegung erkannt, dann nachträglich noch der Berluft 
des Rechts, die National:Kofarde, dag National» Militair: Abzeichen oder Landwehr⸗ 
kreu tragen tehgeient worden; fo läßt fi) diefe Entfheidung nicht rechtfertigen. 
Rad er vermittelft der Gircular- Berfügung vom 6. Mai 1817. sub No. 6. (0.8.5.8.9. 
©. 243,) den Gerichten befannt gemachten, nirgend aufgehobenen Borfchrift der Aller: 
böchften Inftruction für die Infpecteure und Commandenre der Landwehr vom 10. De- 
cember 1816 finder gegen beurlaubte Landwehrmänner körperliche Züchtigung nur in 
den durch die Kriegsarrifel beftimmten Fällen Statt. Ein folder Fall war bier nicht 
vorhanden, Die Unzuläffigkeit der körperlichen Züchtigung bei beurlaubten Landwehr: 
männern in Fällen, in welchen fie nicht durch die Kriegsartifel Horgefchrieben ift, folgt 
aber aud) ſchon darans, daß nad der entgegengefegten Anſicht die Militair -Strafge: 
fee mit den Civil-Strafgefegen in der Anwendung beider auf beurlaubte Sandwehr- 
männer in Widerfpruch treten würden. 

Sufolge der erfteren muß der Törperlihen Züchtigung die Verfegung in die zweite 
Klaffe des Soldatenftandes vorangehen, diefe aber ziehet — —R des 
National: Militair⸗Abzeichens und resp. des Landwehrkreuzes nach ſich, von welchem 
dann wieder der Berluft der National: Rofarde eine nothwendige Folge if, Nach den 
Eivil:Strafgefegen tritt dagegen der Berluft der National-Kokarde wegen folder 
Vergehungen ein, die einen Mangel patriotifcher oder ehrliebender Gefinnungen an⸗ 
zeigen. Diefer Widerfprucd kann nur durch die Annahme gelöfer werden, daß dieje⸗ 
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en —— Vorſchriften, durch welche eine körperliche gung auch wegen 
folher Vergehungen beſtimmt worden, weshalb die Kriegsartifel diefe Strafart nicht 
aulaffen, in Abficht der beurlaubten Landwehrmänner und zur Kriegsreferve gehörigen 
Soldaten nicht ferner zum Anwendung kommen können, vielmehr auch hierin, fo wie 
in Bezug auf die Strafarten zwifchen diefen Individuen und den zum effectiven 
Stande gehörigen Soldaten, fein Unterfchied der Behandlung Statt findet. 

v. K. J. B. 38. S. 425, 


g) ©) Bescripte o. 8.3an, 1827., 5. März 1329. und 23. Septbr.1834,, betr, 
Diejenigen Militairperfonen, gegen welche in den geeigneten Fällen auf Degrabation zum Ges 
meinen zu erfennen ift. 


Es if in einem einzelnen Falle zur Sprache gekommen, daß wider einen beur- 
laubten Trompeter — der wegen begangener Vergehen zum Berluft der National 
Eocarde und zu ſechzehnwöchentlichem Gefängniß vecurtheilt wurde — nicht — 
da er als Trompeter Unteroffiziers Rang hat, auf Degradation erkannt worden. i 
Sämmtlihen Königl. Gerichtsbehörden wird daher zur Nachricht und Achtung hier- 
durch befannt gemacht: daß bei folgenden Militairperfonen gefeglih die Degradation 
zum Gemeinen als Strafe eintreten Tann: 

1. bei Feldwebeln, Wachtmeiftern und Dber - Feuerwerkern, 

2. bei den mit ihnen im — Range ſtehenden Porte » Epee: Fähnrichen, 

3. bei den übrigen wirkliden Unterofficieren, 

4, bei den Trompetern und Hautboiften, ’ 

5. Bei den Regiments: und Bataillons:Tambouren und den Stabs- Horniften. 

In Hinfiht der Porre: Epee: Fähnriche wird jedoch bemerkt, daß deren Degrada— 
tion, da mit derfelben der Verluft des Porte-Epee verbunden ift, in Folge der Ber: 
ordnung vom 22. Febr. 1823, ebenfo wie die Degradation der Feldwebel, jedesmal 
der Allerhöchften Beftätigung bedarf. 

Berlin, den 8. Januar 1827, v. K. J. 8.29. S. 115. 


Da die Bombardiere bei der Artillerie zu den wirklichen Unterofficieren gehören, 
den Vice-Bombardieren aber durch Allerhöchſte Beſtimmungen die Prärogativen der 
wirklichen Bombardiere beigelegt worden find, fo kann gegen Individuen der Land: 
wehr, melde während ihres Dienftes in der Artillerie des ———— Heeres zu Boms 
bardieren und BVBice-Bombardieren avancirt worden, auf Einftellung in eine Straf 
ection nicht erfannt werden, ohne zugleich nach der Verordnung von 22. Febr. 1823. 
.4. die Degradation auszufprechen. 

Berlin, den 5. März 1829, v. K. J. B.33 ©, 135, 


In dem Erfenntniffe gegen einen zur Sriegsreferve entlaffenen Bombardier ift 
verabfäumt worden, auf deifen Degrabation zum Gemeinen zu erfennen, welche nad 
ber Berordnung vom 22, Febr. 1823, (G. S. ©. 28.), dem 55. Kriegsartifel und 
der Allerhöhften C. O. vom 14. Febr, 1825. gegen benfelben auszufprehen war. In 
Gemäßheit des Allerhöhften Befehls wird daher fämmtlihen Gerichtsbehörden die 
Beachtung der Militairgefege gegen die dem Meilitairverhältniffe angehörigen Indivi- 
duen bierdurd in Erinnerung gebracht. 

Berlin d. 23, Septbr, 1834, v. K. J. B. 44. S. 139. 


9 O. O. v. 3. April 1827., wegen nicht mehr einzuholender königlicher Beſtätl⸗ 
gung ber bei ECivilgerichten wider beurlaubte Feldwebel und Wachtmeiſter der Landwehr 
ergehenden auf Degrabation gerichteten Grfenntniife, 


Da nad Meinen Beftimmungen vom 1. December 1825 umd 28. Januar 1826 
die, auf Degradation und Berluft des Portepees lautenden Erkenntnijje gegen Feld» 
webel, Wachtmeifter u. ſ. w. des ftehenden Heeres, mit Ausfchluß der Garden, nicht 
mehr von Mir zu beftätigen find; fo bedarf es auch ber Einfendung der auf diefe 
Strafe lautenden Erfenntniffe der Givilgerichte gegen beurlaubte Feldwebel und 
MWachtmeifter der Landwehr zu Meiner Beftätigung nicht mehr, und Ich beauftruge 
Sie, in VBerfolg Deiner Order vom 22. Februar 1823 dies befannt zu machen. 

= G. S. S. 36 
h) O. O. v. 14. Mai 1830, betr. den gegen beurlaubte Offiziere der Landwehr zu ers 
kennenden Berluft der Charge als Offizier, wobei jedoch die Allerhöchſte Betätigung einzus 
holen iftz f. oben sub VL 2. 
i) Bescriptv.15. Dechr. 1834, nebt Bericht, betr. die Verwandlung einer 
15* 


\ 
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gegen einen Lanbwehrmann erkannten militairifchen Strafe, wenn berfelbe zugleich ans dem 
Soldatenftande entlaffen wird. 

Der Schuhmaher S., welcher gegenwärtig wegen anderer Verbrechen in der 
Strafanftalt zu Spandau detinirt wird, iſt durch das rechtsfräftige Erkenntniß des 
Königl. Stadigerihts zu Potsdam de publicato den 30. Septbr. c. wegen großen 

emeinen Diebitahls zu neunmonarlicher Einftellung in die Straffection einer Feitungs- 
arnifon» Compagnie verurtheilt worden. Dieje Strafe kann jedoch gegen den In— 
eulpaten nicht vollitredt werden, da derfelbe durch die Allerhöhfte C. O. vom 25. 
Januar ec. aus feinen Militair: Berhältniffen entlaifen worden iſt. 
Ew. Ercellenz bitten wir daher ganz gehorfanift: 
die gegen den S. erfannte Militairitrafe in eine Zucthausftrafe von gleicher 
Dauer hochgeneigteft verwandeln zu wollen. Berlin, den 1.Dechr. 1834, 

Das Königl, Kammergericht wird auf den in der Umnterfuchungsfache wider den 
Schumacher ©. et Cons. unterm 1,89. M. erftatteten Bericht angewiefen, in diefem, 
fo wie in allen fünftigen Fällen derfelben Art die Alten anderweit zum Spruch 
vorzulegen, und fih über die Ummandelung der Strafe, — mit Borbehalt des Nechts« 
mittels — durch Erkenntniß auszufprechen, 

Berlin, den 15. Dechr. 1834. v. K. J. B. 44. ©, 441. 

k) O. O. v. 17. Juli 1837, betr. die Umwandlung und Vollſtreckung der von Eivils 
gerichten gegen gemeine Soldaten vor ihrer Einftellung erfannten Strafen. 


Auf den Bericht des Militair. Juftizdepartements vom 7. d. M. erkläre Ich 
Mich mir Rückſicht auf den $. 575. ber Er. D. und den Schluß des 5lften Kriegs- 
Artikels damit einverftanden, daß, wenn Leute vor Vollſtreckung einer wider fie 
vom Givilgericht erfannten rechtefräftigen Gefängnißftrafe als gemeine Soldaten 
eingeftellt worden, die Gefängnißftrafe von dem Militairgerichte auf die Hälfte der 
Dauer in Mittelarreft umzuwandeln und ohne Verzug ju vollftreden ift. Eine 
Ausnahme von diefer Regel und die einftweilige Entlaffung und Ablieferung des zu 
Beftrafenden an das Givilgericht findet nur in den Fällen ftatt, wenn die Gefäng- 
nißftrafe über drei Monate hinausgeht und danach das Maaß eines ſechswöchentli. 
hen Mittelarreftes überfteigen würde. j 

Diefe Beftimmung ift durch die G. ©, zur Öffentlichen Kenntniß zu bringen und 
nach deren Inhalt zu verfahren. G. S. ©.130. 

1) O. ©. v. 1. Juni 1834., wegen Beſtrafung ber von beurlaubten Landwehroffizie⸗ 
ren in der Uniform gegen andere Militairperfonen begangenen Vergehen. 

Ich bin auf den Bericht des Militair: Juftizdepartements vom 22. v. M. damit 
einverftanden, daß Vergehungen der beurlaubten Landwehr : Offiziere, welche diefel« 
ben zu einer Zeit, wo fie ſich in Uniform befinden, gegen eine andere Militairper- 
fon verüben, welche ſich gleichfalls in Uniform befindet, nah den Militairgefegen 


jagen werden. 


m) Bescript v. 19. Dechr. 1834,, betr. die Beftrafung der im Landwehrverhälts 
niffe ftehenden Chirurgen. 

Da Zweifel darüber entftanden find, mit welchen Strafen die in dem Referve- 
oder Landmwehrverhältniffe fich befindenden Eompagnie: oder Eskadronchirurgen zu 
belegen find, wenn fie während ihrer Beurlaubung fi eines Vergehens ſchuldig 
machen, welches, wenn es im Dienfte verübt wäre, die Kaſſation nach fi ziehen 
würde, fo haben des Königs Majeſtät durch die abfchriftlich beigefügte, an das Mi: 
litair » Zuftigdepartement erlaffene, Allerhöchſte C. O. vom 5. d. Monats zu beftim« 
men geruber, daß im folhen Fällen gleichfalls gegen diefe Chirurgen, wie gegen 
jeden andern Beamten, auf Kaffation erfannt werden müſſe, durch welche fie dann 
das Recht, ihrer Milttairverpflihtung als Chirurgen Genüge zu leiften, verlieren, 
und nah Maafigabe ihres Alters zum gewöhnlichen Militairdienfte in der Reſerve 
oder Landwehr heranzuziehen find, 

‚ Indem das (Tit. 20.) don diefer Allerhöchſten Entſcheidung mit dem Bemerken 
in Kenntniß gefeßt wird, daß die Militairchirurgen als Militairbeamte überhaupt den 
Kriegsartifeln nicht unterworfen, fondern bei den von ihnen verübten Verbrechen und 
Bergehungen lediglich nad den allgemeinen Strafgefegen zu beurrheilen find, hat das 


zu beurtbeilen und von den Militairgerichten zur Unterfuhung und Beftrafung ge« 
G. S. ©. 74. 
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(Zit.2c.) danach ſowohl felbft fih zu achten, als die zur Abfaffung von Straferfennt« 
niffen comperenten Untergerichte mit Anweifung zu verfehen. Am 19, Deebr. 1834. 


> Dem Militair- Juftizdepartement gebe Ich auf den Bericht vom 12. v. M. zu 
erkennen, daß der Antrag des General: Auditoriats in dem anliegenden Berichte: 
daß gegen die im Neferve: oder Landwehrverhältnifje ſich befindenden Chirur— 
gen, wenn fie während ihrer Beurlaubung ſich eines Vergehens ſchuldig 
machen, welches, wenn es im Dienfte verübt wäre, die Kaffation nach fich 
— würde, von den Civilgerichten auf Entlaſſung aus den Militairver. 
ältniffen zu erfennen fei, Ä 
weber in den beitebenden Gejegen, noch in den Verhältniffen diefer Chirurgen be- 
gründet il. Es muß vielmehr in ſolchen Fällen, gegen fie, wie gegen jeden andern 
Beamten, auf Kaffation erfannt werben, durch welche fie dann das Recht, ihrer 
Militairverpflihtung als Chirurgen Genüge zu leiſten, verlieren, und nad Maaß— 
abe ihres Aiters zum gewöhnlichen Militairdienfte in der Referve oder Landwehr 
ee find. Ich trage dem Militair. Juftizdepartement auf, biernach das 
Erforderlidhe an das General: Auditoriat zu erlaffen. 
Berlin, den 5. Dechr. 1834. v. F. J. B. 44. ©. 434. 
3) Wegen des zu erkennenden Verluſts ber Kriegäsbentmünge und der Dienftausds 
zeichnung; f. oben unter Nr. IV. B. u. C. 


Zweiter Abschnitt. 


Von Staatsverbrechen überhaupt und vom Hochverrathe 
insbesondere. 


1) a) C.©. v.6.Mär; 1821., betr, die Beftrafung ber Verbrechen gegen den Staat und 
deffen Oberhaupt, und die Dienftvergeben ber Beamten in ben Rhein provinzen, 

Die in Ihrem Berichte vom 28. v. M. entwidelten Grundfäge, daf in Bezie 
bung auf die Strafgefege, welche die Majeftät des Souverains und die innere 
Ruhe des Staats gegen frevelhafte Angriffe und Umtriebe fihhern, in Meiner Mo. 
narchie nur Ein inneres Staaterecht gelten könne, und daß zu demfelben die Straf. 
gefege für dieſe Gattung von Verbrechen wefentlich gehören, daß mithin die darauf 
fi beziehenden Beſtimmungen des A. L. R. und der Er.D. in allen Meinen Staa: 
ten gelten müffen, find fo fehr in der Natur der Sache, als in Meiner durch das 
Befigergreifungs, Patent für Meine Rheinifchen Provinzen ausgeiprochenen Abficht 
gegründet, daß Ich fie durchaus genehmige und beftätige, und demgemäß beftimme: 

1) daß auch in den Rheiniſchen Provinzen die Unterfuchung der Verbrechen und 
Vergehungen gegen den Staat und deſſen Oberhaupt, fo wie der Dienftvergeben 
der Berwaltungsbeamten nad den Vorfchriften der A. Er. D. vom 11. Dezem- 
ber 1805. und ben nach ihrer Wublication ergangenen Erläuterungen und näheren 
’ Beltimmungen geführt werben follen; 

2) daß alle Einwohner der Rheinprovinzen und die darin ſich aufbaltenden 
Individuen, weldhe wegen Verbrechen oder Vergehen gegen den Staat oder deſſen 
Dberhaupt zur —— gezogen werden, in den bern in welchen Ich 
zu deren Unterſuchung oder Entſcheidung eine eigene Behörde niedergeſetzt habe, 
lediglich vor dieſelbe geſtellt, und zur Unterſuchung oder Beſtrafung gezogen 
werden ſollen; 

3) daß von nun an wegen dieſer, unter 2 gedachten Verbrechen und Berge. 
ben lediglich die, im A.L.R. Thl. II. Zit, XX. $. 91. bie $. 213. und den da. 
rauf ſich beziehenden Erläuterungen feftgefegten Strafen angewendet, jedoch frü- 
bere Fälle nach dem Gefege, welches die mildere Strafe beftimmt, beftraft wer 
den follen; und 
4) daß in Anfehung aller Berwaltungsbeamten in den Rheinprovinzen 
die Beftimmungen des A. L. R. Thl. II. Tit. XX. $. 323. bis $.508. inch, in fo 
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weit fle in den alten Provinzen Meines Reichs noch gültig find, mit den fle 
ergänzenden Vorfchriften, jedoch ebenfalls unter der am Schluffe des Numeri 3, 
wegen früherer Fälle bemerkten Beflimmung, angewendet werden follen. 

Ich beauftrage fie, den Yuftizminifter, diefe Meine Willensmeinung den 
Gerichtsbehörden zur Nachachtung vorzufchreiben, und Ste, den Staatsminifter 


von Shudmann, wegen der Beflimmung unter 4. das etwa Erforderliche 
zu veranlaffen, G. ©. ©. 30. 


b) O. O.v. 5. Septbr. 1821., betr. bie Anwendung der vorftehenden Verordnung In 
allen Brovingen, wo das Y.L.R. noch nicht eingeführt ift. 

Die Beftimmungen Meiner Order vom 6. März b. J. betreffend die Straf: 
-gefege und das Verfahren bei Verbrechen und Vergehungen gegen den Staat 
und deffen Dberbaupt, fo wie bei Dienftvergebungen der Verwaltungsbeamten, 
follen fi nicht bloß auf die Aheinprovinzen befchränfen, fondern für alle Pro: 
vinzen, in denen das A. L. R. noch nicht eingeführt ift, gelten. 

G. ©. ©. 156. 
€e) O. O. 0.14. Oetbr. 1821., betr. die Anwendung ber rheinifchen Strafgefege auf 
Mitichuldige, welche an Bergehungen rheinifcher Beamten Theil genommen haben, 


Auf Ihren Bericht vom 6. Detbr. d. J. ſetze Ich zur Erläuterung Meiner 

D. vom 6. März d. J. hierdurch feft: daß die Unterfuchung gegen die, dem 
rbeinifchen Gerichtshöfen unterworfenen Mitfchuldigen, welche bei den Vergehun— 
gen rheinifcher Werwaltungsbeamten konkurriren, lediglich nach den Vorfchriften 
ber rheiniſchen Griminalprozefordnung geführt, und die dortigen u 
auf fie zur Anwendung gebracht werden follen. 686.1 


d) C.©®. v. 2. Auguſt 1834,, betr. die Strafgefege In den Rheinprovingen bel Staats 
verbrechen und Dienitvergehen ber Beamten, 
Um die Zweifel zu befeitigen, welche bei Anwendung Meines Erlaſſes vom 
6. Mär; 1821., betreffend die Strafgefege und das Verfahren in den Rhein: 
Provinzen bei Staatsverbrehen und Dienftvergeben der Beamten, entftanden 
find, deelarire Ich auf den Antrag des Staatsminifteriums die Vorſchrift Nr. 3. 
dahin: daß dadurch alle Beſtimmungen der $$. 91— 213. des Tit. 20. Thl. II. 
des A.L.R. ohne Ausnahme, mit Ginfchluß der im $. 147, benannten $$. 474 
— 498. in die Rheinprovinz eingeführt worden find. ch fege zugleich feit, daß 
die Beſtimmungen des A.L.R. 85.323 —508. Tit. 20. Th. II., auf welche 
Nr. 4. Meines Erlaffes vom 6, März 1821. fich bezieht, ohne Ausnahme auf 
alle Staarsbeamte angemendet, und daß bei allen auf den Grund der gedachten 
$$. 91— 213. und 323—508. eingeleiteten Unterfuchungen die Vorfchriften der 
9. Er. O. vom 11. Dechr. 1805. zur Richtfhnur genommen werden follen. Das 
Staateminifterium bat diefe Order dur die G. ©. zur — urn 


und Nachachtung zu bringen. 


e) O. O.v. 265. Oetbr. 1835,, betr. bie Beftrafung der Widerfegungen gegen Wachen 

und Beleidigungen der im Dienfte begriffenen Militairperfonen in den Rheinprovinzen 3 
fı au 8.646 — 648, dieſ. Zit. 

2) Bergl. C.©. 0.25. April 1835, wegen Beftellung des Kammergerichts zum ausfchliehts 

lichen Gerichtöhofe wegen aller Berbrechen und Bergehen wider die Berfaffung, die Öffentliche 


Ordnung und Ruhe, fowohl in fämmtlichen Staaten des Königreichs, ald auch der übrigen 
Staaten bed deutichen Bundes. (G.S. &. 47.) 


Begrifl, 
8. 91. Die freiwillige Handlung eines Unterthans, durch welche der 


Staat oder dessen Oberhaupt unmittelbar beleidigt werden, heisst ein 
Staatsverbrechen. | 


$. 92. EinUnternehmen, welches auf eine gewaltsame Umwälzung der 


Verfassung des Staats, oder gegen das Leben oder die Freiheit seines 
Oberhaupts abzielt, ist Hochverrath. 
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1) ©. ©. v.6. April 1884., betr. Me Beftrafung der Verbrechen zur gewaltfamen Umwäls 
aung ber VBerfaffung des dentfchen Bundes. 

Auf den Bericht des Staatsininifteriumd vom 11. v. M. erkläre Jh Mid 
mit der Meinung deſſelben einverftanden, daß nach den Grundfäsen des Ü.L.R. 
im 20, Zit. des II. Thl. ein Unternehmen zur gewaltfamen Umwälzung der Ber. 
faffung des deutichen Bundes, als zugleich gegen Meinen Staat gerichtet, anzufes 
ben und mit den in den $$. 92—99. des angeführten Gefeges beftimmten Strafen 
zu belegen iſt. Auch erkläre Ich es mit den Grundfägen des A. L. R. und der 
Er. D. übereinftimmend, daß Ausländer, die fi im Auslande als Urheber oder 
Miturbeber an einer folchen im $.92. bezeichneten Unternehmung betheiligen, oder 
dabei behülflich find, wenn fie fich innerhalb Landes betreten laffen, von den dies: 
feitigen Gerichten zur Unterfuhung und Beftrafung zu ziehen find, in welchem 

alle fie den in den $$.93—98. feftgefeßten Strafen unterliegen. Doc foll die Bor: 
chrift des $. 97. auf den Fremden nicht in Anwendung kommen, wenn er vor Ent: 
edung feiner Mitwifjenfchaft das Land verlaffen hat, und erft nach Unterdrückung 
des Vorhabens zurüdkehrt. Im Uebrigen verbleibt es bei den Beltimmungen Meis 
ner Erlaffe vom 6. März und 5. Septbr. 1821, nach welchen bei Unterſuchungen 
der Verbrechen wider den Staat und deffen Oberhaupt überall nach den Formen zu 
verfahren ift, die in der Er. D. vom 11. Dechr. 1805, und im den Erläuterungen 
und Ergänzungen derfelben vorgefchrieben find.“ Sie, die Juftizminifter, haben 
biefe Drdre den Gerichten zur Belehrung und Nachricht bekannt zu machen. 
v. K. J. B. 43. ©. 639. 
2) Publicationspatent v, 28. Oetbe. 1936, betr, denwegen Beitrafung bes Vers 
gehungen gegen den deutfchen Bund und wegen Audlieferung ber politifchen Verbrechen ge: 
faften Bundeöbefchluf. . 

Die Deutſche Bundesverfanmmlung bat in ihrer diesjährigen fechgehnten Sigung 
wegen der Beltrafung von Vergehen gegen den Deutichen Bund, umd wegen Aus. 
lieferung politiiher Verbrecher auf dem Deutſchen Bundesgebiete, folgenden Be 
ſchluß gefaßt: 

Artikel l. 


Da nicht nur der Zweck des Deutfchen Bundes in der Erhaltımg der Unab⸗ 
bängigkeit und Ünverlegbarkeit der Deutfhen Staaten, fo wie in jener der 
äußern und Innern Rube und Sicherheit Deutſchlands beftebt, fondern auch 
die Verfaſſung des Bundes wegen ihres wefentlihen Zufammenbanges mit 
den Berfajlungen der einzelnen Bundesftaaten als ein nothwendiger Beftand- 
theil der legteren anzuieben ift, mithin ein gegen den Bund oder deſſen Ber: 
ir gerichteter Angriff zugleich einen Angriff gegen jeden einzelnen Bundes: 

aat in ich begreift ; fo it jedes Unternehmen gegen die Eriftenz, die Integris 
tät, die Sicherheit oder die Verfaffung des Dentfchen Bundes, in den einzel 
nen Bundetftaaten, nah Maafgabe der in den legteren beftehenden oder fünf 
tig in Wirkfamkeit trerenden Gelege, nad weichen eine gleiche gegen den 
einzelnen Bundesftiar begangene Handlung als Hochverrath, Landesverrath 
oder unter einer andern Benennung zu richten wäre, zu beurtheilen und zu 


beftrafen. 
Artikel 2, 


Die Bundesftaaten verpflichten fih gegen einander, Individuen, welche ber 
Anftiftung eines gegen den Souverain, oder gegen die Eriftenz, Integrität, 
Verfaſſung oder Sicherheit eines andern Bundesftaated gerichteten Unterneh. 
mens, oder einer darauf abzielenen Verbindung, der Theilnahme daran, 
oder ber Begünftigung derſelben bezüchtigt find, dem verlegten oder bedrohten 
Staate auf Verlangen audzuliefern, — vorausgefegt, daß ein folches Indivt. 
duum nicht entweder ein Unterthan des um die Auslieferung angegangenen 
Staates felbft, oder in demfelben ſchon wegen anderer ihm zur Laft fallenden 
Verbrechen zu unterfuchen oder zu beftrafen if. Sollte das Unternehmen, 
deſſen der Auszuliefernde bezüchtigt ift, gegen mehrere einzelne Bundesſtaaten 
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gerichtet fein, fo bat die Auslieferung an jenen biefer Staaten zu gefchehen, 
welcher darum zuerft das Anfuchen ftellt. ' 

Mir bringen hierdurch diefen Bundesbefchluß zur allgemeinen Kenntniß Unferer 
Behörden und Unterthanen, und wollen, daß die in demfelben entbaltenen Beftim. 
mungen, und zwar nicht bloß in Unferen zum Deutichen Bunde gebörenden, fon: 
dern auch in allen übrigen Landestheilen Unferer Monarchie pünktlich in Ausfüh: 
rung gebracht werden follen. 8.5. ©. 309 

Strafe der Hochverrätber; 

$. 93. Wer sich dessen schuldig macht, soll nach Verhältniss seiner 
Bosheit, und des angerichteten Schadens, mit der härtesten und 
schreckhaftesten Leibes- und Lebensstrafe hingerichtet werden. 

$.94. Diese Strafe trifft sowohl den Rädelsführer, als diejenigen, 
welche an dem Verbrechen als Miturheber Theil genommen haben. 
(8.64.67. 71.73.) 

8.95. Dergleichen Hochverräther werden nicht nur ihres sämmtli- 
chen Vermögens und aller bürgerlichen Ehre verlustig ; sondern tragen 


auch die Schuld des Unglücks ihrer Kinder, wenn der Staat zur Ab- 


wendung künftiger Gefahren, dieselben in beständiger Gefangenschaft 
zu behalten, oder zu verbannen nöthig finden sollte. 
der Theilnehmer; 

$. 96. Auch diejenigen, welche bei einem Hochverrathe auf entfern- 
tere Art, es sei durch Rath oder That, behülflich gewesen sind, sollen 
mit dem Schwerdte hingerichtet werden. ($. 72. 76.) 

der Mitwisser; 

8.97. Wer von dem Vorhaben eines Hochverraths Nachricht erhält, 
und der Obrigkeit bald möglichst Anzeige davon zu machen unterlässt, 
hat Zehnjährige bis lebenswierige Festungsstrafe verwirkt. ($.80.81.82.) 

$.98. Selbst Aeltern, Kinder und Ehegatten sind, bei gleicher Strafe, 
die Ausführung eines solchen Verbrechens, so viel an ihnen ist, auch 
durch zeitige Entdeckung ihrer davon erlangten Wissenschaft zu hin- 
dern verpflichtet. | 

Strafe entwichener und gestorbener Hochverräther. 

8.99. Wenn Jemand, der des Hochverraths schuldig befunden wird, 
sich der körperlichen Strafe durch die Flucht entzogen hat, oder vor 
Vollstreckung des Urtels gestorben ist: so soll, ausser der übrigen die 
Ehre und das Vermögen ———— Ahndung, auch die Execution 
(ler verwirkten Leibesstrafe an seinem Bildnisse vollzogen werden. 


Dritter Abschnitt. 
Von Verbrechen gegen die äussere Sicherheit des Staats. 


‚Landesverrätherei, 
8.100. Ein Unternehmen, wodurch der Staat gegen fremde Mächte 
in äussere Gefahr und Unsicherheit gesetzt wird, heisst Landesverrätherei. 
Bergl. C. ©. ».17. März 1813, und 15. Januar 1814,, wegen bes Verfahrens bei ber 
Unterfuchung und Beftrafung des unerlanbten Verkehrs mit bem Feinde. (G. S. de 1813, 
S. 34. uud G. S. de 1814, @,5.) 
Erste Classe derselben. 
8.101. Wer ganze dem Staate gehörige Lande, Kriegesheere, oder 
Hauptfestungen in feindliche Gewalt zu bringen unternimmt, der ist 
ein Landesverräther der Ersten Classe\ 
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Strafe, 


8.102. Ein solcher Landesverräther soll zum Richtplatze geschleift, 
mit dem Rade von unten herauf getödtet, und der Körper auf das Rad 
geflochten werden. 


8.103. Die gegen einen Hochverräther in Ansehung der Ehre, des 
Vermögens, und in Beziehung auf seine Familie, nach $. 95. verordnete 
Ahndung, ingleichen die Vollstreckung der Leibesstrafe an dem Bild- 
. nisse des entwichenen oder gestorbenen Verbrechers ($. 99.), treffen 
auch einen Landesverräther der Ersten Classe. 


8.104. Auch in Ansehung der Miturheber und Theilnehmer dieses 
Verbrechens, ingleichen derjenigen, die ihre Wissenschaft von einem 
solchen Vornehmen zu entdecken unterlassen haben, finden die Vor- 
schriften $. 94. 96. 97. 98., wie bei dem Hochverrathe, Anwendung. 


8. 105. Ist eine Landesverrätherei der Ersten Classe vor deren wirk- 
lichem Ausbruche entdeckt, oder doch gänzlich verhindert worden: so 
sollen die Urheber mit dem Schwerdte hingerichtet; die Theilnehmer 
aber mit lebenswieriger, und die Mitwisser mit Acht- bis Zehnjähriger 
Festungsstrafe belegt werden. 


Zweite Classe der Landesverrätberai. 


$. 106. Unternehmungen von minderer Wichtigkeit, die zur Begün- 
stigung der Feinde des Staats abzielen, sind als Landesverrätherei der 
Zweiten Classe anzusehen. 
Arten derselben. 


8.107. Wer dem Feinde zur Ausführung seiner Anschläge beförder- 
lich ist, oder den Kriegesvölkern des Staats in ihren Unternehmungen 
gegen den Feind vorsätzlich Hindernisse in den Weg legt, soll durch 
den Strang hingerichtet werden. \ 

$.108. Wer zur Begünstigung des Feindes, Aufruhr in Festungen 
erregt, oder Magazine und Vorrathshäuser verderbt, ist der Strafe des 
Rades von oben herab schuldig. 

8.109. Wer in gedachter Absicht Städte, Dörfer, Vorrathshäuser, 
oder offene Magazine in Brand steckt, soll durch das Feuer vom Le- 
ben zum. Tode gebracht werden. 

8.110. Wer die feindlichen Truppen durch freiwillig übernommene 
Lieferungen, mit Kriegsbedürfnissen und Lebensmitteln in beträchtli- 
cher Menge unterstützt, hat die Strafe des Schwerdtes verwirkt. 

8.111. Wer sich als Kundschafter von dem Feinde brauchen lässt, 
oder demselben Operationsplane, Festungsrisse, oder andere derglei- 
chen Nachrichten und Urkunden mittheilt, durch welche derselbe in 
Stand gesetzt wird dem Staate zu schaden, wird mit dem Galgen bestraft. 

$.112. Wer, ohne weitere Theilnehmung, feindliche Kundschafter, 
oder einzelne zum Auskundschaften abgeordnete feindliche Truppen 
oder Soldaten bei sich verbirgt, soll mit Vier- bis Sechsjähriger Festungs- 
strafe belegt werden. 

8.113. Fremde Kundschafter, die sich auf verdächtigen Wegen be- 
treten lassen, sind nach den Regeln des Kriegsrechts zu behandeln. 

8.114. Feindliche Kriegsgefangene, welche die ihnen gestattete Be- 
freiung von einer engern Gefangenschaft gegen ihr gegebenes Wort 
missbrauchen, und Aufruhr anrichten, sollen wit dem Schwerdte, oder 
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nach Bewandniss der Umstände, der Grösse der Gefahr, oder des wirk- 
lich entstandenen Schadens, mit dem Rade von oben hingerichtet werden. 

- Strafe des noch nicht ausgeiührten Unternehmens; 

8.115. In Fällen,'wo eine Landesverrätherei der Zweiten Classe 
noch nicht ausgeführt, oder dem Staate dadurch noch kein Schade zu- 

efügt worden, soll die Lebensstrafe, nach Bewandniss der Umstände, 

Sechs- bis Zehnjährige Gefangenschaft verwandelt werden. 

der Theilnebmer und Mitwisser, 
S. 116. Eine gleiche Gefängniss- oder Zuchthausstrafe trifft diejeni- 
gen, welche an einer solchen Landesverrätherei zwar nicht unmittelbar, 
aber doch durch Rathschläge oder entfernte Hülfsleistung Theil genom- 
men haben. 

8.117. Gegen diejenigen, welche ihre Pflicht, zur Entdeckung der 
von einer solchen vorseienden Landesverrätherei, ihnen beiwohnenden 
Wissenschaft, unterlassen haben, finden die allgemeinen Vorschriften 
des $. 80.81. 82., jedoch nach der Wichtigkeit des Gegenstandes, der 
Gefahr oder des Schadens, in geschärfterem Grade Anwendung. 

8.118. Jeder Mitschuldige an einer Hoch- oder Landesverrätherei, 
welcher das böse Vorhaben aus eigner Bewegung noch in Zeiten ent- 
deckt, und dadurch aller Beschädigung des Staats vorbeugt, kann auf 
Milderung der Strafe, oder nach bewandten Umständen, auf völlige 
Begnadigung Anspruch machen. 

Vorbeugungsmittel. 

8.119. Wer sich wissentlich in Verbindungen einlässt, wodurch 
der Staat auf irgend eine Art in äussere Unsicherheit, oder gefähr- 
liche Verwickelungen gerathen könnte, soll, wenn er auch einer bösen 
Absicht nicht überführt, und dem Staate kein Schade geschehen ist, mit 
Gefängniss- oder Festungsstrafe auf Sechs Monathe bis Zwei Jahre - 
belegt werden. | 

Wegen Verbots und Beftrafung ber Eheilnahme an geheimen Verbindungen; f. bie 
Sufäge zu $. 185, dieſ. Tit. . 

8. 120. Ohne besondere Erlaubniss der Obrigkeit darf kein Einwoh- 
ner des Staats sich, zu Kriegszeiten, mit irgend Jemanden von feindli- 
cher Seite in heimliches Vernehmen einlassen. 

8.121. Wer seiner Privatgeschäfte wegen, zu Kriegszeiten Reisen 
in feindliche Lande vornehmen muss, ist die schriftliche Erlaubniss 
seiner Obrigkeit nachzusuchen verbunden. 

8. 122. Briefwechsel in feindliche Lande darf obne dergleichen be- 
sondere Erlaubniss nicht anders, als durch den Weg der öffentlichen 
Posten, auch nie in Ziffern, oder andern geheimen Zeichen geführt 
werden. 

8.123. Niemand soll fremde Personen bei sich aufnehmen, oder de- 
ren heimlichen Aufenthalt begünstigen; sondern er ist schuldig, der 
Obrigkeit seines Orts davon sofort Nachricht zu geben. 

8. 124. Wer diesen Vorschriften ($. 121. 122. 123.) zuwider handelt, 
soll, wenn er auch bei näherer Untersuchung einer Verrätherei, oder 
der Theilnehmung und Mitwissenschaft davon nicht schuldig befunden 
wird, dennoch in eine seinem Vergehen angemessene empfindliche Lei- 
bes- oder verhältnissmässige Geldstrafe verurtheilt werden. 

& 125. Ohne ausdrückliche Bewilligung des Landesherrn soll Nie- 
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mand im Lande Befestigungen anlegen, welche den Feinden des Staats 
zum Aufenthalte dienen könnten. 


8.126. Niemand soll schweres Geschütz, Waffen, oder Kriegsvor- 
räthe heimlich aufsammeln. 


$. 127. Niemand soll, ohne Zwang, dem’ Feinde Lebensmittel oder 
Kriegsbedürfnisse zuführen. 


8.128. Niemand soll bewaffnete Leute zusammenbringen, oder in 
Sold nehmen, der nicht von dem Staate dazu ausdrücklich bevollmäch-. 
tigt worden. 

8.129. Niemand, der nicht vermöge seines Amts dazu berechtigt ist, 
soll Risse von Festungen, Operationsplane, und andere geheime Nach- 
richten, deren Bekanntwerdung, besonders in Kriegszeiten, dem Staate 
gefährlich sein könnte, sammeln und besitzen; vielmehr dieselben, wenn 
sie ihm zukommen, an die Behörde sofort abliefern. 


Bescript v. 22. Mai 1818, betr. die Ablieferung der and amtlichen Berhältniffen 
erhaltenen Feſtungs⸗ und Operationdpläne und geheimen Nachrichten. 


' Sn dem $.129, Tit. 20. Thl. I. des U.L.R. ift verordnet, daß Niemand, der 
nicht vermöge feines Amts dazu berechriger if, Niffe von Feſtungen, Operations: Plä- 
nen, und andere geheime Nachrichten, deren Befanntmahung, befonders in Krieges 
zeiten, dem Staate gefährlich fein könnte, fammeln und vielmehr diefelben, 
wenn fie ibm zufommen, an die Behörde fofort abliefern fol. Gleihwohl ereignet 
es fih zuweilen, daß Privarperfonen gezeichnete Pläne dieffeitiger Feſtungen, Terrain 
Aufnahmen und andere Zeihnungen nachlaſſen, bei denen es in militairifher Hinficht 
wichtig it, daß fie weder zum Verkauf fommen, noch überhaupt länger im Publico 
bleiben. Es kommt daher auf Maafregeln an, wodurd die Befolgung des Geſetzes 
‚gefihert wird. Zu dem Ende wird hierdurch feftgefegt, daß, wenn fi in einer Nach 
aſſenſchaft folgende Gegenitände vorfinden: 

1) gezeichnete Feitungspläne, vorzüglich der zum Staate gehörigen, oder vom dies 
feitigen Truppen befegten, Feltungen, 

2) ner Pläne, Niffe, Profile einzelner Befefigungs: Anlagen, oder Feſtungs⸗ 

theile : 

8) Entwürfe zur Befeftigung im Lande gelegener Orte und Gegenden, 

4) — —— Nivellements, Terrain-Recognoscirüngen, Situatlons- 

eichnungen, un 

5) ſonſtige gezeichnete Charten, Pläne und Riſſe, wozu jedoch nicht die zu land⸗ 

wirthſchaftlichen Zwecken, Gemeinheitstheilungen und dergleichen aufgenomme— 
nen Charten gehören 
das den Nadlaf regulirende Gericht davon ein genaues — dem General⸗ 
—— * Provinz zukommen laſſen, ;und ſolche bis zu deſſen Erklaͤrung nicht 
verabfolgen ſoll. 
Auch find die Auctions-Commiſſarien anzuweiſen, von dergleichen Gegenſtänden, 
wenn fie ſolche zum öffentlichen Verkauf erhalten, das Verjeichniß dem Generals 
Commando einzureihen, und bevor diefes nicht eine fchriftlihe Einwilligung in dem 
Verkauf ertheilt hat, denfelben nicht zu veranlaffen. de 
Das General: Commando wird nad erhaltener Kenntniß von dem Worhandenen, 
allenfalls nach eingeholtem Gutachten fachverfländiger Perfonen beftimmen, ob der» 
gleichen Gegenftände ohne Nachtheil des Staates im Publico verbleiben, und aus 
einer Hand in die andere geben fünnen. Wird die Zurücdbehaltung für nothwendig 
—— fo ſoll dem bisherigen Beſitzer, oder deſſen Erben, oder der Nachlaßmaſſe, 
er Werth folder Gegenftände erftattet werden, fo wie er durch vereidete Taratoren 
ausgemittelt worden. 
Nach diefen Beftimmungen hat fih das Königl. Kammergericht nicht allein felbft 
zu achten, fondern foldhe auch fänmtlichen Untergerichten und den Auctions: Commif 
farien, zu deren Befolgung, befannt zu machen. v. K. J. B. 1. ©. 243, 


8.130. Wer wider diese Vorschriften ($. 125. bis 129.) handelt, der 
soll, nach Verhältniss seiner Uebertretung, der für den Staat zu besor- 
genden Gefahr, und des seine Absicht dabei treffenden Verdachts, mit 
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nachdrücklicher Geld- oder Leibesstrafe, nach Beschaffenheit der Per- 
son und ihres Vermögens, belegt werden. 

8.131. Jeder Bürger des Staats ist schuldig, die seinem Vaterlande » 
drohende Gefahr, so viel in seinen Kräften steht, abzuwenden; und 
alle ihm bekannt gewordene verdächtige oder gefährlich scheinende 
Unternehmungen, welchen er nicht selbst vorbeugen kann, der Obrig- 
keit anzuzeigen. 

$. 132. Vornehmlich aber liegt allen Obrigkeiten und fiskalischen 
Bedienten die genaueste Aufmerksamkeit auf dergleichen Vorfälle und 
Begebenheiten ob; also dass, wenn sie dabei etwas pflichtwidrig verab- 
säumen, nicht nur mit Cassation, sondern auch nach Beschaffenheit der 
Umstände, des Grades ihrer Nachlässigkeit, und des dem Staate daraus 
entstandenen Schadens, mit Gefängniss- oder zeitiger Festungsstrafe 
wider sie verfahren werden soll. 

Dritte Classe der Landesverrätherei, 

8.133. Auch derjenige, welcher den Staat in Unvernehmen und 
Zwietracht mit fremden nicht feindlichen Mächten zu verwickeln sucht; 
ingleichen der, welcher solche fremde Mächte, zum Nachtheile der Ge- 
rechtsame und des Interesse des eigenen Staats, begünstigt, verletzt die 
äussere Sicherheit desselben, und begeht eine Landesverrätherei der 
Dritten Classe. 

Arten derselben. 

. $.134. Wer fremde Mächte gegen den Staat aufwiegelt, und zum 
Kriege wider denselben reizt, soll mit dem Schwerdte hingerichtet 
werden. 

8.135. Wer das Völkerrecht gegen fremde Staaten, deren Ober- 
haupt und Gesandten verletzt, oder dieselben sonst beleidigt, gegen 
den a die durch die That selbst verwirkte Strafe jedesmal geschärft 
werden. 

8.136. Wer Beleidigungen fremder Unterthanen: auch ausserhalb 
Landes begeht, welche die hiesigen Unterthanen der Gefahr, dass yon 
dem fremden Staate Repressalien wider sie gebraucht werden möchten, 
aussetzen, soll eben so, als wenn er das Verbrechen innerhalb Landes 
begangen hätte, gestraft werden. 

8.137. Wer in der Absicht dem Staate zu schaden, oder ihn in 
Streitigkeiten mit seinen Nachbarn zu verwickeln, die Landesgränzen 
verrückt, oder verdunkelt, der soll vier- bis achtjährige Gefängniss- 
oder Zuchthausstrafe leiden. 

8.138. Wer sich um den Beistand fremder Mächte, zur Unterstüt- 
zung seiner Ansprüche gegen den Staat, oder einen Mituntertbanen be- 
. wirbt, und dadurch zu unangenehmen Verhandlungen zwischen beider- 
lei Staaten Anlass giebt, der hat sechsmonatliche bis zweijährige Ge- 
fängniss- oder verhältnissmässige Geldstrafe verwirkt. 

8.139. Diese Strafe soll geschärft werden, wenn der Staat selbst die 
vermeintlichen Rechte schon untersucht und für ungegründet erklärt hat. 

8.140. Wer die Rechte des Staats gegen fremde Mächte durch Ver-, 
nichtung der darüber sprechenden Urkunden, oder auf andere Art vor- 
sätzlich verdunkelt, soll mit sechsjähriger bis lebenswieriger Festungs- 
strafe belegt werden. | 

8.141. Wer fremden nicht feindlichen Mächten Staatsgeheimnisse 
offenbaret, oder ihnen Festungs- oder Operationsplane, oder Urkun- 
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den, und andere dergleichen Nachrichten, an deren Geheimhaltung der 
Wohlfahrt des Staats gelegen ist, mittheilt, der soll zehnjährige bis le- 
benswierige Festungsstrafe leiden. 

8.142. Wer die ihm anvertrauten Staatsgeheimnisse aus Unvorsich- 
tigkeit, Nachlässigkeit oder Prahlerei bekannt werden lässt, und da- 
durch den Staat in Gefahr setzt, der soll zu fernern Diensten desselben 
auf immer für unfähig erklärt, und überdies, nach Verhältniss des Gra- 
des seiner Fahrlässigkeit, der Wichtigkeit des Gegenstandes, und des 
dem Staate wirklich zugefügten Schadens, mit zeitiger Gefängniss- oder 
Festungsstrafe belegt werden. 

8. 143. Wer für fremde nicht feindliche Mächte in hiesigen Landen 
Werbungen anstellt, oder fremden Werbern aus hiesigen Landen Re- 
kruten zubringt, der soll, wenn er sich auch gegen die Angeworbenen 
selbst des Menschenraubs nicht schuldig gemacht hätte, dennoch zwei- 
bis vierjährige Festungsstrafe leiden. ’ 

8.144. Wer Personen, die einen besondern Schutz des Staats ge- 
niessen, in die Gewalt fremder Mächte verräth, der soll bis zu deren 
Widerbefreiung in Verhaft genommen werden. J 

S. 145. Verliert der Ausgelieferte vor seiner Befreiung das Leben: 
so hat der Verräther zehnjährige bis lebenswierige Festungsstrafe 
verwirkt. | # 

8.146. Ist der Verrath an fremde feindliche Mächte geschehen: so 
soll der Verräther mit der Strafe des Galgens belegt werden. 

8.147. Wie derjenige zu bestrafen sei, : welcher Kriegsleuten des 
Staats, die ihre Fahne meineidig verlassen, durchhilft, ist im Achten Ab- 
schnitte $. 474. sqgq. verordnet. 

8.148. Wer Fabrikenvorsteher, Bediente und Arbeiter, zum Aus- _ 
wandern verleitet, und ihnen dabei behülflich ist; oder sonst Fabriken- 
und Handlungsgeheimnisse Fremden verräth; ingleichen wer seinem Va- 
terlande andere Vortheile dieser Art zu Gunsten fremder Staaten vor- 
sätzlich entzieht, der hat vier- bis achtjährige Festungs- oder Zucht- 
hausstrafe verwirkt. \ 

Verordnung v. 20. Jan. 1820, betr. bie Berleitung zum Uuswandern. 

Nachdem Uns angezeigt worden, daß in einigen Theilen Unferer Staaten ge 
wiffe Individuen fich damit abgeben, Unſere getreue Unterthanen zum Auswandern 
zu verleiten, diefe ſträfliche Handlung aber durdy fein ausdrüdliches Geſetz vorge 
feben ift; fo finden Wir Uns mit Rückſicht auf das A.L. R. Thl. 2. Tit. 20. $,133, 
143. und 148., nady eingefordertem Gutachten Unfers Staatsraths, Folgendes zu 
verordnen veranlaßt: j 
| Mer es fi zum Gefhäft macht, Unterthanen zum Auswandern zu verleiten, 

fol mit einer Gefängnißftrafe von einem Monat bis zwei Jahre belent . i 


Vierter Abschnitt. 


Von Verbrechen gegen die innere Ruhe und Sicherheit 
des Staats. 
Allgemeiner Gzundsats, 
$. 149. Die durch ein Verhrechen verwirkte Strafe wird allemal ge- 


schärft, wenn dasselbe unter Umständen, die an sich die öffentliche 
Ruhe, Sicherheit uud Ordnung stören, verübt worden. 
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1) Verhinderte Publikation der Gesetze, 

8.150. Wer die Bekanntmachung eines Gesetzes, oder einer Lan- 
desherrlichen Polizeiverordnung, durch Abreissung oder Verdunkelung 
derselben, oder auf andere Art, geflissentlich zu verhindern trachtet, 
der soll Gefängniss- oder Zuchthausstrafe auf drei bis achtzehn Mo- 
nathe leiden. 

2) Erregung von Missvergnligen gegen die Regierung, 

$. 151. Wer durch frechen unehrerbietigen Tadel, — —— 
der Landesgesetze und Anordnungen im Staate, Missvergnügen un 
Unzufriedenheit der Bürger gegen die Regierung veranlasst, der hat 
Gefängniss - oder Festungsstrafe auf sechs Monathe bis zwei Jahre ver- 
wirkt. 

8. 152. In je grösserm Ansehen derjenige steht, welcher dergleichen 
Unfug vornimmt, desto strenger muss derselbe bestraft werden, 

1) Publicationspatent v.25.Septbr. 1832, betr. die Befchlüffe der deutſchen 
Bunbesverfammlung über die Maaßregeln zur Uufrechthaltung-ber gefeglichen Ordnung und 
Ruhe. ) 
Durch die firafbaren Attentate, die in einigen Staaten bed beutfchen Bun» 
deö die innere Ruhe und öffentliche Ordnung gefährdet haben, ift die Bundes 
— —— worden, in ernſtlicher Erwägung der Gefahr, über 
gemeinſame Maaßregeln zur Aufrechthaltung eines geſetzmäßigen Zuſtandes in 
Deutſchland ſich zu vereinigen und in ihrer vier und zwanzigſten diesjährigen 
Sitzung am 5. Juli 1832 nachſtehende Befchlüffe zu faflen: 

In Erwägung ber gegenwärtigen Seitverhältniffe und für die Dauer derfelben, 
befchließt die Bundesverfammlung,, in Gemäßheit der ihr obliegenden Verpflich- 
tung, die gemeinfamen Maafregeln zur Aufrechthaltung der öffentlichen Ruhe 


und gefeslichen Drönung zu berathen, nach vernommenem Gutachten einer aus 


ihrer Mitte gewählten Kommiffion, wie folgt: 


1) „Seine in einem nicht zum deutfchen Bunde gehörigen Staate in deutſcher 
Sprache im Drud erfheinende Zeit» oder nicht über zwanzig Bogen betragende 
jonftige Druckſchrift politifhen Inhalts, darf in einem Bundesftaate, ohne vor» 
gängige Genehmbaltung der Regierung deffelben, zugelafien und ausgegeben wer« 
den; gegen die Webertreter diefes Werbots ift ebenfo, wie gegen die Werbreiter 
verbotener Drudichriften, zu verfahren, 


2) Alle Vereine, welche politifhe Zwede haben, oder unter anderm Nas 
men zu politifhen Zweden benupt werden, find in fämmtlichen Bundesftauten 
zu verbieten, und ift-gegen deren Urheber und die Theilnehmer an denfelben mit 
angemefjener Strafe vorzufchreiten. 

3) Außerordentlihe Volksverſammlungen und Volksfeſte, nämlich 
ſolche, welche bisher binfichtlich der Zeit und des Orts weder üblich, noch ges 
ftattet waren, bürfen, unter welchem Namen und zu welchem Zwecke es auch 
immer fei, in feinem Bundesftaate, ohne vorausgegangene Genehmigung der 
tompetenten Behörde, Statt finden. Diejenigen, welche zu folhen Verſamm. 
lungen oder Feſten durch Verabredungen oder Ausfchreiben Anlaß geben, find 
einer angemefienen Strafe zu unterwerfen. . 

Auch bei erlaubten Bollsverfammlungen und Volksfeſten ift es nicht zu duls 
ben, daß öffentliche Reden politifchen Inhalts gehalten werden; diejenigen, welche 
ſich dies zu Schulden kommen lafen, find nachdrücklich zu beftrafen; und wer 
irgend eine Volfsverfammlung dazu mißbraucht, Adrefien oder Befchlüffe in 
Vorfchlag zu bringen, und durch Unterſchrift oder mündliche Beiftimmung geneb: 
migen zu laffen, ift mit gefchärfter Ahndung zu belegen. 

4) Das Öffentlihe Tragen von Abzeichen in Bändern, Kofarden, oder der: 
gleichen, fei es von ns oder Ausländern, in andern Farben, als jene des Landes, 
dem der, weldyer ſolche trägt, als Unterthan angehört, — das nicht autorifirta 


* 
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Aufftedenvon Fahnen und Flaggen, das Errichten von Freiheitsbäumen 
und dergleichen Aufrubrzeichen — iſt unnachfichtlich zu beftrafen. 

5) Der am 20. September 1819 gefaßte, gemäß weitern Befchluffes vom 12% 
Auguft 1824 fortbeftehende, proviforiiche Beſchluß über die in Anfehung der Unis 
verfitäten zu ergreifenden Maafregeln, wird fowohl im Allgemeinen, als in® 
befondere hinſichtlich der in den $$. 2. und 3. deffelben enthaltenen Beftimmungen, 
in den gdeigneten Fällen, in foweit es noch nicht geſchehen, unfehlbar zur Anwen» 
dung gebracht werden. 

(„n$2. Die Bundes.» Regierungen verpflichten fidh gegen einander, Unl. 
verfitätd« und andere öffentliche Lehrer, die durch erweisliche Abweichung von 
ibrer Pflicht, oder Heberfchreitung der Grenzen ihres Berufs, durch Mißbrauch 
ihres rechtmäßigen Einfluffes auf die Gemüther der Jugend, durch VBerbrei- 
tung verberblicher, der öffentlihen Ordnung und Ruhe feindfeliger, oder die 
Grundlagen der beftebenden Staatseinrichtungen untergrabender Lehren, ihre 
Unfähigkeit zur Verwaltung des ibnen anvertrauten wichtigen Amtes unver 
kennbar an den Zag gelegt haben, von den Univerſitäten und fonftigen Lehr: 
Anftalten zu entfernen, ohne daß ihnen hierbei, fo lange ber gegenwärtige 
Beſchluß in Wirkfamkeit bleibe, und bie fiber diefen Punkt definitive Anord» 
nungen ausgefprochen fein werden, irgend ein Hinderniß im Wege ftehen 
könne. Jedoch foll eine Maafregel diefer Art nie anders, ald auf den voll. 
ftändig motivirten Antrag des, der Univerfität vorgefegten Regierungs-Be ˖ 
vollmächtigten, oder von bemfelben vorher eingeforderten Bericht befchloffen 


werden. 
Ein auf ſolche Weife ausgefchloffener Lehrer darf in feinem andern Bun» 
desftaate bei irgend einem öffentlichen Lehr» Inftitute wieder angeflellt werden. 
$.3. Die feit langer Zeit beftehenden Gefege gegen geheime, oder nicht auto« 
-  rifirte Verbindungen auf den Iniverfitäten, follen in ihrer ganzen Kraft und 
Strenge aufrecht erhalten und insbefondere auf den feit einigen Jahren geftife 
- teten, unter dem Namen der allgemeinen Burſchenſchaft bekannten 
Verein um fo beftimmter ausgedehnt werben, ald diefem Vereine die ſchlech ⸗ 
terdings unzuläffige Borausfegung einer fortdauernden Gemeinſchaft und Kor 
refpondenz zwifchen den verfchiedenen Üniverfitäten zum Grunde liegt. Den 
Regierungs: Bevollmächtigten foll in Anfehung diefes Punktes eine vorzügliche 
Wachſamkeit zur Pflicht gemacht werden. — 
Die Regierungen vereinigen ſich darüber, daß Individuen, die nah Ber 
kanntmachung des gegenwärtigen Beſchluſſes erweislich in geheimen, oder nicht 
autorifirten Verbindungen geblieben, oder in folche getreten find, bei feinem 
öffentlichen Amte zugelaffen werden ſollen.““) 

6) Die Bundes « Regierungen werden fortwährend die genauefte polizeiliche 
Wachſamkeit auf alle Einheimische, welche durdy öffemliche Reden, Schriften 
der Handlungen, ihre Theilnahme an aufwieglerifchen Planen fund, oder zu des. 
fallfigem Verdacht gegründeten Antuß gegeben haben, eintreten lafien; fie werden 
fi wechielfeitig mit Notizen über alle Entdedungen ftaatsgefährlicher gebeimer 
Verbindungen und der darin verflochtenen Individuen, auch in Verfolgung desfall« 
figer Spuren, jederzeit auf das Schleunigfte und Bereitwilligftie unterftügen. 

7) Auf Fremde, welde fich wegen politifcher Vergeben, oder Verbrechen, in 
einen der Bundesftaaten begeben haben, fodann auf Ginhbeimifche und Fremde, 
die aus den Orten oder Gegenden kommen, wo fi Verbindungen zum Umſturze 
des Bundes, oder der deutfchen Regierungen gebildet haben und der Theilnahme 
daran verdächtig find, ift befondere Aufmerkfamfeit zu wenden; zu diefem Ende find 
überall in den Bundeslanden die beftehenden Paßvorſchriften auf das Genauefte zu 
beobachten und nöthigenfalls zu fchärfen. 

Auch werden die fämmtlihen Bundes. Kegierungen dafür forgen, daß ver 
dächtigen ausländifchen Anfümmlingen, welche ſich über den Zweck ihres Aufent: 
halts im Lande nicht befriedigend ausweisen können, derfelbe nicht geftarter werde, 

8) Die Bundes: Regierungen machen fich verbindlich, diejenigen, welche in ei« 
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nem Bundesftaate politifche Vergehen oder Verbrechen begangen, und ſich, um der 
Strafe zu entgehen, in andere Bundeslande geflüchtet haben, auf erfolgende Re. 
quifition, in fofern es nicht eigene Untertbanen find, ohne Anftand auszuliefern. 

9) Die Bundes:Regierungen fichern ſich gegenfeitig auf Verlangen die promptefte 

militairifhe Affiftenz zu, und indem fie anerkennen, daß die Zeitverhältniffe 
egenwärtig nicht minder dringend, als im October 1830, aufernrdentlihe Vor⸗ 
ehrungen wegen Verwendung ber militairifchen Kräfte des Bundes erfordern, wer: 
den fie fich die Vollgiehung des Beſchluſſes vom 21. Dctob. 1830, betreffend Maaß. 
regeln zur Herftellung und Erhaltung der Ruhe in Deutfchland, auch unter den 
jeßigen Umftänden und fo lange, als die Erhaltung der Ruhe in Deutfchland es 
wünfchenewerth macht, ernftlich angelegen fein laffen. 

(Bundesbefhluß vom 21. Oktober 1830: der deutfche Bund, von der Ver: 
pflihtung durchdrungen, bei den gegenwärtig auf dein Bundesgebiethe Statt ge 
—— fo bedenklichen und allgemeine Gefahr drohenden, aufrühreriſchen Vor: 
äflen, im Sinne des 2. Artikels der Bundesakte und den ſich hierauf beziehenden 
fpatern Beftimmungen ber Schlußakte, die verfaffungsmäßige Wirkſamkeit zu äu. 
gern, und in dankbarer Anerkennung der von dem K. K. öfterreichfchen Hofe durch 
Anregung dieſes Gegenftandes von neuem bewährte Sürforge für das Gefammt: 
Intereſſe des Bundes, befchließt: 

a) Für die Dauer der gegenwärtigen Zeitverhältniffe follen in allen denjenigen 
Fällen, in welchen nad der Beftimmung des Artikels 26. der Schluß Alte 
die Mitwirkung der Geſammtheit zur Wiederherftellung der Ruhe und Orb: 
nung in ben Bundesftaaten verfaffungsmäßig begründet ift, fämmtlidhe 
Bundes» Regierungen zur gegenfeitigen Hülfeleiftung in der Art verpflich- 
tet fein, daß, wenn eine, den Beiltand des Bundes bedürfende Regierung, 
ſich wegen Dringlichkeit der Gefahr tinmittelbar an eine oder die andere be 
nachbarte Regierung mit dem Erfuhen um militairifhe Hilfe wendet, 
diefe Hülfe fofort Namens des Bundes geleiftet werde, fomweit die Kräfte 
des requirirten Bundesftaates hierzu ausreihen und foweit es ohne Gefahr 
für defien eigenes Gebiet und ohne offenbare Kompromittirung feiner Trup⸗ 
pen geſchehen kann. ? 

b) Zur Erreichung diefes Zwecks follen während der Dauer der gegenwärtigen 
außerordentlihen Zeitverhältniffe die Bundes » Kontingente in möglichft dis: 
ponibler Bereitfchaft gehalten werden, 

c) Sp wie die Bundes : Regierungen überhaupt die Berbindlichkeiten anerkennen, 
von allen innerhalb ihres Gebiers vorfallenden aufrührerifchen Auftritten, 
welche einen politiihen Charakter andeuten, offene und rüdhaltslofe Anzeige 
am Bundestage zu erftatten, und zugleich über die Beranlaffung der einge, 
tretenen Unruben und über die zur Befeftigung der Ordnung ergriffenen 
Maafregeln, Nachricht zu geben; fo foll diefes insbeſondere in dem ad a. 
bemerkten Falle geſchehen und übrigens in diefem Falle auch von der ange 
ſuchten Hülfeleiftung unverweilt der Bundes » Verſammlung, fowohl durch 
die Regierung, melde die Hülfe anfucht, als durch diejenige, welche fel- 
bige leiftet, die Anzeige gemacht werden, damit die Bundes: Berfammlung 
fofort die ihr durch die Bundesgeſetzgebung vorgezeichnete Stellung annehme. 

d) Die Bundes: Regierungen, — erwägend, daß nach Artikel 8. der Schlufakte 
die einzelnen Bevollmächtigten am Bundestage von ihren Kommittenten uns 
bedingt abhängig und nur nad Maaßgabe der ihnen ertheilten Inftruktion 
vorzugehen berechtigt find, daß aber in Fällen, wo es fih um Erhaltung der 
Sicherheit und Ordnung in Deutfchland handelt, möglichfte Schnelligkeit in 
Ergreifung und Ausführung der Maafregeln von der böchften Wichtigkeit 
it, — vereinigen fich, die fih bierauf beziebenden Inſtruktionen in möglichfter 
— — und mit thunligſter Beſchleunigung an die Geſandtſchaften gelan⸗ 
gen zu laſſen. 

e) Die Zenſoren der öffentlichen Blätter politiſchen Inhalts, ſollen auf das Be— 
fimmtefte angewiefen werden, bei Zulaffung von Nachrichten über flattges 
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fundene aufrührerifche Bewegungen mit Borficht: und mit: Bergewifferung ber 

Quellen, aus welchen derlei Nachrichten geihöpft find, zu Werke zu gehen, 

und die beftehenden Bundesbeichlüffe vom 20. September 1819 ſich gegenwär⸗ 
. tig-zu balten. Dabei foll fi die Wachſamkeit derſelben auch auf jene Zag- 

-  blätter richten, welche auswärtigen Angelegenheiten fremd, bloß innere Ver: 
bältniffe behandeln, indem auch diefe bei ungehinderter Zügellöfigkeit das Ver. 
trauen in die Landesbehörden und Regierungen fchwächen, und. dadurch indirekt. 
zum Aufſtand reizen. RENTE 444 
Der deutſche Bund, indem derſelbe ben gegenwärtigen Beſchluß faßt, über. 
läßt. fih mit ‚Vertrauen der Hoffnung, daß die dermalen an. verfchiedenen 

Pundkten Deutfchlands fibtbar gewordene Aufregung bald der ruhlgen und be» 
; Tonnenen Neberzeugung von dem Merthe des innern Friedens weichen und in 
der Weisheit der deutfchen Regierungen ihr Ziel finden. werde, indem zu er⸗ 

warten it, daß diefe Regierungen einerfeits gerechten Beſchwerden, wo ſolche 

befteben und im gefeßlichen Wege vorgebracht werden , ‚mit, landesväterlichem 
"Sinn abbelfen, die ihnen bundesaefeglich obliegenden Verpflichtungen gegen 
‚ ihre Untertbanen erfüllen, und auf dieſe Weife jeden Vorwand zu fträflicher 
Auflebnung befeitigen, andererfeits aber audy eben fo wenig einer ungeitigen, 
„, oder mit ihren Bundespflichten unvereinbaren und für die Geſammtheit ge⸗ 
faͤhrlichen Nachgiebigkeit Raum geben werden.) —— — 
10) Sämmtliche Bundes : Regierungen verpflichten fih, unverweilt diejenigen 
Verfügungen, welche ſie zur Vollziehung vorbemerkter Maafregeln, nad Maafgabe 
des in den verfchiedenen Bundesftaaten fich ergebenden Erforderniffes getroffen ha. 
ben, der Bundes : Berfammlung anzugeigen. ’ = JRR: 

Wiewohl Wir in dem Vertrauen und in ber erprobten Zuneigung Unſerer treuen 
Unterthanen die zuverläfflgfte Bürgſchaft für die Erhaltung der innern Ruhe des 
Landes befigen , und bie beflagenswertben Erfcheinungen, wider welche die Bun« 
desgemwalt geſetzgebend einzufchreiten ſich genöthigt gefehen hat, Unfern Etaaten 
überall frembde:geblieben find; jo haben Wir doch, in Unferer Eigenſchaft als Bun- 
desfürft, keinen Anftend genommen, die vorftehenden Beſchlüſſe der Buridesver«, 
fammlung als gefeglihe, Unfern: fämmtlichen Untertbanen in den Bunderftaaten. 
verpflichtende, Verfügungen hierdurch Öffentlich befannt zu machen und Unſer Staats. 
miniſterium anzumeifen‘, die Aufnahme diefes Publikationg : Patents in die ©. ©. 
zw veranlaffen. — ro Ä — G.S. ©. 216. 

2) Publicationspätent v. 15, October 1832,, betr. bie Befchlüffe ber deutfchen 

Bundesverfammlung v. 23. Juni 1832,, zur Uufrechthaltung der gefeglichen Ordnung und 
Rue \ : 

In der zwei und zwanzigften diesjährigen Sigung der deutfchen Bnndesver- 
fammlung, laüt ihres öffentlichen Protokolls vom 28. Juni, haben ſich ſämmtliche 
Bundes: Regierungen zur Anfrechthaltung der gefeplichen Ordnung und Ruhe im. 
deutfhen Bunde mittelſt einhelligen Beſchluſſes, über folgende Beſtimmungen 
vereinigt; . ATRS- TR, 

I. Da nah dem Art. 57. der Wiener Schlußakte die gefammte Staatsgewalt in 
dem Oberhaupte des Staates vereinigt bleiben muß, und der Souverain durd eine 
landſtändiſche Verfaflung nur in der Ausübung beftimmter Rechte an die Mit. 
wirkung der Stände gebunden werden kann, fo ift auch ein deuticher Souverain, 
als Mitglied des Bundes, zur Verwerfung einer hiermit in Widerſpruch ftebenden 
Petition der Stände nicht nur berechtigt, fondern die Verpflichtung zu diefer Ver 
werfung geht aus dem Zwecke des Bundes hervor. Ä 
II. Da gleichfalls nach dem Beifte des eben angeführten Art. 57. der Schluß. 
Akte und der hieraus hervorgehenden Folgerung, welche der Art. 58, ausſpricht, 
feinem deutfchen Souverain durch die Landſtände die zur Führung einer den Bun« 
despflichten und der Landesverfaffung entſprechenden Regierung erforderlichen 
Mittel verweigert werden dürfen, fo werden Fälle, in welchen ſtändiſche Verſamm⸗ 
lungen die Bewilligung der zur Führung der Regierung erforderliben Steuern auf 
eine mittelbare oder unmittelbare Weife durch die Durchfegung anderweiter Winfche 
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und Anträge bedingen wollten; unter diejenigen Fälle zu zählen fein, auf welche die 
Art. 25. und 26. der Schlußakte in Anwendung gebracht werden müßten. 

"Art. 25, Die Aufrechthaltung der inneren Ruhe und Ordnung in den Bun 
desftoaten ſteht den Regierungen allein zu. Als Ausnahme kann jedoch, in Rüdficht 
auf die innere Sicherheit des‘ gefammten Bundes; und in Folge der Verpflichtung 
der —R gegenſeitiger Hulfsleiſtung, die Mitwirkung der Geſammtheü 
zur Erhaltung öder Wiederherſtellung der Ruhe, im Falle einer Widerſetzlichkeit der 
Unterthanen gegen die Regierung, eines’offenen Aufruhrs, oder gefährlicher Bewe⸗ 
gungen in mehreren Bumdesftadten, Statt finden. 
Art 26, Wenn in einem Bundesftaate durch Widerſetzlichkeit der Unterthanen 
sed, Die brigkeit die innere Ruhe unmittelbar gerährdet, und eine Verbrei— 
tung aufrührefiicher Bewegungen zu fürchten, "oder ein wirklicher, Aufrubr zum 
Ausbruch gekommen ift, und die Regierung felbft nach Erfhöpfung der verfaffungs- 
mäffigen "und aetreliäen ‚Mittel, den Beiftand des Bundes anruft, fo liegt der 
Bundesverfammlnng ob} bie fchleunigfte Hülfe zur Wiederbörftellung der Ordnung 
zu veranlaſſen. Sollfe | letztgedachten Falle die Regierung notoriſch anffer Stande 
fein, den Aufruhr durch ‚eigene Kräfte zu unterdrücken, zugleich aber’ durch die 
Umftände gehindert werden, die Hülfe des Bundes zu begebren, fo ift die Bundes: 
verlammilung nichts defto weniger verpflichtet, auch unaufgerufen zur MWiederher- 
fteflung der Ordnung, und Sicherheit einzuſchreiten. In jedem Falle aber dürfen 
die verfügten Maaßregelh don ketner laͤngern Dauer fein, als die Regierung, wel: 
cher die hundegmäßige Hülfe'geleiftet wird, es nothwendig erachtet.) di 

II. Die innere Gefeggebung ber deutſchen Bundesſtaaten darf weder dem Zivede 
des Bundes, wie folder, in dem Artikel 2. der Bundesakte und in dem Artikel 1. der 

Schlußakte ausgeiprochen iſt, irgend einen. Ö intrag thun, noch darf dieſelbe der. 
Grfüllung  fonftiger ‚bundesverfaffungsmäßiger Verbiudlichkeiten, gegen den Bund, 
und namentlich der dahin.gehörigen Leitung von Geldbeiträgen, .hinderlic fein. .... 

"EV. Am die Würde und Gerechtfame des Bundes und der den Bund-repräfenti: 
renden Berfammlung gegen Eingriffe aller Argrficher zu ftellen, zugleich aber in den 
einzelnen Bundesſtaaten die Handhabung demjwifchen den: Regierungen und ihren 

Ständen beftehenden verfaſſungsmäßigen Verhältniſſe zu erleichtern, foll am Bun« 
destage eine mit dieſem Befchäfte beſonders beauftragte Kommijfion, vor. der Hand 
auf fehs Jahre, ernannt werden, deren Beftimmung fein wird, insbeſondere auch 
von den ftändifhen Verhandlungen in dem deutſchen Dundesftaaten.fortdauernd 
Kenntniß zu nehmen, die mit, den Verpflichtüngen gegen den Bund, oder mit den 
durch die Bundesverträge garantirten Negierungsrechten in Widerſpruch ſtehenden 
Anträge und Beſchlüſſe zum Gegenſtande ihrer Aufmerkſamkeit zu machen, und der 
Bundesverſammlung davon Anzeige zu thun, welche demnächſt, wenn ſie die Sache 
zu weitern Erörterungen geeignet findet, ſolche mit. ben dabei betheiligten Regie: 
rungen zu veranlaſſen hat. Rach Verlauf von ſechs Jahren wird die Fortdauer der 
Kommiſſion weiterer Vereinigung vorbehalten. 

VDa nad) Artikel 59. der Wiener Schlußakte, da; wo Oeffentlichkeit der land⸗ 
ftändifchen Verhandlungen durch die. Verfaſſung geftattet ift, die Grenzen der freien 
Aenferung, weder bei den Verhandlungen: felbft,, noch bei deren Bekanntmachung 
durch den. Drud, auf eine die. Ruhe des einzeluen Bundesftaates oder des gefamm: 
ten Deutſchlands gefährdende Weiſe überfchritten werden darf, und dafür durch die 
Geſchäfts-Ordnung geforgt werden foll, fo machen auch fämmtliche Bundes » Re 
gierungen, wie fie es ihren Bundesverhältniffen ſchuldig find, ſich gegen einander 
anheiſchig, zut Verhütung von Angriffen auf den Bund-in den- ftändifchen Ver: 
fammlungen und zur Steuerung derfelben, jede nad) Maafgabe ihrer innern Lan 
desverfaſſung, die. angemeffenen Anordnungen zu erlaffen und zu handhaben, 

"VIE. Da die Bundesverfammlung ſchon nach dem Artikel 17. der Schlufafte be: 
rufen iſt, zur Aufrechthaltung des wahren Sinnes der Bundesakte und der darin 
enthaltenen Beftimmungen, wenn über deren Auslegung Zweifel entftehen follte, 
dem Bundeszwecke gemäß zu erklären, fo verfteht es fich von felbft, daß zu einer 
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Auslegung der Bundes und der Schlußakte mit rechtlicher Wirkung auch nur allein 
e deutſche Bund berechtigi iſt, welcher diefes Recht durch fein 
re Organ, die Bundesverfanmmlang, ausübt: : 
— Allerhöchſten Befehle Seiner Majeftät des Könige; m 2. Septem; 
zufolge, bringt das Staatsminifterium diefe Beftimimungen, als eine mei. 
un Snnwicelung allgemeiner, im der deutſchen Bundes «und Schußakte bereits 
enthaltenen Grundfäge und Anordnungen, ſämmtlichen Landesbehörden und Uns 
terthanen in deun zum dentſchen Bunde —“ Provinzen: — zur 
Kenntniß. Er) EL u 0 en rn are. B,S,S. 221. 

8) In Betreff des Berbots mb ber —* dehennier weirtadamgen übrigen bie 
Sufähe zu 8.185, dief. ie! 

'4) O. O. 9.9. April 1888,, betr. das —E gegen Biejeitien weiche fi der heim⸗ 
lichen Verbreitung von Stloffen audwärtiger  geiftlicher Opern Über rüigtöfe un icchliche 
Berhältnife ſchuidigs machen; fi au 8,228. diej. Tit: a 41 

8 153: Verkauf und | Verbreitung solcher Schantsdiif ten re ler 
nachdrücklicher Geld- oder Leibesstr ale, verboten, un der.ganze, Vor- 
rath der vorgefundenen Exemplare vernichtet, oder nach .— 
der Umstände üffentlieh verbrannt-werden. 

--&:154. „Drucker;:Verleger, Abschreiber. und Austheiler: ‚solcher auf- 
rührerischer -Schriften trifft, -ausser ‘dem Verluste. ihres Bürgerrechts 
und Gewerbes; eine ihrer Verschuldung und der ‚Grösse des Haupt- 
verbrechens angemessene Sträfe.' 

S. 155. Was’ von Schriften verordnet ist,. eilt yich von Gemälden, 
Kupferstichen, und andern sinnlichen Darstellungen, welche in .einer 
solchen unerlaybten Absicht. erfunden und bekannt gemacht worden. 

..$. 156. Dagegen steht einem Jeden frei, seine Zw ‚eifel, Eimwendun- 
gen ı und Bedenklichkeiten, gegen Ken und andere Anordnungen ; im 
Staate, so, wie überhaupt seine Bemerkungen und Vorschläge über Män- 
gel und Verbesserungen sowohl dem Oberhaupte: des Staats, als den 
Vorgesetzten der: Departements änzuzeigen; und letztere sind derglei- 
ehen Anzeigen mit erforderlicher Aufmerksamkeit 'zu ı prüfen verpflichtet; 
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Durch das in der deutfchen. Bundesverfammlung vom 20. Septbr. b. J. auf 
fünf Jahre einſtimmig verabredete Preßgeſetz, iſt für ſämmtliche — —— feft: 
gefept worden: - 

x $1 So lange, als der gegenwärtige Beſchluß in Kraft bleiben. wird, Ah 
Schtiften, die in Form täglicher Blätter oder beftweife erfcheinen, desglei 
folche, ‚die nicht Über zwanzig Bogen in Drud ftar find, im feinem deutichen Bun 
besftaate ohne Vorwiſſen und vorgängige Genehmhaltung der Landesbehörden, zum 
Druck befördert werden. 

Schriften, die nicht in eine der hier namhaft gemachten Klaſſen gehören, werden 
fernerhin nach den in den einzelnen Bundesſtaaten erlaſſenen oder noch zu erlafjen: 
ben Gefegen behandelt. Wenn dergleichen Schriften aber irgend einem Bundes: 
ftaate Anlaß zur Klage geben; fo foll diefe Klage im Namen der Regierung, an 
welche fie gerichtet ift, nach den in den einzelnen Bundesftaaten beftehenden Formen 
gegen die Verfaſſer oder Verleger der dadurch betroffenen Schrift, erledigt werden, 

$. 2. Die zur Aufrechthaltung diefes Befchluffes erforderlichen Mittel und Bor: 
kehrungen bleiben der nähern Beftimmung der Regierung anheim geftellt; fie müſ⸗ 
fen jedoch von der Art fein, daß dadurch dem Einn und Zwed der Hauptbeftim 
mung bes $.1. vollftändig Genüge geleiftet werbe. 

$. 3. Da der gegenwärtige Beſchiuß durch die unter den obwaltenden Umſtänden 
von den Bundesregierungen anerfannte Nothmwendigkeit vorbeugender Maafregeln 
gegen den Mißbrauch der Preffe veranlagt worden ift, fo können die auf gerichtliche 
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Verfolgung und Beftrafung der im Wege des Drucks bereits verwirklichten Miß⸗ 
bräuche und Bergehungen abzwedenden Gefege, in foweit fie auf. die im erften $.; 
bezeichneten Klaffen von Drudichriften anwendbar fein follen, fo: lange diefer Ber 
ſchluß in Kraft bleibt, in’ feinem Bundesftaate als zureichend betrachtet werden. 

5.4. Jeder Bunbesftaat ift für die unter feiner Oberaufficht erſcheinenden, mit 
bin-ür fämmitliche unter der Hauptbeftimmung des $. 1. begriffenen' Druckſchriften, 
in fofern dadurch die Würde oder Sicherheit anderer Bundesftaaten verletzt, die 
Verfaffung oder Verwaltung derfelben angegriffen wird, nicht nur den unmittelbar 
Deleidigten, fondern auch der Geſammtheit des Bundes verantwortlich. RE 

S. 5. Damit aber diefe,.in dem Weſen des deutichen Bundesvereins gegründete, 
von deffen Fortdauer unzertrennliche, wechfelfeitige Verantwortlichkeit nicht zu un⸗ 
nügen Störungen, des zwiſchen den -Bundesftaaten obmwaltenden freuudſchaftlichen 
Berhältniffes Anlaf,gehen möge; fo übernehmen fämmtliche Mitglieder des deutſchen 
Bundes die feierliche Verpflichtung gegen einander, beider Aufficht über die in ih— 
ren Ländern erfcheinenden Zeitungen, Zeit: und Flugfchrifren mit wachfamen Erufte 
zu verfahren und diefe Aufficht dergeftalt handhaben zu laſſen, daß dadurch gegen 
feitigen Klagen und unangenehmen Erörterungen auf jede Weife möglichft vorge 
beugt werde. * SEE 

$.6. Damit jedoch auch die, durch gegenwärtigen Beſchluß beabfichtigte allge: 
meine und wechfelfeitige Gewäbhrleiftung der moralifchen und politifchen Unverletz⸗ 
lichkeit der Gefammtbeit und aller Mitglieder des Bundes nicht auf einzelnen Punks 
ten gefährdet werden Eönne; fo fol in dem Falle, wo die Regierung eines Bundes« 
ſtaats fich durch die in einem andern Bundesitaate erfcheinenden Drudichriften ver 
letzt glaubte, und durch freundichaftliche Rückſprache oder diplomatische Korrefpon- 
denz zü einer vollftändigen Befriedigung und Abhülfe nicht gelangen könnte, derfels 
Pen ausdrücklich vorbehalten bleiben, über dergleihen Schriften Beſchwerde bei der 
Bundesverfammlung zu führen, letztere aber fodann ‘gehalten fein, die angebrachte 
Beſchwerde kommiſſariſch unterſuchen zu laffen, und wenn bdiefelbe gegründet befun« 
den wird, die unmittelbare Unterdrüdung det in Rede ftebenden Schrift, auch wenn 
fie zur Klaſſe der periodifchen gebört, alle fernere Fortfekung derfelben, durch einen 
eutfcheidenden Ausſpruch zu. verfügen. 

Die Bundesverfammlung foll außerdem befugt fein, die zu ihrer Kenntniß gelan« 
genden, unter der Hauptbeftimmung des $. 1, begriffenen Schriften, in welchem 
deutichen Staate fie auch erfcheinen mögen, wenn folche nach dem Gutachten einer 
von ihr ernannten Gommiffion, der Würde’ des Bundes, der Sicherheit einzelner 
Bundesftaaten, oder der Erhaltung des Friedens und der Ruhe in, Deutfchland zu⸗ 
widerlaufen, ohne vorhergegangene Aufforderung aus eigener Autorität durch einen 
Ausſpruch, von welchem feine Appellation Statt findet, zu unterdrüden, und die 
betreffenden Regierungen find verpflichtet, diefen Ausſpruch zu vollziehen. 

5. 7. Wenn eine Zeitung oder Zeitfchrift durch einen Ausfpruch der Bundesver« 
ſammlung unterdrüdt worden iſt; fo darf der Redakteur derfelben binnen fünf Jah- 
ren in keinem Bundesſtaate bei der Redaction einer ähnlichen Schrift zugelaffen 
werden. Die Verfaſſer, Herausgeber und Verleger der unter der Hauptbeſtimmung 
des $.1. begriffenen Schriften bleiben übrigens, wenn fie den VBorfchriften dieſes 
Beichluffes gemäß gehandelt haben, von aller weitern Verantwortung frei, und die 
im $. 6. erwähnten Ausfprüche der Bundesverfammlung werben ausjchließend gegen. 
die Schriften, nie gegen die Perſonen, gerichtet. 

$. 8. Sämmtliche Bundesglieder verpflichten fih, in einem Zeitraum von jmei 
Monaten die Bundesverfammlung von den Verfügungen und Vorfchriften, durch 
— fie dem $. 1. dieſes Beſchluſſes Genüge zu leiſten gedenken, in Kenntniß zu 
eben. i 

8:9. Alle in Deutfchland erfcheinenden Drudfchriften, fie mögen unter den Be 
ftimmungen diefes Befchiuffes begriffen fein oder nicht, müfjen mit dem Namen des 
Verlegers, und in fofern fie zur Klaſſe der Zeitungen oder Zeitichriften gehören, 
auch mit dem Namen des Nedacteurs verfeben fein. Drudichriften, bei welchen 
diefe Vorſchrift nicht beobachtet ift, dürfen in feinem Bundesftant in Umlauf geſetzt, 
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und müffen, wenn ſolches heimlicher Weifeigefchiehet, gleich bei ihrer Erſcheinung 
in Beſchlag genommen, auch die Verbreiter derfelben ‚nach Befchaffenheit der Um. 
fände, zu angemeſſener Geld» oder Gefängnißftrafe verurtheilt werden. I. 
S. 10. Der gegenwärtige einitweilige Beſchluß fol, vom heutigen Tage an 
‚fünf Jahre in Wirkſamkeit bleiben. ; Bor: Ablauf diefer ‚Zeit fol am Bundestage 
‚gründlich unterfucht werden ‚auf welche Weile die im 18ten Artikel der Bundes: 
afte in Anregung gebrachten gleichfürmigen Verfügungen über die Preßfreiheit in 
Erfüllung zu fegen fein. möchten, und demnächſt ein Definitiv. Befchlug über: die 
rechtmäßigen Grenzen der Preßfreiheit in Deutfchland erfolgen. Ä 

Wir find nicht nur entfchloffen, alle in gedachtem Bundesgefege ausgefprochenen 
‚Berabredungen und Beftimmungen in Unfern zum deutfchen Bunde gehörigen Bro- 
vinzen auszuführen und über die ftrenge Befolgung derfelben wachen zu laſſen, fon- 
bern wollen, daß die Genfur nach gleihen Grundjägen in Anferer gefammten Mo: 
nardhie behandelt werde. " 

Da ferner der von Uns übernommenen Verantwortlichfeit am beften genügt 
werden kann, wenn alle auch mehr als 20 Bogen ſtarke Drudichriften wie big. 
‘ber der Zenſur untermorfen bleiben, fo lange das gegenwärtige Gefeg in Kraft 
‚bleibt, die Erfahrung aber gelehrt hat, daß die Bisherige Einrichtung der Ben. 
fur mangelhaft, nicht einfach genug und in mancherlei Rückſicht unvolltommen 
"war, fo baben Wir befchloffen, das Zenſur Edikt vom 19. Dezember 1788, 
fe wie alle ſich darauf beziehende, oder daffelbe erklärende Edikte und Nefcripte, 

9. wie im dem neuen oder wiedererworbenen Provinzen die dad Zenſurwe⸗ 
fen betreffenden frühern Verordnungen hierdurch aufzuheben, zugleich aber für 
‚alle Staaten der Monarchie, gegenwärtige neue. allgemeine. Zeniurvorfchrift für 
‚die in dent Bundesgefeg erwähnten fünf Jahre als künftig einzige Norm befannt 
machen zu laſſen. Nach Ablauf derfelben behalten Wir Uns vor, dasjenige 'wei« 
ter zu beflimmen, was die Umftände erfordern werden, 

Wir haben demnach verordnet, was folgt:. DE 
IL. Allesiinfinferem Lande ı herauszugebende Bücher. und. Schriften, füllen 
der in den nachſtehenden Artikeln verordneten Zenfur' zur . Genehmigung 
— und ohne deren ſchriftliche Erlaubniß weder gedruckt noch verkauft 
werden. —* 

II. Die Zenſur wird keine ernſthafte und beſcheidene Unterſuchung der Wahr. 
heit hindern, noch den Schriftſtellern ungebührlichen Zwang auflegen, noch den 
freien Verkehr des Buchhandels hemmen. Ihr Zwei iſt, demjenigen zu ſteuern, 
was: den allgemeinen Grundſätzen der. Religion, ohne Rückſicht auf die Mei, 
nungen und‘ Lehren einzelner Religionspartheien und im Staate gedukdeter Sek: 
ten, ‘zuwider ift, zu anterdrüden, was die Moral und gute Eitten beleidigt, 
‘dem fanatiichen Herüberziehen von Religionswahrheiten in die Politit und der 
dadurch entftebenden Verwirrung der Begriffe entgegen zu arbeiten; endlich zu 
verhüten, was die Würde und Sicherheit, ſowohl des Preußiſchen Staats, als 
"der. übrigen deritichen Bundesſtaaten, verlegt. Hierher gebören alle auf. Er. 
ſchütterung der. monardifchen und in diefen Staaten beftehenden Berfaffungen 
abzwedende Theorien; jede Verunglimpfung der mit dem Preußiſchen Staate in 
freundſchaftlicher Verbindung ſtehenden Regierungen und der fie fonftituirenden 

Derfonen, ferner alles was dahin zielt im Preußiſchen Etoate vder dem deut⸗ 
ſchen Bundesſtaaten Mifvergnügen zu erregen und gegen beftehende VBerordnun: 
gen aufzureigen; alle Berfuche im Lande und außerhalb: deffelben Partheien oder 
ungeſetzmäßige Verbindungen zu fliften, oder in irgend einem Lande beftehende 
Vartheien, welhe am Umfturz der Verfaſſung arbeiten, in einem günftigen 
Lichte darzuftellen, =, 

III. Die Aufſicht über die Zenfur aller in Unfern Landen beransfommenden 
Schriften, welchen Inhalts fie fein mögen, wird ausſchließlich den Ober-Präſi. 
denten, ſowohl in Berlin als in den Provinzen, übertragen, welche für jedes 
‚einzelne Fach eine zur größtmöglichiten Beſchleunigung erforberlihe-Anzaht ver 
trauter wiſſenſchaftlich gebildeter und aufgellärter Zenforeu durch das im $, VI. 


246 weiter Theil. - Zwauzigfter Titel. 466. 


beſtimmte Ober⸗ Zenfür: Kollegium , dem Polizei ⸗Departement des Miniſteriums 
des Innern, in Abſicht auf. auswärtige'Berbältniffe, dem Miniſterium der aus: 
wärtigen Angelegenheiten, und auf theoloatiche und wifjenfchaftliche Werke dem 
Minifterium der geiftlichen Angelenenbeiten und des öffentlichen Unterrichts. vor: 
fchlagen werden , um umter ihrer Leitung und ‚nach den ihnen gegebenen Inftrut« 
tionen ſich der Beurtheilung der ihnen übergebenen Manuftripte, nach den im 
Artikel I. feftgefetsten Grundfäßen zu unterziehen. Be 

IV. Die Zenfur der Zeitungen, periodifcher Blätter und größeren Werke, 
welche ſich ausfchließlich oder zum Theil mit der Zeitgefdhichte ‚oder - Politik bes 
ſchäftigen, fteht unter der oberften Leitung Unſers Minifteriuns der auswärtigen 
"Angelegenheiten, die der theologiſchen, rein’ willenfhaftlichen Werke, unter dem 
Minifteriun der +geiftlichen “Angelegenheiten und des ——— Unterrichts. 
Alle übrige Gegenftände der Zenſur unter dem Polizei: Departement im Mini, 
fterium des Innern. a — 


Die Zenſur von Gelegenheits-Gedichten und Schriften, Schulprogrammen 
und andern einzelnen Blättern dieſer Art, außer den Ober-Präſidial-Städten, 
bleibt den Polizei: Behörden des Drudortes, jedoch unter der Aufficht und Kon- | 
trolle der Ober : Bräfidenten überlaffen. | : 

V. Alle katholiſchen Religions: und Andachtsbücher müffen, ebe fie der, ge: 
wöhnlichen Zenfur übergeben werden, von.dem Ordinarius oder feinem Stell« 
vertreter das Imprimatur erhalten haben, wodurd bezeugt wird, daß fie nichts 
enthalten, was der Lehre der katholiſchen Kirche zuwider wäre. ., RER, 

VI. Es foll in Berlin ein nach Verſchiedenheit der Gegenftände. den in den 
66, III. und IV. benannten Staats. Minifterien unmittelbar untergeordnetes, 
aus mehrern Mitgliedern und einem Sekretair beftehendes Dber- Zenfur: Kolla 
gium für die ganze Monarchie errichtet werden. a : 


Deſſen Hauptbeftimmung foll fein: ART Ä 

1) die Beſchwerden der Verfaſſer und Verleger wegen gänzlicher oder partiel. 
ler Verweigerung der Erlaubniß zum Drude zu unterfuhen, und nach dem 
‚Geifte des gegenwärtigen Geſetzes in letzter Inſtanz darüber zu entſcheiden; 

2) über die Ausführung des Zenfur» Gefeges zu wachen, jede ibm bekannt 
gewordene Mebertretung defielben, fo wie die Faͤlle, wo die verordneten Zen- 
foren. dem Geifte des gegenwärtigen. Geſetzes nicht Genüge geleiftet zu ba- 
ben ſcheinen, oder über welche ſich eine fremde oder einheimifche Behörde bes 
Hagt bat, mit seinem: Gutachten dem betreffenden Minifterium anzuzeigen ; : 

3) mit den Dber» Bräfldenten und Zenfur: Behörden über Zenfur» Ange 
legenbeiten zu Eorrefpondiren, ‚ihnen die von den oben erwähnten Staats - Mi: 
nifterien ausgehenden Inſtructionen zukommen zu laffen, fo wie ihre allfallfige 
Zweifel und VBedenklichkeiten nach den ihm. von den gedachten Minifterien gege- 
benen Borfchriften zu heben; L 

4) das Verbot des Verkaufs derjenigen innerhalb oder außerhalb Deutſchlands 
mit oder ohne Zenfur gedrudten Bücher, deren Debit unzuläffig fcheint, durch 
Berichte an die vorgedachten Minifterien zu veranlaflen. 

VII. Die der Akademie der Wiflfenfchaften und den Kiniverfitäten bisher ver 
liehene Zenfur- Freiheit wird auf fünf Jahre hiermit fuspendirt. 

VII. Die einländifhen Buchhändler find gehalten, die Beftimmurgen des ge» 
genwärtigen Geſetzes auch alsdann zu beobachten, wenn fie eim Buch im Aus: 
tande druden laſſen, aud find fie diefer Verpflichtung nicht entbunden, wenn 
die aanze Auflage blos fürs Ausland beſtimmt ift. | 

IX. Alle Drudihriften müffen mit den Namen des Verlegers und Buch 
druckers, Iegterer am Ende des Werks, alle Zeitungen und Zeitfchriften mit 
dem Namen eined im preußifchen Staate wohnhaften bekannten Redakteurs 
verfehen fein. REP, 

. Die Ober: Zenfurbehbörde ift berechtigt, dem Unternehmer einer Zeitung zu 
erfläten, daß der angegebene Redakteur nicht von der Art fei, daß nöthige Zu- 
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trauen einzuflößen, in welchem Falle der Unternehmer verpflichtet iſt, entweder 
einen andern Redakteur anzunehmen, oder wenn „er den ernannten beibehalten 
wills” für ihn eine von. Unſern oben erwähnten, Staatd- Minifterien auf den 
Borfchlag gebachter: Ober: Zeniurbehörde zu-beitimmende Kaution; zu leiften. 

X. Es bleibt einem Buchdrucker oder Verleger überlaifen, dag von. ihm: zu 
drudende Werk entweder im Ganzen in einer deutlichen Abſchrift, oder ſtückweiſe 
in gedrudten Probebogen zur Zenfur einzureichen,“ in lepterem Falle hat er es 
ſich jedoch ſelbſt beijzumeſſen;, wenn nacht Vollendung eines Theils des Druds 
der’ Zenfor einen. foͤlgenden Abſchnitt unzuläſſig fände, und durch Wegſtreichen 
deſſelben das ‚bereits Gedruckte unmäg' würde. Das zur Fenſur überreichte Ma— 
nuſeript wird von dem Zenſor auf. der: erſten und leisten Seite mit. feinem Na- 
men und dem Datum bezeichnet. te 7 
Iſt das Werk bogenweiſe der Zenſur überreicht worden,’ fo muß das inpri- 
matur auf jeden Bogen ausgedrüdt ſein. Die Erlaubnig zum Druck ift nur auf 
ein Jahr gültig; if der Drud nicht im Laufe deſſelben beforgt worden. fo muß 
eine neue Erlaubnip nachgefucht werden. — 

XI. Keine auß erhalb der Staaten des deutſchen Bundes in deutſcher Sprache 
gedruckte Schrift, kann in den Königlichen Staaten verkauft werden, ohne die 


austruckliche Etlaabniß der Ober: Zenfurbehörde. 
XL. ‚Keine in Deutfchland. verlegte Shrift in irgend einer Sprade, wo auf 
dem Titel nicht der Name einer bekannten Verlagshandlung ſteht, und welche 
der Buchhändler nicht durch diefe oder eine Andere bekannte, melde für ‚die 
Nichtigkeit diefes Namens Gewähr leiſtet, erhalten har, darf verkauft werden. 

‚XI. Der Buchdruder * welcher die in gegenmwörfigem Geſetz 
beftimmte Vorſchrift befolgt und die Genehmigung zum Abdruck einer Schrift 
erhalten har, wird von aller fernern Verantwortlichkeit wegen ihres Inhalts 
völlig frei.” Sollte der im $.6. des Bundesgefeges vom 20. Septeinber voraus. 
geſehene Fall’ eintreren, und die "Bundesverfannnlung die Unterdrückung einer 
folchen unter gehöriger Beobachtung der gegenwärtigen Zenfurvorfchrift erſchie— 
nenen Schrift verfügen; fo hat der Verleger Anfpruch auf Entſchädigung zu 
machen. Dem Verfaſſer kann in keinem Falle eine gleichmaͤßige vollftändige 
Befreiung von Verantwortlichkeit zu Statten kommen, ſondern, wenn es ſich 
finden ſollte, daß er des Zenſors Aufmerkſamkeit zu hintergehen (4. B. durch 
eingeſtreute ſtrafwürdige Anſpielungen oder Zweideutigfeiten, deren beabſichtigter 
Sinn dem Zenſor verborgen bleiben konnte) oder ſonſt durch unzuläſſige Mittel 
die Erlaubniß zum Druck zu erſchleichen gewußt habe, fo bleibt-er deshalb, be 
fonder® bei einzelnen, in einem weitläuftigen Werke vorfommenden : unerlaubten 
Stellen, nad wie vor verantwortlich. ı Sit, in einem folchen ‚Werke der Ber: 
faffer nicht, genannt, fo muß der Verleger denfelben anzeigen; wenn er diefes 
nicht Fanın, oder nicht will, oder der DBerfaffer ift nicht ein im Lande gegenwär: 
tiger preußifcher Untertban, fo; — der Verleger die Verantwortung an deſſen 
Stelle übernehmen. Uebrigens verſteht es ſich von, ſelbſt, daß wenn in eier 
Schrift Stellen vorkommen, wodurch eine Perſon ſich für beleidigt hält, der— 
ſelben, der erfolgten FJenſur und Erlaubniß zum Druck ungeachtet, ihre Rechte 
‚gegen den Verfaſſer und. Verleger vorbehalten bleiben. 


"XIV. Eine unveränderte neue Auflage eines Werks, das feit der Bekannt: 
‚mathung gegenwärtiger) Zenſur-Vorſchrift mit. Erlaubniß erfhienen war, kann 
ohne weitere Zenfur auch im Auslande gedrudt werden, nur muß der Ber: 
leger der: Zenſurbehörde, unter welcher der Buchdruder fteht, oder wenn es 
en. gedrudt wird, derjenigen feines Wohnorts die gehörige Anzeige 
mahen. wie 

“XV. Der Berleger it,» wenn er ein: Wert mit Erlaubniß hat druden laſſen, 
zu feiner Gntrichtung für Zenfurgebühren, auch von Bekanntmachung gegen: 
wärtiger Zenfurvorfchrift an, zu keiner Ablieferung von irgend einem Frei ⸗Exem⸗ 
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plar- am eine Bibliothek verbunden. Jedoch verbleibt die BVerpflichtung zur Ab. 
gabe eines Exemplars an den Zenſor. 

XVI. 1) Jeder Buchdrucker in Unſern Staaten, welcher eine Schrift druckt, 
und jeder einländiſche Verleger, der eine Schrift im In: oder- Auslande drucen 
läßt, ohne diefen Zenfurvorichriften zu genügen, verfällt.bloß deshalb in eine 
polizeilihe Strafe, nah Maafgabe der Gefährlichkeit des Inhalts von Zehn bie 
Einhundert Reichsthaler und außerdem ift die Polizei befugt, die ganze Auflage 
einer folhen Schrift in Beichlag zu nehmen. Bei Wiederbolung diefes Berge 
bene wird-die Strafe verdoppelt. Iſt der Berfaffer felbft — ſo treffen auch 
ihn die Strafen des Verlegers. Buchhändler und Buchdrucker, die zum dritten» 
male fih folher Vergehungen fchuldig machen, ſollen der Befugniß au dieſem Ge 
werbe verluftig fein, 

2) Iſt der Inhalt einer folhen Schrift an ſich firafbar, fo treten —*— die 
gefeglichen richterlichen Strafen ein, wobei Wir erklaͤren, daß bei frechem und un. 
ebrerbietigem Zadel und Berfpottung der Landesgefete und Anordnungen im Staste 
es nicht bloß darauf ankommen foll, ob Mifvergnügen und Uuynfriedenbeit veran: 
laßt worden find, fondern eine Befängniß: oder Fellungsflrafe von Sechs Mona: 
ten bis Zwei Jahren wegen ſolcher ftrafbaren Aeuferungen felbft verwirkt ift, 

Eine gleiche Strafe fol Statt finden, bei Verletzung der —— gegen 
die Mitglieder des deutſchen Bundes und gegen auswärtige Regenten, und bei fre— 
chem, die Erregung von Mißvergnügen abzweckenden Tadel ihrer Regierungen. 


3) Für den Inhalt der Schrift ift zunächſt der Verfaſſer, wenn aber der Ver⸗ 
leger diefen Unfern Gerichten nicht ftellen kann oder will, auch der Verleger ver: 
antwortlich. 

4) Bloß die nterlaffung der wahren Airzeige des Verlegers auf den Titel einer 
Schrift, wenn fie auch mit Zenſur gedrudt ift, foll polizeilicy mit einer Geldbuße 
von Fünf bis Funfzig Reichsthalern an den Verleger beftraft werden. Eben fo foll 
der Druder bejtraft werden, der eine Zeitung oder periodijche Schrift ohne den Na⸗ 
men des Redakteurs druckt. 

5) Wer verbotene Schriften verkauft oder ſonſt ausgiebt, ſoll außer der 
Konfiskation der bei ihm davon vorhandenen Exemplare mit; einer Polizeiſtrafe 
von Zehn bis Einbundert Reichsthalern, im Wiederholungsfalle mit Verdoppelung 
berfelben und im dritten Falle, außer der Pe Geldbuße, mit Verluft des Ge 
werbes beitraft werden. 

Zu den Verbotenen gehören alle in Deutſchland, ohne Namen des Verlegers 
erſcheinende Schriften, und alle deutſche Zeitungen und Zeitſchriften, auf denen der 
Name des Redakteurs fehlt. 

XVII. Zeitungen und andere periodiſche Schriften, ſobald ſie Gegenſtände der 
Religion, der Politik, Staatsverwaltung und der Geichicht⸗ gegenwärtiger Zeit in 
ſich aufnehmen, dürfen nur mit Genehmigung der obengedachten Miniſterien er: 
ſcheinen, und find von denſelben zu unterdrüden, wenn fie von diefer Genehmigung 
ſchädlichen Gebrauch machen. G. S. S. 224. 


b) O. O. v. i8. Septbr. 1824., wegen Fortbauer ber vorftehenden Verordnung. 
Mit Bezug auf den über das proviſoriſche Prefgeig unter Meiner Zuftim: 
mung genommenen Bundestags: Beihluß, verordne Ich hierdurch auf den Bericht 
de3 Staatsminifterii vom 2. d. M., daß das Zenfur: Edift vom 18. Oktober 1819, 


und die Beitimmungen, welche in Beziehung darauf fpäter ergangen find, ferner 


— Kraft behalten follen,“bis Ich darüber weitere Verordnungen erlaſſen 
werde. G.S. S. 164. 


9 (Su I. des Senfuredicts.) 


' 8) Bescript des Min. der Pol, vom 21. Januar 1823., betr. die Zenfur der 
Aupferſtiche. 


Das in dem. Bericht des Königl. Polizei-Präſidiums vom 4. d. M. ongegeigte 
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Nerfähren, hinflchtlich der bei dem NR, hieſelbſt zum Verkauf anspeflellten Kupfer: 
a Aal hiermit genehmigt umd demfelben die in Antrag gebrad Ausorifarion 


Wenn daffelbe übrigens in dem Berichte bemerkt, daß der $. 3. der Cenſur ⸗ Ber 
ordnung dom 18. Derbr. 1819, feiner amtlichen Wirkſamkeit in Anfehung unfittliher 
. Kupferitiche entgegenftehe, fo ift dies Teinesweges der Fall, indem das gedachte Cen⸗ 
furgefeg überhaupt, und der angeführte $. deifelben infonderheit nur die Eenfur der 
Drudichriften zum Gegenftande haben, der Cenſur der Kupferftiche aber gar nicht 
erwähnen. Es verfteht fih daher von felbit, dab in Anſehung der Tegteren.. nicht 
allein. die, der Pofizei überhaupt deshalb obliegenden, Pflichten überall nicht: aufgeho- 
ben, fondern auch die deshalb früherhin ‚beftandenen Vorſchriften eben fo. wenig abge- 
‘ändert worden, als die im Jahre 1816, ‚angeordnete Genfur der, Landkarten aufgeho⸗ 
ben oder dem ftariftifhen Bureau entzogen find. | 1 
Das Königl. Poligei-Präfidium hat daher mit der Genfur der Kupferſtiche in der 
vor Publikation des Cenſur-Edikts vom 18, Detbr, 1819. ſtatt gehabten ‚Art. um fo 
mehr fortzufahren, als ein bedeutender Theil jener Nachtheile, welchen durch Diefes 
get Be vorgebeugt werden foll, eben ſowohl durch free und unfittlibe Pro: 

ucte des Grabflihels als der Druckpreſſe bewirkt werden fünnen,, und infonderheit 
e it dem Cenſur-Edikt vom 19, Decembr. 1788, fehr richtig bemerkte Zwed der 
enfur: we | 
Mens Verderbniß der Sitten durch fehlüpfrige Bilder und lockende Darftellungen 
des Lafters, hämifhes Verſpotten und boshaften Tadel öffentliher Anftalten 

ANund Verfügungen, die‘ Befriedigung der Verläumdung, des Neides, ber Rad: 

gier und anderer niedriger Leidenfchaften, wodurch die Ruhe ‚guter und licher 

2 —— geſtört und ihre Achtung vor dem Publikum gekränkt wird, zu 

verhüten,“ of 
durch ;die Cenſur der. Schriften nicht anders als mit. gleichzeitiger Cenſur der Kupfer 
flihe, die alle dieſe verwerflichen Zweckt glkich ficher und "gleich boshaft‘ erreichen, et- 
füllt : werden kann. Uebrigens ift dieſe Befugniß der Poligei auch »nusdrucdlich: im 
Th. Tit. XX. 8.155. des A. L. R. begründet. — V — 
Das Konigl. Poligei: Prafidium wird daher hierdurch beauftragt, dieſerhalb in der 


hieſigen Debit der außerhalb erſchieuenen, betreffen und zur‘ Mudfühtung gebracht 
müſſen. Anndlen B. 7. &.104. 


REAL Fr EEE VALEIRL 1] UL Ai, TIASCRDATDT 
| „B) BMescript Min. ber Bol. v. 6. Mai, 1923, und Schreiben bes Ober: 
Senfurfollegii v.3, Mai 1834,, betr, bie Senfurlithographirter Schriften. a 
 Ew.i&pcelleng ierwiedern wir ganz ergebenſt auf das geehrte Schreiben vom 9..d. M. 
die in der dortigen Provinz im Jahre 1833.5 erſchienenen Schriften betreffend, da 
nad der Beitimmung in der Berfügung der Königl, Veimiferien der Geiſtlichen, 
nterrichts» und —B————— und des gniern uud'der Polizei vom 
5. Mai 1823,, die Ablieferung der Tithograpfirten V Yin an die beiden Bi» 
biiöthefen in Berlin nnd Königsberg, i. Pr., Leinen Zweifel unterliegt.’ 
Berlin den 3, Mai 1834, — — Monigl. Dber: Cenſur⸗ Kollegium, 


N ... 5 t nd ar. 1 /SL F 
Die unterzeichneten Miniſterien erwiedern Ew. ze. auf die yifragen in dem, die 
Steindruderei, welche die Lithographen HR in Potsdam anzülegen beabfichtigen, 
betreffenden Bericht vom 4. März d. J, wig.es‘ keinem Zweifel unterworfen ift, daß 
ad. 1. während der Dauer des jegigen Genfür-Gefeges und bis era, bei einer Ne 
viſion bdeffelben, der Artikel XV. — worden, von lithographirten 
Büchern und Schriften eben fo wenig als von gedruckten, Freieremplare geför« 
ı dert werden können, weil,nach der generellen Vorſchriſt des Art. I. 
::. Alle in Unferm Lande berauszugebende Bücher und Schriften follen ꝛc., 
der Cenſur zur Genehmigung vorgelegt 3c. ‚werden, . 
die Anwendbarkeit des Cenſur-Geſehes in allen feinem Beftiimmungen auf alle Schrife 
ten und Bücher, fie mögen gebrudt, in Kupfer geftochen, lithographirt u, pw. werden, 
gar fein Bedenken hat. Eben deshalb iſt auh Em. ıc. Gutachten . 
ad.2. u. ad.3. vollfommen begründet, daf die Kontrolle bei Schriften, welche durch Stein- 
druck vervielfältigt werben, ganz diefelbe fein ntüfi, wie fie bei andern: Drudfchriften 
nad der Genfur: Verordnung Statt, findet, und die Regierungen. bei dem 
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ESteindruck ihrer Verfügungen u. ſ. w. dieſelben Maaßregeln zu ergreifen "haben, 
welche beiden gewöhnlichen Abdruck für nöthig erachtet werden. samen 
Berlin den 5, Mai 1823, v. 8. Annalen B. 18. S. 14a. 


F c) Besoript des Min..der Bol. v. 13. Auguſt 1924, betr. die Zenfur der Infhrifs 
ten auf Öffentlichen Denfmälen. NE u: 

- Die unterzeichneten Minifterien finden auf dem Bericht‘der Königl. Regierung vom 
14.0. M. es nicht angemeffen, die auf öffentlihen Dentmälern anzubringenden In: 
ſchriften einer formlihen Genfur zu: unterwerfen, Um Anſtößigkeiten und Sprahiwi- 
— den Aufſchriften zu vermeiden, die von Privatperſonen für Denkmäler 
auf Begräbnißplätzen und im den Kirchen beſtinmt werben, reiht es vielmehr bin, 
wie es von der König. Regierung in Magdeburg gefchehen it, öffentlich bekannt zu 
machen, daß fie zuvor dem Prediger des Orts zur Durchficht vorgelegt werden. müſſen. 
3 ——— in Ar v. K. Annalen B. 8. ©. 877, 
d) O. O. v.29. Huguft 1835., betr. die Zenſur gedruckter Anzeigen von Büchern und 
anderer einzeln gedruckter Blätter. . ; 

Ic bin‘ auf Ihren gemeinfhaftlichen Bericht vom 28. v. M. mit I 
Anfiht. einverftanden,, daß auch gedructe Anzeigen von Büchern, glei ai: 
dern einzelnen dedrudten Blättern, den Borfehriften des Zenfur: Gejeges vom 
18. Oktober 1819 unterworfen, und. daß namentlich dergleichen im Auslande 
gebrudte -Anzeigen und Blätter abne Ausnahme” dem im Inlande gedrucdten 


Der 


Eben-fo wenig follen- 1. ; nd om 
2) Schriften; welche zur Kränkung der perſönlichen Ehre und des guten Na: 
mens andereriabzielen, die. Druderlaubniß ‚erhalten, und die: hierüber im 
ältern Zenfurgefeg_ vom 19.Dezember 1788. $.2. enthaltene Vorſchrift foll 
ald dem Art.II. der Verordnung vom 18. Oftober 1819 einverleibt, an- 
genommen werden. . . ea 
—— EEE — 
3) die Entſchädigung des Verlegers wegen der, unter Zenſur erſchienenen, 
aber dennoch unterdrückten "oder ‚verbotenen und. konfiszirten, Schriften 
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- ıbetrifftz. fo. -werfteht* es ſich von ſelbſt; daß diejenige Behörde, welche in 
nerhalb der Grenzen ihrer Kompetenz, eine ſolche Schrift ihres unzuläß 
ſigen Inhalts wegen unterdrückt oder ſonſt außer Kurs ſetzt, von dem 
Verleger niemals in Anſpruch genommen, fondern daß dieſer lediglich ge— 
gen den Zenſor, und zwar zunaächſt an ihn, und nur bei deſſen Zahlungs: 
unfähigkeit oder ‚ wenn derſelbe den Zenfurvorfchriften völlig genügt haben 
Tune, gegen den Zjetue nach nähern Beftimmungen der Geſetze zugelaffen 
werden Tann. _ © N — Dee a u ee 
Demnachſt beftinntie' ch mit Abänderung des XV. Art. der Verord 
7 nung vom’18. Oktober 1819. u ee 
4) daß mit dem 1. Januar 1825 die Entrichtung der Zenſurgebühren aus 
Staatskaffen aufhören und dagegen, wie dies früher der-Fallıwar, non dem 
Verleger oder Buchdruder, und zwar mit drei Silbergroſchen für jeden ge: 
drudten Bogen, geleiftet werden, aud) re Era Re 
5) von eben. dem Zeitvunkte an jeder Verleger wiederum fchuldig fein fol, 


zwei Gremplare: jedes feiner Verlagsartikei, und zwar eins an die-große : 


Bibliothek biefelbft, das andere aber an. die Bibliothef der Univerfität der: 

jenigen Provinz, in welcher der Verleger wohnt, unentgeldlich einnfenden. 

Bei der Verpflichtung zur Abgabe -eines..Eremplars an den Zenfor bat es 
fein: Verbleiben. 6 nn Ba ; — 

6) Einheimiſche Buchhändler, die zugleich im Auslande Buchhandlungen be— 
figen, ‚dürfen ‚zwar die Verlagsartikel der letztern nur der dortigen Zenſur 
unterwerfen, der Abiag folcher Artikel in den dieffeitigen Staaten aber kann 
nicht anders, .geftattet werden, als wenn zuvor auch den Vorſchriften des 

- diefjeitigen Zenfurgefeßes ein Genüge geſchehen ift. 
Ich beauftrage Sie, diefe Beſtimmungen durch den Abdrud in der G. ©, 
zur öffentlichen. Kenminiß zu: bringen und auf deren Befolgung zu .- & s 


4) (gu 118. des Benfurebicts.) HRescript des Staatötanzlerd v. 23. März 1820., betr, 
bie Unterfuchung und Beftrafung der Zenſurcontraventionen. ’ a 
Die Anfrage Ew. Hochwohlgeboren in dem gefälligen Schreiben vom A. dv, M., 
das Neffort bei Unterfuhung und Beſtrafung der Conttaventionen gegen die Cenſur— 
—— hatte mich veranlaßt, zunächſt die rg Aeußerung des Königl, 
ber · Cenſur⸗Collegiums zu erfordern. Daſſelbe bat ſich in dem abſchriftlich anlie- 
—— — vom: 25. v. M. darüber geäußert. | 
ö adv... , . i Ereh: 
U die, Frage betrifft, welcher Behörde die Unterfuhung und Beftrafung der Een: 
fur: Eontradentionen obliege? 
ſo kann es gar feinem Bedenken unterliegen, dab nicht die Regierungen, fondern die 
Dber: Präfidien diefe Behörde bilden, 
os’ Die Beſtimmung des Art. III. der Verordnung vom 18. Octbr. 1819, ift hierüber 
völlig klar und deutlich. Da dieſes Geſetz die Aufiiht auf die Genfur den Ober: 
‚Hräfbien überträgt, fo ge eben hierdurch das Reſſort der Regierungen aufgehoben. 
Ä —566 ſich die Ober⸗-Präſidien, Behufs der Unterſuchung der Cenſur⸗ 
—— en be N wollen, muß in jedem einzelnen Falle von ihrem eigenen Gr 
en abhängen, Die , u) 2 N 
2te Frage uber den Suftöngengug; welche meine Verfügung an das Königk. Ober: 
-&enfur » Collegium eigentlich deranlafte, ift von demfelben dahin beantwortet: 
+ dap die allgemeinen Vorfehriften in Bezug auf Eontraventionen gegen Landes: 
Polizei⸗Gefetze angewendet werden müſſen, 
‚ud ich conformire mich dieſer Meinung. 
Siernach würde die Vorfchrift 8.45. der Verordnung vom 26. Dechr. 1808. und 
$. 243. Anhang zur U. ©. D., welche durch die Verordnung vom 23. Dethr. 1817. 
‚beftätigt worden, eintreten, und von der Nefolution der Dber-Präfidien gar kein 
Recurs, wohl aber die Provocation auf rechtlihes Gehör und Erkenntniß binnen 
10 Tagen nah dem Empfang der Reſolution ftattfinden. Hiervon ift nad $. 247. 
And. zur A. G. O. nur det Salt ausgenommen, wenn die Geldbuße 5 Rthlr. nicht 
überfteigt. Gin folher Fall kann bei den Feſtſetzungen der Ober » Präfidien nad 
Art. XVI. No.4. der Verordnung vom 18. Detbr. 1819, eintreten, und alsdann 
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würde, da die Provocation auf rechtliches Gehör nicht Anwendung findet, der Ne: 

furs an das Könige. Minifterium des Innern: nachgegeben werden müſſen. 

Da das Gefeg vom 18, Octbr. 1819, hierunter nichts abgeändert hat, fo muß es 
dabei verbleiben. Ih würde auch micht angemeſſen finden, die analoge Anwendung 
des $.93, Litt, c. der Verordnung vom- 8, Febr. 1819. zu. bevorworten, nad welchem 
Geſeße dem Angefhuldigren in Steuerfahen unbenommen ift, ſtatt der Provpcation 
auf rechtliches Gehör den Necurs an das Minifterium zu wählen, in mwelhem Falle 
er jedoch auf den Antrag einer gerichtlichen Unterfuhung nicht zurückgehen Tann. 

Der Weg einer Beſchwerde an die obern Behorden ſteht übrigens dem Beſchul⸗ 
digten in allen Fällen frei. v. K. Annalen B.4. ©. 44. 
- 5) (Su VIII. des Zenſurediets.) — 

a) O. O. 0.23. Dechr. 1824. 4d 6.3 f. oben nuter 3. 
»b) C.©®. v.6. Auguſt 1887. (5. 2.), betr. einige — und-  Ersänzungen ber 

Berordnungen über bie Zenfur. 

Zur Erläuterung und Ergänzung der Verordnungen über die Zenfur der Drud. 

ſchriften vom 18. Oktober 1819 und 28. Dezember 1824 beftimme ch bierdurd auf 

die Anträge des Staatdminifteriums Folgendes: — 

1) Jeder Buchdruder, welcher Zenſurlücken andeutet , verfällt in bie. durch 
$.X VI zul. dergedachten Berordnung vom 18. Dftbr. 1819 feftgefegte Strafe. 

2) Sämmtliche inländiihe Buchhändler, fie anögen zugleich im Auslande eine 
Buchhandlung befigen oder nicht, follen in Folge der Vorſchrift des $. VTIL 
der Verordnung vom 18, Oktober 1819 und des’ $. 6. Meiner Order vom 28. 
Dezeniber 1824 bei Vermeidung der durch $.XVI. zu 1. der erftgedachten 
Verordnung feitgefesten Strafe verbunden fein, auch ihre im Auslande zu 
drudenden oder für das Ausland beftimmten Verlagsartikel, vor dem Drude, 
der inländifchen gen? zu unterwerfen. 

3) Außer den im $. XVII der Verordnung vom 18, Oktober 1819 bezeichneten 
Schriften, foll die Herausgabe aller anderen periodifhen Schriften, ebenfalle 
von der vorgängigen Genehmigung der, mit der oberften Zeitung der Zenfur- 
Angelegenheiten beauftragten Minifterien abhängig bleiben.: 

4) Richt bloß der Verlauf und das Ausgeben, fondern auch das Aueftellen und 
Anbieten verbotener Schriften ift mit den, im $.X VI. Nr. 5. der Verordnung 
vom 18. Oktober 1819 ——— Strafen zu ahnden. Diele Strafen'tref: 
fen den Verkäufer, Ausgeber, Ausfteller oder Anbieter verbotener Schriften 
aud dann, wenn er nicht zu den Gewerbtreibenden gehört.’ Bei ſolchen Ver: 
fonen tritt, wenn fie fich dergleichen Vergehungen zum drittenmiale ſchuldig 
machen, flatt des Verluſtes des Gewerbes eine Befängnißftrafe von Drei 
Monaten bis zu einem Jahre ein, welche in ferneren Biederbolungsfällen bis 
auf das Doppelte gefteigert werden fann. 

5) Die im $. XI. der Verordnung vom 18, Oftober 1819 bezeichneten, auferbafb 
der Staaten des Deutichen Bundes in Deutfcher Sprache, fo wie die in Mei— 
ner Order vom 19. Februar 1834 erwähnten, außerhalb der Preußiſchen 
Staaten in Polniſcher Sprache erfhienenen, oder künftig erfcheineniden Schrif⸗ 
ten, und die in Meiner Order vom 29. Auguſt 1835 erwähnten, außerhalb 
ber Staaten des Deutichen Bundes gedrudten Anzeigen von Büchern oder 
einzelnen Blättern find, fo lange die Ober » Zenfurbebörde nicht die befondere 
Grliaubniß zum Verkauf derfelben ertheilt hat, als verbotene zu betrachten. 
Wer folde Schriften, Anzeigen oder einzelne Blätter verkauft, oder ausgiebt, 
ausftellt, anbietet, bevor die Dber+Zenfurbehörde den Debit derjelben geftat- 
tet bat, verfällt daher ebenfalls in die im $. xvi. Nr. 5. der Verordnung, vom 
18. Oftober 1819 feftgefeßste Strafe. 

6) Außer den in derBerordnung vom 18. Dftober 1819. zu $. XI. und’ den; in 
Meinen Erlaffen vom 19. Februar 1834 und 29, Auguft 1835 erwähnten, 
fo wie denjenigen Schriften, deren Verkauf und Verbreitung durch ſpezielle 
Verfügungen der kompetenten Behörde unterfagt iſt oder künftig unterfagt 
werden möchte, gehören zu den in Gemäßheit der Schlugbeflimmung. bes 
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§. XVI der Verordnung vom 18. Oktober T819 verbotenen Schriften, auch 
alle in Deutſchland ohne Namen des Werlegers ericheinende Schriften und 
alle — a ar a und Zeitfchriften, auf denen der Name des Redal⸗ 
teurs fehlt, Fan udn ug BP. en RT — 
Diefen Befehl hat das Staatsminiſterium durch die G. ©, zur allgemeinen Kennt, 
niß und Nachachtung zu bringen. 6:8. ©.14 
1.6): Bu KL des Benfuredietd). ou. en "entf ch 
a) C.©. v. 20. Deebr. 1819,, wegen Verbots ber in Sranfreich, England und in den 
Mieberlanden in deußfcher Sprache herauskommenden Zeitungen. RD 
Die Unwahrbeiten, die unwürdige Schreibart und die gehäfftge Tendenz durch 
welche die den Koniglich Preufiihen Staat, deflen Verwaltung und -Maafrer 
geln betreffenden Artitel in maucen auslänbifchen Zeitungen ſich auszeichnen, 
veranlaflen Mich hiermit, Folgendes zu verordnen. in re ee u 
) u, Meinen fümmtlihen Staaten foll: weder. der Eingang noch der 
Durdigang aller in England und Frankreich in deutſcher Sprache 
beraustommenden Zeitungen geftattet und zugelaffen werben,  ' a 
2) Diefem Verbote: find fämmtliche in dem Königreihe ber Nieder 
Iande, fowohl in der dort vaterländifchen als in franzöſtſcher und 
deutſcher Sprache heraustommenden Zeitungen unterworfen, es jei dann, daß 
eine Ausnahme davon durh Meine Gefandfchaft bei des Königs der Nieder: 
Yatrde' Majeftät nachgefiiht und von Mir bewilligt würde. Sollten gegen diefe 
Verbote dergleichen Zeitungen heimlicherweife zum Lefen im Einlande eingebracht 
werben; fo verfällt der. Befteller derfelben- im Entdedungsfalle, in eine Geld. 
firafe von Zehn Thaler. für jedes folchergeftalt eingegangene ‘einzelne Feis 
tungsblatt‘ und bei ſich ergebender Zahlungsunfähigkeit, in eine verhältnißmä⸗ 
Bige Gefängnißſtrafe. Dieſe Strafen ‚werden in Wiederholungsfällen verdoppelt. 
Verfuhe der Durdführung der vorbenannten Zeitungen durd die preußifchen 
Staaten, werden mit der Konfiskation der Seitungsblätter geahndet.: Wenn 
Staatsdiener und. befonders Voftbeamte, den Eingang oder die Durchfühtung 
der verbotenen Zeitungen wider die Erwartung zulaffen, oder befördern; fo iſt 
egen .diefelben nad den. Strafgefegen gegen bie vorfägliche oder aus grober 
abrläffigkeit. oder Unwiſſenheit entftandene Verlegung der Amtepflichten zu ver- 
fahren. ‚Ausgenommen von dem gegenwärtigen Verbote werden nur. diejenigen: 
ber vorgedachten auslaͤndiſchen Zeitungseremplare; welche für die Minifterien 
beftimmt find. Hiernach werden Sie das Erforderliche verfügen. 9 
Berlin, den 30. December 1819. Friedrich Wilhelm. Re 
Dem Königl, Allerhöchſten Befehl zufolge wirb die vorſtehende C. O. biemit ber, 
kannt ‚gemacht und Jedermann in den Konigl, Preußiſchen Staaten zur. Befolgung 
der darin, enthaltenen Vorſchriften angewieſen. Es haben befonders die Oberpräſi- 
denten und die Pofibehörden auf die ſtrenge Ausübung derfelben ſorgſam zu achten, 
Bon. dem Fage an, welden die Verordnung vom 28. März 1811. vorfchreibt, ift der 
Rinigk Befehl als bekannt gemacht, anzufehen. , Berlin, den 30. Dechr. 1819. 
er Staatsfanzler Fürft von Hardenberg. ®. ©. de 1820, ©. 8,; 


b) C.©.».19. Febr, 1834, „betr. dad Verbot der In polnifcher Sprache erfcheinens 
ben Schriften, : x — 
Auf Ihren Bericht vom 3.5.M. will Ich die Beſtimmung des Art. XI. des 
Zenfur: Edikts vom 18. Oktober 1819 dahin erweitern, daß feine in: Polniſcher 
Sprache auferhalb Meiner, Staaten, es fen innerhalb oder außerhalb der Staaten 
des Deutichen Bundes; erfheinende Schrift, obne vorherige ausdrüdliche Debits« 
Erlaubniß des Ober:Zeniurkollegiums, in irgend einem Zandestheile Meiner Staa 
ten verkauft ‚oder verbreitet werden darf. Dem Ober : Zenfurkollegium bleibt ans 
beimgegeben, zur Erleichterung des Bücherverfehrs in dem Großherzogthum Poſen 
mit dein Oberpräfidenten diejenigen Einrichtungen zu verabreden, welche von bei» 
ben Behörden angemeſſen gefunden werden. Die gegenwärtige Order ift durch die 
G. ©. zu publiziren. u: | “ G. S. ©.55. 


Ya 
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20 —— Bundestag ddeſchluß 
9.5. Juli —*2* nnd Beine im, efrteug A gehürigen Staate 
im beutfcher Sprache im Druck erfcheinenhe Zeit: oder nicht über, zwanzig Bogen befragende 
ni Dreucfchrife politischen rre —S ohne ee 
tung. ber a leiuen, zugelgſſen und auögegeben werben. darf, und gegen bie Ueber⸗ 
treter diefes Betbote ebenfu; wie gegen Werbreiter verbörener Dentckfehtiften zu verfahren iſt; 
f. 309.352, diep) Zit. EN EEE TE a 
d) Bescript ».10.Octbr. 1833., daf durch vorgeBächte Wetordnund der. Urt. XI. 
des Zenfuredigtd nicht aufgehoben fei., .. x... LET Dr . 2 ci 
Es ift hin und wieder die Anuſicht geaͤußert, daß durch die mittelſt Allerhöchſten 
Pat Ip Dat. 29 Fentr.d, J. erfolgte Bekanntmachung des Bundesbeſchluſſes vom 
5. Sl p. ‚mb: insbefüntbere dich die. daſelbſt ad No. 1. feſtgeſetzte Beſtimmung, 
die" beftehende Geſetzgebung wegen der ringe Bundesftaaten in deut: 
ſcher "Sprache Erfchienenen- Schriften Fir’ einen großer Theil der Monardie abgeän- 
‚dert worden fei, und die Vorſchrift der Allerhöchſten Verordnung vom 18. Detbr. 1819, 
ad No. XI. für, Die zum beurfchen Bunde gehörigen Provinzen alle Gültigleit verloren 
babe, und iſt darüber: vom ————— an die betreffenden: Di: 
nifterien Bericht erſtattet. Bei näherer, Grwägung der, der. Publication, vom 25. Sep⸗ 
tember 0.3. daraufgegangenen ‚und. übrigen. Verhandlungen has, ſich ergeben, daß die 
obgeachte Anficht, keinesweges gegründet il... ac ac" ln) 
„. Schon die. Fa ſing des Allerhöcften. Publicationg» Patents vom 25. Septbt..e, 
bei,deni ar Ani Täge Tiegenden. Zwecke der, dadurch bewirkteu Befaunimacuug zeigt 
dane aß eine Abänderung der feſtſtehenden Gefepgebung nicht beabſichtigt wor⸗ 


en iſt. 

Ovwohl dutch den Bundesbeſchluß dom 20. Septhr. 1019. veranlaft und denſelben 
mit in ſich begreifend, iſt die Verordnung vom 18. Octhr. 1819, keinesweges eine nut 
für. die zum deutſchen Bunde: gehörigen Provinzen, fordern! vielnmehr eine für die 

eſammte Monarchie gültige neue allgemeine Cenſur-Vorſchrift, indem! fie: das 
8*— Cenſur⸗Edict vom. 19. Dechr. 1788,, fo wie alle, ſich darauf beziehende oder 
daſſelbe erklärende Edicte und Reſqripte, auch eben fo in den neuen: und wieder ers 
— — die, das. Cenſurweſen betreffenden, früheren Verordnungen aus⸗ 

rücklich aufhebt. ER u : 

"Zugleich behalten Se; Königl. Majeſtät Sich ausdrücklich darin vor, nach Ablauf 
von 5 Jahren dasjenige weiter zu beſtimmen, was. bie Umftände erfordern werden. 
“Die Aufhebung und Abänderung der Verordnung vom 18. Detbr. 1819, ift aber 
bei dem Publications- Patent vom 25. Septbr, v. - weder füt die- gefammte Mo: 
narchie, noch für:irgend einen ‚Theil derfelben irgend: beabfichtigt noch ausgeſprochen 
worden, und infonderheif gilt dies von dem; im Eingange jener Verordnung’ aus: 
gefprohenen, über die, Borfhrift des. Bundesbeſchluſſes vom 20. :Sep: 
tember 1819. hinausgehenden, Grundfage, wonadh alle, auch mehr als 
20. Bogen ſtarke Drudfhriften, fo lange diefe Berordnung in Kraft bigibt, 
der Cenſur, wie bisher, untetworfen bleiben ſollen. Eu I 

° Ein ſo wefentliher und wichtiger Grundfag, von welchem nicht rn wer» 
den kann, würde, wie von felbft vorliegt, nur durd eine ausdrüdlide Beftim- 
mung des Allerhöchſten Gefeggebers, die aber nirgends vorliegt, außer Kraft geſetzt 
werden Tonnen. In Uebereinſtimmung mit dieſem Grundſaße, deſſen underändert 
fortdauernde Gültigkeit überall nicht bezweifelt werden kann, ſetzt der Art, XI, der 
mehrgedachten ar insbefondere fell: - — 

daß feine außerhalb der Staaten des deutſchen Bundes in deutſcher Sprache 
edrudte Schrift ohne ausdrückliche Erlaubniß der Dber- Eenfurbehörde in den 
önigl. Staaten verkauft werden darf. | 
- Diefe Vorſchrift involvirt bei ihrer Allgemeinheit ſchen die weniger umfaſſende 


eſtinmung: 
Keine im einem nicht zum deutſchen Bunde gehörigen Staate in deutſcher 
Sprache im Drucke erſcheinende Zeit: oder nicht über 20 Bogen betragende 
ſonſtige Druckſchrift politiſchen Juhalts darf in einem Bundesftaate, obne, vor— 
gängige Genehmigung der Regierung defielben, zugelaſſen und ausgegeben 

.. werden, 

Inden nun die deutfhe Bundesverfammlung diefe letztere Beſtimmung, unter 
ee des dieffeirigen Könige. Bundestags: Gefandteh, in ihren Befhluß vom 
5. Zuli v. J. aufnahm, und dadurch dasjenige, was feit 1819. in der Preußifchen 
Monarchie gefeglich feſtſteht, zur gefeglihen Norm für ſämmtliche deutfhe Bundes: 
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ſtaaten machte ändert;fich hierbei fir Preußen g arımichts,unls der Umfang ſei⸗ 
ner Bundesvertragsmäßigen Berechtigung im Verhältniſſe zu, den übrigen Bundes—⸗ 


ſtaaten. ‚Nachdem die dieffeitige Regierung in Beziehung auf die Behandlung: der auf⸗ 


ferhalb des. deu Bundes erfcheinenden Drudjchriften bisher gar keine vertrags 
mäßigen Anfprüce an die übrigen deutfchen Bundes: Regierungen zu machen. gehabt 
hatte, ‘weil das proviſoriſche Bundespreßgeſetz vom 20. Septbr. 18194 Feine biesfällige 
Vorſchrift enthälts ‚gewann fie durd den Bundesbeſchluß vom 5, Juli v. J. zuerſt Die 
Befugniß, von jeden: andern: Bundesſtaate zu verlangen, daß in demſelben eben fo, 
wie es in der Preußiſchen Monarchie bisher ſchon der Fall, war; „keine in einem 
wicht zum deutſchen Bunde gehörigen Staate in deutſcher Sprache im Drude er: 
(hehnende Bi oder nicht Pen Bogen betragende tonjigr Drudichrift, [chen 
Inhalts ohne vorgängige Genehmhaltung der berheiligten ierun — jen oder 
ausgegeben werde.“ Was bisher nur für die gefammte Preußiſche Monarchie lan- 
desgefegfihe NRorm war, iſt alſo eine fir’ ſämmtliche Bundesſtaaten birndes- 

efeslihe Norm geworden, und ſoll hinfiro ach im’ dieſer "zweiten und neuen 

igenſchaft für die, zum deutſchen Bunde gehörigen‘ Preußiſchen "Provinzen gelten, _ 

Dieſes nicht fowohl vor den Königl. Behörden und unterthanen in den eben e 
nannten Provinzen, als vor den übrigen Bundesregierungen und dbr ganz Deufich- 
land. in geſehlicher Form -auszufprehen, war der einzige Zweck des Allerhöchitt 
a F —— J wie auch am Schluſſe deffelben auodri lich geſagt 
wird, indene es Dafelbit heißt: Ehe > a en 

Riewohl die beflagenswerthen Erfheinihigen, wider welche die Bündesgewalt 

eßgebend einzuſchreiten ſich gendthigt gejeben hat, Uiferen "Staateh uberall‘ 
Hai geblieben find; fo haben Wir a Unferer Eigenſchaft als 
Bundesfürft feinem Anftand genommen, die vorſtehenden Befchlüffe det Bun⸗ 
desperfammlung als. geſetzliche, Unfere. fämmtlihen Unterthanen in 
den Bundesſtaaten verpflichtende Berfügungen hierdurch offent«, 
lich bekannt zu maden, Sr u 

Es ergiebt ſich hieraus von felbft, daß des Königs Majeſtät bei Publication des 
Patents vom 25: Septbr. v. J. überall weder heabſichtigen fonnten, noch heab fähig 
haben, dadurch irgend eine, Beſtimmung der Verordnung vom 18, Detbr,,1819; ab-- 
zuändern, oder aufzuheben, infonderbeit aber, daß es nicht im Allerhöchfidero Willens: 
meinung gelegen haben kann, zu geitatten, daß man hinfüro wider die Vorfchrift des 
Art. x jener Verordnung außerhalb der Staaten des. deutfchen Bundes in deutſcher 
Spradie — Schriften, wenn fie nur über 20 Bogen ſtark ſind, in die zum 
deutfchen Bunde gehörigen Provinzen der Monarchie, auch ohnz.die ‚ausdrückliche ‚Gr: 
laubniß, der Dber: Eenfurbehörde,- zulaffe- und debitire, während der, Berfauf folcher 
Schriften in den nicht zum deutfchen Bunde gehörigen Provinzen, ohne ausdrückliche 
Erlaubniß der Ober: Eenfurbehörde, nach ‚wie, vor verboten-bleiben folk, 

Abgeſehen von der durch nichts. begründeten Willkührlichkeit einer ſolchen Verfchie: 
denheit in der Behandlung der zum deutſchen Bunde gehoͤrigen und der nicht dazu 
gehörigen Provinzen der Monarchie, unter welchen. in. der Verordnung vom 18, Dcs 
tober 1819, gar kein Umnterfchied gemacht. worden. ift; — waͤre es an unerklärlich, 
warum in einem Momente, wo ber, deuiſche Bund fic durch die freche, Zügellofigkeit 
der Preffe, und befonders durch die derjelben im Auslande zu Theil werdende Be: 
günſtigung bewogen. fand, gegen die Zulaffung der außerhalb Deuſchlands in deut⸗ 
ſcher Sprache erſcheinenden Schriften neue kräflige und nachdrückliche Maaßregeln zu 
ergreifen, gerade Unſer Gouvernement ſich hätte bewogen finden können, bei dieſer, 
Gelegenheit und ausſchließlich für feine zum Bunde gehörigen Provinzen von, 
der Strenge nachzulaſſen, womit daſſelbe diefen Gegeuftand auf den Grund, beſtehen 
der Geſetze bisher behandelte, ng | . 

Daß deijen ungeachtet die Meinung auffommen oder Raum gewinnen könnte, als 
ob nach dem Allerhöchiten Publications: Patente vom 25, Septbr: v, J. die außerhalb 
der deutfchen Bundesftaaten im deutfcher Sprache erfcheinenden Drudichriften, welche 
über 20 Bogen ftark find, der geſetzlich angeordneten befonderen Erlaubniß zu ihrem 
Debit in der Preußiſchen Monarchie für die Zukunft nicht mehr bedürften, hat dag 
Konigl, Staats: Minifterium, als es den Erlaß jenes Patents bei des Königs Maje- 
ſtät in Antrag brachte, in Erwägung der oben dargeftellten und Klar am Tage liegen: 
den Umftände, fo wie im Vertrauen auf das gefunde Urtheil der betheiligten Behör: 
den und der Unterthanen, nicht annehmen zu dürfen geglaubt und deshalb auch bei 
Abfaffung feines diesfälligen Berichts für überflüfig erachtet, die Hinzufügung einer 
ausdrücklichen Erklärung, wegen Fortdauer der allgemeinen Beſtimmung ad Art,Xl. 
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der: Verordttung vom 18. Detbr. 1819. in Vorſchlag zw bringen. Unter. ähmlichen 
BVerbäftniffen hat es auch die Kaiſerl. Oeſterreichiſche Negierung nicht für nötbig er: 
achtet, bei Publication des Bundesbeſchluſſes vom 5. Juli v. J. die Fortdauer fänmt- 
Höher Beflimmungen der Deiterreihifhen Genfur:Gefeggebung ausdrüdlid zu. be— 
vorworten. em 

Die betreffenden Königl. Minifterien haben das Königl. Dber - Cenfur: Collegium, 
auf defien Anfrage biernach bereits nnterm 11. Febr. d. J. befchieden, und veranlaffe 
ich Ew. Hochwohlgeboren zu verfügen, daß diefe Beſtimmung zur Kenntnis und Rad) 
achtung der Gerihtshöfe und des öffentlichen Miniſteriums gebracht werde.“ ©, 
2: Br re Tu 1 v. K. J. B. 42. S. 452, 
Dei) O. O. v. 6. Auguſt 1837,, betr. einige Ergänzungen und Erläuterungen ber Jen⸗ 


furgeſetze, 8.5. und 6.; ſ. oben sub 5b. 


"2 (3u, XII, des Zenſurediets.) Bescript des Ober: Zeufurfollegii v. 23. Febr. 1830,, 
betr. bie Zuläffigkeit bes eigenen Berlagd ded Berfafferd. - J 
Rai; Art. Al. der Cenſur-Verordnung, vom 18. Octbr. 1819., darf keine in 
Deutſchland „verlegte Schrift in irgend einer Sprache verkauft werden, auf welcher 
nicht der Name, einer bekannten Verlagshandlung ſteht. grobe einer Benachrichti⸗ 
ung. des Königk; Ober Eenfur: Eollegiums, vom 17. d. M., finder indeß diefe Vor— 
chrift auf. diejenigen Schriften feine Anwendung, welde der Verfaſſer jelbit in Ber: 
lag, genommen hat, und dadurd Verleger geworden ift, und es gemügt bei diefen 
Schriften; wenn; das Titelblatt zur Erfüllung der Schlufbeftimmung des Art. 
der Genfur-Berordnung die Worte: „im Verlage des Verfaſſers“ enthält. 
Pa ara ge Ye —— v. K. Annalen B. 14. S. 121. 
B8) (Zu XIII. des Zenſurediets.) O. ©. v. 28, Deebr. 1824, ad 3.; ſ. oben sub 3, 


"9) (3u XIV. des Zenſurediets.) Bescript v. 31. Oetbr. 1824., betr. bie Zenfur einer 
neuen Huflage der vor dem 18. Detbr. 1819, erfchienenen Schriften. 


Die unterzeichneten Minifterien eröffnen dem Königl. Ober -Cenfur: Collegium auf 
den Bericht voni 8.v. M. über die von dem Buchhändler N. N. beabfichtigte Heraus- 
abe einer neuen Auflage von „Fichtes Neden an bie deutſche Nation“ u.f. w. 
aß diefelben mit der in dem gedachten Bericht und deffen Poitfeript vom 11, v. M. 
eaͤußerien Anſicht im Allgemeinen vollfonmen einverftanden find und ebenfo bie in 
em Schreiben des Königl. Dber: Cenfur: Collegii an das hiefige Königl, Ober: Prä- 
fidium vom 21. Febr. v. J. aufgeftellten Grundfäge jedoch unter nachfiehender Modifi— 
cation genehmigen. — 

Es wird nemlich hiermit feſtgeſetzt: 

1) daß fein Verleger einer vor dem 18ten Detbr. 1819, erſchienenen Schrift 

—eine neue, wenn gleich unveränderte Auflage derfelben, ohne Rückſicht, in wie 
vielen Yılflagen das Werk bereits- früher erfchienen fein mag, machen darf, ohne 
“vorher folches Werk dem betreffenden Königl. DOber- Präfidinm jur Entfheidung: 
ob die Herausgabe der meuen Auflage mit oder. ohne votgängige Eenfur erfolgen 

Ä fünne? votgelegt zu haben, und u 
2) daß dasjenige, was die Beftimmung des Artikels XIV. des Cenſur⸗Ediets vom 
18. Detbr; 1819. nachläßt, nur auf foldhe unveränderte Abdrüde eines Buchs 

- Anwendung findet, welches, in der wievielten umveränderteh Auflage auch, 

nach dem 18, Dctbr; 1819, ein abermaliges: Imprimatur erhalten hat. 

Hiernach find die Verleger verpflichtet, wenn fie eine unveränderte Auflage eines 
vor dem 18. Detbr. 1819. erſchienenen Buchs veranftalten, folche dem betreffenden 
Königl, Ober : Präfidium, wie ad I, beftimmt, vorzulegen und nur in Anfehung der, 
nad dem 18.Dctbr. 1819. erfchienenen, und nach diefer Zeit ſchon mit einem Impri⸗ 
matur verfehenen Werke zu der ad 2, erwähnten größeren Freiheit berechtigt. 

v. K. Annalen B,8. ©. 1123, 
10) Gu XV, des Zenfurebicts.) 


a) O. O. v.23. Decbr. 1824, ad 4. und 5., betr. die anderweite Beltimmung ber Sen: 
furgebühren; f. oben sub 3, 
b) Rescript des Min, der Bol. v. 25, Ypril 1828,, betr. die Beitreibung ber Zeus 
furgebübhren, 

„Es ift, wie ich dem Königl. Ober» Präfidium auf die Anfrage vom 9. d. M. hiemit 
eröffne, unbebenklich, die Verleger von Schriften auch zur Zahlung rückſtändiger Genfur: 
Gebühren ebenfo im Wege adminiftrariver Erecution anzuhalten, wie dies rücfichtlich 
der Eenfur-Eremplare in der Berfügung vom 7, Yuguft 1821. (Jahrg. 1821. Sies Heft, 
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©. 662.) bereits feftgefegt worden; nur darf freilich ber Cenſor nicht felbft die Erecu- 
tion verfügen, fondern muß foldhe bei derjenigen Behörde, welche ihm den Auftrag er- 
theilt hat, nachfuchen. | v. K Annalen B. 12, ©. 450, 

e) Bescript ». 29. Auguft 1833,, betr. die Zenfurgebühren für ſolche Schriften, 
deren Drud nicht erlaubt wird. : ’ 

Auf die Anfrage des Königl. Ober» Eenfur: Eollegiums vom 6. d. M. in Betreff 
der Verpflichtung der Verleger und Buchdruder zur Zahlung der Genfurgebühren, 
find die unterzeichneten Miniiterien mit dem Königl. Ober: Eenfur- Collegium darüber 
einverftanden, daß es angemeſſen ift, die in diefer Angelegenheit bisher befolgten, und _ 
in der auszugsweife eingereichten Verfügung des hiefigen Dberpräfidii vom 17. v. M. 
an den Buchhändler N.N. (Anlage) wiederholten Anfihten, nicht allein den Cenſo— 
ren des Berliner Dber: Präfidialbezirts überhaupt zur Nachachtung zu eröffnen, fon- 
dern = — übrigen Oberpräſidien zu gleichmäßiger Anweiſung der Cenſo— 
ren mitzutheilen. 

Dem Königl. Ober⸗Cenſur-Collegium ſtellen wir anheim, dieſerhalb das Weitere 
nad) feinem Vorſchlage zu veranlafien. Berlin, den 29, Auguſt 1833, 


Die Allerhöhfte C. O. vom 28. Dechr, 1824. (©. ©. de 1825, N beftimmt, 
daß die Genfurgebühren, wie dies früher der Fall war, von dem Verleger oder 
Buchdruder, und zwar mit 3 Sgr. für jeden gedrudten Bogen entrichtet werden 
follen. Nirgend ift ausgefprodhen, daß die Herrn Cenſoren für diejenigen Schriften, 
welchen fie das Imprimatur ganz oder theilweife verfagen, (und deren Genfur oft 
nur in der Pegel mit größerer Mühwaltung verbunden ift, als die Cenſur derjenigen 
Schriften, welchen fie das Imprimatur ertheilen) feine Genfurgebübren erheben dür— 
fen, und das Königl, Ober: Eenfur: Collegium hat bereits unterm 17. Septbr. 1831. 
entſchieden, daß die enfurgebühren aud für die zum Drud nicht verftatteten 
Schriften entrichtet, werden müſſen. In dem Falle der verfagten Druderlaubniß 
eines Manuferipts muß die muthmaßliche Zahl der Drudbogen den Maafiftab abgeben, 
nach welchen die Remumeration des Cenfors abzumeffen ift, und deren Zahl wird nad 
billiger Schägung des Herrn Genfors angenommen, Wird eine Schrift gedruckt, 
welcher zum Theil dag Imprimatur verfagt it, und werben demnächſt die Eenſurge— 
bühren nur nach der Zahl der wirklich gedrudten Bogen von dem Herrn Cenſor be: 
rechnet, fo gereicht ſolches allerdings zum Vortheil des Verlegers. Welches Formatꝛc. 
der Drudbogen bei Berechnung der Eenfurgebühren zum Grunde gt werden foll, 
kann nicht füglich beftimmt werden, und fchon die ältere Genfur-Werordnung vom 
19. Decbr. 1788, fette in dem Arr. IX. ausdrüdlic feit, daß die Cenfurgebühren von 
jedem gedrudten Bogen, ohne Unterfhied des Formats, entrichtet werden follen, 
Wenn daher der Eenfor die Gebühren für die Eenfur der N.N. ſchen Mémoires (de: 
ren Drud Sie fpäterhin aufgaben) nach der Bogenzahl der ihm vorgelegten Pariſer 
Ausgabe berechnete, fo war hiergegen nichts zu erinnern, 

Es mag unbillig erfheinen, Genfurgebühren für die nicht zum Druck verftatteten 
Schriften zu entrichten; ebenfo unbillig würde es aber auch fein, wenn der Cenſor 
in ſolchen Fällen ohne alle Remuneration für feine Mühwaltung bleiben follte. 

Berlin, den 17, Zuli 1833, v. K. Annalen B. 17. ©. 708, 


11) (Su XVI, des Senfurebiets.) 


a) Bescripte des Min. der Bol. v.12. März 1822,, 22.Rovbr, 1822, u. 3. Zuli 
1834,, betr. die Beichlagnahme verbotener Druckſchriften. 

Da Zweifel darüber entftanden find, ob die Polizeibehörden befugt, auch ohne 
höhere Autorifation und infonderheit ohne vorgängiges Verbot diejenigen Schriften, 
welche im Anslande gedrudt, oder mit Bemerkung des Namens der Verlegers nicht 
verfehen find und eine verderbliche Tendenz haben, in den Buchhandlungen und öffent: 
lichen Lefe: Anitalten in Beſchlag zu nehmen; fo eröffne ich dem König. Ober: Prä- 
fidium in Verfolg der Verfügung vom 2. Jan.d. J. (2, Febr. d. 5.9 hiermit: wie 
den Polizeibehörden dies allerdings obliegt, daß bdiefelben aber zugleich gehalten find, 
fogleidh dem vorgefegten Königl. Ober: Präfidium, unter Ginreihung eines Exem— 
plars, davon Anzeige zu machen und hiedurch die definitive Beftimmung zu bewirken, 

Berlin, den 12. März 1822, v. K. Annalen B.6, ©. 138, 


Auf die in Ihrem Berichte vom 12, d. M. über die Ausdehnung der Beichlag« 
nahme verbotener Bücher auf den Privarbefig, gemachte Anfrage eröffne ih Ihnen, 
- die Polizei verbotene Schriften, deren Befchlagnahme in den Buchhandlungen und 
Reipbibliorhefen angeordnet ift, bei Privatperfonen in Beſchlag zu nehmen nur dann 
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die Befugnis hat, wenn die Verfügung der, Beſchlagnahme ſolches ausdrücklich vor. 
fchreibt. „Berlin, den 22. Novbbr. 1822,..u.:1% v, K. Annalen B.5. ©. 905, 


Durch die unterm 12.März 1822, (Ihrg. 1822. ©. 138.) an die Königl. Ober: 
Präſidien ergangene Girenlar- Verfügung iſt ſchon die Befugniß der Poligeibehörden, 
auch ohne höhere Ermächtigung und ohne vorgängiges Verbot diejenigen Schrif- 
ten, welche im Auslande gedruckt worden, oder mit dem Namen des Verlegers 
nicht verfehen find, und eine verderblihe Richtung haben, in den Buchhand: 
lungen und öffentlichen Lefe: Anftalten in Befchlag zu nehmen, 
anerkannt, und. zugleich die Verpflichtung diefer Behorden- zu. ſolchen Beſchlagnahmen 
mit dem Beifügen ausgeiprochen worden, daß fie. von der ergriffenen Maaßregel fo 
gleich dem vorgefegten Dberprafidio, unter Cinreihung eines Exemplars der in Be 
flag genommenen Schrift, Behufs der Herbeiführung einer definitiven Beftimmung, 
Anzeige zu machen haben. 54 
Es At jedoch nicht überall im Sinne der gedachten Verfügung verfahren worden. 
Um num auf der einen Seite die nöthige Beichleunigung der polizeilihen Ein 
fhreisung gegen gemeinfhädliche Drucdjheiften,,forwie..gegen dergleichen Gemälde, 
Kupferftihe, Litographien, Zeichnungen un ſ. w, auf der andern Seite aber auch die 
erforderliche Ginheit in den dieferhalb zur ergreifenden Mapregeln möglichit zu fihern, 
En ich es für angemeffen, nicht allein den Polizeibehörden die ihnen zuftehende Bes 
ugniß und obliegende Berpflichtung, Hinſichts der fofortigen einitweiligen Befchlag- 
nahme gemeinfchädficher Schriften u. f. w. im Erinnerung zu bringen, fondern aud 
die fpecielle Zeitung der diesfälligen vorlänfigen polizeilichen Einſchreitungen dem Herrn 
Regierungs: Präfidenten (für Berlin in ähnlicher Art dem Polizei: Präfidenten) der: 
eftalt zu übertragen, daß denfelben die Orts: Polizeibehörden von ihren diesfälligen 
ahrnehmungen, fo wie von etwanigen vorläufigen Befchlagnahmen ftets unmittel 
bare fchleunige Anzeige zu machen, die gedachten Präfidenten aber, die nach den Um— 
Händen ihnen nöthig oder zweckmäßig fheinenden Verfügungen fofort zu treffen, auch 
davon gleichzeitig die Herrn Dber - Prafidenten zu benachrichtigen haben, von melden 
— dann zur Beſchlußnahme über die definitive Anordnung am mich zu berich— 
ten iſt. 
‚ Das König, Oberpräfidium erfuche ich, hiernad bie Negierungs : Präildenten (fo 
wie den biefigen Polizei-Präfidenten) zu inftrniren, und durch dieſelben die Orts— 
Polizeibehörden mit der erforderlichen näheren Anweiſung verfehen zu laſſen. 
Berlin, dew 3) Juli 1834, v. 8. Annalen B,18, ©. 474. 
b) C.©.».6.Yuguft 1837., betr. einige Ergänzungen und Erläuterungen der Bens 
furgefege, 8. 1,5 f. oben sub 5, 


12) Gu XVII, des Zenſurediets.) O. O. v.6. Auguft 1837., 8.3.5 ſ. oben sub 5, 


13) Senfur der militairifhen und ftatiftifhen Werke, Charten und 
$läne. 5 


a) Bekanntmachung bes Staatsfanzlers v. 16, Januar 1816,, betr. die Zen⸗ 
fur ftatiftifcher Bücher und Landcharten. 

Es ift bemerkt worden, daß die jegigen Zeitverhältniffe häufige Veranlaffung 
zu ber Herausgabe von ſtatiſtiſchen Büchern über den preufifhen Staat und Land. 
harten geben, welche in Ermangelung ähnlich befannt gemachter fiherer Beftim- 
mungen dte Grenzen der Staaten und Provinzen nach fchmanfenden und mifver: 
ftandenen Beitungsnachrichten, grumdlofen Gerüchten und Mutbmaßungen ange 
ben. Da nun bierdurdy Irrthümer verbreitet werden, die nachtheilig wirken; fo 
ſetze Ich mit Beziehung auf ältere Verordnungen hiermit feft: daß alle in den Rd: 
niglidy Preußiſchen Staaten herauskommende ftatiftifche Werke und Landcharten, 
diefe betreffend, vor ihrer Erfcheinung dem ftatiftifchen Bürean in Berlin unter 
der Zeitung des Herrn Geheimen Legativns⸗Raihs Hoffmann unausbleiblich 
zur Zenfur vorgelegt, und ohne deffen Genehmigung nicht ing Publikum gebracht 
werben follen. G. S. ©. 92. 


b) ©.©. v.24. Novbr. 1823,, betr. die Zenfur militairifcher Werke. 


Da bisher noch feine eigentliche Zenfur der militairifchen Schriften Statt ge: 
funden bat; fo finde Ich Mich bewogen, um die in der nenern Zeit vorgefommenen 
Mifbräuche abzuftellen, hierdurch zu beftimmen: 


1) Daß künftig nicht allein alle militairifchen Werke und militairiſchen Journale, 
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fondern auch alle, in andern Schriften vorkommenden, ‘auf die militatrifchen 
Berbältniffe Bezug habenden Stellen, einer ’befondern Zenfur unterworfen 
werden, die. Ich dem Generalftaabe, unter der oberen Leitung des Chefs dei. 

__ felben, Generallieutenants von Müffling, übertrage. 

2) Zu dem Ende tritt zu der, in je: Provinz befindlichen , unter ber fpeziellen 

eitung des Dberpräfidenten ftebenden Zenfurbehörde ein General: Staabs- 
offizier, den zu. ernennen und mit einer im Einverſtändniß mit dem Kriege. 
minifter entworfenen Inſtruktion zu verfehen, Ich dem Generallieutenant 

—von Müffling überlaffen habe. - I | 

3) Diefem General: Staabsoffizier foll der Oberpräfident alle Schriften vorge: 
dachten Inhalts, fie mögen im In» oder Auslande gedruckt werden follen, zur 

Zenſur vorlegen laffen, Run fie das Imprimatur erhalten, und dazu alle 
enforen, Verleger und Bruder feiner Provinz, bei Vermeidung der im Zen. 
ur: Ebift verordneten Strafen, anmweifen. 

4) Wenn dem General: Staabsoffizier bei der Zenfur eines militairifchen Werks 
Zweifel aufſtoßen, die er durch die ihm ertheilte Inſtruktion nicht befeitigen 
kann; fo hat er ſich bedhalb an den Generallieutenant von Müffling zu 
wenden und gleichzeitig dem Dberpräfidenten von ber eingetretenen Verzöge- 
rung Nachricht zu geben. 

5) Sollte der Fall. eintreten, daß. der Oberpräfident über die Zenfur des General. 
Staabsoffiners Klage zu führen hätte, fo hat fich derfelbe zu deren Beſeiti— 
3 „gung ebenfalls —8 an den Generallieutenant von Müffling zu wenden, 

der in Bezug auf die Zenſur der Schriften militairiſchen Inhalts in die Stelle 
des Ober⸗Zenſur⸗Kollegiums treten ſoll. 

6) Die höchſte Behörde in allen ZenſurAngelegenheiten militairiſcher Schrif. 
ten iſt nach Analogie bes Geſetzes vom 18. Oktober 1819 das Kriegs. Mint. 

ſterium, dem der Generallieutenant von Müffling daher alle ftreitige An« 
gelegentheiten, welche berfelbe nicht auf eigene Verantwortlichkeit befeitigen zu 
fönnen glaubt, vortragen wird. 

7) Wegen der -Zenfur der in den militairifchen Schriften vorfommenden Ge 
—*— anderer Art, finden die Beſtimmungen jenes Geſetzes ihre An« 
wendung. 

8) Die Zenfur des Militair. Wochenblatts bleibt aber von den Beftimmungen 
sub 2. bis 5. ausgefchloffen , und will Ich diefelbe einer aus drei Staabeoffl. 
ieren des großen Generalftanbes beftebenden Kommiffion, unter der oberen 

itung des Generallieutenants von Müffling, übertragen. Ich ertheile 
dem Staatsminifterium den Auftrag, diefe Beftimmungen dur die &. ©. 
zur allgemeinen Kenntniß bringen zu laffen, und die Oberpräfidenten hiernach 
— inſtruiren; dem Generallieutenant von Müffling habe Ich bereits das 
öthige eröffnet. G. S. S. 175. 


e) Bescripte v. 13, Febr. 1830. und 29. Mai 1832,, betr. die Zenſur ſolcher 
Werke, welche zugleich Landcharten und Pläne inländifcher Gebietstheile enthalten. 

In Folge unferes gemeinfchaftlihen Grlaffes vom 30. Juni v. J. (Ihrg. 1829, 
2tes & t, ©.334.) die Eenfur der Landkarten und Pläne inländifcher Gegenden 
und Städte betreffend, empfehlen wir dem König. Dber-Präfidium, dafür Sorge 
zu tragen, daß alle diejenigen Werke, welche, wenn gleih nicht militairifchen, geo- 
graphifchen oder — Inhalts, doch mit Karten und Plänen von Gegenden 
oder Städten des Inlandes verfehen find, in Bezug auf die Zuläffigkeit der Heraus: 
gabe diefer Karten 1c. zuvor dem, der Genfur: Behörde zugeordneten General: Stabes 
offizier, nach Umfänden dem Chef des General:Stabes des betreffenden Armee 
Corps, zur Prüfung vorgelegt werden, 

Berlin, den 13, Febr. 1830. v. K. Annalen B. 14. ©. 120, 


Die Minifterial- Beftimmung vom 13, Febr. 1830. (Ihrg. 1830. Iſtes Heft S. 120.) 
in Betreff der Cenſur folder Werke, welche, ohne feloft militairifchen, ſtatiſtiſchen oder 
eographifhen Inhalts zu fein, docd mit Karten oder Plänen von Gegenden oder 
tädten des Inlandes ald Beilagen verfehen find, bat, wie wir dem Königl. 
Dber- Präfidium auf die biesfällige Anfrage vom 30, März d. I. erwiedern, nur 


17* 
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den Zweck, dergleichen Pläne und Karten, welche fonft bee verfaffungsmäfigen Kar- 
ten⸗Cenſur ganz entgehen würden, weil die Werke, denen die Pläne und Karten 
beigefügt worden, weder geographiſchen oder ſtatiſtiſchen, noch militairifchen ze 
find, folglich außer dem Bereiche des ftariftiihen Büreaus refp. des Militair-Cenſors 
liegen, ebenfalls einer Eenfur zu Auierwerten, Diefer Zweck wird nun aber er 
füllt, in fofern diefe Karten und Pläne das Imprimatur, entweder von Seiten bes 
ftatiftifchen Büreans oder von Seiten des dem Königl. Dber: Präfidio zugetheilten 
Militair- Senfors (gewöhnlich der Chef des General»-Stabes des Armee-Corps) 
erhalten. 

Es genügt alfo, wenn eine von diefen beiden Behörden das Imprimatur er, 

theilt bat. : 
ı So wenig daher, „nn das ſtatiſtiſche Büreau folhen Karten das. Imprimatur 
egeben, die Einholuug ver Genehmigung des Militair: Genfors_erfordert wird, eben 
vo wenig bebarf es aud in dem alle, wo das — Seitens des Militair: 
Genfors ertheilt worden ift, einer weiteren Druck-Erlaubniß des ſtatiſtiſchen Bir 
reaus. 

Die früher ergangenen Beſtimmungen, wegen der Cenſur der militgiriſchen, geo— 
graphiſchen und ftariftifchen Werke, fo wie der Karten und Pläne inlän Gegen: 
den und Städte, find hiernah dur die Minifterial: Beitinnmung vom 19% Febr. 1830, 
weder verändert noch aufgehoben worden. Ä 

Berlin, den 29. Mai 1832, v.8. Annalen B. 16, 5.448, 


d) ©.©. v.18.%pril 1834,, betr. bie Zenfur der Feitungspläne. 


Ich beftimme, daß die Pläne von Feſtungen und ihrer Umgegend von allen 
Maafftäben, wenn deren Herausgabe beabfichtigt wird, künftig nur der Zenfur des 
General» nipekteurs der Feltungen, Generals der Infanterie von Rauch und des 
Chefs des Generalftaabes der Armee, Generallieutenants Kraufened, unterworfen 
fein follen, und trage dem Staatsminifterlum auf, diefe Beſtimmung durch die 
G. ©. befannt zu machen. 86. 8.66. 


e) 0.0. v. 25. April 1836. und Besceript des Staatöminifterii v.31.Mai ejd., 
betr. die Zenfur der Landcharten. 


Nachdem wiederholt und mehrfeitig eine Menderung in dem Verbote der Heraus- 
gabe von Karten größerer Gebietstheile der Monarchie in größeren Maaßſtäben drin 
end in Anregung gefommen ift, hat das Staatsminifterium den Gegenitand in nä— 
ere Erwägung geapgen und fi veranlaßt gefunden, Sr. Majeität dem Könige diefe 
Angelegenheit mit der Bitte vorzutragen, die Allerhöchfte Beftimmung vom 25. Deto- 
ber 1820. wegen Geheimhaltung der zum militairifhen Gebrauche geeigneten Karten 
aufzuheben, um dann die bisherigen befondern, die Herausgabe von Karten und Plä— 
nen beſchränkenden Feſtſetzungen angemeifen zu erweitern. 

Des Königs Majeftät haben durd die in vidimirter Abfchrift beigehende Allerh. 
C. D. vom 25.9. M. diefen Antrag zu genehmigen geruht. 

Während danach die gefetlichen Cenfur- Borkhri ten, namentlid die Befanntma- 
hung vom 16. Jan. 1816. (6. ©. ©. 92.) wonach alle herauszugebenden Karten ꝛc. 
vorber dem un Stariftifhen Bürean zur Cenſur eingereicht werden müffen, in 
aller Kraft fortbeitehen, wird doc die Größe des zur Anwendung gebraten Maß— 
ftabes fortan im Allgemeinen fein Hinderniß mehr fein, Karten und Pläne zu ver 
öffenslihen. Nur die hing bleiben davon ganz ausgenommen, dergeftalt, daß 
nicht allein die Beitimmung der Allerhöchſten C. O. vom 18, April 1834, wodurch 
dem Herrn General: Infpecteur der Feftungen und dem Herrn Chef des Generalfia: 
bes der Armee die Cenſur der Situations-Karten und Pläne von befeitigten Städ« 
ten oder Feſtungen und ihrer Umgegend von allen Maafftäben fpeciell übertragen 
worden iſt, ohne Einſchränkung aufrecht erhalten wird, fondern insbefondere auch noch 
folgende Punkte als_leitender Grundfag für die Cenſur der Karten und Pläne, in 
foweit fie befeftigte Städte oder Feſtungen enthalten, oder berühren, zur Bedingung 
gemacht find: 

1) Bon alten Feſtungen oder befeftigten Städten darf fich die Daritellung des von 
der Befeftigung umfchloffenen Raumes nur bis einfchließlih der, innerhalb 
des Hauptwalls längs deffen Fußes belegenen Wallftrafe, oder — in Er- 
mangelung einer folden Strafe — bis zum innern Wallfuße felbft erfireden. 

2) Ulle und jede a fie beftehe aus zufammenhängenden Linien, oder ein: 
zelnen detachirten Feſtungswerken, darf in feinerlei Art in die Karte oder den 
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lan aufgenommen, mithin auch nicht die äußere Contour, ober ber Fuß bes 
facis, darin verzeichnet werben, 

3) Die im Nayon der Feſtung belegenen Drtfchaften, Müblen, Krüge, Gebäude 
und Gehöfte jeder Art, .imgleihen die Flüfe und Gewäſſer, die Landitrafen, 
Wege und Brüden dürfen zwar vollftändig in die Karte oder den Plan einge: 
tragen werden, dagegen muß 

4) Alles, was die nähere Terrain: Befchaffenheit erkennen läßt, alfo die Ginzeich- 
nung des Terrains, die Bezeihnung der Höhen und Tiefen, Wiefe, Sümpfe, 
Gefträuhe und Wälder innerhalb des Flähenraums zwifchen dem Glacis und 
dem äußerften dritten Feſtungs-Rayon von 1800 Schritten (Regulariv vom 
10, Septbr. 1828, ©. ©. ©.120.) aus ‚der Karte oder dem Plane weggelaf- 
fen werden, 

In Folge deffen erleidet nun das beftebende Verfahren eine Mobdification dahin, 
dad — (außerdem, daf die Pläne und Situations: Karten der — und ihrer 
Umgegend nad der Allerhöchſten C. O. vom 18. April 1834. (G. S. ©. 66.) zur Een: 
fur des Herrn General-Inſpecteurs der Feſtungen und des Herrn Chefs des Gene 
ralftabes der Armee, nah wie vor ohme Unterſchied der Größe des Maaßſtabes ge 
langen müffen) — die zur Genfur des Königl. Stariftifhen Büreaus gehörenden 
Karten und Pläne in dem Maapftabe von „ry'575 und einem größeren, funftig blos 
noch in denjenigen Fallen, wo fie befeitigre Städte oder Feitungen enthalten oder be: 
rühren, dem Herren Chef des Generalitabes der Armee in den betreffenden Sectionen 
zur Erklärung vorzulegen find, in allen übrigen aber von Seiten des Königl. Sta: 
titifhen Büreaus die Erlaubniß zur Herausgabe in Gemäfheit der Cenſur-Vor— 
ſchriften nad; Befinden ohne Weiteres ertheilt werden kann. 

Ew. Hohwohlgeboren werden ergebenft erfucht, von diefer Mittheilung den geeig: 
neten weiteren Gebrauch zu machen, fo wie insbefondere auch gefäligit darauf zu 
balten, daß die Aufnahme größerer Landestheile Niemandem geftattet wird, der nicht 
dazu befugt if. Berlin, den 31. Mai 1836, 


Auf den Bericht des Staatsminifteriums vom 14. d. M. erkläre Ih Mich mit 
ber Anſicht deſſelben, in Bezug auf die Herausgabe von Randcharten größerer Ges 
bietötheile der Monarchie unter der Befchränkung auf den Maafftab bis zur Größe 
von 733555 einverftanden, und will mit Aufhebung Meiner Beftimmung vom 25. O8: 
tober 1820, die Geheimhaltung der zum militairiichen Gebrauch geeigneten Karten 
betreffend, das Staatsminifterium nach feinem Antraae autorifiren, die bisherigen 
befondern, die Herausgabe von Karten und Plänen befchränkenden Feftfegungen, 
jedod unter Aufrehthaltung der gefeplichen Genfur: VBorfchriften, namentlich der 
Belanntmachung vom 16. Januar 1816 und mit Berücfichtigung der in Anſehung 
ber Feftungen von Ihnen, dem Kriegeminifter, bevorworteten Modifikationen, nach 
welchen bie bisher übliche Art der Einzeichnung der Feftungen beibehalten wird, 
angemefien zu erweitern, Ich fee biebei zugleich feſt, daf die Aufnahme größerer 
Randestheile 3.8. der Kreile, der Regierungsbezirke zc., nur von den Staatebe: 
börden, es fei von dem Chef des Generalftaabes der Armee allein, oder, unter 
feiner Konkurrenz, von dem betreffenden Berwaltungs«Chef, veranlaßt und aus: 
geführt werben plirfen., denen alddann, wenn fie die Herausgabe von Karten des 
aufgenommenen Zerrains beabfichtigen, die weitere Unterhandlung mit Privat: 
unternehmern Behufs des Vertrages, überlaſſen bleibt. 

Berlin, den 25. April 1836, v. 8. Annalen 8.20. ©. 383. flgde, 


14) Senfur der Kalender. 
a) C.®. v. 30, Auguſt 1816,, betr. bie Herausgabe und den Debit ber Kalender. 

Um den Debit der in Folge der Verordnung vom 10. Januar 1811 von der 
Kalender: Deputation herauszugebenden Kalender möglihft zu fichern, auf der an: 
dern Seite aber, andy mittelbar dahin zu wirken, daß der Kalender zu einem die 
Bildung der untern Klaffen befürdernden, ihre Meinungen berichtigenden und Tei: 
tenden Volksbuche erhoben werde; beftimme Ich anf Ihren in dem. Bericht vom 

17.0. M. Mir deshalb gemachten Vortrag, daß 
) von allen bei Brivatverlegern im ganzen Umfange der Monarchie herauskom- 

menden inländiichen Kalendern, und zwar 
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a. Volkskalenbern j 


fr jedes Gremplar eines Quartlalenders ....... 16r 69. 
r jedes Gremplar eines Dftav. und Schreibla- 
a nannte th -—- 
für jedes Gremplar eines Sedez und Zafellalendrd — - 6- 
b. Qurusfalendern 
für jedes Exemplar . ......... eine .... 4- —- 


2) von auslindifchen Kalendern | 
a. Volkskalendern 


für jedes Eremplar eines Quartkalenders ..... . .8-- —- 
u jedes Gremplar eines Dftav» und Schreibka— R 
5 —— .—_- 


für jedes Exemplar eines Sedej und Zafellalendere 1 - — - 
b. Qurusfalendern 
für jedes Eremplar .............. PER . _ 85 - —- 

an Stempel bezahlt werden follen. Die Borfchriften des gedachten Kalender Edilts 
vom 10. Januar 1811 müffen übrigens aufs ftrengfte befolgt werden, und darf hier: 
nach namentlich Niemand innerhalb Landes, ohne Genehmigung der Kalender: De: 
putation und ohne die Manuſkripte deren Genfur unterworfen, auch die Zitelblät- 
ter der einzelnen Eremplare zur Stempelung an fie — zu haben, Volkska— 
lender verlegen, kein zum Buchverlag und Buchhandel berechtigter Inländer aber 
Zuruskalender herausgeben, oder fremde Kalender abſetzen, wenn er nicht zuvor er« 
ftere im Manufkript an die Kalender-Deputation, letztere hingegen der — 
rung zur Cenſur eingeſandt, und jedes innerhalb Landes zu verkaufende Exemplar, 
von jener wie von dieſer, zur gefeglichen Stempelung gebracht bat, bei Vermeidung 
der durch das Edict bereits feftgefegten Strafe der Konfistation der ungeftenpel- 
ten Kalender und der Gntrichtung des vierfachen Betrages der mingangenen Ge: 
bühren. Die gedachte Stempelung foll übrigens bei den inländifchen Lurustalen 
dern, fo wie auch bei dergleichen Volkékalendern auf den Ziteldlättern durch die 
Kalender. Deputation , bei den ausländiichen Kalendern ohne Unterfchied aber 
dur die Provinzial« Steuererheber, bewirkt werden, und will Ich zugleich, da 
bäufig auch Privatperfonen zu ihrem eigenen Gebrauch unmittelbar aus dem Aus: 
lande Kalender zu beziehen pflegen, die den Buchverlegern und Buchhändlern in 
Rüdfiht folder Kalender auferlegten Verpflichtungen, ausdrüdlich auf jene Pri- 
vatperfonen mitausdehnen, und zwar der Kontrolle wegen, in der Art, daß jeder 
von bdiefen die bezogenen Kalender fofort beim Empfange dem nächften Steueramte 
— muß, welches ſodann die Zenſur und Stempelung Iofort ze rn 

at, .S. ©. 210. 


b) Bescripte ves Min. ber Bol. v.9. Mai 1820, und 91. März 1827,, denfelben 
Segenſtand betr, " 


Nachdem eine nähere Königl. Beftimmung vom 28. April d. J. über das Kalen- 
bermwefen erfolge ift, wird allen Zweifeln und Bedenklichkeiten bei Verwaltung der 
Kalender: Genjur dur folgende allgemeine Beltimmungen abgeholfen, wovon ich 
Em, ꝛc. hierdurch in Kenntniß feße, um in Ihrem Verwaltungs: Bezirk demgemäß 
die weitern zweddienlichen Maafregeln gefälligit nehmen zu können, j 

1) Haben des Königs Majeftät durch obengedachte E.D, fefigefegt, daß alle Pri- 
vatverleger inländifcher Kalender den chronologiſchen Theil derfelben oder den 
eigentlihen Kalender von der hiefigen Königl. Kalender: Deputation einholen 
müſſen, damit Richtigkeit und Gleihförmigkeit defielben in allen Provinzen bes 
fiehe, wovon die Zeirbeitimmungen der kirchlichen und bürgerlichen Angelegen- 
heiten abhängen, Diefer Hauptiheil des Kalenders kann alfo nur. unter Bes 

laubigung der Kalender -Deputation gedruct und ausgegeben werden. .... 

2) Wenn ein Privat- Kalender genealogiihe Nachrichten aufnehmen will, fo müffen 
diefe gleichfalls vorher von der Kalender: Depntation cenfirt worden fein, weil 
die Konigl. Minifterien des Königl. Hanfes und der auswärtigen Angelegenbei- 
ten diefer Behörde dazu die allgemeine Norm geben, um nicht von’ den Verle⸗ 
gern und Redactoren der einzelnen Kalender behelligt zu werden, 
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3) Endlich wird aud bei ber Kalender Deputarion aljährlih ein Vetzeichniß 
ſaͤmmtlicher Meſſen und Meärkre, fo wie ber. Poſt⸗Courſe in der ganzen Mo: 
narchie, aus amtlihen Materialien gefertigt, und die Privat: Verleger, welche 
foldhe in ihre Kalender aufzunehmen beabfichtigen, haben fich deshalb in jedem 
vorkommenden Falle an die Kalender: Deputation zu menden. 

‚Zeder weitere Inhalt der ‚von Privat » Verleger beranszugebenden Kalender 

bleibt dagegen der gemöhnlihen Cenſur überlaffen. 28 

Berlin, den 9. Mai 1830. v. K. Annalen B. 4. S. 274. 


Den gewöhnlichen Ceuſoren iR in den Verfügungen vom 15. Novbr. und 29. De 
zember v. J. keineswegs, wie angenommen worden zu fein fcheint, die Cenſur dee 
chronologiſchen, genealogifhen:, Boft-, Eours:, Meß- und Jahrmarkt: Arrifel (der 

rivat ⸗Kalender) zur Pflicht gemacht, fondern nur beſtimmt worden, daß fie bei der 

urchgehung des ihnen vorgelegten Manuferipts darauf ihre Aufmerkfamkeit richten 
follen, ob die von der Kalender» Deputation, nad der Allerhöhften C. D, vom 
28. April 1820, und der Verfügung vom 9. Mai "effelben Jahres zu entnehmenden 
Artikel ſich mit der beglaubigenden Nachweifung !abei befinden, und wenn dies nicht 
der Fall it, daß fie die Verleger veranlafen, fol 'e dem Gefuhe um das Imprima- 
tur beizufügen, indem jie außerdem fich wegen ber für das Ganze ertheilten Druck— 
Erlaubniß verantwortlih machen würden, v. K. Annalen B. 11. S. 158, 


15) Bescripte des Min. der Bol. v. 16. März 1820, und 2. und 8. Mai 1820., betr, 
die Zenſur der zur öffentlichen Nufführung beftimmten Ehe aterftüde, 


Da der Fall eintreten Tann, daß ungeachtet der von der Genfur-Behörbe zum 
Drude eines Theater-Stüdes ertheilten Erlaubniß, die öffentlihe Aufführung 
deffelben aus polizeilihen Rückſichten pi unterfagen oder zu fuspendiren ift, und des 
Herrn Staatslanzlers Durdlaucht dies lediglich für einen Gegenftand der Polizei 
und nicht der Cenſur erklärt hat, fo wird das Prafidium der Konigl, Regierung bie: 
durch veranlaßt: . 

die Einrichtung zu treffen, daß künftig auf Feinem öffentlihen Theater irgend 
ein gedructes oder ungedruchtes Trauer», Schau, Luft» oder Singfpiel ohne 
vorläufige Erlaubniß des Prafidiums der Königl. Regierung oder derjenigen 
Perſonen, welche daffelbe nat diefem Geſchäfte beauftragen wird, aufgeführt 
werden. Berlin, den 16, Mär; 1820, 

Dem Königl. Regierungs: Prafidium zu Potsdam eröffne ich auf den unterm 24. 
9. M.; in Betreff der polizeilihen Prüfung der Theaterftüde, erftatteten Bericht: daf 
die von dem Landrath R. N. dieferhald in Antrag gebrachte Mittheilung eines Ber: 
zeichniffes der auf das Nepertorium der Könige. Schaufpiele bisher gekommenen oder 
noch kommenden Theaterjtuce, wegen der damit verbundenen Schwierigkeiten, füglich 
nicht zuläffig, aber um deswillen auch ganz überflüffig ift, weil die auf dem gedach— 
ten Reperiorium verzeichneten Theaterſtücke auch aufgeführt, und vor der Aufführung 
jederzeit durch die Berliner Zeitungen angezeigt werden, 

Wenn das Königl. Regierungs: Prafidium zur Bevorwortung jenes Antrags an 
führt: daß die Behörden durd die forgfältige Prüfung der Theaterftüde einen Zus 
wachs von Gefhäften erhielten; fo ſcheint es wohl überhaupt nicht ganz zweckmaßig, 
die ig Polizei: Behörden mit diefer Prüfung zu beauftragen, Weit angemeſſe— 
ner ift ed dagegen : 

1) daß die im dortigen Regierungs: Bezirk beftehenden Schaufpielers Gefellichaften 
angewieſen werden, dem Königl, Negierungs » Präfidium ein Verzeichniß von den 
von ihnen aufjuführenden Stücken einzureihen, auch demfelben die fpäteren 
Nachträge diefes Werzeichniffes einzufenden, ohne deſſen Genehmigung aber 
feins der darin angezeigten Stüde aufzuführen, und diefe Genehmigung der 
Dris-Polizeibebörde nachzuweiſen; ö 

2) daß das Königl. Regierungs-Präſidium diefe Genehmigung ertheilt, nachdem 
daffelbe das aufzuführende Stud hat prüfen laſſen und folhes zuläſſig befun— 
den worden, wobei indefien die auf dem hiefigen National» Theater aufgeführ— 
ten, und aus den biefigen Zeitungen leicht zu erfehenden Stüde in der Art 
cine Ausnahme machen können, daß fie diefer vorgängigen Prüfung nicht bes 
dürfen, fondern gr diefelbe die Genehmigung zu ihrer Aufführung erhalten 
fünnen, Berlin, den 2, Mai 1820, 


Bei der, dem Regierungs-Präſidien durch die Eirgulat- Verfügung vom 16, Mär 
d. 3. aufgetragenen ge Bi darzuftellenden Zheaterftücde, wogegen das Künigl. 
Regierungs » Prafidinm zu Düffeldorf die von Ew. x. 'nnterm 10. und 20. vorigen 
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und 2.d, M. mir mirgerheilten Bedenklichkeiten erhoben hat, Tümmt es nicht fowohl 
auf eine, in das Einzelne eingehende, Kritik, als vielmehr nur darauf an, zu ver: 
hüten, daß Theaterftüde aufgefuhrt werden, weldhe Religion, Moral, und die guten 
Sitten, oder die Würde des Staates beleidigen. Da im Allgemeinen angenommen 
werden kann, daß alle auf dem biefigen Nationaltheater gegebene Stüde in jeder 
diefer Beziehungen vorwurfsfrei find, fo wird es in Anfehung diefer, aus den bei- 
den Berliner Zeitungen zu erfehenden, Stüce, einer weiteren Prüfung, Behufs ih— 
rer Darftellung in den Provinzen, nicht bedürfen, und felbft diejenigen von ihnen, 
in denen bier einzelne Stellen verändert oder geftrichen werden, fünnen davon feine 
Ausnahme machen, weil dergleihen Abänderungen größtentheils auf Gründen berus 
ben, welche in den Provinzen gar nicht oder doch in weit geringerem Mgaße eintre 
ten, mithin dort auch feine befondere Rückſicht verdienen. 

Die Prüfung von Seiten der Negierungs: Präfidien wird alſo nur bei den, in 
Berlin nicht aufgeführten, Stüden erforderlich, und auf feinen Fall mit den Schwie- 
rigfeiten verbunden fein, welche das Prafidium der Regierung zu Düffeldorf dabei 
findet. Denn bei einem großen Theile derfelben, welcher entweder vorwurfsfrei ſchon 
befannt, oder von anerkannt zuverläfiigen Schriftftellern it, wird es in der Negel 
gar feiner oder doch nur einer ganz oberflächlichen Durchſicht bedürfen, und daher 

ie eigentliche Prüfung mit — der oben angeführten Rückſichten nur bei den 
Stücken eintreten, welche enſweder in feine der obgedachten Kathegorie gehören, ober 
bandichriftlic vorgelegt werden. Die Zahl diefer Stücke dürfte aber, befonders bei 
den herumziehenden Schaufpieler: Gefellihaften, eben fo unbedeutend fein, als es für 
die Regierungs: Präfidien leicht fein wird, in den Negierungsbezirken einige Männer 
gu finden, welde die Durchficht diefer wenigen Stücke übernehmen, und fo wird es 
es, von dem Negierungs: Prafidio zu Düffeldorf vorgefchlagenen, mit Zeitaufwand 
und anderen Nachtheilen verbundenen, Mittels zur Ginreihung des Zweckes nicht 
bedürfen. Berlin, den 8, Mai 1820, v. K. Annalen B. 4. S. 48 u. folg, 


3) Unerlaubte Selbsthülfe. 


8.157. Wer, mit Vorbeigehung der Obrigkeit, sich selbst , ohne be- 
sondere Zulassung der Gesetze, Recht zu verschaffen sucht, soll, wenn 
es ohne Gewalt an Personen oder Sachen geschieht, mit Geldbusse 
oder bürgerlichem Ärreste gestraft; sonst aber, nach Verhältniss der 
ausgeübten Gewalt, mit zwei- bis sechsmonatlicher Gefängniss-, Fes- 
tungs - oder Zuchthausstrafe belegt werden. 


$.158. Wer dergleichen Selbsthülfe der schon erfolgten obrigkeit- 
lichen Entscheidung zuwider verübt, ist, wenn es ohne Gewalt geschieht, 
mit sechswöchentlicher bis sechsmonatlicher, bei gebrauchter Gewalt 


hingegen, mit sechsmonatlicher bis zweijähriger Festungs- oder Zucht- 
hausstrafe zu belegen. 


8.159. Ist bei Ausübung der Selbsthülfe ein anderes Verbrechen, 
welches schwerere Strafe nach sich zieht, begangen worden: so wird 
diese wegen der hinzutretenden Beleidigung des Staats allemal geschärft. 


1) Bergl. in Betreff der unerlaubten Selbfthülfe unter Landfturmbewaffnnuug die Berorb» 
nung v.21. Juli 1513, wegen Unterfuchung und Beftrafung der Vergehen im Landfturm; 
f. 3u 8.463, dief, Tit. 

2) Bescripto. 8. Auguſt 1825., betr. die Strafbarkeit der Selbſthülfe. 


Bei Zurücjendung der mittelft Berichts vom 14. Juni e. eingereichten Aften 

in der Poffefforienfache des Nittergutsbefigers E. wider den Juſtizrath S. und 

mehrere Genteineglieder in ©. 
und nochntaliger Mittheilung der Vorftellung des ꝛc. C. vom 13. März c. nebft An— 
lagen, wird dem Königl. Kammergerichte bemerklich gemacht, daß die Gefepe einem 
Beſitzer Feinesweges unbedingt das Recht beilegen, Gewalt mit Gewalt zu vertreiben; 
fondern nur in dem Falle, wenn die Hülfe des Staats zu fpät fommen würde, einen 
unerfeplichen Verluſt abzuwenden (A. L. R. Thl. 1. Tit. 7. 8.142), Ebenſo ift_im 
Allgemeinen ($.78. der Einleitung) die Selbſihülfe nur für dieſen Fall nachgelaſſen, 
und dagegen in dem vorhergehenden $. als Regel fefgefegt: dak Niemand fih durch 
eigene Gewalt Recht zu verſchaffen befugt fei. Mac der weireren Beftimmung im 
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2. Thl. Tit. 20. $. 157. des U. L. R. iſt derjenige, welcher mit Worbeigehung der 
Obrigkeit ſich ſelbſt ohne befondere Zulaffung der Geſetze Recht zu verſchaffen 
ſucht, ſtrafbar. Daß der Fall, in welchem die Geſetze nur allein zulaſſen, Selbfihülfe 
fi) zu erlauben, für den Juſtizrath S. und für die Mitglieder der Gemeinde G;, 
gegen welche der C. demunzirt hat, eingetreten fei, wird gar nicht behauptet;.es muß 
alſo die Behauptung des 1c. E,, daß der Juſtizrath S. und einige der Gemeinde, 
Mitglieder durd die von ihm angegebenen, zum Theil auch ſchon Fe fgeflellten Hand» 
lungen ſich ftrafbar gemacht haben, daß es alfo auf Einleitung einer Unterſuchung 
gim ‚Behufe der Beftrafung der bemerkten Perfonen ankommt, im Allgemeinen für 
egründet angenommen werden. Ob und in wieweit die Denunziaren mit einem vor⸗ 
handenen ſtreitigen Befisftand oder mit einem entfhuldbaren Itrthum über den Bes 
fisftand ſich entſchuldigen fünnen, gehört zur Beurteilung des erkennenden Richters; 
\ Gen. Act. des Juſtizm. L. R. No. 13. Vol. III. fol, 132. 


8.160. a) Wer Personen, zu deren Anzeigung die Unterthanen des 
Staats von der Obrigkeit öffentlich besonders aufgefordert werden, 
wissentlich verheimlicht, oder ihre Flucht befördert, hat Gefängniss- 
strafe auf vierzehn Tage bis drei Monate verwirkt. 

4) Erbrechung der Gefängnisse, 

8.160. b) Wer gefänglich eingezogene Personen der Obrigkeit mit 
List entzieht, oder ihnen zur Flucht beförderlich ist, soll mit vierwö- 
chentlichem bis sechsmonatlichem Gefängnisse bestraft werden. 


1) Bescript v. 9. Mai 1806,, betr, die Beftrafung fahrläffiger Transportenrs, 


Anliegend laſſen Wir Euch die mittelft Berichts vom 18. März e, eingereichten 
Acten wider S. und 5. remittiren und Euch auf die in diefem Bericht aufgeftellten 
Zweifel über die Beftrafung des ©. befcheiden, daß das Erkenntniß von Euch abge: 
faßt und eine willfürlihe Strafe erfannt werden muß. | 

Die Transportirung der Verbrecher zum Gefängniß oder zu einer Strafanftält 

ebört zu den allgemeinen Bürger» und Unterthanenpflichten, deren Verlegung das 
Duslcum in Gefabr fegt und bie Sorge für die allgemeine Sicherheit vereitelt, 
s Tann _alfo an fid feinem Zweifel unterliegen, daß derjenige Bürger oder Bauer, 
der aus Fahrläffigkeit einen ihm zum zungen anvertrauten Berbrecher entfpringen 
läßt, ftraffällig fei, und wenn daher die Gefege Feine beſtimmte Strafe auf diefes 
Verbrechen angeordnet haben, fo muß eine willfurlihe nach $.35. Tit. 20, Thl, IL des 
A. L. R. nicht über fehswöcentliches Gefängnif oder 50 Rihlt. Geldbuße auszudeh» 
nende Strafe eintreten. Die Behörde, welche diefe Strafe cognita causa feftfegt, in 
übrigens diejenige Juſtiz- oder Polizeibehörde, zu deren Reſſort der entwichene Ber 

brecher als Sriminal» oder Polizeis Arreftant gehörte, 
Act. des Zuftigm, Cr. No. 4. VoL I, fol. 118, 

2) Bescript ».3. März 1823, nebt Anlage, denfelden Gegenftand betr. 


Em, Excellenz beehre ic mich, in der urfchriftlihen Anlage, mit der Bitte um 

geneigte Rückſendung, einen Bericht der Regierung zu Bromberg ganz ergebenft 
— in welchem dieſelbe um die Anweiſung der betreffenden Gerichtsbehör. 
en bittet, 

daß in den Fällen, wo tie Entweihung von Transportaten Gegenftand ein 

richterlichen Erfenntniffes wird, dem Tettern zugleich eine ak über die 

Verpflichtung der Transporteurs, zur Tragung der 8. 32. der Transport: In: 

firuetion vom 16, September 1816 gedachten Koften beigefügt werde. 
: Da le ut it —— — rn ih ganz ergebenft, 
emgemap das Grforderlihe an die betreffenden Gerichtsbehörden aeneiat N 
zu wollen, Berlin, den 31. Decembr. 1822, DEREN Neflgen 


Mit dem Berichte des Königl. Ober: Appellationsgerichts vom 3, Febr. c., über 
den Antrag der Regierung zu Bromberg, wegen der in den Erkenntniſſen gegen 
fahrläfiige Transporteurs au sunehmenden Verpflichtung zur Tragung der aufgelan 
fenen Transportfoften, fann der Quftiz: Minifter ſich nicht einverftanden erklären, 

Nah Borfhrift des A. L. N. Ip. I. Tit. 20. $. 160. wird die Strafe derjenigen 
Transportanten, welche beim Transport der Verbrecher ihre Pflicht verfäumt, 6 mos 
natlihes Gefängniß nicht überfteigen, folglich die gegen fie einzuleitende Unterfuhung, 
wenigſtens in der Negel, nad) der Proce: Ordnung Tit. 35. $. 34, 1,, immer nur 
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eine fiscalifche fein. In folhen Fällen kann zugleich auf Schadens. Erfag mit erfannt 
werden, und da dies alsdann zur Beſchleunigung — gereichen kaͤnn, fo kann 
die Requiſition ber Regierung nicht abgelehnt werden. Virlmehr find die Landge 
richte. und Inquiſitoriate darnach zu inftruiren. 
Berlin, den 3, März 1923, v.8.9.8. 21. ©. 331, 
9) Bergl. Transportiuftruction v. 16. Septbr. 1816. in 0, R.I. B. 8. &.131, 


- &.161. Wer einen Gefangenen mit Gewalt in Freiheit setzt, hat nach 
Verhältniss der Schwere des von dem Entledigten begangenen Verbre- 
chens, und der angewendeten Gewalt, ausser der wegen des angerich- 
teten Schadens verdienten Ahndung, eine ein- bis sechsjährige Zucht- 
haus - oder Festungsstrafe verwirkt. 

8.162. Diese Strafe findet statt, sobald das Gefängniss erbrochen 
worden, wenn auch der Gefangene nicht wirklich zur Freiheit gelangt 
wäre. 

8.163. Wer die Befreiung eines gefangenen Hoch - oder eines Lan- 
desverräthers der Ersten Classe solchergestalt ($. 160. b. $. 161.) un- 
ternimmt, der hat die Strafe des Schwerdts; und in dem Falle des 
8.160. a. sechs- bis zehnjährige Festungs- oder Auchthausstrafe verwirkt. 

8.164. Lag bei der unternommenen Befreiung oder Durchhelfung 
eine hoch- oder landesverrätherische Absicht zum Grunde: so wir 
der Thäter selbst als ein Theilnehmer an dem Hoch- oder Landesver- 
rathe bestraft. 

8. 165. Ist die gewaltsame Befreiung eines Gefangenen durch Zusam- 
menrottung mehrerer Menschen geschehen: so findet, ausser der durch 
die That selbst verwirkten auch noch die Strafe des Aufrubrs statt. 


1) Bescripte v, 23. mai 1796., 18. Decd, 1797, und 6.Novb, 1835., betr. bie Beſtra⸗ 
fung ber Selbitbefreiung eines Gefangenen. 


Wenn Ihr den in Eurem Bericht vom 6. diefes angezeigten Fall gehörig auseln. 
ander feget, fo werdet Ihr finden, daß wirklich Feine Lücke im Gefeg vorhanden fei. 
Daß ein Gefangener fi in Freiheit zu fegen fucht, ift an umd für ſich niemals, 
auch vor Gmanirung des A. L. R, nicht, nad) der Prari und den Meinungen der 
bewährteften Criminal: Rehtsiehrer, 3. E. des Kreß, des Böhmer ꝛc. für ein ſtraf— 
würdiges Berbrehen gehalten worden. Verübt er dabei Gewalt an Perfonen oder 
Sachen, jo wird er für diefe unbefugte Privargewalt, nad Maaßgabe ihrer Art umd 
des dadurch verurfahhten Schadens, nach denen darüber umftändlich genug vorhande— 
nen Geſetzen, beftraft. Macht er mit mehreren ein Complott zum Ausbruche, fo will 
er nicht, bloß fich felbft, fondern zugleich andere aus dem Gefängniffe mir Gewalt 
befreien, und alsdann finden die im A. L. R. Thl. IL Tit. 20, $. 160 — 165. verord: 
neten Strafen allerdings wieder ihre Anwendung, indem es feinen Unterfchied machen 
Tann, ob der, welcher gefänglich — Perſonen der Obrigkeit entziehen will, 
ſelbſt ein Gefangener ſei oder nicht. Sind ꝛc. 
Berlin, den 23. Mai 1796, N.C.C.T.X. S. 403. No. 58. de 1796. 


Der Pommerſche Auszug enthält S. 277. folgendes aus einem Refer. v. 18. Decbr.1797: 
Es ſteht feinem Zuchthaus-Inſpector zu, die nicht ausdrücklich erfannte förperliche 
nachtigung bei der Ablieferung zum Zuchthaufe zu verhängen. Er muß nicht bie 
him nad) der ihm vorgeſchriebenen Inſtruction zukommende Gaftigation der ſich uns 
gebührlich betragenden Gefangenen über die Grenzen der Inſtruction ausdehnen, da 
J. B. 50 Hiebe die Grenzen folher Züchtigung überfchreiten; fih der Schläge nicht 
bedienen, um gewiſſe Geitändniffe von den Zuchtlingen zu erpreffen; er kann gegen 
die entweichenden bei der Wiedereinbringung keine eigenmächtige Strafen verfügen, 
da in Ermangelung eines aut folhe ohne Gewalt geſchehene Entweihung 
nicht beftraft werden kann, wenn Gewalt an Sachen, doch ohne Zufügung erheblichen 
Schadens gebraucht, allenfalls nur polizeimäßige Züchtigung, mie fie in jeder Zuuht- 
en vorgefchrieben ift, ftatt findet; wenn aber zugleih Gewalt an Per- 
nen verübt, oder fonjt ein delictum speciale concurrirt, richterliche Unterfuchung 
and Erkenntniß eintreten muß. 
Das Refeript felbf hat der Herausgeber fonft wicht abgedruckt gefunden. v.R.IV.S.332. 
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Dem Könlgk;: Stabtgericht wird auf bie: Aufrage in deun Berichte vom:29. ch 
bierducch eröffnet, wie der-Zuftisminifter der Anficht des Kammergerichts darin beitritt, 
dasß wegen Selbfibefreiung! eines Gefangenen mittelſt bloßer Berfügung 
eine IStrafe nicht feitgefegt werden kann. F 
Wie es gehalten werden: fol, wenn ein Gefangener ſich ſelbſt befreit, darüber enthaͤlt 
— der Tit. 20, Thl. IL des A. L. R. feine ſpecielle — ————— Nach der 
usführung des: Reſcriptg nom 18. Decembr. 1797. GG. R. IV. ©. 362.) tritt indef, 
fofern- ein ſpecielles Delikt nicht konkurrirt, im Allgemeinen für einen folhen Fall 
eine gelinde polizeiliche Ahndung.ein. , 
Eine ſolche poligeilihe AUhndung fept aber voraus, daß der Gefangene über das 
dur die Entweichung begangene Disciplinarvergehen gehört, und vom demjenigen, 
dent die Disciplinargewalt über das Gefängniß zufteht, mittelſt Refolution die. vers 
wirkte: Poligeiftrafe ausgeſprochen wird, da eines Theils die eg, polizeilicher 
Dergehen auch. nur nad vorhergegangener Unterfuchun en Tann ($. 11. Tit, 17, 
Thl. I.A. 2. N;), andern Theils eine Züchtigung auf Grund eines bloßen Defrets 
nur gegen! Verbrecher, welche Fügen oder ver find ($$. 292. 293. Er. D.), oder 
alsdann ftatt finder, wenn fie in den Reglements für einzelne Strafanftalten vorge 
fohrieben worden, — Was die Entweichung von Dieben, Räubern oder Betrügern 
betrifft, welche die. Cirkular⸗Verordnung vom 26, Febr. 1799. 88. 10. 17. als ein 
Verbrechen betrachtet, fo veritcht ed ſich von ſelbſt, daß diefelbe wie jedes andere 
Verbrechen? diitch eine Kriminal: Unterfuhung feitzuftellen, und die Strafe durd ein 
Kriminal⸗Erkenntniß auszufprechen ift, z , — 
Auch darin pflichtet der Juſtitzminiſſer dem Kammergerichte bei, daß eine Gefäng- 
nißſtrafe während des Unferſuchungs-Arteſtes vollſtreckt werden kann. Der Unter 
— dient nur zur Sicherung der Perſon des Verhafteten, dieſe Sicher— 
—— fällt aber als unnöthig von ſelbſt fort, wenn ſie anderweit dadur 
erreicht wird, daß der Inkulpat ſich im Strafarreſt befindet. Hierbei verſteht es fi 
indeß von felbft, daß wenn ein Unterfchied zwifchen Unterfuhungs» und Straf: Ges 
ge fei es in Hinficht des Lofals, der Beköfligung oder font gemacht wird, 
iefe Unterfheidung in dieſem Falle beobachtet werden, und wenn die Abführung zum 
Strafgefängniffe nicht erfolgen kann, die Vollſtreckung der Strafe während der Dauer 
der Unterfuchung ausgefegt bleiben muß. 
Berlin, den ‚6. Novbr. 1835, v. K. J. B. 46, ©, 585, 


2) Wegen Beſtrafung bed Entweichend verhafteter Diebe und Räuber ſ. übrigens be 
Berordnung v. 26. Febr. 1799. zu 8, 1124. und flade. dieſ. Tit. 


6) Widerstand gegen die Obrigkeit. 

8.166. Wer sich seiner Obrigkeit in ihrer Autsführung, oder deren 
Abgeordneten in Vollziehung ihrer Befehle, thätlich wiedersetzt, der 
soll, nach Beschaffenheit des Widerstandes und der dabei gebrauchten 
Gewalt, mit Gefängniss -, Zuchthaus- oder Festungsstrafe auf Zwei 
Monathe bis Zwei Jahre belegt werden. | 


1) Bescript v.24.Octbr. 1836,, betr. die Beftrafung der thätlichen WiderfeglichPett 
gegen Ubgeorbnete ber Obrigkeit. 


Der Kriminal:Deputation des biefigen Königl. Stadtgerichts wird auf den Bericht 
vom 16, d. M. hierdurch eröffnet, daß der Tuitizminifter die bisher von dem Holle 
gium befopte Anſicht, 

daß das Verbrechen der thaͤtlichen Widerſetzlichleit gegen Abgeordnete der Obrig— 
keit ſtets nur im Wege des Kriminal⸗, un aber des fiskaliſchen Unterfuhungs« 
Prozeſſes zu rügen fei, 
nicht als den Geſetzen entſprechend erachten Tann. 

Der.$. 34. No. 3. Tit. 35. Thl. J. A. ©. O. verordnet mit entfhiedener Beſtimmt. 

beit, daß der fiskaliſche Unterſuchungsprozeß 

„bei Wiberfeplichkeiten gegen Königl. Beamte in Ausübung ihrer Dienftpflichten“ 
flattfinden- foll, und wiederholt hierbei den von ihm rückichrlich anderer Vergehungen 
in feinem erften Sage, nad) dem. Maafe der in thesi angedrohten Strafe, aufgefiell 
ten Unterſchied nicht. — 

Unter dem Ausdruck dl anti “ fönnen aber ſowohl nach der Bedeutung 
des Wortes, als auch um deshald nur thätliche Widerſetzlichkeiten verſtanden wer 
den, weil das Gefeg, wie insbefondere die Vergleihung mit $. 166. Tit. 20. Thl. U. 
A. L. R. ergiebt, gerade uur dem thätlichen Widerftand gegen die Obrigkeit «und deren 
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X nicht aber auch den „nicht thatlichen,“ d. h. den bloßen Ungehorſam, 
re ftrafbar. erklärt. Wer 3. B. einen Schreibeifh ꝛc. aufzufchliehen fich weigert, 
wenn ihm: eine Verpflihtung dazu obliegt, wird deshalb allein noch nicht ftrafbar, er 
hat es fih nur ſelbſt beizumeffen, daß auf feine Koften der Schreibtiſch durch einen 
Schloſſer Ee wird; wer eine Wohnung räumen ſoll, und dies unterläßt, wird 
exmittirt u. ſ. w. 

Der gegen dieſe Auslegung angeführte Grund, daß auf dieſe Weiſe die bei fiska— 
lifhen Unterfuchungen im $. 79. Tit. 35. a. a, D. aufgeftellte eigenthümliche Borfchrift 
über die Abmeffung der außerordentlihen Strafen auch bei Beitrafung der. thätlichen 
Miderfeplichkeiten gegen obrigkeitliche Beamte anwendbar wird, it unzureichend. Es 
hat die Anwendung diefer Vorſchrift für den vorliegenden Fall eben fo unzweifelhaft 
in der Abfiht des Gefehgebers gelegen, als —— der im 8. 35. No. 2.4, 
und 5. a.a.D. genannten, ebenfalls zur fisfalifchen Umterfuhung verwiefenen Ber 
brechen der Fall geweſen iſt, bei denen nicht minder im ihren hoheren Graben eine 
Strafe eintreten Tann, welde das im $.35. No. 1, beftimmte Maaß überfleigt. 

Der Juſtizminiſter kann die Kriminal: Deputation des hiefigen Königl. Stadtge 
richts daher nur veranlaffen, der Anficht des Dberappellations» Senares des Kammer« 

erichts fich zu fügen und in Zukunft alle Fälle thätlicher Widerfeglichkeit gegen 
bgeordntete der Dbrigkeit ftets im Wege der fistalifchen Unterfuchung zu erörtern, 
infofern fie nicht den Charakter ‚einer körperlichen Berlegung oder eines noch ſchwe⸗ 
teren Verbrechens annehmen, v. K. J. B. 48, S. 508 


2) Bescript v.22.Febr. 1831., betr. die Beruckſichtigung bed Betragend ber Execu⸗ 
toren bei Widerfeglichfeiten und Beleidigungen gegen biefelben. j 

Aus mehreren zur Kenntniß des Zuftizminifters gelommenen Fällen hat ſich er- 
geben, daß eine Menge von Unterfuchungen wegen Widerſetzlichkeit gegen Grecutoren 

adurch veranlaßt werden, daß legtere ohne ie Executions⸗Ordre, und ohne 
durch diefelbe fich zu legitimiren, zum Zwed der Executionsvollſtreckung zu den Exe⸗ 
quenden gekommen find. 

Sämtliche Gerihtsbehörden haben darauf, daß die Grecutoren die Execution 
niemals anders, als nad vorgängiger Legitimation durch Vorzeigung der fhriftlichen 
Greeuriong-Drdre zum Swed der Grecutiong- Vollftredung zu Grequenden kommen, 
firenge zu halten, und Erecutoren, die dies unterlaffen, nahdrüclic zu betrafen, fo wie 
bei Einleitung der weitern Verfügungen auf deren Denunciarion wegen Widerfeglichkeit 
oder Beleidigung diefen Punkt zu berückfichtigen, und vor Eröffnung der Unterfuhung 
feitzuftellen. Eben fo bat ſich ergeben, dag Widerfeglichkeiten und Beleidigungen je 
ner Art nur zu häufig durch Beleidigungen von Seiten der Grecntoren ſelbſt, und 
buch ihre unnöthige Härte, Grobheit und Unanftändigkeit, fo wie durch ihre Neigung 
zum Trunk und übriges, mit der ihnen, als gerichtliche Unterbeamten fchuldigen Ady 
tung unvereinbarlihes Betragen in und außer der — ———— herbeigefuͤhrt und 
veranlaßt werden. Die Königl. Gerichte haben daher auch in dieſer Beziehung auf 
die Erecutoren umausgefegt ein befonderes Augenmerk zu richten, und: die Ercefle, 
welche fie ſowohl hiegegen, als in Ausübung ihres Amts begehen, auf das fireng 
zu beftrafen, v.8.9. 8.37. S. 109. 

3) a) Verordnung ». 20. Dechr. 1820,, wegen Organifation ber Genöbarmerle. 
Ertract 


$.14. Jedermann iſt ſchuldig, mit Vorbehalt den nachher zu führenden Be 
ſchwerde, den Aufforderungen und Anordnungen der Gendarmen fofort unbe 
dingte Folge zu leiften, und ſteht die Gendarmerie überhaupt, fo wie jeder ein- 
zelne zu derfelben gehörige Offizier, Wachtmeifter und Gendarme, der im Dienfte 
it, ſowohl in dieſer Rückſicht als infonderheit auch in Beziehung auf Unver. 
legbarkeit und auf Beltrafung der ihr widerfahrenen Widerfeglichleit und Be 
leidigungen zu Jedermann, und namentlich auch zu allen Militairperfonen je 
den Grades, in dem Verhältniſſe des kommaudirten Militatrs und der Schild- 
machten, und ift um feinen Anordnungen Folge zu verfchaffen, nah nähe 
— Anleitung der DienſtInſtruktion $. 28. befugt, ſich feiner Waffen zu 
enen. 
Jede fiber das Verfahren eines Gendarmen angebrachte Beſchwerde, fol da 
gegen auch auf das genauefte fchleunig unterfucht, und, wenn fie gegründet 
funden, der Schuldige nach gefeplicher Strenge beftraft werden, - Mebrigens 
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bat die Gendarmerie bei Ausrichtung ihres Dienftes überhaupt umd namentlich 

in Bezug auf ben öffentlichen ‚Glauben ihrer amtlichen Anzeigen und. Berichte 

bie Rechte der übrigen öffentlichen Beamten. G. ©. de 1821. ©. 1. 
b) Dienstinstruction für die Gensbarmerle 8.30. Decbr. 1920, 

| ——— Ertraet. | 

8. . Die Gendarmen find befugt, auch ohne Auftrag einer Behörde, ver 
möge eigener Amtsgewalt, diejenigen anzubalten, die 

a) in et Vi eines Verbrechens betroffen werben; Ä 
By durch blutige Waffen, durch den Beſitz geftohlener Sahen, oder durch an« 
dere dringende Gründe eines begangenen Verbrechens, oder ber Theilnahme an 
beinfelben, und — der. Flucht verdächtig ſind; 

c) burch Stedbriefe verfolgt, oder ſonſt der Gendarmerie zum Zweck ihrer 
Feſthaltung bekannt: gemacht worden; | 

d) falfche, oder unrichtige Paͤſſe, oder andere Legitimationedokumente bei ſich 

ren; 

* in ihren Päſſen etwa ſpeziell vorgeſchriebenen Reiſerouten ver. 
aſſen haben; 

f) geſetzlich Päffe führen müſſen, damit aber nicht verſehen find, und ſich als 
unverdädhtig auch auf andere Art nicht ausweifen können, ober nad ihren übrt. 
gen Berhältnifien nicht alfo erfcheinen; 

ß auf einem verbotenen Gewerbe betroffen werben; 

ein berumziehendes Gewerbe treiben, ohne dazu Tegitimirt zu fein; 
3) in thätliher Störung ber öffentlihen Ruhe und Ordnung, in Zufam- 
menrottirung, Schlägerei und andern groben Exjeſſen betroffen werden, oder 
aus. Unvorfichtigleit cder Nachläffigkeit im Reiten und Fahren, oder auf an« 
dere Are Jemanden an öffentlihen Orten erheblich beſchädigen, oder an öf— 
image Anlagen Frevel verüben, in fofern fie nicht an dem Orte Feuer und 


en; 
k) als Vagabonden, oder bed Vagabondirens dringend verdächtige Perſonen, 
und zugleih unbekannte und unangefeffene Leute fich der öffentlichen Ahndung 
und der Schadensvergütung wegen eines polizeilichen oder fiskalifhen Berge 
bens fonft entziehen würden; | 
I) den Aufforderungen und Anwelfungen ber Gendarmen nicht Folge Teiften, 
oder gar ſich wibderfegen; j 
a aus Gefängniffen und auf Zransporten entfprungen find; umd endlich 
n) bie Deferteurs, 
Die Gendarmen müffen jedoch jede angehaltene Perſon mit der ihren Der. 
» hältniffen gebührenden Rüdfiht behandeln und feine Beranlaffung zu gegründeten 
Beſchwerden geben, fie auch ungeſäumt entweder an ihre Dienftbehörde, oder, 
wenn dadurch ein nachtheiliger Aufenthalt in der Dienftleiftung des Gendarmen 
entfteben würde, an die naͤchſte Drtsbehörde übergeben. 

$.27. Die Gendarmen dürfen nicht unter dem Vorwande der Nachforſchung 
von Verbrechen und Vergehungen in Privat» und Familienverbältniffe unziem. 
lich eindringen. — können auch bei geſetzmäßiger Veranlaſſung nur 
von den kompetenten Behörden angeordnet, von der Gendarmerie aber nur zur 
Ermittelung eines groben Verbrechens und zur Entdedung und Ergreifung ei« 
nes groben Verbrechers bei Gefahr im Verzuge vorgenommen werden. 

insbefondere dürfen während der Nachtzeit die Gendarmen ohne befondere 
Anweifung der kompetenten Behörde in Privatwohnungen nur dann eindringen, 
wenn fie entweder von deren Bewohner zu Hilfe gerufen werden, oder um 
ihnen gegen Verbrecher und Feuers: oder andere Gefahr Schup zu gemäh- 
ren. Was die Viſitation der Wirthshäuſer und Herbergen betrifft, fo ift 
folhe in Fällen des Verdachts den Gendarmen zu jeder Tageszeit, auch ohne 
Zuziehung der DOrtöpolizeibehörde, nächtlich aber nur mit derfelben, geftatter. 
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6. W. Die Gendarmen find befugt, auch nr mu: ber vorgeſehten 
Behärde, fih ‚der ihnen anvertranten Waffen zu b ‚e og: 

: a) wenn Gewalt oder — gegen ſie kn — fie ſich in Dienſft 
funktion befinden, ausgeübt wird; 

b) wenn auf der That entdedte Verbrecher, Diebe Ehieiähändter u u.f.w 
ihren Aufforderungen, um zur nächften Obrigkeit geführt zu merden, nicht gr 
shärlichen -Wiberftand Folge Teiften, und vielmehr ſich der Befchlagnahme der 
Gffeften ober Waaren und Fuhrwerke, oder ihrer perfönlichen Verhaftung mit 
offener Gewalt, oder mit gefährlichen: Drohungen widerſeßen 

c) wenn fie auf andere Art dem ihnen angewiefenen: Poſten nicht beha behaupte, 
ober die ihnen anvertrauten Perſonen nicht befdsügen: können. 

Es liegt ihnen jedoch auch. in diefen Füllen ob, bie Waffen: nur, ‚nachden 
gelinde Mittel fruchtlos angewandt find, und nur, wenn der Widerſtand fo ſtark 
ift, daß er nicht anders, als mit gewaffneter Hand überwunden werden kann, 
amd auch dann noch mit möglichfter Schonung zu — 

G. S. de isei ‚© 10, 

4) In Betreff ber Wiberfetzlichkeit gegen Stenerbeamte vergl. 

a) Zollordnung v.26.Mai1818. 9.147 — 151.5 aufgehoben dutch 
b) Gesetz wegen Beitrafung der Bollvergehen v. 23. Januar 1838., Ar 26, 
ec) Steuerordnung v.8. Febr. 1819,, 8.89... —— 
— Rn über ben Waffengebranch der Grenzauffichtödeamten. 

f. 3u 8.277 — 313, dief. Tit. 

5) a) — über ben eier der vorn⸗ und Iandbeamten vom 
31. März 1837., und 

b) Gesetz über bie Behrafung ber Diderſetlichreiten bei Forſt⸗ und ga 


verbrechen, v 31.März 1837, - 
f. zu 8.320, dieſ. Tit. 


6) In Betreff ber Beftrafung des Widerftands gegen die Obrigfeit mit vendaurnato 

waffnung ſ. Verordnung v. 21. Zuli 1818. zu 9.463. dieſ. zit 
6) Aufruhr, 

8.167. Wer eine Classe des Volks, oder die Mitglieder einer Stadt- 
oder Dorfgemeine, ganz oder zum Theil zusammenbringt, um sich der 
Ausführung obrigkeitlicher Verfügungen mit vereinigter Gewalt zu wi- 
dersetzen, oder etwas von der Obrigkeit zwerzwingen; der macht sich 
eines Aufruhrs schuldig. 

. 168. Wer: einen Aufruhr erregt, der hat, wenn auch or keine 
wirkliche Gewalt verübt worden, und noch kein Schade geschehen ist, 
dennoch ein- bis vierjährige Zuachthaus- oder Festungsstrafe verwirkt. 

8.169. Ist bei einem solchen Tumulte Gewalt verübt, und Jemand 
an seinem Leibe oder Gütern beschädigt worden: so soll der Thäter 
nach Bewandniss seines Verbrechens gestraft; der Rädelsführer aber 
auf Drei bis Sechs Jahre zur Festung oder ins Zuchthaus gebracht, und, 
sowohl bei seiner Aufnahme als Entlassung, mit einer von dem Richter 
zu bestimmenden Anzahl von Peitschenschlägen (Willkommen und Ab- 
schied) gezüchtigt werden. 

8.170. Ist bei einem solchen Tumulte ein Todtschlag geschehen: so 
wird der Thäter selbst als ein Todschläger oder Mörder bestraft; der 
Rädelsführer aber mit zehnjähriger F estungs - oder Zuchthausstrafe, 
und gleicher körperlicher Züchtigung belegt. 

8.171. Kann bei einem im Tumulte erfolgten Todschlage der eigent- 
liche Thäter nicht ausgemittelt werden: so soll gegen die Theilnehmer 
des Tumults, welche sich in dem Zeitpunkte des geschehenen Mordes 
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in. der Nähe des Oris, wo derselbe veriibt worden ıbefunden:haben, 
und mit Instrumenten, vodurch ein solcher Mord hat hegangen werden 
können, versehen gewesen sind, nach Verhältniss des gegen sie obwal- 
tenden Verdachts, vier- bis zehnjährige; gegen: den'Rädelsführer aber 
zehnjährigebis lebenswierige Festungs- oder Zuchthausstrafe statt finden, 
8. 172. Haben die Aufrührer den Tumult in der Absicht, einen Mord 
zu begehen erregt: so treffen sie die unten $.839. sggq. ‚bestimmten här- 
tern Strafen. | * Fr IE 9 
. 8.173. Wenn obrigkeitliche Personen oder Wachen,, welche zur 
Stillung eines Tumults berbeieilen, thätlich behandelt oder gar ums Le- 
ben ‚gebracht werden: so soll der Rädelsfübrer, so wie der Thäter nach 
Bewandniss des Erfolgs, mit geschärfter Leibes-: oder Lebensstrafe.b& 
legt werden. Ä Pte, Marine 196 199 
Theilnehmung am: Aufrebre. u — 
8.174. Leute, die sich, ‘ohne Beruf, mit tödlichem Gewehre oder 
leich schädlichen Instrumenten in einen solchen Tumult mischen, ha- 
Ei weun sie auch keine Gewalt gebraucht hätten, dennoch auf sechs 
Monate, bis Ein Jahr, Festungs- oder. Zuchthausstrafe verwirkt. 
8.175. ‘Wer die Aufrührer mit Gewehr oder andern Werkzeugen 
ihres Unfugs versicht; oder die schädlichen Absichten derselben, mit 
Worten, in Schriften, oder sonst befördert; der wird mit ein- biszwei: 
jähriger Festungs- oder Zuchthaussträfe belegt.‘ 


1) Patent v.29.3uli1794,, wegen Ubftellung bed tumultnarifchen Berfahrens bei B& 

fhwerbeführungen, i 

Wir Friedrih Wilhelm 2c. 2c. Thun fund und fügen hiermit zu wiſſen: daß Wir 
mißfällia in Erfahrung gebradyt baben, daß mehrere Gilde und Zunftgenoffen in 
Unſern Landen feit einiger Zeit ſich haben verleiten Taffen, ihre Zunftperbindum 
gen zu mißbrauchen, und in Fällen, wo fie Anlaß zu Befchwerden erhalten zu haben 
glauben, von dem Schug, welchen ihnen die Geſetze verfichern, feinen Gebrauch zu 
machen, nicht an die von Uns angeordneten höhern Behörden, und felbft au Unſere 
Allerhöchſte Verfon mir Ihren Beſchwerden fich zu wenden, fondern Verſuche zu 
machen, ſich felbit Recht zu verfchaffen, und gewühnlich den Weg einzufchlagen, durch 
Einftelung der Arbeit eine Verlegenheit zu erzeugen, wodurch fie die Abflellung ih⸗ 
rer Beſchwerden zu erzwingen hoffen. 

Da Wir dergleichen eigenmächtiges tumultuarifches Verfahren ferner zu geftat- 
ten, nicht gemeinet find; fo verordnen und befehlen Wir hiermit: 

$.1. Daß nicht nur jeder einzelne Bürger und Unterthan, fondern auch > 
Zünfte, Gilden, Gorporationen und Gefelliaften in Unfern Staaten fo ber 
tigt als verbunden fein follen, ihre vermeintlichen Beſchwerden ihren zunächft vor- 
gefegten Behördin beſcheiden vorzutragen, beren Abftellung geziemend nachzufuchen, 
und, wenn ihnen von diefen ihre Klaglosfkellung verweigert oder erfchwert werden 
follte, an die höheren Behörden, und felbft an Unſere Allerhöchfte Perſon, mit 
Beilegung ber von der untern Behörde erhaltenen Refolution fich zu wenden, kei⸗ 
nesweges aber, bei ihren Befchwerbeführungen, ein tumultuarifcyes, auf unbefugte 
Selbfthülfe hinauslaufendes Verfahren fich zu erlauben, wogegen Wir es 

$.2. Allen diefen höheren und niederen Polizei» und Juftizbehörden, mit Ver⸗ 
weifung auf die Gefege und Verfaffungen, nochmals gemefjenft und, bei Vermei. 
dung Unferer höchften Ungnade, zur Pflicht machen, die zu ihrer Wiffenfchaft ges 
brachten Beſchwerden einzelnertBürger und ganzer Zünfte und Gefellichaften fchleus 
nig, gewiſſenhaft und unparteiifch zu unterfuchen, und darüber nach Pflicht und 
Gewiſſen ohne Anfehen der Perſon, zu enticheiden. 

$. 3. Sind die Beſchwerden eines Gildegenofien, oder des Mitgliedes einer Cor» 
poration, von folder Befchaffenbeit, daf fie nur fein eigenes, mit den Gerechtfa- 
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men ber: Bilde ober Corporation in Peiner nothwendigen ungertrennlichen Verbin 
hung fiehendes Intereſſe betreffen, fo ift ein folches einzelnes Individuum fchuldig, 
feine eigenen Gerechtfame und Forderungen allein vorzutragen und zu verfolgen, 
keinesweges aber muß dafjelbe die Zunft oder die Geſellſchaft darin mit zu verwideln 
ſuchen, und diefe, fo wie ihre Glieder und Genoffen, müffen fich fchlechterdings al- 
ler Theilnahme daran enthalten. 

S. 4. Werden aber die Befchwerden von ganzen Zünften oder Gorporationen, fie 
mögen fein Meifter oder Gefellen, gemeinichaftlich erhoben, fo müſſen fie ihre Ges 
fuche und Forderungen durch einige, mit geböriger Legitimation verfehene, verftän. 
dige und beſcheidene Deputirten vortragen laffen, und ſich feine Zufammenrottirung, 
Drohung oder andere ungebührliche Maufregel erlauben, fondern, in dem Vertrauen 
auf den Schu& der Gefege, von deren Handhabung fie ſich verfichert halten können, 
die. Abftellung ihrer gegründet befundenen Befchwerden gebührend abwarten, oder 
bei den höheren Inſtanzen nachfuchen, 

- .$5. Alle diejenigen, welde, mit Wernachläffigung der im $. 1. 3. und 4. ges 
gebenen Vorſchriften, auf irgend eine Art, durch gemeinfchaftlice Beredungen, 
Ginftellung der Arbeiten, oder eigenmächtige tumultuarifhe Maafregeln, ſich felbft 
Recht zu verfchaffen fuchen, und die den Gefegen, fo wie den zu deren Handha 
bung angeordneten Behörden, fchuldige Ehrfurcht und Achtung aus den Augen 
ſetzen, follen zwar zu ihrem Rechte geholfen und dabei gefhügt, dennoch aber zus 

— Uebertreter der Geſetze und Störer der öffentlichen Ruhe betrachtet und 

aft werben. 

$.6. Die Unterfuchung und Abftellung der Befchwerden einzelner Bürger und 
ganier Gefellichaften bleibt zwar, nach wie vor, denjenigen Polizei» und Juftizbes 

örden, in deren Gefchäftskreis folche eingreifen, vorbehalten, dagegen aber foll die 

Abftellung und Ahndung alles tumultuarifchen, die öffentliche Ruhe ſtörenden, auf 
ein eigenmächtiges Recht nehmen oder eine Drohung der vorgefegten Behörden 
binauslaufenden Verfahrens, ale eine bloße Volizei- Angelegenheit und ein Vergeben 
in der Förmlichkeit, Unferm General.Directorio und den demfelben untergeordneten 
Wolizeibeärben bergeftalt vorbehalten fein, daß felbige fo befugt, als verpflichtet 
fein follen, alle dergleichen, dem gemeinen Wefen und der öffentlichen Ruhe fchäd- 
liche Mißbräuche ebenfo gewiffenhaft als firenge zu unterdrüden, abzuftellen, und 
in Unſerm Allerhöchſten Namen zu ahnden. 

$.7. Die zur Erhaltung der öffentlichen Ruhe und Sicherheit, fo wie überhaupt 
zur Aufrechthaltung der Ordnung zu ergreifenden Maafregeln bleiben dem pflicht: 
mäßigen Ermeffen Unfers General» Directorii dergeftalt überlaffen, daß, da hierbei, 
nach den Zeitumftänden, bald mildere, bald fchärfere Vorkehrungen getroffen wer- 
den müffen, mithin feine prozeffualifche Formen und Weitläuftigkeiten ftatt finden 
können, Unfer Generals Directorium befugt und ſchuldig fein foll, augenblicklich, 
bei dem erften Ausbruch einer folhen Unordnung, die demfelben beigelegte Poli. 
zeigewalt auszuüben, die Ruheſtörer aufgreifen, in fichere Verwahrung bringen, 
ei ei fogleich an die nächften Feftungen zu proviforifchen Feſthaltung ab- 
iefern zu laſſen. 

$.8. Sobald der Auflauf, oder andere Anordnung gedämpft, und die Ruhe 
wieder bergeftellt ift, muß der Vorfall unverzüglich der competenten Polizei oder 
Juftizbehörde , welcher die Cognition in ſolchen Sachen gebühret, angezeigt, und 
von diefer, ohne den mindeften Auffchub, mit der Unterfuchung des Herganges der 
Sache, Ausmittelung der Schuldigen und Nädelsführer verfahren, hierbei mit 
Beifeitefegung aller fonft außerwefentlihen Förmlichkeiten zu Werke gegangen, die 
Unterfuchung nur dergeftalt, als folches zur richtigen Ausmittelung der Wahr: 
beit unumgänglich nöthig ift, geführt, und fchlechterdings fo beichleuniget werden, 
4 das — längſtens binnen 4 Wochen abgefaßt und den Intereſſenten er⸗ 
öffnet wird. 

$.9. Gedachte Behörden follen in ſolchen Fällen nicht nur auf die gewöhnlichen, 
in den Gefegen verordneten Strafen, und, nad) Befinden, auf Lebensfirafe, fondern 
auch auf außerordentliche und ungewöhnliche, von welchen man, nach ben Zeitumftäns 
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ben, den wirkſamſten Eindrud erwarten kann, namentlich auf das Gaſſenlaufen, zu 
erfennen befugt fein, und Wir behalten Uns vor, überbied Uns von dem Sachver⸗ 
haͤltniß in vortommenden Fällen pflichtmäßigen Vortrag halten zu laffen, und auf 
ben Grund deflelben darüber zu befchließen, ob die Schuldigen, außer der rechtlich er. 
kannten Strafe, um fie zur Ordnung und Gehorfam zu. gewöhnen, an die Negimen- 
ter abgegeben, und wenn fie zum Soldatendienft untauglich find, ald Pad-, Train. 
und Artillerie Knechte gebraucht werben follen, wobei Wir hierdurch ausbrüdlich er⸗ 
Hären ; daß weder eine fonflige Enrollementsfreiheit noch die ausländifche Geburt 
in folhen Fällen vom. Militairdienft befreien follen, indem dergleichen perfünliche 
Immunitäten dur die Störung ber öffentlichen Ruhe und Verlegung der Geſetze 
für verwirkt- geachtet. werben müffen:- LEE, - . 
Hebrigens müffen die Straferfenntniffe ſchleunigſt vollftredt werden, indem, 
wenn anders. der Zweck erreicht werden fol, im ſolchen Fällen die Strafe dem ver: 
übten Frevel unmittelbar folgen muß. u hr — 
$. 10. Ale und jede Behörden ohne Unterſchied, namentlich Unſer Ober-Krieges- 
Kollegium, die Gouvernements, Kommandanten in ben Städten und Feftungen, 
fo wie überhaupt alle Befehlshaber der Regimenter. und Garnifonen find ſchul— 
dig und werden hierdurch angemwiefen, ben Requifitionen Unſers General.Directorit 
und der demfelben untergeordneten Polizeibehörden, welche ihr Verfahren zu vertre⸗ 
‚ten haben, fchleunigft und-unmweigerlich Folge zu leiften, und auf deren Verlangen 
überall die bereitefte militairiſche Aſſiſtenz zu leiſten 
$.11. Befonders befehlen Wir auch Unſern Krieges: und Domainen: Kammern, 
Steuerrätben, Polizei-Directoriis und Magifträten, nach vorftehenden DBerord. 
nungen ſich auf das genauefte zu achten, und fi in deren ftrenger Befolgung durch 
keinerlei. Rüdficht, am wenigiten aber durch die ängftliche Betrachtung wankend 
machen zu lafien, daß hierdurch einftweilen ein-Mangel an Arbeitern bei den Ge. 
werten und-eine Verlegenheit des Publikums entitehen möchte, indem ein folder 
Mangel immer nur.vorübergebend, für die widerfpenftigen Zunftgenoffen felbft am 
empfindlichftem ift, überbieß jeder Einwohner in Nothfällen mit feinen Beftellungen 
bei den Gewerken ſich einfchränten muß, und Wir Uns, wenn die Gewerksunruben 
öfter vorlommen follten, vorbehalten, mit den Zünften, aus deren Einrichtung der: 
gen Mißbraäuche erwachſen, ohne Rückſicht auf ihre Privilegien, deren Abänderung 
ir Uns in den Gewerls : Gildebriefen vorbehalten haben, foldye Modalitäten zu 
treffen, daß ihnen die Mittel benommen werben, ihre Gewerlöverbindungen zur 
Störung der Ruhe und Ordnung zus mißbrauchen. IE 


Schließlich warnen Wir Iandesväterlich alle Unfere getreue Unterthanen, diefe, 

ne Aufrechthaltung vernünftiger gefellfchaftlicher Ordnung, nöthigen Anordnungen 

Befändig vor Augen zu haben, den Befegen und ben’ zu deren Handhabung angeord« 

neten Behörden die fchuldige Achtung zu erweifen, ruhig ihr Gewerbe —* en, 

und . ri Be . 6 ee ur —— fie die Fol⸗ 
en efegwidrigen ngen fich fe umeffen haben werden. 

— N ween N.C. —* IX. Nr. 69. de 1794. ©. 2381. 


2) Circularverordnung vom 30. Deebr. 1798., wegen genauerer Beftimmung 
verfchiebener VBorfchriften bed U.2. R. und ber A. G. O. Abſchn. L, betr. bie Verhütung der 
Zumülte und Beftrafung der Theilnehmer. RE 

Dei mehreren Gelegenheiten haben Wir bereits zu erkennen gegeben, wie feft 
und, beitimmt Unfer Wille fei, daß die Rechtspflege in Unfern ‚Staaten zwar 
gut und gründlich, aber auch kurz und einfach fein folle. 

Da nun feit Cinführung des A. L. R. und der A. G. O. bie Erfahrung be; 
wiefen bat, daß bei verfchiedenen Vorfchriften derfelben diefe Abficht in der An- 
wendung nicht völlig erreicht ift, fo. werden Wir darüber das Erforderliche näch— 
ſtens verordnen, vorläufig aber haben Wir nachftehende genauere Beftimmungen 
zur Richtſchnur vorfchreiben: wollen. 
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Erfter Abſchnitt. 


Bon Verhütung der TZumulte und Beftrafung ber Ürbeber und 
Theilnehmer. 


Es iſt von Uns bemerkt worden, daß bie bisherigen Geſetze keine binrei. 
chende Vorſchriften enthalten, um einen entſtehenden Tumult gleich im Anfange 
zu unterdrücken, ba doch nach der Erfahrung dergleichen Volksaufläufe oft wi. 
ber den Willen derjenigen, welche fie veranlaffen, das gröfefte Unheil ftiften 
fönnen. Nach Ünferer landesväterlihen Worforge für die Erhaltung der allge 
meinen Ruhe und Sicherheit Unferer Unterthanen finden Wir daher nöthig, 
über diefen Gegenftand folgende Vorſchriften zu ertbeilen. 

6.1. Bei entftebendem Tumulte it jeder Hauswirth, oder derjenige, der feine 
Stelle verfieht, fobald er von dem Auflaufe Nachricht erhält, verpflichtet, fein 
Haus zu verſchließen, und fo fange der Auflauf nicht geftillet ift, ſolchen im 
Haufe befindlihen Verfonen den Ausgang zu verwehren, von welchen zu befor: 
gen ift, dag fie aus Neugier oder böfer Abficht den verfommelten Volkshaufen 
vermehren könnten. Sämmtliche Bewohner des Haufes find fchuldig, durch Be: 
folgung der in dem nachftehenden 95.2.3. enthaltenen Borfchriften dem Haus: 
wirthe bierin zu affiftiren und ihn in den Stand zu fegen, diefer Obliegenheit 
zu genügen, wobei jederzeit dafür geforgt werben muß, daß den nach Haufe 
Zur Atehrenden der Eingang nicht verwehrt werbe. | 

6.2. Gleihmäßig find Eltern, Schullehrer und Herrſchaften verbunden, ihre 
Kinder, Zöglinge und Gefinde jurüdzubalten, und ihnen unter Feinerlei Vorwand 
zu geftatten, die Bollsmenge durd ihr Hinzutreten zu. vergrößern. - 

$.3. Die Entrepreneurs von Fabriken, die Gewerksmeiſter, insbefondere 
diejenigen, welche Spinnereien halten, find fchuldig, ſolche Vorkehrungen zu 
treffen, daß ihre Arbeiter, Gefellen, Lehrlinge und Zagelöhner verhindert wer: 
den, fih aus den Werkftätten und Wohnungen zu entfernen. 

$.4. Sollten fi Wirthsleute, Gefellen, Lehrlinge oder Dienfiboten den 
Anordnungen der Hauswirthe, Meifter oder Herrfchaften widerfegen und des 
Verbots ungeachtet fih zur Zeit eines Tumults von ihren Wohnungen oder 
Werkſtätten ohne rechtliche Veranlaſſung entfernen, fo follen fie deshalb auf 
erfolgende Anzeige von der Obrigkeit gebührend beftraft werden; fo wie denn 
auch diejenigen, welche die nach $. 1-3. zu treffenden Vorkehrungen unterlaffen, 
deshalb zur Verantwortung gezogen werden follen, wenn der Auflauf durd 
folche Perionen vergrößert worden, welche fie hätten abhalten können und follen, 

$.5. Alle diejenigen, welche Wein, Branntwein, Liqueurs, Bier oder an. 
dere Getränfe feil haben, ferner diejenigen, welche Tanzböden halten, müffen 
bei entftehendem Zumulte ihre Läden, Keller und Wohnungen fogleich verichlie- 
fen, und fie nicht eber öffnen, bis der Auflauf ganz gedämpft ift. In ber 
Nähe des Tumults dürfen dergleichen Getränke unter keinerlei Vorwand an ir 
gend jemand gereicht werben, und felbft in den, vom Zumulte entfernteren Ge 
genden dürfen während der Dauer defjelben nur an foldye Perfonen Getränke 
überlaffen werden, von welchen man gewiß überzeugt ift, daß fie an dem Zu: 
multe feinen Theil nehmen. Wer diefe Vorſchrift übertritt, bat nachdrüdliche 
Geld» oder Reibesftrafe zu gewärtigen. | 

$.6. Bei jedem entftehenden Auflaufe müffen die fich in der Nähe befinden: 
den Polizeibeamte ohne —— hinzueilen, die Veranlaſſung deſſelben unter 
ſuchen, den etwanigen Ruheſtörer feſthalten, und dem verſammelten Haufen 
ernſtlich andeuten, ſogleich ruhig auseinander zu gehen. Bleibt dieſes ohne 
Wirkung, fo müſſen fie bei der nächſten Wache die nöthige Hülfe ſuchen, und 
zugleich beforgen, daß ſowohl der Gouverneur oder andere Militair:Chefs der 
Stadt als auch der Polizei-Director von dem Vorfalle ſchleunig benachrichtige 
werden. Sie vereinigen fich inzwifchen mit der Wache, um aller Unfug vor⸗ 
ubeugen, und den Auflauf zu unterdrüden; fie treffen auch die nötbige Beran- 

altung, daß diejenigen, welche aus Reugier oder aus anderen Abſichten den 
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unrubigen Haufen vergrößern wollen, gewarnt, und durch Beſetzung aller Zus 
gänge zurüdgehalten werben. 

$.7. Die Militairbehörden find durch eine befondere Inftruction angewiefen, 
wie fie ſich bei foldhen Borfällen zu verhalten haben. Sie werden jedesmal der 
Polizei zur Unterdrückung entftehender Zumulte fchleunigen und kräftigen Beb» 
ftand leiſten, allenfalld die Wachen verdoppeln, fie mit fcharfen Patronen ver: 
feben, und wenn gelindere Mittel nicht wirkfam fein follten, Gewalt brauchen. 
Es ift auch verfügt, daß diejenigen, welche bei entftehendem Tumulte in der 
Gegend defjelben auf den Strafen angetroffen werben, und nad) der an ſie erge- 
benden Warnung fich nicht fogleih ruhig hinwegbegeben, aufgegriffen, und zum 
Arreit gebracht werden follen. Werden diefe nachher auch Feiner ftrafbaren Abſicht 
überführt, fo haben fie doch für ihren Ungehorfam verhältnigmäßige Geld. oder 
Leibesftrafe verwirkt. i 

$.8. Der commandirende Offizier oder Unteroffizier des zur Dämpfung bes 
Zumults abgeordneten Commando foll jedesmal den verfammelten Haufen mit 
lauter Stimme auffordern, rubig zu fein und fogleid auseinander zu geben. 
Diefer Zuruf muß zweimal wiederholt werden. Sollte der verfammelte Volks. 
baufen fo zahlreich ſein, daß der Zuruf nicht auf eine vernehmliche Art geſchehen 
könnte, fo fol dur Zrommelfchlag oder Trompetenſchall das Zeichen der Ent. 
fernung gegeben werben. Ein jeder, der >iefer Aufforderung nicht augenblidlich 
Solge leiftet und ſich fogleich hinweg begiebt, bat die Vermuthung ftrafbarer 

fihten gegen fih, und foll, wenn er feine Unfchuld nicht darthun kann, als 
ein Aufrührer. dem Befinden nach, mit Gefängnif, Zuchthaus s oder Feltungs: 
ftrafe belegt werden. 

6.9, Iſt bei einem Zumulte Gewalt verübt, und jemand an feinem Leibe 
ober Gütern befhädigt worden, fo follen diejenigen, weldye den Tumult . verans 
anlaffet, fo wie auch diejenigen, welche Gewaltthätigkeiten verübt haben, mit 
barter Feltungs« oder Zuchthausftrafe belegt, auch leßtere durch körperliche Züch— 
tigungen geichärft werden. 

$.10. Den obrigkeitlihen Perfonen und Wachen, welche zur Stillung ei. 
ned Zumults berbeieilen, muß ein jeder Folge leiften, und fi aller Verun— 
glimpfung derfelben bei harter Keibesftrafe enthalten. Sollten Widerfeglichkeiten, 
thätlihe Behandlungen oder Verwundungen erfolgen, fo müffen die im vorigen 
§. geordneten Strafen verdoppelt und, dem Befinden nad, bis zur Lebengftrafe 
erhöhet werden. 

$.11. Die Anftifter eines Auflaufs, der auch nur aus bloßem Leichtfinn er 
regt worden, haben wegen der Gefahr, worin ihre Mitbürger gefeht find, jedes: 
mal verhältnigmäßige Gefängniß-, Zuchthaus oder Feſtungsſtrafe verwirkt, welche 
nah Befchaffenheit der Umftände, befonders der größeren oder geringeren Ge 
fahr, vom Richter zu beftimmen ift. 

. 12. Muthwillige Buben, weldhe auf den Straßen oder fonft Unruhe erre 
gen, oder grobe Unfittlichkeiten verüben, die einen Zufammenlauf des Volks ver 
anlaffen fönnten, haben verhältnißmäßiges Gefängniß, Lörperlihe Züchtigung 
oder Zuchthausſtrafe zu erwarten. — 

$.13. Der Polizeibehörde des Orts übertragen Wir die erfte vorläufige Un: 
terfuchung gegen die Anftifter eines Tumults, ohne Ünterfchied des Standes 
oder der fonftigen Eremtion, nur allein die Militairperfonen ausgenommen. 
Diefe BVolizeibehörde foll auch befugt fein, das Erkenntniß abzufaſſen und zu 
vollftreden, wenn nur eine polizeimäßige Strafe von 14 taͤgigem oder geringerem 
Gefängniße ftatt findet, und in ſolchen Fällen gebühret die etwanige Entſchei— 
dung in zweiter Inftanz demjenigen Richter, welcher diefer Polizeibehörde un. 
mittelbar vorgefegt ift. 

$.14. Ergiebt ſich bei der vorläufigen Unterfuhung, daß gegen den einen 
oder andern der Angefchuldigten eine härtere Strafe ftatt finden werde, fo 
gebört in Abficht derfelben die — der Unterſuchung und die Abfaſſung 
des Erkenntniſſes dem Landes⸗ Juſtiz · Collegio der Provinz, und dieſem muß 
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die Polizeibehörde ohne Zeitverluft alle erforderlichen Nachrichten mittheilen. 
Wir machen Unfern Landes: Juſtiz⸗Collegiis hiermit zur befondern Pflicht, ge 
nau dahin zu feben, daß im folchen Fällen-die Unterfuchung möglichft  befchleu- 
nigt, und dur Friftgefuche zur Einbringung der Defenfionen nicht aufgehal- 
ten, fondern diejenigen, welche die Vertheidigungsſchriften anfertigen follen, 
mit Strenge angehalten werden, Arbeiten diefer. Art unverzüglich vorzunehmen. 
Hiernächft muß aber auch das Erkenntniß fonder Zeitverluft abgefaflet, und 
in jedem: Falle bei Unſerm Juftig» Departenıent, auch durch dieſes bei Unfe 
rer höchſten Perſon zur Beltätigung eingereicht werden, welches gleichfalls 
gefähehen: muß, wenn in Zweiter Inſtanz auf Milderung der Strafe angetra- 


ar In den Stroferkenntniffen muß vorgüglid. auf die mehrere oder mindere 
Beharrlichkeit im Ungehorfam gegen obrigkeitliche Verfügungen, und hauptſäch⸗ 
li auf die größere oder geringere Gefahr geſehen werden, welche durch den Zus 
mult entitanden ift, oder leicht hätte entfteben können. Dem richterlichen Ermef- 
fen bleibt daher überlaſſen, nach Befinden auch auf außerordentliche Strafen zu 
erkennen, von welchen fi nach den Zeitumftänden der wirkſamſte Eindrud er» 
warten läßt. N. C.C. T.X. ©, 1851. 

3) Verordnung v.17.Aug.1835,, zur Aufrechthaltung bergefeglichen Ordnung und 
der dem Gehege fchuldigen Achtung. 

Wir Friedrih Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. 2c. haben 
Uns veranlaßt gefunden, zur Aufrechthaltung der öffentlichen Ordnung und der dem 
Gefet fhuldigen Achtung, die Vorfchriften des A.L.R. im 4. Abfchn. des 20. Tit. 
des II. Thl. über die Verbrechen gegen die innere Ruhe und Sicherheit des Staats 
und alle in Beziehung hierauf ergangene fpätere Beſtimmungen, namentlidy die 
Verordnung vom 30. December 1798. Abfchn. 1. von Verhütung der Zumulte und 
Beſtrafung der Urheber und Theilnehmer derfelben, in Erinnerung zu bringen und 
deren genaue Befolgung den Ginwohnern fämmtlicher Provinzen Unſerer Monar⸗ 
ie und allen Unfern Civil und Militairbehörden unnachfichtlich einzufchärfen; zur 
gleich aber zur Ergänzung und näheren Beftimmung der beftehenden Gefege, nach 
vorgängiger Beratbung in Unferm Stantsminifterium zu verordnnen, was folgt: 

$.1. Die Strafe mutbwilliger Buben, welche auf Straßen und an öffentlichen 
Drten Unruhe erregen oder grobe Unfittlichkeiten begehen, beſtimmt der $. 183. 
Tit. 20. Thl. II. des A.L,R. Wird Unfug diefer Art, wohin auch Aufregung 
durch Gefchrei und Pfeifen zu rechnen, bei Gelegenheit eines Auflaufs verübt, fo 
fol in der Regel körperliche Züchtigung und jedenfalls Freibeitöftrafe oder Strafar- 
beit eintreten. Die Strafe kann nad Bewandniß der Umſtände auf wiederholte 
firenge Züchtigung und auf Gefängniß«, Arbeits: oder Zuchthausftrafe bis zu ſechs 
Monaten fejtgefegt werben. | 

6.2. Machen andere Perfonen ſich dergleichen Unfugs fchuldig, To finden die 
vorfichenden Borfchriften auch auf fie ihre Anwendung. 
6. 3. Befinden ſich Ausländer unter den Frevlern, fo werben diefelben nach aus. 


| —— ze: wie fremde Landftreicher, nach $. 195. Tit. 20. Thl. 2. des A. 


. R. behandelt. 

$. 4. Werden bei einem Zuſammenlauf von Menſchen gefährliche Drohungen 
gegen eine obrigkeitliche Perſon ausgeftoßen, oder Mißhandlungen berfelben oder 
auch nur eines zur Stillung des Auflaufs herbeigeeilten Kommunal» oder Polizeibe⸗ 
amten, eines Gensdarmen oder einer Militairperfon verübt, oder fieht fich die Ortd« 
oder Polizeiobrigfeit genöthigt, den Beiſtand der bewaffneten Macht in Anfpruch 
zu nehmen, und geht der Haufe auf die dritte Aufforderung der bewaffneten Macht 
($.8. der Verordnung vom 30. December 1798) nicht fogleich auseinander, fo finden 
die Strafbeftimmungen der $$. 168. bis 175. Zit. 20. Thl. 2. des A. L. R. und der 
$$. 8. bis 11. und 15, diefer Berordmung ihre Anwendung. 

$.5. Die im $. 8. der Verordnung angedrohete Strafe gem einen jeden, der 
den Aufforderungen der bewaffneten Macht nicht augenblidliche Folge leiftet und fich 
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nicht f b begiebt, wird auf drei bis ſechs Monate Oefängutß oder Straf: 
arbeit beftimmt. Sie wird verdoppelt, wenn bei dem Yuflauf jemand an feinem 
Leibe oder Vermögen befhädigt worden ift. 
$.6. Die im $.9. der Verordnung enthaltene Beſtimmung wird.auf alle diejeni: 
gen angewendet, welche Waffen oder andere —3* — W —— gebraucht, oder 
mit Steinen und andern Gegenſtänden geworfen haben; oder bei denen Waffen, ges 
—— Werkzeuge, Steine oder andere zum Werfen heſtimmte Gegenſtände vorge⸗ 
nden worden. Das geringfte Strafmaaß wird auf dreijährige Sudthans: oder 
Seftungsftrafe beftimmt, | 
$.7. Erfolgt eine thätliche Widerfeplichkeit gegen obrigkeitliche Perfonen oder 
Wachen, welche zur Stillung des Auflaufs herbeieilen, oder eine thätliche Behandlung 
oder Verwundung derfelben, fo wird die Strafe verboppelt und kann zufolge $. 10. 
der Verordnung dem Befinden nach bis zur Zodesftrafe erhöht werden. Won der hier 
und im den vorhergehenden $$. genannten Verordnung vom 30. December 1798, ift 
ber Auszug beigefügt. 2 
6.8. Wenn bei einem Auflauf die bewaffnete Macht einfchreitet, im den zufam: 
elaufenen Haufen auseinander zu treiben und die Ruhe wieber'herzuftellen, fo 
befieblt der die Mannfchaft Eommandirende Dffiier oder Unteroffizier. dem Haufen 
auseinander zu gehen, und erzwingt, wenn auf die zweite Wiederholung feinem Ge 
bote oder dem durch ———— oder Trompetenſchall gegebenen Zeichen nicht 
fofort genügt wird, durch Waffengebrauch den ſchuldigen Gehorſam. 
$.9, Wird der bewaffneten Macht thätlicher Widerſtand entgegengeſetzt oder ſo⸗ 
gar ein Angriff auf diefelbe mit Waffen oder andern gefährlichen Werkzeugen unter: 
nommen, wird mit Steinen oder andern Gegenftänden nach derfelben geworfen, fo 
ift die bewaffnete Macht, auf Anordnung ihres Befehlshabers, vom der Schußwaffe 
Gebrauch zu machen befugt. | en 
j nahe Der Thatbeftand. wird durch eine amtliche Darftellung des Befehlshabers 
eftgeftellt. 
Es hat derfelbe darin über folgende Begenftände Auskunft zu ertheilen: 
über die Beranlaffung feines Eirifchreitens, über den an den Hanfen erlaffenen 
Befehl, ob er ihn zu wiederholen genöthiget geweſen und die Wirkung deſſel⸗ 
ben; ob eine thätliche Widerfeslichkeit ftattgefunden, worin fle beftanden, ob 
von Seiten der Aufrührer ein Angriff mit Waffen oder andern Werkzeugen er- 
folgt ift, ob mit Steinen oder andern Gegenftänden geworfen worden; ob und 
welchen Gebrauch er von den Waffen, insbefondere von der Schußwaffe, ge: 
macht, und wie er den Auflauf gedämpft hat; endlich ob und was für Beſchä⸗ 
digungen an Perfonen oder Sachen erfolgt find. 
Sind mehrere Befehlshaber in Thätigkeit gewefen, fo gebt die Darftellung von dem 
oberften von ihnen aus, die Berichte der übrigen werben beigelegt, inſoweit biefel- 
ben der Zeit oder dem Orte nach, felbftftändig gehandelt haben. Die nähere Be 
eichnung der Beſchädigungen an Perfonen und Sachen, fo weit es nöthig it, er» 
olgt von der Polizeibehörde, wird dem Befehlshaber zugeftellt und bilder einen Theil 
feiner Darftellung. | 
$.11. Für Beſchädigungen an Sachen, welche bei folhen Gelegenheiten vor. 
—5* haften nicht nur die Urheber derſelben, ſondern auch alle diejenigen foli- 
ah: 
a) welche fich bei einem Auflaufe irgend eine gefebwidrige Handlung haben zu 
Schulden kommen laffen, und 
b) alle ——— welche ſich an dem Orte des Auflaufs befunden und nach 
dem Einſchreiten der Orts- oder Polizei: Behörde nicht ſogleich entfernt ha⸗ 
ben. Keine Entichuldigung eines Zuſchauers wird beachtet, wenn feine 
Anweſenheit noch zei dem Einfchreiten der bewaffneten Macht ftattgefun- 


den bat. . 
Denen, bie fi nur in dem leßteren Falle befunden haben, bleibt ber Regreß vorbes 
balten an diejenigen, die füch mit ihnen in demſelben Falle befinden, gu gleichen 
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Theilen, an die Urheber und die Theilnehmer des Verbrechens aber für den ganzen 


von ihnen gezahlten Betrag. 
$.12. Die Unterſuchung wegen diefer Verbrechen foll in einem abgekürzten Ber: 


fahren erfolge 


Igen. 
Wir —— Uns den Erlaß einer befondern Verordnung darüber vor. 
| G. S. &. 170. 

4) Gesetz v.20. März 1837., über deu Waffengebrauch des Militairs; f. zu 9.463. 
dieſ. Fit. 

5) Berg. Verordnung v. 30. Septbr. 1836., über bad Berfahren bei Unterſuchun⸗ 
gen wegen Aufruhrs und Tumults. (G. S. &.301,) 

8.176. Heimliche Consulenten und unbefugte Schriftsteller, welche 
hartnäckige Querulanten in ihren gesetzwidrigen Gesuchen oder Be- 
schwerden mit Rath und That unterstützen und bestärken, sollen, nach 
fruchtlos erhaltener Warnung, zu drei- bis sechsmonatlicher Zucht- 
hausstrafe verurtheilt werden. 

8.177. Haben Justizcommissarien, oder andere Gerichtspersonen, 
sich dieses Verbrechens schuldig gemacht: so werden sie, ausser der 
$. 176. bestimmten Strafe, ihres Amts entsetzt. 

b Publicanda o. 17. März 1798, und v. 21, Mai 1799,, wegen der bei des Kö⸗ 
nigs Majeftät anzubringenden Befchwerben; (v. R. Samml, B. V. &, 71, und 458,), ans 
tiquirt durch: 

2) Publicandum s. 14. Febr. 1810,, wegen ber bei bed Königs Majeftät ober ben 
Minifterien anzubringenden Gefuche und Befchwerben, 

Seine Königl. Majeftät von Preußen ꝛc. 2c. werben burch die immer mehr fi 
bäufenden unzuläffigen und unförmlichen Geſuche und Beichwerden, die theils un« 
mittelbar, theils bei den Minifterien einkommen, veranlaßt, über diefen Gegenftand 
von Neuem feftzufegen und zu verordnen: 

I. & fol ein Jeder feine Geſuche und Anträge bei der Behörde anbringen, zu 
deren Verwaltung die Sachen, welche fie zum Gegenftande haben, zunächft gehören, 


„nämlich die Polizei-, Domainen:, Gewerbe: oder Steuerfahen, Unterftügunge, 


Remiffions-, Penſions., und dergleichen Geſuche bei dem Domainenamte, dem Ma+ 
iftrate des Drts, dem Kreis:Zandrath oder der fonftigen Amtsbehörde, und die Zus 
zſachen bei dem gehörigen Gericht. 

Die Beſchwerden über diefe Behörden müffen in Juftizgfachen bei dem D.2. Ger., 
und in anderen Sachen bei den Regierungen, die Beichwerden über diefe Kollegien 
hingegen, bei dem betreffenden Minifterium angebracht werden, und nur demjenis 
gen, welcher vom Minifterio zurüdgewiefen, und dennoch von feinem Unrecht, oder 
von der Unzuläffigkeit feines Geſuchs nicht überzeugt ift, ſtehet endlich der Weg zum 
Throne offen. 

In recht skräftig abgeurtelten Rechtöftreitigkeiten, dürfen die Partheien 
—— Königliche Majeſtät und das Miniſterium gar nicht mit Beſchwerden be» 

gen. 

I. Den unmittelbar oder bei dem Minifterio einzureichenden Gefuchen und Be 
ſchwerden, die deutlich gefaßt und gefchrieben werden müffen, ift die Refolution, über 
welche Befchwerde geführt, oder wider welche Vorftellung gemacht wird, im Drigi- 
nal beizulegen. Bei der Unterfchrift muß bemerkt werden, ob der Supplifant die 
Vorſtellung felbft gefertiget und unterfchrieben hat, oder von wem diefes gefcheben, 
und bei Borftellungen, die im Namen ganzer Gemeinden eingereicht werden, müffen 
insbefondere diejenigen Wirthe oder Gemeindeglieder, welche die Vorſtellung veran- 
laßt haben, ihre eigene Namen darunter fegen. 2 

II. Die Bittfteller follen durch die ordentlichen Poſten ihre Gefuche abfchiden, 
nicht aber felbft ihre Vorftellungen überbringen, und nicht durch perfünliches Sup 
pliciren läſtig werden, 
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IV; Ein Jeber der fähig if, deutlich zu ſchreiben, und eine Vorftellung deutlich 
faffen, kann die an Seine Königliche Majeftät und an Allerhöchftdero Mint: 
rium gerichteten Worftellungen für fi, feine Verwandte, Freunde und Be 
kannte anfertigen. Außerdem können aber auch, vermöge der wiederholt ep 
fenen Beranftaltungen, von Jedem bei den D. 2. Ger. und Regierungen, bei al. 
len Gerichten und Behörden des Landes, Geſuche und Beſchwerden zu Protokoll 
gegeben. werben. Ä u 

V. Wer den unter den Rr. I. und II. ertheilten Anweifungen nicht Folge leiſtet, 
und daber mit Uebergehung einer Behörde, oder mit Unterlaſſung der beftimmten 
Ban! Beſchwerden und Gefuche anbringt, hat zu gewärtigen, daß ihm feine Bors 
fellung ohne Verfügung zurüdgegeben wird. 

VI. Wer ſich dadurch nicht bedeuten Täßt, und fein unförmliches Geſuch wieder 
bolt ‚ desgleichen, wer einmal befchieden. worden, und fein Geſuch ohne befondern 
Grund wiederholt, fol zur Strafe auf 14 Tage bis auf 4 Wochen in ein Gefängniß, 
Arbeits 4 oder Befferungsanftalt, gebracht werden. 

Im Wiederholungsfall wird die ausgeftandene Strafe verdoppelt, und bei jeder 
ferneren Wiederholung wird die vorher ausgeftandene Strafe wieder mit 14 Tagen 
bis 4 Wochen erhöhet. 

Bei Vermögenden wird eine verhältnigmäßige Geldftrafe feftgefeßt. 

Dieſe Strafen werden von dem betreffenden Minifterio unmittelbar, oder von 
der Behörde durch ein bloßes Dekret feſtgeſetzt, fobald die verbotene Wiederholung 
bed. Geſuchs, durch Wernehmung des Beſchwerdeführers oder auf andere Weife feft- 
eftellt worden, und es werden ſolche durch die Behörde zum Vollzug gebracht, wel 
deshalb Auftrag geſchiehet. 

VII Diejenigen, welde Seine Königl. Majeftät oder Allerhöchſtbero Minifte: 
rium, mit perfönlichem Supplictren beläftigen, und ſich nicht bedeuten laſſen, in ihre 
Heimath zurüdzufehren und dafelbft die Refolution abzuwarten, werden dahin durch 
die Polizeibehörden zurückgebracht. Wenn fie dennoch fich wieder einfinden und das 
Suppliciren —558 fo werden fie nach den in Nr. VI. enthaltenen Beftimmun- 
gen beftraft und behandelt. 

Gemeinden und Bemeindebeputirte, die ihren Wohnort verlaffen, um bei Seine 
Königl. Majeftät oder Allerhöchſtdero Minifterium, Vorſtellungen felbft zu über: 
reichen und perfönlich zu fuppliciren, follen von den Gerichts. und Polijeibehör⸗ 
den, deren Bezirk fie palfiren, angehalten und in ihre Heimath zurüdgefchafft wer: 
den, nachdem zuvörderſt die Worftellung, die fie eingeben wollen, ihnen abgenom« 
men, fie nad Befinden, über den Inhalt derfelben, näher zu Protokoll vernom: 
men, und foldhe zur Poſt gegeben worden. Wenn fie dennoch ſich perfönlic ein- 
finden, um zu fuppliciren, 8 werben fie nach den Beſtimmungen Nr. VI. beftraft 
und behandelt. 

VII. Diejenigen, welche Borftellungen nicht deutlich faſſen und fchreiben kön. 
nen, und der erfolgten Warnung ungeachtet nicht unterlaffen, folche für andere 
zu fertigen, werden nad) den. Beſtimmungen ber Nr. VI. beftraft und behandelt. 
Diejenigen aber, die folhe Vorftellungen für Verwandte, Freunde und Bekannte 
fertigen dürfen, diefes aber nicht in der gehörigen Form thun, oder eine fchon 
—— Vorſtellung wiederholen, ſollen zuerſt mit 8; bis 14 tägiger Strafe 

n einem Gefängniß, Arbeits. oder Beſſerungsanſtalt beſtraft, und im Wieder: 
bolungsfalle mit der doppelten Strafe belegt werden. Bei ferneren Wieber: 
—— fol die vorher ausgeſtandene Strafe jedesmal mit 8 bis 14 Tagen erhö. 

et werden. 

IX. Die im A. L. R. und in der A. G. O. wider boshafte und muthwillige QAuä« 
rulanten, wider heimliche Winkelfchrifefteller und Gonfulenten enthaltenen Be 
ſtimmungen, behalten für die Fälle, wo förmliche Unterfuhung und Erkenntniß 


flatt findet, Kraft und ——— 
G. S. (Edikt. Samml.) de 1806 —1810. S. 937. 
U. übrig. Anh. zur A. S.O. 8.439 —443,) 





— — — — 
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8) Bescript. 25. Jebr. 1700., betr, die Frage: luwlefern bie. Anfertigung von Ein 


gaben für andere verboten ſei. —— — 

Ueber die von Euch in dem Berichte vom 9. Febr. d. J. 52* gu £: 

. ob es für verboten anzufehen. fei, wenn ‚jemand für feine Mitbürger Vorſiellun⸗ 

gen an die Gerichte . —— 

können Euch im Allgemeinen keine beſtimmten Vorſchriften ertheilt werden. So biel 
verſteht ſich jedoch von ſelbſt, daß die ſtrenge im A. L. R. für heimliche Conſulenten 
und unbefugte Schriftſteller beftimmte Strafe nur dann Anwendung findet, wenn der 
dafelbit genau bezeichnete Fall eintritt, wobei eine ertenfive Dentun —— Pla 
greifen kann. Sobald unſchädliche Geſuche, beſonders an ſolchen Orten oder in ſo 
chen Verhältniſſen von dazu nicht qualifieirten Perfonen angefertigt werden, wo bie 
Dartheien fich nicht fügfic an Juſtiz⸗Commiſſarien wenden künnen, würde jede Bes 
ftrafung zwecwidrig fein. Wenn bin egen Partheien ſich eben fo leicht an qualificirte 
Schriftfteller zu wenden Gelegenheit Ecken, fo muß man die nicht qualificirten, nad 
fruchtlofeer Warnung, durch gelinde Strafen davon abzuhalten ſuchen, aus der Schrift: 
ftellerei ein Gewerbe zu machen; weshalb jedoch die erforderlichen: Einfeitungen dem 
richterlihen Ermeſſen überlaffen bleiben, Stengels Beitr. B.9, S. 357. 

4) Besecript ». 19. Septbre 1836,, betr, bie Beftrafung ber Winfelfchriftftelier, 

Dem Königl. DO. 2. Ger, wird auf den Beriht vom 6, d. M. Pa 
wegen Beftrafung der Winkelſchriftſteller — 
hierdurch eröffnet, daß eine Deklaration der Vorſchrift des F. 440, des Anh. zur 
4. ©. D. in dem Sinne, wie das Kollegium fie wünfcht, nicht veranlaßt werden 
ann, daß es einer folchen aber auch nicht-bedarf. Zwar bezieht fich die Beſtimmung 
des F. 440. a. a. O. nur auf Eingaben an des, Königs Majeftät. und. die Deinifterien, 
wie die Verordnung vom 14. Febr, 1810, aus welcher der $. 440, entnommen‘ ifl, 
und deffen Stellung als Anhang zum $. 14. Tit. 1. Thl. DIL zeigen und ſchon in dem 
Publifandum der Meiniiterien des Innern vom 23. Mai 1818 (Annalen B.U. ©. 295.) 
bemerkt wird; deffen ungeachtet ift aber die Beftrafung unbefugter Winkelfonfulenten, 
auch außer dem \alle, welchen die $$. 176, 177, Zir. 20, Tpl. I. des A. L. R. vor 

fehen, geſetzlich zulaffig. 

Dies ift fhon in dem Neferipte vom 25, Febr. 1799. (Stengels Beiträge, B. 9, 
©. 357.) dargethan, uud folgt aud daraus, daß nach $$. 29. umd 44. Tit, 7. Thl. II 
A. G. O. den Juſtizkommiſſarien die ausfchließlihe Praris bei den Gerichten beigelegt 
ift, alfo jeder, der aus der unerlaubten Schriftiiellerei in Rechtsſachen ein Gewerbe 
macht, nah 8.54, Fit, 24. ThlL A. ©. O. beitraft werden kann. 

Es muß aber zur Verhütung der Winkelfchriftitellerei befonders daranf gefehen 
werden, daß bei jedem Gerichte Gelegenheit ift, Gefuche zu allen Zeiten zum Proto- 
Toll zu geben, v. K. J. B. 48. ©. 285 

8.178. Wer der Obrigkeit die gegen Aufruhr oder Widersetzlichkeit 
erforderte Hülfe versagt, da er selbige doch ohne eigne Gefahr zu lei- 
sten im Stande gewesen wäre, hat verhältnissmässige Geld- oder Ge- 
fängnissstrafe verwirkt. 


8.179. Wer aber zu dergleichen Hülfsleistung durch besondere Amts- 
oder Berufspflichten verbunden ist; und sich derselben dennoch ent- 
zieht; hat ausser dem Verluste seines Amts, Gefängniss- oder Festungs- 
strafe auf drei Monate bis zu Einem Jahre verwirkt, 

Vorbeugungsmittel. 

8.180. Alle obrigkeitliche Personen, besonders aber die Vorgesetz- 
ten der Magisträte, Gerichte und andere Collegien sind schuldig, einen 
Jeden, welcher sich in Angelegenheiten ihres Amts bei ihnen meldet, 
persönlich zu hören, und auf schleunige Untersuchung und Abhelfung 
gegründeter Beschwerden bedacht zu sein. 


$.181. Allem Zusammenlaufe des Volks an ungewöhnlichen Zeiten 
und Orten, besonders aber nächtlichen Schwärmereien und Beunruhi- 


gungen der Einwohner eines Orts, soll von der Obrigkeit durch ernst- 
liche Mittel gesteuert werden. 
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WBegen ber Solkoverſammlangen unb Wolköfefte f. Publ. Watent v0m'26: Sepfbri1832, 
zu 8.152, dief. Tit. . Tr tea 
8.182. Die Anstifter derselben,'so wie.die. Theilnebmer, welche sich 
nicht. weisen lassen ‚- sind mit Arrest in-dem: öffentlichen Gefüngnisse 
auf acht‘Tage*bis sechs Wochen, oder verkältnissmiässiger Geld- oder 
anderer Leibesstrafe zu belegen. u I SZ 
8.183. Muthwillige Büben, welche auf den Strassen, oder sonst, Un- 
ruhe erregen, oder grobe Unsittlichkeiten verüben, sollen mit verhält- 
nissmässigem, Gefängnisse, körperlicher .Züchtigung, ‚oder Zuchthaus- 
strafe belegt werden. - Su —— — — 
1) Reserſpt ves Kol. win. v. 10. März 1834,, betr. die pollieiliche Beftrafung In den 
Bällen der/vorfechenden 88. ‘ u. 47* * 
"Der Magiſtrat zu N. hat ſich durch die, von der Königl. Regierung in der poli⸗ 
zeilichen ——9 wider den Tabacksſpinner N, aus N. unterm M. um. 
gegebene Entſcheidung veranlaßt gefunden, die diesfälligen? Berhandiungen hierher 
‘ ' u 


einzureichen, } 
Das Minifterimm des Innern und der Polizei kann, mie der Könige. Regierung 
— A aaa diefer Alten eröffnet wird, die in jener Verfügung ausgefpröcene 
al t, l : —— —4 Kr 
daß wo Erregung. eines. Zufanmenlaufes eine Strafe von 
nicht zuläffig ſei, eine ſolche vielmehr nur von der Gerichtsbehö 


olizeiwegen 
he Verhängt 
werben Tonne, 
nicht theilen. ' —— 

Abgeſehen davon, daß die in den 88. 182. und 183. Til. 20. Thl. I. des U.L.R. 
angedrohten Strafen überhaupt nicht als eigentliche Crimtmalftrafen angefehen wer 
den können; fo ift in bem 8.13, des I. Abfch. der CircularVerorbnung von 30: Des 
ember 1798. (Ihrg. 1831. Ares Heft, S. 797, ff.) den Polizei: Behörden wicht‘ nur 

ie vorläufige Unterſuchung gegen die Anftifter eines Tumulses für alle Fälle, fondern 
aud die Abfofjung und Vollſtreckung des Erkenntniffes für den Fall ausdrücklich über 
FE An * nur eine polizeintäßige Strafe von 14tägigem oder. kürzerem Ges 
ängniß ftattfinde 2? 

—— iſt daher in dieſer Beziehung nicht das Verfahren des Magiſtrats zu 
N., ſondern der desfallſige auf einer unrichtigen Auſicht beruhende Tadel zu mißbilligen. 
v. K. Annalen B. 18. ©, 147, 

2) Verordnung », 23, Zuli 1708., wegen Verhütung und Beſtrafung der bie öffents 
Uche Ruhe ftörenden Erceffe der Stubdirenben, 

Wir Friedrih Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 2c. Thun 

Fund und fügen hiermit zu wiffen.: daß, nachdem neuerlich die Studirenden auf eini⸗ 

en Unferer Academien jehr grobe, die öffentliche Ruhe Nörende Erceffe begangen, 

ir zur Vorbeugung ähnlichen Unfugs die ernfllichften und kräftigſten Maaßregeln 
zu ergreifen nöthig gefunden haben. 

Die Nachſicht, mit welcher bis jetzt diejenigen Studirenden behandelt worden, 
welche fi Ungezogenheiten und Ausichweifungen erlaubt, und hauptſächlich die 
Gelindigkeit der big —* in ſolchen Fällen erkannten Strafen, haben die ungebilde 
ten Jünglinge veranlaßt, ihren Frevel fo weit zu treiben, daß folder der öffentl. 
chen Sicherheit gefährlich geworden. Für diefe zu forgen, ift die Pflicht der Polizei 
jeden Orts, deren Anordnungen um dedwillen auch diejenigen Folge leiften müſſen, 
welche fonft wegen ihres Standes nur die Gerichtsbarkeit der Landes. Collegien aner. 
kennen dürften. Nur allein auf Academien erſtreckte fi bis jept die Gewalt der Polis 
x nicht über die Studirenden, welchen der Vorzug geftattet war, bloß den academi. 

hen Gerichten untergeordnet zu fein. Allein eines ſolchen Vorzugs machen fich 
diejenigen völlig unwürdig, welche die Öffentliche Sicherheit Kören und an Zumuks 
ten Theil nehmen. 

Wir fepen daher hierdurch un fett, daß, fobald auf einer Unſerer Ncade 
mien dergleichen Exceſſe vorfallen, die Ausmittelung und Berhaftnehmung der Ber 
brecher nicht mehr dem academiſchen Berichten, ſondern dem Polizei- Directori jeden 
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) 
Orts obltegen foll, welcher ſich nöthigen Falles militatrifchen Beiſtand zu erbitten 
hierdurch autborifirt wird. 

GEben derfelbe foll mit Zuziehung des bei bem Meagiftrat oder Stadtgerichten 
angeftellten erften Juftigbedienten und eines Stadtgerichts -Actuarii die möglichſt 
zu befhleunigende Unterfuchung führen, und biernächkt die inftruirten Acten an das. 
jenige Zandes-Zuftiz. Collegium einfenden, welchem das academifche Gericht unter 
geordnet ift. Diefem gemäß haben wegen Frankfurt und Halle das Kammergericht, 
wegen Königsberg die Oſtpreußiſche Regierung, wegen Duisburg die Clevifche Re 

ferung, und wegen Erlangen die Baireuthfche Regierung in Sachen diefer Art die 

kenntniſſe zu entwerfen, und jederzeit vor der Yublication an Unfer Juſtiz⸗Depar⸗ 
tement zur Prüfung einzufenden, welchem legtern Wir die Befugniß ertbeilen, dem 
‚Befinden nach die vorgefchlagenen Strafen zu ſchärfen, x mildern oder fonft zweck⸗ 
mäßiger zu beftimmen. Die Publication und Vollſtredung der Erkenntniffe wird 
dem Polizei» Directorio Übertragen, welcher die Unterfuhung geführt, und haben 
ſich von: nun an die academifchen Gerichte in allen Vorfällen, welche auf Tumulte 
«oder der öffentlichen Sicherheit gefährliche Ercefie Beziehung haben, aller Eogni. 

tion und Einmifhung gänzlich zu enthalten. 

vr Außerdem behalten Wir Uns vor, nächftens auch wegen Unterſuchung und Be 
ſtrafung aller übrigen Arten von Erceffen der Studirenden anderweite dienfame 

Einrichtungen zu treffen, und näher zu beflimmen, wen in Fällen diefer Art die 
Unterſuchung und Beltrafung fünftig übertragen werben folle. 

Damit aber audy durch zweckmäßigere Strafen die Abficht, den Verbrecher zu 
beffern und warnende Beifpiele aufzuftellen, ficherer erreicht werde, finden Bir Uns 
bewogen, folgende Borfchriften zu ertheilen: 

Bei groben die öffentliche Sicherheit ftörenden Erceffen foll in feinem Fall auf 
Geldbuße oder Relegation, fondern jederzeit auf Gefängniß oder körperliche Züchtt. 
‚gung erkannt werden, wobei dem Erfenntnifje vorzubehalten ift, in wie fern nad) 
‚erlittener Beftrafung der Verbrecher von der Academie fortgefchafft werden müfje. 

Wenn auf Gefängnißftrafe erkannt wird, foll jederzeit genau beftimmt werden, 
ei Deftrafte im firengen, und wie lange derlelbe im gelinden Arreft ver: 

en foll, ! 

Während des firengen Arrefts wird ber Beſtrafte in ein dazu eingerichtetes ein. 
fames Gefängnif gebraächt, worin derfelbe von aller menſchlichen Geſellſchaft abge- 
fondert, ganz allein feinem eigenen Nachdenken überlaffen wird. 

Die auf jeder Academie hierzu einzurichtenden Sefängniffe follen fo angelegt wer: 
den, daß der Aufenthalt in denfelben der Gefundheit nicht nachtheilig werden könne, 
mithin der Zugang frifcher Luft nicht geſtört, hinlänglicher Raum zur Bewegun 

vorhanden fei, auch im Winter für die nötbige Heizung geforgt, fonft aber fo vie 
‚möglich vorgebeugt werde, daß der Gefangene ſich weder Zerftreuung noch fonft «et: 
"was verfchaffen könne, was zu ben Annehmlichkeiten des Lebens gerechnet wird. 

Unter keinerlei Vorwand wird jemand der Zugang zu dem Gefangenen geftattet, 
felbft der Gefangenmwärter darf ſich mit ihm in feine Unterredung einlaffen, auch 
nicht einmal in das Gefängniß kommen, fondern muß mittelft einer Drehmaſchine 
für die Nahrung und Reinlichkeit des Gefangenen forgen. Nur allein, wenn dır 
Gefangene mebicinifcher oder hirurgifcher Hülfe bedarf, foll dem Gefangenwärtr 
geftattet werden, deshalb Erkundigung einzuziehen, und der vorgefegten Behörde au— 
genblidlic, zur weitern Verfügung Anzeige zu thun. 

Das im Gefängniffe geftattete Geräthe foll außer dem, was zur Reinlichkeit er- 
fordert wird, bloß in einem Zifche, einem Stuhl und Strohlager beftehen. 

Durch öftere unvermuthete ftrenge Bifitationen foll vorgebeugt werden, daß 
der Gefangene weder Bücher, Schreibmaterialien, muſikaliſche Inftrumente no h 
fonft irgend erwas erhalte, was ihm zum Zeitvertreib gereichen könnte. Der Ge 
braud von Rauch: und Schnupftabad wird unter keinerlei Vorwand geflattet. In 
Getränke wird nur Wafler gereicht, und durch die genauefte Aufficht verhütet, daß 
der Gefangene weder Wein, Bier, Branntwein, Gaffee, Thee oder andere Arten vın 
Getränte erhalte. Es wird ihm binlängliche gefunde aber unveränderlich gleichfi r- 
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: mige Nahrung gereicht, weile ans Fleifh, Gemüſe und Brod, ohne irgend einige 
Abwechſelung beftehen m 

Der gelindere Arreft unterfiheibet fi von dem firengen nur allein darin, daf 
dem Gefangenen geflattet wird, ſich auf eine nügliche Art zu befchäftigen, und ihm 
daher der Gebraudy von Schreibmaterialien und das Lefen folder Bücher erlaubt 
wird, welche diejenige Wiſſenſchaft betreffen, deren Erlernung er fich gewidmet hat. 
Außerdem wird eben dafjelbe Verfahren, wie im firengen Arreft beobachtet, und muß 
die vorgefegte Polizeibehörde die nöthige Vorſicht —“ daß dieſe Vorſchriften 

genau befolgt werden. Dieſes zu erreichen, muß alles, was der Gefangene an Geld 
oder Geldeöwerth befitt, und etwa zur Beftechung des Gefangenwärters anwenden 
Lönnte, dem Gefangenen abgenommen, und bis nad, überftandenem Arreft in fichere 
Verwahrung gebracht werden. Dem Gefangenwärter muß die ftrengfte körperliche _ 
Züchtigung angedrobet, und diefe unverzüglich an ihm vollzogen werden, wenn er 
ſich durch Verfprechungen des Gefangenen, oder Geſchenke feiner Freunde, zu der 
eringften Abweichung von obigen Borfchriften verleiten läſſet. haupt muß 
ede Art von Vorſicht angewendet werden, die Erfindungen zu vereiteln, wodurd 
der Gefangene fich die ** Sırafe erleichtern könnte. 

Sollten ſo grobe Exceſſe vorfallen, daß eine vorſtehendermaßen zu fjärfende 
Gefängnißftrafe nicht für hinlänglich zu achten wäre, fo fol förperliche Züchtigung 
Plag greifen. Welche Art zu wählen fei, fol nach den individuellen Verhältniſſen 
des zu Beftrafenden in jedem vorfommenden Falle in dem abzufaffenden Urtel be 
ſtimmt werden. Cine jede ſolche Züchtigung muß als ein väterliches Beſſerungs⸗ 
‚mittel angefeben, fie muß im Gefängniffe in Gegenwart der Borgefegten vollftredt, 
und von diefen mit den nöthigen Ermahnungen begleitet werden. Ueberhaupt ift 
dafür zu forgen, daß vernünftiges Ehrgefühl des Beftraften dadurch nicht gefränkt, 
fondern derfelbe fo behandelt werde, als wenn er ſich noch auf einer niedern Schule 
und in den Jahren befände, wo Züchtigungen, welche Eltern oder Lehrer veranlaf- 
fen, in der Folge zu feinem Vorwurfe gereichen können. 

Wenn körperliche Züchtigung nicht für eine dem Verbrechen angemeſſene Strafe 
zu achten wäre, fondern auf Todesftrafe erfannt werden müßte, fo verbleibt es fol. 
chenfalls bei den im A. L. R. enthaltenen Borfchriften. 

Wir hoffen und erwarten, daf die Androhung und erforderlichen Falls die Vol. 
ftredung der jetzt beſtimmten Strafen binreichend fein werde, Ruhe und Ordnung 
auf Unfern Academien zu erhalten, und Unfern Tandesväterlichen Gefinnungen ge⸗ 

. mäß durch gefittete Bildung der academifchen Jugend felbft für die Macwelt die 
beilfamften Folgen zu bewirken. 

Wir befeblen daher allen und jeden höhern und niedern Behörden, diefen Vor: 
föhriften gemäß bie erforderlihen Verfügungen zu treffen, und denfelben in allen 
vorkommenden Fällen gebührende Folge zu leiften. 

Urkundlich haben Wir diefe Verordnung Allerhöchfteigenhändig vollzogen, und 
mit Unferm Königlichen Infiegel bedruden — 

N. C. C. T. X. S. 1663. No. 46. de 1798. 


8.184. Die Mitglieder aller ee im Staate sind verpflich- 
tet, sich über den Gegenstand und die Absicht ihrer Zusammenkünfte 
gegen die Obrigkeit auf Erfordern auszuweisen. _ 

* 185. Heimliche Verbindungen mehrerer Mitbürger des Staats müs- 
sen, wenn sie auf den Staat selbst, und dessen Sicherheit Einfluss ha- 
ben könnten, von den Verbundenen, bei Vermeidung nachdrücklicher 
Geld- oder Leibesstrafe, der Obrigkeit zur Prüfung und Genehmigung 
angezeigt werden. 

1) Ediet ».20.0ctbr. 1798, wegen Verhütung und Beftrafung geheimer Berbinbungen. 

Wir Friedrih Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen c. ꝛc. Thun 
fund und fügen biermit zu willen: Die zahlreichen Beweife der Treue und An- 
bänglichkeit, welche Wir von Unſern geliebten Unterthanen täglich erhalten, gerei« 


u 
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chen Unſerm landesväterlichen Herzen zur lebhaften Freude, und ftärken Uns in 
Unſerm unabläffigen Beftreben, zum BR bes Staats und Unſerer Unterthanen 


zu w — 
Die forgfältige Erhaltung dieſes fo glücklichen wohlthätigen geſegneten Zuftan- 
des iſt Unſer ftetes Ziel. 

Da nun in den gegenwärtigen Zeiten, außerhalb Unſerer Staaten zahlreich, 
und in denfelben bisher nur einzeln, zerftreue und: ohnmächtig, Verführer vorhanden 
find, welche, entweder felbft verleitet oder aus frevelbafter Abficht „jenes glüdfelige 
Verhältniß zu ftören, zu untergraben, falfche, verberbliche Grundfäge auszuftreuen, 
fortzupflanzen und zu verbreiten, und auf diefe Weife die öffentliche Gluͤckſeligkeit 
ihren eigennüßigen verbrecherifchen Endzweden aufjuopfern fich bemühen, und welche 
‚zu diefen Endzweden jedes ihnen bequem fcheinende Mittel, befonders aber das Mit. 
tel der fogenannten geheimen Gefellichaften und Verbindungen leicht verfuchen 
könnten ; fo wollen Wir hiermit aus landesväterlicher Geſinnung, und ehe noch das 
Hebel entftanden ift, daffelbe im erflen Keime angreifen und vertilgen, und bier: 
mit Unfere geliebten Unterthanen Iandesväterlich vor jenen Verführern warnen, 
welche mit der Sprache ber Tugend im Munde das Laſter im en führen, Glück. 
ae — und, fo bald ſie können, unabſehliches Elend über die Getäuſch- 

u verbreiten. Ä 

Mit diefer Warnung , welche gewiß bei jedem Rechtichaffenen und Wohlgefinn- 
ten Eingang findet, verbinden Wir, aus Iandesväterlicher Fürforge für Unfere ge 
liebten Unterthanen, eine Ergänzung der Gefeße über diefen Gegenftand, und 
ſtimmen biermit die firengen aber gerechten Strafen derjenigen, welche auf dem 
Lege ‚geheimer Verbindungen VBerführer zum Verderben Unſerer Unterthanen zu 

$.1. In Unferm A. L. R. haben Wir bereits verordnet, daß die Mitglieder al- 
fer in: Unfern Staaten beftebenden Gefellichaften verpflichtet find, fich über den 
Gegenftand und die Abfiht ihrer Zufammenkünfte gegen die Obrigkeit auf Erfor: 
dern- auszumeifen, und daß foldye Gefellichaften und Verbindungen nicht geduldet 
werden ſollen, deren Zwed und Geſchäfte mit dem gemeinen Wohl nicht befteben, 
oder der Ruhe, Sicherheit und Ordnung nachtheilig werden fünnen. Sept finden 
Wir nöthig, genauer zu beftimmen, welche Arten von Gefellfchaften oder Berbindun- 
gen für unerlaubt geachtet werden follen. 

$.2. Wir erklären daher für unzuläffig, und verbieten hierdurch Gefellfchaften 
amd. Verbindungen 

I. deren Zwei, Haupt« oder Nebengefchäft darin befteht, fiber gewünfchte ober 
zu bewirkende Veränderungen in der Verfaſſung oder in der Verwaltung bes 
Staates, oder über die Mittel, wie foldhe Veränderungen bewirkt werden könn. 
ten, oder über die zu diefem Zwed zu ergreifenden Maafregeln, Berathſchla— 

‚gungen, in welcher Abficht es fei, anzuftellen; 

II. worin unbefannten Obern, es fei eidlich, an Eides ftatt, durch Handſchlag, 

mündlich, fchriftlich oder wie es ſei, Gehorfam verſprochen wird; 

III. worin befannten Obern auf irgend eine diefer Arten ein fo unbedingter (de 
borfam angelobt wird, daß man dabei nicht ausdrüdlich alles dasjenige aus: 
nimmt, was ſich auf den Staat, auf deſſen Berfaffung und Verwaltung , ober 

auf den vom Staat beftimmten Religionszuftand bezieht, oder was für bie zu» 

ten Sitten nadhtheilige Folgen haben könnte; 

IV. welche Verfchwiegenheit in Anfehung der den Mitgliedern zu offenbarenlien 
Geheimniffe fordern oder ſich angeloben laffen; 

V. welche eine geheim gehaltene Abficht haben oder vorgeben, oder zur Eriei- 
hung einer namhaft gemachten Abficht ſich gebeim gehaltener Mittel oder ter. 
borgener myſtiſcher, hiroglyphiſcher Formen bedienen. ' 

Wenn eines der Nr. I. II. III. angegebenen Kennzeichen unerlaubter (3e 
ſellſchaften und Verbindungen ſtatt findet, können ſolche in Unfern gefammten 
Staaten nicht geduldet werden. Ein gleiches ſoll auch in Auſehung der Mr. IV. 
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u. V. bezeichneten Geſellſchaften und Verbindungen, jedoch mit der im nachſt⸗ 
folgenden $. gemachten Ausnahme ftatt finden. 
6.3. Bon dem Freimaurer Orden find folgende drei Mutter «Logen, 
bie Mutter«Loge > ben drei Weltkugeln, ' 
bie große Landes »Zoge, | 
bie —8 Royal York de PAmitié, 
und die von ihnen geftifteten Zochter-Logen tolerirt, und follen bie im vorſtehenden 
‚Rr. IV. u, V. enthaltenen Verbote auf gedachte Logen nicht angewendet werden, 
dieſe jedoch verpflichtet fein, die in den nachftehbenden 86. 9. bis 13, enthaltenen Bor» 
ſchrifien auf das genauefte zu befolgen. 
$.4. Dabingegen foll außer den in $. 3. benannten Zogen jede andere Mutter 
oder Tochter · Loge des Freimaurer» Ordens für verboten geachtet, und unter einer: 
lei Borwande geduldet werden. 

$.5. Ein jeder Verſuch, verbotene Verbindungen und Geſellſchaften zu ftiften, 
foll fo mie die Theilnehmung an einer ſolchen bereits geflifteten Verbindung oder 
Geſellſchaft, wie nicht minder deren Fortfegung nach der Zeit des gegenwärtigen 
Verbots für diejenigen, welche in einer öffentlichen Bedienung ald Militair » oder 
Civilbeantte oder jonft in Unferm Dienfte fteben, unausbleiblihe Gaffation bewir⸗ 
ten. Außerdem follen diejenigen, welche eine verbotene Gefellfchaft ftiften, oder de» 
ren Fortdauer nach dem —* Verbot veranlaſſen, zehn Jahr ng rreft oder 

chthausſtrafe; die wirklichen Mitglieder und Theilnehmer ſechs Jahr Fe: 
ungsarreft oder Zuchthausftrafe verwirkt haben. 

Sollte der Fall eintreten, daß die verbotene Gefellfchaft einen landesverderbli. 
chen Zwed gehabt, oder Hochverrath und Majeftäts. Verbrechen beabfichtet, fo muß 

egen die Stifter, Fortfeger, Mitglieder und Theilnehmer auf die im A.L.R. auf 
Berbrecien diefer Art geordnete Strafe des Todes oder der Iebenswierigen Einfper« 
rung erfannt werden. 
$.6. Wer verbotene Gefellichaften in feinem Haufe oder in feiner Wohnung 
wiffentlich duldet, oder Aufträge von folchen Gefellichaften übernimmt, von welchen 
ihm bekannt ift, daß fie zu dem unerlaubten gehören, wird mit vier Jahr Feſtungs. 
arreft oder Zuchtbausftrafe belegt, und wenn derfelbe obgebachtermaßen in einem öf« 
fentlichen Amte ftehet, feines Amtes entſetzt. 

Selbft diejenigen, welche in den oben erwähnten Fällen VBeranlaffung zu gegrün« 
betem Verdacht gehabt, und dennoch der Obrigkeit davon nicht fchuldige Anzeige ges 
than, haben verhältnigmäßige Strafe zu gewärtigen. 

$.7. Mit den folchergeftalt beftimmten Strafen follen jedoch diejenigen ver« 
fhont werben, welche der oberften Polizei: Behörde des Orts die verbotene Ver⸗ 
bindung zu einer Zeit anzeigen, da biefe Behörde von der Exiſtenz derfelben noch 
—— erlangt hatte, oder derſelben zur Entdeckung der Mitſchuldigen bes 

$.8. Wenn jemand die Theilnehmung an einer verbotenen Verbindung oder Ge 
ſellſchaft angetragen wird, oder wenn jemand von der Griftenz einer folchen Verbin⸗ 
dung oder Seielfaft zuverläffige Kenntniß erhält, fo foll derfelbe bei ein- bis zwei⸗ 
jähriger, auch dem Befinden nach bei noch härterer Feftungs- oder Zuchthausſtrafe 
verbunden fein, der oberften Polizeibehörde des Dres, fonder Verzug, mündlic oder 
fpriftlich davon Anzeige zu thun. 

$.9. Den fämmtlihen Mitgliedern der nady $. 3. tolerirten Mutter: und Toch⸗ 
terlogen wird insbeſondere die fchon allgemein feftitehende unauflösliche Untertha⸗ 
nenpflicht von neuem eingefchärft, jeden Berfuch, welchen ein Ordens. Mitglied, Or⸗ 
dens· Oberer, oder jeder Andere etwa machen möchte, diefem Edicte zuwider. zu han 
deln, fofort der oberften Polizeibehörde des Orts anzuzeigen. 

6.10, Ferner müfjen die Vorgeſetzten ber drei $.3. genannten Mutter: Logen 
Unſrer Allerhöchſten Perfon jährlich das Werzeichniß der ſämmtlichen von ihnen ab» 
hängigen fowohl in den hiefigen Refidenzien, als fonft in Unfern gefammten Staa« 
ten geftifteten Tochter» Zogen, nebft der Lifte ſämmtlicher Deitglieder , nach ihren 
Kamen, Stand und Alter einreichen. Im Unterlaffungsfalle wird eine Geldbuße 
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von zweihundert. Reichſthalern verwirkt, und die Weigerung mit Verluſt des Pro- 
tectorii und der Duldung beftraft. 

$.11. Es foll auch gedachten tolerirten Freimanrer:2ogen nicht geftattöt werden, 
jemand vor erfülltem 25. Jahre feines Alters zum Mitgliede aufzunehmen, und jede 
Roge, welche diefem zumider bandelt, hat im erften Webertretungsfalle, außer der 
Verbindlichkeit zur Ausfchliefung des gedachten Mitgliedes, eine Geldbuße von ein: 
hundert Reichethalern, im fernern Hebertretungs. oder Weigerungsfall aber Verluſt 
des Proteetorii und ber Duldung zu gewärtigen. 

*“ 5.12. Eine jede Loge ift verbunden, der Polizeibehörde den Ort ihrer Zufam: 

menkunft anzuzeigen, und darf, bei Berluft der Duldung, ihren Mitgliedern nicht 
eftatten, außer dem angezeigten Orte Zufammenkünfte zu halten, welche auf die 
reimaurerei Beziehung haben. 

Es können daher die Mitglieder des Ordens bei Juſammenkünften, außer dem 
obgedbachtermaßen angezeigten Berfammlungsorte, fi auf die Befreiung von den 
$.2. Nr. IV. V. enthaltenen Verboten nicht berufen, fondern haben vielmehr im 
Gontraventionsfalle zu gewärtigen, daß wider fie nach der Strenge des Geſetzes ver: 
fahren werden fol. 

$. 13. Jede Mutter-2oge muß die Mitglieder, welche den vorftehenden Verord- 
nungen zuwider handeln, fogleich ausſtoßen, und deren Namen der oberften Polizei. 
behörde anzeigen, auch gleihmäßig auf ihre Tochter-Logen die ſchärfſte Aufficht ha- 
ben, und fobald bei einer Tochter Loge dergleichen entdedt würde, die derfelben er: 
theilte Gonftitution zurüd nehmen, audy wie ſolches gefchehen fei, der oberften Po— 
lizeibehörde anzeigen. Wenn eine der drei Mutter-2ogen überführt werden kann, daß 
ähre Vorgefegten diefe Anweifung nicht befolgt haben, foll fie mit Verluft des Pro- 
tectorii und der Duldung beftraft werden. Auch wird es den drei Mutter-Logen zur 
Pflicht gemacht, wechielfeitig dahin zu vigiliren, dag diefer Vorſchrift auf das pünkt. 
Tichfte nachgelebet werde. 

Durd genaue Befolgung diefer VBorfhriften wird allen der Sicherheit des 
Staats und Unfern Unterthanen nachtbeiligen Folgen vorgebeugt, und überall, wie 
bishero, Ruhe und Ordnung erhalten werden können. 

Wir befehlen daher, daß diefe Unfere Verordnung durd den Drud öffentlich 
befannt gemacht, und bderfelben von jedem Unſerer Unterthanen, fo wie auch von 
den in Unfern Landen fi aufbaltenden Fremden unverbrüchlich nachgelebt, auch 
darauf, daß folches gefchehe, von Unferen ſaͤmmtlichen hohen und niedern Collegiis, 
Gerichten, Fiscälen und andern Dfficianten, auf das ftrengite gehalten werde. 

Urkundlid unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedrudtem 

.C.C. T.X. ©. 1775. Nr. 80. de 1798, Ausjug ©. 350. 


Königl. Infiegel. 
und Mathis B.7. S. 371. 1. Abſchn. 

2) Verordnung v. 6. Januar 1816, wegen Verbots ber geheimen Gefellichaften. 

Wir Friedrih Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen zc.2c. ba- 
ben den Partheigeift mit gerechtem Mißfallen bemerkt, welcher fich bei dem Streit 
der Meinungen über die Eriftenz geheimer Verbindungen in Unfern Staaten äu— 
fert. Als das Vaterland dur Unglüfsfälle hart betroffen, in großer Gefahr 
war, haben Wir Selbft den ſittlich wiffenfchaftlichen Verein genehmigt, welcher 
unter dem Namen des Tugendbundes bekannt ift, weil Wir ihn als ein Beför. 
derungsmittel des Patriotismus und derjenigen Eigenfchaften anfahen, welche 
die Gemütber im Unglück erheben und ihnen Muth geben Eonnten, es zu über: 
winden. Wir fanden aber bald in den Uns zur Beftätigung vorgelegten Ent: 
würfen einer Berfaffungs» Urkunde jenes Vereins, fo wie in der damaligen po— 
litifchen Zage des Staats, Gründe, ihn aufzuheben und den Drud aller Die: 
fuffionen über denfelben zu unterfagen. Seitdem haben diefelbigen Grundfäge 
und Gefinnungen, welche bie erfte Stiftung bdeffelben veranlaßten, nicht bloß 
eine Anzahl der vorigen Mitglieder defjelben, fondern die Mehrheit Unſers Wolke 
befeelt, woraus unter der Hülfe des Hödften, die Rettung des Baterlandes und 
die . großen, und fehönen Thaten bervoraeaangen find, dur welche fie bewirkt 
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wurde, und jept, — wo der Frieden allenthalben hergeftellt iſt, und "jeden 
Staatsbürger nur ein Geift beleben, jeder nur einer gZweck haben muß: dur) 
einträchtiges pflichtmäßiges Beſtreben beit fi fo herrlich bewährten Natio- 
nalſinn zu bewahren umd den Gefepen gemäß zu leben, 'damit die Wohlthat 
des Friedens allen gefichert bleibe, und der Wohlftand aller, welcher Unfer ums 
verrücdtes Ziel ift, bis zur möglichſten Vollkommenheit gebracht werde, — 
ient, können geheime Verbindungen nur ſchädlich und diefem Ziele entgegen 
w £ 


en. 
Wir bringen demnach | mg 
1) die Beftimmungen Unſers A. L. R. ZH. II. Zit.XX, IV. Abſchn. n 
$. 184. Die Mitglieder aller Gefellfhaften im Staat find verpflichtet, ſich 
fiber den Gegenftand und die Abficht ihrer Zufammenkünfte gegen die 
Obrigkeit auf Erfordern auszumweilen; DEREN. 
6.185. Heimliche Verbindungen mehrerer Mitglieder des Staats müflen‘‘ 
wenn fie auf den Staat felbft und deſſen Sicherheit Einfluß haben 
fönnten, von den Verbundenen, bei Vermeidung nachdrücklicher Geld 
oder Reibesftrafe, der Obrigkeit zur Prüfung und Genehmigung ange⸗ 


eigt werden; 
2) Unfer bier beigefügtes Edikt vom 20. Oktober 1798, a er Verhütung 
und Beftrafung geheimer Verbindungen, welche der allgemeinen Sicherheit nadı- 
theilig werben fünnten, 
bierdurd in Erinnerung, und wollen, daß darüber in allen Unfern Provinzen 
unverbrüchlic gehalten, auch von Unfern Gerichten danach erfannt werde. - 
Bei diefen gefeglihen Verfügungen, wird der in öffenflihen Drudichriften 
geführte Streit über die Eriftenz geheimer Geſellſchaften und über ihre Zwede, 
unnüß, beunrubige Unſere getreuen Unterthanen und nährt einen -fchädlichen 
Partheigeiſt. Wir wollen und verordnen alfo: w 
3) daß von nun an, bei nahmhafter Geld» oder Leibesftrafe von Niemand 
in Unſern Staaten Etwas barüber gedrudt oder verlegt werde. G. S. S. 5. 


3) Publicationspatent 0.25, Septbr. 1832., betr. bie Befchlüffe der deutſchen 
Bunbesverfammlung über die Maafregeln zur Aufrechthaltung ber gefeglihen Orbuung und 
Ruhe in Dentfchland ; f. au $. 152, dieſ. Tit. ; f 


4) a) C.©.v.7.Zuli 1821,, betr. bie Beftrafung der Stubirenden, welche unerlaubte 
Verbindungen unterhalten, _ : 
Da feit einiger Zeit auf mehreren Univerfitäten Spuren von Verbindungen 
und andern Umtrieben unter den Stubirenden ſich abermals gezeigt haben, die 
Unterfuhung berfelben aber darüber die juriftifchen Beweiſe nicht immer zu er« 
mitteln vermag; fo will Ich, daß von nun an bie bei Meinen Univerfitäten‘ 
angeftellten außerorbdentlichen Negierungsbevollmächtigten gehalten und befugt 
fein follen, diejenigen Studenten, weldye nach ihrer Meberzeugung verdächtig, 
find, auf der: Univerficät fürmliche oder formlofe Verbindungen zu fliften, eins) 
ten ober zu befördern, ober welche in folchen Verbindungen auf andern; 
niderfitäten fteben, fo wie diejenigen, welche Verbindungen zwifchen den vers 
ſchiebenen Univerfitäten unterhalten oder irgend einer Gattung von daranf ges 
richteten oder anderen Umtrieben fich ſchuldig machen, ohne weitere gerichtliche 
Unterfuhung und ohne Mitwirkung des Ilniverfitätdrichtere oder des akademi, 
ſchen Senats, fofort von der Üniverfität zu entfernen und nach ihrem Ermef 
fen dies Meinen übrigen Regierungs: Bevollmächtigten bekannt zu maden, ba: 
mit. fie auch auf den, denfelben. untergeordneten Univerſitaͤten nicht angenom⸗ 
men werben. Es verfteht fich biebei von felbft, daß in ben nach dem Ürtheile 
des. Regierungs » Bevollmächtigten dazu geeigneten Fällen die gerichtliche Uns; 
terfuchung und Beſtrafung dennoch vor fi gehen muß, und mache Ich da— 
bei allen Behörden, befonders den Univerſitäts, Richtern, zur unnadläffigen; 
Pflicht, biebei mir allem Ernfte und mit gefeßlicher Strenge — — 
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: 5). ©. 0,21. Mai 1824,, betr. die Befttafung aller geheimen , befonderd burfchen» 
ſchaftlichen Verbindungen auf hen Univerfitäten. 


"Da dem geheimen, befonders aber den burfchenfchaftlichen Werbindungen 
Univerfitäten : politifche Beſtrebungen und verderbliche Zwede zum Grunde Fr 
gen, ſo beſtimme Ich hiermit: | a De er 

A. Alle geheime, infonderbeit. burfchenfchaftliche und mach dein Geiſte, den 
Grundfägen und Zweden der Burfchenfchaft eingerichtete Verbindungen auf 
Meinen Univerfitäten, follen fünftig nicht als bloße Studenten » Verbinduns 
gen, fondern als in die Kuathegorie der Edikte vom 20, Oktober 1798 und 
vom 6. Januar- 1816 gehörige, ‚verbotene geheime Verbindungen angefehen und 
behandelt und daher in Gemãßheit diefer, Edikte, Eriminalgefeglich, daneben 
aber auch mit der Relegation und Unfähigkeit zu einem öffentlichen Amte, 
— in dieſer Beziehung auch die medizinifhe Praxis zu rechnen, beftraft 


‚I. Da die hiernac gegen die Mitglieder folcher verbotenen, und befonders 
hurſchenſchaftlichen Verbindungen zu erfennende Strafe, das Strafmaaß der afa- 
bemijchen Gerichtsbarkeit. überfchreitet ; ſo gehört, in Gemäßbeit des Reglements 
vom 24. November 1810, die gerichtliche Unterfuhung und Beſtrafung vor die 
—— — und nur die davon abhängige Relegation vor die ata 
Behord > J 
II. Der allgemeinen Polizei gebührt die polizeiliche Aufſicht gegen alle diefe 
men- und verbotenen Verbindungen, der erfte Angriff und die polizeiliche 
nterfuhung, nach deren Schluß das Polizeiminifterium, nach Maaßgabe der 
ermittelten Refultate, die Sache entweder. an die Juftiz abgeben, oder weitere 
Maafregeln und Beftimmungen: erlaffen wird. G. S. ©. 122. 
ec) C. ©. v,.12.3anuar 1833., betr. die Beftrafung ber unerlaubten Studentenver⸗ 
bindungen, 
Aus dem, dem anliegenden. Berichte des Minifterd des Innern und der No 
lizei vom 17.0. M. beigefügten Erkenntniſſe des Kriminalfenats des O. L. Ger, 
zu Breslau wider dortige Studenten, als Theilnehmer an geheimen Verbindun: 
gen, babe Ich die irrthümliche Auslegung erfeben, die der Kriminalfenat Mei: 
nen gefeglichen Beftimmungen vom 21. Mat 1824 giebt, indem er felbige auf 
die zu politifchen Zweden geftifteten geheimen Verbindungen befchräntt, da doc, im 
Art.I. mit beftimmten Worten-verfügt ift, daß alle geheimen Verbindungen auf dım 
Univerfitäten künftig nicht als bloße Studenten: Verbindungen , fondern als in tie 
Kathegurie der Edikte vom 30. Oktober 1798 und 6. Januar 1816 gehörige, ver- 
botene geheime Verbindungen, angefehen werden follen. Die Rihtanwendung 
Meiner Drdre vom 21. Mai 1824 auf die in Breslau ermittelten geheimen 
Verbindungen ift um fo befremdender, ald dem Kriminal: Senat. befannt. wer, 
daß die Kriminal«Unterfuchung. auf den Grund des Art. I. der gedachten Ortre 
sach Meinem unmittelbaren Befehl eingeleitet: und geführt worden, bei demf:l- 
ben alfo über Meine Abſicht, alle geheime Studenten» Verbindungen, ohne Un- 
terfchied, ‚welchen. Zwed fie haben, der mider verbotene geheime Verbindung m 
verfügten Kriminalftrafe zu unterwerfen, kein Zweifel obwalten konnte. Dir: 
gleichen, -den klaren Sinn des Geſetzes umgebende Interpretationen des Ri bh: 
ters find um fo nachtheiliger, ‚als fie die Neigung der jungen Leute zu foldhn 
Verbindungen befördern, durch welche fie jedenfalls auf ihrer künftigen Laı f- 
babn, nah dem Beſchluſſe der Bundesverfammlung vom 20. September. 18 9 
und Meiner Belanntmahung vom 18. Oktober defielben Jahres, von der Br- 
waltung öffentlicher Aemter ausgefchloffen. werden. Auch folgt aus dem Jnbı It 
ber vorgefundenen Statuten und Geſetze der Geſellſchaft micht, daß berfellm 
feine politifche und fonft verderbliche Zwecke zum Grunde liegen, weil fie nı dh 
anderweitige Statuten befiten kann, welche fie dem Nichter zu verbeimlid en 
Gelegenheit gefunden bat. Ich finde Mich daher um fo mehr bewogen, «uf 
die ftrengfte Ausführung des Gefeges vom 21. Mai 1824 zu halten. 


0.8.3. 8.43. ©.6:6. 
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d) Allerhochſte Bekanntmachung bes Befchluffes der deutſchen Bunbesvers 
fammlung v. 14. Novbr. 1834,, wegen ber deutichen Univerfitäten und auberer Lehranftalten, 
v,5. Decbr. 1835, 

Ertract 


Art.6. Bereinigungen der Studirenden zu wiffenfchaftlihen oder gefelligen 
Sweden, können mit Grlaubniß der Regierung, unter den von letzterer feltzufegen- 
den Bedingungen ftattfinden. Alle andere Verbindungen der Studirenden ſo— 
—— ſich, als mit ſonſtigen geheimen Geſellſchaften, ſind als verboten zu 

etrachten. 

Art. 7. Die Theilnahme an verbotenen Verbindungen ſoll, unbeſchadet /der in 
einzelnen Staaten beſtehenden ſtrengeren Beſtimmungen, nach folgenden Abſtufun— 
gen beſtraft werden: 

1) Die Stifter einer verbotenen Verbindung und alle diejenigen, welche Andere 
um Beitritt verleitet oder zu verleiten geſucht haben, ſollen niemals mit 
loßer Karzerſtrafe, ſondern jedenfalls mit dem Consilio abeundi, oder, 

nach Befinden, mit der Relegation, die den Umſtänden nach zu ſchärfen iſt, 
belegt werden. | 

2) Die übrigen Mitglieder folher Verbindungen follen mit ftrenger Karzerftrafe, 
bei wiederholter oder fortgefegter Theilnahme aber, wenn ſchon eine Strafe 
megen verbotener Verbindungen vorangegangen ift, oder andere Verfchär: 
fungsgründe vorliegen, mit der Interfchrift des Consilio abeundi , oder dem 
Consilio abeundi felbft, oder, bei befonders erfchwerenden Umftänden, mit 
der Relegation, die dem Befinden nach zu fchärfen ift, belegt werden. 

3) Infofern aber eine Verbindung mit Studirenden anderer Univerfitäten, zur 
Beförderung verbotener Verbindungen, Briefe wechfelt, oder durch Depu. 
tirte fommunizirt, fo follen alle diejenigen Mitglieder, welche an biefer 
Korrespondenz einen thätigen Antheil genommen haben, mit der Relegation 
beſtraft werben. 

4) Auch diejenigen, welche, ohne Mitglieder der Gefellfchaft zu fein, dennoch 
für die Verbindung thätig gewefen find, follen, nad) Befinden der Umſtände, 
nad obigen Strafabftufungen beftraft werden. 

5) Wer wegen verbotener Verbindungen beftraft wird, verliert nach Umſtänden 
zugleich die akademiſchen Benefizien, die ihm aus öffentlichen Fondskaſſen oder 
von Städten, Stiftern, aus Kirchenregiftern u. f. w. verliehen fein möchten, 
oder deren Genuß aus irgend einem andern Grunde an die Zuftimmung der 
Staatsbehörden gebunden ift. Desgleichen verliert er die feither etwa genof: 
fene Befreiung bei Bezahlung der Honorarien für Vorlefungen. 

6) Wer wegen verbotener Verbindungen mit dem CGonsilio abeundi Belegt iſt, 
dem kann die zur Wiederaufnahme auf eine Univerfität erforderliche Erlaub- 
niß (Art. 4. Nr. 3.) vor Ablauf von fehe Monaten, und dem, der mit der 
Relegation beftraft worden ift, vor Ablauf von einem Jahre nicht ertheilt 
werben. 

Sollte die eine oder andere Strafe theild wegen verbotener Verbindungen, 
theils wegen anderer Vergehen erfannt werden, und das in Betreff verbotener 
Verbindungen zur Laft fallende Verfchulden nicht fo groß geweſen fein, daß 
desbalb allein auf Wegweifung erfannt worden fein würde, fo find die oben 
bezeichneten Zeiträume auf die Hälfte befchränft. 

7) Bei allen in den afademifchen Gefegen des betreffenden Staats erwähnten 
Vergehungen der Studirenden ift, bei dem Dafein von Indizien, nadyzufor: 
ſchen, ob dazu eine verbotene Verbindung näheren oder entfernteren Anlaß 
gegeben habe. Wenn dies der Fall ift, fo fol es als erfchwerender Umſtand 
angefehen werden. , 

8) Dem Gefuche um Aufhebung der Strafe der Wegmweifung von einer Univerfi: 
tät in den Fällen und nach Ablauf der feftgefegten Zeit, wo Begnadigung ftatt« 
finden kann (Nr. 6. oben), wollen die Regierungen niemals willfahren, wenn 
der Nachſuchende nicht glaubhaft darthut, daß er die Zeit der Verweifung von 
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der Umiverfität nüglich verwendet, ſich eines untadelhaften Lebenswandels be. 
fliffen hat, und keine glaubbafte Anzeigen, daß er an verbotenen Verbindun— 
gen Antheil genommen, vorliegen. 

Art.8. Die Mitglieder einer burſchenſchaftlichen oder einer auf politifche Zwecke 
umter irgend einem Namen gerichteten unerlaubten Verbindung trifft (vorbehaltlich 
der etwa zu verbängenden Kriminalitrafen) gefhärfte Relegation. Die künftig aus 
folhem Grunde mit gefchärfter Relegation Beitraften follen eben fo wenig zum Zi: 
vildienfte, als zu einem kirchlichen oder Schulamte, zu einer afademifchen Würde, 
zur Advofatur, zur ärztlichen oder chirurgiſchen Praxis, innerhalb der Staaten des 
Deutihen Bundes zugelaffen werden. 

Würde fih eine Regierung durch befonders erhebliche Gründe bewogen finden, 
eine gegen einen ihrer Unterthanen wegen Verbindungen der bezeichneten Art erfannte 
Strafe im Gnadenwege zu mildern oder nachzulaſſen, fo wird dieſes nie ohne ſorg⸗ 
fältige Erwägung aller Umftände, obne Ueberzeugung von dem Austritte des Wer: 
irrten aus jeder gefegwidrigen Verbindung und ohne Anordnung der erforderlichen 
Aufſicht gefcheben. 

Art.9. Die Regierungen werden dad Erforderliche verfügen, damit in Fällen, 
wo politifche Verbindungen der Studirenden auf Univerfitäten vorfommen, ſämmt. 
liche übrige Univerſitäten alsbald hievon benachrichtigt werden. 

Art. 10. Bei allen mit afademifchen Strafen zu belegenden Geſetzwidrigkeiten 
bleibt die friminelle Beftrafung, nach Befchaffenbeit der verübten gefegmwidrigen That, 
und indbefondere auch dann vorbehalten, wenn bie Zwecke einer Verbindung der 
Studirenden oder die in Folge derfelben begangeneu Handlungen die Anwendung 
bärterer Strafgefege nothwendig machen. 

Art. 11, Wer gegen eine Univerfität, ein Inflitut, eine Behörde oder einen 
akademiſchen Lehrer eine fogenannte Verrufserklärung direkt oder indirekt unter: 
nimmt, foll von allen Deutſchen Univerfitäten ausgeſchloſſen fein, und es foll diefe 
Ausſchließung öffentlich befannt gemacht werden. Diejenigen, welche die Ausführung 
folcher Verrufserklärung vorfätslich befördern, werden, nach den IImftänden, mit dem 
Consilio abeundi oder mit der Relegation beftraft werden und es wird in Anfehung 
ihrer Aufnahme auf eine andere Univerfität dasjenige ftattfinden, was oben Art. 7. 
Nr. 6, beftimmt ift. 

Bleibe Strafe, wie Beförderer vorgedachter Verrufserflärungen, wird die: 
jenigen Studirenden treffen, welche ſich Verrufserllärungen gegen Privatperfonen 
erlauben oder daran Theil nebmen. Der Landes: Gefepgebung bleibt die Beftim: 
.. überlaffen, in wie weit Berrufserklärungen außerdem als Injurien zu behan— 

ein Icten, 

Arm12. Jeder, ber anf einer Univerſität ſtudirt hat und in den Staatsbienft 
treten will, if verpflichtet, bei dem Abgange von der Univerfität, ſich mit einem 
Zengniſſe über die Vorleſungen, die er befucht hat, über feinen Fleiß und feine Auf: 
fihrung zu verfehen. 

Obne die Vorlage diefer Zeugniffe wird Feiner in einem Deutfchen Bundesftaate 
zu einem Examen zugelaffen und alfo auch. nicht im Staatsdienfte angeftellt werden. 
Die Regierungen werden folhe Verfügungen treffen, daß die auszuftellenden Zeug: 
niffe ern möglichſt genaues und beftimmtes Urtheil geben. 

Vorzüglich haben diefe Zeugniffe fih auf die Frage ber Theilnahme an verbote. 
nen Werbindungen zu erftreden. Die außerordentlihen Negierunge:Bevollmächtig- 
ten — angewieſen werden, über den gewiſſenhaften Vollzug dieſer Anordnung 
zu wachen. 

Art.13. Die akademiſchen Gremien, als ſolche, werden der von ihnen bis. 
ber ausgeübten Strafgerihtsbarkeit in Kriminal» und allgemeinen Bolizei- 
fahen über die Studirenden allenthalben enthoben. Die Begeihnung und Zufams 
menfegung derjenigen Behörden, welchen diefe Gerichtsbarkeit übertragen werden 
fol, bleibt den einzelnen Landesregierungen überlaſſen. Vorſtehende Beſtimmung 
bezieht fich jedoch eben fo wenig auf einfache, die Studirenden ausſchließlich be 
treffende Disziplinar« Gegenftände, namentlich die Aufficht auf Studien, Sitten 
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und Beobachtung der alademifchen Statuten, old auf Erkennung eigentlich alade- 
miſcher Strafen. | | 

. Art. 14. Die Beſtimmungen ber Artikel 1. bis 12, follen auf ſechs Jahre als 
eine verbindliche Verabredung befteben, vorbehaltlich einer weitern Mebereinkunft, 
— fie nach den inzwiſchen geſammelten Erfahrungen für angemeſſen erachtet 
werden, 

Art. 15. Die Artikel 1. bis 12. follen auch auf andere öffentliche ſowohl als 
Privat», Lehr und Grziebungsanftalten, fo weit es ihrer Natur nach thunlich ift, 
angewendet werben. Die Regierungen werden auch bei diefen die zweckmäßigſte Für« 
forge eintreten laffen, daß dem Verbindungsweſen, namentlich fo weit baffelbe eine 
politiihe Tendenz bat, Eräftiaft vorgebeuat und ſonach die Vorfchriften des 9.2. bes 
Bundesbefchluffes vom 20. September 1819 insbefondere auf die Privat: Inftitute 
ausgedehnt werben. 

Wir bringen hierdurch dieſen Bundesbefchluß zur allgemeinen Kenntniß Unferer 
Behörden und Untertbanen, und wollen, daß die in demfelben enthaltenen Be 
ftimmungen von Unſeren fämmtlichen Behörden und Unterthanen, und zwar nicht 
bloß in Unfern zum Deutfchen Bunde gehörenden, fondern aud in allen übrigen 
Landestheilen Unferer Monarchie, fo weit es fie angeht, pünktlich befolgt werden 
follen, ®.©. S. 287. 


e) Gesetz über bie Beftrafung ber Stubdentenverbinbungen, v.7. Januar 1838, 


Wir Friedrih Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ıc. ıc. haben 
die wegen Studentenverbindungen bisher eraangenen gefeglihen Vorſchriften mit 
Rückſicht auf die Beichlüffe der Deutſchen Bundesverfammlung vom 14. Novbr, 
1834. einer forgfältigen Prüfung unterwerfen laffen, und verordnen nunmehr auf 
den Antrag Unferes Staatsminifteriums und nach erfordertem Gutachten Unſeres 
Staatsraths, unter Aufhebung aller früheren Borfchriften über diefen Gegenftand, 
für den ganzen Umfang Unferer Monardie, was folgt: 

Verbot der Studentenverbindungen, 

$.1. Alle Studentenverbindungen,, ohne Unterfchied der dabei gebrauchten Be. 

— (als Orden, Landsmannſchaften, Burſchenſchaft u. ſ. w.), find ver⸗ 
oten. 


Strafd der einfachen Studentenverbindungen. 
$.2. Die Strafe der Uebertretung dieſes Verbots beftebt: 

1) für die Stifter, Vorſteher und Beamten einer folhen Werbindung, und 
für alle diejenigen, weldye Andere zum Beitritt verleitet, oder zu verleiten 
gefucht haben, in dem consilium abeundi oder der Relegation; 

2) für die übrigen Mitglieder in irengem Karzer; bei wiederholter oder fort. 
geſetzter Mebertretung, fomwie bei andern erfihwerenden Umſtänden, in der 
Unterſchrift des consilii abeundi, im consilium oder in der Relegation; - 

3) infofern aber eine Studentenverbindung mit Studirenden — —————— 
täten in irgend eine Gemeinſchaft tritt, fo ſollen alle diejenigen Mitglieder, 
or — thätigen Autheil hieran genommen haben, mit Relegation be» 

aft werben. ' 
$.3. Diejenigen Stubirenden, welde für eine Stubdentenverbindung, ohne Mit. 
alieder derfelben zu fein, dennoch thätig geweſen find, follen gleichfaNs nach den Be 
ftimmungen des $. 2, beftraft werben. 
$.4. Der mit dem consilium oder der Relegation Beftrafte kann nur durch be 
fondere Erlaubnif des Minifteriums der Unterrichts: Angelegenheiten auf einer 
Univerfität wiederum zugelaffen werben. Diefe Erlaubniß ift jedoch 

1) nach dem consilium nie vor ſechs Monaten, nach der Relegation nie vor 
einem Jahre; 

2) — aber nie für dieſelbe Univerſität, wo die Strafe verwirkt wordben, 
zu ertheilen. ' 

6.5. Auch verliert ein fo Veftrafter, wenngleich er die Erlaubniß zur Fort« 
fegung feiner Studien erhält, den Genuß alademifcher Stipendien und Benefigien, 
19* 
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welche aus öffentlichen Fonds, von Gorporationen, Kirchen u. f. w. verliehen find, 
oder deren Verleihung an die Zuftimmung der Staatebehörde gebunden ift, fowie 
bie Befreiung von Honorar» Zahlungen. ine Wiederverleibung fann nicht au 
ders als mit befonderer Genehmigung des Minifteriums der Unterrichts » Angeles 
genheiten Statt finden. 

Strafe der politifchen Studentenverbindungen, 

$.6. Gehört es jedoch zu den Zweden oder zu den Beichäftigungen einer Stu: 
dentenverbindung, über Veränderungen in der Verfaffung oder Verwaltung eines 
beftimmten Staats, oder auch der Staaten überhaupt, Berathſchlagungen, in wel: 
her Abſicht es fei, anzuftellen, fo haben, außer der im $. 2. beftimmten Abndung, 
die Stifter, Vorfteher und Beamten derfelben ein: bis fechejährige, die übrigen 
Theilnehmer aber fechsmonatliche bis dreijährige Gefängnißs oder Feftungsarreft:- 
Strafe verwirft. 

Erſchwerende Umſtaͤnde. 

$.7. Eine Erhöhung dieſer Strafen ($. 6.) tritt ein, wenn dergleichen Verbin 
dungen entweber 

1) ihren Mitgliedern Verpflichtungen auferlegen, welche über die Zeit des 

akademiſchen Zufammenlebens an diefer Univerfität, oder über die Studien» 
zeit überhaupt, hinausreichen follen, oder 
2) mit Stubentenverbindungen auf andern Univerfitäten, oder mit ſolchen in» 
ländifhen oder ausländifchen Vereinen von Nicht: Studenten, die nad 
ben in Unferen Staaten beftehenden Vorſchriften als unerlaubt anzufehen 
find, auf irgend eine Weife, 3. B. durch Briefwechſel, Mittbeilung ıbrer 
Statuten, Sapungen oder Befchlüffe, oder durch Zufammenkünfte mittelft 
Abgeordneter u. f. w. in Beziehung und Verkehr treten, oder wenn 

3) die Mitglieder die Erfüllung der von ihnen übernommenen Verpflichtun— 
gen eidlih, oder durch Verſicherung an Eides Statt oder auf Ehrenwort 
angeloben, oder 
4) unbelannten Oberen Gehorfam, oder befannten Oberen einen unbedingten 
Gehorſam verfprechen, oder 

5) zur Verbeimlihung ihrer Zwede und Beichäftigungen falfhe Status 
ten vorlegen, oder fonft andere, als ihre wirklichen Zwecke vorfpie 
gen, oder wenn 

6) in einer foldhen Verbindung mehrere und höhere Grade und Abftufungen 

Statt finden, gegen diejenigen Theilnehmer, welche Wiffenfchaft davon ba- 
ben, oder ſich felbft in deu höheren Graden befinden. 

In jedem diefer Fälle foll für die Stifter, Worfteher und Beamten achtzehn: 
monatliche bis zehnjährige, für die fibrigen Mitglieder neunmonatliche bis fechsjäh- 
rige Gefängniß« oder Feftungsarreft: Strafe ausgefprochen werden. 

Ronfurrenz von Verbrechen. 

6.8. Beſtehet der Zweck einer ſolchen Studentenverbindung ($$. 6. 7.) in einer 
ſchon an ſich ald Vergehen oder Verbrechen ftrafbaren Handlung, oder ift von der 
Verbindung im Ganzen oder von einzelnen Mitgliedern derfelben irgend ein ande 
res Vergeben oder Verbrechen aus Anlaß der Verbindung unternommen, begünfti« 
get oder ausgeführt worden, fo follen die allgemeinen Geſetze über konkurrirende 
Berbrehen (UL. R. II. 20.$.57.) zur Anwendung kommen. 

: Verluft der Anftellungsfäbigkeit ıc, 

$.9. Außerdem foll fein, Theilnahme an einer $$. 6. bis 8. bezeichneten 
Studentenverbindung VBerurtheilter zu einem öffentlichen Amte, oder zur ärztlichen 
oder chirurgiſchen Praris, oder zu einer afademifchen Würde, oder als Privatdocent 
auf einer Üniverfität zugelaffen, oder mit einer Conceſſion zur Ertheilung von Pri— 
vatunterricht veriehen werden, 

— art au allen diefen Functionen iſt jedesmal im Erkeuntniſſe aus: 
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Befonderer Berichtsftand, 

$. 0, Die Unterfuhung und Entfheidung in allen, $$. 6. bis 8, — 

Fällen, wird dem Kammergerichte zu Berlin übertragen. 
Befugniffe u. Pflichten der Behoͤrden. 

$.11. Den akademiſchen Behörden, fowie den allgemeinen Polizeibehörden wird 
nad) wie vor die Aufficht gegen alle Studentenverbindungen beigelegt. Ihnen ge: 
bührt der erfte Angriff und die polijeiliche Unterſuchung, nach deren Abfchluß das 
Polizeiminifterium, nad) Maaßgabe der ermittelten Refultate, weitere Maafregeln 
oder —— au treffen, oder die Sache an das Kammergericht au Berlin 


abzugeben ha 
——— von Studenten und —— 
$.12. Wenn Nicht-Studenten an Studentenverbindungen Theil neben oder 
wiffentlich dazu Vorſchub leiften, fo werden fie nach den vorſtehenden Beſtimmun⸗ 
en mit. der Maaßgabe beftraft, daß den gegen die Studenten Statt findenden 
isciplinarftrafen ($.2.) Gefängnif+ oder Seltungsarreft : Strafe von drei Mona» 
ten bis zu zwei Jahren fubftituirt werden muß, 

Wenn dagegen Studenten an unerlaubten Verbindungen von Nicht: Stuben: 
ten Theil nelsmen, fo follen auf fie diefelben Strafgefege, wie auf die übrigen Mit. 
au, angewendet werden. 

Erlaubte ‚Vereinigungen und deren Grenzen. 

$.13. Berabredungen von Studirenden zu Zuſammenkünften für einzelne, genau 
beſtimmte, an ſich erlaubte Zwecke, wie geſelliges Vergnügen, wiſſenſchaftliche oder 
Kunſtbildung, Leibesübung, find als Studentenverbindungen nicht zu betrachten, und 
daher den vorftchenden Strafbeftimmungen nicht unterworfen. 

Wenn jedoch dur die Verabredung folder Zufammenkünfte eine Vereini— 
gung gebildet wird, die auf den Grund einer fchriftlichen Urkunde eine Verfaffung, 
mit Borftebern, Beamten, —* erhält, ſo ſoll dieſelbe, ohne Rückſicht auf 
den darin angegebenen erlaubten Zweck, unter dem Verbot der Studentenverbin⸗ 
dungen ($.1.) begriffen fein, und mit den in 66.2, bis 5. angebroheten Strafen 
belegt werden, - G. S. ©. 13, 
. & 186. Ohne ausdrückliche Erlaubniss der Polizeiobrigkeit soll 
keine Redute, öffentliche Maskerade, oder audere dergleichen öffent- 
liche Lustbarkeit angestellt werden. 

8.187. Wenn die Obrigkeit die Erlaubniss ertheilt: so muss sie zu- 
gleich die nöthige. Aufsicht zu Verhütung aller Unordnungen, bei 
eigner Vertretung, veranstalten. 

8.188. Wenn der Unternehmer solcher Lustbarkeiten sich die Er- 
laubniss und den Schutz der Obrigkeit nicht erbeten hat: so soll er, 
wegen aller dabei vorgefallenen Unordnungen oder Verbrechen, gleich 
demjenigen, welcher dazu thätigen Beistand geleistet hat, bestraft wer- 
den. ($. 71.) 

8.189. Ein Gleiches findet statt, wenn der Unternehmer, bei wirk: 
lich entstandenen Unordnungen, die nöthige Hülfe zu deren Beilegung 
nicht in Zeiten erfordert; ob er gleich die $. 186. vorgeschriebene An- 
zeige bei der Obrigkeit nicht unterlassen hat. 

$. 190. Auch bei Gelagen in Wirthshäusern, und andern Versamm- 
lungsplätzen des gemeinen Volks, muss die Obrigkeit durch die Poli- 
zei darauf Acht haben, dass keine Unordnungen vorfallen; und nicht 
zugeben, dass solche Zusammenkünfte über die in der Polizeiordnung 
bestimmte Zeit fortdauern. 

$.191. Fremde Landstreicher, welche nirgend einen festen/Wohnsitz 
haben, und wovon sie sich ernähren nicht glaubhaft nachweisen kön- 
uen, sollen, wenn bei der Untersuchung ihres bisherigen Lebenswan- 
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dels keine Anzeigen eines begangenen Verbrechens sich hervorthun, 
über die Gränze gebracht, und ihnen die Rückkehr bei Festungsstrafe 
verboten werden. , 

$. 192. Finden sie sich dennoch wieder ein: so müssen sie zweijäh- 
rige Festungsstrafe leiden. | 

8.193. Nach ausgestandener Strafe werden sie abermals über die 
Grenze geschafft; und es wird ihnen lebenswierige Festungsstrafe auf 
den Fall der abermaligen Rückkehr angekündigt, 

$.194. Diese Strafe wird an ihnen wirklich vollstreckt, wenn sie 
> als Landstreicher zum Drittenfnale in hiesigen Landen betreten 

ssen. 

8.195. Vorstehende Andeutungen und Strafen ($. 191-194.) finden 
auch alsdann statt, wenn ein fremder Landstreicher in hiesigen Landen 
ein Verbrechen begangen, und die erkannte zeitige Gefängniss-, Zucht- 
haus- oder Festungsstrafe ausgestanden hat. 


1) In Betreff des Verfahrens gegen inländiſche Bagabonden und Bettler f. bie Ullegate 
au 8.5. dief. Tit, 

2) O. O.v. 28, Febr, 1817,, betr. die Beftrafung ber In die hiefigen Lande zurückkehren⸗ 
ben über die Grenze gebrachten fremden Landftreicher, 

Auf Ihren Bericht vom 26, Februar d.%. finde Ich es für nörbig, daß die 
geſetzlichen Vorſchriften Thl. II. Tit. 20. $. 191. und folgeude des A. L. R. we 
gen Beſtrafung fremder Landſtreicher, wenn ſie des Verbots und der Beſtrafung 
ungeachtet, zurückkehren, ergänzt werden. Ich verordne daher, daß fremde Land: 
ſtreicher, welche, mit Androhung zweijähriger Feftungs. oder Zuchthausſtrafe, 
über die Grenze gebracht, dennoch zurückkommen und zu zweijähriger Strafe 
verurtheilt werden, nach volljogener zweijähriger Feftungs» oder Zucthausitrafe, 
im Falle des $. 192. über die Grenze gebracht und ihnen zebnjährige Feſtungs— 
ftrafe auf den Fall der Rückkehr angekündigte werden fol. Laffen fie fi nichts 
befto weniger in den hieſtgen Landen betreten, fo \baben fie zehniährige Fe» 
ſtungs, oder Zuchthausitrafe verwirkt. Wird am Ende diefer Strafjeit der 
Beſtrafte abermals über die Grenze gebracht, fo ift ibm lebenswierige Fer 
ſtungsſtrafe anzukündigen und im Falle der abermaligen Rückkehr an ibm zu 
volljiehen. Zugleih autorifire Ih Sie, den Juftizminifter, dafür zu forgen, 
daß die aus dieſem Grunde bisher zu lebenswieriger Ginfperrung bereits ver« 
urtheilten Zandftreicher, nach Ablauf zehnjähriger Strafzeit, entlaffen, und mit 
ber Warnung lebenswieriger Einfperrung über die Grenze — 

3) a) Rescripte vom 12, Deebr. 1796,, u, 28. Wai1810,, betr, die Landesverweis 
fung ausländifcher Verbrecher, 

Wir laffen Euch das nebſt den Unterſuchungs-Akten unterm 1.d.M. wiederum 
eingereichte Erkenntniß in Sachen des Fabrifen»Auffehers Zur und Conforten, wegen 
der in der Simonfhen Tabads: Fabrik begangenen Entwendung, hierneben remitti« 
ren, und wollen Euch dabei nicht verhalten, day, quad Principium, in Anfehung der 
Landesverweifung, es fein Bedenken habe: i- 

daß gegen ‚Fremde, die in Unjern Landen ſich bloß aufhalten, ohne ein wirklis 
ches Domicilium in sensu juris zu etabliren, bei von ihnen begangenen Ber: 
breden, nad Bewandmiß der Umftände, auf Fortfhaffung über die Grenze 
angetragen werden könne. 

Außer den von Euch angeführten Gefegftellen und übrigeu Gründen it auch in 
Unferer, wegen Abfchaffung der Urphede, neuerlich ergangenen Verordnung eben die: 
ſes hg voraus gefegt worden. Auch Unſer Refcript vom 14. v. M. verwirft 
nicht den Srundfag felbit, fondern nur defien Anwendung auf den gegenwärtigen Fall, 
weil fowohl der 2c. Zur, als der ꝛtc. Pabit fich nicht erſt vor kurzem im Unſern Landen 
eingefunden, fondern fchon eine geraume Zeit ſich darin aufgehalten, und ihr Brod als 
Fabrifen: Arbeiter verdient haben. Da inzwifchen dieſes allerdings nicht für die Com 
ftitusion eines wirklichen Domieili in Unfern Landen angefehen werden kann, auch 


* 
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aus dem eigenen Angaben der Inquiſiten de vita ante acta erhellet, daß feiner der- 
felben ein ordentliches Metier oder Gewerbe, womit er fih auf eine zuverläßige und 
erlaubte Art feinen Unterhalt verdienen Tann, jemals erlernt oder getrieben bat, viel. 
mehr beide vor ihrem bloß temporellen Aufenthalte in Frankfurt wirklich eine unftäte 
und herumfchweifende Lebensart geführt haben, mithin, wenn ihnen, nad) ausgeſtan⸗ 
dener Strafe, der längere Aufenthalt in Unſern Landen geftattet würde, gegründete 
Beſorgniß einer für das Publitum daraus: entftehenden Unficherheit allerdings vor: 
handen zu fein fcheint: fo wollen Wir Euern Antrag, fo wie es in der Hauptfache 
bereits gefchehen ift, auch wegen Fortihaffung der Inculpaten über die Grenze, nad) 
ansgeftandener Strafe hiermit beftätigen. Berlin, den 12. Dechr. 1796. 

Stengels Beitr. B. 4. ©. 429. 

Bei Gelegenheit ift öfters bemerkt worden, daß Ihr jeden Ausländer ohue Unter 
fhied, wenn er im Lande ein Verbrehen begangen bat, zur Landesverweifung verur- 
theift habt, die allegirten Vorfchriften $.4. und 191. Tit. 20. Thl. II. des A. L. R. 
fprechen aber nur von fremden Landitreihern, nicht aud von Ausländern, die ſich 
fhon eine Zeitlang im Lande aufgehalten und darin entweder ein wirkliches Domi« 
eilium gewonnen oder doch ein Gewerbe, z. B. als Handwerksgefellen ergriffen, oder 
fih als Dienftboten vermierhet haben. , j 

In ſolchen Fällen konnen die Ausländer nicht anders, als bisherige Unterthanen, 
behandelt werden und die Landesverweifung kann gegen fie nicht erfannt werden. 

Berlin, den 28. Mai 1810, Yet. Gen, des Juſtizm. A. 2768, 

b) Bescript o, 20, Auguſt 1814,, betr. die Anwendung der im 9.194, dief, Fit, 
beftimmten Strafe. 

Die Faſſung des 8.194. Tit.20, Thl. II. des A. L. R., welche bei der Beſtrafun 
der abermaligen Rückkehr eines des Landes Verwieſenen vorausſetzt, daß derſelbe ſi 
als Landſtreicher im Lande betreten laſſe, rechtfertigt das von dem (Tit.) nah 
dem Berichte vom 11. v. M. in der Unterſuchungsſache wider S. abgefaßte Grfennts 
ni. Ob übrigens der zurückgekommene Verwieſene als Landitreiher anzufehen fei 
wird in jedem einzelnen alte nach den Umftänden zu beurtheilen fein, 

Act. Gen. des Zuftiim, L,R. No,6. Vol. IH. fol. 377, 


c) Bescript », 8, Mär; 1817,, betr, dad Verfahren gegen ausländiſche Baga; 
bonben, 


Durd) die Allerh. C. O. vom 28. Febr. d. J. (G. ©. v. 3.1817. Nro. 5. ©. 36.), 
ift die lebenswicrige Strafe, zu der diejenigen Fremden verurtheilt, welche über die 
Grenze gebracht, und der fhon ausgeſtandenen zweijährigen Strafe und des Ber: 
bots ungeachtet — auf eine zehnjährige ermäßigt. 

Hierauf it die Vollſtreckung der Strafe eingeihränft, und es ift mit den Com— 
mandanturen und Regierungen des Diſtricts wegen Entlaſſung folher Subjecte, nad 
Ablauf der zehmjährigen Strafzeit, die nöthige Rückſprache zu halten, und dafür zu 
forgen, daß ihmen vor dem anderweitigen Transport über die Grenze, zum Protokoll, 
bei einer zum dritten Mal zu wagenden Rückkehr, eine lebenswierige Ginjperrung 
angedrobt werde, Ä v. K. J. B. 9. ©. 43, 


d) Bescript o. 17. Mai 1817., betr. die Fortſchaffung der Landſtreicher über die 
Grenie. 


Der Juftig: Minifter kann der von dem Criminal:Senat des Königl. O. L. Ger. 
in dem, auf VBeranlafjung der Unterfuchungsfache wider den N, auf Erferdern erſtat— 
teten Berichte vom 30, v. M. geäußerten Meinung: 
daß die nah 8. 191, Tit. 20, Thl. I. des A. L. R. flattfindende Fortſchaffung 
fremder Landftreiher, welche fich Feines Verbrechens fhuldig gemacht haben, 
über die Grenze, und Androhung einer Strafe, auf den Fall der Nückkehr, 
2. anders, als auf den Grund eines richterlihen Erkenntniſſes erfolgen 
önne, 
nicht beitreten. Dergleihen Landftreiher gehören _Tediglich zur Dispofition der Polis 
zeibehörden, welche daher auch vor ihrer Fortſchaffung über die Grenze die gefegliche 
Androhung, welche noch feine wirkliche Strafverhangung it, zu bewirken haben. 
Gegen diefe Verfügungen feht dem Beltraften nur der Weg der Befchwerde bei der 
unmittelbar vorgefegten Behörde zu. Wenn die angedrobte Strafe demnächſt in dem 
Falle der Rückkehr vollitredt, und von dem Gollegio darauf erkannt werben fol; fo 
muß, wie fib von felbit verfteht, allerdings von demfelben geprüft werden, ob Die 
Strafandrohung zuläjiig geweien, und ob im diefem- Falle das ergangene Verbot von 
dem Angefhuldigten übertreren worden j 
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Der Eriminal: Senat des Königl. D.2. Ger. hat ſich daher Fünftig ber Unter— 
ſuchnng und des Erfenntniffes. in foldhen Fällen zu enthalten, und die bentfelben zu 
diefem Behuf von den Polizeibehörden überfandten Berhandlungen, denſelben zur 
eigenen weitern Verfügung, zurückzuſenden. 

v. K. J. B.9. ©. 242, 


e) Bescript », 6, Deebr. 1822, betr, die Warnung vor der Rückkehr der Land⸗ 
ftreicher. 


Nach der Anzeige der Regierung zu Erfurt, und mach ben dem erftatteten Berichte 
beigefügten Erkenntniſſen in der Unterſuchungsſache wider die nnverehelichte N., iſt 
fowohl von dem Criminal: Senat, als and) von dem zweiten Senat des Königl, 
D. 2. Ger. angenommen worden, 


daß, wenn auf die im Thl. IL Tir.20. 8.192, des A. L. R. beftimmte Strafe 
der verbotswidrigen Rückkehr in das Land, erfannt werden folle, die im $.194, 
l. c. vorgefchriebene Warnung gerichtlich ertheilt fein müſſe. 
Diefe fchon durch die Verfügung an den Eriminal:Senat des O. L. Ger. zu 
Halberftadt vom 17, Mai 1817, 
v. K. J. B. 9. ©. 242, 
verworfene Meinung iſt offenbar ungegründet. Denn die in dem F. 191. Le. vorge 
ſchriebene Wegihaffung eines fremden Fandftreichers, dem fein fonftiges Verbrechen 
zur Laſt fällt, und die dabei mörhige Befanntmahnng wegen der je; den Fall der 
Rückkehr ihm bevorfiehenden Strafe, it ein Geſchäft der Polizeibehörde umd nicht 
des Gerichts. Das Amt des letztern tritt erit alsdann ein, wenn die Rückkehr, des 
Dersotes ungeachtet, erfolgt, und es darauf ankommt, nicht allein die Wahrheit des 
eti der Ruͤckkehr, fondern auch die Zuläffigfeit der dem Rückkehrenden von der 
Polizeibehörde ertheilten Warnung, zu prüfen. Nirgend aber ift vorgefchrieben, daß 
diefe Warnung von dem Richter und in Gemäßheit eines richterlihen Erkenntniſſes 
gelöchen müſſe. Was zur Unterftügung des angenommenen Grundſatzes in dem von 
em Griminal»Senat an die Regierung zu Grfurt erlaffenen Schreiben v. 15. Detbr. 
d. J. angerührt worden, iſt von feiner Erheblichkeit. Der Bezug auf den $. 572, der 
Er. D. paßt nicht, da in demfelben ein auf Landesverweifung und das Verbot ber 
Rückkehr ergangenes Erkenntniß vorausgefegt, nicht aber beitimmt wird, auch bier, 
an diefem Drte, gar nicht hat beſtimmt werden fönnen, daß in allen und jeden Fäl— 
len, mithin aud in foldhen, wo von feinem Verbrechen, fondern nur von der Land: 
ftreicherei die Rede ift, über die Wegfhaffung aus dem Lande umd die dem Wegzu— 
ſchaffenden dabei zu ertheilende Warnung von den Gerichten erfannt werden müſſe. 
Daß den Berhandlungen der Polizeibehörden, nad welchen dergleihen Warnun— 
gen ertheilt werden, völliger Glaube beijulegen fei, und alfo das Factum diefer War- 
nung, follte der Angefchuldigte folhes läugnen, durch diefe Verhandlungen erwieſen 
werde, ift feinem Zweifel unterworfen, da die Verhandlung in officio aufgenont- 
men worden. Außerdem kann ja die Gewißheit, daß der über die Grenze gebrachte 
und wegen der Folgen der Rückkehr verwarnte Angefchuldigte mit diefen Folgen be: 
kannt fei, auch auf andern Beweifen, als den polizeilihen Protofollen, beruhen, und 


der in Bezug darauf in dem Schreiben vom 15. Detbr. 9.3. angeführte Grund if 


alfo in feinem alle durchgreifend« 

Der Juſtiz Miniſter zweifelt nicht daran, dag das Königl. D. 2, Ger. in — 
Fällen bei nochmaliger ſorgfältiger Erwägung die angenommene Meinung wieder 
aufgeben, und fein Bedenken finden werde, auf die im $.192. l.c. des A. L. St, 
feftgefegte Strafe zu erkennen, ohne eine vorausgegangene gerichtliche Verwarnung 
jederzeit zu erfordern, v. K. J. B. 20, S. 297. 


Sf) Bescript vom 23. April 1824., betr. bie Beftrafung fremder Landſtreicher mit 
Bezug auf bad Landarmen : Reglement für Oſtpreußen. 


Dem Königl. O. L. Ger. wird auf die Anfrage in dem Berichte vom 28, Felr. 

d. J., nad gefchebener Communication und in Webereinftimmung mit dem König. 
Minifterium des Innern, eröffnet, 

dab das Neglement der Landarmen» und Beflerungs-Anftalt zu Tapian vom 

31. Detbr. 1793, in Bezug auf die darin $. 27. beftimmte Beſtrafung fremter 

Landftreicher und ihrer Rückkehr in das Sand, nach erfolgter Wegſchaffung ül er 

die Grenzen, jetzt nicht mehr zur Anwendung gebracht werden könne, vielmehr 

das gedachte Vergehen nad "den Vorſchriften der allgemeinen Geſetze zu_beiits 

theilen iſt. v. K. J. B. 23. ©. 14. 
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g) O.O. v.13, Mai 1819, und Bescript o. 13. Mai 1831., betr, bie Eutlaſſung 
detinirter Ausländer nach ausgeftandener Strafe und deren Lanbesverweifung, 


Ich genehmige, Ihrem Antrage vom 10, d. M. gemäß, daß Ausländer nach 
ausgeitandener Strafe ftatt des erfannten Nachweifes des ehrlichen Erwerbes oder 
VBeicheinigung der Beſſerung, wenn fie es münfchen, über die Landesgrenze ges 
bracht, und mit zweijähriger Feftungs» oder Zuchthausſtrafe für den Fall der Rück. 
kehr bedrohet werden. Berlin, den 13. Mai 1819, v. K. J. B. 13. ©. 319, 


Die Allerhöchſte C. O. vom 13. Mai 1819. 
betreffend dem ſtatt der erkanuten Detention eines Ausländers bis zum Nachweis 
der Befferung oder des ehrlihen Erwerbes, nacgelaffenen Transport über die 
% renze, : r 

hat, wie dem Königl. O. L. Ger. auf den Bericht vom 11.0. M, eröffnet wird, in 
den Strafbeftimmungen nichts verändert, wie ſchon daraus folgt, daß foldhe nicht durch 
die ©. ©. bekannt gemacht worden if. Es kann daher nad wie vor gegen Auslän- 
der, infofern folhe nicht zu den fremden Landftreichern zu zählen und deshalb zur’ 
Wegſchaffung über die Grenze zu verurteilen find, im dem dazu geſetzlich beftimmten 
Fällen nur auf die Detention bis zur Befferung oder bis zum Nachweiſe eines ehrli- 
hen Erwerbes erfannt werden, Auf eine in der — ſelbſt abzugebende Etr- 
klaͤrung des Angeſchuldigten darüber, ob er dieſer Detention den Transpört über die 
Grenze vorziehe, kommt es nicht an. Erſt wenn die font erfannte Strafe vollſtreckt 
worden, fteht es dem zur Detention verurtheilten Ausländer frei, auf feine Fort: 
ſchaffung über die Grenze anzutragen. Die Allerhöhfte C. O. enthält mithin nur 
eine den Vorſtehern der Srrafanfalten ersheilte Anweifung und Feine Borfchrift für 
den erfennenden Richter. 

Berlin, den 13. Mai 1831, v.8. J. B. 37. S. 408, 


h) O. O. v. 25. Mai 1836., betr, ben Transport der Aubländer, welche im Inlande 
Berbrechen begangen haben, über bie Grenze, 


Ich erledige das von Ihnen, dem Juftizminifter, im Bericht vom 31. März 
d. 5. bei Gelegenheit der Entlafjung des Baugefangenen 3. von der Feftung Grau— 
denz zur Sprache gebrachte Bedenken dahin: Wenn davon die Rede ift, einen Aus. 
länder, der im Lande ein Verbrechen begangen hat, über die Grenze zu bringen, fo 
erfcheint diefer Transport, er mag im Strafertenntniß ausgefprochen worden fein 
oder nicht, immer als Polizei · Maafregel, und Ich genehmige daher nicht allein 
nach den angezeigten Umftänden bei dem obigen Falle den Wegfall diefer Beftim« 
mung in dem den I. betreffenden Straferkenntniß, fondern will es auch in allen 
fünftigen Fällen dem Zuftiz« und Polizeiminifterio überlaffen, das Erforderliche: 
zu verfügen, wenn in Gemäßbeit veränderter oder neu eintretender Umftände der 


Transport nicht mehr ftattfinden kann. v. K. J. B. 45. S. 543. 
4) Resceripto. 18. April 1796. a, O. O. v. 29, Mai1826,, betr. die Abſchaffung bes - 
Urphebde: Eides, J. 


Es iſt der Zweifel entſtanden: Ob nah Einführung Unſers WE, R. die durch 
die Praxin aufgenommene und durch die Er. O. vom 8. Juli 1717, beftätigte Abfors 
derung der Urphede ferner ftatt finden fol? Nun kann zwar der Fall, wo bisher 
diefer- Eid. gefordert worden und geleiftet werden müffen, in - der Regel nicht mehr 
vorkommen, da unter die im U. L. R. vorgefchriebenen Criminakftrafen die Landes 
verweilung nicht gehört, und alfo auch darauf nicht weiter erfannt werben fann; in 
dem einzigen alle aber, wo ein fremder Landftreicher über die Grenze zu dringen iſt, 
ſtatt der Urphede im $. 193. Tit. XX, Part. IL die demfelben zu ertheilende Warnung 
und Bedeutung fubftituiret worden. 


Wenn inzwifhen dennoch Fälle fi ereignen follten, wo entweder auf den Grund 
befonderer Verordnungen, oder wegen eintretender befonderer individueller oder tem: 
poreller Umftände, vermöge einer Polizei-Maafregel, ein fremder Verbrecher, nad 
ausgeftandener Strafe, über die Grenze zu fchaffen iſt; fo fol dennoch, auch in einen 
ſolchen Falle, die Urphede nicht ferner gefordert werden, fondern in dem Urtel jedes» 
mal, nad Verhältniß des mehr oder weniger gefährlichen Vergehens, fo der Fremde 
begangen, und des aus feiner Rückkehr für den Staat und das Publikum zu beſor— 
— größeren oder geringeren Nachtheils, beftimmt werden, welche Strafe dem 

erbreher zu comminiren, wenn er dennod, gegen das Verbot, in Unfere Lande 
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zurüctehren würde, und dieſe bevorfiehende Strafe fol ihm vor feiner Wegſchaffung 
eben fo, wie in der obenangeführten Gefegftelle vorgefchrieben iſt, ausdrücklich befannt 
emacht werden, indem die Urphede, jo weit fie ein Anerkenntniß von der Gerechtig— 
eit der, erlittenen Strafe fein foll, unmüg ift, und bei einem Verbrecher, der noch 
nicht alles moralifhe Gefühl verloren har, einen Gewillenszwang involvirt, fo weit 
aber diefelbe ein Verſprechen, fih wegen der erlittenen Strafe nicht rächen zu wollen, 
enthält, es zwedwidrig und unter der Würde des Staats ift, im dem eiblichen An 
gelöbniffe eines Verbrechers Sicherheit gegen künftige nachtheilige Unternehmungen 
deifelben zu fuchen. 

Ihr habt Euch alfo in Zukunft darnach zu achten, auch Cure Criminal: Eollegia 
und mit peinliher Zurisdiction verfehenen Untergerichte demgemäß zu inftruiren, 
Sind ı. Berlin, den 18, April 1796. 

Stengels Beitr. B. 2. S. 351, und N.C.C. T.X, ©, 199, No.35 de 1796, 


Bei den am 24. d. M. von Ihnen berichteten Umftänden beftimme Ich, daß die 


. auf mehreren Feltungen noch übliche Ableiftung des Urpbede: Eides von den zu ent: 


laffenden Gefangenen künftig wegfallen fol, und beauftrage Sie, den Kriegemini. 
ſter, mit der Bekanntmachung diefer Beftimmung. 
Berlin, den 29, Mai 1826, v.8.3.8.27. ©. 320. 


Fünfter Abschnitt. 
Von Verletzungen der Ehrfurcht gegen den Staat. 


Verbrechen der beleidigten Majestät. 1) gegen den Landesherrn. 
8. 196. Wer das Oberhaupt des Staats in seiner Würde persönlich 
beleidigt, ohne dass dabei eine hoch- oder landesverrätherische Absicht 
erhellete, der begeht das Verbrechen der beleidigten Majestät. 


“8.197. Thätliche Beleidigungen dieser Art, wenn sie auch dem Le- 
ben oder der Freiheit des Regenten nicht gefährlich gewesen wären, 
ziehen dennoch die Strafe des Schwerdts nach sich. 

8.198. Bei dergleichen minder wichtigen Vergehungen,' oder bei 
hinzukommenden mildernden Umständen, kann die Todes- in lebens- 
wierige, oder auch in Sechs- bis Zehnjährige Festungsstrafe verwandelt 
werden. 

8.199. Wer sich des Verbrechens der beleidigten Majestät durch 
ehrenrührige Schmähungen des Oberhaupts im Staate, mit Worten, 
Schriften, oder andern sinnlichen Darstellungen, schuldig macht; der 
hat Zwei- bis Vierjährige Zuchthaus - oder Festungsstrafe verwirkt., 

8.200. Auch schon andere dergleichen boshafte, die Ehrfurcht gegen 
den Landesherrn verletzende Aeusserungen, über die Person und Hand- 
lungen desselben, sollen mit Gefängniss- oder Festungsstrafe auf 
Sechs Monate bis zu Einem Jahre geahndet werden. 


Bescript v.19.Rovbr.1832,, betr. die Erläuterung der vorftehenden 89. 

Der Zuftizminifter hat fi bewogen gefunden, das mittelt Berichts des Criminal⸗ 
Senats des Königl. D. 2. Ger. vom 23. Juli d, J. eingereichte, nebit der Relation 
und den Unterſuchungs-Acten anbei zurüd erfolgende Erkenntniß wider den Muſikus 
5, et Eonf. zu 2, mit den Ncten bei dem Eriminal-Senate des D. 2. Ger, zu 
Stettin, zur Abgabe eines Gutachtens, in fo weit folches den zuerft genannten In— 
culpaten betraf, vorlegen zu laſſen. 

Diefes in Form eines Erkenntniſſes abgegebene Gutachten, welches der Juſtizmi— 
nifter hierdurch beftätigt, wird dem Collegium anliegend zugetertigt, um die Publica» 
tion deffelben zu verfügen, und nad befchrittener Rechtskraft Behufs der einzuholenden 
Immediat-Beſtätigung weitere Anzeige zu machen. j 

Aus dem, von dem Criminal: Senat des Königl. D. 8. Ger. in vorliegender 
Sache eingereichten Erkenniniſſe, ſo wie bei andern Veranlaſſungen, ift übrigens er: 
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fehen worben, daß bei einigen Gerichtshöfen über die Auslegung der $$. 199. und 200. 
Fit, 20, Thl. II. d. A. L. R. eine Verfciedenheit der Unfichten obwaltet, welche eine 
nähere Erwägung rechtfertigt. ‚ n 

Eine nicht blos die Worte diefer Gefesftellen, fondern aud deren innern Zufam: 
menhang gehörig beachtende Interpretation, führt zur richtigen Deutung derfelben, 

Die eg nn oder — wie $. 196. des A. L. R. a. a. O. ih aus 
drüdt — die perfönlihe Beleidigung des Staatsoberhauptes in feiner Würde, — 
kann, foweit fie durch Worte, Schriften oder finnlihe Darftellungen bewirkt wird, auf 
eine doppelte Weife gefchehen; einmal nämlich): \ Ä 

„durch, folhe Schmähungen, welche, aud wenn fie ver einen Unterthan oder 
eine Privatperfon gerichtet wären, als Injurien firafbar fein würden; 
zweitens aber auch: i = 

„durch andere ungebührliche Aeußerungen, die zwar für Privat» Injurien noch 

nicht erachtet werden fonnen, allein, gegen den Landesherrn gerichtet, diejenige 

höchſte Ehrfurcht verlegen, welche demfelben ausſchließlich gebuͤhrt.“ 
Diefer Unterfchied bildet die Grundlage der beiden in Rede fichenden Paragraphen 
des Landredte. a 

Der $. 199. bezeichnet jene fchwereren, zugleidh die Natur der Privat-Injurien 
an-fih tragenden Majeitärs» Beleidigungen mit den Worten: “ Se 

„Wer ſich des Verbrechens der beleidigten Majeſtät durch chrenrührige Schmä- 

hungen ꝛe. ſchuldig macht ꝛc.“ * 
und. bedroht. dieſelben mit einer 2 bis Ajährigen Zuchthaus- oder. Feſtungsſtrafe. 

Der 8. 200, aber fpricht von der zweiten geringern Urt von —— 
welche als ſolche nur, weil ſie gegen das Staatsoberhaupt gerichtet ſind, für ſtrafbar 
erflärt werden, indem er mit den Worten beginnt: ar 

„Auch ſchon andere dergleichen boshafte, die Ehrfurcht gegen den Landesherrn 

verlegende Aenferungen ꝛtc.“ | 

Der Einwand, welhen man diefer Auslegung entgegenfegen könnte, daß ja ders. 200, 
dur die Worte „andere dergleihen boshafte — — Aeuperungen,” zu erkennen gebe, 
es fei auch hier nur wieber vom einer Art der fchon im $. 199, erwähnten „ehrenrühs 
rigen Schmähungen,” mithin von wirklichen Injurien die Rede, — bewährt ſich bei 
naherer Betrachtung nicht. Er wird zunächſt fhon durch die ftarfe Betonung wider 
legt, welche fichtlich auf den beiden erftien Worten des 8.200. „Auch fchon andere 2c." 

und befonders, auf dem Worte „ſchon“ ruhet, weldes gerade zu erfennen giebt, daß 
bier nicht mehr von „bdergleihen” Schmähungen, fondern von „andern“ geringeren, 

und wie der $. 200, fie auch ſogleich milder bezeichnet, nur von „Weuferungen” ges 

ſprochen werden folle, welche die Ehrfurcht gegen den Landesherrn verliehen. Hieraus 

folgt zugleich, daß auf das von dem Geſetz hier gebrauchte Beiwort „boshafte“ Aeuße— 

zungen fein befonderes Gewicht zu legen ift, und daß daffelde mur fo viel als „bös— 

lich“ oder „abſichtlich“ bedeuten kann. 

Auf das Entſcheidendſte wird dieſe, von den meiſten Gerichtshöfen als richtig 
anerkannte Auslegung noch durch die Vergleichung des $. 200. mit dem $. 205. des 
A. L. N a. a. O. unterftügt. Letzterer verordnet nämlich, daß wörtliche Injurien, 
wenn fie gegen die Mitglieder der Familie des Landesherrn verübt find, mit ein» bie 
weijähriger Zuchthaus: ‚oder Feitungsitrafe, mirbin doppelt jo ftreng, als die im 
. 200, nur mit 6 Monat bis I Jahr Gefängniß ꝛc. bedrohten „ehrfurchtswidrigen 
Aenßerungen“ über die Perfon ze, des Landesherrn beftraft werden follen., Denn 
hieraus folge ganz augenfcheinlich, daß der Gefeggeber mit diefen letzteren Aeußerun— 
gen nicht wirkliche Injurien gemeint haben kann, da er fie, und noch dazu fo bedeu« 
tend, geringer geftraft. wiſſen will, als die ‚geringften gegen die Familie des Landes: 
herrn verübten Injurien. 

Bei der Reviſion der Strafgeſetze wird zwar im legislativen Wege auf die Bes 
feitigung der Zweifel über die Deutung jener beiden Paragraphen des UL. R. durch 
Berichtigung ihrer Faſſung Bedacht genommen werden; indeſſen glaubte der Tuftiz- 
miniſter ſchon jegt dem Konigl. O. 2. Ger. die obige Anficht darüber zur Erwägung 
und Beachtung bei Abfaffung der Erkenntniſſe empfehlen zu müſſen. 

v. K. 3. B.40, ©. 501. 

$.201. Alle über dies Verbrechen der beleidigten Majestät ($. 197- 
200.) abgefasste Straferkenntnisse müssen den Landesherrn besonders 
vorgelegt, und ihm anheim gestellt werden: in wie fern er dabei von 


seinem Begnadigungsrechte Gebrauch machen wolle. 
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Bescript o, 14. März 1835,, betr. die Einreichung ber Straferenntniffe wegen 
bed Verbrechens der beleidigten Majeität. 


Sn mehreren Fällen find nenerdings dem Juſtizminiſterium Unterfuchungsakten we: 
gen Verbrechens der beleidigen Majeltät eingefandt worden, in welchen die abgefaf- 
ten Straferfenntniffe fih mur im Concepte befunden haben. Da jedoch zufolge 
A. L. R. Ip. Tit. 20. $. 201. alle über das Verbtechen der beleidigten Majeftät 
abgefaßten Straferkenntniſſe Seiner Majeſtät dem Könige zur Allerböchiten Beſtä— 
tigung vorgelegt werden ımüffen, fo veranlaffe ih Euer Hochwohlgeboren (den Königl. 
Zuftiz Senat) darauf zu halten, baf jedesmal eine Ausfertigung folder Erkennt. 
niffe den Akten beigefügt werde. Bei freifpredhenden Urtheilen bedarf es der Aus, 
fertigung nicht. v.8. 8.45. 9.280, 

8.202. Wenn bei der Untersuchung sich findet, dass das Verbrechen 
der beleidigten Majestät aus Wahnsinn und Zerrüttung der Verstan- 
deskräfte begangen worden; so soll der Thäter in eine öffentliche 
Anstalt gebracht, und nicht eher wiederum entlassen werden, als bis 
man von seiner Wiederherstellung zuverlässig versichert ist. 

2) gegen die Familie des Landesherrn. 


8.203. Wer die Person der Königinn, des Kronprinzen, oder ande- 
rer Mitglieder der Königlichen Familie thätlich beschimpft, hat nach Be- 
wandtniss der Umstände, und Schwere der Beleidigung, vier-, sechs- 
bis zehnjährige, oder auch lebenswierige Zuchthaus oder Festungsstrafe 
verwirkt. 

$. 204. Diese Strafe soll, nach Beschaffenheit des sich offenbarenden 
Grades der Bosheit, verschärft werden. 

8.205. Wörtliche Injurien dieser Art ziehen Ein- bis zweijährige 
Zuchthaus- oder Festungsstrafe nach sich. 

8.206. Auch in diesen Fällen ($..203. 204. 205.) findet die Vorschrift 
des $. 202. Anwendung.’ | 

3) gegen die Bedienten des Staats in ihrem Amte, 
Wegen Gültigkeit der nachfolgenden Strafbeftimmmmgen in den Provinzen, In denen 
dad U.L.R. noch nicht eingeführt ift, f. die Verordnungen vor 8.91, dief. Tit, 

S. 207. Wer einen der ersten Staatsbedienten, in und bei Ausübung 
seines Amts, mit Worten oder Thätlichkeiten beschimpft, gegen den 
soll die durch die Injurie selbst verwirkte Gefängniss-, Zuchthaus- 
oder Fesstungsstrafe, in Rücksicht der zugleich verletzten Ehrfurcht ge- 

en den Staat, verdeppelt werden. 

8.208. Ist die Beleidigung Mitgliedern der Landescollegien, oder 
andern Staatsbedienten und obrigkeitlichen Personen in oder bei Aus- 
übung ihres Amts widerfahren: so wird die Dauer der durch die Injurie 
an sich verwirkten Strafe um die Hälfte verlängert. 

8.209. Eine Verlängerung auf den Dritten Theil der Zeit findet 
statt, wenn Unterbediente des Staats in ihrem Amte beschimpft werden. 

1) Bescript ».9. Mai 1831., betr. die Beftrafung wegen der in VBorftellungen an 
des Königd Majeftät ober an die Ministerien enthaltenen beleidigenden Neuferungen. 
Ertract 


Das Minifterium bemerkt bei diefer Veranlaſſung, daß es durchaus unzuläffig 
iſt, daß die Behörden, an welche Immediat-Vorſtellungen remittirt werden, die Bitt— 
fieller, wie hin und wieder bemerkt worden, entweder wegen der in folden Vorſtel⸗ 
Jungen enthaltenen Ausdrüde und Aeußerungen, oder gar wegen Querulirens, zur 
Ahndung und Unterfuhung ziehen, ohne daß darüber eine befondere Allerhöchſte Be: 
fimmung oder eine Verfügung des Minifteriums erfolgt ift. ben dies tritt aud) 
in Anfehung der beim Meinifterium eingereichten und von demſelben an die Gerichte 
überfandten Vorftellungen ein. . 

Hiernad haben ſämmtliche Gerihtshöfe zu verfahren. v. K. J. 8.37. ©. 336. 
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2) Wegen Berzichtleiftung anf die Beftrafung wegen Injurien gegen Beamte, f. an 
8. 657, dief, Tit. 
Andere Verletzungen der Ehrfurcht gegen den Staat oder das Publikum, 

8.210. Wer die von der Obrigkeit angeschlagenen Patente, Verord- 
nungen und öffentlichen Anzeigen aus Muthwillen abreisst, beschädigt, 
oder sonst schimpflich behandelt: der soll nach Beschaffenheit des ver- 
übten Muthwillens, seines Alters, Standes, und Vermögens, mit körper- 
licher Züchtigung, Strafarbeit, Gefängniss auf vier Wochen bis ein Jahr, 
oder verhältnissmässiger Geldstrafe belegt werden. 


. Bescript vom 4. 3uni1798, nebft Bericht, betr, die Beftrafung ber Abnahme ges 
richtlicher Siegel. 
Die Ehefrau eines hiefigen Gafthalters wurde wegen Blödfinns unter Euratel 
efegt, und deren Mobilien von Seiten der Bormundichafts: Deputation des Magi- 
* in einer Stube der Wohnung des Ehemanns verſiegelt. Nach einiger Zeit 
hat ſich letzterer beigehen laſſen, die —* der Vormundſchafts⸗Deputation abzubre⸗ 
chen, die verſchloſſene Stubenthür durch Abreißen des Schloſſes zu eröffnen, und ſich 
der Stube zu feinem Gebrauch zu bedienen, jedoch ohne etwas von dem darin ver⸗ 
fiegelt per ch Mobilien feiner zur Charite gebrachten Ehefrau zu entwenden. Der 
Magiftrat hat uns hierauf requirirt, demfelben vor unferer Eriminal»Deputation zur 
Unterfuhung und Strafe zu ziehen. 
Mir And aber darüber zweifelhaft: 
1) wa ek bei Beſtimmung der Strafe des Denunciaten in Anwendung zu 
ringen? un 


2) ob überhaupt ein Eriminalverfahren diefes Vergehens wegen eröffnet werden 


könne? 

Ad. 1. iſt der Eröffnung gerichtlicher Siegel im A. L. R. feine Erwähnung peiheben, 
mithin noch feine Strafe dafür beftimmt worden, Der $. 136. u. d. f. Thl. I. Tit. 20. 
fcheint bloß von Gröffnung der Privatfiegel, unter welchen jemand Sachen zur Ber: 
mwahrung anvertraut worden, zu reden, umd die dafelbft fehgefente gelinde Strafe mit 
dem Bergehen der Gröffnung öffentliher Siegel in feinem Verhältniſſe zu_ftehen, 
da bei biefer nicht bloß, wie es bei Eröffnung eines Privarfiegels der Fall if, 
der Eigenthümer der. unter Siegel —— Acten in Gefahr geſeßt, fondern außer⸗ 
dem auch noch das obrigkeitliche Anſehn verletzt wird. 

Die A. G. O. Th. I. Fit. 5. $. 38. beſtimmt zwar die Strafe der eigenmächti⸗ 
en Eröffnung gerichtliher Siegel; allein eines Theils fpricht fie davon nur in 
en Borfchriften von dem Berfahren bei Sterbefällen, und würde alfo nad der 

Regel: daß Strafgefege nur auf die im Geſetz beftimmten Fälle anzuwenden 
ind, auf andere Fälle nicht ausgedehnt werden können; andern Theils aber ift 
ie Prozeß⸗Ordnung nicht als ein Strafgefet promulgirt worden, und dürfte 

alfo, der Regel nad, als ein foldhes nicht angewendet werden können. 

Ad. 2. verordnet die A. ©. O. in dem angeführten $. 38., daß die Borfchriften 
der Eriminalgefege nur erft alsdann Anwendung finden follen, wenn aus dem Nach: 
laſſe wirklich etwas enswender worden. Wo alfo die Eröffnung der Gerichtsfiegel 
nicht zugleih mit einer Entwendung verknüpft ift, da fcheint auch noch fein Criminal⸗ 
Berfahren Plag greifen zu können, und hiernach würde alfo der gegenwärtige Fall 
‘eigentlich noch nicht für die peinliche Behörde reffortiren, , 
Em, Königl. Majeftät bitten wir allergehorfamft, uns über beide Fragen näher 
zu befheiden. 20, Berlin, am 22. Mai 1798. Das biefige Stadtgericht. 


Auf Euern Bericht und Anfrage vom 22, Mai, 
ar ——— desjenigen, der die Siegel Eurer Bormundfchafts: Deputation 
abgebrochen hat, 
erhaltet Ihr hiermit folgendes zur Nefolution: Die Beantwortung der Frage über» 
haupt, wie derjenige zu beftrafen fei, der gerichtliche Siegel eigenmächtig abgeriffen, 
ohne fich dabei einer Entwendung ſchuldig zu machen, ift aus der Analogie des $. 210, 
Zit. 20. Thl. TI. des A. L. R. zu entlehnen. So viel aber dem jest angezeigten Fall 
betrifft, fo qualificirt ſich derfelbe, nad den vorwaltenden Umftänden, nicht zu einer 
Griminalunterfuhung, fondern zu einer von dem Magiftrat felbft zu beftimmenbden 
gelinden Ahndung, weshalb Ihr denn, mit Bezug auf diefe AUnweifung, die Acten 
wiederum an den Magiftrat abzugeben habt. ꝛc. 
Berlin, am 4. Juni 1798, Stengels Beitr. B. 7. ©, 187, 


* 
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8.211. Eine gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher öffentliche 
Denkmäler, Statüen, Stadthore, Meilenzeiger, Warnungstafeln, Spa- 
ziergänge, oder andere zum Gebrauche des Publici bestimmte Werke 
und Gebäude verunstaltet, oder beschädigt. 


1) Bescript ». 31, Mai 1822,, u. O. O. v. 9. Aug. 1822., betr. die Beftrafung der 
Befchädigung Öffentlicher Alleen in eigennügiger Abſicht. 

Dem (Zit.) wird in der Anlage ein Schreiben des Herrn Minifters des Innern, 
vom 14. Mai ec. nebft Anlagen, die Beichwerde des Magiftrars zu W. in der Unter 
fuchungsface wider den Arbeitsmann H. betreffend, originaliter sub lege remissionis 
mit dem Gröffnen zugefertigt, daß der Zuftisminifter die im Urtel des Griminal 
Senats des Collegii ausgefprochene Anſicht, wonach 

die Befchädigung eines in einer öffentlihen Anlage befindlihen Baumes aus 
; Gewinnſucht, 
bloß als Holzdiebſtahl geſtraft werden, nicht genehmigen kann. Es iſt in dieſem Falle 
eine ideale Concurrenz mehrerer Verbrechen 
Verletzung der Ehrfurcht gegen den Staat und das Publikum nad $. 211. 
Fit. 20. Thl. Il. A. L. R. und ein Holzdiebſtahl 
vorhanden, und es hätte nach 88. 55. daſelbſt auf die hierdurch verwirkte Leibes- und 
Geldſtrafe kumulativ erkannt werden ſollen. 

Die Vorausſetzung, daß der $.211, nur Beſchädigungen aus Muthwillen beſtraft 
wiſſen wolle, rechtfertigt ſich aus den Worten des G ag er nicht; auch würde diefe 
Grflärungsweife zu dem auffallenden Nefultate führen, dat eine Beihädigung aus 
Muthwillen fhärfer geahndet werden foll, als eine vorfäglihe aus Gewinnſucht. 

Berlin, den 31. Mai 1822, 

Auf Ihren Antrag vom 31.9. M. fehe Ich hierdurch feſt, daß die Strafe, 
welche der $.211. des Strafrechts auf die Verunftaltung oder Beſchädigung der 
dort genannten Gegenftände fett, auch in allen den Fällen eintreten full, wo auch 
eigennügige Abficht bei dem Frevler angenommen werden muß, 

Berlin, den 9. Aug. 1822, Gen. Akt. des Juſtijm. L. R. No.6. Vol. 4. ſol. 218. 

2) Rescript v.15.3uni 1811,, betr. die Beftrafung geringerer Ullee:Befchäbigungen. 

Dem (Tit.) wird auf den unterm 6. d. M. eritatteten Bericht, wegen der von 
dem Departement für die allgemeine. Polizei erlaffenen, die Beftrafung der Baum— 
befhädiger auf den Landftragen betreffenden Verordnung vom 6. April d. J. hiermit 
eröffnet, daß nichts dagegen zu erinnern ift, daß geringere Befhädigungen von Bäu— 
men an den Landfirafen polizeimäßig durd die Polizeibehörden beitraft werden. 

Fit jedoch das Vergehen fo bedeutend, daß analogiſch nah den Vorſchriften des 
A. L. R. Thl. IL Tir.20. 8.210. und 211. 1490 und 1491. eine höhere als bloß po» 
lizeimäßige Beftrafung eintreten muß, fo muß die Umterfuhung an die gewöhnlichen 
Richter verwieien werden, 

SHiernach fann das Königl. D.2. Ger, gemeinfhaftlid mit der Pommerfhen Re 
Hierung ein Publicandum erlaffen. 

Gen. Act. des Zuftigm, Landr. Nr. 6. Vol.3. fol. 246. 

8.212. Die Strafe eines jeden gemeinen Verbrechens wird geschärft, 
wenn damit zugleich eine Verletzung der dem Staate schuldigen Ehr- 
furcht verbunden war. 

8.213. Dies findet besonders statt, wenn das Verbrechen in den zur 
Residenz des Landesherrn bestimmten Schlössern, Gebäuden und an- 
dern Bezirken verübt worden. 


Sechster Abschnitt. 


Von Beleidigungen der Religionsgesellechaften. 


Grundsatz. 
$.214. Wer die im Staate aufgenommenen Religionsgesellschaften 
durch Lästerungen in öffentlichen Reden oder Schriften, oder durch 
eutehrende Handlungen und Geberden beleidigt, soll mit verhältniss- 
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mässiger Gefängniss- oder Zuchthausstrafe, von vier Wochen bis zu 
sechs Monaten, belegt werden. 
Störung des Öffentlichen Gottesdienstes, 

C.0.».7.%ebr.1837,, betr, die Befugnift ber Behörden, durch polizeiliche Beftims 
mungen die äuſſere Hellighaltung der Sonn: und Feittage au bewahren, 

Zur DBeieitigung der Zweifel, welche nach dem Berichte des Staatsminifterii 
vom 15. v. M. über die Befugniß der Behörden, durch polizeiliche Beftimmungen, 
die äufere Heilighaltung der Sonn- und Fefttage zu bewahren, in einigen Landes: 
tbeilen bisher obgemaltet haben, fege Ich für den ganzen Umfang der Monarchie 
bierdurd) feft, daß die Regierungen, die nach den Verbältniffen der einzelnen Orte 
oder Gegenden ihres Bezirkes zu diefem Zwecke erforderlichen Anordnungen zu ers 
laffen und deren Befolgung durch Strafverbote, welche jedoch die im $. 10. ihrer 
Dienft: Inftruction vom 23. Octbr. 1817. vorgeſchriebene Graͤnze nicht überfchrei- 
ten dürfen, zu fihern befugt fein follen, G. S. S. 1 

8.215. Wer den öffentlichen Gottesdienst stört, oder die in dessen 
Feier begriffene Gemeine, oder deren mit solchen Amtshandlungen 
beschäftigten Lehrer, mit Worten, oder Thätlichkeiten angreift; der soll 
auf drei bis achtzehn Monate ins Zuchthaus oder auf die Festung ge- 
bracht werden. 


8.216. Auch der, welcher sich gegen hloss geduldete Gemeinen 
eines solchen Unfugs schuldig macht, hat dadurch eine sechswöchent- 
liche bis sechsmonatliche Gefängniss- oder Zuchthausstrafe verwirkt. 


In Betreff ber Soldaten f. Kriegsartikel 325 zu $. 463, bief, Fit. 


8.217. Wer durch öffentlich ausgestossene grobe Gotteslästerungen 
zu einem gemeinen Aergernisse Anlass giebt, soll auf zwei bis sechs 
Monate ins Gefängniss gebracht, und daselbst über seine Pflichten, und 
die Grösse seines Verbrechens belehrt werden. 


8.218. Wiederholt der schon bestrafte Verbrecher ein dergleichen 
Vergehen: so soll die vorher ihm zuerkannte Strafe verdoppelt werden. 


8.219. Nach ausgestandener Strafe soll ihm ein Lehrer seiner Reli- 
gionspartei, in Gegenwart der Vorsteher der Gemeine, die Grösse sei- 
nes Vergehens nochmals ’vorhalten, und er der Gemeine, in der Person 
dieser ihrer Vorsteher, wegen desgegebenen Aergernisses Abbitte leisten. 

Bergl. O. O. v. 1. Febr. 1811., betr, die Aufhebung ber Brivatgenugthuung bei Ber 
leidigungen; f. au 8.584, bief, Tit. 
Missbrauch der Religion zu Gaukeleien, 

8.220. Wer bei sonst ungestörtem Gebrauch seines Verstandes ge- 
wisse Religionshandlungen, oder zum Gottesdienste bestimmte Sachen 
zu vermeintlichen Zaubereien, Gespensterbannen, Citiren der Verstor- 
benen, Schätze graben, und andern dergleichen abergläubigen Gauke- 
Jeien missbraucht, soll zuerst eines Bessern belehrt, im Falle der Wie- 
derholung aber mit vier- bis achtwöchentlicher Gefängniss - oder Zucht- 
hausstrafe belegt werden. 


Sektenstiftang. 
$.221. Sind dergleichen Gaukeleien betrüglicher Weise, oder um 
damit gewisse Nebenabsichten zu erreichen, vorgenommen worden: so 
findet gegen den Thäter, ausser der durch den Betrug oder Diebstahl 
an sich verwirkten, annoch Festungs - oder Zuchthausstrafe auf sechs 
Monate bis zwei Jahre statt. 
$.222. Hat ein Geistlicher, oder anderer Kirchenbedienter derglei- 
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chen abergläubige oder betrügliche Handlungen unternommen, und da- 
durch Aergerniss gegeben: so muss derselbe, noch ausser der geord- 
neten Strafe seines Amtes entsetzt werden. 


Bescripto. 24. Mai 1797,, betr. die Strafe bed Wahrfagend. 

Se. Königl, Majeſtät von Preußen laffen dem biefigen Polizeidireetorio hierdurch 
eröffnen, da es keines befondern Gefeges wider das Wahrfagen durch Kartenlegen 
und andere dergleihen Künfte bedarf. Wenn jemand dem Polizeidirectorio befannt 
wird, der lueri causa daraus ein Gewerbe macht, fo muß das Polizeidirectorium fol: 
ches demfelben ernitlih bei 5 Thaler Geld» oder achttägiger Gefängnißſtrafe unter: 
fagen, und in wiederholten Fällen den Eontravenienten zur Verantwortung und zu 
folder Strafe ziehen. Stengels Beiträge V. ©. 206, 

8.223. Wer sich aus Unwissenheit oder Schwärmerei zum Stifter 
einer Sekte aufwirft, deren Lehrsätze die Ehrfurcht gegen die Gottheit, 
den Gehorsam gegen die Gesetze oder die Treue gegen den Staat offen- 
bar angreifen, oder das Volk zu Lastern gerade zu verleiten: der soll 
in eine öffentliche Anstalt gebracht; daselbst durch Unterricht und Be- 
lehrung, oder auch, nach bewandten Umständen, durch körperliche 
Heilungsmittel gebessert;und nicht eher, als bis man von seiner Besse- 
rung überzeugt sein kann, wieder entlassen werden. 

8.224. Wer sich zu einem solchen Sektenstifter betrüglicher Weise, 
und zur Befriedigung seiner Leidenschaften aufwirft, der soll als ein 
Betrüger an den Pranger gestellt, mit Ein- bis dreijähriger Festungs- 
oder Zuchthausstrafe belegt, und nach seiner Entlassung aus der Ge- 
gend oder Provinz, wo er seineSekte vorhin ausgebreitet hat, verbannt 
werden. 

8.225. Fällt ein solcher Betrüger dessen ungeachtet in sein voriges 
Verbrechen zurück : so ist er Lebenslang auf die Festung zu bringen, 
und daselbst in sichere Verwahrung zu behalten. 

8. 226. Ueberhaupt soll bei jedem unter dem Deckmantel der Reli- 
gion verübten Verbrechen die darauf schon an sich in den Gesetzen 

estimmte Strafe, wegen des zugleich begangenen Missbrauchs der Re- 
ligion, verhältnissmässig geschärft werden. 
Verbitterung der Religionsparteien gegen einander. 

8.227. Wer in Predigten, oder andern öffentlichen Reden, Hass und 
Verbitterung unter den verschiedenen im Staate aufgenommenen Reli- 
gionsparleien zu erregen sucht, soll seinesAmtes entsetzt, und nachVer- 
hältniss des angerichteten Schadens, mit vierwöchentlicher bis sechsmo- 
natlicher Gefängniss- oder Festungsstrafe belegt werden, 

8.228. Wer, aus übel verstandenem Religionseifer, zwischen Ehe- 
leuten oder Aeltern und Kindern verschiedener Religion Misstrauen 
und Uneinigkeiten anrichtet, der soll nach fruchtlos vorhergegangener 
gerichtlicher Abmahnung, aus dem Orte, wo er sich solchergestalt in 
die Familien eingeschlichen hat, verwiesen werden. 

€. ©. v. 9. April1838,, betr, dad Verfahren gegen diejenigen, welche fich der heimlis 
chen Berbreitung von Erlaffen auswärtiger geiftlicher Obern über religiöfe und Lirchliche Bers 
hältniſſe ichuldig machen, 

Aus Ihrem Berichte vom 8. d. M. babe Ich erfehen, daf an verfchiedenen Dr: 
ten Meiner Staaten Erlaffe auswärtiger geiftlicher Oberen über religiöfe und Tirdh« 
liche Verhältniffe mit Umgehung Meiner Behörden auf heimlichem Wege verbreitet 
werden. Ich mweife Sie, den Minifter des Innern und der Polizei, daher an: 
Perſonen, welche ſich beitommen laffen, foldhe Erlaffe auswärtiger geiftliher Obe- 
ren, ihrer Agenten und Gefhäftsführer an Unterthanen Meiner Staaten zu über: 
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bringen, zu ſiberſenden, oder in ber Abſicht Ihrer Berbreitung mit Umgehung ber 
Behörden weiter zu befördern, fo wie alle diejenigen, welche folder Abſicht durch 
mündliche oder fchriftliche Mittbeilung Vorſchub leiten, überall wo fie betroffen 
werden, ohne Unterfchied, fie mögen geiftlichen oder weltlichen Standes und Landes: 
untertbanen fein oder nicht, fofort von Polizeimegen, unter Vorbehalt weiterer 
Unterfuhung und Beftrafung, verhaften und nah Bewaudtniß ‚der Umſtände in 
eine Feftung abliefern zu laffen. G. ©, ©, 240. 


Siebenter Abschnitt. 


Von Anmaassungen und Beeinträchtigungen der 
vorbehaltenen Rechte des Staats. 


Grundsätze, 

8.229. Wer sich eines der dem Staate allein vorbehaltenen Hoheits- 
oder der demselben zukommenden nutzbaren Rechte anmasst; den soll 
der Fiskus deswegen zur Verantwortung ziehen. 

8.230. Hat dergleichen Anmassung nur Irrthum und Missverständ- 
niss zum Grunde: so ist der Anmassende bloss zum Schadensersatze, 
und zur Abstellung der im Verfolge seiner Anmassung etwa gemachten 
Anstalten verpflichtet. 

8.231. Auch muss ihm die fernere Fortsetzung solcher Eingriffe, bei 
nachdrücklicher fiskalischer Geld- oder verhältnissmässiger Gefängniss- 
strafe, untersagt werden. 

8.232. Handelt er dem Verbote zuwider: so verwirkt er die gedro- 
hete Strafe, welche im Wiederholungsfalle jedesmal verdoppelt wird. 

Anmassung der Rechte des Staats, 

8.233. Enthält die Anmassung des Hoheitsrechtes zugleich ein Ver- 
gehen wider die Verfassung des Staats selbst; und dessen Sicherheit; 
so finden die $. 92. sqgq. ingleichen $. 125. sqgq. festgesetzten Bestimmun- 
gen der Strafe statt. s 

8.234. Liegt aber bei einer obschon wider besseres Wissen unter- 
nommenen, Anmassung eines Hoheitsrechts keine der Ruhe und Si- _ 
cherheit des Staats unmittelbar nachtheilige Absicht zum Grunde: so 
findet nur fiskalische Geld - oder zeitige Gefängnissstrafe statt. 

8.235. Diese Strafe soll nach Verhältniss der Wichtigkeit des ange- 
massten Rechts, und der sonstigen unerlaubten Absicht, welche dabei 
zum Grunde liegt, auf dreihundert bis dreitausend Thaler, oder auf Ein- 
bis dreijährigen Festungsarrest bestimmt werden. 

8.236. Wer sich ein nutzbares Recht des Staats wissentlich zur Un- 
gebühr anmasst, der muss allen dadurch verursachten Schaden doppelt 
ersetzen. 

8.237. Ausserdem hat er, nach Maassgabe der Wichtigkeit des an- 
gemassten Rechts, und seiner dabei gehegten unerlaubten Absicht, funf- 
zig bis tausend Thaler fiskalische Geld- oder verhältnissmässige Leibes- 
strafe verwirkt. 


Bescripte v.4.Rovbr.1831. und 16, Deebr. 1836., betr, die Beftrafung der Con⸗ 
traventionen gegen dad Berg: und Hütten: Regal. 
Da über das bei Eontraventionen gegen das Bergwerks- und Hütten: Regal zu. 
beobachtende Verfahren fih unter den Konigl. Bergämtern und Gerichten eine we 
Beer Verfhiedenheit der Anfichten geäußert hat; fo find das Juſtizminiſterium und 
ie Ober: Berghauptmannfchaft veranlaßt worden, den Gegenftand gemeinfchaftlich in 
Erwägung zu nehmen. — Diefelben haben fich hierbei überzeugt, daß es zur Befei- 
tigung der obwaltenden Zweifel feiner neuen Jegislariven Anordnungen bedarf, fondern 
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es nur auf eine richtige Auffaſſung und Anwendung der beftehenden Geſetze anfommt, 
Bei Anmaßung von Nugungen des Bergwwerks- und Hütten-Regals it nad Bor: 
hrift des A. L. R. Thl. I. Tit. 20. $.230-232. und $. 236, und 237, zu unterfcheis 
en, ob foldhe aus Irrthum und Mißverſtändniß, oder wilfentlih zur Ungebuhr ge 
fchehen ‚fei. — Im eritern Falle follen dem Anmaßenden, neben der Berurtheilung 
und dem Schadenserfaß, fernere Gingriffe bei einer im Wiederholungsfalle jedesmal 
zu verboppelnden fisfalifchen Geld: oder verhältnißmäßigen Gefängniß-Strafe unterfagt; 
im Tegtern Falle fol aber derfelbe mit dem doppelten Erſatze des verurjachten Scha— 
dens und mit einer fiscalifchen Geldbuße von 50 bis 1000 Rthlr. oder verhältnißmäßiger 
Reibesitrafe belegt werden, — Die für dem erftern Fall gegebenen Vorſchriften koͤn— 
nen, da fie blos einen Irrthum und Mißverſtändniß, mithin fein Verbrechen voraus: 
fegen, nur einen civilrechtlihen Charakter haben, und die nad $. 231. und 232. loco 
eit, mit dem Inbibitorium zu verbindenden Strafen, wenn fie auch fiscalifche genannt 
worden, doh nur als Grecutiv:Mafregeln betradıtet werden, äbnlich denjenigen, 
welche, nah 8.151. Tit.7. Thl. I, des A. L. R., zum Schutze wider Befisftorungen 
und nah $.54, Tit. 24. ‚Thl.L der 4. G. O. zur Vollziebung von Erkenntniſſen, 
welche etwas zu unterlaffen verordnen, Start finden; die fur den zweiten Fall er: 
theilten Beitimmungen find dagegen ftrafrechilicber Natur. Aus dieſem Unterſchiede 
ergiebt fich, daß wegen Anmaßung einer zum Berg: Regal gehörigen Nusung, je 
nachdem den Gontravenienten der Verdacht eines dolus rrifft oder nicht, im Wege 
der Unterfuchung oder des Eivil-Prozeffes verfahren werden müſſe. — Findet demnach 
die Berg: Behörde bei den Ermittelungen, die fie wegen eines Eingriffes in das. Berg 
Negal veranitaltet, daß der Gontravenient eines dolus verdächtig jei: fo muß fie die 
Sache zur Einleitung der fisfaliihen Unterfuchung an die ordentlichen Gerichte abge: 
ben; inmittelſt kann fie, kraft der ihr als Auffichrs- Behörde über das Berg: Regal 
zuſtehenden Tnitiarive dem Denuntiaten alle fernere Gingriffe inbibiren und der In— 
bibition durch die geeigneten Grecutiv: Mafregeln Wirkſamkeit verfchaffen. 

Wenn das Gericht den Antrag auf fiscaliihe Unterfuhung begründet hält, fo 
muß es, indem es die Eröffnung derfelben verfügt, zugleich die Inhibition erneuern 
und für deren Aufrechthaltung bis zur ausgemachten Sache forgen, da die Fortſetzung 
eines Unternehmens nicht gedulder werden faun, das bereits in fo weit für unerlaubte 
erfannt worden iſt, daß man deshalb den Urheber ‚zur Unterfuhung ge dj bat: — 
Diefe Unterfuhung kann fih nur damit befhäftigen, ob der Denunciat dolose gehan- 
delt habe; wird ein dolus nicht ermirtelt, fo muß der Denunciat freigefprohen und 
die Srörterung darüber, ob ihm das angemahte Necht zuſtehe oder nicht, zum Civil: 
verfahren verwiefen werden. — Ergieht fi bei den Ermittelungen der Bergbehorde, 
dab der Anmaßung einer om Berg: Negale gebörigen Nusung blos ein Irrthum 
oder Mißverſtändniß zum Grunde liege: fo erläßt die genannte Behörde fraft ihres 
Rechts der Initiative ein Inhibitorium mit Strafandrohung; dem Berheiligten ſieht 
dagegen die Provocation auf rechrliches Gehör im Civilverfahren mit voller Wirkung 
zu, dergeftalt, dat bie zur ausgemachren Sache Alles in der bisherigen Lage verbleibt, 
und der Strafandrohung uud Straffeitfegung weiter Feine Folge gegeben wird. — 
Diefe Provocation ift nicht blos im Peritorien» fondern auch im Poſſeſſorien-Prozeſſe 
zuläfig, da das Geſetz bei niederen Negalien zu Gunften eines Dritten einen wirkſa— 
men Befig auch ohne Titel anerkennt (A. L. R. Thl. II. Tit. 14. 8.35. und Thl.L 
Tit.9. 8.630.) und bierans die Anwendbarkeit der poffefforifhen Rechtsmittel von 
feloft folgt, infofern folde nicht ſpeciell ausgefchloffen fein follten. 

Dies it nirgend geſchehen; infonderheit treffen die in der Verordnung vom 26. 
Dechr. 1808, $. 42, gemachten Ausnahmen bier ſämmtlich nicht zu. — Zit aber der 
Poſſeſſorien ⸗ Prozeß ftarthaft: fo Tann es feinem Bedenken unterliegen, daß, wenn 
der Provocant einen ruhigen Befig nachweiſet, das von der Berg: Behörde erlaſſene 
Juhibitorium, fo wie die von derſelben etwa ſchon feſtgeſetzte Strafe durch das Poſ— 

fefforien » Erkenntniß wieder, aufgehoben werden muß. Der Provofant bleibt alsdann 
in der Ausübung des ftreitigen Rechts, bis im Petitorien-Prozeſſe der Anſpruch für 
unbegründet erklärt worden; in dem desfallfigen Erkenntniſſe it zugleich mit dem In: 
bibitorio die Strafe zu beftimmen, welche im: Uebertrerungsfalle eintreten fol. — 

Das Königl, Ober Bergamt hat nach vorftehenden Grundſätzen ſich nicht allein 
felbit zu achten, fondern aud die ihm untergeordneten Behörden zu inftruiren. 

Berlin, den 4. Novbr. 1831, v. K. J. B.38, ©, 427. 

Auf den Bericht vom 14. 9.M.: 

daß bei Gontraventionen gegen das Bergwerks- und Hütten Regale zu beob: 
achtende Verfahren betreffend, 
gereicht Folgendes dem Könige. Berggerichte zum Beſcheid: 
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Was die darin vorgetragene erfte Anfrage betrifft, fo können wir die Anficht der 

Berichterftatter: 
daf bei Defraubationen im verliehenen Felde das in der Gircular- Verfügung 
vom 4, Novbr. 1831. (0.8.9. B. 38. S. 427.) der Bergbehörde zur Pflicht ges 
machte amtlihe Ginfhreiten nicht eintrere, vielmehr dem Beliehenen zu über: 
laffen fei, feinen Anfprud gegen den Defraudanten privatim im Wege des 
Prozeffes zu verfolgen, ’ 

für richtig nicht erachten. 

Die Frage fällt faft genau mit der zufammen: 

ob die in den $9. 229—231, und 236. 237. Tit. 20. Thl.TL des A. L. R. auf 
geitellten Strafvorfhriften, ungeachtet fie den Worten nah nur von Anmaaf 
fung oder Beeinträchtigung der dem Staate gehörigen oder demfelben 
vorbehaltenen nugbaren Rechte fprechen, dennoch auch in denjenigen Fallen - 
anwendbar find, wo dergleihen Beeintrachtigungen folher vom Staat an Pri— 
varperjonen verliehenen Rechte vorliegen? 

Das D.L. Ger, zu Raribor hatte zwar diefe Frage in einem Falle der letztern 

Art, nämlid in der im Sabre 1832, auf Antrag der Fürftlih Anhalt: Plefis 
fhen Rentkammer gegen die Bauern B. und ©. eingeleiteten Unterfuchung, vernei- 
nen zu müſſen geglaubt. Des Konigs Majeſtät haben indeſſen mittelſt Allerhöchſter 
E.D. vom 6. Decbr. 1832, jene Anficht des O. L. Ger. zu Ratibor für irrig zu er: 
lären und zu befehlen geruht, dem gedachten Collegium die erforderliche Belchrung 
zu ertheilen, was auch geichehen it. Gebührt hiernah aber dem an Privarperfonen 
verliebenen Bergwerks⸗Eigenthum materiell derfelbe ftrafrechtlihe Schuß, mie dem 
dem Staate vorbehalienen, fo folgt von felbit, dak auch die zugleich zur Beaufſichti⸗ 
gung und Sicherung diejes Privat: Bergwerks + Eigenthums — Königl. Berg: 
amter und Berggerichte, ſoweit überhaupt ihre Competenz in Unterfuhungsfadhen 
reicht, dergleihen Contraventionen gegen Privat: Berggerehtfane von Amtswegen zu 
rügen verpflichtet find, 

Anlangend die zweite Frage der Berichtserftatter, fo erledigt ſich dieſelbe durch die 
unterm 7. Novbr. d. J. anderweit an das O. L. Ger. zu Ratibor erlaffene Verfügung, 
dur melde anerkannt worden ift, . — 

daß die Berggerichte zwar nicht zur Führung der Criminal-Unterſuchungen, 
wohl aber von fisfalifhen Unterfuhungen kompetent find, 
woraus von felbit folgt, daß diefelben dergleichen fiscalifhe Unterfuchungen gegen 
Bergwerfs : Eontravenienten, 
$.34, Nr. 1. Tit. 35. Proz. Ordnung, 
allerdings vor ſich zichen müſſen, und ſolche dem ordentlihen Gerichten der Contra- 
Denienten nicht überweifen fonnen, 
Berlin, den 10, Dechr. 1836, v. K. J. B. 48. ©. 523, 


Missbrauch der vom Staate verliehenen Rechte. 

8.238. Wer in Ausübung eines vom Staate verliehenen Rechts die 
dabei ihm angewiesenen Grenzen vorsätzlich überschreitet, den trifft 
die Hälfte der Strafe, welche derjenige verwirkt, der sich eines solchen 
Rechts selbst zur Ungebühr anmasst. 


1) Bescript v, 19. April1833,, betr, die Beftrafung bed Mifibrauchd ber vom Staate 
verliehenen Rechte, 

Nah Durhfiht der von dem Königl, O. L. Ger. unterm 4. v. M. eingereichten, 
beigebend zurüd erfolgenden Akten in der Unterfuchungsfahe wider die Fahrpächter 
B. und Br. zu H. fann der Juſtizminiſter nicht umhin, feine Bedenken dem Kollegio 
gegen das von bdemfelben in der Sache abgefaßte Erfenntniß und namentlich gegen 
die darin ausgeſprochene Anficht zu eröffnen, daß der $.238. Tit.20. Thl. Il. des 
A. L. R. auf den vorliegenden Fall nicht anwendbar gewefen ſei. Das Collegium hat 
legteres zuvörderft um deshalb angenommen, weil nicht dargerhan worden, daß die 
den Denunciaten verpachtete Fährgerechtigkeit zu H. dem Verpächter v. E. oder deffen 
Borfahren, welche diefelbe feit undenkliher Zeit befeffen hätten, vom Staate verliehen 
worden fei. Abgefehen aber davon, daß ein folher angeblich unvordenkliher Befig 
bier gar nicht Statt gefunden hat, da die Acten ergeben, daß die qu. Fahre erft im 
Jahre 1808. an die Stelle einer von den Fluthen fortgeriffenen Brüce angelegt wor» 
den iſt, fo ſteht es jedenfalls feit, daß den Befigern der Fähre im Jahre 1821. ein 
beftimmter Tarif zur Erhebung des Fährgeldes von der betreffenden obrigkeitlichen 
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Behörde vorgeſchrieben worden ift; hierdurch aber hat das Recht ſelbſt nah $.88. 
90, 94. Tit.15. Thl. I. des A. L. R. die Natur eines verliehenen angenommen, und 
der Berechtigte, der den ihm als Norm vorgefchriebenen Tarif, dem Werbotsgefeg 
8.98. a.a.D. zuwider, vorfäglic überfchreitet, verfällt unzweifelhaft der im $. 238, 
Fit. 20, at IL. des A. L. R. auf den Mißbrauch folder verlichenen Nechte angeord- 
neten Strafe. 

Den zweiten Entfheidungsgrund des Collegii, daß nämlich die oben gedachte Vor: 
fhrift, wenu aud auf den Inhaber eines ſolchen Rechts, doch nicht auf den Pächter 
deffelben anwendbar fei, kann der Juftizminifter eben fo wenig für richtig halten, da 
der Pächter in völlig gleicher Art, wie der Inhaber ſelbſt, an den Tarif gebunden 
ift, umd fi nicht einfehen läßt, weshalb vorfagliche, gefegwidrige Handlungen, deren 
er fi bei Ausübung des erpachteten Rechts ſchuldig macht, nicht ebenfalls der gefeh- 
lihen Strafe unterliegen follen, K. J. B. 41. ©. 565, 


2) Gesetz v. 20. März 1837., betr. die Beſtrafung ber Tarif⸗Ueberſchreitungen bei Er: 
bhebung von Eommunicationsabgaben, 

Wir Friedrih Wilhelm, von Gotted Gnaden, König von Preußen ꝛc. ıc. 
verordnen zur Sicherftellung des Publikums gegen Bebrüdungen bei Erhebung 
von Kommmnilationd. Abgaben, auf den Antrag Unſeres Staatsminifteriums 
und nach erfordertem Gutachten Unferes Staatsrathe, für den ganzen Umfang 
Unferer Monarchie, was folgt: 

$.1. Wer bei Erhebung von Chanffees, Wege, Brüden«, Fähr- umd 
—————— und andern dergleichen Kommunikations: Abgaben von denjeni« 
gen, melde diefe Abgaben zu entrichten haben, mehr-einfordert und erhebt, als 
die vorgefchriebenen ZTarifd, Zaren oder Reglements geftatten, foll mit einer 
Geldbuße beftraft werden, welche auf ben zehnfachen Betrag des > Erhobe⸗ 
nen, mindeſtens aber auf Fünf Thaler zu beſtimmen iſt. Hat Thäter ſich 
mehrere — — zu Schulden kommen laſſen, und iſt der Ge 
fammtbetrag des zu viel Erhobenen nicht genau ermittelt, fo tritt eine Geld. 
buße von Fünf bie Funfzig Thalern ein, in fofern der zehnfache Betrag bes. 
3 — zu viel erhoben wirklich nachgewieſen wird, Funfzig Thaler 
nicht eigt. 

6.2. Die vorſtehend beſtimmte Strafe trifft den Thäter, ohne Unterſchied, 
ob er die Abgabe, wie der Eigenthümer oder Paͤchter für eigene Rechnung, oder 
für Rechnung und im Namen eines Andern erhob, er mag das zu viel Erho— 
bene in feinen eigenen oder bes Andern Mugen verwendet haben. 

$.3. Gleihe Strafe, wie den Thäter, trifft die Privatberehtigten 
oder Wächter, welche dergleichen Heberfchreitungen von ihren Einnehmern, 
desgleihen die Cinnehmer, welche foldhe von ihren Gefchäftsgehülfen wiffent 
lich geſchehen laffen. 

$.4. Jeder Einnehmer, mwelder den Empfang durch Andere verrichten läßt, 
ift civilrechtlih für die von letzteren begangenen Meberfchreitungen der He 
u. in Anfehung der Entfhädigung, Koften und Geldftrafe fubfidiarifch 
verhaftet. 

$.5. Im Falle der Wiederholung, nach bereits vorbergegangener rechtskräf⸗ 
tiger VBerurtheilung, treten folgende Strafbeftimmungen ein: 


1) Der Privatberechtigte hat eine Geldbuße von Zwanzig bis Fünfhundert 
Thalern verwirkt. 

2) Der Pächter ift, außer der im $.1. beflimmten Strafe, aus der Hebung 
zu fegen und es ift folche nach dem Ermeffen der Provinzial: Verwaltungs: 
Behörde, mit Berüdfichtigung der Anträge des Verpächters, entweder für 
Rechnung nnd auf Koſten des Pächters, deſſen Berpflihtungen aus dem 
Pachtvertrage unverändert bleiben, unter Sequeftration zu ftellen, oder 
auf deſſen Gefahr und Koften andermweit im Wege der öffentlichen Ver— 
ſteigerung zu verpachten, 

3) Diejenigen, welche von den Berechtigten oder Paͤchtern mit der Hebung 
beauftragt worden, find, außer der im $.1. verwirkten Strafe, von dem 
Hebungsgefchäfte fjofort zu entfernen. Der Berechtigte oder Pächter, 
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melden die Entfernumg nad der Bekanntmachung bes Erkenntniſſes nicht 
gleich bewirkt, fol mit einer Geldbuße von Fünf bis Funfzig Thalern be» 
ftraft werben. 
$.6. Wer fih, nad einer wegen Meberfchreitung der Hebungsfäte rechts. 
fräftig erfolgten Verurtheilung, bdeffelben Vergehens nochmals fchuldig macht, 
wird dadurch unfähig eine Hebung diefer Art zu pachten; gefchieht es dennod, 
fo hat derfelbe in jedem Falle, auferdem aber auch der Werpächter, wenn ihn 
diefe Unfähigkeit belaunt geweſen ift, eine Geldbuße von Fünf bis Zunfzig 
Thalern verwirkt. | 
$.7. Auch darf derjenige, welcher nach vorftehender Beſtimmung ($. 6.) 
zur Pachtung einer Hebung unfähig iſt, von keinem Cinnehmer zur Beſor— 
gung des Empfanges oder zur Hülfsleiftung dabei gebraucht werden; die wiſſent. 
liche Webertretung diefes Verbots zieht eine Geldbuße von Fünf bis Funfzig 
Thalern nad) fid. 
. $8, Dei allen in dem gegenwärtigen Geſetze verorbneten Geldbußen tritt 
im Falle des Unvermögens des Verurtheilten verhältnißmäßige Gefängnißftrafe 
an deren Stelle; in dem Falle des $.4. wird jedoch die Gefängnißftrafe an dem 
Thäter erft dann vollſtreckt, wenn die Geldbuße auch von dem fubfidiarifch Wer 
bafteten nicht beizutreiben ift. a 
$.9. Alle in allgemeinen oder befondern Gefegen verorbneten Strafen der 
in dem gegenwärtigen Gefege erwähnten Vergehen, werden hierdurch aufgeho» 
ben, und infonderbeit binfichtlih der Tinten Nheinfeite ber Rheinproving der 
Art. 12. bes Gefeges vom 3. Nivofe Jahres 6. (23. Dezember 1797) und die 
Art. 52., 54. und 55. des Gefeßes vom 6. Frimatre des Jahres 7. (26. No« 
vember 1798.) außer Kraft gefept. 
$.10. Wenn Staats. oder Kommunal ⸗Beamte bet ber ihnen amtlich aufs 
getragenen Erhebung von Kommunikations «Abgaben ſich der Meberfchreitung der 
SHebungsfäge fhuldig machen, fo finden auf fie die allgemeinen Strafbeftimmun- 
gen für Vergehen der Staatsdiener Anwendung. 
Urkundlich unter Anferer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und vn 
Königl. Inſiegel. G. S. S 57. 
8.239. Wer bei dieser Ausübung den Polizeigesetzen des Staats zu- 
wider handelt, ist mit der in den besondern Polizeiordnungen vorge- 
schriebenen Strafe zu belegen. 


8.240. Ist die Strafe der Uebertretung in der Polizeiordnung nicht. 
bestimmt: so muss der Richter, nach Maassgabe der Gefahr und Schäd- 
lichkeit der Uebertretung, eine die Summe von funfzig Thalern nicht‘ 
tibersteigende fiskalische Geld-, oder verbältnissmässige Arreststrafe, 
festsetzen. 

8.241. Wer aber ein vom Staate verliehenes Recht zum Nachtheile, 
des Staats selbst, oder zum Drucke der Einwohner und Schutzver- 
wandten desselben, vorsätzlich missbraucht, der muss, ausser der ver- 
wirkten Polizeistrafe, dieses Rechts für seine Person verlustig erklärt 
‚werden. 

Wegen Mihbrauchs der Gerichtöbarkeit f. W.L,R. IL 17. 8.85, 
un Beeinträchtigung der Rechte des Staats. 

8.242. Wer dem Staate die schuldigen Abgaben und Gefälle betrüg- 
licher Weise vorenthält, ist, wenn nicht besondere Gesetze eine andere 
Strafe bestimmen, den vierfachen Betrag des Vorenthaltenen zu erle- 
gen verbunden. Ä 

8.243. Wer Andern zur Verweigerung oder Unterschlagung ihrer 
schuldigen Gefälle mit Rath: und That beisteht, oder die dahin abzie- 
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lenden Unterschleife begünstigt, soll mit dem Hauptverbrecher gleiche 
Strafe leiden. 


1) a) Strafdeftimmungen des Chausseegeld - Tarifs v. 28, April 1828, 


1) Wer es unternimmt, fi der Entrichtung der Chauffee- Abgaben auf irgend 
eine Weife zu entziehen, erleat außer den verkürzten Gefällen, deren vierfahen Bes 
trag, mindeftens aber einen Thaler als Strafe; 


2) wer Pferde 2c., welche zum Angefvann eines, der Abgabe unterworfenen Fuhr— 
werks gehören, vor einer Hebeftelle davon trennt und als ledige Pferde ıc. angiebt, 
begebt eine Defraudation; 


3). wer eine Sebeftelle in einer Richtung, in welcher Chauffeegeld zu erlegen ift, 
mit Fuhrwerk oder Thieren paffirt, muß bei derfelben anhalten, auch wenn er von 
der Abgabe frei ift. 

Ausgenommen biervon find Poſtillions, die Preußiſche Poſtfuhrwerke und Poſt⸗ 
pferde führen; 
si wer eigenmädhtig einen Schlagbaum öffnet, zahlt eine Strafe von Drei 
alern; 

5) wo Chauffesgettel gereicht werden, find ſolche anzunehmen, und bei der zu. 
nächſt folgenden Hebeftelle abzugeben, widrigenfals bier die Abgabe für die früher 
paffirte Hebeftelle noch einmal entrichtet werden muß; 

6) Wagen, welche fi) begegnen, müſſen fih, nach der rechten Seite bin, halb 
ausweichen; 

von zwei Wagen, die ſich einholen, muß der vordere nad der linken Seite fo 
weit ausbiegen, daß der nachfolgende Wagen zur rechten Seite mit halber Spur 
vorbeifahren kann; | 

.7) Jedermann muß den Poſten, auf den Stoß ins Horn, ausweichen, bei Ver: 
meidung einer Strafe von 5 bis 50 Thalern; 

8) Holz, Pflüge, Eggen und ähnliche Gegenftände dürfen auf Chauffeen nicht 
gefchleppt werden; 

9) wer um zu Hemmen, Räder am Umdrehen völlig hindern will, darf fich dazu 
nur der Hemmfchube mit ebener Unterfläche bedienen; 

10) Vieh auf Chauffeen und in den Chaufjeegräben zu füttern, oder anzubin« 
den, imgleihen auf den Banquets oder in den Gräben zu fahren, zu reiten, Vieh zu 
treiben, laufen oder weiden zu laffen, ift verboten; 

11) die Fahrbahn darf nicht durch Anhalten, oder auf irgend eine andere Weife 
geſperrt werden. 

Auch dürfen weder auf die Fahrbahn noch auf den Banquets und in den Grä- 
ben, Gegenftände niedergelegt, oder abgeworfen werden und liegen bleiben. , 

— nn gilt von. den Brüden, auf welchen auch nicht ſchnell gefahren 
werden darf. 

. Auch darf Fein Fuhrmann fich weiter, ald 5 Schritte von feinem Fuhrwerke ent: 
fernen , ohne die Pferde abzufträngen und feft zu binden; 

12) innerhalb 2 Fuß vom Grabenrande darf nicht geadert werden; 

13) wer den Chauſſeen und dazu gehörenden Gebäuden, Vorrichtungen, als 
Meilenzeigern, Zafeln, Sclagbäumen, Brellofäblen, imgleichen den Pflanzun 
gen zc. Schaden zufügt, muß außer dem Schadenserfaße, eine Strafe von 1 bis 
10 Thalern erlegen ; 

14) Beſchädigungen der Chaufjfeebäume werden, wenn die allgemeinen Geſetze 
feine härtere Strafe beftimmen, mit 5 Rthlr. für jeden durd) Verſchulden befchädig- 
ten Baum beftraft; 

15) wo für die Webertretung vorftebender Vorfchriften und Verbote befondere 
Strafen nicht beitimmt find, da tritt für jeden einzelnen Fall, eine Geldftrafe von 
einem Thaler ein; - 

16) Widerfeglichkeiten gegen Beamte, wozu auch die Wächter der Chauſſeegefälle 
zu zählen find, werden nach den allgemeinen Gejegen beftraft. 
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Unſichere, oder ungekannte Uebertreter follen zur Haft gebracht, und an die zu⸗ 
ſtändigen Polijeibehörden abgeliefert werden, G. ©. S. 65. 
b) C.© ».27.Mai1830,, wegen Ergänzung der Strafbeſtimmungen zum Chauffee: 
gelb » Tarif v. 28, April 1828, j 
Da der $.2. der Strafbeftimmungen zum Chauffeegeld. Zarif vom 28. April. 
1828 nad) Ihrem Berichte vom 19. Mai c. zu der irrigen Meinung Anlaß gegeben 
bat, daf es erlaubt jei, fih auf Chauſſeen vorgelegter Gefpanne ohne Entrichtung 
des Chauffeegeldes zu bedienen, in fofern ein folcher Borfpann nur die. Chanffee-He- 
beftelle nicht paffire: fo will Ich zur Berichtigung diefes Irrthums jene Strafbe— 
flimmung nad Ihrem Antrage dabin ergänzen, | 
daß, wer eine Chauſſee mit ftärkerer Beipannung befahren bat, als mit wel: 
cher er die nächfte Ehauffee: Hebeflelle paffirt, bei Vermeidung der Defrau— 
dations Strafe verpflichtet fein: ſoll, diefes bei derfelben anzuzeigen, und 
das volle tarifmäßige Chauffeegeld (jedoch mit Wegfall der Steigerung des 
Saßes in dem im $.2. der zuiäglichen Beftimmung des Tarifs ausgenomme 
nen Falle) von der Gefammtzahl des gebrauchten Geſpanns — 


e) C.©. v.31. Auguſt 1832., betr. den Denunciantenantheil von Geldftrafen wegen 
Ehauffee:Bolizeivergehen und Anwendung der mit bem Ehanffergeld: Tarif v. 28, April 1628, 
publicirten Strafbeftimmmurigen.auf alle öffentliche hanffirte Wege, 

Auf Ihren Antrag vom 12.5. M. will Ich genehmigen, daß von allen wegen 
Chauffee » Polizeivergehen erkannten, wirklich auch eingezogenen @eldftrafen die 
Hälfte ald Denunciunten » Antheil den Wegewärtern, Megegeld : Cinnehmern, 
Polizei» und Forft « Dffizianten und Gensd’armen, welche den Thäter entdedt 
und zur Beftrafung angezeigt haben, bewilligt werde. Zugleich beftimme ch, zur 
Befeitinung des Zmeifels über die Anwendung der mit dem Chauffeegeld » Tarif 
vom 28, April 1828 publisirten Streafbeftimmungen auf ſolche Chauffeen, auf 
welchen, wie 5.8. auf den Bezirkejtrafßen des linken Rheinufers, daß Chauffee 
geb gar nicht, oder nach einem andern Zarif erhoben wird, daß diejenigen Straf. 
eftimmungen , welche Gauffee » Polizeivergeben betreffen, auf allen öffentlichen 
hauffirten Wegen gelten follen. Die Regierungen haben durch die Amteblätter 
diejenigen, dem Tarif vom 28, April 1828 nicht unterworfenen Straßen, auf wel: 

hen die vorgedbachten Strafen hiernach anzuwenden find, bekannt zu machen. 
— G. S. S. 214. 

d) C. ©. 2.283. Febr. 1833., betr. den Denuneianten-Antheil von Geldftrafen wegen 
Ehauffee : Bolizeivergehen. 

Ich genehmige, nah Ihrem Antrage vom 8.d.M., daß auch den Zoll: und 
Steuerbeamten, weldye den Thäter von Ehauffee Polizeivergehen entdeden und zur 
Beltrafung anzeigen, gleich den übrigen in Meiner Order vom 31. Auguft v. I. er: 
mwähnten Individuen, die Hälfte der erfannten und eingezogenen Geldftrafen als 
Denunzianten: Antheil zugebillige werde, G. S. S. 


e) O. O.v. 23. April 1835,, wonach die Führer von Frachtfuhrwerken verpflichtet find, 
bie empfangenen Ehanffeezeitel den Steuerauffichtöbeamten und Wegewärtern auf Erfor: 
Dern vorzuzeigen. . 

Auf Ihren gemeinfchaftlichen Bericht vom 13. April d. I. beftimme Ich, daß 
die Führer von Frachtfuhrmerken die empfangenen Chauffegzettel nicht nur, wie es 
die Strafbeftimmung Nr. 5. zum Ehauffeegeld-Zarif vom 28. April 1828 vorfchreibt, 
an die nächte Sebeftelle abzugeben, fondern aud) bei Vermeidung einer Strafe von 
10 Sgr. bis zu 1Rthlr. den Steuer: Auffihtsbeamten und Wegemwärtern auf Erfor: 
dern unterweges vorzuzeigen verpflichtet fein ſollen; fie dürfen aber bierdurd an 

der Fortfegung ihrer Fahrt bis zur nächften Hebeftelle nicht gehindert —— = 


2) Bei Beftrafung der Defraudationen ber vonder Stromfchifffahrt an entrichtenden 
Abgaben, Schleufen: und Kanalgelder, der Brüden: und Fährgelder find 
bie ben resp, Tarifen zur Erhebung folcher Abgaben beigefügten Strafbeitimmungen au ber 
rüchfichtigen. 

3) &. übrigens bie Zoll: und Steuergefege mach 8.307, dieſ. Tit. 
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Eingriffe und Beeinträchtigungen des Besteuerungsrechten 

8.244. Wer unter dem Vorwande, Privatcollecten für Communen 
oder Nothleidende zu sammeln, sich in die Häuser eindrängt, der wird 
mit zelın bis funfzig Thaler Geld- oder verhältnissmässiger Leibesstrafe 
belegt. 

$:245. Liegt bei der verbotenen Einsammlung einer Privatcollecte 
Eigennutz oder sonst Betrug zum Grunde: so wird die Strafe durch 
Verlängerung des Ärrestes bis auf die Hälfte der an sich verwirkten 
Dauer, und durch Erlegung des vierfachen Beitrags von dem Einge- 
sammelten geschärft. 


8.246. Privilegirten Gesellschaften ist die Ausschreibung und Ein- 
sammlung von Geldbeiträgen unter sich nur in so fern erlaubt, als es 
die Natur ihrer Verfassung, und die Erreichung ihres vom Staate gebil- 
ligten Endzwecks erfordern. 


8.247. Wenn Gemeinen in den Städten oder auf dem Lande, ohne 
Genehmigung ihrer Vorgesetzten, Collecten unter sich aufbringen: so 
sollen die Rädelsführer mit sechswöchentlicher bis sechsmonatlicher Ge- 
fängniss- oder Zuchthausstrafe belegt werden. 


8.248. Wer ohne besondere Erlaubniss des Staats eine öffentliche 
Lotterie unternimmt, der soll um funfzig bis hundert Thaler fiskalisch 
bestraft werden; und ausserdem den doppelten Betrag des dadurch ge- 
zogenen Vortheils der. Armencasse, des Orts entrichten. 


8.249. Wer in auswärtige vom Staate nicht besonders genehmigte 
Lotterien einsetzt; muss den Betrag des Einsatzes, und noch über dieses 
hundert Thaler, dew Fisko zur Strafe erlegen. 


1) Bergl. Lotterie- Edicte»,20.3uni 1794, 8.10, (N.C.C, T.IX, &. 2335.) und 
Lotterie-Ediet ». 23, Mai 1810, 8, 5, (Ediet, » Samml, de 1806—1810. 8.1041), 
erledigt durch bie nachfolgenden Verordnungen : 

2) a) Vererdnung ». 31. März 1812., betr. bad Berbotbes Ausſplelend von Grunds 
ſtücken (6, S. &, 31,); erledigt Durch die nachfolgende Verordnung ; 

b) Verordnung v.7,. Decbr. 1816, wegen bes ernenerten Verbots bed Spielend 
in auswärtigen Lotterien und ber Privat: Lotterien. 

Yu Unferm A.L. R. find $. 547. Zit. 11. P. 1. alle öffentlichen Lotterien, 
Glücksbuden ze, 2c., von der ausdrüdlihen Genehmigung des Staats abhän« 
gig gemacht, umd im: den 69. 248 und 249. Tit. 20. P. 2, Strafen gegen bie 
Unternehmer öffentlicher vom Staate nicht genehmigter Lotterien, fo wie 
gegen das Spielen in auswärtigen Lotterien beftimmt , diefe Strafbeftim. 
no in Unferm Lotterie» Edift vom 20, Januar 1794. $. 10, beftätt« 
ger worden: _ | 

Nichts defto weniger vernehmen Wir, daß obigen gefeglichen Anordnungen 
entgegen, befondere dag Spielen in auswärtigen vom Staate nicht genehmigten 
2otterien, immer mebr um fi greift, und durch mancherlei Kunftgriffe der 
Emiffarien jener auswärtigen Rotterien befördert wird. 

Wir finden Uns daber veranlaßt, durch gegenwärtige Verordnung, melde 
für den ganzen Umfang Unſerer Staaten Geſetzeskraft haben foll, die frühern 
Verbote aller öffentlihen, vom Staate nicht befonders genehmigten Lotterien, 
Glücksbuden ꝛc. 2c., fo wie ded Spielend in auswärtigen Lotterlen, befonders 
des Kollektirens für diefelben, biermit zu erneuern, und folgendermaaßen nüs 
ber zu beftimmen. 

$.1. Wer in auswärtigen, vom Staate nicht befonders genehmigten Lot» 
terien gefpielt hat, gleichviel, ob ihm die auswärtigen Lotterie» Loofe mit oder 
ohne eigene Veranlaffung zugefommen find, und ob der Einfag für felbige be 
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zahlt worden iſt, ober nicht, hat den planmäfigen Einfag, und ein eine 
fistalifche Strafe von Zweihundert Reichsthalern für jedes nefpielte Lods zu ent⸗ 
richten. Mer die ihm auf irgend eine Weiſe zugefommenen Looſe auswärtiger 
Lotterien.nicht 24 Stunden nad) dem Empfange der Polizeibehörbe feines Wohn» 
orts zur Kafation überreicht, gegen ben ftreitet die Wermuthung, daß er in den 
fremden Xotterien habe fpielen wollen, und berfelbe hat daher ohne weiteres bie 
oben beftimmte Strafe verwirft. 

$.2. Wer fi dem Verkaufe der Looſe auswärtiger vom Staate nicht aus. 
drüdlich gemehmigter Kotterien entweder felbft unterzieht, oder einen folchen Ber. 
fauf als Mittelsperfon befördert, fol, ohne Rüdficht auf den dabei beabfichtig« 
ten Gewinn, für jedes durch feine Mitwirkung verkaufte fremde Lotterie«Loos 
eine fiscalifche Strafe von Dreibundert Thalern erlegen. . F 

$.3. Agenten fremder Lotterien, welche ſich beikommen laſſen, Unſere Pro 
vinzen zu bereiſen, und Looſe auswärtiger Lotterien heimlich abzuſetzen, ſollen 
von ber Polizeibehörde feſtgenommen werden, und die 6. 2. beſtimmte Strafe 
_— im Unvermögensfalle aber Ein» Bis Zweijährige Zuchthausſtrafe 
erleiden. 

$.4. Wer ohne ausdrüdliche Genehmigung des Staats öffentliche Lotterien 
innerhalb Landes unternimmt, Glücksbuden errichtet, oder öffentliche Ausfpielun: 
gen unbeweglicher oder beweglicher Gegenftände veranftaltet, fol, ohne Rückſicht 
auf den Betrag des Einfaßes zur Lotterie, oder auf den größern oder geringern 
Werth der auszufpielenden Gegenftände, eine fiscalifhe Strafe von Dreihundert 
Thalern erlegen, und außerdem den doppelten Betrag bed bei der Lotterie oder der 
Ausfpielung gesogenen Vortheils an die Armenkaffe des Orts entrichten. 

$.5. Bon allen vorftehend $. 1—4 beftimmten fiscalifchen Geldftrafen, erhält 
der Denunziant die Hälfte, 

$.6. Die zwifchen den Berliner und Hannöverfchen Kotterien bis zum Anfange 
des Jahres 1820 beſtehende Reziprozität, nach welcher Unſern Unterthanen zwifchen 
der Elbe und dem Rheine freifteht. 

fih einzelne Loofe zum eigenen Spiel von der Königl. Hannöverfchen Kotteriche 

börde zu verfchreiben, 
wird durch obige Vorfchriften nicht befchränkt, jedoch ift Unfern Unterthanen in den 
bezeichneten Provinzen bei den im $.2. gegenwärtiger Verordnung angedrohten 
Strafen, der Verkauf und der fonftige Verkehr mit Hannöverfchen Lotterie Looſen 
gleichfalls unterfagt. G. S. de 1817, ©. 4, 


e) C. ©. v.26. März 18265., dañ innerhalb Landes belegene Immobilien auch durch 
auswärtige Lotterien nicht ausgeſpielt werben follen, j 
Nach dem Inhalt der Verordnung vom 7, Dezember 1816. 6. 4. dürfen ohne 
ausdrüdliche Genehmigung des Staats, öffentlihe Ausfpielungen: unbeweglicher 
und beweglicher Gegenftände innerhalb Landes, nicht veranftaltet werden. Ich finde 
Mich bewogen, diefes Verbot dahin zu erſtrecken, daß die Ausfpielung von Jmmos 
bilien, die innerhalb Landes belegen find, auch nicht durch auswärtige Rotterien 
ftatt finden fol. Die Strafbeftimmungen in den $$.4 und 5. des Geſetzes vom 
7. Dezember 1816 follen auch auf folche Ausfpielungen angewendet werden. 
e ®. S. S. 22. 
d) O.O.v.20. März 1827, betr. die Deelaration ber vorſtehenden Verordnungen. 


Da über die Auslegung der Vorfchriften des $.4. der Verordnung vom 7. Des 
zember 1816, durch welche nur die öffentlichen Ausfpielungen beweglicher und un» 
beweglicher Gegenftände von der ausdrüdlichen Genehmigung des Staats abhängig 

emacht find, binfichtlich des Unterſchiedes derfelben von Privat: Ausfpielungen 

weifel erregt und befonders in Bezug auf das Ausfpielen der Grundflüde, wie 
wohl dafjelbe durch das Gefep vom 31. März 1812 und Meine Ordre vom 26. März 
1825 ausdrüdlich unterfagt iſt, dennoch zu Mißverftändniffen Anlaß gegeben wors 
ben ift; fo will Ich, auf den Antrag des Staatsminifteriums, zur Declaration der 
gedachten Vorfchriften, folgende nähere Beftimmungen ertheilen: 
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+1) Als erlaubte Brivat-Ausfpielungen, im Gegenfag ber verbotenen öffentlichen, 
find nur folche zu betrachten, welche in Privatzirkeln zum Zweck eines gefelligen 
Bergnügens oder ber Mildthätigkeit, veranftaltet werden. | 


2) Diefer Declaration gemäß, find alle Ausfpielungen von Grundftüden, als in 
einem Privatzirkel unausführbar, unbedingt verboten und unterliegen, in welcher 
Form oder zu welchen Zwed fie auch unternommen werden mögen, den Verboten 
vom 31. März 1812 und 26. Mär; 1825, fo wie den im $. 4. der Verordnung vom 
7. Dezember 1816 enthaltenen Strafbeflimmungen. 


3) Für einzelne Fälle, insbefondere zur Ausführung wohltbätiger Zwecke, oder 
zur Beförderung des Kunſtfleißes, ermächtige Ih die Minifter des Innern und 
der Finanzen, auch, öffentlihe Ausſpielungen beweglicher Gegenſtände, mittelft 
gemeinfchaftlich zu ertbeilender Gonfenfe, unter den Maafgaben zu geftatten, daß 
felbige. niemals in Verbindung mit einer in. oder ausländifhen Lotterie unter: 
nommen und in jedem Falle die Bedingungen der Ausführung , infonderheit: ob 
die Bekanntmachung dur Zeitungen oder andere öffentlihe Blätter, fo wie der 
Drud der Looſe und des Ausfpielungsplans ſtatt finden dürfe, im Erlaubnißfcheine 
beftimmt und deutlich vorgefchrieben werden. 


A) Berloofungen, Behufs der Auseinanderfegung und Theiluna gemeinfchafts 
licher Sachen, find unter den vorftehenden Beltimmungen nicht begriffen, viel 
mehr hat es dieferhalb bei den gefeglichen Vorfchriften fein DU 


e) O.O. v.6.Juni 1829,, betr. die Declaration und Ergänzung der Verorduung 
v. 7. Dezbr. 1816, 
Auf den Bericht des Staatsminiſterii vom 18. v. M. ertheile Ich zur nähern 
Deklaration und Ergänzung der $$. 1 und 3. der Verordnung vom 7. Dezbr. 1816. 
folgende, durch die ©. ©. bekannt zu machende, Beſtimmungen: 


1) Ein Anſpruch auf Bezahlung von Einfaggeldern für die von Kollekteurs 
fremder Lotterien an Meine Unterthanen verfendeten, oder ihnen fonft zugekom— 
menen fremden Rotterie:Xoofe, foll felbft dann nicht Statt finden, wenn der Em. 
Pfänger fie angenommen, und zu fpielen, oder weiter zu bdebitiren beabfichtigt, 
oder fie wirklich geipielt oder debitirt hat, und eine auf ſolche Bezahlung gerich 
tete Klage fremder Lotterie » Kollefteurs, fol, ald auf einem gefegwidrigen Fun« 
damente beruhend, unter allen Umftänden von den Gerichten zurüdgewiefen werden. 


‚2) Diejenigen Meiner Untertbanen, welche die ihnen auf irgend eine Weiſe zu— 
gekommenen Looſe auswärtiger Lotterien nicht fpäteftens drei Tage nach deren Em: 
pfang an die Polijeibehörde einliefern, verfallen in eine polizeiliche Strafe von zwei 
bis zehn Thalern. Haben fie aber dieſe Looſe in der Abficht, ſelbige zu fpielen, an 
ſich behalten; fo ift gegen fie auf die im $.1. der Verordnung vom 7. Dezember 1816 
beftimmte Strafe zu erkennen. G. S. ©. 63. 


f) Rescripto. 29. Auguft1821,, betr. dad Verbot ber Theilnahme an der Ham: 
burger f. g. Berforgungdtontine, 

Es ift den unterzeichneten Minifterien zur Kenntniß gekommen, daß die Abiez- 
zung von Aftien (Roofen) zu der nach einem gedrucdten Profpectus von einigen Privat: 
Derfonen errichteten fogenannten Hamburger DBerforgungs:Tontine in verfcdiedenen 
Hegenden des Preuß. Staats durch ausgefandte befondere Agenten und fonit auf 
alle Weife zu befordern gefucr wird, und dadurch bedeutende Summen in das Aus: 
land gezogen werden. 

Diefe Tontine it offenbar nichts weiter, als ein verſtecktes Lortterie-Spiel, wobei 
die Gewinne in Lejbrenten ftatt fonft in Kapital, beitehen, und fie gebört folglich in 
die Kategorie der in den dieffeitigen Staaten verbotenen auswärtigen Lotterien. 

Die Königl, Regierung wird daher beauftragt, ſchleunigſt durch ihre Amtsblätter 
ein ausdrückliches Verbot gegen das fernere Verbreiten und die Annahme von Aktien 
oder Loofen zu diefer Tontine zu erlaffeen, und das Publikum dabei, auf die im 
Uebertretungsfalle, in der Allerhochften Verordnung vom 7. Dechr. 1816. gegen das 
Spielen in auswärtigen Lorterien und den Debit fremder Lotterie-Looſe, feſigeſetzten 
Strafen aufmerkfam zu machen. v. K. Annalen B- 5. ©. 578, 
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g) C.©.v.8.Novbr. 1835,, betr. bad Verbot ber von einer Gefellihaft Antwerpes 
ner Kaufleute unternommenen Nentenausfpielung. 

Einverftanden mit der in Ihrem Berichte vom 6.9. M. ausgeſprochenen Ans 
fiht, wonach die von einer Gefellihaft Antwerpener Kaufleute unternommene 
Renten: Ausfpielung einer fremden Lotterie gleich zu achten ift, verordne Ich 
hierdurch, daß dieffeitige Unterthbanen, fowohl Individuen ald auch Korporatio: 
nen und Inftitute, namentlich die Börfen und deren Mitglieder, fich eben 
fo der unmittelbaren Theilnahme an diefer Ausipielung, als des Geſchäftsbe— 
triebes mit den dahin gehörigen Actien und Koupons, bei Vermeidung der ge 
gen das Spiel in fremden Lotterien geſetzlich beftimmten Strafen, enthalten 
follen, Diejenigen Perſonen oder Korporationen, welche dergleichen Aktien und 
Koupons bereits befigen, haben diefelben binnen Monatefrift, von der Bekannt: 
machung des gegenwärtigen Befehls an, gleichfalls bei Vermeidung der Konfis— 
eation und Anwendung der geordneten Strafen ins Ausland zurückzuſchaffen. 
Ich überlaffe Ihnen, diefe Verordnung durd die G. ©. zur allgemeinen Kennt» 
niß zu bringen, und ermädtige Sie zugleih, in Tünftigen Fällen bderfelben 
Art, in Gemäßheit des von Mir aufgeftellten Grundfages, das Verbot der Theil- 
nahme an diefjeitige Unterthanen mit gefegliher Wirkung gemeinfchaftlich erge- 
ben zu laſſen. G. S. ©. 236. 

h) C.O. v. 27, Zuni 1837,, betr. dad Verbot bed Verkehrs mit Promeſſen zu den 
Brämienfcheinen der Seehandlung oder zu ausländifchen mit einer ähnlichen Prämienverloo⸗ 
fung verbundenen Staatsanleihen, 

Auf Ihren Beriht vom 31. v. M. erfläre Ih Mich völlig damit einverftan: 
ben, daß ber bisher von MWrivatperfonen des In- oder Auslandes unternoms 
mene Verkauf fogenannter Promefjen zu den Prämienfcheinen der Seehandlung, 
oder zu ausländifchen, mit einer äbnlichen PWrämienverloofung verbundenen 
Staats » Anleiben, in Meinen Staaten nicht geftattet werden darf, vielmehr 
jeglicher Verkehr mit folhen Papieren, ſowohl rüdfichtlih der Verkäufer als 
der Käufer, oder fonftiger Beſitzer derfelben, überall nach den beftehenden Straf: 
gelegen wider das verbotene Rotteriefpiel zu beurtbeilen if. Niemand darf nad 
erfolgter Publikation diefer Meiner Drder dergleichen Promeſſen noch ferner ver: 
Paufen, und fein dieſſeitiger Unterthan ſolche mehr erwerben. Wer fich gegen: 
wärtig im Befig von Promeffen, die durch Verloofung noch nicht erlediget find, 
befindet, muß folche fofort und fpäteftens binnen acht Tagen nach dieſer Publi— 
kation der Polizeibehörde feines Wohnorts vorzeigen, damit diejelbe feinen Namen, 
die Vorzeigung und den Tag, an welchem fie erfolgt ift, darauf vermerke, und 
fie mit ſolchem Vermerke zum weitern eigenen Gebrauch ihm zurüdgebe. Wer 
nach Ablauf der achttägigen Frift im Beſitz von Promeſſen, die nicht auf diefe 
Weile bezeichnet find, gefunden wird, hat die Vermuthung des ſpätern Erwer: 
bes gegen ſich und verfällt bei Ermangelung des Gegenbeweifes in die gefegliche 
Strafe. Sie haben diefen Befehl dur die G. S. bekannt machen zu laſſen. 

G. S. ©. 129, 

8.250. Wer öffentliche Aussteuer-, Wittwen- oder Sterbekassen 
ohne ausdrückliche Genehmigung des Staats errichtet, der soli den In- 
teressenten ihre Einsätze zurückgeben, und den doppelten Betrag des 
an Besoldung, Provision, oder sonst gezogenen Vortheils, an die Ar- 
menkasse des Orts bezahlen. 

8.251. Ist dergleichen Anstalt, vorsätzlich zum Nachtheile oder 
zur Berückung einfältiger Leute, errichtet worden: so soll der Stifter, 
ausser vorstehender Strafe, als ein Betrüger öffentlich ausgestellt, und 
auf sechs Monate bis zwei Jahre zur Festung oder ins Zuchthaus ge- 
bracht werden. 


Münzverbrechen. 


1) Bergi. Gesetz üser die Münzverfaffung in den Preufifchen Staaten, v.30, Septbr. 
1821, (6,8. 8.159); O. O. v. 22. Juni 1823,, wegen allgemeinen Gebrauchs der neuen 
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Scheldemfinze und Auferfoursfegung fremder Scheldemünzen (G.©. S. 128.); ©.©.». 
25.Roobr, 1826, wegen Verbreitung ber neuen Scheidemünze in den weſtlichen Provinzen 
(6.8.8.115); O. O. v. 30. Novbr. 1829., wegen Anwendung der vorgedachten C. O. auf 
die öftlichen Provinzen (G. &. de 1880. &. 3.) u. O. O. v.23. Febr. 1830,, betr. Die Beſtim⸗ 
nungen wegen der in Neuvorpommern und Nügen noch gültigen Münzen, (6,&. &, 22.) 

2) Bergl. Ediete v. 25. Deebr. 1824, wegen Einführung ber Kafienanwelfuns 
sen, (G. S. &.233.) O. O.v. 14. Novbr. 1835., wegen Ausgabe neuer Kaffenanweifungen 
und O. ©. vom 5, Decbr. 1836., betr. die Einziehung ber Banf: unb Seehandlungdfcheine 
und der Bommerfchen Bankfcheine und deren Erfag durch Kaffenanweifungen, (5 &.de1836, 
&.169. n. 318.) und O. O. v.9.Mail837,, wegen Vermehrung der Kaffenanweifungen; 
(5.8.8. 75.) f. zum. 2. R. J., 16. 8.77. 

3) C.©.o. 18. April1835,, betr. die Anwendbarkeit ber Preufl. Strafgeſetze binfichtlich 
der Müngverbrechen in denjenigen Provinzen, in welchen dad U.2.R. biöher nicht einges 
fühet ift, 

Da nad) dem Berichte vom 31. v. M. darüber Zweifel entftanden find, ob 
durch den $.2. Meiner Order vom 21. Dezember 1824 die wegen Verfälſchung 
der Treſorfcheine erlaffenen Strafbeflimmungen in Bezug auf die Verfälihung 
der Kaſſenanweiſungen in die Aheinprovinz eingeführt worden, Ich überhaupt 
aber angemefien finde, daß binfichtlich ber Münzverbrehen, als Verbrechen ge 
gen ben Staat, in dem ganzen Umfange ber Monarchie gleihe Strafgeſetze 
nr fo beftimme Ich auf den Antrag des Staatsminifterii: daß die 66. 252, 

i6 267. und 1381. bis 1383. des 20. Tit. des IT. Thl. des A. L. R. und dag 
Gefet über Münzverbrehen vom 8. April 1823, mebft bem durch den $. 2. Mei. 
ner Dröder vom 21. December 1824 auf die Kaffenanweifungen für anwendbar 
erklärten $.10. der Verordnung vom 4. Februar 1806 wegen der Treforfcheine, 
auch im denjenigen Provinzen ber Monarchie, in welche das A.L.R. bisher 
nicht eingeführt worden, zur Anwendung fommen follen. In demjenigen Theile 
der Rheinprovinz, in welchen das Franzöfifhe Recht gegenwärtig noch Gültig. 
keit bat, ift jedoch ftatt des Staupenfhlages auf Ausftellung am Pranger in 
erkennen und wird die Entfheidung in den Fällen der $$. 254. bis 260. 267. 
1381. bis 1383. den Affifen: Gerichten, in den Fällen der $$. 252. 253. 261. 
bis 266. den Eorrektionellen Gerichten unter Beobachtung Meiner Order vom 
14. April 1830 beigelegt. Ich beauftrage die Zufttyminifter, wegen Ausführung 
diefer Order, welche durch die G. ©. öffentlich bekannt zu machen ift, die Ge. 
richtsbehörden in dem betreffenden Randestheilen mit den erforderlihen Anweifun. 
gen zu verſehen. 6.8. S 

8.252. Wer eigenmächtig unter Landesherrlichem Gepräge, Münzen 
zum Cours im Publiko schlägt oder giesst, hat, nach Verhältniss der 
ausgeprägten Quantität, zwei- bis dreijährige Festungsstrafe, nebst ei- 
ner fiskalischen Geldbusse, bis zum zehnfachen Betrage des gezogenen 

Vortheils, verwirkt. 

8.253. Die Hälfte dieser Strafe trifft denjenigen, welcher zu solchem 
eigenmächtigen Münzen auswärtiges Gepräge missbraucht. 

8.254. Wer aber unter Landesherrlichem, oder einem andern im 
Lande gesetzmässig cursirenden Stempel, nicht nur eigenmächtig Mün- 
zen prägt oder giesst, sondern auch zugleich deren inneren Gehalt ver- 
fälscht, und dadurch das Publikum betrügt, hat vier- bis zehnjährige 
Festungsstrafe verwirkt. 

8.255. Ausserdem muss er eine fiskalische Geldbusse, welche dem 
zchnfachen Betrage des verursachten Schadens, so weit als selbiger aus- 
gemittelt werden kann, gleich kommt, aus seinem Vermögen entrichten. 

Siehe die Zufäge nach 8.262. dief. Zit. 

8.256. Sind durch dieses Verbrechen beträchtliche Summen falscher 

Münzen ins Publikum gebracht, und dadurch dem Handel und Credit 
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der Unterthanen des Staats ein erheblicher Schade zugefügt worden: 
so soll die Strafe bis zu Staupenschlag und lebenswieriger Festungsar- 
beit geschärft werden. 

8.257. Münzbediente, welche den Gehalt der von ihnen, oder unter 
ihrer Aufsicht, geprägten Gelder verringern, und dadurch nicht nur den 
Landesherrn, sondern auch das Publikum vervortheilen, sollen mit eben 
der Strafe ($. 256.) belegt werden. 

8. 258. Hat Jemand unter fremdem im Lande nicht cursirenden 
Stempel falsche geringhaltige Münzen ausgeprägt: so trifft ihn drei- bis 
sechsjährige Festungsstrafe. 

8.259. Wer falsche Münzen geprägt; aber noch nicht in das Publi- 
kum verbreitet hat, den trifft die Hälfte der, nach der übrigen Beschaf- 
fenheit seines Verbrechens verwirkten Strafe. 

8.260. Wer aber dem falschen Münzer zur Verbreitung der von ihm 
geprägten Gelder ins Publikum, aus Eigennutz oder sonst vorsätzlich, 
Hülfe geleistet hat, der soll dem Thäter gleich bestraft werden. 

8.261. Wem falsche Münzsorten zu Händen kommen, oder wer 
sonst von deren Umlaufe zuverlässige Nachricht erhält, der ist zur un- 
verzüglichen Anzeige davon an die Obrigkeit verbunden. 

8.262. Wer nicht nur diese Anzeige unterlässt, sondern auch die 
ihm zu Händen gekommenen falschen Münzsorten wissentlich weiter 
ausgiebt, der soll um den vierfachen Betrag derselben, und überdies 
mit einer Geldbusse von fünf bis funfzig Thalern; oder mit Gefängniss 
auf Acht Tage bis sechs Wochen bestraft werden, 


]l) a) Verordnung v, 26, Febr. 1799,, betr, die Beftrafung ber Diebftähle und Thu⸗ 
licher Berbrechen, 
Ertrach 


$.30. Verfälihung von Münzen, Urkunden ꝛc. amd anderer Betrug. 

Gleichmäßig bat es wegen derjenigen, welche falfches Geld münzen, Kaffens 
beutel oder Urkunden verfälichen, Stempel oder Siegel nachmachen, oder am: 
dere ähnliche Vetrügereien verüben, zwar für jegt arfnoch bei den im A.L.R. 
enthaltenen Beftimmungen fein Bewenden, jedoch müſſen die Gerichte bei klei 
nern Vergehungen diefer Art, nad der Analogie gegenwärtiger Werordnung zu. 
gleich auf körperliche Züchtigung, und ftatt der Zuchthaus oder Feftungsftrafe 
auf Einfperrung in eine Bejferungs. Anftalt, und bei fchwerern DBerbrechen je 
derzeit mit darauf erkennen, daß ber Verbrecher, nach geendigter Strafzeit, auf 
fo lange in eine Arbeits. Anftalt gebracht werde, bis man von feiner Belle 
rung verfichert und überzeugt ift, daß feine Entlaffung feine gefährlichen Folgen 
baben werde, N.C.C. T.X. ©. 2249. No.9. de 1799. 

»b) Kiriegsartikel 33, wonach Verfertigung falfcher Münzen nach Berfchiedens 
heit ber Fälle und der Größte des beabfichtigten ober angerichteten Schadens mit Verſetzung 
in die 2te Klafie des Soldatenftandbes und bei derfelben mit Büchtigung durch Stockfchläge 
und mitzweijähriger bis lebenöwieriger Feftungdftrafe, wiffentliches Undgeben falfcher Mün: 
zen aber mit achttägigem bis fechöwöchentlichem ftrengen Arreſt beftraft werben foll; f. m 
8.463, d. Tit. i 

2) a) Publicandumo, 20, Septbr.1806,, betr. die Beftrafung der Müngverbrechen, 
befonbers bed Einbringend nachgemachter Scheidemüngen. (N.C.C, T.XIL &, 755. v. R. VIIL 
@.671.) . 

b) Bescript ». 31.Mai1831,, betr, die Richtanwendbarkeitder vorgebachten Vers 
ordnung. 

Das Publicandum dv. 20. Sptbr. 1806. über deffen Anwendbarkeit das Königliche 
D.2. Ger. im Bericht v. 14. d. M. anfrägt, it nicht gehörig publieirt, und nur aus 
Berfehen in die Edicten- Sammlung de 1806 aufgenommen worden, Daffelbe hat 
daher feine gefeglihe Kraft, wie fchon nad) der richtigen Bemerkung des Eollegii da: 


— 
” ‘ 
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taus folgt, daß daffelbe in der im $. 3. des Gefeges im Betreff einiger Münzverbre— 

chen 0.8. April 1823, enthaltenen Allegation der auf das Vergeben der Anfertigung 

faliher Münzen fi beziehenden jegt geltenden Strafgefege, jenes Publicandum nicht 

aufgenommen worden, v. K. J. B. 37. ©.412, 
3) a) Gesetz v. 8, April 1823., betr. die Beſtrafung der Münzverbrechen. 

Wir Friedrih Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ıc. ꝛc. haben 
zur Ergänzung der allgemeinen, die Münzverbrechen betreffenden Gelee einige 
. neue Beſtimmungen nöthig befunden, und verordnen daher für diejenigen Provin- 

zen und Randestheile, worin das A. L. R. gefegliche Kraft bat, nach erfordertem 
Butachten Unferes Staatsraths, wie folget: Ä 

$.1. Wer unter Unferem landesherrliben Stempel eigenmächtig Münzen ver 
fertigt, oder dazu Hülfe leiftet, foll Tediglich nach den in Unferen Gefegen beftimms: 
ten Strafen auch dann beurtheilt werden, wenn diefe Handlung im Auslande 
verübt worden ift, und zwar ohne Unterfchied, ob er felbft Unſer Untertban, oder 
ein Ausländer ift. 

$.2. Diefelbe Beftimmung fol auch bei der Nachmachung oder Verfälſchung des 
Papiergeldes und aller übrigen Papiere eintreten, welche von Uns zum öffentlichen 
Umlauf beftimmt find. 

$. 3. Wer nachgemachte oder verfälfchte Münzen oder im $. 2. gedachte Papiere 
in Unfere Staaten wiffentli und aus gewinnfüchtiger Abficht einführt, foll mit 
denfelben Strafen belegt werden, welche auf die Verfertigung derielben angedroht 
find. (A. L. R. Thl. 11. Tit. 20. $. 252 — 254. u. f. $. 267. $$. 1381— 1383.) 

Diefe Strafe trite ein, fobald die unächten Münzen oder Papiere ($. 2.) über 
die a eingebracht find, ohne Unterfchied, ob fie bereits ausgegeben worden, 
ober nicht. 

$.4. Auch foll derjenige mit einer gleihen Strafe belegt werben, welcher wiſ⸗ 
fentlih, und aus gewinnfüchtiger Abſicht dergleihen Preußiſche Münzen oder 
Papiere ($. 2.) verbreitet, ohne Unterfchied, ok es im In» oder Auslande, desglei- 
hen ob es von einem In» oder Ausländer geichehen. 

$.5. Wenn zwar unächte Münzen oder Papiere ($. 2.) über die Grenze einge: 
bracht find, nach dem richterlichen Ermeffen aber nicht anzunehmen ift, daß ſolches 
wiffentlih und aus gewinnfüchtiger Abficht gefcheben; fo trifft den Ginbringer 
zwar feine weitere Strafe, die unächten Münzen und Papiere aber, welche fich noch 
bei ihm befinden, werden konfiszirt. 

$. 6. Jede nachgemachte oder verfälfchte Münze, fo mie jedes dergleichen, öffent: 
lichen Kurs habendes Papier ($. 2.), welche oder welches in Unferen Staaten ges 
funden wird, foll von der Polizeibehörde fogleich in Befchlag genommen und vers 
nichtet werden. " 

$.7. Jeder Inhaber von dergleihen Münze oder Papier ($. 6.) hat die Ver: 
pflihtung, folde oder felbiges an die Polizei: Obrigkeit des Orts unverzliglich 
abzuliefern, wenn er von der Unächtheit Wiffenfchaft erlangt. Hat er dieſes frei 
willig gethan, fo wird ihm der Metallwertb der Münze vergütet, in ſofern er feiner 
Theilnahme an dem Münzverbrechen verdächtig ift. 

$. 8. Die Unterlaſſung diefer Ablieferung ($. 7.) zieht zwar feine befondere 
Strafe nach ſich, macht aber den Betreffenden wegen des daraus entftandenen Scha- 
dens verantwortlich. 

$.9. Den $. 267. in Verbindung mit $. 1381. und $. 1382. des 20ſten Zitels 
des 2ten Theild des A. L. R. beftimmen Wir näber dabin, dal die Strafe des 
6, 267. nicht blos bei den darin beifpieleweife genannten Arten von Papieren, fon« 
dern auch bei allen andern zur Anwendung kommen foll, welde von Uns zum 
Öffentlichen Umlauf beftimmt find. G. S. S. 43, 


b) Rescript v. 18. Auguſt 1823., betr, bie Beſchlagnahme und Vernichtung fal⸗ 
ſcher Münzen. 
Veranlaßt durch eine Anfrage in Betreff des 8.6, des Geſetzes vom 8. Apr. d. J. 
wegen der Münz-Verbrechen, wonach es heift: 
„Daß jede nachgemachte oder verfälſchte Münze, fo wie dergleihen Cours ha— 
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bende Papiere von den Polizei: Behörden fogleich in Befhlag genommen und 
vernichtet werden ſollen,“ . ————— ee 
wird der Königl. Regierung (dem Königl. Polizei» Präfidium zu Berlin) hiermit zu 
erkennen gegeben, dag durch jenen $. nur beftimmt ift, daß die in dem Preufifchen 
Staaten vorgefundenen verfälfhten Münzen von den Polizei-Behörden f ogleid in 
Beihlag genommen werden follen. Daß foldhe aber ebenfalls fogleih dernich— 
tet werden follen, beftimmt das Gefeg nicht, fo wie foldes auch nad dem, was 
meiterhin im $. 7. verordnet worden und im der Natur der Sache liegt, gar nicht 
ausführbar fein würde, indem es unerläßlich ift, dab jede falfhe Münze, bevor 
deren Vernichtung erfolgt, durch den hiefigen General: Münzwardein geprüft 
und fein fahverftandiges Gutachten darüber eingeholt werde, 

Am allerwenigiten it es die Abficht, daß die Vernichtung der entdedten falfchen 
Münzen dur die Orts: Polizei erfolgen foll; denn wenn in dem $.7. von ber Orts⸗ 
Polizei die Nede ift, fo beſchränkt ſich dieſe Beſtimmung lediglich auf die Bezeichnung 
der Behörden, an welche die Ablieferung gefhehen fol, — 

Me Königl, Regierung hat demnach) die ihr untergeordneten Polizei» Behörden zu 
nfiruiren: 
alle zum Vorſchein kommenden falfhen Münzen und Staats: Papiere, nad 
wie vor an die Konigl, Regierung zur weitern Veranlaſſung und Beförderung 
an die vorgefegte Minifterial- Behörde einzufenden. er 

Das Königl. Polizei-Praidium zu Berlin hat daher nad wie vor alle vorko 
menden falihen Münzen und Staats: Papiere an die vorgefegte Meinifterial- Behörde 
einzufenden, v. K. Annalen B. 7. S. 549, 


4) a) Edicto, 4, Febr. 1806,, wegen der in Umlaufzu bringenden Treſorſcheine. 


Ertract 

$.10. Wer Treforfcheine verfälfcht oder nachmacht, an der Verfälfhung Theil 
nimmt, verfälfchte oder nachgemachte Treforfheine ins Publikum wiffentlich bringt 
oder bringen hilft, foll mit eben der Strafe belegt werden, welche nach Vorfchrift 
des A.L. R. Thl. II. Tit. 20. $. 254. u. flgde. gegen falihe Münzer geordnet ift. 

N. C. C. T. XII. S. 39, v. R. VII, ©, 470, 

b) Gesetz v. 8. April 1823., 8.2. f. oben mub 3, 

e) C.©. ». 21. Deebr. 1824,, wegen Einführung der Kaffenanweifungen ftatt ber 
Treforfcheine (G. S. S. 238) 8, II., wonach die in Unfehung der Treforfcheine ergangenen ges 
feglihen Beftimmungen auch auf die Kaffenanweifungen Anwendung finden; deögl, C.®. 
— — 1835,, betr, die Ausgabe neuer Kafſſenanweiſungen, 8,1 (G. S. de 1836. 

d) C.©.».24. Febr. 1830, betr, bie Beftrafung wiffentlicher Berausgabung falfcher 
Kaſſen-Anweiſungen. 

Um die in Bezug anf die Beſtrafung der wiſſentlichen Verausgabung falfcher 
Kaflenanweifungen bin und wieder entftandenen Zweifel zu befeitigen, verordnen 
Wir, auf den Antrag Unſeres Staatsminifteriums und nad vernommenem 
—— Unſeres Staatsraths, für ſämmtliche Provinzen Unſerer Monarchie 

erdurch: 
daß derjenige, welcher eine falſche oder verfälſchte Kaſſenanweiſung als ächt 
einnimmt, nach erhaltener Kenntniß von ihrer Unächtheit oder Verfälihung 
aber weiter ausniebt, um den vierfachen Betrag des darauf angegebenen 

Werths, jedoch jedenfalls wenigſtens mit Zwanzig Thalern, im Fall des Un: 

vermögens aber mit Gefängnis von wenigſtens Acht Tagen und höchſtens 

Sechs Wochen beftraft werden foll. G. S. ©. 21, 

8.263. Wer die im Lande gangbaren Münzsorten beschneidet, abfeilt, 
oder durch andere Künste deren Gehalt schmälert, der soll den zehn- 
fachen Betrag des sich dadurch verschafften unrechtmässigen Gewinnes 
zur Strafcasse erlegen; und nach Verhältniss des angerichteten Scha- 
dens, zwei- bis vierjährige Zuchthausstrafe leiden. 

Kriegsartikel33,, wonach das Befchneiden, Ubfeilen oder fonftige Berringern 


guter Münzen mit Berfeyung in die 2te Klaffe des Soldatenftandes und zwei bis vierjährige 
Beftungöftrafe beftraft werben foll; f. au 8. 463. dief. Tit. 


320 Bweiter Theil. Zwanzigfter Titel. $, 264- 


8.264. Ist er ein Jude: so wird er, noch ausser der Strafe, des ıhm 
vom Staate bisher gegönnten Schutzes verlustig, 

Der vorftehende &. ift nach dem Edict v.11.März 1812, gegen bie Juden, welche das 
Staatsbürgerrecht erlangt haben, und nach der Verordnung v. 1.Z3uni 1833, gegen bis 
naturalifirten Juden im Grofibersogthum Pofen nicht mehr anwendbar, 

8.265. Wer zum Nachtheile, und wider ein Verbot des Staats, Lan- 
desherrliche Münzsorten einschmelzt, wird um den vierfachen Betrag 
des dabei gesuchten Gewinnes fiscalisch bestraft. 

8.266. Wer verrufene Scheide- oder andere schlechte Münzsorten, 
aus Gewinnsucht, in das Land einführt und verbreitet, der soll mit Con- 
fiscation derselben, und dem Ersatze des doppelten Betrages der ein- 
gebrachten Summe bestraft werden. 


a) C.O. v, 22. Zuni 1823,, wegen allgemeinen Gedrauchd ber neuen Scheibemünge 
und Nußerfourdfegung fremder Scheidemünzen, 
Ertract 
5) Die Einbringung fremder Silber-Scheidbemüngen foll von jetzt an bei 
Strafe der Gonfiscation verboten fein, | 
Auch die Einbringung fremder Kupfermünzen, fowie überhaupt jeder 
‚ welhe nicht unter Preußiſchem Stempel ausgeprägt worden, fol 
unter Strafe der Gonfiscation und der Zahlung des doppelten Nennwerths überall 
verboten fein, dergeftalt, daß nur die als — und zum Einſchmelzen eingeführ⸗ 
ten Kupfermünzen davon ausgenommen bleiben, wozu aber Päffe bei den betreffen. 
ben Probinzialregierungen nachgefucht werben müffen. G. S. ©. 128, 
b) O. O.v. 25. Novbr. 1826,, wegen Verbreitung ber neuen Scheidemünge in ben 
weftliben Provinzen, 
Ertraect. 


1) Die durch Meinen Befehl vom 22. Juni 1823 auf die Einbringung frem. 
der filberner und Zupferner Sceidemünze gelegten Strafen der Konfiscation 
und resp. der Konfiscation und Zahlung des doppelten Nennwertbs, foll auch 
in den Fällen zur Anwendung fommen, wo biefe Münzen im Zaufch oder ge 
meinen Verkehr gebraucht und angetroffen werden, und denjenigen treffen, ber 
ſolche ausgiebt. 

Eine Ausnohme hiervon wird nur für den nachbarlichen Verkehr in den 
Grenzftädten und Ortſchaften, welche in den durch die Zollordnung beftimmten 
Grenjbezirte bis ge Dinnenlinie belegen find und in den vom Zollverbande 
ausgefchloffenen Landestheilen geftattet. ©. ©. ©. 115. 


©) c.0. v, 30, Movbr, 1829, betr, die Verbreitung ber Scheidemünge in den Öftlis 
ben Brovinzen, 
Ertract 


1) Die dur Meinen Befehl vom 22. Juni 1823 auf die Einbringung frem⸗ 
der filberner und Eupferner Scheidemünze gefeisten Strafen der Gonfiscation 
und resp. der Gonfiscation und Zahlung des doppelten Nennwerths, follen auch 
in den Fällen zur Anwendung kommen, wo diefe Münzen im Zaufch oder ge: 
—* a gebraucht und angetroffen werden, und denjenigen treffen, der 
olche ausgiebt. 

Wenn in befondern Fällen der nachbarliche Verkehr oder andere Umftände 
eine Ausnahme hiervon erfordern follten, fo wird das Staatsminifterium darü- 
ber entfcheiden. Den Metallwerth der configcirten Münzen follen die Armen: 
Anftalten des Drts erhalten, in welchem die Befchlagnahme der Münzen Statt 
gefunden, G. S. de 1830. ©. 3, 

d) O.O. vom 28, Febr, 1830,, wegen ber in Neuvorpommern und Rügen Fonrfirens 
ben Münzen, wonach dort die vorstehende Beftimmung auch hinfichtlich der ? u, 1 Schilling» 
Rüde und ber Biertelfchillinge oder Witten Anwendung findet: (G, &, &, 22,) 
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8.267. Wer Banknoten, Pfandbriefe, oder Actien, welche unter 
Landesherrlicher Autorität zum öffentlichen Umlaufe bestimmt sind, 
verfälscht oder nachmacht; oder dergleichen verfälschte Papiere im 
Publico wissentlich verbreiten hilft, soll gleich demjenigen, welcher fal- 
sches Geld unter Landesherrlichem Gepräge gemünzt "oder verbreitet 
hat, bestraft werden. ! 

1) Gesetz v.8, April 1823,, wegen Beftrafung der rüngerbregen. 8.9.5 f. 3: 8. 262, 
bief. Titels. 

2) Gesetz v. 17. Zuni 1833,, betr, bed Verbot der Musftellung von Papieren, welche 
eine Zahlungsverbindlichkeit gegen ben Inhaber enthalten. 

Wir Friedrih Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. ıc. ver⸗ 
ordnen hierdurch auf den Antrag Unferes Staatsminifteriums und nad erforder: 
tem Gutachten Unferes Staatsraths für den ganzen Umfang Unferer Mo 
nardie, wie folgt: 

$.1. Papiere, weit die Zahlung einer beflimmten Seldfunme an jeden In⸗ 
baber verforocdhen wird, dürfen von Niemand ausgeftellt und in Umlauf gefegt wer 
den, ber dazu nicht Uinfere Genehmigung erhalten hat. 

Ausgenommen von diefer Beſtimmung bleiben jedoch die auf jeben Brief: 
— geſtellten Wechſel derjenigen Perſonen, welche kaufmänniſche Rechte 


u 2. Die Genehmigung zur Ausftellung ſolcher Papiere foll binführo nur auf: 
ben Antrag der Minifter für den Handel und für die Finanzen durch ein Landes. 
berrliches Privilegium ertheilt werben, welches die redhtlihen Wirkungen defjelben 
ee und feinem ganzen Inhalte nach durdy die ©. ©. bekannt gemacht ‚wer: 
en mu 

$.3. Dergleihen an jeden Inhaber zahlbare Papiere begründen gegen den Aus 
fteller ein Klagerecht. Ä 

$.4. Die visher ohne landesherrliche Genehmigung ausgegebenen Papiere biefer 
Art ift jeder Inhaber gegen den Ausfteller einzuklagen befugt, ohne die Uebertra⸗ 
gung des Eigenthums nachweiſen zu dürfen. 

$.5. Wer künftig, dem Verbot des $. 1. entgegen, foldhe Papiere ausſtellt und 
in Umlauf ſetzt, verfällt in eine, dem fünften Theil des Betrages derſelben gleiche 
Strafe, die jedoch in keinem Falle geringer als Hundert Thaler ſein darf. 

Zugleich muß der Ausſteller von Amtswegen angehalten werden, die Einlöfung 
und Vernichtung der ausgegebenen Papiere u u bewirken, 

$.6. Dergleihen Papiere, welche ohne Unfere unmittelbare Genehmigung, vor 
Publikation dieſes Gefeges ausgeftellt worden, dürfen, nachdem fie an den Ausftel. 
ler —— ſind, von demſelben bei gleicher Strafe nicht wieder ausgegeben: 
werden G. S. &.75. 

g. 268. Kein Kupferstecher, Drucker, Stempel- oder Wappenschnei- 
der, soll ohne schriftlichen Befehl von der Obrigkeit, unter welcher er 
stehet, Stempel, Siegel oder Stiche und Platten der Formulare öffentli- 
cher Papiere, in die Arbeit nehmen, noch an Jemand andern, als an das 
Landescollegium, von welchem er den Auftrag erhalten hat, gegen Em- 
pfangschein abliefern. 

8.269. Wer diesem Verbote zuwider handelt, soll nach Verhältniss 
der daraus für deu Staat oder das Publikum entstandenen Gefahr, mit 
dreimonatlicher bis zweijähriger Gefängniss- oder Festungsstrafe belegt 
werden. 

Gesetz v, 6, Zuni 1835,, wegen Beitrafung der unbefugten Anfertigung Öffentlicher 
@iegel, Stempel ıc. 

Wir Friedrih Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen zc. 2c. thun 
fund und fügen hiermit zu wiffen: 

Da die VBorfchriften des WER. Thl. II. Zit. 20, $5. 268. und 269, wegen 
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Beltrafung der unbefugten Anfertigung öffentlicher Stempel, Siegel u. f. w. nicht 
umfaffend genug. befunden, worden, und die Strafgefete derjenigen Landestheile, in 
welchen das A. L. R. noch nicht eingeführt ift, einer entfprechenden Beftimmung,.biers 
über ermangeln, fo verordnen Wir auf den Antrag Unſeres Staatsminifteriums 
und nad erfordertem Gutachten Unferes Staatsraths für den ganzen Umfang Un. 
ferer Monarchie, wie folgt: 

-$.1. Obne ſchriftliche Anmeifung der Behörde darf Niemand nachftehende Ge: 
genftände anfertigen, oder verabfofgen laſſen: 

1) Etempel oder Formen, welche zur Anfertigung von Metallgeld, | 

2) Stiche, Platten, Stempel oder andere Formen, welche zur Anfertigung von 

Papiergeld oder Stempelpapier beſtimmt find, oder dazu gemifbraucht wer« 
den können. 

3) Stiche, Platten, Stempel oder andere Formen, ‚melde zu den von einer öf- 

wi ‚fentlichen Behörde unser ihrer Firma auezuftellenden Schuldicheinen, Zins» 

Koupons, Quittungen, Anweifungen, Beiheinigungen, Steuerzetteln oder‘ 

-, andern dergleichen Urkunden dienen können, 
4) öffentliche Siegel oder Stempel, melde zur Beglaubigung öffentlicher Ur» 
kunden, fo wie des Maaßes und Gewichtes, oder zur amtlichen Bejzeich⸗ 

Br a oder amtlihen Verſchließung gewiffer Sachen und Waaren dienen 
onnen. M J 
5. 2. Eben fo wenig darf Jemand, ohne eine ſchriftliche Anweiſung der Be— 
börde; den Abdrud der vorftehend bezeichneten Stiche, Platten, Stempel oder For: 
men, oder irgend einen Drud von Formularen zu den dafelbft bezeichneten Urkunden 
unternehmen oder Abdrüde verabfolgen laffen. 

ODas Imprimatur des Genfors gereicht dem Uebertreter zu Feiner Entſchuldigung. 

$.3. Die fhriftlihe Anweifung zur Anfertigung, zum Drud oder zur Verabfol⸗ 
gting’deriin den 66. 1. und 2. bezeichneten Gegenftände zum Gebrauch für Unfere 
unmittelbaren Behörden, kann nur von den oberen Militair» und Eivilbehörden in 
den Provinzen, oder ihren vorgefesten höheren Behörden ertheilt werden ; im Milis» 
tair-jedoch auch von den Gouvernements, Kommandanturen, Regimentstommans 
deurs und Vorſtehern der Militairverwaltungs: Behörden für die Gegenflände ihres 
Geſchaͤftsbereichs. 

8. 4. Wer den obigen Verboten, 6. 1. und 2., zuwider handelt, wird, inſofern 
damit nicht ein ſchwereres Verbrechen verbunden iſt, mit dreimonatlichem bis zwei— 
jährigem Gefängniffe oder Feltungsarrefte beftraft, und foll dabei auf die durch das 
Vergehen für den Staat oder das Publikum entftandene Gefahr befonders Rückſicht 
genommien werben. 

6,5. Die Anwendung diefer Strafen wird dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß bei 
der Anfertigung von Siegeln, Stempeln‘, Vlatten, Formen u. f.w. die Merkmale, 
durch welche die Gigenfchaft derfelben als öffentliche Siegel, Stempel u. ſ. w. be: 
dingt iſt, abgeändert worden, infofern die Abänderung von der Art ift, daß fie 
nur bei: befouderer ſachkundiger Aufmerkſamkeit wahrgenommen werden kann. 

——— G. S. S. 99. 

Stempeleontraventionen. 


S. 270. Der unterlassene Gebrauch des vorgeschriebenen Stempel- 
papiers in Gnadensachen; bei Kauf-, Pacht- und Miethkontracten um 
Grundstücke; bei letztwilligen Verordnungen und Ehestiftungen, soll, 
ausser dem Ersatze der dem Staate entzogenen Abgabe, mit Verurthei- 
lung in den doppelten Betrag derselben, fiskalisch geahndet werden. 

8.271. Eben diese Strafe trifft Kaufleute und Juden, welche ihre 
Handlungsbücher nicht stempeln lassen. 

8.272. Desgleichen Juden, die sich verheirathen, ohne den Trau- 
schein mit dem vorgeschriebenen Stempel gelöset zu haben. 

8.273. Wer bei Gesuchen und Verhandlungen vor Gerichten, und 
andern Obrigkeiten und öffentlichen Behörden, ingleichen bei allen 
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‚Contracten, ausser dem Kaufe, Pacht ind Miethe unbeweglicher Gutor 
°(8.270.), sich des vorgeschriebenen Stempelbogens nicht bedient, muss 
‚selbigen noch beibringen, und Einen Thaler. Ale für jeden Uebertre- 
“tungsfall entrichten. 


8.274. Wer bei solchen Verhandlungen. die, in den Eäicten vorge- 
schriebene Vollmacht nicht Behrmucht. muss die zuletzt, ertachte Strafe 
doppelt entrichten. —— 


8.275: Der, welchem von: Ehegatten; Seitenwerwandten, oder: Erem- 
den, eine Erbschaft, Schenkung aller Güter, oder ein Vermächtniss zu- 
‘fällt, muss binnen drei Monaten, nachdein er von dem Anfalle'Wissen- 
'schaft erhalten vat den vorgeschriebenen Stempelsatz ‚erlegeii, öder 
‚denselben zur Strafe vietfach' entrichten. 


..$.276. Doch wird: bei Erbschaften den Erben die ‚Ueberlegungsfrist 
zu gute gerechnet; auch sollen diejenigen, welche keine nähere. Kennt- 
niss und Uebung in gerichtlichen Geschäften ‚haben, zuvor an ihre 
Pflicht, den Stempelbogen beizubringen, erinnert werden. 

1) a) Gesetz wegen ber Stempelfteuer, vom T, märz 1822, — 

Ertract. | du 

Strafen, wegen Ylichtgebrauch des —— *— I gr 

a) Im Allgemeinen . 7 
$.21. Iſt das tarifmäßige Stempelpapier nach den: Vorſchriften des gegen: 
märtigen Geſetzes nicht gebraucht oder beigebracht: worden; ſo ift daflelbe micht 
allein fofort naczubringen, fondern es tritt auch außerdem die ordentliche Stem⸗ 
pelftrafe ein, welche in Entrichtung ‚des vierfachen Betrages des nachzubringen. 
‚ben Stempel. befteht. 
Wo zwar ein Stempel, jedoch nur ein geringerer als der tarifmäßige,, ge: 
braucht oder beigebradht worden, da ift der fehlende Stempelbetrag zu ergänzen, 
und auch mur von biefem die Strafe des Bierfachen zu entrichten. .- 

Beträgt aber dad Vierfache des nahzubringenden Stempels weniger ald,ei- 
nen Thaler, fo wird .die ordentliche Etempelfirafe, außer dem 6. 2 beftimmten 
Soll, dennoch zu einem Thaler feſtgeſetzt und erhoben. 

$.22. Die Nachbringung des Stempels und. Entridtung: "der ‚onhentlichen 
Stempelftrafe kann gegen jeden Inhaber oder DBorzeiger einer Verhandlung oder 
Urkunde verfolgt werden, welche mit dem gefeplid dazu erforderlichen. Stempel 
nicht verfeben iſt. Es behält derſelbe jedoch feinen Regreß dehald an, den gie 
gentlihen Konträvenienten. 

Kann der Inhaber oder Vorjeiger jedoch nachweiſen, daß er in den Beſttz 
der Verhandlung oder Urkunde erſt nach dem Tode des eigentlichen Kontrabe· 
nienten gekommen; ſo kann die Stempelſtrafe von ihm nicht eingezogen werden. 

Der eigentliche Kontravenient iſt bei einſeitigen Verträgen, Verpflichtun⸗ 
gen und Erklärungen, der Ausſteller. Bei mehrſeitigen Verträgen find es 
alle — und jeder derſelben beſonders iſt in die ganze Stempelſtrafe 


* geſetzliche Stempel zu einer Verhandlung nicht gebraucht, welche vor 
Gericht oder vor einem Notar aufgenommen worden, ſo trifft die ordentliche 
Stempelſtrafe denjenigen Richter oder Notar, welcher die Verhandlung unter 
feiner Unterſchrift ausgefertigt hat. 

Das mit dem Stempel vom Werthe eined Kaufs, einer Pacht oder einer 
Miethe verfebene Exemplar des Vertrages muß in den Händen des Käufers, 
Pächters oder Miethers ſein; um von dieſem auf Erfordern, bei Käufen 
von Grundftüden und Grundgerechtigfeiten innerhalb der erften drei “Jahre, 
bei Käufen von anderen Gegenftänden innerhalb des erfien Jahres, nad voll» 
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„angener.- Uebergabe, bei. Vachten und Miethen aber mährend ihrer Dauer, 
darüber Auskunft erhalten zu Lönnen, ob. der tarifmäßige Stempel gebraucht 
worden. - . — 1 
Siempelpflichtige Quittungen müffen auf Erfordern innerhalb eines Jahres 
nach deren Empfang vorgezeigt werden können. | 
— * 6)Beſonders. aa) Bei Bittſchriften. 
23. Sind ſtempelpflichtige Geſuche und Bittſchriften auf 7 tarifmäßigen 
Stempelbogen von fünf Silbergrofhen nicht geichrieben; fo foll die Rachbrin⸗ 
gungideffelben nicht: verlangt, auch die ordentliche Stenipelftrafe deshalb nicht 
eingezogen, fondern dies Verſehen nur dadurch beahndet werden, daß der ta. 
rifmäfige Stempel des Beſcheides auf ein ſolches Geſuch um funfzehn Silber: 
groſchen erhöhet, oder, wenn die. Beſcheidung außerdem ſtempelfrei geweſen 
wäre, ein Stempelbogen von funfzehn Silbergroſchen dazu verbraucht wird. 
Kann nicht ſogleich Beſcheid erfolgen, fo iſt dem Bittſteller ein ſolcher Etem: 
—— kaſſirt ſtatt Strafdekrets zu überſenden, und der Betrag von ibm ein⸗ 
zuziehen. 
bb) Bei beslaubten · Abſchriften und unterlaſſener Beſcheinigung des nachgebrachten 
8 “al Stempels, 
$.24. ft, entgegen der Vorſchrift $. 15., auf beglaubigten Abfchriften, 
Duplitaten und Audfertigungen der Betrag des Stempels nicht bemerkt, der 
zu der Ürfchrift oder der ausgefertigten Verhandlung gebraucht: worden; fo ift 
diefe Unterlaſſung niit einer Drdnungsjtrafe von einem halben Thaler zu ahn- 
den, Diefelbe Strafe trifft auch die $. 12. gedachten Behörden, und die Stem: 
wpelvertheiler/ wenn fie "die daſelbſt vorgefchriebene Beſcheinigung über die in. 
—— ber geſetzlichen Friſt erfolgte: Nachbringung des Stempels unterlaf- 
haben. Ih. j 5224*8 


ie “ .... ee) Bei Erbfchaften, 

$.25. Die Unterlaffung der Anmeldung einer angefallenen ſtempelpflichtigen 
Erbſchaft, Vermachtniſſes oder Schenkung innerhalb der gefeglihen Frift, wird 
mie dem doppelten Betrage des Erbſchaftsſtempels beahndet. | 

Werden ſtempelpflichtige Erbichaften, Vermächtniſſe und Schenfungen zwar 
angemeldet, aber nicht innerhalb der aefeglichen, oder auf Anfuchen verlänger- 
ten Frift, verfleuert; fo tritt gleichfalls die Entrihtung des doppelten Betrages 
des Grbichaftsjtempels als Strafe ein. Auch kann alddann die Ausmittelung 
des Betrages der Erbſchaft auf Koften der Säumigen vorgenommen werben. 

TA Dei Wechfeln. ·. 
, 26. Die Unterlaffung des Gebrauchs des tarifmäßigen Stempels von ge 
Jogenen Wechſeln und kaufmännischen Anweiſungen ift mit dem fünf und zman« 
zigfachen Betrage desjenigen zu beftrafen, was dadurch den Staats- Einkünften 
entzogen worden. Dieſe Strafe ift befonders und ganz zu entrichten von einem 
jeden Inländer, ber als Ausfteller, Präfentant, Acceptant, Indoffant oder Gi— 
rant an dem Umlaufe des gedachten Papiers Antheil genommen bat, wie auch 
von inländifchen Mäklern, melde ſolche Papiere ermeislih verhandelt haben. 
Außerdem ift der Betrag des Stempels felbft zunähft von dem Inhaber, mit 
Vorbehalt des- Regreſſes an feine Wormänner, einzuziehen. 

j ee) Bei Spielfarten. 
S. 27. Ungeftempelte Spielfarten werden konfiszirt. Wer fie einbringt, ver- 
theilt,. in Gewahrfam bat, oder damit fpielt, verfällt für jedes Spiel in eine 
Strafe von zehn Thalern. Gaftwirthe, Kaffeefhänfer und Andere, welche Gäſte 
halten, zahlen diefelbe Strafe, wenn fie in ihren Häufern das Spielen mit unge: 
ftempelten Karten dulden. 
#) Bei Kalendern, 
‚9.28. Ungeſtempelte Kalender werben Eonfiszirt, und der vierfache Betrag des 

tairfmäßtgen Stempels überdies als Strafe von dem Inhaber erhoben. Jedoch 
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fol die Konfisfation und Stempelftrafe nur auf Kalender angewendet werden, welche 
für da6 laufende oder. ein noch nicht angetretenes Jahr beſtimmt ſind. 


£6) Dei Zeitungen, 


$.29. Der unterlafiene Gebrauch des Zeitungsftempels zieht ebenfalls die Strafe 
des vierfachen Betrages nach ſich, und ed muß auch der fehlende Stempel überdies 
nachgebracht werden. | —— 

Bei inlaͤndiſchen Zeitungen haftet die Beciagsbendlung und jeder Vertheiler für 
den Stempel und für die Strafe wegen RNichigebrauch deffelben. ee 

Bei ausländifhen Zeitungen haften in gleicher Art ‚nicht nur die Poſtbedien- 
ten, welche deren Vertheilung beforgen, und etwanige andere. Vertbeiler, fon: 
dern auch diejenigen, welche fie für ihre Rechnung kommen lafjen. Insbeſondere 
muß, wer fremde Zeitungen hält, fich durch Worzeigung des geftempelten rem» 
plar6 oder dazu Eaffirten Stempelbogens für das laufende Vierteljahr über die be: 
börige Löſung des Stempels ausweifen können; und wird von der VBerantwortlidy 
feit für den Stempel durch die Entihuldigung nicht befreiet, daß ihm derfelbe vom 
Poftamte oder andern Vertheilern nicht ausgehändigt worden. .. —* 


Aufſicht Über die Beobachtung des Stempelgeſetzes. a) Im Allgemeinen. 

$.30. Die Verwaltung des Stempelwefens wird unter Zeitung Unſers Finanz 
minifters von den Regierungen durch die Zoll» und Steuer» oder auch befonders 
dazu bejtimmten Aemter geführt. Außerdem haben alle diejenigen Staats. oder 
Kommunalbehörden und Beamten, welchen eine richterliche oder Volizeigewalt an: 
vertraut ift, die befondere Verpflichtung, auf Befolgung der Stempelgefege zu bal- 
ten und alle bei ihrer Amtsverwaltung zu ihrer Kenntniß kommende Stempellon» 
traventionen von Amtswegen zu rügen. 

In fo weit fie überhaupt befugt find, Strafen zu erkennen, oder durch Re 
folute feftzuiegen, find fie auch verpflichtet, in folchen Fällen die vorftehend 
geordneten Stempelftrafen in Anwendung zu bringen und -einzuzieben: fonft aber 
haben fie ihrer zumächft vorgefegten, mit jener Befugniß verfehenen Behörde 
von der bemerften Kontravention: ungefäumt Anzeige zu machen. 

Stempelftrafen gegen Staats» und. Kommmmalbehörden, wie auch gegen 
Beamte, fofern denfelben eine Nichtbeachtung der Stempelgefege bei ihrer 
Dienftverwaltung zur Laft fällt, können jedoch nur von. der ihnen vorgefeßten 
Behörde ausgeben. 

Bei Kontraventionen aber, die den Stempel von Spielkarten oder Zei: 
tungen betreffen, gehört die Unterſuchung und Abfaffung der Strafdetrete den 
Regierungen, | | 

b) Defonders, aa) Wegen Vollziehung der Stempelftrafen, 

6.31. Gegen Stempelftrafrefolute ſteht entweder der Meg des Rekurſes, 
- oder, jedoch nur, wenn die gefegliche Strafe Zehn Thaler und darüber beträgt, 
die Berufung auf richterliche® Gehör und Enticheidung in eben der Art offen, 
wie dies wegen Strafrefoluten in Zoll» und Verbrauchs. Steuerfahen - vorge 
feprieben ift. 1 | 

$.32. Die Behörden, welche nach $. 30. Strafen wegen Stempellontraven 
tionen einzuziehen haben, find verbunden, eine Stempelftraflifte zu führen, vier 
teljährig den Auszug aus derfelben an die Regierung ihres Bezirks einzureichen, 
und auf deſſen Grund die Ablieferung der eingegangenen Strafgelder eben da- 
bin zu bewirken. 


“ bb) Wegen Entdeclung der Rontraventionen theils aaa) durch Denunzianten theils 
k bbb) durch Stempelfiskäle, 


a eg Denunzianten erhalten ein Drittheil von den feftgefegten Stempel: 
BER G.S. ©. 57. u. flgde. 


= 
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„.b) ©.®. v. 3.5an, 1,830,, betr. die Stempelabgabe beim Wechfeloerkchr; - oo 
Auf den Bericht des Staateminifteriums' vom 11.9. M., ertheile Ich hierburch 


über die Stempelabgaben beim Verkehr mit Wechfeln nachftehende das Gefeg vom 
7. März. 1822, abänderude und erleichternde Vorfchriften: ER 


ws. . N . J 


1) Wechſel, welche im Auslande ausgeſtellt und auf einen Ort im Auslande ges 
— — der dieſſeitigen Staaten im Umlauf kommen, ſind nicht 
empelpflichtig;.... .... a W 
2) der zu gezogenen Wechſeln erforderliche Stempel wird auf die Hälfte des 
gegenwartigen Zariffages, mithin bei Summen bis 400 Rtbir. auf 5 Sar., 
über 400 Rthlr. bis 800 Rthlr. auf 10 Sgr. u. f. w. ermäßigt. Diefelbe 
" Ermäßigung des Stempelbetrages tritt für diejenigen trodnen Wechiel ein, 
welche nach, drei Monaten oder in fürzerer Frift zahlbar find. SProlongatio» 
nen innerhalb diefer Frift bleiben unberüdfichtigt; Ä 
3) was von gezogenen Wechſeln in den $$.20. und 26, des Gefehes v. 7. März 
1822. in der Tarifpofition, „Wechſel, gezogene“ und unter J. und 2, der 
gegenwärtigen Order vorgeichrieben ift, findet auch Anwendung auf kauf. 
männifche Affignationen und Handelebillets, fo wie auf die lettres’de change 
und billets ä Ordre, die an ſolchen Orten, wo der franzöfifhe Code de 
commerce Geſetzeskraft bat, in den durch die Art. 110. und 138. deffelben 
näher bezeichneten Formen auggeftellt find; 
den Strafbeftimmungen im $. 26, des Geſetzes vom 7. März 1822, find auch 
Stempel: Gontraventionen bei trodnen Mechfeln unterworfen, doch bleibt 
ber Strafbetrag, wie bisher, auf den vierfadhen Werth des zu wenig verwen: 
beten Stempels feftjufegen ; 
wird ein gezogener Wechſel, oder ein ihm gleichgeftelltes Document in meh. 
reren Eremplaren ausgefertigt, fo ift unter diefen dasjenige ftempelpflichtig, 
welches zum Umlauf beftimme ifl. Auch eine Abfchrift, wenn fie zur Weber: 
tragiıng des Gigenthbums an dem Documente dur Indoffiren und Giriren 
ee unterliegt dem Wechfelftempel, die übrigen Eremplare find 
ſtempelfrei; | | 
6) ift bei gezogenen Wechſeln im dem Wechſel felbft Bürgſchaft für deffen Zah⸗ 
Jung von einem Dritten geleiftet,, fo wird dadurch ‚der Betrag, der für den 
Wechſel zu entrichtenden-Stempelabgabe nicht erböbet, mithin bleibt dabei 
2 — Vorſchrift bei dem Gebrauche des Stempeltarifs No. 1. außer 
nwendung ; 
7) auch die Nebertragung ded Eigenthums an trod'nen Wechſeln foll dem Stem: 
pel für Geffions » Inftrumente nicht unterworfen ‚. fondern ftempelfrei fein ; 
8) Gerichtsperjonen und Notarien, welche Stempelprotefte ausfertigen, find 
verpflichtet, fowohl in dem Proteft, als in dem über die Proteftation auf: 
zunehmenden Protokolle ausdrüdlich zu bemerken, mit welchem Stempelbe: 
trage der proteftirte Wechſel geftempelt, oder, daß er mit einem inländifchen 
Stempel gar nicht verfehen ift. . Sie verfallen, wenn fie diefe Bemerkung 
unterlaffen, in eine Strafe von einem Thaler. Verabſäumen fle ader eine 
bei diejer Gelegenheit zu ihrer Kenntniß gelommene Wechfel : Stempel : Gons 
travention zur Beftrafung anzuzeigen, fo follen fie dafür noch befonders mit 
einer Strafe von 2 bis 5 Rthlr. belegt werden. G. ©. 


ec) C.O.v. 15. Octb, 1824,, betr. den Stempel von ben aus bem Auslande eingehens 


— 


4 


— 


5 


— 


” * 


den Kalendern, 


Nah dem Antrage des Staatsminifteriums in dem Mir erftatteten Berichte 


vom 30ſten v. M. will Ih, zu möglichfter Verhütung etwaniger Verfälihungen 
des Kalenderftempels im Auslande, hiermit beftimmen, daß alle vom Auslande 
eingehenden ausländifhen und inländifchen Kalender, e8 mögen ſolche bereits ge— 
ftempelt oder ungeftempelt fein, an der Grenze bei den Zollämtern angemeldet wer: 
den müflen, mit der Erklärung, ob fie im Inlande verbleiben, oder blos durchge» 
führt werden follen; daß ſolche in beiden Fällen unter Begleitfchein Kontrolle und 
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Verſchluß genommen und daß, wenn fie zum Verbleiben im Anneren deflarirt wer: 
den, ber Begleitfchein auf eine Steuerbehörde an den Orten gerichtet werden muß, 
wo eine Kalenderftempelung gefchehen kann, um dort auf Koften des Ginbringers 
oder Empfängers, jedesmal mit dem gefeglichen Kalenderftempel verfeben zu wer 
den, fie mögen früher fchon geftempelt fein, oder nicht. Erfolgt die Einbringung 
auch felbft der geftempelten Kalender ohne Anmeldung ; fo foll die Strafe der Ver 
fürzung der Stempelgefälle eintreten. G. S. ©, 179, 


2) a) Bescript ». 30. April 1830,, betr. Die Stempelftrafen gegen Mandatarieh als 
Wroducenten ungeftempelter Dokumente, 


Des Könige Majeftät haben durch die, unterm 24, Febr, c. an die Minifter der 
Juſtiz und der Finanzen erlaffene Allerhöchſte C. D. zu erklären gerubet: 
daß Mandatarien, welche von ungeftempelten oder nicht mit dem vorgefchriebes 
nen Stempel verfehenen Schriften im Intereffe ihrer Mandanten Gebrauch 
machten, infofern fie nicht dur eigene Webertretung der Stempelvorfchriften 
eine Stempelftrafe verwirft hätten, in ihrer Eigenſchaft als Mandatarien, in 
Stempelitrafe nicht genommen werden fünnten, indem das Stempelgefeg unter 
dem Vorzeiger eines Dokuments nichts anderes veritehe, als was die Proz. O. 
den Producenten einer Urkunde nenne, unter welcher Bezeichnung fie jederzeit 
= — begreife, deren Intereſſe der Gegenſtand der betreffenden Verhand— 
ng ſei. 

Hiernach iſt die Verfügung des Königl. Finanz-Minifterii vom 16. Detbr. 1824, 
welche durch die Verfügung vom 5. Novbr, ej.a. (Ihrb. B.24. ©. 328.) den Gerich— 
ten zur Nachachtung mitgerheilt worden, aufgehoben, und es ift demgemäß, nament: 
lih gegen Zuftiz: Commiffarien, welche als Mandatarien auftreten, eine Stempel 
ftrafe in den im jener Verfügung bezeichneten Fällen nicht feitzufegen, vielmehr fofort 
gegen die Parteien felbjt die gefegliche Strafe zu verhängen. v. K. J. B. 35. S. 296. 


b) Bescript o.1, Febr. 1834,, betr. das Strafverfahren gegen Producenten ſimp⸗ 
ler Abſchriften ftempelpflichtiger Documente und Die Berjähbrung ber Stempelitrafen. 


Bon ben Anfragen, welche Gegenftand des Berichts der Königl, Landgerichts: 

Deputation vom 10. v. M. find, muß die erite Frage: 
ob der Producent der fimplen Abfchrift eines fempelpflichtigen Contractes mit 
der gefeplihen Stempelitrafe belegt werden kann, wenn er der an ibn erlaffe: 
nen Weifung ungeachtet, und obgleich ihm ausdrüdlich obiger Rechtsnachtheil 
angedrobt worden, 'es unterläßt, das A Behufs der Wahr: 
nebmung des Stempelintereffes vorzuzeigen 

fo wie fie geftellt ift, verneinend beantwortet werben, 

Die Stempelfontravention muß fehftehen, che der Richter eine Strafe verhängen 
Tann. Der Richter ift aber nicht befugt, von dem Producer!tn einer fimplen Ab: 
fhrift die Borlegung des Originals blos zu dem Zwede zu fordern, um nachzu— 
forfchen, ob auch zu diefem der gefeglihe Stempel verwender iſt, oder nicht. Sind er: 
heblihe Verdachtsgründe vorhanden, jo muß die Production des Driginals unter As 
drohung einer fiscalifhen Unterfuhung wegen Stempeldefraudarion erfordert, und 
wenn die Production verweigert wird, mit Nücficht auf die Vorfchrift des $. 34. des 
Gefeges vom 7. März 1822, die fisfalifhe Unterfuchung eingeleitet werden, Bei die: 
fer hat der Anquirent den $. 258. des Anhangs zur U. G. O. zu beachten. Das Gr 
kenntniß entfcheidet alsdann, ob der Fall einer Defraudation vorhanden und eine 
Strafe verwirkt ift, oder nicht. 

Auf die zweite Frage des Berichts: 

ob bei Pacht- und Mierheverträgen die Verjährungsfriſt gegen die Stempel- 
firafe vom Tage des über das Pacht- und Miethsverhältniß aufgenommenen 
Eontractes, rejp. vom Ablaufe der ausnahmsweiſe zur Nahbringung des Stem: 
pels verftatteten 14 tägigen Frift am zu berechnen ift, oder ob die qu. Verjäh— 
rungsfrift erft von dem Tage zu laufen anfängt, an welchem das qu. Padıt: 
‚ and Mierhsverhältmiß felbit zu dauern aufgebort hat? i J 
dient der Königl. Landgerichts-Deputation zum Beſcheide: daß die Verjährungsfriſt 
des $. 600. der Er. O. von dem Zeitpunkte der Verübung des Vergehens durch die 
Unterfchrift der Urkunde an, zu berechnen iſt. 


Uebrigens hat die Königl. Landgerichts: Deputation Fünftig_dergleihen Zweifel 
zunächſt dem ihr vorgefegten O. L. Ger. vorzutragen. v. K. J. 8.43, S. 201. 
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3) 0.0. v. 28. Octbr.1836,, betr. bie Beftrafung ber Beamten wegen unterlaffener Ber⸗ 

wendung bed Stempels, 

Auf den Bericht des Staatsminifteriums vom 30. v. M. beſtimme Ich unter 

Modifikation des $.22. des Stempelgefeges vom 7. März 1822 Folgendes; 

1) Die Strafen, welche unmittelbare oder mittelbare Staatsbeamte durch um. 
terlaffene Verwendung des tarifmäßigen Stempels zu Amteverhandlungen 
verwirken, find nicht von dem Befiger oder Produzenten der Verhandlung, 
wovon die Kontravention begangen, mit Vorbehalt des Regreſſes an den 
Beamten, zu fordern, fondern von dem Letztern felbft einzuziehen. 

2) Beamte, welche bei ihren amtlichen Verhandlungen die tarifmäßigen Stem« 
pel nicht verwenden, werden von der ordentlichen Stempelftrafe nicht betrof. 
fen, fondern find, fofern nicht nach der Art des Vergebene, wegen verlepter 
Amtspflicht, eine höhere Strafe eintritt, nur mit einer Ordnungsſtrafe zu 


belegen. - 

3) Die Strafe iM auf dem einfachen Betrag des nicht verwendeten Stempel, 
für den Fall jedoch, daß derfelbe die Summe von 50 Rihlr. überfteigt, auf 
legtern Betrag feftzufegen. Ermäßigung oder Niederfhlagung der Strafe 
ift von dem Minifterium, zu defien Verwaltung der Beamte gebört, zu 
verfügen und durch Beibringung der Verfügung zu den Stempelftrafliften, 
bei denen die Strafen zu verrechnen find, nachzumeifen. 

4) Notarien find von den Beftimmungen zu 2 und 3. ausgefchloffen. 

5) Hinfihts der Verbaftung der Beamten für die Stempel, deren Verwendung 
fie bei ihren amtlichen Verrichtungen verabfäunen, verbleibt es bei den bes 
ftehenden Vorfchriften. G. S. &. 308, 


4) Vergl. O. O. vom 13, Apr, 1833,, betr. den Rekurs gegen Stempel: Strafrefolute 
(8. S. S. 33,) 


Accise und Zollverbrechen, 


S. bie neueren Gefege über die Beitrafung ber Zoll» und Stenervergehen nach 8, 307, 
bief, Tit. 


8.277. Wer Waaren oder Sachen, deren Ein- oder Ausfuhr der 
Staat verboten hat, diesem Verbote zuwider ins Land bringt, oder her- 
aus zu schaffen unternimmt, der macht sich des Verbrechens der Con- 
trebande schuldig. 

$. 278. Wer bei der Ein- und Ausfuhr an sich erlaubter Waaren, 
die dem Staate davon zukommenden Zoll- oder Accisegefälle demsel- 
ben zu entziehen unternimmt, der begeht eine Defraudation. 

$.279. Kaufleute, die ihre zum Handel aus- oder einzuführenden 
Waaren bei den Zöllen und der Accise entweder gar nicht, oder in An- 
sehung der Qualität, Quantität, oder des Werths, vorsätzlich unrichtig 
angeben, werden als Defraudanten angesehen. 

$.280. Ein gleiches Verbrechen begehen Schiffer und Frachtfuhr- 
leute, welche den Zoll- und Acciseämtern vorsätzlich ausweichen; un- 
richtige oder unvollständige Frachtbriefe wissentlich vorzeigen; oder 
die auf den Frachtbriefen nicht befindlichen, von ihnen zugeladenen 
Waaren anzugeben unterlassen, 

8.281. Auch andere Reisende, welche accisbare Waaren bei sich 
führen, und diese auf der Gränze noch nicht versteuert haben, müssen 
bei Strafe der Defraudation in der Zollstrasse bleiben. 

8.282. Brauer, Brandtweinbrenner, und Andre, welche ein Gewerbe 
treiben, von dessen Ausübung in jedem einzelnen Falle dem Staate 
eine Abgabe zu entrichten ist, begehen eine Defraudation, wenn sie 


dergleichen Fälle der Ausübung entweder gar nicht, oder unrichtig an- 
zeigen, 
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8.283. Alle andere Privatpersonen begehen eine Defraudation, so- 
bald sie die den Gefällen unterworfenen Sachen bei der Visitation 
verheimlichen. 

8.284. Auch schon alsdann, wenn sie der vorgeschriebenen Visitation 
auszuweichen suchen, werden sie als Defraudanten angesehen. 


Confiscation, 

8.285. Von jeder Contrebande oder Defraudation ist die Confis- 
cation der Waaren oder Sachen, woran selbige verübt worden, die un- 
mittelbare Folge. 

8.286. Wird die zur Ein- oder Ausfuhr verbotene Waare gleich bei 
dem Gränz-Zollamte angezeigt: so muss selbige auf Kosten des Eigen- 
thümers zurückgeschafft werden. | 

$.287. Hat Jemand, der kein Kaufmann, Schiffer, oder Fuhrmann, 
ist, contrebande Waaren oder Sachen bei dem Grenz-, Zoll- oder Ac- 
ciseamte zwar nicht ausdrücklich angegeben, aber sich doch zur Visita- 
tion gehörig gemeldet: so findet ebenfalls nur die Zurückschaffung auf 
seine Kosten statt. 

$.258. Eben dieses ist zu beobachten, wenn zur Einfuhr verbo- 
tene Waaren mit der Post ankommen; und der, an welchen sie gesen- 
* sind, einer beabsichtigten Contrebande nicht überführt werden 

ann. 

8.289. Finden sich bei der Visitation erlaubter und auswärts ver- 
schriebener Waaren, am Orte der Bestimmung, verbotene mit einge- 
packt: so sind selbige verfallen. 

8.290. Der inländische Empfänger bleibt aber von aller Strafe frei, 
wenn er durch Vorlegung seiner Correspondenz, oder auf andere 
Art nachweisen kann, dass die Beipackung ohne sein Vorwissen ge- 
schehen sei. 

8.291. Der aus einer Contravention entstehende Verlust der Waare 
oder Sache trifft jedesmal den Eigenthümer. 

8.292. Es macht dabei keinen Unterschied: ob derselbe die Ueber- 
tretung unmittelbar begangen hat; oder ob selbige durch seine Angehö- 
rigen, Handlungsbedienten, oder andere in seinen Diensten stehende 
Personen verübt worden. 

8.293. Kaufleute, Juden, Schiffer und Frachtfuhrleute, Müller, 
Brauer, Branntweinbrenner und Fleischer müssen für ihr Gesinde, 
und ihre im Hause befindlichen Ehegatten und Anverwandten ohne 
Unterschied haften, 

8.294. Andere Personen haften nur für die Contrebande und De- 
fraudation ihrer Ehegatten und Kinder, in so fern diese Verbrechen bei 
Gelegenheit solcher Geschäfte, wozu sie dieselben zu brauchen pflegen; 
von ihnen verübt worden. 

1) Declarationen zer vorftchenden 88.293. und 294., v. 19,Detbr. 1812, und v. 
6, Dctbr, 1821.,f. nach 8. 307,, unter Rr. 2. b. 7. 


2) Bescript ». 25. Febr. 1835., daft bei Gewerbeſteuer⸗Contraventionen der Ge: 
werbtreibende für feine Angehörigen nicht fubfibiarifch verhaftet fei; f. nach 8.307, unter 


No. 5. ©, 

8.295. Haben bloss Schiffer und Frachtfuhrleute, denen der Trans- 
port der Waaren allein anvertraut worden, die Contravention ohne 
Theilnehmung und Mitwissen des Eigenthüners begangen: so geht das 
Eigenthum der Waaren nicht verloren. 
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8.296. Vielmehr muss alsdann der Schiffer und Fuhrmann, ausser 
der sonst verwirkten Strafe, den Werth der Woaare statt der Confisca- 
tion entrichten. | 

8.297. Das Eigenthum der verfallenen Waaren geht auf den Staat, 
oder den von diesem Berechtigten, sogleich, und ohne Rücksicht auf 
die Zeit der Publication des Straferkenntnisses, über. 

8.298. Dergleichen Waare oder Sache kann daher, auch wenn sie 
schon von dem Accise- oder Zollamte weggebracht worden, gegen 
den bisherigen Eigenthümer, so lange er selbige noch besitzt, vindi- 
eirt werden. 

8.299. Gegen einen dritten redlichen Besitzer hingegen ist die Vin 
dication nur in so weit, als sie überhaupt nach allgemeinen gesetzlichen 
Vorschriften gegen einen solchen Besitzer statt finden kann, zulässig; 
und der Uebertreter haftet hauptsächlich für den Werth. (Th.1. Tit. 15. 
$. 24. sqq.) 

Strafen der Contrebanden und Defraudationen, 

8.300. Ausser der Confiscation hat derjenige, welcher eine Contre- 
bande oder Defraudation begeht, auch noch verhältnissmässige Geld- 
oder Leibesstrafe verwirkt. 

8.301. Kaufleute, Juden, Schiffer und Frachtfuhrleute, die sich einer 
solchen Uebertretung schuldig machen, sollen allemal härter, als andere 
Privatpersonen, bestraft werden. 

8.302. Unter letztern richtet sich das Verhältniss der Strafe nach 
der mehrern oder mindern, bei ihnen vorauszusetzenden Kenntniss der 
Landesverfassung. | 

.303. Nähere Bestimmungen der in jedem Contraventionsfalle statt 
findenden Strafen, werden in den besondern Accise- und Zollverord- 
nungen festgesetzt. 

8.304. Fremde Kaufleute, Juden, Schiffer und Frachtfuhrleute, die 
bei ihrem Eintritte in hiesige Lande um die Accise- und Zollverfassun- 
gen sich gehörig zu erkundigen unterlassen, sind in Ausehung der Con- 
trebande und Defraudation, nach eben den Gesetzen, wie die Einhei- 
mischen, zu beurtheilen. 

8.305. In Ansehung anderer Fremden ist es genug, wenn sie sich bei 
dem Zoll- oder Acciseamte gemeldet, und der erforderlichen Visitation 
unterworfen haben. 

8.306. Haben aber dergleichen Fremde das Zoll- oder Acciseamt 
vorsätzlich, germieden, oder Waaren oder Sachen bei der Visitatıon 
versteckt, Oder sonst verheimlicht: so trifft sie die Strafe der Con- 
fiscation. 

8.307. Ist ein solcher Fremder wegen Contrebande oder Defrau la- 
tion schon einmal in Untersuchung gewesen: so wird er im Wiederho- 
lungsfalle gleich den Einheimischen bestraft. 

]) a) 0) Bergl. Gesetz v. 26. Mai 181., über die Soll: und Berbraucsftener 


von ausländifchen Waaren und den Verfehr zwifchen den Provinzen (G. 3. &.65,.); und 
Zollordnung ». 26. Mai 1816. (6. S. &.107.); aufgehoben durch 


9 Zollgesetz und Zollordnung ». 23. Januar 1838, (G. &. ©. 39. 
und folgende.) (f. zu IL 14. 5. 10. 8. VI. &, 184, und flgnde.) 


» Zollerhebungsrolle ». 30, Oetbr. 1831. (G. S. &.187.), O. O. vom 
18, Novbr. 1833, nebſt Anlage, betr, einige Ubändernngen der vorbemerften Erhebungsrolle 
in Folge der gefchloffenen Zollvereinigungsverträge (S. S. S. 129.) und ©. ©. v. 21. Octbr. 
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1824. (G. S. &.170.),v. 29. Detbr. 1835, (G. S. &.226.), und v. 21. Oetbr. und 27. Novbr. 
1837.(6. &. 8.253, und 313,), wonach die vorgebachte Erhebungsdrolle auch für die Jahre 
1835,, 1836, und 1837, biö 1839, in Gültigkeit geblieben ift. 

b) «) Zoll- und Verbrauchssteuerordnung vom 26. Mai 1818, 
88. 110—158., betr. die Beftrafung der Zoll: und Steuerverbrechen (G. S. &.107.), und 
Verordnung », 17. Januar 1820, 8.4,, betr. die Unwendung der vorgebachten Bors 
fchriften auf die Beftrafung der Contrebande mit Sal; (G. S. S. 127.). 

0 Gesetz v. 31. Decbr, 1819,, wegen ber den Beamten zu bewilligenden Uns 
theile an den Strafen und Eonfidcaten bei Hebertretung ber Zollgefege vom 26. Mai 1818, 
(6. S. de1820, &. 31.), 

y) Declaration v. 19. Yuguft 1823., wegen Beftrafung der von Gewerbtreis 
benden in den Grengbezirken nicht nachgewiefenen Befteuerung (G. S. S. 161.). 

d) Verordnung v.19,Rovbr.1824,, betr. bie Ergänzung der Zollordnung 
0.26. Mai 1818. (6.2. ©. 181.). 
s) Verordnung v. 13, Juli 1829,, betr. bie Erläuterung des 8,121, ber Zoll« 
ordnung v. 26. Mai 1818, (6.8. &.95.) 
ad a —: aufgehoben und resp. erledigt burch: 
c) Gesetz wegen Unterfuhung und Beftrafung ber Bollvergehen, vom 23, 
Januar 1838, 

Wir Friedrih Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preugen ze. ıc. haben 
eine Revifion der Beltinnmungen wegen Unterfuchung und Beftrafung der Zolls 
vergehen veranlaßt und verordnien nach dem Antrage Unſers Staatsminifterii für 
den ganzen Umfang Unferer Monarchie, wie folgt: 

A. Von den Strafen der Zollvergeben, a) Strafe der Contrebande, 

$.1. Wer es unternimmt, Gegenftände, deren Ein» oder Ausfuhr verboten ift, 
diefem Werbote zumider, ein» oder auszuführen, hat die Konfisfation der Gegen. 
fände, in Bezug auf welche das Vergehen (die Kontrebande) verübt worden ift, 
und infofern nicht in fpeciellen Gefepen eine höhere Strafe feftgefept ift, zugleich 
eine Geldbuße verwirkt, welche dem doppelten Wertbe jener Gegenftände, und wenn 
folcher nicht Zehn Thaler beträgt, diefer Summe gleichkommen foll, 

b) Strafe der Zolls Defraudation, 

$. 2. Wer es unternimmt, dem Staate die Ein-, Aus: oder Durchgangs», 
oder die an ber Grenze eines Zollvereinftaats zu erhebenden Ausgleihungsabgaben 
zu entziehen, hat die Konfisfation der Gegenflände, in Bezug auf welche das Ver: 
neben (die Zolldefraudation) verübt worden ift, und zugleich eine, dem vierfachen 
Betrage ber vorentbaltenen Abgaben gleichkommende Geldbuße, welche jedoch nies 
mals unter einem Thaler betragen fol, verwirkt. Dieje Abgaben find außerdem 
nad dem Zolltarife zu entrichten. 

aa) Strafe des erften Rückfalle. 


6,3. Im Wiederholungsfalle, nach vorhergegangener rechtskräftiger Verurthei— 
fung wird die nad $$. 1. und 2. außer der Konfiskation der Gegenftände des Ver: 
gehens eintretende Geldbuße verdoppelt. —* 

Sobald eine Geldbuße von dem Verurtheilten wegen ſeines Unvermögens nicht 
beizutreiben iſt, tritt an deren Stelle eine verhaͤltnißmäßige Gefängniß., Zuchthaus— 
oder Feſtungsarreſt · Strafe, welche jedoch im erften Falle des Vergehens die Dauer 
—* — * und bei dem erſten Ruͤckfall die Dauer von Zwei Jahren nicht über: 

gen fo 


bb) Strafe des ferneren Rückfalls, 
$. 4. Jeder fernere Rückfall ift mit der Konfislation der Gegenftände der Ueber- 
tretung, mit dem Doppelten der $. 3. beftimmten Geldbuße, fo wie auf die Dauer 
von 1 bis 5 Jahren mit Verluft des Rechts zum Betriebe desjenigen Gewerbes zu 
— bei deſſen Ausübung die Kontrebande oder Defraudation begangen wor« 
en ift. 


In der Regel aber fol in diefen Fällen ftatt der Geldbuße auch verhältniß. 
mäßige Gefängniß«, Feſtungsarreſt ⸗ oder Zuchthausſtrafe erfannt werden, deren 
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Dauer aber niemals auf länger ald 4 Jahre, beim dritten oder einem ferneren 
Rückfall dagegen nicht unter einem halben Jahre Feftungsarreft: oder Zuchthaus: 
ftrafe zu beftimmen ift. 

Ausnahmsweife Tann aber auch nach richterlihem Ermeſſen mit Berüdfich- 
tigung aller Umftände des vorliegenden und der vorausgegangenen Fälle auf die 
oben bezeichnete Geldbuße erfannt werden, und die Unterfagung des Gewerbebe- 
— unterbleiben. Dieſe Ausnahme findet aber niemals Statt, wenn der 

ngellagte 

5 das Kontrebandiren oder Defraudiren erwerbsmäßig betreibt, oder 

b) eine der frühern oder die letzte —— unter erſchwerenden Umſtänden 

($$. 11— 14.) oder in betrüglicher Abſicht begangen hat. 

eben der Geldbuße ift in dem Erkenntniß zugleich, für den Fall des Unvermö. 
gend des Verurtheilten, eine verhältnißmäßige Freiheitöftrafe nach den obigen Be: 
ſtimmungen feſtzuſetzen. 

$.5. Die Strafen des Rückfalls ($$.3.4.) treten auch dann ein, wenn die 
frühere Verurtbeilung des Angeklagten nicht im Inlande, fondern in einem andern 
der gsi erfolgt ift, 

uch macht es dabei feinen Unterfchied, ob die frühere gegen den Angeflagten 
erkannte Strafe eine ordentliche, oder nur eine außerordentliche war. 

Ferner find bei Beurtheilung der Frage, ob ein Rüdfall ug bie Kontre: 
bande und die Zolldefraudation als ganz gleichartige Vergeben zu betrachten, der: 
geftalt, daß 3. B. derjenige, welcher früher einer Zolldefraudation — 
iſt, — eine Kontrebande verübt, mit der Strafe des Rückfalls belegt wer: 
den mu 


ee) Hille, wo die Defraudation als vollbracht angenommen wird, 


6. 6. Die Kontrebande oder Zolldefraudation wird ald vollbracht angenommen: 
1) wenn bei der Anmeldung an der Zollftätte 


a) Gewerbetreibende und Frachtführer verbotene oder abgabepflichtige Gegen: 
ftände gar nicht, oder in zu geringer Menge, oder in einer Befchaffenheit, die 
eine geringere Abgabe würde begründet haben, deklariren, oder 

b) andere Berfonen dergleichen Gegenftände wider beſſeres Willen umrichtig de: 
klariren, oder bei der Kevifion verheimlichen ; 

2) wenn beim Transport verbotener oder abgabepflichtiger Gegenftände im 
Grenzbezirke 

a) die Zollftätte, bei welcher diefelben bei dem Ein» oder Ausgange hätten 
angemeldet dder geftellt werden follen, ohne foldde Anmeldung überfchritten 
oder ganz umgangen, 

b) bie —— Zollſtraße oder der im Zollausweiſe bezeichnete Weg nicht 
inne gehalten, 

e) der Transport ohne Erlaubniß der Behörde außer der geſetzlichen Tageszeit 
bewirkt wird, oder 

d) Gegenftände ohne den vorfchriftsmäßigen Zollausmweis betroffen werden, 
oder mit diefem nicht übereinftimmen; 

3) wenn über verbotene oder abgabepflichtige Gegenftände, welche aus dem 
Auslande eingehen, vor der Anmeldung und Kevifion bei der Zollftätte, 
oder wenn über derartige zur Durchfuhr oder zur VBerfendung nach einer 
öffentlichen Niederlageanftalt deklarirte oder fonft unter Zolltontrolle be: 
findlihe Gegenftände auf dem Transporte eigenmächtig verfügt wird; 

4) wenn Gewerbetreibende im Grenzbezirke fi) nicht, in Gemäßbeit der nad) 
$.35. des Zollgefeges getroffenen Anordnungen, über die erfolgte Ver: 
fteuerung oder die fteuerfreie Abftammung der vorgefundenen Gegenftände 
ausmeifen fünnen; 

5) wenn unverzollte Waaren aus einer Anftalt zur Niederlage derfelben ohne 
vorfhriftsmäßige Deklaration (Abmeldung) entfernt werden. 
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Das Dafenn der in Rede fiehenden Vergehen und die Anwendung ber Strafe 
derfelben wird in den vorflebend unter 1. bis 5. angeführten Fällen lediglich durch 
die dafelbft bezeichneten Tharfachen begründet. 

Kann jedoch in den unter 2. 3. 4. angeführten Fällen der Angefchuldigte voll: 
ftändig nachweiſen, daß er eine Kontrebande oder Zolldefraudation nicht habe ver 
Ag — oder wollen, ſo findet nur eine Ordnungsſtrafe nach Vorſchrift des 
6. 18. Statt. 

$.7. Wenn in den im $. 36. des Zollgeſetzes bezeichneten Fällen der zollord» 
nungsmäßige Ausweis über die im Binnenlande transportirten Waaren nicht zur 
Stelle ertheilt werden kann, oder der erforderliche Vermerk in den. Handelsbüchern 
fehlt, oder die verordnete Anmeldung unterblieben ift, fo wird zwar hierdurch die 
Vermuthung einer begangenen Zolldefraudation und dem Befinden nach die vor 
läufige Beſchlagnahme der ohne die vorgefchriebene Bezettelung oder Vermerkung 
in den Hanbelsbüchern vorgefundenen Waaren begründet. 

Widerlegt ſich aber dieſe Vermuthung bei näherer Unterfuchung, fo findet nur 
eine Drdnungsftrafe nach $. 18. Statt. . 2. 

6§. 8. Bei Defraudationen ſoll ohne Rückſicht auf die Behauptung, daß die 
Gegenſtände, woran die Defraudation verübt worden, zum Durchgange beſtimmt 
geweſen ſeien, auf die Entrichtung des Eingangs: und, nach Unterſchied, des Aus 
—— und auf die nah Maaßgabe dieſes Zolles Statt. findende Strafe er: 

annt werden. Cine Ausnahme biervon und die Berüdfichtigung der obigen 
Behauptung ift nur dann zuläffig, wenn die Defraudation erft bei dem Ausgangs: 
amte und unter foldyen Umftänden entdedt wird, daß dabei nur eine Verkürzung 
des Durchgangszolles beabfichtigt fein kann. Z 

$.9. Wenn ein Frachtführer nach Vorſchrift des $.6. Nr. 1. Lit. a. wegen 
unrichtiger Deklaration verurebeilt, derfelbe jedoch durch die ihm von dem Befrach⸗ 
ter mitgegebenen Deklarationen, Frachtbriefe oder andere fchriftliche Notizen über 
den Juhalt der Kolli zu der unrichtigen Deklaration veranlaft worden, oder, wenn 
in den $. 6. Nr. 4. angeführten Fällen die Berurtbeilung lediglich auf den Grund 
der bafelbft bezeichneten Thatfachen erfolgt ift, ohne daß die Defraudation felbft 
weiter nachgewiefen worden; fo findet im MWiederholungsfalle die Strafe des 
Rückfalls nicht Statt, auch foll eine ſolche Verurtheilung diefe Strafe bei einem 
nachfolgenden Zollvergeben nicht begründen. 

$. 10. Werden Geaenftände, deren Ein, Durch» oder Ausfuhr verboten ift, 

1) bei dem Grenz: Zollamte von Gewerbetreibenden ausdrüdlich angezeigt, oder 

von andern Verfonen vorfchriftsmäßig zur Reviſion geftellt, oder 

2) kommen ſolche Gegenftände mit der Poft an, und kann derjenige, an welchen 

fie gefendet find, einer beabfidhtigten Kontrebande nicht überführt werden, 
fo findet feine Strafe, wohl aber Zurüdichaffung der Gegenftände Statt. 

Im erften Falle gefchieht die Zurüdichaffung auf Koften desjenigen, welcher die 
verbotenen Gegenftände bei ſich geführt hat; im zweiten Falle haften für die etwa 
dem Staate verurfachten Koften die Gegenftände felbft. 

dd) Zoll: Defraudation unter erfchwerenden Umſtaͤnden. 
) & n Die Strafe der Kontrebande oder Defraudation wird um die Hälfte 
geſchärft: 
1) wenn die Gegenſtände beim Transport in geheimen Behältniſſen, und ſonſt 
auf eine künſtliche und ſchwer zu entdeckende Art verborgen, und 
2) wenn zum Durchgang oder Wiederausgange angemeldete oder ſonſt unter 
Begleiticheinkontrolle gehende Gegenftände auf dem Transport vertaufcht 
oder in ihren Beftandtheilen verändert worden find. 
wobei jedoch das im $. 4. feftgefegte Marimum der Freibeitöftrafe nicht überfchrit« 
ten werben barf. 

$. 12. Diefe Strafe ($. 11.) tritt gleichfalls ein, wenn Gewerbtreibende, denen 
zur Beförderung ihre Gewerbes, und unter der Bedingung der Verwendung zu 
diefem Zwede, abgabepflichtige Gegeuftände ganz frei oder gegen eine geringere Ab» 
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gabe verabfolge worden find, diefelben ohne vorherige Rachzahlung der Gefälle 

ndermeit verwenden oder veräußern; oder wenn Perſonen, derien Wuaren unverzollt 
anvertraut worden, mit denfelben Unterſchleif treiben oder zu treiben verftarten. 
Außerdem gehen fie in dem einen wiein dem andern Falle der ihnen gewährten 
Begünftigung für immer verluftig. 
6.183. Wird eine Kontrebande-oder Defraudation von drei oder mehreren Per: 
fonen gemeinfhaftlich mit oder ohne vorherige Verabredung verübt, fo wird die 
Strafe für diefe Vergeben gegen den Anführer durch eine drei« bis fechamonatliche, 
gegen jeden der übrigen Theilnehmer aber durch ein bis dreimonatliche Befängniß:, 
Zuchthaus- oder Feitungsarreft: Strafe gefihärft. 

Wird diefes Vergeben nad vorbergegangener Strafverurtbeilung mieberholt, 
oder ift eine derartige Verbindung für die Dauer eingegangen worden, fo trifft den 
Anführer ein: bis. zwerjäbrige, die übrigen Theilnehmer ſechsmonatliche bis einjäh» 
rige Gefängniß-, Zuchthaus: oder Fefiungsarreft: Strafe neben der verwirkten 
Defraudationd» oder Kontrebandeftrafe. 

$. 14. a) Derjenige, welcher Kontrebande- oder Zolldefraudation unter dem 
Schutze einer Verſicherung (Aſſekuranz) verübt, verfällt neben der auf das 
Vergeben felbit gefegten Strafe in eine Gefängniß-, Zuchthaus. oder Fe: 
ftungsarreft » Strafe von zwei bis drei Monaten. 

b) Wird die Kontrebande oder Zolldefraudation von drei oder mehreren zu bie: 
ſem Zwede verbundenen Perfonen unter dem Schutze einer Verſicherung 
verübt, fo ift die nach Verſchiedenheit der im $.13. verzeichneten Fälle ver- 
wirkte Strafe gegen den Anführer mit achtmonatlicher bis einjähriger und 
gegen die übrigen Theilnehmer mit vier» bis fechsmonatlicher Gefängniß:, 
Zuchthaus- oder Feltungsarreft: Strafe zu fchärfen. 

c) Der Berfichernde (Affekurateur), fowie der Vorſteher einer Verſicherungs— 
geſellſchaft verfällt in den Fällen a. und b. in eine Gefängniß-, Zuchthaus» 
oder Seltungsarreit: Strafe von ein und einhalb bie zwei Jahren, der Red 
nungefübrer der Verficherungsgeiellfchaft in eine foldhe von fehs Monaten 
bis zu zwei Jabren, jeder der übrigen Mitglieder der Geſellſchaft in eine folche 
von ſechs Monaten bis zu einem Jabre. 

Die in dem Verſicherungsgeſchäft angelegten Fonds werben Tonfigzirt; 
kann die Konfisfation nicht vollftredt werden, fo ift an deren Stelle auf Er: 
legung einer Geldfumme von 500 bis 5000 Rthlr. zu erkennen, für welche 
ſämmtliche Tbeilnehmer folidarifch verhaftet find. 

6.15. Wer im Grenzbezirfe auf Nebenwegen oder zur Nachtzeit bei einer Kon 
trebande oder Defraudation mit Waffen oder anderen dergleichen gefährlichen 
Werkzeugen betroffen wird, foll außer der Strafe für diefes Vergehen mit einer 
ein. bis dreijäbrigen und, wenn er fich der Waffen zum Widerftande gegen die 
Zollbeamten bedient bat, nad Verhältniß der den legteren zugefügten Beſchädi— 

ung, infofern bierdurd nad den allgemeinen Strafaefegen nicht eine härtere 
trafe verwirkt ift, mit einer drei= bis fünfjährigen Zuchthaus: oder Fellungs: 
arreit- Strafe belegt werben. 
ee) Strafe der Theilnehmer. n 

$. 16. Die Strafen der Miturbeber, Gebülfen und Begünftiger einer Kontre: 
bande oder Defraudation, fowie derjenigen, weldye an den Vortheilen diefer Berge: 
ben nach deren Berübung wiffentlic Theil nehmen, find, foweit nicht die befondern 
Vorſchriften der 85. 13. und 14. Anwendung finden, nad den Vorſchriften der all: 
gemeinen Strafgefee zu beftimmen. 

Die für den Ruͤckfall beftimmte Strafe trifft aber nur diejenigen Theilnehmer 
einer Kontrebande oder Defraudation, welche fich felbft eines Rückfalls ſchuldig 
gemacht haben. 

e) Strafe der Rontravention, 

6.17. Die Verlegung des amtlihen Waarenverfhluffes ohne Beabſichtigung 

einer Gefälle: Entziehung wird, wenn nicht nachgewiefen werden kann, daß diefelbe 
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durch einen unverfchuldeten Zufall entftanden, und fofort nach der Entdedung dem 
naͤchſten Steueramte hierüber Anzeige gemacht ift, mit einer Geldbuße geahndet, 
welche bei verbotenen Gegenftänden dem fechften Theile des Werths derfelben, und 
bei anderen Gegenftänden dem fechiten Theile der Gingangsabgabe gleihlommt. - 
$. 18. Die Uebertretung der Vorfchriften des Zollgeſetzes und der Zoll: Orb 
nung, fowie der in Folge derfelben öffentlich bekannt gemachten Verwaltungs. 
Vorſchriften, für welche feine befondere Strafe angedrobt ift, wird mit einer Ord⸗ 
nungsftrafe von einem bis zehn Thaler geahndet. Ba BE 
d) Subfidiarifche Vertretungsverbindtichkeit dritter Perfonem, - : F 
G. 19. A) Handel: und Gewerbetreibende haben für ihre Diener, Lehrlinge, 
Markthelfer, Gewerbsgehülfen, Ehegatten, Kinder, Gefinde, und die fonft 
‘in ihrem Dienft-oder Tagelohn ftehenden oder ſich gewöhnlich bei der Familie 
aufbaltenden Perfonen, Gere 
B) andere nicht zur handel» und gemwerbtreibenden Klaffe gehörende Perſonen 
aber nur für ihre Ehegatten und Kinder rüdjichtlich der Geldbußen, Zoll» 
'gefälle und Prozefkoften zu haften, in welche die folchergeftalt zu. vertre- 
‚tenden Perfonen wegen Verlegung der bei Ausführung der. ihnen von den 
 fubfidiariih DVerhbafteten übertragenen Handels-, Gewerbs und anderen 
Verrichtungen zu beobachtenden zollgefeglichen oder Zoll» Verwaltungs Bor« 
t fehriften verurtbeilt worden find. - | 
Der Zollverwaltung bleibt in dem Falle, wenn die Geldbuße von dem 
Angeichuldigten nicht beigetrieben werden kann, vorbehalten, die Geldbuße 
von dem fubfidiariich Verhafteten einzuzieben, oder ftatt deffen und mit 
Verjzichtung bierauf die im ÜUnvermögensfalle an die Stelle der Geldbuße 
tretende Freiheitsftrafe fogleih an den Angefchuldigten vollftreden zu Iaffen, 
obne daß legteren Falls die Verbindlichkeit des fubfidiarifh Verhafteten 
 rüdjichtlich der Gefälle und Prozeßkoſten dadurch aufgehoben wird, 


. e) Beftimmungen wegen der Konfiskation, R 

$.20. Der in Folge eines Zollvergehens eintretende Verluft der Gegenftände 
des Vergehens trifft jederzeit den Eigenthümer. Eine Auenahme findet nur dann 
Statt, wenn die Kontrebande oder Defraudation von dem bekannten Frachtfuhr« 
mann oder Schiffer, welchem der Zraneport allein anvertraut war, ohne Theil: 
nahme oder Mitmiffen des ſich als folhen ausmweilenden Eigenthümers, oder in 
deffen Namen handelnden Befrachters verübt worden ift, und legtere ihrerſeits die 
ihnen als Abfender der Waare obliegenden Berbindlichkeiten erfüllt und dadurch 
den Waarenführer in den Stand gefegt haben, die Ladung vorfchriftemäßig zu des 
klariren und die gefeglichen Gefälle zu entrichten, der Waarenführer auch nicht zu 
denjenigen Verfonen gehört, für melde der Eigenthümer oder der Befrachter nach 
Borfcrift des $. 19. fubfidiarifch verhaftet ift; in diefem Falle tritt ftatt der Kom: 
fisfation die Verpflichtung. des Waarenführers ein, den Werth jener Gegenflände 
zu entrichten. 

$.21. In allen Fällen, in denen die Konfiskation felbft nicht vollzogen wer: 
den kann, ift ftatt derfelben auf Erlegung des Werths der Gegenftände, und wenn 
diejer nicht zu ermitteln ift, auf Zahlung einer Geldfumme von 25 bis 1000 Rthlr. 
zu erkennen. 

$. 22. Das Eigenthum der Gegenftände, die der Konfiskation unterliegen, 
geht in dem Augenblid, wo diefelben in Beſchlag genommen worden find, fogleich 
auf den Staat über und kann nach den Grundfägen der Civilgefege über die Bindi- 
kation gegen jeden dritten Beſitzer verfolgt werden. 


N Zufammentreffen mit anderen Verbrechen. 
$. 23. Treffen mit einem Zollvergehen andere Verbrechen zufammen, fo kommt 
2 —— beſtimmte Strafe zugleich mit der für letztere vorgeſchriebenen zur 
wendung. 
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$. 24. Wird eine Kontrebande oder Defraudation mittelft Abnahme, Verlez. 
zung oder ſonſtiger Unbrauchbarmachung des amtlichen Waarenverfchluffes verübt, 
fo tritt außer der Strafe der verübten Kontrebande oder Defraudation diejenige 
ein, welche nach dem allgemeinen Strafgefege bei Fälfchungen öffentlicher Urkunden 
Statt findet, jedoch mit Ausnahme der darin vorgefchriebenen Geldftrafe. 

g) Strafe der Beftechung. 

6.25. Wer einen zur Wahrnehmung des Zollintereffe verpflichteten Beamten, 
mit dem er im Amte zu tbun bat, oder den Angehörigen deffelben Geld oder Geldes: 
werth fchenkt oder zum Geſchenk anbietet, wird mit einer dem vier und zwanzig: 
fachen Betrage oder Werthe des Geſchenks oder des Angebotenen gleichfommenden 
Geldbuße, und wenn der Betrag oder Werth nicht zu ermitteln ift, mit einer Geld» 
buße von Zehn bis Fünfhundert Thalern belegt. Im Fall des Unvermögens zur 
Erlegung der Geldftrafe tritt eine nady dem allgemeinen Strafgeſetze abzumefjende 
Freiheitsſtrafe ein. 

h) Strafe der Widerfeglichkeit, 

6.26. Wer ſich Handlungen oder Unterlafjungen zu Schulden fommen läßt, 
wodurd ein folcher Beamter in der rechtmäßigen Ausübung feines Amts verbin- 
dert wird, hat, infofern damit feine Beleidigungen und Thätlichleiten gegen bie 
Derfon des Beamten verbunden find, eine Geldbuße von Zehn bis Funfzig Thalern 
verwirkt. Sind dabei zugleich Beleidigungen oder Thätlichkeiten verübt, fo treten 
die in dem allgemeinen Strafgefege angeordneten Strafen der Injurien oder thät- 
licher Widerfesslichkeit gegen Abgeordnete der Obrigkeit, jedoch mit einer Verfchär- 
fung um die Hälfte ein. Jeder etwanige Mifbraud der Amtsgewalt von Seiten 
der Beamten bewirkt eine Milderung der Strafbarkeit desjenigen, der fich wider: 


fegt bat. 
i) Entfchuldigung mit der Unbefanntfchaft der Zollgefege. 

$. 27. Unbelanntfhaft mit den VBorfchriften des Zollgefetes, der Zoll: Drönung 
und dieſes Gefeges, und der in Folge derfelben gehörig befannt gemachten Ver: 
— —— ſoll Niemand, auch nicht den Auslaͤndern zur Entſchuldigung 
gereichen. 
B. Von dem Straf-Verfahren: a) Verfahren bei Entdeckung einer Zollgeſetz⸗ Uebertretung. 

$. 28. Der erite Angriff und die vorläufige Felftellung des Thatbeftandes bei 
Entdedung einer Zollgefeg-Mebertretung erfolgt durch die mit der Wahrnehmung 
des Zollinterefje beauftragten Beamten, melde ſich der Gegenftände des Berge: 
bens, und wenn es zur Sicherftellung der Abgaben, Strafen und Unterfuchungs: 
foften erforderlich ift, auch der Transportmittel dur Beſchlagnahme verfichern 
müffen. Fremde und unbefannte Kontravenienten können verhaftet und, bi fie 
fi legitimiren und Sicherheit beftellen, an das nächfte Gericht zur Verwahrung 
abgeliefert werben. 

b) Verfahren binfichtlich. der in Befchlag genommenen Sachen. 

$.29. Die Sreifaffung der in Befchlag genommenen Gegenftände nor ausge: 
machter Sache ift nur zuläffig, wenn eine Verdunkelung des Sachverhältniſſes da- 
von nicht zu beforgen ift. Alsdann ift folche in Anfehung der Transportmittel 
durch die Zoll. oder Steuerftellen obne Verzug zu verfügen, wenn entweder nach 
den obwaltenden Berbältniffen wahrfcheinlich ift, daß der Kontravenient dem Staate 
auch ohne Sicherheitsleiftung für das Vergehen werde gerecht werden fünnen, oder 
wenn genügende Sicherheit auf Höhe des Betrags der Gefälle, Strafe und 
Koiten oder auf Höhe des Werths der Transportmittel, Falls diefer geringer ift, 
geleiftet worden. 

In Anſehung der in Vefchlag genommenen Waaren, in Bezug auf welche die 
flebertretung verübt worden, findet unter obiger Borausfegung die Freilaffung durch 
die Zoll: oder Steuerftellen nur Statt, wenn bei Vergehen, melde nicht die Kon: 
fisfation der Waaren nach ſich ziehen, die wahricheinliche Summe der Strafe und 
Koften, und in andern Fällen der anerfannte oder gehörig ermittelte Werth der 
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dafür auf andere Art geleiftet wird, En ——— 

$. 30. —1— die in Beſchlag genommenen Transportmittel, als Zugthiere 
u. ſ. w. nicht innerhalb acht Tagen freigegeben werden können und deren Pflege 
und Unterkaltung Koftenaufwand Seitens der Zoll» oder Steuerbehörde erfordert, 
oder die in Belchlag genommenen Waaren dem Verderben bei der Aufbewahrung 


unterworfen find, muß die Veräußerung derfelben alsbald veranlaßt werden. 
e) Seftftelung des Thatbeftandes durch Protokolle der Beamten. 

$.31. Die Zollgefeg:Mebertretungen werden, foweit fie von dem Zoll. oder 
Steuerbeamten entdedt worden, durch Protokolle derfelben feftgeftellt. 

$. 32. Diefe Protokolle müffen enthalten: 

1) das Datum und den Ort der Aufnahme; 

2) die Namen ber dabei anmwefenden Perſonen; 

3) die vollftändige Angabe des Hergangs der Sache, und 

4) die Unterzeichnung der anmefenden Verfonen, oder die Erwähnung, daß die 
felben nicht haben unterzeichnen wollen oder können. 

Das Prototoll muß unverzüglich nach Entdefung der Hebertretung aufgenom. 
men, von ben Beamten mit der VBerficherung der Richtigkeit des Inhalts auf den 
Dienfteid unterfchrieben und fpäteftens binnen drei Zagen, bei Berluft feiner Glaub» 
würdigkeit, der Behörde eingereicht werden. 

Das von zwei Zoll» oder Steuerbeamten über eine von ihnen entdeckte Zoll. 
—— vorfchriftsmäßig aufgenommene Protokoll begründet einen vollen 

weis ber Thatfache, welche fie darin aus eigener Wahrnehmung angeben. 
d) Kompetenz. 

6. 33. Die Unterfuhung und Entfcheidung ftebt in den Fällen, wo eine Frei: 
heitsſtrafe unmittelbar Statt findet, oder beim Zufammentreffen mit anderen Ber. 
brechen ($. 23.) den Gerichten, und in den Fällen, wo ed nur auf eine Ordnungs. 
ſtrafe anfommt, der Zoll: oder Steuerbehörde ausfchließlich zu. Im den übrigen 
Fällen wird die Unterſuchung von den Hauptzoll» und Steuerämtern geführt, und 
darauf im Verwaltungswege, wenn die gefegliche Geldftrafe und der Werth des 
ber Konfiskation unterliegenden Gegenftandes zufammengenommen Funfſig Thaler 
nicht überfteigt. von den genannten Aemtern, fonft aber von der Provinzial: Zoll: 
bebörde entfchreden. Letztere Bann jedoch, fo lange noch fein Strafbeſcheid erlaffen 
worden ift, die Verweiſung der Sache zum gerichtlichen Verfahren verfügen, und 
eben fo der Angefchuldigte während der Unterſuchung bei der Zoll» oder Steuerbe- 
börde, und binnen zehn Tagen präkluſiviſcher Frift nach Eröffnung des von lepterer 
abgefaßten Strafbefcheides, auf rechtliches Gehör antragen, Der Strafbeicheid 
wird alsdann als nicht ergangen angeſehen. 


e Verfahren. bei gerichtlichen Unterfuchungen, 

$. 34. Die Berufung auf rechtliches Gehör ift bei dem Hauptzoll« und Steuer. 
amte anzumelden, bei welchem die Sache anhängig ift. Daffelbe veranlaft hierauf 
die Einleitung der gerichtlichen Unterfuchung, zu deren Führung bei einem jeden 
Hauptzoll. und Steueramte ein Unterfuchungsrichter anzuftellen ift. 

$. 35. Nach gefchloffener Unterfuhung werden die Verhandlungen durch die 
Provinzial» Zollbehörde an das kompetente Gericht zur Entſcheidung eingefandt. 
Kompetent ilt in dem Falle, wenn bereits ein Strafbefcheid im Verwaltungswege 
ergangen ift, nur das Obergericht. 

$. 36. Die Führung und Entfcheidung der gerichtlichen Unterſuchungen erfolgt 
in der Form und in dem Inftanzenzuge, welche für diejenige Gattung von Ber: 
et Me die Zollgefeß+Hebertretung gehört, in den Prozeßgeſetzen vorge: 

rieben find. 
- 6,37. Wenn die Fähigkeit des Angefchuldigten zur Zahlung der Geldbuße nicht 

außer Zweifel ift, fo muß zugleich auf die im Unvermögensfalle eineretende Frei- 
beitsftrafe erfannt werden. 
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N) Verfahren bei Unterfuchungen im Verwaltungswege, 

6.38, Die Hauptzoll» und Steuerämter unterfuchen die Webertretungen ſum— 
marifh und können ſich hierbei der ihnen untergeordneten Aemter und Beamten 
bedienen; die Betheiligten und Zeugen werden mündlich verhört und ihre Ausfagen 
zu Protokoll genommen. 

$. 39. Die VBorladungen gefcheben durch die Stenerauffeher oder Unterbedienten 
der Zoll» oder Steuerämter, oder auf deren Requifition durch die Ortsbehörden 
nach den für die gerichtlichen Infinuationen beftehenden Vorfchriften. 

$. 40. Erſcheint der Angefchuldigte auf die Vorladung nicht, oder verweigert 
er die Auslaffung vor der Zoll» oder Steuerbebörde, fo wird die Sache nad) Vor: 
ſchrift des $. 33. zur gerichtlichen Unterfuhung und Entfcheidung abgegeben. 

$. 41. Iſt jedoch die Sache zur gerichtlichen Kognition nicht geeignet, fo wird, 
wenn die Hebertretung von einem Beamten aus eigener Wiſſenſchaft angezeigt wor: 
den, oder durch Urkunden befcheiniget ift, der Angefchuldigte der That in contuma- 
tiam für geftändig erachtet; wenn aber zum Beweiſe der Uebertretung noch Zeugen 
zu vernehmen find, mit deren Vernehmung in contumatiam verfahren und nur auf 
folhe Einwendungen gegen die Glaubwürdigkeit derfelben Rüdficht genommen, 
welche fih aus deren Ausfagen von felbft ergeben. 

Die Unterfuhung wird ohne weitere Borladung des Angefchuldigten zu Ende 
geführt und entichieden. Diefe Nachtheile müſſen demfelben in der Borladung aus 
drüdlich befannt gemacht werden. 

$. 42. Die Zeugen find verbunden, den an fie von den Zoll» oder Steuerftellen 
ergebenden Vorladungen Folge zu leiften. 

Wer fich deffen weigert, wird dazu auf Requifition des Zoll» oder Steuerantes 
durch das Gericht in gleicher Art, wie bei gerichtlichen Vorladungen, angehalten. 
Bei Vereidung von Zeugen, welche nur in ſolchen Fällen Statt findet, in deneu 
der Antrag auf gerichtliche Unterfuhung und Entſcheidung ausgefchloffen bleibt, 
ift ein mit richterlicher Qualität verfehener Juftizbeamter zuzuziehen oder die Zeu« 
gen find zur Vereidung vor einen folhen Juftizbeamten zu ftellen. 

$. 43. In Sachen, wo die Geldbuße und der Konfisfationswertb zufammen 
ben Betrag von 50 Thalern überfteigen, muß dem Angefchuldigten auf Verlangen 
eine Frift von Acht Tagen bis Vier Wochen zur Einreihung einer fchriftlichen 
Vertheidigung geftattet werben. 

$. 44. Finder die Zollbehörde die Anwendung einer Strafe nicht begründet, fo 
verfügt fie die Zurücdlegung der Akten. 

$. 45. Der Strafbefheid, welhem die Entfheidbungsgründe beigefügt fein müf 
fen, wird dur das Zoll» oder Steueramt dem Angeſchuldigten nah Befinden 
der Umftände zu Protokoll publizirt oder in der für die Vorladung vorgefchriebenen 
Form infinuirt. Bei Eröffnung des Strafbeicheides find dem Angefchuldigten 
zugleich die ihm dagegen zuftebenden NHechtsmittel bekannt, auch ift derfelbe auf die 
Erhöhung der Strafe aufmerkfam zu machen, welche er, im Fall der Wiederholung 
feines Vergehens, zu erwarten hat, und daß diefes gefcheben, in der Yublifations: 
Verhandlung zu erwähnen. Wird folches bei den adminiftrativen oder auch den 
gerichtlichen Unterfuhungen unterlaffen, fo hat die mit der Publikation beauftragte 
Behörde eine Ordnungsftrafe von Fünf bis Zehn Thalern verwirkt, den Kons 
travenienten trifft jedoch deſſenungeachtet bei der Wiederholung des Vergehens die 
auf legtere gefegte Strafe, 

8) Rekurs⸗Inſtanz. 

$. 46. Der Angefchuldigte ann, wenn er von der Befugniß zur Berufung auf 
richterlihe Entſcheidung keinen Gebrauch machen will, gegen den Strafbefcheid 
den Rekurs an die zunächft vorgefegte Finanzbebörde ergreifen. Dies muß jedoch 
binnen Zehn Tagen vraͤkluſiviſcher Friſt nach der Gröffnung des Strafbeicheides 
geſchehen und fchlieft fernerhin jedes gerichtliche Verfahren aus. Der Rekurs 
ee Zoll« oder Steueramte, welches die Unterfuchung geführt bat, an« 
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Wenn mit der Anmeldung des Rekurſes nicht zugleich defien Rechtfertigung 
verbunden ift, fo wird der Angefchuldigte durch das Zoll» oder Steueramt aufges 
fordert, die Ausführung feiner weitern Verteidigung in einem nicht über vier 
Wochen binaus anzufegenden Zermin zu Protokoll zu geben oder bis dahin‘ fchrift. 
lich einzureichen. | , 

$. 47. Die Verhandlungen werden biernächft zur Abfaffung des RekursReſo⸗ 
luts an die kompetente Behörde eingefandt. Dat jedoch der Angefchuldigte zur 
Rechtfertigung des Rekurſes neue Thatfachen oder Beweismittel, deren Aufnahme 
erheblich befunden wird, angeführt, fo wird mit der Inſtruktion nach den für die 
erfte Inftanz gegebenen Beftimmungen verfahren. 

$. 48. Das Rekurs: Refolut, welchem die Enticheidungsgründe beizufügen find, 
wird an das betreffende Zoll» oder Steueramt befördert und nach erfolgter Yubli» 
kation oder nfinuation vollftredt, 


’ b) Roften, ® 
6. 49, Bei der Unterfuhung im Verwaltungswege kommen aufer den baaren 
Auslagen an Porto, Stempel, Zeugengebühren u. f. w. keine Koften zum Anfage, 


D Strafoliftrecfung. 

6, 50, Die Veräußerung der Konfistate wird ohne Unterfchied, ob die Entſchei— 
dung im gerichtlichen oder im Verwaltungswege erfolgt ift, durch die Zoll: oder 
Steuerbehörde bewirkt. Die VBollftredung der rechtsträftigen Erkenntniffe gefchieht 
von den Gerichten, die der Reſolute aber von der Zoll: oder Steuerbehörde, welche 
dabei nad) den für Erefutionen im Berwaltungswege ertheilten Borfchriften zu 
verfahren bat. Die Zoll» oder Steuerbehörde kann nach Umftänden der Boll. 
—— Einhalt thun, und die Gerichte haben ihren desfalſigen Anträgen Folge 

eben. 

$. 51. Zur Beitreibung von Geldbußen darf ohne die Zuſtimmung des Verur⸗ 
theilten, infofern diefer ein Inländer ift, fein Grundftüd fubhaftirt werben. 

$. 52. Die Veräußerung der Konfistate erfolgt in den Formen, welche für die 
Veräußerung von Pfandftüden vorgefchrieben find. 


k) Vollftrecfung der fubfidiarifch eintretenden Sreiheitsftrafe, 

$. 53. Kann die Geldbuße ganz oder theilmeife nicht beigetrieben werben, fo ift, 
wenn nicht fehon für den Unvermögensfall auf eine Freiheitsſtrafe erfannt worden, 
die Geldbuße von dem Gerichte durch ein Reſolut in eine verhältnifmäßige Frei« 
beitöftrafe zu veriwandeln und leptere zu vollftreden. 

Bei den im Verwaltungswege —— Geldbußen geſchieht die Wermand: 
lung auf den Grund eines von den Zollbehörden unter der Ausfertigung des Straf: 
refoluts zu fegenden Atteſtes über die Uneinziebbarkeit der Geldbuße durch das kom. 
petente Ober» Gericht, welches dabei auf eine Prüfung der erfolgten Enticheidung 
nicht weiter eingehen darf. | 

I) Verfahren bei der Exekution gegen Ausländer, 

$. 54. Ausländer, welche die gegen fie erfannte Geldbuße nicht abtragen, find, 
fobald fie im Inlande betroffen werden, von der Zoll» oder Steuerbehörde unter 
Zuyiehung der Orts: Obrigkeit zu verhaften, und wenn fie bierauf nicht binnen 
einer, nad) den Umftänden zu beftimmenden Frift für die Berichtigung oder Sicher: 
ftellung der Geldbuße forgen, an die Gerichte Behufs der Bollftredung der fubfidia« 
riſch eintretenden Freibeitsftrafe abzuliefern. 

$.55. Der Verurtbeilte kann von der ſtatt der Geldbuße bereits in Vollzug 
gefepten Freibeitsftrafe fich nur durch Erlegung des vollen Betrages der erkannten 
Geldbuße befreien. 

m) Verfahren gegen die fubfidiarifch Verbafteten, 

6. 56. Iſt für die Geldbuße ein Anderer nach Vorſchrift des $.19. verhaftet, fo 
veranlaßt die Zoll» oder Steuerbehörde die Zuziehung deffelben zu der gegen den 
Kontravenienten eingeleiteten Unterfuchung, worauf in dem Strafbeſcheide der Zoll. 
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behörde oder in dem gerichtlichen Erfenntniffe wegen der Zollgeſetz + Uebertretung 
zugleich über die fubfidiarifche Verhaftung mit entfchieden wird. 

6:57. Dem ſubſidiariſch Verhafteten ſteht gegen die Entſcheidung der Zollbe, 
börde die Berufung entweder an die zunächft vorgefeßte Inftanz oder an die Ge: 
richte offen. Hat der Kontravenient gegen den Strafbeicheid eine andere Art 
ber Berufung, als der ſubſidiariſch Verhaftete, gewählt, fo ſteht es dem Lepteren 
frei, fich der von dem Erfteren gewählten Berufung nachträglich anzuſchließen. 
Will er dieſes nicht, fo bleibt das weitere Verfahren ausgelegt, bis über die Zoll. 
— in dem von dem Kontravenienten gewählten Wege entſchieden 
worden ift. 

9.58, Iſt die Zuziehung des fubfidtarifch Verbafteten umterblieben oder Letzte⸗ 
rer auf die Vorladung der Zollbehörde bei der im Verwaltungswege rechtöfräftig 
beendigten Unterfuhung nicht erichienen, fo fertigt diejenige Zollbebörde, welche 
nad) $. 33. zur Entfcheidung der Hauptfache competent war, nachdem die Erecution 
gegen den tg vergeblich verjucht worden, einen Zahlungsbefehl aus 
und läßt denfelben dem fubfidiarifch Verhafteten mit dem Bedeuten zugeben, daß 
wenn er fich zu der Vertretung nicht verpflichtet halte, ihm dieferhalb binnen Zehn 
Tagen präflufivifcher Frift die Berufung an die höhere Finanzbehörde oder an die 
Gerichte offen ftebe. 

$. 59, Die abgefondert von der Umterfuchung wider den Kontravenienten zur 
gerichtlichen Kognition gelangende fubfidiariiche Verhaftung wird im Wege des 
fummarifchen Proceſſes erörtert und entichieden, 

Das Gericht darf hierbei nur auf die Beurtheilung der Frage eingeben, ob der 
Fall der fubfidiarifchen Verhaftung nach den Belegen vorhanden fei. Eben diefes 
findet fatt, wenn der Kontravenient fich bei dem verurtbeilenden Erkenntniſſe beru— 
bigt, der fubfidiarifch Verhaftete aber von den in den Procef: Gefegen geordneten 
Rehtömitteln Gebrauch macht. 


n) Verfahren gegen einen unbekannten Defraudanten, 


$. 60. Werm ein Unbelannter, welcher auf einer Hebertretung der Zoll: Gefehe 
betroffen worden, ſich entfernt und verbotene oder abgabepflichtige Gegenftände 
ohne oder mit andern Sachen zurüdgelafien hat, fo wird hierüber eine öffentliche 
Bekanntmachung von der Provinzial: Zollbehörde erlaffen, und dreimal von vier 
zu vier Wochen in die amtlichen Blätter eingerüdt. Meldet fih hierauf Nie 
mand binnen vier Wochen nach der Iepten Bekanntmachung, fo werden die 
Sahen zum Vortheil der Staatslaffe verfauft, dem Inhaber oder Eigenthü— 
mer bleibt aber vorbehalten, feine Anfprühe auf Erftattung des Grlöfes noch 
bis zum Ablauf eines Jahres, von der erften Bekanntmachung an gerechnet, 
geltend zu machen. 
Betragt der Werth der Sachen nicht über Funfjig Thaler, fo bedarf es der 
öffentlichen Bekanntmachung nicht. Der Verkauf kann alsdann, wenn fich binnen 
Vier Wochen nad der Beichlagnahme Niemand gemeldet hat, verfügt werden, 
und die einjährige Frift für den Gigenthümer oder Inhaber der Sache zur Gel: 
tendmachung feiner Anſprüche auf Erftattung des Erlöfes wird vom Zage der 
Beichlagnahme an gerechnet. 

Beftimmung der Straf: Fonds. 

$.61. Der Betrag der nach diefem Gelege feſtgeſetzten und eingejogenen 
Geldftrafen, fo wie der Erlös aus den Konfisfaten (legterer nach Abzug der 
daranf rubenden Abgaben) fol zu einem befonderem Fonds fließen: umd derfelbe 
theils zu Gratififationen für die zur Wahrnehmung des, Zoll: Intereffe verpflich 
teten Beamten, mit Ausichluß der Mitglieder der Hauptzoll: und Steuerämter 
und der höher geftellten Beamten, theils zur Anterftügung ihrer Wittwen und 
Waifen verwandt werden. 

Neber die Vertheilung folcher Gratififationen hat Unſer Finanzminifter dad 

Näbere zu beftimmen, durch die Theilnahme daran wird die Glaubwürdigkeit der 
amtseidlichen Angaben gedachter Beamten nicht geſchwächt. 
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. . Verjährung der Strafen, | 


6. 62. Die durch diefes Geſetz für das Vergehen der Kontrebande und Defrau— 
dation beftimmten Strafen verjähren-in Fünf Jahren, -bloße Drdnungsftrafen-aber 
in Einem Jahre feit Berübung des Vergehens oder der Kontravention. 11... - 

$..63. Auch, die nicht in der ‚Zollordnung vom 26. Mai 1818, und in der 
Verordnung vom 19. November:1824., deren Aufhebung durch das Patent .vom 
heutigen Tage erfolgt ift, enthaltenen gefeglichen Beftimmungen -über.bie- Unter, 
fuhung und Beftrafung der Zollvergeben werden, infoweit in diefem Geſetze etwas 
anderes verordnet worden ift, hierdurch aufgehoben. | EEE 
| | 5 SC", 


. ee) 0.0. ».21, 3uni 1838,, betr, Die Bereitung und’ Fellftellumng eines befonberw 
Biehfalzes und bie Neberlaffung von Salz gegen ermäfigte Preiſe zu gewerblichen Zwe⸗ 
een, fowie bie Beftrafuiig bet Eontraventionen, an. * 


Auf den ——— Wunſch ber Landwirthe, im Intereſſe der 
Landwirthſchaft den Verbrauch des Salzes für das Vieh durch Ermäßigung des 
82* Saljpreifes möglichſt — genehmige Ich, nach dem Antrage 
Staatsminifteriums vom 26. April d. J., daß zu dieſem Behufe verſuchsweiſe 
ein. beſonderes Salz unter ber Benennung: Viehfalz, bereitet, und in einer be 
flimmten Quantität zu einem geringeren, als dem gefeglichen Breife, den Landwir⸗ 
then und ändern’Biehbefgern jährlich verfauft werde. Sch genehmine ferner, daß, 
wie ſchon feither mit Meinem Zulaß gefchehen ift, folchen Fabrik: Auftalten, die zur 
Daritellung ihrer Erzeugniffe das Sal; in namhafter Menge verbrauchen, und um 
die Konkurrenz des Auslandes zu beftehen, einer von dem Finanzminifter zu ermef- 
fenden Erleichterung dabei bedürfen, auch in der Folge die erforderliche Quantität, 
unter Kontrolle der Verwendung; zu ermäßigten reifen überlaffen werde. In 
gleicher Art bewendet es für jet, wegen des Saljverbraud6 der Herings: Salje: 
reien und der Anftalten zur. Bereitung des gefalzenen Fleiſches für den ſeewärts zu 
treibenden Ausfubrbandel, ;bei den Erleichterungen; welche folchen gewerblichen Un⸗ 
ternehmungen durch Ermäßigung des Salzpreifes bisher zugeftanden find, fo wie 
bei dem: Verfahren, welches der Finanzminifter hiebei in Anwendung gebracht hat. 
Mas die Anordnungen betrifft, die in Ausführung Meiner vorftebenden Beſtim. 
mungen bei dem Debit des Viehſalzes und ber Ueberlaſſung des den Fabrik. Anftal- 
ten benöthigten Salzes zu beobachten find, fo finde Ich das Mir vorgelegte, hierbei 
zurüdfolgende Hegulativ angemeffen; und ermächtige Sie, den Finanzminifter, 
demfelben gemäß zu verfahren. Zur Verhütung mißbräudlicher Verwendungen bes 
zu ermäßigten Preifen verabfolgten Salzes beftimme Ich, nad den Anträgen des 
Staats: Minifteriums: 


)) Wer das zu ermäßigten Preifen empfangene Salz ganz oder theilmeife an 
Andere überläßt, oder zu andern, als den beftimmten Zwecken verwendet, hat 
nicht nur die an den gefeplichen Preifen ihm erlafjene Summe zur Steuer; 
kaſſe nachzuzahlen, fondern auch, ald Strafe der mißbraͤuchlichen Verwen⸗ 
bung, den zehnfachen Betrag des nachzuzahlenden Preifes, und Falls derfelbe 
unter 50 Rthlr. beträgt, oder eine beftimmte Summe überhaupt nicht zu 
ermitteln ift, mindeftens 50 Rthlr. zu entrichten.: Sowohl der Betrag der 
Preis: Differenz als die Strafe find von demjenigen einzuziehen, der das 
Salz zum ermäßigten Preife begehrt und empfangen bat, ohne Rüdfiht, ob 
der Mißbrauch durch ibn felbft oder durch Andere, und ob er mit feiner Zu. 
flimmung oder ohne fein Vorwiſſen verübt ift. 

2) Außerdem gehen die Kontravenienten (Nr. 1.) bee Begünftigung, Salz zu 

. ‚ermäßigten Preifen zu erhalten, für immer verluftig, welches auch dann ftatt« 

findet, wenn zwar dem Empfänger bes Salzes ein von ihm felbft verübter 

Mißbrauch nicht zu erweifen iſt, der Fall eines Unterfchleifs mit dem ihm 
bewilligten Salze durch andere Perſonen jedoch zum zweiten Male eintritt. 
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3) Wer In den zur Erlangung von Viehſalz vorgeſchrlebenen ſchriftlichen 

Anmeldungen feinen Viebſtand unrichtig angiebt, hat eine Geldbuße von 

10 bis 50 Rthlr. verwirtt und auf die Begünftigung fernerhin keinen 
Anſpruch. 

Has Staatsminiſterium hat dieſen Erlaß, gleichzeitig mit dem vom ihm zu 

vollziehenden Regulativ, durch die ©. ©. bekannt zu machen. G. ©. ©. 359, 


2) a) a) Bergl. Gesetz v. 8. Februar 1819., betr. die Beftenerung bed inländifchen 
Branntweins, Braumalzed, Weinmoftes und ber Tabadsblätter (8. &. &.97,) 
und Ordnung gu vorgebachtem Gefey v. 8. Febr. 1819. (0. S. ©. 102.). 

fr) Hegulativ über bie Beftenerung des inlänbifhen Branntweins durch 
Erhebung einer Maifchfteuer ftatt des Blafenzinfes, v. 1. Decbr. 1820,, (abgebr. in den 
Yıntöblättern de 1821.) und O. O. v. 10, Januar 1824,, wegen befinitiver Einführung ber 
Maifchiteuer (v. 8. I. B.23. S. 94.) fowie C. ©. v. 16. Juni 1838., betr. die Berichtigung 
des bei’ Erhebung der Branntweinftener zue Anwendung Fommenben Maifchiteuerfages, 
(8.6, 6.358.) 
O. O.v. 10. Januar 1826,, wegen Befteuerung bed Braumalzed (v.8. 3. 
3.23. &.96.); Verordnung v. 2. Juni 1827., betr. die Anwendung bed 9.4, Litt.b.u.e, 
des Gefeped wegen Entrichtung der Mahl: und Schlachtitener auf die Braumalsfteuer und 
deren Firation (G. S. S. 76), und O. O. v. 17. Anguft 1831., betr. Die Erweiterung ber 
nachgelaffenen Abfindungen wegen ber Braumalsfteuer (G. S. @&.173,). 
H Gesetz v. 25. September 1820,, betr. die Veränderung ber Weinfteuer 
(G.S. &. 193.); Verordnung v. 28. Septbr. 1834,, betr, DieMbänderung der 59. 3.u.4, 
des vorgedachten Gefeged (G. S. ©.165.). 
d) C. ©. vom 29. März 1828,, betr, bie Steuer vom inlänbifhen Taback. 
(6. &. &. 39.) (f. zu I. 14, 8.10. 8. VI. 2. 231. und flgnde.) 
b) ©) Ordnung zum Gefeg wegen Befteuerung bed inländifchen Brannt⸗ 
weins, Braumalzed, Weinmoſtes und der Tabacksblätter vom, Februar 1819, 
(f. zu IL14, 8,10. 8. Vi. &.234,) 


Ertract. 
VII. Uebertretungen der Vorfchriften und deren Strafen, 
1) Dienftvergeben der Beamten, Bit 

6.59. Die Vergehen der Steuer: und Gemeindebeamten, welche an der Steuer. 
verwaltung Theil haben, follen nach den Vorfchriften des A.L. R. Thl. II. Tit. 20. 
Abfchnitt 8,, und nad) den fpäter erfolgten Abänderungen und Deklarationen diejer 
Borfchriften beftraft werben. 

2) Vergeben der Steuerpflichtigen. a. Strafbeftimmungen allgemeiner Art. 

$.60. Brauer und Branntweinbrenner, imgleihen diejenigen, welche den 
Wein: und Tabacksbau betreiben, verfallen in die Strafe der Defraudation, 
wenn fie Gewerbshandlungen, von deren Ausübung in jedem einzelnen Falle 
oder in beſtimmten Fällen dem Staate, nah Maaßgabe des Gefeges vom heu— 
tigen Tage, eine Abgabe zu entrichten ift, entweder gar nicht oder unrichtig 
anzeigen. 

$. 61. Die Strafe der Defraudation befteht in einer Geldbuße, welche dem vier: 
fachen Betrage der vorenthaltenen Gefälle gleich kommt. 

Die Abgaben find überdem von der Strafe unabhängig zu entrichten. 

$. 62. Im Falle der Wiederholung nach vorhergegangener Beftrafung, wird die 


"Strafe auf den achtfachen Betrag der Abgaben beftimmt, und außerdem darf der 


Schuldige, wenn er Brenner oder Brauer ift, das Recht zu brennen oder zu brauen, 
in einem Zeitraum von drei Monaten weder felbft ausüben noch durch einen Andern 
zu feinem Bortheile ausüben laffen. 
$.63. Im dritten Falle der Uebertretung, nad vorhergegangener zweimaliger 

Beftrafung ift der fechzjebnfache Betrag der nicht erlegten Abgaben als Strafe ver: 
wirkt, und ift der Schuldige ein Brenner oder Brauer, ſo darf er das Gewerbe 
des Brennens oder Brauend nie und zu feinen Zeiten weder felbft ausüben noch 
durch einen andern zu feinem Wortheile ausüben laſſen. 

„6.64. Im Falle des Unvermögens zur Entrichtung der Gelbftrafe, tritt ver- 
bältnigmäßige Gefängnißitrafe nach den Beſtimmungen des A. L. R. ein. 


# 
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6.65. Wer ohne Befugniß dazu zu haben Brennerei oder Brauerei betreibt, 
und fic dabei zugleich einer Handlung fchuldig macht , die ald Defraudation zu be. 
firafen ift, dem werben außer der Defraudations. Strafe, die Brennerei» oder 
Draugeräthe confiscirt. 

b. Befondere Strafbeftimmungen, in Anfehung der Brennereien, 

$. 66. Wenn die Brenngeräthe, oder die damit vorgenommenen Beränderun. 
gen nicht , wie vorgefchrieben ift ($. 16.) angezeigt werden; fo ift die Gonfiscation 
der verfchwiegenen, veränderten oder anders wohin gebrachten Stüde davon die un. 
mittelbare Folge. Auf gleiche Weile erfolgt die Gonfiscation der Geräthe, wenn 
die befohlenen Bezeichnungen ($. 18.) unterlaffen, zerftört oder verfälfcht worden 
find, auch wenn die Einmaifhungen in andern als den befannten Maifchbottichen 
($. 21.) oder außer den angezeigten Räumen gefcheben. 

Ueberdem bat der Brenner, eine Gelditrafe von 25 bis 100 Rthlr. verwirkt, 
welche im Miederholungsfalle verboppelt wird. 

Sind unangezeigte Diftillirgeräthe zum Brennen auch benugt worden; fo wirb 
die Dadurch begangene Defraudation noch befonders nach den Beftimmungen $. 61. 
62. 63 und 67, beitraft. 

6.67. Sind Deftillirgeräthe, weldhe vonder Steuerbehörde aufer Gebrauch 
geſetzt worden, eigenmächtig wieder in Gang gebracht; fo foll die Berechnung der 
Gefälle. nnd der Defraudationsftrafe von der Stunde an gefchehen , in welcher der 
legte Verſchluß Statt fand, bis zur Zeit der Entdedung. 

Eben daffelbe findet, wenn ein Brenner andere gleichartige Theile der Deftillir- 
geräthe, Statt der außer Gebrauch geſetzten, zur Deftillation benugt bat, in fofern 
Anwendung, als nicht eine größere Gefälleverfürzung ermittelt wird. 

$. 68. Iſt eine Blafe, die zu einem andern Gebrauce freigegeben worden, 
zum Brennen benußt; fo wird der Blafenzins und die Strafe wie $. 67. berechnet, 
und dem Befiser die Blafe niemals wieder unverfteuert freigegeben. 

$. 69. Eine Verlegung des amtlichen Verſchluſſes der Deftillirgeräthe zieht, 
auch wenn fein Verdacht einer Steuerkontravention dabei obwaltet, dennoch eine 
Geldftrafe von 2 bis 20 Rthlr. nach ſich, falls nicht glaubwürdig dargethan wird, 
daß die Verlegung durch einen vom Steuerſchuldigen nicht verfchuldeten Zufall 
entftanden, und davon fogleich nach der Entdeckung Anzeige gefcheben if. 

6.70. Wer die im Ftrationsvertrage ($. 14.) feftgefesten Bedingungen zur 
Benachtbeiligung der Gefälle verlegt, hat die Strafe der Defraudation verwirkt, 
auch wird dadurch der bisherige Vertrag aufgehoben. 

$. 71. Wird in den Fällen, wo nad $.13. des Steuergefeed vom heutigen 
Tage eine zwölftündige Verftenerungsfrift verflattet worden ift, diefer Zeitraum, 
welcher jedenfalld von 6 Uhr Morgens bis 6 Uhr Abends hindurch unabmeichlich 
beftimmt wird, überfchritten, oder in andern Stunden als von 6 bis 6 gebrennt, fo 
ift neben der verwirften Strafe der Defraudation, die Verftattung einer ſolchen 
Berfteuerungsfrift verloren, und felbige ſteht für den Kontravenienten nie wieder 
zu erlangen. 

6.72. Brennereiberechtigte, weldye die Wermerfung der Einmalfchungen in 
das Verſteuerungsbuch nicht gebörig und vollſtändig, mie $. 22. vorgefchrieben 
worden, bewerkitelligen, werden, wenn das Verſteuerungsbuch unrichtig befunden 
wird, oder abhänden gebracht ift, mit 2 bis 50 Thalern beftraft. Im erftern 
Miederholungsfalle tritt Werdoppelung der Strafe, und im dritten Uebertre— 
tungsfalle überdem der Verluſt der Befugniß zur Betreibung der Brennerei ein. 

Auch derjenige, welcher fein Verſteuerungsbuch nicht reinlih aufbewahrt, 
oder nicht bereit hält, ſolches jederzeit dem Nevifionsbeamten gleih vorlegen 
zu können, wird fchon deshalb um 1 bis 5 Rthlr. beftraft, wenn auch nicht 
ermweislich ift, daß foldhes um eine Kontravention zu verbergen, weggefchafft oder 
befhädigt worden. 

$. 73. Brennerei-Inhaber fo wie andere $. 17. gedachte Perſonen, befonders 
alle Kupferfchmiede, welche Deftillirgeräthe der Beftimmung $. 17. entgegen, 
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ohne —5 Beim Steueramt und darüber erhaltene Beſcheinigum im Anı 
dern übergeben, verfallen in eine Strafe von 5 bis 20 Rrhlr., welche bei Wie 
derholungen von 20 bis anf 50 Kıhlr. erhöht wird, 6: 


ec. In Anfehung der Brauereien, 


$. 74. Wenn die Braupfannen und Bottiche oder die damit vorgenommenen 
Beränderungen nicht, wie $. 28. vorgefchrieben ift, angezeigt werden, fo tritt die 
—— der verſchwiegenen, veränderten oder: anderswo hingebrachten &es 
räthe ein, Lil - 

Üeberden bat der Brauer eine Geldftrafe von 25 bis 100 Rthlr. verwirke, 
welhe im Wieberholungsfalle verdoppelt wird. 

Sind unangezeigte Braupfannen und Bottihe zum Brauen auch benutzt 
worden, fo wird die dadurch begangene Defraudation noch befonders nad) $. 61, 
62. und 63. beftraft. ’ 

$. 75. Hat ein Brauer ohne vorbergegangene Anmeldung und: Verfteuerung‘ 
eingemaifcht; fo wird die Steuer und die Strafe nach der Beſchickung, die zu 
einem ganzen Gebräude genommen zu werden pflegt, voll berechnet. Hat et 
aber blos eine Nahmaifhung unbefugterweife vorgenommen; fo wird er, 26 
mag eine Verkürzung der Gefälle ermittelt werden oder nicht, allemal in. eine 
Strafe von 5 Rehlr. genommen, weldye bei Wiederholungen verdoppelt wird. 
Die Strafe der Defraudation befteht unabhängig hiervon, wenn eine Verkürzung 
ber Gefälle Statt gefunden: bat. — 

$. 76. Wer blos zum eigenen Hausbedarf zu brauen die Befugniß erhalten 
bat, und Bier gegen Bezahlung im Haufe ausfchenft, oder außer feiner Woh⸗ 
nung an Perfonen, welche nicht zum Hausftande zu rechnen - find, ‚gegen Bezah— 
lung oder Vergeltung überläßt, hat, fofern die Steuer und gewöhnliche-Defrau- 
—— nicht höher ermittelt wird, zehn Thaler Strafe zu erlegen, und 
wird mit Rückſicht hierauf bei Wiederholungen nad) ‚den allgemeinen Beſtim⸗ 
mungen $. 62.63. beftraft. a 

$. 77. Wem bie freie Zubereitung von Bier aus Malzſchroot verſtattet ift, 
ber verfällt, wenn er es unterläßt, jährlich einen Anmeldungsichein fi deshalb 
auszuwirken, ($. 35.) in eine DOrdnungsitrafe von 1 bis 3 Rthlr., die bei Wie— 
berholungen von 2 bis zu 10 Rthlr. ſteigt. 

$. 78. Hat ein Brauer zu einer andern Zeit, ald welche vorgefchrieben ($. 32.) 
und von ihm angezeigt worden, oder vor Ablauf der Stunde, melde auf den 
Steuerbeamten gewartet werden muß ($.33.) eingemaifcht: fo verfällt er in eine 
Strafe von 2 Rthlr. welche bei Wiederholungen auf 5 bis 20 Rthlr. erhöhet 
wird. Außerdem muß, wenn nicht die Beſchickung für ein volles Gebräude an. 
gemeldet fein follte, die Steuer und die Strafe für fo viel Malzſchroot erlegt 
werben, als zu einem vollen Gebräude mehr genommen zu werden pflegt, wie 
im vorliegenden Falle angemeldet worden. 

6.79, Brauerei: Inhaber und andere im $. 28. erwähnte Merfonen, befoti« 
ders Kupferfchmiede, welche Braupfannen der Vorfchrift des 9.28. zumider, ohne 
nzeige bei dem Steueramte und darüber erhaltene Befcheinigung, einem Andern 

übergeben, fallen in eine Strafe von 5 bis 20 Rthlr., welche bei Wiederholungen 
von 20 bis 50 Rthlr. zu erhöhen iſt. 


d. In Anfehung der Verfteuerung des Weinmoftes und der Tabacksblätter, 


$. 80. Die Strafe der Defraudation der Steuer von dem Weinmoſt, im- 
gleichen von den Tabaksblättern, findet insbefondere Statt, wenn in den An 
aben, welche über den Grtrag der Erndte eingereicht werden, folder über ein 
Vehntel ju gering angegeben iſt, oder auch bei der Revifion Vorräthe an früher 
nicht bezeichneten Drten vorgefunden werden. 

$.81. Wer Tabak anpflangt und nicht zur gehörigen Zeit oder unrichtig die 
Lage und den Flächeninhalt der mit Tabak bepflanzten Grundftüde, auch diefen 
über 7, zu gering angegeben bat, foll einen Thaler Strafe erlegen; wenn aber 
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die ſtrafbar verſchwiegene Grundfläche mehr als 15 Ruthen Beträgt, foll fort. 
laufend für jede 15 Ruthen mehr, die Strafe um einen Thaler erhöhet werben, 
$. 82. Wer die Hälfte der aufgenommenen Beſtände an Wein oder Tabaks- 
blättern elnem Andern überläßt, und nicht innerhalb des Verlaufs von 8 Tagen 
nachher, die Steuer vom ganzen entrichtet, bezahle ein Viertel der Steuer 
als Strafe. 
9 VertretungsverbindlichFeit für verwirkte Geldſtrafen. 

$: 83. Wer Brauerei ald Gewerbe, und Branntweinbrennerei, Weinbau und 
Zabafsban betreibt, muß für fein Gefinde, Diener, Gewerbsgehülfen und feine 
im Haufe befindlihe Ehegattin, Kinder und Anverwandten, was die verwirkten 
Strafen betrifft, mit feinem Vermögen haften, (Deflaration vom 19, Oktober 
1812) jedoch nur dann, wenn die Geldftrafe wegen Unvermögens des eigentlichen 
Verbrechers, fo wie auch die an deren Stelle zu erfennende Gefängnißftrafe nicht 
zur Vollniehung gebracht werden kann. 

4) Zuſammentreffung mehrerer Verbrechen. 
6. 84. Treten bei einer Kontravention gegen bie Steuerverordnungen andere 
Verbrechen hinzu, fo kommen die Vorſchriften des AL. R. Thl. Tit. 20. 
$.54 bis 57. in Anwendung. 

-$.85, Iſt mit einer Defrandation zugleih eine Verlegung befonderer Bor: 
fchriften -diefer Ordnung. verbunden; fo tritt bie darauf gefegte Strafe in der 
Megel der Strafe der Defraudation hinzu. 

86. Wer, um dem Staate die fhuldigen Gefälle zu entjiehen, ſich ver 


fälfchter und überhaupt unrichtiger Wapiere oder Beicheinigungen bedient, ſoll 


dafür befonders mit der durch die allgemeinen Strafgefege für ſolche Fälſchun— 
en geordneten Ahndung durch das Gericht, welches das für dergleichen Verge⸗ 
* uſtaͤndige iſt, belegt werden. 
.87. Die vorbeſtimmte Strafe trifft auch denjenigen, welcher in gleicher 
"Mbficht, durch Abnahme, Verlegung, oder fonftige Unbrauchbarmahung des amt: 


lichen Verſchluſſes, wodurd Deftilirgerätbe anfer Gebrauch gefeßt worden, mit 


oder auch ohne Anlegung eines andern, durch eigenmächtige Veränderung des 
auf Beranlaffung der Steuerbehörde eingegrabenen Vermerks der Größe einer 
Branntmweinblafe, durch Veränderung oder Nachmachung der Stempel oder Rums« 
mern auf den Geräthen eine Fälfchung begebt. 

5) Strafe.der Beftechung der Steuerbeamten. 

9. 88. Wer einem zur Wahrnehmung des Steuerintereffe verpflichteten Bes 
amten, mit welchem er im Amte zu thun bat, Geld oder Geldeswerth zum 
Geſchenke anbietet, oder wirklich macht, Toll den vier und zwanzigfachen Bes 
trag des angebotenen oder gegebenen Geſchenks zur Strafe erlegen. Iſt 
zen den Betrag nichts ausjumitteln; fo tritt eine Geldbuße von Zehn Tha- 

ein. 
6) Strafe der Widerfeglichkeit gegen Steuerbeamte, 

6.89. Eine jede Widerfeglichkeit gegen die in Ausübung ihres Amts begriffe: 
nen Perfonen, mögen ed Steuer: oder andere zur Wahrnehmung des Steuerin. 
tereffe verpflichtete Beamte fein, fo wie au eine Verſagung der Hülfsleiftung, 
deren die Beamten bei ihrem Reviſionsgeſchäfte abfeiten der Gewerbetreibenden 
bedürfen ($.55.), foll an dem Schuldigen mit 10 bis 50 Thalern, oder mit ver- 
hältnißmäßiger Gefängnißftrafe geahndet werben. 

Die Wahl ber *— * bleibt nach den Umſtänden eines jeden einzel. 
nen Falles der Behörde überlaffen, welche in der Sache felbft zu entſcheiden hat. 
Sind aber mit einer folchen Wiberfeplichleit zugleich wirkliche oder thätliche Be 
en a fo treten die dafür geltenden allgemeinen Strafbeftimmun. 
en in Kraft. 

. Jeder etwanige Mifbraud der Amtsgewalt von Seiten der Beamten, wirkt 
eine DMilderung der Strafbarkeit besjenigen, ber ſich widerſetzt hat, 
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7) Strafe der Lebertretung fonftiger Vorfchriften diefer Ordnung, 

6.90. Die Hebertretung aller andern, in diefer Ordnung gegebenen Vorfchrif: 
ten worauf feine befondere Strafe gefegt worden, foll mit einer Geldbuße von 
1 bis 10 Rthlr. geahndet werden, 

8) Verfahren gegen die Kontravenienten. 

6.91. Sobald ein Webertreter der Steuergefege betroffen, oder auf andere 
Weiſe eine Kontravention zuverläffig bekannt wird, müffen die Steuerbe— 
amten fih ohne Zeitverluft der Waaren und Sachen, woran das Verbrechen 
verübt worden, durch Beſchlagnahme verfihern, in fofern es zum Beweiſe der 
begangenen Kontravention fowohl an fih, als in Bezug auf den Betrag ber 
defraudirten Gefälle erforderlich ift, oder auch begründete Beſorgniß entfteht, 
daß fonft wegen der zu erlegenden Gefälle, der verwirkten Strafe und der Ko: 
ften die Staatskaſſe nicht gefichert fei. 

Iſt der Beichuldigte der Flucht verdächtig, fo if er perfünlich anzuhalten, 
und dem nächſten Gericht zu übergeben. 

$.92. Eine Freilaffung der in Beſchlag genommenen Waaren und Sachen 
iſt zuläffig, wenn eine Verdunkelung des Sachverhältniſſes davon nicht meiter 
zu beforgen, und wenn entweder nach dem obwaltenden Verhältniß mwabrfchein. 
lich ift, daß der Kontravenient dem Staate auch ohne Gicherbeitsleiftung 
— — das Vergehen gerecht werden können, oder genügende Sicherheit ge: 
eiftet ift. 

Ob Verfonalarreft fortzufegen oder zu verhängen fet, bleibt der richterlichen 
Beurtbeilung nah Beichaffenheit der Perfon und des Falles überlaffen. 

$.93. Bei der Unterfuchung und Beftrafung der Steuervergeben finden die 
darüber in der Verordnung wegen Einrichtung der Provinzialbehörden vom 
26. Dezember 1808, $. 34 und 45., und in dem Anbange zur A. G. O. $. 243. 
244. 250. 251 und 253. enthaltenen Borfhriften Anwendung, jedod mit fol 
genden Modalitäten: 

a. die Steuerämter führen bie Inftruftion der Sache nach Anleitung des eben 
allegirten $. 253. im Anbange zur A. G. O. Die Entfcheidung gebührt der 
Kegierung des Bezirks. Es können die Steuerämter Strafrefolute nur abfaffen, 
in fofern ihnen folches befonders übertragen wird, und zudem bie gefeßliche 
Strafe Zehn Thaler nicht überfteigt ; 

b. dem Angeſchuldigten ſteht es frei, während der fummarifchen Unterſuchung 
bis zu deren Schluß auf gerichtliche Unterfuhung und Abfaſſung eines förmli— 
hen Erlenntniffes anzutragen; . 

c. dem Angeihuldigten ift au unbenommen, binnen Zehn Zagen gegen ein 
Reſolut des Steueramts den Rekurs an die vorgefepte Regierung, und gegen 
ein Refolut der Regierung den Rekurs an das Minifterium der Finanzen zu er: 
greifen. Hat jedoch der Angefchuldigte einmal diefen Weg gewählt; fo muß 
er bei dem, was auf den eingelegten Rekurs feftgefegt wird, ſich berubigen, 
- n nicht weiter auf den Antrag einer gerichtlichen Unterſuchung zu 
rüdgeben; 

d. in den Rheinprovinzen, fofern dort noch eine abweichende Gerichtöverfaffung 
beftebt, desgleihen in dem Großherzogthum Poſen, ift indefien die $. 250. des 
Anhangs der A. G. O. angeordnete Kompetenz der Untergerichte nicht anwend- 
bar. Es wird daher den dortigen Juftizbebörden zur Pflicht gemacht, dergleichen 
Steuerfontraventionefachen, wenn die Alten von den Regierungen an fie abge 
geben werden, an diejenigen Gerichte zu verweiſen, welche nach dortiger Ber: 
fafjung dafür kompetent find. 

$.94. Bei der Verkündung eines jeden Straferkenntniffes oder Nefoluts 
iſt der Angefchuldigte auf die Erhöhung der Strafe aufmerkfam zu machen, 
welche er nach gegenmwärtiger Verordnung im Falle einer Wiederholung feines 
— —— zu erwarten hat, und daß dieſes geſchehen, in der Verhandlung zu 
erwähnen. 
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Wird foldyes unterlaffen, fo hat die Behörde eine Ordnungeſtrafe von 5 bis 
10 Thalern vermwirkt, den Webertreter aber trifft bei der Wiederholung des Ver⸗ 
gebens dennoch die erhöhete Geldftrafe. 

$.95. Die Vollſtreckung rechtskräftiger Erkenntniſſe geſchieht von den Gerich— 
ten, die der Reſolute aber von den Steuerbehörden. Die Regierungen können nach 
Umſtänden der Vollſtreckung Anſtand geben, und die Gerichte haben dem, was von 
den Regierungen deshalb an fie ergehet, Folge zu leiſten. G. S. S. 102. u. flgde; 


9 C.©.v.23, Januar 1838,, betr. die Mobification der Strafen bei Defrau⸗ 
bation der innern Steuern. 

Um die Strafen für die Defraudationen der Branntwein:, Braumalz⸗, Tas 
bads. und Weinmoft-, fo wie der Mahl: und Schlachtſteuern, mit den Strafen 
für Zollvergeben nad dem heute von Mir volljogenen Gefep in Mebereinftimmung 
u bringen, verordne Ich auf den Antrag des Staateminifteriums, mit Abän— 

erung der Geſetze vom 8. Februar 1819. und 30, Mai 1820., daß bei dem 
Unvermögen des Defraudanten der gedachten Steuern zur Entrichtung der gefeß: 
lihen Geldbuße, eine Befängnißftrafe fubftituirt werden foll, die beim erften 
Straffalle die Dauer von Einem Jahre, beim erften Rüdfalle die Dauer von 
Zwei Jahren und bei weiteren Rüdfällen die Dauer von Bier Jahren nicht 
überfteigen darf. Diefer Befehl it durch die G. S. zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringen. G. S. S. 92. 


V O. O. v. 19. Oetbr. 1812. und 6. Oetbr. 1821., betr. bie Berhaftung der Ges 
werbtreibenden und anderer Perſonen für Steuer: Eontraventionen und Defrautationen 
ihres Gefindes und ihrer Angehörigen. 

Wir Friedrih Wilhelm, von Gotted Gnaden, König von Preußen ꝛc. 2c. finden 
Uns durch die über die Auslegung der $$. 293. und 294. Tit. 20. Thl. 2. des A.L. R. 
entflandenen Zweifel veranlaft, hierdurch zu erklären und feftzufegen: 

daß die dafelbft vorgefchriebene Verhaftung mebrerer Gewerbtreibenden und 
anderer Perfonen für die Kontraventionen und Defraudationen ihres Gefin- 
des und ihrer Angebörigen fi nicht blos auf die Konfiekation der Waaren 
oder Sachen, woran das Vergeben verüdt worden, fondern auch auf die ver. 
wirkte Geldftrafe beziehe. Berlin, den 19, October 1312. G. S. S. 193. 


Zur Löfung der nad Ihrem Bericht vom 15. Mai d. J. entitandenen Zweifel 
über den Sinn und die Anwendung des $. 139. der Zoll» und Verbraucheſteuer⸗ 
Drönung vom 26. Mai 1818, und $. 83, der Ordnung zum Gefep, wegen Ber 
fteuerung des inländifhen Branntweins ıc. vom 8. Februar 1819. in Betreff der 
darin. ausgefprochenen Verhaftung mehrerer Gewerbtreibenden und anderer Perſo— 
nen für die, wegen Defraudationen ihres Gefindes und ihrer Angebörigen, verwirf: 
ten Strafen, beitimme Ich, daß, wenn die verbotwidrige Handlung oder Unterlafs 
fung in den Gefegen mit einer Geldftrafe verpönt ift, der fubfidiarifch Verhaftete 
felbige zu zablen verpflichter iR, wenn fie wegen Unvermögens des eigentlichen 
Verbrechers an demfelben nicht zur Vollziehung gebracht werden fann, und daß die 
törperlibe Strofe an dem eigentlichen Verbrecher erft dann zu vollziehen ift, wenn 
der fubiidiariich Verhaftete zur Zablung der Geldbuße ebenfalls nicht im Stande 
fein follte; dagegen in denjenigen Wiederholungsfällen, wo nach den $$. 113, und 
114. der Zolls und Verbrauchsfteuer, Drdnung vom 26. Mai 1818. anftatt der 
Geldbuße auf verhältnifmäßige Gefängniß-⸗, Zuchthaus, oder Teftungeftrafe zu 
erkennen iſt, die fubfidiariiche Zahlungs »Werpflichtung einer dafür eintretenden 
verhältnißmäßigen Gelditrafe erft eintreten foll, fofern die förperlihe Strafe an 
dem eigentlihen Verbrecher nicht zur Bolljiehung gebracht werden Tann. 

Berlin, den 6. October 1821. G. S. &. 187. 

ö) Declaration bes 8.93. der Steuerorbdnung v. 8. Febr, 1819., betr, die Pros 

vocation anf rechtliched Gehör in Stenerbefraudationsfällen und die Berwandlung der fefts 
gefegten Geldftrafen, v.20.Januar1820, 

ur Löfung mehrerer Zweifel, welche fi über den Sinn und die Anwendung 

des $. 155. der Zoll» und Berbraudhsfteuer » Ordnung vom 26. Moi 1818., fo wie 
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des $. 93. der Ördnung zu beim Steneraefep voni 8. Febrnar 1819,, ergeben haben, 
verordnen Wir, nach erfordertem Gutachten Unſeres Staatsraths, wie folgt: 

$.1. Wir erflären bierdurdy den $. 155. der Koll: und Verbrauchsfteuer» Orb» 
nung vom 26. Mai 1818, imgleichen den $. 93. der Ordnung zu dem Steuergeſetz 
vom 8. Februar 1819. dahin, daf die Befugniß des Angefhuldigten, auf fürmliches 
rechtliches Gehör und Erkenntniß anzutragen, nicht blos während der von den 
Verwaltungs: Behörden geführten Unterfuhung, fondern auch in den erften zehen 
Fe ao Eröffnung des von einer folhen Behörde abgefaßten Nefoluts, 

att finden foll. 

.$. 2. Die Befugnif der Verwaltungs: Behörden in Steuerfadhen Strafrefolute 
abzufaffen, fol’ hinfort auf diejenigen Fälle eingefchränkt fein, in welchen nad 
Vorfchrift der Gefege auf Gelöftrafe oder Konfiskation zu erkennen iſt. Dagegen 
fol in allen Fällen, in welden auf Gefängniß», Zuchthaus. oder Feftungsfirafe 
unmittelbar nad Vorfchrift der Gefege zu erkennen ift, die Unterfuchung und die 
Abfaſſung des Erkenntniffes ſogleich den ordentlichen Gerichten überlaffen werden, 

$.3. Wenn bei der Erekution eines Reſoluts der Verwaltungs. Behörken, die 
Debug Auf nngPie des Berurtbeilten erbellet, fo ift in den Rheinprovinzen nad 

orfchrift des Art. 165. und 197. der Kriminal«Prozefordnung und des Art. 52, 
und 53. bes Strafgefegbuchs zu verfahren, in den übrigen Provinzen hingegen 
haben die Gerichte in diefem Fall durch ein Reſolut, gegen welches kein Rechtsmit. 
tel zuläffig ift, die Verwandlung in Gefängnißftrafe 2c. vorzunehmen, ohne in die 
Beurtbeilung der Sache felbft einzugehen. 

$.4. Wenn bei wiederholten Steuervergehen neben der andern Strafe auch 
bie Unterfagung des Gewerbes erfolgen muß; fo wird diefe jedesmal von derjenigen 
Behörde ausgeſprochen, welcher nach dem $. 2. des gegenwärtigen Geſetzes bie 
Feſtſetzung der andern Strafe zuiteht. G. S. ©. 33. 


e Publicanda v. 8. Octbr. 1826, and 14, Detbr, 1829,, betr. die Unzuläf: 
figfeit ber Subhaftation von Grunditücden zur Deckung von Geldftrafen wegen Steuers 
befraudation, 


Des Königs Majeftät haben mittelt Allerh. C. O. vom 10. April d. J. zu 
beflimmen gerubet: 
baf zur Einziehung von Geldbußen für Steuer: Defraudationen niemals 
Subbaftationen von Grundflüden -ertrabirt, fondern in diefem Falle die 
Geldbufen allemal in Befängniß» oder nach Befinden ber Umftände in 
Zuchthausftrafen durch das betreffende Gericht verwandelt werden follen: 
Berlin, den 8. October 1826. ®. S. ©. 106, 


In Bezug auf die Bekanntmachung vom 8. Oktober 1826., betreffend bie Un⸗ 
zuläffigkeit der Anträge auf Subhaftation zur Dedung der in Steuerdefrandatio« 
nen erkannten Geldbußen, wird hierdurch fernerweit bekannt gemacht, daß nach 
der Allerb. ©. DO. vom 12. Juli d. 3. durch jene Verfügung die Exekution in bie 
Subftanz von Grumdftüden, deren Eigenthümer für Steuer- Strafen verhaftet, 
aber außer Landes find, und ein anderes Vermögen im Lande, aus welchem bie 
Strafe erfolgen kann, befigen, nicht ausgefchloffen fein fol. ' 

Berlin, den 14. October 1829. ®.©. ©. 127. 


9 Declaration bes 8.94. ber Steuerorbuung, v. 27, Septbr. 1833, 


Auf den Bericht und nad dem Antrage des Staatsminifteriums deklarire Ich 
biermit die Vorfchriften des $. 156. der Zoll» und Verbrauchsfteuer. Ordnung vom 
26. Mat 1818. und des $. 94. der Ordnung zu dem Geſetze über die Verftenerung 
bes inländifchen Branntweins u. f. w. vom 8. Februar 1819, dahin; daß in den 
Fällen, in welchen die Publikation des gegen einen Steuer Kontravenienten ergan« 
genen Straf: Erkenntniffes oder Refoluts, durch fchriftliche Zufertigung erfolgt, 
auch die Belehrung, die dem Kontravenienten über die bei Wiederholung des Ber 
brechens verwirkte höhere Strafe gleichzeitig zu ertheilen ift, durch eine fchriftliche 
Verfügung mis eben der Wirkung erfolgen Tann, als wenn fie mündlich zu Protokoll 
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ertheilt worden wäre, Es muß jebod die Inſinuation diefer Verfügung vorfchrifts. 
mäßig, wenigftens auf die im $. 253. Nr. 8. des Anh. zur A. G. O. begeichnete 
Weiſe, befcheinigt werden. G. S. S. 118, 
c) a) Begulativ über die Beſteuerung des inländifhen Brauntwelns 
durch Erhebung einer Maifchftener ftatt des Blafenzinfes, v. 1. Decbr. 1820, 
Ertract 

$. 10. In Folge der angeordneten Beſteuerung der Maifchbottiche ſtatt des 
Blafenzinfes kommen aus dem Gefege von: 3. Februar 1819, wegen Befteuerun 
des inländifchen Branntweins und der dazu gehörigen Ordnung, einftweilen fols 
gende Paragraphen nicht mehr zur Anwendung, außer wo in den Fällen des $. 9, 
diefes Regulativs etwa noch Bezug darauf zu nehmen fein möchte; und zwar aus 
dem Geſetz die Paragraphen 2. bis 4. und 9. bis 13., aus der Ordnung die Para» 
graphen 1., 3. bis 13. (alles einſchließlich) 15., 22., 23. und 25. 

$. 11. Die hiernach ferner in Kraft bleibenden $$. der Steuerordnung, erhal: 
ten folgende zufägliche oder abändernde Beltimmungen. Was darin von dem 
Deftillir. oder Brenngeräthe und defien unbefugtem Gebrauch zum Brennen 

fagt worden, gilt im Allgemeinen auch von dem Maifchgeräth und deſſen uns. 
Pefuasene Gebrauch zum Maiſchen. Der nad $. 16. einzureichenden Nachweir 
fung über die Räume zur Brennerei, die Brenngeräthe :c., ift ein einfacher 
Grundriß bdesjenigen Raumes, in welchem fi die Maiſchgefäße befinden und 
ihrer Stellung in demfelben, nad dem beifpieldweifen Schema doppelt beizufü« 
gen. Ein Eremplar vom Steuer-Amte befcheinigt, muß in derfelben Art, wie 
im $. 3. diefer Verordnung wegen der Declaration beftimmt worden, in der 
Brennerei aufgehängt, und die darin bezeichnete Stellung während jeder Bes 
triebszeit, fo lange unverändert beibehalten werden, als etwanige Abänderungen 
dem Steueramte nicht mittelft Ginreihung eines abgeänderten Grundriffes an: 
gezeigt worden find. Was $. 18, und 19. wegen Vermeſſung der Blaſen ange: 
‚ ordnet worden, gilt auch von den Maifchbottichen. 

Die den Steuerbeamten im $. 50, beigelegte Reviſions-Befugniß, erftredt 
m * uf bie Controlle der pünktlichen Beobachtung der Declaration in allen 
ren Theilen. j 

Zu den Fällen, wo nad) $.60. die Defraudationsftrafe eintritt, gehört auch 
der, wenn Gewerbshandlungen, von deren Ausübung dem Staat nad diefem 
Regulativ eine Abgabe zu entrichten ift, entweder gar nicht, oder unrichtig ans 
gezeigt werben, 

Gebe Einmaiſchung in andern, ald den dazu deflarirten Gefäßen oder aufer 
ben — Räumen, oder zu einer andern als der im $. 5. dieſes Negus 
lativs beitimmten Zeit oder an andern als den für jeden Bottich deflarirten 
Tagen, ohne KRüdfiht auf die Größe deffelben, zieht außer der gewöhnlichen 
Defraudationeftrafe und der Gonfiscation der Geräthe noch die im $. 66. feſt⸗ 
gefepte höchſte Geldftrafe von 100 Thlr., welche dem Entdeder ganz zu Theil 
werben foll, nad) ſich. 

Die $$. 67. und 68, ändern fich dahin, daß wenn Maifchgefäße, welche von 
der Steuerbehörde außer Gebrauch gefegt waren, eigenmädtig zum Einmaifchen 
benugt worden find, die Berechnung der Gefälle und der Defraudationsftrafe, 
in der Art geſchehen foll, daß auf jeden dritten Tag von da ab, wo ber legte 
Verfhluß Statt fand bis zur Zeit der Entdedung, eine Einmaifchung ange 
nommen wird. 

Der $.71. ändert fi dahin ab, daß Abweichungen von ben beflarirten 
Stunden, wo eingemaifcht oder angefangen werden foll, die Maifche abzubren. 
nen, besgleihen Abweichungen von den beflarirten Tagen des Blafenbetriebe, 
oder der im $. 6. biefes Regulativs beftlimmten, oder vom Steueramte weiter 
nachgegebenen Brennzeit nach Analogie des $. 78. der Steuerordnung, mit 2 Thlr. 
und bei Wiederholungen mit 5 bis 20 Thlr. beftraft werden. 

Was im $.72. von dem Werfteuerungs» Buch gefagt worden, ift künftig 
auf-die Deklaration zu beziehen. Amtsbl. der Regier. zu Stettin de 1821, ©.9. 
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9 C.©.v.20. Juni 1822., wegen Anwendung der Strafbeftimmungen bed von 
ftehenben Regulativs. 

Aus Ihrer, des Finanzminifters, Anzeige vom 27. April d. 3. gebt hervor, 
daß die Gerichtsbehörden im Widerſpruch mit dem Verfahren der Sinanzbehörs 
den, Anftand nebmen, bei Maiichiteuer: Kontraventionen nach dem durd die 
Amtsblätter der Regierungen zur öffentlichen Kenntniß gebrachten interimiftifhen 
Regulativ vom 1. December 1820. zu erkennen, und nad) wie vor auf das Ge 
feg vom 8, Februar 1819, zurüdgeben zu müffen glauben. ch beftimme daber, 
daß bis zur NW romulgation des neuen Getränkefteuer» Gefepes, durch welches im 
MWefentlihen, die jetzige Belteuerungsmweife beibehalten werden wird, die Gerichte 
eben fo, wie die Steuerbebörden gehalten fein follen, bei Beurtheilung und 
Enticheidung der Kontraventionen gegen das gedachte Kegulativ vom 1. Decems 
ber 1820., fih nad den darin enthaltenen Strafbeftimmungen zu achten und 
nur in fo weit auf diejenigen des Geſetzes vom 8. Februar 1819. zurüdzugeben, 
als es mit dem Negulativ verträglich if. G. S. ©. 176, 

» C.©. v. 10. Januar 1824,, wegen befinitiver Einführung der Maifchfteuer. 

Nach dem Antrage des Staats: Minilteriumd babe Ich nunmehr definitiv 
genehmigt, daß in die Stelle des, durch das Geſetz vom 8. Februar 1819. an- 
geordneten Blafenzinfes, eine Maifchbottichfteuer eingeführt, und bei deren Er 
bebung nad dem vorläufig von Mir gebilligten Regulativ vom 1. Dechr. 1820, 
verfahren werde, Um jedoch den gefeglichen Steuerfag von 1 Sar. 3 Pf. vom 
Quart gewonnenen Branntwein zu erreichen, und dabei dem ländlichen Gewerbe 
eine Grleichterung zu gewähren, fege Jch folgende nähere Maafregeln fet: 

1) Die Abgabe von der Bereitung ded Branntweins aus Getreide oder meh. 
ligen Subftanzen, obne Unterſchied der Stärke oder Beſtimmung deffelben, foll 
von den zur Ginmaifhung oder Gährung der Maiſche benupten Gefäßen mit 
Einem Silberarofben Sechs Pfennigen für jede 20 Quart ihres Kaum: Inhalts 
und für jede Einmaifhung erhoben werden. 

2) Landwirtbfchaftliche Brennereien, die nur vom 1. Novbr. bis 1. Mai im 
Gange find, nur aus felbft gewonnenen Erzeugniffen brennen, und an einem 
Tage nicht über 900 Quart Bottihraum zum Einmaiſchen anfagen, entrichten 
einen Silbergrofben Bier Pfennige von 20 Quart Maifchraum. 

3) Die Gewerbfteuer der Branntweinbrenner, wie fie dur das Geſetz vom 
30. Mai 1820. angeordnet ift, wird neben der Steuer von der inländifchen 
Dranntweinbereitung ferner nicht erhoben. 

4) Für die Branntweinbereitung aus andern, ald mehligen Subftanzen, ift 
ftatt des Blafenzinfes eine gleichmäßige Steuer von der zu verarbeitenden Subs 
ftanz nach deren Quantität feftzufegen und zu erheben. Sie haben dieferhalb 
das Erforderliche zu verfügen, und zugleih Sorge zu tragen, daß da, wo ſolche 
Branntweinbereitung nur eine Nebennugung des Wein: und Obſtbaues ift, eine 
ähnliche Erleichterung wie unter No. 2. eintrete. 

5) Die Einmaifdyung oder Zubereitung von Maifche, die dem Steuerbeamten 
gar nicht angejagt, oder bie an andern Tagen, in andern Räumen oder in at 
dern Gefäßen, als den angefagten, vorgenommen wird, foll an und für fih mit 
einer Geldbuße von 100 Thlr. und der Gonfiscation der gebrauchten Gefäße 
beftraft werden, die gefetlihe Defraudationsftrafe daneben aber nur alddann 
eintreten, wenn die Abſicht einer Verkürzung der Steuer nachgewiefen wird, 

Diefe Beltimmungen follen vom 1. Februar d. 9. an in Kraft treten, wes—⸗ 
halb fie folbe ungefäumt befannt zu machen haben. 

Nah Ablauf des Jahres haben Sie über den Erfolg der gegenwärtig ans 
geordneten Maafregeln und über deren Beibehaltung oder Modification an 
Mid zu berichten, und dann das Negulativ vom 1. Dechr. 1820,, ale Geſetz 
abgefaßt, mit Aufnahme der nad vorftebender Maafgabe bleibenden Beſtim— 
mungen, zu Meiner Vollziehung einzureichen. v. K. J. B. 23. ©. 94. 

Ö) Bergl. O. O. v.16. Juni 1838,, betr. die Berichtigung des bei Erhebung ber 
Branntweinfteuer zur Unwenbung kommenden Maifchiteuerfages, wonach adi u. 2. der vor: 
ſtehenden Berordunung die Steuerfäge aufresp. 2 fgr. u. 1 fr, 8 pf, beſtimmt find. (G,S. S,358.) 
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d) a) C.®. v. 10. Januar 1824,, wegen Beftenerung bed Braumalzeb, 

Die, Mangelhaftigkeit der durch das Geſetz vom 8, Februar 181% angeord⸗ 
neten Gontrolle für die Braufteuer und die daraus entftehende Ungleichfürmigkeit 
der Befteuerung, zum Nachtheil der gewillenbafteren Gemwerbtreibenden, veranlaffen 
Mih, auf den Antrag des Staats: Minifterii Folgendes zu beflimmen. 

1) Jeder Brauer ift verbunden, feinen Vorrath an Malzſchrot nur an einem 
gewiffen, ein für allemal zu beftimmenden Ort, welcher zu jeder Zeit der Ne 
vifion des Steuerbeamten unterliegt, aufzubewahren. Alles Malzſchrot, welches 
fi fowohl an diefem Drte, als anderwärts bei dem Brauer, über das zur 
Einmaifhung längftens für den folgenden Tag declarirte und verfteuerte Quan— 
tum vorfindet, foll ohne Rüdfibt auf die angeblihe Beſtimmung ald Ges 
genftand einer beabfihtigten Defraudation angefehen und die Aufbewahrung 
an einem andern als dem dazu beclarirten Ort, abgefeben von der Defrauda- 
tionsftrafe, mit einer Ordnungsftrafe von Einem Thaler für den Gentner ge 
ahndet werben. 

2) Die Declaration des Brauers, Behufs der Verfteuerung, foll ſich auch 
darauf erfireden, wie viel Vier er aus dem angegebenen und zu verfteuernden 
Malzſchrot ziehen will. Abweichungen von diefer Angabe, welche 10 pro Gent 
überfteigen, follen eben fo, wie Abweichungen von der angemeldeten Zeit ber 
Einmaifhung beftraft werden. 

3) Beim gemeinfcaftlihen Betriebe der Brauerei und Brennerei darf zu 
legterer »reined Malzſchrot nicht verwendet werden. Ein Gemenge von Schrot 
aus gemalitem und ungemalztem Getreide ift zuläffig, die Mifhung muß jedoch, 
vor dem Schroten auf der Mühle, in den Körnern geſchehen. Wird neben der 
Brauerei Branntwein von Kartoffeln gebrannt, fo foll zwar der Gebrauch von 
reinem Malzfchrot zu letzterm Behuf geftattet werden, das hierzu ſowohl ale 
jur Brauerei zu verwendende muß jedoch befonders bdeclarirt und aufbewahrt 
werden, und find auc die Räume für jenes unter Auffiht und Gontrolle der 
Steuer: Beamten zu ſetzen. 

Diefe Vorſchriften haben Sie vom Tage der Belanntmahung ab in Aus: 
führung zu bringen. v. K. J. B. 23. ©. 96. 


9 Verordnung v. 2. Juni 1827. und C. ©. v. 17. Anguſt 1831., betr. die 
Erweiterung der nachgelaffenen Ubfindungen wegen ber Braumaljfteuer, und die folcherges 
ftalt eintretenden Strafen, 

Auf den Bericht und nad dem Antrage des Staatsminifteriums, will Ich 
in Ergänzung und Erläuterung des Befeges wegen Befteuerung des inländifchen 
Branntweins, Braumalzes ıc., vom 8. Februar 1819., und der zu diefem Gejege 
gehörenden Ordnung vom gleichen Tage, beftimmen, daß die Worfchriften des 
Geſetzes über die Mahl und Schladtfteuer vom 30. Mai 1820. $.4. wonach 

„zu b. bei der DVerwiegung von fteuerpflichtigem Korn oder Mahlwerk 
für den Sad nichts abgerechnet wird, auch es feinen Unterſchied macht, 
ob das Getreide troden oder angefeuchtet fet, und 

zu c. dagegen ‚bei der Verwiegung jeder Getreidepoft ein Webergewicht 

unter vstel Zentner nicht berückſichtigt wird, 
H gr Maafe auf das zur NVerfteuerung kommende Braumalz Anwendung 
nden fo 
-  Zugleih will Ih den Finanzminifter ermächtigen, Abfindungen wegen der 
Braumalzſteuer bei ländlihen Brundbefigern auch in weiterem Umfange, als dies 
nah $.20. des Gefeges vom 8. Februar 1819. zuläffig fein würde, namentlich 
auch bei bezwecktem Abiag an die, dauernd oder zeitweife, im Lohne des Ge: 
werbtreibenden ftehenden Tagelöhner und Dienftfamilien, fo wie zum Debit an 
einzelne, beftimmt anzugebende ländlihe Schankſtätten, unter Feftfegung der er» 
forderlihen Kontrollvorfäriften, zu geftatten. Jeder Abfag an andere, als die 
im Firationsvertrage bezeichneten Perfonen, fol in einem ſolchen Falle nach 
Vorſchrift der $$. 35. und 76. der Ordnung vom 8, Februar 1819. geahndet 
werben. Berlin, den 2. Juni 1827. G. S. ©. 75. 
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Zur Erleihternng und Vereinfachung der Braufteher. Kontrolle will 
nad Ihrem Antrage die durch Meine Drder vom:2, Juni 1827. ertheilte Er: 
mächtigung zu Abfindungen wegen der Braumaljfteuer dahin ermeitern: daß 
dergleichen auf Firation. der. Braufteuer zeitweife gerichtete Abfindungen nicht 
blos auf dem Lande den Brauern ohne Unterfchied, fondern auch in Städten 
der gefammten Brauerfchaft der Stadt, nach dem Antrage der Mehrjahl ihrer 
Mitglieder, geftattet werden können, in fo weit es mit Sicdyerung der gefeplichen 
Steuer: Einnahme vom verbrauchten Braumalge vereinbar if. Auch ann die 
Braufteuer in ihrem bisherigen Betrage von 20 Silbergrofchen für den Yent: 
ner Maljſchroot ald Mahifteuer, ſowohl bei Abfertigung des Malzes zur Mühle 
als beim Gingang von Malzſchroot in die Stadt, in denjenigen mabifteuer- 
pflihtigen Städten erhoben werden, wo diefe Einrichtung nach den ürtlichen 
Verbältniffen und nad Ihrem Ermeffen für zuläffig erachtet wird und die 
Mehrzahl der Brauer fich dafür erklärt. In diefem Falle bleibt Gerften» und 
Weizen: Malzihroot, welches zu andern Zweden als zum Brauen beſtimmt ift, 
von der Mablfteuer für Braumalz nur dann befreit, wenn entweder das Mal; 
vor der Abfertigung zur Mühle, mit robem Getreide, oder das Maljfchroot, 
vor der Einfuhr in die Stadt, mit Schroot aus rohem Getreide binlänglich 
gemengt ift, um nicht zum Bierbrauen verwendet werden zu können. Mal 
{hroot ohne diefe Beimengung ann in folhen Städten, frei von der Mabl: 
fteuer, nur für diejenigen Brennereien bereitet oder eingeführt werden, welche 
Vediglih Kartoffeln verarbeiten und die von Ihnen über den Verbrauch folches 
reinen Malzſchroots anzuorbnenden Kontrol:Maafregeln befolgen. Wo bie 
Braumalzſteuer biernah als Mabliteuer erhoben wird, finden die gefeplichen 
Vorſchriften und Strafbeftimmungen, welche für die Mabifteuer befteben, auch 
auf die Bereitung des Braumal;fchroots in Eontrollpflichtigen Mühlen und auf 
den Eingang ded Braumalischroofs Anwendung. 


Berlin, den 17. Yuguft 1831. G. S. S. 173. 
e) ©) Verordnung. 25. Septbr. 1820., betr. die Veränderung der Wenin ſt e u er. 
Ertract. 


$. 10. Was in der Ordnung vom 8, Februar 1819. von den Befugniffen 
und Pflihten der Stenerbeamten, fo wie von den Uebertretungen der gelegli» 
chen Borfchriften, beftimmt worden, bebält auch in Hinfiht auf die Weinftener, 
nad wie vor feine Gültigkeit, und muß daffelbe in diefer Hinficht überall auf 
bie vorftehenden Paragraphen bezogen werden. 

Die Beltimmung des $. 82. der leptern in Anfehung der Beftrafung der: 
jenigen, welche die Hälfte der aufgenommenen Beflände an Wein einem andern 
überlafjen, und nicht innerhalb des Verlaufs von acht Tagen nachher die Steuer 
vom Ganzen entrichten, wird aufgehoben. G. S. S. 193, 

Verordnung vom 28. Septbr. 1834., betr. bie Abänderung bed Wein⸗ 
ſteuergeſetzes. 

Auf den Bericht des Staatéminiſteriums vom 29. v. M. ſetze Ich, um den 
MWeinbauern die Abgabe der Weinſteuer zu erleichtern, unter Aufhebung der 
$$. 3. und 4. des Gefeßes vom 25. September 1820. hierdurch Folgendes feft: 

1) So lange Wein im DBefig defien, der ihn gewonnen, und in der Gemeine 
verbleibt, in deren Sheberegifter' er eingetragen ift, fol die Verſteuerung deſſel⸗ 
ben. künftig nicht gefordert werden. Nur, wenn der Weinbauer ald Gaft: und 
Schantwirth oder ald Weinhändler gewerbefteuerpflichtig ift, liegt ihm ob, am 
1. Mai nad der Lefe, von dem gewonnenen Wein fo viel als bis dahin ver« 
kauft oder verbraucht ift, und am folgenden 1. November den ganzen Weberreft 
zu verfleuern. 

2) Am 1. Mai und 1. November jeden Jahres tritt auch für alle übrige 
Weinbauer die Verbindlichkeit zur Verftenerung desjenigen Weins ein, welchen 
fie bis zu jedem biefer Termine verzehrt, oder aus der Gemeine in deren Steuer 
regifter derfelbe eingetragen fteht, weggebracht haben. 
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3) Wein, der von dem erften Beſitzer an einen andern übergeht, muß von 
diefem fofort verftenert werden. Wer daher Wein von einem Welnbauer er 
wirbt, der ſich nicht durd ein Zeugniß der Steuerbehörde darüber ausweiſet, 
daß er nur verfteuerten Wein befige, ift verpflichtet, bevor ihm der Mein über: 
geben und verabfolgt wird, die Steuer davon bei der betreffenden Steuerbehörde zu 
entrichten, und derfelben den Anmelde: oder Steuerzettel des Verkäufers zur Ab: 
fehreibung des verkauften Weins vorzulegen. Wird der Wein verabfolgt ehe diefes 
gefchehen ift, fo verfallen Käufer und Verkäufer in die $.90. der Stenerordnung 
vom 8. Februar 1819. angedrohte Ordnungsſtrafe von 1 bis 10 Thlrn. und bleiben 
für die nachträgliche Entrichtung der Steuer folidarifch verhaftet. 

4) Die Berechnung der Steuer erfolgt, wie bisher; unter Gewährung eines Ab- 
zuge von funfzehn Prozent des gewonnenen Moſtes. 

5) Die unverfteuert gebliebenen Weinvorräthe werben in die Steuerregifter des 
folgenden Jahres übertragen. Die Weinbauer haben diefe Worräthe zugleich bei 


Anmeldung des Weingewinnes aus der Leſe des laufenden Jahres, oder, wenn feine . 


Weinerndte ftattfindet, in jedem Jahre bis zum 1. November anzuzeigen, i 
6) Außer der im $. 6. des Geſetzes vom 25. September 1820. angeordneten 
Aufnahme des neu gewonnenen Weins, welche ſich künftig auch auf die anzumel« 
denden ältern, unverfteuert gebliebenen Beſtände erftredt, und für diefe jedenfalls 
auch dann, wenn feine Weinerndte erfolgt, ftattfinden muß, fol zur Sicherung der 
Steuer aud im Mai jeden Jahres eine Revifion der Weinbeftände in allen Gemei- 
nen in welchen unverfteuerter Wein vorhanden ift, gehalten werden. 
Diefe Beftimmungen find dur die G. ©, befannt zu machen, und von dem 
Finanzminifter, mit Ausdehnung auf die noch in der erften Hand befindlichen 
Neinvorräthe aus frühern Jahren, von welchen die Steuer einftweilen blos geftuns 


det worden, in Ausführung zu bringen. G. S. ©, 165. 
f) O. O.v.29. März 1828,, betr, die Stener vom inländifchen Taback. 
Ertract. 


7) Wer eine mit Tabak bepflanzte Bodenfläche unrichtig angiebt, oder ganz ver- 
fchweigt, macht fi einer Steuerdefraudation fhuldig, und wird nach den Beſtim— 
mungen der Steuerordnung vom 8, Februar 1819. $$. 60. u, f. beftraft, fobald 
das verichwiegene Flächenmaaß über den zwanzigften Theil des aanzen mit Tabak 
bepflanzten Bodens, und 6 Quadratrutben oder mehr beträgt. Iſt der Unterfchied 
zwiichen der Angabe und dem Befunde geringer, fo wird die gefegliche Steuer ohne 
weitere Strafe nacherhoben. 

8) Der Eigentbümer, Wächter oder andere Inhaber eines mit Tabak bepflanzten 
Grundftüds, haftet für den vollen Betrag der Steuer, auch wenn er den Tabak 
gegen einen beftimmten Antbeil, oder unter fonftigen Bedingungen, durch einen 
andern hat anpflangen und behandeln laſſen. 6.8. S. 39 


35) a) Gesetzav. 20. Mai 1820., wegen Entrichtung ber Mahls und Schlachtſteuer 
(f. zu II. 14. 8. 10. B. VI, ©. 258.). 
Ertract. | 
$.15. d) Eine Unterlaffung der Anzeige bei der Ankunft der Waaren in der 
Stadt, oder eine Abweichung von dem durd die Steuerbehörde vorgefchriebenen 
Wege, welchem der Steuerpflichtige bis zum Steueramt folgen muß, wird als eine 
Defraudation angefehen und geahndet. 

e) Auc derjenige macht fi einer Defraudation ſchuldig, welcher dergleichen 
MWaaren zum Handel in Pleineren Quantitäten mittelft Wiederholung einbringt 
oder einbringen läßt. 

$.16. a) Müller und Schlächter müffen dem Steueramte anzeigen, welche 
Mübhlengebäude, Schlahthäufer und andere Räume fie zum Betriebe ihres Ges 
werbes und zur Aufbewahrung ihrer Vorräthe benugen. 

b) Nur in den angezeigten Lokalen, die unter Auffiht des Steueramts fte 
ben, dürfen fie ihr Gewerbe treiben und ihre zum Gewerbe: Betriebe beftimm- 
ten Vorräthe aufbewahren. = 


Mannkopff Aug, Landrecht VII. 23 
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c) Müller und Schlächter find verpflichtet, dasjenige genau zu beobachten, mas 
von ber oberften Verwaltungsbehörde wegen zu führender Mahl. und Schlacht: 
bücher, wegen des Verfahrens mit den Mahl. und Schlachtzetteln, wegen Auf: 
bewahrung diefer Bücher und Zettel und überhaupt zur Kontrolle der Steuer 
entweder allgemein oder, mit Berüdfihtigung örtlicher Verhältniſſe, befonders 
vorgefchrieben wird. 

) Das Müller. umd Bäder :Gewerbe kann nur mit Grlaubniß ber oberften 
Verwaltungs behörde vereint betrieben werden. 

6.17. a) Defraudationen ziehen die Konfisfation ber Waaren woran 
ſolche begangen werden, fowohl für Gewerbetreibende als für andere Steuer: 
pflichtige nach ſich. 

b) Außer der Konfiskation treten die Strafen ein, welche bie Steuer-Orbnung 
vom 8. Februar 1819. $$. 60-65. 55. 83—90. auf die Hebertretung der gefegli- 
hen Vorfhriften zur Gefährdung der Steuer angedrobt hat. Heberall, wo in 
diefen Vorfchriften von Brennern und Brauern gereber wird, findet die Anord- 
nung auf diejenigen Gewerbetreibenden Anwendung, weldhe die Mahl⸗ und 
Schlachtſteuer zu entrichten ſchuldig find. 

c) In Anfehung des Verfahrens gegen bie Kontravenienten werben die Be— 
flimmungen der Steuerordnung vom 8, Februar 1819. 55.91 bis 95. und ber 
Deklaration des $. 93. vom 20. Januar d. I. angewendet. 

d) In gleicher Art follen diejenigen Vorſchriften der Steuer: Drbnung 
vom 8. Februar 1819, weldye die zur Kontrolle der Steuer getroffenen Maaßs 
regeln der Steuerbehörbe zum Gegenftande haben, namentlidh die 55.49. 34 — 
jr und J ſowohl von den Steuerbeamten als von den Steuerpflichtigen beob- 
achtet werben, 

6.18. Die Erhebung der Steuer gefhieht durch die Zoll» oder Steuerämter. 

$.19. Wir übertragen dem Finanzminifter die Ausführung obiger Vorſchrif. 
ten, welche von allen Unfern Behörden und Unterthanen gemeffenft zu befol- 
gen find. G. S. ©. 143. 

b) C.©.v. 27. Januar 1828., betr. die Beftrafung der Steuerbefraudationen, wenn 
das befraudirte Dbjeet zugleich mit einer Eommunalabgabe belegt ift. 

Zur Beſeitigung der Zweifel, weldye darüber entftanden find, wie die Strafe 
ſolcher Steuer »Defraubationen zu beftimmen fei, welche in Bezirken begangen find, 
wo neben der in die Staatskaſſen fliegenden Abgabe zugleich nach $. 13. des Ge: 
feges vom 30. Mai 1820. über die Einrichtung des Abgabenweſens, ein Zuſchlag 
für Bezirks, oder Gemeineausgaben erhoben wird, erllären Wir, auf den An: 
trag Unſeres Staatsminifteriums und nach erftattetem Gutachten Unſeres Staate- 
raths, hierdurch die in folchen Fällen zur Anwendung kommenden gefeglichen Straf 
beftimmungen babin: 

daß die durch die Defraudation verwirkte Strafe nicht nach dem Betrage des 

zu den Staatskaffen fließenden Theils der Abgabe allein, fondern nach dem 

durch Zurechnung des Zufchlages fich ergebenden Geſammtbetrage derfelben 
abzumeffen, auch die Strafe ganz und ungerheilt fo zu verwenden ift, wie es in 
den Fällen gefhiehet, wo ein Sufehlog für Bezirks. und Gemeineausgaben 

nicht erhoben wirb. G. S. S. 19. 

4) a) Gesetz v.30. Mai 1820., wegen Einführung der Klaffenitener (f. zu IL 14. 
8.10, 8. VI. &.262.), 

Ertract 

6.7. a) Jeber Eigenthümer eines bewohnten Grundſtücks oder deſſen Stell: 
vertreter haftet der Behörde, welche das Verzeichniß der ſteuerpflichtigen Haus: 
baltungen und Perfonen aufnimmt, für die richtige Angabe derfelben. 

b) Jedes Familienhaupt ift für die richtige Angabe feiner Angehörigen, fei- 
ned Hausftandes und feiner andern fteuerpflichtigen Hausgenoffen verantwortlich. 

c) Jede bei der Aufnahme des Verzeichniffes unterlaffene Angabe einer fteuer: 
Are Perfon foll, außer der Nachzahlung der rüdftändigen Steuer, mit 
einer buße des vierfachen Jahrbetrages derfelben belegt werden, 


— — 


— wa — 
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d) Das Verfahren gegen diejenigen, welche fich einer Uebertretung dieſes Ge 
ſetzes fhuldig machen, findet nad ber Beſtimmung der Stenerordnung vom 
8. Februar 1819, $$. 9L—95. und der Deklaration des $. 93. berfelben vom 
20, Januar 1820 Statt. 

e) Die Vergehungen der Steuerbeamten werden nad $. 59. der Steuerord. 
nung von 8. Februar 1819 geahndet. G. S. ©. 140. 


b) Bergl. C. ©. v. 5. Septbr. 1821., betr. die vermehrten Abſtufungen in der Er: 
bebung der Klaffeniteuer (6.&. &. 154.); Declaration des 8.2. des Geſetzes v. 30, Mai 
1820. über die Klaffenftener, v. 18, Juli 1825, (G. &. S. 186.); C. ©. v, 21. April 1827., 
betr. die Befreiung von der Klaffenftener für die 60 Jahre alten Perfonen der unterften 
Steuerflaffe (G.&. S. 32.); O. ©. v. 18. Juni 1828,, betr. bie Klaffenftener: Befreiung ber 
noch nicht 16 Zahre alten Berfonen (G.&. &. 74.); O. O. v. 3, Mai 1828,, betr. den eins 
monatlichen Erlaf ber Klaffenftener für die zur Hebung einberufenen Lanbwehrmänner und 
Offiziere, (6. ©. &. 68.); O. ©. v.6. März 1830, und 11. Ypril1835,, betr. bie Befreiung 
der 6 Wochen bei den Fahnen verfammelten Landwehrmannfchaften von der Klaffenftener 
(6.8. de 1830, &,47., de 1835. &,49.). 


5) a) Gesetz v. 20. Mai1820,, wegen Entrichtung ber Gewerbeſteuer(ſ. zu U.14. 
6.10. B.VL &. 267.) 


Ertract 
Strafe ber Uebertretung biefer Vorfchriften. 


$.39, a) Wer die im $. 19. angeordnete Anmeldung des Anfangs oder Aufbö. 
rend eines Gewerbes unterläßt, verfällt in Einen Thaler Strafe, wenn das Ge 
werbe nicht fleuerpflichtig if. 

b) Wer den Anfang eines ftenerpflichtigen Gewerbes nicht anzeigt, erlegt neben 
der rüdftändigen, dem Gewerbe aufzuerlegenden Steuer, für die Unterlaſſung 
— — eine Strafe, die dem vierfachen Betrage ber einjährigen Steuer 
gleihfomm 

c) Wer das Aufbören eines fheuerpflichtigen Gewerbes nicht anzeigt, bleibt, fo 
lange er biefe Anzeige unterläßt, zur Bezahlung der Steuer verpflichtet. 

$. 40. Wer umberziehend ein Gewerbe treibt, ohne ſich durch Vorzeigung eines 
für ibn ausgeftellten Gewerbefeine bes Taufenden Jahre über feine Befugniß aus: 
weiſen zu können, bat nicht nur bie rüdftändige, feinem Gewerbe angemeffene 
Steuer nachzuzahlen, und dem einjährigen Betrag, vierfach, als Strafe zu ent 
richten, fondern auch überdies die Konfisfation derjenigen Gegenftände verwirke, 
bie er wegen feines Gewerbes bei ſich führt. 

$.41. Einzelnen Gewerbetreibenden, die der Steuergefellfchaft (5. 26.) beiju. 
treten. verweigern, foll der Betrieb bes Gewerbes unterfagt werden. 

$. 42. a) In Anfehung des Verfahrens gegen die Webertreter dieſes Geſetes 
werben die Beftimmungen der Steuerordnung vom 8. Februar 1819, $$. 91. bis 95. 


‚ amb der Deklaration des $, 93. vom 20. Januar 1820, angemwenbet. 


b) Die Vergebungen ber Steuer: und Gemeindebeamten, durch welche ben Bor 


ſchriften biefes Gefeges entgegen gehandelt wird, werden nach $. 59. der Steuer: 


ordnung vom 8, Februar 1819. geahndet. G. S. ©. 147. 


b) Verst. C. ©. v.11. Juni 1826,, betr. die Gewerbeftenerpflichtigfeit ber Apotheker, 
ber Pfandleiher und der Eommiffionaire (G. S. S. 61.); O. O. v. 3. Mai 1828,, betr: die 
Gewerbeftenerpflichtigkeit ber Privatverficherungsanftalten und anderer auf einen Gewerbes 
zweck gerichteten Privatvereine (G. S. &,64.);5 C. ®. v. 30. Juni 1833,, betr. die Gewer⸗ 
beitenerfreiheit deö Handels der Nusländer mit Confumtibilien auf Wochenmärften (G. S. 
S. 81.); O. O. v.3. Mai 1829,, betr. die Erweiterung bed Gewerbefteuergefeges 8.13. au 
Gunften der Weber und Wirfer (G. S. &.46.); O. O. v. 9. Januar 1823., wegen Gewerbe: 
ftenerfreiheit ded Bergbaues (G. S. S. 16.)3; O. O. v. 17. Deebr.1833., betr. bie Gewerbes 
fteuerfreiheit bes Süttenbetriebs und die Gewerbefteuerpflichtigkeit der Hammerwerke (G. S. 
de 1834. @.5.); O. O. v. 1. Mai 1824,, wegen Ermäßigung ber Gewerbefteuer für Feine 
Aahuſchiffer (G. S. S. 121.) 

23* 
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ec) od Allerhöchste Sanction ». 21. Mai 1824. nebſt Begulativ vom 
28, April 1824,, über den Baufirhaudel und den Gewerböbetrieb im Umherziehen. 


Ertract. 

Verbaltungss Regeln für diejenigen, welche ihr Gewerbe im Umberzieben betreiben. 

$.20. Der Gewerbfchein gilt nur für die Perſon des darin genannten In— 
habers; bderfelbe darf alfo niemals an einen Dritten verliehen, abgetreten oder 
auf irgend eine Art überlaffen,: oder anderer Mifbrauch damit getrieben; auch 
darf fo wenig eine darin nicht genannte Perfon, wäre fie auch von der Familie 
des Inhabers, von letzterem mit umber geführt, als das Gewerbe für Rechnung 
des Inhabers von einer dritten, in dem Gewerbichein nicht genannten Perfon, 
getrieben werden. 

6.21. Der Gewerbfchein berechtigt immer nur, mofern barin nicht eine 
noch engere Grenze bezeichnet ift, zum Gewerbebetriebe innerhalb des Bezirks 
der Regierung, welche ihn ertbeilt hat. Soll alfo die Befugnif daraus noch 
auf einen andern Regierungsbezirk, oder auf einen Theil defielben ausgedehnt 
werden; fo muß jede betreffende Regierung die Erlanbniß dazu unter dem Ge- 
werbichein befonders vermerken. Innerhalb des Grenzzollbezirts darf überhaupt 
fein Gewerbe im Umherziehen getrieben werden, wenn nicht der Gewerbfchein 
ansdrüdlich die Erlaubnif dazu ertheilt. 

6. 22. Auf den Grund des Gewerbſcheins darf der Inhaber das darin ge: 
nannte Gewerbe, jedoch nur in den darin-beftimmten Grenzen, nicht allein auf 
Jahr: und Wochenmärkten, fondern auch außer denfelben, letsternfalld aber nur 
in den nad der Beilage B. bed Gemwerbejteuergefeges vom 30. Mai 1820 zur 
erften Abtheilung gehörigen Drtichaften, acht Tage lang, in denen die zur 
zweiten Abtheilung gehören, vier Tage lang, in denen die zur dritten Abtbeilung 
gehören, zwei Tage lang, und in den zur vierten Abtheilung gebörigen Heinen 


‚Städten, Fleden und Dörfern, einen Tag lang treiben. Die Orts: Polizeibehör: 


den können inzwifchen diefe Friften. aus befondern Gründen verlängern und ver: 
engen. Bis zur nächften Wiederkehr des Haufirerd an den nämlichen Ort müffen 
aber mindeftens vier Wochen verftreihen. Hiervon find jedoch die Markttage 
überhaupt und fodann auch diejenigen Perfonen ausgenommen, welche mit den 
im $. 14. Nr. 1. genannten Waaren handeln, indem diefe jeden Ort zu jeder 
Zeit ungehindert befuchen können. 

$. 23. Jeder Inhaber eined Gewerbſcheins muß denfelben beim Umherjzie— 
ben ſtets im Urſchrift bei fih führen; beglaubte Abfchriften deffelben find un: 
zuläffig und ungültig. Auch muß er fi an jedem Drte, wohin er kommt, 
vor dem Anfange feines Geſchäfts bei der Ortspolizei perfünlich melden. 
(Gefeg vom 30. Mai 1820. $. 23.) Bei denjenigen Perfonen, melde mit 
Lebensmitteln haufiren ($. 14. Nr. 1.), bedarf es diefer perfönlichen Meldung 
nur, wenn file fich ihres Gewerbes wegen länger als einen Tag an dem Drte 
aufhalten wollen. 

6.24. Die Gaftwirthe find verpflichtet, von Perſonen, die ein Gewerbe 
umberziehbend betreiben, wenn diefelben über Nacht aufgenommen fein wollen, 
ſich den Gewerbfchein für das laufende Jahr vorzeigen zu laflen, und wenn fel 
bige ihn nicht befigen, davon der Ortspolizeibehörde fofort Anzeige zu machen. 
(Gewerbfteuergefeg vom 30. Mai 1820. $. 24.) 

6.25. Niemals darf eine Perſon, welche ihr Gewerbe im Umherziehen treibr, 
in Privarhäufer, ohne aufgefordert zu fein, oder in Gaftböfe, ohne befondere 
Erlaubniß des Wirthe, zu dem Zwed eintreten, um ihre Waaren oder Dienft: 
leiftungen anzubieten, Kur Perfonen, welche durch das Land reifen, um Waa— 
renbeftellungen zu fuchen, find hiervon ausgenommen, 


Strafbeftimmungen. 
..$.26. Wer umberziebend ein Gewerbe treibt, ohne ſich über feine Befug: 
niß dazu mittelft Gewerbſcheins für das laufende Jahr ausmweifen zu fönnen, 
bat nicht nur die Jahresftener im höchften Sage nachzuzahlen und außerdem 
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ben vierfachen Betrag derſelben ald Strafe zu entrichten, fondern auch fiberdies 
die Konfisfation derjenigen Gegenflände verwirkt, die er wegen feines Gewer: 
bes bei ſich führt. 

Diefe Beftimmung ift auch dann zur Anwendung zu bringen, wenn ein 
folher Kontravenient Waaren bei fich führt, auf welche nad dem gegenwärtigen 
Regulativ ein Gewerbichein nicht einmal hätte ertheilt werden dürfen. 

$. 27. Eine gleihe Strafe, nur mit Wegfall der Nachzahlung der 
Steuer trifft denjenigen, welcher zwar einen Gewerbfchein befigt, aber ein ande: 
res als das darin genannte Gewerbe treibt, oder andere, als die ihm danach 
geftatteten Waaren führt. 

$.28. Daffelbe findet flatt, wenn der Inhaber des Gewerbſcheins den letz⸗ 
tern an einen Dritten verleiht, überläßt, abtritt, oder andern Mißbrauch damit 
treibt, oder wenn das Gewerbe für Rechnung des Inhabers von einer dritten, 
in dem Gemwerbfchein nicht genannten Perſon getrieben wird. Im diefen Fällen 
trifft die volle Strafe den Inhaber ſowohl als den Dritten, und der legte muß 
außerdem noch, wie in dem Falle des $. 26., die Steuer nachzahlen; auch muß 
einer für den andern folidarifh haften. 

$.29. Wer die Vorfchrift des $. 25. muthwillig verlegt, hat unfehlbar ein- 
bis zweitägige Gefängnißftrafe verwirkt. 

$.30. Andere Mebertretungen des gegenwärtigen Regulativs, für welche vor: 
ftebend nicht befondere Strafen beftimmt find, follen mit einer Geldftrafe von 
Zehn Silbergrofchen bis Zehn Thalern geahndet werden. 

6.31. Wo feitgefegte Geldſtrafen wegen Unvermögensd nicht vollfiredt wer: 
den fünnen, da tritt die verhältnifmäfige Gefängnißftrafe an deren Stelle, und 
war in dem MWerhältniffe, daß achttägige Gefängniß- und Fünf Thaler Geld: 
firufe einander gleich geachtet werden. 

$.32. In den Provinzen, wo das A.L. R. und die A. G. O. eingeführt find, 
iſt über die polizeilichen Straffälle ($$. 29 u. 30.) von den refpectiven Kreis: oder 
Stadtpolizeibebörden, jedoch mit Vorbehalt des Rekurfes an die Regierung, 
überall auch mit Vorbehalt der Berufung auf richterliches Erkenntniß, fo weit 
folhe nah den Geſetzen ftatt findet, zu enticheiden. 

In denjenigen Provinzen aber, wo dad A. L. R. und die A G. O. nicht 
eingeführt find, gebet die Feſtſetzung und Einziehung der Strafen von denje- 
nigen Behörden aus, welche nach den dort beſtehenden allgemeinen gefeglichen 
a ei fiber Polizeiftrafen zu erkennen, und deren Einziehung zu bewir- 
en haben. 

Ueber das Merfahren bei finanziellen Straffällen $$. 26. 27. 28. beftimmt 
bereits das Gewerbfteuergefeg vom 30, Mai 1820, $.42. 

$.33. Bon jeder Vollftrefung einer aus den 65.26.27 und 28, erfannten 
Strafen foll der DOrtsobrigkeit des Kontravenienten von Amtswegen Nachricht 
gegeben werden, und letztere, fobald ein folcher Straffall bei einem und demſel— 
ben Kontravenienten zum Drittenmale vorgefommen ift, verpflichtet fein, davon 
bei der gewöhnlichen Berichtserftattung über die Erneuerung der Gewerbicheine 
der Regierung Anzeige zu machen, bie Regierung aber alsdann die Befugniß 
haben, die Erneuerung des Gewerbſcheins zu verfagen. 

$.34. Bon allen Geldftrafen und Konfiskaten erhält der angebende Beamte 
ein Drittheil. G. S. ©. 125. 


P) Berg. O. O. vom 11. Juni 1826., betr. die Deelaration der $$.21— 25. des 

vorgebachten Negulativd, 
Ertract 

Hiernaͤchſt genehmige Ich die in Antrag gebrachte Mobdification des Regu— 

lativs über den Gewerbebetrieb im Umherziehen vom 28. April 1824. 99.21 

—24. dahin: daß die Gewerbefcheine für den ganzen Umfang der Monarchie, 

bie Grenz: Zollbezirfe nicht ausgenommen, gültig ($.21.), auch den übrigen Be 

ſchränkungen ($$. 22—24.) nicht unterworfen fein follen, wenn die Inhaber 
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zu folhen Kaufleuten, deren Gebülfen und reifenden Dienern gehören, denen 
der Gewerbefchein ertbeilt ift, um im Umherreiſen Waarenbeftellungen zu fuchen 
oder Waaren zu erfteben, die fie felbft, zum Behuf des Wiederverkaufs, nicht 
mit fi umberführen, fondern fradhtweife befördern laffen. Doch find auch diefe 
Perſonen von der Verpflichtung, den Gewerbeſchein jederzeit in Urfchrift bei fich 
gu führen ($.23.), nicht entbunden. Ich überlaffe den Miniftern des Innern 
und der Finanzen, für bergleihen künftig auszufertigende Gewerbſcheine eine 
folhe Form anzuordnen, die fie auch äußerlich von den andern Gewerbſcheinen 
unterfcheide. : G. S. ©.61. 

Bergl. O. O. vom 27. März 1828., wonach Inländer, welche ein offenes Ges 
werbe treiben, die Materialien durch umherreiſende Gehülfen aufkaufen laſſen können (S. S. 
S. 49.); D.®. v. 12. Febr. 1831., betr. die Befreiung ber Kaufleute und Fabrikanten von 
der Entrichtung befonderer Gewerbefteuer für Gewerbefcheine zum Uuffuchen von Waarens: 
beftellungen und zum Waarenauffanf (G. S. S. 5.)3; O.O. v. 6. Detbr. 1829,, betr. die Bes 
fugnif der Ausländer, gleich den Inländern felbit gewonnene Produkte und ſelbſt verfertigte 
Waaren in der Umgegend ihres Wohnorts zum Verkauf ausjutragen oder auszuſchicken 
(©. &. de 1830, S. 1.); O. ©. v. 14. Octbr. 1833,, betr. die Gewerbfcheinpflichtigkeit der 
Mufiker außerhalb ihres Wohnortd (G.&. S. 126.). 

d) ©.©. vom 31. Decbr. 1836, nebt MBegulativ vom 4, Decbr, 1836,, ben Ges 
werböbetrieb im Umherziehen betreffend, 


Auf den Antrag des Staatsminifteriums vom 4, d. M. will Ich die Be 
fugniß, die den Regierungen durch das Gemerbefteuergefe vom 30. Mai 1820, 
(Beilage B. Litt. L.) und dem Finanzminifter durch Meinen befondern Erlaß 
vom 2. Mai 1821 zur Ermäßigung des Steuerfages von 12 Rthlrn. für den 
Gewerbebetrieb im Umherziehen beigelegt ift, nad Maafgabe des zurüdgehenden 
von Mir genehmigten Regqulativs vom 4. d. M. erweitern und zugleich beftim- 
men, daß die in den $$. 26. 27. 28. des Regulativs vom 28. April 1824 über 
den Gewerbebetrieb im Umherziehen ꝛc. vorgefchriebene Strafe nicht für jeden 
Fall in vierfahem Betrage der Jahresfteuer nach den höchften Sage derfelben, 
fondern im vierfachen Betrage derjenigen Jahresſteuer beftehen foll, welche dem 
Gewerbe des Steuerpflichtigen angemeffen und mit Rüdficht auf das Regulativ 
vom 4.d.M. feftzufegen if. Auch foll, wenn neben der Strafe eine Nadh 
zablung der Steuer eintritt, die Steuer gleihfallg nur in dem ermäßigten Be 
trage gefordert werden. Hätte den Kontravenienten bei gehöriger Meldung ber 
Gewerbſchein fleuerfrei ertheilt werben können, fo it zur Abmeffung der Strafe 
ein Steuerfag von 2 Rthlrn. anzunehmen, Wenn nah $.31. des Regulativs 
vom 28. April 1824 die verwirfte Geldbuße in Gefängnißftrafe zu verwandeln 
ift, And nicht unbedingt achttägige Gefängnißftrafe und fünf Thaler Geldbuße 
gleich zuftellen, vielmehr darf, nach Bewandnif der Umftände, ein milderes Ber: 
bältniß angenommen werden. Das Staatsminifterium bat die Bekanntmachung 
dieſes Erlaſſes und des beigefügten Negulativs durch die G. S. zu ar 

Berlin, den 31. December 1836. G. S. de 1837. ©. 13. 


Ertract au dem Regulativ, 
IL Vorfchriften in Betreff der Seftfegung der dem Gewerbe angemeffenen Steuer in 
KRontraventionsfällen, 

$.8. Die Senfegung der dem Gewerbe angemeffenen Steuer, nad der fich Fünf: 
tig die Strafe der in den 69.26. 27.0. 28. des Regulativs vom 28. April 1824 
bezeichneten Kontraventionen beftimmt, erfolgt in den zur Entſcheidung der 
Regierungen gelangenden Fällen mit Rüdficht auf die vorftehenden Vorſchriften 
in dem Straf-Refolute. Gelangt die Sache demnähft zur gerichtlichen Ent: 
fheidung, fo wird bei diefer die in dem Straf: Refolnte angenommene Steuer 
zum Grunde gelegt, wenn nicht das Bericht ſich veranlaßt fieht, mit Rückſicht 
auf neue, in der gerichtlichen Unterſuchung ermittelte Umſtände eine Feftfegung 
bes Steuerfages nochmals zu verlangen. Zritt gerichtliche Unterfuchung ein, ohne 
daf die Sache zuvor zur Enticheidung dur die Regierung gelangt ift, und 
if die Anwendung des Steuerfages von zwölf Thalerm nicht unzweifelhaft, fo 
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legt das Gericht die geichloffenen Aften vor Abfaffung des Erkeuntniſſes der 
Regierung, in deren Bezirk das Vergeben verübt if, zur Sefiftellung des 
Steuerfages vor. 

Eine befondere Mittheitung an den Angefchuldigten über den feltgefegten 
Steuerbetrag, und ein befonderer Rekurs gegen die Stenerfeftfegung der Regie: 
rung an das Minifterium finder wicht ftatt. 

Berlin, den 4. Dezember 1836, G. ©. de 1837. &. 16, 


d) Bescripte », 21. Juni und 21. Juli 1826,, Betr. die Eonfiscation bei Gewer: 
befteuer: Eontraventionen, 

Die im $. 26, des Regulativs vom 28. April 1824. enthaltene Beftimmung, daß 
derjenige, welcher umberziehend ein Gewerbe treibt, ohne fi über feine Befugniß 
dazu mittelt Gewerbſcheins für das Taufende Jahr ausweifen zu Tonnen, auch die 
Eonfiscation derjenigen Gegenftände verwirkt hat, 

die er wegen feines Gewerbes bei ſich führt, 
hat zu dem Zweifel Beranlaffung gegeben, ob zu den zu eonfiscirenden Gegenftänden 
auch die Transportmittel gehören, deren der Gewerbtreibende zur Fortſchaäffung der 
inte feines Verkehrs fih bedient hat, 5. B. fein Wagen und die Pferde, die 

iffe u. f. w. 

Damit hierüber überall nach gleicheh Grundfägen verfahren wird, erhält die Königl. 
Regierung die Anweifung, bei Anwendung des Regulativs vom 28. April 1824, die 
Transportmittel als der Confiscation unterworfen nicht zu behandeln, 

Berlin, den 21, Juni 1826, 


Sämmtlihen Zuftiz: Behörden wird von der Abfeiten des Königl. Finanz: Mini- 
fterii ergangenen Gircular: Verfügung vom 21. Zuni e. zur Nahadhtung Kenntniß 
gegeben. Berlin, den 21, Zuli 1826, v. K. J. B. 28. ©, 112, 


e) Bescript v. 25. Febr. 1836., daft bei Gewerbeſteuer ⸗Contraventionen der Ge: 
werbtreibende für feine Ungebörigen nicht fubfidiarifch verhaftet ift. 


In dem nebft den Akten beifolgenden Urtheile des Königl. Revifions: und Kaffa- 
tionshofs vom 27. Septbr. v. J. ift der Schlächter M. für die von feiner Tochter 
gegen das Gemwerbefteuergefes vom 30. Mai 1820. und gegen das Haufir-Regulariv 
vom 28. April 1824. begangene Kontravention verantwortlich erklärt, und deshalb 
verurtheilt worden, für die gegen die Tochter feftgefegte Steuer» und Geldfirafe von 
48 Rthlr. fubfidiarifch zu Barth. 

Die fubfidiarifche Verpflihtung des Vaters wird daraus gefolgert, daß das fpe 
cielle Gefeg, welches auf die Ausübung des Schlächtergewerbes Anwendung findet, 
das Geſetz vom 30. Mai 1820, wegen der Mahl: und Schlachtſteuer 5 dat diefes 
legtere Geſetz durch Verweiſung im $. 17, litt. b. auf den $. 83. der Stenerordnung 
vom 8. Febr. 1819,, die fubfidiarifche Verhaftung der Gewerbetreibenden für ihre 
Angehörigen ausſpreche, und daß bei dem Vorhandenfein eines ſolchen befondern, die 
Ausübung des Sclächtergewerbes betreffenden, Sans fo wenig auf das allgemeine 
Gefeg wegen Einrichtung der Gewerbeftener, als auf das Haufir: Regulativ zurückge- 
gangen werden könne. Diefe Entfcheidung ift jedoch den beftehenden Gefegen nicht 

emäß. Das Gefeg vom 30. Mai 1820, wegen der Mahl: und Schlachtſteuer ent: 

ält nur Borfchriften über die indirefte Steuer, melde in den einzelnen Fällen 
des Schlachtens und Mahlens, fo wie von einzuführenden Schlacht: und Mablwaa: 
ren zu entrichten ift, Von einem Vergehen gegen biefes Gefeg ift im vorliegenden 
Falle nicht die Nede, fondern von einem Gewerbefteuer: Vergehen, nämlich vom 
unbefugten Handel im Ummherziehen mit Fleifch, wodurch das Gewerbefteuergefeg vom 
30. Mai 1820. und das Haufir-Regulativ vom 28, April 1824. verlegt find. Im 
diefen Gefegen ift die fubfidiarifche Verpflichtung des Gewerbetreibenden für Vergehen 
feiner Angehörigen nicht vorgefchrieben, und auf die 88. 293. u. 294. des A. L. N. 
Thl. I. Tit. 20. kann nicht zurücdgegangen werden, weil fie, wie der Zufammenhang _ 
ergiebt, fih nur auf Akziſe- und Zollverbrechen beziehen. In Uebereinſtimmung mit 
dem Königl, Finanzminifterium babe ich mid; deshalb veranlaßt gefehen, über die 
Niederfhlagung der gegen den Schlächter M. erfannten Strafe an des Könige Ma- 
jeftät Bericht zu erftatten, und Allerhöchfidiefelben haben durch die Allerhöchſte C. D. 
vom 20. d, M. den M. von der fe en ihn ausgeſprochenen fubjidiariihen Verpflich⸗ 
tung entbunden, und zugleich auf die beifolgende Bittfchrift der Glifabeth M. die 
wider diefelbe erfannte Strafe auf 10 Rthlr. oder vierzehntägiges Gefängniß zu er- 
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mäffigen geruhet, Hiernach ift das Weitere zu veranlaffen, und fowohl die Suppli- 
fantin, als deren Vater von der Allerhöhften Entſcheidung zu benachrichtigen. 
Zugleich veranlaffe ih Ener Hochwohlgeboren, von den in dieſer Berfügung aus: 
eſprochenen Grundſätzen ſämmtliche Oberprofuratoren in Kenntniß zu ſetzen und zur 
Befolgung derfelben anzuweifen, v. K. J. 8.46. ©. 284. 


6) Bescript o.ä, Febr. 1835,, daft in Zoll: und Steuerdefraudationdfachen über die 
Verpflichtung zur Zahlung der Steuergefälle von ben Gerichten nicht erfannt werben darf, 

Durh das Königl. Finanzminifterium it der Juſtizminiſter davon unterrichtet 
worden, daß das Königl, O. L. Ger. ſich befugt erachtet, in Steuer: Defraudationg- 
Sachen auch über die Verpflichtung zur Zahlung der einfachen Gefälle zu erkennen, 
und bierauf in den Unterfuchungen wider E. und H—. fein Urtel erjtredt hat. Dies 
ift um fo mehr aufgefallen, als das Kollegium bereits bei Gelegenheit einer Befhwerde 
des R. zu H. mittelit Neffripts vom 13. Mai 1833, darauf aufmerkjam gemacht iſt, 
daß die gerichtliche Entſcheidung in einer fisfalifhen Unterfuhung wegen Steuerfon- 
travention auf die Berpflibtung zur Zahlung der Steuer feinen Einfluß hat, weil 
fein Rechtsweg Statt A et. Dies folgt nicht nur aus den 88. 2, 3. u. 78, 

it, 14. Thl. IL des A.L. R. fondern auch aus der Beſtimmung des $. 111, der Zoll: 
und Verbrauchsitener- Ordnung vom 26. Mai 1818. (G. ©. ©. 132.), wonad der 
Defraudant neben der verwirkten Strafe und von diefer unabhängig die einfa- 
hen Gefälle nah dem Tarif entrichten ſoll, was nicht anders verftanden werden kann, 
als daß die Einziehung und Bezahlung der Gefalle Iediglih Sache der Steuerbe: 
hörde ift und nicht zur Kompetenz der Gerichte gehört. Des Königs Majeftär haben 
überdieß auch in der Allerhöchſten E, D. vom 18. November 1828, (G. ©. 1829, 
©. 16.) ausdrüdlich zu beitimmen gerubt, daß über die Verpflihtung zur Entrichtung 
allgemeiner Staatsabgaben der ordentliche Weg Rechtens nicht ſtattfindet. Cine Aus: 
nahme hiervon, wenn der Kichter erjter Inſtanz irrthümlich einmal auf Entrichtung 
der Steuer neben der Strafe erfannt hat, läßt ſich auch nicht dadurd rechtfertigen, 
daß der Richter zweiter Inſtanz dann über alles erkennen müſſe, wozu der Denunciat 
in erfter Inſtanz verurtheilt worden ift, und wogegen er das Rechtsmittel eingelegt 
hat, vielmehr muß in dieſem Fall jener, als erfennende Behörde in Tester Inſtanz, 
das Verfehen des erſten Nichters durch Verweiſung des die Entrichtung der einfachen 
Gefälle betreffenden Punktes vor die fompetente Behörde redrefüiren, nicht aber durch 
definitive Entfcheidung über einen feiner Kompetenz gefeglich entzogenen Gegenſtand 
in denfelben Fehler wie der erfte Richter verfallen. v. K. 5.8.48, ©, 280, 

Widersetzlichkeit gegen Zoll- und Steuerbeamte, 

8.308. Niemand darf sich der Visitation der dazu bestellten und ver- 
eideten Officianten, bei Vermeidung der deshalb durch besondere Ver- 
ordnungen bestimmten Strafen, entziehen oder widersetzen. 

8.309. Ein Jeder ohne Unterschied, er sei Einheimischer oder 
Fremder, welcher bei Verübung einer Contrebande oder Defrauda- 
tion, geladenes Gewehr, oder andere gleich schädliche Werkzeuge, 
zum Widerstande gegen die Beamten des Staäts bei sich führt, soll, 
ausser der verwirkten ordentlichen Strafe, mit dreijährigem Festungs- 
arreste belegt werden. 

$. 310. Wer keine bestimmte Nahrung oder Hantierung nachweisen 
kann, und wenigstens schon zweimal auf Contrebande betroffen wor- 
den, wird für einen solchen, der aus Treibung der Contrebande ein Ge- 
werbe macht, angesehen. 

8.311. Dergleichen Leute werden, wenn sie Contrebande bei sich 
haben, und sich den Officianten des Staats widersetzen ($. 308.), nach 
Vorschrift des 8.309. bestraft; wenn auch der Umstand, dass sie sich 
des Gewehrs zum Widerstande gegen die Officianten bedienen wollen, 
nicht erwiesen ist. 

8.312. Wer sich des Gewehrs gegen die Officianten oder Soldaten, 
welche ihn anhalten wollen, wirklich bedient, hat eine zehnjährige Fes- 
tungsstrafe verwirkt. 
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S. 313. Ist bei einem solchen bewaffneten Widerstande ein Beamter 
des Staats verwundet, oder sonst erheblich beschädigt worden: so soll 
der Thäter mit lebenswieriger Festungsstrafe belegt, bei wirklich erfolg- 
ter Tödtung aber als ein Mörder nach $. 877. gestraft werden. 


1) a) Gesetz v.23. Jan. 1838., wegen Beftrafung der Zollvergehen, $.26,, betr, hie 
Beitrafung den Widerfeglichkeiten, Beleidigungen und EhätlichFeiten gegen Bollbeamte; f. 
au 8. 307.unter No. 1. b. &. 

b) Steuerordnung v. 8. Febr. 1819., 8. 89., betr. die Beſtrafung der Wiberfeglich« 
Leit gegen Steuerbeamte; deögl. Kesetz v. 30.Mai 1820,, wegen Einrichtung der Mahl: 
und Schlachtitener, 8.17 5 f.3u 8.207, unter 2. b. und 3. 

2) Gesetz über den Waffengebrauch der Grenzanffichtöbeamten, v. 28. JZuni1834, 

Wir Friedrih Wilhelm, von Gottes Gnabden, König von Preußen ꝛc. ıc. haben 
für nothwendig erachtet, über das Recht der Grenzauffihtsbeamten zum Waffenges 
braud und über das wegen Mißbrauchs deffelben zu beobachtende Verfahren nähere 
Bellimmungen zu erlaflen. 

Wir verordnen demnach auf den Antrag Unferes Staatsminifteriums und nad 
erfordertem Gutachten Unſeres Staatsraths für den ganzen Umfang Unſerer Mo» 
narchie, wie folgt: ; ee: 

$. 1. Die Grenzauffihtsbeamten find bei Ausübung ihres Dienftes im Grenz« 
Bezirke von den ihnen anvertrauten, Waffen. Gebrauch zu machen befugt: : 

a) wenn ein Angriff auf ihre Perfon erfolgt, oder wenn fie mit einem- folchen 
Angriffe bedrobet werden; t 

b) wenn diejenigen, welche Fuhrwerke oder Schiffsgefäße führen, Saden:tran® 
portiren, oder Gepäd bei ſich baben, fich ihrer Anhaltung, der Viſitation und Be 
ſchlagnahme ‚ihrer Effekten, Waaren und Transportmittel, der Abführung zum 
nächſten Zollamte oder zur Obrigkeit des nächften Orts, oder der Ergreifung bei 
verfuchter Flucht, thätlich oder durch gefährliche Drohungen widerfegen. 

Der Gebrauch der Waffen darf aber nicht weiter ausgedehnt werden, als es zur 
Abwehrung des Angriffs und zur Ueberwindung des MWiderftandes nothwendig ift. 
Der Gebraudy der Schußwaffe findet nur alsdann ftatt, wenn der Angriff oder die 
MWiderjetslichkeit entweder mir Waffen oder andern gefährlichen Werkzeugen, oder 
aber von einer Mehrheit, welche ftärker ift, als die Zahl der zur Stelle anweſenden 
Grenzauffihtsbeamten unternommen oder angebrohet wird. Der Androhung eines 
folhen Angriffs wird es gleich geachtet, wenn die angehaltenen Perfonen ihre 
Waffen oder anderen gefährlichen Werkzeuge nach erfolgter Aufforderung nicht 
fofort ablegen, oder wenn fie folde bemnäcft wieder aufnehmen... 

$.2. Die Grenzauffihrsbeamten können ferner bei Ausübung ihres Dienftes 
ber Waffen, und namentlich der Schußwaffen fich bedienen: 

a) wenn im Grenzbezirte, außerhalb eines bewohnten Ortes und außerhalb der 
Landſtraße mehr wie wei Perſonen als Fußgänger, Reiter, oder ald Begleiter von 
Laftfuhrwerken und Laftthieren zur Nachtzeit (d. b. eine Stunde nach Sonnenuns 
tergang bis eine Stunde vor Sonnenaufgang) oder mit Gepäd oder Ladung auch 
zur Tageszeit betroffen werden, und auf einen zweimaligen Anruf, wobei der An- 
rufende fi) als Grenzauffichtsbeamter zu erfennen gegeben hat, nicht anhalten, fich 
vielmehr einzeln oder fämmtlich entfernen; | 


und Zn 
b) wenn im Grenzbezirte Schiffer, melde zur Nachtzeit, oder mit verdedten 

ober beladenen Schiffsgefäßen zur Tageszeit in der Fahrt angetroffen werden, auf 
einen ſolchen Anruf nicht anhalten, oder nicht wenigftens ihre Bereitwilligleit zum 
Anhalten durch die That unzweidentig zu erkennen geben, fondern fich vielmehr zu 
entfernen ſuchen. Zr 

Der Gebraudy der Schußwaffen ift jedoch in den vorftebend unter a und b bes 
zeichneten Fällen den Beamten nur dann erlaubt, wenn wenigſtens zwei von ihnen 
zur Wahrnehmung des Dienftes auf einem Poſten zufammen find. 


362 Zweiter Theil. Zwanzigfter Titel. $. 313, 


6.3. Die nad) $. 13. der Zollordnung vom 26. Dat 1818. zur Unterftügung 
der Grenzbeſetzung verpflichtete Polizei» und Forfbeamten find nur dann, wenn fie 
mit den Orenzauffihtsbeamten gemeinſchaftlich handeln, in ſolchem Falle aber eben 
fo wie biefe, die Waffen zu gebrauchen Hy 

$.4. Die Beamten müſſen, wenn fie fi der Waffen bedienen, in Uniform oder 
mit einem amtlichen Abzeichen verfehen fein. 

$.5. Sie find nad Anwendung der Schußwaffen ſogleich nachzuforſchen (ul: 
* Jemand verlegt worden, fo weit es ohne Gefahr für ihre Perſon ge 

eben kann. 

$.6. Im Fall einer Verlegung haben fie dem Verletzten Belftand zu Teiften und 
deffen Fortfhaffung zum nächſten Ort zu veranlaffen, wo die Wolizeibehörde für 
ärztliche Hülfe und für die nöthige Bewachung Sorge zu tragen hat. 

Die Kurkoften find erforderlichen Falls aus der Steuer-:Kaffe vorzufchleßen, 
welche den Erfag von dem Berlegten und den Theilnehmern der Kontravention, 
oder von dem Beamten, je nachdem die Anwendung der Waffen gerechtfertiget be 
funden worden ift oder nicht, verlangen kann. 

6.7. Auf die Anzeige, daß Jemand von den Grenzauffichtsbeamten oder deren 
SHülfsbeamten im Dienfte durch Anwendung ber Waffen verlegt worden, hat das 
Gericht des Orts, wo die Verlegung vorgefallen ift, mit Zuziehung eines Ober: 
Steuerbeamten den Thatbeftand feftzuftellen, und zu ermitteln, ob ein Mißbrauch 
der Waffen ftattgefunden habe oder nicht. 

Das Gericht it ſchuldig, hierbei auf die Anträge Rüdficht zu nehmen, welche 
— — zur Aufklärung der Sache zu machen für nothwendig 
erachtet. 

6.8. Rach beendigter vorläufiger Unterſuchung find die Akten an das betref. 
fende Gericht einzufenden. Daffelbe bat die Verhandlungen, fobald diefelben als 
vollftändig befunden werden, der betreffenden Provinzial» Steuerbehörde zur Erklä 
rung über die Einleitung der gerichtlichen Unterfuchung mitzutbeilen. 

§. 9. Nach Eingang diefer Erklärung faßt das Gericht einen Beſchluß wegen 
Eröffnung der Unterfuhung ab. Wird die Gröffnung der Unterfuchung gegen die 
Anficht und den Widerfpruc der Provinzial» Steuerbehörde beichloffen, fo muß bie 
Sache nad Anleitung der über die Kompetenz : Konflikte zwifchen den Verwaltungs. 
behörden und Gerichten ertheilten Worfchriften erlediget werden. 

H. 10. In den Rheinprovinzen, fo weit dort die Franzöftfche Juſtizverfaſſung 
beſteht, werden bie Verhandlungen über die vorläufige Unterfuhung an den Ober: 
Vrokurator des betreffenden Landgerichts eingefaudt, und durch diefen der Rathe 
kammer beffelben mitgetheilt, welche auf den Bericht des Inftruktiond: Richters 
nach Anhörung der Staatsbehörde, bie unter $. 8. erwähnte Prüfung vornimmt 
und den im $. 9. vorgefchriebenen Beſchluß abfaft. 

$. 11. Mit der Verhaftung eines des Waffenmißbrauche —— Beamten 
darf nicht eher verfahren werden, als bis die Eröffnung der gerichtlichen Unterſu— 
hung definitiv feftitehet. 

$. 12. Gegen ben Beamten, welcher befchuldigt if, feine Befugniß zum Ge 
brauch der Waffen gegen Zoll: oder Steuer-Kontravenienten überfchritten zu haben, 
können die Angaben des verlegten Kontravenienten, ber übrigen Theilnehmer der 
Kontravention, und folcher Perſonen, welche wegen Zoll» und Steuervergehen be: 
reits beftraft worden find, für ſich allein keinen zur Anwendung einer Strafe bin- 
reichenden Beweis begründen. 

$. 13. Wenn ein Beamter zur Nachtzeit gegen eine geringere Perſonenzahl ale 
$. 2, unter But: a. beftimme worden, fich der Waffen bedient hat, bei der Unter: 
ſuchung aber ermittelt wird, daß derfelbe Urſache nehabt habe, die Verſonenzahl 
für ſtärker zu halten, fo ift er, nach Bewandniß der Umſtände, mit Strafe zu ver- 
ſchonen, oder mit einer gelinderen als der ordentlichen Strafe zu belegen. 

$. 14. In Anfehung der Strafe ber Beamten, melde des Mißbrauchs der 
Waffen fhuldig befunden worden, behält es bei den bisherigen Worfchriften der 
Geſetze fein Bewenden. G. S. S. 83. 
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Von Posteontraventionen, 

8.314. Wer gegen die Vorschriften Tit. 15. Abschn. 4. den Staat in 
Ausübung und Benutzung des Postregals beeinträchtigt, hat die in den 
besondern Postordnungen festgesetzten Strafen verwirkt. 

1) a) A-L.B. hl. IL zit. 15. Abſchnitt IV. 

Boom Poſtregal. 
I. Begriff des Poftregals, 
141. Der Staat hat die ausfchließende Befugniß, Poſten und Dearkt- 
ſchiffe anzulegen, und den Lauf derfelben zu ordnen. 

8.142, Damit der Staat diefe Anftalten zum gemeinen Beſten unter. 
halten könne, und wegen deren ——— ſei, darf Niemand etwas 
— welches unmittelbar zur Schmälerung der Poſteinkünfte ge⸗ 
zei ' ee 
Ausfchließende Rechte der Poften, wegen Beförderung von Briefen und Sachen, 

8.143. Alle verfiegelte oder verfchloffene Briefe, wohin auch die —* 
ten gehören, ingleichen alle Pakete von Vierzig Pfund und darunter, ſollen 
nur durch die Poſt verſchickt werden. 

$. 144. Niemand darf Briefe von Andern einſammeln, und zum Nachtheile 
der Poſteinkünfte unter ſeinem Couvert verſenden. 

ei 145. Nur diejenigen werden davon ausgenommen, toelche ihrer eigenen 

Geſchäfte wegen, oder and andern befondern und erheblichen Urſachen, der⸗ 
gleichen fremde Briefe den ihrigen beizufchließen genöthigt find. 


8.146. Eben fo wenig dürfen mehrere an verfchiedene Empfänger, oder 
von verfchiedenen Derfendern an Einem Empfänger, beftinnmte Pakete von 


vorgedachtem poflmäßigen Gewichte, unter Einen Umſchlag zufammengepaft, 
und der Poft folchergeftalt entzogen werden. 


8.147. Es ſteht zwar einem jeden frei, feine Briefe oder pofimäßigen Pa- 


kete durch eigene Boten oder Fuhren abzufchiden; 


. 148, Niemand aber darf, bei folher Gelegenheit, fremde Deka ober 


poſtmaͤßige Palete zur Beftellung annehmen. 

8.149. Eben fo wenig ift dies Neifenden erlaubt. 

8.150. Will Jemand befonderer Umftände oder Nrfachen megen ſich eines 
Neifenden, eines Fuhrmanns oder Schiffers, zur Fortſchaffung feiner Briefe 
oder poftmäßigen Pakete bedienen: fo muß er ed dem Poflanıte anzeigen, und 
fi mit felbigem über das Porto abfinden. 

.151. Der Neifende, der Fuhrmann, oder Schiffer darf die Briefe oder 
po mäßigen Pakete nicht eher annehmen, bis er fich hinreichend ie bat, 
daß ed mit Genehmigung der Poft geichehe. 

Wegen Sortfchaffung der Heifenden. 

$.152. Wer ſich zu einer Reiſe von mehr als Einer Meile aus einer 

Stadt, wo ein Poftamt errichtet ift, eines gedungenen Fuhrmannes bedienen 
will, muß es dem Poftamte anzeigen, und zu feiner Legitimation den gewöhn- 
lichen Zettel löſen. 

! 153. An Orten, wo die Poſt nur Boten hält, bedarf es zu gedungenen 
Subren feines folhen Zettel. 

$.154. Auch ift dergleichen nicht nöthig, wenn Jemand mit eigenen Pfer- 
den einen Andern, oder deſſen Sachen, umfonft fortichafft. 


ET ——— — —— — — 
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8.155. Bon Orten wo feine Poften find, findet die Verfendung der Briefe 
und Sachen ohne Interfchied, durch jede jelbit gewählte Gelegenheit, jedoch 
nur bi8 zum nachſten auf dem Wege liegenden Poſtamte Statt. 


Poftcontraventionen. 


$. 156, Wie die vorfallenten Poftcontraventionen zu beftrafen, ift in den 
befondern Poftordnungen feſtgeſetzt. 


8.169. Wer ein öffentliches Siegel in feinen Privatangelegenheiten zur 
Verſteckung von Poftcontraventionen mißbraucht, hat willfürliche Geld» oder 
Leibesſtrafe verwirkt. (Tit.20. $. 35.) 


b) Verordnung v.12,Zuni 1804,, betr, die Abänderung und Berichtigung ber 
vorftehenden Borfchriften bes! 4... 

Wir Friedrich Wilhelm ıc. Thun Fund und fügen hiermit zu wiffen, daß bei 
Verwaltung Unferes Poftregals verfchiedene Abweichungen in den Vorfchriften des 
A. L. R. von den Grundfägen der Woftordnung und Reglements bemerkt, und zu 
deren näherer Berichtigung und Ergänzung Vorfchläge geichehen find. Nachdem 
Unfere Geſetz-Commiſſion darüber mit ihrem Gutachten gebört, und Uns von 
Unferm. General der Gavallerie, wirklichen Geheimen Staatsminifter ıc. und Ge: 
neral:« Boftmeifter Grafen von der Schulenburg, und Unferm Großfanzler, wirk. 
lihen Geheimen Staats; und Yuftizminifter von Goldbeck, darüber Vortrag ge: 
macht worden; fo befchliefen Wir hierdurch nachftehende nähere Beftimmungen 
und Zufäße: 

1. Berichtigung des $. 143. - 

Ale verfiegelte und verfchloffene Briefe, wohin auch die zugenäheten gehören, 
imgleihen alle Pakete von 40 Pfund und darunter, desgleichen alle baaren Gelder, 
ungemünztes Gold und Silber, Jumelen und Pretivfa, ohne Unterſchied des Ge 
wichts, follen nur durch die Poſt verſchickt werden. 

2. Zufaß zwifchen $$. 143 und 144. 

Niemand darf mehrere Briefe unter ein Convert oder in ein Paket verfchließen, 
und folde zu Schmälerung der Pofteinkünfte unrichtig deflariren; im erften Ueber— 
tretungefall werden die vierfachen, im zweiten die achtfachen und im dritten die 
zwölffachen Poftgefälle verwürkt. 

3. Zufaß jwifchen $$. 145 und 146, 

Niemand darf Briefe unter andere Sachen, welche nad) einer geringern Taxe 
befördert werden, verpaden, und auf diefe Art die Poſteinkünfte ſchmälern, bei 
Strafe von Zehn Thalern für jeden auf diefe Art der geordneten Tare entzoge: 
nen Brief. 

4. Zufaß zu $. 147. 
° Der Bote oder Fuhrmann darf aber nur für ihn allein gedungen werden, und 
muß auf das Ueberbringen feiner Briefe und Pakete ausfchlieplich eingefchräntt fein. 
5. Berichtigung des $. 150. 

Will jemand, befonderer Umftände oder Urſachen wegen, ſich eines Reifen: 
den, eines Fuhrmanns oder Schifferd, oder überhaupt einer ſich darbietenden Gele 
genheit, zur Fortfchaffung feiner Briefe oder poftmäßigen Pakete bedienen ; 

fo muß der Keifende, Fuhrmann, Schiffer xc. fi vor der Abreife im Poſtamte 
melden, darüber eine ordentliche Karte entnehmen, folche im Poſtamte des Be: 
ftimmungsorts abgeben, und das gefegmäßige Porto davon berichtigen. 

Bei Verfendungen durch expreſſe Boten bedarf es in der Regel der Meldung im 
Doftamte und Ertheilung der Poſtkarte nicht, ausgenommen an denjenigen Orten, 
wo die Zocalität die Einführung diefer Ordnung notbwendig macht. 

Hiervon wird das Publikum von dem General» Boftamt befonders unterrichtet. 

6. Abänderung der $$. 152 und 154. 
Anftatt der hinmwegfallenden $$. 152 und 154. wird hierdurch verordnet, 
6.152. a) Niemand darf ſich auf einer Poſtroute mit Miethspferden ftatio: 
nenweife befördern lafjen, oder dazu Pferde hergeben, auch darf auf einer Reiſe 
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nicht anders als mit Poſtpferden gewechſelt werden, wenn vom Angefpann für 
— die Rede iſt. 

) Dahingegen ſteht einem jeden frei, ſich mit eigenen Pferden, oder auch mit 
— * guter Freunde in ſofern ſie unentgeldlich geſtellt werden, Relais legen 
zu laſſen. 

c) Reiſende, welche mit Erira Poſt oder eigenen Pferden angekommen 
find, fünnen ſich in der Regel mit Lohnpferden weiter befördern laffen, wenn 
fie ih am Dre der Ankunft drei Tage, dag ift 72 Stunden lang aufgehalten 
haben. Da wo bereits kürzere Friſten beſtimmt ſind, behält es dabei ſein Be— 
wenden. 

Hiervon macht jedoch die Reſidenz Berlin, nach dem Avertiſſement vom 13. Ja: 
nuar 1792, in fo weit eine Ausnahme, daß fein Reifender, welcher dafelbft mit Er: 
trapoftpferden angekommen ift, mit Lohnfuhren weiter geben, oder zurüdreifen kann, 
und zwar ohne Einſchränkung auf einen beftimmten Zeitraum. 

7. Berichtigung und Zuſatz zu $. 153. 

a) Derjenige, welcher Perſonen für Lohn oder Vergeltung fahren läßt, ift 
ſchuldig, diefe Fubre, wenn’fie über eine Meile geht, vor der Abfahrt dem dafigen, 
oder zunächft zu berührenden Poſtamte anzuzeigen, fich zu feiner Legitimation den 
geordneten Fubrzettel verabreihen zu laſſen, und die Gefälle dafür bis an dem 
Beltimmungsort zu berichtigen. 

b) Die Verbindlichkeit, den Fuhrzettel zu entnehmen, Tiegt lediglich dem Fubr- 
mann ob, und kann der Reiſende nur in fo fern mit befprochen werden, als er 
fi bei Defraudationen diefer Gefälle thätig bewiefen hat. 

c) Wird die Lohnfuhre vom Lande oder aus einem Orte, wo fein Poflamt, 
Poftwärterei, oder Fubrzettel» Expedition vorhanden ift, geleiftet, und berührt 
der Fuhrmann auf der Poftftraße, welche er zu halten verbunden ift, ein Poftamt, 
Moftwärterei oder Subrjettel: Expedition; fo ift derfelbe fchuldig, wenn er die 

- übernommene Fubre weiter verrichten will, ben Voftfuhrzetrel bei vorgedachter 
Poftanftalt, welche er zuerft berührt, und zwar auf die Meilenzahl von dem Ort 
der Abfahrt an, bis zum Orte der Beftimmung zu löfen; gebet aber nur die Reife 
bis an einen der vorgedachten Drte, fo kann er zur Entrichtung der Fubrzettels 
Gefälle nur dann angehalten werden, wenn er die Perſon wieder an den Ort der 
Abfahrt zurüdbringt. 

8, Abänderung $. 154. 

Die Art der Erhebung der Fuhrzettelgefälle, fo wie die Ausnahme von Erle: 
gung derfelben und der Anſpruch J Gratiszettel iſt durch beſondere Fuhr-Regle⸗ 
ments und Circularia beſtimmt. 

9. Berichtigung 6. 156. 

Wie die vorfallenden Poſt-Contraventiones und Defraudationes zu beſtrafen, 
iſt in der erneuerten Poſtordnung, in den Fuhr» und Extrapoſt⸗Reglements auch 
—— ſpeciellen Geſetzen angeordnet, und wird hierdurch nur noch beſonders be» 

mmt: 

daf, in fofern jene Geſetze nicht für jeden Fall befonders fanctioniren, alles das. 
jenige, was von der Verhaftung der Gontravenienten und Defraudanten anderer 
Königl. Gefälle für ihre Dienftboten und Angehörigen, Thl.2. Tit. 20. $. 298. 
Zit.8. 9.515. und ferner $.2455. des A.L.R. feftgefegt ift, auch auf die Poft- 
Eontraventiones in ihrem ganzen Umfange ftatt finden fol. 

10. Zufag zu $. 167. 

a) In der Regel find alle Briefe und Sachen portopflichtig, die Wortofreiheit 
ift eine Ausnahme von der Regel, und muß fich auf befondere Gefege und Ver 
fügungen gründen. 

b) Briefe, die an Staatsminifter, Vorgeſetzte der Departements und Geheime: 
Gabinetsräthe gerichtet find, dürfen von den Poftämtern innerhalb Landes nicht 
anders, als gegen Erlegung des Portos angenommen werden. 
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11. Abänderung $. 168, 
Der ganze $. 168. fällt weg, da der Frankirungszwang nicht fo allgemein flatt 
findet. Dabingegen tritt ein: 
er fid zu einem portopflichtigen Schreiben einer portofreien Rubrik bedient, 
oder es in ein Paket oder Brief verpadet, welcher gefeglich zur Portofreiheit 
eeignet ift, verwirkt die in dem dieferhalb ergangenen befondern Geſetzen be 
* Strafe. 
12. Berichtigung $. 169. 

Wer zur Beförderung oder Verſteckung einer dergleichen Poſt Gontravention 
ein öffentliches Siegel mißbraucht, bat die in den Poftgefegen dieſerhalb befonders 
beftimmte Strafe verwürft. 

13. Abänderung und Berichtigung $. 198. \ 

In allen Fällen, wo die Poſtämter blos dem Glauben bes Aufgebers folgen, 
ohne daß fie fih von dem wirklichen Inhalte überzeugen, dürfen felbige, in fofern 
fie am Beftimmungsoret das Paket, den Beutel, oder das Faß unverfehrt abliefern, 
nur das Gewicht vertreten, welches bei der Aufgabe zur Poſt deflarirt und verifici- 
ret worden. Da aber, wo bie Poftordnung bie fpecielle Declaration der auf die Poſt 
zu gebenden Effecten, bei Berluft alles Erfages, vorfchreibt, muß auch diefe fpecielle 
Declaration erfolgen, 

14. Zufag zu $. 219. 
Denn das Poftwefen vertritt fein Paſſagiergut. 
15. Zuſatz zu $. 226, 
Niemand , ohne Unterſchied bed Standes und der Perfon, darf ſich bei fei- 
er Reifen der Poft-Iufignien, bei der in der Poſtordnung feftgefegten Strafe, 
enen. 

Wir ertheilen diefen Grundfägen und VBorfchriften hierdurch gefegliche Kraft, 
und wollen, daß foldhe in vorfommenden Fällen zur Anwendung gebracht werden 
ſollen. N, €. C. T. XI. Nr. 27. de 1804, 


©) wegen Zwangegebrauchs der Ertrapoften und in Betreff der Lohnfuhrabgabe f. 
weiter unten sub. 4. 
2) a) Postordnung ». 1. Januar 1799, 
Ertract. 

6.4. Es fol fein Fuhrmann andere Briefe, als die fo zu den Fracht: und Yadı 
gütern gehören, einfammlen und beftellen, auch Feine Pakete, welche unter 20 Pfund 
ſchwer find, annehmen, fondern biefelbe an die Churfürftliche Poſtämter verweifen, 
bei 10 Rthlr. Strafe und anderer ernften Ahndung; die Fubrleute follen auch kei⸗ 
nes Orts an den ordentlichen Poſttagen ohne Vorbewußt des Poſtamts mit Pafla- 
gieren dahin abfahren, wohin die Churfürftlichen Poften ordinarie abgehen, auch 
fonften keineswegs im Ankommen ober Abgehen gewifle Tage halten. 

C. C. M. T. IV. Abthl. I. ©. 353. 


b) Postordnung v. 10. Auguft 1712. 
Ertract 
Gap. VIII. Bon den Briefen, Paketen und der Fracht ingemein. 


$.1. Daß alle verfchloffene Briefe und derfelben Sammel» und Beftellung pri- 
vative denen Poſten gebühre, und derjenige Privatus, fo fich deſſen anmaaßet oder 
damider handelt, einen Eingriff in das Poftregale thue, folches ift zur Genüge be 
kannt und in allen wohlreglirten Königreichen und Landen durch Scharfe Berordnun: 
gen feftgefeget, wannenhero aud Seine Königliche Majeftät es in diefem Stüd bei 
denen vielfältigen Gdicten bewenden laſſen und darüber mit Nachdruck gebalten 
wiffen wollen, welche zu Gonfervation ihres Poſt-Regalis und der überhand neb- 
menden Gingriffe und Poftdefraudationen von Zeit zu Zeit emaniret, auch auf ei- 
nige Derter insbefondere gerichtet find. Ingemein bleibet e6 dabei, dab uhr: und 
andere reifende Leute bei zehn Thaler Strafe und nach Befinden noch härterer Bes 
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ahndung, keine verſchloſſene Briefe zur Beftellung an- und mitnehmen, fondern die 
 Randkutfcher, Fuhr- und Schiffleute blos offene Frachtbriefe bei ſich zu führen be. 
fugt fein, ja auch diejenige, welche benen uhr: und Schiffleuten verſchloſſene Briefe 
—— oder ſolche von ihnen annehmen, gleich jenen 10 Rthlr. Strafe erlegen 
ollen. ıc. 


Gap. XI. Bon der Sicherheit und ungebindertem Lauf der Poſten, 
imgleihen von Abftiellung ber Reben-Poſthäuſer und 
Kebenpoften. 


6.6. Es foll keinen fremden Poften, Boten, Landkutſchern und Fubrleuten in 
dem Königreich Preußen und diefen Landen erlaubt fein, Briefe zu fammeln oder 
zu diftribuiren, und zum Präjubiz des Poftregalis gleichfam Neben:Pofthäufer auf. 
zurichten, ſondern es bleibet bei demjenigen, was dieferhalb durch fo viele Edicta 
feftgefeget worden, daß nämlich alle fremde Poſten, weldhen die Wechſelung und die 

. Paflage dur die Königl. Lande geftatter ift, anders nicht, ald in den Königl. 
Hoftämtern ihr Ablager halten, oder dafelbft anfahren und verweilen, bei ſich ba» 
bende Poſtpakete und Briefe in felbigen zur Beſtellung abgeben, auch ſolche hin. 
wieder von ihnen empfangen, bingegen fi aller Diftribution und Einſamm⸗ 
lung der Briefe bei Gonfiscation und Verluft ihrer Hof: Felleifen und Pferde, auch 
Beitrafung mit Gefängniß, fich enthalten follen. Wie es aber in diefem Stüd mit 
den Landkutſchern und Fuhrleuten zu halten fei, ift fchon oben Gap. VIII. $.1. 
meitläuftiger zu erfeben. 

$.7. Letzlich, ba es blos allein denen reglirten Poſten zukömmet und gebühret, 
in Ab» und Anfahren mit Berfonen gewiffe Tage und Stunden zu halten, alfo wird 
denen Laudkutſchern und Fubrleuten foldyes, noch mehr aber an gefegten Poſttagen 
felbft abzufahren, es wäre ihnen dann dergleichen von Seiner Königl. Dojeftät 
oder General: Poltamte ausdrüdlich erlanbet, hierdurch ernftlich und bei der im 
nächftvorbergehenden $. gefeßten Strafe gänzlich verboten. 

.C.M. T. IV. Abthl. J. S. 986 u. 998, 


©) NReuverbeffertes dick, das Extra: Fuhrwefen betr., v.11. April 1766, 


Wir Friedrich, zc. König in Preußen, ꝛc. Thun fund und zu wiffen: Nachdem 
Uns verſchiedene Beichwerden vorgebracht worden, welchergeftalt die in und durch 
Unfere Lande und Provinzen mit Ertra.Voft Reifende nicht überall im der Ord⸗ 
nung, wie es fein follte, bedienet werden, indem fie theils dadurch, daß fie nicht je 
der Orten die nöthige Pferde in Bereitſchaft gefunden, aufgehalten, theils durch 
bie lange und von einander zu weit entfernte Poſt.Stationen in dem geſchwinden 
Fortkommen verhindert werden, Wir auch felbft in Unferm Dienfte diefe Ungemäch— 
Iichkeiten wahrgenommen; fo haben Wir Uns gemüßigt gefehen, um dem weitern 
Einreißen diefes Uebels, welches endlich die ganze gute Ordnung, die Wir doch von 
jeber bei Unfern Poften und zum gefchwinden Fortkommen der Reifenden haben 
beobachtet wiffen wollen, Böll jerrüttet haben würde, vorzulommen, nachfolgen- 
des zu verordnen: | 

6.1—13, ıc, 

$.14. Wir verbieten allen und jeden Perſonen, wes Standes und Würden fi 

fein, ſich mit Mierhs- Pferden Stationsweife auf einer Poſt Route, es 
fei daß fie führen, oder als Couriers reiten fortbringen zu laſſen und ver» 
bieten anbei allen Pferde» Vermierhern, ihnen Stationsweife Pferde zu 
geben, bei Strafe von zwei hundert Reichethalern, wovon diejenigen, 
bie fich der Pferde bedienet haben, die Hälfte und die andere Hälfte dies 
jenigen, welche die Pferde dazu bergen en, erlegen müffen, jedoch erlaus 
ben Wir einem jedweden, fowohl Feine Reifen von einer Station und 
darunter, als auch weitere Reifen, mit eigenen Pferden oder verdunge: 
nen Fubren zu thun, nur daß fie unterwegens feine andere, als Poft- 
Pferde nehmen. 

$.15—20. x. N. C.C. 8, IV. &, 280, de 1766, ad 1768, 


\ 
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d) Reue Königlihe Verordnung nnd Reglement, wonach fich die Land: 
Kutfcher fowohl ald Fuhr: Leute zu achten haben, v. 10. Auguſt 1766, 

Wir Friedrih, von Gotted Gnaden König in Preufen x. Nachdem Wir 
fowohl zu Beförderung des Gommercii überhaupt, als auch insbeiondere zu 
fchleuniger Fortbringung der Neifenden auf den ordinairen und Ertra : Poften eine 
neue Einrichtung in Unferm gefammten Poſt-Weſen zu machen für nöthig erady 
tet haben, wie ſolches das unterm 11. April d. 3. emanirte Edict und die allge 
meine Verordnung dag mehrere befagen, auch zu dem Ende in Unſere Provinzen 
von Station zu Station Vofthalter beftellet, welche die zu Fortbringung der Drs 
dinairen:, Ertra:Poften, Gouriere und Gftaffetten an jedem Drte erforderliche 
Anzahl Pferde in Bereitichaft halten follen, ohne daß den Paſſagieren weder auf 
den ordinairen noch Ertra:Poften ein mebreres als vorhin an Fracht abgefordert 
wird, diefe nützliche Einrichtung aber nicht zur Vollkommenheit gebracht werden 
kann, wenn nicht den Mißbräuchen und Eingriffen, fo die immer mehr anwach— 
fende Anzahl der Kuticher und Fubleute zum Schaden Unferer Poſten begeben, for 
derfamft gefteuert wird und die Poſthalter damit felbige ihre Engagements erfüllen 
Zönnen, bei ihren Prärpgativen gefchüßet werden; fo haben Wir, nach vorbero 
angeftellter genauer Revifion der in Unfern gefammten Staaten von Zeit zu Zeit 
emanirten Edicten und Fuhr: Reglemente ein neues allgemeines Fuhr » Reglement 
für Unfer Königreich Preußen und Unfere ſämmtliche Staaten, zu entwerfen aller: 
gnädigft befohlen. Wir verordnen demnach hierdurch fo gnädig als ernftlich: 


$.1. Daß fi kein Fubrmann, Fiatre oder Pferde: Bermietber unterftehen foll, 
eine verdungene Fuhre, es fei von welchem Orte e8 wolle, wegzubringen, 
wenn er nicht zuvörderſt einen Poft» Zettel von dem Poſt-Amte des 
Orts, wo er abfähret, gelöfet hat, widrigenfalls derjenige Fuhrmann ꝛc. 
fo folches unterlaffen, das erftemahl in Funfzig Rthlr. und das zweite: 
mahl in Hundert Rthlr. Strafe verfallen fein, und wenn er.da$ dritte: 
mahl attrapiret wird, nicht allein die Hundert Rthlr. Strafe erlegen, 
fondern auch feiner Pferde und Wagen verluftig gehen foll, wovon der 
Denuneiant jedesmahl den vierten Theil erhalten, der Reſt aber zur Ge 
nerals Boft:Straf: Gaffe fließen fol. Desgleichen verbieten Wir auch 
den Fuhrleuten, fi der Livrey Unſerer Poſtillions zu bedienen und 
Scherffe und Horn zu führen, bei der in den vorigen Edikten feftgefetsten 
Strafe und noch überdem Drei monatlichem Gefängnif. 

Wir verbieten aber auch allen Unfern Poftmeiftern, an den Tagen, 
wenn die orbinairen Poſten abgehen, feinen Woft: Zettel zu einer verdun: 
genen Fuhre zu geben, es fei denn, daß die Poften mit der nöthigen An- 
zahl Paſſagiers, als auf den Eleinen Gourfen mit 4, auf den großen aber 
mit 6 Perfonen, wirklich befegt fein. | 

6.2. Wenn bingegen die ordinaire Poſt abgefahren, oder aud an den Tagen, 
wenn feine abgehet, jedem Fuhrmann erlaubt fein foll, verdungene Fub- 
ren anzunehmen und folche fortzufchaffen, fo muß er jedoch in dem Poft: 
Amte des Orts, wo er abfähret, einen doppelten Poft: Zettel löſen, wo: 
von er den einen an dem Shore, wo er zuerft auspaffiret, dem Thor: 
fchreiber abgiebet, den andern aber auf feiner Reife bebält und ſich da: 
mit bei den Poſt⸗Aemtern, auch Aecifen und Zöllen zu legitimiren. Auf 
jedem bdiefer Zettel muß Ltens die Anzahl der Perfonen, fo er auf einem 
Wagen fortbringet, 2tens der Ort, wohin er fähret, 3tens die Anzahl 
der Meilen, und Atens der Tage, fo er zur Reife gebraucet, (und wer: 
den ihm 3 Meilen auf jeden Tag gerechnet) desgleichen 5tens wie viel er 
für diefe Zettel entrichtet bat, deutlich notiret fein. Für einen ſolchen 
Paß oder Erlaubnis zahlet ein Fubrmann, ohne Unterſchied der Anzahl 
der Pferde, für jede Perfon 2 Gr. pro Meile, und wenn er diefelben 
Perſonen wieder zurüd bringet, fiir die Retour eben fo viel, es fei denn, 
daß er in 24 Stunden wieder an dem Orte feiner Abfahrt eintrifft, in 
welchem Fall er für die Retour nichts bezahlet und vom Poft:Amte auf 
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dem Poſt-Zettel die Worte tour K retour angemerfet werden follen. 
Auf dieſe vorgeichriebene Art fol jeglicbem Fuhrmann freifteben, die 
Reiſende nah welchem Drte fie wollen, mit verdungnen Fubren fortiu: 
bringen. Nur muß folches mit einerlei Pferden geicheben und er ſich 
nicht beifommen laffen, unterweges frifche Pferde zu nehmen oder die 
Fubren zum mweitern Fortfchaffen an andere Fuhrleute zu überbringen, 
daher ihm dann zugleich anbefoblen wird, jedesmal die ordinaire Poſt— 
und Land» Straße zu fahren und feinen Zettel dem Poſt-Amte des Dres, 
wodurd er palfiret und den Thorfchreibern, auch Zoll: und Uecife-Be: 
dienten vorzuzeigen. 

6.3, Es bleibet auch bei Unferm im Edikte und der allgemeinen Verordnung v. 
11. or. c.a. pubiizirten allergnädiaften Befeble, daß e6 feinem Fuhrmann 
erlaubt fein folle, verfiegelte Briefe oder Paquete unter 40 Pfund oder 
auch Summen Geldes mit fich zu führen. Zu den großen Paqueten aber 
oder Ballots fo fie mitnehmen, müffen fie fich offene Fracht: Briefe ge: 
ben laſſen, worin beides die Qualität der Waaren und das Gewicht 
deutlich marquiret ift. Zu dem Ende Wir auch allen und jeden ernftlich 
und bei Strafe von 50 Rthlr. verbieten, mebrere Paquete unter einer 
emballage abzuſchicken und felbige an verfchiedenen Partikuliers bernach 
beftellen zu laffen; Wie dann auc fi Niemand unterfteben foll, Neben: 
Pollen anzulegen, Briefe oder Paquete für die Fuhrleute fo wenig zu 
eolligiren als zu distribuiren bei der vorhin feſtgeſetzten Etrafe. 

§. 4- 6. ıc. N.C.C. B. IV. ©, 515. de 1766, ad 1768, 


e) BRescript der Minifterien ded Innern und ber Finanzen unb bed Generals 
Poſtmeiſters v. 13. Movbr. 1837. und des Zuftizminifterö v. 29. Novbr. 1837,, betr, das fort⸗ 
dauerude Verbot der regelmäßigen Perſonen-Fuührwerke. u 

Zur Erledigung der Zweifel, welche verfchiedentlich darüber entftanden find: ' 

ob die Ginrihrung und der Berrieb regelmäfiger Perfonenfuhrmwerfe, welche 

u beitimmten Zeiten und Preifen zwifchen gewilfen Drten fahren, den Lobn: 

Fa ienien geſtattet fei? 
finden wir es nöthig, zur allgemeinen Kenntnis zu bringen, dab die in den Pofiord: 
nungen vom 1. Jan. 1694, und von 10. Auguit 1712. Gap. Xl. $.7,, fowie in dem 
Neglement von 10, Auguft 1766, bieruber enthaltenen Beſtimmungen nad Vorſchrift 
einer, bei Gelegenheit eines Specialfalles ergangenen Allerbochften Entſcheidung noch 
gegenwärtig in Kraft fichen, und daß überhaupt dergleichen Fuhrwerke, als zu den 
Privamoten gehorig, in Gemäßheit des 9.141, Tit. 15. Thl. I. des A. L. R. und 
des Geſetzes vom 2. Novbr. 1810. (wegen Ginfuhrung der Gewerbefreiheit) $. 20. 
nur mit Genehmigung des Königl. Generals: Poltamts eingerichtet und betrieben wer: 
den dürfen. Berlin, den 13, Novbr. 1837. 

Vorſtehende Verfügung wird den Gerichtsbehörden zur Nachachtung befanunt ge 
macht. Berlin, den 29, Ropbr. 1837. 

Juriſt. Wochenſchr. pro 1838. ©, 135., v. K. J. B. 50. 
3) a) Erneuerte und erweiterte allgemeine Postordnung ». 26. Novbr. 1782. 
Ertract. 

Mir Friedrih von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc ꝛ⁊c. 2c. Thun Fund 
und fügen hiermit zu willen: Nachdem die unterm 10. Auguſt 1712. emanirte BVoft- 
Drdnung durch die feitdem bei Unſerm Poſtweſen aetroffene Verbefferungs : Anftal- 
ten, und die deshalb von Zeit zu Zeit erlaifene Verordnungen, in den mebreften 
Gegenftänden nähere Beltimmungen und Grläuterungen erhalten; diefe Vorſchrif— 
ten aber, wegen deren Mannichfaltigleit, bei den Bojtbedienten zum Theil wieder 
aus der Acht, theils auch folche denenfelben, befondere was die nenangebende, von 
ältern Verfügungen Feine Kenntnif babende Poſtmeiſter betrifft, gar nicht zur Wiſ— 
fenfchaft gefommen find; So haben Wir in diefem Betracht, und damit vornäm— 
lich Unferer Allerhöchſten Willensmeinung gemäß, dem Publiko, der demfelben durch 
die Voften zu gewährende allgemeine Nutzen, in feinem ganzen Umfange zu Theil 
werden möge, des Endes allergnädiaft gut gefunden, fämmtliche folche feit Anno 
1712. ergangene Bolt: Edicte und Verordnungen zufammentragen,, und daraus 
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nachſtehende erneuerte und erweiterte —— für Unſere ſämmtliche Provin- 
zen entwerfen zu laſſen; wobei ſich von ſelbſt verſtehet, daß es, fo viel die zur Ver. 
meidung der WWeitläuftigkeit darin micht mit enthaltene befondere Gegenftände des 
Grtra s Volt: und verdungenen Fuhr-Weſens und der Vorto: Freiheit betrifft, da. 
runter bei den bisherigen Verordnungen fo lange fein Verbleiben hat, bis Wir des: 
halb ein anderes zu beftimmen, Uns Allerhöchſt bewogen finden mögten. 


Dritter Abſchnitt. 


$.:6; Sollte ein Kaufmann oder Privatus zum Nachtheil des Poſt⸗Regals ans 
dere Briefe an fich ziehen, und diefelben insgefammet unter einem Gouvert verfen- 
den, fo find die Poftmeifter befugt, bei Bemerkung einer ſolchen Defraudation, 
dergleichen verdächtige Brief «Paquete, infonderbeit wenn die Warnung vorher ges 
gangen, in Gegenwart des Abſenders oder Empfängers zu öffnen, die darin befind» 
lihen Briefe nicht nur einzeln zu enkartiren und zu tariren, fondern überdies ſich 
für jedes Stüd dergleichen zur Ungebühr mit eingefchloffenen Briefe Zeben Rthlr. 
Strafe erlegen zu laffen; auch ift fofort davon dem General: Boftamt pflichtmäßig 
Anzeige zu thun. 

$.7. Gleichwie indeffen hiedurch nur folhe Perſonen gemeinet find, weldhe 
gleichfam ein eigned Gewerbe daraus machen, eine ganze Menge von Briefen zu 
eolligiren, und folchergeftalt, und durch die hinzu gefügte fälfchliche Angabe, als 
ob es gedrudte Sachen, der Poftkaffe das derfelben gebührende Porto vorfäglich zu 
entziehen fuchen; So ilt dahingegen das vorftehende Verbot und die demfelben an 
gebängte Strafe auf diejenigen Kaufleute, welche ihres Negotii wegen unumgäng: 
lich genötbiget find, bei einigen Fällen Einſchlüſſe in ihre Briefe zu machen, feines. 
weges zu ertendiren, vielmehr muß diefen folches, fo weit davon Fein Mißbrauch 
gemacht wird, nach wie vor frei bleiben, immaßen anderergeftalt das Commercium 
nur ohne Roth geniret werden würde, 


Fünfter Abſchnitt. 


6.5. Bei einfachen unbeichwerten Briefen fünnen aber, zumal wenn felbige 
aus den Vofthäufern abgefordert werden, die Poftbedienten nicht fo ſchlechterdings, 
als in Anfehung der Paquete und Gelder, dafür haften, daß nicht etwa ein anderer 
die ihm nicht gehörigen Briefe abfordere, indem der Poſtbediente nicht wiffen kann, 
noch zu unterfuchen Zeit bat, ob jener dazu befugt, und allenfalls von dem wirkli. 
chen Empfänger darum erfuchet oder dazu autorifiret worden fei, und liegt daber 
den Poſtämtern mehr nicht ob, als alle mögliche Vorficht zu gebrauchen, um allen: 
falls, wenn ein Brief von einem Unrechten abgeforbert wird, hiernächft mit gutem 
Gewiſſen befhwören zu fünnen, daß fie ihrer Seits dabei bona fide verfahren ha- 
ben ; derjenige Abforderer aber, welcher anderer Gorrefpondenten Briefe ohne deren 
Vorwiſſen auf folche Weife an fich gebracht, oder wohl gar unterfchlagen zu haben 
überführet wird, foll ohne Unterſchied des Standes fiscalifch belangt, mit einer 
Geldbuße von 100 Rthlr. oder anderer proportionirlichen Gefängnißftrafe belegt, 
auch überdies für unehrlich erfläret werben. 


- Eilfter Abſchnitt. 


$. 6. Zu dem Ende follen ſämmtliche, fo wohl reitende als fahrende, Poſtillione 
jederzeit mir tüchtigen Poftbörnern verfeben fein, und ihnen folche aus der General; 
Voſtamts-Canzlei unentgeldlich verabfolget werden; jedoch foll öfter nicht, als alle 
Vier Jahre, zum Behuf jeder ordinairen Poſtfahrt und jedes Poſtritts, ein der: 
gleichen dauerhaft gefertigte Pofthorn, womit aud die Poſtillons, wenn fie foldye 
nur in Acht nebmen, gar füglih ausfommen fünnen, gereicht werden; weshalb 
denn ein jedes Poltamt hierauf felbit die nöthige Attention zu richten und darauf 
zu halten bat, daß derjenige Poftillon, der während folder Vier Jahre fein Poft: 
born befchädiget oder abhänden fommen läßt, fich fo fort ein neues ex propriis an: 
ſchaffen müſſe. Gleihwie aber der nur allein zum Behuf der ordinairen fahrenden 
und reitenden oder Ertrapoften, auch Gourier und Eftaffettenritte gewidmete Ges 
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brauch der Pofthörner, außerdem fonft niemanden geftattet werden foll; So bleibet 
allen Zubrleuten und andern Reifenden die Führung und der Gebrauch des Poſt 
horns, oder auch der Poftillon-Livrce und Schärpe, den ältern Verordnungen ges 
mäß, bei 12 Rthlr. Geld, und überdies dreimonatlicher Gefängnißftrafe wiederho: 
lentlich unterfaget. Ä V 
Zwölfter Abſchnitt. 


6. 3. Einem mit der ordinairen Poſt reiſenden Paſſagier iſt an Bagage mehr 
nicht als 40 bis 50 Pfund und in Meßzeiten bis 60 Pfund frei mitzuführen erlaubt. 
Was aber über 50 und in Meßzeiten über 60 Pfund mitgenommen wird, davon 
muß ein jeder Reifender, er fei wes Standes er wolle, die Meberfracht nach dem 
Gewicht und der vorgefchriebenen Taxe unweigerlich, und ohne deshalb mit dem 
Boftbedienten in Streit fih einzulaffen, entrichten, immaßen kein Poſtmeiſter bes 
fugt ift, ein mehreres, als das vorgedachte Quantum, unentgeldlich paffiren zu laſ⸗ 
fen; falls er anders nicht fich felbit dafür verantwortlich machen, und foldyes ex 
proprüs bezahlen will. 

$.4. Die Heberfracht aber, welche fo wie dad Merfonengeld in jededmaliger gül: 
tigen Gourantmünze entrichtet werden fol, muß von dem Reifenden allezeit da, 
wo er zuerft ſich auf die Poſt feget, nicht aber an dem Ort, wohin er gedenfet, ent» 
richtet werden, damit nicht widrigenfalls ein oder andrer, wie ſchon mehrmalen ſich 
jugetragen, unterwegens ohne Bezahlung der Ueberfracht von der Poſt abgeben, und 
die Poftkaffe foldhergeftalt defraudiren möge; jedoch foll hierin in Anfehung derer 
jenigen, welche ihre Tour durch hiefige Refidenz nehmen, bierunter ein Unterfchied 
gemacht und in diefem Stüd es lediglich bei der bisherigen Obfervanz belaffen 
werben, dergeftalt, daß von allen mit der Poſt anhero reifenden Perfonen, es mö— 
gen ſolche allhier verbleiben, oder weiter gehen, die Ueberfracht niemals weiter, als 

is Berlin, gefordert, oder widrigenfalld das contravenirende Poftamt die des hie— 
figen Hofpoftamts Berechnung entzogene Meberfradhtsgelder in duplo zu erftatten 
gehalten fein fol. Uebrigens muß zu Verhütung aller etwanigen Unrichtigkeiten 
oder Beſchwerden ein jedes Poſtamt in dem Fracht: umd Perfonenzettel nicht nur, 
wie viel es an Ueberfrachtsgeld erhoben, fondern audy das Gewicht und die Pfunde» 
zahl deutlich notiren, wohingegen aber einem jeden Reifenden, bei 100 Rthlr. 
Strafe, unterfaget wird, eines andern Paſſagiers Sachen für die feiniaen auszuges 
ben , und folchergeftalt, wenn etwa jener weniger, biefer aber mehr an Bagage hat, 
als ihm frei mitzuführen erlaubt ift, denfelben der Entrichtung der Heberfracht uns 
gebührlich zu entziehen , und die Königl. Poſtkaſſe zu benachtheiligen. 
$.6. Ferner ift kein Paffagier befugt, Briefe, Paquete, Gelder ꝛc. zur Beftel- 
fung an andere an» oder mitzunehmen, fondern er muß die Abfender damit zur Poft 
verweifen, oder wibdrigenfalls die auf dergleichen Poftbeeinträchtigungen geordnete 
Strafe unausbleiblich gewärtigen. 


Dreizehnter Abſchnitt. 


$.4. Wenn in einem Briefe Jumelen oder andere Pretioſa abgefandt werden: 
So ift der Abfender gehalten, den Werth derfelben richtig anzugeben und auf dem 
Brief zu bemerken, immaßen wenn folches nicht geichiehet, die Voften bei entſtehen⸗ 
dem Berluft für ein Mehreres nicht, als angegeben worden, refponfable find; Wie 
denn vielmehr derjenige, welcher diefelben durch faliche Angabe defraudiren wollen, 
zeben pro Gent Strafe für das verfchwiegene Quantum erlegen foll. Im Fall aber 
jemand etwa Juwelen von fo großem Werth abzufenden hätte, daß er folches auf 
den Gouvert öffentlich anzugeben Bedenken trüge; So foll derfelbe dennoch nichts 
befto weniger gehalten fein, ſolches dem colligirenden Poſtmeiſter in geheim zu er: 
öffnen, damit diefer es hiernach gebührend zu Buche tragen könne. 

$.5. Ebenmäßig müffen diejenigen, welche Gold, oder Geld in Briefen, ab» 
ſchicken wollen, die Summe beſtimmt und genau auf der Auffchrift bemerken; Wis 
drigenfalls fie bei fich ereignendem Verluſt feine Erftattung zu gewärtigen haben, 
fondern noch überdies die vorbeftimmte Strafe von 10 pro Gent erlegen follen, und 
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gleichwie die Gorrefpondenten dieſerhalb durch ein im jedwedem Poſthauſe öffentlich 
auszubängendes Avertiffement gehörig zu verwarnen find; fo müſſen die Poſtämter 
überdem diejenigen Geldbriefe, mobei die Abiender etwa die Angabe des Wertbs 
unterlaffen, dennoch, wenn btermächft fich ſolches durchs Gefühl oder andere Merk: 
male wahrnehmen läffet, foIchem gemän und nach dem Gewicht tariren, auch in 
den Garten mit dem NB. bemerfen, und lieget Sowohl dem colligirenden ale befon: 
ders auch dem biftribuirenden Poſtamt ob, alle Borficht und Sorafult anzumwenden, 
um eines Theile dergleichen befchwerte Briefe den Empfängern richtig zu Händen 
zu — andern Theils auch der Poſtkaſſe darunter im Porto nichts entziehen 
zu laffen. 

$.7. Alles dasjenige, was im vorftehenden Aten und äten Spho in Anfebung 
der befchwerten Briefe verordnet worden, ift auch bei Verſendung anderer Geldyo: 
ften und Sachen von Werth zu beobachten, dergeftalt, daß wann es baar Geld im 
Fäffern, Beutelnzc. die Summe davon, wann e8 aber koſtbare Waaren, z.E. Sant: 
met, Damaſt, Gold, Silber, desgleichen reiche Etoffes, feine Kanten, Treffen, und 
andere Sachen von Koftbarfeit, die Qualität derjeiben, und deren Werth nicht nur 
beider Einlieferung aufrichtig angezeiget, fondern auch auf den zu dergleichen Fäſſern, 
Beuteln und Paqueten gehörigen Briefen und Adreſſen, ebenfallg ausdrücklich be: 
merket werden muß, damit jo wohl von dem colligirenden Poſtmeiſter ſolches in der 
Kurte und im Frachtzettel gehörig notirer, als auch von den unterwegens belegenen 
Poſtämtern darauf fo viel mehrere Attention und Sorgfalt gerichtet werden fünne; 
wie denn dafern von den Aufgebern, fie mögen in» oder auferbalb Landes fein, vor 
ftebendes nicht gebörig beobachtet, mithin die Summe der Gelder, oder der wahre 
Werth der Pretioſorum entweder ganz oder zum Theil verichwiegen werden follte, 
felbige nicht nur von dem verſchwiegenen Quanto 10 pro Gent zur Strafe erlegen, 
fondern überdiee bei ſich ereignenden Verluſt überall feine Nejtitution von den Po— 
ften zu gewärtigen haben follın. 

$.8. Die Voftbediente müſſen auch bei unausbleiblicher Ahndung den Cor: 
refpondenten bierunter zu conniviren fich nicht unterfteben, fondern vielmehr bei 
der Aufgabe fo wohl, als Diftribution von Geldbeuteln, Fäſſern, Kiften und 
Daqueten, auf alle Unftände, und befonders auf das Gewicht genaue Attention 
nehmen, ob eine etwanige Verfchweigung des wahren Werths mit Grunde zu 
vermuthen fei, als mwelchenfalls die Kiften, Fäfler und Beutel, wiewohl anders 
nicht, als in Gegenwart der Empfänger oder ‚Abfender in den Poſthaͤuſern ae: 
Öffnet, die Gelder nachgezäblet, und wenn der Verdacht fich beftätigt, mithin 
eine größere, als die angegebene Summe vorgefunden wird, davon die verord: 
nete 10 pro Gent bis auf weitere Verfügung des General: Poftamts zurüd bes 
halten werden follen. 


Sechszehnter Abſchnitt. 


$.1. Gleichwie das Verbot, daß Fein Privatus mit Sammlung und Beſtel— 
lung von Briefen, auch poftmäßigen Paqueten, ſich befaffen folle, vorlängft all: 
gemein befannt, auch durch Uniere von Zeit zu Zeit deshalb ergangene Edicte 
und Reglements wiederholentlich erneuert und beftätiget ift; So verbleibet allen 
und jeden Fubrleuten, Landkutſchern, Karnführern, Schiffern, Landleuten„und 
überhaupt allen und jeden Neijenden, fie haben Namen, wie fie wollen, fchlech: 
terdings unterfaget, verfiegelte und verichloffene Briefe, wohin auch die zuge» 
nähete gebören, zur Beltellung an« und mitzunehmen, und foll den Landkut: 
fhern, Sciffern und Fuhrleuten nur bios offene Frachtbriefe mitzufübren,. er: 
laubt fein. Die betroffene Eontravenienten aber follen zum erftenmal für jeden 
dergleichen verfiegelten Brief 10 Rthlr. Strafe, und im Wiederbolungsfall das 
Duplum zu erlegen, fo fort durch promptefte Grecution angehalten, bei ihrem 
etwanigen Unvermögen aber ſolche Geldbuße für das erftemal in achttägige Ge: 
fängnißftrafe bei Waffer und Brod, für das zweite mal in vierzehntägige Ve— 
ftungsarbeit verwandelt, und bei öftern Wiederholungsfall die Etrafe noch weit 
betrüchtlicher gefchärfet werden. 
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$.2. Nicht ‚weniger follen diejenigen, welche denen Fubrleuten, Sälffe 
oder andern reifenden Leuten, verfchloffene Briefe zur Beftellung mitgeben, oder 
dergleichen von ihnen annehmen, gleich jenen in ebenmäfige. Strafe von Zehn 
Rthlt. für jeden Brief auf das erfte mal, und fo fort an verfallen fein. 
- 9.3. Es follen aud die Soldaten und Drdonanzen, weldhe in Regiments 
fahen von einem Ort zum andern verfchidet werden, außer denenfelben fonft 
feine andere Briefe zum Nachtheil Unſeres Poftwefens mitzunehmen, fi unter: 
fangen ; Wie: denn des Endes bereits vorlängft verordnet worden, daß dieſes 
Verbot mittelſt öffentlicher Vorleſung bei jeder Compagnie, denenfelben- jährlich 
wenigitens einmal eingeichärfet, auch von denen Commandeurs der Regimenter 
bierauf mit Nachdruck gehalten werden fol. of 
$.4, Eben fo wentg follen die von den Negierungen, Landescollegiid, Ma— 
gifträten und: Serichtsobrigkeiten mit folchen gerichtlichen Ausfertigungen, wes- 
balb ein documentum insinuationis erforderlih ift, verfandt werdende Boten, 
ſich der Colligir⸗ und Dietribuirung anderer Privatbriefe anmafen, noch der 
gleihen zur Beftellung unterwegens, oder wohin es fonft fein mag, an» und 
Mitnehmen; geftalten fie im Betretungsfall gleich andern Poft+Defraudanten be 
firaft werden follen. Meberhaupt müjfen ſämmtliche Acta, fo an die "Gollegia 
und Judicia eingefandt, oder von einem Gollegio zum andern, oder auch nach 
Umiverſitäten imd Schöppenftüblen verſchickt werden, jederzeit Unſern Voften eins 
geliefert, und mithin keinesweges zum Nachteil dererjelben, durch Canzlei- oder 
Gerichts: und andere Boten befördert werden. Am allermenigften aben dürfen 
von den Steuerraͤthen und Maaifträten diejenigen Briefe und Sachen, welche 
des Magiftratd, der - gemeinen Stadt, oder eines Privati Angelegenheiten be 
treffen, an den Drten, wo Poſten vorbanden find, diefen feptern entiogen, und 
dur Boten, oder andere Gelegenbeiten, beftellet und verfandt werden. 
85 Dafern indeſſen einem oder andern Gorrefpendenten, aufer dem Poft« 
tagen etwas fchleuniges, fo bis zur nächſten Poft keinen Auffchub leidet, irgend 
wohin zu ſchreiben, vorfallen, oder er etwa die ordinaire Poft, mie im; Min: 
ter bieweilen zu gefchehen pfleget, verſäumet haben mögde; To foll foldenfalls 
demfelben zwar erlaubt fein, feine einene Briefe, ohne jedoch von irgend jemand 
anders, dergleichen bei 6 Rthlr. Strafe mit beifchließen zu dürfen, entweber durd) 
einen Expreſſen abzuichiden, ‚oder felbige einem zu der Zeit nad folhem Dre 
abfabrenden, auch früher, als die nächte Poft,vdafelbit eintreffenden Fuhrmann, 
Landkutſcher oder Schiffer, mitzugeben. Diefe aber müſſen dergleichen ihnen 
anvertrauet werdende. Briefe, ohne Unterfchied, und zwar. wenigitens-eine balbe 
Stunde vor ibrer Abfahrt, ins Poftfomtoir bringen, wojelbit fie ordentlich. in 
eine Karte getragen, nach den gewöhnlichen Portofäten austariret, und F das 
Poſtamt des Beſtimmungsorts couvertiret, allda aber bei der Abgabe dieſes Brief: 
paquets, das in der beigefügten Karte auggeworfene Porto zur, Hälfte bei dem 
Poftamte berechnet, die andere Halbfcheid aber denen Fuhr« und Schiffleusen für 
die Beſtellung gelaſſen werden -foll. | u wol 
5.6. Wann ferner bin und wieder fich geäußert, daß jum Theil audy von inva- 
liden und verabichizdeten Soldaten häufige Poftdefraudhtioneg begangen, uid vbn 
denenfelben gleichlam daraus ein eigenes Gewerbe gemacht werde, So ift des En- 
des bereits vorlängft verordnet worden, daß felbige,im Betretungs fall nicht nur ib: 
rer etwa genießenden Gnadengelder verkuftig fein, ſondern überdies zur Feſtungs— 
arbeit gebracht: werden follen.‘ ne en es 
97. Ne Päckereien von: 40 Pfund und darımter, (Schießpulver allein aus: 
genommen) follen obne Unterſchied mitdew: Poften verſandt, mithin: von den 
Subrleuten, Sciffern, Lohnführern ꝛc. keine Paquete von foldem "Gewicht, 
eben fo wenig, ald Summen Geldes zur. Beftellung an. und mitgenommen 
werben; widrigenfall® die Gontravenienten das erftemal in 50 Rrbir., das zweite 
mal in 100 Rtblr. Beldbuße, oder falls fie ſolche aufzubringen nicht vermögend, 
in. verbältnißmäßige Gefängniß, und Veltungsftrafe verfallen ſein, bei noch öf— 
term Wiederholungsfall aber mit Gonfiscatiow ibrer Wagen, ‚Pferde und Schiff: 
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geräth® wider ſie vorgefchritten werden fol. Wobet zugleich jedermann Bei funf: 
ig Thaler Strafe unterfaget wird, mehrere an unterfchiedbene Empfänger be 
mmte Paquete von vorgebachtem poftmäßigen Gewicht, unter einer Emballage 
zufammen zu paden, und biefelben ſolchergeſtalt Unſern Poften zu entziehen. 
$.8. Alle und jede Accife: und Zollbediente, Land- Polizei: Soll. und Müh⸗ 
len-Bereuter, Bifitatores, Thorſchreiber, Baumfchliefer ꝛc. find zu dem Ende 
durch die bisherige Edikte und Reglements fchon zu wiederholten malen ange 
wiefen, die Fubrleute, Landkutfcher, Schiffer, Kahnführer, Botenläufer, auch 
alle andre Perfonen folben Standes und Gewerbes, bei deren Ginpaffirung in 
den Zhoren und Schlagbäumen auf das genauefte zu vifitiren, und wenn bei 
felbigen entweder verfiegelte Briefe, oder poftmäßige Paquete fich vorfinden, die be 
troffenen Gontravententen, nebft ſolchen in Befchlag zu nehmenden Briefen und 
Sachen dem zunächft. belegenen Poftamt zur weitern Beforgung einzuliefern; 
als wobei es, und daß. dem Denuncianten pro Vigilantia der vierte Theil der 
von dem Defraudanten zu erlegenden Geldſtrafe zugebilliget werben foll,. ferner 
fein Werbleiben hat. 
$.:9: Da das General: Poftamt nad erfordernden Umftänden, in denen 
Städten, wo Pad» und Acciſehöfe vorhanden find, eigene Poftvifitatores be 
ftellen wird, welche bei Aus. und Abladung der von den Fuhrleuten und Schif— 
fern mitgebrachten Frachtftüde 2c. zugegen fein, und auf die etwa vorgehende 
Poft «BVeeinträchtigungen ein wachfames Auge haben follen; So foll von Sei. 
ten: der Acciſe-Bedienten den gedachten Poftvifitatoren, bei Ausübung ihres 
Officii Beine Hinderniß oder Schwierigkeit gemachet, fondern denenſelben viel 
mehr: dabei alle Willffährigkeit und Beförderung geleiltet werden. 
sw 4: Auch verftehet es fich von felbit, daß nach diefen vorlängft befannten 
Vorfchriften ſich nicht nur die einheimifchen, fondern auch die fremden von aus 
wärtigen: Orten in Unfere Staaten tommende Fuhrleute, Landkutſcher, Scif- 
fer 2c. gebührend zu achten, oder zu gewärtigen haben, daß fie im Gontraven 
tiorisfall gleich den Einheimiſchen in die beftimmte Strafe verfallen fein follen. 
. II. Die den Poftdefraudanten abgenommenen Briefe müffen von den Poſt⸗ 
ämtern fo fort. gehörig encartiret, und mit der allererften Poſt nach dem Be 
flimmungsort abgefandt, keinesweges aber dem General-Poftamt griginaliter mit 
eingeſchicket werben, indem es hinlänglich iſt, wenn bei der Anzeige ded Eon: 
traventionsfalls eine gewiſſe und zuverläffige Specification foldyer Briefe beige 
füget wird. N. CC. T. VII, S. 1726, 
' i b) Circulare tes Generalpoftamts v. 14, Juni 1822. ; betr. die Berfendbung ber 
Briefe und Pakete durch Schiffer. 
Obwohl die Poftordnung vom 26, Novbr. 1782, Abſchnitt XVI. 8. 1, und 7, und 
die 88. 143. und 150. Tit. XV. Thl. I. des U. L. R. ausdrücklich beftimmen, daß fo: 
wohl’ verfhloffene Briefe, als poſtmäßige Packete, mithin folhe, die 40 Pfund und 
darüber wiegen, ausſchließlich mit der. Poft und. nicht mit Sciffern befördert werben 
follen, auc dabei ein Interfchied für Strom: und Seefchiffer nicht, gemacht ift, fo 
hat ſich doc ergeben, daß hierauf nicht gehörig geachtet und von den Poſtämtern be 
ſonders die ee nicht hiebei hinreichend comtrollirt werden, Den Poſtämtern 
wird daher hierdurd) zur Pflihe gemacht, folgende Grundfäge ſich hiebei Fünftig zur 
Richtſchnur dienen zu laſſen. — 
1) Kein Schiffer darf ſich, der Regel nach, "in Gemäßheit obgedachter Geſetze mit 
per Beforderung verſchloſſener Briefe und poſtmäßiger Packete befaſſen, nur 
denen, die ausſchließlich von einem Abſender gedungen und befrachtet, und des— 
halb einent expreſſen Boten “gleich zu achten ſind, ſteht dieſes in Abſicht der 
+ Briefe und Packete dieſes Abſenders frei. 
MFindet aber dennoch, -eintretender Umſtände wegen, eine ſolche Beförderung durch 
‚einen. Schiffer jtatt, fo muß letzterer dieferhalb fich Bei der Poſt-Station des 
Abgangs-Orts oder des Orts der Ankunft melden, und eine Karte Töfen, wo— 
| tr et das Porto erfegt, welches im eritern * für den Transport des Brie— 
fes oder Packets zu Lande, und in ſofern der Beſtimmungsort im Auslande 
liegt, bis zur Grenze, und im zweiten ebenmäßig von der Grenze bis zum Be 
ſtiummungsorte entrichtet werden muß, 
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Nut den. feewärts aus freiuben Häfen eingehenden: Schiffern ſoll es vonjetzt 
” an nachgelaffen werden, für ‚jeden 6 ihrer Ladung Einen —— 
Brief mitzubringen, und ohne Entrichtung von einigem Porto ſelbſt zu beſtellen, 
wobei für die mit Stückgütern beladenen Schiffe nicht ſowohl die ‚Zahl: der 
Collis, als die Zahl der verjhiedenen im Manifefte benannten Empfänger, bes 
rücdfichtige werden ſoll. Diefer Brief darf jedoch nicht über ein Loth wiegen, 
Bei fchwereren Briefen behält es bei der allgemeinen Beitimmung fein Bewenden. 
Die in einen Seehafen eingehenden Schiffer find verpflichter, der eriten Zoll: 
behörde alle bei ſich habende verfchloffene Briefe zeugen, damit fie in eine 
Karte eingetragen werden fönnen, und bietnähft an Gidesflart zu deflariren, 
daß fie fonft feine weiter bei fich führen. : In diefer Karte müſſen auch dieje: 
nigen Briefe, die ohne Grlegung des Porto, dem Schiffer ad 3, felbit zu be: 
ſtellen nachgelaffen ift, jedoch separatim, mit aufgeführt werden. Nach dieſer 

Karte wird bei dem Poftamte dag ad 2, geordnete Porto entrichtet, * 
Für jeden verſchwiegenen Brief erlegen der inländiſche Abſender, ſo wie der 
chiffer, und zwar letzterer ohne Unterſchied, ob er ein Ginländer, oder ein 
Untertban anderer Staaten ift, jeder eine Strafe von Zehn Thalern und für 
jedes nicht angegebene poſtmäßige Packet eine folhe von 50 Nihfe. Dem 
Denuncianten wird der vierte Theil der Strafe zugebilligt. Im Wiederholungs: 
Falle der Eontravention wird diefe Strafe verboppelt. Die an Eidesſtatt ab: 
zugebende Declaration wird, wenn fie als felie befunden ift, noch befonders 

nach näherer Beftimmung des WER, Thl. U. Tit. 20. 8.1410. geahndet. 
. DR. Annalen B. 6. S. 360. 

4) a) Kdict vas Extrapoſt⸗ Fuhrweſen betr., v. 11. April 1766.3 ſ. oben sub 3.c. 

b) A. L. R. Thi. 11. Zit.15.8.152— 164. u. Verordnung v. 12. Juni 1804., 
Sufäge 6. 7. u. 8., betr. bie Auſhebung und Abänderung der vorbemerkten 88. in Betreff der 
Dortſchaffung der Neifenden; ſ. oben sub. 1.4. u. b. — 

c) Verordnung v. 26. Mai 1820., wegen des Zwangsgebrauchs ber Extra: 
Poften. 

In der Abfiht, den durch die Edikte vom 11. April 1766. und 12. Juni 1804; 
angeordneten Zwangsgebraud ber Ertrapofifuhren foweit zu ermäßigen, als eine 
Bereinigung des Beblirfniffes der Poftelnrichtung mit dem Intereſſe der Gewerb- 
treibenden und des reifenden Publikums es zuläßt, verordnen Wir für diejenigen 
Provinzen. Unfers Staats, in welhen das A. L. R. mit feinen Deflarationen wegen 
des Poftregals, und die älteren Poſtgeſetze eingeführt find, auf den Antrag Unfers 
Staatsminifterii, nach vernommenem Gutachten Unfers Staatsrathe, wie folgt: 

1) Der Poftzwang erftredt ſich allein auf den Fall, da der Reifende mit ‚einem 
gebungenen Geipann, Ertrapoft oder Lohnfuhre, an einem auf einer Voftroute ges 
legenen Stationgorte angekommen if, und von da mit einem andern gedungenen 
Fuhrwerk weiter fahren will. 

2) Reifende, die mit einem gedungenen Geſpann, Ertrapoft oder Lohnfuhre, 
an einem Poftftationsorte ankommen, dürfen von nun an fchon 24 Stunden nach 
ihrer Ankunft mit andern Miethöpferden ihre Neife fortfegen. 

3) Werden ihnen bie verlangten Poftpferde nicht binnen einer Stunde nach der 
Beitellung gegeben, oder ift die Poſtbehörde nicht im Stande, ihnen auf ihr Begeh— 
ren einen verdeckten Wagen zu flellen, da fie doch einen ſolchen anderweitig miethen - 
könnten, fo ift ihnen erlaubt, auch innerhalb der vorbeftimmten 24ftündigen Frift 
mit einem andern Lohnfuhrwerk weiter zu fahren. 

Diefe Beftimmungen follen auch für die Refidenz Berlin gelten. 

4) Die Mebertretung der Vorichriften über den Zwangsgebrauch der Extrapoſt 
fuhren fol, mit Aufhebung der bisherigen Strafbeftimmungen, ſowohl an dem Rei: 
fenden, als an demjenigen, welcher bie Pferde für Bezahlung geftellt hat, mit einer 
Geldftrafe von zehn Thalern geahndet, diefe Strafe au im Wiederbolungsfalle 
verboppelt werben. G. S. S. 71. 

d) Verordnung ». 10. Januar 1824., wegen Beſtrafung des bei Lohnfuhren 
vorgenommenen Pferbewechfeld uud wegen Einführung der Abgabe anf Perfonenfuhren ber 
Lohnkutſcher. 


Auf den Bericht des Staatsminiſteriums vom 24. v. M., die Sicherſtellumg 
der gefeglichen Vorrechte der Poſt. Anftalten betreffend, beftimme ch hierdurch: 
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1),daf es als eine Umgehung der Vorfchriften des Gefees vom 26. Mat 1820 
betrachtet, und mit der unter No. 4. angedrobeten Strafe geahndet werden foll, 
fowobl, wenn Mierbefutfcher oder Lohnfuhrleute auf der Poftitraße, außerhalb dem 
Stationsorte, die Pferde wechfeln, als auch, wenn fie in größerer oder geringerer 
Entfernung die Straße mit der Abficht verlaffen, außerhalb derfelben andere Pferde 
vorjufpannen. 

. Sch fege hierdurch 

2) fe, daß in» und ausländifche Mierbsfutfcher und Zohnfuhrleute mit dem 
1, März d. 3. von einer jeden auf mehr als zwei Poſtmeilen fich erftedenden Ver: 
fonenfuhre, von Örten, oder über Orte, wofelbft Poſt-Anſtalten beiteben, Einen 
Silbergrofchen für Pferd und Meile, obne Rückſicht auf die Zahl der Perfonen, als 
Abgabe an die Poſtkaſſe enfrichten follen. 

Inländiſche Fuhrleute bezahlen die Abgabe an die Poſt des Drts, von dem fie 
abreifen, oder wenn fich dafelbit feine Woft: Anftalt befindet, in der Station, welche 
fie auf ihrer Fahrt zuerft berühren. Ausländiſche Fubrleute entrichten ſolche an 
dem eriten dieffeitigen Stationsorte, von demfelben an gerechnet. 

Die Quittung der Volt, dient dem Fuhrmann zur Legitimation gegen die 
zur Kontrolle verpflichteten Poſt-, Polizei-, Zolls und Steuerbeamten und gegen 
die Gendarmen, 

Die Umgehung der Poftabgabe unterwirft den Fuhrmann der im Gefeg vom 
26. Mai 1320. No. 4. angedroheten Strafe, von welcher jedod) der Reiſende nicht 
betroffen wird. | 

Das Staateminifterium hat diefe Beftimmungen uir allgemeinen Kenntnif zu 
bringen und das General» Poftamt wegen der Ausführung unter 2. das Erforder: 
liche anzuordnen, G. S. ©. 16. 


e) Publicandum bes General: Boftamts v.15, April 1824,, betr. die Entrichs 
tung der Lohnfuhrabgabe. 


In Folge der Allerhöchſten Königl. C. O. vom 10. Januar d. %., 
nad) welcher von einer jeden, auf mehr als zwei Voftmeilen fich erftredenden 
Lohn: Perfonen«Fubhre von Drten oder über Drte, wo Poſtanſtalten befichen, 
nad allen Drien bin, Gin Silbergroſchen für Pferd und Meile, ohne Rück— 
fiht auf die Zahl der Perfonen, als Abgabe an die Poſtkaſſe entrichter werden 
muß, und nad welcher die Umgebung diefer Abgabe den Fuhrmann der im 
Geſetz vom 20. Mai 1820, Nr. 4, gedachten Strafe von Zehn Thalern Kourant, 

von welder der Neifende jedoch nicht betroffen wird, unrerwirft, 
werden folgende den Poftitationen gegebene fpecielle Beftimmungen, nad welchen die 
Erhebung der Abgabe Statt finden foll, hierdurch zur allgemeinen Kenntniß gebradt. 


1, Alle einheimische und fremde Fuhrleute find verbunden, die gedachte Abgabe 
an die Poſt-Anſtalt desjenigen Preußiſchen Gebietsortes, von dem fie mir Per: 
ſonen abreifen, zu entrichten. Befindet fich dafelbft feine Poſt-Anſtalt, fo ift die 
Zahlung von der nächſten dieffeitigen Station an, tiber welche die Fahrt auf der 
Poit: und Landftrafe geſchehen muß, zu entrichten, Fuhrleute, welche mit Perfonen 
aus dem Auslande kommen, haben die Abgabe in der Pot: Anftalt des erften Preu— 
ßiſchen Poſtſtations-Ortes, welchen fie auf der Poſt- und Landſtraße pafiiren müſſen, 
von dieſem Drte ab gerechnet, zu besablen. Bei Fahrten in das Ausland muß 
die Abgabe bis zur eriten ausländifhen Grenz: Station, oder wenn Feine ausländis 
ſche Station berührt wird, bis zu dem Punkte, wohin mit Preußifhen Poftgefpann 
gefahren werben kann berechnet und entrichtet werden, 

2. Der Abtrag muß für die ganze Tour, für melde derfelbe zu bezahlen ift, im 
Voraus entrichtet werden. Für die Rückreiſe mit Perfonen geſchieht die Bezahlung 
an dem Orte, wo die Rückreiſe angetreten wird, oder rejp. im nächſten Stationsorte, 
und macht es feinen Unterſchied, ob diefelben Perfonen, welche auf der Hinreife mit: 
gefahren find, zurückkehren, oder ob andere Verfonen wieder zurücdgenommen wer: 
a =. fann aljo für Hin- und Nückfahrt nicht ein und derfelde Schein angewens 
et werben. 

3. Nach erfolgter Berichtigung der Abgabe erhält der Fuhrmann einen Poitfchein, 
welder den Namen des Fuhrmanns, den Zeitraum, für welchen er gültig ift, die 
Neiferour, die Pferdezahl, den Abgabeberrag, und den Namen der ertheilenden Pot: 
ftation enthält. Durch diefen Poftfchein, welchen er auf der Reife ſtets bei fih füh— 
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ven muß, Tegitimirt er. ſich gegen die zur Eontrolle verpflichteten Poft-, "Polizei, 
Zoll; und Steuerbeamten, und gegen.die Gensd’armen, daß er. den Abtrag berich 
tigt, hat. Die einfpännigen Perfonens Fuhren find von. der Löfung des Lohnfuhr- 
fheins nicht ausgenommen. > j 

Nah volfenderer Neife muß diefer Schein in der Pof-Anftalt des Orts, wohin 
er ertheilt worden ift, abgeliefert werden.” Geht die Fuhre in das Ausland, ſo muß 
der Fuhrzettel an die Grenz: Zoll» Behörde abgegeben werden. Geht die Reife nad) 
einem inländifhen Drte, wo feine Poftftation ift, fo muß der Schein entweder in der 
Negel der eriten Poſtſtation, die bei der Nückreife berührt wird, oder derjenigen Sta 
tion, welche den Schein ertheilt hat, abgeliefert werden. In allen vorftchenden Fäl⸗ 
len wird die den Schein ‚ertheilende Station; dem ‚Fuhrmann die, nöthige Weifung 
geben, wo folder den Schein abzuliefern hat, und folhes im Scheine felbft notiren. 

4. Bei Ausitellung der Lohnfuhrzettel wird die Entfernung auf die ganze Tour 
der Reife ermittelt, und der Abtrag dafür erhoben. If über die vollen Meilen noch 
4, 7 oder 4 Meile bis zum Beftinmungsorte zurücdzulegen, fo wird dafür nichts er⸗ 
hoben, Bei Entfernungen über 2 und unser 3 Meilen wird die Bezahlung alfo nur 
entrichtet für 2 Meilen; bei Entfernungen von und über 3 bis inch. 4 Meilen, nur 
für 3 Meilen u. f. w, 

Die Berehnung, findet nur nach den feigefegten, aus den Crtrapoft-Tarifs, 
welche in den Poitbäufern öffentlich ausbängen, fich ergebenden Poſt-Meilen fat; 
ars Bun häufig nur nad) Gutdünken angenommenen Entfernungen werden 
nicht beachtet. 

5. Der Abtrag von Lohnfuhren wird zur Zeit nur da genommen, wo die Be— 
förderung der Perſonen auch durch die Poſt harte geſchehen können, daher find die 
Fubrleute, welche von Orten abfahren, wo feine Poftpferde zu haben find, 
auch fir die Strede bis zur nächſten Grtrapoft- Station für jegt von Bezahlung des 
Abtrags befreic, Die nächſte Station auf der Land: und Poſtſtraße darf jedod) 
eben fo wenig, als von den aus dem Auslande fommenden Lohnfuhren die erfte 
Preußiſche Grenzſtation in der Abficht, den Abtrag zu defraudiren, umgangen wer 
den, widrigenfalls die gefeglihe Contraventionsftrafe eintritt, und überdies der. des 
fraudirte Abtrag nachgejahlt werden muß. 
6. Die Fuhren der Handwerker, Wirthſchaftsbeamten und Landleute zc., welche 
mit Waaren oder ländlichen Grjengniffen beladen find, deren Beförderung alſo Haupts 
fache it, bleiben von der Bezahlung des Abtrages befreiet, felbit wenn außer dem 
Eigenthümer des Fuhrwerks auch noch einige Leute gelegentliy mitfahren. Eben fo 
follen auch dergleihen leer zurückgehende gewöhnliche Fracht-, Arbeits: und Wirth 
fhaftswagen, die zum Transport von Waaren, Getreide und andern ländlichen Pro- 
duften gedient haben, und denen die gewöhnlichen Bequemlichkeiten der Perfonenwa- 
gen, als Einſchnallgeſäße zc. abgehen, in dem Falle von Bezahlung des Abtrags vor: 
läufig befreit bleiben, wenn darauf einige Perſonen gelegentlich gegen ein Trinfgeld 
mit zurudgenommen werden, Auch die verdungenen Transportfuhren mit Sträflins 
gen und Verbrechern, welche durch die Poften nicht befordert werden dürfen, bleiben 
von Bezahlung des Abtrags befreit, Um Mißbräuche zu verhüten, muß aber 
die Behorde, welde die Fuhre abfendet, dem Fuhrmann ein Atteft mitgeben, in wel 
ehem die Anzahl der Perfonen, der Beftimmungsort und die Friſt der Reife genau 
angegeben ift, damit derfelbe ſich nöthigenfalls mit felbigem legitimiren Fann, 

v. K. Annalen B.8. S. 388, 
- - ) Bersl. C.©. 0.12. Januar 1825., betr. bad Verfahren bei ber Unterfuchung ber 
Pot: Lohnfuhrzettel: Contraventionen. (G.&. ©. 7.) 
Jagdeontraventionen, 

8.315. Wer auf Königlichen, oder andern Jagdrevieren, des Ja- 
gens, Hetzens, oder Schiessens unbefugter Weise sich unterfängt, der 
soll nach der Anzahl des gefaugenen oder geschossenen Wildes, mit 
der in den besondern Jagdordnungen bestiminten Geld- oder Leibes- 
strafe belegt werden. 

8.316. Diese Strafe wird verdoppelt, wenn dergleichen unbefugtes 
Jagen in verbotenen und geschlossenen Zeiten unternommen worden. 

8.317. Wer vom heimlichen Jagen, Schiessen, oder Fangen, ein Ge- 
werbe macht, der hat, als ein Wilddieb, die geschärfte Strafe des Dieb- 
stahls verwirkt. ($.1145.) — 
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: 8.318. "Niemand soll sich auf fremden Grand und Boden, ausserhalb 
der ordentlichen Landstrasse, in Königlichen oder andern Gehegen 
und Jagdrevieren, wo ihm die Jagdgerechtigkeit nicht zusteht, mit Ge- 
wehr oder andern Werkzeugen zur Jagd, wodurch Wild eingefangen 
zu: werden pflegt, finden lassen. 


8. 319. Wer dennoch solchergestalt betroffen wird, soll schon 
um deswillen, auch wenn er einer wirklich verübten Contravention 
nicht:iiberführt werden kann, des bei ihm betindlichen Gewehrs oder 
Jagdgeräthes 'verlustig sem; und: ausserdem, nach Verhältniss des ge- 
gen ihn streitenden Verdachts, mit Geld- oder Gefängnissstrafe belegt 
werden. | Ä j 


Bergl. ald Provinzial⸗Ja gdgefege: 
@) für die Churs, Neus und Alte Mark: 


ec) Verordnung ». 9. Decbr. 1620., wie diejenigen, welche fich bed Wild: 
pratbö-Schießens unterſtehen, geſtrafet werden follen. (C.C.M. T.IV, Abthl. I. &. 547, 
90.1.1. 8.27.) aufgen. in 8.30. ver Holzordnung ».1. Febr, 1622., (C.C.M. T. IV. 
Mbthl.I. &,527,) 

#8) Edict».5.NRovbr. 1683, wegen ber Schwanen und Trappen, (C.C.M. T. IV. 
Abth. I. S. 679. 0.0.1.1. S. 124.) beögl. und wegen des erlaubten Schießens der Kraniche, 
v.3.Dctbr. 1722. (C.C.M. T. IV, &. 725.) j 

y) Edict v. 1. März 1687., wegen Auffuchung ber Birfchgehörne und Stangen, 
(C,C.M. T.IV. Abthl. I. S. 691., v. R. LI. S. 169.) u. Renovation deffelben v. 2%, Jan, 1728, 
(C.C.M. T.1V.&.757.) 

6) Edict v.12.0ctbr. 1703,, wegen Schonung bed Damm = Wildprets, (C. C. M. 
T.IV, &.633,) 

&) Edicet ».31.Dctbr. 1703,, wegen Schonung ber Faſanen, (C.C.M. T. IV. 
©.635.,0.8.1.1. &.264.), desgl. d. 8.Rv6r. 1721, (C.C.M. T. V. &.725. v.R.L1. &,599), 
und v.11. April 1722, (C.C.M, T. IV. S. 725. 0.9.1.1, &.605,) 

L) Renovirte und verbefferte Molz-, Jagd- und Mast-Ordnung für 
pie Mittels, Alt⸗, Neu: und Ukermark, auch die Wenbdifchen und angehörigen fireife, vom 
20, Mai 1720, (C.C.M. T.IV, &8.683,,0.%.1.1.&,531.) 

7) Edict wegen Schonung des Neh: Wildprets, 9. 13.März 1713,, (C.C.M. 
T.IV. @.661.,0. 8.1.1. 8,308); Deelaration v. 11. Novbr. 1723., betr. bad Schiehen 
ber Rehböcke während der Schonzeit, (C.C.M. T.IV.&.729, v,R.1.1. &.674.); Edict», 
19,Dctb. 1724,, wegen Schonung des Wildpretö, (C.C.M. T.IV. &,747.); Edict ». 30. Zuli 
1749,, wegen Schonung des Nehmwildes, (C.C.M. Cont. IV, &.1777,,0.8.1,2, &. 234.); Fu- 
»blicandum vom 27, Dctbr. 1784,, wegen Schonung des Nehwildes, (N.C.C, T.VIL 
S. 2965., v. R. I. 7. S. 719.) 

9) Edict v. 5. Jannuar 1726,, wegen Audübung der Jagdgerechtigkeit, (C. C. M. 
T.IV.&.753,) . 

) Declaration ». 22. Deebr. 1728, , wegen Ausnahme von ber Schonzeit, 
(C.C.M. T. V. &.761,), Bdicte v.31. März und 7. April 1729,, and Declaration. 
v. 23, Mai1729,, daß Waldfchnepfen nnd wilde Enten zu allen Zeiten gefchoffen werden Fön: 
sten, (C.C.M. T. IV. S. 761., v. R. J. 2. S. 64 und 65,) 

x) Wdict v. 15. Novbr. 1713., wegen bed Knüttelns der Hunde zur Schonung 
ber Jagb, (C.C.M. T.IV, &,663, v,R.1.1. &.392.) und beffen Renovation v. 9. Januar 
1717,, (C.C.M. T.IV, S. 673., v. R. LI. &.431,); Bdict ».17. März 1725., wie es mit 
den Hunden gehalten werben foll, damit folche dem Wildpret Feinen Schaden zufügen, (C.C.M. 
T.IV.&.749,,0.0.1.1. &.724.); Circulare v.15.$cbr. 1769., wegen Knüttelung der 
Sunde, (C.C.M. T.IV.3.5379,,0.0. 1.3. &.479.); 

4) Edict vom 19.Detober 1724., daft Fein Wildpret ohne Producirung eines 
Atteſts in die Thore eingelaffen werben foll. (C.C.M. T. IV. S. 746., v. N. .1. S. 724.); 

u) Publicandum o 27. Aug. 1796,, wegen Abſtellung der überhaudnehmen⸗ 
ben Wilddiebereien, N.C.C. T.X. &.619.,v.%. IL&,500,) 

b) für Pommern: 

Forst- und Jagdordnung ». 24, Decbr. 1777., (N.C.C. T.VIL &.1057,, 
vR.1L6.8.271.)und Verordnung v.22. Juni 1800,, betr, die Pflichten ber Holz: und 
Bütungsdberechtigten und die Beftrafung der Forft » und Zagdverbrechen in Bommern. (Hoff: 
mannd Nepertorium, 3, Fortfegung S. 666., v. R, VI. &,141.); fowieBescript». 14. Du 
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zember 1833, betr. tie Gültigrett ber vorsedacten Basıbunngen — — 
Kreife. G. F. J. B. 42, ©. 458.) 


fi £ ‚ey für Oftpreufen und Litthauen: 
"+ a) Forstordnung v. 3. Dechr. 1775., @&.C.C. T.V, &.273., »R.L6. 
8. 81.) (gilt auch im Negierungäbezist Bofen and in einem Theile ded Reglerungsbezirko 
Brombetg.) 

ß) Verordnung v.30, April 1794, F betr. das Einbringen und den Berkairf 
des Wilbpretd und der Wildhäute, (N.C.C, T. X. ©. 2151, v. R. 11. ©, — 


2 ‚Pftpreufiifches Provinzialtecht. Zufag 232. 


d) für Weftpreuften mit Einfhlnt des Marienwerder und Riefem 
Burger Kreifes, und für den Megbiftrift: 
Forst- und Jagdordnung 8. Octbr.1805. (N.C.C. T. XI. &,3152,, o.9. VOL 
@.354 .) (gilt auch in einem Theile bes Keyigen — — 
©) für Schlefien: Hi 
“. .0) Jagd. Patent vom 4; Mai 1701., (Brachvogelſche Ed. Sammlung 
thi.i S.301.)3 
P) Neurevidirte Holz-, Mast- und Jagdordnung für Der Herzog: 
thum Schlefien und die Graffchaft Glag, und deren Declaration v.13. Dctbr. 1 1778, 
(Kornfche Ediet: Samml. 8. VL &,387., B.XIV. &. 239,); 
y) Forstordnung für die Schlefifhen Gebirgsforften, dv. 8. PER ron 
(Rornfhe Ebdiet. Samml. B.XV. S. 313,); 


6) Forst- Begulativ, für Schlefien vom 26 ‚März 1788, Geeue Shlef, 
Edict, Samml. B. 2. &.30,) 


L) für das Herzogthum Magdeburg, das Fürftenthum Salberſtadt 
und die denſelben incorporirten Graffchaften: 
a) Revidirte Holz-, Mast- und Jagdordnung für bie genannten 
Randestheile, 9.3. Octbr. 1743, (befonders abgebr. Berlin 1743,); 


£) Publieandum ». 31. März 1786,, betr. bad Berbot ber Jagd mit Saab 
bunden, (N.C.C. T. VIII. S. 66., v. R. I.7, S. 508.) 


5) für einzelne Theile der Provinz Weſtphalen: 

.e) Molz-, Forst- und Jagdordnung des Fürſtenthums Minden 
und der Graffehaften Navensberg, Teklenburg und Lingen, v. 4. März 1738,, (Schlüter Pros 
vinz. Recht &.90,) und escript v.3.3uni 1836, betr, bie Bäligpeie derfelben, (v. 8.3. 

-8.47.&,608,); 
. £) Jagd-, Busch- und Fischereiordnung für bas Sic 
Münſter, v.9. 3uli 1759,, nebft deren Erläuterung v. 27. April 1770,, und Jagd- 


orädnungen v. 11. $ebr. und 3. Juli 1765. und 8. Juni 1775, (Schlüter Prov. Recht 
&.177., 216., 206 und 384.); 


7) Zülihe und Bergifche gefammelte und ernenerte Yagd- und Forst- 
satzungen, v.8. März 1761. (Scotti Samml. Thl. J.S. 408.); 
d) Bergiſche Jagdordnung vom 17. März 1807, (Seotti Samml. Thl. II. 
@.1049,); _ 
€) Ehurf, Kölnifhe Verordnung wegen ber Jagd, v. 10. Febr. 1792, (Schlü: 
ter Prov.R. von Mlnfter S. 420.)3 


d) Rüge- Verordnung für bie Fürſtl. Salmfchen Aemter Ahaus und 
Bocholt, v. 18, Febr. 1804, (Schlüter Prov. Necht &, 428.) 


7) Jagd- und Waldordnung für Eleve, Geldern, Mörs und Mark, 
v. 13. Zuli 1765, (Scotti Samml. Thl. III. &,1649,) 


2) Bescript v. 3. Juni 1836, daß die Vorſchriften des A.E. R. Über Jagdeontraven⸗ 
tionen ſich nicht auf Jagbberechtigte beſchränken. 
a ** — — ee nn vom 3, d. F 
n Antrag der Minden-Ravensbergſchen Gutsbeſitzer hinſichtlich der 
der Jagd: Eontraventionen betreffend, — — 
Folgendes eroͤffnet: 
Wen gleich die Bemerkung in dem Berichte gegründet iſt, daß den Ständen der 
Provinz Weſtphalen auf ihren Autrag in dem Laudtagsabfchiede vom 30, Dechr.1834, 
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die Borlegung: des. Entwurfs zu einer neuen Forft- and Jagdordnung für. den näd 
ſten Provinzial: Landtag zugefagt fei, fo erfheint der Vorſchlag des Collegiums doch 
nicht angemeffen, die Minden: Ravensbergfcen Gutsbefiger, welche fih uber die von 
Seiten mehrerer Untergerichte des dortigen Departements unterlaffene Beachtung der 
ältern dorrigen Provinzial: Forft: und Jagdordnung vom 4, Marz 1738, befchweren, 
lediglich auf jene den Ständen gemachte Zufage zu verweifen. 

58 kann feinem Bedenken unterliegen, und das Kollegium fcheint nad) feinem 
Berichte auch felbit dieſer Anficht zu fein, 

daf die Jagd» Eontraventionen (im Gegenfas zu dem in den $$.317. und 1145, 
Tit. 20. Thl. 2. A. L. R. naher bezeichneten Wilddiebitahl) auch noch jet in dem 

dortigen Provinzen nad jener Forſt- und Gagdordnung vom 4, Marz 1738, 

zu beftrafen feien. | 

Dies folge nicht blos daraus, daß das A. L. NR. im 8,315. Tit.20, Thl. II, rück- 
ſichtlich der Strafen diefer Vergehen ausdrücdlic auf die befondern (Provinzial) Tagd- 
ordnnungen verweift, fondern hauptſächlich auch aus dem H.2. des Parents. vom 9. Sep: 
tember .. über die Wiedereinführung des A. L. R. in jene Provinzen, welcher 
vorjchreibt: 

9 das felbft die während der Fremdherrfhaft" aufgehobenen Provinzialgeſetze wie 
der volle Wirkſamkeit in allen denjenigen Fallen baben follen, in denen das 
A. L. R. über den Gegenftand derfelben feine Beſtimmungen enthalt. 

Bis zur Emanation jener verheißenen neuen Forſt- und Jagdordnung muß daher 
die vom 4. März; 1738, ſoweit ihr nicht durch das A.L. R., wie namentlich beim 
eigenrliben Wilddichitabl,. derogirt wird, .nody ferner zur- Unwendung kommen, und 
es erfcheint norhwendig, die Untergerichte, welche dies verfennen, und namentlich das 
Land» und Stadigericht zu N. hierauf aufmerffam zu machen, wozu das D.L. Ger. 
hierdurch angewieſen wird, 

Bei diefer Gelegenheit ift aber zugleich dem gedachten Gerichte zu R. zu empfeh— 
Ser, die im mehreren feiner abichriftli von den Beſchwerdeführern eingereihten Gr: 
kenntniſſe ausgeſprochene Meinung, 
daß die 88. 318. und 319. Tit. 20, Thl. II. nur von Fällen ſprechen, wo ein 

Jagdberechtigter ſich der darin näher bezeichneten Verletzungen eines, frem— 

den Jagdreviers ſchuldig macht, 
künftig in judicando einer nochmaligen ſorgfältigen Prüfung zu unterwerfen, da die 
Nichtigkeit diefer Meinung fowohl nah den Worten jener Geſetzſtelle, als nah dem 
Zufanımenhange und dem Gegenfate,, im welchem dieſelbe mit den übrigen dortigen 
Vorſchriften fichet, ſehr zu bezweifeln ft, und es namentlich fonft am einem Strafge: 
fes für diejenigen Falle fehlen würde, wo ein Nicht: Fagdberechrigter dergleichen Ber: 
gehungen. verübt hat, ' 

Uebrigens wird das Königl. D. 2. Ger. zugleich beauftragt, den Beſchwerdefüh— 
rern, welche ihre Addrejien unter ihrer Vorſtellung nicht deurlich-genug bezeichnet ha— 
ben, um fie von bier aus bejceiden zu fünnen, ſowohl — des Berichts des 
Kollegiums vom 3. v. M. als dieſes Reſcripts des Juſtizminiſters nachrichtlich mitzu— 
theilen, und fie zugleich von der Verfügung in Kenniniß zu ſetzen, welche das O. L. 
Gericht in Gemäßheit der ihm ertheilten Anweiſung an die Untergerichte des Depar— 
tements und an das Land» und Stadtgericht zu R. erlaſſen wird. 

Bon eben diefen Verfügungen und von dem den Befhwerdeführern ertheilten Be: 
ſcheide ift and dem Juſtizminiſter Abfchrift einzureichen. v. 8.9. 8.47. ©. 608. 

3) a) Bescripto. 21,3an. 1796, betr, die Heberlaffung ber bei JZagdeontraventios 
sen abgenommenen Gewehre an die Forftbedienten. 

Da Wir feitzufesen befunden, daß 

bei Jagd: Kontraventionen die den Wilddichen oder Tagd: Contravenienten von 
den Foritbedienten des Neviers abgenommenen Gewehre, fotbanen Forſtbedien— 
ten zur Belohnung ihrer Bigilanz, nach erfolgter Eonfiscation eigenthümlich 
überlaffen werden jollen, 
fo madıen Wir Euch foldhes auf Euren Bericht vom 7. San. e. befannt, um hiernach 
fowohl für die Zukunft als im Abſicht des zu dieſem Regulativ Anlaß gegebenen 
Falles in Unterſuchungsſachen wider Schneider Sconert zu verfahren, Das ꝛc. 
Sind se. Gegeben Berlin, den 21. Tan. 1799. Amelangs Archiv ꝛc. B. 2. S. 150 ff. 
b) Rescript o», 23. Juni 1504, dag dad abgenommene Jagdgeräth dem Befiger 
ber Jagd zufällt, 

Wir haben aus Eurem Berichte vom 12, Mai v. J. erfehen, wie darüber bei 

Eurem Gollegio Zweifel. entfianden find: 
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ob die, den Fagd: Eontravenienten auf Privat» Jagd -Revieren, incl. der ftäd- 
tifhen, abgenommmenen. Gewehre und fonftige Jagd-Geräthſchaften, nad deren 
durch Ursel umd Recht erfolgter Eonfiscation zum Beften der General: Sıraf 
oder der Fort: Kaffe einzuziehen und zu veräußern, 
oder 
ob foldie nad der Beſtimmung des Neferipts an den Inftructions: Senat des 
Gammergerihtd vom 21. Tan. 1799., weldes feftfeger: 
dat bei Jagd: Eontraventionen die den Conträvenienten von den Forfibes 
dienten des Neviers abgenpnimenen Gewehre fothanen Forftbedienten, zur 
Belohnung ihrer Bigilanz, nad erfolgter Confiscarion eigenthümlich über: 
laffen werden jollen, 
auch ſtädtiſchen und adelichen Forfibedienten, und den Pächtern Landesherrlicher, 
ftädtifcher und anderer Privat-Jagden und deren Leuten zu überlaffen feien? 
und wie Ihr dafur haltet, daß diefe Ausdehnung des angezogenen Reſcripts 
unzuläſſig fei und alfo dergleihen, den Jagd-Contravenienten auf Privar Jagd» 
Revieren, inel. der ftädrifchen, abgenommenen Jagdgeräthſchaften dem Fisco 
anbeim fallen müffen. 
Diefer Euerer Meinung fann jedoch aus nachftehenden Gründen nicht beigepflich- 
tet werden. f 
Das A. L. NR. fest an dem von Euch angeführten Orte Thl.2. Tit. 20. 8.319, 
nur auf Uebertretung der $. 318. enthaltenen Vorſchriften den Verluſt des bei ſich 
habenden Gewehrs oder Jagd: Geräthes, und beſtimmt nicht, daß ſolches confiscirt 
werden ſolle. Es erflärt vielmehr die Abnchmung folder Geräthe, womit ein Leber 
trerer der Art in Jagdrevieren nach 8.318. ohne Unterfchied derfelben berroffen wird, 
nad $. 320, allgemein für Pfändung, und verweifet aljo aud in Anfehung deren recht: 
lichen Wirkung auf die Vorfcriften des 14. Tir. JThls. im 4. Abſchnitie von Pfän— 
dungen. Es fondert in jenem $. 319. den den Webertreter treffenden Verluſt des 
Geräthes ausdrüdlih von der ihn erwarteten Strafe ab, ordnet nichts von einem 
befondern Pfandgelde und giebt dadurd mir Rückſicht auf das allgemeine Pfandungs: 
Geſetz im 1. Thl. 14. Tit. deutlich zu erfennen, daft das abgenommene Geräthe, defien 
im 8.419. der Uebertreter für verluftig erklärt wird, ohne Unterjchied dem Pfander 
zufommen folle. Die Belanntmahung der Jagd- Strafen in Sid: Preußen vom 1. 
Marz 1794, enthält feine, von den obenangezogenen VBorfchriften des A. L. R. ab: 
weichende Beſtimmungen. Es ift hiernad alles dasjenige anwendbar, was Ihr aus 
dem U.L. N. im 2. Thl. 17. Tit. und 1. Thl. 9. Tir. abgeleitet, und erledige ſich alſo 
Eure Anfrage dahin, 
daß einem jeden eigenthümlichen oder fonftigen rechtmäßigen Befiser der Jagd 
das abgepfändere Jagd: Geräthe zuſtehet, 
wornach Ihr Euch alfo in dem vorliegenden Falle und in künftigen Fällen zu ad) 
ten habt. Berlin, den 23, Juni 1804, Neues Ardiv B. 3. ©. 335, 
ce) Bescriptvom 14. Aug. 1826, betr. die Confiscation ded Fagdgeräthö bei den 
von biefigen Unterthanen im Uuslande begangenen Jagd-Gontraventionen. 

Mit dem im dem Berichte des (Tit.) vom 30, Mai e. entwicelten Prinzip, daß 
bei Fagdeontraventionen, welche von dieffeitigen Unterthanen auf fremden Territorium 
verübt worden find, das confiscirte Jagdgeräth nicht dem auswärtigen Zagdinhaber, 
fondern dem Preußiſchen Fiscus zukommt; erflärt fih der Zuftizminifter, im Ginver: 
ſtändniß mir den Königl, Minifterien der Finanzen und der auswärtigen Angelegen: 
beiten, einverſtanden. , Yet. des Zuitizm, A. 6774. 


$. 320: Wer sich dergleichen Pfändungen widersetzt, soll nach Vor- 
schrift des Ersten Theils Tit. 14. $. 459. sqg. bestraft werden. 


1) Gesetz v. 31. März 1837, über die Beftrafung der WibderfeylichFeiten bei Forſt⸗ 
und Jagdverbrechen. i 
Wir Friedrih Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. ꝛc. Zum 
perſönlichen Schuße Unferer Fort: und. Jagd» Beamten, der Waldeigentbümer, 
ber Forſt- und Fagdberechtigten, und der von ihnen beftellten Aufieher, verordnen 
Mir, auf den Antrag Unferes Staatsminifteriums und nach erfordertem Gutachten. 
Unſeres Staatsrath®, für den ganzen Umfang Unſerer Monarchie mit Ausfchluß 
derjenigen Zandestheile, in welchen das Franzöſiſche Recht gilt, wie folgt: 
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$.1. Jede gegen einen Unſerer Forft- und Jagd: Beamten, einen Waldeigen- 
thümer, Forft: und Jagd» Berechtigten, oder die von diefen beftellten Auffeber, 
in Ausübung ihres Amtes oder ihrer Rechtes, namentlich auch bei Wfändungen, 
ohne Gewalt an der Perſon verübte thätliche Widerſetzlichkeit foll, außer der durch 
den Eingriff in das Eigenthum oder die —— der Forftpoligeigefepe ver: 
un Strafe, mit Gefängnifftrafe von acht Tagen bis zu drei Monaten belegt 
werben. 

$.2. Drohungen mit Schiefgewehr, Aerten oder andern gefährlichen Werk. 
zeugen ziehen Arbeits: oder Zuchthausftrafe von drei Monaten bis zu zwei Jahren 
na 


ch 

$.3. Iſt die Widerſetzlichkeit mit Gewalt an der Perſon verbunden geweſen, 
fo wird der Thäter auf drei Monate bis vier Jahre in ein Arbeits. oder Zucht 
buus eingefperrt. 

$.4. Iſt eine körperliche Beſchädigung erfolgt, fo hat der Verbrecher nach Be 
ſchaffenheit der Umſtände zwei» bis zwanzigjährige Arbeits, Zuchthaus, oder Fe 
ftungs: Strafe verwirft. 

$.5. Iſt eine der vorftehend ($. 1—4.) bezeichneten Widerfeglichleiten von zwei 

oder mehreren Perſonen gemeinſchaftlich verübt, fo fol die darauf angedrohte Frei 
beitsftrafe um ein Viertel bis zur Hälfte ihrer Dauer verfchärft werden. 
6,6. War aber die gemeinſchaftliche Verübung des Verbrechens von den Theil: 
nehmern vorher verabredet worden, fo tritt nicht nur die im $. 5. beftimmte Straf. 
fhärfung ein, fondern es ift dann auch jeder der Theilnehmer, welcher auf irgend 
eine Weife vor, bei oder nach der Ausführung dazu mitgewirkt hat, als Miturbeber 
des verabrebeten Verbrechens zu betrachten. 

$.7. Bei der Unterſuchung der vorftehend ($. 1—6.) aufgeführten Vergeben, foll 
denjenigen Forft: Beamten, welchen nach der Verordnung vom 7. Juni 1821 volle 
Beweiskraft beigelegt ift, aus dem Grunde allein, weil fie ald Denuncianten oder 
Damnificaten aufgetreten find, noch nicht die Eigenfchaft eines vollgültigen Zeus 
gen abgefprochen werben. 

6.8. Dagegen find diejenigen Perfonen, welche wegen Widerſetzlichkeit gegen 
Forft : Beamte und Berechtigte, fo wie wegen Wilddiebftahle bereits beftraft, oder 
wegen Holzdiebftahls mit einer Kriminalftrafe belegt find, als unverdächtige Zeus 
gen nicht anzufehen. 

$.9. Der Verſuch einer Tödtung fol nad) dem Grade des Fortfchritts der That 
zur Vollendung, den allgemeinen Strafgefegen gemäß, mit Zuchthaus: oder Feltungs- 
ftrafe felbft bis auf Lebenszeit, belegt werden. 

$.10. Derjenige, welcher auf einen Beamten, Berechtigten oder Auffeher fchießt, 
bat die Vermuthung gegen fich, daß er die Abficht zu tödten gehabt, und wird mit 
der Strafe des verfuchten Zodtfchlages oder Mordes belegt, wenn auch feine Ber- 
legung erfolgt ift. 

$.11. Im Fall einer ausgeführten Zödtung tritt nach den näheren Beftimmun- 
gen der allgemeinen Strafgefege die Todesitrafe ein. 

Urkundlih unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königl. Infiegel. G. S. ©. 67. 


2) Gesetz v, 31. März 1837, über ben Waffengebrauch der Forft: und Jagbbeamten. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. 2c. ver- 
ordnen über die Befugniß der Forft- und Jagdbeamten, von ihren Waffen Gebrauch 
u machen, und über das wegen mißbräuchlicher Anwendung zu beobachtende Ber: 
Fahren, auf den Antrag Unferes Staatsminifteriums und nad) erfordertem Gutach- 
ten Unferes Staatsraths, für den ganzen Umfang Unferer Monarchie, wie folgt: 

$.1. Unfere Forft- und Jagbbeamten, fo wie die im Kommunal» oder Privat: 
dienfte ftehenden, wenn fie auf Lebenszeit angeftellt find, oder die Rechte der auf 
Lebenszeit Angeftellten haben, nach Vorſchrift des @efeges vom 7. Juni 1821. $.20. 
vereidigt und mit ihrem Dienfteintommen nicht auf Pfandgelder, Denunziantenan: 
theil oder Strafgelder angewiefen find, haben die Befugniß, in ihrem Dienfte zum 
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Schuge der Forften und Jagden gegen Holz« und Wilddiebe, gegen Forft- und 
Sagdkontravenienten, von ihren Waffen Gebrauch zu machen: 

1) wenn ein Angriff auf ihre Perfon erfolgt, oder wenn fie mit einem ſolchen 
Angriffe bedrohet werden ; 

2) wenn diejenigen, welche bei einem Bob. oder Wilddiebftahl, bei einer Forft: 
oder Jagdkontravention auf der That betroffen, oder als der Berübung oder 
der Abficht zur Werübung eines ſolchen Vergehens verbächtig in dem Forfte 
oder dem Sjagdreviere gefunden werden, fidh der Anhaltung, Pfändung oder 
Abführung zu der Forft+ oder Polizei ⸗Behörde, oder der Ergreifung bei ver» 
fuchter Flucht thätlich oder durch gefährlihe Drohungen widerfegen. 

Der Gebrauch der Waffen darf aber nicht weiter ausgedehnt werden, als es zur 
Abwehrung ded Angriffes und zur Meberwindung des Widerftandes nothwendig iſt. 

Der Gebraud der Schießgewehrs als Schußwaffe ift nur dann erlaubt, wenn 
der Angriff oder bie Widerfeglichleie mit Waffen, Aexten, Knütteln oder andern 
gefährlichen Werkzeugen, oder von einer Mehrheit, welche ſtärker ift als die Zahl 
der zur Stelle anweſenden Forft» oder Jagdbeamten, unternommen oder angedro⸗ 
bet wird. Der Androhung eines folchen Angriffe wird es gleich geachtet, wenn der 
Betroffene die Waffen oder Werkzeuge nach erfolgter Aufforderung nicht fofort ab⸗ 
legt, oder fie wieder aufnimmt. 

$.2. Die Beamten müffen, um fich der Waffen bedienen zu dürfen, in Uniforur, 
oder mit einem amtlichen Abzeichen verfeben fein. 

6.3. Der Forft: oder Jagbbeamte, der hiernach von feinen Waffen Gebrauch 
gemacht und Jemand dadurch verlegt hat, ift verpflichtet, fo weit es ohne Gefahr 
für feine Perſon geſchehen kann, dem Verletzten Beiſtand zu leiften, umd wenn er 
auf Jemand geſchoſſen hat, nachzuforfchen, ob derfelbe dadurch verlegt fei. Iſt es 
erforderlich, fo muß der Beamte dafür forgen, daß der Berletste zum nächften Orte 
gebracht werde, wo die Wolizeibehörde für die ärztliche Hülfe und für die nöthige 
Bewahung Sorge zu tragen bat. 

Die Kurkoften find erforderlichen Falls, und zwar binfichtlich Unſerer Forften 
und Jagden, von der Forft+ und Jagdverwaltung, binfichtlich der andern Forften 
und Jagden aber von den Forft- und Tagbberechtigten vorzufchießen, welche den 
Erſaß von dem Verletzten und den Theilnehmern des Freveld, oder von den Beam⸗ 
ten, je nachdem die Anwendung der Waffen gerechtfertigt befunden worden ift, 
oder nicht, verlangen können. 

$.4. Auf die Anzeige, daß Jemand von einem Unſerer Forft» oder Jagd: Be 
amten ($. 1.) im Dienfte durch Anwendung der Waffen verlegt worden, hat das 
Gericht bed Orts, wo die Verlegung vorgefallen ift, mit Zujiehun eines Ober 
Korftbeamten den Thatbeftand feftzuftellen und zu ermitteln: ob ein Mißbrauch der 
Waffen ftattgefunden habe. Das Gericht ift fchuldig, hierbei auf die Anträge Rüd, 
ficht zu nehmen, welche der Ober: Forfibeamte zur Aufklärung der Sache zu machen 
für nothwendig erachtet. 

$.5. Werden in Anfehung eines Forft» oder Jagdbeamten, der nicht zu Unſern 

Beamten gehört, die im $.4. vorgefchriebenen Ermittelungen erforderlich; fo ift 
binfichtlich der ftandesherrlihen Forftbeamten ftatt des im $.4. erwähnten Ober: 
Forftbeamten, der ftandesherrliche Oberbeamte für die Polizei, oder in Ermangelung 
eines folchen, der Kreis:Landrath , hinfichtlich aller andern Forſtbeamten aber in je» 
dem Falle der Kreis:Landrath bei der Ermittelung zuzuziehen. 

$.6. Nach beendigter —— Unterſuchung ſind die Akten an das betreffende 

Gericht einzuſenden, welches die Verhandlungen, ſobald ſie als vollſtändig befunden 
—— hr Zee zur Erklärung über die Einleitung der gerichtlichen Unterfus 
ung mittbeilt. 

$.7. Rah Eingang dieſer Erklärung beſchließt das Gericht über die Gröffnung 

ber Unterſuchung. Wird diefe gegen die Anficht und den Widerfpruch der Regierung 
beſchloſſen, fo muß die Sache nad) den über die Kompetenzkonflikte zwifchen den Ges 
richten undBerwaltungsbehörden ertheilten Borfchriften erledige werden. 
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$.8. In der Rheinprovinz, ſoweit dort die Franzöfiiche Juftizverfaffung befte: 
bet, werden die Verhandlungen über die vorläufige Unterfuchung an den Dber: Pro: 
furator des betreffenden Landgerichts eingeiandt, und durch diefen der Rathskammer 
deffelben mitgerheilt, welche auf den Bericht des nftruktions:Richtere, nach Anhö— 
rung der Staatsbehörde, die im $. 6. erwähnte Prüfung vornimmt und den im $.7. 
vorgefhriebenen Beſchluß abfaßt. 

$.9. Mit der Verhaftung eines des Waffenmifbrauchs beſchuldigten Forft- oder 
Jagdbeamten darf nur verfahren werden, wenn die vorgeſetzte Dienfibehörde da. 
ns — oder wenn die Eröffnung der gerichtlichen Unterſuchung definitiv 
eſtſtehet. 

$. 10. Gegen den Forſt- oder Jagdbeamten, welcher angeklagt iſt, feine Befug— 
nis zum Gebrauch der Waffen überfchritten zu haben, können die Angaben dee Ber: 
legten, der Theilnehmer an dem Holz. oder Wilddiebſtahl, an der Forft: oder Jagd. 
fontravention, und folder Perſonen, die fchon wegen Widerſetzlichkeit gegen Forft: 
oder Jagdbeamte oder wegen Wilddiebftabls zu einer Strafe, oder wegen Holsdieb: 
ftabls und Forftlontraventionen zu einer Kriminalftrafe verurtbeilt worden find, 


für fi allein feinen zur Anwendung einer Strafe binreichenden Beweis begründen. 


$. 11. In Anfehung der Strafe der Forft: und Jagbbeamten, welche des Miß— 
brauche der Waffen fchuldig befunden worden, behält es bei den beftehenden Bor: 
fchriften der Gefepe fein Bewenden. 

6.12. Für die Eigenthümer, Befiger und Inhaber von Forften oder Jagd: Ge 
rechtigfeiten, fo wie für die Förfter, Waldmwärter und Jäger, welche die im $. 1. bes 
zeichneten Eigenschaften nicht befiken, wird durch diefes Geſetz an den beftehenden 
Borfchriften über die Selbithülfe und Nothwehr nichts abgeändert. 

Urkundlih unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterichrift und beigedrucktem 
Königl. Inſiegel. G. S. ©.65. 

8.321. Was von Jagdcontraventionen verordnet ist, gilt auch von 
Beeinträchtigungen der Fischereigerechtigkeit. 


1) Bergl. 
A) Ernenerte Fischerordnung vom 3, März 1690, (C. C. M. T.IV. Abth. 2, 

S. 247. v.R.1.1.8,166.); 

b) Fischerordnung für dad Curiſche Haff, v. 11. Juni 1792, (N. C. C. T. IX. 
&.995. v. R. II. S.322)3 

ec) Verordnung v. 6. April 1791, betr, die Fifcherei in der Ohre in ber Altmark. 
(N.C.C. T.IX.&. 73. v. N. 11. S. 74.)3 

d) Verordnung ». 12. Deebr. 1668, wegen der Macht: Fifcherei , (C.C.M. T. IV. 
Abth.2. S. 107. v. R. I. 1.S. 114.); 

e) Edict». 6.Aug. 1764, wider die Fiſchdiebereien im Amte Cottbus. (N.C.C., 
TI, 8,461, v. R. I. 3. @. 47.) 


2) Bescript v. 5. Aug. 1836, betr. die Beftrafung bes unbefugten Ungelns, 


Dem Königl. Kammergericht wird auf den unterm 17. Auguft v. J. erftatteten Bes 
richt, betreffend die Bejchwerde der Fifchergemeinde zu Schwedt in der Denunciationge 
fache wider den Fleifher B. und Genojjen, nachdem über den Gegenitand mit ‚den 
Herrn Geheimen Staats-Miniſtern Freiberrn von Brenn, von Rodow und dem 
wirfliben Geheimen Rathe Herrn von Ladenberg kommunizirt worden ift, bei Rück 
und des Berichts der Juſtizkammer zu Schwedt vom 31, Zuli pr. folgendes er: 
öffnet: j 
Die Juſtizkammer hat die Lnterfuchung gegen die von dem Fifchergewerf zu 
Schwedt wegen unbefugten Angelns beichuldigten Perſonen augenfceinlih weniger 
wegen ihrer Zweifel über die Ausſchließlichkeit der Fifhereigerechtigkeit der Denunzian- 
ten, als vielmehr deshalb abgelehnt, weil fie dafür hält, daß das unbefugre bloße 
Angeln in einem öffentlichen Strome, wegen der Deffentlichkeit, mit der es geſchieht, 
und mit Rückſicht auf die Geringfügigfeit des dabei erzielten Gewinnes, nicht nad 
8.1147. Tit. 20. Thl. II. A. L. R. friminalrechtlih als wirkliher Diebftabl, fondern 
nad 88. 321. 315, a. a. O. und nah $.5. ber revidirten Fifher- Ordnung vom 3. 
Mai 1690. (Rabe Samml. B. J. Abth.1. S. 170,) nur als eine Fifherei-Eon: 
travention polizeilich beftraft werden Tonne, 


Fi x 
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Abweichend von dem Königl. Kammergericht, welches diefe Meinung ganz zu ver» 
werfen fcheint, muß der Juſtizminiſter wenigſtens theilweife derjelben beitreten. 

Allerdings trägt das bloße unbefugte Angeln in einem öffentlihen Strome, in 
der Negeliden Charakter des Diebſtahls nicht an fi. Der Natur der Sache nad 
gefchiehr es faft immer bei Tage, frei und öffentlich, und in den meiften Fällen mehr 
zum‘ Bergmügen des Angelnden, als ans wirkliher Gewinnſucht. Dieſes letztere 
— Fer ag Diebftabls, :fowie das zweite Erfordernis, die Heimlichkeit der 

andlung, fehlen daher in der Regel bei dem Angler, und. derfelbe iſt meiftens dem 
Sagdlonrravenienten vergleihbar, welder auch nur zur Befriedigung feiner Jagdluſt, 
nicht um mit der Beute fich zu bereichern, das fremde Nevier ‚betritt, „und. eben des⸗ 
halb nicht dem wirklichen Wilddieb, der vom heimlichen Jagen ein Gewerbe 
macht, vom Geſetz gleichgeitellt, fondern bedeutend gelinder als diefer beftraft wird, 
(vergl. .$9.315—317, Tit. 20. Thl. II. U.2. N) * * 

Derſelbe Unterſchied, welchen das Geſetz hier beim unbefugten Jagen macht, wird 
auch beim unbefugten Fischen überhaupt beachtet werden müſſen, zumal der $. 321. 
a. a. O. rückſichtlich der Beeinträchtigungen der Fifchereis Gerechtigkeit ausdrücklich auf 
die Vorſchriften von Jagdkontraventionen verweiſt. 
Hieraus folgt aber, daß wenn das unbefugter Weiſe vorgenommene Fiſchen oder 
Angeln in einem konkreten Falle wirklich aus entſchiedener Gewinufucht, oder, wie 
das A. L. R. im 8. 317. ſich ausdrüdt, ald Gewerbe betrieben wird, dann aud ge: 

en den Thäter die im $.5, der Fiiher-Drdnung von 1690. amgedrohte, von der 
Drid:Polizeibehörde zu verbängende geringe Geldbuße nicht genüge, fondern die Tri- 
minalrehslihe Strafe des Diebftabls ($. 1147. Tit, 20. Thl. IL A.L. R.) gerichtlich 
zur Anwendung gebradt werden müſſe. 
Nach dieſer Ausführung muß daher zunächſt dem Magifirat zu Schwedt der erfte 
Angriff und die Unterfuchung rucdjichtlih jeder von der ifchergemeinde zur Anzeige 
gebrachten unbefugten Ausübung der Fifcherei überlaffen bleiben. Eben diefe Behörde 
verhängt die, im 8.5. der Fiſcher-Ordnung beftimmte Volizeiftrafe gegen die Denuns 
ziaten, fofern diefen nur eine Contravention zur Laft fälle. Finder ſich aber bei der 
Unterfuchung in einem gegebenen. Falle, daß das unbefugte Fiihen als Gewerbe be 
trieben worden ift, daß aljo z. B. der Thäter die gefangenen Fiſche verkauft oder zu 
verkaufen beabfichtigt bat, fo muß die Sache zur Einleitung der Criminal» Unterfu- 
chung an die Gerihtsbehörden abgegeben werden. 

Mit der vorftehend entwicelten Auſicht haben ſich auch die Herren Geh, Staat 
minifter Freiherr von Brenn und von Rochow, fowie_ der Herr Wirklihe Geheime 
Rath von Ladenberg in dem abfchriftlich anliegenden Schreiben vom 29. Juni ce. eitts 
veritanden erklärt, und veranlaßt der Juſtiz-Miniſter daher das a Kammer: 
Gericht der Juſtizkammer zu Schwedt diefe Verfügung mitzutheilen und ihr die darin 
aufgeftellten Grundfäge zur Nachachtung anzuempfehlen, 

Bet | Act. des Zuftiim. Gen. F. No. 56. fol. 18. 


= Bergwerkscontraventionen., _ 
8. 322. Wer den Staat inder Ausübung und Benutzung des ihm vor- 
behaltenen Bergwerksregals:(Tit. 16. Abschn.:4.) beeinträchtigt, hat die 
in den besondern Bergordnungen festgesetzten Strafen zu erwarten. 


1) Wergt. die Provinzial- Bergordnungen: s 
&) für bad Herzogthum Eleve, Fürftenthbum Meurs und bie Graffchaft Mark, vom 
28. Hpril 1766 (0. 0.1.3.3. 168.) nebft Declarationen v. 13. Septbr. 1777. (0.0. 1.6.@.255.) 
13. März 1786, (0.0.1.7. S. 500.) und Batentv.16.Mai 1803, betr. die Verwaltung bes 
Bergwerföregals in dem ehemaligen Bisthum Baberborn nach den Borfhriften bes U, 2. N. 
und ber Bergordnung v. 29. April 1766 (v.R, VIL 2, 464.); 


b) für das Herzogthum Schlefien und die Graffchaft Slatz, v. 5, Juni 1769 (Kornfche 
Ebdietenfamml, u. N.C.C. T.1V. &. 5327.) 


©) für dad Herzogthum Magdeburg, das Fürftenthum Halberftabt und die Grafichafs 
ten Mannöfeld, Hohenftein und Rheinftein, v. 7. Deebr, 1772, (v.R.1. 4. &.446,) u. Patent 
v. 9. April 1803, betr. die Berwaltung des Bergmwerfsregald in ben von Preufen in Bepig 


genommenen Gcbieten bed Fürftenthums Hildesheim, des Eichöfeldes und der Städte Mühl⸗ 
haufen, Nordhauſen und Erfurth. (v.R. VII. S. 432.) 


' 2) &. übrigens U. 2.R, IL. 16, 8.97, 136, 151,152, 208— 219, 
Mannkopff Aug. Landrecht VIL, 25 


’ 
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Achter Abschnitt. 
Von den Verbrechen der Diener des Staats. 


1) C. ©. v. 6. März 1821. und v. 5.@eptbr, 1821., betr. die Unweubung ber Borfchrif: 
-ten dieſes Abſchnitts bei Dienftvergeben ber Berwaltungsbeaniten in beu Provinzen, mo bad 
M.L.N. noch nicht eingeführt it; ſ. au $. 91. dieſ. Tit. 

2) C.©.v.21.Zuli 1826., betr. die Beftrafung der Dienftvergehen ber Gerichtäfchreiber 
und Gerichtövollzicher in den Nheinprovinzen. 


Ich beftimme auf Ihren im Berichte vom 18. Juli c. enthaltenen Antrag, daf 
den Gerichten der Rheinprovinzen, gleich wie es.in der Verordnung vom 25. April 
1822, wegen der Rotarien geſchehen, die Befugniß beigelegt werden foll, auch ge 
gen die Gerichtsichreiber und Gerichtsvollneher, wegen Dienftuergehungen ſelbſt 
ftändig zu erfennen. Zu dem Ende jege Ich Folgendes feft: 

1) Bei dem Appellationshofe, den Aifiienböfen, den Landgerichten und den Han—. 
delsgerichten erfennet jeder Senat oder jede Kammer über diejenigen Dieciplinar: 
vergehen der Gerichtöfchreiber und Gerichtsvolljieher, welche in feiner Sitzung ftatt 
finden, ohne daß eine Berufung zuläfiig ift, 

2) Alle andere, zu einer Dieciplinar: Rüge geeignete Handlungen der genannten 
Beamten, mit Ausnabme der bei dem Appellationsbofe angeftellten Gerichtsfchrei. 
ber und Gerichtsvolljieher, werden, auf Betreiben des Dber - Profurators, vor eine 
Zivilkammer des Landgerichts, in deffen Bezirk der Veihuldigte wohnt, gebracht, 
und es wird darüber entfchieden, nachdem der Beichuldigte geladen und, wenn er 
perſönlich erfchienen ift, in feiner Vertheidigung gehört worben ift. 

3) Die Dieciplinarftrafen, welche die Gerichte, nah Maafigabe der Schwere des, 
dem befhuldigten Beamsen zur Laft fallenden Vergebene, zu erkennen baben, find 
Grmahnung, Warnung, Verweis, Gelditrafe von 5 bis 20 Thalern, Suspenfion 
und Dienftentfegung. “Eine Suspenftion darf nie auf mebr als drei Monate er 
kannt werden. Ein Verweis ziebt den Verluft eines monatlichen Gehalte, die Sus— 
penfion ben Verluſt deffelben auf ihre ganze Dauer nach ſich. 

4) Gegen alle Enticheidbungen diefer Art ($$. 2. und. 3.), fo wie gegen diejenigen, 
binfihtlid der Notarien nad der Verordnung vom 25. April 1822, foll die Beru— 
fung an den rbeinifchen Appellatioushof, ſowohl von Seiten des Dber : Profure: 
tors, als des Angeichuldigten, zuläfjig fein. Wenn jedoch das Erkenntniß der. er- 
ften Inſtanz eine Suspenfion, oder die Dienftentiegung ansfpricht, fo muß der 
verurtheilte Beamte, vom Zage der Yuftellung des Urtels; bis zu einem in zweiter 
Inſtanz zu feinen Gunften erfolgten abändernden Erfenntniffe, fih der Ausübung 
feines Amts enthalten, bei Vermeidung der, im Strafgefegbuche angedrobten Stra. 
fen und der Nichtigkeit der von ihm vorgenommenen amtliben Verhandlungen, 

5) Die-Dieeiplinarveraeben der bei dem Appellationshofe angeftellten Gerichts. 
f&hreiber und Gerichtsvolljiehber werden, auf Betreiben des General: Vrokurarore 
von dem zweiten Zivilfenate des genannten Gerichtshofes beftraft. Die Berufung 
gegen die Entfheidung findet ſowohl von Seiten des General» Profurators ale dei 
Angefbuldigten, mit der unter Nr. 4, feftgelegten Mobifitarion ftatt, und geht an 
den erften Zivilfenat des gedachten Gerichtshofes, 

6) Es behält bei dem bieherigen Ausſchluß der Deffentlichkeit des Dieciplinar- 
verfahrens gegen die genannten Beamten fein Bewenden. 

7) Die Berufung gegen die Entfcheidungen muf, vom Tage der Zuftellung des 
Ürtels, in Monatsfrift eingelegt werden, und ift fpäter nicht mehr zuläffig. 

&ie wird dem Ober: Profurator, oder, nad Verſchiedenheit des Falls, dem 
General: Profurator, zugeftellt, auf deffen Betreiben das Ürtel ergangen iſt. 

Die von dem Ober: Profurator oder dem General: PBrofurator einzulegende Br 
rufung ift ebenfeils an jene Friſt von einem Monate, vom Tage des ergangenen 
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en an, gebunden; fie wird dem Angefchuldigten in der gewöhnlichen Art 
notificirt. 

8) Die rechtskraͤftigen Erkenntniſſe gegen Gerichtsvollzieher, welche auf Sus. 
penfion oder. Dienſtentſezung lauten, ſollen durch die Amtsblätter der rheiniſchen 
Regierungen bekannt gemacht werden. 


“+ “ % 


9) Die bis zur Verkündigung des gegenwärtigen Kabinetsbefehls ergangenen 
‚und von.dem Appellationshofe, nach der bisher befolgten Form, bereits beftätigten 
Disciplinarbeſchlüſſe follen ohne Weiteres vollftrede werden, Hinſichtlich der von 
dem Nppellationehofe noch nicht beftätigren Wefchlüffe der Landgerichte, fo wie der⸗ 
jenigen, welche nach den bieher beftandenen Gefegen nicht dem Appellationshofe, 
fondern unmittelbar Ihnen, dem Juftizminifter, zur Beftätigung vorgelegt werden 
follen, und noch nicht betätigt find, fälle die Beftätiqung in der bisher gewöhnli⸗ 
chen Art weg; aber es ift dem Beſchuldigten eine Frift von einem Monate, vom 
Zage der ihm zu machenden Zuftellung, bewilliget, um die Berufung in der oben 
angegebenen Art einzulegen. Auch dem Ober. Profurator ſteht diefe Berufung zu, 
nur muß diefelbe in Monatfrift, vom Zage ber Verkündigung des gegenidärfigen 

Befehls, dem Befchuldigten zugeftellt werden. nd 
10) Alle bisher beftandenen Geſetze, in ſoweit fle den obigen Beſtimmungen zu. 

wider find, treten vom Zage der Verkündigung des gegenwärtigen Befehle, au. 

fer Kraft, u G. S. S. 71. 


Grundsätze: 1) Vergehungen bei Erlangung eines Amts, 

.323. Wer sich ein öffentliches Amt anmasst, ohne.von’ der Be- 
hörde dazu bestellt und verpflichtet zu sein, der haftet für allen durch 
ein solches Unternehmen dem Staate oder einem Dritten verursachten 

‚Schaden; auch wenn derselbe nur durch das geringste Versehen ver- 
anlasst worden. ' 


.324. In so fern dabei ein Betrug beabsichtigt worden, treten die 
8 
$. 1377. sqq. enthaltenen Strafgesetze ein. | ! 


1) A. L. R. Thl.U.Tit.10. 8.76- 81. 


8.76, Niemand fol ſich eigenmächtig die Verwaltung eines Amts anmaa- 
fen, wozu er von der vorgefeßten Behörde nicht angewielen worden. | 
8.77, Wer diefes thut, und vermöge eines folhen Amts Handlungen vor⸗ 
nimmt, zu welchen er nach den Gefegen überhaupt nicht qualificirt ift, deffen 
Handlungen find unfräftig. | u 
8.78. Mangelt e8 ihm nicht an den erforderlichen Eigenfchaften zu Hand⸗ 
lungen diefer Art überhaupt, fo können zwar feine —— zum Nach⸗ 
theile der Parteien, in der Regel und wo nicht beſondere Geſetze eine Aus- 
nahme vorfchreiben, für nichtig nicht angefehen werden. 
8.79. Er hat aber, auch in diefem Falle, nach’ Verhältniß des Grades ſei⸗ 
ner Schuld bei der ungebührlichen Anmaafung des Amts; feiner and den 
Umständen fich ergebenden unerlaubten Abficht dabei; nnd der ans der Anmaa« 
fung entitandenen ſchäͤdlichen Folgen, wenn nicht befondere Geſetze die Ahn⸗ 
dung näher beftimmen, willführliche Geld+ oder Befängnifftrafe verwirkt. 
F. 80. Alles, was der unbefugte Anmaaßer bei Gelegenheit der von ihln 
unternommenen Amtshandlungen empfangen hat, muß er zurückgehen. 
$.81. Niemand foll, bei zehn bis dreihundert Thalern. fiscalifcher Strafe 
fih ein Amt anmaaßen, welches ihm nicht auf eine der eingeführten Ordnung 
gemäße Art übergeben worden. Ei | 
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2) .Declaration vom 9. März 1834, betr, Die. Beftrafung der Unmanfung.geiftliher 
Amtshanblungen. ae : ai ‚ng. geil 


Zur Erledigung der erhobenen Zweifel über die Anwendbarkeit der $$. 76 bis 


79, Tit. 10. Thi. II: des A.L. R. auf die Anmaßung geiftlicher Amtshandlungen, 


beftimme Ich biermit, daß die $. 79. I. c. angedrohte Geldbuße bis ig Thaler, 
oder Befängnißftrafe bis ſechs Wochen eintreten Tot, Sera Derfehie hr 


Ordination zu einem geiftlichen Amte nicht erhalten haben, ſich geiftlicher Amts: 


bandlungen anmaßen, insbeföndere das heilige Abendmahl ausıheilen, Konfirmation, 


"eine Trauung oder Zaufbandlung vornehmen, mit alleiniger Ausnahme des Falles 
- einer Notb» Taufe nach der gefeglichen Beftimmung. Sollte über die Noth-Taufe 


an einem Orte weder durch Dbfervanz, noch: durch die Provinzial: Kirchendrdni 

etwas feftgeftellt fein, fo bat dus Provinzial: Konfiftorium mit eiserne 
Minifteriums der geiftlichen Angelegenheiten das. Erforderlihe anzuordnen und 
durdy die Amteblätter bekannt zu machen. G:&. 5.60. 


8. 325. Wer sich durch Geschenke oder Versprechungen, es sei 


an Gelde, Geldeswerth, oder andern Vortheilen in ein..öffentliches 


Amt einschleicht, der soll sofort und ohne weitere Rücksicht cassirt 
werden, :- — a ne a 

8. 326. Wer sein, Recht zur. Ernennung öffentlicher Staats -- oder 
Kirchenbedienten, gegen die Vorschrift der Landesgesetze, vorsätzlich 
missbraucht, der wird desselben für seine Person auf immer verlustig. 

8.327. Wenn dergleichen Missbrauch von Collegien und Corpora- 
tionen begangen. worden: ‚so verlieren die gegenwärtigen Mitglieder, 
welche daran Theil genommen haben, ihr Stimmrecht bei solchen Wah- 


‘len auf Liebenszeit. % 


.- 8,328. Es kann daher. das Wahlrecht .von.einem sölchen'Collegio 
nicht eher wiederum ausgeübt werden, als bis wenigstens. drei Mitglie- 


der, die an, dem vorigen Missbrauche nicht Theil genommen:haben, xor- 


handen sind. F AR: J 

g. 329. Vorgesetzte, welche Jemanden, ohne die vorgeschriebene 
Prüfung seiner Fähigkeiten, und seines sittlichen Verhaltens, zu einem 
öffentlichen Amte befördern, sind bei entstandenem Schaden, nieht-nur 
dem Staate, sondern auch einem Jeden, der. dadurch Nachtheil .erlitten 
hat, verantwortlich, , . | a — 

8.330. In den Fällen des $. 325 —329. wird die ernannte oder ge- 
wählte ‘Person von -dem Amte ausgeschlossen, und dasselbe vbn der 
vorgesetzten Instanz einer andern dazu tüchtigen Person nach Gutbe- 
finden übertragen.  '.  . ' | HB 

8.331. Vorgesetzte, welche Jemanden gegen Geschenke, Viortheile, 
oder Versprechungen, zu einem Amte befördern, vorschlagen, oder ihm 
sonst dazu verhelfen, sollen nicht nur für allen von einem solchen‘ Of- 
fieianten verursachten Schaden selbst haften, ‚sondern haben,auch Cas- 


‚sation verwirkt.;... ‘ 


S. 332. : Ausserdem, müssen sie in.den vierfachen. Betrag des erhalte- 


nen Geschenks oder Vortheils; oder wenn dieses keiner gewissen 


Schätzung fähig.ist, in eine willkührliche Geldstrafe, nach; Höhe ih 
Jahrgehalts, verurtheilt werden. — re | 0 IMKOB 
| 2) Bei Verwaltung desselben, 


€. ®. o.1 1.Ung. 1832, wegen Auwendung ber Strafgefege über Aurtöver 
geben und 
Berbrechen ohne linterfchieb, ob der betreffende Beamte einen Amtseid geleiftet hat oder nicht: 


Aus dem Berichte des Staatsminifteriums vom 19. Zuli-d. 3. babe 3 
ben, daß einzelne Gerichtähöfe die Anwendung der — — Fr db 
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und Berbredhen, von dem Nachweiſe des geleifteten Amtseides abhängig machen. 
Da diefe Anſicht unrichtig ift, eim jeder Öffentlicher Beamter vielmehr eben fo, wie 
ein Privatbeamter, mit der Uebernahme des ihm anvertrauten Amtes die Pflichten 


defjelben in ihrer ganzen Ausdehnung -zualeich mit übernimmt, und die —— 


eines Amtseides, wo ein ſolcher überhaupt erforderlich iſt, nur ein religiöſer Antrie 

zu erhöheter pflichtgemäßer Aufmerkſamkeit und zu gewiſſenhafter Erfüllung ſeiner 
Obliegenheiten für ibn fein ſoll; fo fege Ich hierdurch, nach dem Antrage des 
Staatsminifteriums, für den ganzen Umfang Meiner, Staaten und mit aus» 
drüdliher Aufhebung aller diefen Vorfchriften etwa entgegenftehenden Beftimmun- 


en feft: 
: 1) Ein jeder, dem ein öffentliches Amt von der betreffenden Behörde proviforifch 
oder: definitiv anvertraut wird, übernimmt dadurch zugleich olle mit dieſem Amte 
verbundene Pflichten. Ä : 

2) Käßt er fi ein Amtsvergehen oder Verbrechen zu Schulden kommen, fo finden 
die darauf angeordneten Strafen ihre Anwendung, ohne Unterfchied, ob er einen 
Amtseid geleiftet hat oder nicht. Er Zt G. S. S. 204, 

8.333. Wer den Vorschriften seines Amts vorsätzlich zuwider han- 
delt, der soll sofort cassirt; ausserdem, nach Beschaffenheit des Verge- 
hens, und des verursachten Schadens, mit verhältnissmässiger Geld-, 
Gefängniss- oder Festungsstrafe belegt; und zu allen fernern öÖffentli- 
chen Aemtern unfähig erklärt werden. Ä 

8.334. Wer aus grober Fahrlässigkeit oder Unwissenheit seine Am 


pflichten verletzt, hat verhältnissmässige Geldstrafe, Degradation, oder 


Cassation verwirkt. 
Sin Betreff ber Zuftizbebienten f: 88.366. u. flgd. bief. Tit. er 
8.335. Wer sich geringer Versehen in seinen Amtspflichten schul- 


dig gemacht hat, soll durch Warnung, Verweise, und geringe Geldstra- 
fen, zur bessern Beobachtung seiner Pflichten angehalten werden. 


1) Bescript vom 9, Mai 1831, daft geringere Dienftvergehen ber Subaltern: Beam: - 


ten mehr im Diöciplinarwege, ald durch förmliche Unterſuchung zu beftrafen, 
Das Zufig-Minifterium hat in der neuern Zeit mehrmals zu bemerken Gelegen- 
heit gehabt, daß bei geringeren Dienftvergebungen der Gerichts -Subalternbeamten 


in den dazu geeigneten Fällen von der disciplinarifhen Strafgewalt, ja felbft nicht , 


einmal von dem in dem 8.253, des Anhangs zur U. G. O. den Dbergerichten vor 


gefchriebenen, abgefürzten Strafverfahren Gebrauch gemacht, vielmehr ftart deſſen ſehr 


häufig der wmeirläuftige Weg des fürmlidyen fiscaliihen oder gar des Criminal: Uns 
terfuhungsprocefies gewählt, und dadurch nicht nur den, ohnehin mir Gefchäften 
überhäuften Gerichten unnöthigerweiſe ein unverhältnifmäßiger Zeit: und Arbeitsauf: 
wand, fondern zugleich der Nachtbeil herbeigeführt wird, daß ſolchen kleineren Ver⸗ 
chungen die angemefjene Strafe nicht, wie fie es follte, moͤglichſt fchnell auf dem 

uße folgt, und daß häufig fehr brauchbare Beamte, die übrigens ſich treu und 
pflichtmäßig geführt haben, und durch eine ernfte Disciplinarftrafe auf den rechten Weg 
a be werden würden, aus dem Dienft enifernt und ohne alle Roth mit 
hrer Familie unglücklich gemacht werden. Jenes Verfahren ift den, über die Disciplinar: 
at der Vorgefegten beftehenden Borfchriften, fo wie der Beſtimmung des A. L. N. 

hl.I. Tit. 20. $.335. entgegen und dem König. Dienfte ſchon deshalb nicht vor- 
theilhaft, weil e8 die Disciplinargewalt begrenzt. Das Minifterium bemerkt hierbei, 
baf des Königs Majeität ganz memerlich zu befehlen geruber haben, daß ein, wegen 
eines unbedeutenden Dienftvergehens im Wege des Unterfuhungsproceffes geſproche⸗ 
nes Urtheil unvollitredt bleiben und jenes Vergehen durch den Borgefepten der Bes 
hörde disciplinariſch gerügt werden ſolle. 

Sämmtliche Königl. Obergerichte werden daher hierdurch angewieſen, in den oben⸗ 
gedachten Fällen ſich mehr als bisher hiernach zu achten, und werden inſonderheit 
die Präfidien aufgefordert, in jenen Fällen ihre Disciplinargewalt häufiger eintreren 
u laſſen. Sollte letztere nach Bewandniß des Vergehens nicht ausreichen, . 
einesweges, wie nur zu häufig gefchieht, fofort zur fistalifchen, oder gar zur 


* 
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minal:Unterfuhung zu fchreiten, fondern es muß vielmehr, foviel immer möglich, das 

im Anhang der A. G. O. 8.253, vorgefhriebene abgefürzte Verfahren eintreten, 
Die Untergerihte haben, fo weit dies auf ihre Verhältniſſe anwendbar iſt, ſich 
hiernad ebenfalls zu achten, und die Dbergerichte darauf, daß das geicheben, zu halten, 
v. K. J. B. 37, ©. 374, 


2) Bergl. A. G. O. Thl. I. Tit. 7. 9,41. in Betreff ber Beſtrafung der Gerichtöboten, 
welche über die Inſinuation einer Berfügung falſch berichtet haben. 


8.336. Bewirken aber diese Strafen keine Besserung bei ihm; so ist 
er für einen Menschen anzusehen, der aus grober Fahrlässigkeit seinen 
Amtspflichten zuwider handelt, 


Bescript v. 27. Oetbr. 1810, da wenn gegen Beamte wegen vorfäglicher Ueber⸗ 
tretung der Umtöpflichten auf Umtdentfegung erfaunt wird, zugleich auch Die Unfähigkeit au 
fernern Hemtern audgefprochen werben mülfe, ' 

Es it einigemale der Fall vorgefommen, daß gegen üffentlihe Beamte, welche 
ſich einer vorfaglichen Uebertretung ihrer Amtspflihten, aud wohl einer Verlegung 
der Treue und Gewilfenhaftigkeit, fhuldig gemacht haben, zwar auf die Entſeßung 
von denjenigen Amte, deffen Ausübung zu dem Vergehen Gelegenbeit gegeben bat, 
nicht aber zugleih auf die Entziehung anderer, von dem Werurtbeilten befleideren 
Aemter, und nicht auf die: Unfahigfeitserflärung zu allen fernern öffentlichen Aemtern 
erfannt worden. Diefes ift jedoch nicht allein den Vorfchriften der Geſetze, fondern 
auch Unferm mehrmals erklärten Willen entgegen, nad welchem der Staatsdienft nur 
von Männern verwaltet werden foll, denen im Abſicht ihrer Prlichtrteue fein Bor: 
wurf gemacht werden kann. Das A L. R. Thl. 2. Tit. 20. $. 333, will jeden Beau 
ten ohne Unterſchied, welcher den Vorſchriften ſeines Amtes vorſätzlich zuwider han— 
delt, ohne Rückſicht auf die Beſchaffenheit des Vergehens und des verurſachten Scha— 
dens, mit der Amtsentſetzung, und der Unfähigkeitserklarung zu allen fernern öffent: 
lihen Aemtern, beftraft willen, und diefe Strafe muß alſo eintreten, in fo fern bei 
den einzelnen Arten der vorfäglichen Pflichrübertrerung nicht eiwas anders ausdrück⸗ 
lich fefigefegt worden. Es liegt auch in der Natur der Sache, daß derjenige Staats 
diener, welcher Pflichten übersreten bat, die die Verwaltung eines jeden offentlidhen 
Amtes vorausfest, nicht des einen Amtes entfegt, und zugleich in einem andern, viel 
leicht noch ehrenvollern und einträglichern, als unbeiholten beibehalten werden kann. 
Wir finden Uns veranlaft, Euch auf diefe Grundfäge aufmerffam zu machen, und 
erwarten deren Befolgung in vorkommenden Fällen. Sind ic, 

Mathis B.9. S. 434. Ir. Abſchnitt. 


8.337. Wer sein Amt zum Nachtheile der gemeinen Sicherheit, zu 
Erpressungen, oder sonst zum Drucke der Unterthanen des Staats miss- 
braucht, soll desselben entsetzt werden, und ausserdem verhältnisswnäs- 
sige Gefängniss- oder Festungsstrafe leiden. 


8.338. Betrug, Verfälschung, Dieberei, Contrebande, Defraudation, 
und andere gemeine Verbrechen, sollen an Beamten, die ihr Amtsanse- 
hen zu deren Begehung oder Verdeckung gemissbraucht haben, ausser 
der wider sie zu verhängenden Cassation, durch Schärfung der ordent- 
lichen Strafe des Verbrechens geahndet werden. 


8.339. Auch wenn Beamte ein Verbrechen begehen, welches mit ih- 
rem Amte in keiner Beziehung steht; wofür aber, nach Vorschrift deı 
Gesetze, Zuchihaus- oder Festungsstrale gegen sie erkaunt werden. 
muss, soll allemal, noch ausser dieser Strafe, ihre Cassation erfolgen, 


1) C.©. ». 11. Jan. 1813, dafı Feitungsarreft den Beamten an ihrem fonft guten Ra: 
men nicht nachtheilig fein, und erft bei einer längern als einjährigen Dauer die Amtsentſez- 
sung zur Folge haben foll, 

Ich habe Mich in mehrern einzelnen Fällen dahin geäußert, daß der Feftungd: 
arreft an fi den Eivilbeamten an ihrem font guten Namen nicht nachtbeilig ſein 
fol. Diefe Meine Willensmeinung wiederbole Ich hierdurch und verordne mit 
Bezug auf den $. 339, Tit. 20, Thl. IT. des A.L.R., daß künftig nicht mehr auf 
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die Kaffation eined Beamten als bloße Folde des Feftungsarreftes erfannt werden 
fol. Da jedoch mit einer langen Dauer diefer Etrafe die Beibehaltung des Verur: 
theilten im Dienfte nicht vereinbarlich ift; fo muß die Amtsentfegung eintreten, 
fobald auf einen längern als einjährigen Feftungsarreft erfannt worden ift. Hier 
nah haben Sie das Erforderliche zu verfügen und bedarf es übrigens der in der 
6. D. vom 7, Februar 1803. vorgefchriebenen Anfrage in den einzelnen Fällen 
nicht weiter. ®.©.6©.5., 


: 2) Mescript des Staatsminifterii v. 10. Septbr. 1814, daft bie Bernrtheilung eines 
Staatddieners zur Zuchthausſtrafe bie Umtdentfegung mach fich ziehen ſoll. 


Auf gefchehene Anfrage: 
ob ein zur Zuchthausftrafe verurtheilter Staatsdiener infofern indem Erkennt⸗ 
niffe die Dienftentfegung nicht ausdrüdlich feitgefegt worden, nad) ausgeftande: 
ner Strafe wieder zum Dienjte zugelaffen werden fol? 
ift befchloffen worden: 
daß in allen Fällen, wo ein Beamter Zuchrhausftrafe erlitten hat, er feiner 
Stelle von ſelbſt verluftig fein foll, es fei denn, daß derfelbe in befonderen Fäl- 
len auf vorherigen Bericht der Behörde durch einen Beihluß des Staats: Mi: 
nifteriums zur Fortſetzung feiner Amtsverwaltung für fähig erflärt worden, 
v. K. J. 8.3.6. 296, 


3) a) Bescript ». 9. April 1821, daſt bei Verbrechen, welche den Verluſt der Natios 
naleocarde nach fich ziehen, auch die Umtsentfegung eintreten müffe, 


Wenn gleich der Zuftigminifter dem Griminal-Senate rücjichtlih der in dem Be 
richte vom 7. v. M. enthaltenen Ausführung darin beiftimmt, daß gegen den Chauf: 
feegeld: Einnehmer S. nad der Verordnung vom 26. Februar 1799 auf Gefängnif- 
ftrafe hat erfannt werben fünnen, fo bleibt doc, immer der wegen des verübten Dieb: 
ſtahls feſtgeſetzte Verluft des Rechts, die National:Cocarde zu tragen, eine mit der 
Ausübung eines öffentlihen Amts fo unvereinbarliche Beftrafung, daß auch ohne aus— 
drücliches Geſetz die Kaſſation in einem ſolchen Falle eintreten muß. Auf den ©. 
findet außerdem der 3.363, Tit. 20. Thl. I. des U.L,R. Anwendung, da fich unſtrei⸗ 
fig ein öffentlicher Beaitter, welcher an einem Diebſtahl Theil nimmt, einer nieder 
trachtigen Aufführung ſchuldig und ſich dadurd verächtlih macht. 

(Gen. Yet. des Juſtizm. L. R. Nr, 13. Vol: I. Fol. 27.) 


b) Rescripto. 2. Febr. 1825, denfelben Gegenftand betreffend, 
f. an $ 90, dief, Tit, unter d. L. 
4) a) C.©®.v. 21. Rovbr. 1829, betr. ben Verluſt bed Ziteld und fonftigen Dienftpräs 
Dicatd verabfchiebeter Militairperfonen und Beamten; 
b) C.©. v. 14. Mai 1830, betr. die Anwendung ber vorgedachten E.O. auf beurs 
laubte Landwehroffizierez 


5) a) C.©. v. 21, Mai 1825, betr. die Penfionirung der Beamten und ben Verluſt der 
Benfionen, 
b) O. O.v. 12, Rovbr, 1836, betr. den Berluft der Penfionen ber Offiziere und Mis 
litairbeamten; 
ec) O. O. v. 17. März 1829, 25. April 1835 u. 6. Oetbr. 1837, wegen Verwirfung 
des Militair: Gnabengehalts und Berluft des Eivilverforgungsfcheins Seitens der im Civil⸗ 


dient angeitellten und ihres Amts entfegten Militair: Invaliden, 
f. zu 8.90, sub F.2—4, 


6) In Betreff der Zuläffigkeit u, des Verfahrens bei den auf adıniniftrativem Wege 
erfolgenden Dienftentlaffungen der Beamten vergl. : \ 

a) O. O. vom 12. April 1822, betr. dad Verfahren bei Umtdentfegungen der Geiftlis 
eben, Lehrer, fo wie auch anderer Beamten, (G. S. 8.105); und C. ©. v. 27. April 1830, 
wegen unfreiwilliger Emeritirung in Unterfuchung gewefener Geiftlichen ze. (G.&. S. 81.); 

b) ©.©. v. 21. Febr. 1823, betr. bad Verfahren bei den auf adminiſtrativem Wege 
erfolgenden Dienftentlaffungen der Eivilbeamten, mit Ausnahme der richtexlichen Beamten, 
(6.8. &,25.); 

©) C.©.». 24, Septbr. 1826, betr. dad Verfahren bei der unfreiwilligen Dienftents 
laffung der bei der Militairverwaltung angeftellten Beamten, (G. S. S. 85.); 
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d) ©. ©. v. 16.Yuguft 1826 und 4. Septbr. 1627, betr, bad Verfahren Behufs ber 
unfreiwilligen Benfionirung der Beamten, (nicht abgedruct) und Rescript v. 8. Juni 
1837, daft durch unfreiwillige Penfionirung auch richterliche Beamte ihres Amts entla ſſen 
werden können ; O. O. v. 5. Deebr. 1834, betr. das Verfahren bei unfreiwilliger Dienſtent⸗ 
laſſung der Steuerbeamten und bei unfreiwilliger Penſionirung der Beamten (v. F. J. B. a4a4. 
&.332,); O. O. v. 21 Oetbr 1636, betr. bad Verfahren bei Eutlaſſung untauglicher noch 
nicht 15. Jahre dienender Beamten im Dideiplinarwege, (0.8.3. B. 46, &,535.) 
(f. zull. 10, 8.101.) 


8.340. So oft ein - Beamter zu Uebertretung seiner Amtspflichten 
durch erhaltenen oder versprochenen Gewinn und Vortheil verleitet 
worden, soll er, ausser der übrigen Strafe seines Verbrechens, wenn 
nicht besondere Gesetze ein Andres bestimmen, den vierfachen Betrag 
dieses Gewinnes der Strafcasse zu entrichten schuldig sein. 


8.341. So oft ein Beamter den durch vorsätzliche Pflichtwidrigkeit 
dem Staate oder einem Dritten verursachten Schaden nicht erstatten 
kann, soll derselbe, nach ausgestandener Strafe, so lange in einer öf- 
fentlichen Anstalt zur Arbeit angehalten werden, bis der Ersatz des 
Schadens auf eine oder die andere Art geleistet worden. 


1) Refer. v. 16. Febr. 1829, betr. die gegen pflichtwidrige Beamte zu verhängende Straf: 
arbeit Behufs des zu leiltenden Schadenserſatzes. — 
Der Juſtizminiſter iſt nicht damit einveritanden, daß das (Tit.) die Feſtſetzung: 
daß ein pflichtwidrig handelnder Beamter nach überſtandener Strafe fo lange in einer 
öffentlichen Anftalt zur Arbeit angehalten werden folle, bis er den einer Privarper: 
fon zugefügten Schaden erſetzt habe, wie $. 341. Tit. 20. Thl. U. des A. L. R. be 
ſtimmt, zufolge der in dem Berichte vom 23. v. M. gemachten Anzeige von dem Ans 
trage des Berhäbigten abhängig macht. Diefe Beltimmung des Eriminalrechts muß, 
wie jede Strafe, ohne Antrag zur Anwendung fommen, und es muß darauf erfannt 
werden, da das Geſetz vorfchreibt, daß fie unmittelbar nad der Strafvollitredung ein 
treten foll, und dadurd die Privatpartei von der font nöthigen Verfolgung. ihres 
Anſpruchs im Civilprozeß emtbinder. Glaubt das (Tit.) aber, daß das Erkenntniß 
diefe Folge nicht ohne Antrag ausfprehen fonne, fo hat das Collegium in ähnlichen 
Fällen immer die befhädigten Perfonen befragen zu laffen, ob fie dieje Beſtimmung 
zur Anwendung gebracht wiffen wollen, 
Gen, Act. des Zuftim, L.R. No. 6, Vol. V, fol. 3. 


2) Bergl, 8.424, dief, Ti. und O. ©. v. 15.Detbr. 1803 dafelbft, 


3) Strafe der pflichtwidrigen Vorgesetzten, 


8.342. Gegen Vorgesetzte, welche ihre Untergebenen zu unerlaub- 
ten Handlungen in ihren Diensten verleiten, sollen die Strafen, welche 


der Verbrecher selbst verwirkt hat, allenfalls bis zur Verdoppelung ge- 
schärft werden. — 


8.343. Gleichwohl soll den Unterbedienten der Vorwand, dass er 


zu pflichtwidrigen Handlungen von seinen Obern verleitet worden, von 
der Strafe nicht befreien. 


8.344. Vorgesetzte, welche in der Aufsicht über ihre Untergebenen 
sich'nachlässig erweisen, und pflichtwidrige Handlungen derselben nicht 
bestrafen, oder zur Bestrafung anzeigen, haften für allen aus dergleichen 


Amtsvergehungen solcher Untergebenen dem Staate, oder Privatperso- 
nen, entstandenen Schaden. 


8. 345. Rührt die Vernachlässigung der Aufsicht aus Trägheit' oder 
Leichtsinn her: so ist ein solcher Vorgesetzter mit verhältnissmässiger 
Geldstrafe, oder nach Maassgabe des von den Untergebenen begange- 
nen Verbrechens, mit Degradation zu belegen. 


8.854, Verbrechen der Diener: ed. Statik. 398. 


8.346. Hat ein’ Vorgesetzter ‚pflichtwidrige Vergehungen seiner Un-, 
tergebenen wissentlich und vorsätzlich geduldet:;so soll ihn eben, die; 
Strafe, wie die pflichtvergessenen Untergebenen selbst, treffen.  _ 

‚8.347. Ist dergleichen Nachsicht um Geschenke ‚oder anderer Vor-, 
theile willen gestattet worden;; so, sol] die im Gesetze bestimmte Strafe, 
des Vorgesetzten mit einer Geldbusse auf den vierfachen Betrag des 
Empfangenen, oder mit verhältnissmässiger Festungsstrafe geschärft 
werden. ae u u 


Io 2 Vorkuugiagmithl, Die RENTEN 
8.348. Vorgesetzte. sollen ‚sich. mit ihren ‚Untergebenen in keine 
Darlehns-, Bürgsehafts-, oder andere Geldesverbindungen, ohne Ge- 


nebmigung ihrer Obern einlassen. ,, ‚ch 


8.349. Geschieht es-dennoch; ‚so soll. der Vorgesetzte schon allein, 
wegen der unterlassenen ‚Anzeige, in eine nach dessen Umständen em- 
pfindliche Geldstrafe verurtheilt, oder an einen andern Ort, wo er der- 
gleichen Verbindungen nicht hat, versetzt werden. 


‚8.350. Auch enge Familienverbindungen sollen Beamte, deren einer 
zur Aufsicht über. * andern verpflichtet ist, ohne Vorwissen und Ge- 
nehmigung ihrer Obern nicht eingehen. 
8.351. Entstehen aber dergleichen Verbindungen dennoch: so muss 
der Vorgesetzte solcher Beamten der obern Behörde, bei zehn bis zwan- 
zig Thaler Strafe, davon ungesäumt Nachricht geben. 0 


Bescript vom 19, Septbr. 1821, betr. die Unzuläffigkeit der Verſchwägeruug 
eines Gerichtöbirigeniten mit einem Witgliebe des Gerichts. ale TE 


"Dem Herrn Kanımergerichts+ Präübenten. Woldermann wird auf. ben, |.‘ 
wegen Eriheilung des Conſenſes zur Verheirathung des Gerichts: Affeffors N. 
zu N. N. mit der Tochter des dafigen Gerichts: Directors N. R., 4 
unterm 13, v. M. erftatteren Bericht eröffnet: dag bei einem Gerichte, welches aus 
drei Mitgliedern beitchet, eine Verfhwägerung des Dirigenten und eines Mitgliedes 
des Gerichts nicht gedulder werden fann., Denn das A. L. R. verbieter Thl. 2. Tit. 8. 
8.124. Verbindungen diefer Art zwiſchen den Magiftrars. Mitgliedern, und mas’ da⸗ 
gen von diefen beſtimmt ift, muß noch jest auf dag Stadtgericht zu N, in Anwen⸗ 
ung gebracht werden, da diefes.von dem Magiftrate erft ausgefchieden iſt, ſeitdem die 
Stäadte-Drönung eingeführt worden, und da die Verfhwägerung der Beamten eines: 
fo tleinen Collegii alle collegialiſche Berathung aufhebt. =: 
Ueberdies zeigt die Vorſchrift des UL. R. Thl. IL Tit. 20, $.350., daß ſolche 
Berbindungen nur mit Gonfens der vorgefegten Behörde geduldet werden Tonnen, 
und der, welcher fie ohne Genehmigung eingeht, ſtrafbar wird, pi 
Der Herr Kammergerichts » Präfident Woldermann wird hierin zureihende Gründe 
zur Berweigerung des von dem Affeffor N. R. nachgefuchten Heirath:Eonfenfes finden; 
damit aber die intendirte uns nicht geftört werde, hat der Herr Präfident auf: 
bie Translocasion des ꝛc. N. N. zu denken und deshalb Vorfchläge zu machen,  - - 
v. * J. B. 18. S. 16. 


4) Vergehungen wider die Subordination. N * 
8.352. Ein Untergebener, der sich in seinen Amtsverrichtungen ge-. 
gen seinen Vorgesetzten ungehorsam und widerspenstig bezeigt, soll: 
as erstemal mit einer verhältnissmässigen Geldbusse belegt, und wenn 
diese Strafe nichts fruchtet, im Wiederholungsfalle cassirt werden, 
8.353. Ist der Ungehorsam mit groben Anzüglichkeiten, Injurien, 
oder gar Thätlichkeiten verknüpft: so zieht derselbe schon äuf das erste- 
mal die Cassation nach sich. 
8.354. Vorgesetzte, welche ihre Untergebenen mit Worten oder 
Thätlichkeiten misshandeln, sollen mit richterlichem Verweise, und 





—— 
* ————— 
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näch Beschaffenheit der Beschimpfung oder Misshandlung, mit verhält- 
nissmässiger Geld- oder Gefängnissstrafe belegt werden. 


8.355. Ein Beamter, der sich ohne Genehmigung seiner Vorgesetz- 
ten von seinem Posten entfernt, soll nicht nur allen durch seine Ab- 
wesenheit entstandenen Schaden vertreten; sondern hat auch verhält- 
nissmässige Geld- oder Leibesstrafe zu gewärtigen. 


8.356. Ein Gleiches findet gegen denjenigen statt, welcher ohne er- 
hebliche Ursache über seinen erhaltenen Urlaub ausbleibt. 


5) Gebrochene Amtsverschwiegenbeit. 

8. 357. Wer ausser dem Falle einer Staatsverrätherei ($. 111. 141. 
142. 148.) dıe ihm anvertrauten Amtsgeheimnisse Andern, die sie zu 
wissen nicht berechtigt sind, gefährlicher Weise eröffnet, macht sich 
seines Amtes verlustig, und soll nach Befinden der Umstände mit zeiti- 
ger Gefängnissstrafe belegt werden. 


8.358. Ist die Entdeckung solcher Amtsgeheimnisse bloss aus 
Leichtsinn und Unbedachtsamkeit geschehen: so findet, nach Verhält- 
niss des dadurch angerichteten Schadens, Geld- oder Gefängniss- 
strafe statt. 


S. 359. Nach fruchtlos angewandter, Geld- oder Gefängnissstrafe 
soll, im Wiederholungsfalle, die $. 357. vorgeschriebene Ahndung 
eintreten. 


C. ©. v. 21, Rovbr. 1835 , betr. die Umtöverfchwiegenheit der Beamten. 

Obgleich Gefege und Dienftinftructionen den öffentlihen Beamten Verſchwie- 
genheit über Gegenftände ihres Amtes zur Pflicht machen, fo babe Jch doch miß— 
fällig in Erfahrung gebracht, daß diefe Pflicht aus den Augen gefegt, über derg'eis 
den Gegenftände, Ä a amtliche Beranlaffung, mündliche und fchriftliche Mitthei⸗ 
lungen gemacht und folche felbft zur Publizirät gebracht worden. Cine folhe Ver» 
legung der gefeglihen Vorfchriften ıft nicht länger zu dulden; das Staatsminiftes 
rium bat daher diefe Mißbräuche abzuftellen und zu veranlaffen, daß die Departes 
ments, Chefs nicht nur ibren untergeordneten Behörden und Beamten die im Ins 
terefle des Dienftes unerläßliche Verſchwiegenheit wiederholend und ernftlich ein» 
fchärfen, fondern auch die geeigneten Anordnungen treffen, um die genaue Beobach— 
tung bderfelben zu fihern und die Propalation amtlicher Verhandlungen zu verbin« 
bern. Die Departements: Chefs haben auf die Befolgung diefer für die Beamten 
aller Kategorien geltenden Vorſchrift mit Ernft und Sorgfalt zu halten, die Be— 
amten, welche diefelbe verlesen, unnachfichtlid zur Verantwortung und Beftrafung 
zu ziehen und Mir anzuzeigen, damit fie, dem Befinden nach, neben der verwirkten 
Strafe ohne Penfion aus dem Dienfte entfernt werden. ®. ©. ©. 237. 

6) Bestechung. 

8. 360. Diener des Staats, welche für die Ausrichtung ihres Amts Ge- 
schenke oder Gaben, wozu die (sesetze sie nicht ausdrücklich berech- 
tigen, annehmen, oder durch Andere für ihre Rechnung nehmen lassen, 
sollen wenn auch kein Verdacht einer Pflichtwidrigkeit vorhanden ist, 
um den vierfachen Betrag des Empfangenen bestraft werden. 


8.361. Waltet aber zugleich ein erheblicher Verdacht -einer began- 
genen, oder vorgehabten Pflichtwidrigkeit ob: so hat der Beamte, ausser 
der Geldstrafe, 'aach die Cassation, und i im Falle einer klar erwiesenen 
Verletzung der Amtspflicht, überdies noch drei- bis sechsjährige Zucht- 
haus oder Festungsstrafe verwirkt. 
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7) Im Amte verübte lcjuiicc. 
8. 362. Gegen Beamte, welche Personen, mit denen sie im Amte zu‘ 
thun haben, bei der Ausübung desselben mit groben Anzüglichkei- 
ten, Injurien, oder gar Thätlichkeiten beleidigen, soll, ausser der dem 
Beleidigten gebührenden Privatgenugthuung, die ordentliche Strafe 
der Injurien, allenfalls bis zur Degradation, ‘oder gar Cassation, ge- 
schärft werden. — 
1) Gesetz ». 25. April 1835, über bie Competenz der Dienſt ⸗ und Gerichtöbehörden 
zur linterfuchung und Beftrafung der von Staatöbeamten begangenen Ehrenkränkungen. 
Mir Friedrih Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ıc, ıc. Um 
bie Zweifel zu erledigen, welche über die Kompetenz der Dienft + und Gerichtsbehör⸗ 
den zur Unterfuchung und Beftrafung der von Staatsbeamten verübten Ehrenkrän- 
kungen erboben find, verordnen Wir auf den Antrag Unferes Stoatsminifteriums 
und nad erfordertem Gutachten Unſeres Staatsraths, für den ganzen Umfang Un« 
ferer Monarchie, wie folgt: 
$. 1. Wer gegen einen Staatsbeamten Befchwerde darüber erheben will, daf 
derfeibe fib aus Veranlaſſung feiner amtlichen Wirkfamteit einer Ehrenkränkung 
ſchuldig gemacht habe, hat feinen Antrag bei der Dienſtbehörde des Angefchuldigten 
anzubringen, Ä Eu * 
$.2. Die Dienftbehörde hat die Verpflichtung, zu prüfen: ob der Angefchuldigte 
bei den’ angezeigten Handlungen oder Aeußerungen innerhalb feiner Amts -Befug- 
niffe geblieben fei, oder diefelben überfchritten babe. 
$. 3. Entſcheidet die Dienftbebörde, daß der Angefchuldigte feine Amtebefug: 
niffe nicht überfchritten habe, fo findet gegen diefe Enticheidung nur ein Rekurs 
Statt, welder binnen vier Wochen nach der Behändigung der Entfcheidung bei der 
böberen Dienftbehörde anzubringen ift. ’ 
$. 4. Erklären die Dienfibebörden den Angefchulbigten für ftraffällig, fo liegt 
———— ob, die Strafe zu beſtimmen, oder die gerichtliche Unterſuchung zu ver⸗ 
anlaſſen. 
Die Beſtimmung der Strafe erfolgt durch die Dienſtbehörden 
a) wenn die angezeigte Ehrenkränkung nicht von der Beſchaffenheit iſt, daß fie 
fih nah Vorſchrift des $. 216, des Anhanges zur A. ©. D. zu einer fiskalis 
fhen Unterſuchung eignet, oder — 
b) wenn der Beleidigte erklärt hat, daß er die ihm widerfahrene Ehrenkränkung 
nur von der Dienſtbehörde gerügt wiſſen wolle, 
Außer diefen beiden Fällen hat die Dienftbehörbe die Sache zur gerichtlichen 
Unterſuchung abzugeben. * | / 
$.5. Hält der Beleidigte die von der Dienftbehörde feftgefehte Strafe für zu 
aelinde, fo hat er die Wahl, entweder bei der höheren Dienftbehörde den Rekurs zur 
Verihärfung der Strafe zu erheben, oder auf gerichtliches Verfahren uͤnd Erkennt: 
niß anzutragen. Verfolgt er feine Beſchwerde bei der böberen Dienftbehörde, fo ift 
der Antrag auf gerichtliche Unterfuchung nicht ferner zuläſſig. Trägt er aber auf 
gerichtliches Verfahren an, fo wird die Sache vorfchriftsmäßig eingeleitet. Erfolgt 
jedod durch das rechtskräftige Erkenntniß feine härtere Strafe, als die von der 
Dienftbehörde abgemeffene, fo fallen dem Provokanten ſämmtliche Koften des ges 
richtlichen Verfahrens zur Laft. | 
$.6. Der Antrag bei der Dienftbehörde eines Beamten, auf deffen Beftrafung, 
wegen verübter Ehrenkränkungen, hemmt deren Verjährung. 
$. 7. Alle bisherige Vorſchriften, fo weit fie dem gegenwärtigen Gefeß entgegen« 
fteben, werden durch obige Beftimmungen aufgehoben, 
$. 8. Wegen der von Staatsbeamten ohne Beziehung auf ihr Amt zugefügten 
Ehrenträntungen bleibt es bei den bisherigen gefeglichen: ge — 


* Al 
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2) Bescript vom 18, Zuli 1836, bett-bad Berfahten In Gemäfihelt ded vorfichenden 

Geenede., : 0.00 Ya erh eh Ton u) „Eid. 
Das Geſetz vom 25. Apr, 9.9, (8. S. ©. 50.) erteilt, den Dienſthehörden bei 
Beſchwerden über Beamte, die ſich aus Veranlafung ihrer Amtswirkſquikeit einer 

Ehrenkrankung fhuldig gemacht haben, ‘die doppelte Befügniß: ee 
a) über die Borfrage zu entſcheiden, ob der Beamte bei den angezeigten Hand» 
lungen oder‘ Aeußerungen innerhalb feiner: Antsbefugniſſe geblieben -fei, oder 
diefelben überfchritten habe? (ef $. 2,) PER 
b) wenn der Beamte hierbei wirklich ſiraffällig befunden wird, in den $.4. a. b. 

:. des Geſetzes näher bezeichneten Fällen die Strafe feſtzuſetzen. „= ° >. 

Segen: die. Entſcheidung der Dienftbehörde - ode une BE EU Terz 

gu.a) über die. Borfrage iſt nah 8.3. .dem Kläger Leine Berufung auf den 
Wed Nehtens, fondern uyr der, Reluts an die höhere Dienſtbehötde geftat- 
tet; dagegen kann derfelbe u wa a 

gu b) wenn er die von der Dieuſtbehörde feſtgeſetzte Strafe für zu gelinde hält, nad) 
$.5. allerdings auf: gerichtfiches Verfahren nnd Erkenntniß provoziren. 

Hiernach muß die neuerlich in Anregung gebrachte Trage: | 

* erg befugt find, in ſolchen Unterfuhungsfahen Zeugen eid⸗ 
ich zu vernehmen? - +  ; 44 
tt Gemäßheit der in. den Reſceripten vom 29. Detbr. und 10. Novbr. 1821. und 21. 
October 1822, (Annalen B. 5. ©. 899. Ihrb. B. 20. S. 272.) ausgeſprochenen Grund» 
fäge unbedenklich bejaht werden, da eine ſolche Vernehmung der Zeugen auch ſchon 
zur Gnefheidung über die Borfrage, bei welcher die Gerichte nicht konkurriren, oft 
nothwendig fein wird. : 2... "u ir Zen. 7,1 ei! 

Damit indeffen im denjenigen Falten; wo rückfichtlich der eventuellen Frage über 
das Maaß der von dem Beamten verwirkten Strafe ‚eine fernere Unterfuhung bei 
den Gerichten eintritt, nicht. eine nochmalige Vernehmung der Zeugen geſchehe, fo 
wird bierdurd in Uebereinftimmung mit dem König. Miniſterium der geittlichen, Uns 
Pre und Medizinal -Angefegenheiten, des Innern und der Finanzen Folgendes 

mm: TR ur 

1) die Dienftbehörden haben die bei Unterfuchungen folder Art von ihnen für ers 
forderlih erachteten eidlichen Teer Ver nicht felbjt vorzunehmen, vielmehr 
ſolche ftets durch Nequifition desjenigen Gerichts zu bewirken, welches bei, einer Pros. 
vofation des Klägers auf tichrerlihe Entfcheidung über die eventuelle Frage das kom— 
petente fein würde. — 

Den Dienſtbehörden bleibt jedoch zur Vermeidung von Weiterungen vorbehalten, 
in ſolchen Fällen,:in welchen: das: eventuell kompetente Gericht vom. Sige der Dienft- 
behörde. entfernt it, die Zeugen ‚aber in der Nähe befindlich find, ‚die Vernehmung 
Pe das Gericht des Wohn: oder Aufenthaltspris der. Zeugen unmittelbar zu ver» 
anlaſſen. EEE — 

2) Tritt ſpäterhin der Fall der Provokation des Klägers auf den Rechtsweg ein, 
fo haben die Gerichte bei ibrer Unterfuhung und Gutfcheidung jene in den Vorver— 
handlungen der Dienftbehorde erfolgten Zeugenvernehmungen zum Grunde zn Tegen, 
es ſei denn, daß eine Vervollftändigung diefer Vernehmungen, die dann jedenfalls 
unter bloßer Hinweifung der Zeugen auf den ſchon geleifteten Eid geſchehen ann, 
den Umftänden nad als nothwendig fi darſtellen ſolltt. v. K. J. 8.48. ©. 288, 

8) Unordentliche Lebensart, : 

8.363. Beamte, die sich durch unregelmässige: Lebensart, ‘Spiel, 
oder Verschwendung in Schulden stürzen; oder sich durch nieder- 
trächtige Aufführung verächtlich machen, sollen ihres Amts entsetzt 
werden. nn | 

8.364. Können sie solche Schulden nicht bezahlen: so bleiben sie 
auf immer zu den Diensten des Staats unfähig. 

Verordnung v. 28, Febr. 1806, betr, bie Berfümmerung der Befoldungen unb 


Penfionen, die Befreiung der Beamten vom Perfonalarreit und dad Verfahren gegen bieje» 
nigen Beamten, welche ihre Gläubiger burch unerlaubte Mittel zum Ereditgeben verleitet, 


Ertract 


$.8. Wenn ſich aus den gegen einen Givil-Bedienten und Wenfloniften einge 
reichten Klagen, oder bei Einleitung derfelben ergiebt, daß felbige ihre Gläubiger 
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durch folfcha Warfpiegelungen zum Creditgeben werleitet,. fi ſonſt beträgerifcher 
Mittel zur Bewirtung diefes Credits erlaubt haben, oder ihnen ſonſt in Hinfiche 
deſſelben gemeine Verbrechen zur Laſt fallen, welche ihnen: die zu ihrem Amte nös 
thi —— entziehen, oben fie des nöthigen Vertrauens F oder der Deuflon, 
" welche fie geniefen, unwürdig machen; fo ift die gerichtliche Behörde, bei me 
der Rechtöftreit obwaltet, verpflichtet, und zwar, wenn ſolche ein Untergericht ift, 
durch das ihr vorgelegte Landes + Zuftig- Gollegium ‚' dem Departemeints: Chef des 
Dfficianten, oder dem Chef der Kaffe, aus welcher der Denfionift feine Penfione. 
iehet, dapen ausführliche Anzeige zu thun, ſo wie denn ıdüicdy dem Gläubiger, wel: 
„cher durch ſolche Mittel zum Saeditgeben verleites worden, eine ſolche Anzeige denk 
ſelben ‚einzureichen, unbenommen bleibt. Aurel got re sit alla .E and 
nn, Der Deparsenennes Ehäf’serfüigt demnächft die Unterſuchung durch die bei 
dem Departement angeftellten Juftizbedienten, "oder vefp. demſelben untergeordnete 
NJuͤſtiz· Collegien, welchen andy: die! Abfaſſung des: Erkenntniffes obliegt: 
5. 10. Wird der Beamte oder Penſioniſt dabei der $.S, genannten Vergehungen 
' überwiefen ; "fo hät’ derfelbe, —— ihn treffenden geſetlichen Sttafe, die 
Vaffatidn und’ refp: Vetlu —B———— — ——— 
6,11. Wenn inwiſchen in einem jolchen Felle untetluſſen worden, auf Amts. 
entſezung oder Verluſt der Penfidn zu erfenuen; To iſt dennoch der vorgefeßte Des 
partements» Chef, auch wenn der Beamte wegen eitteg‘f olchen Vergehens gar nicht 
“beftraft,, ſondern nur vorläufig frpigefprochen worden ware, befugt und verpflichtet, 
bei Unſerer Allerhoͤchſten Perſon auf Verſetzung an einen andern, Ort, oder 
“Im ein anderes Amt, wenn N Bunt ne erminderung feines Emfomtnend-verbum« 
den fein follte, der ath‘auf Dienftentlaffung, oder reip. Verluſt nnd Entziehung 
‚ber Penfion anzutragen. Ä - u — 
nn — et Antrag auf Dienſtentlaſſung oder Verluft. der Penſton geneh⸗ 
“iger, oder Auch eins ober das andere durch rechtefräftige Etkenntniſſe feſtgeſetzt, 
ſo wird alebann deu Rechten der Glaubiger gegen ben entlaſſenen oder feines Amts 
‚enttfegten Dffieiahten‘, pder. den, feiner Penſſon verluftig erflärten Penffoniften, 
nach den Borichriften ber 1. G.D, freier Lauf gelaſſen. N. C.C. TAU. &.59, 
8.365. Alles, was vorstehend $. 323—364. von den. Vergehungen 


* 


der Officianten des Staats ‚verordnet ist, gilt sowohl von, den, mittelba- 


ah. 


ren als unmittelbaren Beamten desselben: (Tit.:10; $:69.) 

L Strafe pflichtwidriger Justirbedienten: 1) bei verlibten Ungerechtigkeiten aus Eigennutz; 

8.366. Ein Richter, welcher von Parteien, die vor ihm Prozesse füh- 
‚ren, Geschenke niximt, oder sich versprechen lässt, soll schon deswegen, 
wenn er auch sonst keiner Pflichtwidrigkeit überführt werden’ könnte, 
«seines ‘Amtes! entsetzt, und wenn Verdacht oder Ueberführüng "einer 
solchen Pflichtwidrigkeit vorhanden ist, 'noch ‘ausserdem nach ‘Vor- 
schrift des $. 361. bestraft werden... - 
S. 367. Wenn’ eine Gerichtsperson in: Amtsangelegenheiten, welche 
keinen Prozess betreffen, Geschenke von’ den Parteien, annimmt, und 
€s seinen ‚Vorgeseizten nicht anzeigt: so Soll dergleichen Vergehen'nach 
Vorschrift des $.360. geahndet werden: im Wiederholungsfalle.aber, 
wenn auch noch keine andere Strafe vorhergegangen wäre,: dennöch 
die Cassation eintreten. ., end re ee lerne 

8.368. Wer einer Gerichtsperson Geschenke oder Vortheile anbie- 
tet, um sich dieselbe in seinen Rechtsangelegenbeiten überhaupt geneigt 
zu machen, der wird um den vierfachen Betrag des Angebotenen fisca- 
lisch bestraft. 2° — 

S. 369. Geschieht das Anmuthen zur Durchsetzung einer gewissen 
bestimmten Angelegenheit: so muss der Anbietende eben, soviel, an 
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Straſe erlegen, als der'Vortheil beträgt;'den er: dadurch hät erlangen 
"können:oder wollen: '- ED SEE Ion 
+ 8.370: Lässt sich der angebotene oder beäbsichtigte Vortheil nicht 
‚in Gelde schätzen: so en in den Fällen des $. 368. 369, verhälfgiss- 
imässige Gelängmissstrafe gtatit. | o 
1) Publicandum »;27, märz 1801, betr. die Befttafung der Beſtechung der Finanz: 
und Polizeibeamten, ee Ze Ir z.rin: 1. 
Seine Königlibe Majeftät von Preußen ic. ic. Unſer allergnädiafter Herr, ha⸗ 
‚ben Sich vortragen laſſen: daß das A.L:R. zwar in den $$. 368 — 370) des 20, Tit. 
des 2. Theils die Art der Beftrafung derjenigen’ feſtgeſetzt, welche Gerichteperſonen 
zu beftechen verfuchen, ‚aber eine gleihmägige Befimmung in Anfehung der Finany 
and Bolizei- Officianten nicht emhalt. © ” 
Diefem Mangel und der daraus, eutftehenden Ungewißheit abzubelfen, wird hier⸗ 
durch ‚verordnet und feſtgeſezt: ER 3 | 
“daß diejenigen, melde es verſuchen, Siyatl, und Polizei» Öfficianten durch 
Geſcchenke ji beftechen ober zu einer pfli twidrigen Geneigtheit zu verleiten, 
außer der Sonfissatimn, des Geſchenks um. * vierfachen Betrag des Angebos 
, Bin.m Gegebenen a 


uf gleiche, Art wie diejenigen fiskaliſch beftraft werden 
tollen welche einen —— beſtechen wollen. * 
Gleichmaäßig ſoll, wenn das Aumuthen zur Durchſetzung einer gewiſſen beſtimmten 
Angelegenheit geſchiebet, der Anbietende eben fo viel an Strafe erlegen, als der 
Vortheil betragen baben. würde,. ben er dadurch erlangen können oder wollen, und 
„wenn ſich der angeborene oder beabfichtigte Vortheil nicht in. Gelde fchägen läpt, fo 
“fol eine verhaͤltnißmäßige Gefängnißftrafe ftate finden. B 
‚.. . In. Anfehung der Acciie» und Zoll: Dfficionten verbleibt ed, nad Vorſchrift 
des Fdicts vom 26. März 1787. 9.24. dabei, daß diejenigen, welche denfelben Ge: 
Schenke, Douceurs oder Zrinfgelder anbieten oder geben, fo viel Thaler zur Armen. 
Kaffe bezahlen follen, ala fie Groſchen angeboten oder gegeben haben, und daß, 
‚wenn der Betrag ungewiß it, eine Geldjtrafe von 10 Rihlr. erlegt werden fol, 
© = N.C.C. T. XI. ©, 127. Nr. 18, de 1801. und Neues Arhiv B. 2. S. 67. 
2) In Betreff ber Beitechung ber Steuerbeamten vergl. | 
a) Gesetz wegen Beftrafung der Zollvergehen 8. 23.5 
b) Steuerordnung v. 3. Febr. 1819. 9,88,5 
f. zu 8.307, dieſ. Tit. 

2) aus Leidenschaftenz 

G. 371. Justizbediente, die sich aus Animosität, Privatleidenschaften, 
oder andern Nebenabsichten, zu pflichtwidrigen Handlungen ‚in ihrem 
Amte hinreissen lassen, sollen cassirt, und ausserdem mit zwei- bis 
fünfjährigem Festungsarreste bestraft werden. 


3) aus Fahrlässigkeit; 

8.372. Diejenigen: hingegen, die aus grober Fahrlässigkeit, oder 
Unwissenheit, ihren‘ Pflichten zuwiderhandeln, und dadurch dem 
Staate, oder den Parteien erheblichen ‘Schaden zufügen, sollen ihres 
Amits verlustig, und zu allen fernern Justizbedienungen unfähig er- 
klärt werden. | | 

Bergl. 8.333. u. flgbe, dieſ. Tit. und die Sufäge bafelbit. 
4) bei Sportelexcessen ; 

8.373. Justizbediente, welche durch Ueberschreitung der vorge- 
schriebenen Taxen, oder sonst durch geflissentliche Anhäufung unnöthi- 
ger Kosten, die Parteien bedrücken, werden, wenn ihnen der Selbst- 
genuss der Sporteln zukommt, um den zehnfachen Betrag der zu viel 
genommenen Gebühren bestraft. 


’ 


’ 
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374. Haben sie. sich des übermässigen ‚Sportulirens in. mehr..als 
Einem Falle, aus Eigennütz und Gewinnsucht schuldig gemacht ;,,sp 
trifft, sie die Cassation, noch ausser der verordneten Geldbusse. 
5. 375. Dagegen werden sie. nur um den; doppelten Betrag der zu viel 

enogımenen Sporteln bestraft, wenn sıe dergleichen Gebühren nicht 
für eigene Rechnung eingezogen haben. mnnas FREE ERBE 
8376. Diese Strafe trifft alsdann. denjenigen, welcher die Gebühren 
angesetzt. hat. 6: . niet sl 
ante la i) 5) bei Dopositalvergeliungeng 1..." ? WIN „m... us 
8.877. Vorgesetzte; Mitglieder, oder’ Subalternen der Gerichte, 
welche aus dem Deposito des Gerichts Darlehne aufnehmen), nässeh 
zur: baldigen. Zurückzahlung durch persönlichen Arrest 'angehalten 
werden. — wi rend 

$. 378. Ist das Darlehn gegen vorschriftsmässige Sicherheit genon- 
men worden: so muss sowohl von dem Schuldiier, als denjenigen, wel- 
che darein gewilligt haben, der zwanzigste Theil der geliehenen Summe 
zur Strafe erlegt werden. er 
$. 379. Mangelt es an der vorschriftmässigen Sicherheit: so wird ‘die 
im $. 378. bestimmte Strafe verdöppelt. Zu 
$. 380. ’Kann die Rückzahlung nicht geleistet werden: ' so treien:so- 
wohl in Ansehung des Schuldners, als desjenigen, welcher das Darlehh 
bewilligt hatte, die $: 418. sqq. vorgeschriebenen Strafen ein. - © 
6) in Criminalsachen, — 
S. 381. Lässt ein Richter einen Arrestanten über zweimal vier und 
zwanzig Stunden, von der Zeit an, da dessen Verhaftung zu seiner 
Kenntniss'gelangt ist, ohne die Untersuchung dürch seine oder der Zeu- 
gen Vernehmung zu eröffnen, im Arreste sitzen: so soll derselbe für 
jeden Tag mit einer Geldstrafe von Fünf Thalern belegt werden. 


Bescript vom 16. April 1832, betr. die fofortige Bernehmung eingelieferter Ber: 
brecher. 
Der Präfident von Frankenberg hat bei Erſtattung des Jahresberichts fiber das 
Eriminals Zuftizwefen im Departement des König, D..X. Ger. angezeigt, daß nicht 
alle Inquiſttoriate die an fie abgelieferten Gefangenen innerhalb der Frift, welche 
das AU. 2. R. Thl.2. Tit,20. $. 381. vorfhreibt, vernehmen, und daß felbft einige 
Mitglieder des Königl. Collegii der Anficht find, dab durch die erfolgte VBernehmung 
des Verbrechers im Gerichtsſſande des begangenen Verbrechens oder YAufgreifuug 
deifelben, jener gerplichen Vorſchrift genuge werde. In Folge diefer Anzeige wird 
dem yr» D. 2. Ger. hierdurd eröffnet, daß eim jeder Richter die an ihn abgelie- 
ferten Ge angenen durchaus in den erften 48 Stunden vernehmen muß, und es fei- 
wen Unterſchied manen fan, wenn auch die Bernehmung des Gefangenen: ſchon bei 
einem andern Gericht gefchehen iſt. Es ift dies ſchon deshalb nothwendig, um jeden 
Irrthum in der Perfon des Gefangenen zu vermeiden, und demfelben nicht Zeit zu 

laſſen, fich mit feinen Mirgefangenen zu berarhen und Unwahrheiten auszufinnen, 
Das Eollegium bat die Inquifitoriate des dortigen Departements auf dieſe Be 

ſtimmung ausdrüdlic aufmerkfam zu machen. * 

v. K. J. B. 39. ©, 460. 


$. 382. Ist die Eröffnung der Untersuchung gegen den Arrestanten 
über einen Monath verzögert worden; so soll der Richter, welchem 
diese Verzögerung zur Last fällt, seines Amtes entsetzt werden. 


$.383. Nur äusserst dringende Abhaltungen oder ganz unüberwind- 
liche Hindernisse, welche jedoch dem Vorgesetzten jedesmal angezeigt 


“00 Sweiter Thell. Iwärhiäfter Ditel, $.384- 


werden‘ müssen!’ "Köntien den ‚Richter wegen eines solchen Verzugs 
‘entschuldigen. 


8.384. Wer durch‘ 'pflichtwidrige' Velzögerungen‘ seiner Amishand- 
‚Jungen den Arrest: verlängert, ist im’ Falle einer Fahrlässi keit mit einer 
‚Geldbusse von fünf'bis funfzig Thälern; bei eintretender böser Absicht 
aber nach Vorschrift des folgenden $. 385. Zu bestrafen. -' 


:$. 385. Ein Richter „welcher ‘einen Unschuldigen vorsäfzlich und in 
= Absicht, denselben an seiner Ehre, seinem Vermögen, ‘oder sonst 
zu kränken, zur Criminaluntersuchung zieht, soll cassirt; und ausser- 
dem, pach Verhältniss des Grades der. Rosbeit,. auf.Ein bis vier, Jahre 
zur Festung, oder ins Zuchthaus gebracht werden. —F 


«: 8. 386. Ein Richter, welcher Criminalstrafen ohne. vorgängiges Er- 
könntnlse der Behörde zur Vollziehung bringt, soll seines Amtes ent- 
setzt; und wenn die eigenmächtige Sirafe einen Unschuldigen getroffen 
hätte,. mit. einer damit in Verhältniss aichenden Festungs - oder Zucht- 
hausstrafe belegt werden. 


8.387. Hat die Strafe des Tnschaldigen de Tod zur Folge ge- 


Habk: so hat ein solcher Richter, nach Beschaffenheit seiner Verschul- 
ung, die Strafe eines Todtschlägers oder Mörders verwirkt. 


8.3868. Vorsälzliche, ‚Ueberschreitung der durch Gesetze oder Urtheil 
bestimmten Strafe ist gleich einer eigenmächtigen Bestrafung ($. 386.), 
jedoch nur.nach Verhältniss des Uebermaasses und des dadurch verur- 
sachten Nachtheils, zu ahnden. 


389. Ein Gleiches findet in Anschung derjenigen statt, welchen 
die Vollziehung der. Strafe von dem Richter aufgetragen worden. 


-.&390. Auch grobe Versehen bei Vollstreckung der Strafe sind mit 
Entsetzung vom Amte, und überdies mit der Hälfte der 8. 386. vorge⸗ 
schriebenen Strafe zu belegen. 


„391. Mässige und geringe Versehen sollen willkührlich, nach Ver- 
hältniss der Verschuldung und des aagureh veranlassten Nachtheils, be- 
straft werden, _ " 

8.392: Was $. 388. sgq. verordnet ist, ' findet such bei eigenmächti- 
ger Verwandlung der gelindern Strafen in härtere statt. i 

.8:393. Hat der Richter eigenmächtig eine gelindere Strafe statt der 
erkannten härtern vollzogen: so soll nach Verhältniss des geschehenen 
Nachlasses und des dazu gehabten ‚Bewegungsgrundes, eine willkühr- 
liche Geld- oder Gefängnissstrafe eintreten. 


»:&894. Liegt dabei Eigennutz oder sonst eine unertanbti Absicht 
zum Grunde: so findet die $. 371. bestimmte Strafe statt. 

8.395. Ein Richter, welcher ein ihm angezeigtes Verbrechen ver- 
schweigt, oder. unterdrückt, ‚oder dem Verbrecher vorsätzlich Zeit und 
Raum lässt, sich der Untersuchung und Strafe zu entziehen, hat, nach 
Bewandniss der dabei zum Grunde liegenden bösen Absicht und des 
unterdrückten oder unbestraft gelassenen . Verbrechens selbst, die 
8. 366 - 371. verordneten Strafen verwirkt. 

8.396. Lag dabei ein unzeitiges Mitleiden zum Grunde: so soll er, 
nach Beschaffenheit des aus derzleichen Verbrechen: zu: besorgenden 
Nachtheils, mit Gefängniss oder Degradation bestraft werden. 


8.406, Verbrechen der Diener ded Staat. 401 


8.397. Ausserdem haftet er für allen Schaden; welehen der straflos 
gebliebene Verbrecher durch Wiederholung seiner Uebelthaten nach- 
her anrichtet. . | 


"8.398. Hat der Richter bei der Untersuchung, in der Absicht, einem 
Verbrecher durchzuhelfen, Verfälschung oder andere Unrichtigkeiten 
begangen: so findet die Vorschrift $. 338. wider ihn Anwendung. - 

Von Verfälschung der Akten, j 

8.399. Hat ausserdem ein Justizbedienter sich einer wissentlichen 
Verfälschung gerichtlicher Verhandlungen oder Vermerke schuldig ge- 
macht: so soll er seines Amts entsetzt, und die.sonst nach &. 1384. ein- 
tretende Strafe der Verfälschung, gegen ihn verdoppelt werden. 
($. 13585.) | 

$. 400. Ist die Unrichtigkeit durch Leichtsinn oder Nachlässigkeit 
veranlasst, und dadurch ein Schade verursacht worden: -so: muss. die 
schuldige Justizperson nicht nur den Schaden ersetzen, sondern auch 
in eine mit diesem Schaden in Verhältniss stehende, Geld- oder Ge- 
fängnissstrafe verurtheilt werden. — 


S. 401. Unschädliche Unrichtigkeiten sind nach Vorschrift der Pro- 
zessordnung zu ahnden. 


Bei unerlaubtem Consuliren. 
$. 402. Justizbediente, welche in streitigen Sachen, die zu ihrer Ent- 
scheidung gelangen können, zum Schaden einer oder der andern Par- 
thei Rath ertheilen, sollen zehn bis einhundert Thaler Geldstrafe erle- 
gen; und wenn sie nach schon einmal erlittener Bestrafung sich eines 
gleichen Verbrechens schuldig machen, ihres Amts entsetzt werden. 


Bergl. M. ®. D. Thl. III. Tit. 3, 8. 1 2, 


8.403. Alle Justizpersonen müssen, bei Strafe der Suspension, oder 
gar der Dienstentsetzung, in Sachen, wobei sie oder die Ihrigen, nach 
Vorschrift der Prozessordnung, für interessirt zu achten sind. sich ih- 
rer Stimme, so wie aller Amtshandlungen enthalten, welche zum Nach- 
theile eines andern gereichen, oder zu einem Missbrauche Anlass ge- 
ben könnten. 


Bei Cessionen, 

8.404. Justizbediente sollen Forderungen, welche vor dem Gerichte, 
bei dem sie stehen, in Prozessen, oder in der Execution befangen sind, 
durch Kauf, Tausch, Cession, oder sonst, weder als Gläubiger, noch 
als Schuldner übernehmen. 


8.405. Soll durch dergleichen Uebernahme eine dem Justizbedien- 
ten an den Cedenten vorhin schon zugestandene rechtmässige Forde- 
rung, oder Passivschuld, ganz oder zum Theil getilgt werden: so muss 
derselbe seinem unmittelbaren Vorgesetzten davon Anzeige machen, 
und dessen Genehmigung abwarten. 


8.406. Justizbediente, welche ohne dergleichen Anzeige oder Geneh- 
migung streitige Activ- oder Passivschulden von der im $.404. beschrie- 
benen Art übernehmen, sollen, wenn sie nach Anleitung des $. 405. hö- 
here Genehmigung zu hoffen gehabt hätten, den zwanzigsten, ausser 
diesem Falle aber den vierten Theil des Betrags dieser Schulden zur 
Strafe erlegen. 
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402 Zweiter Theil. Bivanzigfter Titel, 6. 407. 


S. 407. Ist-aber die Webernahme fremder Activ- oder Passivschulden 

in böser'Absieht verheimlicht worden; oder hat der Vorgesetzte selbst 
dergleichen Schulden übernommen, ohne dem Collegio De Anzeige 
zu machen: so.tritt-die Strafe der Amtsentsetzung ein. 


1) Bescripte 0.5. Septbr. 1796 u. 3. Detbr. 1801, betr. bie Eeffion ftreitiger Forbes 
rungen an richterliche Beamte. 


Auf Eure, bei Gelegenheit ber einem Stadtgerichts-Actuario cedirt gewordenen 
fireitigen Forderung unterm 17. m. pr. gefchebene Anfrage, ertheilen Wir Euch zur 
gnädigften Refolution, dab 

ad 1. es Fein Bedenken habe, daß die Vorſchrift des A. L. R. Thl. J. Tit. 11. 

.$. 386. seq. auch auf Actuarios Anwendung finde. 
Das Geſeß redet nicht blos von Richtern im engern Verſtande, fondern 
von richterlichen Perſonen. Die Parallelſtelle Tit. 20. 8. 404. declarirt den Sinn 
derſelben, und ratio legis findet, wie Ihr ſelbſt bemerket, auch auf Actuarios 
fo. gut wie auf Juſtiz-Commiſſarios Anwendung. 
ad 2. kann das nit nicht über feinen Inhalt ertendiret werden. Die Eef- 
fiones aller ftreitigen yorderungen im Sinn des $. 386, Tit. 11. find nichtig; 
firafbar aber find nur die Eefjiones folder Forderungen, welche nad dem 
8.404, Tit. 20. ſchon im Prozeß oder in der Grecution befangen fein, 

ad 3. ift bei der Uebernahme ftreitiger Verbindlichkeiten eine befondere Beſtimmung 

bes. Effectus civilis nad) $. 387. Tit. 11. nicht nöthig gewefen, weil ohnehin 
einem Greditori ein andrer Debitor wider feinen Willen. nicht aufgebrungent 
werden kann. 

ad 4. kann durch die Genehmigung des VBorgefegten nur die Strafe, nicht aber das 
Interesse privatam des Debitoris cessi, in weldhem der Grund des Geſetzes 
$. 387, liegt, gehoben werben, 

Hiernach habt Ihr Euch fowohl in fo weit, als von der fiscalifchen Unterfuchung 
gegen den Eefiionarium die Nede ift, als generaliter in fünftigen Fällen zu nch: 
men. Sollte aber in gegenwärtigem Falle, welcher zur Anfrage Gelegenheit gegeben, 
ein oder andrer Theil auf Einholung eines Eonchufi der Gefestommiffion beitchen, 
fo ift ihm darin, jedoch nur fo weit, als es das Interesse privatum der Partheien 
angeht, zu willfahren, N.C.C. T.X. S. 635, No.90. de 1796, 


Die Bedenken, welche Ihr in Gurem Bericht vom 19. v. M. über den eigentli- 
hen Sinn der 59.404. und 1339. Thl. U. Tit. 20. des A. L. R. vortraget, finden 
.. er — Parallelſtelle Th. ı. Tit. II. 8. 385—387. und in dem Reſcript vom 5. 

eptbr. b 
Edicten:Samml, pro anno 1796. No. 90, 
ihre Erledigung. 


ad 1. gehören nach Anleitung des $. 386. Tit. 11. Thl.L a.a. D. zu den ftreitigen 
Rechten, deren Ceſſion an Juſtiz-Bediente und Juſtiz- Commiffarien unterfagt 
it, alle diejenigen, welche zur Zeit der Eeffion von dem Werpflichteten ganz 
pder zum Theil nicht anerkannt worden. Hierin liegt es bereits, daß das An— 
erfenmemp Micht blos auf die Richtigkeit des Titels, fondern auf den ganzen Um: 
fang des Rechts uno Ne aus demfelben herzuleitende Folgerungen gerichtet fein 
möüjfe, woraus von felbit foigt, dab im dem eingetretenen Fall, der die Anfrage 
veranlaßt hat, die an einen Juſtizkommiſſarius erfolgte Ceſſion des Eollocations- 
Rechts eines auf ein Gursantheil angemwiefenen Gläubigers dadurch nicht rechts: 
beftändig geworden, daß das wirkliche Dafein diefes Nechts zur Zeit der Eef: 
fion in den Hypotheken-Acten anerfannt geweſen ift, indem nichts defto weni⸗ 
er über die Ausübung deffelben und die wirkliche Einräumung des angewicjenen 
rundſtücks noch vielfache Widerfprüche und Zweifel obwalteten, mithin das cedirte 
Recht Feinesweges zu den unftreitigen bat gerechnet werden können. Welcher 
Unterfchied übrigens hierbei zwifchen den bereits rechrshängigen Forderungen und 
denen, weshalb die Klage noch nicht angemeldet worden, ftatt finder, ift bereits 
in dem oben erwähnten Nefcript vom 5. Septbr. 1796, näher declarirt worden, 
und bat es dabei überall fein Bewenden. 
ad 2. kann es nicht zweifelhaft fein, daß ich das in den. angeführhen Gefegitellen 
enthaltene Berbor in Betreff der Ceſſionen auf alle bei einem Ssuftiz: Colfegio 
oder anderen Gericht angejtellte Officianten erftrede, da die $, 404. Zit. 20. 


$. 407. Verbrechen der. Diener! des Staats. 403 


L.IL: gebraudte Benennung. der. Zuftips Bedienten "ganz ‚allgemein iſt, und 
ei: der Grund des Gefehes chen foimobl-auf Subalternen, als ‚auf. bie Mits 
glieder eines Juſtiz⸗ Collegii und die —— Anwendung finder, 

Neues Arhiv B. 3. S. 247. uud Mathis B. 2. ©, 6, 2ter Äbſchnitt. 


2) Beseript v. 17. Novbr. 1823, betreffend bie Eefjion son Hypothekenforderungen 
an Juftizbeamte. RER Ben 
Auf Euer Hochmwohlgeboren Anfrage vom 6. Nopbr, pr.: t 

ob zur Gültigkeit der ee aller Forderungen an Juſtizbediente, welche bei 
dem Gerichtshofe angeſtellt find, bei welchem die Forderung in erfter oder im 
einer der folgenden Inſtanzen erörtert werden muirfte, felbft der Hnpothefen- 
Forderungen, nad) $.386. Tit. 11. Thl. J. des W,L.R. nörhig fei, daß die For 
derungen zur Zeit der Geffion von dem Verpflichteten ganz oder zum Theil be: 
fonders anerkannt werden, und ob die Eintragung folder Ceſſionen fo Lange 
derfagt werden müffe, bis ein folhes Anerkenntniß beigebracht fein, ö 
kann ich mich nur bejahend und Ihrer gründlichen Ausführung beiſtimmend erklären. 
Für gewöhnliche Ceſſionen ift die Sache aufer allem Zweifel - Der. Ceffionarins der 
gedachten Art fol zur Zeit der Ceſſion dag Anerkenniniß von Seiten des Debitoris 
cessi fich verfchaffen, und wenn er dies nicht kann von der Ceſſion abftrahiren. Bei 
den —— Gorberungen hingegen ift die Sadıe nicht ohne Zweifel. Der Man- 
el eingelegter Proteftation: von Seiten des Schuldners ſcheint das befonders dom 
efeg erforderte Anerkenntniß zur Zeit der Ceffion zu erſetzen, da. nach Verlauf von 
Tagen exceptio non numeratae valutae und nad) Berlauf von, 4 Wochen andere 
Einwendungen gegen die eingetragene Poft dem Eefjionario nicht Es enjegenge 
fegt werden Tönnen. Indeß verdienen die von Ihnen angeführten Gründe allerdings 
Berüdfihtigung, und der Hppothefen- Richter kann nicht forgfältig genug bei Gintra- 
gungen zu Werke gehen. | * 
Um daher gewiß zu ſein, jeden Prozeß zu vermeiden, welcher aus einer Unter⸗ 
— der Rachforderung eines Anerkenntnifſes der Schuld entſtehen kann, wird der 
ſorgfältige Hypotheken-Richter am beſten thun, die Eintragung der Ceſſion ſo lange 
zu verſagen, bis ein ſolches Anerkenntniß beigebracht iſt. v. K. J. B. 22. S. 169, 


3) Bescript v. 10. Octbr. 1834, betr, die Ceſſion ſtreitiger Forderungen an Juſtiz⸗ 
 eommiffarien. j eu 


Bei Nücfendung des zwifchen Ihnen und der verchelichten Sberfilieutenant v. R, 
am 17. Mai d. 3. gefchloffenen Grbicafts-Kauffontrafts, wird Ihnen auf die in 
Bezug bieranf_über das Königl, O. 8, Ger, unterm 11,9, M. geführte Beſchwerde 
Folgendes eröffnet, om — 


Die Rechte und Forderungen, welche durch den fraglichen Erbſchaftskauf nach dem 
Vertrage vom 17. Mai c. * Sie übergehen ſollen, ſind, ganz abgeſehen von dem 
‚bereits ſchwebenden Prozeſſe, zu den ſtreitigen im Sinne des N. 386. Tit. IIJ. 
Thl. J. des W.L.R., fhon um deswillen zu zählen, weil Sie ein von der Berpflich- 
teten zur Zeit der ar gebung des Contracts abgegebenes Auerkenntniß ‚bisher nicht 
beigebracht haben, (cf. Refer, vom 17, Novbr. 1823, Ihrb. B. 22. S©.169,).. 
Rückſichtlich folder freitigen Anfprüche enthalten die 88. 385. u, 387. a. a. O. die 
-allgemeine- Regel: . r ' 
daß Juſtizlommiſſarien, welde bei dem Gerichte angeftellt find, vor welches die 
Grörterung dieſer Anfprüche gehören würde, diefelben nicht an fich löſen dür⸗ 
fen, und, wenn fie ſich hierauf dennoch eingelafien haben, eine ſolche Ceſſion 
don vorn herein nichtig fein foll, — 
Als Ausnahme hiervon laſſen die 66. 1339. folg. Tit.20. Thl. I. des A. L. R. 
einen dergleichen Vertrag, bei hinzutretender richterlicher Genehmigung nur alsdann 
beſtehen, wenn die Parteien denfelben für zuträglih halten. ($. 1342.) 
Es unterliegt feinem ‚Bedenken, daß zu den Parteien, auf deren Erklärung es in 
einem folhen Falle anfommt, nad). $. 387. Tit. 11. Thl.L aud.der Schuldner ge: 
technet werden muß. Hiernäch kann alfo nicht eher, als bis auch die Einwilligung 
bes letztern in die bezweckte Abtretung auf eihe glaubhafte Art nachgewieſen worden 
iſt, die Genehmigung des Geſchäfts von dem Richter gefordert werden, und dies um 
weniger, als wenn dieſelbe ohne jenen are des Verpflichteten ertheilt worden 
ft, dadurch, nach der Beltimmung des $. 17. des Anhbangs zum A.L. R.; zwar die 
dem Geffionar im $. 1341. des Kriminalrechts angedrohete Strafe Bst, keines⸗ 
wegs aber die dem Vertrage von Haufe aus beiwohnende Ungültigkeit gehoben wird, 


26” 
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Unter ſolchen Umftänden iſt bie ausgefprochene Weigerung des O. L. Ger., ben 

Eontract vom 17. Mai e. zu genehmigen, den gefeglihen Vorſchriften volltommen 
emäß, und es muß daher die Zurücdweifung der von Ihnen dagegen erhobenen Be— 
chwerde erfolgen. ' ’ v. K. J. 8.44 ©. 341, 
. I. Wegen Mitbietung bei öffentlichen Verkäufen, welche sie ‚dirigiren, 

8.408. Wie gegen Justizbedienten, welche bei öffentlichen Verkäu- 
fen, denen sie von Amtswegen beiwohnen, mitbieten, zu verfahren sei, 
ist gehörigen Orts bestnnmt. (Thl. 1. Tıt. 11. $. 22. - 25.) 

IL, Strafe pflichtwidrig handelnder Finanzbedienten, welche den Staat, oder 

8.409. Pflichtwidrig handelnde Finanzbediente sind nach Maassgabe 
8.323 -365., und wenn sie Personen in Verhaft nehmen, ohne sie vor- 
schriftsmässig zu verhören, oder an die Justizbehörde abzuliefern, nach 


Vorschrift des $. 381. bis 401. zu bestrafen. 


1) Erneuerte Postordnung v. 26. Novbr. 1782, 
Ertract. 
Erfter Abſchnitt. | | 

$.2. Allen und jeden Poſtmeiſtern, aud übrigen Poſtbedienten, wird bier: 
durch wiederholentlich bei 10 Rthlr. Strafe unterfaget, ſich ohne erhebliche Ur— 
ſach, Vorwiſſen und Genehmigung des General: Poftanıts über zwei Tage von 
ihrem Poftamt zu entfernen, noch während ihrer Abwefenbeit, oder auch fonft, 
die Erpedition der Poften, durch unvereidete oder wohl gar fremde Leute vers 
richten zu laſſen. 

$. 12. Ale und. jede. Pohtmeifter und fonftige Bediente werden, bei Ver- 
meidung ernfllicher Ahndung und felbft bei Verluft ihrer Dienfte, hierdurch noch⸗ 
mals erinnert, Beinem bei. der Poſt zu thun habenden Gorrefpondenten oder Paſ⸗ 
fagier, :wer es auch fei, dur Unböflichkeit oder Unbeicheidenheit zu Beſchwer— 
den Anlaß zu geben, fondern vielmehr der, den Voftanftalten die zuverläffigite 
Empfehlung gewährenden Gefälligkeit gegen jedermann, ſich zu befleifigen, mit» 
bin das fonft wider die Woftbediente beinahe allgemein herrſchende Vorurtheil 
der Unſittlichkeit, durch thätige Beweiſe des Gegentheils, zu widerlegen, zumal 
fie bei ihren Amts-Verrichtungen ſich mit irgend jemand in Streit oder Wort—⸗ 
wechfel einzulajfen auf feine Weile nöthig haben. Insbeſondere aber haben die 
Doitmeifter denen unter ihnen ftehenden Poftichreibern und denjenigen, welche 
am Fenſter die Briefe empfangen, einzufchärfen, daß fie denen Aufgebern- der 
Briefe und Sachen, oder andrem ſich bei ihnen ‚befragenden Perſonen, nicht 
mit Grobheit und Ungeftüm begegnen, noch die zu ertheilende Antwort mit bes 
leidigender Bitterkeit begleiten, noch jemand aufziehen oder auf Beicheid unge: 
bührlich fange warten laffen, fondern einen jeden, er fei wes Standes er wolle, 
mit gebübrender Höflichkeit und Willfahrung abfertigen, oder widrigenfalls ge 
wärtigen müffen, daß fie bei dieſerhalb einlaufenden Klagen das erftemal mit 
verbältnifmäßiger Geldbuße beleget, oder zur Strafe translociret, im Wieder: 
bolungsfall aber vom Poftdienft gänzlich entfernt werden follen. Nicht weniger 
müſſen die Poſtillons, Poſtknechte und Boten zu befcheidentlicher Begegnung 
gegen die Paſſagiers, und andere bei der Poſt zu thun babende Perfonen, mit 
Ernft und Nachdruck angehalten werden. 

Zweiter Abſchnitt. 

6.8, Die Poftmeifler follen ſchlechterdings feinem Poſtillon geftatten, we 
ber feine Gameraden, oder Freunde und Verwandten uneingefchrieben mit auf. 
figen zu laffen, noch Fracht für fich oder andere, heimlich und ohne Erlegung 
des Voftgeldes mitzunehmen; Und wie fie zu dem Ende auf diefelben fcharfe 
Auffiht haben, und folbe nicht nur von Zeit zu Zeit, außer der Stadt, fon: 
dern auch insbefondere bei der Ankunft vor dem Poſthauſe fleißig vifitiren, und 
die Poſtwagen, fo bald die Frachtſtücke abgeladen, genau nachfehen müffen, ob 
in felbigen, "Entweder im Kaften, oder fonft im Wagen unter dem Stroh, nicht 
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etwa heimlich mitgebrachte Paquete und Sachen verborgen liegen; So hat letz⸗ 
ternfalls das Poſtamt dergleichen Sachen in Beſchlag zu nehmen, auch von dem 
Borfall ungeſäumt an das General: Poftamt zur weitern Verfügung zu berid« 
ten. Imgleichen müffen, nicht nur bei Ankunft der Poſt die Paflayiers um: 
ftändlich befragt werden, ob etwa die Poftillons vor ‚den Thoren, oder, unter 
mwegens angehalten, und dafelbft Briefe und Paquete, oder auch Perſonen, mit 
genommen haben, fondern es follen überdies in den Dörfern und Drten, wo 
die Poften pafliren, unter der Hand: Leute beftellet werden, welche auf die An: 
zahl der auf der durchfahrenden Poft befindlichen Paſſagiers genaue Acht haben, 
und den Poftmeiftern und Poflwärtern von Zeit zu Zeit Nachricht davon ge 
ben, damit durch diefe und andere dienliche Mittel, auf welche die Poſtämter 
forgfältig Bedacht nehmen ‚müfjen, die Unterfchleife der Poſtillons und Poſt⸗ 
knechte entdedet werden mögen, da denn derjenige, ſo beffen überführt wird, 
nicht nur zur Erlegung des der Poſt entzogenen Porto angehalten, fondern auch 
ohne Anſehen caffiret, und auf 4 Wocen zur Feftungsarbeit gebracht, dem De 
nuncianten aber von des Poſtillone Gehalt 6 Rtbir, zur Belohnung gegeben 
werden fol, Die denen Moftillons heimlich mitgegebenen Paquete aber follen 
noch außerdem confiecirt werden, 


Fünfter Abſchuitt. IR Di 
62 Nachdem nun obgebadstermaßen die Revifion gebörig gefchehen, und 
alles richtig befunden worden, "und nichts fehlet, denn auf diefen Fall ift das 
Manquement fofort in der Carte zu notiren, und im Uebrigen nad Vorſchrift 
des Vierten Abfchnitts zu verfahren; Sp muß der Poftmeifter forhane Drigi» 
nal: arte außer. der Poſtſtube an einen bequemen Drt, wo foldhe von jeder» 
mann gelefen werben kann, fo wohl: denfelben, als auch in den Meinen Poſtaͤm— 
tern, wo nur wenige Voften ankommen „den folgenden Tag ausbängen laffen: 
derjenige Poftmeifter, fo olches unterläffet, foll mit einer Geldſtrafe von 200 
Thaler belegt, und dem, welcher folches ‚denunciiren und wahr machen wird, 
der vierte Theil davon zum Douceur gegeben; dabingegen aber auch jedermann, 
der fih an die aushängende Garten vergreifen, oder foldhe gar abreifen jollte, 
obne Anfeben der Perſon auf das härtefte beftraft werden. 
$.3. Gleihwie die Verſchwiegenheit bei den Poſten auf das genauefte beob: 
achtet, und an niemand des andern Gorrefpondenz, fle fei abgehend oder anfom: 
mend, entdedt, am allerwenigften aber ein zur Poſt gegebener Brief unterfchla: 
gen oder aufgehalten, erbrocyen oder einer unrechten Hand verabfolget werden 
fol; So müſſen des Endes ſämmtliche Poftbediente alle und jede abgebende 
und antommende Gorrefpondenz, fie fei von Kauf» oder Privatleuten, oder fonft 
an und von wen fie wolle, beimlih und verfchwiegen halten, fie in keines 
Ben Hände kommen laffen, no für fich felbft ſolche einem andern offen. 
ren; widrigenfalld aber unausbleiblich gewärtigen, daß derjenige Woftofficiant, 
welcher zu eines Gorrefpondenten Nachtheil mit einem andern hierunter zu col: 
Iudiren, fi durch Geſchenke oder fonft verleiten laſſen, und der vorfäglicden 
und unbefugten Vorentbaltung, oder wohl gar der Unterfhlagung und Erbre— 
hung der Briefe überführet werden follte, erftern Falls zu Erfegung des Scya« 
dens angehalten, auch mit einer Geldbuße von 100 Rthlr belegt, legtern Falls 
aber fofort caffiret werden fol. 


Sehtter Abſchnitt. 

6.8. Ein gleiches it auch bei dem mit Ablauf jeden Monats einzufenden- 
den, und mit dem gehörigen Präfentationd- Bericht zu benleitenden Gaffener- 
tract zu beobachten, als in welchem legtern ebenmäßig die Einnahme bei jeder 
Rubrik gegen den vorjährigen Monat unauebleiblih, und zwar unter Anzeigung 
der Urſachen des Plus und Minus, bei 5 Rthlr. Strafe gehörig balancirer, 
aud die Einreichung diefes allezeit in duplo anzufertigenden, und keinegweges 
willkührlich, fondern der Wahrbeit und Richtigkeit gemäß auszufüllenden Er 
tractes dergeſtalt befchleunigt werden muß, daß das zur General: Poftkafle ge 
börige fowohl, als das dem General: Poftamt felbft einzureichende Exemplar 
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fpäteftend gegen den 15. des folgenden Monats -allhier eintreffen könne. Sollte 
aber -ein “oder andres Poſtamt ſich beitommen Taffen, in feinem monatlichen 
Gafjen: ®ttract die ertraordinaire Ausgaben, ‚oder auch den Betrag des creditir⸗ 
ten Porto höher anzugeben; als beiderlei Gegenſtände ſich wirklich belaufen, 
um’dadurd "etwa eine fo viel’ geringere‘ Veftandefumme zu erfünfteln; fo foll 
der Poſtmeiſter, als ein Falfarius,- andern zum DBeifpiel, beitrafet, und wenn 
zumal ſich befinden ſollte, daß durch dergleichen fälfchliche Angaben ein etwaniger 
Defect verſteckt werben wollen, davon an Unfere Allerhöchfte Perfon berichtet, 
und>auf die Gaffation des Poſtmeiſters, der etwa inmittelſt geichehenen Er— 
gänzung des Defectd ungeachtet, angetragen werden. Falls indeffen in Abficht 
der Einnahme aus den zwei 'erften Monaten ſich biernächft wegen etwa abges 
firichener-Briefe eine eine Differenz in Anſehung der angegebenen baaren Ein- 
nahmeläußern ſollte: So iſt ſolches in dem dritten und leisten monatlichen Ertract 
jeden Quartals. nachzuholen und abjuändern.? Wie es fich denn von felbft verfteher, 
daß der alsdann zugleich auch einzufendenden vierteljährigen Rechnung ungeachtet, : 
nichts deitöweniger von dem legten Monat des’ Vuartals, gleich als von den bei 
den eritern, ein accurater Gaffen » Ertract angefertigenlaib eingeſchickt werden muß. 
Zmwölfter Abfhnitf” 

$.11. Ganz umentgeltlih- aber follen die Poſtümter niemanden, er ſei, wer 
er wolle, jur Poſt annehmen und mitreifen’laffen} es wäre dern, daß. darüber 
eine ausdrüdlihe Drdre Unſers General» Poftmeiiters produeirt wird; widrigen. 
false, und wenn ein oder anderes Poſtamt eigenmächtig, oder auf einfeitige 
Empfehlung jemanden: die — ——— zu geſtatten, ſich beikommen laſſen ſollte, 
daſſelbe nicht nur das Poftgeld ex proprüs erlegen, ſondern überdem in Zehn 
Rthlr. Strafe unausbleiblich verfallen ſein fo. 

— Vierzehnter Abſchnitt. 

6.2. Von obgedachter unter 1. Juni 1766 emanirten Poſttaxe ſoll in jed— 
wedem Poftamt ein Exemplar im Pofthaufe zu jedermanns Wiſſenſchaft öffent: 
lid aushängen, zu dem Ende auch, wenn das zuerft ausgehängte Eremplar 
burch die Länge der Zeit, oder fonft fchadbaft und unleferlich werden follte, ein 
anderes an befien Stelle von neuem öffentlich affigirt, derjenige Poftmeifter 
aber, welcher diefem zuwider die Aushängung der Tare unterläffet, und deffen 
überführet wird, zum erftenmal mit einer Geldbuße von 200 Rthlr., wovon der 
Denunciant den vierten Theil erbalten fol, beleget, zum andernmal aber, ohne 
einiges Nachſehen, feines Dienftes entfeet werden. 

$.5. Gleihmwie nun auf der einen Seite ben Poftämtern fchlechterdings 
unterfaget bleibet, irgend jemand im Porto zu verfchonen, und die Briefe und 
Sahen geringer, und unter den vorgefchriebenen Sägen zu tariren; So follen 
dahingegen anderer Seits noch viel weniger die Gorrefpondenten in Porto über: 
feget, und felbigen dadurch die Poſten befchwerlich gemachet, fondern derjenige 
Poftmeifter oder Poftbediente, welcher die ihm vorgefchriebene und auf feinen 
Eid genommene Tare, es fei vorfäglicher oder unachtfamer Weiſe überfchreitet, 
fol zum erftenmal auf Zehen, zum andernmal auf Dreifig Rthlr. beftraft, und 
zum drittenmal obne Nachſehen feines Dienftes entfeget werden; mie denn bers. 
felbe, wenn er eines mit Vorfag ausgeübten wirklichen Betruges überführt wird, 
anno außer der Saflation mit harter Leibesftrafe belegt werden fol. Die Cor: 
reipondenten haben indeffen ihrer Seits mit den Poftbedienten wegen der Taxe 
der Briefe und Sachen um fo weniger fich in unnötbigen Streit einzulaffen, 
als eines Theils folhe Pofttare, und was: fie vorfchreibet, von jedermann, ber. 
Briefe empfängt oder abfendet, im Pofthaufe felbft geleſen und: nachgefehen wer« 
den kann; andern Theile aber, fo viel das den fremden Poftämtern zu vergütende 
ausländifche Porto betrifft, es bei den dieffeitigen Poftämtern nicht ftehet, fol 
ches im Geringften zu mindern, oder darunter einige Abänderung zu treffen. 

N. C. C. T. IX. S. 1726, 


2) In Betreff ber Beſtrafung ber Erbrechung der Briefe durch Poſtbeamte f. 8. 205. IT, 
15. ded A. L. R. 
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8.410. Beamte, welche zur Ausmittelung oder Einziehung, dffentli- 
cher Abgaben und Gefälle bestellt sind, und dabei den Staat varsätz-. 
lich verkürzen, sollen um den vierfachen Betrag des verursachten Scha- 
dens fiscalisch bestraft, und ihres Amts entsetzt werden. P 

S. 411. Hat sich ein solcher Beamter zur Verkürzung der Staatsein- 
künfte, aus eigennützigen Absichten, um Gewinns oder Vortheils wil- 
len verleiten lassen: so hat.er ausser der Cassation und Geldstrafe, 
ein - bis anderthalbjährige Festungsstrafe verwirkt. £ z 

$.412. Kann der Betrag der dem Staate entzogenen Gefälle nicht, 
mehr ausgemittelt werden: so wird die Cassation mit Gefängniss ge- 
schärft, oder: die Dauer der sonst verwirkten Festungsstrafe, nach be- 
wandten Umständen verlängert. (Vergl. 8.241.) ..-- - un 7 
dus Yıklkam vorhin, Re. 

8. 413. Beamte, welche bei Ausmittelung, Bestimmung oder, Einzie- 
hung der Abgaben, das Publikum vorsätzlich drücken, sollen das zu 
viel Genommene, oder sonst zur Ungebühr Erhobene, demi Beschädig- 
ten vierfach ersetzen. SR, RN F 

S. 414. Haben sie das zu viel Erhobene noch dazu unterschlagen, 
und zur Casse nicht abgeliefert: so sind sie denjenigen, die sich an 
Cassengeldern vergreifen,, gleich zu achten. (8.418. sqq.) 

8.415. Ist die Verkürzung des Staats, oder des Publici, bloss aus 
Irrthum, Versehen, Nachlässigkeit oder durch einen Rechnungsfehler 
entstanden; so findet nur der einfache Ersatz des Schadens statt, 

8.416. Ausserdem muss ein solcher Officiant durch ernstliche Ver- 
weise, und nach Befinden, durch verhältnissmässige Geldstrafe, zu 
mehrerer Aufmerksamkeit und Genauigkeit in seinem Dienste, angehal- 
ten werden. | 

8.417. Derjenige, der sich solcher Verkürzungen aus grober Fahr- 
lässigkeit nach schon erhaltener Warnung, wiederholt schuldig macht, 
ist seines Amts, als dessen unfähig, zu entsetzen. ' 


: Cassenverbrechen. 2 
Bescripte v. 23. Febr. u. 31. Juli 1813, betr, die Nichtanwendbarkeit des Kaſſen⸗ 
ebietd vom 30, Mai 1769, (N.C.C. T.IV. &, 5807.) und die Beſtrafung det Domainenbeam⸗ 
ten, welche zugleich Kaſſen verwalten. 

Dem Königl. Kammergericht wird hierbei abſchriftlich das Schreiben zugefertigt, 
welches die Departements für die allgemeine Polizei und für die Staatseinkunfte, in 
Betreff des wider den ehemaligen Domainen» und Forfibeamten N, zu N. ergange: 
nen Erkenntniſſes, unterm 26, v. M. an den Chef der Juſtiz erlaſſen haben. Die 
von gedachten Departements angenommene Meinung, daß ein Domainen-Beamter, 
wegen der von ihm zu erhebenden Forfigefälle, obgleich er zum Kaſſendienſt nicht fpe: 
ciell verpflichtet und ihm Feine befondere Inſtruction eingehändigt worden, dennoch 
als Rendant anzufehen, und die von ihm in diefer Eigenſchaft begangenen Verbrechen 
als Kaffen: Verbrechen zu beftrafen, wird durch die angeführten Gründe und befon- 
ders dadurch vollfommen gerechtfertiget, daß es bei Beftrafung der Caſſen-Verbrechen 
jest nicht mehr auf das Eaffen: Edict von 1769, fondern Tediglih auf die Vorſchrif— 
ten des A. L. R. ankommt, welches die fpecielle Verpflichtung eines Rendanten zum 
Eaffendienft eben fo wenig, als die Ginhandigung einer Inſtruction zur, Bedingung 
der Strafbarkeit einer Caſſen-Veruntreuung gemächt hat. 

Das Königl. Kammergericht wird daher bei näherer Erwägung in fünftigen ähn— 
lichen Fällen von der in dem Urtel wider N. zum Grunde gelegten, entgegengefegten 
Meinung ohne Zweifel felbft abgehen, und dadurd dem Nachtheile vorbeugen, welcher 
die zu gelinde Beftrafung eines Caffen: Verbrechens für den Königl. Dienjt mit ſich 
führt. Sollte daffelbe aber dennoch bei feinem angenommenen Principio beharren; 
fo fieht der Juſtiz-Miniſter darüber dem umftändlichen Bericht des Gollegü Oi 

Berlin, ben 23. Febr. 1813, v. K. J B. 2. ©. 27. 
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Aus. dem, durch die Verfügung vom 28. Febr. c, in der Unterfuhungsfahe wider 
den Domainen:Beamten N. veranlaßten Bericht des Konigl. Kammergerihts vom 
21. Juni €, ift erfehen worden, daß das Kollegium von feiner früher geäußerten Meis 
nung, als fei zur Beitrafung:eines ungerrenen Eaffenbedienten die geſchehene Ginhäns 
digung einer befonderen Dienft- Inftruction erforderlich, wieder abgegangen iſt, hin— 
gegen forswahrend dafür halt, j 

daß ein Domainen: Beamter, wegen ber von ihm zu erhebenden Forfigefälle, 
“als Nendant nicht anzufehen, und die vom ihm verübte Unterfchlagung von Gels 
dern als Caſſen-Verbrechen nicht zu bejtrafen, weil er zum Caſſendienſt nicht 
fpeciell verpflichtet worden. . i en 
Die für diefe Behauptung angeführten Gründe find indeffen fo wenig befriedigend, 
daß es nicht wohl einzufehen iſt, wie die Majorität des Gollegii derfelben hat beitres 
ten Fonnen. Weder im 10. Tit. des II. Thls. des A. L. R., wo von den Staatsdies 
nern, deren Nechten und Pflichten gehandelt wird, nod im 20. Tit. deſſelben Theile 
$. 323, seq, wo die Strafen ihrer Verbrechen beftimmt werden, iſt irgend eine Bors 
fchrift enthalten, aus welcher hergedeuter werden könnte, das das unterfcheidende 
Merkmal eines jeden Amtes, oder das dem Beamten obliegende Gefchäft, durch den 
Anhalt des Dienfteides beſtimmt werden ſollen. Vielmehr heißt es $. 85. Tit. 10, 
Thl. IL ausdrücklich: 
„Die Rechte und Pflichten der. Civil-Bedienten, in Beziehung auf das ihnen 
anvertraute Amt, werden durch die darüber ergangenen befonderen Gejege und 
durch ihre Amts-Inſtructionen beſtimmt.“ s 
Einer Ueberiragung der Amts-Inſtructionen in den Dienfteid ift nirgends erwähnt, 
und wenn nur die Verlegung derjenigen Pflichten, die in dem Eide befonders aufges 
nommen worden, als Amtsvergehen beftraft werden follten; fo wurde es im allen 
Fällen niemals auf die Amts-Inſtruction oder die Beltallung, fondern lediglich auf‘ 
den Inhalt des abgeleiteten Gides anfommen. Wie wenig eine folde am und für 
ſich fhon ganz ungegründere Meinung fid) mit der Verordnung vom 26. Detbr. 1799, 
durch welche ein allgemeiner Dieniteid vorgeſchrieben worden, vereinigen läßt, hat der 
Verfaſſer des Berichts ſelbſt eingefeben, und feine Berufung auf das A. L. R. wo— 
rin vergeblich gefucht wird, was er darin findet, iſt um fo auffallender, als dem 
A. L. R., wenn es wirklih eine entgegengefegte Verfügung enthielte, durch die ſpä— 
tere Verordnung derogirt worden fein würde, 

Der Ehef der Juſtiz zweifelt nicht, dat, wenn fämmtliche Mitglieder des Erimis 
nal» Senats die Sache nochmals in reiflihe Grwägung ziehen, eine Meinung nicht 
ferner. in Schug genommen werden wird, die fein Geſetz und feine Analogie des 
Geſetzes für fih bar, die Beftrafung eines ungetreuen Gaffenbedienten an eine leere, 
nirgends vorgefchriebene Form binder, und dadurch dem Staatsdienfte weſentlichen 
Eintrag thut. In fünfiigen Fällen ift daher der-in der Unterfuhung wider N, be 
gangene Irxthum zu vermeiden, Er 

Berlin, den 31, Tuli 1813, : v. K. J. B. 2. ©.28. 


S. 418. Wenn ein Beamter das ihm eingezahlte Cassengeld nicht so- 
fort in die Casse bringt, sondern in seiner Privatverwahrung behält: so 
muss.er der Casse dafür Sechs vom Hundert vergüten. 


8.419. Hat er diese Gelder in seinen Privatgebrauch verwendet; 
oder die bereits zur Casse gebrachten Gelder, oder geldwerthen Pa- 
piere, wider herausgenommen: so hat er die Cassation verwirkt. 


8.420. Wer der ihm anvertraueten Casse, durch Entziehung: der 
dazu gehörigen Gelder und Verschreibungen, wissentlich Schaden zu- 
fügt, der macht sich einer Veruntreuung der Casse schuldig. 

8. 421. Beträgt die veruntreute Summe nur funfzig Thaler, oder we- 
niger: so wird der treulose Beamte cassirt, und zu allen fernern Dien- 
sten des Staats unfähig erklärt. 

8.422. Ist aber der Delect über funfzig Thaler: so findet, ausser der 
Cassatiou, zwei- bis vıierjährige geschärfte Zuchthaus - oder Festungs- 
strafe statt. 

$. 423. Hat der Cassenbediente, um den gemachten Defect zu ver- 
bergen, Unrichtigkeiten und Verfälschungen in den Rechnungen oder 
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Extracten vorgenommen; eingegangene Gelder nicht zu Buche getragen; 
bereits erhobene Posten als Reste aufgeführt; oder die Einnahme eines 
folgenden Jahres zu der des vorhergehenden gezogen; so soll die Fe- 
stungsstrafe wider ihn um den halben Betrag der an sich schon ver- 
wirkten Dauer verlängert werden. 


$.424. Kann der gemachte Defect nicht sofort ersetzt werden: so 
ist der Verbrecher, nach Vorschrift $.341., bis zum Erfolge dieses 
Ersatzes, oder allenfalls auf Lebenszeit, zur öffentlichen Arbeit an- 
zuhalten, 


€. ©. v.15, Detbr. 1803, und Rescript v. 8. $ebr. 1804,, betr. die Detention 
ber Kaſſenbeamten wegen des Erfaged ber gemachten Defecte nach Ablauf ber Strafzeit. 


Ich ftimme Euch nad Eurem Berichte vom d. M. dabin bei, daß die lebens. 
länglihe Einfperrung der Inculpaten, da, wo fie das Beleg nicht ald Strafe ver: 
ordnet, in Abficht des zu erfegenden Defectd, meinen Kaſſen nachtbeiliger ift, als 
wenn den Inculpaten durch ihre Befreiung nach erlittener Strafe Gelegenheit ges 
laflen würde, etwas zur Befriedigung der Kaffe zu erwerben, und daß es darnach 
rathſam ijt, diejenigen Subjecte in den Zucht: und Arbeitshäufern, bei welchen der 
Zwed der Aufbewahrung nicht erreicht wird, nach ausgeftandener Strafe loszulaf: 
fen... Zu dem Ende will Ich daber auch nicht allein genehmigen, daß die angejeig« 
termaßen im Südpreußiſchen Departement auf diefe Art verurtbeilten Subjecte, 
und zwar der ehemalige Polizei»: Burgemeifter Schäffer zu Klobudo, der Kreis:Gal: 
eulator Nirdorf zu Kalifch, der Polizei: Burgemeifter von Rofenbiebel zu Uniejomw, 
der Kreis: Steuereinnehmer von Roßkiewicz dafelbit, nach ausgeftandener Strafe 
entlajjen werden können, fondern billige auch diefe Maaßregel in Rüdficht aller mit 
diefen in gleichem Falle ſich befindenden vormaligen Dfficianten, und autorifire Euch 
darnach zur Verfügung des Weiteren, ald Euer wohlaffectionirter König. 
Potsdam, den 15. Detober 1803. 

N. €. €. T. XI. S. 1899, Rr. 54. de 1803 und Neues Archiv B. 3. S. 208, 


Shr feid nah Eurem Berichte vom 17.9. M. darüber zweifelbaft: - 
Ob die C. O. vom 15. Detbr.v. J. die Abficht habe daß gegen Beanite Fünf: 
tig gar nicht weiter auf Detention Behufs des Erſatzes defectirter Gelder er 
kannt werden foll? 

allein die C. O. befiehlt nur, daß diejenigen affen » Dfficianten, bei welchen der 
Zwed der Aufbewahrung nicht erreicht wird, nach überftandener beftimmter Strafzeit 
aus den Straf: Anftalten entlaffen werden follen, und nimmt es als Regel an, daß 
die Detention den Landesherrlihen Kaſſen nachtheiliger fei, als wenn den bejagten, 
Dfficianten durch ihre Freilaſſung nad erlittener Strafe, Gelegenheit gelaffen würde, 
etwas zur Befriedigung der Kaffe zu verdienen, Es ift alfo hierdurch keinesweges 
beitimmt worden, daß alle Kaflen:Dfficianten ohne Unterfchied, nach überſtandener 
Strafe, ohne weitere Detention entlaffen werden follen, und noch weniger, daß fünf: 
tig gar nicht mehr auf diefe Detention erfannt werden foll; fondern der Groffanzler 
hat aus der Aeuferung des allgemeinen Principi in der C. O. nur Veranlaſſung 
bergenommmen, der een aufzugeben, daß fie bei der Umarbeirung des 
20. Titels des 2. Thls, des A.L. R. darauf Rückſicht nehme, 

Bis zur Publication des neuen Eriminal» Rechts müßt Ihr alfo fernerhin auf die 
Detention erfennen, und nur in den einzelnen Fällen, worin fie offenbar zwedwidrig 
fein würde, folhes anbero anzeigen, und um Berhaltungs:Maafe bitten, ob fie 
Statt finden foll, oder nicht. 

Wir fonnen hiebei nicht unbemerkt Taffen, daß außer Unferen Kaffen»Dfficianten 
nad) $. 424. Tit 20. Thl. 2. des A. L. R. auch noch, nah 8.341. a.a.D. andere 
Beamte, welche durch vorfägliche Pflichrwidrigfeiten dem Staate oder einem Dritten 
Schaden verurfaht haben, nad) ausgeftandener Strafe betinirt werden follen, und 
daß auf dicfe, wenn einem Privato der Schaden zugefügt worden, die oben erwähnte 
C. D. gar feinen Bezug leider, es vielmehr fodann auf die Erklärung der beſchädig— 
ten Privar:Perfonen ankommt, ob fie die Abarbeitung des Schadens in einer öffent: 
lien Anſtalt verlangen oder nicht. 

Berlin, den 8, Februar 1804, Neues Arhiv B.3, ©. 484. 


40 Zweiter Theil. Zwanzigſter Titel. $. 335 - 


8.425. Hat der untreue Cassenbediente zu fliehen, und die Casse 

‚ganz oder zum Theil mit zu nehmen versucht: so hat er lebenswierige 

Festungsstrafe, nebst Staubenschlag, und bei besonders erschwerenden 
Umständen, Todesstrafe verwirkt. 

8.426. Cassenbediente, welche bessere Münzsorten in geringere um- 
setzen, und jene der Casse nicht völlig berechnen, sind denjenigen, 
welche Cassengelder veruntreuet haben, gleich zu achten. ($. 420. sqg.) 

8.427. Eben dasselbe gilt von denjenigen, welche Zahlungen, die 
aus der Casse zu entrichten sind, nicht leisten; und gleichwohl zum 
Nachtheile derselben, solche Posten als gezahlt in Ausgabe bringen. 


‘8.428. Haben sie den Empfängern unbefugte Abzüge gemacht, und 
dennoch die Zahlung, als für voll geleistet, in Ausgabe gestellt: so sol- 
len sie, wenn auch die Casse dabei nicht gelitten hat, dennoch ihres 
Amts entsetzt werden. — 

$.429. Ist die Casse den Empfängern dergleichen Abzüge zu vergü- 
ten verbunden; oder ist dabei zugleich das Landesherrliche Interesse 
verkürzt worden: so tritt die $. 421. bestimmte Strafe ein. 

8.430. Cassenbediente, welche die in ihrer Verwahrung befindli- 
chen Bestände, obgleich mit vollkommener Sicherheit der Casse, ei- 

enmächtig ausleihen oder benutzen, sollen schon um deswillen um 

en doppelten Betrag des dadurch sich verschafften Vortheils bestraft 
werden. - Ä 

8.431. Haben sie aber dergleichen Versur mit Unrichtigkeiten oder 
Verfälschungen in den Rechnungsbüchern verdecken wollen; oder sind 
erhebliche Vermuthungen einer vorgehabten Veruntreuung der Cas- 
sengelder vorhanden: so haben sie, ausser der Geldstrafe, die Dienst- 
entlassung verwirkt. | 

8.432. Gegen Cassenbedienten, die durch Irrthum, Versehen, oder 
durch einen Rechnungsfehler die Casse verkürzen, ist die Vorschrift 
8,415 bis 417. anzuwenden. ' 

8.433. Ein Gleiches soll: statt finden, wenn ein Cassenbedienter 
. durch nachlässige Verwahrung der Cassengelder einen Verlust daran 
verursacht; eigenmächtige Nachsichten und Zahlungsfristen gestattet; 
Reste zur Ungebühr anschwellen lässt; in deren Anzeigung und Her- 
beischaffung saumselig ist; oder sonst durch seine Schuld und Verse- 
hen die Casse in Schaden versetzt. 

8.434. Selbst einen durch Brand, Diebstahl, oder andern Zufall, 
der Casse verursachten Schaden muss der Rendant verlreten, wenn 
er die Gelder nicht in dem zur Aufbewahrung der Casse bestimm- 
ten ‚Orte, sondern, ohne Noth, in seiner Privatgewahrsam gehal- 
ten hat. | | 

‘8.435. Sind Gelder aus der Casse selbst gestohlen worden: so muss 
der Rendant jede begangene Fahrlässigkeit vertreten, die er'nach sei- 
nem Amte, und den ihm dabei obliegenden Pflichten, zu vermeiden 
schuldig war. | 

8.436. Auch wird er wegen eines solchen Diebstahls verantwortlich, 
wenn er denselben nicht sogleich, wie er dessen inne wird, seinen Vor- 
gesetzten und der Obrigkeit des Orts meldet; oder sonst, zur Entde- 
ckung und Festmachung des Thäters, nicht allen Fleiss und Mühe 
pflichtmässig anwendet. 


4.445, ; Verbrechen der Diener bes Staats. 411. 


a2 Er Bei Cassen » Curatoren und Aufsehern. 

8.437. Cassen -Curatoren.; Gontrolleurs, 'und Ändere, denen eine 
besondere und unmittelbare Aufsicht über die Casse anvertraut ist, 
haften bei dem Unvermögen eines pflichtwidrig handelnden Rendanten 
für allen Schaden, wenn sie die ihnen obliegende Aufsicht vernachläs- 
sigt haben. | ee) eh | 

8.438. Haben sie ‘das. untreue, ‚oder sonst unrichtige Verfahren des 
Rendanten wahrgenommen, und gleiehwohl der Behörde nicht ange- 
zeigt; so sollen sie, wenn ein Schade aus der unterlassenen Anzeige 
entstanden ist, nicht nur für diesen Schaden haften, sondern auch mit 
verhältnissmässiger Geld- oder Gefängnissstrafe belegt, oder nach Be- 
wandniss der Umstände cassirt werden. ı 

8.439. Vorgesetzte und Collegia, welche die ihnen obliegenden Cas- 
senvisitationen verabsäumen; — nachlässig dabei zu Werke gehen; 
oder die dabei bemerkten Unrichtigkeiten nicht gehörig rügen, haften 
bei dem Unvermögen des Rendanten, und der unmittelbaren Aufseher, 
für allen entstandenen Schaden, und sollen ausserdem mit verhältniss-, 
mässiger Strafe belegt werden. dh J — 

S. 440. Gegen Cassenaufseher und Vorgesetzte, welche aus den ihrer 
unmittelbaren, oder ihrer Oberaufsicht anvertrauten Cassen Darlehne 
nehmen, finden die Vorschriften $. 377. sqq. Anwendung. “an 

8.441. Wenn dergleichen Personen sich, ohne Genehmigung der 
obern Behörde, Besoldungen, oder andere ihnen zukomimende Emolu- 
mente, für einen noch nicht eingetretenen Zeitraum aus der Casse vor- 
ausbezahlen lassen: so sollen sie den doppelten Betrag davon zur 
Strafe entrichten. 

8.442. Wenn Cassenaufseher oder Vorgesetzte an den Betrügereien 
des Rendanten wirklich Theil nehmen; oder denselben um Gewinns 
oder Vortheils willen nachsehen: so sollen dieselben eben so, wie der 
treulose Rendanit selbst, bestraft werden. 

Bei Offieianten, die nicht eigentlich Cassenbediente sind, ’ 

8.443. Wenn ein Officiant, welcher zwar nicht als Rendant oder 
Cassencurator angestellt ist, aber für. das Beste der Casse zu sorgen, 
oder vermöge seines Amts Gelder zur Casse zu liefern hat, die zu einer 
solchen Casse gehörigen Gelder unterschlägt; Sachen, deren Werth zur 
Casse fliessen sollen, .in seinen Privatnutzen verwendet; oder durch 
Umtauschung oder Umwechselung solcher Gelder und Sachen die Casse: 
verkürzt, oder dazu behültlich ist: so hat.er, nebst dem Schadensersatze, . 
die Cassation verwirkt. NE 

8.444. Ausserdem soll er den vierfachen Betrag des der Casse 
Entzogenen zur Strafe entrichten; oder im Unvermögensfalle mit sechs- 
us bis zweijähriger Festungs- oder Zuchthausstrafe belegt 
werden. | 

8.445. Vorgesetzte, oder andere Officianten, welche die zu einer 
Casse gehörenden Gelder, anstatt die zu Zahlenden damit an die Casse 
zu verweisen, selbst erheben, und die Ablieferung an die Casse ohne 
Noth verzögern, sollen, wenn auch die Ablieferung demnächst gesche-' 
hen ist, dennoch, dieses Verzugs wegen, mit proportiönirlicher Geld- 
strafe, allenfalls bis zum vollen Betrage der zurückgebaltenen Summe, 
belegt werden. 
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8.446. Ist ein dringender Verdacht, dass sie die zurückgehaltenen 
Gelder in der Zwischenzeit für, sich genutzt haben, vorhanden: so soll 
die Geldstrafe bis auf den dreifachen Betrag erhöht; oder anstatt der- 
selben, nach Bewandniss der Umstände, mit Degradation oder Cassa- 
tion verfahren werden. 


8.447. Wer eine Casse übernimmt, ohne dass ihm selbige von der 
Behörde ordnungsmässig übergeben worden, haftet für die etwanigen 
Unrichtigkeiten seines Vorgängers. 

8.448. Vorgesetzte, die einen auf Caution und Rechnung sitzenden 
Bedienten, ohne vorhergegangene Berichtigung der Caution, wirklich 
anstellen, oder ihm die Casse nicht gehörig übergeben, haften für allen 
von demselben etwa verursachten Schaden, so weit selbiger aus dem 
Mangel der Caution entstanden ist. 

‘8.449. Wenn kein Schade entstanden ist: so haben sie zwanzig bis 
funfzig Fhaler Geldstrafe verwirkt. 


8.450. Auf einstweilige Cassenverwaltung, welche bei entstandenen 
Vacanzen, bis zu deren Wiederbesetzung, angeordnet werden müssen, 
sind diese Vorschriften ($. 448. 449.) nicht zu ziehen. 


"8.451. Auch können dieselben auf Cassenverwaltungen, die wegen 
einer bloss zeitigen Verhinderung des ordentlichen Rendanten, bis zu 
deren Hebung veranlasst werden müssen, nicht gezogen werden. 


‘8.452. Die in beiden Fällen zur interimistischen Cassenverwaltung 
angesetzten Personen sind den Pflichten der ordentlichen Rendanten, 
und bei deren Verletzung, auch den Strafen derselben unterworfen. 

Strafe des gemissbrauchten Cassenvorrechts. 

8. 453. Jeder Cassenbediente soll, bei Verlust seines Amts, nicht nur 
die Grundstücke, welche er bei dessen Uebernehimung besitzt, sondern 
auch diejenigen, welche nachher an ibn gelangen, der in seiner Amts- 
verwaltung ihm vorgesetzten Behörde, zum Behuf der Eintragung des 
Cassenvorrechts, unverzüglich anzeigen. 


8.454. Ein Gleiches liegt, bei funfzig Dukaten Strafe, denjenigen ob, 
welche Königliche Domainengüter, oder Gefälle, in Pacht oder Verwal- 
tung übernommen haben. 


8.455. Ist durch die unterlassene Eintragung einem Dritten, wel- 
cher sich, in Unwissenheit des Cassenvorrechts, mit einem solchen 
Beamten in Geschäfte eingelassen hat, ein Schade entstanden: so müs- 
sen die Behörden, welche ihre Schuldigkeit verabsäumt haben, die 
Hälfte desselben ersetzen. 

O. O. v. 2. Juli 1833, betr, die Eintragung bes fidcalifchen Vorrechts auf die Grundſtücke 
der Kaſſen⸗, Magazin: und Domainenbeamten, 

Auf Ihren Bericht vom 12. Juni d. I. fege Ih, nach Ihren Anträgen, über 
das Amts und Wacht: Kautionswefen felt: 

1) Die Eintragung der fiskalifhen VBorrechte auf die Immobilien der Kaffen:, 
Magazin: und Domainenbeamten, oder anderer Verwalter öffentlicher Güter und 
Einkünfte, fo wie der Domainenpächter (A. L. R. Thl. U. Tit. 14, $$. 45. ff. Des 
klaration vom 18. April 1803., Verordnung vom 14. Januar 1813., Rheiniſches 
Civil: Gefegbuh Art. 2098. 2121. und Dekret vom 5. September 1807.), findet 
fortan nur auf den Antrag der den Kautionspflichtigen vorgeſetzten Dienftbebörde - 
ftatt. Dieje fol die Eintragung nur dann verlangen, wenn befondere Umſtände 
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eine erweiterte Sicherftellung des fisfalifchen Intereſſe erfordern, ober wenn von 
Beamten, welde vor Publifation Meiner Order über das Amts: Kautionsweien 
vom 11. Februar v. J. amgeftellt find, oder von Domainenpächtern eine Kaution 
nicht geleilter worden ift. 

2) Die Beſtimmungen ber Dellaration vom 18. April 1803, $$. 3. 5. und 7,, 
die Verordnung vom 14. Januar 1813. und das Dekret vom 5. September 1807. 
Art. 7. werden hierdurch außer Kraft gefept. 

3) Die bisher erfolgten Eintragungen der fiskaliſchen Vorrechte behalten ihre 
Wirkſamkeit; die vorgefetsten Behörden Fönnen jedoch die Löfchung derfelben bewil. 
ligen, wenn eine befondere Kaution beftellt worden ift, und das fisfalifche Inte: 
reffe, eingetretenen Umftänden nach (No. 1.) nicht eine größere Rn — 

Vorbeugungsmittel. 

8.456. Accise- und Zollbediente sollen mit Kaufleuten, Brauern, 
oder andern Personen, welche ihrer Aufsicht und Revision in ihrer 
Handlung, oder sonstigem Nahrungsbetriebe, unterworfen sind, sich 
ohne Genehmigung ihrer Vorgesetzten, bei Strafe einer nachtheiligen 
— in keine Geld- oder genaue Familienverbindungen ein- 

sen. 

8.457. Auch sollen dergleichen Beamte, bei eben der Strafe, keine 
Handlung oder sonst bürgerliche Nahrung treiben, wodurch sie zur 
Verabsäumung oder Uebertretung ihrer Amtspflichten verleitet wer- 
den könnten. 


III. Strafe pfichtwidriger Polizei», 
8.458. Polizeibediente, welche die Uebertretung der Polizeigesetze 
wissentlich dulden, und sie nicht zur gehörigen Ahndung anzeigen, sol- 
len mit eben der Strafe, welche der Uebertreter verwirkt hätte, bel£gt, 
und im Wiederholungsfalle cassirt werden. 

8.459. Ist eine solche pflichtwidrige Nachsicht durch Geschenke 
oder andere Vortheile erkauft worden: so ist, ausser der übrigen 
Strafe, auch der vierfache Betrag dieser Vortheile zur Strafcasse zu 
entrichten. 


Verordnung v. 17, Novbr. 1798,, betr. bad Verbot ber Geſchenke von den Npothes 
ern an praetifirende erste, 

Wir Friedrih Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. ıc. Thum 
fund und fügen biermit zu wiſſen: welchergeftalt Wir ungern vernommen haben, 
daß der in Deutfchland beftehende Gebrauch, nach welchem die Apotheker den prac« ° 
tifirenden Nerzten ihres Orts mit Zuder, Coffee, Gewürzen und andern dergleichen 
Material: Waaren fogenannte Weihnachtsgeſchenke machen, auch in Unfern Staa: 
ten bergebradht it. Es fällt in die Augen, daß diefe Obſervanz, fo alt fie auch im: 
mer fein mag, mit ben Grundfäßen einer guten Staatöverwaltung unverträglich ift. 
Wir Schaffen fie daher nicht allein ganz ab, indem Wir ernftlic verbieten, daß bie 
Apotheker weder zur Weihnachts: noch zu einer andern Zeit den Aerjten ihres Orts 
dergleihen Geſchenke anbieten follen, fondern wollen aub, um Unferm Gefeß deito 
mehrern Rachdruck zu geben, daf folgende bejondere Vorſchriften in diefer Hinſicht 
beobachtet werden ſollen. 

I. Ein jeder Apotheker und jeder ausübender Arzt des Orts, welcher übermie: 
fen werden kann, daß er Geſchenke der obigen Art entweder angeboten oder ande: 
nommen babe, foll für jeden Fall in zwanzig Thaler fiscalifche Strafe zu dem ge: 
wöhnlichen Straffonds Unferes Ober: Collegii Medici verfallen fein. Außerdem 

oll er 
II, dem Denuncianten die Hälfte diefer Strafe als Denunciantentheil bezahlen. 
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III. Iſt der Arzt, der dad Geſchenk genommen hat, der Phyſikus des Drts, 
fo verliert er dadurch, neben der Verwirkung der ad I. beftimmten Strafe, bie 
Dberaufficht über einen foldhen Apotheker und das Recht, die Apotheke des Geſchenk. 
Bo ne drei Jahre zu vifitiren, mit allen davon abhangenden Emolumenten und 

ortbeilen. - | ' 

Ein Apotheker aber, der ed gewagt hat, bem ihm vorgefekten Phyſico ſolche 
Geſchenke anzubieten, wird dem Phnfico des nächſten Orts feines Erabliffements 
unterworfen, auch ſoll deffen Apotheke fogleich außerordentlich vifitirt werden, in« 
dem er ſich durch das Geſchenk den Verdacht zugezogen bat, daß er fchlechte Medici. 
nal: Waaren debitiren müffe. Ihn follen daher nicht allein die Koften diefer aufer: 
ordentlihen Vifitation treffen, fondern ibm auch die Koſten der gewöhnlichen drei« 
jährigen Vifitation in fo fern zur Laſt gelegt werden, als fie diejenigen überfteigen, 
* die gewöhnliche Viſitation durch den Phyſicum des Orts verurſacht haben 
würde. 

IV. Damit indeß den Apothekern alle Motive zu dergleichen Geſchenken ganz 
genommen werden, bringen Wir den ausübenden Aerzten Unfere Medicinal: Orb» 
nung, nach welcher ihnen unterfagt worden ift, einen Apotheker vor dem andern 
vorzuichlagen oder zu empfehlen, hiermit in ernftliche Erinnerung, nur bei feltenen 
oder mit vorzüglicher Gefchiclichkeit zuzubereitenden Arzneimitteln wollen Wir dem 
Aerzten überlaffen , dem Patienten die Apotheke, worin ſolches Meditament zu ha« 
ben ift, zu benennen, auch bei gewöhnlichen Arzneimitteln, welche bei ihrer Zube. 
reitung ſchon eine mehr als gemeine Gefchidlichkeit der Pharmacie erfordern, wol. 
len Wir den ausübenden Arzt nicht verfchränfen, falld er nach feiner Sachkenntniß 
glaubt, daß folche in dieſer oder jener Apotheke des Orts nicht gleich gut verfertigt 
werden, dem Patienten die Apotheke nachzuweiſen, worin das verfchriebene Arznei. 
mittel zubereitet werden Bann. 

V. So wie Bir nun bierdurd den Mißbrauch mit den Weihnachts. und Neu— 
jahrsgeſchenken in allen Unfern Staaten aänzlich abgefchafft und aufgehoben haben, 
fo wollen wir auch, daß diefe Unfere Willensmeinung zur Wiffenfchaft aller practis» 
firenden Aerzte, Phyſiker und Apotheker forderfamft gebracht, und Unſer Officium 
fisci darauf zu invigiliren beſonders inftruirt werde, 

N. C. C. T.X. ©, 1789. Nr. 85. de 1798. 


8.460. Polizeibediente, welche ihr Amt zu Erpressungen und Befrie- 
digung ihrer Privatleidenschaften missbrauchen; ohne hinlänglichen 
Grund zur Verhaftnehmung schreiten; oder dabei die den Justizbedien- 
ten $. 381. sqq. gegebenen Vorschriften verletzen, haben die $. 360. 
361. 371., ingleichen die $, 381. sqq., und im Falle einer blossen Fahr- 
lässigkeit, die $. 372. festgesetzte Strafe verwirkt. 

IV. Magazin-, 

8.461. Magazin- und ähnliche Staatsbediente, welche durch unrich- 
tiges oder ungleiches Maas, oder durch andere Betrügereien, den Staat 
oder das Publikum vervortheilen, sollen cassirt, und mit ein- bis zwei- 
jähriger Festungsstrafe belegt; auch zum doppelten Ersatze des unrecht- 
mässiger Weise gezogenen Vortheils angehalten werden. 

V. Archivbedienten, 

$. 462. Bei Registratur- und Archivbedienten, welche die in ihrer 
Verwahrung befindlichen Akten und Urkunden, Andern, welche dazu 
nicht berechtigt sind, vorlegen oder mittheilen, oder dieselben pflicht- 
widriger Weise vernichten, tritt die Vorschrift des $. 357. 359. sgg. ein. 

VI. Militairpersonen, 

8.463. Die Amtsvergehungen der Militairpersonen sollen nach den 

Kriegsartikeln beurtheilt und geahndet werden. 
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1)-a) Publicandum v.14, Mär; 1797., wegen Einführung bed U. 2. R. bei den 
Militairgerichten, 
Ertract 
Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König zc. Thun Fund und füge 
hiermit zu wiflen: daß Wir um Unfern fämmtlichen getreuen Unterthanen die Wohl. 
thaten einer gleichförmigen, und alfo auch feften und zuverläffigen Gefeggebung an 
gedeihen zu lafjen, refolvirt haben, das A. L. R. aud bei den Militair. Gerichten 
einzuführen, und biefelben auf defien Vorfchriften in ihren Urteln und Enticheidun. 
gen zu verweifen. 
Da aber: eines Theils bei einigen Stellen des A. L. R. aus der Erfahrung fich 
ergeben hat, daß diefelben bei ihrer Anwendung auf Militair« Perfonen gewiffer 
Mopdifitationen nad der Verfaſſung Unfrer Armee bedürfen, und da andern Theils 
wegen verfchiebener Vorfchriften Zweifel und Mifverftändniffe bei den Militair. 
Gerichten entftanden find, welche nähere und beutlichere Beſtimmungen darüber 
notbwendig machen, fo haben Wir gut gefunden, bei der anjetzt verordneten Ein- 
führung des A. L. R. für die Kriegsgerichte, zugleich Unfre allerhöchfte Willensmei—. 
nung wegen obgedadter Punkte nachftehendermaßen zu erklären. ꝛc. 


16) ad Part. II. Zit. 20. $.85 und 88. feßen Wir feft, daß vermöge diefer Ver. 
ordnung auch gegen Inter: Dfficiers und gemeine Soldaten, weldhe, ohne wirkliche 
Bürger zu fein, in Zreibung eines bürgerliben Nabrungsgewerbes eine Polizei- 
Eontravention begeben, worauf die Polizei» Gefepe eine Gelditrafe verordnen , von 
den Polizei» Behörden auf diefe gefekliche Strafe zwar erkannt, das Ürtel aber den 
Regiments: Gerichten zugeſchickt und diefen überlaffen werden foll, die erfannte 
Geldbuße nah Befinden der Umſtände in eine verhältnifmäßige Leibesftrafe zu ver. 
wandeln. . ö 

Ferner: 
daß bei Unter⸗Officiers und gemeinen Soldaten 5 Rthlr. Geldbuße einer Ar⸗ 
reſtſtrafe von 3 Tagen und darunter 12 Stunden krumm geſchloſſen, gleich 
geachtet werden ſoll. — 

17) ad Part. II. Tit. 20. $. 645. werden die Militair⸗Gerichte auf die näheren 
Beltimmungen des Reglements vom 31. Julius 1788 verwiefen.. 

18) ad Part. II. Zit. 20. $.463. ift zwar in den unterm 18. Novbr. 1787 er» 
gangenen Kriegs» Artikeln verordnet, daß gemeine Verbrechen der Militair» Perfo- 
nen, welche den Dienft nicht betreffen und in den Kriegs» Artikeln nicht befonders 
genannt find, nach den allgemeinen Vorfchriften der Landesgeſetze beftraft werden 
follen. Weil aber die nach diefen Geſetzen ftatt findenden Zuchthaus: oder Feftungs. 
ftrafen dem Militairdienfte nachtheilig find, und die Subjefte, welche fie treffen, 
in den meiften Fällen dazu untauglich machen, fo behalten Wir ung vor, in den be» 
fonders zu publizirenden neuen Kriegsartiteln, wegen zu bejtimmender mehr — * 
mäßiger Strafarten ſolcher gemeinen Verbrechen der Militair-Perſonen, Unſere 
Allerhöchſte Willensmeinung ausführlich befannt zu machen. IKT 

Nach vorftehenden Verordnungen follen übrigens fänmtliche, ſowohl Militair 
als Givil: Gerichte in allen künftig vorfommenden Fällen fih pflichtmäßig achten, 
und in allen andern Stüden, worin durd die gegenwärtige Verordnung nichts ges 
ändert ift, follen auch bie Militair: Gerichte die Vorſchriften des A. L. R. ſich zur 
Richtſchnur dienen laſſen. Es foll daher das gegenwärtige Publikandum ſowohl 
in der Armee, als den fämmtlichen Civil» Gerichten und Behörden gewöhnlicherma: 
en befannt gemacht werden, 

N. C. €. T.X. Rr. 20. de 1797 und Auszug ©. 236, 
b) O. O. 0.20, Septbr. 1820,, betr, die einftweilige Unwendung des 20, Tit, Thl. II. 
des A. 2. N. ald Singnlarrecht für den ganzen Militairftand; f. zu Anfang bdief. Tit. 


2) a) Verordnung v.3, Yuguft 1808., wegen Beftrafung der Difiziere. 
Seine Königliche Majeftät von Preußen ꝛc, eingeden?, daß bie und da die den 
Dffizieren Höchſtihro Armee von ihren Vorgeſetzten zuerkannten Strafen nicht im: 
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mer mit der dem gefammten Dffizierftande gebührenden Achtung angeordnet mur« 
den, verordnen in Hinfiht auf diefe Verfahrungsart ſowohl, als auf die Beſtra⸗ 
fungen der Offiziere überhaupt, hiemit Folgendes: 

Kein Militairvorgeſetzter hat das Recht, feine untergebene Offiziere, wie es 
wohl ſonſt ſchon wegen kleiner Exerzierfehler geſchah, durch einen Unteroffizier und 
* Mann nach dem Arreſtorte abführen zu laſſen. Befindet ſich ein Vorgefegter 
n der Nothwendigkeit, über einen Offizier die Arreftitrafe zu verhängen, fo gebt 
diefer allein, oder in Begleitung eines andern Offizier, in feinen Arreftort, und 
fendet feinen Degen an feinen Vorgeſetzten. Kur bei groben Verbrechen ift die Ar: 
retirung in Begleitling eines Dffiziers, Unteroffiziers und zwei Mann, ald Sicher 
beitsmaafregel, noch fernerhin erlaubt. j 
’ Befindet ſich ein Offizier in Arreft und Unterfuchung, fo darf er eben fo wenig 

auf die erwähnte Art nach dem Orte des Verhörs und nach feinem Arreftorte zurüd« 
gebracht werden. Blos ein älterer Dffizier begleitet ihn hin und zurüd, wobei er 
feinen Degen, fo lange er über die Straße zu geben bat, zurüd erbält. Nur eben» 
falls bei groben Verbrechen oder roher Gemüthsart des Verbafteten ift die oben ans 
gegebene Verfahrungsart, als Sicherheitsmaaßregel, noch geſtattet. 

Wenn ein Offizier künftighin über eine noch nicht konſtatirte Beſchuldigung in 
Unterſuchung geräth, fo darf diefe nicht mehr damit beginnen, daß man den Dffis 
zier fogleich in Arreft ſetzt, fondern es ift vorher der Gang der Unterfuchung abzu« 
warten, und dann erft im Fortichreiten oder nad Endigung derfelben der Arreft, 
entweder als Sicherheitdmaafregel, oder als Strafe, zu verhängen. 

Seine Königliche Majeftät hegen zu dem Ehrgefühl der Offiziere Höchſt Ihro 
Armee das Vertrauen, daß ein von den Vorgeiegten ohne Zeugen gegebener Ber: 
weis in den meiften Fällen feinen Zwed nicht verfehlen wird. 

Schlägt diefe mildere Beftrafung nicht an, dann mag ein Verweis bei verfams 
meltem Dffizierforps in ernfthaften, jedoch nicht befhimpfenden Ausdrüden folgen. 
Eine Zurehtweifung im Zone des unterrichtenden Vorgejegten bei Erercier» oder 
Heinen Dienftfeblern ift für feinen Verweis zu achten, 

Wenn die beiden vorbenannten Beftrafungsarten ihre Wirkung verfehlt ba 
ben, oder bei bedeutendern Vergehungen, wird der Verweis in abgemefjenen Wor. 
ten, die zugleich die Thatfache, welche ſolchen nach ſich gezogen bat, genau angeben, 
dem Warolebefehl beigefügt , und in die Warolebücher eingetragen. 

Es bleibt der Einſicht der Militairvorgefegten überlaffen, zu beftimmen, ob, 
je nach Maafgabe der Größe des Vergebene, oder der roheren Gemüthsart der Des 
firaften, oder der öftern Wiederholung eines gleichen Vergebens, der Verweis bei 
dem Bataillon, oder dem Regiment, oder der Brigade, oder der Divifion befannt 

u machen, und den Parolebüchern einzuverleiben ift. Die Sammlung diefer Straf: 
efehle wird einen Maaßſtab abgeben, wie weit ein Dffizierkorps in der Bildung 
vorgerüdt ift. 

Eine firengere Beftrafungsart iſt Stubenarreft mit den ſchon an ſich natärli. 
den Beftimmungen, daß derjenige, welcher auf Treue und Glauben unter diefer 
milderen Verbaftung ftebt, und dennoch feinen Arreftort verläßt, nicht mebr fähig 
fein könne, Offizier zu bleiben, da er feine Wortbrüchigkeit durch feine Arreſtver⸗ 
Jaffung binlänglich dargethan hat. Jede verhängte Arreftitrafe wird den Parolebũ⸗ 
chern einverleibt und in den Conduitenliſten bemerkt. 

Eben fo wenig kann ein Offizier, dem die Einſicht von feinen Pflichten fo fehr 
mangelt, oder der eines fo ftörrigen Charakters ift, daß er fi in die Subordina: 
tiond«DVerbältniffe nicht fügen will, und der ſich wiederholt eines fubordinationd: 
widrigen Betragens ſchuldig macht, länger in feinem often bleiben, und Se. Ma: 
jeftät wollen ernftlich, daß ein folder daraus entfernt werde. 

Allerhöchſtdieſelben bemerken hiebei mißfällig ; daß es fich beſonders in den legten 
Zeiten gezeigt hat, daß bie und da die jüngern Offiziere in öffentlichen Gefellihaf- 
sen, auf Bällen, Reſſourcen zc. ſich der Achtung entbunden glauben, welche fie dem 
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Range jedes ältern‘ Offiziers fehuldig find. Ein ſolches mverftändiges Benehmen 
zeiat von Mangel an Kultur und Einfiht. Derjenige Offizier, welcher ſich ein fol- 
ches Betragen erlaubt, offenbaret hierdurch feine Unfähigkeit, im Dienfte weiter 
aufzufteigen, und eben fo erklärt der ältere Offizier, welcher ſchwach genug ift, zu 
geftatten, daß ein jüngerer fich gegen ihn vergißt, feine Unwürdigkeit, dem ihm ver- 
liebenen Voften vorzufteben. Beides foll in den Konduitenliften bemerkt werden, 
Veberhaupt haben die höbern Vorgefegten, fo wie die ältern Dffiziere, die Werpflich: 
tung und das Recht, die Unbedahtiamkeit der jüngern ‘oder ungebildeten Mitglie: 
der des gefammten Dffizierftandes in Führung unfchidlicher Reden und Ausipres 
hung ungeziemender Urtheile über öffentliche Angelegenheiten oder Staatsverhält: 
niffe in die Schranken der Behutſamkeit zurüdzufübren, fo wie das vorfichtige Be: 
tragen derſelben bei jeder Gelegenheit in forgiame Obhut zu nehmen. , 
Se. Majeftät wollen hiermit den höhern Militairbefeblsbabern es aufs neue 
ur Pflicht machen, darüber zu wachen, daß ihre Untergebenen und befonders die 
hen Dffiziere fi; keine Verlegung der Beſcheidenheit und Achtung gegen Perſo— 
nen vom Civilſtande zu Schulden kommen laſſen. Die Borgefegten follen ihre Un— 
gergebene durch Beiſpiel und Lehre überzeugen, daß nur ein höfliches Betragen ger 
gen Verfonen.anderer Stände den Mann von Erziehung bezeichne, und ihm am ges 
wifjeften die öffentliche Achtung fichere,- deren ein entgegengeiegted Benehmen un— 
ausbleiblih unmwürdig macht, während folches Erbitterung berbeiführt, und die 
Harmonie und Eintracht flört, die zwiſchen Militair- und Givilbeamten eines 
Staats vernünftigerweife herrfchen müffen. | 
Ein Offizier, der fih dem Trunfe ergiebt, oder mit liederlihen und gemeinen 
Weibsperſonen unanftändige Verbindungen eingeht, oder; mit Leuten von ſchlechtem 
Rufe Gefellichaft hegt, oder gemeine Derter befucht, oder aus dem Epiel ein Ge 
werbe macht, oder die Subordinationg » Berbältniffe in der den Dffiieren böberen 
Ranges fchuldigen Achtung nicht zu ehren verfteht, ‚oder auf eine andere Art eine 
niedere Denkungsart verräth, muß, fo lange er nicht Beweiſe feines gebeflerten Les 
bensmwandels giebt, des Avancements für unfähig erklärt werden, Hierüber ent 
Scheider die auf drei Biertbeile der Stimmen fteigende Mehrheit der Offiziere eines 
Regiments. Jedem Offizier Nebet das Recht zu, den Antrag zu einem ſolchen Eh— 
rengericht zu machen; dem Verurtheilten bleibt jedoch das Recht, im Fall er ſich 
mit Unrecht befhuldigt glaubt, auf Unterfuhung zu dringen, die dann aber in ei« 
nem andern Regimente, als in dem, worin er dient, geführt wird. > 
Der Arreft in einer befondern Offizier + Arrefttube verbliebe dann nur für dieje. 
nigen, welche fich oft wiederholter Vergehungen oder eines groben, eine Criminal 
Unterfuhung nach fich ziehenden, Verbrechens ſchuldig gemacht haben. . . 
Seine Majeftät hegen zu der vorfchreitenden Cultur der Offiziere Höchſt Ihro 
Armee das Vertrauen, daß der Fälle, wo Offiziere durch Beſtrafung zu ihrer Pflicht 
angebalten werden müffen, immer weniger werden dürften. Wenn die Dffiziere eis 
nes Regiments ſich wechieleitig unter einander forgfanı bewachen, die ältern Offi⸗ 
* ihre jüngern Cameraden bei Zeiten warnen, die pünktliche Ausführung jeder 
bertragenen Dienftpflicht zur Ehrenfache gemacht, und der gute Ruf des ganzen 
Dffiziercorps. als der Antheil jedes einzelnen angefehen wird,. defien Schmälerung 
nicht zu geftatten, der Ghrgeiz eines jeden Mitgliedes des Dffiziercorps fein muß; 
fo wird der höhere Vorgeſetzte fi felten in der unangenehmen Nothwendigkeit be 
finden, Männer, deren Stand und Bildung fie eines äußern Antriebes zur Pflicht 
erfüllung entheben follten, mit Strafen belegen zu müſſen. 
Schließlich erflären Seine Königliche Majeſtät, daß es Allerhöchftdenenfelben 
zum Wohlgefallen gereichen wird, wenn ſich ein Dffiziereorps durch Dienftpünkt, 
lichkeit feiner Mitglieder, durch achtungsvolles Berragen unter fi und anftändige 
Behandlung der übrigen Stände auf eine vortheilbafte Art auszeichnet, und wer« 
den Allerböchftdiefelben einem ſolchen Corps Ihre Werthſchätzung bezeigen und durch 
Zuwendung auferordentliher Vortheile gern bethätigen. 
G. ©. (Edict. Samml, de 1806 — 1810) ©. 39. 
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‚»b) a) Verordnung wegen der Militairftrafen v. 3. Auguſt 1808, 

Seine Königlihe Majeftät von Preußen ꝛc. haben ſich bewogen gefunden, 
in ben biöber in der Armee üblidy geweienen Strafen, Veränderungen zu tref 
fen, und neue den befondern VBerhältniffen der allgemeinen Gonfeription ange 
meſſene Strafgefege einzuführen. ; 

Alerhöchftdiefelben befehlen biedurd allen böhern und niedern Militair 
Befehlshabern und Behörden, diefe nicht nur auf das genauefte zu befolgen, 
fondern aud im Geifte derfelben, bei den Militair-Beitrafungen zu verfahren, 
und die neuen Kriegsartifel vom 1. Septbr. d. J. an, ohne alle Rüdficht der 
bisherigen Werhältniffe in Anwendung zu bringen. 


Heber die Behandlung,.der Soldaten im Allgemeinen. 


Da die allgemeine Militair:Gonfeription in der Folge junge Leute von gu— 
ter- Erziehung und feinem Ehrgefühl als gemeine Soldaten unter die Fahnen 
ftellen wird: fo ift mit Zuverficht zu erwarten, daß diefe nicht nur felbft ihren 
Vorgefesten willig folgen und dur gute Applifation den Militairdienft leicht 
erlernen, fondern aud eben biedurdy ihren Gameraden aus den weniger gebil- 
deten Ständen ein Beifpiel vernünftigen Gehorfams und wirkfamer Anwendung 
ihrer Kräfte und Fähigkeiten geben und zu ihrer Ausbildung mitwirken werden, 
und daß daher mit einer gelinden Behandlung, Ordnung und Ditciplin in der 
Armee werden erhalten werden fünnen, 

Seine Königliche Majeftät verfehen Sich zu den Offizieren, daß fie ſich ihre eh⸗ 
renvolle Beftimmung, die Erzieher und Anführer eines achtbaren Theils der Na- 
tion zu fein, immer vergegenwärtigen, und, wenn auch durch den Weg der Con. 
feription ein robes Individuum unter ihre Befehle fommen follte, lieber fjuchen wer: 
den, ſolches im Anfange durch zutranliches Zureden und Verdeutlichung der ihm ob» 
liegenden Pflichten, und erſt dann, wenn diefes fanftere Verfahren nichts fruchtet, 
durch verftändige Anwendung der erlaubten Beftrofungs: Arten in ihren verfchiede: 
nen Abftufungen ju beffern. 

Die Erfahrung Iehrt, daß Rekruten ohne Schläge im Ererzieren unterrichtet 
erden können. Ginem Offizier, bem dies unausführbar fcheinen mögte, mangelt 
entweder die nöthige Darftellungsgabe oder der klare Begriff vom Crerzierunterricht 
in feinem Fortichreiten vom Leichteren zum Schwereren, folglich die für feinen Po» 
ften unentbehrliche Ausbildung. Einem folhen Offizier ift der Unterricht im Erer- 
zieren fo lange abzunehmen, bis er fi) die durchaus rn Fertigkeit, den Solda: 
ten in feinen Dienftpflichten auf eine faßliche Art auszubilden, erworben hat. Er 
muß dähingegen bis zu diefem Zeitpunkte jedem sing Je beimohnen 
und die ihm fehlende Dienſteigenſchaft wird in der Gonduitenlifte bemerft. 

Die höheren Befehlshaber und die der Gompagnieen und Escadrons find dafür 
verantwortlich, daß ihre Untergebenen weder den Soldaten auf eine rohe Art be 
handeln, nody fich fernerhin das bie und da übliche Schimpfen deffelben erlauben. 
Dabingegen fteben dem Offizier in Friedenszeiten bei thätlichen Widerfegungen ei« 
nes Einzelnen oder Mebrerer, und in Kriegeszeiten bei Berfammlung der Eruppen, 
bei Allarmirungen, beim Anrüden ins Gefecht, im Gefecht, beim Rückzuge, und 
endlich bei Verwebrung der Plünderungen ꝛc. alle Mittel zu Gebote, feinen Befeb- 
len Geborfam zu verfhaffen, und er ift in ſolchen Fällen fogar berechtigt, den wis 
deripenftigen Soldaten auf der Stelle niederzuftoßen, wenn andere Mittel, den 
un nöthigen Gehorfam zu erhalten, nicht Präftig oder nicht ſchnell genug fich 
rböten. 

Die bier angegebenen Mittel müffen von dem Offizier mit vernünftiger Umſicht, 
Heberlegung und obne perfönliche Leidenichaftlichkeit angewendet werden, wenn er 
fi nicht ftrenger Beftrafung, als Gaffation, Feftungsarreft bie auf mehrere Jahre, 
und nach Befinden noch härterer Strafe ausfegen will. Ein jeder Offizier, der ſich 
in der Lage befindet, eine ſolche außerordentlihe Maaßregel auszuüben, muß ben 
Vorfall nachher feinem Vorgeſetzten fogleich anzeigen, der dann die Rechtmäßigkeit 
dieſer Maafregel unterfuchen fol. Wenn der Dffizier feine Würde nur in Ausbil. 
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dung feiner Fähigkeiten, Vermehrung feiner Keuneniffe und wirklichen Innern Werth 
fegt ; wenn er überall auf feine Handlungen firenge Aufmerkfamkeit richtet und un 
partheiifch und gerecht gegen feine Untergebenen ift: fo kann es ibm nicht fehlen, 
daß er fich nicht die Liebe, das Vertrauen und den achtungsyollen Gehorfam berfel. 
ben in hohem Grade erwerben, und fein Anfehen feſt und bleibend gründen wird. 


lleber die anzumendenden Strafarten. 

Kleine Exerzier oder Dienftfehler,, Untegelmäßigkeiten im Anzuge und andere 
geringe Bergebungen der Soldaten können dur Rachererjteren, Reinigung der 
auf den Montirungsfammern befindlichen Armaturftüderc. und durch Strafwachen 
geahndet werden. Eben fo können bei der Kavallerie und reitenden Artillerie, wo 
die Arrefiftrafen wegen der Wartung der Pferde unbequemer ald bei der Infanterie 
find, Fleinere Bergebungen durch Putzen der Pferde und des Neitzeuges der auf der 
Wache befindlichen Leute, öffentliches Putzen der Pferde, und durch Stellung unter 
die Aufficht eines zuverläfifgen Kavalleriften,, obne deſſen Erlaubniß der Beftrafte 
den Stall nicht verlaffen darf, und deſſen Anordnungen er Folge leiften muß, bes 
ftraft'werden. Es bleibt den Befeblehabern fiberlaffen, nody mehrere ähnliche ges 
ringe Strafen zu verbängen, die, fobald fie nur nicht Pörperlich oder das Ehrgefühl 
verlegend find, als gefegmäfig betrachtet werden können. 

Erfter Grad des Arreftes, 

Dei den Arreftftrafen findet eine dreifache Abftufung ftatt. Der erfte Grad, 
gelinder Arreft, theilt fich wieder in Hausarreft und einfames Gefängniß ab. Er: 
fterer wird bei Meineren Vergehungen, befonders bei gebildetern Soldaten, feine 
Wirkung nicht verfehlen, während öffentliche Beftrafung das Ehrgefühl verfchlech 
tert und oft das Gemüth verftodt.. Verläßt ein mit diefer gelinden Strafe belegtes 
Subject feinen ihm auf Treue und Glauben gegebenen Arreft, oder mißbraucht es 
ihn zu Spiel und Trinkgelagen, fo erklärt ed hierdurch fich felbft diefer feinern Be 
handlung für unwürdig, verwirkt demnach die ihm dur Bildung gewordenen Bor» 
züge einer milderen Behandlung, und es tritt Arreft mit Einſamkeit ein. 

Die zeitherige Verwahrung der Arreftaten in den Wachtſtuben ift durchaus un« 
zwedmäßig, und Einſamkeit ift zur Erreichung der bei jeder Beftrafung vernünfti« 
gerweiſe vorwaltenden Abſicht, nehmlich der Beſſerung des zu beftrafenden Indivi— 
dui, durchaus nothwendige Bedingung. Bei dem fünftigbin verminderten Wacht- 
dient it in jeder Sarnifonsftadt eins der überflüffigen Wachthäufer zu diefem Zweck 
einzurichten, und mit kleinen Abtheilungen zu verfehen. Seine Majeftät werden 
Allerhöchſtihren Givilbehörben befeblen, die hiezu nötbigen Koften aus dem Service. 
Fonds beftreiten zu laffen. Der bisher üblich geweſene Arreft in den Wachtftuben 
foll dagegen durchaus nicht mehr ftatt finden, 


Zweiter Grab des Arrefteb. 

Wo der vorbenannte Grad des Arreftes erfolglos befunden worden, oder bei be 
deutenderen Vergebungen tritt der mittlere Arreft oder Arreft des zweiten Grades 
ein, nämlich: Arreft mit Einſamkeit bei Waſſer und Brod, mit Entziehung der ges 
wohnten Bebürfniffe des Arreftaten, z. B. Genuß des Tabacks ıc. und mit Verluft 
bes Soldes während der Arreftzeit. Der Sold fällt in eine Kompagnie» Strafkaffe, 
die zu gemeinnügigen Zweden für die Kompagnie verwendet wird. Diele Kaffe wird 
unter der Aufſicht eines Offizier, zweier Unteroffiziere und zweier @emeinen der 
Kompagnie verwaltet, und Ausgaben daraus nur zum Beſten fämmtlicher Unterof: 
fiziere und Gemeinen der Kompagnie nach Entfheidung der Stimmenmehrheit der 
felben geftattet. 

Sobald der Arreft bei Waffer und Brod länger ald 3 Tage dauert, fo erhält 
der Arreitat am Aten Tage warmes Efien, und fo wird abwechſelnd die ganze Zeit 
feines Arreſtes fortgefahren. 


Dritter Grad des Arreftes, 
Schwere Bergehungen werden mit ftrengem Arreft oder Arreft des dritten Gra- 
des beftraft, nämlich durch Arreft unter den nächftuorbergehenden Beftimmungen, 
97% 
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aber noch überdies mit Entziehung des Tageslichts in einem feftverfchloffenen Zins 
mer ohne Lagerftätte, und wo der Fußboden des Arreftorts dergeftalt mit Latten 
benagelt iſt, daß fich der Beftrafte nicht dazwifhen ohne Unbequemlichkeit niederles 
en kann. Sobald diefer Arreft über 3 Tage dauert, fo erhält der Arreftat am Aten 
age den Genuß warmen Eſſens, des Zageslichts und einer Lagerftätte, und wird 
fo bei längerem Arreft immer fortgefabren. 

Seine Königliche Majetät verfeben Sich zu den Militairvorgefegten Allerhöchft- 
dero Armee, daß fie mir Eifer und Einſicht dafür Sorge tragen werden, daß jede 
Gefänaniäftrafe vach ihrem jedesmaligen Grade in ihrer ganzen Strenge ausgeführt 
und jede unzeitige Nachſicht, womit unverftändiges Mitleiden die Härte der Beſtra⸗ 
fung. mildern möchte, durch, eine zwedmäßig geordnete Oberaufſicht unmöglich ges 
na werde. Es ilt feinem Smeifel unterworfen, daß nicht die beiden legten Grade 
der Arreititrafen von eben der Wirkfamkeit als körperliche Züchtigungen fein follten, 
und mollte man fünftighin dennoch behaupten, daß ſolche in ihren Wirkungen er: 
folglog geweſen feien, ſo ift mit Gewißheit anzunehmen, daß fie ohne gehörige Aufs 
ficht der Borgefegten in Ausübung gebracht worden find, und ſolche es überhaupt 
an der nöthigen Disciplin haben fehlen laffen. Im Felde find die Arreftftrafen bei 
oft fchnellen Bewegungen nicht immer anwendbar. Bei geringeren Vergehungen 
werden ſolche durch Verurtheilung zu den fchlechtern Arbeiten, durch Entziehung 
der Feldportionen an Fleifh, Gemüfe und Brauntwein; bei den größern hingegen, 
durch Anſchließen an einen Baum oder an eine Wand mit zugekehrtem Geſicht und 
auf eine Art, daß der Beſtrafte fih nicht niederlegen kann, in den Fällen erfegt, 
wo bie Truppen nicht in Kantonnirungen ftehben. In Kantmniryngsquartieren 
hingegen wird jede Truppenabtheilung leicht ein ſchickliches Lokal ausfindig machen, 
das zu einem Arreftorte dienen kann. 

Sollte ein Regiment wider Berhoffen fo fehr in der Disziplin zurückgekommen 
fein, daß es durch die Anwendung der vorbenannten Arrefiftrafen nicht in ben 
Schranken der Ordnung gehalten werden könnte, fo haben der Kommandeur und 
fämmtliche Staabsoffiziere des Negiments einen ſolchen Zuftand deffelben in einem 
gemeinfhaftlichen Berichte Sr. Majeftät anzuzeigen, und Allerhöchſtdieſelben behal⸗ 
ten Sich aledann vor, die Sache auf das Genauefte unterfuchen zu laſſen, und die 
zur Herftellung der Disziplin erforderlihen Verfügungen für einen folchen außer 
ordentlichen Fall zu treffen, = 

Körperlihe Strafen. 

ft ein Soldat von einem fo bösartigen Gemüth, daß die vorbegeichneten Be 
ftrafungsarten ohne Wirkung auf feine Befferung geblieben find, oder begeht er ein 
entehrendes Verbrechen, z. B. Diebftahl mit feinen verfchiedenen Abarten, fo wird 
ein ſolches Subject durch Standrecht zur Klaffe derjenigen verurtheilt, die nur durch 
empfindliche Eörperlihe Züchtigungen in Drönung gehalten werden können, und 
* ern mit Stodfchlägen, und zwar mit Heinen Röhrchen, zu beftra- 

en find, AR: 

Aber auch diefe Strafe darf niemals öffentlich und vor den Augen bes Publi— 
kums vollgogen werden. Die Wachtſtube oder das Ererzierhaus oder fonft ein ab- 
gefonderter Raum fünnen, im Beifein der Kameraden, nur allein fchidliche Derter 
abgeben, um diefe Beitrafungsart in Anwendung zu bringen; jedoch wollen Seine 
Majeftät die jonft wohl üblichen fogenannten Stuben »Grecutionen auf das ernfl« 
lichfte unterfagen. 

Die Verurtheilung eines Soldaten zu diefer Strafllaffe wird bei der Parole 
befannt gemacht. Aber felbit diefe in der Strafklaſſe befindlichen Soldaten Fünnen 
weder willkührlich noch für Beine Ererzier- oder Dienftfehler von den Offizieren 
beftraft werden; jedoch hat der Kompagnie» oder Eskadrons- Befehlshaber das 
Recht, über ein ſolches Individuum die Stodftrafe, bis auf höchftens 40 Streice, 
mit Heinen Stöden zu verbängen, welche dann immer von einem Unteroffizier voll» 
zogen wird. Ileberdies fegen Seine Majeftät feft, daß der in der Klaffe der Stod: 
fchläge fich befindende Gemeine von dem, welcher von den Stodjchlägen befreit iſt, 
in dem Verhaltniß des Gefreiten kommandirt wird, 
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Giebt indeſſen ein tn biefe Klaſſe geftellter Soldat -einen Zeitraum hindurch 
binlängliche Beweiſe feiner Gemüthsbefferung, fo wird, nad Anzeige des Kom: 
pagnie⸗ oder Esfadrond s Befehlehaber der Kommandeur ded Regiments vder 
Bataillons ihn wieder in diejenige Klaffe verfegen, die in Vergehungsfällen nur al- 
lein Arreftftrafen unterworfen ift. Dies kann vorzüglich gefchehen, wenn die Leute 
einer Kompagnie oder Eskadrons durch eine Deputation ſich für die Befferung von 
— ober mehreren ihrer Kameraden bei der Eskadrons oder Kompagnie ver⸗ 

rgen. 

Beſonders wird hierauf am Geburtstage Seiner Majeftät des Königs Rüd- . 
fiht genommen werden, und diefe Begnadigung wird dann gleichfalls dem Parole: 
befehl beigefügt. - 

Derjenige Soldat, der eines Diebftahls fiberwiefen wird, fo wie ein wieder ein- 
— Deferteur, ift außer der nach den Geſetzen verwirkten Strafe noch über: 

ies des Rechts, das von Seiner Majeftät Allerböchftdero Armee beftimmte Natio» 
nalmilitatr- Abzeichen zu tragen, fo lange verluftig, bis er vollgültige Beweiſe fei« 
ner Defferung und Treue gegeben bat, und Seine Maieftät behalten Höchſt Sich 
allein es vor, ein folches Subject nach diesfülliger Anzeige des Kommandeurs, mit 
dem Rechte, erwähntes Militair - National» Abzeichen wieder tragen zu dürfen, zu 
begnadigen. 

In Abſicht der jegt vorhandenen Leute wird feftgefest, daß von körperlichen 
Strafen frei fein follen: 

1) Alle Iinteroffiziere und die mit ihnen in gleichem Nänge find. 
2) Alle Gemeinen, welche feit einem Jahre mit Feiner Regiments: Strafe bes 
legt find, und | 
3) alle künftig einzuftellende Rekruten. ( 
Feſtungsarbeit, Feſtungs⸗Bau-Gefangenſchaft. 

Wenn mit dieſen Strafen in den meiſten Fällen ausgereicht werden wird, ſo 
bleiben für die ſchwereren Vergehungen und gröberen Verbrechen noch die Strafen 
der Feſtungsarbeit und der Feſtungs⸗Bau⸗Gefangenſchaft übrig. Bei erſterer fom« 
Men die dazu Verurtheilten unter Aufficht der Regiments »Garnifoncompagnien, 
bilden jebody eine eigene Sektion, die durch ein Abzeichen von diefer Kompagnie um« 
terfchteden und in den Feftungen nach Anleitung des Ingenieurs de la Place zu For⸗ 
tificationgarbeiten gebraucht, und dabei abgefondert unter ftrenger Aufficht gehalten 
werden. Nach geendigter Strafzeit treten fie wieder in das Regiment ein. 

Denjenigen groben Verbrechern aber, melde das Geſetz unter die Feſtungs- 
Br Gefangenen ftellt, bleibt der Rüdtritt in das Regiment auf immer ver- 

offen. 

Nur allein die vorher erwähnten Strafarten werben aufer der Todesſtrafe, bei 
dem Militair in Anwendung gebracht und Seine Majeftät heben daher die Strafe 
— —— ſo wie die der Stockſchläge in der Art, als ſie bisher Statt fand, 
gänzlich auf. 


Ueber die Feſtſezung der Strafen gegen Unteroffiziere und Ge— 
meine, f 


Die Strafen gegen Unteroffiziere und Gemeine werden entweder durch militai= 
rifche Vorgefegte oder durch Stand » und Kriegsgerichte feſtgeſetzt. 

Der Rompagnie oder E#kadrung : Befehlshaber oder jeder Dffizier, der ein de 
fonderes Kommando bat, kann die zu Anfange des vorigen Abichnitts erwähnten 
kleinern Disciplinarftrafen, desgleichen die beiden Arten des gelinden Arreftes, ohne 
‚ böbern Orts anzufragen, für die Dauer von 3 Tagen anordnen. Ein gleiches Recht 
ſteht ihm in Anfehung der Verhängung des mittlern Arreftes zu, jedoch muß er hie— 
von fogleich dem Kommandeur des Bataillons ſowohl, als dem des Regiments, 
wenn diefer anmwefend ift, Anzeige machen. Strenger Arreft kann nur vom Kom— 
mandeur des Bataillond oder Regiments, jedoch ebenfalls nur für eine Dauer von 
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3 Tagen, verhängt werden. Der gelinde Arreft kann von demſelben auf 14 Zage, 
der mittlere auf 8 Tage, und die Stodichläge bei den zur Strafllaffe herabgefegten 
Soldaten bis zu vierzig angeordnet werden, Ein Standtgericht kann auf alle drei 
Gattungen des Arrejtes, auf Degradation der ÜUnteroffiziere zu Gemeinen, auf 
Verſetzung in die der körperlichen Züchtigung unterworfene Klaffe des Soldaten« 
flandes und bei legterer auf körperliche Züchtung erfennen, und die Beſtätigung 
oder Milderung der ſtandrechtlichen Erkenntniſſe bleibt den Kommandeuren der Regi— 
menter und Bataillons, Kraft der ihnen verliebenen Gerichtsbarkeit, überlafjen. 

Alle höhere Strafen, mithin Degradation der Feldwebel, Wachtmeifter und 
° Ober: Feuerwerker, und Verluſt des Porte d'Epée, desgleichen alle und jede Fer 
zn. und Zodesftrafen finden nur durch den Ausſpruch eines Kriegesgerichte 

tatt. 

Die von dieſem abgefaßten Erkenntniſſe, wohin‘ auch alle Erkenntniſſe in Un— 
terfuchungsfachen gegen Offiziere gebören, bedürfen Seiner Majeftät Allerböchfter 
Beftätigung, und werden, bis hierüber ein Anderes verordnet wird, in zwei Erem- 
plaren mit einem vom Auditeur angefertigten richtigen Auszuge aus den Akten und 
mit den Akten felbft an das General: Auditoriat zur mweitern Beförderung einge: 
fandt. An letzteres gelangen auch nach wie vor die Anfragen, welche bei zweifelbaf: 
ten Fällen die rechtliche Inftruction der Unterfuchungeprogefje oder die Entſcheidung 
folher Vorfälle, die in den Kriegesartifeln nicht genau ausgedrüdt find, oder nicht 
nad analogifchen Gründen entichieden werden können, betreffen, und das General. 
Auditoriat muß darüber nach Befinden an Seine Majeftäit zur authentifchen Er» 
Härung berichten. 


Ueber die Führung der Strafregifter. 

Bei jeder Kompagnie oder Eskadron foll künftig ein genaues Strafregifter ge 
führt, und darin die von militatrifchen Vorgeſetzten, ſowohl Kompagnie: und Es— 
Fadrong »Befeblehabern, ale auch Bataillond» und Regiments: Kommandeuren und 
die vom Stand: und Kriegsgericht angeordneten Strafen unter Beifügung des Na 
‚mens, Alters, Dienftzett und Gemüthsart des Beltraften, des Standes feines Va⸗ 
ter6, der Ürfache der Seftrafung, des Datums und Grades der legtern, und der» 
Art und Weile, wie die Strafe verordnet, ob folche beftätigt, oder ob und aug, 
welchen Gründen fie vom Befehlshaber gemildert worden, forgfältig angeführt, 
auch eine Rubrik zu Bemerkungen offen gelaffen werden. Aus diefen Kompagnie: 
Strafliften wird eine allgemeine Regiments: Straflifte angefertiget und bei der 
oberen Militairbehörde alljährlich eingereicht. Seine Majeftät werden darnach 
die Einficht der Vorgefegten, den jedesmaligen Straffall mit der Größe des Ver: 
gehend und den Gefegvorfchriften in Ginftimmung zu bringen, beurtbeilen. Die 
Generalmajore der Brigaden und die Generallieutenants der Divifionen werden 
firenge darüber wachen, daf fowohl die Kommandeurs der Regimenter und Batail: 
lons, als aud die Kompagnie. und Eskadrons, Befehlshaber weder eine geſche— 
bene Beltrafung in den Strafliften verfchweigen, noch Vergehungen ungeohndet 
laffen, und Seine Majeftät erflären biermit, daß ein ſolcher fchwacher, oder bei 
Eingaben, bie er durch feine Unterfchrift beglaubiat, unredlich verfahrender Bor: 
gefegter unfähig fein folle, feine Stelle länger zu bekleiden. 

Wenn endlih Seine Majeftät die Schwierigkeiten, die ſich beim Hebertritt von 
einem lange gewohnten Verfahren zu einer neuen Behandlungsart ergeben, Sich 
nicht verbehlen wollen: fo vertrauen Allerböchftdiefelben binwiederum dem Eifer 
und der Einfiht der Offiziere Höchftdero Armee, daß fie die befonders im Anfange 
und bei den bie und da noch vorbandenen rohen Subjecten fich in den Weg ftellen: 
den Schwierigkeiten mit gutem Willen und mit Menſchenkenntniß beieitigen und 
fo die Armee dem von Sr. Majeftät vorgeftedten Ziele näber führen werden. 

G. S. (Edict. Samml. de 1806 — 1810.) ©. 389, 


9 C.O. v. 1. Novbr. 1832., wegen Aufhebung der Lattenftrafe, 


Ich finde Mich bewogen, in Betreff des rühmlichen Zuftandes der Disciplin, 
den Ich ſeit längerer Zeit und ingbefondere bei den neuerdings ftatt gefundenen 
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Zufammenziehungen der Truppen, mit Zufriedenheit wahrgenommen habe, In der 
Bollftrefung der Strafe des firengen Arreſtes, verfuchsweife eine Milderung dahin 
eintreten zu laffen, daß der ſtrenge Arreft künftig mit Wegfall der Latten, im Uebri- 
gen aber in der bisherigen Art zu vollziehen ift. Ich hege das Vertrauen, daß die 
Truppen in diefem Anerkenntniffe ihres firtlichen Zuſtandes, die Aufforderung fin 
ben werden, fich deffelben auch ferner würdig zu zeigen und Mich nicht nur der Notb. 
wendigkeit zu überheben, diefe Maafregel wieder aufzuheben, fondern durch treue 
Pflichterfülung der Ausführung Meines Wunfches, diefelbe dauernd zu befchließen, 
entgegen fommen werden. \ 

In Anfehung der Strafabtheilungen kann Ih Mich zu einer gleichen Berüd. 
fihtigung jedoch noch nicht entichließen, und für diefe foll es noch bei den Vorſchrif⸗ 
ten wegen der Strafe des firengen Arreftes verbleiben. 

v. K. J. B. 40. ©. 501. 


3) a) Kriegsartikel für die Unteroffiziere und gemeinen Soldaten, vom 3, 
Auguſt 1308, — 


Seine Königl. Majeſtät von Preußen haben die bei Höchſtdero Armee zur 
Richtſchnur der Unteroffiziere und gemeinen Soldaten bisher angeordnet geweſenen 
Kriegsartifel umarbeiten, und den jegigen Zeitumftänden, fo wie der befchlofienen 
neuen Ginrichtung der Armee, gemäß, abändern und näber beftimmen zu laſſen 
en befunden, und hierauf nachitehende Kriegsartikel allergnädigft zu beftätigen 
gerubet. 

Art. 1. Da fünftig jeder Untetthan des Staats ohne Unterfchied der Geburt, 
unter den noch näher zu beflimmenden Zeit» und fonftigen Verhältniſſen, zum 
Kriegesdienfte verpflichtet werden foll, und hiernach die Armee faft gänzlich aus 
Einländern beftehen wird; fo erwarten Seine Königl. Majeftät, überzeugt von dem 
Mflichtgefühl und der treuen Anbänglichkeit Höchftdero Unterthanen, daß fie als 
Söhne des Vaterlandes ihren hoben Beruf und ihre Pflicht, daffelbe zu beſchützen 
und zu vertheidigen, fowobl bei ihrem Gintritte in den Soldatenftand, als bei Lei: 
flung der ibnen in demfelben obliegenden Dienfte, zum fteten Augenmerte haben, 
und fich zugleich beeifern werden, ihren Mitbürgern überall ein Mufter ordentlichen, 
rechtichaffenen und tugendhaften Kebenswandels zu geben. 


Art. 2. Seine Königl. Majeftät verfprechen dahingegen den Unteroffizieren und 
Soldaten, die fih feiner Verbrechen fchuldig machen, vielmehr fich eines rechtichaf: 
fenen Wandels befleiffigen, die ihnen vobliegenden Pflichten in und aufer dem 
Dienfte in ihrem ganzen Umfange nach ihren Kräften erfüllen, und daburd den 
Beifall und das Lob ihrer Vorgefetzten erlangen, felbige nach Maaßgabe ihrer Fü» 
bigfeiten und Kenntniffe, ohne Ruͤckſicht auf ibre Geburt, zu Offizieren bie zum 
höchſten Grade zu befördern, und auch fonft auf alle andere Art, wie es in einzel» 
nen Fällen nur immer geſchehen kann, für fle vorzüglich zu forgen. 

Art. 3. Es foll fein Soldat fünftig durch Stockſchläge beftraft werben, der 
nicht wegen eines fchweren und entehrenden Verbrechens, oder wegen wiederholter 
Bergebungen, und weil er durch die angewandten Mittel nicht hat gebeffert werden 
fönnen, nad den unten folgenden Beftimmungen zu derjenigen Klaffe verur: 
— herabgeſetzt worden iſt, bei welcher allein noch körperliche Züchtigung 

att findet. 

Eben ſo fällt die Strafe des Gaſſenlaufens gänzlich weg. 

Art. 4. Dahingegen ſtehen dem Offizier in Friedenszeiten, bei thätlichen Wi- 
berfegungen eines einzelnen oder Mebrerer, und in Kriegeszeiten bei Berfammlung 
der Truppen, bei Allarmirungen, beim Marfch zum Gefechte, im Gefechte felbft, 
beim Rüdzuge, und endlich bei Vermehrung der Plünderungen und ähnlicher pflicht: 
widriger Handlungen, alle Mittel zu Gebote, feinen Befehlen Gehorfam zu ver: 
fchaffen, und er ift in folchen Fällen fogar berechtigt, den widerfpenftigen Soldaten 
auf der Stelle niederzuftoßen, wenn andere Mittel, den durchaus nöthigen Gehor- 
fam zu erhalten, nicht kräftig, oder nicht fchnell genug bei der Hand fein würden, 
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Art, 5. Bet Verbrechen, welche Unteroffiziere und Soldaten begeben, follen 
folgende Gefege und Strafen ftatt finden. ; 
I. Bei Dienftverbreden. | 

Art.6. Der Soldat ift fchuldig, Seiner Königl. Majeſtät, als feinem Landes 
berrn, treu und redlich zu dienen, Höchſtdero, fo wie des Kandes und der Untertha— 
nen Beſtes nach feinen Kräften zu befördern, Schaden und Nachtheil aber bei jeder 
Gelegenheit abzuwenden. Er muß fib auf feinerlei Handlungen oder Beratbichla- 
gungen, die zum Schaden Sr. Königl. Majeftät, Dero Königl. Haufe, der Armee, 
oder der Unterthanen gereichen, einlaffen, mithin, mit dem Feinde weder münds 
lich noch fchriftlich unterbandeln, noch fich mit demfelben in irgend ein Gefpräch 
einlaffen, und eben fo wenig dem Feinde Parole, Teldgefchrei und Loſung offenba« 
ren, noch fonft den Staat und die Armee durch Unternehmungen oder Unterlaffuns 
gen in Gefabr und Unficherheit fegen, fonft wird er dafür mit Feltungsftrafe, auch 
mit dem Tode, und nad Befinden der härteften Todesſtrafe beftraft, je nachdem 
diefe Handlungen mit mehr oder weniger Bosheit verübt worden, und mehr oder 
weniger gefährlich geweſen find. 

Auch muß er, wenn er deraleihen nactbeilige Handlungen oder Abfichten von 
Andern erfährt, folches feinen Vorgeſetzten fofort anzeigen, indem er widrigenfalls 
als Mitichuldiger angefeben und mit gleichen Strafen belegt werden wird. | 


Art. 7. Der Soldat muß Sr. Königl, Majeltät Generalität, auch fonft jedem 
Dber: umd nteroffiier, und überbaupt jedem Vorgeſetzten von dem Negimente, 
worin er dient, ſowohl, als von jedem andern Regimente, es fei von welcher Art 
Zruppen es wolle, Achtung und Gehorfam zu jeglicher Zeit beweifen, und ihre Be— 
fehle genau befolgen. : . 

Art. 8. Widerfegung gegen Dienftbefeble eines Vorgeſetzten durch Worte oder 
Geberden, wird nadı dem Grade der Bosheit, und nach dem Stande des Borges 
ben mit jehswöchentlichem ftrengen Arrefte bis zu dreijähriger Feftungsftrafe 

eftraft. 

Art. 9. Thätliche Widerfegung gegen den Vorgefegten, oder auch Drohen mit 
Gewehr gegen. denfelben, wird mit Erichiefen des Verbrechers beflraft. . 


Art. 10. Widerfegung gegen eine Wache oder Schildwache, bei Arretirungen 
oder bei Steuerungen eines Unfugs, wird der Widerfegung gegen einen Vorgeſetzten 
gleich geachtet. - 

Art. 11. Wenn es ſich zuträgt, daß Löhnung, Brod, Montirungsftüde, oder 
was fonft noch dem Soldaten gebührt, nicht richtig erfolgen könnten, fo ift er dens 
noch verbunden, feine Schuldigkeit überall genau zu erfüllen, obne zu murren, 
Andere mißmüthig zu machen und aufjuwiegeln,_oder fi fonft ungebübrlich zu 
betragen, weil er gewiß erwarten kann, daß ibm hiernächft alles werde gereicht wer- 
den, fobald es die Umſtände verftatten. Sollte aber ein Soldat bei verfammeltem 
Kriegsvolke laut Befchwerde führen oder fonft fich ungeziemend betragen, fo foll er, 
wenn aus feinem Benehmen die Abficht, feine Kameraden zur Widerſetzung gegen 
ihre Vorgeſetzten zu verleiten, oder von letztern etwas zu erzwingen, bhervorgebet, 
mit Ericießen, fonft aber nach Bewandniß der aus feinen Neuerungen zu entneb- 
menden Abfiht und des geftifteten oder zu erwarten gewefenen Schadens, mit ein. 
bis mehrjähriger Feftungsftrafe beftraft werden. 

Art. 12. Wer im Kriege obne Erlaubnis Er. Könial. Majeftät oder des kom— 
mandirenden Generals, oder auch wohl geaen ein ausdrückliches Verbot Sachen ber 
feindlichen Untertbanen gewaltſam wegnimmt, oder diefe gewaltfame Wegnahme 
gegen Unterthanen Sr. Königl. Majeftät oder einer verbündeten oder neutralen 
Macht ausübt, oder unter dem Vorwande, daß er zit einer Dienftleiftung detacirt 
oder fommandirt fet, Geld oder Sachen non Königlichen oder fremden, felbit feind- 
lichen Untertbanen erpreft, wird mit Verſetzung in die zweite Klaffe des Soldaten: 
ftandes, bei welcher körperliche Züchtigung ftatt findet, und außerdem nad) Befinden 
der verübten Gewalt und der zugleich begangenen Infubordination gegen die erhal: 


— 
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tenen Befehle, mit mehrjähriger Feftungeftrafe, welche felbft bis zum Todtſchießen 
geihärft werden kann, beftraft. Beſonders foll diefe Schärfung, wenn die Plündes 
or * Gelderpreſſung im Komplott geſchehen iſt, gegen den Auführer des letztern 

att finden. 

Art. 13. Vom Zapfenſtreiche bis zur Reveille muß jeder Soldat in ſeinem 
Quartiere fein, wenn er nicht im Dienſte ſich befindet, oder von feinem Worgefep 
ten Erlaubniß erhalten hat, ſich anderwärts aufzuhalten. Auffer diefen Fällen wird 
die Entfernung aus dem Quartier mit viergehntägigem bis ſechswöchentlichem mitt« 
lern Arrefte beftraft, und diefer nach Befinden und befonders dann, bis zu ſtreugem 
Arrefte gefchärft, wenn der Soldat bei feinem Ausbleiben die Abfiht, ein anderes 
Verbrechen auszuüben, gehabt hat. 

Art. 14. Keine Schildwache darf ohne Grlaubniß oder Befehl des wachthaben- 
den Dffiziers oder Unteroffizier über die ihr vorgefchriebene Entfernung von ihrem 
often geben, fich niebderfegen, niederlegen, Taback rauchen, oder gar fchlafen, bei 
Strafe fechswöchentlichen ftrengen Arreftes. 

Zu Kriegeszeiten aber, und wenn fonft daher Gefahr entitanden, wird diefe 
Strafe in fehemonatliche bis zwei, und mehrjährige Feftungsftrafe verwandelt, 
auch nad Befinden der Erheblichkeit der vorhandenen oder zu beforgen gemwefenen 
Gefahr, bie zum Todtſchießen erhöbet. Weberhaupt ift jedes von einer Schildwache 
u. Verbrechen doppelt fo hart zu beftrafen, als fonft in diefen Artikeln ver 
ordnet iſt. 

Art. 15. Beim Marfh und Kommando muf jeder Soldat auf dem ihm ange 
wiefenen Pla bleiben, und ſich bei Strafe eines vierzehntägigen ftrengen Arreftes 
nicht davon entfernen: Wenn er feinen Platz verläßt, und in der Entfernung einer 
Viertelſtunde davon ohne Urlaub oder andere zu beweifende Entfchuldigungsgründe 
betroffen wird, fo ijt er als ein Deferteur zu betrafen. 

Art. 16. Der Soldat, der vor dem Feinde, bei welcher Gelegenheit es fet, zu⸗ 
erit die Flucht boshafter Weife nimmt, kann ohne Umftände erfchoffen werden, und 
gleiche Strafe trifft ihn, wenn ſolches nicht gleich auf friiher That gefchehen fein 
follte. Wer aus einer Schlacht oder Gefecht ſich wegfchleicht, beim Verfolgen des 
Feindes nachläffig zurücbleibt, oder beim Zurückzuge fein Gewehr wegwirft, wird 
mit Berfegung in die zweite Klaffe des Soldatenftandes, und mit zwei: bis dreijäh» 
riger Feltungsitrafe beftraft. 

Art. 17. Hierbei fol auf den Vorwand des Soldaten, daß er marode oder ent» 
kräftet fei, Beine Rüdficht genommen werden, da dergleichen verftellte oder einges 
bildete Entkräftung nur zu. oft ald Dedmantel der Feigbeit benugt wird. Vielmehr 
findet der Soldat, der vor dem Feinde ftebt, nur in einer dermaßen fchweren Krank: 
beit oder gänzlichen Entkräftung Entihuldigung, welde auf vorherige feinem 
Vorgefegten davon gemachte Anzeige, von dem Regiments- oder Bataillond« Chis 
rurgus fogleid) als ein triftiges Hinderniß, ihn vom Dienft zu entfernen, aner⸗ 
fannt wird. 

Art. 18. Wer zum Feinde übergeht, und bemnächft mit dem Gewehre in der 

and gegen Sr. Königl. Majeftät Zruppen betroffen wird, foll mit Todtſchießen 

eitraft werden. Mer im Kriege, oder aus einer belagerten Feftung, von feinem 
Poſten defertirt, hat den Strang verwirkt; außer diefem Falle aber wird Defertion 
zu Kriegeszeiten mit Verſetzung in diejenige Klaffe, bei welcher körperliche Züchti« 
gung flatt findet, und mit ſechs- bis zebnjähriger Feftungsitrafe beftraft. In Fries 
denszeiten wird der Deierteur zum erften Male mit einjähriger Fefrungsftrafe und 
mit VBerfegung in die oben erwähnte Klaffe, zum zweiten Male mit dreijähriger 
Feftungsftrafe, zum dritten Male aber mit Ausftofung aus dem Soldatenftande, 
und mit lebenswieriger Feſtungsſtrafe beftraft, und ift übrigens für einen Deierteur 
jeder Soldat zu halten, welcher, in der Abficht zu entweichen, außerhalb den Mauern 
oder dem Bezirke feiner Garnifon ergriffen oder befunden wird. 

Art. 19. Der Anführer eines aus drei.oder mehreren Perſonen beftehenden 
Deſertions⸗Komplotts wird, wenn bie Dejertion nach der Beſtimmung bes 18ten 
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Kriegesartitels erfolgt ift, im Kriege mit dem Strange, zu Friedenszeiten mit Ber: 
feeung in die zweite Klaffe des Soldatenftandes und mit zehnjähriger Feftungsfirafe 

eftraft. Mer fonft einen Andern zur Defertion verleitet, ſoll doppelt fo hart, ale 
der Berleitete, beftraft werden. r aber außerdem ein Defertionsvorhaben er- 
fährt, und folches feinem Vorgefegten anzuzeigen unterläßt, wird nah Bewandniß 
der Umftände mit fehswöchentlichem firengem Arrefte bis zu jechsmonatlicher Fe— 
ftungeftrafe beftraft. 

Art. 20. Außer diefen Strafen der Defertion wird die Dienftzeit des defertir. 
ten Soldaten, je nachdem derfelbe zum erften oder zweiten Male defertirt ift, auf 
vier bis zehn Jahre verlängert; auch verliert er das National» Militairabzeichen, 
—— ihm nur auf nachherige beglaubigte Beſſerung wiederum beigelegt wer: 
den Bann. 

Art. 21. Wenn ein Deferteur ſich wieder anmwerben läßt, und fich einen fal. 
fhen Namen giebt, fo foll feine durch die Defertion verwirkte Strafe durch Berlän- 
gerung gefchärft werden. 

Art. 22. Wenn ein Soldat bei feiner Anwerbung oder Vereidigung verfchwie- 
gen bat, daß er geftäupt oder gebrandmarkt gewefen, und ſolches nachher ausgeforfcht 
wird, fo wird er mit lebenswieriger Feftungsftrafe beftraft. 

Art. 23. Die Namen derjenigen Deferteurs, deren man nicht habbaft werden 
fann, werden an den Galgen geheftet, und ihr Vermögen wird zum Beften der 
General» Invalidenkaffe konfiszirt. 

Art. 24. Wer fi durdy VBerftümmelung feines Körpers zum Kriegedienfte un« 
tüchtig gemacht hat, foll, wenn er diefe Abficht nicht vollftändig erreicht hat, den- 
noch eingeftellt, und mit jechswöchentlichem ftrengem Arrefte bis dreimonatlicher 
Feſtungsſtrafe und Verluſt des National: Militairabzeihens, wenn er aber dadurdy 
wirklich zum Dienfte untüchtig geworden, mit ein» bis dreijähriger Feltungsitrafe 
beftraft, und außerdem für unfähig erklärt werden, je im Dienfte des Staats anges 
ftellt zu werden, oder in demfelben ein Grundftüd oder das Bürgerrecht zu erwerben. 
Gleihe Strafen treffen diejenigen, welche vor ihrer Einftellung in den Militair- 
dienft fi demfelben durch Entweihung, oder andere hinterliftige Handlung entzie« 
ben. Kann man folder nicht habhaft werden, fo wird ihr Vermögen jur General» 
Juvalidenkaſſe eingezogen. _ 

Art. 25. Wer einen Arreftaten vorfeglich laufen läßt, oder einen Verbrecher 
verhehlt oder fortfchafft, wird nach Verhältniß der Urfache, aus welcher der Arreftar 
verhaftet war, und des verübten Verbrechens, mit vier bis ſechswöchentlichem ftren. 
gem Arrefte bis zu einjähriger Feftungsftrafe beftraft. 

ft der entlaufene Arreftat, oder der verhehlte oder fortgefchaffte Berbrecher, 
eines Hauptverbrechens, oder gar des Hochverraths, oder der Zandeeverrätherei 
fhuldig, und diefes dem Durchhelfer befannt gewefen, fo muß feine Strafe bis zu 
mehrjähriger Feftungsftrafe, ja felbft bis zum Tode gefchärft werden. 

Iſt der Arreftat durch Fahrläffigkeit des Soldaten entforungen, fo findet eine 
auferordentliche Strafe flatt, welche nach Bewandniß des Grades der Fahrläffigkeit 
und des durch die Entweichung des Arreftaten geftifteten oder davon zu beforgenden 
Schadens, in mehrtägigen bis ſechswöchentlichem Arrefte beftebt, und befonders, 
wenn der entwichene Arreftat des Hochverraths, oder der Randeeverrätherei, oder 
anderer fchwerer Verbrechen angeſchuldigt war, bie zu zwei» und mehrjähriger Fe: 
ftungsftrafe ausgedehnt werden fannn. ' 

Art. 26. Der Soldat, welcher feine Waffen und Montirungsftüde muthwilli— 
ger Weife verdirbt, verfept, verfauft oder veripielt, hat achttägigen bis ſechs wöchent. 
lichen firengen Arreft verwirft. 

Art. 27. Eben fo wird derjenige beftraft, der ohne Einwilligung feines kom: 
mandirenden Offiziers Schulden macht, und diefe Strafe wird big zu drei» bis 
fehemonatlicher Feftungsftrafe gefhärft, wenn die Schulden aus Hang jur Lüder— 
lichkeit, oder zur Beförderung eines andern Verbrechens gemacht worden find, 


$. 463, Verbrechen der Diener des Staats, ‚427 


Art. 28, Trunkenheit im Dienfte foll mit vierzgehntägigem bis fechswöchentli- 
chem ftrengem Arrefte beftraft werden. 

Art. 29. Kein Soldat darf ohne Vorwiſſen und Bewilligung feines Kompagnie⸗ 
Chefs ſich mit einem Frauenzimmer ebelich verloben, noch weniger ohne erbaltenen 
Zraufchein die Ehe durch Trauung vollziehen. Wenn er folches dennoch thut, fo 
foll er mit dreimonatlicher Feitungsftrafe beftraft, auch das Verlöbniß oder die Che 
- als nichtig erklärt und aufgehoben werden, wenn auch das Ebeverfprechen eiblich 
geſchehen, oder das Frauenzimmer mit Bezug auf daflelbe gefhwängert fein ſollte. 


- II. Bei gemeinen Berbreden. 


Art. 30. Gemeine Verbrechen der Soldaten, d. i., Meberfchreitung folcher 
Strafgefege, welche mit ihren Dienftpflichten nicht in unmittelbarer Beziehung 
fteben, werden nach den allgemeinen Landesgefepen beftraft, und dabei nur ſolche 
Berichiedenheiten angewendet, als durch die Verbältniffe des Soldatenftandes north: 
wendig gemacht werden. Der Soldat hat fich daher nach den allgemeinen Landesge 
fegen zu achten, von welchen bier nur ein Auszug, befonders mit Rüdficht auf die 
bemerkten Verſchiedenheiten, angegeben werden kann, 

Art. 31. Diefe Verfchiedenbeiten befteben im Allgemeinen darin, daß in der 
Regel gegen den Soldaten keine Geldftrafen, und eben fo wenig, bevor er in die 
zweite Klaffe verfegt worden, körperliche Züchtigungen, desgleihen Zuchthausſtra⸗ 
fen, angewendet werden dürfen. 

Art. 32. Störung bes öffentlichen Gottesdienftes wird mit ſechswöchentlichem 
firengen Arrefte bis zu anderthalbjähriger Feftungsftrafe beftraft. , 

Art. 33. Verfertigung falfcher Münzen wird nach Verſchiedenheit der Fälle 
und der Größe des beabfichtigten oder angerichteten Schadens mit Verlegung in 
die zweite Klaffe des Soldatenftandes, und bei derfelhen mit Züchtigung durch 
Stockſchläge, und mit zweijähriger bis lebenswieriger Feſtungsſtrafe, wiſſentliches 
Ausgeben falfher Münzen aber mit achttägigem bis fechswöchentlihem firengen 
Arreite beftraft. Wer gute Münzen befchneider, abfeilt, oder fonft verringert, hat 
bie —* erwähnte Verſetzung, und außerdem zwei⸗ bis vierjährige Feſtungsſtrafe 
verwirkt. 

Art. 34. Schlägereien und körperliche Verletzungen werden mit mehrtägigem 
bis jehswöchentlichem, allenfalls ftrengen Arrefte, und nach Befinden der Schwere 
der zugefügten Beſchädigung, und der erfolgten oder nicht erfolgten völligen Wie 
berberftellung des Beſchädigten, mit zweimonatlicher bis zehnjähriger Seftungs- 
firafe beftraft. 

Art. 35. Die Nothwehr gereicht zwar dem Soldaten, welcher angefallen wor: 
ben, zur Entfhuldigung, in fofern er in. wirklicher Gefahr verwunder oder getödtet 
zu werden ſich befunden hat; er muß aber von feiner Seite zu ſolcher Gefahr keine 
Veranlaffung gegeben haben ; auch muß das zur Abwendung des Schadens gewählte 
Mittel mit dem Schaden felbft, welcher durch die Nothwehr abgewendet werden 
fol, im Verhältniſſe jtehen. 

Art. 36. Vorfäglicher Todtſchlag wird mit der Strafe des Schwerdtes beftraft, 
und diefe findet in der Regel in jedem Falle ftatt, wo ein Soldat die Abficht zu bes 
ſchädigen durch ſolche Handlungen ansführt, von welchen der Tod des Beſchädigten 
nad) dem Laufe der Natur eine nothwendige Folge geweſen ift. 

Art. 37. Wer mit vorber überlegtem Vorſatze zu tödten einen Todtſchlag wirt: 
lich verübt, wird als ein Mörder nah Bewandniß der obmwaltenden Umftände und 
bes Verhältniſſes der ermordeten Perſon mit der Strafe des Rades von oben 
herab, oder von unten berauf, auch mit Flechten des Körpers auf das Rad, beftraft. 
Bei Vergiftungen wird die durch die That an fidh verwirkte Tobesftrafe durch 
Schleifung auf den Richtplatz geichärft. 

Art. 38. Wer fich felbit das Leben nimmt, um fich einer durch grobe Verbrea 
chen verwirkten Strafe zu entziehen, wird nad Befinden des Gerichts auf dem 
Nichtplage verfcharrt. Iſt bereits ein Strafurtheil wider ihn ergangen, fo wird 


# 
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ſolches, fo weit e8 möglich umd zur Abfchredung Anderer dienlich ift, an dem todten 
Körper vollzogen. | 

Art. 39. Gemwaltfame Schändung eines Frauenzimmers wird mit ſechſs, bis 
achtjähriger, und wenn das Frauenzimmer noch nicht zwölf Jahr alt ift, mit adht« 
bis zebnjähriger Feftungeftrafe beftraft. Auch werden diefe Strafen verlängert, und 
bis zur Strafe des Schwerdtes gefchärft, wenn die Gefchändete durch die an ihre 
verübte Gewalt Schaden an ihrer Geſundheit gelitten bat, oder gar ihr Tod dadurch 
veranlaßt worden ift. 

Art. 40. Blutſchande wird mit ein. bis fünfjähriger und Sobdomiterel und . 
— dergleichen unnatürliche Sünden mit eins bis mehrjähriger Feſtungsſtrafe 

elegt. 

Art. 41. Wer eine bereits verehelichte Perſon wiffentlidy heirathet, oder vor 
Trennung feiner eigenen Ehe wifjentlich eine andere vollziehet, hat ſechsmonatliche 
bis dreijährige Feſtungsſtrafe zu erwarten. 

Art. 42. Ehebrudy wird auf Antrag des beleidiaten Ehegatten mit ſechswö⸗ 
chentlichem mittlern Arrefte, bis zu einjähriger Feftungsftrafe belegt. 

Art. 43. Diebftahl ohne erfhwerende Umftände wird, je nachdem er bie fünf 
Thaler oder mehr beträgt, zum erſtenmal mit achttägigem bis vierwöchentlichem 
ftrengen Arrefte, oder mit vierwüchentlicher bis zweijäbriger Feſtungsſtrafe, und 
zugleich mit Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldatenftandes beftraft. 

Wird der Soldat zum zweiten Male wegen: eines dergleichen Diebftahls zur 
Unterfuhung gezogen und deffelben überführt, fo wird er mit Züchtigung durch 
Stodichläge und mit achtwöchentliber bis vierjähriger Feltungsftrafe beftraft. 
Stiehlt er zum dritten Male, fo wird er mit gelchärfter Züchtigung durch Stod« 
biebe und mit Feſtungsſtrafe fo lange beftraft, bis er fich beffert und hinlänglich 
nachweifet, wie er fünftig-feinen ehrlichen Unterhalt werde verdienen fünnen; auch 
foll ein folches unwürdiges Mitglied gänzlich ange dem Soldatenftande ausgeitoßen, 
zugleich aber für unfähig erklärt werden, je das Bürgerrecht oder den Befig eines 
Grundftüds in den Königlihen Staaten zu erwerben. ! 

Art. 44. Diebftahl unter erfchwerenden Umftänden, zu welchem arößere Haus. 
diebftäble, Diebftäble an Sachen, die nicht unter genauer Aufjicht gehalten werden 
tönnen, mithin auch Diebftähle an Sachen der Kameraden, desgleihen Diebftähle, 
die an Kirchen, milden Stiftungen, Königlihen Kaſſen, Montirungstammern, 
Poſten u. f. w. verübt werden, auch Diebitähle zur Nachtzeit gehören, wird dem 
— * nach Befinden dem dritten Diebſtahle ohne erſchwerende Umſtäude, 

leich beſtraft. 

Art. 45. Gewaltſamer Diebſtahl, das iſt, derjenige, der durch gefährliches Ein» 
fteigen oder Erbrechen, oder durch Deffnung verfchloffener Bebältniffe, oder durch 
Ginfchleihen in die Häufer zur Nachtzeit verübt worden, wird mit Verfegung in 
bie zweite Klaſſe des Soldatenftandes, Förperliche Züchtigung dur Stockhiebe, und 
auf ein bis acht Jahre verhältnißmäßig zu beftimmender Feftungsftrafe beftraft. Im 
Wiederholungsfalle wird derjenige, der einen gewaltſamen Diebjtahl begangen bat, 
mit gefchärfter Züchtigung, gehnjähriger bis lebenswieriger Feſtungsſtrafe, Ausſto— 
fung aus dem Soldatenftande, und Unfähigkeit zum Erwerbe des Bürgerrechte, 
und zum Befige eines Grundftüds, beftraft. 

Art. 46. Eine gleiche als die zulegt erwähnte Beftrafung trifft den Räuber, 
das ift denjenigen, der mit Gewalt an Menfchen, oder unter Androhung gefährli 
cher Behandlung einen Diebftahl verübt hat, und diefe Strafe wird big zu lebens— 
wieriger Feitungsftrafe, ja bis zur Strafe des Schwerdts, oder des Rades von oben 
herab oder von unten herauf, gefchärft, je nachdem der Räuber dem Beraubten eine 
erhebliche Berftinnmelung oder bleibenden Nachtheil an feiner Geſundheit zugefügt, 
oder gar benfelben getödtet hat. Diedftahl in Banden wird dem Raube gleich 


aft. 
Art. 47. Wer wiffentlich einem Diebe in Aufbewahrung oder Verheimlichung 
der geſtohlenen Sachen bebülflich iſt, ihm in feiner KBohnung einen Zufludptsort 
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verftattet, oder ihm zur Verheimlichung feines. Verbrechens, oder zur Entweichung 
aus dem Verhafte, bebülflich ift, wird eben ſo, als wenn er einen gemeinen Dieb» 
ſtahl felbft begangen hätte, beftraft; wer Räuber oder Diebesbartden in der erwähn 
ten Art begünftigt; hat die Strafe des gewaltfamen Diebftabls verwirkt. 

Art. 48, Verfertigung falfcher Päſſe und Attefte, desgleichen Verfälſchung ber 
Urkumden und Siegel, werden mit fechswöchentlichem firengen Arrefte bis zu mehr 
jähriger Feftungsftrafe, nach Befinden des dabei gehabten böfen Vorſatzes, der dabei 
angewandten Lift, und des beabfichtigten oder angerichteten Schadens, und zugleich 
mit Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldatenftandes, beſtraft. = 

Art. 49. Hazardfpiele find dem Soldaten gänzlich unterfagt, und fie follen 
deshalb nach Bewandniß der Umftände mit ftrengem Arrefte, und befonders im 
Wiederholungsfalle, und wenn fie ein Gewerbe daraus machen, mit dreimonatlicher 
bis einjähriger Feſtungsſtrafe beftraft werden. " . 

Art: 50. Vorſaͤtzliche Brandfiiftung, welche in ber Abficht, unter Begünftigung 
derfelben Mord, Raub, oder ein anderes Verbrechen, worauf die Todesſtrafe ftehet, 
zu begeben, verübt worden, wird mit der Strafe des Feuers beftraft, und diefe ' 
Strafe noch geihärft, wenn wirklich Menfchen dadurch um das Leben’ gefomm: 
find. Gleiche Strafe findet Statt, wenn das Feuer an einem bewohnten Orte, u 
zu einer Zeit, da die Einwohner gewöhnlich im Schlafe liegen, angelegt worden, 
und Menichen dabei ihr Leben verloren, oder bleibenden Machtheil an ihrer Gefund» 
beit erlitten haben. | 

Desgleichen, wenn zu Kriegszeiten der Soldat ein Magazin in Brand geſteckt 
bat, pi in diefem letztern Falle das Feuer auch ohne allen Schaden gedämpft 
worden if. : 

Andere vorfäpliche Brandftiftungen werben, nad der Maaßgabe, ob fie bei 
Tage, dber zur Nachtzeit gefchehen, und ob im eritern Falle Menfchen dabei ums 
Reben gelommen oder ungefund geworben, oder ob der Rrandftifter fchon einmal 
wegen Feneranlegeng beftraft worden, mit dem Schwerdte, und nad Befinden der 
Umftände Verbrennen bes Körpers, fonft aber nach Verbältniß des mindern oder 
größern Schadens und des wiederbolentlich. begangenen Verbrechens, mit mehrjäh— 
* * lebenswieriger, allenfalls mit Staupenſchlag zu ſchärfender, Feftungsftrafe 

eitraft. 

Auf verfuchte Brandfliftungen, bei welchen der Ausbrud des Feuers unterblies 
ben ift, folgt ſechsmonatliche bis mehrjährige Feftungsftrafe; auch wird der wegen 
unternommener oder verfuchter Brandftiftung zu einer nicht lebenswierigen Fe— 
ftungsftrafe verurtbeilte Soldat in die geringere Klaſſe des Soldatenftandes verſeßt. 
Brandftiftungen aus Fabrläffigkeit, und Mebertretungen der Polizeigeſetze zur Wer 
bütung der Seuersbrünfte werden nach Verhältniß des angerichteten Schadens, mit 
mehrwöchentlichem mittlern Arrefte, bis zu zweijäbriger Feftungsftrafe beftraft. 

III. Allgemeine Strafbeflimmungen. 

Art. 51. Der Arreft, welcher ald Strafe gegen ben Soldaten Statt findet, ift 
von dreierlei Art, gelinder, mittler und firenger Arreft. Der gelinde Arreft beftebt 
entweder in Hausarreft, oder er wird im einfamen Gefängniffe, ohne weitere Schär« 
fung vollzogen. 

Mittler Arreft, wird ebenfalls im einfamen Gefängniffe vollzogen, aber dadurch 
geichärft, daß bie Nahrung des Arreftaten während defielben, abmwechielnd immer 
drei Tage auf Waſſer und Brod beichränft, und am vierten andere Koft geftattet, 
während diefer Zeit fein Sold eingezogen, und ihm, in fofern er an Tabad gewöhnt 
ift, der Gebrauch des legtern verfagt wird. 

Beim firengen Arrefte tritt die Schärfung hinzu, daß der Arreftat abwechfelnd 
bei Waffer und Brod drei Tage in einem dunklen Yimmer.eingeiperrt, und ihm das 
Kiederlegen durch auf den Fußboden angenagelte Katten unangenehm gemacht, am 
vierten aber ibm der Genuß anderer Koft und des Tageslichts, auch der Gebrauch 
einer Lagerſtätte geftattet, und mit diefer Abwechfelung bis zur Vollendung der 
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Arreſtſtrafe fortgefähren wird. Welche Art des Arreftes Statt finden foll, muß 
jedesmal im Erkenntniffe feitgefept, und nur, wenn die Gefundheitsumftände des zu 
Beitrafenden der Anwendung des ftrengen Arreftes in feinem ganzen Umfange im 
Wege fteben, welches allenfalls durch ein pflichtmäßiges Gutachten des Regiments. 
oder Bataillonschirurgus auszjumitteln ift, folder durch ein anderweitiges Berbält« 
niß der Straftage gemildert, oder anftatt deffelben auf mittlern Arreſt erfannt 
werden, Auf gelinden Arreft wird gegen gemeine Soldaten in der Regel gar nicht 
erkannt, fondern ſolcher findet nur bei Beftrafung geringerer Dienftvernadhläffigungen 
derfelben, die von den militairifchen Borgefepten ohne weiteres Erkenntniß verhängt 
wird, Anwendung. 

Art. 52. Da im Felde wegen der oft fchnellen Bewegungen Arrefiftrafen nicht 
immer anwendbar find, fo folen aledann der gelinde und der mittlere Arreft durch 
Verurtheilung zu den ſchlechtern Arbeiten, und Entziehung der Feldportionen an 
Fleiſch und Branntwein binnen einigen Tagen, und der ftrenge durch Anſchließung 
an einen Baum oder an eine Wand mit zugekehrtem Geſicht und auf eine Art, daß 
der Beftrafte fich nicht feßen kann, auf einige Stunden, und allenfalls zu wieder 
boltenmalen, in dem Falle erfegt werden, wenn die Truppen nicht in Kantonnirung 
ftehen. In Kantonnirungsquartieren hingegen wird jede Zruppenabtbeilung ein 
zum Arreit anzumendendes Lokal auszumitteln haben. 

Art. 53. Wenn die Kriegesartitel Feftungeftrafe anordnen, fo ſoll ſolche gegen 
den Soldaten in der Art vollzogen werden, daß er auf die Dauer bderfelben bei einer 
Barnifoncompagnie angeltellt, und dafelbjt zu einer angemeffenen täglichen Arbeit 
angehalten, auch die übrige Zeit hindurch, beionders des Nachts, eingefperrt wird, 

Wird aber ein Soldat nad obigen Vorfchriften aus dem Soldatenftande aus: 
geftogen, fo ift unter der ihn außerdem treffenden Feſtungsſtrafe jedesmal die ge 
wöhnliche Feftungsarbeit unter den Baugefangenen zu verftehn, und auf diefe aus. 
drüdlic zu erkennen. 

Art. 54. Gegen denjenigen, der wegen derfelben Art von Verbrechen, für welche 
er ſchon einmal beftrart worden iſt, abermals in Unterſuchung gezogen wird, wird 
die geleglich verwirkte Strafe verdoppelt, in fofern nicht in-den obigen Artifeln an 
derweitige Strafen für bie Wiederholung der einen oder der andern Art von Ver 
brechen ausdrüdlic, feftgefegt worden find. 

Außerdem foll derjenige Soldat, der wegen einer und derfelben Art von Ver: 
brechen zum zweitenmale zur Feſtungsſtrafe verurtheilt wird, oder der bei geringern 
Vergebungen oder Dienjtvernacläfflgungen durch deren mehrmalige Beftrafung 
nicht gebeffert worden, in die zweite Klaffe des Soldatenftandes verfegt, und hierauf 
ausdrüdlich mit erfannt werden. 

Art. 55. Feldwebel, Wachtmeiſter und Oberfenerwerker, welche das Portd'Epée 
tragen, find, wenn fie die in diefen Kriegesartifeln erwähnten Verbrechen begeben, 
in der Art zu beftrafen, daß fie in Fällen, wo ftrenger oder mittlerer Arreft gegen 
den gemeinen Soldaten Statt finden würde, mit Verluſt des Portd’Epce und De 
grabation zum Gemeinen beftraft werden. 

Iinteroffijiere werben anftatt des ftrengen Arreftes mit Degradation zum Ges 
meinen beftraft, doch foll den Krieges: und Standgerichten erlaubt fein, bei ſolchen 
Vergebungen, die feine befondere Verworfenheit des Verbrechens bezeichnen, und 
eben fo wenig eine wiederholte Fabrläffigkeit deflelben mit fih führen, von der De: 
gradation abzugeben, und gegen Feldwebel, Wachtmeifter und Oberfeuerwerter, 
anftatt des firengen und mittlern Arreſtes, auf verlängerten gelinden Arreft, ge 
gen Unteroffiziere aber anftatt des firengen, auf verlängerten mittlern Arreft zu 


ertennen. 

Wenn die Kriegesartikel eine Feftungsftrafe von drei bis ſechs Monaten vor: 
fhreiben, fo werden die Feldwebel, Wachtmeifter und Oberfeuerwerker, und eben fo 
auch die Unteroffiziere, anftatt derfelben, zu Gemeinen degradirt; bei höhern Fe 
ftungsftrafen aber wird diefe Degradation den Feldwebeln, Wachtmeiftern und 
Dberfeuerwerkern für fechömonatlihe und den Unteroffizieren für dreimonatliche 
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ftungsftrafe angerechnet, und letztere beziehungsweife um fo viel geringer 
ftimmt. 
B Art. 56. Verluſt der goldenen oder filbernen Verdienſtmedaille zur Strafe, 
” wird, beziehungsweiſe, einer einjährigen oder einer halbjährigen Feftungsftrafe gleich 
geachtet. 

Art. 57. Die Verbindlichkeit diefer Kriegsartikel fol mit dem erften Septem« 
Ber 1808. dergeftalt ihren Anfang nehmen, daß alddann die Krieges: und Standges 
richte die vorfallenden Vergehungen der Soldaten in Abfihe der zu erfennenden 
Strafen lediglich nach diefen neuen Artikeln beurtheilen müffen. 

Diefe Kriegesartitel follen gehörig befannt gemacht, in der Folge aber alljähr« 
lich bei jeder Kompagnie von neuem langfam und deutlich vorgelefen werden, fo wie 
auch dieſe Borlefung und Verftändigung der Kriegesartitel durch den Aubiteur, in 
Abficht eines jeden eintretenden Soldaten, ehe derfelbe den Eid nach der bier beige 
fügten Former ſchwört, gefchehen muß, damit Niemand mit der Unwiſſenheit fi 
entſchuldigen dürfe. 

Urkundlich haben Seine Königl. Majeftät vorftehende Kriegesartikel eigenhän« 
dig unterfchrieben und mit Dero Inſiegel bedruden laſſen. 

. Formul des Soldaten: Eides. 

IHN. R. ſchwöre zu Bott dem Allwiffenden und Allmächtigen einen Teiblichen 
Eid, daß Seiner Majeftät dem Könige von Preußen, Friedrih Wilhelm IM., 
meinem allergnädigften Qandesherrn, ich in allen und jeden Vorfällen, zu Lande 
und zu Waffer, zu Krieges. und Friedengzeiten, getreu und reblih zu dienen, ent. 
ſchloſſen bin, ch will die mir vorgelefenen Kriegesartitel überall befolgen, und 
mich in Ausübung meiner fämmtlichen Pflichten jederzeit fo betragen, wie es einem 
ebrliebenden und unverzagten Soldaten eignet und gebühret. So wahr mir Bott 
helfe ꝛtc. G. S. (Edict. Samml.) de 1806— 10. ©. 371. - 


b) Nachtrag zu den Kriegsartifeln, 0.7. Zuli 1809, | 
Seine Königliche Majeftät von Preußen ıc. finden nöthig, hierburch, als Nach 
* zu - neuen Krieges. Artieln, Folgendes fetzufegen und zu verordnen. Es 
fol nämli 

1) die Trunkenheit bei Kapital» Dienftvergehungen eines Soldaten weder in Krie 
ges, noch im Friedenszeiten die Anwendung der gefeglichen Strafe ausfchließen, 
fondern nur Sr. Majeftät anheim geftellt bleiben, ob Höchitdiefelben fi vewogen 
finden, die gefegliche —— mildern; 

2) bei außerordentlichen Vorfällen in Friedenszeiten der kommandirende Offizier 
die Befugniß haben, bei Trommelſchlag und Zrompetenfchall bekannt machen zu 
laffen: daß die in den Krieges «Artikeln für den Fall eines wirklichen Krieges enthal« 
tenen Vorſchriften auch für die Dauer des eingetretenen außerordentlichen Friedens. 
zuftandes angewendet werden. G. ©. (Edict. Samml. de 1806 — 1810.) ©. 841, 


©) Alchöhfte Order v.31. Mai 1838., betr. eine Abänderung der Kriegsartitel 
bei der Strafe der Nusftofung aus dem Soldbatenftandbe, 

Zur Erledigung der Bedenken, zu welchen die Anwendung der Kriegsartikel 
über die Strafe der Ausftogung aus dem Soldatenftande Beranlaffung giebt, habe 
Ich auf’ die gutachtlichen Berichte der betreffenden Behörden verordnet: 

1) Es fol fünftig neben der Ausftoßung aus dem Soldatenftande auf die Unfä— 
bigkeit des Verbrechers zum Erwerbe des Bürgerrechts oder des Befiges von 
Grundftüden nicht weiter erfannt, und, was die Folgen diefer Ausftofung in 
Berug auf den Erwerb oder die Beibehaltung des Buͤrgerrechts für den Ver- 
brecher betrifft, bei den allgemeinen Borfehriften, es fei ber Städteordnung 
vom 19. Rovbr. 1808. $$.20 — 22. 39. fo wie foldye durch Meine Crlaffe 
vom 25. Auguft 1822 und 6. April 1823 und in der Zufammenftellung der 
nachträglichen Beftimmungen vom 14. Juli 1832 modifizirt worden find, oder 
wo die renidirte Städteordnung vom 17. März- 1831 eingeführt tft, der 
66. 19 — 21. derfelben, belafjen werben. 
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2) Mit ber Ausſtoßung aus dem Soldatenftande ift jederzeit zugleich auf die Un⸗ 
fähigkeit zur Verwaltung öffentficher Aemter, fo wie auf den Werluft des - 
Adels, des Rechts zur Zragung der Kriegsdenkmünze, der Militair-Dienft- 
auszeihnung und der Nationalkokarde zu erfennen. Der Verluſt von Orden 
und Ebrenzeidyen bleibt nach der Drdend:Erweiterungs:Urkunde vom 18.Jas 
nuar 1810. $. 17. Meiner unmittelbaren Entſcheidung vorbehalten. 


3) Die Urtbeile, in denen auf Ausitoßung aus dem Soldatenftande erfannt 
worden, find in Gemäßheit des Art. 35. der Inftruktion für die Landwehr: 
infpecteurs vom 10. Dechr. 1816 jederzeit, und zwar durch die Amtsblätter 
des Regierungsbezirke, worin der Berurtbeilte feine Heimath hat, oder, Falls 
er ein Ausländer ift, durch die Amtsblätter des Vezirls, in welchen der Gar- 
nifonort liegt, zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. Sie, der Kriegsmini— 
fter, haben diefe Drdre dem General» Auditoriat und ſaͤmmtlichen Militairge- 
richten zur Befolgung mitzutbeilen. _ G. S. ©. 369 
d) ©.®. v.2.Scptbr, 1821., wegen Beitrafung bed von Militairperfonen beganges 

nen britten Diebitahls, 

Da von den Militairgerichten, in Anmendung der Beſtimmung des Aäften 
Kriegsartikels, wegen Beftrafung des dritten Diebitabls, häufig gefehlt wird ; jo 
en Ich Deich veranlaßt, hierdurch zu erflären : daß die, für den dritten Diebftahl 
‘in dem 43ften Kriegsartifel normirte Fehungsftrafe bis zur Beſſerung und dem 
Nachweiſe des künftigen ehrliben Erwerbs, nur von der Ginfperrung nach über 
ftandener Strafe zu verftehen, dieſe Strafe alfo in dem Erkenntniſſe mit augzufpres 
chen und nach Vorfchrift des A. L. R. Tit. 20. Thl. LI. zu ermeffen ift. 

G. S. S. 183. 
e) O.O. v.3. Febr, 1825,, wegen Beftrafung ber Beruntreuung des Futters bei Mi⸗ 
litair : Dienfipferden, 

Da in den Kriegsartileln nicht berüdfichtiget worden ift, wie eine Veruntreu— 
ung des Futters für Dienftpferde beftraft werden fol; fo will Ich zur Ergänzung 
des 26ften Kriegsartikels hiermit beftimmen: daß eine Veruntreuung des Futters 
für Dienfipferde mit Verſetzung in die zweite Klaffe, Verluſt des National: Milts 
-tair » Abzeihens (Landwehrkreuzes), der Nationalkokarde, mit körperlicher Züchtis 
gung und nach Befinden der Umftände mit einem mehrwöchentlichen Arreft, der bis 
zu firengem Arreft geihärft werden kann, beftraft werden ſoll. 

Diefe Beftimmung, die dem 26ften Kriegsartikel hinzuzufügen ift, baben-Sie 
der Armee befannt zu machen. 8.8.6.1 


f) C.©.v. 1. Oetbr. 1329,, betr. die Beftrafung der Soldaten bei Diebftählen au 
Sachen eines Kameraben. 

Da wegen Beftrafung geringfügiger, von Soldaten an Sachen ihrer Kame⸗ 
radben begangener Diebftähle, Zweifel und Bedenken entftanden find; fo fege 
Ich zu deren Befeitigung hierdurch Folgendes feft: 

1) ber 44fte Kriegs» Arsikel, nach welchem Diebftähle von Soldaten bes effec« 

tiven Dienftftandes, an Sachen eines Kameraden, zu den Diebftäblen un 
ter erfchwerenden Umſtänden u zäblen und als folche zu beftrafen find, 
wird dahin abgeändert: daß für geringfüge Diebereien erftgenannter Art, 
an Efwaaren, Getränk, Zabad, oder Materialien zur Ausbefferung oder 
Reinigung von Mondirungs: Effeften, und zum Putzen der Waffen, zum 
eigenen Gebrauch, nur eine dieziplinarifche Beftrafung bis zu adhttägigem 
firengen Arreft Statt finden fol, 

2) Iſt jedoch bei einem ſolchen, an Sachen eines Kameraden begangenen 
Diebitahle ein Behältniß, z. B. ein zugefhnallter Torniſter oder ein zuge: 
knöpfter Mantelſack eröffnet worden; fo tritt die bisherige Strafe des 
Aſten Kriegs: Artikeld unveränders ein. 

3) In Abficht der gewaltſamen und wiederholten Diebftähle verbleibt ed eben- 
falls bei den Strafen der Kriegs» Artikel. 
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4) Auf Umteroffiziere, welche fih, wider Vermuthen, einer Entwendung ſchul⸗ 
dig machen, ift die Beſtimmung unter Nummer 1. nicht auszudehnen. 

Ich beauftrage Sie, diefe Beſtimmung der Armee bekannt zu machen, die 

felbe auch dur die G. ©. zur öffentlichen Kenntnis zu bringen. ©. ©. ©. 126. 


) ©) Beral. C.O. v. 20, April 1835,, wegen Beftrafung ber von Militairperfonen 
begangenen Diebjtähle an nicht unter Aufficht ftebenden Sachen unter 1 Rthlr. an Werth; 


f. au 5. 1141, #qq. Ar 
©. ©. v. 30, Zuli 1835,, betr, die Anwendung der vorgebachten C. ©. auf 


Militairperfonen. \ . 

Auf den Bericht des Militair»Juftizdepartementd vom 16. Juli d. J. bes 
ftimme Jh, daß Meine Drdre vom 20. April d. J. wegen Beſtrafung der Dieb» 
ftähle an Sachen, melde nicht einen Thaler an Werth erreichen, und welde 
von Feldern, aus Gärten oder von andern nicht unter genauer Aufficht ımd 
Verwahrung ftebenden Orten entwendet worden, auch auf die von Militairper: 
fonen verübten Diebftäble diefer Art, mit Ausnahme der Diebftäble an Sachen 
der Kameraden, dergeltalt Anwendung finden fol, daß die Etrafe wegen eines 
folhen Diebftahls nah den Militairgefegen eben fo zu beſtimmen ift, ald wenn 
in dem betreffenden Falle ein Eleiner gemeiner Diebftahl ohne erfchwerende Um— 
ftände begangen worden wäre. G. S. S 

h) co) C.©. v. 13. Juni 1815., bie Abänderung einiger Beftimmungen der Kriegs⸗ 
Hrtifel namentlich in Anſehung der Beitrafung der Defertion während eines Krieges, ber Vers 
wandlung einer während bed Krieges zu erfennenden Feitungsjtrafe, der Strafe bed wiebers 
holten Diebitahld und der Plünderung betr. 

Da die auf Entweihung und äbnlibe Vergeben, in dem 16ten und 18ten 
Kriegs: Artikel angeordneten Feftungeftrafen, im Felde faft nie, oder mit vielen 
Schwierigkeiten ausgeführet werden können, und der Soldat, welcher fich fo ſchwe— 
rer Vergebungen gegen feine Pflicht zu Schulden fommen läßt, feine Schonung 
verdient, fo fege Ach hierdurch feſt, daß im Kriege die erfte Entweichung, allemal 
mit Verluft des National: Abzeicheng, Verfegung in die 2te Klaffe des Soldaten: 
ftandes, 50 bis 100 Hieben, und Gwöchentlichem ftrengen Arreft geahndet werden 
fol , wenn die Entweichung aber zum Feinde, aus einer belagerten Feftung, vom 
Poſten oder mit Gewehr und Waffen gefchiebt, oder der Verbrecher fchon früher 
wegen Deiertion im Kriege Strafe erlitten bat, fo wie gegen die Stifter eines aus 
drei oder mehr Perſonen beftebenden Deſertions-Complotts fol jedesmal auf die 
Strafe des Erfchießens erfannt werden. Wer aus einer Schlacht oder einem Ge 
fecht ſich wegfcleicht, beim Verfolgen des Feindes nachläffig zurückbleibt, oder beim 
Rückzuge das Gewehr wegwirft, foll in die 2te Klaffe des Soldatenftandes verſetzt, 
mit l4tägigem bie Gwöchentlichem Arreft und verhältnißmäßiger Züchtigung beftraft 
werben, bei der Wiederholung diefer Vergeben foll aber die verdoppelte Strafe des 
16ten Kriegs» Artikels, und nach Befinden der Umſtände felbft die Todesftrafe ein. 


treten. 

Ferner beftimme ch, daf die, nach dem 43, und 44. umd 45. Krieges» Artikel 
zu erfennende Feftungs » Strafe, in den Fällen, wo nicht Ausftofung des Verbre— 
chers aus dem Soldatenftande erfolgen muß, während des Krieges in verhältnißmä⸗ 
figen mittleren oder ftrengen Arreft mit geichärfter Züchtigung verwandelt, dagegen 
ber wiederholte Diebſtahl mit der in den Kriegs: Artikeln feftgefegten Sirafe, im 
verdoppelten Maafe geahndet, auf jede, ohne Befehl des fommandirenden Gene 
rals verübte Plünderung aber, obnfehlbar die Strafe des 12ten Krieges: Artikels 
erkannt werden fol. Ich beauftrage das MilitairsZuftiz: Departement wegen Be: 
kanntmachung diefer Verfügung das Erforderliche zu veranlaffen. 

Het. des Juſtizm. Gen. K. Kr. 15. Vol. I. Fol. 144. 

9 C.©.0.3.Rovbr.1824.und 6. Decbr. 1827,, betr, dad Verfahren gegen diejeni⸗ 

gen militairpflichtigen Individuen und Soldaten, welche fich durch Selbftverftümmelung zum 
Militairdienft untauglich gemacht haben. 

Ich bin mit den in Ihrem Bericht vom 22. v. M. enthaltenen VBorfchlägen me. 
gen Einftelung der Leute zu militairifchen Dienftleiftungen, welche ſich der Selbft- 
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verftümmlung fchuldig, oder verdächtig gemacht haben, vollkommen einverflanden, 
und genehmige den Inhalt des — Entwurfs wegen Ausführung diefer 
Maafregel. Berlin, den 3. Novbr. 1 


Auf Ihre Anfrage beftimme Ich, daß die bei den Fahnen befindlichen Solda- 
ten, welche ſich durch Selbftverftümmelung zum Dienfte untanglic gemacht haben, 
und nach dem 24jten Kriegsartifel beitraft worden find, nach abgebüßter Strafe zur 
völligen Ableiftung ihrer Militair: Dienftoflicht, in Gemäßbeit der durdy Peine 
Drdre vom 3. Novbr. 1824 genehmigten Beltimmungen, als Handlanger für den 
Artillerie und Fortifikations⸗Dienſt heranzuziehen — Sie haben dieien Beſchluß 

der Armee bekannt zu machen. Berlin, den 6. Dechr. 1827. 
| Het. des Juftigm. Gen. K. Rt. 2. Vol. II. Fol. 3, und 2, 


©. ©. v. 23. Zuli 1838., betr. die Beffrafung invalider Deferteure. 


Auf den Bericht des Militair-Fufligdepartements vom 2. Juli c. beftimme Ich: 
» daß von den Kriegtgerichten gegen Deferteure, welche nad dem Attefte 
eines Militair» Arztes zur Aufnahme in eine Feſtungs-Strafſektion, fo 
wie zur Fortfegung des Militair: Dienftes ganz untauglich find, flatt der 
geſetzlich verwirkten militairiihen Feltungsftrafe oder Feltungsbau» Gefan 
genfchaft auf Zuchthaus. Strafe von gleicher Dauer, Berluft der Natios 
nal: Kofarde und, im fofern nicht Ausſtoßung aus dem Soldatenftande 
eintreten muß, auf Entlaffung aus dem Militair-Verbältniffe erkannt 
werden foll, und 
2) daß bei Derehnung der Strafzeit und Ueberweiſung der Verurtheilten 
an eine Emil: Strafanftalt eben fo zu verfahren ift, wie binfihtlic de» 
‚ rer verfahren wird, welche durch Friegsrechtlihe Erkenntniffe aus dem 
Soldatenftande ausgeftoßen werden und zur Verbüßung der gleichzeitig er« 
er Freibeitd« Strafe einer Civil» Strafanftalt überwiefen werden 
en 
Wegen Betätigung ber Erkenntniffe in dergleichen Sällen, verbleibt es bei 
den hierüber beftehenden Vorſchriften. G. S. S. 3 


4) Gesetz über den Waffengebrauch des Militairs, v.20, März 1837. 


Wir Friedrih Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. ıc. 
haben Uns bewogen gefunden, zur Verhütung von Mißverftändniffen darüber, 
in welchen Fällen und in welchem Maafe das Militxir zur Aufrechtbaltung der 
öffentlihen Ordnung von feinen Waffen Gebrauch zu machen befugt und ver: 
pflichtet fei, und damit möglichen Unglüdsfällen vorgebeugt werde, die beftehen- 
den Vorſchriften zu erneuern und zu vervollfländigen. Demgemäß verordnen 
Wir hiermit auf den Antrag Unferes Staatsminifteriums umd nad erfordertem 
Gutachten Unjeres Staatsrathe, wie folgt: 


Dienftleiftungen, wobei der Waffengebrauch ftattfindet, 


$.1. Das in Unſerem Dienfte zur Aufrechthaltung der öffentlichen Orb: 
nung, Ruhe und Sicherheit auftretende Militair ift berechtigt, auf Wachen und 
Poſten, bei Patrouillen, Transporten und allen andern Kommando’s, auch wenn 
folhe auf Nequifition oder zum Beiſtande einer Givilbehörde gegeben werden, 


in den nachitehend 99. 2 — 6, bezeichneten Fällen von feinen Waffen Gebraud) 
zu machen. 


Sälle des Waffengebrauchs: 
Gegen Angriffe und Widerftand durch Thätlichkeiten oder gefährliche Drohungen, 
$.2. Wird das fommandirte Militair bei einer der vorerwähnten Dienft- 
leiftungen angegriffen, oder mit einem Angriff gefährlich bedroht, oder findet 
es Widerftand durch Thätlichkeit oder gefährlihe Drohung; fo bedient ſich daf- 


felbe feiner Waffen, um den Angriff abzuwehren und den Widerftand zu über 
wältigen. 
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Wegen Ungehorfams bei Aufforderung zur Ablegung von Waffen und gefährlichen 
Werfzeugen. 

6.3. Wenn das Militair bei einer folhen Dienftleiftung zur Ablegung der 
Maffen oder anderer zum Angriffe oder zum Widerftande geeigneter, oder fonft 
gefährlicher Werkjeuge auffordert, und es wird diefer Aufforderung nicht fofort 
Folge geleiſtet, oder es werden die ‚abgelegten Waffen oder Werkjeuge wieder 
aufgenommen; fo maht das Militairvon feinen Waffen Gebrauch, um den ihm 
ſchuldigen Gehorfam zu erzwingen. 


Bei Arreftäfionen zur Verhinderung der Slucht bereits arretirter Perfonen. 


$. 4. Wenn bei Arreftationen der bereits Werhaftete entfpringt oder auch 
nur einen Verſuch dazu macht, fo bedient fih dus Militair der Waffen, um 
die Flucht zu vereiteln. 


Zur Verhinderung der Slucht vom Transport oder aus Befängniffen. 


$.5. Hierzu ift daffelbe auch in allen Fälen befugt, wenn Gefangene, 
welche ihm zur Abführung oder zur Bewachung anvertraut find, vom Zrand: 
porte oder aus Gefängniffen zu entfliehen verſuchen. 


Zum Schuge der den Schildwachen anvertrauten Perfonen oder Sachen, 


$.6. Jede Schildwache (die Ehrenpoften mit eingerechnet) bat ſich zum 
Schuge der ihrer Bewahung anvertrauten Perfonen oder Sachen nöthigenfalls 
der Waffen zu bedienen. 


In welchen Maaße der Waffengebraucy ftattfindet. 


$.7. Das Militair bat von feinen Waffen nur in fo weit Gebrauch zu 
machen, als es zur Grreichung- der in den voritehenden 65.2 — 6. angegebenen 
Zwecke erforderlich iſt. Der Gebrauch der Schußwaffe tritt nur dann ein, wenn 
entweder ein befonderer Befehl dazu ertbeilt worden ift, oder wenn bie andern 
Waffen unzureichend erfcheinen. Der Zeitpunte, wenn der Waffengebraud ein 
treten foll, und die Art und Weile feiner Anwendung muß von dem handeln 
den Militair jedesmal felbft erwogen werden, 


Verhältnig des Militairs zu den Livilbehörden, wenn es zum Beiſtand der legtern 
Eommandirt wird. 

6.8. Wird das Militair zum Beiſtand einer Civil Behörde commandirt, fo 
bat nicht die legtere, fondern das Militaie und deflen Befehlshaber zu beur. 
tbeilen, ob und im weicher Art zur Anwendung der Waffen geichritten werben 
fol, Die Civil» Behörde aber muß in jedem Falle, in mweldem. fie die Hülfe 
des Militairs nachſucht, den Gegenftand und den Zwed, wozu fie verlangt 
wird, fo beftimmt angeben, daß von Seiten des Militairs die Anordnungen 
mit Zuverläffigteit getroffen werden können. Ar 


! Sorge für die Verlegten, ’ 


$.9. Wenn Jemand durch Anwendung der Waffen von Seiten des Mili 
taird verlest worden, fo liegt dem letztern ob, fobald die Amftände es irgend 
zulaffen, die nächte Woligei» Behörde davon zu benachrichtigen; die Polizei-Bdes 
börde ihrerfeits ift verpflichtet, die Sorge für bie Verletsten zu übernehmen 
und bie erforderlichen gerichtlichen @inleitungen zu veranlaffen. 

Gefegliche Vermuthung für das Militair, 

$.10. Daß beim Gebrauche der Waffen das Militair innerhalb der Schran⸗ 
ten: feiner Befugniſſe gehandelt habe, wird vermuthet, bis das Gegentheil er: 
wiefen if. Die Angaben derjenigen Verfonen, welche irgend einer Theilnabme 
an dem, was das Ginichreiten der Militairgewalt herbeigeführt hat, ſchuldig 
oder verdächtig find, geben für ſich allein feinen: zur Anwendung einer Strafe 
binreichenden Beweis für den Mißbrauch der Waffengewalt. 
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Befondere Vorfchriften binfichtlich der Aufläufe und Tumulte. 
$. 11. Bei Aufläufen und Zumuiten kommt außer den Vorſchriften diefes 
Geſetzes die Verordnung vom 17. Auguft, 1835 zur Anwendung. 
Urkundlich unter Unferer Höchlteigenhändigen Unterläri und beigedrudftem 
Königlichen Iufiegel. . G. S. ©. 60. 
5 * eier 0.30. Decbr.1820,, betr, die Organifation deu Gensbarmerie, | 
Ertract. 


$ 11. Die Sensd’armerie bat den Gerichteftand des ftehenden Heeres Das 

nächte Militairgericht iſt verpflichtet, die Dienft: und gemeinen Vergeben der 
Gensdarmen, auf Nequifition ibrer Vorgeſetzten zu unterſuchen und darüber zu 

kennen. And die dem Genddarmen in feinen Dienftverrichtungen vorgefeßte 

ivilbehörde, der Landrath oder die Polizeibehörde der Stadt, worin er flatios 
nirt, ift befugt, ihn wegen eines Dienft» oder andern Bergehens zur vorläufis 
gen Unterfuchung zu ziehen, auch nah Befinden arretiren zu laffen, demnächſt 
aber verbunden, die Alten dem vorgefe ten Genedarmerie: Kommandeur, zum 
weitern Verfahren, zu überfenden, und hat der Kommandeur den Ausfall der 
Unterſuchung der vorgedahten Dienftbehörde befannt zu machen. In Anfebung 
der Jurisdiction und Strafgewalt finden die Vorfchriften für das ftebende Heer 
auch auf. die Gensdarmerie Anwendung. Dem Chef der Gensdarmerie foll da: 
bei der Wirkungstreis eines Divifions:Kommandeurs, dem Brigadier der eines 
Regiments » Kommandeurs, und den. Abtheilungs - Kommandeuren der eines 
detafchirten Bataillons » Kommandeurs zufteben. Für den Fall der Kon. 
furrenz von Gensdarmen bei Vergeben anderer Militairperionen, erfolgt 
die Beltätigung des Erlenntniffes ohne Unterſchied bach das ehe Mis 
nifterium. - 

6) a) ©): Lahdwehrorbrüng v. 21. Novbr. 1815. 8. 74— 77. et 
.)/ + 9 Circeularrescripto. 6. Mai 1817., betr. die Befträfung ber  Wergeben 
der Landwehroffiziere nnd Landwehrmänner; Bescript v.16, Auguſt 1817,;,, betr. bie 
Beltrafung und insbefondere die Detention der Laubwehrmänner nach verbühter Strafe; 
Bescript v.9.Septbr.1817., betr. die gegen Landwehrmänner zu erkeunenden Arreſt- 
ftrafen, und Bescript v.1. unbe. 1819, zufolge O. O. v. 26, Auguſt 1519,, betr. vie 
gegen Landwehrmänner zur Unwendung fommenden ————— (erledigt mn die nachfols 
gend gedachten Berordnungen). j 

b) «) Verordnung ». 22. Febr. 1823., wegen Aufhebung ber militairis 
fhen Strafverwandlung, und das Fünftige Strafverfahren und die zur Anwendung 
au bringenden Strafen gegen Laubwehrmänner, Kriegöreferviften und Erainfols 
daten betr; 

9 C.0:v, 30 Juli 1822,, betr. die Einftellung bei einer Feftungäftrafabtheilung 
and die Entlaffung ausdbem Soldbatenftande; 
ec) Rescript.v.10. Mai 1824,, betr, die Uuwenbung ber Kriegsartikel bei ber Be⸗ 
ftrafung ber Landwehrmänner; 
! &) Cireularrescript v.2.Auguft1324,, betr. die Beftrafung der zur Landwehr 
und Kriegäreferve gehörenden Verbrecher; 

.@) 4) O. O. v. 13. Dcibr1824., 27. Decbr. 1824, um 16. Auguſt 1825., betr, den 
Berluft der Nationalfofarde, des National Militair« Ubzeichens oder Landwehrkreuzes und 
bie Berfegung in die zweite Elaife des Soldatenſtandes; 

9 Bescript ». 9. Zuli 1835,, daft mit der Berurtheilung zur Einjtellung im 
eine Strafabtheilung nicht immer bie Berfegang in die weite Elaife verbunden fei; 

f) Bescripto. 14, Octbr. 1831,, betr. die gegen beurlaubte Landwehrmänner zu 
erfeunenbe Süchtigung; 

5) ©) Bescripte v.8.Jannar 1827,,5. Märj1829, und 23, Septbr. 1834., betr. 
Biejenigen Militairperfonen, gegen welche in deu geeigneten Fällen auf Segrabaiien au 
Gemeinen zu erfenten tft; 

Pr C.0.».3. April 1937,, wegen nicht mehr eingscholender Röniglicher Beftätia 
gung ber wider beurlaubte Feldwebel und Wachtmeiiter der Landwehr ergebenden auf Des 
grabation gerichteten Erkenutniſſe; NEN 


* 
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‘h) ©. o: vo, 14. Mai 1830,, betr. den gegen Beurfaubte Offiziere ber Landwehr zu 
erkennenden Verluſt ber Charge! als Stfisier Abobei jedoch — Betätigung‘, * 
zuholen iſt); ri 

+ BD ReEsoript 0.15, 8echr. 1834,, betr. die Verwandlung einer gegen einen Pr 
wehrmann erfannten militairiſchen Strafe, ‚wenn derſewde — aus dem — 
entlaſſen wird; 
L) O. O. v. 17 Juli 1837. > betr. die Umwandlung md Bolifizeung ber von ib 
gerichten gegen Soldaten vor ihrer Einftellung erfannten Strafen; 
— . DO: 9.1.3uni1834,, wegen Beftrafung der von seurtaubtin Sanbwehroffilere 
in ber Uniform gegen andere Militairperfonen begangenen Vergehen; 
m) Bescript v. 19, Dechr, 1834,, betr, bie Beftrafung der im Sanbwchesehät a 
niffe ſtehenden Chirurgen. s * 
(ad b. bis m. f. zu $. 90, dief. Tit. unter Nr, VII. S. 221. dieſ. Dh); u 
mM) Wegen des zu erkennenden Verluſts der Kriegsdenkmünze bei Vergehen, 
welche Caſſation oder Ausſtoſſung aus dem Soldatenſtande zur Folge haben, desgl. 
wegen Verluſts der Dienſtauszeichnungskreuze der Offiziere und ber Di en ſt⸗ 
auszeichnung, ſ. zu 8. 90. dieſ. Tit. unter Nr. IV.B, 
7) wegen Verluſts des Titels oder fonftigen Dienfpräbitats, der — wariesel 
der, des Militairgnadengehalts und Eivilverforgungsfcheins verabfchiedeter Militairs, f. au 
8,90, dief. Tit. unter Nr. VL = 
8) a) Verordnung v. 21, Zuli 18i3,, wegen Unterfuchung und Beftrafung ber Bers 
gehen im Landſturm. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. ꝛc 
haben, um zu verhüten, daß die von Ans nothwendig befundene Maafregel des 
Landſiurms nicht zum Nachtheil der Sicherheit und des BENEN Unferer 
getreuen Unterthanen gereiche, in der Verordnung vom 17.d. M. $.9. Uns 
vorbehalten, über die Unterfuhung und Beftrafung der beim Landfturm vorfal 
lenden Verbrechen umd Vergehungen befondere Vorſchriften zu ertheilen. 

- Wir. verordnen demnach bierdurd Folgendes: 

5 Strafen der Vergebungen im Landfturm, 

6. 1. Ein jedes Verbrechen oder Vergehen, zu deſſen Ausübung bie Land. 
urmebewafinung gemißbraucht worden, ſoll wis einer geihärften Strafe belegt 
werden. 

Drohungen. 

$.2. Schon die bloße Drohung zur Durchſetzung eines Anſpruchs .oder ei- 
ner Weigerung die Waffen gebrauchen zu wollen, wird mit einer vierzehntägi⸗ 
gen bis ſechsmonatlichen Gefängniß», Feftungs» oder Zuchthausftrafe, oder mit 
förperlicher Züchtigung geahndet. 

Widerſtand gegen die Obrigkeit. 

$.3. Wer ſich mit der Landſturmsbewaffnung feiner Obrigkeit in ihrer Amts, 
führung, oder deren Abgeordneten in Vollziebung ihrer Befehle thätlich wider: 
feßt, der foll nah Beſchaffenheit des Widerftandes, und der dabei gebrauchten 
Gewalt, mit Ein: bie Vierjähriger Gefängniß⸗, Zuchthaus: oder UURENBABIMIS 
belegt werden. 

Unerlaubte Selbſthuͤlfe. 
6.4. Denjenigen, der ſich feiner Waffen bedient, um — anderen zu dem 
zu nöthigen, was er von ibm fordern zu können glaubt, ſoll Zweimonatliche 
bis Sue Gefängnißs oder Zuchtbausftrafe treffen. 
.5. Wer ſich wegen erlittener Beleidigungen mit feinen Waffen Recht zu 
verſchaffen ſucht, bat Feſtungs. oder Zuchthausftrafe von Sechs Monaten bis. 
zu zwei Jahren verwirkt, 


# 


Aufruhr, 
$.6. Wenn ſich mehrere zum Landfturm gehörige Männer unter ſich oder 
mit anderen vereinigen, um ſich der Ausführung — Verfügungen mit 
Gewalt zu widerſehen, oder etwas von der Obrigkeit gu erzwingen; fo bat, 
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wenn auch noch Feine wirkliche Gewalt verübt worden, und noch -Tein Schaden 
geſchehen ift, der Näbelsführer dennoch eine Zehnjährige Zuchthaus. oder Ges 
ftungsftrafe verwirkt. 

$.7. Die übrigen Theilnehmer diefes Freveld werden mit Ein« bis Zweis 
jähriger Zuchthaus. oder Feſtungsſtrafe belegt. 

$.8. Iſt dei folhem Aufruhr Gewalt verübt und Jemand an feinem Leibe 
oder Gütern beſchädigt worden; fo fol der Rädelsführer mit lebenewieriger Ein« 
fverrung beftraft werden. Die dabei thätig geweſenen Theilnehmer trifft Vier 
bis Zebnjäbrige, die übrigen nach dem Verbältnig ihrer Verabredung und Ders 
einiqaung, Ein. bis Vierjährige Feltungs« oder Zuchthausſtrafe. 

$.9. Wenn bei einem folhen Zumult ein größeres Verbrechen, befonders 
ein Todtſchlag verübt worden, fo tritt die in dem A. L. R. verordnete Strafe 
ein, welche jedoch nad $.1. gefchärft werden muß, 
Ra Auflehnung gegen Abgaben und Dienfte. 


6 10. Wer ſich ſchuldigen Dienflen oder Abgaben zu entziehen ſucht, und 
wenn er dazu angehalten werden foll, fi mit feinen Waffen widerfegt, foll die 
im $.3. feftgefegte Strafe erleiden. 

$.11. Iſt ein folder Widerftand von mehreren in Gemeinfchaft geleiftet 
worden; fo fommen die Vorfchriften der 89.6 — 9. zur Anwendung. 
Raub, 


6.12. Raub, mit Waffen verübt, wird, wenn der Beraubte an feinem 

Körper keinen Schaden erlitten bat, mit Zmwanzigjähriger, fonft aber mit le— 
benswieriger, Feltungsarbeit beftraft. 
-.$.13. Haben mehrere den Raub gemeinfchaftlich begangen, fo trifft den 
Kauburbeber die Todeeftrafe des Beils, welche im Falle eines dem Beraubten 
an feinem Körper zugefügten Schadens, durch Schleifung zur Richtſtätte ges 
mar werden muß. Die Theilnehmer haben Iebenswierige Feltungsfirafe ver: 
wirft. 

6.14. Iſt der Beraubte getüdtet worden; fo trifft den Rädelsführer die 
Strafe des Rades von oben, und jeden Theilnehmer, der den Beraubten thät— 
lih behandelt hat, die Strafe des Beils. 


Straßenraub, ⸗ 


§. 15. Jeder Angriff auf der Landſtraße, in räuberiſcher Abſicht und mit 
Waffen ausgeführt, wird, wenn auch der Beraubte an ſeinem Körper keinen 
Schaden erlitten hat, mit lebenswieriger Feſtungsarbeit und bei einem von 
Mehreren gemeinſchaftlich begangenen Verbrechen an dem Haupturheber mit der 


* 


Todesſtrafe des Beils beſtraft. 
Verſuchte Verbrechen. 


6.16. Im Abſicht der Beſtrafung verſuchter Verbrechen hat es bei den Vor: 
ſchriften des A. L. R. fein Bewenden, in fofern nicht in dem Vorgehenden et« 
was Anderes ausdrüdiich beſtimmt worden. 


IL. Unterſuchungsverfahren. 


$.17. Die Unterfuchung aller in den vorftehenden $$. bezeichneten und ähn« 
lihen DVerbreden bleibt nach der Beſtimmung des $.9. der Verordnung vom 
17. v. M. den gewöhnlichen Kriminalgerichten überlaffen. Cs ſoll dabei da 
in der Gr. D. vorgefchriebene Verfahren beobachtet werden, jedoch unter folgen- 
den Modifitationen: 

1) Jeder, der fich eines Werbrechens der bezeichneten Art, nach feinem Ge 
fändniffe vder nach den mider ihn fprechenden Verdachtsgründen, fchuldig ge- 
macht bat, fol fofort zum Arreft gebradyt, und daraus nicht anders entlaflen 
werden, ald wenn feine Freifprehung mit Wahrfcheinlichkeit vorausjufehen ift. 

„2) Die Unterfuhung muß, wenn fie nur gegen einen Angeſchuldigten ge: 
führt wird, längftens in Acht Tagen, wenn aber deren mehrere find, langſtens 
in vier Wochen beendigt fein. 
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3) Hat ſolche länger gedauert, fo muß der Inquirent die Unmöglichkeit der 
früheren Beendigung nachweiſen. 

4) Iſt es wahrſcheinlich, daß der Verbrecher zur Feftung oder zum Zucht 
haus verurtbeilt werden wird, fo iſt derfelbe nach dem Schluffe der Interfu- 
Kung fofort an die nächſte Strafanftalt abzufenden. 

5) Eine Vertbeidigung fol zwar auf Verlangen des Angefhuldigten ftatt 
finden, fie foll aber nicht fchriftlich erfolgen, fondern der Vertheidiger muß ſich 
bei dem Inquirenten an dem beftimmten Tage einfinden, die Akten einfeben, 
fih mit dem Angefhuldigten befprehen, und alsdann die Vertheidigungsgründe 
zum Protokoll geben. | 

6) Das Erkenntnis wird jederzeit von dem Öbergericht der Provinz und zwar 
mit der möglichſten Beichleunigung abgefaßt. 

7) Zum Rechtsmittel der weitern Vertheidigung Tann der Verurtheilte nicht 

verftattet werden, wenn auf nicht mehr als Zweijährige Einfperrung erkannt 
und das Vergehen eingeftanden worden. 
- 8) In allen übrigen Fällen fol das Verfahren in zmeiter Inſtanz dem in 
ber erften gleich fein. Es muß aber dad Rechtsmittel fofort nach Publikation 
des Erkenntniſſes eingewendet, und wenn feine neue zu erörterude Thatfachen 
angeführt werden, deren Ausmittelung, fobald fie erheblich find, zuläffig bleibt, 
die Vertheidigung won dem Defenfor den Tag darauf zum Protokoll gegeben 
werden. Jedoch kann dem letsteren auf fein Werlangen eine nicht über drei 
Tage zu verlängernde Frift zur Einreihung einer fchriftlichen VBertheidigung 
bemwilliget werden, 

9) Der Beftärigung des Erkenntniſſes von Seiten des: Juſtizminiſters bedarf 
es nur alsdann, wenn auf Zehnjäbrige oder längere Gefangenichaft erkannt 
worden. In Abfibt der bei Uns einzuholenden Beftätigung, hat es bei der 
geieglihen Verfaffung fein Bewenden, G. S. ©. 9. 

b) O. O.v. 7. Auguft 1813,, betr, die Disciplinarftrafen gegen Landwehrmänner. 

Mit Bezug auf den 9.9. Meiner fernerweiten Verordnung über den Land: 
flurm vom 17.0. M. beftimme Ich hierdurch, daß in Rückſicht der Discipli— 
narftrafen über die Landfturmmänner, fowobl für die Zeit ihrer Mebungen, als 
wen fie im wirklichen Dienite gegen den Feind fteben, die hierauf Bezug ha— 
benden Kriegeartitel gelten ſollen, welche als Militairgefeg für Meine Armee 
und die Landwehr gegeben find. Der Landflurm muß fi durch diefe Meine 
Anordnung geachtet finden, und Ich beauftrage Sie, folde bekannt machen und 
zur Anwendung bringen zu laffen. G. S. ©. 10, 

Deserteurs, 

8. 464. Militairpersonen, welche meineidig den Kriegsdienst verlas- 
sen, sind als Deserteurs anzusehen, und nach Vorschrift der Kriegsarti- 
kel zu bestrafen. 


Bergl. Kriegsartifel 16 — 23, u. bie Zufäge gu denfelben unter Nr. 3.h.; f. zu 8.463. bief, Fit, 


8.465. Wenn sie aber in die Dienste des Staats wieder aufgenom- 
men, oder soust begnadigt werden: so werden auch dadurch alle recht- 
liche Folgen des bei der Desertion begangenen Meineides gehoben. 

8.466. Doch wird durch ihre Begnadigung die Gültigkeit der vor 
der Desertion errichteten militairischen- Testamente nicht wieder her- 
gestellt. (Th. 1. Tit. 12. $. 197.) | 

$. 467. Das Vermögen der Deserteurs soll durch ein Erkenntniss 
der Kriegesgerichte confiscirt werden. 

BResceript v.15.Scptbr. 1826,, betr. bie Eonfis eation des Vermögens der Deſer⸗ 
teurs in den Provinzen, wo das A.EN. noch nicht gilt. 

Durd die Allerhöchſte C. D. vom 2, Apr. d. 3. ift feigefegt worden: 

daß auch im demjenigen Provinzen, in welden das A. L. R. Feine Gefepeskraft 
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"bat, die Befchlagnahme des Vermögens der Defertenre, welche von den Mili- 
tair» Gerichten bei Grlaffung der Gitation derfelden veranlaft wird, volljogen 
werden foll, und die’ diesfälligen Negquijitionen der Militairgerichte nach den bes 
ftehenden Formen zur Vollſtreckung zu bringen find, 

Zur Vermeidung eines verfchiedenartigen. Verfahrens wird dafjelbe, in Ueberein— 
fimmung mit dem Königl. Krieges: Minifterium, fur die Gerichte in den Nheinpros 
vinzen nad den dort beitehenden Geſetzen dabin bejtinmt: 

daß die Nequifitionen der Militair-Beborden um Befhlagnahme des Vermö— 
gens eines Deſerteurs an den Dber:Procurator gehen; dieſer fie dem Lands 
gerichte vorlegt, welches diefelben executoriſch erklärt, der Ober: Profurator der 
Konigl, Regierung diefen Beſchluß zur Vollftredung und weitern Verfolgung 
eg und der requirirenden Militair: Behörde von dem Gefchehenen Nady 
richt giebt, 

Es wird Ihnen diefe Verfügung befannt gemacht, und Sie werden angemwiefen, 
ſolche zur Kenntniß des Königl. Rheiniſchen Appellations: Gerichtshofes, und durch 
die Konigl, Dber: Procuraroren zur Kenntniß der Landgerichte zu bringen, 

v. K. J. B. 28. ©. 121, 

S. 468. Enrollirte, welche bereits zum Kriegesdienste ausgehoben, 


obgleich noch nicht vereidet waren, sind, wenn sie austreten, als De— 
serteurs anzusehen. 


1) Bescript v. 14. März 1835., betr. die Defertion der Landwehrmänter. 


Dem Kriminal:Senate des Königl. Kammergerichts eröffne ih auf den unterm 
6.9, M. eritarteren Bericht, mittelit deifen derfelbe das in der Unterſuchungsſache wi- 
er den Tuchfcheerer Tofepb M, aus Aachen anderweitig abgefaßte Gutachten einge: 

reiht hat, daß der Grundſatz, 
daß die Verleitung eines Landwehrmanns zur Defertion nur dann ftattfinde, 
wann die Landwehr zufammtengetreten, und der Landwehrmann zu derfelben, fei 
— — Kriege, oder zum Behufe der jährlichen Uebungen, einbe— 
rufen ſei, 
den beſtehenden Geſetzen nicht gemäß und insbeſondere mit der Allerhöchſten Inſtruk— 
tion vom 10, Dechr. 1816 für die Infpeftenre und Kommandeure der Landwehr 
ch, Nefer. vom 6. Mai 1817 und 2, Auguſt 1824 (Ihrb. B.9. ©. 243, und 
„B. 24. ©. 159.) 
nicht übereinſtimmt. Denn bafelbft ift Abtheilung A. $. 27. litt, b, Nr. 1. unter den 
en Dienft = Vergehen der nicht zufammengezogenen Landwehr aus: 
rü 

die Deſertion oder Entweichung aus der Heimath, um ſich dem Militairdienſte 

zu entziehen, 

genannt. 

ch, von Rudloff Handbuch des preußiſchen Militairrechts Thl. IT, 8. 627. 

Im Uebrigen benachrichtige ich den Kriminal-Senat, daß der Oberprokurator zu 
Aachen angewieſen worden iſt, die für die Abfaſſung des Gutachtens liquidirten Ge— 
bühren im Betrage von 12 Rihlr. 74 Sgr. demſelben aus dem Vermögen des Inkul— 
paten zu überſenden, und wenn letzterer unvermögend fein ſollte, davon den Kriminal— 
Senat des Konigl, Kammergerichts, Behufs Niederſchlagung der Gebühren, zu benach— 
richtigen, v. K. J. B.45. ©. 283, 


2) Rescript vom 3, Septbr. 1831,, betr. die Strafe der unterlaffenen Meldung ber 
Kriegsreſerve und Landwehrmannſchaften bei Aufenthaltsveränderungen. 
Des Königs Majeſtät haben durch die Allerh. C. O. vom 21. Dechr. 1825, feſt— 
zuſetzen geruhet: 
daß die unterlaſſene Meldung der Kriegsreſerve- und Landwehrmannſchaften bei 
Aufenthalts-Veränderungen, auf die Anzeige der betreffenden Landwehr-Ba— 
taillons-Commandeure, mit einer durch die Civil-Behörde feſtzuſetzenden und 
ſofort zu vollziehenden Disciplinarſtrafe von zwei Thalern, oder im Unvermö— 
gensfall von dreitägigem in der Heimath zu erleidendem Gefängniß geahndet, 
dieſe nur bei ganz beſonderen Milderungsgründen gemildert, von dem Vollzug 
der Strafe die Militair-Behörde in Kenntniß geſeßt werden, und dieſe Strafe 
ſowohl auf die unterlaſſene Meldung bei der Ankunft in die Heimath nach er: 
folgter Gntlaffung vom ftehenden Heere, als auch bei jedem folgenden Aufent: 
halsswechjel Anwendung finden folle, ohne Unterfchied, ob der Compagnie:Be- 
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zirk verlaffen werde oder nicht; daß die Meldung aber fowohl mündlich als 
ſchriftlich geſchehen könne. 

Mittelſt Allerh. C. O. vom 12, Aug. d. J. haben, demnächſt Sr. Königl. Maje 
ſtät dieſe Strafbeſtimmungen näher dahin zu declariren geruhet: 

daß unter dem darin gebrauchten allgemeinen Ausdruck: „Meldung“, ſowohl 
die Ab: ald Anmeldung zu verſtehen ſei. 

Nach diefen AUllerhöchften Beſtimmungen haben ſich daher ſämmtliche ey Ge 
richtsbehoͤrden zu achten. v. K. J. B. 38. ©, 139. 
Ausgetretene Cantonisten, 

8.469. Wenn Cantonisten, welche noch nicht als Rekruten ausge- 
hoben worden, die Königlichen Lande verlassen, um sich den Krieges- 
diensten zu entziehen: so soll ihr zurückgelassenes Vermögen durch 
das Provinzial- Justizcollegium dem Fisco zuerkannt werden. 


1) &) Bergl. Siriegsartikel 24. in Betreff der Beftrafung derjenigen, die fich dem Kriegd⸗ 

dienſte zu entziehen fuchen, u, D. O. v. 2. Novbr. 1824. u. 6. Decbr. 1827,,5.3u8. 463. dief. Tit. 
b) Verordnung v. 22. Febr. 1813., betr. das Ausweichen des Kriegsdienſtes. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. xc, 
finden bei den treuften Gefinnungen Unſerer Unterthanen und bei der ruhm: 
würdigften allgemeinen Hingebung für das Vaterland Uns veranlaft, um die 
einzelnen, wenn gleich höchft feltenen Beiſpiele von Schlechtheit, Schwäche oder 
Mangel an Gemeinfinn näher zu bezeichnen, zu beftrafen und unſchädlich zw 
machen, und um dadurch der größten Mehrzahl der Kräftig- und Gutgefinnten 
den Beweis zu geben, daß das Vaterland ihre Anftrengungen zu würdigen und 
zu belohnen weiß, Folgendes zu verordnen: 

1) Alle zwifchen Vätern und Eöhnen verabredeten Webertragungen des Ba 
fißes von Grundftüden, welche nad Ericheinung der Verordnung vom 9. d. M. 
geſchehen, find ungültig, wenn die Väter gefund und unter funfjig Jahre alt, 
die Söhne aber in dem Alter unter vier und zwanzig Jahren und von gefun« 
ber Leibesbeſchaffenheit find. 

2) Alle diejenigen, denen nachgewieſen werden fann, daß fle aus einem’ nid 
tigen Vorwande, z. B. eines reifern oder jüngern Alters, ſchwächlicher Gefund« 
beit ꝛc. fi dem Kriegsdienſte entziehen, follen, wenn fie ſchon Bürger find 
und Gewerbe treiben, das Bürgerredt und den Gewerbefhein verlieren, und 
wenn fie noch nicht angefeffen find, für ihr ganzes Leben vom Bürgerrecht aus: 
geihloffen fein. Sie follen ferner unter Bormundfcaft geftellt und wenn fie 
Grundftüde erwerben, die Befigtitel nicht auf fie, fondern auf ihre Bormünder 
eingetragen werden. 

Sie bleiben endlih von der Ehre ausgefchloffen, die Nationalkokarde zu 
tragen, und je öffentlihe Staatd» oder Kommunalämter bekleiden zu dürfen. 
3) Verluft des Bürgerrechts, ihrer Aemter, wenn fie in folchen ſtehen, und 
der Nationalkokarde foll alle diejenigen Väter oder Vormünder "treffen, welche 
ibren Söhnen oder Vflegebefohlenen gefliffentlich den Eintritt in den Kriegedienft 
erſchweren, oder ihnen, wenn fie als Freiwillige dienen’ wollen, die nothwen⸗ 
digfte Ausrüftung nah dem Maafftabe ihres Vermögens verweigern, 

2 G. S. ©. 21. 


2) Versi, Gesetz v. 3. Septbr. 1814., betr. die allgemeine Verpflichtung zum Kriegs⸗ 
dienſt (G. S. S. 79.); 1. zu II. 10. 8. 52. 


3) Verordnung v. 15. Septbr. 1818., betr. die Auswanderungen vreuſiſcher Unter⸗ 
thanen (G. S. S. 114,); ſ. zu II. 17. 8. 127. 4qq. 

A) Iu Betreff bed Verfahrens gegen ausgetretene Militairpflichtige Behufs der Confis⸗ 
eation ihred Bermögens ſ. A. G.O. Thl.1. Tie. 36, 

8.470. Zu dem Vermögen eines Deserteurs oder ausgetretenen Can- 
tonisten gehört auch dasjenige, was ihm nach seinem Austritte an Erb- 
schaften, Vermächtnissen, Geschenken oder sonst zufällt. 


J 
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8.471. Wer ausgetretenen Militairpersonen oder Cantonisten Schul- 
den bezahlt, Gelder oder andere Sachen zuschickt, oder ihnen sonst 
etwas zuwendet, wird dadurch von seiner etwänigen Verbindlichkeit 
gegen den Fiscus nicht hefreit, und muss auch den Betrag des Zugewen-' 
deten zur Strafe erlegen. 


8.472. Gegen ausgetretene Cantonisten, welche noch nicht zum 
Kriegesdienste ausgehoben worden, findet nach deren Tode der Con- 
fiscationsprocess nicht mehr statt. 


8.473. a) Eine blosse Todeserklärung kann jedoch, in dieser Rück- 
sicht, dem wirklichen Tode nicht gleich geachtet werden. 


BRescript . 3, Dechr. 1836,, betr. die Eonfidcation des Vermögens verftorbener 
Deferteurs, 

Das Königlihe General: Auditoriat hat in mehreren an des Könige Majeftät er 
ftatteten Berichten und noch neuerdings bei Ueberreihung des im der Unterſuchungs— 
fahe wider den Unteroffizier M. vom 30. Infanterie Negimente und Genoffen abge 
faßten friegsrechrlihen Grfenntniffes die Anſicht ausgefproden, daß auf die Konfisfas 
tion des Vermögens eines vor der Grlafjung der Edictal: Eitation verftorbenen Des 
ferteurs nicht erfannt werden könne. 


Diefe Anſicht ift in den beftehenden Geſetzen nicht gegründet. Das Girfulare des 
Der Kriegs: KRollegiums vom 20. Zuli 1792 erklärt die Vermögens: Konfisfation in 
dieſem Falle ausdrücdlich für zuläffig, und wenn auch diefem Girfulare gefegliche Kraft _ 
nicht beimohnt, fo beruher der darin ausgeſprochene Grundſatz doch auf gefeglihen 
Borfchriften, indem nah dem in dem Cirfulare in Bezug genommenen $. 1. des 
Ediets vom 17, Novbr. 1764 das Vermögen eines Deferteurs nad) feiner Entwei— 
hung fofort der Invalidenkaſſe anheimfallt. Hiermit ftimmen die Vorſchriften des 
A. L. R. über den Zeitpunkt, in welchem der Staat das Eigenthum an fonfiszirten 
Gütern erwirbt, in den $. 364. Tit. 9. Thl. J., $. 69. Tit. 14. Thl. I. und $$. 297 
und 470, Tit. 20, Thl. I völlig überein, indem dafelbft verordnet ift: 

dat das Eigenthum der Sachen, welde dem Fiskus wegen eines begangenen 

Verbrechens verfallen find, auf den Staat fofort ohne Rückſicht auf die Zeit des 
GStraferfenntniffes übergeht. 

Der $. 472. Tit. 20. Thl. II des A. L. R. und der $. 22. Tit. 36. Thl. I. der A. G.O. 
feten zwar in Betreff der Zuläfiigfeit der Konfisfation des Vermögens der vor Er: 
lafung der Edietal-Citation verfiorbenen ausgerrerenen Militairpflihrigen das 
Gegentheil fe; allein dies ift eine fpecielle Ausnahme, welche nicht erweitert, na— 
mientlich auf Soldaten des ſtehenden Heeres nicht ausgedehnt werden darf, und als 
Ausnahme fogar die allgemeine Regel beftätigt. 

Auch die Vorſchrift des $. 363. Tit. 9, Thl. J des A.L. R., wonach Geldftrafen 
aus einer Erbihaft nur in foweir zu entrichten find, als die Unterfuchung bei dem 
Tode des Angeſchuldigten bereits abgefchloffen ift, fteht der Anficht des Königlichen 
General: Auditoriars nicht zur Seite, da in den $$. 363 und 364. ib, Gelditrafen 
und Konfiskate ausdrudlich neben einander genannt werden, und für beide befondere 
Vorſchriften gegeben find,. fo daß die über Gelditrafen gegebenen Beſtimmungen auf 
Konfisfate nicht bezogen werden fünnen, 

Mit diefen Grundfäsen bat das Königlibe Staatsminifterium, deffen Bericht Se. 
Majeftät der König in der Unterfuchungsfache wider den Unteroffizier M. und Ge 
noſſen zu erfordern gerubet haben, fich einverftanden erklärt, und, Seine Konigliche 
Majeſtät haben hierauf durch die abichriftlih beigefügten Allerhöchſten Kabinetsordren 
vom 15.9.M. an das Staatsminifterium und an das General:Kommando des ach: 
ten Armeekorps, Sich bewogen gefunden, . 

in Rückſicht der befonderen Umftände das Grfenntnif, fo weit es den Unteroffi« 
ier M. berrifft, aufzuheben, und für diefen ‘Fall ausnahmsweiſe zu geftatten, 
aß von der gefeglihen VBorjchrift wegen der Vermögens: Koufisfation abgegans 
gen werde, 

Da bierdurh des Königs Majeftät die Anficht des Staatsminifteriums zu billigen 
gerubet haben, jo wird das Koniglibe General: Auditoriat in Gemäßheit der Aller: 
höchſten C. O. vom 22. März v. J. auf die richtige Auslegung der beſtehenden geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften hierdurch aufmerkſam gemacht, v. K. J. B. 48. S. 612. 


- 
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8.473. 5b) Der Abschied, welchen ein Cantonist, unter der Be- 
dingung, sich im Lande zu etablıren, erhalten hat, befreit denselben 
nicht von der Strafe, wenn er, ohne diese Bedingung zu erfüllen, 
austritt. 

-8.473. c) Auch verliert der Fiscus sein Recht nicht, 'wenn ein 
Regiment den Cantonisten, nachdem er bereits ausgetreten ist, verab- 
schiedet. 


Durchhelfung der Deserteurs, 

8.474. Jeder Bürger des Staats und Einwohner des Landes ist 
schuldig, das Verbrechen der Desertion, so viel an ihm liegt, zu ver- 
hindern. 

8.475. Wie die Deserteurs anzuhalten sind, ist in den Landespoli- 
zeigesetzen vorgeschrieben. = 

8.476. Wer von dem Vorhaben einer Militairperson, den Kriegs- 
dienst meineidig zu verlassen, Wissenschaft erlangt, und dies Vorha- 
ben nicht sofort hindert, oder selbiges, wenn er es nicht verhindern 
kann, anzuzeigen unterlässt: der soll das erstemal mit sechswöchentli- 
cher bis sechsmonatlicher Festungsstrafe belegt; im, Wiederholungs- 
falle aber als ein Beförderer der Desertion bestraft werden. 

8.477. Wer sich des Verbrechens, den Austritt oder die Flucht ei- 
nes Deserteurs durch thätige Beihülfe befördert zu haben, zum ersten- 
male schuldig macht, soll nach Bewandniss der Bewegungsgründe, wo- 
durch er zu dem Verbrechen veranlasst worden; der übrigen vorkom- 
menden erschwerenden oder mildernden Umstände; und der aus der 
begünstigten Dersertion entstandenen oder zu besorgen gewesenen ge- 
fährlichen Folgen, mit Festungsarrest, oder Zuchthausstrafe, auf acht 
Monate bis zwei, Jahre, belegt werden. 

8.478. Wer dieses Verbrechen zum zweitenmale begeht, ungeachtet 
er das erstemal dafür bestraft worden, soll eben dergleichen Festungs- 
oder Zuchthausstrafe auf zwei bis vier Jahre leiden, 

8.479. Wer sich ein solches Verbrechen zum drittenmale zu Schul- 
den kommen lässt, soll, wenn die Desertion wirklich ihren Fortgang 
gehabt hat, mit dem Strange hingerichtet werden, 


8.480. Wenn die Desertion entweder nicht zu Stande gekommen; 
oder der Verbrecher wegen seiner vorigen Vergehungen dieser Art, 
noch durch gar keine Strafe gewarnet worden ist; oder sonst beson- 
dere mildernde Umstände für ihn eintreten: so soll eine zehnjährige 
bis lebenswierige Festungs- oder Zuchthausstrafe, an die Stelle der 
Todesstrafe treten. 


S 4SI. Auf die Festsetzung dieser Strafe soll es weiter keinen haupt- 
sächlichen Einfluss haben: ob der Deserteur selbst, welchem durchge- 
holfen worden, sich des Verbrechens der Desertion zum ersten, oder 
schon zu wiederholtenmalen schuldig gemacht hat. 


$. 482. Wenn Civilpersonen an einem Desertionscomplotte An- 
theil nehmen: so soll die Strafe, welche sie bei einer einzelnen Durch- 
helfung nach obigen Grundsätzen verwirkt haben würden, in so fern 
selbige nicht schon an sich Lebensstrafe wäre, nach Verhältniss der 
Anzahl der complottirenden Militairpersonen, in der Dauer erhöht, 
und allenfalls bis zu lebenswieriger Festungs- oder Zuchthausstrafe 
ausgedehnt werden. 


” 
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1) Verordnung ». 23. Auguſt 1802,, wegen Ablieferung der von Defertenrs einge 
gangenen' Briefe. » .. » 
Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen zc. haben 

für nöthig erachtet, zu Vermeidung der nachtheiligen Folgen, weldhe aus: dem 
Briefwechiel Unſerer Anterthanen mit Deferteurs von der Armee-entftehen, nach— 
ſtehendes geſetzlich feftzufegen. 

$.1. Ein jeder Unterthan, der von einem deſertirten Unteroffijier oder de» 
meinen Solduten Briefe oder andere fchriftliche Nachrichten erhält, ift verbuns 
den, fie mit allen Einlagen ohne Zeitverluft, in den Städten dem Magiftrate, 
und auf dem platten Lande dem Gutsherrn oder dem Domainen » Beamten por» 
zulegen oder zu überfchiden, damit derſelbe beurtbeile, ob darin ein Anlaß zu 
neuen Deiertionen, oder Nachricht über den Aufenthalt des Deferteurs. und 
deſſen zurüdgelaffenes Vermögen enthalten find. i 

$.2. Findet fih in den vorgelegten Briefen dergleichen Anlaß, fo mlıß der 
Krieges: und Steuer» oder Landrath fie dem Commandeur des Regiments, bei 
welhem der Deferteur vor feinem Austritt zulegt geftanden bat, mittheilen, 
außerdem aber fie fogleih zurück geben, und in Abficht des übrigen Inhalts 
‚das volllommenfte Stillſchweigen beobachten. 

$.3. Wer die Vorlegung folder Briefe unterläßt, wird bloß deshalb mit 
einer Geldbuße von Fünf bis Zwanzig Reichsthaler, oder mit verhältnifmäßis 
ger Reibesftrafe belegt; wenn aber durch die verheimlichten Briefe eine neue Des 
fertion veranlaßt worden, ald ein Theilnehmer derfeiben nach dem Grade feiner 
Berfhuldung beftraft. v. R. VI. ©.236, 


2) a) Publicationspatent über die von der deutfchen Bundesverfammlung ums 

term 10. Febr. 1834, angenommene allgemeine Kartel: Convention v. 12, März 1831, 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gotte® Gnaden, König von Preufen ꝛc. ıc. 
verordnnen hierdurch, daß die von der Deutihen Bundesverlammlung in ihrer 
am 10. Febr. d. 3. abgebaltenen vierten diesjährigen Sigung einftimmig ange: 
nommene allgemeine Kartel» Konvention, welche wörtlich alio lautet: 

» Die fouverainen Fürften.und freien Städte Deutichlands haben in Folge des 
Artikels XXIV. der in der Plenarverfammlung vom 9. April 1821 feftgeftellten 
Grundzüge ber Kriegeverfaffung des deurfchen Bundes eine allgemeine Kartel. 

| .. abgefchloffen, deren Beflimmungen in folgenden Artiteln enthal- 
ten find: i 

Art. 1. Alle von den Truppen eines Bundesftaates, ohne Unterfchied, ob fel: 
bige zu Provinzen gehören, welche im Bundesgebiete liegen oder nicht, unmittel: 
bar oder mittelbar in die fämmtlichen Lande eines Bundesgliedes, oder zu deffen 
Truppen, wenn dieſe auch außerhalb ihres Waterlandes fich. befinden, defertirende 
Militair«Perfonen werden fofort und ohne befondere Reklamation an den Staat 
ausgeliefert, dem felbige entwichen find. Gleichmaͤßig werden auch alle Deferteure, 
welche in nicht zum Bundesgebiet gehörige Provinzen der Bundesftaaten entweis 
chen, an den Staat ausgeliefert, dem felbige entwichen find. 

Art. 2. Als Deferteur wird derjenige ohne Unterfchied der Waffe angefehen, 
welcher, indem er zu irgend einer Abtheilung des ftehenden Heeres oder der bewaff: 
neten, mit demfelben im gleichen Verhältniſſe ftehenden Landesmacht, nach den ges 
jeglichen Beftimmungen jedes Bundesftaates, gehört und durch feinen Eid zur Fahne 
verpflichtet ift, ohne Paß, Drdre oder fonjtige Legitimation fich in das Gebiet eis 
nes andern Staates oder zu deſſen Truppen begiebt. 

Offiziere niedern oder höhern Grades, wenn fich bei folchen ein Defertionsfall 
ereignen follte, find nur auf ergangene Requifition ausjuliefern. 

$.3. Sollte ein Deferteur ſchon von einem andern Bundesftaate entwichen 
3 ſo wird er an denjenigen Bundesſtaat ausgeliefert, in deſſen Dienſte er zuletzt 

eſtanden. 

Wenn ein Deſerteur von einem Bundesſtaat zu einem fremden Staate und 

von dieſem zu den Truppen eines andern Bundesſtaates entweicht, ſo wird er an 
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ben erften Bundesſtaat ausgeliefert, Falls zwifchen dem letztern und dem fremden 
Staate fein Kartel befteht. Du 

Art:. 4. Nur folgende Fälle fönnen die Verweigerung oder Verzögerung der Aus» 
lieferung eines Deferteurs begründen: 

“ a) wenn der Deferteur zu dem Staate, wohin er entweicht, durch Geburt oder 
rechtliche Erwerbung — abgefehen von dem anderswo übernommenen Milt- 
tairdienfte — im Unterthansverbande flieht, alfo mittelft der Defertion in 
feine Heimath zurückkehrt; 

" b) wenn der Deferteur in dem Staate, in welchen er entwichen ift, ein Verbre— 
hen begangen bat, in welchem Falle die Auslieferung erft nach erfolgter Be 
ftrafung, fo weit es thunlich ift, unter Mittbeilung des Strafurtheils, je 
doch ohne Anſpruch auf Erftattung der Unterfuchungs: und Arreft:Koften ftatt 

“ "finden fol. Schulden oder andere eingegangene VBerbindlichkeiten geben aber 
dein Staate, in welchem er fich aufhält, kein Recht, die Auskieferung zu ver» 
weigern. io 

Art.5. Die Verbindlichkeit der Auslieferung erſtreckt fih auch auf die Pferde, 
Sättel, Reitzeug, Armatur und Montirungsftüde, melde der Deferteur mitge 
nommen hat, felbft in dem Falle, wo ber Deferteur nach Art, 4. nicht, oder nicht 
fofort ausgeliefert wird. | 

Art. 6. Die Auslieferung geſchieht an den nächften Grenzort, mo fich entwe⸗ 
der eine Militair-Behörde, oder ein Gensd'armerie Commando befindet. 

Wird ein Deierteur von einem Bundesftaate ausgeliefert, der nicht unmittelbar 
an den Bundesſtaat grenzt, welchem der Deferteur angehört; fo wird derfelbe an 
die Militeirbehörde des dazwiſchen liegenden Bundesftaats, unter Erſatz der noths 
wendigen Auslagen, übergeben, von derfelben übernommen, die Unterhaltungstos 
ften deffelben während des Transports beftritten und, mit Beobachtung der fonftis 
gen Beltimmungen, dem Staate, dem er.geböit, abgeliefert. a le 

Art. 7. Sollte ein Deferteur der Aufmerkſamkeit der Behörden entgangen fein; 
fo erfolgt die Auslieferung auf die erfte desfällige Requifition, auch wenn er in die 
Militairdienfte des Staats, in den er entwichen, getreten ift, oder fich daſelbſt ans 
fäßig gemacht bat. 

Die Requifitionen ergehen an die oberfte Einjl- oder Militair. Behörde der 
Provinz, wohin der Deferteur fich begeben hat. 

Art.8. Die Unterhaltungskoſten der Deferteure und der mitgenommenen Pferde 
werben dem ausliefernden Staate, von bem Tage der Verhaftung an bis einfchließ» 
den * Ablieferung, in dem Augenblicke erſtattet, wo der Deferteus abgelie _ 

ert wird, 

Deferteure und mitgenommene Pferde, welche dem Bundesftaate, dem fie ans 
gehören, zugeführt merden, werden auf dem Wege dahin in jedem Bundesftaate 
wie einbeimifhe, auf dem Marſche begriffene Mannfchaften und Pferde verpflege 
und es wird für diefe Verpflegung jedem Staate die nämlihe Vergütung geleiftet, 
welche dort für die Verpflegung der eigenen, auf dem Marſche begriffenen Mann⸗ 
fchaften und Pferde vorgefchrieben ift. Der Betrag diefer zu vergütenden Auslage 
ift überall durch eine amtliche Befcheinigung auszumweifen, 

In den Fällen, worin der Deferteur durch verfchiedene Gebiete fortzufchaffen 
tft, muß von der ausliefernden Behörde jederzeit ein Transportjettel mitgegeben 
werben. Diejenigen Staaten, durch welche der Deferteur durchgeführt wird, haben 
bie erwachfenden Unterhaltungskoften vorſchußweiſe zu bezahlen, welche auf dem 
Zransportzettel quittirt und fo dem nächftvorliegenden Staate in Zurechnung ges 
bracht werden, welcher hierauf bei der Auslieferung den vollen Grfag erhält. 

Art. 9. Untertbanen, welche Deferteure ind mitgenommene Pferde einliefern, 
erhalten folgende Prämie: 

| für einen Deferteur ohne Pferd 8 Gulden E. M. 
für einen Deferteur mit Pferd“ 16 Bulden F. M. 
| für jedes Pferd ohne Mann 8 Gulden EM. 
Obrigkeiten, welche einen Deſerteur einliefern, erhalten keine Praͤmie. 


— 
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Art. 10. Außer den Unterhaltungsfoften und der Prämie darf nichts weiter, 
unter keinerlei Vorwand , er betreffe Köhnung, Handgeld, Bewackhungs» oder Fort 
fhaffungskoften, gefordert werden. 

A . t. 11. Allen Behörden wird es zur ftrengen Pflicht gemacht, auf Defertenre 
zu wachen. 

Art. 12. Alle nach der Verfaffung der Bunbdesftaaten reſerve-, landwehr⸗ und 
überhaupt militair- pflichtige Untertbanen, fie mögen vereidet fein oder nicht, ein: 
berufen fein oder nicht, welche ohne obrigfeitliche Erlaubniß in die Länder oder zu 
den Truppen eines andern Bundesgliedes, fie mögen zum Bundesgebiete gebören 
oder nicht, übertreten, find der Auslieferung unterworfen, jedoch nur auf befondere 
Kequifition der comvetenten Behörde, 

Mit den Unterbaltungskoften ift es, wie bei den Deferteuren von den Truppen 
felbft zu halten. Eine Prämie wird aber nicht gezahlt. 

Art. 13. Allen Bebörden und Unterthanen der Bundeeglieder ift ftreng zu un— 
terfagen, Deſerteure oder Militairpflichtige, melde ihre Militairbefreiung nicht 
hinlaͤnglich nachweiſen können, zu Kriegsdienften aufjunebmen, deren Aufenthalt 
zu verheimlichen oder diefelben, um fie etwanigen Reklamationen zu entziehen, in 
entferntere Gegenden zu befördern. 

Auch ift nicht zu geftatten, daß eine fremde Macht dergleichen Individuen in. 
nerhalb der Staaten des deutfchen Bundes anwerben lafje. 

Art. 14. Wer ſich der wiſſentlichen Verhehlung eines Deferteurs oder Militair« 
pflichtigen eines andern Bundesftaates oder der Beförderung der Flucht deifelben 
fhuldig macht, wird nach Randesgefegen des Heblers fo beftraft, als wenn die des 
fertirenden oder austretenden Individuen dem Staate felbft angehörten, in welchem 
der Hebler wohnt. 

Art. 15. Wer Pferde, Sättel, Reitzeug, Armatur: und Montirungsftüde, 
welche ein Deſerteur aus einem andern Bundesftaate bei feiner Entweichung mit 
genommen bat, an ſich bringt, hat felbige ohne Erfag zurüdjugeben und wird, wenn 
er wußte, daß fie von einem Deferteur berrübrten, eben fo beftraft, als wenn jene 
Gegenftände dem eigenen Staat entwandt wären. 

Art. 16. Eigenmächtige Verfolgung eines Deferteurs oder auftretenden Mili« 
tairpflichtigen über die Gränze ift zu unterfagen. Wer ſich ſolche erlaubt, wird ver. 
haftet und zur gefeglichen Beſtrafung an feine Regierung abgeliefert. Als eigen. 
mächtige Verfolgung ift aber nicht anzuſehen, wenn ein Sommandirter in das jen« 
feitige Gebiet abgefandt wird, um der Ortsobrigkeit die Defertion zu melden. Der 
Kommandirte darf ſich aber an dem Deferteur nicht vergreifen, widrigenfalls er, 
wie vorerwähnt, zu beftrafen ift. | 

Art. 17. Jede gewaltfame oder heimliche Anwerbung in anderem Territorium, 
Verführung zur Defertion oder zum Austreten von Militairpflichtigen, ift in dem 
Staate, wo folche gefchieht , nah den Gefegen deffelben zu beftrafen. Wer ſich der 
Beſtrafung durch die Flucht entzieht, oder von feiner Heimath aus auf obige Art 
auf jenfeitige Untertbanen zu wirken fucht, wird, auf desfällige Requifition, in feis 
nem Lande zur Unterfuchung und gefeglihen Strafe gezogen. _ 

Art. 18. Allen vor Abichluß diefer allgemeinen Kartelfonvention defertirten 
oder ausgetretenen , in den Artikeln 1, 2, 3 und 12. bezeichneten Individuen, wird 


> eine Anmeftie dahin zugeftanden, daß fie für ihre Perfon, entweder unter nicht zu 


verfagender Entlaffung aus fremden Militairdienften, oder unter der Freiheit, da« 
rin zu verbleiben, wenn fie ihren Wunfch deshalb binnen der Frift eines Jahres 
erklären, frei und unangefochten, jet oder künftig, ihre Heimath wieder befuchen 
dürfen. Wenn fie in ihre Heimath zurückkehren, treten fie jedoch in diejenige Ver: 
bindlichkeit zum Militairdienfte wieder ein, welche dafelbit noch geſetzlich für fe fort: 
beftebet. Auch gelangen fie wieder zur freien und unbeſchraͤnkten Verfügung über 
ihr dort befindliches, jegiges oder fünftiges Vermögen, in fo fern daffelbe nicht durch 
— Ausſpruch der kompetenten Behörde bereits der Konfiskation anheim ges 
allen 
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Art. 19. Die Bundesglieder machen ſich verbindlich, Reine befonderen Kartelle 
unter ſich beftellen zu laffen, oder von nun an einzugeben, deren Beftimmungen mit 
den Grundfägen diefes allgemeinen Kartels in Widerſpruch Neben. 

Art. 20. Borftebende Kartellonvention tritt vom heutigen Tage an in volle 
Wirkfamkeit. Frankfurth am Main, den 10, Febr. 1831. 
nachdem Wir derfelben Allerböchft Unſere Zuftimmung ertheilt, in Unferen Staa. 
ten Kraft und Gültigkeit haben und in allen ihren Beftimmungen pünktlich zur 
Ausführung gebracht werden fol. G. S. S. 41 


b) Publicationspatent, die Declaration ber Artikel IX. und XVIII. der all- 
gemeinen Bundes: Gartel: Convention vd. 10. Febr, 1831, betr, 0. 15 Juni 1832, 


Wir Friedrih Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ıc. ıc. ver: 
ordnen hierdurch, daß die von der deutfchen Bundes: Berfammlung in ihrer 
17ten diesjährigen Sigung durch einftimmigen Beſchluß angenommene Dellaras 
tion der Artikel IX. und XVII. der allgemeinen Bundes: Karrel: Konvention 
vom 10. Februar 1831, weldye wörtlich alfo lautet: 


1) Nah den Belimmungen des Artikels 9. der Kartel » Konvention vom 
10. Februar 1831 können Gensd.armen, Polizeidiener, Militair: oder 
Sicherheits : Wachen, und überhaupt alle obrigkeitliche Perſonen und Dies 
ner, fofern in ihrer Dienftobliegenbeit die Wachſamkeit auf alle verdäch— 
tigen Individuen liegt, feine Prämie anfprechen, wenn fie Deferteure oder 
von diefen mitgenommene Pferde einliefern. 

2) Allen vor Abſchluß der allgemeinen Kartel » Konvention bdefertirten oder 
audgetretenen, in den Artikeln 1, 2, 3 und 12 bezeichneten, Individuen, 
fie mögen zu den Truppen oder in die Lande eines Bundesgliedes überge- 
treten, oder daſelbſt der ihnen obliegenden militairifchen Dienftverbind« 
rn ausgewichen fein, komme die im I8ten Artikel zugefiherte Ans 
neftie zu. 

3) Die am 10. Februar d.%. abgelaufene einjährige Frift, binnen melcher 
fi diejenigen, denen die Amneftie zugeftanden wird, in Gemäßbeit des 
Artikels 18. der Kartel-Konvention zu erklären haben, ift durch den in 
der Ilten diesjährigen Sigung gefaßten Beihluß, vom 5. April LI. an 
gerechnet, auf weitere 6 Monate — ſonach bis zum 5. Dftbr. 1832 — 
verlängert worden. In Abfiht auf Deferteure, die ſich in den überfeeichen 
Beligungen einer europäiichen Macht befinden, welche zugleih DBundes-Re 
gierung ift, wird die angemeffene Verlängerung des Amneftie-Zermins dem 
billigen Ermeſſen der Regierungen überlaffen. 

4) Den in die Militairdienfte eines andern Bundesgliedes fibergetretenen In⸗ 
dividuen ftebt frei, im denfelben zur Ausdienung ihrer eingegangenen Ka— 
pitulation zu verbleiben, oder aus denſelben zu treten, im welchen: leg. 
tern Falle ihnen die Entlaffung nicht verweigert werden darf. 

Die Regierungen werden den Militairbehörden auftragen, ihre Unter: 
gebenen mit dem Artikel 18. der Kartel» Konvention und deffen Erweite— 
rung bekannt zu machen, und diejenigen Werfonen, welche die Wobltbat 
der Aınneftie anfprechen wollen, haben, binnen der noch bis zum 5. Df. 
tober 1832 verlängerter Friſt, ihrer vorgefekten Militairbehörde ihre Gr. 
Härung zu Protokoll abzugeben, widrigenfalls ihnen vor Ablauf der frei« 
willig übernommenen Dienftzeit die Entlafjung verfagt werden kann. Von 
diefer frei zu Protokoll abgegebenen Erklärung ift die Mittheilung an die 
Heimaths: Behörde ju machen. 

5) Bei den Individuen, die in das Gebiet einer nicht zum Bunde gehöris 
gen Macht deſertirt find, und fi von da in Bundesgebiet begeben ha— 

en, von welchem ſie zurückkehren wollen, wird ed der Beurtheilung der 
betreffenden Regierung überlaffen, in wiefern ſie nach den hierbei obwal. 
tenden Verhältniffen die Wohlthat der Ammeftie nach Artikel 18. auf die 
felben anwendbar erachtet. 
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6) Die in dem Artikel 18, zugeficherte Amneftie, deren Frift durch Bundes: 
beihluß vom 5. April d. 9. bis zum 5. Dftbr. 1332 verlängert worden 
tft, ftebt den betreffenden Individuen auch in dem Falle zu, wenn fie in 
folhe Staaten der Bundesglieder entwichen find, mit welden ſchon früs 
ber befondere Kartele beftanden haben. 
Segenwärtiger Beihluß foll öffentlih befannt gemacht, auch in ben 
Bundes. Staaten in die Amesblätter und G. ©. unfgenommen werden, 
‚nachdem Wir derfelben Allerhöchſt Unfere Zuſtimmung ertheilt, in Unſeren 
Staaten Kraft und Gültigkeit haben und in allen ihren Belimmungen pünkt 
lid) zur Ausführung gebracht werden fol. G. S. ©. 177, 
c) C. ©. v, 29, Mai 1834,, betr. die Declaration der vorſtehenden Patente, 

Auf den Bericht vom 19.0. M. will Ich die beiden Publikations-Patente 
vom 12. März 1831, und 15. Juni 1832 über die von der deutichen Bundes 
verfammlung angenoinmene allgemeine Kartel: Kunvention aus den von Ahnen 
angeführten Gründen dahin deflariren: daß bdefertirte Militairperfonen, welche 
den nach Artikel 18, der Bundes» Kartel- Konvention ihnen zußebenden Anſpruch 
auf Amneftie vor dem Ablaufe der nach dem Publifationg- Patente vom 15. Juni 
1832 bis zum 5. D£tbr, 1832 verlängerten Frift nicht angemelder haben, im 
Falle ihrer Rückkehr ald Deferteure zur Unterfuchung zu gieben und mit Strafe 
in belegen find; jedoch follen Mir die abgefaßten Straferfenntnijfe, vor ibrer 

olfftrefung, zur Beftimmung über einen im Wege der Gnade etwa zu bewils 
ligenden Erlaß der Strafe jedesmal vorgelegt werden. Die Berhältniffe der 
ausgetretenen Militairpflichtigen aber follen im Falle ihrer Rückkehr durd bie 
Provinzial» Regierungen einer genauen Prüfung unterworfen werden, nach deren 
Grgebniß das Minifterium des Innern und der Polizei zu beftimmen hat, ob 
ſolchen Individuen noch die Wohlthat der Amneftie zu Theil werden foll oder 
nicht. G. S. S. 123, 

3) Bergl. auch die Kartel-Conventionen: 
a) mitNufland,v.5. Apr. 1817. (G.S. S. 209.), und v. 29. März 1880., (G. S. S. 86.); 


b) mit ten Niederlanden, v. 11. Juni 1818, (G. S. de 1819. S. 18.), und v. 10. Juni 
1828. (G. S. S. 88.)3 


©) mit Dänemark, v. 25, Deebr, 1 820, (G. S. de 1821. &,33,)} 
d) mit Franfreich, v. 25. Zuli 1828. (G. S. &, 111.). 
Ehefrauen der Deserteurs. 1) Mitschuldige, 
8.483. a) Hat eine Frau die Desertion ihres Mannes thätig beför- 
dert: so finden nicht nur die $. 477. verordneten Strafen, sondern 
auch die Confiscation ihres Vermögens, gegen sie statt. 


a) Zurückbleibende; ' 
8.483. 5) Ist aber die Entweichung des Mannes von ihr bloss au 
die 8. 476. beschriebene Art begünstigt worden: so fällt, statt der in 
der angeführten Stelle bestimmten Strafe, das zur Zeit der Desertion in 
ihrem Besitze befindliche Vermögen dem Fiskus anheim. 


8.484. Das Vermögen aber, welches ihr nach der Desertion, durch 
Erbschaft, Vermächtniss, oder sonst zufällt, soll so lange in gericht- 
liche Verwahrung und Verwaltung genommen werden, bis die Frau 
den Tod des desertirten Mannes nachweiset; oder sich von ihm schei- 
den lässt, und anderweitig verheirathet; oder sich im Lande ansäs- 
sig macht. 

8.485. Stirbt die Frau, ehe sie auf die $. 484. bestimmte Art zur Em- 
Alien: ihres Vermögens und ihrer Erbanfälle die Befugniss er- 

alten hat; und es kann nicht nachgewiesen werden, dass der Mann 


8.496, Verbrechen den Diener des Staats: un 


schon'vor ihrwit Tode abgegängen"sei:"so'erhält:die Invalidenkässe a aus 
ihrem Nachlasse alles dasjenige, was’ dem -Manne, wenn: er nicht ent- 
wichen wäre, den Rechten nach daraus: zukommen würde... + -'; 

"8. 486. Dich gebührt auch in diesem Falle der Ueberrest’ihres Nach- 
lasses den Erben der Frau, soweit‘ diese zur Erhebung einer Erbschaft 
in hiesigen Länden fähig sind. 

—* 487, Ist der entwichene Mann vor der Frau yeitötbn: soverblei- 


. 1 
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9: Sanlch aniı „-Mrälezühren Wanne felgete. 1. N 

8, 488. Ist die für unschüldig erklärte Frau, nach erhaltener Anslie- 
ferung ihres Vermögens, dem desertirten Manne,‚dennoch nachgefolgt : 
so hat zwar die Invalidencasse ‚an ihr zurückgelassenes Vermögen wei- 
ter keinen Anspruch; ., 

.,8..489.. Es. bleiben aber dem: Fisco überhaupt seine Rechte‘ daran i im 
so: fern vorbehalten, als nach.allgemeinen oder Provinzialgesetzen, da: 8 
Vermögen ausgetretener Kandgenntgrihangn. überhaupt der Confisca- 
tion ‚unterworfen ist. .,., ;. 

:8.490. Folgt die Frau dem — Manne nach, noch. ehe Ahr, das 
Vermögen verabfolgt worden: so. wird die Administration, desselben; 5Q 
lange’ fortgesetzt,’ bis sie entweder zurückkehrt, „und sich nach: $. 154 
zu dessen Empfangnehmung — hat; oder ‚nach ihrem Tode, Ihre 
Erben sich melden. 

‚8491. Je nachdem in dem: — Falle ausgemittelt, wird, — 
sie.vor.oder-nach dem Manne „verstorben sei, ‚finden ‚die- Vorsebtiften 
des &:485 — 487. Anwendung; doch bleiben: ech hier, wegen des.den 
rechtmässigen Erben zukommenten Vermögensantheils ,' dem’ Fisko 
rt — — näch $. 489. — —⏑ Bu Fi Ye E 

2) Unsehüldige Ehefäaaz > nina 
gs 492. var die Ehefrau für unschuldig erklärt! '86' muss ie cl 
jenige, was sie ihrem Ehemanne erweislich eingebracht hat, o@er'sohst 
ihr Eigetithum ist, oder was ihr‘ ‚nach‘ den Statuten des -Orts;- oder 
der Provinz, aus dem N ii ‘Vermögen "zukommt; ‚gelas: 
sen ‚werden. .. 

"8: 493. Es’ muss‘ — das Vermögen der.auch: unschuldigen. Frause 
* unter getichtlicher Verwaltung verbleiben, bis sie entweder den 

‘od des desertirten Mannes nachweist; oder sich yon demiselben‘'schei- 
den lässt, und wieder im Lande, verbeirathet; ‚oder, bis. ‚A ‚sich i — 
halb Landes ansässig macht. IDEE 

8: 494. Je nachdem einer oder. der andere — Fälle/sich ereignet, 
treten: die oben $:.485-—487.'gegebenen Vorschriften ein. ; 4, 11... 

8) Wennrdie Frau:dem Marms gefolgt, und ihre Schuld oder Unschuld zweifelhaft- ist. 

ng. 495. Ist‘ die Frau mit" dem ‘Manne zugleich entwichen; und-.das 
Kriegs ericht findet keinen hinreichenden Grund, sıe für schuldig: oder 
ünschuldig zu erklären: so kann dasselbe sein Erkenntniss:darüber aus- 
setzen, bis entweder sie selbst, oder ihre Erben’ sich — und das 
Vermögen zurückfordern. A 
I? 496. Bis dahin bleibt dies Vermögen, so wie'alle nachberige Erb- 

ille, unter gerichtlicher Verwaltung. eu 


Mannkopff Aug. Landrecht VIL — 29 | 


450 Zweiter Theil, - Bwanzigfter Titel. 5497» 


- 51 *,„Eiinklinfiei des ia Verwaltung genommenen. Vermögens der Ehefrau des. ‚Deserteurs, ,,'. 

“8.497. In allen Fällen, wo die, Frau entweder für schuldig erklärt 
worden, oder wo sie dem desertis ten, Manne gefolgt ist, fallen die Ein- 
künfte ihres in gerichtlichen. Beschlag genommenen Vermögens 60 
lange (die Verwaltung dauert, dem Fisko anheim. 

8.498. Muss aber die V erwaliung bloss um fen fortgesetzt 
werden, weil die zurückgelassene Frau des Deserteurs noch nicht Ge- 
legenheit gefunden hat, sich wieder zu verheirathen, oder sonst im Lande 
sesshaft zu machen: so müssen die Einkünfte des in Beschlag genomme- 
nen Vermögens zur Substanz geschlagen;'auch der Ehefrau, wenn sie 
sich'ihren Unterhalt nicht selbst verdienen kann, — Deren 
güngsgelder gereicht worden. 

vilIl. Kirchen- nö Schulbediente, 28 

8.499. Kirchen- und Schulbediente, die ihrer — — ihre 
Untergebenen durch grobe Laster und Ausschweifungen ein öffentli- 
ches Äergerniss geben, sind, ausser der durch das Verbrechen'selbst 
verwirkten Strafe, ihres Amts als dessen unwürdig, zu entsetzen: 

‘8.500. Geistliche, welche, ausser den in den Gesetzen bestimmten 
Fällen, (Th. H.:Tit. 11. &. 82.), Geheimnisse, die. ihnen unter dem Sie- 
gel der geistlichen Amtsverschwiegenheit anvertraut worden, oflenba- 
ren; sollen, nach Bewandniss der Umstände; mit willkührlicher Geld! 
büsse, mit Suspension 'von ihren Amtsverrichtungen und — 
oder mit Dienstentsetzung bestraft werden. ie 
A. I.. B.U,11.9.82, Soweitdie Öffenbarnngeined ſolchen Geheimniffes notwendig 
HR) um eine dem Staate drohende Gefahr abzuwenden, oder ein Verbrechen zu verhüten, ober 
den Kchäblihen Folgen eihes fchom'begangenen-Werbrechens. ahanbeiten gez vorzubeugen, 
mu Der Geiftliche daſſelbe ber Obrigkeit anzeigen, j 

8.501. Geistliche, die sich in öffentlichen Vorträgen persönliche At: 
züglichkeiten erlauben, oder die vorgeschriebenen Gränzen der Kir- 
chenzucht überschreiten, sind als grobe Injurianten anzusehen. und. zu 
hastzafen, 

u Berge, A. L. R. 11, 11,8.76—80,2.83, u, figde,, wonach Me Scikliden au Brigatets 
— inſofern dieſelben mit Sanftmuth und Beſcheidenheit geſchehen, berechtigt find, 
und dergleichen geheime Vorhaltungen niemals als Injurien angefehen, fonderu allenfalls 
nur von den geiftlihen Obern gerügt werden follen ; bei öffentlichen Vorträgender Geiftlichen 
ſind Schilderungen der in einer Gemeine herrſchenden Lafter, nicht ald Unzüglichkeiten ans 
aufeben,arten aber darin qus, ſobald Perfonen genannt oder durch individuelle Nebenumftände 
bessichnet werben; von ber, Beiwohnung des Gottesdienited oder von deu Sacramenten barf 
ein Geiftlicher ein Mitglied ber Gemeine eigenmächtig nicht ausfchlieten, und nur daun Bis 
äufweitere Berfligung ber Behörbe zurückweifen, wenn ed zur Bermeidutig eines offenbaren 
— und groben Aergerniſſes erforderlich iſt. ed» 

"8.502. Veherschreiten sie bei Einforderung der Gebühren die Vor- 
schrift der Taxe: so findet die Tit. 11.:$. 426. bestimmte. Strafe 'statt. : 

"AL. Bi 1. 11.8/426, Kirdhenbediente, welche fih mit den ihnen angewiefenen 
Gebühreninicht begnügen, follen um ben breis bis zehnfachen Betrag des zuviel Geforberten 
fiödaliich- beftraft werben. | 

8. 503. Ein. Pfarrer, ‘welcher der ihm bekannten Ehehiindernisse 
ungeachtet, die Trauung vollzieht, wird mit der en Reiz, 
(Tit. 1. $. 149.) 

DA.L.B, 1, 1.8.149, Sat der Pfarrer die Erfundigung unterlaffen, oder ein ihm 
befannt geworbened Ehehindernif leichtfinnig Übergangen, fo fol er dedhalb mit verhältnig: 
mäßiger Möcalifiyer Strafe belegt werben. 
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4. L. R. U. 155; , wonach bei unterlaffener Befolgung ber Borfchriften wegen 
Bed Aufgebots die Bartheien nnd der Pfarrer, welcher die Trauung verrichtet, nach Maaßz⸗ 
gabe der verfchuldeten Unterlaffung und des eutſtandenen Nachtheils , fiöcalifche Geld» oder 
Gefängnißitrafe verwirft haben. ee 

2) C. ©. v.19, März 1836,, betr. bie Beftrafung ‚ber gefegwibrig verrichteten Trauunm⸗ 
gen ber Juden. 

-- Gynagogenvorfteher und jüdiſche Hausväter, benen nach ben Ritualgefepen die 
Befugnis zuſteht, unter Beobachtung gewiſſer Förmlichkeiten, jüdifche Trauungen 
vorzunehmen, unterliegen den Strafbeftimmungen, nach welchen gleiche Pflichtver- 
legungen chriftlicher Wfarrer zu beurtheilen find (A. 2. R. II. 1. $..149. und 155; 
in Verb. mit 11.20. $. 35. und 503, und I. 6. $. 26,), wenn fie diefelben 

a. ohne die vorgefchrrebene, die Stelle des Aufgebots vertretende Belanntma- 
Kung in der Synagoge, j j J 

b. oder ohne den Nachweis, daß der Trauung kein geſetzliches Hinderniß entges 
genſtehe, und daß entweder die Auseinanderſetzung mit den Kindern aus einer 
rühern Ehe, oder die Erlaubniß der Obervormundſchaftsbehötde jur Einge— 
bung der zweiten Ehe erfolgt ſei, vornehmen. Be — 

Bekannt gemacht mittelſt Reſer. v. 12, Januar 1837. in den Amtebl. pro 1837. 


S. 504. Ueberhaupt sollen alle Geistliche und Schullehrer, welche we- 
gen irgend eines andern schweren Verbrechens, zur CGriminaluntersu- 
chung gezogen, und schuldig befunden worden, ausser der Strafe dieses 
Verbrechens, auch ihres geistlichen Amts entsetzt werden. 


1) Beseript v.10.Rovbr. 1809,, dafi von ben Gerichten nicht auf Translocation eis 
sed Geiftlihen erfannt werben fan, 


In mehreren zu Unferer Kenntniß gefommenen Fällen ift in Unterfuhungsfachen 
wider Geiftfihe und Schulbediente auf deren Verfegung von einem Amte zum andern 
erkannt worden. Diefe Art von Beitrafung ift jedoch, infofern fie zum Gegenftande 
einer richterlihen —— gemacht wird, nirgends in den Geſetzen vorgeſchrieben, 
indem der $.531. Tit. 11. Thl. 2. des A. L. R. die Verſetzung eines Pfarrers, in 
dem dafelbft bezeichneten Falle, nur den geiftlihen Obern zur Pflicht gemacht. Es 
Tann auch nur don der -... Behörde des Angefhüldigten beuribeilt werden, 
ob und im wie fern eine ſolche Verſetzung zuläffig fei, und die Gerichtshöfe, welche 
die Eranslofarion erkennen, und dadurd dem Inculpaten ein Recht ertheilen, greis 

n in die Befugniffe jener Behörde ein. Wir verordnen daher, in Gemäãßheit einer 
chon vorlängſt ergangenen allerhöchften Immediatbeſtimmung, daß künftig in Unter— 
uchungsſachen wider Geiſtliche und Schulbediente nicht —* auf Translofation er⸗ 
kannt werden foll, Mathis B.8. S.497. 1. Abſchnitt. 

2) a) O. O. 2.17. Decbr. 1805,, betr. die Dienftentlaffung der Geiftlichen. 


Nah Meinen wiederholten Aeuferungen über die Entlaffung folder Geiftli. 
hen, von denen man bie moralifche Ueberzeugung hat, daß fie ihrem wichtigen Be 
rufe fein Genüge leiften können, bätte es der Anfrage in Eurem Berichte vom 13. 
d. M. über die Entlaffung des Predigers T. nicht bedurft. Es hat nicht das ge: 
ringfte Bedenken, daß, des abfjolutorifchen Erlenntniffes ungeachtet, dieſe Frage 
vom Ober⸗Konſiſtorio unter Eurem Vorſitz, blos nady Gründen, die das Befte der 
Kirchenzucht bezwecken, entfchieben werden kann und muß, und es ift nicht einmal 
nötbig, die Sache vor den verfammelten Stantsrath zu bringen, ba jedes Departe- 
ment bejfelben das, was das Befte feines Theils des Dienftes erfordert, am Beſten 
beurtheilen kann. Wie Ich überhaupt über die Dienftentlaffung in ſolchen Fällen 
denke, wo die Unfähigkeit, einem Amte vorzufteben, iu Sprache kommt, ift in der 
Hallefhen Allgemeinen Litteratur Zeitung No. 302, befonders ©. 343 und 344 
fehr gut entwidelt x. N.C.C.T. XI. &,859. No. 9, de6 Nachtrags de 1806, 


b) C.©.».12. April 1822,, betr. die Amtsentfegung ber Geiftlichen und Lehrer. 
Es ift Mir angenehm gewefen, daß das Staatsminifterium in dem Berichte 
vom 22. Dezember pr. Vorfchläge zu einem zweckmäßigern Verfahren bei Amts 
Eutſetung der Geiftlihen und Jugendlehrer gemacht hat. 
29* 
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Im Allgemeinen ſtimme Ich den hierüber aufgeſtellten Anſichten und darauf 
gegründeten Anträgen ganz bei. Ich ertheile daher Ihnen, dem Miniſter det 
geiftlicheri und Unterrichts: Angelegenheiten durch gegenwärtige Order, nach dem 
Vorfchlage ded Staatsminifteriums, eine beflimmtere Einwirkung auf die Amts 
Gutjegung: der: genannten Beamten um ſo mehr, als Sie nur dadurd die Rich 
tung der Lehre zu leiten, fo wie die punktliche Befolgung der den Lehrern‘ 
— — zu ſichern vermögen, und als ſich bei der bisherigen 
Einrichtung »oft, ein: gerichtliches Verfahren zwiſchen die anfängliche und end⸗ 
liche disziplinelle Entſcheidung, geſtellt hat, wodurch die bei Meiner Order vom 
17; Dezember:1803. vorſchwebende Abit, . 

ohne nachtheilige Weitläuftigkeiten unwuͤrdige Subjekte von dem wichti 
gen Amte der Religionslehre und Jugendbildung ſofort zu entfernen, 
—— iſt. ‚Um nun dieſe Abſicht wirklich zu erreichen, ſetze Ih Fol 

endes — 35 ’s 2 = 5 

1) Begen bie, nach $..532..ZHl. II. Tit. I. des A. L. R. von den geiftlichen 
Obern, resp. von den Konſiſtorien und. Regierungen angedeutete, Entſetzung 
eines Pfarrers wegen begangener Exzeſſe in ſeinem Amte, ſoll der im 8. 538. 
I. begrunbete Antrag auf formliche gerichtliche Dniertahng und Entf&eidung 
nicht mehr Start finden,“ fondern nur, ein Rekurs an den Minifter. der geiftli» 
chen und Mnterrichts # Angelegenheiten. " — SE Pu are 


2) In dieſem, To wie in allen Fällen, wo‘ wegen Amtövergeben die Verfes 
gung oder Amtsentfegumd eines Geiftlichen oder eines bei einer’ öffentlichen Un- 
terrichtsandtalt angeſtellten Lehrers in Antrag gebracht wird, find die: gehörig in . 
firuirten Alten von der Provinzialbehörde, mitselft eines ausführlichen, - das 
Refultat der Ausmittelungen volltändig. darftellenden Berichts, mit ihrem Gut» 
achten dem Minifter der geiftlichen ünd Unterrichts Angelegenheiten zur weitern 
Entſcheidung einzuſenden. een. niit) 

3) Ein Gleiches muß gefcheben, mern die wegen gemeiner Vergeben gegen 
Geiſtliche and Jugendlehrer geführten gerichtlichen Unterfuchungen die Amtsent- 
ſetzung des Angeklagten zwar nicht zur Folge gehabt haben, die Provinzialbes 
börde aber, des vielleicht völlig abfolutorifchen Erkenntniſſes ungeachtet, die, 
Entfegung oder Verſetzung aus Gründen der. Kirchenzucht und, Dienftdisziplin 
für nothwendig erachtet. ; . . ah 

4) Die Entfcheibung auf: diefe Fälle ſteht Ihnen, dem Minifter der geiſtli⸗ 
chen und Unterrichts Angelegenheiten in demſelben Maaße zu, wie ſolche in 
Meinen frühern Orders den damaligen böcften Behörden dieſes Verwaltungs: 
weiges übertragen war. Ich überlaffe- Ihnen folhe um fo mehr, als nur Sie 

ir für die. Meinen Abfichten entſprechende Verwaltung Ihres Departements 
verantwortlich find, und ‚indem. Ich auf diefe Art die bisherige . Ginrichtung 
abändere, ftelle Ich Ihrem: Pflichtgefühle anbeim, in wie weit Sie die Gutadh: 
ten der. vortragenden. Räthe in der ‚betreffenden Abtheilung Ihres Minifteriums, 
welche aber in jedem Falle ihre Meinung viritim zu den Alten zu geben haben, 
beschten wollen, 

. Dem Beamten, welcher demmächft durch Sie entfernt oder verfeht wird, 
ftehbt der Rekurs an den Staatskanzler und an Mich frei, | 

5) Bei Beamter, deren Ernennung zum Amte nur dur Mich erfolgen Tann, 
muß, vor der Entlaffung oder Verſetzüng als Strafe, ein Vortrag im Staats: 
minifterium Statt finden und letzteres demnächſt Meine Entfheidung einholen. 

Die von dem Staatsntinifterium ausgefprochene Anficht, daß bie jetzige bes 
wegte Zeit Feine Motive an die Hand gebe, die Bande der Disziplin zu löſen 
und die Ginwirkung der die Dberauffiht führenden Behörde auf diejenigen, 
melde durch Rede und Schrift einen mächtigen Einfluß auf das Volk üben, 
zu ſchwächen, daß es vielmehr rathſam fei, jene Bande fchärfer anzuziehen und 
diefe Oberaufficht zu verdoppeln, ift auch. die Meinige. Ich babe darüber Meine 


⁊ 
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Anſichten dem : Staatäminifterium in ‚Meiner Order vom 11: Yanıfar :I818. 
ausführlich. eröffnet, - Won, der Nichtigkeit dieſer Aeußerungen bin Ich moth 
mehr durch. die Ermittelungen :übergengt worden, welche ‘bei den Unterfinhungen 
über die demagogifchen "Umtriebe gemacht find. Zu Meinem Leidwefen' bat fich 
bierbei ergeben, daß auch in Meinem Staate: mehrere öffentliche Lehrer dem 
BVerirrungen der: Zeit huldigen, anſtatt wahre Intelligenz, weldye die Grundlage 
Des Staats: ausmacht und auf jede Weile ‚befördert werden muß, zu verbreiren, 
die: Ausartungen ;derfelben. begünftigen, einen: Oppofitionsgeift gegen Meine An 
orbnungen zeigen und fib namentlich auf Angelegenheiten der Staatsverfaflung 
amd Verwaltung eine nähere oder entferntere Einwirkung anmaaßen, welche mit 
ber, pflichtmãßigen Führung eines Lehramts umverträglich ifl. 1 
Ich kann und will die weitere Verbreitung folder Verirrungen nicht dulden, 
ba. Ich denfelben vorzubeugen und abzubelfen, den übrigen deutſchen Negigrun: 
sen fhuldig bin; - auch die Pflicht: fühle, die. gegenwärtige und kommenden 
22. vor Verführung zu bewahren und nice minder die, Ehre: des 
ebritandes und der Lehrinſtitute es erfordert, von denfelben unmwürdige,. Meinen 
Iandesväterlihen Abfichten und. ihrem hoben Berufe nicht. -entfprechende,, Indi- 
viduen auszufchliefen. . u 2 San Ars Be 
Ich weile daher Sie, den Staatsminifter Freiherr von Altenftein san, 
gegen Geiftlihe und Lehrer diefer Art, ohne ‚deshalb einen Antrag van; den 
zunähft vorgefeßten Behörden abzuwarten, die ihnen durch gegenwärtige Order 
ertheilte Befugniß rüdfihtslos in Ausübung zu bringen und. zuvörderſt gegen 
diejenigen, gegen welche wegen vermutheter oder erwiefener Theilnahme an. des 
magogifchen Umtrieben, von Seiten des Staats, Maafregeln genommen morden 
find, fofort um fo mehr zu verfahren, als gegenwärtig alle dieferhalb feit pem 
Jahre 1819. eingeleitete Unterſuchungen beendigt find. Sie haben hierüber ‚mit 
dem Minifter des Innern und der —* Rückſprache zu nehmen und Ich gebe 
hnen, dem Staatsminiſter von Schuckmann auf, dem Staatsminiſſer Frei 
herrn von Altenſtein nicht nur alle die gegen Beamte feines Reſſorts bie: 
ber ermittelte oder vielleicht Tünftig noch vorkommende Data, ſondern a 
änsbefondere diejenigen öffentlichen Lehrer anzugeben, welche Ihrer Anfiht nach 
son ihren Poſten zu entfernen find. u — 
Sie beide haben über gänzliche Entfernung oder Verſetzung definitiv zu ent: 
ſcheiden, in foweit die betreffenden Beamten zu der oben ad 5. bezeichneten 
Katbegorie nicht gehören. Die Mitglieder der betreffenden Abtheilung in Mi. 
nifterium ber geiftlichen umd Unterrichts » Angelegenheiten haben in jedem Falle 
ihre Anſicht ſchriftlich zu den Alten zu geben. u 
Sollten Sie beide ſich zu einem gemeinſchaftlichen Beſchluſſe nicht vereint. 
tünnen, fo haben Sie die Sahe beim Staatsminifterium und zwar derge- 
Halt zur Sprade zu bringen, daß ber betreffende Direktor in Ihrem, des 
Staatsminifters Freihern von Altenftein Minifterium der Referent, und 
der Direktor der VWolizei-Abtheilung im Minifterio des Innern ber jedesmalige 
Korreferent if. Das Staatsminifterium entfcheidet in diefem Falle, 
Die Ausführung des Beſchluſſes bleibe jedoch immer Ihnen, dem Staatd: 
** Freiherrn von Altenſtein und dem Staatsminiſter von Schuckmann 
erlaſſen. 
Wenn dagegen von einem Beamten der oben ad 5. angegebenen Kathegorie 
die Rede ift, fo haben Sie, die genannten zwei Staatsminifter, in fofern Sie 
fih zu einem gemeinfhaftlichen Beſchluſſe vereinigen, ohne Dazwiſchenkunft des 
Staatsminifteriums unmittelbar an Mich zu berichten und Meine Entſcheidung 
einzuholen. Können Sie fi -nicht vereinigen, fo ift die Sache anf die eben 
bezeichnete Art im Staatsminifterium zu erörtern und letzteres hat demnächſt 
zur Entſcheidung an Mich zu berichten. 
Da Ihnen, dem Staatsminifter Freiberrn von Altenftein, bie nähern 
Data über etwa verdächtige Individuen nicht bekannt fein und hiernach in 
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Ihrem Departement ohne Ihre Schuld, Anftellungen and Beförderungen, bie 
Meinen Abfichten nicht entfprechen, vorkommen können, fo beauftrage Ich Sie, 
von jept ab fünf Jahre lang vor einer neuen Anftellung oder Beförderung 
eines öffentlichen Lebrers, fo wie Sie dies zu Meiner Zufriedenheit auch bieber 
ſchon oft gethan haben, die Aeuferung des Minifters des Innern und der Pos 
lijei über das betreffende Individuum einzubolen. Ich überlaffe Ihnen beiden, 
ſich zu vereinigen, in welchen Fällen, die nach dem Grade des Lehrers und dei 
individuellen: Verhältniſſen der Provinzen nicht allgemein beflimmt werden kön. 
nen, eine foldhe vorgängige Kommunikation unterbleiben kann, doch muß ſolche 
jedesmal dann Statt finden, wenn zu der Dienftveränderung oder neuen Ans 
ftellung Meine Genehmigung erforderlich ift. Wie dies gefchehen, ift in dem 
Berichte Mir onjujeigen, 


Ich erwarte von Ihnen, dem Staatsminifter Freiberrn von Altenftein 
gemeinfhaftlid mit dem Staatsminifter von Schudmann nah drei Mo. 
pri —— über das, was Sie bis dahin in Folge gegenwärtiger Order 
gethan haben. 


Sie, der Staatsminiſter Freiherr von Altenftein, haben nad deren Sins 
balte angemeflene Verfügungen an die betreffenden Behörden zu erlaffen und 
eine zwedmäßige Andeutung in jede neue Beltallung aufjunehmen. 


Ich erkläre hierbei Meinen ernftlihen Willen, daß die Theilnehmer oder 
Beförderer der demagogifhen Umtriebe jeder Art in Meinen Staaten nit an« 
eftelle oder befördert werden und auch aus öffentlihen Fonds, welche nur ‚für 
eine treuen Untertbanen eine Aufhülfe gewähren können, nicht unterftüpt 
werden follen, Nach diefem Grundfage tft bei allen Departements zu verfahren. 
Der Minifter des Junern und der Volizei wird den betreffenden Chefs, auf 
deren Erfordern, die verdächtigen Beamten ihrer refp. Reſſorts angeben. 


Bei dieſer Gelegenheit will Ich noch, rüdfichtlih der Entlaffung ber Bes 
amten der Adminiftration und der Juſtiz — mit Ausnahme derer, welche rich⸗ 
terliche Stellen bekleiden — nach dem Gutachten der zur Interfuhung des 
Geihäftsorganismus bier verfammelt gemefenen Kommiſſion, die bisherige Ein- 
rihtung, nach welcher in jedem Falle, wo ein Vorgefeßter oder Departements. 
Chef auf Entlaffung des Beamten ansrägt, der Staatsrath Lonkurrirte, dahin 
abändern, daß nur diejenigen Beamten, weiche ein Patent von Mir erhalten, 
nach vorgängiger von Mir genehmigter Beichliefung im Staatsrathe, die übri» 
gen dagegen, ber frühern Verfaffung gemäß, fhon nah einem Befchluffe im 
Staatsminifterlum von ihren Aemtern entfegt werben können. 

G. S. ©. 105. 
ec) C.©®. ».27. April 1830,, betr. bie unfreiwillige Emeritirung und Benfionirung 
ber Geiftlichen und Schullehrer, 

Auf Ihren Bericht vom 31. März c. beftimme Ich, daß gegen Geiftliche 
und Scullebrer, deren Vergehen nach dem Nefultate einer, in Gemäßbeit Meis 
ner Order vom 12, April 1822. geführten Disziplinar »Unterfuhung nicht mit 
der Amtsentlaffung, fondern nur mit einer Strafverfegung zu abnden fein 
würde, wern leptere wegen böberen Alters, oder, wegen fonft verminderter 
Dienftfäbigfeit des zu Werfegenden nah Ihrem pflihtmäfigen Ermefjen für 
nicht anwendbar zu erachten iſt, ftatt der Strafverfegung, deren unfreimillige 
Gmeritirung, oder Penfionirung mit einem nach dem Grade ihrer Verſchuldung 
abjumeffenden geringeren Gmeritengebalte, oder Venflonsbetrage, als bdenfelben 
außerdem gebühren würde, von Ihnen feftgefegt werden foll. G. S. S. 8 


d) C.©®. v.29. März 1827., betr. dad Neeuröverfahren wider bidciplinarifch beftrafte 
Elementar: Schullehrer. 


Auf den Antrag des Staatsminifteriums beftimme ch hierdurch zur Verein. 
fahung und Beſchleunigung bes Verfahrens, daß die durch Meine Befeble vom 
12. April 1822. (G. S. S. 105.) und vom 27. April 1830. (8. S. ©, 81.) dem 
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Mintfier der Geiſtlichen und -Lnterrichts Angelegenheiten: beigelegts legte Ent: 
ſcheidung über die Amtsentfegung, Verſetzung oder Straf. Emeritirung von @it« 
mentar «Schullebrern , auch dann, wenn diefe zugleich zu den niederen Kirchenbeam« 
ten gehören, von jegt an in jeder Provinz dem Ober» Präfidenten, als Präfidenten 
des Provinzial» Schulkollegiums, zuftehen fol. Der Ober: Vräfldent, welcher fünf. 
tig im dieſen Sachen, an dem Beſchluſſe in der erften Inftanz, niemals Antbeil 
nimmt, bat in jedem Falle zwei fchriftlidhe Vorträge aus den Alten durch einen 
Juſtitiarius und durch einen Schulrath des Provinzial: Schultollegii, ober einer 
Regierung, welde bei der erften Entſcheidung nicht mitgewirkt haben, adgefon. 
dert anfertigen in laffen, die Beachtung ihrer, diefen Relationen beiufügenden 
Gutachten, bleibt jedoch feinem pflichtmäßigen Ermeffen — 


Von den Verbrechen derer, welche ohne Officianten zu sein, dem gemeinen Wesen besonders 
: verpflichtet sind: Aerste, Wundärste und Heobeammen, ! 

8.505. Aerzte, Wundärzte und Hebeammen, sollen: die: ihnen be- 
kannt gewordenen Gebrechen und Familiengeheimnisse, in so fern es 
nicht- Verbrechen sind, bei Vermeidung einer nach den Uinständen 
zu bestimmenden Geldbusse von Fünf bis Funfzig Thalern, Nieman- 
den offenbaren. 

8.506. Verschweigen sie ein noch zu begehendes Verbrechen, wel- 
ches sie ohne Beihülfe der Obrigkeit nicht verhindern können: so sind 
sie als Theilnehmer daran verantwortlich. ($. 80. 81. 82.) —W 

S. 507. Wie Geburtshelfer und Hebeammen, welche den $. 924. sqq. 
vorgeschriebenen Pflichten zuwider handeln, bestraft werden sollen, ist 
eben daselbst verordnet. | 

8.508. Alle Uebrige, welche, ob sie gleich nicht in unmittelbaren 
Diensten des Staats stehen, dennoch demselben, vermöge ihres Stan- 
des, besonders verpflichtet sind, werden bei Uebertretung dieser 
Pflichten nach den darüber ergangenen besonderen Verordnungen, 
bestraft. u 

Wegen Beftrafung ber Mäfler, welche ben ihnen ertheilten Borfchriften zuwider handeln, 


vergl. 4.2.0. 118, 9.1322 —1328., 1341.,1343.,1344,, 1349,, 1353.,1354., 1355., 1373., 
1384,, 1356, 


Neunter Abschnitt. 
Von Privatverbrechen. 


Vom Schaden. ‚ 
$.509. Niemand soll den Andern ohne Recht an seiner Ehre, Ge- 
sundheit, Leib, Leben, Freiheit oder Vermögen beschädigen, oder krän- 
ken. (Th.1. Tit. 6.) 
Von dessen Bestrafung. 

8.510. Vorsätzliche Beschädigungen sind allemal strafbar. 

zB. Auch grobe Fahrlässigkeit, wodurch Jemand an Leib oder 
Leben beschädigt worden, zieht Strafe nach sich. 

8.512. Die Uebertretung eines Polizeigesetzes, welches der Staat 
zur Verhütung der Beschädigungen seiner Bürger gegeben hat, ist 
—— auch wenn dadurch noch kein wirklicher Schade entstan- 

en wäre, 
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1:8: 513! Doch findet:in beiden‘ Fällen:$::511:512. fürmliche Untersu- 
chung und Erkenntniss auf: Leibes, 'Eliren« oder Geldstrafen nur in:so 
fern stalt, als auf die Beleidigung oder — —* eine — * 
in den: Gesetzen ausdrücklich verordnet ist, - 

2 514. In Fällen, "wo.der Schadensersatz unter "Wiohelid erhal 
wird muss dennoch Jader.die, auf ip mmerhaubte Handling verordnete 
— — leiden. De a 


Be "Vom Schaden, ‚ger durch de Gebräuch des Röchte), oder 
J 515. ‚Wer sich seines Rechts innerhalb der. durch die Gesetze be- 
stimmten Schranken desselben bedient, wird wegen eines dem Andern 
daraus entstehenden Schadens nicht strafbar. 


8. 516. Er wird.aber: strafbar, wenn er unter,mehrern gleich mögli- 
chen: Arten. öder. Zeiten-sein Recht auszuüben, aus Bosheit oder:Scha- 
denfreude, eine Art-eder Zeit-wählt, wo der Gebrauch, des Rechts ei- 
mem: Andern an dessen. Person oder Vermögen. einen; anmiuelbaren 
Schaden verursacht. SE ee Pe ge 


durch Nothwehr zugefügt worden. 
"8.517. Jeder hat die Befügniss,' die ihin, oder den’ einigen, oder 
seinen Mthurgern drohende Gefahr eitier ünrechtmässigen Beschädi- 
gung, durch der Sache angemessene Hülfsmittel abzuwenden, 


"518. Die Nöthwehr findet aber nur'gegen eigenmächtige Gewalt, 
und auch gegen diese nur alsdann statt, ‘wenn die obrigkeitliche Hülfe 
die Beleidigung weder — noch den ann Zustand wieder 
herstellen kann. : 

'8.519. Die Ausübung der Nothwehr darf nicht weiter getrieben 
werden, als die Nothdurft zur Abwendung des drohenden Uebels er- 
fordert. 

‚$. 520. Auch muss das zur Abwendung des Schadens gewählte Mittel 
mit dem Schaden selbst, welcher durch die Nothwehr abgewendet wer- 
den soll, in Verltältniss 'stehen. 


$. 521. Lebensgefährliche Beschädigungen des Angreifenden sind nur 
erlaubt, wenn gegen desseü Beleidigung ‚die Person des Angegriffenen 
anders nicht geschützt werden kann. 

8.522. Dies findet auch’ zu Vertheidigung des Besitzes statt, wenn 
sonst der Schade unersetzlich sein würde. 

8.523. So lange der Angegriffene sich ohne seine Gefahr dem An- 
griffe des Andern zu entziehen vermag, ist er zu dessen lebensgefährli- 
cher Beschädigung nicht berechtigt. 

$.524. Wer zwar im Stande der Nothwehr, jedoch mit Ueberschrei- 
tung der vorgeschriebenen Grenzen, einen Andern beschädigt, hat eine 
verhältnissmässige Ahndung seines Excesses verwirkt. 


* 


Vergl. a) Kriegsartikel 35. und Gesetz v. 20. März 1837. über den Waffenge⸗ 
brauch bes Militairs; f. zu 8.463. dief. Tit. 
bh) Gesetzv. 28, Juni 1834,, fiber ben Meflengsirend ber Grenzanffichtöbeamten; 
f. zu 8. 313, dief. Tit. 
ec) Gesetz».31,März 1837,, über ben Waffengebrauch ber Forft» und Jagdbeam⸗ 
tens f. 3. 8.320, bief, Zit. 
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Verletzung des Hausrechts, 

8.525. Niemand darf inieinies-Anderw Haus, Wohnung, oder sonsti- 
gen Aufenthaltsort, wider dessen Marz ohne —— Befugniss 
eindringen, „si; euyniksstat 
BR S. 526. Wer — met, oder wider Willen 3 — innerhalb 

ines Bezirks Handlungen vornimmt, 2 zu denen er nicht berechtigt ist, 
de verletzt das Hausrecht. ° 

& 597. Der Einwohner ist befugt, den, welcher‘ das. ‚Haugrecht ver- 
letzt, nach vorgängiger Warnung zu nöthigen), dass er von dergleichen 
zudringlichem oder eigenmächtigem Verfähren abstehe. 

8.5928. Doch muss Bei dem Gebräuche des Hausrechts, Leib und 
Ehre des Eindringendeh möglichst geschont werden. 


.$. 529. Wenn auch ein dergleichen zudringliches oder eigenmächti- 
ge Verfahren, mif der Absicht zu beleidigen, oder ein Verbrechen zu 
cgehen, nicht verbunden gewesen: 50 soll doch der Thäter, wenn er eg 
auf den Gebrauch’ der Gewalt hat ankommen lassen, mit einer willkühr- 
— Geld- oder Gefängnissstrafe belegt werden. 


530. "Sind Züdringlichkeiten dieser Art ($. 525. 526). mit einem 
andern Verbrechen, welches schon seiner Natur nach eine Verletzung 
des Hausrechts;in sich schliesst, verbunden gewesen: so soll_die or- 
dentliche’ Strafe des Verbrechens nach‘ Verhältnis dieser ———— 
keit geschärft werden. zZ 

8.531. Was —— $.525—530. verordnet ist, soll auch statt 
finden, wenn dergleichen Handlungen zwar nicht innerhalb eines Hau- 
ses, aber doch innerhalb der Gränze eines mit ‚Mauern, Planken, oder 
Zäunen umgebenen Platzes vorgefallen sind. - 


8. 532. Eben dies findet auch auf freiem Felde statt, so weit der Ei- 
genthümer, durch Anbau oder besondere Merkmale, Andere BUN aus- 
geschlossen 'hat. (Th. 1. Tit. 22. $- 64.) 

— "Bicherheitsbestellung wegen Lünftiger Beleidigung. 

8.533. Wenn gefährliche Drohungen oder Anstalten noch durch 
obrigkeitliche Hülfe abgewendet werden können: so muss jede Obrig- 
keit, wenn sie auch übrigens nicht die gehörige wäre, ‘die zu Abwen- 
dung einer dringenden Gefahr erforderlichen Anstalten — 
treflen. 

8.534. Der Bedrohete ist befugt ; Sicherstellung durch Pfand oder 
Bürgen zu fordern, so — die nach den Umständen wahtscheinliche 
Gefahr fortdauert. - 

$. 535. Die Caution muss auf eine — ER Kerich: 
tet, und diese, im Falle der dennoch erfolgten Beleidigung, zu etwa- 
niger Entschädigung derer, welche dadurch. gelitten haben, — 
det werden. 

8.536. Was von der Cautionssumme zu diesem Zwecke een erfor- 
derlich ist, soll als eine Geldstrafe der Armencasse zufallen. 

8. 537. Hat die Caution auf eine unbestimmte Zeit bestellt werden 
müssen: so kann sie nicht eher aufgehoben werden, als nachdem der, 
zu dessen Sicherheit sie geleistet worden, über die Gründe der fort- 
dauernden oder gehobenen Gefahr rechtlich gehört ist. 
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Zehnter Abschnitt. 
Von Beleidigungen der Ehre. 
TO  Tnfarien ad — 

8.538. Wer durch geringschätzige Geberden, Worte, oder Hand- 
lungen, Jemanden zu kränken, oder ihm widerrechtlich zu beschimpfen 
sucht, der begeht eine Injurie: ee 

vos dem Vorsatze der Ehrenkränkung. Sr 

S. 539. Wer keine Absicht hat, den Andern durch Verachtung zu 
kränken, oder ihn zu beschimpfen, der macht sich auch keiner Injurie 
schuldig. “. £ u 

8.540. Dagegen ist eine Injurie vorhanden, sobald die Absicht, die 
Ehre des Andern zu kränken, klar ist, wenn gleich die Handlung oder 
Aeusserung an sich, und unter andern Umständen betrachtet, nicht be- 
schimpfend wäre. — | 

8.541. Der Vorsatz der Ehrenkränkung wird der-Regel.nach nicht 
vermuthet. > 

$. 542. Ob dieser Vorsatz.vorhanden sei oder nicht, muss nach ge- 


setzlichen Bestimmungen, und in deren Ermangelung nach den vorherge- 
henden, begleitenden, und nachfolgenden Umständen beurtheilt werden. 


8.543. Wer einem Andern Verbrechen Schuld giebt, die ihm, wenn 
die Beschuldigung gegründet wäre, die Ahndung der Gesetze zuziehen 
würden, der hat die Vermuthung wider sich, dass er die Ehre dessel- 
ben habe kränken wollen. 

8.544. Ein Gleiches gilt von demjenigen,, welcher von dem Andern 
solche Handlungen behauptet, die denselben, wenn er sie wirklich be- 
gangen hätte, der Verachtung seiner Mitbürger überhaupt, oder der- 
jenigen Classe derselben, zu welcher der Beleidigte gehört, ausset- 
zen würde. = 

8.545. Wer sich gegen den Andern solcher Ausdrücke oder Hand- 
lungen bedient, die als Zeichen der Geringschätzung ‚und Verachtung 
im gemeinen Leben anerkannt sind, wider den streitet eben diese 
Vermuthung. 

Umstände, die ibn nieht ausschliessen, - 

8.546. Die einer an sich beschimpfenden Handlung oder Aeusserung 
beigefügte Protestation, schiesst den Vorsatz der Ehrenkränkung noch 
nicht aus. 

8.547. Eben so wenig ist die einer beschimpfenden Aeusserung 
beigefügte Bedingung für sich allein hinreichend, diesen Vorsatz aus- 
zuschliessen. 

$.548. Auch die Wahrheit des Vorwurfs, oder der Beschuldigung, 
hebt die gesetzliche Vermuthung des Vorsatzes der Ehrenkränkung 
nicht auf. 

8.549. Wer einem andern ein durch Strafe gebüsstes, oder sonst 8% 
setzmässig aufgehobenes Verbrechen vorrückt, hat die Vermuthung der 
Absicht zu beleidigen wider sich. 
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F. 550. Wer aber ausserdem seitiem Mitbürger dergleichen Verbre- 
chen vorwirft, muss nicht nur die Wahrheit desselben so weit, als es 
zur Veranlassung einer förmlichen Untersuchung darüber erforderlich 
ist, bescheinigen; sondern ‚auch die Abwesenheit des Vorsatzes zu be- 
leidigen nachweisen. N 

$.551. Wenn der Richter, bei der von Amts wegen verfügten Un- 
tersuchung seiner Angabe, dieselbe gegründet befindet: so bleibt der 
Injuriant, wenn er auch wegen der vorsätzlichen Injurie straffällig be- 
fanden wird, dennoch von der Pflicht der Privatgenugthuung frei. 


1) Die privatgenugthuung bei Injurien it allgemein aufgehoben ; f. au. 6. 606, dieſ. Zlt. 
2) Beseript ». 5. März 1798,, betr, ben Einwanb ber Wahrheit bei Iniurien. 
Auf Euren gehorfamften Bericht und Anfrage vom 26. v. M,, in der Injurien⸗ 
fache der S. ſchen Eheleute wider die unverehelichte K., darüber: = 
ob, wenn bei einem Injuriens Prozefie der Beklagte dem eigentlich nicht ihm, ſon ⸗ 
dern nur einen Dritten zuftehenden Einwand der Wahrheit des dem Kläger ans 
et Verbrechens anbringt, dem Beklagten diefer Ginwand gleichfalls 
zur Milderung der Strafe gereihen, und ihn von der Privargenugthuung ber 
freien könne? 
wollen Wir Euch hiermit folgendes zu Eurer Vorbefcheidung nicht verhalten. Der 
Grund, warum die Gefege bei Injurienfachen die Exceptionem Veritatis unter gewiſſen 
Umftänden zur Erörterung gesogen wiſſen wollen, liegt nicht bloß darin, daß der Ins 
— durch das von dem Gegner begangene Verbrechen ſich in justo Dolore befins 
et, fondern auch darin, daß, die Ehre des Denuncianten und Injuriaten durch einen 
verdienten Vorwurf weit weniger als durch einen unverdiensen gefränft wird, und 
es dem natürlihen Gefühle zuwider läuft, jemand dafür, daß er den Dieb einen 
Dieb genannt hat, zur Chrenerflärung, Abbitte und Widerruf zwingen zu wollen; 
Es macht alfo bei der Frage: ob Unterfuchung zu veranlaffen fei, feinen Unterſchied: 


ob das angejchuldigte Verbrechen gegen den Injurianten felbit, oder ob es gegen eis 
nen Dritten begangen worden. ꝛc. 


Stengels Beitr. B.7. ©. 304 — 310. und B. 16. S. 99, 
3) Circularverordnung v. 20. Dechr, 1798,, Abſchn. IV. vom Verfahren in Ins 

inrienfachen, und Beftimmung ber Strafen, © er 

Ertract 
$. 14. Wegen der Einwendung des Beklagten, daß der dem Kläger gemachte 
— 5 — Vorwurf in der Wahrheit gegründet fei, ſoll das Verfahren in der 
njurienfache nie ausgefegt, fondern nur dem Beklagten freigeftellt werden, dar⸗ 
über Beweismittel beizubringen, daß er binlängliche Weranlaffung gehabt habe, 
den Vorwurf für wahr zu halten. Wird diefes vom Bellagten bewieſen, fo 
muß ihm foldhes ald Milderungsgrund zu ftatten kommen, und dem Ermeſſen 
des erfennenden Gerichts bleibt es überlaffen, ob gegründete Veranlaſſung zu 
einer Criminal» Unterfuchung vorhanden fei. N. C.C.T.X. ©, 185L 
(aufg. in 8.228, bes Anh. zur A. G.O. 
Umstände und Verhältnisse, die ibn ausschliessen. 


$.552. Wer in gerichtlichen Verhandlungen, bloss zur Ausführung 
oder Vertheidigung seiner Rechte, seinem Gegner kränkende Vorhal 
tungen zu machen genöthigt ist, der begeht keine Injurie, . .,, 


8.553. Wohl aber soll derjenige als Injuriant angesehen und be- 
straft werden, der seinem Gegner, bei dergleichen Gelegenheit, ehren- 
rührige Vorwürfe macht, die zu der gegenwärtigen Verhandlung nicht 
gehören. 

$. 554. Eben dies findet statt, wenn dergleichen. gerichtliche Vor- 
würfe ungegründet sind, und der, welcher sie machte, sie nicht ohne 
sein grobes oder mässiges Versehen für wahr halten konnte. 
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v . 8. Febt. 1,806. Bete. ‚die Frages inwiefern, ein augelegter und =” 
— Arreſt eine Snjurienklage begründe. N 
ah, feid nah, Eurem Bericht Po 28, BR. darüber bedenklich 
od ein angelegter, aber‘ nicht } fifieir 2... * Werunbeiting d des —2* 
fuchers als Injurianten feines‘ Ian -begründe? 
J ſtellet anheim: ob Wir Uns veranlaßt finden dürften, Wrede: etwas Befimmte: 
res in dem neuen Strafgefegbuche zu disponirem. . ,. 

‚Wir können Euch jedoh zu Eurer vorläufigen Direstion nicht verhalten, da E 
wie Ihr auch in Eurem, — zum Theil felbit gründlich ausge ae babt, die * 

gative Entſcheidung dieſer Frage nah Unfern bisherigen Son unbedenklich if, 
= daß ſie noch mehr den Dispofiriomen ‚bes neuen allgemeinen Strafgeſetzbuchs, wo⸗ 
durch Wir die Injurienklagen auf alle Weiſe beihränfen wollen, angemefien fein 
dürfte, Wir find auch ſchlechthin nicht gemeint, etwas abänderliches ju verordnen, 
weil dadurch mur. böfe Schuldner und Betrüger begünftiget und Berrugene abgefhredt 
werden würden, ihre Rechte auf dem; gefeglichen Wege zu verfolgen. + - 

Bei einem Arrefigefuche kommt es, wie bei einer" Denunciation und allen gefegli- 
hen Berfolgungem des Rechtes, darauf an: 
ob der Arreſtſucher, nach den ausgemittelten Umftänden, der Abſich einer Gh: 

renkrankung oder eines auf irgend ein anderes Verbrechen abzielenden bofer Vor⸗ 

ſatzes verdaͤchtig geworden ...;: _ 

Iſt dieſes der Fall, ſo leidet es fein Bedenken, ihm zur unterſuchung zu ziehen, 
oder die Jujurienllage als..begründet gegen ihn anzunehmen; in. jedem- andern Falle 
aber muß beides: eben To unbedenklich wegfallen, in = weit * die Gefepe eine oder 
Di * ausdrü ct Ausnahme grms haben. 

S. 47. Nr. 9.-de 1806, und mais * 9. S. 446. 2. Abſchui 

fa * ek und fiskalische Bediente, welche vermöge ihres 

Amts den Stand oder das moralische Verhalten eines Menschen unter- 

suchen und beurtheilen, begehen durch diese Ausübung ihres Amts 
keine Injurie, 

8.556. Sie sind aber derselben schuldig, wenn sie, mit Missbräuch 
ihres Amts,’ Jemanden ohne er Grund eines Verbrechens we- 
gen. anklagen. | 

Gesetæ v. 25 „April 1835,, betr. die Competenz ber Dienft= und ber — ⸗ 
den zur Unterſuchung und Beftrafung Der von-Staatöbeamten im Amte begangenen Esren 
Fränfungen ; ſ. zu 8.362, dieſ. Zit. 

8.557. Vorhaltungen und Verweise der Eltern. gegen ihre Kinder, 
der Vormünder ‚gegen ihre Pflegebefohlnen, der Lehrer gegen ihre 
Schüler und Lehrlinge, der Dienstherrschaften gegen ihre Gesinde, 
und der Vorgesetzten gegen ihre Untergebenen, sind als Injurien nicht 
anzusehen. | 

. 8.558. Eben das gilt von mässigen Züchtigungen, die Jemand einem 
Ändern, über welchen ihm das Recht der Zucht beigelegt ist, zufügt. 


8.559. Wird das Maass in solchen Vorhaltungen oder Behandlun- 
gen überschritten: so muss die Obrigkeit, auf den Antrag des Beleidig- 
ten," den Beleidiger'in seine Schranken zurückweisen, und die Aus- 
schweifungen nach Befinden der Umstände von Amts wegen 'ahnden. 
(Th. 2. Tit.2. 8.86 —91. Tit.5. 8:76. sqq. $. 97.132. sqgq. $. 145. 185. 
Tit. 7.:$. 227. gg. Tit. 8. S. 298. 69q. $. 356. sqg.) 

8:560. In so fern die bürgerliche Ehre des Beleidigten bei der Ueber- 
schreitung.des Züchtigungsrechts gelitten haben sollte, muss die Obrig- 
keit auch für die demselben gebührende Genugthuung sorgen. 

1) Besecript vom 6. Auguſt 1800., daf die Ueberſchreitung des gefeglichen Züchti⸗ 
— * körperliche Beſchädigung und nicht als — su befttafen ** f. au 
8.6 e 


f! 
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2) Meneripts.n2.@cnenti1don,, dag Defintrdeh Ber unterthanen Über bie vonder 
ie este erlittene Süchtigung ſich nicht zu einer Ba une. vn u 


Auf Euren Bericht vum ..M, >" 7 mail 
bie von den genannten acht angefeflenen Birthen. zu ⁊c. gegen ihre Grundhetr 
ſchaft den ac. eng Heli anbei zurüdgehenden Injurien⸗Klagen und deren fer⸗ 

nere Einleitung eireffend, 

wollen wir Euch ‚hiermit sicht vorenthalten, wie die Beläuenen der genannten Un 
terthanen wider vom erwähnten Grumdheren; ſich in Beziehung anf” die Vorſchriſt 
des 4,2, N, Thi. U. Tit 20. 8.656. ff. gar nicht zu einer gegen denſelben anzufels 
lenden Injurien Klage q — 75 — pieimehr in Hinficht. des zwifcen beiden. ‚Tpellen 
beftehenden rechtlichen Berhältniffes im Wege der fiscalifhen Unterfuchung gegen de 
— wegen Brian, bes ihm berlichenen Züctigungstete, erörtert wong 
müffen 

Ihr habt daher auf bie augebraditen Rlagen die re, Unterfuhung * a 

x. zu eröffnen, ꝛc. Archiv B. 


3) Gerindeordnnng ».S,Rostr. 1810 0°. — ha 
Serpetract. 

5.77, Reitzt das Geſinde die. Herrfchaft, durch ungebũhrendes Vetrohen Am 

om und wird in felbigen, von ihr mit Scheltworten ‚oder: geringen: Zhatlichtalten 
ehandelt, fo kann es dafür keine gerichtliche Genugthuung fordern. 

‚ $.78. Auch ſolche Ausdrücke oder —— die zwiſchen andern Derfonen 

als Zeichen der Geringſchaͤtzung anerkannt find, begründen gegen die Herrſchaft 

noch nicht die Vermuthung, daf fie die Ehre des Gefindes dadurch b je kranketi 


— 
96. Iſt aber der Dienſtbote durch Mißhandlungen der Herrichaft ohne fein 

— Berihulden an feiner Gefumdheit beſchedigt worden, jo Hat er von *3 
— Ededlecheltung nech den allgemeinen Vorfchriften der Geſete 

rdern. 

8. 97. Ach für foldhe Veſchimpfungen und üble Nachreden, ** den Se 
—— künftiges — — * — demſelben — =" 
nugthuung. RER 


4):a) 0.04 0.18; — beir. die PEN Ser Seintnfteh der zum un 
ftaate gehörigen Dfficianten gegen ihre Borgefegten. 


Der Beſchlagſchmidt Pfeil aus dem biefigen Marftall Bat, Hahhen Pr Ielage 
Unterfuchung des Oberftallmeifters, Grafen von Lindenau, eine entſchiedene Dienſto 
vernahläffigung und ein ganz fubordinationswidriges. Betragen gegen den ihm 
vorgefepten Stallmeifter Schur fid zu ſchuiden kommen laflen, dafiir auch mit 
Meiner Genehmigung Arreft erleiden müffen, ftatt nach der ihm ‚gegebenen War» 
nung ſich zu beffern ‚ jetzt ſogar fich beitonmen laſſen, eine förmliche Injurienklage 
wider den * nach der Originalanlage bei dem Hausvoigteigericht in Berlin 
einzureichen. Da num bie Subordination unvermeidlich leiden müßte), —— 
Dienſtereigniſſe vor die gewöhnlichen Gerichte kommen zu laſſen, hie Sade.ohne» 
dies auch ſchon zu großer Schonung des ftraffälligen Schmidt Pfeil eigelegt war; 
fo befehle Jh Euch, denfelben mit feiner Klage nicht nur ganz ‚jurüdweifen iu 
laſſen, fondern auch ben betreffenden Gerichten ju unterfagen, von den zu Meinen 
Hof: Staat gehörigen Dfficianten, Livree» Bebienten oder Stalllenten, Klagen’ 

egen bie Borgefegten, Untergebenen oder ihred Gleichen über im Dienfte erlittene 
njurien, anzunehmen, vielmehr dergleichen Beſchwerden ald Dienftpolizeifächen: 
an den Hofmarfchall oder an den Oberftallmeifter zu verweilen, um de simplici.et 
plano fie, allenfalls mit Zuziehung des Hofmarfballamts: Aififtenten, abjumachen. 
und F ch übrigens Euer wohlaffectionirter König. 
.C. T. XI. ©. 2197. Rr. 22. de 1804. und Neues Archto B. 3. ©. 407. 


J Vergl. Verordnung für den Suftitiarius ber Sofmarfhalämter v. 9. Mära 
1837.,8.5, No, 1, 
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+8. 561... Prediger machen sich. in-ihren. Amtsgeschäften. einer. Injurie 
nur alsdann schuldig, wenn sie bei Privatermahnungen, oder in öffent- 
lichen Vorträgen, die in den Gesetzen ce Grenzen ———— 
ten; (Tit. 11: 8ð. 76. sqq.) FJ 
ben Zufatz zu 9.501. dieſ. Tit. 


Mr: 562. Bei öffentlichen Urtheilen über Werke oder — der 
Kunst, des: Geistes oder des Fleisses, wird der Vorsatz der Ehrenkrän- 
kung nicht vermuthet; in so fern sie bloss auf den Werth oder Unwerth 
des Beuftheilten Gegenstandes eingeschränkt worden. ° " 

8.563. Doch ist der Urtheilende die Gründe seines Haba auf 
Verlangen des Beurtheilten, anzugeben verpflichtet. 


' Von unmittelbaren und mittelbaren Injurien, 

8 564. Beleidigungen, welche einer ganzen Gemeine, Corporation, 
oder Familie zugefügt worden, Können von deren einzelnen Mitglie- 
dern, so weit auch sie die Injurie trifft, gerügt werden. 

18. 565. Eiu Ehemann, Vater, und. Vormund kann, wenn er auch 
selbst nicht beleidigt worden, ‚die der Ehefrau, den Kindern oder Pfle- 
— zugefugte Injurie an ihrer Stelle gerichtlich ahnden. 


8. 566. Beleidigungen der Hausgenossen und des Gesindes, welche 
denselben in Beziehung auf den Hausvater oder die Dienstherrschaft 
angelhan worden, sind zugleich als Beleidigungen dieser letztern an- 
zusehen. — 

8. 567. Vorgesetzte werden in ihren Untergebenen beleidigt, wenn 
leiziere wegen.Ausrichtung der Aufträge der erstern beschimpft werden. 

8.568. Der mittelbar Beleidigte kann auf Genugthuung und Strafe 
antragen; auch wenn derjenige, welcher unmittelbar beschimpft wor- 
den, die Injurie, ‚nicht rügen kann oder will. 


) Von symbolischen Verbal- und Realinjurien. 

£ 568. Yerbalinjurien sind. solche, welche durch mündlich ausge- 
sprochene, geschriebene oder gedruckte Worte geschehen. 

$. 570. Beschimpfungen, die in Thätlichkeiten bestehen, wodurch 
dein Andern an-seinem Körper Gewalt oder Verletzung zugefügt wor- 
den, heissen Realinjurien. 

8.571. Andere Zeichen der Geringschätzung, sie mögen in Handlun- 
gen oder Unterlassungen, in, Tönen oder Gebehrden, in Gemälden, 
Kupferstichen, oder in andern sinnlichen Darstellungen bestehen, sind 
unter der Benennung der symbolischen Injurien begriffen. 

8.572. Injurien, die durch schriftliche Aufsätze, durch Druckschrif- 
ten, durch Gemälde, Kupferstiche oder andere sinnliche Darstellungen 
geäussert worden, sind Pasquille, wenn sie der Urheber selbst, oder 
durch Andere, öffentlich aufgestellt oder verbreitet hat. 

8.573. Ob der Verfasser sich genannt oder seinen Namen verschwie- 
gen habe, macht an sich keinen Unterschied. 

$.574. Eben so wenig verändert es die Natur der strafbaren Hand- 
lung, dass der Beleidigte nicht genannt, sondern nur durch individuelle 
Nebenumstände kennbar gemacht worden, 

8.575. Wenn Schriften, welche den Wissenschaften, Künsten oder 
sonst der Belehrung oder dem Vergnügen des Publici gewidmet sind, 
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nebenbei Jäjbrien enthalten: so sind deren Verſasser eben so zu beur- 
theilen, wiedie Parteien, welchein gerichtlichen Unterbandlungen ihren 
Gegnern. zur, Sache nicht gehörige Vorwürfe machen: & > 

Von schweren und’ geringen Tnjurien, ra 

S. 576. | Realinjurien und Pasgnille sind für ehe oder schwere I 
kurien zu aclitem. or 0 

8.577. Blosse symbolische und Verbaliijurien werden, “der Regel 
dach; als leichte oder geringe Injurien angesehen. - 

' 8.578. Sie’artenäber in schwere Injurien aus, wenn: ‚die boshafte 
Absicht, die bürgerliche Ehre des ändern zu kränken, klar ist, 

8. 579. Desgleichen alsdann, wenn. sie in Beschuldigungen solcher 
Verbrechen bestehen, die, wenn sie gegründet wären, dem Andern 
die Ahndung der Gesetze, oder die besondere ‚Verachtüng se seiner Stan- 
desgenessen zuziehen würden. 

8.580. Ferner alsdann,'went sie von‘Unterthanen gig n ihre je Obiig- 
keit; von Untergebenen gegen ihre Vorgesetzten; von Kindern gegen 
ihre Aeltern ; von Schülern ünd’Lehrlingen ‘gegen ihre‘ Lehrmeister; 
oder von Dienstboten gegen ihre Herrschaften verübt worden. 

°&, 58]. Auch alsdann, wenn sie in einer Öffentlichen TRENNEN 

oder bei einer feierlichen Gelegenheit zugefügt sind; 
8582. Ueberbäugt t alsdann, wenn durch die an sich leichte Belei- 
digung die Ehre des eleidigten, wegen gewisser besonderer Umstände, 
oder individueller Verhältnisse desselben, die dem Beleidiger k bekannt 
gewesen, empfindlich gekränket wird. ‘ 

"8.583. Auch blosse Unterlassungen können in schwere Injurien aus- 
arten, wenn sich dabei die boshafte Absicht, die Ehre des Andern za 
verletzen, unter besonders erschwerenden Umständen geäussert hat. 


Von der Privatgenugthuung, 
Die Brivatgenugthuntig Ift aufgehoben; f. c.0.». 1. Febr. 1814. nach 8.606, Dief. Tit. 
8.584. Wer die Ehre eines Andern 'gekränkt hat, ist demselben da- 
für Genugthuung zu leisten verbunden. 
$. 585. Der Ersatz des durch die Beleidigung an, seinem Körper, 
oder äussern Glücksumständen verursachten Schadens, wird nach den 
im Sachenrechte enthaltenen Grundsätzen bestimmt. ‚(Thl; 1. Ti: 6: 


S. 79. sg.) | 
Wenn der Vorsatz nicht ausgemittelt at, 

$. 586. Wer der Absicht der Ehrenkränkung nicht überführt ist, 
aber doch Anlass gegeben hat, eine dergleichen boshafte Absicht bei 
ihm vorauszusetzen, ist schuldig, diesen Verdacht durch eine deutliche 
und förmliche Erklärung zu heben. 

8.587. Wenn auch die Handlung oder Aeusserung an sich nicht be- 
schimpfend, und sogar die Abwesenheit des Vorsatzes, zu beleidigen; 
klar erwiesen war: so kann dennoch derjenige, dessen Ehre nach der 
Meinung Anderer dadurch gelitten haben soll, eine ausdrückliche Er- 
klärung, dass seine Ehre durch dergleichen Handlung oder Acusserung 
nicht habe gekränkt werden sollen, verlangen. 

"8588. Ob derjenige, welchem eine dergleichen Verletzung der Ehre 
zugeschrieben wird, auch zur Uebernahme der Prozesskosten verpflich- 
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tet sei, muss‘darnach beurtheilt werden: in wiefern ihm :dabeieia Ver- 
sehen zur Last falle,: ’ © De enter ion! 
$. 589. Von Personen höhern Standes gegen'Niedere können: die 
Ehrenerklärungen schriftlich-geschehen. . */ 
-+ 8, 590. Zwischen‘ Personen gleichen Standes muss: die Ehrenerklä- 
rung mündlich, in Gegenwart zweier oder dreier von dem: Kläger daza 
ausgewählter‚Personen geleistet werden. ind. 
8.591. Auf gerichtliche Leistung:ist Zu erkennen, werin der Vorfall, 
welcher zu,dem Streite Anlass gegeben hatte „.sich. öffentlich ‚zugetra- 
gen hat, la Bias RX = I fede: ET 
.. 8.592. Personen: niedern Standes müssen gegen Höhere die Erklä- 
rung, auf Erfordern, allemal gerichtlich leisten. — 


8.59%. Dis Art und die Ausdrücke, wie die Erklärung geleistet, wer- 


J 


den solle, muss der Richter in dem Urtel jedesmal bestimmen. En 
-18.:594.:. Wer. die,.rechtskräftig ‚feststehende, Erklärung ;erkannter- 


‚öffentlich ‚erklärt ; und 
des. Beleidigers, ‚eine ge- 
richtliche Ausfertigung ertheilt werden... 1... 44" 1 00 nenn. 
$. 596.. Ist die Beleidigung öffentlich verübt ‚worden: so muss ‚die 
Verhandlung bei offenen Thüren der Gerichtsstube. erfolgen. ,, ...,.. 

.&::597.- Diem Beleidigten steht, alsdann frei, zwei oder drei Personen 
seines Standes als Zeugen mitzubringen. _ 

. 8.598. Unterthanen,.Diensthoten, ‚Kinder, Lehrlinge und Unterge- 
bene, müssen: wegen. der ihren Vorgesetzten zugefügten Beleidigungen, 
nach Bewandtniss der Umstände, und;Schwere der Beleidigung, ‚den 
xichterlichen Verweis knieend empfangen. , RR 
8.599. Bei Injurien,.die durch ‚Pasquille zugefügt worden, muss der 
richterliche Verweis, auf Verlangen des Beleidigten, und auf Kosten 
des Beleidigers öffentlich bekannt gemacht werden. a io 

. 600. Wenn der Beleidiger zu einer freiwilligen Abbitte bereit ist, 
und sich die darüber zu ertheilende Ausfertigung gefallen lässt: so be- 
darf es keines richterlichen Verweises. — 

$. 601. Können die Parteien über die Art, wie die Abbitte geleistet 


werden soll, sich nicht vereinigen: so muss der Richter selbige nach 
eben den Grundsätzen, die bei der Ehrenerklärung vorgeschrieben 


sen ;. die Ehre ‚des Beleidigten. für un Krank 


sind, bestimmen, ($. 589.sqq.) * RS 
: 8.602. Auch ist in dem Falle des $. 599. dem Beleidigten, zu verstat- 
ten, dass er die geleistete Abbitte auf.gleiche Art, wie wegen des rich- 
terlichen: Verweises verordnet ist, bekannt mache.— 

8. 603. Ist der Beleidiger vor geleisteter Privatgenugthuung 'verstor- 
ben:' so sind ‚seine Erben hur'zum eigentlichen Schadensersatze ver- 
pflichtet: wenn — 
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.8. 604. Doch’muss die Ehre des Beleidigten durch den Richter für 
ungekränkt erklärt; und dieses, nach Beschaffenheit der’ Umstände, 
auf Kosten des Nachlasses des Beleidigers öflentlich bekannt gemacht 
werden. | 


$. 605. Dagegen können die Erben des Beleidigten, wenn dieser vor 
erhaltener Genugthuung, jedoch nach Insinuation der Klage gestorben 
ist, verlangen, dass die Genugthuung dem Andenken ihres Erblassers 
geleistet werde. 


8.606. In sofern die Beleidigung zugleich die Erben trifft, treten 
die im $. 564-568. enthaltenen Verordnungen ein. 


- 0. O. vom 1. Februar 1811., wegen Aufhebung der Yrivatgenugthuung bei Ins 
iurien. 

Ich habe Mich aus Ihrem Berichte vom 30. Januar d. 3. überzeugt, daf bie 
in dem A. 2, R. Thl. II. Tit. 20, $$. 584. 586. bis 606, vorgefchriebenen Arten der 
fogenannten Privatgenugthuung durch Ehrenerllärung, Werweis oder Abbitte in 
der Ausübting nachtheilig find umd nur zu neuen Weleidigungen und Prozeſſen Ver⸗ 
anlaffung geben. Die Strafe, welche gegen ben Beleibiger erfannt wird, ift für den 
BVeleidigten eine hinlängliche Genugtbuung; es muß ihm außerdem freiftehen eine 
Ausfertigung der Urtelsformel auf Koften des Beleidigers zu verlangen und bei 
Beleidigungen die durch Pasquille zugefügt worden, die erfannte Strafe öffentlich 
befannt zu machen. Ich will daher die erwähnten Vorfchriften des A. L. R. und 
die auf die Privatgenugtbuung Bezug habenden Dispofitionen der A. G. O. und 
der Circular Berordnung vom 30. Dezember 1798. hierdurch aufheben , dergeftalt, 
daß in Zukunft in allen Injurien» Sachen nur auf die von dem Beleidiger ver- 
wirkte Strafe und auf feine fonftige Privatgenugthuung erkannt werden fol. In 
Abficht des prozeffualifchen Verfahrens und der Koften » Erftattung, wenn der Kläger 
abgewiefen wird, muß es übrigens bei den bisherigen gefeplichen Worfchriften ver: 
bleiben. G. S. ©. 149, 


Strafe der Injurien. 


1) Circularverordnung ». 30, Decbr. 1798., Abſchn. IV., vom Verfahren im 
Snjurienfachen und Beitimmung der Strafen. 


Ertract. 
$. 15. Die im A. L. R. Tit. 20. $. 607. seqq. in Injurienſachen  beftimmten 
Strafen find in der Anwendung theild zu ftrenge befunden, theild haben fie den 
beabſichtigten Endzweck nicht erfüllt. & miiſſen daher die Gerichte in Zukunft 
bie in —— $$. 16 — 21. vorgeſchriebenen Grundſätze ſich zur Richtſchnur 
enen 


$. 16. Auf gelindere als die im A. L. R. beſtimmten Strafen muß jederzeit erkannt 
werden, wenn der Klaͤger ſeine Behauptung nicht vollſtändig erwieſen hat, wenn 
die Beleidigung nicht vorſätzlich erfolgt iſt, wenn der Beklagte wegen Injurien noch 
nicht beſtraft worden, oder wenn die Vollziehung der verwirkten Strafe auf des 
—5 — der Seinigen Wohlſtand und Erwerb einen nachtheiligen Einfluß 

17 . 

$. 17. Bet leichten Injurien unter Perfonen gleichen Standes ift auf zwei-, bis 
fehsftündiges Gefängniß zu erkennen, und nad) eben dieſem Verhältniſſe ift die 
Dauer ber beftimmten Gefängnißftrafen abzufürzen. 

$. 18. Wenn Gefinde ihre Herrfhaft, Lehrlinge ihre Meifter, Kinder ihre El 
tern, oder gemeine Leute Perſonen aus den höheren Ständen, beleidigt haben, foll 
der Richter befugt fein, auf körperliche Züchtigung zu erkennen, und muß bei Ge 
fängnißftrafen mit feftgefept werden, daß dem Beftraften nur Brod und Waſſer zu 
rer ‚ auch der Arreft fo viel möglich durch Entziehung aller Bequemlichkeiten 
zu fchärfen, 
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9:19: Wenn nach richterlichem Ermeffen eine Geldbuße dem Stande, dem Er. 
werbe, den Gefundheitsumftänden, oder fonftigen Verhältniſſen des Beklagten an 
gemefjener ald Gefängnißftrafe zu achten iſt, ſo muß das Erkenntniß auf beftinnmte 
Gefängniß: oder Geldftrafe gerichtet, und ſolchergeſtalt dem Beklagten die Wahl 
gelaffen werden. 

$.20. Bei Beſtimmung ber Geldbußen ift jederzeit auf die Vermögensum. 
‚fände des Beklagten dergeftalt Rüdficht zu nehmen, daß der Zwed der Beſtrafung 
nie verfehlt, vielmehr forgfäftig verbütet werde, daf nicht etwa übermüthige und 
leichtfinnige Perſonen, in der Hoffnung, durd eine ibnen nicht empfindliche Geld. 
ftrafe ‚ihren Unfug zu. büßen, ſich die Beihimpfung anderer. oder ähnliche Erceile 
erlauben, und mit der gefeglichen Ahndung ein,Gefpötte reiben. _ı er 

$. 21. Vorzüglich müffen die Gerichte gegen diejenigen, welche bereitd in Inju— 
rienſachen geſtraft worden, dennoch aber fortfahren, die Ruhe ihrer Nebenmenichen 
zu ftören, und fchimpfliche Behandlungen anderer fich mehrmals zu fhulden kommen 
laͤſſen, nach aller Strenge verfahren, nnd die fonft ftattfindenden Strafen dergeitalt 
erböben, daß der beabfichtigte Endzweck der Beftrafung erreicht werde. Diefes zu 


in Hr 
1 J 


2) Wegen Nichtanwendung der. Circularverordnung v, 30, Decbr. 1798, bei 


8,17, der Cireularverordnuug blof bei leich ten Snjurien Anwendung finde. * 

Auf Euren Bericht und Anfrage vom 21. v. M., die Anwendung der, Circular— 
Verordnung vom. 30. Decbt. 1798, in Injurienſachen betreffend, wollen Wir Euch 
hierdurch zu, erkennen geben, daß, da der. $. 17. des Aten Abſchnitts des Circulars 
vom 30. Decbt. v. J. bloß vom Feichten Injutien handelt, nicht abzuſehen iſt, wie 
man auf den Gedanken komnen können, ihm auf ſchwere Injurien anwenden ju wol 
len, zumal der 8.16. beſtimnit dies Fälle sanngiebt wo font auf gelindere als die im 
WULR. beftiimmten Strafen erfannt werden fol. Sind ꝛc. 82 

Amelangs Archiv B.2, ©. 256. und Stengels Beitr. B.9. ©. 89. 


4) Bescript v.,13.(15.) Sanuar 1800., betr. die Unanmwendbarfeit des $.-17. ‚der 
Circularverordnung v. 1798. bei Injurien zwiſchen Perſonen unglei⸗ 
chen Standes. * 
Auf die in Eurem Bericht vom 17. Decchiber v. J. in Anſehung des Verfahrens 
in: Injurienſachen enthalteft Anfrage ad L.: - i a 
ob durch den 8. 1.1des: Aten Abſchuittes der Circnlars Verordnung vom 30, De 
cember 3798: die Beſtimmungen des 8.27. und 28.’ des Z3aſten Titels der Prozeß⸗ 
Ordnung zugleich. für aufgehosen, zu achten ſeien? 4 
ertheilen Wir Euch hiermit den Beſcheid, daß gedachte Circular-Verordnung in al— 
lem demjenigen nichts gene hat, was die Falle betrifft, wo. Militairperfonen von 
jemand aus dem Civilſtande befeidigt worden” ur 
Anlangend ad 2, Euer Bedenken über die Deutung des $.17. Sect. 4. des mehr: 
erwähnten Girculars, fo handelt diefer $. fehr beitimmt von leichten Anjurien unter 
Perfonen gleihen Standes, und ſoll derfelbe, wie fih von ſelbſt verftcht, bei andern 
Arten von Injurien nicht zum Maaßſtabe dienen, 
Der $.16. enthält einige Milderungsgründe, wobei der richterlihen Willkühr micht 
dorgegriften werden kann. Sind ıc. 
Amelangs Archiv B.3, ©. 304. und Stengels Beitr. B.10, ©. 343. 


5) Bescript v. 11. Juli 1823,, betr. diellmanwendbarkeit der Circularverord- 
nung v.30,Dechr. 1798. auf Snjurien gegen Besmte bei Ausübung ihres Dienites, 

Wenn es gleich zu dem Amte des Tuftige Minifters nicht gehört, den Gerichten 
oder einzelnen Tuftiz- Bedienten über zweifelbafte Rechtsfragen Belchrungen zu erıbei- 
len, die Gerichte diefe vielmehr in den Gefegen felbit zu fuchen, und über den Inhalt 
der Tegteren Iediglich ihrer eigenen Ueberzeugung zu folgen haben, fo findet der Ju— 
ſtizminiſter dennoch fein Bedenken, auf Ihre Anfrage vom 26, v. M. der Anficht des 
D.2. Ger. zu Magdeburg dahin beizutreten, 
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daf die Vorfähriften der Circular» Verordnung vom 30, Decbt. 1798, die Stra 
fen der Injurien betreffend, auf Beleidigungen, welche Beamten bei oder in Aus— 
übung ihres Dienftes zugefügt worden, feine Anwendung finden, | z 

Die Strafbarkeit dieſer Art von Beleidigungen wird nicht bloß durch die Geſetze 
des UL. R. über Injurien, fondern auch durch die in dem Abſchnitt deſſelben von 
Majetäis- Verbrechen enthaltenen Borfhriften beftimmt. Auf Majeſtäts-Verbrechen 
aber kann die Eircular- Verordnung vom 30, Decbr. 1798 nicht ausgedehnt werden, 
fo wie fie denn, bei den milderen Beltimmungen über die Strafen der Injurien, of 
fenbar nur Beleidigungen, welche von Privarperfonen andern Privatperjonen zuge 
fügt worden, im Auge gehabt hat. v. K. J. 3.22, ©, 103, 

Strafe: a) der leichten Verbalinjurien; 

8. 607. Leichte Injurien unter Personen gleichen Standes ($. 577.) 
sollen, wenn beide Theile zum Bauer- oder gemeinen Bürgerstande 
gehören, mit Strafarbeit oder Gefängniss, auf vier und zwanzig Stun- 
den, bis drei Tage, geahndet werden. 


Nach 8.17; der Cireular- Verordnung v.30. Dechr, 1798., begzägt bie Strafe 
nur zweier bis. fehsftündiges Gefängnifi, oder alternatipe Geldbuße, j 


8.608. Leichte Injurien unter Personen des höhern Bürgerstandes, 
werden mit Gefängnisstrafe auf acht bis vierzehn Tage belegt en 


1) Nach dem im 8.17. ber Circularverordnung v. 30. Decbr. 1798. angegeber 
nen Verhältnift beträgt die Strafe nur ſechzehn-bis zwei und breifigftündiges 
Gefängnifi, oder alternative Geldbuſſez f. vor 8. 607. dief. Fit. 

2) a) Bescripte v. 10. Zuni 1799,, 15. Novbr. 1817. und 7. Juli 1825., betr. die 
Beſtimmung des Begriffs des höhern Bürgerftandes. — 


Aus Eurem Berichte vom 27. v. M. haben Wir erſehen, wie bie hieſigen Stadt 
gerichte in Injurienſachen, die in Unſerer Refidenz befindlihen Handwerker, ohne Un 
terichied, zum dem Perfonen des höhern Bürgerftandes rechnen. So ſchwer es nun 
auch allerdings fein mag, bei ber. großen Verſchiedenheit fo vieler Perfonen in Anfer 
bung ihrer Bildung, Eultur und Bermögensumftände einen fihern Maaßſtab zu fire 
den, nach welchem felbige entweder zu dem hohern oder niedern Bürgerftande zu rede 
sten fein würden; fo-fcheint Uns doc der von Euch gemachte Antrag: 

nach welchem es im jedem einzelnen Falle dem Richter zu überlaffen, nach d 
ibm beiwohnenden Kenniniß feiner Umtergebenen ober Jurisdictions⸗Gingefeſſe⸗ 
nen, und nach der allgemeinen Meinung, in welcher diefes oder jenes Individu 
unter feines Gleichen ſteht, pflichtmäßig und ohme Rüdficht: ob ſolches ein Han 
werfer oder Kaufmann fei, zu beftinnmen, ob bdaffelbe zu dem höhern oder nie 
dern Bürgerftande gehöre, und foldes mit Anführung der Gründe in den Uc 
ten zu regiftriren, und dadurh den höhern Inftanzen eine Leitung zu geben, 
bier am zweckmäßigſten zu fein. Wir genehmigen felbigen alfo hiermit, und habt 
Ihr Euch nicht nur felbit in vorkommenden Fallen darnach zu achten, fondern auch 
von dieſer Verfügung den hieſigen Stadtgerichten Nachricht zu geben. Uebrigens ſoll 
auch in dem nächſten Circulari, wegen der Declaration der A. ©. O, diefer Punkt 
mit aufgenommen werden. Sind ꝛc. Berlin, den 10. Juni 1799, ’ 
N. C.C. T.X. &, 2543, Nr. 34. de 1799. Amelangs Archiv B. 2. ©. 162, und 
Stengels Beitr. B.9, ©. 317, 


Das Königl. Kammergericht gebt in dem, auf die Verfügung vom 26. Zuli e., 
betreffend den Anſpruch des Geheimen Secretairs N, auf den adeligen Stand 
feines natürlichen Vaters, des Dberft-Lientenants N., . 
unter dem 23. v. M. erftatteten Berichte von einem unrichtigen Geſichtspunkte aus, 
wenn daſſelbe den Schneidermeifter N., welcher ausgemitteltermafen jederzeit nur ein 
geringes Gewerbe getrieben und fich dürftig ernährt hat, auch hiernächſt als Hofpitas 
lit geitorben ift, um defwillen zur höhern Klaffe des Bürgerſtandes zählen will, weil 
er ſich durch Geift und Herz vorzüglich bewährt gezeigt habe, und dieferhalb von dem 
Gewerke befonders gefhägt worden ſei. | 

Das Gefeg macht, indem es diejenigen Perfonen bezeichnet, welche in die Kathe⸗ 
gorie des höhern Bürgerftandes gehören, A. L.R. hi. IL Tit. 1. $.31., einen der- 
gleichen Unterſchied micht, und der Richter ift daher folhen zu machen ebenfalls nicht 


20* 


- 
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berechtigt. — Es fommt nicht darauf an, ob und welche Achtung ein Mann an 
gen, Burgerftandes unter feines Gleichen und in feinem Gewerke genicht, fondern 
ob er in der bürgerlichen Geſellſchaft überhaupt mit den Perfonen, welche nament- 
lih dem. böhern Bürgerfiande angehören, fih einer gleihen Achtung zu erfreuen 
bat. Dies laßt fih, ohne das Geſeß abſichtlich umgehen zu wollen, von dem Schnei⸗ 
dermeifter N. nicht behaupten, und eben fo wenig kann er um defiwillen, weil er ein 
Bürger der hiefigen Nefidenz gewefen ift, in die Klaſſe des höhern Bürgerftandes ge 
fegt werden, da das Geſetz zwifhen Bürgern der Hauptftadt und andern Städten 
nirgends diftinguirt. Der Vater des Geheimen Secretairs N. ſcheint dies auch ſelbſt 
fehr wohl gefühlt zu haben, indem es ihm fonft, mach eingegangener ehelicher Verbin 
dung mit der Tochter des Schneidermeifters N,, vernünftiger Weife nicht hätte ein 
fallen können, feinem mit ihr erzeugten Sohne die Rechte und Wirkungen der eheli- 
chen Geburt fireitig zu machen, und ihm die Führung des adeligen Namens, zu un— 


terſagen. 


Unter obigen Verhältniſſen kann ſich der Juſtiz. Miniſter mit dem Verfahren des 
Königl. Kammergerichts, ſo wie mit dem Inhalte der dent Geheimen Secretait N. 
ertbeilten Nefolution nicht einverftanden erklären, vielmehr wird das Collegium, zur 
Aufrechthaltung des Gefeges, beauftragt, die Vorſchriften des A. L. R. Thl. I. Zir. 1 
8.963. gege den Dberft: Lieutenant N. zur Anwendung zu bringen. Dies wird rd 
gleich das ſicherſte Mittel fein, die Sache nah Maafgabe des A.L.R. $.32. sg.ka 
in das gehörige Geleife zu bringen, falls es anders des Oberit-Lieutenants N. ermfl- 
liher Wille gewefen it, der Tochter des verfiorbenen Schneidermeiiters N., mit wel 
cher er in eine nichtige Verbindung getreten, die Nechte einer wirflic Tegirimen Che 
frau beizulegen. In wiefern gegen den Pfarrer, welcher die. Trauung verrichtet hat, 
fiscalifh zu: verfahren, wird — dem Befinden der Umſtände nah — dem Ermeffen des 
Königl. Kammergerichis, mit Rückſicht auf die Vorfchriften des U. R, 8.149. 1.a. 
biernachft anheim geſtellt. 

Berlin, den 15. November 1817. v. K. J. B. 10. ©. 221, 


Ihren Anträgen in der Vorſtellung vom 20. v. M., 


das dortige Land⸗ und Stadtgericht anzuweiſen, die Injurienklagen der, des vol⸗ 
‚len Bürgerrechts theilhaftigen (fimmfähigen) Bürger, fernerhin nicht mehr als 
Bagatell⸗Sachen einzuleiten und zu behandeln, fondern fie als größere Sachen 
n anzufehen, bei Beitimmung der Koften die dritte Colonne der ‚Sporteltare für 


2... Die Gerichte zum Grunde zu legen, und die Beitimmung wegen der, Unzuläffig- 


feit der Wiedererjiattung der Mandatarien- Gebühren nicht zur Anwendung zu 


‚„. „bringen; 
kann nicht gewillfahrt werden, fondern es muß bei dem DBerfahren des dortigen Land- 
‚und: Stadigerihts verbleiben. Das A. L. R. Thl. I. Tit. 1. F. 31. enthält über die 
Grenzlinie zwifcen dem höhern und dem geringern Bürgerfiande eine fo. beftimmte 
Vorſchrift, daß darüber ein gegründeter Zweifel nicht entitehen kann. Am wenigiten 
Tann derfelbe aber durch die von Ihnen angeführten Gründe veranlapt werden. Denn 
die aus der Städte- Ordnung angeführte Wahlfähigfeit des Bürgerftandes zu Stadtäm« 
gern iſt überall feine neue Beftimmung, fondern lediglich Beftätigung desjenigen Rechts, 
das ‚ganz unmittelbar aus der Gigenfchaft eines Bürgers folgt, und letere als wer 
fentlihe Bedingung, Stadtämter zu erhalten, vorausfegt, und ‘daher dem Bürger 
ftande zu aller Zeit, mirbin auch zur Zeit der Publikation des U.L.R., * eſtanden 
bat. Wenn gleich durch das Miniſterial-Reſer. vom 20. Juni 1812 (0. Ki 3.1. 
©. 65.) beflimmt worden: daß Bezirfsvorfteher in befonderer Beziehung auf bie ihnen 
äugefügten Beleidigungen, zum höhern Bürgerftande gehören: fo befhränft- — wie 
auch aus dem Grläuterungs:Nefer. vom 15. Auguft eben des Jahres (daf. S. 298.) 
hervorgeht — fich dies lediglich auf die ihnen im Amte zugefügten Iujurien, und ber 
zuhet darauf, daß fie in diefer Beziehung als öffentliche und infonderheit als Polizei- 
Beamte anzufehen find, mithin von der Beleidigung eines Beamten die Rede if. Es 
folgt hieraus von felbft, daß diefe eigen: nicht einmal auf Bezirfsvorfteher, in 
fofern von den ihnen außer Beziehung auf das Amt zugefügten Beleidigungen die 
Rede ift, erftredt werden kann, wie denn aud das Zultiz- Minifterium das Land« 
und Stadtgericht zu Zaftrow unterm 3, März 1823 befchieden hat: 
daß aus ber im Betreff bes Standes eines Bezirfsvorfichers unterm 20. Juni 
1812 ergangenen Beſtimmung noch nicht im Allgemeinen gefolgert werden kann, 
daß alle Stadtverordneten zum höhern Bürgerftande zu rechnen. Insbefondere 
könne dies nicht in dem Falle angenommen werden, in welchem fie nicht als 
Stadtverordneie handeln, da fie nur als Bürger zu betrachten. 
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Das von Ihnen angeführte Nefer. des Juſtiz-Miniſteriums vom 13. Juli 1795 
fiebt Ihrem Untrage eben fo zn zur Seite, weil daffelbe, wie aus deffen PH 
beftimmt genug hervorgeht, Iebiglih die Frage: wer zu den im U. L. R. Thl. 
Zit. 20, $.747, gedachten „gemeinen Leuten” gehört? mithin überall nicht die Grenz 
linie zwifchen dem höhern und geringern Bürgerftande, zum Gegenftande bat, u 
rohe —* letztern und den gemeinen Leuten allerdings noch ein bedeutender Unter⸗ 

ed borliegt. 

Berlin, den 7. Zuli 1825, v.8. 9.3.26. S. 207, 

D) Bescripte v. 20. Zuni und 15. Yuguft 1812., daft Besirfönorfteher in Bezug 
anf bie ihnen im Umte widerfabrenen Beleidigungen ald Berfonen bed höhern Bürgerftandes 
anzufehen find; f. zu 8. 654, bief. Zit. 

ec) Bescript v. 23. Decbr. 1831., inwiefern ber erfte Nichter zu beurtheilen hat, au 
welchem Stande eine Barthei gehört. 

Aus dem über die Beſchwerde des Wirtbfchaftsverwalters U. in der Injurienſache 
des Kretſchmers B. wider den Supplicanten eritatteten. Berichte vom 29. v. M. iſt 
erfehen worden, dad das Königl. O. L. Ger. der Meinung ift, der erfle Richter habe 
zu beurtheilen, zu welhem Stande eine Partei gehöre. 

Unbedingt kann das Zuftizminifterium diefer Meinung nicht beitreten. 

Der $.222. des Anhangs zur A. G. O. beftimmmt zwar, daß, wenn Zweifel da, 
rüber entfiehen, zu welcher Klaffe des Bürgerftandes der Kläger oder Beklagte gehöre, 
der Richter erfter Inſtanz mac der ihm beivohnenden Kenntniß feiner Gerichtseinge⸗ 
feifenen und nad) der allgemeinen Meinung, worin diefes Individuums ftebe, pflicht⸗ 
mäßig beſtimmen müffe, zu welcher Klaffe des Bürgerftandes die Partei gehöre, Die 
fes fchließt jedoch das Ermeſſen des böhern Richters überall nicht aus, fondern bies 
Urtheil it, fo wie jedes andere Urtheil, dem des höhern Richters oder der vorgeſetz⸗ 
ten Behörde unterworfen. Wenn dies nicht aus dem Schlußſatze des vorerwähnten 
$. 222. hervorginge, fo würde es fhon aus Begriffen folgen und erforderlich fein, 
um unrichtigen Anfihten und Verwirrungen vorzubeugen. Dies letztere beftätigt der 
vorliegende Fall felbit, indem es ohne Weiteres vorliegt, daß ein gewöhnlicher Kret- 
ſchmer auf dem Lande zu dem gemeinen Bürger» oder Bauerftande gehöre, und fei- 
nesweges mit dem Stadtgericht zu Roslau zum höhern Bürgerftande gerechnet werben 
kann. Deshalb, und da weder von Seiten des Königl. D.L. Ger. nod des Stadtge- 
richts in Loslau ganz befondere und eigentbümliche Umſtände angeführt worden, welde 
diefen Landkretſchmer von andern gewöhnlichen Kretfhmern auf dem Lande unterfcheiden, 
fo find die Koften in der Injurienfahe nad der Eolonne für Bagarellfahen zu er- 
mäßigen, v. K. J. B.38, ©, 358, 

8.609. Gehören beide Theile zum Adel- oder Offizierstande, oder 
ist beiden der Charakter Königlicher Räthe beigelegt: so findet auf 
leichte Injurien Gefängnisstrafe von vierzehn Tagen bis vier Wochen, 


oder nach Bewandniss der Umstände, Festungsarrest bis auf drei Mo- 
nate statt. 

Nach dem im 8.17, ber Circularverordnung v.30, Decbr. 1798, angegebenen 
Berhältnif beträgt bie Strafe nur zwei und breißig: bis vier und fechöziaftündiges Gefängs 
niß, (ober alternative Geldbuße) oder nach Bewanduif der Umſtände achttägigen Feftungdars 
reit; f. vor 8.607, dief. Tit. 

$. 610. Leichte Injurien von Personen höhern Standes gegen gerin- 
gere, müssen mit Geldstrafe von zehn bis dreissig Thaleru, oder ver- 
hältuissinässigem Arreste gebüsst werden. 

Biegen Milderung der Strafe ſ. Circularverordnung ».30. Decbr. 1798. 8.16. 
und 19, vor $. 607. dief. Zit. 

$. 611.- Personen niedern Standes gegen höhere haben, bei zugefüg- 
ten leichten Injurien, vierzehn Tage bis vier Wochen Strafarbeit oder 
Gefängniss verwirkt. 

PER “ 

Wegen Milverung ber Strafe f. 8.16, und 19., fowie wegen Verſchärfung ber Strafe in 
Zällen des vorftehenden $. f. 8.18. der Circularverordnung v. 30. Dechr. 1798. 
vor $. 607. bief. Tit. / 
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Bei schweren Verbaliojarien, 

8. 612. Schwere Beleidigungen, die jedoch keine Realinjurien sind, 
werden unter Leuten gemeinen Standes mit vier- bis achttägiger Straf- 
arbeit oder Gefängniss geahndet. 

8.613. Eben dergleichen Injurien unter Personen höhern Bürger- 
standes sollen mit Gefängniss auf vierzehn Tage bis vier Wochen be- 
straft werden.- 

r Wegen Beftimmung des Begriffs des höhern Bürgerftandes f. die Zuſätze zu 9.608, 
ef. Tit. 

8.614. Unter Personen vom Adel- oder Militairstande, oder die den 
Character Königlicher Räthe führen, ziehen dergleichen schwere Inju- 
rien Gefängnissstrafe auf vier bis acht Wochen, und nach Bewandniss 
der Umstände, Festungsarrest bis auf sechs Monate nach sich. 

8.615. Sind dergleichen Injurien von Personen niedern Standes ge- 
gen höhere verübt worden: so findet Gefängnissstrafe auf vier Wochen 

is drei Monate statt. 

8.616. Nach Bewandniss der Umstände, und Schwere der Beleidi- 
gung, kann diese Strafe durch Einschränkung der Kost im Gefängnisse 
geschärft; oder bis zur Zuchthausstrafe, bis auf sechs Monate ausge- 
dehnt werden. 


Bergl. 8.18, der Circularverordnung »,30. Decbr. 1798,, vor 8. 607, dief. Tit. 


$. 617. Auf eben dergleichen Injurien, die von Personen höhern 
Standes Geringeren zugefügt worden, folgt Geldstrafe von vierzig bis 
hundert Thalern; oder nach Bewandniss der Umstände und Schwere 
der Beleidigung, Gefängniss- oder Festungsarrest auf einen bis drei 
Monate. 


Wegen Milderung der Strafen in ben Fällen ber 88. 612— 617, f. Cireularverord- 
nung v.30,.Decbr. 1798, 8.16, und 19,, vor 8.607, dief, Tit. 


8.618. Pasquille, welche zwar nicht öffentlich verbreitet, aber doch 
durch Schuld des Verfassers im Publico bekannt geworden sind, sind 
als schwere Injurien anzusehen. 

8.619. Pasquille, welche auf Veranstaltung des Pasquillanten schon 
öffentlich angeschlagen oder verbreitet worden, sollen als der höchste 

“Grad symbolischer Injurien an dem Verfasser bestraft werden. 

8.620. Die Schmähschrift selbst soll der Gerichtsdiener, in Gegen- 
wart des Verfassers, und dreier von dem Beleidigten gewählten Zeu- 

en, vor dem versammelten Gerichte zerreissen, und mit Füssen treten. 

8.621. Hat der Verfasser sich nicht genannt: so soll das Pasquill, 
auf Verlangen des Beleidigten, durch den Henker auf öffentlichem 
Platze verbrannt werden. 

Die Beftimmungen 8.620, unb 621. dürften, als Urten ber Privatgennugthuung, nach ber 
©. ©. v. 1. $ebr. 1811, aufgehoben fein; f. zu 8. 606, dief. Tit. 

8.622. Drucker und Verleger solcher Schandschriften werden, wenn 
selbige ohne Zensur gedruckt worden, dem Verfasser gleich bestraft. 

8.623. Eben diese Strafe trifft den schuldigen Drucker oder Ver- 
leger, wenn die Schrift zwar die Zensur passirt ist, die ausgestrichenen 
Stellen aber wieder aufgenommen, oder neue Injurien eingerückt worden. 

8.624. Kann der Urheber des Pasquills nicht ausgemittelt werden: 
so wird die Strafe gegen den Drucker und Verleger verdoppelt. 
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8.625. Der Censor, welcher den Druck einer Schmähschrift wisseut- 
lich gestattet hat; soll mit dem Verfasser gleiche Strafe leiden, und sei- 
nes Gensoramts entsetzt werden. 

S. 626. Hat der Censor aus Nachlässigkeit dergleichen Injurien über- 
sehen: so ist diese Verletzung seiner Amtspflicht nach. Vorschrift, des 
8. 334. sqq. zu ahuden. u — 

8.627. Ehrenrührige Zeichnungen, Gemäldesund Kupferstiche, welche 
öffentlich ausgestellt und verhreitet werden, sind als Pasquille anzuse- 
hen; und der Besteller, wie der Schriftsteller, die Zeichner, Kupferste- 
eher und Maler aber, nach Beschaffenheit der Umstände, als Mitver- 
brecher oder Gehülfen zu bestrafen. 


Bei geringen Realinjurien, 

8.628. Jede schimpfliche Behandlung eines Menschen, durch Schla- 
gen, Werfen, Stossen u. s. w., wird, wenn sie ohne merkliche Beschä- 
digung des Körpers abgelaufen ist, der Regel nach noch einmal so 
hart, als eine schwere symbolische Injurie, bestraft. 

8.629. Schlägereien unter gemeinen Leuten, bei welchen Niemand 
erheblich verletzt worden, sind mit Strafarbeit, oder Arrest, auf acht 
Tage bis vier Wochen, allenfalls halb bei Wasser und Brot, zu ahnden. 

8.630. Bei Realinjurien, welche Unterthanen gegen ihre Obrigkeit, 
Dienstboten gegen ihre Herrschaft, Untergebene gegen ihre Vorgesetz- 
ten, Kinder gegen ihre Eltern, und Lehrlinge gegen ihre Lehrmeister 
verübt haben, tritt auf eben so lange Zeit, als bei Andern, nach obigem 
Grundsatze ($. 628. 629.), Gefängnissstrafe statt finden würde, Zucht- 
hausstrafe an deren Stelle. 

8.631. Diese Strafe kann nach Bewandniss der Umstände, und 
Schwere der Injurie, durch körperliche Züchtigung geschärft werden. 


1) Bescript v. 18. Septbr. 1797., betr. bie Beftrafung der von Stieffindern ihren 
Eltern jugefügten Injurien. 

Auf Euren gehorfamften Beriht vom 12. v. M, in Betreff Eurer Anfrage: ob 
gegen Stieffinder, wegen der ihren Eltern zugefügten Realinjurien, eine Griminal- 
unterfuchung zu verfügen, oder nur das gewöhnliche Eivilverfahren einzuleiten fei? 
Wollen Wir Euch zu Eurer Direction — zu erkennen geben. Die Faſſung 
des von Euch allegirten $. 630. und die Zuſammenſtellung der darin benannten Per: 
fonen zeiget deutlih, daß das Gefeg, wenn es bei Injurien der Kinder gegen ihre 
Eltern die Strafe geſchärft wiffen will, nicht bloß auf die unter ihnen obwaltenden 
Bande des Bluts, fondern zugleih und bauptfählih auf das häusliche Verhältniß, 
vermöge deffen Kinder der Zucht und Aufiicht ihrer Eltern unterworfen und denfelben 
befonderen Neipect und Suberdination fhuldig find, Rückſicht nimmt. Dies Verhält— 
niß befichet auch zwifchen Stiefeltern und Stieflindern; jedoch mur fo lange, als Ich 
tere noch im Haufe, im Brodte und in der Erziehung der Eltern fich befinden; und 
alsdann findet der 8.630. unbebenklih Anwendung. Hort aber dies Verhältniß da- 
durch, daß ein folhes Stieflind nicht mehr im Haufe der Eltern lebt, oder wohl gar 
* sui juris iſt, oder auf irgend eine andere Art auf, fo ceſſitet alsdann (da aud) 

er zweite Grund des Geſetzes, der in dem Vinculo sanguinis beruht, hier nicht ftatt 
finder), die Anwendung diefer Gefegitelle, und das anderweitige noch fortdauernde 
bürgerliche Verhältniß kann nur auf die Beftimmung des Grades der gewöhnlichen 

Strafe einen Einfluß haben. Hiernach habt Ahr Euch zu achten und Wir find ıc. 
.C.C. T,X. 1361, Nr. 72, de 1797, 


2) Gesindeordnung ».8. Rovbr. 1810, 
Ertract. 
8.79, Außer dem Falle, wo das Leben oder die Gefundheit des Dienſtbo— 
sen durch Mißhandlungen der Herrſchaft in gegenwärtige und unwermeibliche 
Gefahr geräth, darf er fich der Herrichaft. nicht thätig widerfepen. 
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5.80, Vergehungen des Geſindes gegen die Herrſchaft müffen durch Gefängniß 
oder öffentliche Strafarbeit nad den Grundfägen des Griminalredhts geahndet 
werben, G. S 

8.632. Realinjurien zwischen Personen vom Adel- und Ofticiers- 
stande, werden, wenn sie nur in Stossen, Werfen, und andern gerin- 
gern Thätlichkeiten bestehen, mit sechsmonatlicher bis zweijähriger; im 
Fall der Schläge und anderer groben thätlichen Beschimpfungen aber, 
mit zwei- bis vierjährigem Festungsarreste bestraft. 


Vergl. Circularverordnung v. 30. Dechr. 1798, 8.16, und 19.5 f. vor 8. 607. 
bief. Tit. 


* “ 


8. 633. Ein Edelmann, der sich so weit vergisst, dass er einem an- 
dern von gleichem Stande und Geburt aufpasst, oder ihm aufpassen 
lässt, und ihn mit Stock- oder Peitschenschlägen, oder ähnlichen 
Misshandlungen beschimpft, soll als einer, der sich schon durch die 
That selbst aller Standesrechte und Würden verlustig gemacht hat, 
angesehen, und zu acht- bis zehnjährigem Festungsarreste verurtheilt 
werden. | 

8.634. Von einem solchen Verbrecher kann also der Beleidigte, 
ohne Verletzung seiner eigenen Ehre, keine Privatgenugthuung fordern; 
vielmehr ist ersterer sofort zu arretiren, und in das Criminalgefängniss 
abzuliefern. 

Die Privatgenugthuung iſt ganz aufgehoben; f. O. O. v. 1, Februar 1811. au 8.606, 
dief, Tit. | 

8.635. Hat der Gemisshandelte seinen Gegner durch grobe Verbal- 


injurien’zu der Beleidigung gereizt: so hebt dieses zwar die Strafe des 
letztern nicht auf; 


8.636. Doch soll auch der, welcher den Andern zu dergleichen 
Misshandlungen gereizt hat, nach Vorschrift der Gesetze ($. 609. 614. 
618. sqq.) bestraft werden. 


Von schweren Realinjarien, 
$. 637. Sind die bei Realinjurien vorgefallenen Thätlichkeiten so be- 
schaffen, dass sie für lebensgefährlich angesehen werden können: so 
muss der Thäter ohne Unterschied des Standes, sofort in Verhaft ge- 
nommen, und darin so lange behalten werden, bis die Gefahr des Be- 
schädigten vorüber ist. 


8.638. Wird der Beschädigte völlig wieder hergestellt: so hat der 
Thäter Festungs- oder Zuchthausstrafe auf zwei bis drei Jahre verwirkt 


8.639. Erfolgt eine Verstümmelung oder Verunstaltung des Beschä- 
digten: so muss der Thäter vier- bis sechsjährige Festunigs- oder Zucht- 
hausstrafe leiden. 


8.640. Stirbt der Beschädigte an der empfangenen Verletzung: so 
wird der Thäter als ein Todtschläger bestraft. 


1) Bescript 2.6. Novbr. 1797. nebft Gutachten der Gefegeommifjion, betr. bie Bes 
ftrafung ber Realinjurien und ber Förperlichen Berlegnngen. 

Ihr empfangt biebei das Gutachten, welches die Gefegcommiffion auf Eure Aus 
frage vom 8. Derbr. d. J. erflattet hat. 

Ad, hat die affirmative auch von der Gefegcommiffion vorgefchlagene Beantwor. 
tung gar fein Bedenken, und laffen allerdings bei förperlihen Werlegungen, welche 
keines ber von dem Gefeg befonders aufgenommenen und geahndeten Werbrechen ent- 
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halten, ſich noch andere Abfichten als die Kränfung der Ehre des Befchädigten, z. B. 
Race, Murhwille, die Abfiht, den Andern an Erreihung eines gewiſſen Zweds zu 
verhindern, oder ſich von der Mirbewerbung deffelben um diefe oder jene Perfon, 
Amt ze. zu befreien, fehr wohl gedenfen, 


Ad 2. ift zwar eigentlich Feine Lücke im Gefeg vorhanden. Der $. 637. u. f. redet 
nad dem Marginal von ſchweren Realinjurien überhaupt, und es iſt ein Irrthum, 
wenn EM annehmet, daß diefer 8.637. den Begriff einer ſchweren Realinjurie feſt⸗ 
fegt, Diefer Begriff liegt ſchon im $. 628., aus welchem fi von felbit ergiebt, daß 
das Geſetz unter einer ſchweren Realinjurie im Gegenfage gegen die leichte, die 
fhimpflihe Behandlung eines Menfhen durh Schlagen, Werfen, Stoßen ze. wodurch 

gleich eine merkliche Beihädigung des Körpers * iſt, verſtehtz wohingegen in 
em $. 637, nicht dieſer Begriff beſtimmt, ſondern nur verordnet wird, daß wenn die 
merflihe Beſchadigung fo groß ift, daß fie für lebensgefährlich anzufehen, fogleih und 
ohne Unterfchied der Fälle, mit der Arretirung der Thäter verfahren werden folle. 
Die folgenden Dispofitionen gehen alfo nicht bloß auf — ſondern auch 
anf alle ſchwere Realinjurien. Inzwiſchen hat es feine Richtigkeit, das, da nad) die— 
fer Theorie der unterfte Grad der Strafe einer jeden ſchweren Realinjurie nad) $. 638, 
zweijährige Feſtungs⸗ oder Zucthaugftrafe fein würde, es an der gehörigen Stufen 
folge der Strafen für ſchwere Nealinjurien unter Leuten, die micht zum Adel und 
Dffisierftande gehören, zu fehlen fheint, indem folhergeftalt die Strafe von zwei Mo« 
naten fogleich auf zwei Fahre übergeht. Da num übrigens die Strafe einer ſchweren 
förperlihen Verlegung, wenn babe gugleid die Ubfiht, den Befchädigten an feiner 
Ehre zu kränken, die fhon an umd für fich ein Verbrechen enthält, zum Grunde 
liegt, nothwendig etwas härter ausfallen muß, ald wenn der legte Zwei, warum 
die Berlegung zugefügt worden, an fi gar nicht oder doch minder firafbar ift; weil 
in nem ale zwei Verbrechen zufammentommen, und alfo nad Vorſchrift des A.L. R. 
Thl. ll. Tit. 20. 8.57. die Strafe gefchärft werden muß; fo wird der Antrag der Ge 
fegeommiffion nad $. 638. dahin genehmigt: 
daß, wenn unter Perfonen, die nicht zum Adel oder Dff.v'erftande gehören, ſchwere 
Realinjurien, d. h. folche vorfallen, wo die zugefügte thätliche Befchimpfung zus 
gleis mit einer merklihen Beihädigung des Körpers verbunden gewefen, nach 
erhältniß dieſer Befhädigung, und ob fie mehr oder minder erheblich, oder gar 
lebensgefährlich geweſen, der erfolgten völligen Wiederherftellung des Befchädig- 
ten ungeachtet, Feſtungs- oder Zucthausftrafe von drei Monaten bis zu drei 
Fahren erkannt werden folle. 


Dobingegen bedarf der $. 639, feiner Declaration. Die Strafe der Verſtümm— 
fung ift dort eben fo, wie in dem $,799, beftimmt. Der Unterſchied befteht nur da: 
tin, daß in dem Falle des $. 639., wo der animus injuriandi fhon als ausgemittelt 
vorausgeſetzt wird, es einer weitern Umterfuchung, ob ber Thäter die Verſtümmlung 
oder Berunftaltung zur Abſicht gehabt, nicht bedarf; wohingegen in dem Falle des 
8; 799. diefe Abſicht befonders unterfucht worden und ausgemittelt fein muß, wenn 

ie daſelbſt verordnete harte Strafe ftatt finden fol, —— werdet Ihr aufmerkſam 
darauf — daß nach dem d. 47. der Einleitung zum A. L. R., und dem $.32, Tit. 13, 
Thl. J. der A. G. O., der Fall einer Anfrage an die Geſetzcommiſſion bier nicht vor⸗ 
handen geweſen, indem keins der angeführten Geſetze an und für ſich dunkel iſt, fons 
dern der Zweifel eigentlih nur darin befteht, welches bderfelben in dem vorliegenden 
alle anwendbar fei. Im einem folhen Falle aber, welcher zur eigentlichen Applica- 
tione legis ad factum gehört, muß der Richter fih nach eigener Einſicht beftinnmen, 
und wenn er wahrzunehmen glaubt, daß das Zweifelhafte über die Anwendbarkeit 
in der Faflung des Gefeges liegt, davon, zur nähern Beftimmung für künftige Fälle 
eben fo Anzeige machen, wie es in dem ähnlichen Falle, wo der Richter eine Tücke 
im Gefege zu bemerken glaubt, in dem 8.50. der Einleitung verordnet iſt. ⁊c. 
Berlin, den 6, Rovbr, 1797, 


Beilage 


Bei einer in Weftpreufen vorgefallenen Schlägerei it der Befhädigte bergeftalt 
verlegt, dafi er Iebenswierig einen fchiefen Mund bebalt, und dadurch nicht nur am 
äußern Anſehn befchimpft wird, fondern auch beim Eſſen Unbequemlichkeiten erleidet. 
Es fol, nad Lage der Sache, nicht angenommen werden können, daß der Befchädi« 
ger die Verſtümmlung und Befhimpfung des Befchädigten zur Abficht gehabt habe; 
und es entitcht bei dem Marienwerderſchen Criminal-Collegio der Zwehkl: 

ob der Inculpat nad) den Vorfchriften des $. 639, oder nach denen des $. 798, 
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Zit, 20. THT. IL. des A. L. R. (melde beide Dispofitionen die Ahndung zugefüg- 
ter Berlegungen zum Gegenitande haben) zu beitrafen fei? | 
Die Marienwerderfhe Regierung trägt der Gefegcommijiion diefen Zweifel vor, 
und bitter um die Entfheidung der beiden Fragen: 
1) ob nur in dem Falle, wenn dem Beſchädiger die Abſicht der Befhimpfung bei 
gemeffen werden kann, bie im A. L. R. Thl. IL Tit. 20, $. 638. verordneten, 
außerdem aber die im $. 797. u. f. beſtimmten Strafen Anwendung finden? 


an 
2) ob, wenn diefe Unterfcheidung wirklich dem Sinne des Gefeges gemäß fein follte, 
Realinjurien, welche nicht lebensgefährlich find, aber eine merflihe Beſchädigung 
des Körpers bewirken; imgleihen folche, bei welchen eine Verſtümmlung des Be 
ſchädigten beabfichrige und wirklich erfolge it ($. 639, 799,) nad den Verord— 
nungen des $. 797. u. f. zu beftrafen feien ? 

Wir halten uns bei der Lage der Sache verpflichtet, Ew. Königl. Majeftät dieſe 
Bedenken allerunterthänigft vorzutragen, 

Was zupörderft den concreten Fall anbetrifft, fo dürfte es micht zweifelhaft feiny 
den Inculpaten mach den Grundfägen bes $. 796, u. f. zu beurtheilen, 

Scyläge werden ihrer Natur nad vorfäglic zugefügt, fie haben hier bleibende 
nachtheilige Folgen gehabt; es wird in facto vorausgefegt, daß die Beſchadigung nicht 
Iebensgefahrlich gewejen, und daß der Befchädiger in diefer Berbindung der Gefähr: 
lichkeit der Wunden weder die Verſtümmlung nod) die Befchimpfung feines Gegners 
beabfichtigt habe. Es paffen alfo die 59.797. 798. vollfommen, worin es heißt: 

„Hat aber Jemand dem andern fhwere Befhädigungen, woraus für deifelben 
„Gefundheit oder Gliedmaßen ein erheblicher Nachtheil entſtehen konnte, vorſätz 
„lich zugefügt: fo foll allemal verhältnißmäßige Feſtungs- oder Zuchthausſtrafe 
„ſtatt finden. Nah Beihaffenheit der Derlepung felbit, der Erheblicfeit des 
„zugefügten Schadens, und der erfolgten Wiederheritellung des Beichädigten, foll 
"Sie Dauer diefer Strafe auf zwei Monate, bis drei Jahr beftimmt werden.“ 

Allein das anfragende, Collegium will aud für die Zukunft über den Grundfag 
beſchieden fein, welcher nicht fo unzweifelhaft if, da der höchſte Gefeggeber es eins 
mal nöthig gefunden hat, diefe fo fehr mit einander verwandten Handlungen an zwei 
Orten, namlich in dem Titel: von Injurien, und in dem Titel: von forperlichen Ver: 
Iegungen, mit einer Ponalfanction zu verſehen, da bei den Injurien $. 628 bie 642, 
der dritte mögliche Fall zwifchen den unmerflihen und den lebensgefährlichen Beſchä— 
digungen nicht aufgenommen worden — und da beinahe bei einer ibn vorſätzlich zus 
gefügten EN Beſchädigung nach $. 545. die Abficht zu befhimpfen vermurhet 
werden muß, 

Dies iſt in den einzelnen Fällen nothwendig von dent: erfennenden Richter zu 
arbirriren, und nach der muthmaßlichen Abficht des Gefeggebers anzuwenden. Sol 
aber diefes Arbitrium engere Schranfen erhalten, jo würden wir bei der zuerft aufs 
geworfenen Frage der Meinung fein: 

daß nur in dem Falle, wenn die Abficht zu befhimpfen dem Thäter beigemeffen 
werden fann, bie in dem 8.638, u, f. Tit. 20. Thl. II. des A. L. R. verordneten 
Strafen, außerdem aber diejenigen Anwendungen ftatt finden müffen, welde in 
dem 8.797. u, f. beſtimmt find. 

Denn der $. 638, u. f. gehören zu dem Abfchnitte: vom Beleidigung der Ehre, und 
fegen diefe als präjudiciell voraus. ($. 558. u. f.) Wo alfo Feine abfichtlihe Beleidi— 

ung der Ehre oder Befhimpfung vorhanden ift, da Tann der $. 638. feine Anwens 
—* finden, da er dieſe Art von Offenſion vorausſetzt. In einem ſolchen Falle muß 
der Richter vielmehr auf den 8.797. recurriren, wenn Ew. Königl. Majeſtät — ad 2, 
der Anfrage — das Gefeg dahin zu ergänzen geruhen wollen: 
daß Nealinjurien, welche nicht Iebensgefährlic find, aber eine merkliche Bela 
digung des Körpers bewirken, imgleihen folhe Nealinjurien, bei welden eine 
Verſtuͤmmlung oder Verunftaltung des Belchädigten beabfichtigt oder wirklich er» 
folgt it, (8.639 und 799.) nach den Verordnungen des $. 797. u. f. zu beftrafen 


feien. 
Berlin, den 31, Detbr. 1797, Stengels Beitr. B. V. ©. 216, 


2) Bescript v.6. Auguſt 1800,, betr. den Unterſchied zwiſchen Realinjurien und Förs 
perlihen Befchädigungen. 

Auf Eurem unterm 29. m. pr. erftatteren Bericht, wovon Ihr die Vorbeſchei⸗ 

dung auf Eure Anfrage vom 25. Juli 1798, wegen des Unterfchiedes zwiſchen ſchwe— 
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ren Real: Injurien und Förperlihen Beihädlgungen, anderweit nachſucht, ertbeilen 
Wir Euch zur gnädigſten Nefolution, daß die von Euch in mehrern Fällen voraus: 
gefeste Lücke der Gefesgebung auch hier nicht vorbanden iſt. Der Unterſchied 
zwiſchen den benannten beiden Arten von VBergehungen liegt allerdings in dem animo 
injuriandi, welches fchon aus; der Ueberfchrift der AUbfchnitte des 20. Titels 2. Thls. 
des U. L. R. wo ihrer an verfchiedenen Drten gedacht wird, zu entnehmen üft, 

Ob diefer animus vorhanden fen, muß der Beurtheilung des Richters in jedem 
eoncreten Fall überlaffen werden; indefien wollen wir Euch zum Ueberfluß an die 
Borfchrift des U. L. R. Thl. I, Tit. 20. $. 558. erinnern, nach welcher die Aus— 
übung des in den Gefesen erlaubten mäßigen Züchtigungsrechtes für feine Injurie, 
die Ausdehnung deffelben aber bis zur vorfäglichen forperlihen Verlegung als Be 
fhadigung frafbar it; und dergleichen Fälle, wo folhe Beihadigungen ohne die Ab» 
ficht, jemandes Ehre zu kränken, fondern zu andern Zwecken auch aus bloßem Muth: 
willen zugefügt worden, würdet Ihr Euch hoffentlich felbit fehr viele denken können, 
In der prämedirirten Belhimpfung iſt auch der Grund zu fuchen, daß ſchwere Real 
Injurien mit bärterer Strafe als körperliche Beſchädigungen verpönt worden find, 
uud das die Strafe beider nur im gewiſſen Graden der Berfchuldung gleich fey. 


Sind ic. N. C. C. T. X, &, 3001. No. 46, de 1800, 


3) Bescript v.13. Dctbr.1814,, betr. die Befchaffenheit der Berwundungen, welche 
die Einleitung einer Iinterfuchung begründen, 


Schon der Spradigebraud zeigt an, dat unter dem Worte „Berwundung” 
im 4. Abſchnitt der Gircular » Verordnung vom 30. Dechr. 1798, nicht folche leichte 
Verletzungen verftanden werden konnen, deren das Königl. O. L. Ger. von Litthauen 
in dem Berichte vom 27, v. M. erwähnt, und daß allerdings nur von einer erhebli- 
chen Verlegung die Rede fei. Uebrigens hängt es in einem jeden einzelnen Falle von 
ber richterlichen Beurtheilung ab, ob die Berlegung von der Art ift, daß eine fiska— 
lifhe Unterfuchung eröffnet werben muß. 

Auf das Forum bat diefe Frage feinen Einfluß, da, feitdbem durch die Verord» 
nung vom 26. Dechr. 1806, wegen verbejlerter Ginrihtung der Provinziale, Polizeis 
und Finanz: Behörden, das Privilegium des Fisci in Abfiht des Fori aufgehoben 
worden, fiscalifhe Unterfuchungen aud von den Untergerichten eröffnet und geführt 
werden fonnen; im fofern nicht in Abficht einzelner Vergehungen ausdrücklich ein ans 
deres beitimmt worden iſt. 

Hierdurch erledigt fich zugleih der am Schluffe des Berichts enthaltene Antrag 
des Collegii, wegen der den Untergerichten im Allgemeinen zu übertragenden Injurien 
Sachen, in welchen eine fiscalifche Unterfuchung zu eröffnen ift. 

v. K. J. 8.4 ©, 216, 


8.641. Wenn der Injuriant nach erlittener Strafe sich der an- 


gethanen Beschimpfung rühmt: so findet Wiederholung eben dieser 
Strafe statt. 


8.642. Wegen Wiederholung derselben Injurie soll die vorhererlit- 
tene Strafe verdoppelt werden. 


Von Injurien £wischen Militair- und Civilpersonen, 


8.643. Wenn Injurien zwischen Militair- und Civilpersonen vorfal- 
len: so wird die Strafe gegen den Schuldigen verdoppelt. 


8.644. Sind solchenfalls Real- oder schwere Verbal- und symboli- 
sche Injurien verübt worden: so soll an die Stelle des Gefängnisses 
Festungs- oder Zuchthausstrafe treten. 


$. 645. Gehört der Beleidiger zum Militairstande: so soll, nach 
Beschaffenheit der Umstände, und der beleidigten Personen, und mit 
Rücksicht auf den Rang des zu Bestrafenden, auf Gefängniss, Degra- 


dation, Gassenlaufen, Festungsarbeit, oder Festungsarrest erkannt 
werden. 
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1) a) Publicandum v. 14. März 1797., wegen Einführung bed U.L.R. bei ben 
Militairgerichten. 
Ertract. 


17. ad Part. II. Tit. 20. $. 645. werben die Militairgerichte auf die näheren 
Beltimmungen des Reglements vom 31. Juli 1788, verwiefen. 


b) Verordnung v. 31. Zuli 1788,, betr. bie Beftrafung der Militairperfonen 
wegen Beleidigung der Eivilperfonen. 


Wir haben durch eine General⸗Verordnung vom 17. d. M. an Unfere ſämmt · 
lichen Regierungen und Dberlandes Juſtizcollegia zu beſtimmen gut gefunden, wel⸗ 
hergeftalt Eivilperfonen, wenn fie Militairperfonen beleidigen, und deshalb Inju— 
rienprozeffe entſtehen, nachdrücklich beftraft werden follen. 

Es ift aber auch Unſer eben fo ernftliher Wille, daß Unfere Unterthanen vom 
Givilftande, gegen alle Kränkungen und fchimpfliche Behandlungen abfeiten Unferer 
Militairperfonen kräftig geſchützt, und die Weleidiger mit firenger Strafe, ohne 
mindefter Nachficht oder Schonung angefehen werden follen. 

i pr — dieſer Unſerer landesväterlichen Abſicht verordnen Wir bier: 
urch, da 


1) Alle und jede wörtliche oder thätliche Beleidigungen, welche Perſonen Civil. 
ftandes von Unfern Militairperfonen wiederfahren, wenn darin ein eigenes durch 
bie Kriegs » oder Landesgeſetze beftimmtes Verbrechen liegt, criminaliter unterfucht, 
—— — in gedachten Geſetzen vorgeſchriebenen Strafe unausbleiblich belegt 
werden ſoll. 

2) Wollen Wir pwar geſtatten, daß in den Fällen, wo bei ſolchen Beleidigungen 
Merfonen von Unferm Militair » und Givilftand concurriren, die Unterſuchung fer- 
nerbin durch ein vermifchtes Gericht er Nach deren Beendigung aber foll 
über die Militair-Perfonen von den Militairgerichten, nach der Berfoffung, befon. 
bers erfannt, und das Erkenntniß über die Eivilperfonen den competenten Civilge: 
richten überlaffen werben. 

3) Wenn Beleidigungen nicht ein befondered Verbrechen enthalten, fondern den 
u Verordnungen gemäß, civiliter zu behandeln fein würden; fo wollen 

T, 

a) Gemeine Soldaten und Unteroffizier in dem Verhältniß, wie fie an Perfo- 
nen ihres Standes , und folche, die weder zum Adel, noch zu Unfern Räthen 
und denfelben gleich haracterifirten Givilbeamten gehören, oder an Perfonen 
von der jetzt gedachten Klafje des Givilftandes, durch wörtliche oder thätliche 
—— ſich vergehen, mit Arreſt, Degradation, Gaſſenlaufen, auch 
mit Feſtungsarreſt oder Feltungsarbeit nach den Umſtänden und der Größe 
der Beleidigung, nachdrücklichſt beftraft werden follen. 

b) In ——— Offiziers ſoll, nachdem fie Perſonen niedrigern oder glei- 
chen oder hö Standes es ſei wie es wolle, beleidigen, auf Arreſt auf der 
song in der Garnifon, oder auf der Feftung nach dem Grad der Ber: 

chuldung erfannt werden, 

Mobei die Militairgerichte den Unterfchied zwifchen den Staabsoffizierd, Gapi« 
tains und Subalternen zwar in fofern zu beobachten haben, als das Dienftregle- 
ment und bie Kriegesgefege die Strafe des Arreftes nach dem Stand des Schuldigen 
abmefien; Jedoch muß hiervon nie Anlaß genommen werden, Staabsoffiziere, die 
ſich folcher Vergehungen fchuldig machen, mit einer gelindern Strafe, als fie ihren 
Dandlungen gemäß verdienen, zu belegen. 

4) Zu Unfern Gomverneurs und Commandanten, auch zu den Chefs und Com. 
mandeurs der Regimenter und Bataillons Unfrer Armee begen Wir das anäbdige 
Vertrauen, daß fie ihren Untergebenen in Anſehung des Betragens gegen Givilper- 
fonen mit dem beften Beifpiel vorleuchten, und dadurch Ausfchweifungen, welche 
ihre Untergebene fich erlauben möchten, möglichft verhüten werden. 
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Wenn aber wider Unfer Bermuthen Unſere Gouverneurs und Commandanten, 
aud Chefs und Commandeurs der Regimenter und Bataillons Unfrer Armee bier: 
unter ihrer Pflicht nicht eingeben? bleiben, und fich felbft beigehen laffen möchten, 
Givilperfonen niedrigern, gleichen oder höhern Standes, wörtlich oder thätlich zu 
beleidigen: So foll Uns dergleihen Vorfall unmittelbar angezeigt werden, und 
wollen Wir alsdann die. fhärffte Unterfuhung und Beftrafung des Schuldigen 


5) Die außer den Offiziere, Unteroffigierd und Gemeinen Soldaten zum Etat 
Unſerer Armee gehörigen Verſonen, fe weit fie der Militair-Jurisdiction unter. 
worfen, und in diefer Unſerer Verordnung mit begriffen find, follen in den $. 3, 

kten Fällen , mit Arreft oder Sefängniß, allenfalls auf der Feitung, auch mit 
ſſation, nad Bewandniß der Umftände, deren Erwägung die Größe ihres Ver⸗ 

‚gebens beftinnmen muß, hart beftraft werden. 

. 6) Infofern Unfere Landesgeſetze bei dergleichen Injurien-Prozeſſen dem Belei. 
biger eine Abbitte und Ghrenerflärung, zur ugthuung des Beleidigten, auferle- 
gen, follen audy Unſere Mititairgerichte bei den Erkenntniffen hierauf Rückſicht zu 
nehmen verbunden fein. 

7) Wollen Wir zwar der rechtlichen und pflichtmäßigen Prüfung Unferer Mili: 
tairgerichte die Fälle überlaffen, wo die angellagten Militairperfonen nicht ſowohl 
die Givilperfonen angegriffen, als vielmehr nur wegen der von diefen ihnen zuge 
fügten Beleidigungen, fi Genugthuung zu nehmen gefucht, und Selbftrache aus: 
geübet haben, welche unter gewiſſen Umſtaͤnden weniger ftrafbar fein kann; Niemals 
aber darf diefes zu einigem Vorwand dienen, um die Strafe, welche der Selbfträ. 
* nach den Geſetzen verwirkt bat, dieſen entgegen, ungebührlicherweiſe zu 


mildern. 

d) In jedem Fall muß die Strafe durch ein Stand» oder Kriegesgericht beſtimmt 
werben, wenn Wir nicht etwa deshalb eine Gommiffion in den $.4. erwähnten 
Vorfällen, niederzufegen gut finden möchten. 

9) Wenn die Erkenntniffe des Krieges: Gerichts auf Feftungs- Arreft oder Ar 
beit bei Gemeinen Soldaten und Unteroffiziers, bei Offiziers aber auf Arreft, es 
fet in der Garnifon oder auf der Feſtung, — find, fo muß dieſes Erkenntniß, 
nach der Berfaffung an Uns unmittelbar zur höchſten Gonfirmation eingefandt, 
und dem Bericht ein ganz richtiger Ertract ans den Acten beigelegt werben; 
dad Duplicat der Sentenz aber ift mit den Acten an Unſer General: Auditoriat 
einzufchiden, 

10) In allen übrigen Fällen, wo durch Stand. oder Kriegesgericht eine Strafe 
erfannt, oder fonft durch den abgefaßten Spruch die Sache entfchieden ift, foll die 
Sentenz mit ben Acten an Unfer Dber- Krieges: Gollegium zur Revifion eingefandt 
werden, und folget hieraus von felbft, daß dergleichen Sentenz nicht eher publiciret, 
und noch weniger vollftredt werden darf, bis Unſer rn ſolche 
nach den Acten geprüft und nach befundener Uebereinſtimmung mit den Geſetzen die 
Bekanntmachung und Ausübung verfügt haben wird. 

11) Dafern bie beleibigten Givilperfonen die durch vorgedachte Erkenntniſſe 
ihnen zuzuſprechende Genugthuung nicht hinreichend finden, oder auch die verur- 
theilten Militairperfonen die erfannte Strafe für zu bart halten, und fidy deshalb 
beſchweret erachten möchten, fo wollen Wir zwar die nad) den Gefegen ihnen zujte- 
benden Rechtsmittel nicht aufheben, allenfalls audy ihnen den Weg zu Unferm 
Thron nicht verfchränten, fondern verftatten, daß fie Ins unmittelbar ihr Gefuch 
vortragen bürfen. 

Wir erwarten aber au, daß ſich niemand beigehen laſſen wird, diefe Unſre 
Allerhöchſte Gnade durch ungegründete und nah den Gefegen nicht erlaubte Be« 
ſchwerden, mit Vorbeigehung der angeordneten Inſtanzien, zu mißbrauchen, weil 
Wir in diefem Falle ſolche muthwillige Querulanten geſetzmäßig unausbleiblich 
— laſſen werden, um das Anſehen Unſerer Militairgerichte aufrecht zu 
erhalten. 
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12) Nah diefem Unſern fo gnädigen als ernftlichen Befehl, follen ſämmtliche 
Dber: und Unter: Militairgerichte bei Unferer Armee ſich auf das genauefte richten, 
und müjfen Unfere Gouverneurs und Gommandanten, fo wie die Chefs und Com: 
mandeurs der Regimenter und Bataillons Unfere vorftehende Willensmeinung ihren 
Untergebenen verfaſſungemäßig befannt machen. Wir tragen auch hierdurch Unfe 
rem Öber. Krieges. Gollegio auf, pflihtmäßig dabin zu ſehen, daß diefer Unſrer 
Verordnung von ſämmtlichen Militairgerichten pünktlich nachgelebet werde, wozu 
Wir ebenfalls Unfer General. Anditoriat, in deffelben Gefchäfrekreis hiermit an. 
weifen. N. C. C. T. VIII. S. 2197. Nr. 54. de 1788. 


2) a) Bescript ». 6. Juli 1816., daft Gendd’armen rückſichtlich ber wiber fie verüb 
ten Injurien ald Militairperfonen zu betrachten find. zu her dh 


Mittelft einer von dem Ober-Brigadier der Dftpreufifhen Gensb’armerie, Dbrifl, 
Lientenant von N., in der Denunciationsfache des Gensd’armerie: Unteroffiziers N., 
wider den Bürger N. zu. N. bier angebrachren Beichwerde, ift die Reſolution, welche 
das Königl. Ditpreuß. Tribunal auf das Milderungsgefuh des N, abgefaßt hat, zur 
Kenntniß des Juſtiz-Miniſters gekommen. In diefer Nefolution it angenomtinen 
worden, daf die Gensd’armen bei Beurtheilung der wider fie verübten Injurien wicht 
als Militairperfonen angeiehen und die Strafe des Beleidigers nicht. nach -den bei 
den Injurien zwiſchen Militair« und Eivilperfonen feititehenden Grundſätzen beftimmt 
werden fonnen, Der $. 20. des Anhangs zur U. G. O. fchreibt aber ausdrücklich 
vor, daß die in Abficht des Gerichtsſtandes der Milisairperfonen eriheilten Borfchrif: 
ten aud auf die Gensd’armerie Anwendung finden. Hiernach muß die Gensd’armerie 
aud in Rückſicht aller übrigen rechtlihen Verhältniſſe als ein militairifches Corps, 
und die wider Mitglieder derfelben, verübten Injurien müffen als ſolche angefehen 
werben, welche Militairperfonen zugefügt worden find. 

Der Juſtizminiſter erwartet, daß das Collegium in Tünftigen, ähnlichen, Fällen auf 
diefe gefeglichen Vorſchriften gehörig Nüdfiht nehmen werde, * 

v. K. J. B. 8. S. 24. 
b) Verordnung ».30.Dechr, 1820., über die Organifation ber Gensb’armerie, 
Ertract 


$. 14. Jedermann ift ſchuldig, mit Vorbehalt der nachher zu führenden Be 
ſchwerde, ben Aufforderungen und Anordnungen der Gend’armen fofort unbedingte 
Folge zu leiften, und flebt die Gend’armerie überhaupt, fo wie jeder einzelne zu der» 
felben gehörige Offizier, Wachtmeiſter und Gend’arme, der. im Dienfte iſt, ſowohl in 
diefer Rückſicht als infonderbeit au in Beziehung auf Unverletzbarkeit und. auf 
Veltrafung der ihr widerfahrenen Widerfeglichkeit und Beleidigungen. zu Jeder: 
mann, und namentlich auch zu aflen Militairperforten jeden Grades, in dem Ber: 
bältniffe des fommandirten Militairs und der Schildwachen, und ift um feinen 
Anordnungen Folge zu verfhaffen, nach näherer Anleitung der Dienftinfiruktion 
6.28, befugt, fich feiner Waffen zu bedienen. 


Jede über das Verfahren eines Gend’armen angebrachte Beſchwerde, fol dage⸗ 
gen auch auf das genauefte fchleunig unterfucht, und, wenn fie gegründet befunden, 
der Schuldige nach gefeplicher Strenge beftraft werden. Webrigens bat die Gen 
d’armerie bei Ausrichtung ihres Dienftes überhaupt und namentlich in Bezug auf 
den öffentliben Glauben ihrer amtlichen Anzeigen und Berichte die Rechte der 
übrigen öffentlihen Beamten, G. S. de 1821. ©. 1. 


3) Wegen des Verfahrens bei wechfelfeitigen Snjurien zwifchen Militairs und Eivilper 
fonen ; f. 8.79. ber Er. O. 


4) a) Rescripte v.19. Mai u. 15. Juli 1799,, 4. Juni 1801. 1. O. ©. v.9.Rovbr. 
1801. und 6.Jan. 1837,, betr, die Nichtanwendbarkeit der Circularveroerdnung 
».30, Deebr. 1798. auf Injurienfachen zwifchen Militair: und Eivilperfonen. 

Es hat fih der Fall ereignet, daß die in einer Injurienfahe zwiſchen Militair- 
und Eivil-Perfonen den letziern in erfter Inftanz zuerfannte Gefängnißitrafe im der 
zweiten Inſtanz dahin geändert worden, daß dem Verklagten, in Gefolge des $. 19. 
Abſchn. d. des Eirculars vom 30. Dechr, a. pr. die Wahl zu laffen, ſtatt des Gefäng- 
niffes eine beftimmte Geldftrafe zu erlegen. Auf die deshalb Unſerer höchſten Perfon 
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e Anzeige haben Wir indeffen zu äußern gerubt, wie Geldſtrafe dem beleidig- 
— wi pulse Genugtbuung gewahre, da jeder Offizier, der wegen 
Beleidigungen des Bürgerftandes beſtraft wird, Wacht- oder Feftungsarreft erdulden 
muß, mithin es für den Militairſtand, dem Ehre die Stelle aller Gludsgüter ver⸗ 
grist, außerſt erniedrigend fein würde, daß derjenige, der Geld befigt, einen Vorzug 
vor der, der Geſundheit und Leben dem Staate opfert, genießen, umd feine Berges 
bungen mit Gelde abbüßen fonne. Zugleich haben Wir diefem gemäß Hochſtſelbſt be: 
fohlen;: daß im dem erwähnten Fade dem Beflagien in Abficht der Strafe feine Wahl 
zu laſſen, jondern die erfaunte Gefängnißſtrafe ſtatt finden müſſe. 

Wir machen Euch dieſes hierdurch bekannt, um Euch in judicando nad). diefer al 
lerhoͤchſten Willensmeinung gemeffenft zu achten. Sind ꝛc. 

Berlin, den 19, Mai 1799. 

_N.C.C.T.X S. 2397. Nr. 22. de 1799. und Amelangs Ardiv B.2. ©. 259, 
Auf Eure Anfrage vom 4. d., wegen ber in Injurienſachen zwifchen Militair- 
und Givil: Perfonen ftatt findenden Strafen,. wollen Wir Guch bierdurd zu erfennen 

eben, wie das Nefer, vom 19, Maid. J. nach deſſen deutlihem Inhalte nur die Ab» 
hr gehabt hat, -die Mißdeutung zu verbüten, als ob der $. 19. Seet. 4. des Eircm 
lars vom 30, Dechr. v. J. auch auf Injutien Anwendung finde, bei welhen Mil, 
tairperfonen als Beleidigre concurriren. In diefem Fall ſoll weder alternative nach 
des Schuldigen Wahl auf Gefangnik« oder: &elditrafe erkannt, noch wenn der erſte 
Richter auf Gefängnißftrafe erkannt hat in zweiter rg eine ſolche Wahl nachge⸗ 
lafien werden. „Außerdem iſt durch das Reſer. vom 19, Mai d. J. in den fubfiftiren« 
den. geſetzlichen Vorſchriften nichts geändert,. und da es folhergeitalt feiner Anfrage 
bedurft hätte, fo kann noch weniger eine befondere von Such angerragenermaßen zur 

allgemeinen Kenntniß zu dringende Declararion abgefaßt werden. Sind ıc, 

egeben Berlin, den 15. Juli 1799. 

Amelangs Arhiv B.2, ©. 260. und Stengels Beitr. B. 8. S. 205, 


Aus den beiliegenden Abfchriften des Schreibens des General:Auditoriars an den 
Groftanzler vom 16. Mai d. 3. und beffen Beilage geben Wir Euch zu erfehen, 
welche Bejchwerden die Gouvernements , Gerichte uber Euer Verfahren in der Inju— 
rienfache der Ehefrau des Invaliden Streiber wider die verehelihte Wichmann ges 
führe haben, und wohin vom General. Auditpriat angetragen worden. Hierdurch 
werden Wir veranlaft, Euch die Anweifung zu ertheilen, den bereits ergangenen 
Declarationen gemäß künftig in Imjurienjahen zwiſchen Militair» und Givilperjonen, 
ohne Nückficht anf die in Sachen diefer Art nicht anmendbaren Verordnung vom 
30, December 1798, nr die Vorfchriften der Verordnung vom 17. Juli 1788 
und des A. L. R. zum Grunde zu legen. ꝛc. Berlin, am 4. Juni 1801. 

Stengels Beitr, B. 13, ©. 171, 


Seine Könial. Majeftät von Preußen ıc. haben aus der vom 1, Civil: Senat 
Allerhöchſtdero Südpreußiichen Regierung zu Polen, im fiscaliihen Unterfuhungs« 
fahen wider den Johann Nepomucen von Kivilefi ergangenen Sentenz, welche 
nebſt der Sentenz erfter Juftanz vom Generalmajor v. Brüfewig eingereicht worden 
ift, mit Befremden erfeben, daß die dem zc. Kivileki in erfter Inftanz zuerfannte 
Strafe eines viermonatlichen Feltungs. Arreftes dahin gemildert worden, daß er 
nur mit 100 Rthlr. Geldbufe und den Unterſuchungs-Koſten zu belegen. Diefe 
Strafe ift dem Vergeben nicht angemeffen, indem eine Geldftrafe, wie es in der 
Gentenz erfter Inſtanz ſehr richtig heißt, fein binlänglicher Erſatz für die einer im 
Dienft begriffenen Dilitair: Verfon jugefügten Injurie fein kann; e8 hätte vielmehr 
darauf, daß der ıc. v. Kivilefkein vermögender Mann ift, und die Geldbuße faft gar 
nicht ald Strafe empfindet, Rüdficht genommen, und auf Leibesftrafe erfannt wer⸗ 
den follen. Allerböchftdiefelben wollen zwar die Sentenz des zweiten Senats in 

egenwärtigem Falle, weder abändern noch fchärfen; haben indeß, der ähnlichen 
älle wegen, die etwa künftig eintreten können, für nötbig erachtet, Allerhöchſtdero 
Südpreusifchen Regierung zu Pofen diefe Weilung zu geben, damit das Anfeben 
des Militair: Standes überhaupt, befonders aber einer Wacht durch fhädliche Ges 
lindigkeit nicht aefäbrdet werde, Potsdam, den 9. November 1801. 
N. C. C. T. XI. S. 615. No. 64. de 1801. und Stengels Beitr. B. 15. ©. 90. 


Dem (Tit.) wird auf den Bericht in der fiscalifchen Unterfuhung wider den 
Forftcandidaten v. ©. bei Rüdfendung der Acten und des Erkenntniffes 2. Ius 
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Foro militari, oder etwa, weil fie dem Manne oder Vater nicht in Garniſon gefolgt 
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Stanz hierdurch eröffnet, daß der Juftizminifter die in diefem Erkenntniffe von dem 
— — des Kammergerichts befolgten Grundſätze nicht mißbilli— 
gen kann. 

Die dem Circular-Reſct. vom 19. Mai 1799, zum Grunde liegende Allerh. 
C. O. vom 23. April ejd. hat nur den Fall vor Augen, wenn ein Offizier von ei- 
nem zum höhern Bürgerftande gehörenden Giviliften wörtlich beleidigt, nach den 
Vorſchriften des A.L. R. daher gegen den Beleidiger auf Freibeitsftrafe zu erfen- 
nen gewefen, gleichwohl aber von den Richtern in Gemäßheit der damals erft kürz 
lich erſchienenen Girc.:Berordn. vom 30. December 1798. $. 19. dem BBeleidiger 
die Wahl zwifchen diefer Freiheits⸗ und einer Beldftrafe gelaffen worden ift. Dies 
letztere ift nur in der gedachten Allerb. C. D. gemißbilligt, und deshalb find die Ge— 
richte auch in der Girc. Verfügung vom 19. Mat 1799, nur angewielen worden, 
den $. 19. der Girc.»VBerordn. vom 30. December 1798, bei Beleidigungen, welche 
von Eivil: gegen Militairperfonen verübt find, nicht anzumenden. 

Dagegen läßt es fih, mie aud dem Königl. Kammergericht auf feine Anfrage 
vom 7. Juli 1799. in dem Reſcr. vom 15. ejd. bereits eröffnet worden ift, nicht 
füglich annehmen, daß die Abſicht der Allerh. C. O. vom 23. April 1799. außerdem 
dahin gegangen fei, auch die Vorfchriften des A. L. R. abzuändern, welches in Fäl— 
Ten, wo Injurien von Perſonen höheren Standes gegen Verfonen geringeren Stan- 


des verübt find ($$. 610. 617. 628, 11. 20. A,2.R.) principaliter Geldftrafe an. 


drohet, ohne jedoch den Beleidigern die Wahl zwifchen diefer letztern und der Frei: 
beitöftrafe freizuftellen. Diefe Iandrechtlichen Borfchriften können, der Natur der 
Sache nach, niemals bei Beleidigungen, die gegen einen Offizier verübt find, zur 
Anwendung fommen, vielmehr nur da Plap greifen, wo Militairperfonen geringe 
ren Ranges von einem Giviliften höheren Standes beleidigt find. Einen Fall der 
letztern Art, wie bier in der Unterfuchungsfache wider v. ©. vorliegt, hat die mehr. 
gedachte C. D. nicht vor Augen gehabt. 

Berlin, den 6. Januar: 1837. Act bes Juſtijm. Gen. M. No. 11. Vol. I. 


b) Bescript v.29. Januar 1795., betr. die Beftrafung ber mittelbaren Injw 
rien gegen Militairperfonen. 

Auf Eure Anfrage vom 24, Novbr, v, J., in Sachen des Feuerwerfers Som 
merkorn, wider den Halbbierfhenker, Caspar, ertheilen Wir Euch zum Beſcheide: daß 
es bei der Erklärung des Vaters der Klägerinnen, wie er für feine eigne Perfon 
nicht Magen wolle, folglich dur die feinen Töchtern zugefügten Injurien ſich nicht 
beleidigt halte, gar feinem Bedenken unterworfen ift, daß Ihr in den des Endes 
bierbei zurücdfommenden Akten das Erkenntniß ſelbſt abzufaffen und zu eröffnen habt, 

Wie Ihr felbft ganz recht anführt, fo hat die Verordnung des $.14. des Ediets 
vom 17, Juli 1788 nur darin ihren Grund, daß wegen des befondern Verhältniſſes 
Injurien gegen Militairperfonen mit mehrerer Strenge behandelt werden müffen. 

Diefer Grund fällt aber gang weg, wenn bie Injurie einer Militairperfon nicht 
unmittelbar, fondern nur ihrer Familie begegnet iſt, und fie die mittelbare Inju— 
tie nicht rügen will, 

Daraus folgt aber zugleich, daf die Verordnung des 8.13 und 14, jenes Ediets 
auch bei Injurien gegen die Ehefrauen oder Kinder ꝛc. einer Meilitairperfon Anwen 
dung findet, wenn die Militairperfon felbft mittelbar dadurch beleidigt worden, und 
auf die ihr deshalb gebührende Genugthuung Feine Verzicht geleiiter hat, weil alsdann 
immer eine, wenn gleih nur mittelbare Beleidigung, ‚einer Militairperfon zu rigen 
ift, wobei der Grund des Gefeges eben fo gut als bei unmittelbaren Injurien ein 
treten, und es alsdann feinen Unterſchied machen fan, ob Frau und Kinder dem 


find, oder fih als Geſinde bei Eivilperfonen vermierhet haben, dem foro civili un: 
terworfen find. Stengels Beitr.B. J. ©. 61, 


Von Injurien gegen Wachen, 
8.646. Die nach $. 643. 644. verwirkte Strafe der Injurien wird ver- 
doppelt, wenn sie einer im Dienste begriffenen Militairperson zuge. 
fügt worden. 
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8.647. Ist damit eine thätliche Widersetzung gegen die Wache ver- 
bunden gewesen: so soll wider den Verbrecher, ausser der näch’$. 646. 
verwirkten, auch nach Beschaffenheit der Umstände, die $. 158. oder 
$. 166-173. verordnete Strafe verhängt werden. 


8.648. Wenn Militairpersonen sich den Wachen widersetzen: so 
werden sie nach näherer Bestimmung der Kriegsartikel bestraft. 


(Bergl. Kriegsartikel 1 0 


1) O. ©. vom 25. October 1835,, wegen Auwendung ber vorbemerften $$. in ber 
Rheinprovins. 


Da Widerfegungen gegen die Wachen und Beleidigungen der im Dienfte be 
griffenen Militairperfonen zu den Handlungen gehören, durch welche die öffentliche 
Drdnung geftört wird, fo hätte es fich von felbit verftanden, daß Meine Erlaffe 
von 6. März 1821 und 2. Aug. 1834 auch auf die in den $$- 646— 648. Tır. 20. 
hl. II. de8 A. 2. R. in der Lehre von Injurien abgebandelten Vergebungen in der 
Rheinprovinz zur Anwendung fommen. Da jedoch nach Ihrem Berichte vom 10, 
d. M. ein Rheiniſches Gericht Bedenken bierüber erregt hat, fo will Ich, auf Jhren 
Antrag; zur Belehrung der dortigen Gerichte hierdurch noch befonders erfiären, daß 
auch in den Fällen der $$. 646—648, Tit. 20. Thl. II, des A. L. R. nach den Vor: 
fchriften defjelben erfannt, und bei der Unterfuhung nach den Beltimmungen der 
Gr. O. vom 11. Dechr. 1805 verfahren werden fol. G. ©. ©. 227. 


2) @) Wegen Beftrafung ber den Gensb’armen im Dienfte augefügten Beleidigungen 
f. Verordnung v. 30, Deebr. 1820, zu $. 645, dieſ. Tit unter Mr, 2, 
b) Rescripte v. 31. Decbr. 1811. u, 25.Rovbr, 1815,, betr. die Beftrafung der 
Sinjurien gegen Bürgerwachen. 
Dem (Tit.) wird ꝛc. befannt gemacht 1c. | 
In der deshalb am den Chef der Juſtiz erlaffenen Allerh. C. O. ift zugleich die 
in dem ergangenen Erkenntniſſe enthaltene Behauptung, daß die biefige Bürgergarde 
von Sr. Majeftät als ein befonderes Militaircorps betätigt worden, für ünrichtig 
erklärt, und dabei geäußert worden, daß die Bürgergarbe nad ihrer Beitimmung nur 
als eine auf den Stadtbezirk beſchränkte Bürgermahe zur Aufrechthaltung  polizeili« 
der Ordnung zu betrachten, wogegen es in Ruͤckſicht der Strafbarkeit allerdings kei— 
nen Unterfhied Irgründe, ob Beleidigungen und Widerfeglichkeiten gegen wirkliches 
Militair oder gegen die im Dienite begriffenen Bürgergarden begangen werden. Hier 
nach hat fih das Kollegium künftig zu achten. Berlin, den 31. Dechr. 1811. 
Yet. d. Zuftism, C, 2418, 


Der Zuftig-Minifter tritt auf den Bericht des Criminal: Senats der Königl, 
D. 2. Ger. Commif. vom 14. d. M., wegen Anwendung der $$. 646, 643, und 
644. Thl. U: Tit. 20. des U. 2, N. auf Bürgerwahen, der Meinung derjenigen 
Mitglieder des Collegii bei, welhe annehmen: 

daß die, einer aus Mitgliedern einer Bürger-Compagnie beftchenden Wache zus 
gefügten Injurien eben fo beftraft werden müffen, als diejenigen, welde einer 
Militairwache zugefügt werden. Zu 

Wenn die Bürger-Compagnien die Stelle des Militairs vertreten, und der Zweck 

ihres Dienftes erreicht werden foll: fo müffen fie, eben fo wie dag Militair ſelbſt, 
egen alle Beleidigungen fräftigft gefhügt werden, und es hat um fo weniger Beden- 
n, fie dem legtern in diefer Ruckſicht gleich zu Nelien, als fie bei ihren Dienftver: 
gehungen gleich dem Militair nad) den Kriegsartifeln gerichtet werden. 

Berlin, den 25, Novbr. 1815, v. K. J. 8.6, ©, 194, 

Wann der Richter von Amtswegen zu verfahren habe, 

$. 649. Leichte Verbal- und symbolische ‚Injurien ist der Richter 

von Amts wegen zu rügen, nieht schuldig. F 


S. 650. Auch schwere Injurien dieser Art dürfen nur alsdann von 
Amts wegen gerügt und bestraft werden, wenn sie an einem öffentli- 
chen Orte, oder bei einer feierlichen Gelegenheit vorgefallen sind. 


Mannkopff Allg. Landrecht VL. 31 
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8.651. Ein gleiches gilt von geringen Realinjurien $. 649. 650., wel- 
ehe unter Leuten vom Bauer- oder gemeinen Bürgerstande verübt 
worden. 


8.652. Auch bedarf es des richterlichen Amtes nicht, wenn derglei- 
chen geringe Realinjurien zwischen Eheleuten, Aeltern und Kindern, 
Lehrern und Schülern, Dienstherrschaften und Gesinde vorgefallen 
sind. 


8.653. Andere Realinjurien hingegen muss der Richter von Amts 
wegen untersuchen und bestrafen. 


1) Bergl. 8. 216, des Anh. zur A. S. O. 1.34, 8.11. entnommen aus $, 1, bes Ubfchn. IV. 
ber Eirf. Berorbn, v, 30, Decbr, 1798, 


2) BRescript vom 13. Oetbr. 1814, betr. bie Frage: weldhe Berwunbungen bie Einleis 
tung einer fiöcalifchen Unterfuchung begründen; f. zu 8. 640, dieſ. Tit. 


8. 654. Einem Jeden, der zum höhern Bürger- oder zum Adel- oder 
Militairstande gehört, steht frei, wenn er keine Injurienklage anstellen 
will, die ihm von einem Andern widerfahrene Ehrenkränkung nebst 
den Beweismitteln über die Thatsache, dem Richter bloss zur Untersu- 
chung anzuzeigen. 


8.655. Der Richter muss alsdann, wenn er die Sache dazu angethan 
findet, die Untersuchung von Amts wegen verfügen, und über die 
Strafe des Beleidigers erkennen. 


8. 656. Der Beleidigte hingegen, welcher nicht selbst hat klagen wol- 
len, kann keine Privatgenugthuung fordern. 


1) Die Brivatgenugthutng ift aufgehoben; f. au 8. 606, bief. Tit. 


2) a) C.©.v. 9, Febr. 1836, betr. die fortdauernde Gültigkeit bed 8. 654. bief. Tit. 


Auf den Bericht und nach dem Antrage des Staatsminifteriums beftimme Ich 
biermit: daß der $. 654. Zit. 20. Thl. II. des A. L. R. durch die Beſtimmungen des 
6.216. des Anhangs zur A. G. D. nicht als aufgehoben zu betrachten ift, und mit« 
bin zur Anwendung gebracht werden foll. G. ©. ©. 164. 


b) Rescript vom 7. Zuli 1837,, bett. die Richtanwendung des 8.654, IL 20, bes 
B.L.R. auf Perfonen des mittleren Bürgerftandes. 

Em. ꝛc. Anficht in dem Bericht vom 30, v. M. tritt der Zuftigminifter ohne Bes 

benfen dahin bei: 

daß Perſonen des mittleren Bürgerſtandes auf die im $. 654. Tit. 20. 

Thl. II. des UL. N. dem höhern Bürgeritande beigelegte Befugniß, die zu— 

gefügten Ehrenkränkungen im Wege einer Denunciation zu verfolgen, feinen 

nſpruch haben, et, des Juſtizm. Gen. L No,..21. Vol. Ill. Fol. 115. 


ec) Besecript v. 13. Auguft 1798., daß die Beftimmung des $. 654. dieſ. Tit. jedem 
Offizier, welcher wegen Injurien klagen will, befannt au machen fei. 


Da fim öfters Fälle ereignen, daß Offiziers, die mit der Verordnung des A. L. R. 
Thl. I. Tit. 20. $. 654. nicht bekannt find, mach welcher ihnen die Wahl_zuftebet, 
ob fie gegen Perfonen gemeinen Standes, von welden fie beleidigt worden, Injurien— 
Hagen anitellen, oder ob fie die ihnen widerfahrene Ehrenfranfung yebit den Beweismitteln 
über die Tharfachen den Gerichten bloß zur Unterfuhung anzeigen wollen, fo machen 
Wir es Guc hierdurch zur Pflicht, den Dffisieren, welche wegen der ihnen zugefügten 
Beleidigung Injurienflage erheben, die obige gefepliche Vorſchrift und deren Wirkung 
jederzeit befannt zu machen, da fie denn, wenn fie auf Anftellung einer Injurienflage 
beftehen, fich es felbft beizumeflen haben, wenn fie durch dem micht wieder zu erhalten: 
den Koſtenvorſchuß Schaden leiden. Sind ıc. 

Amel, Arh. B. 2. ©. 164, und Stengels Beitr. B. 7. ©. 316. 


(aufgen. in $. 234, bes Anh, zur A. G. O.) 
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3) a) C. ©. v.5.Decbr.1835., betr, die Anwendbarkeit des fiscalifchen Interfuchungss« 
verfabrend wegen Beleidigungen gegen Beamte niedern Ranges in Uusübung ihres Amtes. 
Die nah Ihrem und des Miniftere der geiftlichen Angelegenbeiten Berichte 
vom 14. v. M. von einigen Gerichtsbehörden feftgebaltene, aus dem $. 216, des 
Anbangs zur A. G. O. bergeleitete Anficht, daß die den Beamten niedern Ranges 
bei Ausübung ıbres Amtes oder in Beziehung auf daffelbe zugefügten Beleidiquns 
gen nur im Wege einer gewöhnlichen Injurienklage gerügt werden können, ift dem 
Geſetz entgegen, und die Beſtimmung in dem angeführten $. 216. giebt zu diefer 
irrthümlichen Auslegung feinen Anlaß, da fie nur von gewöhnlichen Injurien 
fpricht, ohne der im Amte zugefügten Beleidigungen zu gedenken, wogegen das Ge: 
feg ım $. 209. Tit. 20. Thl. 11. des A. L. R. ausdrüdlih auch die Beichimpfungen 
der Unterbedienten des Staats in ihrem Amte zu den Verbrechen zählt. Diele find, 
infofern fie nur zu den geringern Verbrechen gebören, jederzeit nach der Vorſchrift 
der Prozeßordnung Tit. 35. $. 34. Ar. 1. im Wege der fisfaliichen Unterfuhung zu 
rügen, und es muß, aus den im Berichte vom 14. v. M. angeführten Gründen, 
bierbei belaffen werden. Es bedarf aber hierüber feiner neuen gefeglicen Beſtim. 
mung, vielmehr haben Sie nur die Gerichte au belehren, welches durch die Bekannt: 
machung Meiner Order durch die ©. ©. geſchehen kann. G. S. ©. 293, 


b) Bescriptev. 20. Zuniund 15. Yuguft 1812., betr. die Anwendbarkeit bes fidcas 
liſchen Unterfuchungsdverfahrend wegen ber den ftäbtifchen Bezirkövorftchern im Amte zuge⸗ 
fügten Beleidigungen. 

Dem biefigen Königl, Stadtgerichte wird aus der abfchriftlihen Anlage mit meh— 
rerem zu erjehen gegeben, was der hiefige Magiftrat, wegen der zwifchen demfelben 
und dem zuerit genannten Collegio, in Berreff der Rüge und Beftrafung der den 
Bezirksvorfiehern bei der Ausubung ihrer Umtsobliegenheiten zugefügten Beleidigun: 
gen, obwaltenden Verſchiedenheit der Meinungen vorgeitellt und geberen hat. Es 
wird dem Konigl. Stadtgerichre darauf eröffner, daß die Bezirfsvorftieher nah dem 
ihnen übertragenen Amte als Staatsdiener und als zum höhern Bürgerftande gehörig 
anzufehen find. 

Es muß daher die Vorſchrift des $. 654. Tit. 20, Thl. TE des U. 2. R. auf fie 
angewender werden, und die von dem Bezirksvorſteher H. angezeigte, ihm widerfahrene 
Beleidigung eignet fih mirhin zur Eröffnung einer Unterfuhung wider die Beleidiger, 

Das Kollegium hat dieferhalb das Erforderliche zu verfügen. 

Berlin, den 20. Juni 1812, v. K. J. B. 1. S. 65. 


Das Königl. Stadtgericht iſt nach dem Berichte vom 7. d. M. fortwährend der 
Meinung, daß die Bezirfsvorftcher nicht zu denjenigen Perfonen zu rechnen, die im 
Einne der Eircular» Verordnung vom 30, Dechr. 1798 auf eine vorzüglide Achtung 
Anſpruch zu machen, berechriger find, und daß daher bei den ihnen mwiderfahrenen Bes 
leidigungen eine Unterfuchung von Amtswegen nicht Statt finde. Der Chef der Ju— 
ſtiz muß jedoch bei feiner frübern geäußerten enrgegengefegten Meinung verbleiben. 
Tem Worte: „Nang” wird von dem Königl. Stadrgerichte offenbar eine zu einge 
ſchränkte und mwillfuhrlihe Bedeutung beigelegt, wenn daffelbe unter Perjonen, melde 
durch ihren Rang eine vorzugliche Achtung zu fordern berechtiger find, von allen Eivil- 
Dfficionten nur König. Räthe verfichet. uch andere Perfonen, die der Staat be 
fonders geehrt wilfen will, und die, wenn fie unverfchuldet Beleidigungen erfahren, 
an der öffentlihen Achtung, die zur Ausübung ihres Amts nothwendig iſt, verlieren 
müffen, wenn ihnen gleich fein befonderer bürgerlicher Nang zugetheilt worden, doc 
zu denen gezäblt werden, melde eine befondere Achtung zu fordern berechtigt, und 
aus diejem Grunde nicht verbunden, find, die grobe Verlegung diefer Achtung in Wege 
eines Injurien-Prozeſſes zu verfolgen. Vielmehr it bei Erhaltung ihres Anſehens 
und ihrer Umnbefcholtenbeit der Staat felbft fo fehr interefürt, dah ihm nothwendig 
daran gelegen fein muß, grobe, gegen folhe Perfonen verübte Beleidigungen, micht 
ungerügt zu laffen. Die Bezirfsvorfteher ftehen nah der jesigen ſtädtiſchen Ber« 
fafjung mir dem Publico in der mannigfaltigitien Verbindung; ohne die befondere 
Achtung ihrer Mirburger wird die Ausübung ihres Amtes zu einer drücdenden Laſt, 
und wenn fie fogar wegen diefer Amtefuhrung gefränft und beleidiget werden, fo ha— 
ben fie unfireitig mehr, als andere öffentlihe Perfonen, auf den Schu des Staats 
Anspruch. Die Vergleihung, welche in dem Berichte zwiſchen einigen Arten Königl. 
Dfficianten und den Bezirksvorftehern gemacht wird, it deshalb nicht pafiend, weil 
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die gedachten Königl. Dffieianten nicht in dem Grade, als die Bezirfsvoriicher, bei | 


ihren Amtshandlungen der öffentlichen Achtung bedürfen. F 
Siernach bat es bei der erlaſſenen Verfügung, welche im allen ähnlichen Fallen 


ebenfalls anzuwenden ift, ſein Bewenden. Uebrigens-bleibs die Beautwortung der Frage: 
ob eine Beleidigung einem Beamten in oder bei Ausübung des Anus zuge ' 


fügt worden? 
der richterlihen Beurtheilung in jedem einzelnen Falle überlaffen. 
„ Berlin, den 15. Auguſt 1812, v. K. J. B. 1. ©. 248. 
Von Remission der Injurien. 

$. 657. In ällen Fällen, wo der Richter von Amts wegen verfahren 
muss. wird die Strafe des Beleidigers dadurch, dass der Beleidigte sich 
der Privatgenugthuung begeben hat, nicht aufgehoben. 

8.658. Hingegen kann für die einmal ausdrücklich oder stillschwei- 

gend erlassene Beleidigung, keine Privatgenugthuung mehr gefordert 
werden. 
S. 659. Die Privatgenugthuung ist nur alsdann für stillschweigend er- 
lassen- anzusehen, wenn der Beleidigte die Injurie, ungeachtet sie und 
deren Urheber ihm .bekannt gewesen, innerhalb dreier Monate nicht 
gerügt hat. 

8.660. Doch ist auch alsdann das Recht des Beleidigten zum eigent- 
lichen Schadensersatze noch nicht erloschen. 


’ 1) Bescripteo. 11. Yuguft 1810, und 13, Oetbr. 1812., betr. Die Verjährung ber In: 
jurien, 

Auf Eure Anfrage vom 10, Maid. J., wegen Beitimmung der Verjährungsfrif 
in Hinficht der offentlichen Genugthuung bei Injurien, deren Rüge dem Richter nicht 
von Auugwegen obliegt, geben Wir Euch biermit folgendes zu erkennen, 

Das A. L. R. verordnet Thl. U. Tit. XX. $, 657. — 659., daß die Strafe der Im: 


jurien, welche der Richter von Amtswegen zu unterfuchen hat, aledann für wegfallend 


u achten fei, wenn der Beleidigte die Injurie, ungeachtet fie und ihr Urheber ihm 
font war, innerhalb drei Monaten nicht gerügt har, und hiermit ſtimmen auch die 
Gircularverorduung vom 30, Decbr. 1798, Abſchnitt 4. $. 13, und das Reſcript des 
—— vom 13 Ocibr. 1800 (im Neuen Archiv der Geſetzgebung B. J. ©. 
70.) uberem. j 
Diefe auf eine befondere Art von Vergehungen, nämlich Injurien, welche von 
Amiswegen nicht zu rügen find, ſich beziehende Borfchrift ift (als lex — durch 
die allgemeine Feſtſetzung der Criminal-Gerichtsordnung $. 602. (als lex generalis) 
nicht aufgehoben, und daher ift die Meinung ‚derjenigen Mitglieder Eures Cokegii 
gegründet, welde annehmen, dat bei Injurien, die der Nichter nicht von Amtswegen 
zu rigen ſchuldig iſt, die öffentliche Genugthuung eben fo wie die Privataenugıhuung 
erlöfche, wenn der Beleidigte binnen drei Monaten, nachdem ibm die Injurie umd 
deren Urheber befannt geworden ift, die Rüge nicht angebradht hat. Sind ıc. 
Berlin, den 11, Auguft 1810, Hoffmanns Repertorium Thl. 2. ©. 315. 
Dem Konigl. D. 2. Ger. zu Stettin wird auf die mittelt Berichts vom 19. v. M. 
gen Anfrage, wegen der Berjährungsfriit der Injurienflagen, hiermit zum Be: 
eid ertbeilt, dak, da durch den Königl. Befehl vom 1. Febr. 1811 fo wenig in Ab: 


ſicht des Verfahrens bei Injurienfacher, als in Abficht der dabei jtartfindenden Ber: 


jährung eine Abänderung der bisherigen geſetzlichen Vorſchriften erfolgt ift, und 
die fpecielle Dispofirion des A.L. R. Thl. I. Tit. 20. $. 659 die Anwendung der in 
dem 8.601. der Er. D. enthaltenen ohnehin bloß auf eigentliche im Wege einer 


, Unterfuhung auszumittelnde Bergehungen fich besiehenden Vorſchrift ausfhlieft, es 


dabei,. das im allen Fallen, im welchen die Injurie nicht von Amts wegen zn rügen 
ift, die Klage binnen drei Monaten verjähre, fein VBerbleiben bat. ... 
Berlin, den 13. Det. 1812, v. K. J. 8.1 ©. 270, 
2) a) C.©.». 28. Auguſt 1833,, betr. ben Erlafj der Iniurien, und bie Verjährung 
berfelben. 
Auf den Antrag des Zuftizminifters Mühler verordne Ich biermit in Grweite: 
zung des $. 227. des Anhangs zur A. G. O. daß, wenn bei Beleidigungen unter 
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Privatperfonen der Kläger feine Injurienklage, oder, bei eröffneter fiskaliſcher Un. 
terfuchung, auf welche der erwähnte $. auch anzumenden ift, feine Denunziation 
bis zur Bollftrefung des Urtels zurüdnimmt, oder, wenn beide Theile ſich 
bis dahin verfühnen, das gerichtliche Verfahren aufgehoben und die Alten: Repo« 
fition verfügt werden fol. Sind jedoch öffentliche Behörden oder Beamte beleidis 
get worden, fo konn die Zurüdnahme der Klage oder der erfolgten Anzeige zur 
Unterſuchung und Beftrafung, fo wie der Erlaß der erfannten Strafe, nur mit 
Genehmigung der den Beleidigten vorgefegten Dienftbebörde geſchehen. Die Ge- 
richtsfoften find, wenn ſchon ein Ürtel ergangen ift, lediglich nach den Feſtſetzungen 
deffelben von den Parteien einzuziehen. Gleichzeitig fege Ich zum $. 659, Zit. XX. 
P. II. A.L. R. feft, daß, wenn wechielfeitige Injurien ftattgefunden haben, die inner: 
balb dreier Monate erfolgte Anftellung des Klage von Seiten des einen Zheils 
ugleich eine Unterbrechung der Verjährung für den andern Theil zur rechtlichen 
Folge haben fol, | en | G. S. S. 95. 


»b) O. O. ». 20. Deebr. 1834., betr, die Verzichtleiſtung auf Beſtrafung in Injurien: 
ſachen, namentlich in ſolchen, bei welchen Militairperfonen oder Beamte verwickelt find, 
Auf den Bericht und nad) dem Antrage des Staats: Minifterii vom 22. v. M. 
beftimme Ich biermit für den ganzen Umfang der Monardie, daß das gerichtliche 
Verfahren, welches wegen folcher Beleidigungen, die dem Beleidigten ohne ſchwere 
förperliche Verlegung zugefügt find,- eingeleitet worden ift, in allen Fällen aufgeho⸗ 
ben werben ſoll, ſobald ber Beleidigte auf die Beſtrafung des Beleidigers verjzichtet, 
welches bis zur Vollſtreckung des Strafurtheils ſtatt finden darf. Oeffentliche Be— 
hörden oder Beamte jedoch, welche bei Ausübung ihres Amtes oder in Beriehung 
auf daffelbe beleidiget find, dürfen nur mit Genehmigung ihrer vorgefegten Dienft: 
behörde Verzicht leiſten. Auch wenn Militairperfonen in Ausübung des Dienftes 
oder in Beziehung auf denfelben beleidigt werden, ift die Verzichtleiftung nur mit 
Genehmigung der Militair: Dienftbebörde zuläſſig. Zugleich ſetze Ich feſt, daß bei 
allen Injurienſachen, in welchen Militairperſonen, oder Beamte als Beleidiger oder 
Beleidigte verwickelt ſind, ſelbſt dann, wenn ſie bei der erlittenen Beleidigung ſich 
nicht in Ausübung des Dienſtes befunden haben, oder die Beleidigung ihnen nicht 
in Bezug auf das Amt oder den Dienſt zugefügt iſt, ihrer Dienſtbehörde von der 
Klage oder Denunciation zum Behuf der etwa zu treffenden Disciplinar -Maaßre—⸗ 
gein Mistheilung geihehen ſoll. ar G. ©, de 1835. ©. 2. 


e) Bescript . 27. $ebr. 1838, nebſt O. O. vom 21, ejd., bett. die Auslegung ber 
vorfichenden €. O. " me 

A, „Mit den Anfihten, welche von dem Kriminalfenat des Königl. O. 2. Ger. in 
dem die Entlaffung des G. B. ans dem Zuchthauſe zu Sonnenburg betreffenden 
Berichte vom 28, Dez. v. T. in Beziehung auf den Umfang der, in Injurienſachen 
dem Beleidigten gefeplich eingeräumten Befugniß zur Verzichtleiſtumg auf die früher 
beantragte Beftrafung des Beleidigers entwickelt worden, hat ſich der Zuftizminifter 
nicht einveritanden erklären konnen. | ..; 

Nah den Beftimmungen der Allerh. C. O. vom 28. Aug. 1833 und 20, Dez. 
1834 ſoll das gerichtlihe Verfahren, welches wegen folder Beleidigungen, bie dem 
Berheiligten ohne ſchwere förperlibe Verlegung zugefügt; worden, eingeleitet ift; in 
alten Fallen aufgehoben werden, fobald der Beleidigte auf die Beſtrafung des Geg— 
ners verzichtet, welches bis zur ruhe | des Strafursels ftatt finden fann;, Öffeng 
liche Behörden aber oder Beamte, welche bei Ausubung ihres Amtes oder in Bezie— 
bung auf dafjelbe beleidigt worden, mir. mit Genehmigung ihrer vorgefegren Behörde 
Berzicht leiſten dürfen. 

Hiernach iſt es unbedenklih, daß der B. mit aller Strafe hätte verfhont werden 
müffen, wenn der Aſſeſſor M. bei feiner Verzichtleiſtung auf die Strafe deffelben zu: 
gleich die Genehmigung des Königl, D. 2. Ger. beigebracht Härte. 

Es beruht diefe Befreiung von aller Strafe auf der Voransfesung, dab der Be 
Teidigte fich mit dem Beleidiger ausgeföhnt und diefem fein Vergeben verziehen habe. 
Anders verhält es fi aber mit einem -theilweifen Erlaf der Strafe, dabei läßt ſich 
feine Ansfohnung vorausſehen, auch Feine VWerzeihung annehmen: Vielmehr beruht 
der Erlaf eines Theils der Strafe auf einer Beurtheilung der Strafbarkeit der be: 
leidigenden Handlung von Seiten-des Beleidigten, und auf der Annahme, : daß das 
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Geſetz für den vorliegenden Fall entweder nicht richtig angewandt worden oder zu 
ſtrenge fei, oder das mildernde Umſtande von dem erkennenden Richter nicht gehörig 
gewürdigt oder von dem Geſetze ausgeſchloſſen ſeien. Der theilweiſe Erlaß einer 
rechtsfraftig erfannten Strafe ſchließt deswegen einen Akt der Begnadigung im fic, 
welchen auszuüben fo wenig dem Beleidigten als der vorgefegten Dienitbehörde deffel- 
ben zuſteht. 

Das Königl. O. L. Ger. bat dies in dem vorliegenden Falle verfannt, fonft hätte 
es die Genehmigung nicht bloß für den Erlaß der Hälfte der Strafe ertheilen, dieſe 
alfo nicht herabfegen können. 

‚Des Königs Majeftät haben fih mad dem im beglaubter Ubfchrift beigefügten 
Auszuge der Allerb. C. D. vom 21. d. M. (B.) mit diefer Ausführung einverftanden 
u erklären, jedoch, da der Aſſeſſor M. feine Verzichtleiftung unbeſchränkt ausgefprochen, 
Ber G. B. aud längit aus der Strafanitalt-entlaffen if, dem lehteren die noch mich 
abgebüfte Hälfte der dreimonarlihen Zuchthausſtrafe Allergnadigit zu erlaffen geruht. 

Durch diefe Allerhöchſte Entſcheidung ift zugleich der entſtandene Zweifel uber bie 
Auslegung der Beitimmungen der gedachten Allerhöchſten Erlaffe vom 28. Aug. 1833 
und 20. Dechr 1834, 

nach welcher in Injurienſachen der PReleidigte bis zur Volljiredung bes 

Urteils auf die Beltrafung des Beleidigers verzichten darf, 
gehoben, Diefe Berzichtleiftung iſt danach nur bis zum Anfange der Strafvollfiredfung 
zuläaffig und Se. Königl. Majeftär Haben ſich um fo weniger veranlaft gefunden, die 
felbe auch nach angetretener Strafe und bis zur vollitändigen Abbüßung derfelben zu 
bemwilligen, als in einzelnen Fallen durch die Fürfprahe des Beleidigten der Zweck 
des Grfaffes der ferneren Strafe auch auf dem Wege der Allerh. Begnadigung zu 
‚erreichen fein werde. 


Das Königl. D. 2. Ger. hat daher den 10. B. von der ihm Allerhöchſt gewähr⸗ 
ten Begnadigung in Kenntniß zu ſetzen und feine bisherige irrthümliche Anwendung 
des Geſetzes nach obigen Beſtimmungen zu berichtigen”. Berlin, den 27. Febr. 1838. 


B. „Auf Ihren Bericht vom 2. d. M. will Ich nad Ihrem Antrage dem G. 8, 
die. noch nicht abgebüfte Halfte der dreimonatlihen Zuctbausftrafe, in welche er we 
gen. Beleidigung bes, Aſſeſſors M. verurtheilt worden, erlaffen. Sie haben jedoeh 
aus den in Ihrem Bericht angeführten Gründen, mit welden Ich überall einverftan: 


‚den bin,-das D. 8 Ger. zu N. R. über die irrthümliche Anwendung des Geſetzes 


zu berichtigen. .. Der, Ihrer eigenen Meinung entgegen, erbobene Zweifel über die 
Auslegung Meiner Beftimnmmg in dem Erlaſſe vom 28. Aug. 1833 und 20. Dechr, 
1534, rad weldem in Injurienfachen der Beleidigte bis zur Vollſtreckung des Ur: 
teils. auf die Beitrafung des Beleidigers verzichten darf, beruber auf einer Verwechſe⸗ 
lung der Vollſtreckung des Strafurcheils und der Vollſtreckung der Strafe. Die er 
kannte Freiheitsſtrafe iſt mir der gänzlihen Abbüßung derfelben vollitredt, das 
Sırafurteil aber gelingt mir dem Antritt, der Strafe zur Vollſtreckung, worüber we 
der, das Geſetz $. 537... der Er. D., noch der Sprachgebrauch zweifelhaft if. Das 
angeregte Bedenken iſt daher durch die deutliche Faſſung Meiner Exlaſſe: „bis zur 
—— des Urtheils“, beſeiligt, und Ich beauftrage Sie, die Geridte hiernach 
zu belebren ze.‘ 

„„ Berlin, den 21. Febr. 1838. Juriſt. Wochenſchrift pro 1838. ©. 49. 


d) BRescript v. 16. Auguſt 1836, mebft Anlage, betr. dad Verfahren bei Verzicht: 
Teiftung der Gensd’armen atıf die Beftrafung der ihnen gugefügten Snjurien, 

Das Königl. ꝛc. erhält beigehend eine Abfchrift des von dem Königl. Minifterium 
des Innern und der Polizei im Ginverftäntniffe mit dem Königl. Kriegsminifterium 
an ſaͤmmtliche Königl. Regierungen unterm 19, v. MM. erlaffenen Circulars, über das 
Verfahren bei Berzichtleittung der Gensdarmen auf die Beſtrafung der ihnen im 
Dienite zugefügten Beleidigungen, um danach in vorfommenden Fällen fich zu achten 
und die beireffenden Untergerichte mit Anweifung zu verfehen. 

Berlin, den 16. Aug. 1836, 


Um die hinfichrlih des nad der Allerhöchſten Verordnung vom 20. Dechr. 1834 
zu beobachtenden Verfahrens bei Verzichtleiſung der Gensdarmen auf die. Beftrafung 
der ihmen im Dienſte zugefügten Beleidigungen angeregten Zweifel zu beben, iſt im 
Einverftändniffe des Kö Kir Kriegsminifterii befchloffen worden, daß bei dem gleid- 
zeitigen Verhältniſſe der Gensdarmen als öffentliche Beamte und als Militairperfo- 
nen in jedem Falle vor weiterer Beſchlußnahme über eine ſolche Verzichtleiftung eine 
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wechfelfeitige Berathung zwifchen der betreffenden Civil: und Militair-Behörbe flatt« 
finden foll, und daß demgemäß diesfällige Anträge, wenn fie bei dem Brigadier der 
Gensdarmerie eingeben, der betreffenden Provinzialregierung, und wenn fie bei diefer 
eingeben, dem Gensdarmerie- Brigadier zur Erklärung mitzutheilen find; mögte fih 
baruber eine durch wechjelfeirige Aeuſſerung nicht zu bebende Meinungsverſchiedenheit 
ergeben, fo ift darüber an die Minifterien des Krieges und des Innern und der Pos 
lizei zur Entſcheidung zu berichten. Gehen Anträge auf Genehmigung der in Rede 
ftebenden WVerzichtleiftung bei untergeordneten Behorden ein, fo find diefelben,. wie fie 
von Seiten der Gensdarmerie-Dffiziere dem vorgefegten Brigadier. vorgelegt werden, 
von Seiten der Eivil- Beamten der vorgefegten Regierung zur weitern Veranlaſſung 
zu überreichen. - 

Mit dem Bemerken, daß gegenwärtiger Grlah den Königl. Minifterien des Krie 
ges und der Juſtiz Behufs der weitern Beranlaffung refp. an die Brigadiers der 
Gensdarmerie und am die Gerichtsbehorden mirgerbeilt ift, mwird die Königl. Regie: 
rung aufgefordert, in Gemaäßheit deffelben zu verfahren und die betreffenden Behor 
den mit der erforderlihen Anweifung zu verjehen. Berlin, den 19, Juli 1836, 

v. K. J. B. 48. ©, 286, 


e) C.©. v. 21.Dectbr.1837,, betr. bie Koſten der Unterſuchungen wegen Beleidiguns 
gen bei erfolgtem Berzicht. 

Nach Ihrem Berichte vom 22. Auauft d. J. ſind in dem Provinzen, woſelbſt 
noch das gemeine und das Franzöfiiche Gerichtsverfahren fattfindet, Zweifel dar 
über entftanden, welche Parthei bei Verzichten auf Unterfuhungen, die wegen einer 
Beleidigung einaeleitet worden find, die Koften zu tragen habe. In Webereinftim« 
mung mit den Vorſchriften, welche in den Provinzen zur Anwendung kommen, 
wofelbft die A. G. D. verbindliche Kraft bat, fege Ich deshalb nach Ihren Anträ- 
gen feit, daß, wenn der Verzicht vor Abfaffung des Urtbeils erfolgt, die Unterfus 
chungskoſten dem Denunzianten aufzulegen find. Wird die Denunziation nah Er: 
Öffnung eines Urtheils zurüdgenommen, fo verbleibt es wegen der Koften der 
frübern Inſtanz bei den Feltfegungen des Erkenntniſſes, und die durch Einlegung 
eines Rechtemitteld ipäter noch verurfachten Koften fallen der Parthei zur Laft, 
die das Rechtsmittel eingewendet bat. Es verftebt ſich von felbft, daf es von den 
Partheien abhängt, fich anderweit bierüber zu vereinigen, . Diefe Beftimmungen 
find von allen Gerichteböfen in der Monarchie, es fei bei fisfolifchen, oder bei den 
in der Franzöfliben Straf» Prozeßordnung vorgefchriebenen kriminellen, korrektio— 
nellen und poligeiliben Unterfuchungen zu beobachten. Ich beauftrage Sie, den 
gegenwärtigen Erlaf durch die ©. ©. bekannt zu machen. ®: ©: &, 148, 


Von Compensation und Retorsion der Injurien. 
8. 661. Wenn Injurien, die noch nicht erloschen waren, erwie- 


dert worden: so kann keiner von beiden Theilen Privatgenugthuung 
fordern. — T 


8.662. Wenn jedoch Realinjurien durch blosse Verbal- oder sym- 
bolische Injurien auf der Stelle erwiedert werden: so geht durch 
* Erwiederung das Recht, Privatgenugthuung zu fordern, nicht 
verloren. | | 


8.663. Die Strafe gegenseitiger Injurien wird durch die Erwiede- 
rung niemals aufgehoben. | 


8.664. Doch soll für den, welcher durch eine ihm zugefügte Injurie 
selbige sogleich zu erwidern gereizt worden, eine Minderung der an 
sich nach den Gesetzen verwirkten Strafe statt finden. 


8.665. Jede Erwiederung, die erst nach einem Zeitverlaufe geschehen 
ist, wirkt für den Erwiedernden keine Entschuldigung. | 


$. 666. Ueberhaupt darf Niemand sich für vermeintlich erlittene Be- 
leidigungen eigenmächtig Genugthuung nehmen. ie 


s 
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— Von. Duellen Uherhaupt. Strafen, 

S. 667. Insonderheit sollen diejenigen, welche dergleichen Genug- 
thuung durch Privatzweikampf selbst zu suchen sich unterfangen, da- 
für mit der schäristen Strafe belegt werden. 


8.668. Wer also einen Andern zum Zweikampfe fordert, hat nach 

Verhältniss des dazu erhaltenen grössern oder geringern Reizes, eine 
drei - bis sechsjährige Festungsstrafe verwirkt. 
« 8.669. Wer die Ausforderung annimmt, und durch sein Betragen 
seine Bereitwilligkeit zum Zweikampfe zu erkennen giebt, soll nach 
Verhältniss der ihm zu statten kommenden grössern oder geringern 
Entschuldigungsgründe, ein- bis dreijährige Festungsstrafe leiden. 


8. 670. Durch die’ Ausforderung, oder die Annahme derselben, 
gehen zwar die Parteien des Rechts, Privatgenugthuung zu fordern, 
verlustig; sie haben aber, ausser der durch den unternommenen Zwei- 
kampf verwirkten Ahndung, auch noch die Strafe der Injurien zu er- 
warten, 

$. 671. Ist'der-Zweikampf vor sich gegangen, und ein Theil dabei 
getödtet worden: ‘so soll der Ueberlebende nach Beschaffenheit seines 
Vorsatzes, mit der Todesstrafe der Mörder oder Todtschläger belegt 
werden. 

8.672. Ist niemand getödtet worden, so werden beide Theile ihres 
Adels.und der Ehrenstellen, welche sie bekleiden, verlustig; und noch 
ausserdem nach Bewandniss der Umstände, mit zehnjähriger bis lebens- 
wieriger Festungsstrafe belegt. 

8.673. Wer sich der Strafe des Privatduells durch die Flucht ent- 
zieht, dessen Vermögen soll, in so fern er dergleichen innerhalb Landes 
besitzt, so lange er lebt, in Beschlag genommen, ihm selbst davon nicht 
das Geringsfe verabfolgt; allemal aber sein Bildniss an, einen öffentli- 
chen Schandpfahl geschlagen werden. 


ki 


a un Vorbeugungsmittel. 
- 8. 674. Wer bei einem vorfallenden Wortwechsel zum tödlichen 
Gewehre greift, soll, wenn auch noch kein Schade geschehen ist, Fes- 
tungsarrest von sechs Monathen bis zu Einem Jahre leiden. 

.$&:675. Auch schon derjenige, welcher bloss drohet, einen Andern 
zum Duelle nöthigen, oder auf eine schimpfliche Art beleidigen zu wol- 
len, soll; als ein Friedensstörer, mit ein- bis zweijähriger Gefängniss- 
strafe.belegt werden. 

8.676. Wer einen Andern anreizt, seine vermeintliche Genugthuung 
durch einen Zweikampf zu suchen; so wie derjenige, welcher sich zur 
Begünstigung eines Duells, als Secundant oder Cartellträger wissent- 
lich brauchen lässt, hat, wenn Jemand getödtet worden, zehnjährige, 
sonst aber fünfjährige Festungsstrafe verwirkt., 

8.677. Wer wegen einer durch Vergleich oder Erkenntniss beige- 
legten Elirensache den Parteien Vorwürfe macht, oder Verachtung zu 
erkennen giebt, wird als ein’Verhetzer mit ein- bis fünfjähriger Festungs- 
strafe belegt; und ausserdem seiner etwanigen Ehrenstellen verlustig. 


Verordnungen, welche sich auf den Ort des Duells und die Qualität der Duellanten berieben, 


8.678. Wenn Inländer sich zu einem ausser Landes zu haltenden 
Zweikampfe bestellen: so wird derselbe, ob er schon auswärts vorge- 
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fallen ist, dennoch gleich einem innerhalb Landes’vollzogenen Duelle 
„geahndet. 2 | 

8.679. Hat eine in den Königlichen Landen sich aufhaltende Person 
einem Ausländer eine Ausforderung zum Zweikampfe zugeschickt, oder 
eine dergleichen Ausforderung von ihm innerhalb Landes angenommen: 
so wird er wegen der Ausforderung, oder deren Annahme nach den 
Landesgesetzen 8.668. sqq. bestraft. 

8.680. Hat der Inländer, zufolge einer solchen Bestellung, ($.679.) 
mit einem fremden auswärts wohnenden Unterthanen den Zweikampf 
ausserhalb Landes vollzogen: so findet zwar die Strafe der Duelle, je- 
doch nur unter der Einschränkung des $. 15. stalt. 


8.681. Mit gleicher Einschränkung soll die Strafe der Duelle eintre- 
ten, wenn ein Inländer, wegen eines auswärts verabredeten und gehal- 
tenen Duells, auf Ansuchen der Obrigkeit des Orts, wo selbiges vor- 
gefallen ist, bestraft werden soll. 

8.682. Auch Ausländer, welche innerhalb Landes sich zu einem Zwei- 
kampfe herausfordern, verfallen in die durch die Landesgesetze auf den 
Zweikampf verordneten Strafen, 


8. 683. Ist von Ausländern ein auswärts verabredeter Zweikampf in- 
nerhalb Landes gehalten worden: so sollen sie in Verhaft genommen, 
und ihrer Landesobrigkeit, auf deren Verlangen, ausgeliefert werden. 


8.684. Haben sich Inländer bei einem solchen Zweikampfe als Se- 
eundanten oder Cartellträger brauchen lassen: so haben sie die in den 
Landesgesetzen $. 676. verordnete Strafe verwirkt. 


8.685. In allen Fällen, da nach obigen Vorschriften die Landesge- 
setze gegen die Duelle auf einen von Inländern ausserhalb Landes, oder 
von Ausländern imLande gehaltenen Zweikampf nicht Anwendung fin- 
den, sollen dennoch, wenn dabei Jemand verwundet, oder gar getöd- 
tet worden, der Thäter nach den Vorschriften des Eilften Abschnitts 
von körperlichen Verletzungen, so wie die Secundanten oder Cartell- 
träger als Theilnehmer an diesem Verbrechen bestraft werden. | 


- 8.686. Wenn Militairpersonen einander beleidigen, oder zum Zwei- 
kampfe fordern: so finden die darüber ergangenen besondern Verord- 
nungen statt, 


1) Bergl. Kriegsartikel ». 20. märz 1797, Urt. 6.u. Deelaration derfelben deeod, 
(0.R. B.1V. S. 49 u. 55.) fo wie aub Militair- Dienstreglement vom 3. 1788, 
Thl. XL. Zit.8.; f. jetob Publicandum v». 14. März 1797., wegen Einführung des 
M.L.R, bei ben Militairgerichten, wonach auch bei Beftrafung der Duelle gdaen Militaire 
perjonen überall die Borfchriften bed U.L2.NR, zur Ariwenbung Fommen bürften«. 

2) C.©. v. 13. uni 1828 , wegen der Duelle unter ben Offizieren, 


Ih babe mit fteigendem Miffallen bemerkt, daß die Duelle in der Armee eher 
zus als abnehmen. In den legten Jahren find dem Vorurtheil, zum Theil um elen. 
der Kleinigkeiten willen, mebrere Opfer gefallen, der Armee dadurch hoffnungsvolle 
Dffiziere entriffen, und Schmerz und Kummer in die Familien gebracht worden, 

Das Leben des Offiziers ift der Vertheidigung des Thrones und des Vaterlan. 
des geweiht, und wer daffelbe, um einen Meinlichen Zwift einfept, beweifer, daß er 
ſich feiner ernfteren Beftimmung nicht bewußt ift, und nicht die richtige Haltung 
zu behaupten weiß, welche auf Sittlichkeit und wahrem Ehrgefühl berubet. 

Ich verlange von den Offizier: Corps, daß fie durch eine wechfelfeitige Aufſicht 
auf das Benehmen ihrer Kameraden, Aus brüche ungefitteten Betragens verhindern, 
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und Streitigkeiteri auf angemeffene Art, durch Yurechtweifung ber Partheien 
fhlichten, nöthigenfalld audy von der ihnen in Meiner Verordnung vom 15. Febr. 
1821., wegen der Ehrengerichte gegebenen Befugniß Gebraud machen, und Schul: 
dige vor dieſes Forum ziehen, 

Ein Dfficier. Corps, welches durch zweckmaͤßige Bebandlımg foldyer Ehrenfa- 
hen die Duelle verbannt, wird fi ein Recht auf Mein Wohlwollen erwerben, und 
dartbun, daß ein Geift wahrer Ehre in ihm wohnet. Ich made es demnächft auch 
den Vorgefegten ganz befonders zur Pflicht, durch Wachfamkeit und Belehrung, dem 
verderblihen Vorurthetl entgegen zu arbeiten. Wer ihren Warnungen fein Gehör 
giebt, oder gar feinen Gegner auf, Piftolen fordert, den werde Ich die Strenge des 
Geſetzes empfinden laffen, und ohne alle Schonung foll derjenige behandelt werden, 
der durch vorfägliche Verlegung des Anftandes oder freche Beleidigung den Anreiz 
zum Zweikampf giebt. 

Ich beauftrage Sie, dies den Dffizieren der Armee mit dem Bemerken befannt 
zu machen, daß Ich zu ihrer Gefinnung das Vertrauen bege, fie werden den wohl 
erworbenen Eriegerifchen Ruhm der Armee, durch Verbannung veralteter Borur: 
theile und gefteigerte fittliche Veredelung zu erhöhen fuchen. 

v. K. J. B. 31. S. 289, 


S. 687. Wenn eine Civilperson von einer Militairperson zum Zwei- 
kampfe genöthigt worden: so soll über das Vergehen der letztern zuerst 
erkannt, und nach Maassgabe dieses Straferkenntnisses, auch die Strafe 
der Civilperson verhältnissmässig bestimmt werden. 


:  C.0.0.25.Ypril 1804., betr. bie Duelle zwifchen Civil: und Militairperfonen. 
Auf Euren Beriht vom 20, d. M. über das Begnadigungs: Gefucdy des von 
N. N. gebe Ih Euch bei Rüdienduna der Anlagen hierdurch zu erkennen, wie Mir 
bei der für den Supplicanten wegen gehabten Duell mit dem Lieutenant N. R. 
erfannten und jener in Verhältniß gegen legteren ſehr hart audgefallener Strafe, 
es hat auffallen müffen, dap in diefer Sache die Vorfchriften des A. L. R. Thl. 2. 
Tit. 20. $. 681. nicht beachtet worden, als wonach bei Duellen zwiſchen Perſonen 
vom Miltair:. und Givil» Stande das Ürtheil des Kriegsgerichtd vorangehn und 
darauf bei Abfaffung des Urtels gegen die Perſon vom Givil: Stande Küdjiht ge 
nommen werden foll; denn der Umftand, daß der N. N. in dem vorliegenden Falle 
die Ausforderung getban, bebt die Anwendung dieſes Geſetzes nicht auf, weil der: 
felbe, wie alle Umftände deutlich zeigen, dazu von dem Lieutenant N, N. genötbigt 
worden, und auf diefen Geiſt des Geſetzes mehr, als auf den Buchftaben des $. 687, 
geieben werden muß. In dieſer Hinſicht will Ich daber hiermit verordnen, daß mit 
Beobachtung jener Vorſchrift des $. 6837. in diefer Angelegenheit nochmals in erfter 
Inſtanz und zwar bei der Griminal: Deputation des Kammergerichts erfannt werde, 
und habt Ihr in Gemäßheit deffen das weitere Erforderliche zu verfügen. Ich bin 
Euer wohlaffectionirter König. 
Paalzows Magazin der Rechtsgelehrfamkeit Thl. 7. S. 218, 


8. 688. Dagegen finden die obigen über den Zweikampf überhaupt 
ergangeneh Verordnungen wıder eine Civilperson, welche eine Militair- 
person herausfordert, oder sonst zum Duelle nöthigt, nach ihrem gan- 
zen Umfange Anwendung. 


8.689. Wenn Personen, die weder zum Adel- noch Offizierstande 
gehören, Jemanden mit Seiten- oder Schiessgewehr angreifen; oder 
ihren Gegner zum Zweikampfe fordern; oder Ausforderungen anneh- 
men: so soll dergleichen Uuternehmen als ein Versuch zum Morde an- 
gesehen und bestraft werden. 

8. 690. Wenn sich dergleichen Leute auf den Stock oder andere 
minder gefährliche Instrumente herausfordern oder schlagen: so sollen 
dieselben mit der doppelten Strafe der Realinjurien belegt werden 
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Eilfter Abschnitt. 
Von körperlichen Verletzungen. 


Grundsatr, 


8.691. Ein Jeder ist schuldig, sein Betragen so einzurichten, dass 
er weder durch Handlungen, noch Unterlassungen Anderer Leben oder 
Gesundheit in Gefahr setze. 


Vorbeugungsmittels 


8.692. Alles dasjenige, woraus dergleichen erhebliche Gefahr ent- 
stehen kann, soll durch ernstliche Polizeiverbote und verhältnissmäs- 
sige Strafen möglichst verhütet werden. 


1) C.®. v. 8. Yuguft 1835, nebft Megulativ über bie fanitätdpolizeiliben Bors 
fchriften bei anfterfenden Krankheiten und Seuchen, 


Mit Berug auf Meinen Erlaf vom 19. Januar 1832,, durch welchen Ich das 
Gtaatsminifterium von Meiner Anordnung einer fachverftändigen Kommiſſion, 
unter dem Vorſitze des Generallieutenants von Thile I., zur Ausarbeitung eines 
allgemeinen Requlativs über das bei anftedenden Krankbeiten zu beobachtende Ber: 
fahren in Kenntniß gefegt babe, überfende Ich demielben nebft dem Berichte des 
Gencrallieutenants von Thile vom 17, Juni d. %. das von der Kommilfion aueges 
arbeitete fanitärs polizeiliche Requlativ nebft einer Inftruftion über das Desinfek— 
tiongverfabren und einer populairen Belehrung über die Natur und Bebandlung 
der anftedenden Krankheiten. Ich babe das Regulativ genehmigt und beftätige 
foldhes mit dem Befebl, daß es von Jedermann im ganzen Umfange Meiner Mos 
nardie, bei Vermeidung der angedrobten Geld: und Freibeiteftrafen, betolgt und 
von fänmtlihen betheiligten Behörden nad demfelben verfahren werde, Die früs 
beren Borichriften, welche wegen einzelner Krankheiten bereits ertbeilt worden, 
namentlih aud die Inſtruktion wegen der Aſtatiſchen Cholera vom 31, Januar 
1832., find, foweit fie von dem gegenwärtigen Requlativ abweichen, hierdurch aufs 
gehoben. Das Staatsminifterium bat nunmehr das Requlativ nebſt feinen beiden 
Anlagen und Meinen beutigen Erlaß dur die G. ©. bekannt zu machen. 

Berlin, den 8. Auguft 1835. 


Sanitäts: polizeiliche Vorſchriften 
bei den am bäufigften vorfommenden anftedenden Krankheiten. 
inhalt 
I. Allgemeine ſanitäts-polizeiliche Vorſchriften. 
IE. Spezielle fanitäts:polizeiliche Vorfchriften. : 
1) Bei der Cholera, 
2) Beim Typhus. 
3) Bei der Ruhr. . 
4) Bei den Poden, ar 
5) Bei Mafern, Scharladh und Rötheln. 
6) Bei der fontagiöfen Augenentzündung. 
7) Bei der Syyphilis. 
8) Bei der Krätze. 
. 9) Beim Weichielzopf. 
10) Beim Kopfarind, Krebs, Schwindſucht, Gicht. 
11) Bei der Tolltrankheit (Hundswuth). 
12) Beim Milzbrande. 
13) Beim Rog und Wurm. 
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Sanitäts:polizeiliche Vorſchriften 
bei anftedenden Krankheiten. 
A. Allgemeine Borfchriften. 


2rrichtung von Sanitäts- Rommiffionen. 

$.1. Behufs der Verhütung und Beſchränkung anftedender Krankheiten follen 

BOMBER errichtet werden. 
ws folche einzurichten. 

$. 2. In Städten von 5000 und mehr Einwohnern follen dieſelben fortwäh— 
rend befteben, in kleineren Städten und auf dem Lande * deren Errichtung den 
Regierungen überlaſſen. 

Zuſammenſetzung derſelben. 

$. 3. Dieſelben find zuſammen zu ſetzen: 

a) aus dem zugleich den Vorfig führenden Vorftande der Orts: Polizeibehörde 

und, wo diefelbe nicht gugleich die Kommımalbebörbe ift, auch aus dem Bor: 

fonde oder einem von demfelben zu deputirenden Mitgliede der lepteren; 

> b) aus einem ober, mehteren von der Orts⸗Polizeibehörde zu beſtimmenden 


„Merten 
c) aus mindeftene drei von. den Vertreteru der Kommune — Stadtverords 
— oder Gemeinderath — zu erwählenden geeigneten Einwohnern ber 

tadt; 
d) in Sarnifon»Orten außerdem noch aus einem oder mehreren von den Mili— 
— Befehlshabern zu beſtimmenden Offizieren und einem oberen Militair. 

tite. 

SpezistEommiffionen, 
$.4. Ob in größeren Städten außer der Sanitätskommiſſion noch befondere, 
derfelben untergeordnete Spezial: (Schuß: oder Revier) Kommiſſtonen zu bilden 
find, hängt von der Orts: Polizeibehörde ab. Zu jeder diefer Spezialtommiffionen 
muß wenigftens ein Arzt oder Wundarzt, ein Polizei: oder Kommmnalbeamter, 
u mehrere von den Vertretern der Kommune zu erwählende Mitglieder derfelben 
gehören. 
Wirkfamteit der Sanitäts s Rommifjionen im — 


§. 5. Die Sanitätskommiſſionen bilden theils Rath gebende, theils ausführende 
Behörden in der Art, daß die Orts: Polizeibebörde diefelben in allen Fällen, wo fie 
ihrer Unterſtüßung oder Beratbung bedarf, dazu bernfen kann, Be aber auch 
ihre Vorſchläge anzuhören und darüber zu entſcheiden hat. 
Wirkſamkeit derſelben im Beſonderen. 
$. 6. Insbeſondere liegt denſelben ob: 

1) auf den Gefundheitszuftand des Orts oder Bejirte, für weichen fie gebilbe 
find, zu wachen; 

2) die Urſachen, welche zur Entftehung und Verbreitung anſteckender Kranfhei- 
ten Beranlaffung geben fünnen, wohin z. B. Unreinlichkeit in jeder Vezie: 
bung, überfüllte und ungefunde Wohnungen, unreine Luft, ſchädliche Nab- 
rungsmittel u. f. w. gehören, möglichft zu entfernen; 

3) zur Belehrung des Bublifums über die Erſcheinungen der wichtigeren anſtek. 
fenden Krankheiten und das bei deren Ausbruche u beobachtende Verfahren 
mit umfichtiger Schonung nach Anleitung der Beilage B. beizutragen; 

4) die für den Fall der Annäherung und des zu befürchtenden Ausbruchs folcher 
Krankheiten etwa erforderlihen Heil: und Berpflegungsanftalten zu ermits 
teln und deren Einrichtung vorzubereiten, und 

5) die Polijeibehörde überhaupt in allen, die Verhütung des Ausbruch und 
rer. biefer Krankheiten betreffenden Angelegenheiten zu un: 

erftügen. 
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Befchaffung der bierzu — mittel. 
6. 7. Die Beſchaffung der hierzu erforderlichen Mittel liegt der Kommune ob, 
und die Sanitätstommifjionen haben fidy deshalb mit der Kommunal» Behörde zu 
verftändigen. Sollte fich diefe aber hierbei fäumig bezeigen, fo ift unverzüglich ber 
vorgefepten Behörde Anzeige zu machen und Remedur nachzuſuchen. 
Obliegenheiten der Rommiffionen bei Annaͤherung von anftecenden Krankheiten, die dem 
Bemeinwefen Gefahr droben, 2 
6.8, Bei Annäherung einer das allgemeine Geſundheitswohl gefährdenden an- 
ftedenden Krankheit, müſſen die Sanitätstommiffionen, fo oft die Umſtände es 
erforderlich machen, zu den nötbigen Berathungen fich verfammeln und wöchentlich 
wenigſtens einmal der vorgefepten Behörde über den Gefundheits: Zuftand und die 
getroffenen Maaßregeln berichten. 


Anzeige wirklich vorFommender Faͤlle von anfteckenden Krankheiten. 


$.9. Alle Familienhäupter, Haus und Gaftwirthe und Medizinalperfonen find 
ſchuidig, von den in ihrer Familie, ihrem Haufe und ihrer Praxis vorkom— 
menden Fällen wichtiger und dem Gemeinmwefen Gefahr drohender anftedender 
Krankheiten nah Maafgabe der sub II. enthaltenen näheren Beftimmungen, ſo mie 
von plöglich eingetretenen verdächtigen Erkrankungs- oder Zodesfällen der Polizei⸗ 
bebörde ungeſäumt fchriftlich oder mündlich Anzeige zu machen. Bei verdächtigen 
Todesfällen darf die Beerdigung jedenfalld nur nach erhaltener Grlaubniß der Pos 
lizeibebörde fattfinden. Diefelben Verpflichtungen zur Anzeige u. f. w. liegen auch 
den Geiftlichen ob, jobald fie von dergleichen Fällen Kenntniß erlangen, 

Konftatirung derfelben durch die Polizeibehörde und Berichtserftattung darüber, 

$. 10. Auf die erhaltene Anzeige muß die Polizeibehörde die erften Fälle folcher 
Krankheiten ($. 9.) ärztlich unterfuchen laffen, und wenn dag Gutachten dag wirk. 
lihe Vorhandenſein derfelben beftätigt, unverzüglich nicht nur ibrer vorgefegten 
—— fondern auch der oberſten Militairbehörde des Orts darüber Mittheilung 
machen, 

Werden die Erfrankungsfälle zahlreicher , fo find auch die Landräthe der benach— 
barten Kreife davon in Kenntniß zu fegen. 

Ob die Umftände eine Bekanntmachung dur die Amteblätter gerathen machen, ' 
bleibt dem Ermeſſen der betreffenden Regierungen überlaffen. 

Daffelbe gilt binfichtlich der Bekanntmachung der von dem Auslande eingegan- 
genen Nachrichten über dort herrfchende anftedende Krankheiten. 

Obliegenheit der Sanitätss Kommiffionen während der Dauer anftecdender Epidemieen. 

$. 11. Während der Dauer anftedender febensgefährliher Epidemien haben die 
Sanitätskommiſſionen Cinrihrungen zu treffen, daß in ihrem Amts «Lokale zu 
jeder Zeit wenigſtens ein Mitglied anweſend fei, welches bei Gefahr im Verzuge fo 
befugt als verpflichtet ift, die erforderlichen Anordnungen fogleich zu treffen. 

Journalführung und Berichterftattung. 

$. 12. Die Wolizeibebörde läßt während der Dauer folder Epidemien ein Jour⸗ 
nal über die betreffende Kranken führen, in welchem der Name, das Alter, die Re: 
ligion, der Stand oder das Gewerbe und die Wohnung des Kranken, fo wie der 
Zeitpunkt der Erkrankung und die mutbmaaßliche Veranlaffung zu derfelben ange» 
geben, außerdem aber vermerkt werden muß, wo und durch wen der Kranke behan⸗ 
delt wird, und wann er genefen oder geftorben. Auch ift in einem täglichen Ab: 
fchluffe die Zahl der vom vorigen Tage übrig gebliebenen, fo wie die Zahl der neu 
binzugefonmenen Kranken, imgleichen der Genefenen und Berftorbenen fummarifch 
anzugeben, desgleichen die Witterung zu vermerken und wöchentlich ein folcher fun 
marifcher Ertraft au die Provinzial» Regierung einzufenden, | 


Verhütung ungewöhnlicher Anbäufungen von Menſchen. 


$. 13. Während des Vorhandenſeins Iebensgefährlicher anſteckender Epidemien 
an einem Drte haben die Polizeibehörden alle ungewöhnlihe Anhäufungen : von 








N 
eis 
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Menfhen auf einem engen Raume zu verhüten. Breitet ſich die Krankheit fehr 
aus, fo können fie nah Umftänden au die Schliefung der öffentliben Vergnü— 
gungs: und anderer VBerfammiungsorte, mit Ausihluß der Kirchen, imgleicben die 
Aufhebung der Wochenmärkte anordnen, oder geeignete Modifilationen Behufs der 
Verminderung der Gefahr der Anſteckung vorfchreiben. Jahrmärkte können nur 
auf Veranlaffung des Ober: Präfidenten der Provinz, Mefjen nur durch Verfügung 
der betreffenden Minifterien aufgehoben werden. 


Beftimmungen über die Schulen u, f. w. 
$. 14. Hinfihtlic der Schulen follen zwar die gefeßlichen Beftimmungen , die 
die den Schulbefuch befehlen, in feinem von einer anftedenden Epidemie heimge— 
fuhten Orte zur firengen Anwendung fommen, doch foll auch die ganzlibe Schlie— 
fung der Schulen nicht ohne dringende Noth erfolgen, und nur von den Sonitätd 
tommiffionen befonders darauf gemacht werden, daf in den Schul» Zimmern ftets 
eine reine Luft erhalten und Heberfüllung vermieden werde. 


An anftedenden Krankheiten leidende Kinder müſſen aus den Schulen, Fabriken 
und andern Anftalten, in denen ein Zufammenfluß von Kindern flattfinder, entfernt 
werden, und find nicht eber wieder zuzulaffen, als bis ihre völlige Genefung und 
die Defeitigung der Anftedungsfähigkeit ärztlich befcheinigt ift. 

Eben fo ift aus Familien, in welchen Jemand an Poden, Scharlach, Mafern 
und anderen, befonders Kinder gefährdenden, anftedenden Krankbeiten leider, der 
Beſuch der Schulen und ähnlichen Anftalten, denjenigen Kindern nicht zu ge 
ftatten, welche mit dem Kranken in fortwährendem Verkehr fteben. 


Beftimmungen über die mit anfteckenden Krankheiten behbafteten Reifenden, 


$. 15. An Verfonen, welche an anſteckenden Krankheiten leiden, dürfen Peine 
Reifepäffe ertheilt werden. Kommen dergleichen Perſonen an einem Orte an, fo 
find die Orts: Obrigkeiten und Polizeibehörden verpflichtet, fie nicht weiter reifen 
zu laffen, fondern anzubalten und fo lange unter Aufficht zu ftellen, bis der mit der 
medizinal: polizeilichen Auffiht beauftragte Sachverſtändige fie felbit und ihre Sa— 
hen für nicht mebr anftedend erklärt hat. Sind diefe Perfonen nicht im Stande, 
ſich ſelbſt die nöthige ärztliche Hülfe zu verfchaffen, fo hat die Polizeibebörde dafür 
Sorge zu tragen, daß ihnen diefelbe durch eine dazu verpflichtete Medizinalperion 
zu Theil werde, im welcher Hinficht die Beltimmungen der C. O. vom 14. April 
— — der amtlichen Verpflichtungen der Kreisphyſiker betreffend, zu 

eachten ſind. 


Militair- und andere auf dem Marſch begriffene Perſonen, welche an anfteden. 
den Krankheiten leiden, find, fobald eine andere Möglichkeit ihrer Unterbringung 
vorhanden ift, nicht bei den Einwohnern unterzubringen. 


Eben fo wenig dürfen gefunde Militair: oder andere Perſonen in Häufern ein: 
quartiert werden oder bleiben, in denen anſteckende Kranke ſich befinden. Erſatz 
mannfcaften, welche einem Truppentbeil gugeiendet werden, find vor ihrer Abien- 
dung und Ginftellung in Bezug auf anſteckende Krankheiten zu unterfuchen, und 
Individuen, bei welchen fich dergleichen vorfinden, außer Gemeinfchaft mit den 
anderen zu ſetzen. 


Sollten fie auf dem Marfch Begenden paffirt haben, mo gefährliche anſteckende 
Krankheiten, wie Cholera, Typhus, Ruhr araffiren, fo find deraleichen Mann— 
fchaften jedenfalls, ſammt ihren Effekten, einer gründlichen Reinigung zu unter: 
werfen, 


Mit anſteckenden Krankheiten bebaftere Ausländer, welche, bei ihrem Eintritt 
ins Land, noch nicht über fünf Meilen von der Grenze entfernt find, follen, wenn 
es ohne Nachtbeil für ibre Geiundbeit geſchehen kann, unter Beobachtung der ge 
börigen Vorſichtsmaaßregeln über die Grenze zurüdgebracht werden, es fei denn, 
u 4 dem Orte ſelbſt die zu ihrer Aufnahme erforderlichen Anſtalten vorhan— 
en ſind. 
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Welche VBorfchriften außerdem bei gewiſſen, befonders gefährlichen anſteckenden 
Krankheiten binfichtlih des Eingangs von Reifenden aus dem Auslande zu beobs 
achten find, ift bei diefen Krankheiten angegeben. 


Behandlung der Kranken: a) Aufnahme derfelben in eine Brankenanftalt und Andeutungen 
über die Kinrichtung einer folchen Anftalt, 


$. 16. Was die ärztliche Behandlung der an anfterfenden Krankheiten Teidenden 
Derfonen betrifft, fo hangt die Beurtbeilung, ob ihnen diefe in ihrer Wohnung oder 
in einer dazu geeigneten Krankenanftalt am Angemeffenften zu Theil werden kann, 
bauptfächlich von dem Krankheitszuſtande, der Befchaffenbeit und Geräumigkeit der 
Wohnung, und den fonftigen Verbältniffen des Kranken, imgleichen von der Einrich» 
tung und Entfernung der Krantenanftalt ab. In der Regel darf jedody fein Kran. 
fer wider den Willen des Familien: Haupts aus feiner Wohnung entfernt werden, 
und in zweifelhaften Fällen darf ſolches immer erft auf den Beſchluß der Polizeibes 
börde oder der betreffenden Sanitätstommilfion gefchehen, welche dafür zu forgen 
bat, daß der Transport auf eine für den Kranken nicht gefährliche und jedes Aufs 
fehen vermerdende Weife durch Perfonen bewirkt werde, welche mit den nöthigen 
Vorſichtsmaaßregeln befannt gemacht worden find. 


Befonders ift auf die anderweitige Unterbringung von Erkrankten obiger Art 
alsdann Bedacht zu nebmen, wenn diefelben fidy in zahlreich bewohnten Gebäuden, 
3 B. Kajernen, Armenhäufern, Gefängniffen u. ſ. w. befinden. 

Der Transport von anftedenden Kranken nad anderen Privatwohnungen, darf 
nur mit Bewilligung der Polizeibehörde geſchehen, welche für die Beobachtung der 
bierbei erforderlichen fanitäts » polizeilichen Maafregeln Eorge zu tragen bat. 

Dei der Einrichtung einer Heilanftalt für anftedende Kranke ift, aufer den 
Erforderniffen der Heilanftalten im Allgemeinen, hauptſächlich noch auf folgende 
Punkte zu achten: 

a) das Gebäude fei frei und ifolirt, wo möglich anferhalb des Ortes, jedoch nicht 
fo weit entfernt belegen, daß der Transport der Kranken dadurch erichwert 
und für diefe felbft nachtheilig wird. 

b) Es finde kein freier Verkehr zwifchen der Anftalt und ihrer Umgebung ftatt; 
wenn die Gefahr der anftedenden Krankheit und die Lage des Gebäudes 
es erfordert, fo ift legteres auf eine angemeffene Weiſe förmlich abzufondern, 


ec) In der Anftalt felbft muß Raum genug vorhanden fein, um jedem Kranken, 
bei geböriger, 24 bie 3 Fuß betragender, Entfernung der Lager» Stellen von 
einander, wo möglich einen Luftraum von 540 Kubikfuß zu gewähren, — 
die Rekonvalesjenten von den noch Kranken gebörig trennen und — die eine 
Zeit lang belegt gewefenen Zimmer von Kranken entleeren und gründlich rei» 
nigen zu können, 

d) Ueberhaupt muß, zumal in Räumen, die zur Aufnabme fieberhafter und fol» 
cher anitedenden Kranken, bei welchen die Luft verderkende Ab» und Ausfon« 
derungen ftattfinden, beſtimmt find, auf Erhaltung einer reinen Luft, fo wie 
auf forgfältige Reinigung aller Gegenftände vorzugeweife geachtet werden. 

e) Die Kleidungsftüde der Kranken find in befonderen Räumen aufzubewahren 
und vor ihrer Wiederverabfolgung forgfältig und vorfchriftsmäfig zu reis 
nigen. 

f) Auch die Rekonvaleszenten find bis zum Ablauf ihrer Rekonvaleszen, noch 
iſolirt zu erhalten. 


b) Behandlung derfelben in ihrer Wohnung, 


$. 17. Bleibt der Kranke in feiner Wohnung, fo ift der denfelben bebandelnde 
Arzt verbunden, mit darüber zu wachen, daß die fonitäts: polizeilichen Vorſchriften 
genau befolgt werden. Die Kontrolle darüber fällt der Polizeis Behörde anheim. 
Zugleich ift mit Strenge darauf zu achten, daß keine unbefugte Perfonen mit der 
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Behandlung anftedender Krankheiten ſich befaflen, und daß von den Apothekern 
keine Arzeneien zu ihrer Heilung ohne ärztliche Borfchrift verkauft werden. 

Alsdann zu treffende fanitäts polizeiliche Maafregeln: a) Ifolirung der Kranken, 

$. 18. Die fanitätd« poligeilihen Anordnungen haben den Schuß oder die Sicher: 

ftellung der übrigen Einwohner zum Zweck. 

a) Als das ficherfie Mittel, die weitere Verbreitung anftedender Krankheiten zu 
verhüten, bat die Erfahrung überall die Abfonderung des Kranken nadhgemwie: 
fen. Wo diefe daher mit befonderen Schwierigkeiten nicht verbunden, ift fie 
bei gefährlichen Krankheiten, die eine allgemeine Verbreitung befürchten laffen, 
vorzugsweiſe zu empfehlen. Namentlih wird fie auf dem Lande und in we 
nig bewohnten Häufern oft tbunlic fein. Diefelbe braucht fih nicht un- 
bedingt auf das ganze Haus oder auf ganze Wohnungen auszudehnen, viel. 
mehr kann fie auf einen Theil der letzteren befchräuft werden, fobald diejer 
fo beſchaffen ift, daß er von den übrigen, in demfelben Haufe befindlichen 
bewohnten Räumen ganz abgefondert werden kann, und einen eigenen, nicht 
durch andere bewohnte Zimmer führenden Gingang hat. Es wird jodann der 
Kranke felbft mit den zu feiner Wartung und Pflege erforderlichen Perſonen 
und denjenigen feiner Angehörigen, die ſich nicht von ibm trennen wollen, von 
den fämmtlichen übrigen Bewohnern des Haufes in der Art abaefondert, daf 
jede zur Wahrnehmung der körperlichen und geiftigen Bedürfniffe des Kran: 
fen und der Reinigqungsmaafßregeln nicht weſentlich nöthige unmittelbare 
Kommunikation mit denfelben, fo wie jeder unmittelbare Verkehr nach außen, 
ſich er dadurch verhindert wird. 

b) Anheftung einer Tafel. 


b) Wo eine ſolche Abſonderung des Kranken nicht ſtattfindet, muß bei den Je 
bensgefährlihen anftedenden Krankheiten, bei denen foldyes weiter unten 
näher angeordnet ift, die Wohnung des Kranken mit einer ſchwarzen Tafel, 
auf welcher der Name der Krankheit aufeine in die Augen fallende Weiſe 
angegeben ift, bezeichnet werden. 

Die Entfernung der Tafel (fo wie die Aufhebung der Iſolirung ad a.) 
darf erft dann erfolgen, wenn die Polizeibehörde auf Grund ärztlicher Beſchei— 
nigung die Heberzeugung erlangt hat, daß weder von dem Kranken felbft, noch 
von den in dem bezeichneten Raume befindlichen Effekten eine Anſteckung 
länger zu befürchten ift. 

e) Verbot der näheren Gemeinfchaft mit Befunden, 

c) Bei den weniger gefährlichen Krankheiten find die Kranken nur verpflichtet, 
fi der näheren Gemeinfchaft mit Anderen, insbefondere des Befuchs öffent: 
licher Orte, zu enthalten. 

Reinigung der Benefenen, der Effekten und Wohnung. 


6.19. Nach der Entfernung des Kranken aus feiner Wohnung ($. 16.) ober, 
beim ®erbleiben in derfelben ($. 17.) nach feiner durch den Arzt erklärten völligen 
Genefung muß im erften Fall die Reinigung der Wohnung und der darin befindli— 
hen Effekten, im zweiten Fall auch noch bie feiner Perſon unter amtlicher Aufjicht 
nad Vorſchrift der Desinfektiong «Inftruktion bewirkt werden. — Auch den mit 
den Kranken in Verbindung gefommenen Perfonen ift eine forgfältige Reinigung 
ſowohl ihrer felbft, als auch ibrer Kleider, zu empfehlen. 

Jedenfalls aber find derfelben die zur Wartung des Kranken befonderd angenom: 
menen Perſonen vorfchriftsmäßig zu unterwerfen. 

Desinfektionsanftalten, 


$.20. Die Reinigung der Perfonen und Effekten ann zwar fogleih an Ort 
und Stelle unter polizeilicher Auffiht von Sachverſtändigen vorgenommen wer— 
den; an Orten aber, mo es ausführbar ift, wird es zweckmäßig fein, ein oder meh: 
rere Desinfektionsanftalten zu errichten und befondere Desinfettiond : Kommilfionen 
unter Zeitung eines Polizeibeamten und Witwirkung eines Sachverſtändigen zu 


J 


$. 692. Bon körperlichen Verletzungen. 497 


ernennen, unter deren amtlicher Aufſicht dies Geſchäft theils an Ort und Stelle, 
theils in beſonders dazu eingerichteten Lokalien ausgeführt wird. ı © . 


Verkehr mit den infizieten Gegenſtaͤnden. 


6.21. Alle Segenftände, welche mit anftedenden Kranken in unmittelbare 
Berührung gefommen find, dürfen nicht eher wieder in den Verkehr kommen oder 
von einem Örte zum andern verfandt werden, bis deren Reinigung nach Anleitung 
der Deginfektions-Inſtruktion erfolgt iſt. 

Aus Gegenden des Auslandes, in denen anftedende Krankheiten herrſchen oder 
vor Kurzem geberrfht haben, dürfen gebrauchte Betten, Kleidungsftüde und Lums 
pen als Handelsartikel nicht eingebracht werden. 


Behandlung der Leichen der an anfteckenden Krankheiten Verftorbenen, 


. 6.22. Die Leihname der in Privatwohnungen an anftedenden Krankheiten 
Geftorbenen find, fobald die ärztliche Anerkennung des wirklich erfolgten Todes 
ftattgefunden bat, in befondere möglichft ifolirte Räume zu bringen, und bis zur 
Deerdigung nach Vorſchrift der Desinfektions : Inftruftion zu behandeln. 

Die Beerdigung derfelben darf vor Ablauf der allgemeinen gefeglich beftimmten 
Friſt nur dann erfolgen, wenn der Arzt die dringende Nothwendigkeit der früheren 
Beerdigung befcheiniat. Sie gefchieht unter Beobachtung der allgemein gültigen 
Borfchriften, in der Regel auf den gewöhnlichen Kirchböfen, befonders wenn diefel 
ben außerhalb des Orts oder in nicht fehr eng umbaneten Theilen deffelben liegen. 

180 dies nicht der Fall ift, und die Umſtände befondere Vorkehrungen erfor 

derlich machen, muß die Polizeibebörde im Voraus für die Ermittelung und Befries 
digung anftändiger Beerdigungspläße, für deren Abrheilung nach den vorhandenen 
verfchiedenen Konfeffionen und für ihre Einweihung nach deren Ritus ſorgen. 

Die Särge müffen gehörig verpicht werden, und die Gräber wo möglich eine 

‚Ziefe von mindeſtens 6 Fuß erhalten. 

Zufammentünfte des Leichengefolges in den Sterbewohnungen find nicht ges 
attet. — 

⸗ Denjenigen Perſonen, welche die Leichen gehandhabt und eingeſargt haben, oder 
anderweitig mit denſelben in Berührung gekommen find, iſt eine ſorgfältige Reini. 
gung ihrer Perſonen und Kleider zu empfehlen, ſo wie es ſich von ſelbſt verſteht, 
daß nach Beſtattung des Verſtorbenen auch deſſen Wohnung und Effekten vorfchrifts: 
mäßig zu desinfijiren find: ($. 19.) j 
’ Schlußbemerfung, 


6,23. Vorftebende allgemeine ſanitäts polizeiliche Vorfchriften finden bei den 
einzelnen anftedenden Krankbeiten überall ihre Anwendung, wo fie nicht durch die 
nachfolgenden fpesiellen VBorfchriften ausdrüdlich modifizirt find. . 

Die darin ertheilten Beftimmungen find von den Volizeibebörden unter Andros 
bung angemejfener Ordnungsſtrafen einzufchärfen, und es verfteht fich von felbft, 
daß deren Mebertretung auch dann noch ftrafbar bleibt, wenn ein Schaden daraus 
nicht entftanden fein follte. Iſt aber ein Schaden wirklich dadurch herbeigeführt, 
und Jemand an feiner Gefundbeit, an feinem Leben oder an feinem Vermögen bes 
fchäbigt worden, fo treten die allgemeinen Strafbeftimmungen des A.L.R. Thl. I. 
Fit. 20. $. 777. und folgende, und 1506. und 1507, ein, | 


Ju. - Spezielle fanitäts = polizeiliche Vorfchriften für die einzelnen ans 
fteckfenden Krankheiten. 


Mit Hinweifung auf die allgemeinen fanitätd: polizeilichen Vorfchriften wird 
hinſichtlich der einzelnen anftedenden Krankheiten noch Folgendes angeordnet. 
1. Cholera, 


Wirkfamkeit der Sanitäts» Kommiffionen, 


6, 24. Wegen der. oft fchnellen Verbreitung der Cholera, der Wichtigkeit eines 
angemeſſenen diätetifchen Verhaltens zu ihrer Verhütung und der Nochwendigkeit 
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einer ſchleunigen Hülfe für die Erkrankten find die Sanitäts: Kommiffionen bei 
Annäberung der Krankheit nicht nur zu einer erhöheten Aufmerkſamkeit und Für: 
forge binfihtlich des allgemeinen Geſundheitszuſtandes (nach $. 6.) verbunden, fon 
dern auch berechtigt und verpflichtet, die Einrichtung zweckmäßiger nicht zu entfernt 
gelegener Krankenanftalten, die Befhaffung der nörbigen Arzneimittel und Uten— 
filieh, desgleihen die Ermittelung des erforderlichen Perfonals an Aerzten, Kran: 
fenwärtern u. ſ. w., fo wie der etwa erforderlichen befondern Begräbnifpläge zeitig 
zu veranlaſſen und zu befördern, 
Anzeige von Erkrankungs-Faͤllen. 


$. 25. Jeder Cholera Erkrankungsfall ift (nach $. 9.) der Polizeibehörde an 
uzeigen. 
* Die Unterlaſſung dieſer Anzeige ſoll mit einer Geldſtrafe von 2 bis 5 Thalem 
polizeilich geahnder werden, wenn der dazu Berpflichtete von dem Borhandenfein der 
Krankheit unterrichtet war. 

Abfonderung der Cholera: Kranken, 

6.26, Bleibt der Kranke in feiner Wohnung, fo findet entweder die Jfolirung 

deffelben oder die Bezeichnung der Wohnung mittelſt einer Tafel (nady $. 18. 


a. b.) jtatt. 
Wer die hiernach getroffenen Anordnungen verlegt, hat eine Geldftrafe von 2 


bis 10 Shalern oder 3 bis 14tägige Gefängnipftrafe verwirkt. 
* Desinfektion. 
$. 27. Die Desinfektion der Geneſenen, fo wie der für den Kranken beſonders 
angenommenen Wärter, der benugten Effeften und Wohnungen gefchieht nach den 
in der Desinfefriong « Inftruktion für die Cholera gegebenen Vorſchriften. 
Ars Bernahläffigung diefer Beſtimmung zieht die $. 26, erwähnten Strafe 
na ; — 


Beſtimmungen für die inländifche Schifffahrt: a) Im Allgemeinen. 

6.28. Da die Erfahrung gelehrt bat, daß die Verbreitung der Cholera be 
—— durch die Schiffahrt befördert wird, ſo wird in dieſer Hinſicht Folgendes 
eſtgeſetzt: 

Für die inländiſche Flußſchiffahrt ſind auf denjenigen Waſſerſtraßen, welche mit 
Gegenden, worin die Cholera epidemiſch verbreitet iſt, in direkter Kommunikation 
fteben, an beſtimmten, von den Ober-Präſidenten zu bezeichnenden Punkten genaue 
Revifionen des Geſundheitszuſtandes der auf den Schiffen befindlihen Mannfcaft 
durd die Orts: Polizeibehörden oder andere geeignete, fpeziell damit beauftragt 
Beamte, und, wo es möglich ift, unter Zuziehung eines Arztes, anzuordnen. 

Jedem, die genannten Waſſerſtraßen befahrenden Schiffer muß von der Poli: 
zeibebörde feines Abaangsortes ein Schein ertheilt werden, in welchem die auf dem 
Schiffe befindliche Mannfchaft verzeihnet und deren Geſundheitszuſtand angegeben 
it, und welder an jedem Kevifionsorte vifirt werden muß. Während der Fahrt 
darf von dem Fabrıeuge Niemand ohne Vorwiſſen der Wolizeibebörde des Orts 
entlaffen werden. Diefe kann ihre Erlaubniß dazu nur aledann ertbeilen, wenn fie 
zu befcheinigen vermag, daß der Entlaffene im unverdächtigen Gefundheitszuftande 
ſich befindet. 

Der Schiffer, der ſich ohne oben gedachten Schein auf die Fahrt begiebt ober 
jemanden von dem Ediffe ohne polizeilihe Erlaubniß entläßt, verfällt in eine 
Geldftrafe von 5 bis 10 Thalern oder in 8 bis I4tägige Gefängnißftrafe, 


b) In Erfrankungsfällen auf den Schiffen, 

.$.29. Wenn auf einem Flußfabrjeuge während der Reife die Cholera aus. 
bricht, fo ift der Schiffer oder deſſen Vertreter verpflichtet, dies der Polizei: Behörde 
des nächſten Drts, welchen er auf feiner Fahre zu berühren bat, bei der $. 28, feft- 
geiegten Strafe anzuzeigen, das Fahrzeug felbft aber noch in einiger Entfernung 
von diejem Drte anzuhalten. 
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Bon Seiten der gedachten Volizeibehörde ift ſodann das Schiff fofort zu iſoli⸗ 
ren und unter Obfervation zu ftellen,. auch dafür zu forgen, daß die Mannichaft 
mir deren etwanigen Bebürrniffen unter Beobachtung der erforderlichen Vorſichts⸗ 
maafregeln verieben werde. = R - 

Die Freiloffung des Schiffes erfolgt erft, wenn die Krankheit auf demfelben 
gehoben, die Mannichaft fammt ihren Effeften voricriftemärig gereinigt und 
innerbald 5 Tagen fein neuer Erfrankungsfall vorgelommen ift, mas in dem 
Scheine des Schiffers atteftirt werden muß. In diefen Sceinen der Schiffer muß 
eine ausdrückliche Anweiſung zur Befolaung detjenigen enthalten fein, wozu fie 
nach diefem und den vorftehenden $$. verpflichtet find. 5* 

Desinfektion der Waaren auf Schiffen und der Schiffe felbſt. 

$. 30. Die auf einem Fahrzeuge, worauf die Cholera ſich gezeigt hat, befindli— 
hen Wuaren werden am Ausladeorte, fo weit fle mit den Erkrankten in Berührung 
gekommen fein fünnen, was in jedem einzelnen Falle dem pflichtmäßigen Ermeflen 
der Orts» Sanitätstommilfion zur Beuribeilung überlaffen bleibt, wie ſolche Ge 
genftände behandelt, welche fi in der Wohnung eines Cholera: Kranken befunden 
haben; fie. dürfen daber den Empfängern erft nah vorgängiger vorſchriftsmäßiger 
Desinteltion verabfolgt werden, welche, in Ermangelung beſonderer Rofale dazu, 
auf.den Schiffen felbit unternommen werden kann. Auch das Schiff felbft muß 
nach Anleitung der Desinfektions⸗Inſtruktion gereinigt werden, 
Beobadjtungsquarantaine der Seefchiffe und der aus dem Auslande Fommenden Slußfchiffe, 

$. 31. Die von Orten, wo die Cholera berricht, Über Eee eingehenden Schiffe 
werden einer viertägigen Beobahtungequarantaine unterworfen, Nur in denjenis 
den Häfen, welche felbft von der Cholera ergriffen find, ift ed den Behörden geitat« 
tet, dieſe Dbfervariontquarantaine zu erlaſſen. Flußfabrzeuge, welche aus Gegeis 
den des Auslandes kommen, wo die Cholera berricht, werden an dem Eingangs— 
punkte auf der Grenze fünf Zage hindurch unter Obfervation geftellt. 

Mer diefe Quarantainen verlegt, hat eine Geldftrafe von 10 bis 50 Thalern 
oder Gefängnißfirafe von 14 Zagen bis 6 Wochen: verwirkt. 

Behandlung derfelben nach Beendigung der Uuarantainı 

632. Hat fi während diefer Obſervation Fein bedenklicher Erkrankungsfall 
auf dem Schiffe ergeben und hat. daffelbe auch während.der Reife Feine Cholera: 
kranken am Bord gehabt, worüber durch Einſicht der Schiffs: Vapiere und Verneh— 
mung des Schiffsführers und der Mannfchaft die möglichfte Ueberzeugung gewon« 
nen werden mul, fo find die Seeſchiffe zur Praktik in dem Hafen, die eingehenden 
Flußfabrjeuge aber zur Fortießung ihrer Reife zu verftatten. 

Sat aber das Schiff Cholerakranke am Bord gebabt, kömmt es mit-felbigen 


‚an, oder zeigt fich diefe Krankheit unter der Mannſchaft oder den Reifenden wäh. 
‚ rend ber Obfervationsquarantaine, fo ift damit bei den an der Grenze in Quaran« 
‚ taine liegenden Fluffahrzeugen nad $. 29, und bei den vor dem Hafen angekomme— 


nen Seeihiffen, nachdem der Kranke von dem Schiffe entfernt worden ift, nach 
Vorſchrift des $.30., jedoch mit der Maafgabe zu verfahren, daß eine Desinfeftion 
der in den Ragerungsräumen der Seefchiffe befindlichen Handlungsgüter niemals 
ftattfindet. 
Ausnahme für ausländifche Flußſchiffer. 

$. 33. Auf denjenigen Strömen, auf welchen die Handelsichiffahrt, in Folge 
ber unter den betbeiligten Mferftaaten darüber abgeichloffenen Vereinbarungen, für 
frei erklärt worden ift, follen die fremden, aus Gegenden, wo die Cholera herrſcht, 
fommenden Schiffer, welche nicht Cholerakranke an Bord haben und, ohne im 
Preußiſchen Gebiete ein» oder ausladen oder fonftigen Verkehr treiben zu wollen, 
lediglich die freie Durchfahrt in Anfpruch nehmen, wider ihren Willen zu einer 
Dbfervationsquarantaine an den Grenzen nicht angehalten werden. 

Dergleiben Schiffern it alsdann jedoch jedes Betreten der Ufer, ſelbſt zum 
Behufe des Treidelns, zu unterfagen. 
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Sie ſind bet ihrem Eintritte in das Preußiſche Gebiet darüber ju vernehmen 
ob fie inter diefen Bedingungen die Befreiung von’ der Obſervationsquarantaine 
verlangen, und im Falle der Bejahung mit einer befonderen, während ihrer Durch 

ahrt auf dem Maftbaume zu führenden gelben Flagge zu verfehen,; damit bei Erbe 

g der Gebühren und anderen etwanigen‘ Vetanlaſſungen mit‘ der gehörigen 


Vorſicht gegen fie verfahren werden Fönne, | Ds Bi 
Die genaue Beobachtung der besfalfigen, ihnen ertheilten Vorfchriften iſt unter 
Androbung angemefjener Ordnungsftrafen für Verſäümniſſe und Uebertretungs fälle, 
den Schiffern befonders zur Pflicht zu machen, und das darüber aufgenommen 
Protokoll ihren Legitimationddofumenten in beglaubrer Abſchrift beizubefren. 
Beſtimmungen binfichtlich des Militaire, a ee ya 
$.34. Da die Erfahrung nicht, minder gelehrt hat, daß durch Trüppenmär: 
ſche u. f. w. die. Verbreitung der Cholera —28 — wird, ſo —————— zu 
verhüten, und die Truppen felbft gegen die Cholera ſicher zu Stellen, Folgendes in 
diefer Dinficht feftgefegt: .. ae are ee dee 

1) Aus einem Orte, an welchem die Cholera herrſcht, darf keine Erſatz · Mann 
{haft genommen werden. -- J— ie 

2) Bei Märfchen von Truppen, Rekruten, Kriegsgefangenen iſt genau daranf 
zu achten, daß foldhe, wo möglich, nicht. Gegenden und Ortſchaften paffiren, 
in denen die Cholera: zum Ausbruch gekommen iſt. Roch weniger. dürfen 
Häufer bequartiert werden, in denen ſich Cholerakranke befinden, Iſt bei 
dergleichen Marſchen das Paffiren folher Gegenden nicht zu pefmeiden, oder 
Zommen die Truppen ü. ſ. mw. auß Gegenden, in deuen.die Cholera ‚bericht, 
fo muß ihnen. jedenfalls ein Militairarzt beigegeben. werden; welcher den 
Gefundheitsjuftand der Ginzelnen genau, zu beaufſichtigen und bei ein: 
— Erkrankungsfällen ungeſäumt die erforderlichen Maaßregeln ju 

tneffen hat. ER Th — 

3) Bricht in einem Garniſonorte die Cholera aus, ſo ſind die Militairperſonen 
ſchnell aus den verbächtigen Häuſern zu entfernen, zu reinigen und in Kafer: 
nen oder anderen zu ihrer Aufnahme, eingerichteten öffentlichen Gebäuden 
"unterzubringen, fo wie auf der anderen Seite auch cholerakranke Soldaten 
ſchnell aus den Wohnungen der Einwohner entferne werden müffen. 


- Greift die Krankheit ſehr um ſich, fo kann der Ausmarſch der Truppen 
ir Sicherſtellung derfelben nothwendig werden, wobei jedoch diejenigen 
aafregeln getroffen werden müflen, welche erforderlich find, um eine wei 
tere Verbreitung der Krankheit durch. die Truppen felbft zu verhüten. 
4) In Garnifonorten, wo die Cholera ſich zeigt, oder welche davon bedrobt 
"werben, ift die Nahrung, Bekleidung, Lebensweife und Befchäftigung der 
Truppen genau zu beachten, und find demgemäß angemeflene Inſtruktionen 
von den Befehldhabern zu erlaffen. Diefelben haben die zur Erwärmung dei 
Körpers der Leute disponiblen Mittel zu diefem Zwecke zu verwenden. bei 
fo find bei der Errichtung von Lagern und bei der in denielben zu handhaben 
den Ordnung die erforderlichen fanitäts: polizeilichen Maaßregeln genau zu 
befolgen. (Siehe auch $. 15.) 


2. Typhus. 
Verhütung der Entſtehung des Typhus. 

6. 35. Da die Erfahrung gelehrt hat, daß der Typhus, obfhon fpäterhin burd 
Anftedung ſich fortpflanzend, doch urfprünglich durch eine eigenthämliche Zuftver: 
derbniß entiteht, die —2 durch eine zu große Anhäufung von Menſchen in 
einem verhältnißmäßig engen Raume, wie am haͤufigſten z. B. in Kranken-, Armen: 
häuſern, Gefängniſſen u. ſ. w. hervorgebracht wird, fo iſt zur Verhütung feiner 
Entftehung hauptfählich die Vermeidung einer folhen Raumüberfüllung und die 
Erhaltung einer reinen Luft in den Wohnungen, fo wie die Beobachtung der größ 
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ten Reinlichkeit ũberhaupt erforderlich, und liegt es daher den Wolizeibehörden und 

Sanitätskommiſſionen, namentlich jur folhen. Umftänden, unter dene eine 

Zuphus: Epidemie mehr als fonft zu befürchten it, ganz befonders ob, biesfür die 

nötbige Sorge zu tragen und auf die erſten Anzeichen der —— tlich in 

Anſtalten obiger Art, ein genaues Augenmerk zu richten. - ) 
Anzeige von Krfrankungsfällen. 

6.36, Jeder — Erkrankungefall iſt der Vollneldehdibe N $. 9.) 
anzueigen. 

Die Unterlaffung diefer Anzeige foll mit einer Geldftrafe von 2 bis 5 Thalern 
polizeilich geahndet werden, wenn der dazu ee von dem — der 
Krankheit unterrichtet war. 

Verhütung der weiteren Verbreitung des Trphus, a) durch ein —— — — 
Verhalten. 

$ 37. ur Verhütung der. weiteren Verbreitung bes Typhus iſt —* erfor. 
derlich, daß von Seiten der Einwohner diejenigen diätetifchen Verhaltun 96. Regeln 
befolgt werden, welche ſowohl im Allgemeinen als auch insbefondere für die vermöge 
ihres Berufs mit Typhuskranken am häufigften in Berührung kommenden Perfonen 
gegeben find, und die Sanitätskommiſſionen müffen es fich — ſein laſſen, 
hierauf nach Kräften hinzuwirken. 

b) Durch Vermeidung der Kranken. 

$. 38. Demnächft ift die möglichfte Trennung der Erkrankten von 4 Befunden 
erforderlich, entweder durch Sfolirung der Kranken oder durch Bezeichnung ber 
Krankenwohnung mittelft einer Tafel, ($. 18. a. und b.) 

Diefe Maafregel darf feinen Falls vor erfolgter völliger Genefung ber Kranken 
aufgehoben werden, da die Verbreitung des Typhus auch befonders durch Rekonva 
les zenten befördert wird, 

Eine —— diefer Vorſchrift wird nach $. 26. geahndet. 

Is Desinfektion. 

$, 39. Die Desinfektion der Genefenen fo wie der für den Kranken befonders 
angenommenen Wärter, der benutz ten Effekten und Wohnungen geſchieht auf bie 
in der Desinfektions⸗-Inſtruktion angegebene Weiſe. 

Eine Vernachläſſigung diefer Beftimmung wird nad) $. 27. geahndet. 

Beſtimmungen binfichtlich des Militairs, 

$.40, Für das Militair, welches vom Typhus um fo mehr bedroht if, als 
Typhus. Epidemien fi vorzüglich zu Kriegszeiten, als fogenannte Kriegsveft, 
entwideln, gelten die — Beſtimmungen, welche für daſſelbe bei der Cho⸗ 
lera gegeben worden find. ($. 34.) 

Außerdem wird bier noch Folgendes feftgefegt: 

1) So viel als die Umftände es erlauben, müffen ——— einzelner 
Ortſchaften und Lokalitäten mit Truppen vermieden werden. 

2) Für den Fall, daß ſich dennoch der Typhus entwickeln ſollte, ſind, in der 
Nähe des Kriegsſchauplatzes, ſo wie an den Orten, die auf den Etappen. 
ftrafien liegen, eigene zwedmäßig eingerichtete Feldlazarethe für Zuphus- 
—* zu errichten, in welche andere Kranke nicht aufgenommen werden 

rfen. 

3) Einer befonderen. Aufficht: find die Erſatmannſchaften und Kriegsgefan⸗ 
genen > unterwerfen, da durch: dieſe der Typhus am leichteften verbrei- 
tet w 

Die von den Geſunden auf das Sorgfältigfie zu trennenden und mit 
den. Einwohnern aufer Berührung zu fegenden Kranken müſſen in die zu 
Gebote ftehenden, den Jahreszeiten angepaßten, wo möglich vor: den Tho— 
ren belegenen Räume, Scheunen, Kafernen u. f. w. wötbigenfalls in frei 
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gelegene Baraden, untergebradt werden. Ihr iveiterer Trandport muf 

unterbleiben, und nicht nur fie felbit, ihre Effekten und die von ihnen 

benutzten Lokalitäten, fondern auch die-Schiffe und Wagen, auf denen 

e transportirt worden find, und deren Führer jede Gemeinfchaft mit 

hnen möglichft vermeiden müffen, find forgfältig ju reinigen,  wertblofe 

Gegenftände aber, wie z. B. das Lagerſtroh, zu verbrennen. Mir Ge 

nauigkeit ift. darauf zu wachen, daß von ihren ungereinigten Effekten nichts 
vertrödelt werde und in die Hände der Einwohner gelange. 


3. Rubr. 

ea Anzeige an die Polizeis Behörde, 

$. 41, Die der Poltzeibebörde zu machende Anzeige ($. 9.) ift nur bei bot 
ertiger, anſteckender und epibemifch fich verbreitender Ruhr erforderlih, Tann 
dagegen unterbleiben bei gutartigen und fporadiichen Fällen diefer Krankheit. 

Der Arjt, der die Anzeige eines bösartigen Ruhrfalles unterläßt, fällt in 
eine Geldftrafe von 5 Thalern. Soll eine allgemeine Verpflibtung zur Anzeige 
entfteben, fo muß die Polizeibehörde des Kreiſes dazu eine beiondere Aufforderung 
erlaffen, und die Säumigen werden alsdann von der oben $. 25. gedachten Po— 
lizeiftrafe getroffen. Bun * Zu 
Sonftige fanitätss polizeiliche Vorfchriften bei der bösartigen Ruhr, 

$. 42. Für die bösartige, anftedende Ruhr gelten übrigens diefelben Beſtim 
mungen, welche binfichtlih des Typhus gegeben worden find, fo wie auch die 
das Militair betreffenden Anordnungen bei der Cholera. ($. 34.) " 

Hinſichtlich der bier befonders zu berüdfichtigenden Auslerungen der Kranken 
wird auf die Desinfektions« Inftruktion verwiefen, 

a2 ‘ Moisfregeln bei der gutartigen Ruhr. 

$.43. Erlangt die gutartige, nicht anftedende Ruhr eine epidemiſche Ver: 
breitung, fo haben die Sanitätsfommiffionen durch pünktliche Erfüllung ibrer 
Öbliegenheiten ($. 6.) die Entwidelung eines bösartigen Charakters der Krank— 
beit möglichft zu verhüten, zugleich aber die für diefen Fall erforderlichen Bor: 
bereitungen zu treffen. 

4. Boden. 
* Anzeige an die Polizeibehoͤrde. 

$. 44. Jeder Fall von Erkrankung an den Pocken iſt, bei Vermeidung einer 
Beldftrafe von 2 bis 5 Rthlr. oder 3 bis Stägigem Gefängniß, der Polizeibe 
börde (nach $. 9.) anzuzeigen, 

Abfonderung der Pockens Kranken. 


$. 45. Bleibt der Pockenkranke in feiner Wohnung, fo findet entweder die 
Iſolirung defielben oder die Bezeichnung der Wohnung mittelft einer Zafel 
(nad $. 18. a. b.) ftatt. 

Eine Vernahläffigung der desfalfigen Worfchriften zieht die $. 26. angedrob 
ten Strafen nach ſich. 

Errichtung von Pocken⸗Saͤuſern. 

$. 46. Für den Fall, daß die Anzahl der Pockenkranken an einem Orte fi 
ungewöhnlich vermehren follte, find dafelbit zur Aufnahme derjenigen, welche in 
ihren Wohnungen nicht bleiben fünnen, eigene, ftreng zu ifolirende Moden. Häu 
fer zu errichten, oder befondere forafältig geſchiedene Abtheilungen der größeren 
Krankenhaͤuſer zu diefem Zwede zu beflimmen. 


Desinfektion, 
$. 47. Hinſichtlich der Desinfektion wird im Fall erfolgter Genefung eines 
Vockenkranken auf $. 19., im Todesfall auf $. 22, verwieien, und jiebt eine 
a an afRgung der deshalb ertheilten Vorfchriften die $. 27. gedachte Strafe 
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» Beflimmungen binfichtlich der Beerdigung. i 
S. 48. Jede unnöthige Berührung der Reiche muß. vermieden,: diefelbe daher 
mit ben Kleidern, in weichen der Kranke geftorben ift, in einen Sarg mit ver: 
pichten Fugen gelegt, nicht zur Schau ausgeftellt, fondern fill zu Grabe ge 
bracht, wo möglich gefahren werden. 
Denjenigen, welbe mit der Leiche haben in Berührung kommen müffen ober 
—* * zu Grabe getragen haben, iſt eine Reinigung (nach $. 22.) zu 
empfeblen. 6 


Verfahren bei den Variofoiden. 
$. 49. Sämmtliche, die aͤchten Menfchenpoden betreffende fanitäts-polizeiliche 
Anordnungen find auch bei den fogenannten Varioloiden oder modifljirten Men: 
fchenpoden zu befolgen. 
Linimpfung der Schutpocken. 

$. 50. Als das fiherfte Schugmittel gegen die Menſchenpocken ift durch die 
Erfahrung die Cinimpfung der Schutpoden nachgewieſen. 

Es ift daher einem Jeden drinaend zu empfehlen, ſich felbft, feine Kinder, 
Pflegebefoblenen und ardere Angehörigen ohne zureichende, von Sachverftändigen 
onerfannte Dinderungsgründe der Schuppodens Impfung nicht zu entziehen, 
vielmehr wird von allen Ginfichtevollen die Beförderung diefer Maafregel durch 
Beilpiel und Belehrung ihrer Mitbürger erwartet. ' 

Die Beamten und insbefondere die Landräthe und Kreisphyſiker, fo mie 
alle mit der Verwaltung der Medizinalpolizei beauftragten Perſonen müſſen es 
ſich angelegen fein laflen, bei jeder ſich darbietenden Gelegenheit, der weiteren 
Verbreitung und allgemeinen Aufnahme diefes eben fo ficheren, als durchaus 
unfhädlihen Echugmittels förderlich zu fein. 

i Ausübung des Impfgefchäfte. 

6.51, Das Schußvoden: Impfgeſchäft ſteht unter der Aufficht und Kontrolle 
ber betreffenden Polizeibehörde, und ift nur den zur bürgerlichen Praxis gehörig 
approbirten Nerzten und Wundärzten und zwar unter der Bedingung erlaubt, . 
daß fie die in Betreff deſſelben erlaffenen DBorfchriften genau befolgen, mobei 
es ihnen insbefondere zur Pflicht gemacht wird, den Impfſtoff nur von völlig 
gefunden Individuen zu entnebmen, Don den in ibrer Privatpraxis vorgenoin: 
menen Impfungen baben die Aerzte vierteljährlich gemaue namentliche Liften an 
die Polizeibehörde einzufenden. 

Deffentliche Gefammtimpfungen, 

52, Behufs der Vakzination der fi hiernach als noch ungeimpft aus. 

weifenden Individuen follen alljährlich oder, wenn die Umſtaͤnde es erforderlich. 
maden, öfter in den verichiedenen Iandrätblichen Kreifen und überhaupt, wo 
ſolches nie ſchon fortwährend gefchiebt, öffentliche Geſammt-Impfungen vor 
genommen merden, wobei genau nach dem von den betreffenden Minifterien zu 
erlaffenden Regulative zu verfahren ift. 

Austellung von Impffcheinen, ‘ 


$. 53. Ueber jede aefchebene Impfung und deren Erfolg ift von dem Impf: 
arzte ein Schein auszuftellen. 

Swangsmaaßregeln. 

6.54. Sind Kinder deffen ungeachtet bis zum Ablauf ihres erften Lebens: 
jabres obne erweisliben Grund ungeimpft geblieben, und werden demnächſt von 
den natürlichen Blattern befallen, fo find deren Xeltern und reip. Vormünder 
wegen der verfäumten Impfung in Hinficht der dadurch hervorgebrachten Gefahr 
der Anſteckung in polizeilihe Strafe zu nehmen. 

Schulvorftieber, Handwerlsmeiſter, andere Gewerbetreibende und Dienfl- 
Herrſchaften werben wohl thun, fich die Ueberzeugung zu verfchaffen, daß bie 
bei ihnen im Mnterricht, Lehre oder Dienft tretenden Perfonen geimpft find. 
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Perſonen, welde für ihre Kinder oder Pflegebefohlenen die Aufnahme In öffent: 
liche Anftalten des Staats, Stipendien oder andere Benefizien nachſuchen, find 
abzumeifen, wenn fie den Machweis über die gefchehene Impfung nicht führen 
können. Vergl. auch $. 56, 

Beim Ausbruch von Pocken. 


$. 55. Brechen in einem Haufe die Pocken aus, fo iſt genau zu umterfus 
hen, ob in demjelben noch anſteckungsfähige Individuen vorbanden find, derem 
Bakzination alsdann in der Türzeften Zeit vorgenommen werden muß. 


Bei weiterer, Verbreitung der Krankheit find zugleich ſämmtliche übrige Ein. 
wohner auf die drohende Gefahr aufmerkſam zu. machen, und aufjufordern, ihre 

noch anftefungsfähigen Angebörigen fchleunigft vakjiniren zu laffen; zu welchem 
Ende von Seiten der Medizinalpoligei die nöthigen Veranftaltungen getroffen 
und erforderlihen Falld Zwangs» Impfungen bewirkt werden müſſen. 


Revakzination. 


6.56. Auch ift, wie überhaupt, fo unter den genannten Umſtänden insbe 
fondere, den ſchon vor längerer Zeit, wenn auch mit Erfolg geimpften Indivi— 
—— — Revakzination, wegen der dadurch bewirkten größeren Sicherheit zu 
empfeblen. 


Eine Aufnahme in Penfionsanftalten, welche mit öffentlichen Unterrichts: 
Inſtituten verbunden find, darf nicht eber ftattfinden, als bis der aufzunehmende 
Zöaling feine Bakzination oder Revakzination, als innerhalb der legten 2 Jahre 
wirkſam an ihm vollzogen, nachgewieſen hat. 


Beftimmungen binfichtlich- des Militairs, 

$.57. Was das Militair betrifft, fo müſſen fomohl bie Soldaten des, ftes 
benden Heeres als aud die zur Landwehr und Neferve gehörenden Perfonen, 
hinſichtlich der bei ihnen gefchehenen Schutzpocken-Impfung bei ihrer Einftellung 
genau unterſucht werden, und ſollen diejenigen, welche ſich als noch nicht ge— 
impft und der Impfung bedürftig ausweiſen, wenn ſie in das ſtehende Heer 
eintreten, nah Allerhöchſter C. O. vom 30. Mai 1826. — ©. ©. pro 1826, 
Nr. 18. — fofort geimpft, die zur Landwehr und Reſerve gebörenden aber den 
Zivilbebörden angezeigt werden, damit diefelben ungefäumt, und wenn das In— 
dividuum renitent fein follte, mit Anwendung von Zwangsmitteln, die m: 
pfung bewirken laffen. Bei der nächſten Einberufung baben ſich diefelben durch 
einen Schein über die wirklich geſchehene Impfung auszuweiſen. 


Diejenigen Rekruten, bei welchen unverkennbare Narben der fchon überftande» 


nen Menfhenpoden nicht vorhanden find, und weldhe, obichon. früher geimpft, 
durch Impf+ Artefte nicht darthun können, daß fie bereits vor ihrer Einftellung, 
jedoch) nicht länger ale 2 Jahre vor derfelben, mit Erfolg revakjinirt worden find, 
follen in den erften 6 Monaten ibrer Einftellung, in Gemäßheit der durch die C. O. 


vom 16. Juni 1834 beftätigten Verordnung vom 6, April 1834. (©. S. ©. 119.) 
revakzinirt werden. 


Verbot des Linimpfens der MienfchensPocken, 


$ 58. Das Einimpfen der Menfchenpoden ift bei Zmonatlicher Freibeitsftrafe 
verboten, 


5. Mafern, Scharlad und Rötbeln. 
Anzeige an die Polizeibehörde, 

6.59. Bel den Mafern, Scharlach und Rötheln find die Aerzte, bet der $. 41. 
beftimmten Geldftrafe, zur Anzeige alsdann verpflichtet, wenn befonders bösartige 
oder befonders zahlreiche Fälle ihnen vorfommen. Die Polizeibehörde bat im letzte— 
ren Falle Maafregeln zu treffen, um fich in Kenntniß über den Fortgang der Epis 


demie zu erhalten, und danach nöthigen Falls die Verpflichtung zur Anzeige aller 
vorkommenden Erfrantungsfälle nach $. 41. feftzuftellen. 
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Bezeichnung der Wohnung und Iſollrung der Kranken. 

6.60. Die Bezeichnung der Krantenwohnung durch eine Tafel oder die Iſolirung 
bed Kranken ($. 18; a. b.) ift ebenfalld nur in Fällen befonderer Bösartigkeit erfor 
derlich; und find alsdann die von der Bebörde getroffenen Anordnungen bei Vermei⸗ 
dung der $. 26. beftimmten Strafe genau zu befolgen. Sin den übrigen Fällen ba» 
ben die Angehörigen der Kranken den Verkehr derfelben mit andern anſteckungsfähi⸗ 
gen Individuen möglichft zu verhüten. 


Desinfektion. 


6.61. Die Deſinfektion ber Genefenen und der während der Krankheit benup- 
ten Effekten und Wohnungen gefchieht auf die in der Anweifung zum Definfeltions- 
verfabren vorgefchriebene Weiſe. | 

4 Vernochläſſigung dieſer Beſtimmung zieht die $. 27. angedrohte Strafe 

na \ 
6. Kontagiöſe Augenentzünbung. 
Beftimmungen binfichtlich des Militairs. j 

$.62. Da ſich die kontagiöſe Augenentzündung bisher hauptfählih im Mil: 
tair gezeigt hat, fo wird zunächft binfichtlich deffelben Folgendes feftgefept: 

1) Alle dergleichen Kranke find fofort aufer Gemeinfchaft mit den übrigen Mann 
fchaften zu ſetzen, und in befonderen Zazarethabtheilungen zu behandeln, 

2) Wenn es einer mebrmonatlihen Behandlung unmöglich geblieben ift, den 
normaler Zuftand der Augenlieder herbei zu führen, fo müjlen die Kranken 
aus den Razaretben beurlaubt und, felbit vor Beendigung ihrer Dienftzeit, 
in die Referve entlaffen werden, fobald fie nach dem Zeugniß des betreffenden, 
Arztes in der Rekonvalescenz fo weit vorgefchritten find, daß eine Anſteckungs— 
fähigkeit bei denfelben nicht mebr ftattfindet. 

3) Dabei ift auf das forgfältigfte darauf zu halten, daß die zu entlaffenden Per: 
fonen ſewohl felbft gehörig gereinigt, als auch mit volllommen gereinigten 
Kleidungeftüden verfehen werden. 

4) Zugleich find den betreffenden Regierungen namentliche Liften der zu entlaſ⸗ 
fenden Augenkranken Rekonvalescenten mit Angabe. des Wohnorts derſelben 
einzureichen. 

Die Regierungen haben die Kreis, und Medizinalbeamten hiervon zu bes 
nachrichigen, und diefelben, fo wie die Drtsvorfteber und vorzüglich diejenis 
gen Aerite und Chirurgen, welche an dem Aufenthaltsorte des zur Reſerve 
Entlaffaıen oder wenigftens in der Näbe deffelben fich befinden, auffordern 
zu laſſen, ein vorzügliches Augenmerk auf jene Rekonvaleszenten zu richten. 

Auferrem ift eine Belehrung über die gegen dergleichen Rekonvaleszenten 
zu beobahrenden Vorſichtsmaaßregeln zu publiciren. ($.6. ad 3.) Bei etwa 
eintretemen Rüdfällen aber ift ein folher Kranker, wenn et noch nicht über 
Jahr unt Tag aus dem ſtehenden Heer entlaſſen iſt, ohne weiteres dem näch ⸗ 
ften Miltairlazareth zu überliefern, andern Falls fällt feine Behandlung der 
Zivilbehirde anheim. ($.63.) 


Verfahren bei Zivilperfonen und öffentlichen Anftalten, 
$.63. Konmen dergleichen Augenkranke unter den Zivilperfonen vor, fo treten 
hinſichtlich derflben die allgemeinen fanitäts« polizeilichen Vorichriften für die min- 
der gefährlichen anftefenden Krankheiten in Wirkjamteit, ($. 18. c.) 
- Eine beſowere Aufmerkſamkeit ift hierbei auf folche öffentliche Anftalten zu 
richten, in denn eine große Anzahl von Menfchen zufammen lebt. 


Bei bier asbrehender Krankheit kann die Evaluation der Anftalt, theilweife 
oder gänzlich, rforderlich werden. 





Desinfektion, 
$.64. DieDefinfektion der von den Kranken benugten Effekten und MWohnun: 
gen gefchieht rad der in der Anweifung zum Definfettionsverfahren gegebenen 
Vorſchrift; un finden hierauf die Beftimmungen des $. 23 und 27. Anwendung. 
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7. Die Syphilis. 


Unzeige der Kranken. 

$. 65. Die Anzeige an die Orts: Volizeibehörde ($. 9.) iſt nicht bei allen 
an ſyphilitiſchen Uebeln Teidenden Perſonen ohne Unterſchied erforderlih, fon: 
dern nur dann, wenn nach Ermeſſen des. Arztes von der Verſchweigung der 
Krankheit nachtbeilige Folgen für den Kranken felbft oder für das Gemeinwe⸗ 
fen zu befürdren find. In diefen Fällen ift der betreffende Arzt dazu verpflich. 
tet, und eine Vernahläfftgung feiner desfallfigen Dbliegenbeiten foll mit einer 
in Wiederholungsfällen zu verdoppelnden Geldftrafe von 5 Thalern geahndet werben, 

Dagegen find ſämmtliche Medizinalperfonen, mit Ginfchluf der Worftände 
von Kranfenanftalten, verpflichtet, vierteljährlih in den einzureihenden Sanis 
tätsberihten — über die Anzahl der ihnen. überhaupt vorgefommenen fppbilitis 
fhen Kranken, die Zahl der Geheilten u.f.w. ohne Nennung der Namen, an 
die Orts: Polizeibehörde Bericht zu erftatten. J 

Syphilitiſch kranke Soldaten müſſen von den fie etwa behandelnden Zivil⸗ 
Aerzten dem Kommandeur des betreffenden Truppentheils oder dem dabei ange: 
ftellten Ober» Arzt angezeigt werden. 

Hinfihtlic der Anzeige ſyphilitiſcher Weibsperſonen in Öffentlichen Häufern 
verbleibt es bei den im A. L. R. Thl. II. Tit. 20. $. 1013. seqq. enthaltenen 
gefeglihen Beltimmungen. 

Verfahren bei den in ihren Wohnungen bleibenden Kranken, 

8.66. Verbleibt der Kranke in feiner Wohnung, fo findet die $. 18, c. ge 
gebene Vorſchrift ihre Anwendung. 

Brrichtung befonderer Branfenhäufer, 

$.67. Sollte die Zahl der fophilitiih Kranken an einem Orte, wo nicht 
bereits ein geeignetes Krankenhaus vorhanden ift, fehr zunehmen, oder daffelbe 
aus fonftigen Gründen erforderlih werden, fo ift unter Mitwirkung der Sa— 
nitätstommilfionen zur Aufnahme derjenigen, welche in ihren Wohnungen nicht 
gründlich geheilt werden können, ein befonderes Haus einzurichten. 


Desinfektion. 


$.68. Die Reinigung der von der Syphilis Genefenen, fo wir der von ib« 
nen gebrauchten Wäfche, Kleidungsftüde und fonftigen Gegenhärde, geſchieht 
nach näherer Anordnung der Behörde und unter Androbung der $.27. beftimmten 
Strafe auf die in der Anweiſung zum Definfectionsverfahren angaebene Weife. 

Ermittelung der Anftecfungsquelte. 

6.69, Die Polizeibehörden haben dafür zu forgen, daf die Aeyte und Wund« 
ärzte, befonders die bei den Krankenhäuſern angeftellten, wenn fie ſyphilitiſch 
angeftedte Perfonen in die Kur nebmen, auszjumitteln fuchen uid der Polizeis 
bebörde anzeigen, von wem bie Anftedung berrühre, damit lieterlihe und un— 
vermögende Perſonen, von deren Leichtfinn die weitere Verbreiting des Uebels 
zu befürchten und bei denen ein freiwilliges Aufiuchen ärztlicher Hülfe nicht zu 
erwarten ift, unterfucht, in die Kur gegeben, und überhaupt diezur Verhütung 
einer weiteren Verbreitung des Uebels durd die Umſtände gebitenen Maaßre— 
geln getroffen werden fünnen. 

Diefelbe Verpflichtung liegt auch den Militaträrzten ob. 

Aufficht auf liederliche Perfonen, 

$.70. Hinſichtlich der polizeilichen Auffiht auf diejenigen Perfonen, von 
welchen eine Verbreitung des ſyphilitiſchen Uebels vorzugsweiſe u beforgen iſt, 
verbleibt es bei den beftebenden Vorſchriften. 

Straffälligkeit der wiffentlichen oder fahrläffigen Verbreitung der 3ypbilis, 

$.71. Eben fo finden die beftebenden gefeglihen Beſtimnungen für bie 

Fälle wifjentliher oder fahrläffiger Verbreitung der Krankheit ilre Anwendung 
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ſowohl auf männliche al® auf weibliche Perſonen. (A. L. R. Thl. II. Tit. 20, 
$$. 1013 — 1015. und 1026.) ur 
Verbot des Kurirens fypbilitifch Branker durch unbefugte Perfonen. 

6.72. Auf die genaue Befolgung des im $. 17. enthaltenen Verbots der 
Behandlung anftedender Krankheiten dur unbefugte Perſonen ift mit befonde- 
rer Sorgfalt bei der Syphilis zu halten, und find die Polizeibebörden und ap 
nn Medizinalperfonen zur vorzügliben Aufmerkfamkeit in diefer Hinficht 
verpflichtet. 

Die Apotheker werden auf die denfelben gegebenen Worfchriften gegen bie 
Dereitung von Arzeneien auf Anordnung unbefugter Perfonen und gegen dem 
Handverkauf von Arzeneimitteln, die Merkurialia und andere: heftig wirkende 
Subftanzen enthalten, verwieſen. 

Beftimmungen binfichtlich des Militairs. 
§.73. Im Militair fol bei den Soldaten bei beſtimmten Beranlaffungen, 
3. ®. bei der Einftellung, beim Ausmariche, bei der Entlaffung m. f. w. eine 
genaue Nachfrage in Bezug auf ein Erkranken an fopbilitifhen Uebeln und ein 
Beltrafen derjenigen, die ibr Leiden verheimlichen, ſtattfinden. 

Syphilitiſch erkrankte Soldaten find in die Militairbofpitäler aufzunehmen 
eier = ihrer völligen Heilung, felbft nach Ablauf ihrer Dienftzeit, nicht zu 
entlaffen. 


8. fräße. 
Meldung der Kranken an die Polizeibehörde, 

6.74. Hinfihtlih der Meldung der Kräpfranten an die Orts-Polizei-Be— 
börde gelten die bei der Syphilis — 9.65. — gegebenen Vorſchriften. 

Wird eine in einem Wordell befindliche Frauensperfon von der Kräge befal. 
len, fo liegt dem Wirthe oder der Wirthin die Verpflichtung ob, der Polizei— 
bebörbe ungefäumt davon Anzeige zu machen; bei Wermeidung einer Polizeis 
firafe von 5. Rtbir. oder Stägigem Gefängniß. 

Das zur Viſitation von dergleihen Häuſern verpflichtete ärztliche Perſonal 
bat auch auf das Vorhandenſein der Kräge mit befonderer Sorgfalt zu achten. 
Maafregein beim Verbleiben der Kranken in ihrer Wohnung. 

6.75. Bleibt der Kranke in feiner Wohnung, fo findet die $. 18. c. gege: 
bene Vorfchrift ihre Anwendung. 

Dabei ift jede nähere Gemeinſchaft deffelben mit andern Perſonen bis zur 
erfolgten Heilung und nachherigen Reinigung feiner felbft und der gebrauchten 
Effekten möglichſt zu verbüten, und find in diefer Hinſicht Eltern und Vor— 
miünder auf ihre Kinder und Mflegebefohlenen, Handwerksmeiſter auf ihre Ge 
* und Lehrlinge, Dienſtherrſchaften auf ihre Geſinde zu achten ver—⸗ 
pflichtet. 

Aufnahme von Kraͤtzigen in oͤffentliche Krankenanſtalten. 

6.76. Sollte, nach dem Ermeſſen der Drts-Polizeibebörde und Sanitäts— 
Kommiffionen das Werbleiben der Kranken in ihren Wohnungen mit Gefahr 
für das Gemeinwefen verbunden fein, fo find diefelben in öffentlichen Kranfen« 
Anftalten unterzubringen und zu beilen. If an dem Orte felbit oder in deffen 
Nachbarſchaft ein öffentliches Krankenhaus nicht vorhanden, fo find, befonderg 
wenn die Krankheit fi weiter verbreiten und eine größere Anzahl von Men: 
* befallen ſollte, geeignete Lokalitäten zur Aufnahme der Kranken einzu 
richten. 

Reinigung der Geneſenen und ihrer Effekten. 


6.77. Nach erfolgter Heilung find die Geneſenen, fo wie deren Kleidungs. 
ſtücke und fonftige Efſekten, infofern fie mit ihnen während der Krankheit in 
Berührung geweſen find, desgleihen die Wohnungen, nad Worfchrift der Ans 
weifung zum Definfeftionsverfahren gründlich zu reinigen. _ 
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Bernadhläffigungen .diefer Verordnung werden mit einer Geldftrafe von 2 bis 
5 Rthlr. oder mit 3« bis Stägigem Gefängnif geahndet, a 
Polizeiliche Auffichts+ ⸗Maaßregeln. 

6.778, Die Polizeibehörden, ſowohl in. den Städten als auf dem Lande, 
haben auf: anbefannte. und ſich umbertreibende Merfonen in Beziehung. auf etwa 
bei ihnen vorhandene Kräte ein befonderes Augenmerk zur richten, diefelben bei 
paffenden Weranlaffungen ärztlich unterfuhen zu laſſen und, wenn der. gebegte 
Verdacht ſich beftätigen follte, für die zwedmäßige Unterbringung und Beilung 
derfelben Sorge zu tragen. Vergl. $. 15. Daffelbe gilt binfichtlic der wars 
dernden Handmwerkegefellen und Juden, auf welche Leptere befonders in Meß: 
Drten und bei Jahrmärkten mit Sorgfalt deshalb zu vigiliren ift. | 

Dienftboten haben es ihren Herrfhaften, Gefellen und Lehrlinge ihren Mei 
ftern anzuzeigen, wenn fie glauben, von der Krätze angeftedt zu fein. Herr 
fhaften und Meifter find verpflichter, im diefer Hinſicht auf ihre Dienftboten, 
Gefellen und Lehrlinge aufmerkfam zu fein, und verbunden, die zur ‚Heilung 
der Erkrankten. und zur Verhütung einer weiteren Verbreitung der Krankheit 
erforderlihen Maaßregeln zu treffen. | 

Unterlaffungen und Verfäumniffe bierin follen nad Befinden der Umftände 
mit einer Geldftrafe von 2 bis 5 Rthlr. oder 3« bis Stägigem Gefängnif ge 
abndet werden. 

Eine befonders genaue Aufſicht ift zu führen auf die in Arbeits und Ber: 
forgungsbäufern, Waifenhäufern, Strafanftalten, . Gefängniffen u. a. dergl. öfs 
fentlihen Anftalten befindlichen Perfonen, welche von Zeit. zu. Zeit in. diefer 
Hinfiht von dem dabei angeftelten Medizinalbeamten genau zu inſpictren find. 

Eben fo liegt den Worftehern großer Fabriken, befonders folder, in denen 
Wolle und wollene Zeuge verarbeitet werden, fo wie den Herberge: und Gaft« 
wirthen eine bejondere Aufmerkſamkeit auf die bei ihnen befchäftigten oder von 
ihnen beberberaten Perſonen ob. . 

| Sinfichtlich des Handels mit alten Kleidern, Betten u. ſ. w. 

§. 79. In Betreff des Handels mit alten Kleidungsftüden, befonders wollenen 
Stoffen, Pelzwerk und dergleichen, fo wie mit alten Betten und andern Gegen. 
ftänden, welche von Krätzkranken gebraucht worden find, gelten die im $. 21. gege- 
benen Beftimmungen und ift bier mit befonderer Genauigkeit darauf zu achten, daß 
dergleihen Sachen nicht eher wieder in den Verkehr kommen, als bis fie nach Vor— 
Er * Deſinfektions⸗Inſtruktion auf das Sorgfältigſte gereinigt worden find. 
($. 77. | 

Ausmittelung der Quelle des Uebels. 

$.80. Die Polizeibehörden haben bei gefchehener Meldung, in Gemeinſchaft 
mit den Medizinalperfonen, die Quelle des Uebels möglichft auszumitteln, um in 
diefer Hinficht die geeigneten Maafregeln zu treffen und der weiteren Verbreitung 
der Krankheit entgegen zu wirken, | 

Abfichtliche Verheimlichung der Kraͤtze. ) 

$.81. Wird die Krätze zum Nachtheile Anderer abſichtlich verheimliht — in 
welcher Hinficht befonders Handel» und Gewerbetreibende Individuen in Betracht 
fommen — oder wird fie durch ein leichtfinniges Benehmen der Kranken andern 
Perſonen mitgetheilt,, fo treten die für diefen Fall anwendbaren Beſtimmungen des 
A.L. R. Thl. U. Zit. 20. $$.777 und 778, ein. 

Verfsbren beim Militeir, 

$.82. Soldaten find hinſichtlich der Kräge mit Genauigkeit zu beobachten, und 
wenn bie Umſtände es erforderlich machen, von Zeit zu Zeit zu unterfuchen, welches 
jedenfalls bei ihrer Einftelung, fo wie bei ihrer Entlaſſung geſchehen muß. 


Eine abfihtlihe Verheimlihung der Krankheit hat Beftrofung zur Folge. 
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Die von der Kratze befallenen Soldaten find bi {it Lazarethe oder andere 
abgefonderte Räume Behufs ihrer Heilung unterzubringen. “ 
Außerordentliche Maaßregeln bei allgemeiner Verbreitung der Kräge, 

583. Für den Fall, daß die Krätze an einem Orte eine ungewöhnlichere und 
allgemeinere Werbreitimg erlangen follte,; wird ‚den befrefferiden Aegierungen die 
Grgreifung befonderer Maaßregeln Behufs der genäauenErmittelung des Standes 
der Krankheit, ihrer Zu⸗ und Abnahme: und einer gründlichen Tilgung derjelben 
zur Pflicht gemacht. aa ade En 

Die nähere Beſtimmung der unter ſolchen Umſtänden zu treffenden Anordnun 
gen bleibt ihrem Ermefjen überlafjen. 


9 Weichfelgopf. 
re —— = mMeldung der Kranken,“ f % ee 
85. 84. Jeder am Welchſelzopf leidende Kranke. ift bei. Vermeldung der im 6. 25. 
beſtimmten Strafe der OrtsPolijeibehörde anzuzeigen. ee 
Beftimmungen für den Jall, daß. der Kranke in feiner Wohnung verbleibt, 

6.85. Bleibt der Kranke in:feiner Wohnung, fo finder eine Wezeichtiung ders 
ſelben mittelft einer Tafel oder eine Iſolirung des Kranken nicht ſtatt, dagegen: ift 
‚derfelbe, fo wie feine Augehörigen, mit der Gefahr der Anſteckung und der Art und 
Weiſe, wie ſolche am häufigften bewirkt zu werden pflegt, bekannt zu machen. © 

Eine deſſenungeachtet auf leichtſinnige Oder muthwillige Weiſe veranlaßte Heber. 
tragung der Krankheit auf andere Perſonen fol nach den Beflimmungen des ALR. 
Thl. 11. Zit. 20, $$. 777 und 778, beſtraft werden. 

HK 5. HRS 3 Deninfebtiun  . © Se Su 
+6,86; Die von einem Weichſelzopfkranken benutzten Werten, Bott: und Leib. 
wäfche, Kopfbedeckungen und ſonſtige Gegenſtände dürfen nach beendigter Krankheit 
nicht eher wieder in Gebrauch gezogen werden, als bis fie nach näherer Beſtimmung 
der Polizeibehörde und nah Anweiſung der Definfektions: Inftruktion gereinigt 
worden find. FIRE ET WeRE ’ ‚rn \ —— — 
Die Unterlaſſung zieht die $. 27. beſtimmte Strafe nach ſichh. 

ER | | Scütberuh, | 

$. 87. Da den mit dem Weichſelzopf behafteten Kindern der Schulbeſuch wegen 
langer Dauer der Krankheit nicht unterfagt werden kann, fo müffen denfelben zur 
Verhütung Er weitern Verbreitung des Webels abgefonderte Sitze und befondere 
Plätze zur Ablegung ihrer Kopfbedelungen angemwiejen werdet, Außerdem ift es 
die Pflicht des Lehrers, die Kinder über die Gefahr der Anftedung zu belehren. 

Verbot der Benugung allgemeiner Badeanftalten, = 
$. 88, Die Benugung zum allgemeinen Gebrauch beftimmter Badennftalten 
- Badefluben darf den am. Weichfelzopf leidenden Perfonen nicht geftattet 
werben, 


Beftimmungen binfichtlich des Militairs. 

59. 89. Wird ein Soldat vom Weichfelzopf befallen, fo ift derfelbe, falls er nicht, 
den beſtehenden Beftimmungen zufolge, fofort zu entlaffen ift, unverzüglich in das 
Lazareth aufzunehmen. Bei der Entlaffung folcher Individuen aus dem Heere 
müffen die von ihnen abgegebenen Kopfbedefungen vernichtet und die von ihnen bes 
nugten Zagerftellen u. f. w. vorfchriftsmäßig gereinigt werden, ehe fie weiter in Ge: 
brauch gejogen werden dürfen, j 


10. Bösartiger Kopfgrind, Krebs, Shwindfuht und Gicht. 
“ Reinigung der Effekten. 


$.90. Bei den genannten Krankheiten befchränken fich die fanitäts= polizeilichen 
Maafregeln auf die vorfchriftgmäßige Reinigung und refp, Vernichtung der mit den 


510 Sweiter Theil. Zwanzigſter Titel. 6602. 


Abſonderungen der Kranken in unmittelbare Berührung gekommenen Kleidungeſtücke 
und fonftigen Effekten. Die Anordnung bderfelben. liegt ‚den Aerzten der Kranken, 
die Kontrolle der getroffenen Maaßregeln der Polizei- Behörde ob. Vergl. $. 23. 


Aufficht auf Waifenhäufer, öffentliche Schulen ıc, binfichtlich des Kopfgrindes. 


$.91. Hinſichtlich des Kopfgrindes find. die Waiſenhäuſer und Ähnliche Anſlal- 
ten unter befondere fanitäts »polizeiliche Aufſicht zu nehmen. — 

In. den öffentlihen Schulen dürfen Kinder, die am, bösartigen Kopfgrind- Leis 
den, nicht zugelaffen werden. J 


11. Tollkrankheit (Hundewuth). 
Verminderung der Zahl der Kunde, Deere 

6.92. Da die Tollkrankheit am häufigſten bei den Hunden vorfommt, fo ift 
durch geeignete Maaßregeln die Zahl der Hunde jo viel als möglich zu vermindern, 
und auf die genaue Befolgung der dad Halten der Hunde betreffenden Poltzeigeſetze, 
een der darin beflimmten Geld» oder Leibes: Strafen, nachdrücklichſt 

u halten. ’ een 

3 .  Töbtung der tollen Hunde, . 

$.93. Iſt bei einem Hunde die Wurh auch nur im geringſten Grade eitigetre: 
ten , fo muß derfelbe, wenn er auch feinen Menſchen gebiſſen bat, fogleich. und. obne 
Weiteres getödtet werden. Jusbefondere liegt diefe Verpflichtung dem Eigenthümer 
oder. demjenigen, der ihn unter Aufjicht hat, bei Vermeidung der durch das Edit 
‚wegen Zollwerdens der Hunde vom 20. Febr. 1797; $. 2. seqq. feftgefegten bedeu⸗ 
tenden Geld» oder Freiheitsftrafen, ob, J | 

Anzeige an die Polizeibehärde. ze 
$.94. Zugleih muß der Volizeibehörde bei Vermeidung einer Geldftrafe von 
5 Zhalern oder Stägiger Freiheitsſtrafe ungeſäumt von dem ftattgefundenen Aus 
bruche der Wuth und dem, was binfichtlich des Hundes gefchehen ift, Anzeige ge» 
macht werden, Ä L * 
Verfahren, wenn der Hund bereits Menſchen gebiſſen hat. 

6,95. Hat aber ein toller oder auch nur verdächtig ſcheinender Hund bereits 
Menfchen gebiffen, fo bat der nächte Angebörige oder Bekannte, oder: wer zuerſt 
davon unterrichtet ift, bei Vermeidung einer Geldftrafe von 10 Thalern oder 1Atä- 
giger Freiheitsitrafe, den nächſten Arzt oder Chirurg davon fofort in Kenntniß zu 
fegen, der Hund felbft aber muß, wenn es möglich ift, ihm ohne Gefahr einzufan- 
gen, zur Aufklärung der Sache und zur Beruhigung der gebiffenen Perſonen, nad) 
Anordnung der davon in Kenntniß zu fegenden Polizei: Bebörde ($. 94.) und unter 
Auffiht von Medizinalperfonen, in einem ficheren Behaͤltniß eingefperrt werden, 
bis er entweder ganz gefund wird oder ftirbt. 

Gefegliche Strafbeftimmungen bei angerichteten Schaden. 

6.96. Iſt durch den Biß eines tollen Hundes Schaden angerichtet worden, fo 
kommen die allgemeinen gefeglihen Beftimmungen wegen Beſchaͤdigung aus Fahr 
läſſigkeit, A. L. R. Thl. U. Tit. 20, $. 777. seqq. zur Anwendung. 

Vergraben der tollen Hunde. 

6.97. Sobald ein toller Hund getödtet worden oder von ſelbſt krepirt iſt, muß 
das Kadaver, unter Vermeidung aller Berührung mit bloßen Händen, mit Haut 
und Haaren an einem abgelegenen Drte in eine wenigftens 6 Fuß tiefe Grube ge: 
worfen, eine Hand hoch mit Kalk überfchürter, und fodann mit Erde und Steinen 
bededt werden. (S. $. 98.) 

Reinigung und refp, Vernichtung der mit dem tollen Hunde in Berührung gekommenen 
Begenftände, 

$.98. Die Werkzeuge, mit denen man das Kadaver berührt hat, fo wie alles 
andere, was mit dem tollen Hunde in Berührung gefommen, oder mit Geifer, 
Blut u. f. w. von demfelben befudelt worden ift, wie 3. ®. feine Lagerftätte, Streß: 
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und Saufnäpfe, Ketten, Stride, Holz, an welchem er genagt bat, die Inſtru— 
mente, mit denen er getödtet worden ift, müflen nach Vorſchrift der Deſinfektions— 
Inftruftion behandelt werden. j 

Daffelbe muß geicheben mit dem Stalle, in welchem fih der Hund befunden 
bat, und darf in den vorfchriftemäßig gereinigten Stall vor Ablauf von 12 Wochen 
fein anderer Hund gebracht werden. Wer gegen dieſe Vorſchriften ($$. 97 und 98,) 
bandelt, oder deren Befolaung unterläßt, hat eine Geldftrafe von 5 bis 10 Tha— 
lern oder 8: bis I4tägige Gefängnißftrafe verwirkt. Sollte dadurh ein Schaden 
für Menſchen eutſtanden fein, fo kommen die allgemeinen gefeglihen Strafbeftim« 
mungen der $. 777. seqq. des AL. R. Thl. II. Zit. 20. in Anwendung. 

Tödtung der von einem tollen Kunde gebiffenen Hunde. 

95.99. Hunde, von denen man weiß, oder bei denen man auch nur die gegrün: 
dete Beſorgniß bat, daß fie von einem tollen Hunde gebiffen find, müffen fofort 
gerödter und mit der nörhigen Vorficht'verfbarrt werden. Eigenthümer von Hun⸗ 
den, welche biergegen handeln oder einen foldhen Hund, von dem fie wiflen, daß er 
von einem tollen Hunde gebiffen if, einem Andern überlaffen, verfallen in die $.93, 
gedachte Strafe. 

Verbot des Rurirens toller und von tollen gebiffener Hunde durch Ylichts Aerzte, 
$.100. Bei Vermeidung derfelben Strafe ift das Kuriren fowohl der tollen, 
ald auch der von tollen gebifjenen Hunde jedem Nichtarjte fireng unterfagt. 

Kurverfuche von Aerzten oder opprobirten Thierärzten dürfen nur in befondern 
Fällen mit Grlaubniß und unter Auffiht der Polizeibehörde, bei Beobachtung der 

‚nöthigen Sicherheitsmaafregeln, unternommen werden, | 

Tödtung wuthkranker Ragen, Fuͤchſe und Wölfe, 

$.101. Wenn an einer Kape, an einem Fuchfe oder Wolfe Spuren der Wuth. 
franfheit wabrzunehmen find, fo ift nicht nur ein ſolches Thier auf die für Mens 
ſchen gefabrlofefte Weiſe fogleich zu tödten, fondern es müffen auch die von ihm ge 
biffenen Hunde ohne Verzug getödtet werden. Hatte jedoch eine der YButb verdäch⸗ 
tige Katze einen Menſchen bereits gebiſſen, und iſt fie nun in einem völlig ficher 
verwahrten Bebäitniffe eingefperrt, fo kann; zur genaueren Beobachtung der Krank. 
beit und vielleicht zur Beruhigung der gebiſſenen Verfonen, das Zödten des Thies 
res einſtweilen unterbleiben, wenn die Wolizeibebörde nach gewonnener Ueberzeu⸗ 
gung von der Sicherheit des Lokals ſolches verſtattet. 

Hinſichtlich der Strafen wird auf h. 98. verwieſen. 

Bei dem Vergraben ſolcher der Wuth verdächtigen oder wirklich mit ihr behaf⸗ 
tet geweſenen Thiere und bei dem Reinigen der Gegenſtände, die mit denfelben in 
Derübrung gelommen find, müffen die $$.97 und 98, gegebenen VBorfihriften genau 
befolgt werden. 

. Verfahren bei gebiffenen Pferden, Rindvleh und anderen Saustbieren, 

$.102. Sind Pferde, Rindvieh, Schaafe, Ziegen oder Schweine von einem 
tollen Hunde oder einem andern wuthkranken Thiere gebiffen worden, fo muß, um 
das Eutſtehen der Wuth zu verbüten, bei Vermeidung einer Geldftrafe von 5 Tha⸗ 
lern oder achttägiger Freibeitsitrafe, eine tbierärztliche Behandlung fo bald als 
möglid nachgeſucht, und diefelbe unter genauer Beobachtung der erforderlichen 
Borfihtömanpregeln, und namentlich in einem abgejonderten Raume, eingeleitet 

Verbot des Schlachtens ıc, folcdher Thiere, 

$. 103. Dergleichen gebiffenes Rindvieh darf während 4 Monate, und das an» 
dere Schlachtvieh während einer Zeit von drei Monaten nach dem Diffe, weder 
verfauft noch geſchlachtet, auch die Milch während diefer Zeit weber für Menſchen 
noch Thiere benugt werden. 

Eine Hebertretung diefer Vorfchrift foll mit einer Geldftrafe non 10 His 20 Tha⸗ 

lern oder einer Freiheitsftrafe von 8 big 14 Zagen geahndet werden. 
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Tödtung derfeiben bei ausgebrochener Wuth, ; 
6.104. Iſt die Wuthkrankheit bei einem Pferde, Rinde, Schaafe, bei einer 
Ziege oder bei einem Schiweine wirklich ausgebrochen, fo muß das kranke Thier, bei 
Bermeidung der gefeglihen Strafe fogleich getödtet, der Polizei-Behörde davon 


Anzeige gemacht ($. 94.) und das Kadaver, nach Vorfchrift des 8. 105., vergraben 


Vergraben derfelben. 

$.105. Beim Fortſchaffen der krepirten oder getödteten tollen Thiere muß bie 
Zeit vermieden werden, wo großer Verkehr auf den Straßen ftatefindet, oder mo 

das Vieh aus: und eingerrieben wird, dabei auch verhütet werden, daß kein Geifer, 
Blut und dergleichen vor: den Kadavern auf die Straßen falle. 

Katzen und Hunde milffen von dem Stalle, in welchem ein tolles Thier oder 
deffen Kadaver fich befinder, auf eine zuverkäffige Weiſe abgehalten werden, weshalb 
auch derjenige, welcher dus Thier fortichafft, beim Abholen defielben feinen Hund 
mitbringen barf, 

Die Kadaver dürfen weder abgezogen noch geöffnet werben, wenn letzteres nicht 
etwa von einem Arzte oder approbirten Thierarzte mit der angemeffenften Vorſicht 
geichieht. Auch darf derjenige, welcher das Vergraben beforgt, nichts von dem Ka- 
daper mitnehmen, 

° Daffelbe muß in eine mindeftens 6 Fuß tiefe Grube geworfen, eine Hand hoch 
mit Kalt überfhürtet und mit Erde und Steinen bededit werden. ($- 106.) 

Reinigumg der Ställe und fonftiger Gegenftände. 

$. 106. Das Reinigen der Ställe und das Reinigen oder Verbrennen der mit 
den tollen Thieren in Berührung gefommenen Geräthſchaften, des Lager: Strobs 
s * — wie in dem $. 98. gedachten Falle, nach Vorſchrift der Deſinfſektions⸗ 

nftruftion. 

- Bom Zage der gefhehenen Reinigung an, darf erft nach 14 Tagen anderes Vieh 
wieder in den Stall gebracht werden. 

Ueber die nach $$. 105 und 106, zu treffenden Vorſichtsmaaßregeln hat die Po⸗ 
Itjetbehörde in jedem einzelnen Falle die Betheiligten zu unterrichten, und durch die 
$.23. angegebenen Mittel die pünktliche und genaue Defolgung zu fihern. 

Beftimmung für den all des Ausbruchs der Waſſerſcheu bei Menſchen. 

$. 107. Kommt bei einem von einem wuthkranken Thiere gebiffenen Menſchen 
die Wafferfheu zum Ausbruch, fo ift davon durch den Arzt bei Vermeidung einer 
GBeldftrafe von 5 Thalern ungefäumt der Polizeibehörde Anzeige zu machen. 

- Bleibt der Kranke in feiner Wohnung, fo findet eine Bezeichnung derfelben 
erg einer Tafel oder eine Sfolirung des Kranken von Polizeimegen nicht 
att. 

Reinigung der mit den Kranken in Berührung gekommenen Sachen und Menſchen. 

6.108. Nach beendigter Krankheit ift, nach Maaßgabe der am Schluß des $.106, 
erteilten Beftimmung, auf eine forgfältige Reinigung und refp. Vernichtung der 
mit dem Franken in Berührung gelommenen Effekten nach Vorſchrift der Definfel: 
tiond« Inſtruktion zu halten, und den bei’ den Kranken befchäftigt gewefenen Perſo⸗ 
nen zu empfehlen, fich felbft und ihre Kleidungsftüde einer forgfältigen Reinigung 
zu unterwerfen. 

12. Milzbrand. 
Anzeige der am Milzbrande erfranften Thiere. 
$.109. Wird ein Thier vom Miljbrande befallen, fo iſt bei Vermeidung einer 
Geldftrafe von 5 Thalern oder Stägiger Gefängnißftrafe ber Polizeibehörde ſogleich 
Anzeige davon zu machen. 
folirung und Wartung derfelben, 

$.110, Die erkrankten Thiere müſſen von den gefunden genau abgefonbert und 

geeigneten Wärtern übergeben werden. Diefe find über die Gefahr der Anftedung 
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und die zur Verhütung derfelben zu befolgenden Vorſichtsmaaßregeln zu belehren. 
ee dürfen die Wärter feine Verlegungen im Gefichte oder an den Hän« 
en haben. 
Verbot des Kurirens folcher Thiere durch Licht s Aerzte. 

$. 111. Allen Perſonen, die nicht approbirte Thierärzte find, ift das Kuriren 
milzbrandfranter Thiere, und befonders das fogenannte Brechen oder Herausziehen 
bes Rüdenblutes bei einer Geldftrafe von 10 bis 20 Thalern oder 14tägiger bis 
awöchentlicher Gefängnißftrafe, verboten, 

Obliegenheiten der Thiers Aerzte, 

$.112. Die Thierärzte haben, bei Bermeidung gleicher Strafe, danach zu feben, 
daß das Aderlaßblut von milzbrandtranfen Thieren, bie bei denfelben gebrauchten 
Haarſeile, die Leder aus den Fontanellen und ähnliche zur weiteren Verbreitung der 
— geeignete Gegenſtaͤnde hinlänglich tief vergraben oder ſonſt vernichtet 
werden. 

Verbot des Schlachtens und ſonſtiger Benutzung milzbrandiger Thiere. 

$.113. Das Schlachten miljbrandfranter Thiere, fo wie der Verkauf und Ver 
brauch des Fleifches und der Milch von ihnen, ift bei 10 bis 20 Thaler Geld: oder 
8: bis 14tägiger Gefängnifjtrafe verboten. Iſt dbadurd aber ein Schaden veranlaßt 
worden, fo treten die allgemeinen gefeplichen Strafbeftimmungen in $$. 777. seqq. 
des A.L. R. Thl. UI. Zit. 20, ein, 


vergraben derfelben, 


$.114. Die an einer Milzbrandkrankheit Erepirten Thiere dürfen nicht abgezo— 
gen werden, fondern müſſen mit Haut und Haaren, — nachdem die Haut vorher, 
um fie unbrauchbar I machen, an miehreren Stellen durchſchnitten worden, — in 
ſechs Fuß tiefe Gruben geworfen, in denfelben mit einer wenigftens eine Hand ho: 
ben Schichte Kalk überfhüctet und fodann mit Erde und Steinen bedeckt werden. 

Kur den Aerzten und Zbierärzten ift es erlaubt, in einzelnen Fällen zur genaues 
ren Unterfuchung der Krankheit ein folches Erepirtes Thier zu öffnen, jedoch nur 
nach dem völligen Erkalten des Kadavers und bei genauer Beobachtung der erfor. 
derlihen Vorſichtsmaaßregeln. ©. $. 116, 

Reinigung und refp, Vernichtuhg der mit denfelben in Berührung gekommenen Begenftände, 

6.115. Sämmtliche mit dem kranken Thiere in Berührung gewefene Gegen: 
ftände, die von demfelben zurüdgebliebenen Auswurfsftoffe, der Stall, in welchem 
fi daffelbe befunden, müfjen theils vernichtet, theils nach Vorfchrift der Definfel: 
tiond » Inftruftion gereinigt werden. ©. $. 116. 

Abhaltung anderer Tbiere, 

$. 116. Schweine, Hunde, Kapen, Federvieh und andere Thiere müffen von 
ben Ställen und von den Abgängen der milzbrandfranten Thiere, jo wie von den 
Kadavern derfelben auf das forgfältiafte abgehalten werben. 

Hinſichtlich der nach $$. 114, 115 und 116. zu treffenden Vorſichtsmaaßregeln 
bat die Yolizeibebörde für die gehörige Belehrung der Betbeiligten zu forgen, und 
Pr vünkrlihe und genaue Ausführung dur die 9.23. angegebenen Mittel zu 
ichern. 

Verfahren beim Erkranken von Menſchen. 

$.117. Erkrankt ein Menſch durch Anftedung von milzbrandfranken Thieren 
ander ſchwar zen Blatter oder auf andere Weile, fo muß davon fogleich der 
Molizeibebörde Anzeige gemacht werden. ($. 107.) Bleibt derfelbe in feiner Wob« 
nung, fo findet bei Vermeidung der im $. 26. erwähnten Strafe eine Bezeichnung 
* mittelſt einer Tafel oder eine genaue Iſolirung des Kranken nad) $.18, 
a. b. flatt. 

Desinfektion, 
$.118, Alles, was zum Reinigen und Verbinden des Kranken gebraudt wor- 
den iſt, muß ohne Verzug vernichtet werden. Nach Beendigung der Krankheit find 
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die Wohnung des Kranken, fo wie ſämmtliche mit demfelben in Berührung gefom: 
mene Gegenſtände, nad Vorſchrift der Definfektiong s Inftraftion und bei Bermeis 
dung der $. 27. angedrohten Strofe, zu reinigen oder reſp. zu vernichten. 


13. Ros und Wurm. 


Verfahren bei rogs und wurmkranken Pferden, 


$.119. Hinfichtlich der Verhütung der Verbreitung der Rob: und Wurmkrank. 
beit unter den Pferden, wird auf die beftebenden polizeilichen Vorfchriften verwies 
fen und nur namentlich bemerkt, daß des Rotzes oder Wurms verbächtige oder da- 


ran leidende Pferde, bei Vermeidung einer Geldftrafe von 5 Thalern oder Stägigem 


Gefängniß, der Polizeibehörde anzeigen, erftere abzufondern, wirklich roß: oder 
wurmfranfe Pferde aber fogleich zu tödten und die mit ihnen in Gemeinichaft ge» 
weſenen Pferde von andern abzujondern und unter Obfervation zu ftellen find. 
Reinigung der mit den rotz und wurmkranken Thieren in Beruͤhrung gekommenen Gegenftände, 

$. 120. Sämmtliche mit den rotz- oder wurmkranken Thieren in Berührung 
gewejene und durch ihre Auswurfsftoffe verunreinigten Gegenftände müffen vor: 
{hriftsmäßig gereinigt oder vernichtet werden. 

Die Volizeibehörde hat für die gehörige Belehrung der Betheiligten über diefe 
Maafregeln zu forgen, und die pünktliche und genaue Ausführung auf die $. 23. an: 
gegebene Weiſe zu fichern. 

Verbütung der Anftecfung von Mlenfchen. 

$. 121. Jedem Pferdebefiger liegt die Pflicht ob, fih und feine Knechte, Kutfcher 
und Pferdewärter mit den Zeichen der Rotz- und Wurmkrankheit befaunt zu mas 
hen, und in zweifelhaften Krankbeitsfällen, die mit dem Rotz oder Wurm Aehn— 
lichkeit haben, einen approbirten Thierarzt oder Phyſikus zu Rathe zu ziehen. 

Die Wärter folcher Pferde find mit den zur Verhütung der Anſteckung erforder: 
lihen Vorfichtsmangregeln bekannt zu machen, und dürfen namentlich feine Ver: 
legungen im Geſichte oder an den Händen haben, 

Verfahren wenn Anſteckung erfolgt ift, 

6.122. Iſt die Anftefung eines Menichen durch Rog« oder Wurmkrankheit er: 
folgt, fo gelten die $$. 117 und 118, gegebenen Vorſchriften. G. S. ©.240, 

2) Bergl. die in vorſtehendem Regulativ in Bezug genommene Anwelſung zum Definfee 
tionsverfahren, (G. S. de 1835, S. 269. )und die Belehrung über anſteckende Krankheiten als 
Beilage zu Ar. 27, der G.S. de 1835, 

1) Bei dem Verkaufe des Pulvers, der Gifte und Medicamente; 

8.693. Niemand soll Schiesspulver, Gifte, Arzneien und andere Ma- 
terialien, deren Bearbeitung, Aufbewahrung und rechter Gebrauch be- 
sondere Kenntnisse voraussetzt, ohne ausdrückliche Erlaubniss des 
Staats, zubereiten, verkaufen oder sonst an Andere überlassen. 

8.694. Wer dieses dennoch thut, dem soll, wenn auch kein Schade 
dadurch veranlasst worden, sein Vorrath confiscirt ; und er, nach Ver- 
hältniss der entstandenen Gefahr, und des gesuchten oder wirklich ge- 
zogenen Gewinns, in eine Geldstrafe von zwanzig bis hundert Thalern 
verurtheilt werden. 

8.695. Apotheker, und alle diejenigen, denen die Zubereitung und 
der Verkauf der Gifte oder Arzneien erlaubt ist, sollen dabei mit Vor- 
sicht und Sorgfalt zu Werke gehen; damit durch einen unrechten oder 
unmässigen Gebrauch Niemand an seinem.Leben oder seiner Gesund- 
heit beschädigt werde. 

8. 696. Sie sollen keine Arzneimittel, (die in der Medicinalordnung 
benannten Arten allein ausgenommen) ohne die Vorschrift eines vom 
Staate genehmigten Arztes zubereiten oder verabfolgen. 
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8.697. Insonderheit sollen sie gefährliche Arzneimittel und Gifte 
nur denjenigen Personen einhändigen, welche zu deren Empfang durch 
den Schein eines solchen Arztes ($.696.) die Befugniss erhalten haben. 


8.698. An hinlänglich bekannte und unverdächtige Personen kann 
zwar zu einen von ihnen angezeigten rechtmässigen Gebrauche Gift, 
auch ohne solchen Schein verabfolgt werden; 


8.699. Es müssen aber dergleichen Personen das Gift entweder selbst 
abholen: oder der Apotheker muss ihnen dasselbe durch seine Leute, 
wohl verschlossen und verwahrt in ihre Hände überliefern. 


8.700. a) Wer nicht am Orte gegenwärtig ist, muss, bei eigner Ver- 
antwortung, sichere Personen zur Abholung solcher gefährlichen Sachen 
wählen, und schriftlich dazu bevollmächtigen; diese aber müssen von 
dem Apotheker, wegen deren unschädlichen Fortbringung, die nöthige 
Anweisung erhalten. | 


8.700. b) Schiesspulver muss ebenfalls nur an unverdächtige Per- 
sonen, denen man es zutrauen kann, dass sie damit umzugehen wissen, 
überlassen, und es muss dabei von denjenigen, welche damit handeln, 
die Vorschrift $. 699. 700. a) ebenfalls beobachtet werden. 


8.701. Wer den obstehenden Vorschrifteu ($. 695. sqq.) zuwider 
handelt, soll nach Maassgabe des Grades seiner Fahrlässigkeit, und der 
daraus entstandenen Gefahr, mit Geldstrafe von zehn bis funfzig Tha- 
lern belegt; und nach Bewandniss der Umstände, besonders im Wie- 
derholungsfalle, seines Privilegii verlustig erklärt werden. 


1) Anweisung für die Apotheker wegen Aufbewahrung und Berabfolgung ber Gifte, 
vom 10, Deebr. 1500, 

Da Wir mißfällig vernommen, daß den emanirten Verordnungen wegen forg. 
fältiger Aufbewahrung und vorfihtiger Verabfolgung der Giftwaaren nicht überall 
die ftrengfte Folge geleiftet wird: fo haben Wir aus Iandesväterlicher Vorſorge nö— 
thig gefunden, die in Unferm allgemeinen Medicinal: Edict vom Jahre 1725. ©. 27, 
§. 4, imgleichen die in der Verordnung an fämmtliche Apotbefer vom Jahre 1758, 
entbaltenen Gefege und Vorſchriften, insbefondere bei denjenigen Giftwaaren, 
welche im Nachftebenden mit dem Namen: directe Gifte, bezeichnet find, folgen« 
dergeftalt zu beftimmen und zu erweitern, 

$. 1. Unter der Rubrik: directe Gifte, find folgende namentlich begriffen: Alle 
Arsenicalia, als: weißer Arfenic, Dperment, Rauſchgelb, Fliegenftein oder der 
eigentlich fogenannte Kobalt; ferner Mercurius sublimatus corrosivus, Mercurius 
praecipitatus ruber, imgleihen Euphorbium und weiße Niefwurz. 

6.2. Zu diefen directen Giften find befondere von den übrigen Waaren und 
Medicinalien entfernte Bebältniffe und Verſchläge zu beftimmen. Beſonders darf 
au die bie und da angetroffene Unordnung, Arsenicalia und Mercurialia unter 
und neben einander zu ftellen, binführo nicht weiter ftatt finden; fondern ed müffen 
beide nebit ihren befonders dazu zu beftimmenden und ftets reinlich zu baltenden Ge: 
rätbihaften, ale: Waageichalen, Mörier, bölzerne Löffel ꝛc. in abgefonderten ver. 
ſchloſſenen Räumen verwahrt werden. Die Schlüffel zu diefen Behältniffen nimmt 
ber Apotheker ſelbſt, oder in deffen Abweſenheit der ältefte Gehülfe, in Verwahrung. 

$.3, Außer den Fällen, daf einer oder der andere diefer Artikel nah Recepten, 
wenn foldhe von approbirten Aerzten und Wundärzten verichrieben worden, zu die- 
penfiren find, darf der Apotheker folche im Handverkauf nur allein zur Anwendung 
als Vieharzeneimittel, zum technifchen Gebrauch für Mahler, Färber und andere 
Künftler und Handwerker, die deren zu ibren Arbeiten bedürfen; imgleichen zur Zil- 
gung fchädlicher Thiere verabfolgen. Diefe Verabfolgung darf aber nur gegen gül- 
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tige Scheine, und bloß an fidhere, unverdächtig und gefegmäßig dazu qualiflcirte 
Perſonen geſchehen. BDierunter find zu verfteben: Perſonen aus der Claſſe der Ho- 
noratioren, Königliche Bediente vom Civil» und Militairftande, Gutsbefiger, Pre 
biger, anfälfige Bürger und Eigenthümer, auch Landwirtbe, wenn fie von dem 
Apothefer gekannt find. In den Scheinen ift ausdrüdlich anzugeben, zu welchen 
Gebraud das Gift beftimmt ift. 

Die Scheine felbft müffen von denjenigen Perſonen, welche die Giftwaaren ver» 
langen, eigenhändig gefchrieben und mit ihren Pettſchaften befiegelt fein, auch nicht 
etwa von verdächtigen Perfonen, von Kindern oder unfihern Dienfiboten überbracht 
werden, 

Landwirthe und andere zum Empfange benöthigter Giftwaaren qualificirte, 
dem Apotheker aber nicht perfünlich bekannte Perfonen, haben fidy durch ein von 
ber Obrigkeit oder den Predigern ihres Orts beizubringendes Atteſt zu Iegitimiren. 

$.4. Die Giftſcheine find in den Apotheken zu numeriren und forgfältig auf: 
zubewahren, auch, ift zu deren Gontrollirung ein befonderes Giftbuch zu führen. 
Diefes Buch enthält in 6 Colonnen 

a) die Nummer des Giftzettels, 
b) das Datum deffelben, 
c) den Namen des Empfängers, 
d) ob diejer es in Perſon empfangen, oder durdy wen? 
8 bie Art des Giftes, 
f) dad Quantum deffelben. 
$.5. Da auch die Erfahrung gelehrt hat, wie es nöthig fei, daß das verab: 
— Gift für jedermann als ſolches bezeichnet und kenntlich gemacht werde, 
o ſollen 
a) dieſe Giftwaaren nicht im bloßen Papierhüllen, ſondern in Behältniſſen von 
dichtem Holze oder von Steingut verabreicht, 
b) ſolche Behältniffe forgfältig und feft verbunden, verfiegelt oder fonft wohl 
verwahrt werben; auch ift 

c) die Art des darin enthaltenen Giftes und überdem noch das Wort Gift be 

fonders deutlich auf die Signatur zu fchreiben. Nicht minder find 

d) zu noch mehrerer Bezeihnung auch für Verfonen, die des Lefend ganz uner: 

he find, diefe Behältniſſe mit dreien in. die Augen fallenden ſchwarzen 
Kreuzern, von der zur Bezeichnung der Grabmäler gebräuchlichen Geftalt, 
fefthaltend zu bezeichnen. 

$. 6. Außer diefer firengern Verfügung über Aufbewahrung und Verabfolgung 
der vorgenannten directen Gifte wird den Apothekern in Anfehung ſämmtlicher 
übrigen beftig wirkenden Mittel die Beobachtung der größten Vorſicht hiermit wie: 
derholentlich anbefohlen. Des Endes follen 

Aqua Lauro -cerasi, Opium und deſſen Praeparata, Aconitum, Belladonna, 
Cicuta virosa, Conium maculatum 


und andere Mittel diefer Art, ebenfalls in eigenen abgefonderten und verfchloffenen 
Behältniffen aufbewahrt werden. Da auch Mittel diefer Art nur allein nach gefep- 
lich autborifirten Recepten zu dispenfiren find, und gar nicht zu technifchen und 
ökonomiſchen Bedürfniffen des Yublicums gehören; fo wird deren Debit im Hand: 
kaufe, es fei mit oder ohne Schein, hiermit gänzlich verboten, 

6.7. Auch die Materialiften, welche Giftwaaren verfaufen, follen alle vorfte- 
bende den Apothekern bei der Aufbewahrung und Debitirung der Gifte gegebene 
Anweifungen gleihmäßig befolgen, und behalten Wir Uns vor, die Grenzlinien 
des Debits der Gifte zwifchen den Apothefern und Materialiften näber zu beflim- 
men, auch dieſe fo wie jene der Bifltation und Gontrolirung Unferer Medicinal: 
Behörde zu unterwerfen. 

$.8. Sämmtliche Apotheker und Materialiften im Unfern Landen haben ſich 
nun mit dem Inhalt diefer erweiterten Verordnung bekannt zu machen, und aufs 
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emauefte darauf zu achten, mit der Verwarnung, daß der oder diejenigen unter 
ben, welche folder nit in allen Stüden nachleben, obnfehlbare nachdrüdliche 
fisfaliihe Geld: oder Gefängnißftrafen ju erwarten haben, welche Strafen nad 
Befinden verftärkt werden follen, wenn fie, bei etwa ſich ereignenden Unglüdsfällen, 
durch Mißbrauch der Giftwaaren überführt werden, durch Nachläffigkeit und 
Unvorfitigkeit in Aufbewahrung und WVerabfolgung berfelben dazu beigetragen 
zu haben. er Fri —— No. 79. de 1800. Paaljow ©. 535. und Reues 
rhiv 8.2. ©. 2. 


2) Bergl. reviirte Apothekerordnung vom 11. Oetbr. 1801, 
Ertraect. 
Tit. III. 
Bon der Ausübung ber phbarmaceutifhen Kunft ſelbſt. 
Von den Pflichten der Apotheker in Anfchaffung, Bereitung und Aufbewahrung der Medir 
camente überhaupt. 

$.1. a) @in jeder Apotheker in Unfern Landen ift ſchon durch feinen geleifteten 
Eid verpflichtet, ſtets dafür zu forgen, daß feine Apotheke diejenigen ſowohl roben 
als zubereiteten Arznei» Mittel, welche in der nach Maafgabe für größere und 
Heinere Städte entworfenen Defignation fpecificirt find, im beftmöglichfter Be: 
fhaffenbeit und Güte, und in einer den Bedürfniffen des Orts angemeffenen 
Menge vorräthig enthalte, 

Die einfachen Arznei. Mittel aus dem Zhier. und Pflangenreiche muß er 
im Durchſchnitt alle zwei Jahre, die gebräuchlichften aber, oder die durch die 
Zeit leicht an der Kraft verlieren, alle Jahre frifh und in gehöriger Güte und 
Menge anfchaffen, zur rechten Zeit einfammeln, fäubern, mit allem Fleiße trod. 
nen, und in faubern dichten Gefäßen unter richtiger Bezeichnung aufbewahren, 

Gleichergeſtalt muß er auf die kunſtmäßige Bereitung der pharmaceutifchen 
und chemiſchen Praeparata alle Aufmerkfamkeit und Sorgfalt richten. Bei 
Anfertigung derfelben hat er fih genau an die Vorſchriften der Pharmacopoea 
Borussiea zu balten, und darf er fich dabei keine willtührlichen Abweichungen 
erlauben. Jedoch ift ihm unverwehrt, neben dem nach ber Pharmacopoea Bo- 
russica angefertigten Praeparatis und Gompositis, dergleihen auch nad an« 
derweitigen Dispensatorüs oder befondern Borfäriften, vorrätbig zu halten, 
wenn bergleichen von den Aerzten verlangt werden. 

b) Die Apotheker find zwar überhaupt angewiefen, die chemiſchen Arznei⸗ 
Mittel felbft zu bereiten. In dem Falle aber, daß fie an der eignen Anferti- 
gung gebindert find, oder ihre bedürfende Menge dazu zu gering ift, müfjen fie 
fih damit aus einer andern guten einländifchen Apotheke verforgen, dürfen aber 
dergleichen nicht von gemeinen Laboranten oder ausländifchen Drogiften kaufen. 

c) Es ift die Pflicht eines jeden Apothekers, daß er feine fämmtlichen Wan- 
ren und Medicinalien oft umd fleißig revidire, um fowohl die abgängig gewor: 
denen als durch Alter oder Zufall verdorbenen Mittel fogleich ergänzen zu 
fönnen, damit er ftets von der Güte und tabdelloien Beſchaffenheit jedes ein. 
— Artikels feines Vorraths überzeugt fein, und dafür die Gewähr lei— 

en könne. s 
Von dem befondern Verhalten bei Anfertigung der Necepte; 

$.2. a) Sobald ein Recept zur Bereitung in die Apotheke gebradht wird, auf 
welches der Arzt dad Datum, die Jabreszahl, den Namen des Patienten, und, 
wenn dem Apotheker defien Hand nicht bekannt ift, auch feinen eigenen Namen 
geichrieben haben muß, fo ift der Apotheker verpflichtet, es entweder felbit zu 
verfertigen, ober einem tüchtigen Gehülfen, allenfalls auch einem Lehrlinge, 
welcher aber wenigſtens drei Jahre in der Lehre geftanden, und fi wohl ap- 
plicirt haben muß, zur Vereitung zuzuftelen. Sowohl die Apotheker, als deren 
Gehülfen und Lehrlinge, find verbunden die Arznei-Mittel auf einem mit 
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Bittern umgebenen Receptir-Tiſche nach Vorfchrift der Necepte ohne Auffchub 
vorfihtig und pünktlich zu bereiten, die angefertiaten Medicamente dafelbit bis 
zur Abholung zu bewahren, und foldhe mebit den Recepten io wenig während 
der Anfertigung ald nachher jemanden vorguzeigen, noch weniger Abſchriften davon 
zu geben oder nehmen zu laffen. Damit auch derjenige, welcher am Receptir« 
Tiſche die Medicamente zuſammenmiſcht, nicht geftört werde, fo foll außer den 
in die Dfficin gebörigen Perſonen Niemand zu folhem zugelaflen werden. 

b) Bei der Receptur muß die ftrengfte Genauigkeit, Ordnung und Reinlic: 
keit herrſchen. Sämmtliche Gefäße und Inftrumente müſſen ſtets rein und 
fauber, aub Waagen und Gewichte im accuraten Zuftande gebalten werden. 
Auch das Reinhalten der Seihetücher zu Decocten und Infufionen ift nicht zu 
vernachläffigen. 

Mirturen, Bulver, Pillenmaffen ıc., zu denen falinifche und metallifhe Prä⸗ 
parata fommen, dürfen in feinem metalliihen, fondern follen in fteinernen, 
gläfernen oder porzellanenen Mörjern bereitet werben, 


ı Zu fcharfen, heftig wirkenden Mitteln, ald Quedfilber: Sublimat, imgleichen 
zu ſtark riechenden, ald Mofhus und Asa foetida, follen befondere Mörier und 
Waageſchaalen gehalten werden. 

Der in einigen Apotheken noch üblihe Gebrauch, Pulver» und Billenfchadh 
teln mit Goldpapier auszufüttern, wovon die darin aufbewahrten Arznei» Mittel 
leicht mit Kupfertbeilchen verunreinigt werden, wird hiermit unterfagt. 

c) Bei Diepenfirung der Arznei» Mittel fol nichts gemeffen, wielmeniger nad 
dem bloßen Augenmaafe genommen, fondern alles ordentlich und genau abge 
gewogen werben. Bei den Wäſſern kann jedoch das Abmeffen wohl ftatt ha: 
ben, nur müffen die eigends dazu beftimmten Menfuren nach dem abfeluten 
Gewicht des Waſſers richtig abgetbeilt fein. Sollten auch noch Aerzte im Ge 
brauch haben, Begetabilien manipulweife zu verfchreiben, fo follen diefe dennoch 
gewogen, und ftatt eines Manipuls bei Kräutern eine halbe Unze, und bei Blu 
men drei Drachmen nah Gewicht genommen werden. 


d) Zu mehrerer Verhütung, daß feine Verwechſelung der Medicamente ſich 
jutragen möge, foll in der Apotheke jedesmal der Name des Patienten, welcher 
auf dem Necepte ftebet, imgleichen der Name des Apothekers, bei welchem das 
Recept verfertigt worden, nebft dem Dato, auf der Signatur bemerkt werden. 

Auch fol auf der Signatur die auf dem Recept beftimmte Gabe und Zeit 
des Ginnehmens nicht mit Ziffern bezeichnet, fondern jedesmal mit Buchftaben 
deutlich und leferlich gefchrieben werden. 

Eben fo muß die Tare der Medicamente auf den Recepten, wenn fie bei 
erfolgender Bezahlung zurüdgegeben werden, mit deutlichen Ziffern bemerkt fein. 

e) Da noch die Erfahrung gelehrt, daß öfters diejenigen Arzneien, welche die 
Patienten auf Verordnung ihres Arjtes zum zmeiten oder Öfternmale machen 
laffen, nicht vollkommen gleich, fondern in Farbe, Quantität, Geihmadf und 
Geruch verfchieden find, und bierdurd den Patienten verdächtig werden; fo foll 
derjenige Apotheker, in deſſen Dfficin dergleichen Nachläffigkeit erweislich ge: 
macht worden, in Fünf Thaler Strafe verfallen. Damit man aber wiffe, wer 
den Fehler bei der Reiteratur begangen, fo foll derjenige, der folche- verfertigt, 
jedesmal feinen Namen auf die Signatur fchreiben. 

f) In gleihe Strafe foll derjenige Apotheker genommen werben, welcher bie 
ihm zugeſchickten Recepte, es fei bei Tage oder bei Nacht, nicht fogleich ohne 
Aufbaltung verfertigt, den Handkauf vorziebt, und die Watienten ohne Noth 
auf die Medicin warten läßt. Befonders follen diejenigen Recepte, die mit 
eito bezeichnet worden, fogleich bereitet, und die Arzneien den Bothen, melde 
die Recepte einhändigen, mitgegeben werden. 

g) Webrigens follen ſolche von approbirten Aerzten und Wundärjten einmal 
verichriebenen und verfertigten Necepte, welche Drastica, Vomitoria, Menses 


$. 701. Bon Törperlichen Verlegungen, 519 


et Urinam moventia, ÖOpiata, und andere dergleichen flarf wirkende Medica- 
mente enthalten, ohne Vorwiſſen und Bewilligung des Arztes zum andernmale 
nicht wieder gemacht werden, weil dergleichen Mittel, die, zur rechten ‚Zeit ver- 
ordnet, von guter Wirkung geweien, dem Kranken, wenn er foldye zur Unzeit 
nimmt, den Zod zuwege bringen können. 


h) Wenn dem Apotheker in den verichriebenen Necepten ein Irrthum oder 
Berftoß von der Art, daß davon ein Nachtheil für den Matienten zu beforgen 
fei, bemerklich werden follte, ſo hat er fogleich dem Arzte, welcher das Recept 
verjchrieben, feine Bedenklichkeit und feinen Zweifel‘ befcheiden zu eröffnen. 
Wenn der Arzt den Verſtoß nicht anerkennt, und auf die Anfertigung des Re 
cepts nach feiner Worfchrift befteht; fo kann es der Apotheker zwar auf deffen 
Verantwortung verfertigen; doc har er zu feiner eigenen Rechtfertigung den 
Fall fogleich dem Phyſicus, oder wenn diefer bas verdächtige Recept verfchrieben 
hätte, dem competenten Collegio Medico anzuzeigen. 


i) Sollte es ſich zutragen, daß ein verfchriebenes Ingrebien; nicht vorrätbig 
oder fogleih nicht anzufcaffen fei; fo darf der Apotheker nicht willführlih ein 
anderes dafür fubftituiren oder etwas hinmeglajien, fondern er hat folches fofort 
dem Arjte anzuzeigen, und es diefem zu überlaffen, an deſſen Statt ein andres 
Mittel von gleicher Eigenſchaft zu verordnen. 


k) Da auch verlauten will, daß noch bier und da unbefugte Perſonen ſich 
mit innerlihen und äußerlichen Kuren befaffen; fo wird den Apothekern hiermit 
anbefoblen, ſich der Verfertigung folcher Recepte, die von dazu nicht qualificir- 
ten Werfonen verfchrieben worden, zu enthalten, und ſich bierunter lediglich nach 
dem $.5. pag. 28. Unſers Medicinal: Ediets vom Jahre 1725. zu achten; am 
wenigften aber Medicamente von heftiger und bedenklicher Wirkung, ale: Dra- 
stica, Vomitoria, Mercurialia, Narcotica, Emmenagoga, namentlih auch Re- 
sina und Tinctura Jalappae, von der Hand, ohne ein von einem approbirten 
Arzte verfchriebenes Recept, verabfolgen zu laſſen. 


I) Es haben demnad alle und jeder Apotheker in Unfern Landen, bei Ver: 
meidung von Fünf bis Zwanzig Thaler Strafe auf jeden Gontraventions: Fall, 
und bei wiederholter Gontravention bei noch böberer Geldftrafe, fid nach diefen 
Verordnungen zu achten, aud, bei Vermeidung gleicher Strafe, dafür zu forgen, 
daß von ihren Gehülfen und Lehrlingen diefelbe auf das genauefte befolgt 
werden; gleichwie fie für das, was ihre Gebülfen oder andre zu ihrem Haufe 
8 Verſonen hierin zuwider handeln, ſchlechterdings einſtehen müſſen, ob— 
chon ihnen das Recht vorbehalten bleibt, ihren Regreß an gedachte Perſonen 
zu nehmen. 

Uebrigens haben Wir, um dieſer revidirten Ordnung deſto mehr Vollſtän— 
digkeit zu geben, eine Reviſion der hauptſächlichſten Verordnungen und Geſetze 
für die Apotheler veranſtalten, und fie derſelben im Anhange beifügen laſſen. 

N. CC. T. XI. S. 555. No. 56. de 1801. 


3) C. ©. vom 17, Dctbr. 1836, ,nebt Beglement v. 16, Septbr. 1836, den Debit 
ber Urzneimaaren betr. 

Ich babe den mit Ihrem Berichte vom 16. v. M. Mir vorgelegten Entwurf 
eines Reglements, den Debit der Arzneimaaren betreffend, genehmigt, und ermäch⸗ 
tige Sie, bei Zurüdiendung deſſelben, ihn auszufertigen, zu vollziehen und nebft 
diefer Order durch die G. ©. bekannt zu machen. 

Berlin, den 17. Oktbr. 1836, 


Da das auf Grund der revidirten Apotheker - Ordnung vom 11. Oktbr. 1801. 
zit. 1. $. 13 über den Debit der Arzneiwaaren erlaffene Reglement vom 19. Jan. 
1802. den gegenwärtigen Verhältniſſen ber Gewerbe nicht mehr ganz angemeflen ift, 
fo follen, in Stelle deffelben und der in einzelnen Provinzen zur Anwendung ge 
kommenen fpeziellen Vorfchriften, künftighin, und für den Umfang der ganzen Mo— 
narchie, folgende Beſtimmungen gelten: 
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1) Der Verkauf und Handelsverkehr mit den in ber Anlage A. aufgeführten 
Präparaten ift ausfchließlich den privilegirten und Eonzeffionirten Apothekern ge 
ftattet und allen übrigen Gewerbtreibenden unterfagt. 

2) Die in den Anlagen B. und C. verzeichneten Jufammenfegungen und ein- 
fahen Stoffe dürfen zwar, außer von den Apothekern, aud von andern Gewerb: 
treibenden, namentlich von den Inhabern chemiſcher Fabrifen, von LZaboranten, 
Kaufleuten und Krämern verkauft werden, jedoch nicht im pulverifirten Zuftande, 
auch die in der Anlage B. aufgeführten Gegenftände nur in Quantitäten von min. 
deitens einem Pfunde, die in der Anlage C. benannten Gegenftände dagegen 
nur in Quantitäten von mindeftens zwei Lothen. Der Detailbandel bis zu die 
fem Gewichte bleibt den Apothekern ausichließlich vorbehalten. 

3) Alle in den angefchloffenen Verzeichniſſen nicht erwähnten Segenftände find 
im Gewerbe: und Handelsverkehr keiner Beſchränkung unterworfen, wenn fie auch 
in der Pharmakopöe ale Arzneiftoffe erwähnt find. 

4) Wegen des Detailhandeld mit Blutegeln behält es bei den Beftimmungen in 
der Gircular:Berfügung des Minifterii der geiftlichen, Unterrichts» und Medizinal- 
Angelegenheiten vom 17. Septbr. 1827 fein Bewenden. 

5) Die diefem Reglement angehängten Verjeichniſſe follen von Zeit zu Zeit einer 
Kevifion unterworfen und nad Maafgabe der weiteren Fortfchritte der Willen 
ſchaft und der Bebürfniffe der Gewerbe von den Minifterien ergänzt und abgeän- 
dert werben. Die Minifterten find auch ermächtigt, in geeigneten Fällen Richt: 
Apotheker durdy befondere Gonceffionen von den unter Nr. 1. und 2. vorgefchriebe- 
nen Beſchränkungen binfichrlich einzelner oder mehrer Gegenftände in gemeinfcaft: 
licher Verfügung zu difpenfiren. In ſolchen Gonceffionen, welche jedoch nur wider: 
ruflich ertbeilt werden dürfen, muß jederzeit der Umfang der dem Inhaber ertheil« 
ten Befugriffe genau ausgedrüdt fein. 

6) Die Medirinal: Potizeibehörden bleiben zur Nevifion der MWaarenlager und 
Waarenbehältniffe aller Perſonen, die mit Arzneiwaaren handeln, nach mie vor 
verpflichtet; und binfichtlich der Giftwaaren, deren Transport, Aufbewahrung 
und Verabfolgung, bewendet e8 ebenfalls, bis zum Erlaß anderweiter Verordnung 
bei den dieferhalb beftebenden, auch auf Nicht. Apotheker anzumendenden Borichriften. 

7) Jede Hebertretung der vorftehenden Beltimmungen wird, in fofern fie nicht 
fhon nach anderen gefeglichen Vorſchriften eine bärtere Strafe nach ſich zieht, mit 
einer Geldbuße von fünf bie zwanzig Thalern geahndet; im Unvermögensfalle 
tritt an die Stelle der Geldbuße verhältnifmäßige, nad) den VBorfchriften des allge 
meinen Strafrechts zu beftimmende Sefängnifftrafe. 

Bei Wiederholungen, nach vorgängiger rechtskräftiger VBerurtheilung, find diefe 
Strafen zu fchärfen, dürfen jedoch funfzig Thaler Geld: oder ſechswöchent— 
liche Gefängnißftrafe nicht überfteigen; bei Kontraventionen nach rechtsfräftiger 
Verurtbeilung zu der für den Wieberholungsfall beftimmten Strafe, Tann außer _ 
dem nad Bewandtniß der Umftände, dem Kontravenienten der fernere Betrieb des 
gemißbrauchten Gewerbes unterfagt werden. 

„8) Die Unterfuchung der Kontraventionen und die Feſtſetzungen der Strafen ge 
bührt denjenigen Behörden, melde nach der beftehenden Verfaſſung die Unterfu— 
hung und Beſtrafung der Volizei:Bergehen zufteht. 

In den Landestheilen, wo das Verfahren der frangöfifchen Kriminal Prozeßord 
nung beibehalten ift, follen die Friedensgerichte über den erften und zweiten 
Kontraventionsfall entſcheiden; bie Zuläffigkeit der Appellation wird nad) den Be: 

ftimmungen des Artikels 172. der peinlichen Progefordnung beftimmt. 

Berlin, den 16. Septbr. 1836, G. S. de 1837, ©.4L. 

(Die dem Reglement beigefügten Verzeichniſſe ſ. in der G.S. de 1837, S. 48 — 56.) 

2) bei innern und äusserlichen Caren. 

8.702. Niemand soll, ohne vorher erhaltene Erlaubniss des Staats, 
aus der Cur der Wunden oder innerlichen Krankbeiten, bei willkühr- 
licher Geld- oder Gefängnissstrafe, ein Gewerbe machen. 
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1) Mescript v. 23. Januar 1825., betr. die Beftrafung ber Mebizimal: Pfufcherei. 

Der von dem Königl, D. L. Ger. unter dem 13. Juli v. J. erftattete Bericht, 
betreffend die Grundfäge bei Beftrafung der Medicinal-Pfufhereien, und die Einſicht 
der damit eingegangenen, mit der Verfügung vom 27. Septbr. pr. zurüdgefendeten 
Acten, haben zu folgenden Bemerkungen Beranlaffung gegeben, welche dem Kollegium 
zur Berücfihtigung in fünftigen Fällen hierdurch nachträglich mitgerheilt werden. 

Um den $. 702. Tit. 20. Thl. I, des A. L. R. zur Anwendung zu bringen, 
nimmt das Königl. D. 2. Ger. an, daf die Ausübung der Pfufcherei dreimal im 
Jahre gefcheben fein müffe, weil erft alsdann behauptet werden könne, daß mit der 
unerlaubten Kur ein Gewerbe getrieben werde, Diefe Anſicht läßt fih nicht recht⸗ 
fertigen. \ i 

Das Treiben eines Gewerbes muß ſchon durch einen einzigen Fall als vorhanden 
angenonımen werden, fobald nur aus den Umftänden erhellet, daß der Angeſchuldigte 
bereit gewefen ift, einem Jeden auf fein Verlangen Dienfte gegen Bezahlung zu lei» 
fen, und daß die Belohnung gefordert oder in —— enommen worden, um 
auf dieſe Weiſe den Lebensunterhalt zu gewinnen. Auf den im $. 266. Tit. 20. 
Thl. I. des U. L. N. in einer ganz anderen Beziehung und zu einem ganz andern 
Zwede aufgeftellten Begriff eines Gewerbes, kann bei der Beurtheilung der Frage, 
ob ein im Strafredt verpöntes Gewerbe, und namentlih das unerlaubte Gewerbe 
der Kur der Wunden und innerlihen Krankheiten, er worden, nicht en 
angen werden. Es fünnten fonit wider die Abſicht des Gefeges dergleichen P 
Üher Jahre lang ihr ſchädliches Gewerbe fortfegen, wenn * nur nicht dreimal 

v. K. 


im Jahre geſchiehet. J. B. 25. ©. 134. 


2) Rescript o. 9. April 1821., betr. bie Öffentliche Befanntmachung der wegen Mer 
bizinals Bfnfcherei erfannten Strafen. 

Die häufig vorkommenden Fälle von Webertretung der geſetzlichen Vorſchriften 
gegen die ärztliche Pfufcherei, haben bei dem Königl. Minifterium der Geiftlichen:, Uns 
terrichte- und Medicinal-Angelegenheiten den Wunſch veranlaft, daß theils zum Zweck 
der Abhaltung Anderer vor ähnlichen Vergehungen, und theils um das Publicum 
von der Gefahrlichkeir folder Pfufherei zu unterrichten, die wider Eontravenienten 
diefer Art ergangenen richterlichen Grfenntniffe, mit namentliher Bezeichnung der 
Verurtheilten und Angabe des angerichteten Schadens, jedboh ohne Namhaftmachung 
bes Befhädigten, jedesmal zur öffentlihen Kenntniß gebracht werden. Der Tuftizs 
Minifter, welcher diefes fehr ——— fordert das Königl. Kammergericht 
auf, dergleichen Warnungsanzeigen, in Gemäßheit des F. 574. der Er, D., und in— 
ſofern dagegen nicht ein beſonderes Bedenken eintritt, in den vorgedachten Fällen der 
Beſtrafung ärztlicher Pfuſcher jedesmal zu erlaſſen. 

v. K. J. B. 17. ©. 118. 


8.703. Bei gleicher Strafe sollen Apotheker und Wundärzte sich al- 
ler ınnern Curen enthalten, in so fern ihnen selbige nicht ausdrücklich 
verstattet worden. 


$. 704. Augen- und Zahnärzte, Stein- und Bruchschneider sollen 
sich nicht unterfangen, ihr Gewerbe zu treiben, ehe sie die Erlaubniss 
der Behörde dazu, nach vorhergegangener Prüfung ihrer Geschicklich- 
keit und ihres Verfahrens, erhalten haben. 


8.705. Geschieht es dennoch: so haben sie, bloss dadurch, fünf bis 
er Thaler Geld - oder acht- bis vierzehntägige Gefängnissstrafe ver- 
wirkt. 


8.706. Zahn - und Augenärzte, Bruch- und Steinschneider, Quack- 
salber, Wurzel- und Olitätenkrämer, Hebammen, Hirten, Schäfer, 
Scharfrichter und alle andere, die aus innern oder äussern Curen, ohne 
Erlaubniss der Obrigkeit, oder ohne Zuziehung und Genehmigung ei- 
nes: — Arztes, ein Gewerbe machen, sollen, nach Bewand- 
niss der Umstände, und nach der mehrern oder mindern Gefährlichkeit 
der gebrauchten Mittel, mit Gefängniss auf vierzehn Tage bis sechs 
Wochen bestraft werden. 


y yrarurH 
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8. 707. Haben sie dergleichen unerlaubtes Gewerbe aus Gewinnsucht 
getrieben: so sind sie, als Betrüger, mit Zuchthausstrafe auf drei bis 
sechs Monate zu belegen. 


8.708. Wenn solche Winkelärzte Ausländer sind: so sollen sie, 
nach ausgestandener Strafe, über die Gränze gebracht; und wenn 
sie gleichwohl zur Treibung ihres verbotenen Handwerks zurückkeh- 
ren, ohne weitere Umstände als Landstreicher behandelt ‘werden. 


($. 191. sqq.) 

8.709. Gegen Inländer ist, im Wiederholungsfalle, die Strafe zu 
verdoppeln; und sie sind sodann, nach Bewandniss der Umstände, aus 
dem Orte oder der Provinz, wo sie ihr verbotenes Handwerk ausgeübt 
haben, zu verweisen. | 

1) Bescript v.11.Upril 1834,, betr, die wegen Medizinal⸗Pfuſcherei zu erkennende 
Drtöverweifung. 

In der erg wider den ehemaligen Schäfer K. wird dem Criminal: 
Senat des Konigl, O. L. Ger. (gu Breslau) auf die Anfragen in dem Berichte vom 
15, v. M. bierdurd unter Rücjendung der Unterfuhungsacten eröffnet, daß der Nic: 
ter zwar in Gemäßheit des 8. 709, Thl. IL Tit. 20. des A. L. R. die Befugniß der 
Berwaltungspehörde, 

inlandiihe Winkelärzte nah Bewandniß der Umftände aus dem Drte oder 

der Provinz ihres verbotenen Handwerfsbetriebes zu verweifen, 
ausfprechen mus, daß jedoch das Urtel in der oben angegebenen Art zu fallen 
und nicht unbedingt auf die Verweifung zu erkennen ift. 3 

Hiernah muß die Erecution des gegen den ꝛc. K. ergangenen Grfenntniffes ledig 
ih) von dem Antrage der’ adminiitrariven Behörde abhängig gemacht werden, und 
fo lange diefer nicht erfolgt, die Sache auf ſich beruben, ic. Act. des Juſtizm. 

2) O. O. v. 19. Januar 1837, daf Die Strafe der Verbannung ober Ortöverweifung auf 
fi beruhen kann, wenn fich Diefelbe als unausführbar daritellt. 

Sc beftimme auf Ihren Bericht vom 9. d. M., daf von VWolftredung der gegen 
die Wittwe L. in Breslau erkannten Berbannung aus Breslau Abfland genommen, 
und diefelbe der Haft entlaffen werden fol. Die Bitefchrift erfolgt zurüd. Zur 
gleich ermächtige Ich die Minifterien ded Innern und der Polizei im Allgemeinen, 
die gegen Verbrecher erkannte Strafe der Verbannung oder Verweiſung aus einem 
Orte, fobald diefelbe ald unausführbar fich darftellt, auf fich beruben zu laſſen. 

Berlin, den 19. Jan. 1837. v. K. J. B. 49. ©. 276. 

3) In Ansehung der Hebammen; 

8. 710. Niemand soll, ohne vorhergegangene Prüfung und Genehmi- 
gung des Staats, die Geburtshülfe als ein Gewerbe zu treiben sich 
unterfangen. 

8.711. Die es thun, sollen mit achttägiger bis vierwöchentlicher Ge- 
fängnissstrafe belegt, und wenn sie sich dadurch nicht warnen lassen, 
aus ihrem bisherigen Aufenthaltsorte verwiesen werden. 


Wegen ber Ortövermeifung f, die Zuſätze zu 8.709. bief. Fit. 


$. 712. Wenn bei einer Geburt schwere oder ungewöhnliche Um 
stände sich ereignen: so ist die Hebeamme schuldig einen approbir- 
ten Arzt, in so fern ein solcher erlangt werden kann, herbei rufen 
zu lassen. 

8.713. Ein Gleiches muss geschehen, wenn in der Geburt die Mut- 
ter oder das Kind das Leben einbüssen. 

8. 714. In solchem Falle müssen die Prediger und Küster, wenn sie 
von dem sträflichen Betragen der Hebeamme Nachricht erhalten, der 
Obrigkeit davon Anzeige machen. 
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8.715. Die blosse Unterlassung der Anzeige in vorstehenden Fällen 
($. 712—714.) soll mit willkührlicher Geld- oder Gefängnissstrafe ge- 
ahndet werden. 


S. 716. Wenn Leibesfrüchte, die gar keine menschliche Gestalt zu 
haben scheinen, lebendig zur Welt kommen: so sollen dennoch weder 
die Acltern, noch die Hebamme, dergleichen Geburt eigenmächtig fort- 
zuschaffen sich unterfangen. (Th. 1. Tit. 1. $. 17. 18.) 


8.717. Vielmehr muss letztere den Vorfall sofort der Obrigkeit an- 
zeigen; welche denselben mit Zuziehung sachverständiger Personen ge- 
nau untersuchen, und an die obere Instanz, zur weitern Verfügung be- 
richten muss. 


8.718. Aeltern und Hebammen, welche, diesem zuwider, dergleichen 
Missgeburt eigenmächtig. fortschaffen, sollen, nach Beschaffenheit der 
Umstände, mit Geläugniss- oder Zuchthausstrafe von vierzehn Tagen 
bis zu drei Monathen belegt werden. 


8.719. Wer.eine Leibesfrucht vorsätzlich tödtet, hat, wenn es eine 
offenbare Missgeburt war, Gefäugniss- oder Zuchthausstrafe von 
sechs Wochen bis zu sechs Monathen, sonst aber die, Strafe der Mör- 
der verwirkt. 


8. 720. Eine Hebamme, die ohne dringende Abhaltung Jemanden 
ihre Hülfe versagt, soll, auch wenn kein Schade erfolgt ist, willkührliche 
Geld- oder Gefängnissstrafe leiden. 


8.721. Hat sie sich dergleichen Undienstfertigkeiten zur Gewohn- 
heit gemacht: so soll ihr die Treibung ihres Gewerbes gänzlich unter- 
sagt, und eine andere an ihrer Statt bestellt werden. | 


4) bei Nahrungsmitteln und Getränken, 

8.722. Niemand soll Nahrungsmittel oder Getränke, die nach ihrer 
Beschaffenheit der Gesundheit nachtheilig sind, bei Vermeidung nach- 
drücklicher Geld- oder Leibesstrafe, wissentlich verkaufen, oder Andern . 
zu ihrem Gebrauche mittheilen. 


8. 723. Wer dergleichen Lebensmittel auf eine der Gesundheit nach- 
theilige Weise verfälscht; mit schädlichen Materialien vermischt; be- 
sonders aber sich der Bleimittel bei Getränken bedient, soll nach Be- 
wandniss der Umstände, und der daraus für die Gesundheit entstande- 
nen Gefahr, mit ein- bis dreijähriger Zuchthaus - oder Festungsstrafe 
belegt werden. 


8.724. Ausser der Strafe werden diejenigen, welche sich des wis- - 
sentlichen Verkaufs verdorbener oder mit schädlichen Zusätzen ver- 
mischter Nahrungsmittelschuldig machen, des Rechts, das gemissbrauchte 
Gewerbe ferner zu treiben, auf immer verlustig. 


8. 725. Der befundene Vorrath solcher Nahrungsmittel soll, wenn 
er keiner Verbesserung fähig ist, sofort vernichtet; sonst aber eingezo- 
gen, auf Kosten des Uebertreters in tauglichen Stand gesetzt, und zum 
Besten der Armen verwendet werden. 


5) Bei den Kleidungen, Federn, und Betten; 
8. 726. Betten, Kleider, und andere Sachen, welche Personen, die an 
pestartigen Krankheiten gestorben sind, an ihrem Leibe oder sonst zu 
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ihrem gewöhnlichen Gebrauche gehabt haben, müssen, bei willkührli- 
cher Leibes- oder Geldstrafe, sofort verbrannt werden. 

8.727. a) Ist der Kranke an einer andern ansteckenden Krankheit 
gestorben: so ist der Gebrauch oder Verkauf solcher Kleider und Sa- 
eben nur alsdann erlaubt, wenn ein approbirter Arzt.auf seine Pflicht 
bezeugt, dass denselben, durch Anwendung der erforderlichen Mittel, 
die Gefahr der Ansteckung benommen worden. 

&.727.5) Wer das Gewicht der Bettfedern durch Bleiweis vermehrt, 

hat die $. 723—725. bestimmte Strafe verwirkt. 
6) bei dem Klichengeschirre; 

8.728. Niemand soll sich kupferner nicht überzinnter Gefässe zur 
Zubereitung der Speisen bedienen. 

8.729. Kupferschmiede und alle Andere, welche dergleichen nicht 
tüchtig überzinntes Geschirr verkaufen, sollen mit Confiscation ih- 
res Vorraths, und einer Geldbusse von zehn bis zwanzig Thalern 
bestraft; im Wiederholungsfalle aber ihres Meisterrechts verlustig er- 
klärt werden. | 

8.730. Gleiche Strafe trifft diejenigen Professionisten, welche zum 
Ueberzinnen kupferner Küchengeschirre einen Zusatz von Blei ge- 
brauchen. 

8.731. Der unvorsichtige Gebrauch der Kohlen in verschlossenen 
Gemächern, wo der Dampf den darin befindlichen Personen gefährlich 
werden könnte, ist, wenn auch noch kein Schade geschehen wäre, mit 
drei bis zehn Thaler Geld-, oder willkührlicher Gefängnissstrafe zu 
ahuden. 

7) wegen der Üffentlichen Reinlichkeit; 

8.732. Die Obrigkeit jedes Ortes muss bei eigener Vertretung da- 
rauf schen, dass die zu Unterhaltung der öffentlichen Reinlichkeit an 
den Häusern, und auf den Strassen, gegebenen Polizeiverordnungen, 
von einem Jeden, ohne Unterschied des Standes, bei willkührlicher 
Geld- oder Gefängnissstrafe genau befolgt werden. 


8) wegen des Betragens gegen Schwangere und ungeborne Kinder; 

8.733. Niemand soll gegen eine Person, deren Schwangerschaft sicht- 
bar, oder ihm bekannt ist, oder auch wissentlich in deren Gegenwart, 
Handlungen vornehmen, wodurch heftige Gemüthsbewegungen erregt 
zu werden pflegen. 

$. 734. Ist dergleichen Handlung an sich schon strafbar: so findet in 
' einem solchen Falie Schärfung der Strafe statt. 

8.735. Ist auf die Handlung an sich keine Strafe verordnet: so soll, 
j» nachdem sie aus Vorsatz, Muthwillen, oder grober Unvorsichtigkeit 
begangen worden, willkührliche Geld- oder Gefängnissstrafe, oder 
körperliche Züchtigung verhängt werden. 

8.736. Auch diejenigen, denen sonst das Recht der mässigen Züchti- 
gung zukommt, dürfen sich dessen, gegen dergleichen schwangere Per- 
sonen, bei willkührlicher Gefängniss- oder Geldstrafe, so lauge die 
Schwangerschaft dauert, nicht bedienen. 

8.737. Personen, die während ihrer Schwangerschaft und vor der 
Entbindung gestorben sind, dürfen nicht eher beerdigt werden, als bis 
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wegen Rettung des im Mutterleibe befindlichen Kindes die erforderli- 
chen Anstalten mit der nöthigen Vorsicht getroffen worden. 
9) Gegen Säuglinge; 

8.738. Mütter und Ammen sollen Kinder unter zwei Jahren bei 
Nachtzeit nicht in ihre Betten nehmen, und bei sıch oder andern schla- 
fen lassen. 

8.739. Die solches thun, haben nach Bewandniss der Umstände, 
und der dabei obwaltenden Gefahr, Gefängnissstrafe, oder körperliche 
Züchtigung verwirkt. 

10) wegen des Schiessens; 

8.740. Niemand soll, ohne wahrscheinliche Gefahr eines nächtlichen 
Ueberfalls, geladenes Gewehr in seinem Hause verwahren; noch weni- 
ger selbiges an Orte hinstellen, oder aufhängen, wo Kinder oder andere 
unerfahrne Leute dazu kommen können. 


Bescript ». 29. Septbr. 1836., betr. die Competenz der Bolizeibehörben zur Bes 
firafung der verbotenen Aufbewahrung geladenen Schiehgewehres. 

Das Gerichtsamt zu Markliffa hat in Veranlaſſung des von dem Königlichen 
D. 2. Ger. an daffelbe in der Unterfuhungsfahe wider den Tiſchler V. erlaſſenen 
Reſcriptes vom 5. Juli 1836 in dem abfhriftlih anliegenden Berichte vom 21. v. 
M. dem Zuftigminifterium fein Bedenken gegen die Richtigkeit der in jenem Reſcripte 
ausgefprochenen Anficht des Gollegiums vorgetragen. j 

Der Juſtizminiſter tritt, im Ginverfiändnif mit dem Herrn Minifter des Innern 
and der Polizei, dem Gerichtsamte darin bei, daß ber $. 740. Tit. 20, Thl. II. des 
AL. R. eine bloße Polizeivorihrift enthalte, deren Uebertretung von den Lofal-Po- 
ligeibebörden, abgefeben von dem in $. 62. Tit. 17, ibid. beftimmten Strafmaafe, 
unterfucht und geahnder werden kann. 

Daß jene Beftimmung des $. 740. eine bloße Polizeivorſchrift fei, folgt nicht 
allein aus $. 10, Tit. 17., fondern auch aus $. 692. Tit. 20. Thl. II. des A. L. R. 
Das Verbot, geladene Gewehre in feinem Haufe zu halten, bezweckt lediglich die 
Verhütung und Vorbeugung eines Ungluds oder einer Gefahr, und die darauf ges 
fegte Strafe ik demnach auch nur eine Polizeiſtrafe. Die Unterfuhung und Be 
firafung folder Polizeiübertrerungen fteht nah $. 11. Tit. 17. I, c., fofern damit 
fein vorfäslides oder fhuldbares Verbrechen verbunden ift, der Polis 
zeigerichtsbarkeit zu. 

In der nah den Beitimmmmgen Sr. Majeftät des Königs erlaffenen Circulars 
verordnung vom 21. Mai 1830 (v. 8.5. B. 35. ©. 283.) iſt aber die unbefchränfte 
Eompetenz der Local» Polizeibebörden ausdrüdlich anerfannt, und dabei aud voraus. 

eſetzt, daß eigentlihe Polizeigerichte nirgends in den Preußiſchen Staaten eriltiren. 

uf das Maap der Strafe kommt es dabei nicht an, fo lange es ſich nur lediglich 
um die Uebertretung polizeilicher Vorſchriften handelt, wie dies in jenem irculare 
nicht nur unter Nr, 2. ausdrudlih anerkannt, fondern aud unter Nr. 3. 1. ec. da 
durd; ausgeſprochen ift, daß gegen ein Erfenntnif, weldes eine höhere Strafe als 14 
tägiges Gefangniß, mäßige forperlihe Züchtigung oder 5 Rthlr. Geldbuße auferlegt, 
der Recurs oder die Provocarion auf rechrlihes Gehör nachgelaſſen ift. 

‚Die Beftimmung des $. 68. Tit. 17. Thl. I. des A. L. R., welcher auf $. 62. 
ibid. Bezug nimmt, ändert bierin nichts, weil diefer lediglich von der bürgerlichen im 
Gegenfage zur Criminalgerichtsbarkeit redet, nicht aber von der der Polizeibehörde 
zuftebenden Auge der Uebertretung von Polizeivorfchriften. 

Das Königl, O. 2. Ger. wird daher angewiefen, nad diefen Grundfägen in Zu. 
funft zu verfahren, und ihnen gemäß das Gerihtsamt zu Markliffa zu befcheiden. 

v. K. J. 3. 48. ©, 283, 


8.741. Auch Reisende, oder Jäger, welche geladenes Gewehr. bei 
sich führen, müssen, wenn sie in ein Haus Ireten, oder irgendwo unter 
Lenten sich aufhalten, dasselbe beständig in ihrer unmittelbaren Ob- 
sicht haben, oder es des Schusses entledigen. 
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8.742. Gastwirthe, bei welchen dergleichen Personen einkehren, 
müssen darauf sehen, dass entweder eins oder das andere geschehe: 
oder sie müssen das Gewehr dergestalt in eigene sichere Verwahrung 
nehmen, dass dadurch kein Schade entstehen kann. 


8.743. Wer diesen Vorschriften ($. 740— 742.) zuwider handelt, 
soll allemal mit Arrest auf acht bis vierzehn Tage, oder mit fünf bis 
zehn Thalern Geldstrafe belegt werden, 


8.744. Wird mit solchem Gewehre, und durch den unvorsichti- 
gen Gebrauch desselben, Jemand am Leben, Leibe, oder Vermögen 
beschädigt: so hat nicht nur der, welcher es führt, sondern auch der 
Haus- oder Gastwirth, welcher seine Pflicht nicht beobachtet hat, 
Gefängniss- oder Festungsstrafe, auf vier Wochen bis zu sechs Mona- 
ten verwirkt. 

8.745. Wer in bewohnten, oder gewöhnlich von Menschen besuch- 
ten Orten, sich des Schiessgewehrs, der Windbüchsen, oder Armbrüste 
bedient, oder Feuerwerke ohne besondere Erlaubniss der Obrigkeit, 
abbrennt, soll, wenn auch kein Schade geschehen ist, in eine Strafe von 
fünf bis funfzig Thalern genommen werden. 


1) Edict vom 11. 3uli 1775,, wegen des unbefugten Schiehens in den Städten und 
Dörfern; 

2) Bescripte v. 2. Auguſt und 7. Septbr. 1793,, betr, die Unwenbbarkeit ber älteren 
Geſetze wegen unvorfichtigen Gebrauchs der Schiefigewehre; 


3) Bescript v. 7. April 1796,, betr. die Anwendung ber Strafbeftimmungen 8. 744, 
und 1554, u. figb. dief. Tit. 
fı zu 8.1554, dief, Zit. 


11) wegen des Tragens heimlicher Waffen; 

8. 746. Niemand soll Stilets und dreikantige oder sogenannte Schilf- 
klingen führen. 

8. 747. Gemeinen Leuten ist, in Stöcken oder auf andere Art ver- 
borgenes Gewehr zu führen, nicht erlaubt. 

$. 748. Die blosse Führung solcher verbotenen Waffen soll mit 
Confiscation derselben, und fünf bis zwanzig Thalern Geldstrafe ge- 
ahndet werden. 


1) Beseript vom 13.3uli 1795., betr, den Ausdruck: „gemeine Leute” im 8.747. 
it. 20, Thl. 11. des U.2. 2. 
Wir haben die Ehre, Einem Hodlöblihen General-Directorium auf deffen über 
die von dem biefigen Polizei: Directorium geſchehene Anfrage: 
wer eigentlih unter der Benennung: „gemeine Leute,” welche nah dem $. 747. 
* — Thl. II. des A.L. R. fein verborgenes Gewehr führen ſollen, zu verfie 
en ſei 
unterm 8. d. M. an uns erlaſſenes geehrtes Schreiben hierdurch in ergebenſter Ant: 
wort zu vermelden, daß die Abſicht des Geſetzes in gedachter Stelle wohl nicht bloß 
ſei, Meuchelmord zu verhüten, ſondern auch gefährlichen Störungen der öffentlichen 
Sicherheit und dem Unglücke vorzubeugen, welches bei den unter den rohen und un— 
gebildeten Volksklaſſen jo häufig vorkommenden Gezänken und Schlägereien durch den 
in calore iracundiae yon ſolchem verborgenen Gewehre zu machenden Gebrauch leicht 
entfichen fann. Wir würden alfo den Ausdrud: „gemeine Leute” in etwas ausge 
dehnterem Sinne nehmen, und es würden darunter alle diejenigen verſtanden werden 
müfen, die nach dem gefeslihen Begriffe Thl. Il. Tit. 7. $. 1. zum eigentlihen Bau- 
ernftande gehören, oder die in Städten weder durch den Befis bürgerliber Grund: 
ſtücke, no durch das Gintreten in eine Zunft oder Innung das Bürgerrecht gewon— 
nen haben. Daß übrigens auch gemeine Leute, die aber zu gewiſſen Zeiten oder um 
ter gewiffen Umftänden bergleihen Gewehr zu ihrer eigenen perjönlihen Sicherheit 
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nöthig haben können, wenn fie in foldhen Zeiten oder unter ſolchen Umſtänden daffelbe 
wirklich bei fi führen, unter dem Gefege nicht begriffen find, ſcheint ſich unfers Da, 
fürhaltens wohl von felbit zu verſtehen. Stengel Beitr, U. S. 352. 


2) Bescript v. 23. Septbr. 1825,, betr, beu Unterfchieb gwifchen Führen und Tragen 
und Befigen verbotener Waffen. 

Nah dem Berichte der Griminal » Deputation des dortigen Stadtgerichts vom 
30. v. M. fol der Zifchlermeifter R. zur Unterfuchung gezogen werden, weil er einen 
Stoddegen befigt, auch Iebensgefährlihe Drohungen ausgeitoßen haben fol. Was 
den Berk des verborgenen Degens betrifft, jo tritt der Zuitizminifter der Anficht der 
Griminal» Deputation dahin bei, daß unter dem Worte „Führen“ im $. 747. IL 
20. A. L. R. nicht der bloße Befig verftanden werden kann, dieſes Wort vielmehr mit 
dem J te u. fen ie, {in ale abe be hienb zu halten, Eine 
Unterfuchung it in diefer Beziehung daher nicht gehörig begründet. 

— Sen Act, des Juſtizm. Grimm, Nr.4. Vol. II. Fol. 17, 


3) BMescripte vom 18, Decbr. 1815. und 29, Juli 1828,, betr. die Befugnik zur Hals 
tung von Schiefigewehr. 

Da die Anwendung des, in dem Refer. vom 18, Dechr. 1815. (Anl.) aufgeftell- 
ten Grundfates, die Befugniß zur Haltung von Schießgewehren betreffend, Seitens 
des Polizei-Minifterii bis jept feine Schwierigkeiten geſunden bat, fo glauben die 
unterzeichneten Miniſterien nicht, dat aus dem Berichte der Königl. Regierung vom 
2. Mai d. J. eine zureihende Veranlaſſung herzuleiten fei, jet noch, nad Verlauf von 
mehr als zwölf Jahren, die Allerhöchſte Genehmigung der in Rede fiehenden Verfü 

ung bei des Konigs Majeftät in Antrag zu bringen. Es wird vielmehr, da bie 
önigl. Regierung am Scluffe ihres Berichtes bemerkt, daß fie fih in vorkommen. 
den Fällen das mehrerwähnte Nefer, zur Norm dienen laffen werde, bierbei fein Be 
wenden haben fünnen. Berlin, den 29. Juli 182%. 


Die Königl. Regierung wird auf ihren Bericht vom 6, Septbr. d. J., eg Hem ⸗ 
mung der überhand nehmenden Wilddiebereien, dahin beſchieden, daß die in jenem 
Berichte allegirten früheren Geſetze wegen verbotener Führung des Schießgewehrs, 
ohne für jetzt formlich aufgehoben zu werden, dennoch feine fernere Anwendung fin 
den konnen. Es it bei der Lage des Staats in den legtverfloffenen Tahren nicht 
allein geduldet, fondern die Narion it auch aufgefordert worden, ſich Waffen anzu 
fhaffen, und der Landſturm bat an einigen Orten felbit zur Vertheidigung des Bas 
terlandes, uberall_aber zur Erhaltung der innern Ordnung gewirkt, Durch das Wie 
dereintreten jener früheren Verbote würde daher gegenwärtig zu allgemeinem Miß— 
vergnügen Beranlaffung gegeben, und dennoch der beabfichtigte Nutzen nicht völlig er 
reicht werden, da die Erfahrung gelehrt hat, daß felbit die ſtrengſten Strafgefege nicht 
im Stande geweſen find, den Wilddiebſtählen ganzlih Ginhalt zu thun, Cine ges 
naue und tharige Auflicht der Forfibedienten, und eine Befchränfung in dem Rechte, 
ein Scießgewehr zu halten, bei joldien Perfonen, von welden ein Mißbrauch diefer 
Waffe erwiefen oder zu befürchten ift, find daher die einzigen Mittel, jenem Unfuge 
möglichft vorzubeugen, j 

Es fünnen daher in der Negel alle mündigen Grundeigenthümer, verabfchiebete 
Soldaten, die den Krieg mitgemacht und eine eigene Wirthichaft haben, und Mit» 
lieber von Bürgergarden und Schügengilden, Schießgewehre balten, wogegen bie 
tönigl. Regierung angemwiefen wird, in vorfommenden Fällen unverftändigen jungen 
Leuten, oder folden, in deren Händen ein Gewehr der gemeinen Sicherheit ſchädlich 
fheint, indem fie ihrer Verftandesträfte nicht mächtig, oder dem’ Trunfe ergeben find, 
befonders aber denen, die entweder Mißbrauch mit dem Gewehr getrieben, oder Jagd— 
Gontraventionen begangen, die ſich ungehorfam gegen die Obrigkeit gezeigt, oder eines 
Verbrechens wegen mit Feſtungs- und Zuchthausſitafe oder Verluft der National.Kos 
Tarde beitraft find, die Gewehre von Obrigkeitswegen wegnehmen und ſolche für ihre 

Rechnung verkaufen zu laſſen. Berlin, den 18, Dechr. 1815. 
v. K. Ann. B. 12, S. 666, 


12) wegen des Haltens wilder Thiere; 
8.749. Ohne besondere ‚Erlaubniss der Obrigkeit darf Niemand 
wilde, oder andere von Natur schädliche Thiere halten, 
$.750. Die Obrigkeit muss die Erlaubniss bei eigener Vertretung 
nicht ertheilen, wenn sie sich nicht zuvor überzeugt hat, dass hinläng- 
) 
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lich sichere Maassregeln zur Verhütung alles besorglichen Schadens 
genommen worden. 


8. 751. Wer ohne Erlaubniss der Obrigkeit schädliche Thiere hält, 
muss selbige sofort wegschaffen, und ausserdem zwanzig bis funfzig . 
Thaler Geldstrafe entrichten. 


8.752. Eine gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher die obrigkeit- 
liche Erlaubniss zwar erhalten, nachher aber die gehörigen Maassre- 
geln zur Verhütung alles Schadens vernachlässigt hat. 


8. 753. Eben so wird der Eigenthümer eines sonst zahmen Thieres 
bestraft, wenn dasselbe besondere schädliche Eigenschaften hat, und 
er, sobald dieses zu seiner Kenntniss gelangt, zur Verhütung des zu 
besorgenden Schadens nicht hinlängliche Maassregeln trifft. 


8. 754. Auch die wegen Vorbeugung der Tollheit bei den Hunden 
vorgeschriebenen Polizeigesetze, ist ein Jeder, bei Vermeidung der 
darin bestimmten Geld- oder Leibesstrafen, genau zu beobachten ver- 
pflichtet, 


8. 755. Das Aufhetzen der Hunde gegen Menschen soll, wenn auch 
kein Schade daraus entstanden ist, mit willkührlicher Geld- oder Lei- 
bess:rafe belegt werden. 


1) Edict wegen deö Tollwerbens der Hunde v. 20, Febr, 1797. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König xc. ꝛc. Thun Eund und fi: 
gen biermit zu wiffen: Es ift durch das Edict vom 20, Febr. 1767, auch ſchon 
vorher verordnet worden: daß den Hunden der fogenannte Tollwurm unter dir 
Zunge gefchnitten werden fol, weil man damals die Erfahrung gemacht haben 
wollte und allgemein behauptet wurde, daß, wenn den Hunden ber Zollmurm ge 
nommen worden, der Biß folder Hunde, die auch toll geworden, dennoch feine 
fchädliche Folgen nach fich gezogen hätte, weshalb auch in allen Unfern Provinzien 
Derfonen ausgemittelt, angeftellet, vereidet und mit Anweifungen verſehen worden, 
den Hunden ben Tollwurm zu fchneiden. 

Es bat aber der Erfolg der gebofften Wirkung nicht entiprochen, und find von 
Zeit zu Zeit viele glaubwürdige Zeugniffe von den Land: Rärhen und Kreis: Phof- 
cis eingegangen, daß das Vieh, welches von ſolchem tollen Hunde, dem ber ſoge 
nannte Tollwurm gefchnitten gewefen, gebifjen worden, dennoch toll geworden if. 

Wir haben Ins daber entſchloſſen, obgedachtes Edict wegen des Tollwurmfchneiden? 
der Hunde, wie hiermit geſchiehet, ganz aufzuheben und dagegen andere Borlehrun 
gen zu treffen, wodurch Menſchen und Vieh vor dem Biß toller Hunde geficert 
und die von ſolchem Biffe entftehenden traurigen Folgen von Unſeren Unterthanen 
abgemwendet werben. 


$.1. Die Tollheit oder Wuth bei Hunden läßt ſich füglich in drei Grade einthei 
Ien, und nach diefen drei verfchiedenen Graden find au die Merkmale und Ken 
zeichen, welche ber Wuth vorangehen oder fie begleiten, verfchieden. 


Erfter Grad der Wuth, oder Kennzeihen, welche der wirkliden 
Wuth vorangeben. 

Ein Hund wird wegen eintretender Wuth verdächtig, wenn er von feiner ge 
wöbnlichen ———— und Gefaͤlligkeit etwas verlieret, trauert, die Einſamleit 
ſucht, das Eſſen verſäumt, oder nur jedesmal beriecht und ſtehen läßt; wenn et 
lange nicht fäuft, auf den Auf feines Herrn zwar noch gehorcht, ihn noch erkenne, 
mit dem Schwanze gegen ihn wedelt, fih von ihm noch an den Ohren und am 
Schweife anrühren, ftreiheln oder auf den Arm nehmen läßt, noch zur Jagd oder 
zum Viehtreiben bewogen werden kann; aber alles träge, mürrifch oder gezwungen thut 
wenn er gereigt wird, um ſich beißt, wenn er überhaupt ſtiller wird, und ohne zu 
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ſchlafen fih an dunkle Orte, gleihfam lichtſcheu, verkriecht, und denjenigen, ber 
ibn von da bervorloden will, wenn er auch fein vormaliger Gönner wäre, anarunzt, 
obne jedoch zu bellen ; wenn feine Augen trübe werden oder fließen ; wenn er Ohren 
und Echweif bangen laßt, und endlich fi ſprungweiſe auf alles hinwirft, was ihm 
aufflört oder angeboten wird. 

Die eben erwähnten Zufälle machen ungefähr den erften Grad ber Wuth aus, 
ollein fie geben noch keine völlige Gewißheit, daß diefelbe daraus entfteben werde, 
weil auch andere Krankheiten, denen der Hund unterworfen ift, bei ibm ähnliche 
Gribeinungen bervorbringen können. Doc aber erregen fie mit Recht gearünderen 
Verdacht der Wuth, beionders, wenn mancherlei Rebenumftände diefen Verdacht 
unterftügen. Wenn z.B. dieſe Zufälle fib in einer fehr heiten Gegend, bei ſehr trode: 
nem Wetter, einer ſehr ſchmachtenden Hige, oder bei einer ſehr ftrengen Kälte er 
eignen; wenn der Hund fchlechte faule Nahrungsmittel befommen, und es ibm 
außerdem noch wohl am Trinken gefeblt bat; und endlich, wenn fonft eine Wahr 
De obmultet, daß er von irgend einem tollen Hunde gebiſſen oder verlegt 
worden ift, 

Man nennt diefen Grad der Wuth gewöhnlich die ftille Wuth. Dieſer erfte 
Zeitraum der Wuth ift nicht allemal von gleich langer Dauer, zuweilen währet er 
nur eine kurze Zeit von 12 bie 24 Stunden, zuweilen länger, 


Zweiter Grad der Wut. 


In dem zweiten Grade der Wuth nehmen die erfigedachten Zufälle geſchwinde 
zu. Der Hund bört wenig oder nichts, es mag ihn rufen, wer da will; die Wuth 
nimmt zu, der Hund wird trauriger, feine Augen find trüber, er fliebet vor Jeder: 
mann, Der Durft quäler ihn, er ftreder feine Junge ledyjend aus dem Munde und 
ſcheuet doch jedes Getränf; er leidet Niemand um ſich, bellet felten, und wenn es ja 
geſchiehet, mit heiſerer Stimme, und verfegt jedem, der fich ibm nähert, feinen gif— 
tigen anftedınden tödtlichen Biß. Er kauet, von der Zunge fließt ihm ein zäber 
Speichel herab, der Mund ſchäumet und fichet befländig offen. Die Krankheit wird 
jede Etunde würbender; er läuft berum, fliebet vor feinem eigenen Herrn und fällt 
jedem an, der ihm in den Weg tritt. Anfangs läuft er langiam und bei wachſender 
Wuth ichneller, mit geſenktem Kopfe, hangenden Dbren, mit abwärts gefuntenen, 
oft wiichen die Beine gezogenem Echweife. Eein Lauf ift unordentlich, zumeilen 
läuft er eine Strede gerade aus und dann ehrt er plöglich um und läuft weiter, 
und das oft mit einer unglaublichen Geſchwindigkeit; fiebet er aber Waſſer oder nur 
etwas Blänzendes dem Waſſer ähnliches, fo fliebet er meiftens eilends und änaftlich 
davon; jedoch ift legteres Kennzeichen nicht ganz untruͤglich, indem es auch Hunde 
giebt, welche oft ſchon während der Wuth annoch ins Waſſer fpringen und durch 
dafjelbe ſchwimmen. 

Dritter und legter Grab der Wuth. 

Bei der höchſten und legten Stufe der Wuth werden feine Augen feuerroth, und find 
bald ftarr, bald dreben fie ſich wild im Kopfe herum, und feine Zunge hängt ihm bleifarbig 
aus dem Munde. Gefunde Hunde, denen er begegnet, weichen ihn aus, bellen ibn nicht 
leıcht an, oder verfolgen ibn wenigſtens nicht ; und wenn fie fich vor ibm nicht flüchten kön. 
nen, fo widerftreben fie ihm doch nicht leicht, fondern legen fich zaghaft vor ihm nieder und 
fuchen demielben zu fchmeicheln. Endlich wird der Hund allmälig matter, fein ge 
wöhnliches Laufen langfamer, ſchleichend und zule&t taumelnd. Die Thränen lau: 
fen häufiger aus feinen Augen, die Haare fträuben fi empor, der Kopf hängt im: 
mer mehr und mehr; die Zunge wird ſchwarz und der Schaum im Munde vermehrt 
fib; er fchnappt fortdauernd um ſich und beißt alles, was ihm vorfommt. Nun 
wirft er ſich oder ftürgt öfters ermüder zu Boden, bilft fi) ſchwach wieder auf und 
athmet ſchwer; endlich entfteben Zudungen, unter welchen er fällt und ftirbt. 

Zu bemerken ift aber, daß diefe Krankheit nicht immer alle bier angegebene 
Stufen durchgebet. Nicht felten werden die Hunde blog mit der flillen Wuth be 
fallen, und fterben fchon hieran im erften Zeitraum der Krankheit, wohl ſchon am 
2ten, Iten oder Aten Tage. 


Mannkopff Als, Landrecht VII 34 
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$.2. Da aus den vorher beſchriebenen Merkmalen der Wuth des Hundes ein 
jeder wiſſen kann, wenn die Wuth anfängt, für Menſchen und Vieh gefährlich zu 
werden, und diefe Gefahr dur Zödtung des Hundes leicht abgewendet werden 
kann; fo befeblen Wir hiermit: daß ein jeder Gigenthümer des Hundes oder der- 
jenige, der ihn unter Aufficht hat, es fei zur Fütterung oder Abrichtung, oder zu 
einer andern Abficht, den Hund bei Eintretung des erften Grades der Wuth tödten 
foll, Unterläßt es diefes, und der Hund entläuft bei dem zweiten Grade der Wuth, 


ſo foll der ausgemittelte Eigenthümer des Hundes, oder derjenige, der ihn unter 


Aufficht gehabt, wenn der entlaufene Hund aud feinen Schaden an» 
richtet, bloß für den Unterlaffungsfall des Tödtens, in Zwanig 
Thaler Strafe genommen, oder im Falle er ſolche nicht bezablen kann, mit viermös 
chentlicher Feftungs » oder Zuchthausſtrafe belegt werden, und follen gegen das ums 
terlaffene Todtſchlagen des Hundes gar feine Entihuldigungen, auch nicht, daß er 
den Hund eingefperrt oder an die Kette gelegt babe, oder daß er ibn habe curiren 
wollen, oder daß ihm der fogenannte Tollwurm genommen worden, oder wie fie 
font Namen haben mögen, gelten, und eine Minderung der vorerwähnten Strafe 
bewirken. 

$.3. Eben fo foll auch vorgedachte Strafe ftatt haben, wenn jemand weiß, daß 
fein Hund von einem tollen Hunde gebiffen worden, und er denfelben ſogleich zu 
tödten unterläßt. MHeberläßt er aber einen folhen Hund einem andern, wie foldhes 
öfters der Fall bei Hirten ift, fo foll die Strafe dreifach erhöhet werden. 


$.4. Das Kuriren der tollen Hunde wird, wegen der damit verknüpften Ges 
fahr, bei ebenmäßiger Strafe verboten ; es fei denn, daß ein Arzt, zur Erweiterung 
feiner Kenntniſſe, einen Verſuch damit machen wollte, der muß aber den Hund in 
einen feiten eifernen Käfig fperren und für alle Gefahr haften. 

6.5. Richtet ein toller Hund durch feinen Biß Schadenan, fo tritt ald 
dann, außer obiger Strafe, die Vorfchrift des allgemeinen Gefepbuche ein, wonach 
die Erjegung des Schadens oder eine zu Jeiftende Genugthuung, von dem Eigenthü— 
mer des Hundes, oder dem, der ihn unter Aufficht gehabt, nach dem Grade der Ver: 
fhuldung und der Größe des Schadens durch richterliches Erkenntniß feftgefegt wer» 
den muß. 

6.6. Sobald ein Menih von einem tollen, oder auch nur verdächtig fcheinen 
den Hunde gebiffen worden, fo foll der nächte Angebörige oder Bekannte, oder wer 
zuerft davon unterrichtet ift, ſolches dem Kreis: Pbufico oder Ehirurgo, ım Fall aber 
ein anderer Arzt oder Ehirurgus näher wohnet, denenfelben anzeigen, welche wegen 
der Heilungsart bereits mit binlänglichen Vorſchriften verfeben find; wird diefes 
unterlafjen , fo foll derjenige, der es fich zu Schulden kommen lafjen, nach Befchafs 
fenbeit der Größe des Schadens und der Berfchuldung, beftraft werden ; ein gleiches 
fol aud in Anſehung der Thiere, weldhe das Vermögen der Menſchen mit aus 
machen, als Pferde:, Rind, Schaaf: und Schweine: Vieh, ſtatt haben. 

Uebrigens wiederholen und beftätigen Wir hiermit alle die wegen Anlegung und 
Knüppelung der Hunde ergangenen Edicte und Verordnungen, wonach überhaupt 
alle Hunde, welche ohne Herren oder Führer allein auf den Straßen, oder auf dem 
Lande ohne Knüppel herumlaufen, gleich todtaefchoffen oder geſchagen werden follen, 
und machen Wir es den Forfibedienten und Jagdberechtigten zur befondern Pflicht, 
die in den Foriten und auf dem Felde herumlaufenden Hunde todt zu ſchießen, wos 
für ihnen, wenn der Eigenthümer des Hundes auszuforfchen, von demfelben Zwei 
Thaler Schiefgeld bezahlt werden follen. 

Wir befehlen demnach Unfern Krieges: und Domainen » Kammern, Bolizei - Die 
rectorüß, Land» und Steuerräthen, Beamten, Magifträten und Gerichts⸗Obrigkeiten, 
imgleichen Unſern ſämmtlichen übrigen Bedienten, ſowohl vom Militair- als Civil, 
ſtande, wie auch jedermaͤnniglich, der ſich in Unſern Landen aufhält, ſich nach dem 
Inhalte dieſes Ediets auf das genaueſte zu achten; nicht weniger, daß Unfer Gene: 
ral- Fiscal durch die unter ihm ſtehenden fiscaliichen Bediente gegen die etwanigen 
Eontraventiones genau invigiliren laſſen foll; und damit gegenwärtiges Edict zu 
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Jedermanns Wiffenfchaft gelangen möge, fo haben Wir folches zum Drud beför. 
— — > fol deffen Publication auch durch die Zeitungen und Intelligenz 
tter geicheben. 
Urfandtic haben Wir diefes Ebdict biüReigenbändig unterfürichen und mit in. 
ferm Königlichen Infiegel bedruden laffen, N.C.C.T.X. & 937. No. 14.de 1797. 


(Das fpätere Ediet v. 20. Juli 1799, ift mit bem vorftehenden faft wörtlich übereinftimmend,) 
2) Begulativ über bie fanitätspolizeilihen Borfchriften bei anſteckenden Krankheis 
ten und Seuchen, 8.92 — 108; f. au 8.692, dief, Tit. 
‚ /’13) wegen des Reitens und Fahrens; | 
8.756. Auf Strassen, Brücken und öffentlichen Plätzen; so wie in 
allen bewohnten von Menschen zahlreich besuchten Gegenden, muss 
ein Jeder des schnellen Reitens und Fahrens sich enthalten. 


8. 757. Die Uebertretung dessen soll mit fünf bis zehn Thalern 
Geldbusse oder mit verhältnissmässiger Gefängnissstrafe geahndet 
werden. Ä 

8.758. Sind Fehler des Pferdes an der Uebertretung Schuld: so 
bleıbt der Reiter oder Fahrende von der Strafe nur alsdann frei, 
wenn er den Fehler vorher nicht gewusst hat. 

8. 759. Dagegen trifft die Strafe den Eigenthümer des Pferdes, wel- 
cher den Andern wegen des Fehlers nicht in Zeiten gewarnt hat. 

8.760. Die $. 757. verordnete Strafe hat auch derjenige verwirkt, 
welcher Pferde, ohne die gehörige Aufsicht, auf öffentlichen Plätzen, 
Strassen, oder sonst im Freien, wo sie durch ihr Ausreissen, Beissen, 
Stossen oder Schlagen, Schaden anrıchten können, ‚stehen lässt. 


8. 761. Bei gleicher Strafe soll sich Niemand unterfangen, innerhalb 
der Stadt Pferde einzufahren, oder sich zu Nachtzeit der Schlitten ohne 
Schellengeläute zu bedienen, 


Bescript vom 26. April 1828., betr. bie Beftrafung bed Gebrauchs ber Schlitten 
ohne Bchellengeläute. 

Durd das A. L. R. Tnt. IT, Tit. 20, $. 761. ift nur zur Nachtzeit der Ge 
braud der Schlitten ohne Schellengeläute unterfagt worden. Wenn nun gleich das 
durch der Erlaß einer ortspolizeilihen WBerordnung, daß aud bei Tage fih Nie 
mand der Schlitten obne Seläure bedienen folle, nicht ausgefchloffen wird, fo kann 
dod) eine ſolche Verordnung nicht ohne fpecielle Morivirung und nicht ohne vorherige 
Genehmigung der Provinzial-Regierung erlaffen und die dadurd fur Contraventions— 
fälle fehtgefegte Strafe immer nur gegen diejenigen angewender werden, denen die 
Verordnung gehörig publicirt worden it, Die im Jahre 1826 Seitens des Magi- 
firans zu N. N. durch öffentlichen Anfhlag in der Stadt erfolgte Publication wird 
immer nur als den Drssbewohnern, nicht aber als den Landbewohnern srhörig gehe 
ben, anzufehen fein, v. 8. Ann. B, 12, S. 465, 

14) wegen aufgehängter oder aufgestellter Sachen; 

8. 762. Niemand soll in Gegenden, die zum Ab- und Zugange des 
Publici bestimmt sind, vor seinen Fenstern, oder an seinem Hause, et- 
was ohne gehörige Befestigung aufstellen, oder aufhängen, durch dessen 
Herabsturz Jemand beschädigt werden könnte. 


8.763. Der Uebertreter muss das Aufgestellte oder Aufgehängte so- 
fort wegzuschaffen angehalten, und ausserdem um fünf Thaler bestraft 
werden. (Th. 1. Tit. 8. $. 74. sqq.) | 

8.764. Gleiche Strafe hat derjenige verwirkt, welcher Sachen, die 
den Vorübergehenden schädlich werden könnten, aus dem Hause oder 
aus den Fenstern wirft, 

34* 
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15) bei Bauen und Reparaturen; 

8. 765. Jeder Eigenthümer ist schuldig, seine Gebäude dergestalt 
in baulichem Stande zu unterhalten, dass durch deren Einsturz oder 
Abfall, den Einwohnern oder Vorübergehenden kein Schade wider- 
fahre. 

8.766. Wer dies unterlässt, den soll die Obrigkeit durch Zwangs- 
mittel dazu anhalten, und seine Nachlässigkeit mit zehn bis dreissig 
Thalern Geld- oder verhältnissmässiger Leibesstrafe ahnden. 


8. 767. Ist der Eigentbümer zu solchen Reparaturen unvermögend: 
50 muss die Obrigkeit dafür, bei eigener Vertretung, von Amts wegen 
so weit sorgen, als es nöthig ist, um die dem Publiko drohende Gefahr 
abzuwenden. (Th. 1. Tit. 8. 8.40. qq.) a 
8.768. Baumeister, die bei einem Baue oder einer Reparatur, oder 
bei der Auswahl der Materialien dazu, wider die allgemein anerkann- 
ten Regeln der Baukunst dergestalt geliandelt haben, dass daraus eine 
Gefahr für die Einwohner oder das Publikum entsteht, sollen den Feh- 
ler auf eigene Kosten zu verbessern angehalten werden, 


. 8. 769. Verfallen sie zum zweitenmale in dergleichen Fehler; so ist 
ihnen ausserdem die fernere Treibung ihres Gewerbes, bei ein bis zwei- 
jähriger Gefängnissstrafe, zu untersagen. 


S. 770. Der Vorwand, dass der Bauherr die fehlerhafte Führung 
des Baues, oder den Gebrauch der untauglichen Materialien selbst 
verlangt, oder genehmigt habe, soll dem Baumeister niemals zu statten 
kommen, 

$. 771. Wenn Jemand die ihm obliegende Unterhaltung öffentlicher 
Gebäude, Wege, Brücken u. 5. w. vernachlässigt, und die an ihn ergan- 
gene Aufforderung fruchtlos gewesen ist: so soll die Obrigkeit die nö- 
thigen Reparaturen von Amts wegen veranstalten; die Kosten aber von 
ihm durch Exekution betreiben lassen. 

8.772. Ausserdem hat derselbe eine Geldbusse von fünf bis dreissig 
Thalern, oder verhältnissmässige Leibesstrafe verwirkt. 

8. 773. Bei allen Bauen und Reparaturen müssen die unmittelbaren 
Aufseher die erforderlichen Vorkehrungen treffen, damit nicht durch 
das Herabfallen der Materialien, den Einsturz der Gerüste, oder auf an- 
dere Art, Jemand beschädigt werde. 


8.774. Dergleichen Bauplätze sind-mit Stangen dergestalt einzufas- 
sen, dass besonders Kinder und Tbiere, von Betretung solcher gefähr- 
lichen Stellen zurückgehalten werden. 

8.775. Die Unterlassung dieser Vorschrift ist an den nachlässi- 
gen Aufsehern mit nachdrücklicher Gefängniss- oder Geldstrafe zu 
ahnden. 

8.776. Die Uebertretungen der Polizeigesetze ziehen die dabei ver- 
ordneten Strafen auch alsdann nach sich, wenn dadurch noch kein wirk- 
licher Schade entstanden ist. 

Bergl. ©. ©. ». 1. Januar 1831 und 27. Septbr. 1837, betr. bie Anlagen und den Ge 
braucd ber Dampfmafchinen; f. zu 8.1539, dief. Fit. 

Von Verletzungen aus Fahrlässigkeit, 

$. 777. Ist aber durch die Uebertretung Jemand an seiner Gesund- 

heit oder an seinem Leibe wirklich verletzt worden: so wird der Ueber- 
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treter noch ausserdem als einer, der den Schaden aus grober Fahrläs- 
sigkeit zugefügt hat, angesehen. 


8.778. Nach dem Grade dieser Fahrlässigkeit; nach Bewandniss des 
mehr oder minder erheblichen Schadens; und je nachdem der Beschä- . 
digte völlig in den vorigen Stand wieder hergestellt werden kann, oder 
nicht, soll gegen den Beschädiger Gefängniss- oder Festungsstrafe auf 
Einen Monath bis zwei Jahre statt finden. 


8.779. Ist die schwere Beschädigung eines Menschen durch grobe 
Vernachlässigung gewisser besonderer Amts- oder Berufspflichten ver- 
anlasst worden: so soll der Uebertreter, noch ausser der nach vorste 
hender Verordnung ihn treffenden Strafe, zu einem solchen Amte 
oder Gewerbe auf immer für unfähig erklärt werden. 


8.780. Auch derjenige, welcher zwar ohne Uebertretung ausdrückli- 
cher Gesetze oder besonderer Vorschriften, aber doch durch grobe 
Vernachlässigung der allgemeinen nach $. 691. einem Jeden obliegen- 
den Vorsicht, Jemanden am Leibe oder Leben beschädigt, hat allemal 
verhältnissmässige Leibesstrafe verwirkt. 


8.781. Diese Strafe soll nach dem Stande und Alter des Uebertre- 
ters; nach Verhältniss des Grades der Fahrlässigkeit selbst; der Er- 
heblichkeit des Schadens; und der erfolgenden oder nicht erfolgenden 
Wiederherstellung des Bescbädigten, auf körperliche Züchtigung, oder 
auf en aaa von vierzehn Tagen bis zu Einem Jahre bestimmt 
werden. 


Bescript v. 7. Huguft 1820, betr. die Beftrafung ber Fahrläffigfeit der Aerzte. 

ꝛc. Die Anſicht des Collegii, daf, der Regel nach, ans Feiner Unterfuchung, welche 
gegen einen Arzt wegen angeblich culpofer ärztlicher Behandlung geführt werde, etwas 
berausfommen könne, und überhaupt die Unterfuhung der innern Amtsführung eines 
Beamten, wenn fein Vorwurf eines Verbrechens damit verbunden, vor fein Crimi— 
nalgericht gebore, kann fo unbedingt, wie fie ausgefprochen worden, theild zu Miß— 
veritandniffen Veranlaſſung geben, theils ift fie aber in der That nur mit Modififa- 
tionen richtig. 

Eine wirkliche Eulpa des Arztes gehört allerdings vor das Forum des Cri— 
minalrichters, nicht fo der Fall, wo er aus Unwiſſenheit fehlt. Ein Fehler des 
Willens, infofern man bierunter auch den Fall der unterlaffenen Aufmerkſamkeit, 
u welcher das Geſetz oder der Beruf verpflichteren, begreift, worauf fih das Gebiet 
es Eriminalrichters doc beihränfen muß, ift in dem letztern Falle um fo weniger 
vorhanden, als der Arzt durch die mach vorhergegangener Prüfung erfaltene Appro« 
bation zu der Meinung berechtigt wird, daß es ihm an den zur Ausübung der Heil 
kunde erforderlichen Keuntniſſen nicht fehle. Gen. Yet. des Zuftiim, C. 2417, 


Rettung aus Todesgefahr ; 

8.782. Wer ohne eigene erhebliche Gefahr, einen Menschen aus 
der Hand der Räuber oder Mörder, aus Wasser- und Feuersnoth, oder 
aus einer andern drohenden Lebensgefahr retten könnte, und es unter- 
lässt: soll, wenn der andere wirklich das Leben einbüsst, vierzehntä- 
gige Gefängnissstrafe leiden. 


8.783. Ausserdem soll seine Lieblosigkeit, und deren erfolgte Be- 


strafung, zu seiner Beschämung und Andern zur Warnung, öffentlich 
bekannt gemacht werden. 


8.784. Dagegen soll der Edelmuth desjenigen, welcher einem seiner 


Nebenmenschen das Leben gerettet hat, namentlich und öffentlich be- 
kannt gemacht, auch sonst nach Befinden belohnt werden. 
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besonders der Scheintodten, 

8.785. Wer einen Scheintodten antrifft, muss, bei Vermeidung der 
8. 782. angedroheten Strafe, ihm schleunige Hülfe leisten, und hat da- 
für vom Staate Vergütung der Auslagen, und die in den Polizeigesetzen 
bestimmte Belohnung zu erwarten. 

8.786. Begehrt er diese Belohnung nicht: so soll die dazu bestimmte 
Geldsumme, nach seiner Anweisung, unter die Armen vertheilt, und 
ibm für seine edle Bemühung nach Vorschrift des $. 784. öffentlich ge- 
dankt werden. 

1) Bergl. Instruction für die Prediger über die Kennzeichen des wirflich erfolgten 
Tobes, v. 21. Octbr. 1794, (6. R. Samml, B. XIII. &,270,) 

2) Bergl. Erim, ©. 8,151 —155, 


8.787. Wenn auch die angewendete Mühe vergeblich gewesen: so 
muss dennoch dafür, nebst Vergütung der Auslagen, die Hälfte der im 
8. 785. gedachten Belohnung gegeben werden. 

8.788. Ertrunkene müssen sogleich aus dem Wasser gezogen; an 
schädlichen Dämpfen Erstickte an die freie Luft gebracht; Gehängte 
abgelöst; auch dergleichen Scheintodte in jeglichem Falle von pressen- 
den Kleidungsstücken befreiet werden. 

8. 789. Die zuletzt gedachte Vorsicht muss auch bei denen, welche 
in schädlichen Dämpfen erstickt sind, beobachtet, und dıese müssen so- 
gleich in die frische Luft gebracht werden. 

8.790. Es muss sobald als möglich ein Arzt oder Wundarzt herbei- 
ug der nächsten Obrigkeit Nachricht gegeben; und übrigens mit 

en Scheintodten nach näheren Vorschriften der Polizeigesetze verfah- 
ren werden. 

8.791. Diejenige Obrigkeit, welcher diese Anzeige geschieht, muss, 
wenn sie auch nicht die gehörige ist, für dıe Rettung der Scheintodten 
ohne Zeitverlust sorgen, 

$. 792. Gerichtsobrigkeiten und Aerzte, welche die vorgeschrie- 
bene Hülfe vernachlässigen, oder nicht anhaltend leisten, sollen zur 
Untersuchung gezogen werden, und ausser den Kosten der Untersu- 
chung auch diejenigen tragen, welche sonst, nach Vorschrift des 8.785., 
aus der öffentlichen Casse bestritten werden müssen. 

8. 793. Ueber dieses soll ihr liebloses Betragen zu ihrer Beschämung 
öffentlich bekannt gemacht werden. 

Bescript v. 30, Juni 1832 nebft Anlage, betr. bie Verpflichtung der Kreisphufiker 
zu unentgeltlichen Leiftungen bei NUrmenfuren und Medizinal: Polizei: Gefchäften. 

‚Des Konigs Majeftät haben die Frage wegen des Umfanges der amtlichen Ber: 
perinngen der Kreis-Phyſiker, über welche Hit längerer Zeit Verhandlungen zwi: 
hen den unterzeichneten Miniſterien Statt gefunden haben, auf den a: des 
Königl. Staars » Minijteriums mittelſt Allerhöchſſer C. O. vom 14. April d. I. dahin 
zu entfcheiden gerubet, daß von den Kreis: Phyüfern, als folhen, feine unentgeltliche 
Zeiftung begehrt werden darf, die ihnen nicht als Drganen der Medizinal- und Ga: 
nitäts » Polizei obliegt, daß fie dagegen im ihrer Gigenjchaft als praktiſche Aerzte, aud) 
in Beziehung auf die Armen: Euren denjelben Verbindlichkeiten unterworfen find, 
die jeder Arzt nach dem bei feiner Promotion und Approbation zu leiftenden Eide 
wit feinem Berufe übernimmt, 

Dem gemäß find die Phyſiker als ſolche zu allen ihmen übertragenen, zum Ge 
biete der Medizinal» und Sanitäts- Polizei gehörenden Gefhäften von Amts wegen 
verpflichtet und haben daher folhe ohne Ausnahme an ihrem Wohnorte unentgeltt 
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bei damit verknüpften Reifen aber gegen bie ihnen dafür bewilligte reglementsmäßige 
Bergütigung zu verrichten. Was dagegen die curative Behandlung armer Kranten 
betrifft, fo find die Kreis: Phnfiter in diefer Beziehung, der obengedachten Allerhöch— 
ften Beſtimmungen gemäß, allen übrigen prafriihen Aerzten ganz gleich geftellt, daher 
durch ihre Stellung als Phyſiker von der allen prafiifhen Aerzten gemeinfam bierum« 
ter obliegenden Verpflichtung nicht entbunden, eben fo wenig aber auch zur unentgelt- 
lichen Bebandlung armer Kranfer von Amts wegen verpflichtet. 

, Es finden viehnehr die in Bezug bierauf durch die gemeinfchaftlihe Gircular-Ber: 
fügung der Königliben Minitterien der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten und des In— 
nern und der Polizei vom 10, April 1821 erlafienen Beſimmungen auf die Kreis» 

bufifer, fo wie auf alle übrige praftifche Werzte, eine gleihe Anwendung. Diefer 

rundfas it allgemein gültig und erſtreckt ſich mithin auch auf die curarive Beband- 
lung einzelner Kranfer bei anitedenden Krankheiten, fo wie auf die Eur der in ge- 
fänglicher Haft befindlichen Perionen, 

In Berreff der den Kreis: Phnfikern zu übertragenden gerichtlich: medizinifhen Ver: 
richtungen verbleibt es übrigens bis auf weitere diesfalls zu erlaſſende Feſtſetzungen, 
ſowohl für den Fall, daß diefe Gefhäfte von den Kreis-Phyſikern an ihren Wohnorren 
ausgeführt werden, als für den Fall einer dadurch erforderlichen Neife, bei den Be- 
flimmungen des Geſetzes und der Tare vom 21. Juni 1815. 

Der Königl. Regierung werden diefe Beitimmungen zur Nachachtung und mit 
dem Aufırage befannt gemacht, ſolche durd; das Amtsblatt: zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringen. Berlin, den 30. Juni 1832, ı 


Ueber die von der Königl, Regierung darüber erbeiene Beitimmung: 

in welden Fällen die Aerzte die Cur armer Kranken unentgeltlich verrichten, und 

in welchen andern Fällen die Gemeinen ihnen tafur Vergütung leiten müſſen, 
haben die unterzeichneten Minifterien fih dahin geeiniget: 

1) An folhen Orten, wo befoldete Armenärzte von der Commune angeftellt. wor 
den, iſt jeder andere Arzt die zur unentgeltlihen Behandlung bei ibm fich mel: 
denden Kranken diefer Commune in der Negel an den befolderen Armenarzt zu 
verweifen befugt, mirhin auch, wenn er fih freiwillig den Anforderungen der 
Menſchlichkeit gemäß, der Eur eines Armen unterzogen hat, zu einem Anſpruche 
an die Commmune nicht berechtigt. 

2) Hiervon iſt jedoch der Fall dringender Gefahr und der Nothwendigkeit fehlen: 
niger Hulfe ausgenommen. In diefem alle, fo wie 

3) überall, wo ein befoldeter Armenarzt nicht eriftirt, liegt es in dem Berufe, fo 
wie in dem Doctor: Gide des Arztes, dem Kranken, der feine Hülfe anruft, 
diefelbe ohne Anitand zu gewähren; wenn er aber demnächſt wegen feiner Re 
muneration Anſpruch an die Commune machen will, fo muß er 

4) diefer fofort von dem Falle Anzeige machen, und ihr uberlaffen, ob und welche 
andere Vorkehrungen fie zur Heilung des ihrer Sorge anbeimfallenden Armen 
treffen will, und nur in dem Kalle, wenn die Gemeine von dem Arzte die 
Fortfegung der Eur verlangt, oder im gefährlicen Fällen feine anderweitige 
Anstalten dazu trifft und den Arzt alfo in die Nothwendigkeit ſetzt, us ‚feinen 
Hülfsleiſtungen zur Rettung des Lebens und der Geſundheit des armen Kran- 
fen fortzufabren, ift derfelbe von der betreffenden Gemeine die Bezahlung feines 
tarmärigen Honorars zu fordern befugt. s 

5) Die Verpflibrungen der befolderen Armenärzte gegen die Communen, fo wie 
überall, fo insbefondere auch Aückichts der Frage, in wiefern fie zur Behand: 
lung folder kranken Armen verpflictet find, die einer andern als derjenigen 
Drisgemeine angehören, von welcher fie als Urmenärzte angenommen worden, 
find zunächſt und bauptfählih nad dem, Seitens der Communen mit ihnen 
—— Vertrage, oder der deſſen Stelle vertretenden Inſtruction zu be— 
urtheilen. 

6) Wo aber dieſe nicht entſcheiden, iſt der beſoldete Armeuarzt verbunden, die ärzt— 
lihe Behandlung aud derjenigen Kranken unentgeltlich zu übernehmen, welcher 
fih anzunehmen die befoldende Gemeine gefeglich verpflichtet it, obgleich fie zu 
ihr nicht gehören und deshalb die befoldende Gemeine Erfag ihrer Auslagen 
von einer andern Behörde zu fordern berechtigt iſt. 

Berlin, den 10, April 1821. v. K. J. B. 40. ©, 278, 


$. 794. Bei allen durch Fahrlässigkeit zugefügten leichtern Beschä- 
digungen kann, nach Bewandniss der Umstände, statt der $. 778. und 
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780. geordneten Leibes-, auf verhältnissmässige Geldstra erkannt 
werden. 


8.795. Dass und wie der Beschädiger den Beschädigten, der des- 
sen Familie, wegen des Nachtheils entschädigen müsse, w«ı :hen der- 
selbe an seinen (zliedmaassen, seiner Gesundheit, oder durch sine Ver- 
unstaltung erlitten hat, ist am gehörigen Orte vorgeschrieben (Thl. 1. 
Tit. 6. $. 98. sqq.) 

Vorsätzliche Beschädigung. 

8. 796. Vorsätzlich zugefügte blosse Schläge, oder andere geringere 
Verletzungen, die für den Beschädigten von keinen weit: rn nach- 
theiligen Folgen sind, sollen den Realinjurien gleich bestraf| werden. 


($. 628. sqq.) 


Bescripte v. 6. Novbr. 1797 und 6. Auguſt 1800, betr, ben Unterfchied | er Realinius 
rien und förperlichen Beichädigungen; f. zu 8. 640, dieſ. Tit, 


8.797. Hat aber Jemand dem Andern schwere Beschädiguı gen, wo- 
raus für desselben Gesundheit oder Gliedmaassen ein erhebliclier Nach- 
theil entstehen können, vorsätzlich zugefügt: so soll allemal ve 'hältniss- 
mässige Festungs- oder Zuchthausstrafe statt finden. 


$. 798. Nach Beschaffenheit der Verletzung selbst, der Erhrblichkeit 
des zugefügten Schadens, und der erfolgenden Wiederherstellung des 
Beschädigten, soll die Dauer dieser Strafe auf zwei Monathe bis drei 
Jahre bestimmt werden. 


8.799. Hat Jemand, bei einer zugefügten Verletzung, die wirk- 
lich erfolgte Verstünmelung oder Verunanstaltung des Beschädigten 
zur Absicht gehabt: so kann die Strafe bis auf sechs Jahre verlängert 
werden. 


1) €. ©. v.10. 3uli1837, betr, die Richtanwendbarfeit der 88. 797 — 799, 11. 20, 4.2.8. 
auf Diejenigen vorfäglichen Befchädigungen, welche den Tod bed Befchäbigten zur Folge ges 
hatt haben, 

Auf Ihren Bericht vom 16. v. M. erfläre Ih Mich volllommen darüber ein- 
verftanden, dag der Kriminal: Senat eines D. L. Ger. die Errafvoricriften des 
A. L. R. wegen vorfüglicher Beichädigung ($$. 797 — 749. Tit. 20. Thl. 11.) mit 
Unrecht aud dann anmwende, wenn Jemand einen Andern, durch vorfäglich zuges 
fügte körverliche Beſchädigungen, wider Wıllen gerödter bat. Die Worte des 
6. 797., welche nur von Beichädigungen ſprechen, woraus für die Geiundbeit, oder 
die Gliedmaßen des Beichädigten ein erheblicher Nachtheil hätte entfteben können, 
fo wie des $.793,, nach denen das Maaß der Etrafe von der Beſchaffenheit der 
Verlegung, der Erheblichleit des Schadens und der erfolgenden Wiederherſtellung 
abhängig fein fol, — endlih aud der Zufammenbana, in welchen dieſe $$. mit 
ben $$. 799 — 802. fteben, ſetzen es außer Zweifel, daß bier nirgends von Fällen 
die Nede ift, in welden die vorfäglich zugefügte Beſchädigung den Tod des Be: 
fhädigten zur Folge gebabt bat. Dergleihen Fälle find vielmehr allein nad den 
6$. 806, u. f. zu beurtbeilen, in welchen unter der allgemeinen Benennung „Zodts 
flag‘ alle unvorfägliche Tödtungen begriffen werden, es mag wider den vorlöß. 
lichen Beihädiger die Vermuthung der Abficht zu tödten vorwalten oder nicht. Bei 
der Deutlichleit der gefeglihen Vorfchriften bedarf es einer Deklaration derielben 
nicht, vielmehr genügt eine Belehrung, die Sie dem Kriminal: Senate des O. L. Ser. 
auf den Grund diefes, zugleich in die G. S. aufjunehmenden Erlafjes zu ertbeilen 
haben. G. S. ©.128 


2).&. Kriegdartikel 34., u 8.463, bief, Tit. 
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8.800. Ist der Beschädigte durch diese Verletzung zu Verrichtung 
seiner Geschäfte unbrauchbar geworden: so soll sechs- bis zehnjährige 
Zuchthaus- oder Festungsstrafe eintreten. 


8.801. Vorsätzlich verursachter Wahnsinn wird dem Todtschlage 
gleich geachtet ($. 863.), ausser diesem Falle aber wird der, welcher ei- 
nen anhaltenden Wahnsinn durch seine Schuld veranlasst, mit derjeni- 
gen Strafe belegt, welche der im Falle des erfolgten Todes verwirkten 
am nächsten kommt. 


8.802. Wer sich selbst, durch vorsätzliche Verstümmelung seines 
Körpers, zu seinen Bürgerpflichten, oder zu gewissen nach seinem Be- 
rufe ihm obliegenden Geschäften untüchtig macht, der soll öffentliche 
körperliche Züchtigung, und ein- bis dreijährige Zuchthaus- oder Fes- 
tungsstrafe leiden. 


8.803. Selbstmörder sollen zwar nach ihrem Tode nicht beschimpft 
werden; aber doch alles dessen, womit sonst das Absterben und An- 
denken anderer Leute von ihrem Stande oder Range geehrt zu werden 
pflegt, verlustig sein. 


Bescript o. 5. Octbr. 1796, betr, die Beftrafung bes verfuchten Selbftmorbes. 


Ge. Königl. Majeftät von Preufien, Unſer allergnädigfter Herr, haben erhalten, 
was von dem biefigen PolizeisDirectorio, in Anfehung der Rugung des intendirren 
Selbſtmordes, unterm 18. Juli a, ec, berichtet und anheim geftellt worden it. Die 
Geſetze verordnen, nah dem Sentiment des Quftizs Departements, mit welchem das 
General: Directorium bierüber correfpondirt hat, feine Strafen gegen diejenigen, die 
einen Selbfimord unternehmen, daranf aber betroffen und davon abgebalten, oder, 
nadden fie ausgeübt, was fie zum Selbitmorde beabfihtigt haben, gerettet worden 
find; und die allgemeinen Regeln von Beltrafung der Arrentate, fo wie folde das 

L. R. P. 2. Tit, 20, $, 40, seq. fetfest, finden, nach der Natur der Handlung und 
Zufammenbaltung mir der Vorſchrift $. 803., bei dem Selbitmorde feine Anwendung. 
Auch wurden Strafen fein Mittel fein, Leute, die durh Gemüthskrankheit, Ver: 
zweiflung oder North, zu folden unnatürlichen Handlungen beftinmt werden, davon 
abzubalıen. Es bedarf alfo über das Neffort, wohin die Beltrafung der Artentate 
von Selbftmorden gehöre, feiner Entſcheidung, da folhe Beftrafung nicht ſtatt finder, 
und in diefer Rückſicht fein Gegenſtand weder der Criminal: nod; der Polizei» Tuftiz 
if. Alles, was von Seiten der Polizei im ſolchen Fällen gefcheben fann, beſchränkt 
fi darauf: wenn ein folder Menſch gänzlich sui juris, und fonft bei volligem Vers 
ftande ift, nach den Urfahen, durch welche er zum Attentate gegen ſich bewogen wors 
den, zu forfchen, und, nah Bewandniß der Umitände, fo weit das Reſſort der Polizei 
eht, für die Entkräfiung folher Bewegungsgrunde zu forgen, und ihn dazu feinen 

ngebörigen zu empfehlen; wenn aber Melancholie oder Blödfinn die Veranlaffung 
if, denfelben, nah Beobachtung deifen, was zum eriten Angriff und zur öffentlichen 
Sicherheit erforderlich ift, wohin alfo auch die interimiſtiſche Bewachung gebort, der 
amilie oder einer öffentlichen Anstalt zur phyſiſchen und moralifhen Kur, und, nad) 
ewandniß, dem competenten Gerichten zur Bevormundung und übrigen Obſorge zu 


überliefern. 
Amel, Arh. B.1. ©. 201, 


8.804. Leute, die sich selbst das Leben nehmen, um einer durch 
grobe Verbrechen verwirkten infamirenden Strafe sich zu entziehen, 
sollen nach Befinden des den Prozess dirigirenden Gerichts, auf dem 
Richtplatze verscharrt werden. 


8. 805. Ist bereits ein Strafurtel wider sie ergangen: so soll dasselbe 
an dem todten Körper, so weit es möglich, anständig, und zur Ab- 
schreckung Anderer dienlich ist, vollzogen werden. 


1) Berg, 8.550 und 551, der Er.O. 
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2) BMeseript», 24. Oetbr. 1812, nebft Bericht, betr, die VBollſtreckung einer erkann⸗ 
ten Todesſtrafe an bem entfeelten Leichnam, 

Der Tiſchlermeiſter N., als Mörder zur Todesfirafe des Rades von oben herab, 
rechtskräftig verurtheilt, erhing fih im Gefängniffe zu P. noch vor Publication des 
Endurtels; fein Leihnam wurde vorfehrifsmäfig obdueirt, und dann nod wirklich 
don oben herab gerädert. 

Die Borfhrift der Er. D. $. 550. mißbilligt, wie wir glauben, die wirkliche Voll 
siehung einer Todesſtrafe an dem entfeelten Leichnam eines Verbrechers, fie muß 
ohnehin in den Augen des unbefangenen Zuſchauers, der reflectirt, daß ein Todter 
nicht mehr getödtet werden Tann, als mwiderfinnig erfcheinen, und den Zwed, Abs 
fhredung Anderer.von ähnlichen Verbrechen, unerreicht laſſen. 

Auch ſcheint es uns nad dem Inhalte der allegirten Beitimmung ganz gleichgültig 

u fein, wie ein zum Tode verurtheilter Verbrecher flirbt, ob natürlichen Todes oder 
uch Selbftmord? Denn eine oder die andere Art des Sterbens — macht phyfiſch die 
Hinrichtung unmöglih — und das Unmögliche möglich machen, wird hier zum leeren Gau: 
felfpiel. In der Regel gebt zwar dem Rädern die Erdroffelung des Verbrechers vor: 
aus, und der todte Leihnam wird alfo auch nur gerädert, allein davon abgejehen, 
daß eine ſolche Erdroffelnng der Borftellung des Zufchauers fremd bleiben und fein 
fol, fo wird durch fie doc erreicht, was erreicht werden foll, — nämlich die Vernid— 
tung des Verbrechers, — und mehr verlangt, mehr kann die Criminal: Gefergebung 
nicht verlangen, wenn fie, wie die unfrige, dem Verbrecher zu nichts dienende Qualen 
beim Austritt aus dem Leben erfparen will, 

Don diefem Gefihtspunfte ausgehend, verlangten wir von dem Stadtgerichte zu P. 
die Verantwortung ihres Verfahrens, und erhielten den abſchriftlichen Bericht deſſel— 
ben vom 4. Detbr. d. J., melden Ew. Greellenz mit folgenden Bemerkungen ganz 
gehorfamft_zu überreichen wir nicht haben verfehlen wollen. 

Das Stadtgericht zu P. gründet die Rechtfertigung feines Berfahrens in den Be 
ſtimmungen des U. L. R. Thl. II. Tit. 20, $$. 804. 805,, welche, (nad deilen Dafür, 
vn mit Ausſchließung der allegirten Borfhrift in der Er. O. $. 550.) fpeciel 
verordnen: 

Leute, die ſich ſelbſt das Leben nehmen, um einer durch grobe Verbrechen ver⸗ 
wirkten infamirenden Strafe fih zu entziehen, follen nad Befinden des dem 
Proceß dirigirenden Gerichts, auf dem Richtplatze verfcharet werden. 

Iſt bereits ein Straf-Urtel gegen fie ergangen, fo foll daſſelbe an dem todten 
Körper, fo weit es möglih, anftändig, umd zur Abfchredung Anderer dienlich 
iſt, vollzogen werden. 

Auf einer Seite fheinen diefe Vorſchriften wirklich dem Verfahren des Stadtge 
richte das Wort zu reden, wenn man nämlih annimmt, das fie als ganz fpecielle 
auf Verbrecher, die durch Selbſtmord fih der Strafe entziehen, paffende Gefete jener 
Borfhrift der Er. D. derogiren, aber auf der anderen Seite fcheinen fie wieder nicht 
auf den concreten Fall des Tifchlermeifters N. anwendbar zu fein. 

Denn es wird in diefen Gefegen die Griftenz eines infamirenden Straf-Urtels 
ausdrücklich voransgefegt, mithin nad den Auslegungsregeln jeder Fall von der Ans 
wendung ausgeſchloſſen, wo ein infamirendes Strafurtel nicht ergangen iſt. Infamirende 
Strafen find entweder ausdrücdlih von Gefeg beftimmt, wie auf das Verbrechen 
des Hochverraths, der Defertion, des Meineides u.d. m., oder fie find vom Wolfe 

lauben und im fogenannien Gerichtsgebrauch dafür gehalten. . Hierher aber gehört 
ie Todesitrafe nad) einer officiellen Anzeige des ꝛc. von Warfing nur alsdann, wenn 
fie von Hentershand an dem Verbrecher vollzogen wird, und dies gefchicht bloß im 
dem einzigen Fall, wo die Schleifung zur Nichtftätte erfannt worden it, indem diefe 
von dem Leuten des Scharfrichters zu beforgen ift, dergeftalt, daß der Verbrecher da 
durch) infam, und nicht mehr vom Nachrichter, fondern von feinen Knechten hingerichtet 
werden kann. Gegen den Zifchlermeiter N. war feine Scleifung, alfo aud feine 
infamirende_ Zodesitrafe erkannt, und um deswillen hätte alfo nad unferem Ers 
meſſen die Strafe des Rades an den entfeelten Leichnam des N. gar nicht volljogen 
werden müſſen. Indeſſen bleibt es auch noch zweifelhaft, ob die im Gerichtsgebrauch 
für infamirend gehaltenen Todesftrafen überhaupt unter die obige gefegliche Beſtim— 
mung fubfummirt werden Eönnen, und daher erlauben wir ung, zur Allerhöchiten 
authentifhen Declaration Sr. Majeftät des Königs Ew. Greelleng die Frage vorzu- 
Tegen: ob die Beftimmungen des U. L. R. Thl. I. Tit. 20. $8. 804. 805, durch die Vor- 
ſchriſt in der Er. D. $. 550. ganz aufgehoben, oder noch geltend find, und bei welchen 
Arten der Todesftrafe, fo wie unter welchen näheren Modificationen fie zur Anwens 
dung gebracht werden koͤnnen? Berlin, den 19, Octbr. 1812. 
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Der Chef der Zuftig trirt der von dem Königl, Kammergerichte mittelft Bericht 
vom 10. d. M. in der Unterfuchungsfahe wider den Zifchlermeifter N. angezeigten, 
durch die angeführten Gefegftellen, gerechrfertigten Meinung lediglich bei. Todesſtra— 
en können, wie die Natur der Sache ergiebt, nicht an todten Körpern vollſtreckt wer 

en, und der $. 551. der Er. D. geftatter aud nur die Aufflehrung des Körpers ' 
aufs Rad, welche jedoch nah den ergangenen neuern Vorſchriften ebenfalls wegfällt. 
Hiernah bat das Kollegium das Stadrgeriht zu P. zu beſcheiden, und es bedarf 
deshalb feiner aurhentifhen Declaration der vorhandenen nicht zweifelhaften Geſetze. 
Es beweifer aber diefer Fall, wie norhwendig es ift, Verbrecher, welche die Todes— 
firafe zu erwarten haben, befonders von dem Tage der Publifation des darauf ges 
richteten Erkenntniſſes an, in beftändiger Aufficht zu behalten, damit fie ſich nicht 
durch Selbſtmord der Vollſtreckung der Strafe entziehen konnen. Zu einer forgfälti» 
gen Aufficht und Bewahung hat das Collegium die Gerichte und Inquirenten bei 
vorfommender Gelegenheit und insbefondere bei Zufertigung eines Todesurtels, went 
dagegen aud nod ein Remedium Statt findet, anzuweifen, 

erlin, den 24, Dfibr, 1812, v. K. J. B. J. S. 262, 

Todtschlag. 

8.806. Wer in der feindseligen Absicht, einen Andern zu beschädi- 
gen, solche Handlungen unternimmt, woraus, nach dem gewöhnlichen 
allgemein, oder ihm besonders bekannten Laufe der Dinge, der Tod 
desselben erfolgen musste, und ihn dadurch wirklich tödtet; der hat 
als ein Todschläger die Strafe des Schwerdtes verwirkt. 


8.807. Beweis eines Irrthums in der Person des Getödteten kann in 
der Regel nur Verschärfung; aber nicht eine Milderung der nach $.806. 
verwirkten Strafe nach sich ziehen. ($. 873. sqq.) 

8.808. Nur so weit ein solcher Irrthum die Sträflichkeit des bösen 
Vorsatzes, oder die Gefährlichkeit der Handlung mindert, kann des- 
halb eine Minderung der nach den Gesetzen eintretenden schwereren 
Strafe statt finden. 

8.809. Alle Verletzungen, auf welche der Tod unmittelbar erfolgt, 
sind, wenn das Gegentheil nicht wahrscheinlich ist, als die Ursache des 
Todes anzuschen. 

8.810. Ausserdem muss die Tödlichkeit der Verletzung nach der 
individuellen körperlichen Beschaffenheit des Getödteten beurtheilt 
werden. 

8.811. Hat der Thäter die aus seiner Handlung entstehende Lebens- 
gefahr auch nur wahrscheinlich voraus gesehen: so hat er dennoch die 
8. 806. bestimmte Todesstrafe verwirkt. 


8.812. Es wird vermuthet, dass der Thäter diejenige Gefahr wirklich 
vorausgesehen habe, ‘die ihm unter den vorhandenen Umständen nicht 
verborgen sein konnte. 


8.813. Wer sich eines zum Tödten bestimmten Instruments auf eine 
tödtliche Weise bedient, hat die rechtliche Vermuthung, dass er die 
Lebensgefahr vorausgesehen habe, wider sich. 

8.814. Eben dieses findet statt, wenn er sich eines andern Instru- 
ments auf eine Art bedient, wie es nur in der Absicht, zu tödten, ge- 
braucht zu werden pflegt. 

8.815. Ist es jedoch in den Fällen des $. 811. bis 814. nach den 
vorwaltenden besondern Umständen wahrscheinlich, dass der Thä- 
ter dennoch die Absicht zu tödten nicht gehabt habe: so soll zehnjäh- 
rige bis lebenswierige Zuchthaus- oder Festungsstrafe an die Stelle der 
Todesstrafe treten. 
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8.816. Ist auf eine vorsätzlich zugefügte, aber weder an sich, noch 
in Beziehung auf den Beschädigten, tödtliche Verletzung, de: Tod den- 
noch, als mittelbare Wirkung dieser Verletzung, erfolgt: o soll der 
Thäter sechs - bis zehnjährige Festungsstrafe leiden. 


8.817. War die vorsätzlich zugefügte Verletzung an sich tödlich; 
das Leben des Beschädigten aber ist durch besondere Umstände oder 
Zufälle noch erhalten worden: so hat der Thäter zehnjährige bis lebens- 
wierige Festungsstrafe verwirkt. 


$.818. Hätte der Getödtete durch rechtzeitige Hülfe gere' tet werden 
können; der Thäter aber hat denselben hülflos gelassen: so ist er, wenn 
er dıe daraus entstehende Gefahr voraussehen musste, als ein Todtschlä- 
ger mit dem Schwerdte zu bestrafen. 


8.819. Ist die vorsätzlich zugefügte an sich nicht tödliche Wunde 
ohne Schuld des Thäters tödtlich geworden: so tritt die $. 816. verord- 
nete sechs- his zehnjährige Festungsstrafe ein. 


8.820. Hat Jemand, der an eich im Stande der Nothwehr sich be- 
findet, mit Ueberschreitung der Gränzen derselben, seinen Gegner 
getödtet; so soll wider ihn zwei- bis vierjährige Festungsstrafe statt 
finden. 

8.821. Wer bei Ausübung des ihm zukommenden Rechts der mässi- 
gen Züchtigung, einen Theil des Körpers, aus dessen Beschädigung der 
Tod leicht erfolgen könnte, vorsätzlich verletzt; der soll, wenn der Ge- 
züchtigte wirklich an der Verletzung stirbt, mit sechs- bis zehnjähriger 
Festungsstrafe belegt werden. 

8.822. Ein Gleiches soll statt finden, wenn in dem Maasse, oder in 
der Dauer der Züchtigung, die Gränzen so weit überschritten worden, 
dass der Tod des Gezüchtigten daraus erfolgt ist. 

8.823. Sind die vorsätzlich zugefügten Misshandlungen so beschaf- 
fen gewesen, dass der Tod daraus erfolgen musste: so ist der Thäter 
als ein Todtschläger zu bestrafen. 

8.824. Ist aber klar, dass die Ausübung des Rechts zur Züchti- 
gung ein blosser Vorwand, und hingegen der Vorsatz zu tödten wirk- 
lich vorhanden gewesen: so findet die ordinaire Strafe des Mordes statt. 
(8. 826. sqq.) 

8.825. Wachen und andere Staatsbeamte, welche das Recht Gewalt 
anzuwenden, missbrauchen, sind ebenfalls nach Vorschrift des 8. 821. 
bis 824. zu beurtheilen. 

Bergl. a) Gesetz v. 28. Juni 1834, über den Waffengebrauch ber Grenzauffichtöbes 
amten; f. zu 8.313. dief. Tit. 


b) Gesetz v.20. März 1837, über den Waffengebrauch des Militairs; f. au $. 469. 
dief, Tit. 


c) Gesetz v. 31. März 1837, über den Waffengebrauch der Forſt⸗ und Jagbbeams 
ten; f. au 320, dieſ. Tit. 


Mord, 

8.826. Derjenige, welcher mit vorher überlegtem Vorsatze zu tödten 
einen Todtschlag wirklich verübt, soll als ein Mörder mit der Strafe 
des Rades von oben herab belegt werden. 

8.827. Wenn Jemand, mit dem Vorsatze zu tödten, einem Andern 
eine Verletzung zufügt, welche zwar an sich nicht tödtlich ist, aber in 
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der Folge durch einen Zufall tödlich wird: so soll er mit dem Schwerdte 
hingerichtet werden. 


8.828. Wenn die mit dem Vorsatze zu tödten, zugefügte Verletzung 
an sich tödlich war, das Leben des Beschädigten aber durch besondere 
Umstände oder Zufälle noch gerettet worden: so findet gegen den 
Thäter Staupenschlag, nebst lebenswieriger Festungs- oder Zuchthaus- 
strafe statt. 


8.829. Grausamkeiten und Misshandlungen, welche vor, bei, oder 
nach Verübung des Mordes an dem Getödteten begangen worden, wir- 
ken allemal Schärfung der verwirkten Todesstrafe. ($. 47.) 


8.830. Die Todesstrafe wird allein dadurch, dass die boshafte Ab- 
sicht des Mörders mit Geringschätzung des eigenen Lebens verbunden 
gewesen, noch nicht ausgeschlossen. 


8.831. Ist aber ausgemittelt, dass Jemand, bei sonst ungestörtem 
Gebrauche seines Verstandes, aus Schwärmerei, oder sonst ın der Ab- 
sicht, hingerichtet zu werden, einen Todtschlag begangen hat: so soll 
derselbe zwar seinen Endzweck nicht erreichen; 


8.832. Er soll aber lebenslang im engsten Gefängnisse unter beson- 
derer Aufsicht bewahrt, und zu gewissen bestimmten Zeiten öffentlich 
gezüchtigt werden. 


8.833. Wer tödtlich Verwundeten, oder sonst Todtkranken, in 
vermeintlich guter Absicht, das Leben abkürzt, ist gleich einem fahrläs- 
sigen Todtschläger nach $. 778. 779. zu bestrafen. 


8.834. Wer einen Andern auf dessen Verlangen tödtet, oder ihm 
zum Selbstmorde behülflich ist, hat sechs- bis zehnjährige, und bei ei- 
nem überwiegenden Verdachte, den Wunsch nach dem Tode bei einem 
Getödteten selbst veranlasst zu haben, lebenswierige Festungs- oder 
Zuchthausstrafe verwirkt. 


8.835. Vorsätzliche Mörder werden allein durch den Umstand, dass 
der Entleibte ohne dies dem Tode nahe gewesen sei, von der übrigen 
verwirkten Strafe nicht befreiet. 


S. 836. Wenn die Absicht zu tödten, die in dieser Absicht zugefügte 
Beschädigung, und der darauf erfolgte Tod des Entleibten ausser allen 
Zweifel gesetzt sind; der Umstand aber, dass der Tod die Wirkung der 
That gewesen sei, aus andern Gründen, als der blossen eigenen An- 
gabe des Verbrechers, auch nur wahrscheinlich erhellet: so tritt die or- 
dentliche Strafe des Mordes ein. 


Bescript v. 26, April 1810, wegen firenger Unwenbung bed 8.836, II. 20. A.E. R. 
anf Mörber, 


Wir haben ungern wahrgenommen, daß der $. 836. Tit. 20. Thl. 2. des A. L. R. 
auf die Morder nicht mit der erforderlihen Strenge angewendet, und dadurd das 
Publicum verleiter wird, Gefege und Richter einer ungebührlihen Nachſicht gegen 
folhe gefährliche Verbrecher zu befchuldigen. Es fällt in die Augen, daß die Abſicht 
des Gejepgebers bei diefem Paragraphen war, den Zweifeln zu begegnen, welche bei 
Erforfhung des corpus delieti über den Zufammenhang der Thar mit der Wirkung 
entſtehn, weil es entweder ganz an bein Leichnam fehlt, oder diefer fih nicht in dem 
Zuftande befindet, daß die Beftimmung deffelben die gedachte Wirkung aufer Zweifel 
fegen koͤnnte. Daher verordnet der $. 836. a. a. D. daß, wenn es auch mur wahr: 
ſcheinlich if, dev Tod fei die Wirkung der That geweſen, dennoch die ordenslihe Strafe 
erfolgen folle, wofern nur — 

1) die Abſicht zu tödten, — — — 
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2) die in dieſer Abſicht zugefügte Beſchädigung und 

3) der darauf erfolgte Tod 

ewiß ſei, wobei es ſich von ſelbſt verſteht, daß das Wort: darauf, ſich nur auf die 

eitfolge, und nicht auf die phyſiſche Wirkung der That beziehe, weil ſonſt das Geſetz 
mir fich felbft in Widerſpruch ftehen würde, 

Meiftentheils wird aber bei dem zweiten und dritten Punkte die Zweifelfucht zu 
weit getrieben. Gewöhnlich mangelt es bei Mordthaten an glaubwürdigen Zeugen, 
weil diefe fonft den Tod verhindert haben würden; der Beweis der in der Abficht zu 
tödten zugefügten Befhädigung beruhet alfo meiitentheils auf dem eigenen Geitänd: 
niffe des Verbrechers. Wenn dies nun übrigens gehörig befchaflen war, fo iſt es 
nah $. 370. der Eriminal: Gerihtsordnung vom 11. Dechr. 1805 zum Beweife bins 
Jänglih, wenn es nur mit andern erwiefenen Umftänden nicht in Widerſpruch ſteht. 

Bedenklicher ift die Frage: ob auch der Tod des Entleibten durch das Geſtänd— 
niß des Thäters bemwiefen werben könne, weil es fcheint, daß nur feine Ueberzeugung 
von der hervorgebradhten Wirkung, aber diefe ſelbſt dadurch nicht außer Zweifel gefegt werden 
Tonne. Aber geiteht die Kindermörderin, daß fie den Leichnam des vorfäglich gerödte: 
ten Kindes verbrannt, und die Aſche in den Fluß geworfen habe, fo geiteht fie Hand: 
Jungen, welche über den Tod des Kindes feinen Zweifel übrig laffen. Am Allgemeis 
nen iſt die Abſicht des Geſetzgebers Klar, da, wo die ftrafbare Handlung felbit erwies 
fen ift, über ihre phyſiſche Wirkung feinen ftrengen Beweis zu fordern; er will nur 
fiher fein, daß fein falfhes Geſtändniß erſchlichen, oder 5 lIeberdruß des Lebens 
bewirkt worden ſei. Beftätigen aber die Folgen der That die von dem Thäter be 
Zundete Wirkung, fo betätigt fi eben dadurd aud das Geſtändniß felbft, und der 
Zweifel ift gehoben, Iſt alfo die mit der Abſicht zu tödten vorgenommene Beſchuldi⸗ 

ung durch ein foldhes Geſtändniß erwiefen, und wird aus dem Verſchwinden des 
Sntleibten, deffen vorhergehendes Leben gewiß war, und aus den Umftänden und Fol 
gen dieſes Verſchwindens wahrfcheinlic, daß der Tod die Wirkung der in der Abſicht 
zu tödten Yorgenommenen That gewefen fei, fo fol jedesmal auf die ordentliche 
Strafe des Mordes erfannt werden. Dies ſtimmt auch mit den fpeciellen Beftims 
mungen überein, welche im A. L. R., befonders bei Gelegenheit des übrigens fo ges 
linde gehaltenen Kindermords, vorkommen. So wird 3.8. im $. 962, a. a. Ort die 
nächfte Strafe nad der Todesftrafe, nämlich Staupenfhlag und Iebenswierige Fe: 
—— auf den Fall geſetzt, wenn der Körper des Kindes von der Geſchwächten 
ergeſtalt behandelt und weggeſchafft wird, daß die ordnungsmäßige Unterſuchung der 
Sachverſtändigen: ob das Kind bei der Geburt gelebt habe, nicht mehr erfolgen Tann, 
die Mutter aber den Vorſatz zu tödten leugnet, und deſſen aud) nicht überführt wer- 
den kann. Hieraus ergiebt fih in Verbindung mit $. 966. a. a. Drt, daß nur die 
nicht erwiefene Abſicht zu tödten, bei der Wegfhaffung des Leihnams, die Todesitrafe 
ausſchließe, und diefe alfo eintreten folle, fobald das vorhergehende Leben des Kindes 
und die Abſicht zu tödten Klar iſt. : 

Wir laffen Euch diefes zur Belehrung und Nahahtung eröffnen. Sind ıc.. 

Mathis B. 9, S. 127, Ir, Abfchnitt und Hoffmanns Repert. Thl. 2. ©. 270, 

$ 837. Wer in der Absicht zu tödten, Jemanden eine unheilbare 

Verletzung zufügt, ist, je nachdem der Verwundete dadurch mehr 

oder weniger unbrauchbar oder unglücklich gemacht worden, mit zehn-, 

bis zwanzigjähriger, oder lebenswieriger Festungs- oder Zuchthausstrafe 
zu belegen. 

8.838. a) Ist die Absicht zu tödten schon in äusserlichen Handlun- 
gen ausgebrochen; dadurch aber noch kein Schade verursacht worden: 
so hat der Thäter vier- bis sechsjährige Festungs- oder Zuchthaus- 
strafe verwirkt. 

8.838. 5) Ist er aber von Vollendung der That aus eigener Bewe- 
gung abgestanden: so kann er auf Begnadigung Anspruch haben. 

' Verabredeter Mord, 

8.839. Haben mehrere sich zu Ausführung eines Mordes verbunden: 
so hat der Rädelsführer, wenn er zugleich der unmittelbare Thäter ge- 
wesen, die Strafe des Rades von unten herauf verwirkt. 
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8.840. Hat der Rädelsführer den Mord: nicht unmittelbar verübt: so 
trifft ihn dennoch allemal die Strafe des Rades von oben herunter. 


8.841. Gegen denjenigen unter den übrigen Mitverbundenen, wel- 
cher den Mord wirklich ausgeführt hat, findet die Strafe des Rades von 
oben berab; gegen die Andern aber, welche nach Vorschrift des $.71. 
74. als Miturheber anzusehen sind, lebenswierige Zuchthaus- oder Fes- 
tungsstrafe statt. 


8.842. Kann der eigentliche Thäter nicht ausgemittelt werden: so 
sind die sämmtlichen Mitverbundenen, welche bei dem Morde selbst 
Hand angelegt baben, mit der Strafe des Schwerdtes zu belegen; den 
Rädelsführer aber trifft, auch in diesem Falle, die $. 840. bestimmte 
Strafe des Rades von oben. 


8. 843. Ist der Thäter ausgemittelt: so soll gegen die übrigen Mitver- 
bundenen, welche bei der That nicht Hand angelegt haben, nach Be- 
schaffenheit ihrer sonstigen Mitwirkung, eine zehn- bis zwanzigjährige 
Zuchthaus- oder Festungsstrafe erkannt werden. | 


8.844. Ist bei einer unter Mehrern vorgefallenen Schlägerei ein 
Todtschlag begangen worden: so finden in Ansehung des überführten 
Thäters die Vorschriften des $. 806. sqq. vom Todtschlage statt. 

8.845. Haben Mehrere dem Entleibten tödliche Wunden beige- 
bracht: so ist von diesen derjenige, welcher zuerst von den tödtlichen 
Werkzeugen gegen denselben Gebrauch gemacht hat, als Todtschläger 
zu bestrafen. | 
8846. Gegen die Uebrigen, welche gleichfalls überführt sind, dem 
Entleibten tödtliche Wunden beigebracht zu haben, soll, nach Verhält- 
niss ihres bösen Vorsatzes, zehnjährige bis lebenswierige Festungsstrafe 
erkannt werden, ) | 


8.847. Diejenigen, welche sich keines an sich oder durch den ge- 
wählten Gebrauch tödtlichen ($. 814.) Gewehrs bedient haben, sind, 
wenn sie dennoch einer tödlichen Verwundung überführt worden, 
= sechs- bis zehnjähriger Festungs - oder Zuchthausstrafe zu be- 
egen. 


8.848. Wie ein im Tumulte, ohne vorhergegangene Conspiration, 
verübter Todtschlag bestraft werden solle, ist im Vierten Abschnitte 
$. 169. sgq. verordnet. Ä 

Befohlner Mord, 

8.849. Wer einem Andern die Verübung einer Mordthat befohlen, 
aufgetragen, oder ihn dazu gedungen hat, ist als der Rädelsführer des 
begangenen Mordes zu bestrafen. 

8.850. Mit der Strafe des Schwerdtes wird er belegt, wenn der 
Auftrag nicht ausdrücklich auf den wirklich erfolgten Todtschlag, aber 
doch auf eine solche Beschädigung gerichtet gewesen, woraus, nachdem 
natürlichen und bekannten Laufe der Dinge, ($. 806.) der Tod des Be- 
schädigten leicht erfolgen konnte. | - 

.8.851. Erhellet hingegen aus den Umständen, dass in dem Falle 
. des $. 850.. die Tödtung nicht blos ohne, sondern auch wider sei- 

nen has erfolgt sei: so hat er dennoch zehnjährige Festungsstrafe 
verwirkt. 
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8,852. Wer die Ausführung des aufgetragenen Mordes übernimmt, 
ist, wenn keine erschwerende Umstände eintreten, dennoch als ein vor- 
sätzlicher Mörder, nach Vorschrift des $. 826., mit dem Rade von oben 
zu bestrafen. 


18.853. Umstände, welche die Strafe des Mordes überhaupt erschwe- 
ren, oder vermindern, müssen auch bei einem solchen Mörder in Be- 


Banditen, 

8.854. Hat sich Jemand mehr als Einmal zu Ermordung Anderer 
brauchen lassen: so soll er zum Richtplatze geschleift, und daselbst mit 
der Strafe des Rades von unten belegt werden. 


Raub und Mord, 


8.855. Wie derjenige, welcher, um zu rauben, einen Mord begeht, 
gestraft werden solle, ist im Vierzehnten Abschnitte bestimmt. 


Vergiftung. 

8.856. Auf jede Mordthat, welche unter Umständen, oder durch 
Mittel verübt worden, die ihrer Natur nach, vorzüglich schwer zu ver- 
meiden oder zu entdecken sind, soll die durch die That an sich ver- 
wirkte Art der Todesstrafe durch Schleifung auf den Richtplatz geschärft 
werden. 


8.857. Dergleichen geschärfte Strafe trifft also denjenigen, der einen 
Mord durch Gift begangen hat. _ 


8.858. Das Verbrechen der Vergiftung ist für vollzogen zu achten, 
wenn es gewiss ist, dass der Entleibte nach beigebrachtem Gifte gestor- 
ben ist, und es wenigstens mit Wahrscheinliehkeit ausgemittelt wor- 
den, dass der Tod eine wirkliche Folge des empfangenen Gilts ge- 
wesen sei. 


8.859. Hat der Leichnam nicht besichtigt werden können: so ist der 
Tod für eine Wirkung des Gifts zu halten, wenn der Vergiftete bin- 
nen acht Tagen nach dem ihm zuletzt erweislich beigebrachten Gifte ge- 
storben ist, und keine andere Ursache des Todes erhellet. 


. 8.860. Wer zur Vergiftung durch Zubereitung oder Herbeischaf- 
fung des Gifts absichtlich hilft, soll mit dem Schwerdte hingerichtet 
werden. | 

8.861. Im Wiederholungsfalle tritt die $. 854. bestimmte verschärfte 
Strafe des Rades ein. 


8.862. Wenn das, in der Absicht zu tödten, beigebrachte Gift, den 
Vergifteten wahnsinnig gemacht hat, und die Wiederherstellung des 
verlornen Vernunftgebrauchs zweifelhaft ist: so hat der Thäter die 
Strafe des Rades von oben verwirkt. 


8.863. Hatte der Thäter die Absicht, den Vergifteten wahnsinnig zu 
machen, und ist daraus ein Wahnsinn, 'dessen Heilung zweifelhaft ist, 
entstanden: so soll die Strafe des Schwerdtes statt finden. 


8.864. Eben diese Strafe muss erkannt werden, wenn das mit der 
Absicht zu tödten beigebrachte Gift, eine Krankheit verursacht hat, 
welche den Vergifteten auf Zeitlebens unbrauchbar oder unglück- 
lich macht, 
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8.865. Hat das in bösen Absicht beigebrachte Gift nur eine heilbare 
Krankheit verursacht; so soll, nach Beschaffenheit der Dauer und Ge- 
fahr dieser Krankheit, eine zehnjährige bis lebenswierige Festungs- oder 
Zuchthausstrafe statt finden. 

8.866. Sind Jemanden unschädliche Sachen, mit der Absicht zu töd- 
ten beigebracht worden: so soll auf eine sechs- bis zehnjährige Zucht- 
haus- oder Festungsstrafe erkannt werden. 

8.867. Werdurch Liebestränke tödtet, hateine zchn- bis funfzehnjäh- 
rige Festungs- oder Zuchthausstrafe verwirkt. 

8.868. Im Falle eines dadurch ‚veranlassten unheilbaren Wahnsin- 
a soll acht- bis zehnjährige Festungs - oder Zuchthausstrafe statt 
finden. 

$. 869. Ist durch einen solchen Liebestrank eine andere Krankheit 
verursacht worden: so soll nach Beschaffenheit ihrer Gefahr und 
Dauer, eine vier- bis achtjährige Zuchthaus - oder Festungsstrafe er- 
kannt werden. 

$. 870. Sind durch Vergiftung der Brunnen, Gewässer, Speisen, 
Getränke, Kleidungsstücke, oder anderer zum Gebrauch für Mehrere 
bestimmten Sachen, Menschen ums Leben gekommen: so soll der 
Vergifter zum Richtplatze geschleift, und von unten herauf gerädert 
werden. 

$.871. Ist durch dergleichen Vergiftung zwar Niemand getödtet: 
wohl aber mehrern Menschen ein bleibender Nachtheil an ihrer Ge- 
sundheit zugefügt worden: so wird der Vergifter mit dem Schwerdte 
gerichtet, und der Körper aufs Rad gelegt. 

$- 872. Hat durch eine dergleichen Vergiftung noch kein Mensch an 
seiner (sesundheit Schaden genommen, so hat der Thäter Staupenschlag 
und lebenswierige Festungsstrafe verwirkt. 


Verwandten- und Aelternmord, 

8.873. Kinder, die ihre Aeltern ermorden, sollen öffentlich gestäupt, 
sodann zum Richtplatze geschleift, und daselbst mit dem Rade von un- 
ten herauf hingerichtet werden. 

8.874: Mord der Kinder oder Ehegatten wird mit dem Rade von 
unten herauf, und mit Schleifung des Verbrechers zum Richtplatze 
gestraft. 

8. 875. Wer Geschwister oder solche Seitenverwandten, denen er 
Respect schuldig ist, oder mit welchen er in häuslicher Verbindung 
lebt, ermordet, der soll ebenfalls zum Richtplatze geschleift, und mit 
dem Rade von oben herab hingerichtet werden. 

8.876. Eine gleiche Strafe findet statt, wenn ein Mord an angenom- 
menen oder Pflegeältern, oder Kindern, oder Vormündern, oder Pfle- 
gebefohlnen verübt worden. 

8.877. a) Ingleichen, wenn Gesinde seine Herrschaft; Unterthanen 
ihre Obrigkeit; Untergebene ihren Vorgesetzten ermorden. 

$.877. 5) Auch wird jeder an Beamten des Staats in oder wegen 
der Ausrichtung ihres Amts verübte Mord, wenn nicht besondere Ge- 
setze nähere Bestimmungen enthalten, nach Vorschrift des 8. 875. 
bestraft. 
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8.878. Todtschlag an Aeltern zieht öffentliche Geisselung, Sehlei- 
fung zum Richtplatze, und Hinrichtung durchs Schwerdt nach sich. 

8.879. Bei einem an Kindern oder Ehegatten begangenen Todtschlage, 
wird die Strafe des Schwerdtes durch Schleifung des Verbrechers zum 
Richtplatze geschärft. 

8.880. Wenn aber der Fall des Uebermaasses in der Züchtigung 
eintritt, finden die $. $21—824. gegebenen Vorschriften statt. 

8.881. Wer an Geschwistern oder andern nach 8.875. bis 877. a. b.) 
besonders zu schonenden Personen einen Todschlag begeht, soll an 
einem Schandpfahle öffentlich ausgestellt, und sodann mit dem Schwerdte 
hingerichtet werden. 

8.882. In Fällen, wo gegen gemeine Mörder sur die Strafe des 
Schwerdtes statt findet, trifft die Mörder der Aeltern die Strafe des 
Rades von oben herunter, mit der $. 878. verordneten Schärfung. 

8.883. In eben diesen Fällen werden die Mörder der Kinder und 
Ehegatten zur Richtstätte geschleift, und daselbst mit dem Schwerdte 
hingerichtet. 

8.884. In Fällen, wo ein gemeiner Todtschläger lebenswierige Fes- 
tungsstrafe verwirkt haben würde, wird ein an Aeltern verübter Todt- 
schlag mit dem Schwerdle gestraft. 


8.885. In der Bestrafung eines an Aeltern oder andern Verwandten 
begangenen Todtschlags oder Mordes macht es keinen Unterschied: ob 
die Verwandtschaft aus einer Ehe, oder durch unehelichen Beischlaf 
entstanden sei. 

8.886. Doch muss in-allen Fällen, wo die Strafe der Verwandtschaft 
wegen erhöht oder geschärft werden soll, der Thäter das zwischen ıhm 
203 den Getödteten obwaltende Band gewusst haben. 


Kindermord. 
8.887. Die Tödtung neugeborner Kinder wird hier mit dem Namen 
des Kindermordes belegt. 


Vorbeugungsmittel: 1) überhaupt; 

8.888. Um den Kindermord möglichst zu verhüten, haben gie Ge- 
setze unbescholtenen ledigen Weibspersonen, wenn sie unter dem Ver- 
sprechen der Ehe geschwängert worden, die Rechte und Würden ei- 
ner Ehefrau, oder wo die Ehe nicht statt finden kann, einer Hausfrau 
beigelegt. (Tit. 1. $. 1047. sqq.) 

8. 889. In jeglichem Falle haben Weibspersonen, welche ausser 
der Ehe geschwängert worden, die Tit. 1. $. 1044. sqq. oder doch 
die $. 1028. sgqgq. bestimmte Entschädigung von dem Schwängerer zu 
erwarten. 

8.890. Auch für das Beste der aus einem unchelichen Beischlafe er- 
zeugten Kinder ist durch die Vorschriften des neunten Abschnitts im 
zweiten Titel gesorgt. 

8.891. Sobald die Schwangerschaft angezeigt ist, muss der Leibes- 
frucht ein Vormund bestellt werden, welcher deren Rechte wahrneh- 
men, und für des Kindes Verpflegung und Erziehung sorgen muss. 
(Tit. 2. $. 614. sqq.) 
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8.892. In welchen Fällen die Verwandten der Mutter und des 
Schwängerers, und zuletzt der Staat, bei Verpflegung des unehelichen 
Kindes zu Hülfe kommen müssen, ist ebenfalls am angeführten Orte 
verordnet. 

8.893. Besonders ist jedes Orts Obrigkeit die Vorsorge für derglei- 
chen Kinder zu übernehmen schuldig. 

8.894. Wo keine öffentliche Gebährhäuser vorhanden sind, muss 
die an jedem Orte zur Hülfe der unehelich Geschwängerten bestellte 
Hebamme schwangere und der Entbindung nahe Personen, die sich bei 
ihr melden, ohne Widerrede aufnehmen, und mit der erforderlichen 
Pflege versorgen. 

$.895. Die Obrigkeit jedes Orts muss dafür sorgen, dass den Heb- 
ammen, welche zu dieser Verpflegung bestimmt sind, eine hinlänglich 
geraume Wohnung verschafft, und sie mit dem nöthigen Vorschusse, 
zu Bestreitung der Niederkunfts- und Verpflegungskosten, versehen 
werden. 

$. 896. Kann dergleichen Vorschuss von dem Schwängerer, oder 
denen, welche bei dessen Ermangelung oder Unvermögen dazu ver- 
pflichtet sind, nicht sofort beigetrieben werden: so muss die Obrigkeit 
selbigen aus einer dazu angewiesenen öffentlichen Casse nehmen. 

$.897. Ist die Geschwängerte den Vorschuss aus eigenen Mitteln zu 
leisten im Stande: so soll ihr dazu durch die bereiteste Execution gegen 
den Schwängerer wieder verholfen werden. 

$. 898. Auch ist jeder Anverwandter, und überhaupt jeder wohlge- 
sinnte Bürger des Staats berechtigt, sich der Geschwängerten anzuneh- 
men, sie zu verpflegen, und die Auslagen von demjenigen, welcher 
eigentlich dazu verpflichtet wäre, zurückzufordern. 

8.899. Zur Festsetzung solcher Forderungen $. 897. 898. soll kein 
förmlicher Prozess verstattet; sondern die obrigkeitlich ermässigte 
Summe von dem eigentlichen Schuldner, sobald derselbe ausgemittelt 
ist, unverzüglich beigetrieben werden. 

8.900. An Orten, wo zur Geburtshülfe der unehelich Geschwänger- 
ten keine eigene Hebammen bestellt sind, muss diejenige, bei welcher 
sich die Schwangere meldet, mit deren Anverwandten, Herrschaft oder 
Hausgenossen den Ort der Niederkunft, und die Verpflegung während 
der Wochen verabreden; wenn dies aber nicht geschehen kann, der 
Obrigkeit den Fall zur weitern Verfügung anzeigen. 


1) Publicandum gegen den Kindermorb und die VBerheimlichung der Schwanger: 
ſchaft vom 14, April 1794, und Bescript de eod., betr. die Bekanntmachung diefes Pu⸗ 
blicanbi, 

Se. Königl. Majeftät von Preußen ꝛc. Unfer allergnädigfter Herr, haben in 
dem A. L. R. für die Preufifhen Staaten nie nur die Strafen wider die 
Vlebertreter der Geſetze beſtimmt, fondern Ihre Tandesväterlihe Abſicht gebet 
auch vorzüglich dahin, durch weife Veranftaltungen und Warnungen Verbrechen 
zu verhüten, und von Ihren getreuen Unterthanen die unglüdlichen Folgen ab» 
zuwenden, welche bei ben Beftrafungen unvermeidlih find. Kirchen: und Schul— 
lehrer lafjen feine Gelegenheit außer Acht, die ihnen Anvertrauten jur Tugend 
zu ermahnen. Da ihnen jedod nicht überall Gehör gegeben wird; fo find 
Strafen zur Erhaltung der Ruhe, Ordnung und Sicherheit im Staate noth. 
wendig. | 
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Der Kindermord, dieſes ſchreckliche Werbrechen, welches allı natürlichen und 
menfhlichen Empfindungen empört, an einem unfchuldigen wehrloſen Geſchöpfe 
ausgeübt, und nur zu oft durd ungeitige Furcht vor Mangel und Schande ver: 
anlapt wird, hat Sr. Königl. Majeftät vorzüglihe Aufmerkfamkeit erreget; umd 
es iſt, damit niemand jich mit der Unwiffenbeit entfchuldigen möge, die Weran: 
ftaltung getroffen‘ worden, daß ein Auszug der wegen Verbüting und Beſtra— 
fung diefes Verbrechens ergangenen Gefege fo allgemein als möglich bekannt 
gemadyt werden foll. ; 

Jede außer ber Ehe gefchwängerte Frauensperfon ift dafür allein, nad 
den Landeggeſetzen, nicht firafbar; es darf ihr über ihre Schwuchbeit, bei nad: 
drüditcher Ahndung, kein Vorwurf gemacht, und ihr nirgends ein Llnterfcei: 
dungszeichen beigelegt werden, welches auf ihren Kal die geringfle Beziehung 
buben, oder ihrem guten Namen und weiterem Fortkommen ir der Welt nad: 
theilig fein könnte. 

Von demjenigen, durch den fie Mutter wird, bat fie, nach den Geſetzen, 
fräftige Unterftüsung für fi und das Kind, nach Verfchiedenheit der Fälle, zu 
erwarten, und darf fie ſich nur deshalb in den Gerichten zur nibern Anweiſung 
melden, wenn ein gütliche® außergerichtliches Abfommen nicht Plag greifen follte. 

Dagegen muß eine folche Frauensperfon, fo lieb ihr das Leben, die Ehre und 
ihre Freiheit ift, nachftehende Vorſchriften aufs genauefte beobachten, 

Diejenige, welche fi eines außer der Ehe gepflognen Beiſchlafs mit einer 
Maunsperfon bewußt ift, muß auf ihre körperliche Beichaffenheit genau Acht 
geben, umd jobald fie das allergeringfte Ungswöhnlihe wahrnimmt, nicht allein 
denjenigen, der fle in diefe Umftände wahrſcheinlich verfegt bat, fondern auch 
ihren Eltern oder ihrem Vormunde, oder einer Hebamme, oder Geburtsbelfer, 
oder einer andern ebrbaren Frau, welche felbft Kinder gehabt hat, davon Nad- 
richt geben, und fich fowohl während der Schwangerfchaft, al bei der Geburt, 
nad, den Anweifungen diefer Perfonen zu Erhaltung ihrer Leibesfrucht auft 
genaueſte achten. 

Thut fie dies nicht, und ed geichiehet dem Kinde, durch Thun oder Laſſen, 
Reid; fo hat die Mutter, je nachdem es vorfäglich oder durch Schuld gefchichet, das 
Kind aber beim Leben bleibt oder nicht, öffentliche Hinrichtung mit dem Schwerdte, 
Staupenfchlag, lebenswierige oder vieljährige Zuchthausftrafe zu erwarten. 


Bringet fie ein lebendiges Find zur Welt, und erhält deſſen Leben durch ihre 
mütterlihe Pflege; fo wird fie von aller Strafe der verheimlichten Schwangerfchaft 
und Niederkunft frei. Iſt aber die Frucht unzeitig oder todt zur Welt gekommen, 
oder bald nach der Geburt verftorben, fo darf die Mutter, bei der nachdrüdlichften 
Ahndung, das Kind nicht mwegichaffen oder verheimlichen ; fondern fie muß dafür 
forgen, daß felbiges der Obrigkeit auf Erfordern vorgezeigt werden könne. 

Jede Mannsperfon, die fich eines unerlaubten Umgangs mit einer Fraueneper: 
fon bewußt ift, muß auf die Folgen deffelben aufmerkiam fein. Sobald der Schwän: 
gerer eine Schwangerſchaft vermuthet, muß er die Geſchwächte zur gefeglichen Ent: 
deckung vermögen, und wenn folches von ihr nicht geichiehet, diefe Entdeckung, bei 
Vermeidung nahdrüdlicher Feltungs: oder Gefäugnißftrafe, felbft bewirken. Hat 
er die Geſchwächte zum Kindermorde angereijt, fo foll er mit dem Schwerdte binge 
richtet werben. 

Eltern, befonders die Mutter, oder die an deren Stelle tritt, die Dienftberr- 
fchaften, die Haudbedienten, welche über das weibliche Gefinde die Auffiht haben, 
imgleichen die Haus: und Stuben» Mierbherinnen, bei welchen ledige Weibsperſonen 
fih aufbalten, müſſen auf die einer Schwangerfchaft verdächtigen Perſonen genau 
Acht haben, und ſobald ihr Verdacht zunimmt, die Geſchwächte durch gütliche Gr: 
mabnungen zum Geſtändniß bringen, bei beharrlichem Leugnen aber den Vorgang 
der Obrigkeit zur weitern Verfügung anzeigen. 

Wer dies unterläßt, verfällt in eine verhältnißmäßige Gefängniß-, Zuchthaus: 
oder Seftungsfirafe. 


8.800, Bon Förperlichen Bevlekungen. 5419 


er fonft zum Kindermord, oder zu Verheimlichung der Schwangerſchaft oder 
Seburt, eine Fraueneperfon anreizt, oder eines oder das andere begünftiget, wird 
mit den Schwerdte bingeiichtet, der mit nachdrüdlicher Leibesſtrafe belegt. 

Auch ſolchen Perſonen, welche mit der Geichwängerten in feiner befondern 
Verbindung fteben, lieget ob, dieielbe, wenn fie ihnen ihre Schwangerfcaft anver: 
trauet oder eingeftebet, zu Beobachtung der gefeplichen Vorſchriften anzumabnen, 

Nehmen fie wahr, daß die Geſchwächte ihre Schmwangerfchaft auf eine geſetzwi— 
drige Weiſe zu verbeimlichen willene fei, fo müſſen fie folches ihren Eltern, Vor: 
mündern, ober andern Perſonen, unter deren nähern Aufficht fie fich befindet, oder 
auch der Dbrigkeit ungefäumt anzeigen. Die unterlaffene Beobachtung diefer 
Vorſchriften foll mit einer dem Vergehen angemejjenen Geſängnißſtrafe geahndet 
werden. 

“ Hebanimen, denen eine außer der Ehe gefchwängerte Perſon ih entdede und 
anvertraut, müffen fih derfelben, nach ihrer Inftruction, trenlich annehmen, fie 
mit Glimpf und Schonung bebandeln, und die ihnen gemachte Entdedung, bei 
Vermeidung fchmwerer Verantwortung, fo lange verfchiweigen und geheim balten, 
als Feine Gefahr eines von der Geſchwächten an bem Kinde zu begebenden VBerbre: 
chens die Anzeige an die Obrigkeit nothwendig macht. Cine gleiche Pflicht der Ver: 
fhwienenheit liegt aud allen andern Perſonen ob, denen die Geſchwängerte ſich 
entdedt hat; fo, daß fie die Schwangerfcbaft nur im bödften Nothfall, und auch 
alsdann nur der Obrigkeit oder den Gerichten des Drts, anzeigen dürfen. 

Die Dorfaerihte auf dem Lande find fhuldig, wenn ihnen eine ſolche Anzeige 
geſchiehet, oder wenn fie felbft inne werden, daß eine unverehlichte Weibesper— 
fon im Drte ibre Schwangerfdhaft zu verbergen ſuche, ſolches dem Serichtehalter 
oder der Gerichtsobrigkeit ſelbſt, bei nachdrüdlicher Abndung, fofort zu melden, 
damit die Sache näher unterfucht und zur Verhütung eines bejorglichen Verbrechens 
die nöthigen Anflalten getroffen werben können, 

jedermann bat ſich alfo nad dieſen Vorfchriften der Geſetze forgfältig zu ad: 
ten, und vor Schaden und Nachtheil zu hüten. 

Berlin, den 14. April 1794, N.C.C. T. IX. No. 38. de 1794. ©. 2137. 


Da Wir wahrgenommen, daß das bisher zur Ablefung von den Kanzeln beſtimmt 

eweſene Summarium des Edicts gegen den Kindermord, theils, feiner Weitläuftig: 
eit ungeachtet, doch nicht vollftändig genug ift, theils manches enthält, was bei dent 
gemeinen Manne zu Mißverſtändniſſen und Mißbräuchen Anlaß geben Tann; und Wir 
zugleih erwogen haben, daß durd die bisherige Methode des Ablefens diefer In— 
haltsanzeige von den Kanzeln die Abficht micht erreicht worden, indem der größte 
Theil der Gemeine während des Ablefens fich entfernt bat, die Zurückgebliebenen 
aber, wegen des alsdann entitandenen Geräufches, die Stimme des Predigers, nicht 
haben verjtehen können; fo it ein anderweitiges Publicandum nebft einer kürzern 
Warnungsanzeige abgefaßt worden, weldhe Ihr hierneben mit nachftehenden Anwei— 
fungen erhaltet: 

1) Bon dem Publicandum müſſen fänmtlihen Magifiräten in den Städten und 
den Gerichtsobrigfeiten auf dem Lande Gremplarien zugefertiget werden, und 
zwar jo viele, daß nicht mur eins an der gewöhnlichen Gerichtsftätte affigirt, 
fondern auch außerdem in jeder Stadt wenigitens drei, und auf jedem Dorfe 
wenigftens zwei Gremplarien davon, an einem dazu ſchicklichen Ort, 5. E. auf 
der Herberge der Handwerker, bei den Gefindevermierhern, bei dem Schulzen 
oder Dorfrichter, bei dem Schulmeiiter ꝛc. 2c. dergeftalt niedergelegt werden 
Tonnen, daß jeder Einwohner des Orts Gelegenheit hat, fich dafelbit von dem 
Inhalt des Publicandi zu informiren. Wo an jedem Drte diefe Niederlegung 
geſchehen fol, das ift der weirern Negulirung resp. des Magiſtrats oder der 
(Herichtsobrigfeit zu überlaffen. 

2) Bei Zufertigung des Publicandi ift den Magitträten und Gerichtsobrigfeiten 
aufzugeben, daß fie die Gemeine an die gewöhnliche Gerichtsitätte fo volltän- 
dig als möglich convoeiren, ihr daſelbſt das Puplicandum laut, vernehmlich 
und langſam vorlefen laſſen und die Hausväter ermahnen follen, ihre Ehegat— 
ten, Kinder und Gefinde von dem Anhalt deffelben trenlic zu benachrichtigen. 
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3) Alles, was wegen öffentlicher Anfhlagung und Aushängung des Edicts von 
1765 vorgefchrieben ift, muß ferner beobachtet werden, mit dem einzigen Unter: 
fhiede, dat das gegenwärtige Publicandum an die Stelle des Ediets tritt. 

4) Die befonders gedruckte Warnungsanzeige, welche an die Stelle des bisherigen 
Extracts tritt, ift eben fo, wie in Anfehung jenes Ertracts gefiheben, auf ver: 
faſſungsmäßige Art den Predigern zuzufertigen, mit der Auflage, diefelbe an 
eben dem Sonntage, an welchem bisher der Inhalt des Edicts von der Kan: 
zel publizire worden, an deſſen Statt, jedoch vor Ausſprechun; des Segeng, 
der Gemeine befannt zu machen, A j 

5) Die Amts: und Parrimonial: Gerichte find noch befonders zu inftruiren, dab 
fie den Dorfgerichten die Pflichten näher befannt machen und einfchärfen, melde 
den Dbrigfeiten gegen die in den Verdacht verbeimlichter Schwangerſchaft gera— 
thenden Perfonen nach dem Geſetzbuche obliegen, 

Wornach Ihr alfo die zweckmäßigen Verfügungen fofort zu treffen habt, und Wir 

find ꝛc. Gegeben Berlin, den 14. April 1794. 
N. C. C. T.IX, Nr. 39, de 1794, ©. 2141. 


(Die Befanntmachung des Bublicandi von den Ranzeln ift durch Eircenlare vom 11, Septbr. 
1811, aufgehoben.) 


2) a) Bescripto. 11. Januar 1847, betr. bie Öffentliche Befanntmachung ber geſetz⸗ 
lichen Borfchriften gegen Verheimlichung der Schwangerfchaft und Geburt, acht Publi- 
candum de eod. 


Der Juſtiz-Miniſter findet es auf den Bericht des Criminal: Senats der Königl. 
D. 2. Ger, Commiſ. vom 10, Dechr. a, pr. allerdings zweckmäßig, das die gefeglichen 
Borfchriften, im Betreff der Berheimlihung der Schwangerſchaft und Geburt, mehr, 
als durd) die Wiedereinführung des A. L. R. geſchehen iſt, zur öffentlihen Kenntnif 
gebracht werden. Zu dieſem Zwede ift das anliegende Publicandum entworfen wor: 
den, und das Gollegium wird angewieſen, folhes von Zeit zu Zeit in die Amtsblättet 
einrücken, auch dafjelbe an ſchicklichen Orten anſchlagen zu laffen, 

Die halbjährige Convocation der Stadt: und Dorfgemeine zum Behuf dieſer Be— 
kanntmachung iſt mit manchen nachtheiligen Folgen verbunden, und daher fehon bei 
einer andern Gelegenheit gemifbilligt worden. Wenn aber die Zufammenberufung zu 
einem andern Zwede ohnehin nöthig it: fo Tann die Ablefung des an vor 
der verfammelten Gemeine dabei erfolgen. Hiernach it das Erforderlihe zu verfügen. 

Berlin, den 11, San. 1817, 


‚ Die Preußifchen Strafgefege enthalten folgende Vorfchriften zu Verhütung des 
Kindermordes: 

1) Jede außer der Che gefhmwängerte Weibsperfon, auch Chefrauen, die von ib: 
ren Ehemännern entfernt leben, müfjen ihre Schwangerfchaft der Ortsobrigkeit, oder 
ihren Eltern, Bormündern, Dienitherrfchaften, einer Hebamme, Geburtshelfer, oder 
einer andern ehrbaren Frau anzeigen, und fi nach ihrer Anweifung achten. 
n Fr Die Niederkunft darf nicht heimlich gefchehen, fondern mit gehörigem Bei- 

ande, 

3) Iſt dabei nur eine Frau gegenwärtig, fo muß das Kind fofort vorgezeiget wer- 
den, es mag todt oder lebendig fein. 

4) Borfäglihe Todtung des Kindes zieht die Todesitrafe nad ſich; verliert es 
durch unvorfichtige Behandlung das Leben, jo tritt Zuchthausitrafe von mehrjähriger 
bis lebenswieriger Dauer ein, 

5) Aber auch ſchon diejenige Weibsperfon, welche Schwangerfhaft und Geburt 
verheimlicht, hat, wenn das Kind verunglüdt it, mehrjährige Zuchthausſtrafe zu ge 
wartigen, follte fie fonit auch nichts gethan haben, wodurd der Tod des Kindes ver: 
anlaßt worden, j 

6) Vernachlaſſigen der Schwängerer, die Eltern, Vormünder oder Dienüherrfchaf: 
ten ihre Pflibten: fo find fie ſtrafbar und verantwortlich. . 

7) Unehelihe Schwangerfhaft allein iſt nicht trafdar, und die Schwängerer find 
nah den Gefegen zur Unterhaltung des Kindes beizutragen verpflichtet. 

Berlin, den 11, Tan. 1817. v. K. J. B. 9. ©. 44. B.20. ©. 76, 
b) Besecript v. 5. Mai 1823, betr. die Erläuterung des $. 7. des Publicandi ge: 
gen die Berheimlichung der Schwangerfchaft. 


Zur Verhütung jeder Mißdeutung des $.7. des dem Königl. O. 2. Ger. zur Bekannt: 
machung zugefertigten, in den v. 8.3. B. 20. S. 76. abgedrndten Publicandums vom 
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11, San. 1817, betreffend die Strafen des Kindermordes und der Verheimlichung der 
Schwangerfhaft und Geburt, kann in die Amtsblätter eine Erläuterung des Inhalts 
aufgenommen werden, daß es Feinesweges die Abficht geweſen ſei, die uneheliche 
Schwängerung für eine gleihgültige oder von der Dbrigfeit, geftattete Handlung zu 
erklären, daß vielmehr nur habe geäußert werden follen, wie deshalb allein eine ge: 
richtlihe Unterfuhung und Beitrafung nicht Statt finde. 

Wenn dieſes Publicandum noch fünftig einer oder der andern Behörde zugefer 
tigt wird: fo iſt der $. 7. deſſelben gänzlich daraus wegzulaſſen. Dem Königl. O. L. 
Ger. wird dieſes auf den Bericht vom 4. April. e, zur weitern Verfügung eröffnet. 

| v. K. J. B. 21. S. 328, 

3) Bescript vom 5. Juni 1820, betr. die Anwendung der Strafgefege gegen Verheim⸗ 
lichung der Schwangerfchaft und Geburt, wenn die fpecielle Publication derfelben nicht ers 
folgt ift. 

Da die von dem Criminal: Senat des Königl. O. 2. Ger. ift dem Berichte vom 
12, v. M. angeführten Beftimmungen wegen Publication der Vorſchriften, die Beftra- 
fung des Kindermords und der Verheimlihung der Schwangerfhaft und der Geburt 
betreffend, nicht in dem U. L. R. enthalten find, diefe Beſtimmungen vielmehr nur 
der beffern Grreihung des Zwecks wegen gegeben worden, fo kann auch deshalb 
allein, daf der dadurch angeordnete fpecielle modus publicationis nicht beobachtet wor: 
den, von der ordentlihen Strafe nicht abgegangen werden. In einzelnen Fällen 
wird es indeifen allerdings darauf anfonımen, ob die der Berheimlichung der Schwanger: 
fhaft und Geburt und feines anderen Vergehens angefchuldigte Weibsperfon, ſich 
nah $.13. der Ginleitung des A. ER. mit der Unwiffenheit entfchuldigen Tann, da, 
wenn auch die Verheimlihung der Schwangerfhaft und Geburt an und für ſich durch 
das Edict vom 8. Febr, 1765. als ftrafbar bereits anerfannt worden, doch in eben 
diefem Edict eine befondere Art der Publication vorgefchrieben ift, und nur unter 
der Vorausſetzung, daß diefe Publication gefchehen, die Berheimlihung als eine ftraf» 
bare Handlung angejehen werden kann. v. K. J. B. 15, ©, 303, 

2) Entdeckung der Schwangerschaft, a) von Seiten der Schwangern; 

8.901. Jede Frauensperson, die eines unehelichen Beischlafs sich 

bewusst ist, muss auf ihre körperliche Beschaffenheit und die bei ihr: 


sich ereignenden ungewöhnlichen Umstände sorgfältig Acht haben. 


8.902. Mütter, Pflegerinnen und Andere, die in Ermangelung der 
Mutter an deren Stelle treten, müssen daher ihre Töchter oder Pflege- 
befohlnen, nach zurückgelegteim vierzehnten Jahre, von den Kennzei- 
chen der Schwangerschaft und den Vorsichtsregeln bei Schwangerschaf- 
ten und Niederkunften, besonders von der Nothwendigkeit der Ver- 
bindung der Nabelschnur, jedoch mit Vorsicht, unterrichten. 


8.903. Sobald eine Geschwächte aus solchen ungewöhnlichen Um- 
ständen eine Schwangerschaft vermuthen kann, muss sie davon ihrem 
Schwängerer Nachricht geben: auch sich den Aeltern, Vormündern, 
oder bei deren Ermangelung einer Hebamme, oder einer andern ehr- 
baren Frau, welche selbst schon Kinder gehabt hat, entdecken, und 
sich deren Unterrichts bedienen. 


$. 904. Frauenspersonen, welche sich nicht unter Aufsicht ihrer An- 
verwandten oder Vormünder befinden; oder sich diesen sogleich zu 
entdecken Anstand nehmen; müssen, sobald sie ihrer Schwangerschaft 
gewiss sind, nothwendig einer Hebamme, oder einem Geburtshelfer sich 
anvertrauen, und mit denselben, wegen ihrer künftigen Niederkunft, 
die vorläufigen Anstalten verabreden. 

8.905. Nähert sich die Zeit der Niederkunft: so muss sich die Ge- 
schwächte zu der von ihrer Schwangerschaft unterrichteten Hebamme 
begeben, und ihr den Ort ihres Aufenthalts, und die zu ihrer Nieder- 
kunft wirklich getroffenen Anstalten näher anzeigen. 
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8.906. Jede Person, der eine ausser der Ehe Gesch wängerte ihr 
Geheimniss anvertrauet hat, muss selbiges, bei willkührlichr doch nach- 
drüchlicher Strafe ($. 34. 35.), so lange verschweigen, als keine Gefahr 
eines wirklichen Verbrechens von Seiten der Geschwäch en zu besor- 
gen ist. 

$-907. Die öifentlich bestellten Hebammen und Geburt ;helfer solleu 
a zur Verschwiegenheit in dergleichen Fällen besonders ınit ver- 
pflichtet werden. 

$.908. Hebammen, welche den unchelich Geschwär gerlen Vor- 
würfe machen, oder sie hart behandeln, sollen, nach Beschaffenheit der 
Umstände, als Injurianten bestraft, und ihres Amtes entsetzt werden. 


8.909. Eine (reschwächte, die ihre Schwangerschaft gehörig entdeckt, 
und den Anweisungen der Personen, w elchen sie sich anvertrauet hatte, 
getreulich nachkommt; auch bei herannahender Niederkunft ihre Pflicht 
erfüllt, bleibt von aller Verantwortung frei; selbst wenn ein todtes 
Kind zur Welt kommen sollte. 


8.910. Geschieht die Entbindung in Beisein zweier Frauen, unter 
welche auch die Mutter zu rechnen ist: so kann die Geburt, ausser dem 
Falle einer richterlichen Nachfrage, gegen Jedermann verschwiegen 
werden., 

S. 911. Wenn der Geburtshelfer oder die Hebamme gegenwärtig ist: 
so ist die Anwesenheit einer einzigen ehrbaren Frau hinreichend. 


8.912. War aber nur die ——— oder eine andere Person, 
ganz allein bei der Niederkunft zugegen: so muss diese, wenn das Kind todt 
zur Welt gekommen, oder binnen vier und zwanzig Stunden nach der 
Geburt gestorben ist, einen solchen Vorfall, bei Vermeidung drei- bis 
sechsmonatlicher Gelingniss- oder Zuchthausstrafe, dem Richter ohne 
Zeitverlust zur nähern Untersuchung anzeigen. 


$. 913. Ueberhaupt muss ausser dem Falle des $. 910. 911. die todt- 
geborne, oder binnen vier und zwanzig Stunden nach der Geburt ver- 
storbene uncheliche Leibesfrucht dem Richter allemal binnen vier und 
zwanzig Stunden nach der Geburt, oder dem Tode des Kindes vorge- 
zeigt werden. 


Bergl. 8, 944. u. figde, bief. Tit. 
b) von Seiten des Schwängerers; 
8.914. Jede Mannsperson, die sich eines ausser der Ehe — 
Beischlafs bewusst ist, muss auf die Folgen, welche diese Handlung 
bei der Geschwächten hervorbringen kann, aufmerksam sein. 


8.915. Sobald er durch die — der Geschwächten, oder 
sonst, die vorhandene Schwangerschaft vermuthen kann, muss er da- 
rauf dringen, dass die Geschwächte den gesetzlichen "Vorschriften 
8. 901-913. gehörig nachkomme. 

8. 916. Verabsäumt er diese Pflicht ($. 915.): so macht er sich in al- 
len Fällen, wo die Geschwächte zur Strafe gezogen werden muss, ei- 
ner Zzwei- bis viermonatlichen Gefängnissstrafe schuldig. 


e) der Aeltern, Dienstherrschaften und Hauswirtbinnen ; 
$- 917. Auf die einer Schwangerschaft verdächtigen Weibspersonen 
müssen die Aeltern derselben, — — die Mutter, oder die an de— 
ren Stelle tritt, genaue Obsicht nehmen. 
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8. 918. Eine gleiche Pflicht liegt den Dienstherrschaften oder denje- 
nigen Hausbedienten ob, denen die Aufsicht über das weibliche Ge- 
sinde aufgetragen ist. 


$. 919. Auch Haus- oder Stubenwirthinnen, bei welchen ledige 
Weibspersonen gemeinen Standes ohne ihre Aeltern sich eingemiethet 
haben, können sich dieser Obliegenheit nicht entziehen. 


8.920. Alle vorstehend benannte Personen müssen, sobald sie zum 
Verdachte einer Schwangerschaft Anlass finden, die Verdächtige zur 
Rede stellen; und nach erfoigtem Eingeständnisse das, was zur Verhü- 
tung eines besorglichen Verbrechens dienen kann, veranstalten. 


8. 921. Wollen sie dergleichen Vorhaltung nicht selbst übernehmen; 
oder leugnet die Verdächtige eine vorhandene Schwangerschaft beharr- 
lich, ohne die Gründe des Verdachts durch wahrscheinliche Gegen- 
gründe zu heben: so müssen sie ihren Verdacht, nebst den Gründen 
desselben, der Obrigkeit zur weitern Untersuchung anzeigen. 


8.922. Jede der Schwangerschaft Verdächtige muss sich, bei beharr- 
lichem Leugnen, auf Verlangen der Aeltern, Dienstherrschaft, oder 
Obrigkeit, und nach dem Befinden zweier ehrbaren Frauen, der Unter- 
suchung einer vereideten Hebamme unterwerfen. 


$. 923. Findet diese keinen Grund zum Verdacht: so müssen Ael- 
tern, Dienstherrschaften und Obrigkeit bei ihrem Zeugnisse sich beru- 
higen. 

$. 924. Die Hebamme selbst aber muss noch ferner auf dergleichen 
verdächtig gewesene Person ein wachsames Auge richten, und, bei sich 
ereignendem vermehrten Verdachte, die Untersuchung wiederholen. 


8.925. Wird die Verdächtige bei der Untersuchungwirklich schwan- 
ger befunden: so muss die Hebamme entweder mit den Aeltern, ader 
sonstigen Vorgesetzten der Schwangern, wegen der Art ihrer Nieder- 
kunft das Nöthige verabreden; oder den Fall der Obrigkeit anzeigen. 


$. 926. Im letztern Falle muss die Obrigkeit die Schwangere einer 
genauen Aufsicht unterordnen, und zur Verhütung eines Kindermor- 
des zweckmässige Verfügungen treffen. 


8. 927. Wenn die $. 917—919 und 924. benannten Personen ihre 
Pflichten vernachlässigen, und dadurch zu einem Kindermorde auch 
nur entfernten Anlass geben: so haben sie dadurch zwei-, vier- bis 
sechsmonatliche Gefängniss- oder Zuchthausstrafe verwirkt. 


$. 928. Mütter und Pflegerinnen, die sich einer solchen ‚Verabsäu- 
mung ihrer Pflichten schuldig machen, sollen mit der härtesten im 
$. 927. bestimmten Strafe belegt; saumselige Obrigkeiten aber, nach 
vun ihrer Verschuldung, mit Suspension oder Cassation bestraft 
werden. 


d) Pflichten derjenigen, denen eine Schwangere sich entdeckt. 

8.929. Auch solchen Personen, welche mit der Geschwängerten in 
keiner besondern Verbindung stehen, liegt dennoch ob, dieselbe, wenn 
sie ihnen ihre Schwangerschaft anvertrauet oder eingesteht, zu Beobach- 
tung der gesetzlichen Vorschriften ($. 901. syg.) auzumahnen. 

$. 930. Nehmen sie wahr, dass sie ihre Schwangerschaft auf eine ge- 
setzwidrige Weise zu verheimmlichen Willens sei: so müssen sie solches 
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ihren Aeltern, Vormündern oder andern Personen, unter deren nähern 
Aufsicht sie sich befindet, oder auch der Obrigkeit, ungesäumt an- 
zeigen. 

8. 931. Die unterlassene Beobachtung dieser Vorschriften soll, wenn 
die Leibesfrucht durch Schuld der Geschwächten verunglückt, mit ei- 
ner vierwöchentlichen Gefängniss- oder funfzig 'Thalern Geldstrafe ge- 
ahndet werden. 


8.932. Ueber dieses sollen alle diejenigen, welche ihre Pflicht, die 
Schwangerschaft zu entdecken, vernachlässigt haben, wegen der sämmt- 
lichen Untersuchungskosten für das Ganze haften. 


Bescript o. 17:Rovbr. 1820, betr. die Anwendung ber Beftimmung 8. 932, IE, 20, 
bes U.L.NR. 


Durch das Reſeript des Tuftigminifters an den Criminal-Senat des Königl. O. L. 
Ger. von Oſtpreußen, im der Unterfuchungsfache wider die unverehelichte M. und 
Mirfchuldige, ift das abgefaßte Erkeuntniß mit der Abänderung beftärigt worden: 


dag dem N., welcher zwar wegen Vernahläffigung der ihm obliegenden Auf: 
fit auf die Inkulpatin, zur Unterfuchung gezogen, jedoch mit aller Strafe ver: 
fhont worden, die Koften nicht zur Halfte und eventualiter in solidum zur 
Laſt zu legen, vielmehr derfelbe ganz damit zu verfchonen fei, 


Denn die Beitimmung des $. 932. Tir, 20. Thl. I. des A. L. R. kann nur in dem 
Falle eintreten, wenn entweder nad) $. 927. oder 931, eine Strafe zu erkennen iſt, 
weil fonit, wie im vorliegenden Falle, die voransgefeste Bedingung, eine Bernachlaf- 
Kung ber obliegenden Pflicht zur Entdeckung der Schwangerihaft, im Sinne des 

efeges nicht vorhanden il, | v. K. J. 8.16, ©, 265. 

Verheimlichung der Schwangerschaft, 

8. 933. Eine Geschwächi-, welche die Entdeckung der Schwanger- 
schaft an dıe Aeltern, Vormünder, Dienstherrschaften, Hebammen oder 
Obrigkeit, länger als vierzehn Tage, nachdem sie dieselbe zuerst wahr- 
genommen halte, verschiebt, macht sich einer strafbaren Verheimli- 
chung der Schwangerschaft schuldig: und wegen aller daraus entste- 
henden nachtheiligen Folgen verantwortlich. 

8.934. Sobald die Leibesfrucht das Alter von dreissig Wochen er- 
füllt hat, kann der Vorwand, dass die Geschwächte ihre Schwanger- 
schaft noch nicht wahrgenommen habe, oder die zu deren Anzeige be- 
stimmte Frist noch nicht abgelaufen sei, ferner nicht statt finden. 


8.935. Wird eine Geschwächte, die ihre Schwangerschaft nicht vor- 
schriftsmässig angezeigt hat, von einer unzeitigen Leibesfrucht entbun- 
‚. den: so begründet dieses wider sie eine Anzeige (Indicium), dass sie 
die Frucht vorsätzlich abgetrieben habe. ($. 986. sqq.) 


8.936. Wird dieser Verdacht durch die darauf gerichtete Untersu- 
chung nicht bestätigt: so wird sie wegen verheimlichter Schwanger- 
schaft nach den folgenden Vorschriften bestraft. 

Bescript v. 5.3uni 1820, betr. die Anwendung ber Strafen ber Verheimlichung 
ber Schwangerfchaft und Geburt, wenn die Ungefchuldigte fich mit Unwiſſenheit der gefeglis 
chen Borfchriften entſchuldigt; ſ. zu 8.900. bief, Fit. 

8.937. Wenn sie jedoch die unzeitige Leibesfrucht binnen vier und 
zwanzig Stunden nach ihrer Entbindung den Gerichten vorzeigt; und 
weder bei der Obduction, noch bei der vorläufigen Vernehmung der 
Gebärerin selbst, so wie derjenigen, welche zur Zeit der Entbindung 
um sie waren, einige weitere verdächtige Umstände wegen etwaniger 
Abtreibung oder Vernachlässigung der Frucht sich hervorthun: so soll 
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die Gebärerin mit der förmlichen Criminal-Inquisition und aller Strafe 
verschont, und nur mit den Kosten der vorläufigen Untersuchung be- 
legt werden. 

8. 938. Fällt ihr nur eine Vernachlässigung der Leibesfrucht zur 
Last: so hat sie eine vier- bis achtwöchentliche Gefängnissstrafe ver- 
wirkt. 

8.939. Hat sie die Leibesfrucht vorzuzeigen unterlassen; es findet 
sich aber, dass selbige noch nicht dreissig Wochen alt gewesen sei: su 
hat die Geschwächte, wenn sie einer im $. 933. beschriebenen Verheim- 
lichung der Schwangerschaft schuldig befunden wird, je nachdem die 
Leibesfrucht sich diesem Alter mehr oder weniger genähert hatte, eine 
sechsmonatliche bis zweijährige Zuchthausstrafe verwirkt. 


8. 940. Ist die nicht vorgezeigte Leibesfrucht wahrscheinlicher Weise 
todt zur Welt gekommen; es kann aber nicht ausgemittelt werden: dass 
selbige unter dreissig Wochen alt gewesen sei: so hat die Gebährerin 
eine zwei- bis dreijährige Zuchthausstrafe zu gewärtigen. 


8. 941. Ist es gewiss, dass das Kind bei der Geburt gelebthabe; oder 
dass es zwar todt geboren, aber schon dreissig Wochen oder darüber 
alt gewesen sei: so finden die in Ansehung der vollständigen Kinder 
S. 944 u. 957. sqq. gegebenen Vorschriften Anwendung. 


8.9492. Ist das Alter der Leibesfrucht ungewiss; und ist der Um- 
stand, dass sie todt zur Welt gekommen sei, nicht auszumitteln: so 
soll das Straferkenntniss auf eine drei- bis vierjährige Zuchthausstrafe 
gerichtet werden. 

8.943. a) Ist es ungewiss: ob die Geschwängerte ihre Schwanger- 
schaft gewusst habe; dagegen aber ausgemittelt, dass die Frucht noch 
nicht das Alter von drei Monaten erreicht hatte; und sind sonst keine 
Anzeigen des geflissentlichen Missgebärens vorhanden: so sollmit wei- 
terer Untersuchung gegen die Gebärerin nicht verfahren werden. 


8.943. b) Ist ausgemittelt, dass die Frucht schon über drei Monate, 
aber noch nicht dreissig Wochen alt gewesen; und kann die Gebäre- 
rin nicht überführt werden, ihre Schwangerschaft schon vierzehn Tage 
vor der Entbindung gewusst zu haben ($. 933.): so hat die Gebärerin 
dennoch, bloss weil sie die Frucht nicht vorgezeigt, Gefängniss - oder 
Zuchthausstrafe auf drei bis sechs Monate verwirkt. 


Verbeimlichung der Niederkunft. 

8. 944. Die Niederkunft ist für verheimlicht zu achten, wenn zur 
Zeit der Geburt keine Hebamme um Beistand ersucht, und auch keine 
andere ehrbare Weibsperson dabei zugezogen worden. 

8.945. Doch soll die Niederkunft niemals für verheimlicht erachtet 
werden, wenn die Gebärerin, noch bei eintretenden Geburtswehen, 
um Hülfe gerufen, und dieselbe wirklich erhalten hat. 

8. 946. Dagegen soll aber auch einer Weibsperson, welche ihre 
Schwangerschaft bis zur Niederkunft verheimlicht hat, die Entschul- 
digung, dass sie von der Geburt übercilt worden, niemals zu statten 


kommen. 


Bescript v. 23. Dctbr. 1797, betr. den Begriff des Berbrechens ber verheimlichten 
Niederkunft. 


Wir haben Euren Bericht vom 13. d. M. nebſt den Akten, betreffend die Inter: 
fuhung gegen die Hebamme U. * *, wegen heimlicher Entbindung der verwittweten 


IE De 
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NR.“ *, erhalien, und empfangt Ihr lestere hierneben zurüd. Zuvörderſt bemerken 
wir, daß Ihr Euch von der Verbeimlihung der Geburt einen irrigen Begriff ge 
macht habt, und eilen daher, ſolchen zu berichtigen. Das Gefeg erflärt $. 944. die 
Niederkunft für verheimlicht: 

wern zur Zeit der Geburt feine Hebamme um Beiftand erfücht, und auch Feine 

andere chrbare Weibsperfon dabei zugezogen worden. 
Hiernach ift es ganz deutlich, daß zu dem Corpore delicti bei einer Verheimlichung 
der Niederfunft beide facta omissa, nämlich: 


a) daf feine Hebamme um Beiftand aufgefordert, und 
b) das auch feine andere ehrbare Fran zugezogen worden, 
copulative erfordert werden, mithin der vollitändige Begriff des Verbrechens. nicht 
vorhanden iſt, jobald entweder eine Hebamme oder eine andere ehrbare Frau bei der 
Entbindung zugegen gewefen. Daß dies der Sinn des Gefeges fei, erhellt, außer 
der Verfaſſung, auch noch aus dem folgenden $. 945, wornad der Begriff der Ber: 
heimlichung wegfallen foll, wenn bei eintretenden Wehen Hülfe überhaupt gefucht und 
erhalten worden. Welchen Unterichied es übrigens mache, ob nur eine oder vo beide 
der von dem Geſetze deiderieren Perfonen bei der Entbindung zugegen geweſen, wird 
$. 910— 913. beitimmt. Sind beide gegenwärtig gewefen, fo bedarf es nach $. 910, 
911, feiner Anzeige; iſt nur eine gegenwärtig gewelen, fo mus nah $. 912. Xr;zcige 
gefchehen, wenn das Kind todt zur Welt gefommen oder binnen 24 Stunden nad 
der Geburt geitorben it. Dies nun auf den vorliegenden Fall angewendet, ergiebt 
ſich zuvorderſt, daß gegen die Wittwe 9. ** eine Unterfuchung wegen verheimlichter 
Niederkunft nicht Star findet, da diefelbe den Beiltand der Hebamme. zur gehorigen 
Zeit nachgeſucht, und alfo nicht heimlich gebohren bat. Much wegen unterlaffener Bor 
zeigung des Kindes kaun diefelbe nicht zur Verantwortung gezogen werden, weil der 
8, 949. die Geſchwächte dieferhalb nur dann zur Strafe zieht, wenn fie auch die 
Niederkunft verheimliche har, welches hier per superiora nicht der Fall iſt. Dagegen 
bat die Hebamme dadurd, daß fie den Borfall den Gerichten nicht angezeigt, wider 
die Borfihrift des 8. 912. gehandelt, und würde aljo, nach der Strenge genommen, 
zur Unterfuhung und Gefängnißſtrafe ſich qualificiren. Da indeffen nach ihrer durch 
die übrigen Umſtände unterftugten Angabe, der Partus nur noch ein blofer Embryo 
geweſen, und fie alfo bloß dadurch verleiter worden, die Anzeige zu unterlaſſen, fo fol 
es diesinal bei einer der U.” * zu errbeilenden Bedeutung und Zurechtweiſung fein 
Bewenden haben, umd werdet Ihr übrigens hiermit ausborifirr, zur Vermeidung 
fünftiger ähnlicher Mißverſtändniſſe, durch ein Publicandum bekannt zu machen: 
daß, wenn bei der Entbindung einer außer der Ehe gefhwängerten Perſon nur 
Eine andere Perfon ganz allein gegenwärtig gewejen, diefe andere Perfon, es 
fei der Geburtshelfer, die Hebamme, oder wer es ſonſt fei, fchuldig fei, wenn 
das Kind todt zur Welt gekommen oder binnen 24 Stunden verjiorden, dem 
Richter davon, ohne den geringſten Zeitverluft, Anzeige zu machen; dak Die 
Unterlafjung dieſer Pflicht nah den Gefezen mit Gefäugniß- oder Zucht: 
hausitrafe von 3 bis 6 Monaten geahndet werden folle; daß es dagegen zu Tei- 
ner Entſchuldigung gereiche, wenn aud; behauptet werde, daß die Geburt eine 
noch sunzeitige Leibesfruht (Embryo) gewelen, fobald die Frucht dem Richter 
ee vorgezeigt, und dadurch dieſer Umſtand in völliges Licht gefest wer: 
en kann. 
Auch wird es nützlich fein, diefes den recipirten Hebammen durch die fompetente Po— 
lizeibehörde nod) befonders befannt machen zu laſſen, als wozu Ihr hiermit angewie— 


fen werdet. ꝛc. , 
GStengels Beitr. B.6. ©. 133, 


8.947. Wenn wider die Verordnung des $. 912. 913. das todıge- 
borne, oder binnen vier und zwanzig Stunden nach der Geburt ver- 
storbene Kind nicht binnen der daselbst bestimmten Frist dem Gerichte 
vorgezeigt worden: so ist, wenn auch die Schwangerschaft angezeigt, 
die Vorschrift des $. 944. aber nicht beobachtet worden, dennoch die 
Niederkunft für verheimlicht zu achten. 


8. 948. Ist das Kind am Leben erhalten worden: so soil die Verheim- 
lichung der Geburt nicht gerügt werden. 


* 
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a) Ohne Verheimlichung der Schwangerschaft, 

$.949. Hat die Geschwächte ihre Schwangerschaft zwar entdeckt; 
aber dennoch ihre Niederkunft wider die Vorschrift des $. 944. ver- 
heimlicht, und das todtgeborne, oder binnen vier und zwanzig Stunden 
nach der Geburt verstorbene Kind ist ohne kirchliches Begräbniss 
heimlich weggeschaflt worden: so hat sie schon dafür eine sechsmonat- 
liche Zuchthausstrafe verwirkt. 

8.950. Eben diese Strafe findet statt, wenn das todte Kind durch 
Zufall, oder sonst ohne ihr Zuthun, dem ordentlichen Begräbnisse 
oder der richterlichen Untersuchung entzogen, und dem Richter ein 
solcher Vorfall nicht binnen vier und zwanzig Stunden angezeigt 
worden. | 

8. 951. Ein solcher Zufall wird nicht vermuthet: sondern muss klar 
nachgewiesen werden, oder doch aus den Umständen wahrscheinlich 
erhellen. | 

8. 952. Die $. 949. bestimmte Strafe findet statt, wenn auch kein 
weiterer Grund vorhanden ist, anzunehmen, dass die Gebärerin an dem 
Tode der Leibesfrucht Schuld habe. 


8.953. Kann die Art und Ursache des Todes ($. 952.) durch Besich- 
tigung des Kindes nicht mehr ausgemittelt werden: so hat die Gebäre- 
rin eine zweijährige Zuchthausstrafe verwirkt. 


Rescript o. 20, Octbr. 1820, daß bei Anwendung des 8. 953. 11. 20. A.E. R. eine 
Befichtigung bes Kindesleihnams nicht muß haben ftattfinden können. 

Die Unterfuhungsfahe wider die Dienſtmagd N., in welcher die Alten nebft dem 
Erkenntniſſe und dem Confirmations Refeript dem Königl. D. L. Ger. mittelſt Verfü— 
gung vom heutigen Tage zugeben, hat noch zu folgenden Bemerkungen Beranlaffung 
gegeben. 

Der $. 953. Tit. 20, Thl. IE. des A. L. R., worin es heißt: 

Kann die Art und Urſache des Todes durch Befihtigung des Kindes nicht mehr 
ausgemittelt werden; fo hatdie Gebährerin zweijährige Zuchthausſtrafe verwirkt; 
findet auf die N, feine Anwendung, da derfelbe vorausſetzt, daß keine Beſichti— 
gung hat Statt finden fönnen. 
a Pe vorliegenden Falle ift aber die Obduction erfolgt, und hat das Nefultat ge- 
iefert: 
1) . das Kind reif, völlig ausgetragen, gut ausgebildet und lebensfähig ge« 
weſen, 
2) daß cs nad der Geburt fehr wahrfcheinlich gelebt und geathmet habe, und 
3) auf eine unnatürliche oder gewaltſame Art geitorben fei, 
In dem ärztliben Gutachten heißt es ferner: 
Aus den Spuren der erlittenen Contufion folgt feineswegs, dag die Mutter 
des Kindes gewalrfame Hand gebraudt babe, es kann gefchehen fein, daß das 
Kind plöslih aus den Geburtstheilen herporgefchoffen, und an ein Seiten: 
oder an das Fußbrett, womit die Bertftelle an den Seiten befchlagen it, mit 
dem Kopfe angeprellt und furze Zeit darauf geftorben. v. K. J. B. 16, ©. 266, 
8§. 954. Ist der Zufall, wodurch das Kind dem Begräbnisse, oder der 
richterlichen Untersuchung entzogen wird, durch die Schuld der Ge- 
bärerin veranlasst worden: so hat sie, wenn ihre Unschuld an dem 
Tode des Kindes ausgemittelt ist, eine einjährige; bei dem Mangel die- 
ses Beweises aber eine zwei- bis dreijährige Zuchthausstrafe zu ge- 
wärligen. 
$. 955. Hat die Gebärerin die Leibesfrucht vorsätzlich in den Zu- 
stand versetzt, dass ihre Verschuldung oder Unschuld an dem Tode 
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des Kindes nicht mehr ausgemittelt werden kann: so hat sie, der ange- 
zeigten Schwangerschaft ungeachtet, nach Verhältniss der wider sie 
streitenden Vermuthung einer bösen Absicht, eine vier- bis sechsjäh- 
rige Zuchthausstrafe verwirkt. 


$. 956. Ist sie einer vorsätzlichen unnatürlichen Behandlung des Kin- 
des verdächtig: so soll sie, je nachdem dieser Verdacht mehr oder we- 
niger dringend ist, mit einer sechs- bis zehnjährigen Zuchthausstrafe 
belegt werden. 


b) mit verbeimlichter Schwangerschaft verbunden. 

8. 957. Hat die Geschwächte Schwangerschaft und Niederkunft ver- 
heimlicht: so soll sie, wenn sie ein vollständiges Kind todt zur Welt 
gebracht hat, mit wier- bis sechsjähriger Zuchthausarbeit gestraft 
werden. 

8.958. Einem vollständigen Kinde wird eine Leibesfrucht, welche 
schon über dreissig Wochen alt ist, gleich geachtet; doch soll, wenn 
das Kind nicht völlig ausgetragen gewesen, nur der niedrigste Grad der 
gesetzlichen Strafe statt finden. 


8. 959. Hat das Kind, nach dem Befunde der Sachverständigen, 
in der Geburt noch gelebt: so wird die $.957. bestimmte Strafe auf 
acht bis zehn Jahre erhöht. 


8.960. a) Zeigen sich aber an demKörper des Kindes tödtliche Ver- 
letzungen, ohne dass ein von der Mutter verübter Mord vollständig 
ausgemittelt ist: so soll dieselbe dennoch mit öffentlichem Staupen- 
schlage und lebenswieriger Zuchthausstrafe belegt werden. 


8.960. b) Ist zwar keine Spur tödtlicher Verletzung, wohl aber der 
Verdacht einer sonstigen unnatürlichen und lebensgefährlichen Behand- 
lung gegen die Gebärerin, welche Schwangerschaft und Geburt ver- 
heimlicht hat, vorhanden: so findet gegen sie zwölf- bis funfzehnjäh- 
rige Zuchthausstrafe, nebst Willkommen und Abschied statt. 


8.961. Ist ein Kind, welches nach $. 958. für vollständig zu achten, 
von einer Geschwächten, welche die Schwangerschaft nicht entdeckt 
hatte, heimlich geboren; dessen Körper aber von ihr dergestalt behan- 
delt, oder weggeschaflt worden, dass die ordnungsmässige Untersuchung 
der Sachverständigen: ob das Kind bei der Geburt gelebt habe? nicht 
_ mehr erfolgen kann: so hat die Gebärerin gleiche Strafe ($. 960. b.) 
verwirkt. 


Bescripto. 3. Dechr. 1819., betr, die Beftrafung ber Wegfchaffung heimlich ge 
borner Kinder. 

In der Unterfuhungsfache wider die N. wird das, von dem Eriminal:Senat des 
Königl. D. 2. Ger. mit dem Berichte von 5. v. M. eingereichte, nebft der Re⸗ und 
Eorrelation und den Akten hierbei zurücd erfolgende Erkenntniß dahin beftätigt: 

daß Inkulpatin wegen verheimlichter Scwangerfchaft, Niederkunft und Weg 
fhaffung ihres neugeborsen Kindes, mit fechsjähriger Zuchthausfteafe zu belegen, 
Hiernach ift das Erkenntniß anderweit abzufaffen und zu publiciren. “Der $. 961. 
Tit. 20, Thl. IE des UL. R. finder für diefen Fall feine Anwendung. Hier hat die 
Mutter nichts anders gethan, als das Kind vergraben; die Obduction ift durch die 
Berwefung des Kindes, mithin durch den Lauf der Natur unmöglic geworden. Der 
$. 961. 1. c. erfordert dagegen ein Faktum der Mutter, welches cine absolutio corpo- 
ris delicti enthält, wie alsdann der Fall ift, wenn fie den Körper des Kindes fofort 
zerftört, oder durch Naturfräfte oder Thiere plöglich zerſtören läßt, und dadurch jede 
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ärztliche Unterfuchung unmöglih macht. Dies liegt fhon im den Worten derge« 
ftalt, welches auch mit dem Wegfhaffen und nicht bloß mit dem Behandeln in 
Berbindung gebracht werden muß, v. K. J. B. 14. ©, 254. 

8.962. Ist ausgemittelt, dass das Kind in der Geburt gelebt habe; 
die Mutter leugnet aber den Vorsatz, zu tödten, und kann dessen auch 
sonst nicht überführt werden: so soll die $. 960. a.) bestimmte ordent- 
liche Strafe wider sie statt finden. 

8.963. Der Beweis desUmstandes, dass das, erweislich ohne Schuld 
der Gebärerin, in oder nach der Geburt gestorbene Kind, der richter- 
lichen Untersuchung durch einen von ihrer Seite unverschuldeten Zu- 
fall entzogen worden, kann dieselbe, wenn sie die Schwangerschaft 
nicht angezeigt, und heimlich geboren hat, von der $. 959. bestimmten 
acht - bis zehnjährigen Zuchthausstrafe nicht befreien. 


8.964. Wenn es auch noch ungewiss'ist: ob die Gebärerin das todte 
Kind vorsätzlich der richterlichen Untersuchung entzogen habe: so hat 
sie dennoch eine zehn- bis zwölfjährige Zuchthausstrafe mit Willkom- 
men und Abschied verwirkt, wenn sie sowohl die Schwangerschaft als 
Geburt verheimlicht hat. 

Kindermord, 

8.965. Eine Mutter, die ihr neugebornes Kind bei oder nach der 
Geburt vorsätzlich tödtet ($. 806 und 826.), soll mit der Todesstrafe 
des Schwerdtes belegt werden. 

8. 966. Jede vorsätzliche Unternehmung oder Veranstaltung der 
Mutter, welche den Tod ihres neugebornen Kindes, dem gewöhnlichen 
und ihr bekannten Laufe der Dinge gemäss, nach sich gezogen hat, ist 
mit dieser Strafe zu ahnden. 

8. 967. Wenn eine Wöchnerin ihr Kind durch unterlassene Verbin- 
dung der Nabelschnur vorsätzlich verbluten lässt; oder demselben die 
nöthige Pflege und Wartung vorsätzlich entzieht: so wird sie als die 
Mörderin desselben angesehen. 

$. 968. Wenn zwar die gefährliche Behandlung des Kindes erwiesen; 
aber nicht genugsam ausgemittelt ist, dass das Kind lebendig zur Welt 
gekommen sei, oder in der Geburt noch gelebt habe: so soll Staupen- 
schlag und lebenswierige Festungsstrafe statt finden. 

8.969. Hat die Mutter ein lebendiges Kind an einem Orte, wo es 
nicht leicht gefunden werden kann, ausgesetzt, oder aussetzen lassen: 
so hat sie, wenn der Tod des Kindes dadurch verursacht worden, die 
Strafe des Schwerdts verwirkt. 

$.970. Bleibt das solchergestalt ausgesetzteKind dennoch amLeben: 
so soll die Mutter sechs - bis zehnjährige Zuchthausstrafe leiden. 

8.971. Ist die Aussefzung an einem von Menschen gewöhnlich be- 
suchten Orte, und mit solchen Anstalten geschehen, woraus der Vor- 
satz, das Leben des Kindes erhalten zu wollen, erhellet: so findet, je 
nachdem das Kind leben bleibt, oder umkommt, sechsmonatliche bis 
dreijährige Zuchthausstrafe statt. 


Bescript o. 18, April 1796., betr, den Begriff ded Verbrechens ber Kinderauds 
fegung, 

Der Uns in Eurem Berichte vom 8. d. M. vorgetragene Fall, von der durch die 

Caroline Friederike Chriſtiane Hahn gefhehenen Ausfesung ihres dreijährigen unehe: 
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lichen Kindes in einem biefigen bewohnten Haufe, Tann allerdings nicht nad ben Bor. 
fhriften Unfers A. L. R. Thl. IL Tit. 20. $.969, 2c. beurtheilt werden, da bie ganze 
Stellung diefer Borfahriften und ihr Zuſammenhang mit dem Borhergehenden und 
Nacfolgenden hinlänglich zu erkennen giebt, daß dafelbft nur von dem Ausfegen neu: 
geborner Kinder die Rede ift, und dies allerdings aus den von Euch ganz ridtig 
angeführten Gründen als ein mit dem Kindermorbe verwandtes delietum speciale 
befonderer geſetzlicher Beſtimmungen bedurft hat. Inzwiſchen ift dod auch die Aus: 
fesung ſchon älterer Kinder ein Gegenftand von Griminalunterfuhung und Strafe. 
Sie involvirt die Unterlaffung einer Pflicht, die das Gefeg von einer Mutter aus 
drüclic fordert (U. L. R. Thl. I. Tit. 20. $. 8, coll. Tit. 2. $$. 64. 66. 629. 631.), 
und zugleich einen Betrug, wodurd die Mutter fih der ihr obliegenden Pflicht, der 
Ernährung des Kindes, auf Koften des Publici entziehen will. Wird durch diefe un 
erlaubte Handlung das Kind an Gefundheit oder Leben befhädigt; fo wird, in Gr 
mangelung fpecieller auf den Fall pafiender Geſetze, die Borfehritt 88.780, 781. ein: 
treten. Iſt aber diefes auch nicht, fo wird dennody Poena arbitraria nad) Vorſchrift 
$.35. ftatt finden müſſen; wornad Ihr Euch alfo fowohl in dem gegenwärtigen als 
in fünftigen Fällen zu achten wiffen werdet. ꝛc. 
N. C.C. T.X. S. 1895. Nr. 23. des Nachtrags 1798. 

$. 972. Ist die Gebärerin von ihren Aeltern zum Kindermorde ver- 
leitet worden: so soll sie zwar mit der Todesstrafe verschont, aber nach 
vorgängigem Staupenschlag, mit lebenswieriger Festungsstrafe belegt 
werden. 

Mitverbrecher, 

$. 973. Der Schwängerer und die Aeltern, welche zur Verübung ei- 
nes Kindermordes angereizt haben, oder dazu behülflich gewesen sind, 
werden, wenn die That wirklich ausgeführt worden, mit dem Schwerdte 
hingerichtet. 


8.974. Hat aber Jemand von ihnen ohne Zuthun der Mutter den 
Mord selbst verübt: so trifft ihn allemal die 8. 826. bestimmte Strafe 
des Mordes. | 

8.975. Sobald der Schwängerer wahrnimmt, dass die Geschwächte 
ihre Schwangerschaft oder Niederkunft zu verheimlichen vorhabe, muss 
er den Aeltern, Dienstherrschaften, oder andern Personen, bei denen 
die Geschwängerte sich aufhält, oder der öffentlichen Hebamme des 
Orts, oder der Obrigkeit selbst, davon Nachricht geben. 


8.976. Unterlässt er dieses und das Kind verunglückt: so hat ein 
solcher Schwängerer die Hälfte der Strafe, welche nach Unterschied 
der Fälle die Geschwängerte leiden muss, verwirkt, 


8.977. Wird aber die Mutter mit Todes-, lebenswieriger, oder zehn- 
jähriger Zuchthausstrafe belegt: so soll gegen einen solchen Schwänge- 
rer fünf- bis achtjährige Festungs- oder Zuchthausstrafe statt finden. 


8.978. Hat der Schwängerer die Geschwächte zur Verheimlichung 
der Schwangerschaft und Niederkunft selbst aufgemuntert, verleitet, 
oder ihr dahei thätigen Beistand geleistet: so soll er mit der Geschwäch- 
ten gleiche Strafe leiden. 

8.979. Doch soll, wenn gegen die Geschwächte Todes- oder lebens- 
wierige Zuchtbausstrafe erkannt wird, derSchwängerer in diesem Falle 
($. 978.) mit zehnjähriger Festungsstrafe belegt, und der Vollstreckung 
des Todesurtels an der Geschwächten heizuwohnen genöthigt werden. 


$-980. Hat ein Anderer die Geschwängerte in geseizwidriger Ver- 
heimlichung der Schwangerschaft, oder Niederkunft, durch bestimmten 
Rath, oder thätigen Beistand begünstigt: so soll dergleichen Person die 
Hälfte der von der Hauptverbrecherin verwirkten Strafe leiden. 
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8. 981. Wird die Kindermörderin zum Tode, oder zu lebenswierigem 
Gefängnisse verurtheilt: so soll gegen diejenigen, welche die Verheim- 
lichung der Geburt begünstigt haben, fünf- bis sechsjährige Festungs- 
oder Zuchthausstrafe statt finden. 

Bestimmung der Geschwängerten, welche nach diesen Vorschriften zu beurtheilen sind, 

8.982. Alles, was vorstehend gegen den Kindermord, und gegen die 
Verheimlichung der Schwangerschaft und Geburt verordnet ist, gilt in 
Ansehung aller Weibspersonen, die entweder niemals verheirathet ge- 
wesen, oder Wittwen, oder von ihren Männern geschieden sind, 

8.983. Auch verheirathete Weibspersonen sind nach diesen Gesez- 
zen zu beurtheilen, wenn sie wenigstens Ein Jahr lang von ihren Män- 
nern entfernt gelebt haben; oder wenn sie sonst, aus Bewusstsein ei- 
nes unehelichen Beischlafs, ihre Schwangerschaft und Geburt verheim- 
lichen. 

8. 984. Wenn Ehefrauen ıhre eheliche Kinder ermorden, so tritt die 
$. 874. bestimmte Strafe ein. | £ 

Abtreibung‘ der Leibesfrucht, 

8.985. Weibspersonen, welche sich eines Mittels bedienen, die Lei- 
besfrucht abzutreiben, haben schon dadurch Zuchthausstrafe auf sechs 
Monate bis Ein Jahr verwirkt. 

8.986. Ist durch solche Mittel eine Leibesfrucht innerhalb der er- 
sten dreissig Wochen der Schwangerschaft wirklich abgetrieben wor- 
den: so soll die Thäterin mit Zuchthausstrafe auf zwei bis sechs Jahre 
belegt werden. 

8.987. Hat aber eine Weibsperson, durch dergleichen oder andere 
gewaltsame Mittel, den Tod der Leibesfrucht nach der dreissigsten 
Woche ihrer Schwangerschaft befördert : so soll dieselbe acht- bis zehn- 
jährige Zuchthausstrafe leiden. 

8.988. Wer durch schädliche Medicin, oder auf andere Art, zur Ab- 
treibung eines Kindes vorsätzlich Hülfe leistet, wird mit gleicher Strafe, 
wie die Mutter selbst, belegt. 

8.989. Personen, welche sich schon mehrerer solcher Verbrechen 
schuldig gemacht haben, sollen, wenn sie auch dafür noch nicht bestraft 
worden, zur Staupe geschlagen, und lebenslang auf die Festung ge- 
bracht werden. 

$. 990. Ist die Abtreibung von einem Dritten ohne Wissen und Wil- 
len der Mutter veranstaltet worden: so hat der Thäter zehnjährige bis 
lebenswierige Festungsstrafe verwirkt. 

8.991. Sind in der Absicht, eine Weibsperson unfruchtbar zu ma- 
chen, schädliche Arzenei- oder andere Mittel gebraucht, oder gegeben 
worden: so findet gegen den Thäter Gefängniss - oder Zuchthausstrafe 
auf zwei bis vier Jahre statt. 


Zwölfter Abschnitt, 


Von fleischlichen Verbrechen. 


Vorbeugungsmittel. 
$. 992. Altern und Erzieher müssen ihre Kinder und Zöglinge gegen 
das verderbliche Laster der Unzucht durch wiederholte lebhafte Vor-. 
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stellungen der unglücklichen Folgen desselben warnen, und sie zu ei- 
nem ehrbaren sittsamen Lebenswandel ernstlich anweisen. 

8.993. Solchen Aeltern, Vormündern und Erziehern, welche ihre 
Untergebenen durch ärgerliche Reden und Handlungen zur Wollust 
reizen, oder ihren Hang zu Ausschweifungen begünstigen, sollen die 
Rechte der Erziehung, und die damit verknüpften Vortheile genommen 
werden. 

8.994. Die Aeltern sollen alsdann das Recht des Niessbrauchs von 
dem Vermögen ihrer Kinder; die Vormünder die ihnen sonst zukom- 
mende Belohnung; und die Erzieher ihr Amt oder ihren Gehalt ver- 
lieren. 

8.995. Gesinde und Hausgenossen, welche unschuldige Kinder durch 
unzüchtige Reden, Erzählungen, oder Handlungen zu Ausschweifungen 
der Wollust reizen, sollen mit willkührlicher körperlicher Züchti- 
gung, Gefängniss- oder Zuchthausstrafe, bis zu sechs Monaten, belegt 
werden. | 

Kuppelei. 

$. 996. Kuppler und Kupplerinnen, welche junge Leute, oder auch 
verheirathete Personen, zu Ausschweifungen verführen, ihnen dazu 
Gelegenheit verschaffen, oder sonst beförderlich sind, haben Zucht- 
haus- oder andere Strafarbeit, auf sechs Monate bis zwei Jahre, ver- 
wirkt. 

$. 997. Haben sie aus dergleichen Kuppeleien ein Gewerbe gemacht: 
so soll zwei- bis dreijährige Zuchthausstrafe eintreten; diese mit Will- 
kommen und Abschied geschärft; und ein dergleichen Verbrecher, nach 
deren Erduldung, aus seinem bisherigen Aufenthaltsorte für immer ver- 
bannt werden. 

C.©.v. 19. Jan. 1837., daß die Strafe der Ortöverweifung auf fich beruhen Fann, 
wenn folche fich ald unausführbar darftellt; ſ. zu 8. 709. dief, Zit. 

8.998. Haben Aeltern, Erzieher oder Erzieherinnen, oder Andere, 
deren Aufsicht junge Personen anvertrauet sind, sich einer solchen 
schändlichen Verkuppelung ihrer Kinder, Zöglinge, oder Untergebenen 
schuldig gemacht: so wird die Dauer der an sich verwirkten Zuchthaus- 
strafe gegen sie verdoppelt. 

1) Rescriptv. 14. Octbr. 1799., nebſt Gutachten ber Gefegeommiffion, betr, den Ber 
griff der Kuppelei und deren Beftrafung. 

Gutachten der Gefegfommiffion, 
Em. Majeftät haben uns, mittelſt Reſer. vom 31. Dechr. v. J. die hierbei zurück⸗ 


‚gehenden Acten, betreffend die Jurisdictionsſtreitigkeiten zwifchen dem biefigen Poli, 


zei- Direktorium und den Stadtgerichten, wegen Beftrafung der Winkelkuppler umd 
Kupplerinnen in den hiefigen Nejidenzen, zufertigen laffen, und dabei zu befehlen ge 
ruhet, unfer Gutachten darüber abzugeben: 
welche Grundfäge bei Beurtheilung und Beftrafung der Winkelkuppler anzuwen⸗ 
den fein würden ? 
Die Berfchiedenheit der Meinungen beider Gollegien ift daher entitanden, dat das 
Bordell: Reglement vom 2, Februar 1792, 8.19, und das A.L. R. 2. Theil 20, Tirel 
$.996, verjchiedene Strafen auf Kuppelei feßten. 
Das Bordell- Reglement verordnet: | 
Auf die Winkelkuppler und Kupplerinnen, bie ſich damit abgeben, Manns- und 
Tanensperfonen, bon welchem Stande fie fein mögen, in ihren Wohnungen 
elegenheit zur Unzucht zu machen, wird ſtrenge vigilirt werden, und die fich 
darauf betreten laſſen, ſollen nach Befinden mis dreimonatlicher Gefängniß- oder 
Zuchthausſtrafe belegt werden, 


$. 998, Bon fleifchlichen Verbrechen, 563 


Das A.L. R. hingegen fagt: 
Kuppler und Kupplerinnen, welche junge Leute oder auch verheurathete Perfonen 
zu Ausfchweifungen verführen, ihnen dazu Gelegenheit verfchaffen, oder fonft bes 
förderlih find, haben Zuchthaus oder andere Strafarbeit auf ſechs Monat bis 
zwei Fahre verwirft; haben fie aus dergleichen Kuppeleien ein Gewerbe gemacht, 
fo foll zwei: bis dreijährige Zuchthausſtrafe eintreten. 
Diefe Verſchiedenheit der Strafen hat das Stadigericht beftimmt, dafür zu halten, 
daft das Verbrechen der Kuppelei in dem Sinne des A. L. R., der Römifchen und 
Deutfhen peinlihen Gefege, nur an noch nnfchuldigen und unbefholtenen Perfonen 
begangen werden fünne; daß dagegen das Bordell: Reglement nur von Fiederlichen - 
Weibsperfonen, die ihre Unſchuld und Ehre ſchon verloren haben, rede. 

Allein wir finden feine Veranlaffung, dem einen und dem andern Gefege diefen 
beſchränkten Sinn beizulegen, 

Das A. L. R. verfteht, nad) feiner eignen Erklärung Thl. I. Tit. 20, $. 996, uns 
ter Kuppler und Kupplerinnen nicht nur diejenigen, welche junge Leute oder auch ver- 
beurathete Perfonen zur Unzucht mit andern verführen, jondern aud folde Menfchen, 
welche jungen oder auch verheuratheten Perfonen zu dergleichen Ausfchweifungen Ges 
legenheit verfchaffen und ihnen dazu beförderlich find. Nur in dem erften Sinne die: 
fes Wortes kann es bei der Kuppelei darauf ankommen: ob eine unfhuldige und un: 
beflectte Weibsperfon, oder eine ehrbare Frau zum unzüchtigen Umgange mit Manns: 
perfonen verleitet worden ift; allein in dem zweiten ift auch ſchon derjenige ein Kupp⸗ 
ler, welcher unerlaubte Berftändniffe zwiſchen Perſonen beiderlei Gefchlechts, ohne 
daß diefelben eben ganz unbefleckt und unfchuldig fein dürfen, dergeftalt begünftigt, 
daß er ihnen in feiner Wohnung Gelegenbeit verfchafft, oder fonft dazu beforderlich 
ift, unzüchtige Handlungen vorzunehmen. Nur muß die Weibsperfon Feine feile Dirne 
fein, die der Kuppler entweder felbit hält, oder im feiner Wohnung den Mannsper: 
fonen zur Unzucht zuführt; weil diefes, wie wir nachher zeigen werden, ſchon in Hu— 
renwirthſchaft übergeht, welche im A. L. R. von der Kuppelei unterfchieden wird; un— 
geachtet man, im gemeinen Leben, unter Kuppler auch Hurenwirthſchaft verfiehet, und 
alle Perfonen Kuppler und Kupplerinnen zu nennen pflegt, welche eine unerlaubte 
fleifhlihe Vermifhung zwiſchen Perſonen zweierlei Gefchlehts zu fliften fuchen. 

Adelungs grammatiſch-kritiſches Wörterbuch, Thl. 2. pag. 1843. 


Anders läßt ſich die oden angeführte Stelle des A. L. R., verglichen mit den da— 
rauf folgenden 


$$. 999 — 1006, 


welche von der eigentlihen Hurenmwirtbfchaft handeln, nicht erflären; und da diefe Er: 
Märung ſchon im Gefte liegt und von dem Gefeggeber ſelbſt gemacht worden; fo ift 
es nicht nöthig, auch nicht einmal thunlich, auf dasjenige zurüczugeben, was die Rö— 
mifchen Geſetze und die alten Criminal-Rechtslehrer unter dem Worte Lenocinium 
oder Kuppelei verſtanden haben; indem es bei der ganz neuen Geſetzgebung dem Ge— 
ſetzgeber frei ftand, hiervon abzugehen. Auch werden ſchon im Bordell» Reglement 
vom 2, Febr. 1792. $.19. unter Winkelkupplern Kuppler im zweiten Sinn des A.L.R. 
und’folde Perforen verftanden, die fid damit abgeben, Manns: und Frauensperfo- 
nen, von welchem Stande fie fein mögen, in ihren Wohnungen Gelegenheit zur Uns 
zucht zu machen. 

Die Worte: Manns: und Frauensperfonen, von welchem Stande fie fein mögen, 
zeigen deutlich. daß bier nicht von Zufammenkünften mit feilen Weibsperfonen und 
von Hurenwirtbfchaften, Tondern von eigentlichen Kupplergefhäften die Rede if. Auch 
wird dieſes durd) den $. 9. des Bordell-Reglements noch mehr beftätigt, wofelbit feſtgeſetzt 
if, daß ein Bordellwirth bei einjähriger Zuchthaus: oder Feltungsftrafe, Niemanden, 
von welchem Stande er fein möge, Gelegenheit geben folle, mit einer andern mitge— 
brachten Frauensperfon in feinem Haufe Unzucht zu treiben; und durchaus nicht geftarten 
darf, daß jemand eine Frauensperfon in fein Haus führe, und fich mit ihr abgefondert da— 
rinnen unterhalte, oder überhaupt mit andern als mit den von ihm felbit gehaltenen Lohn- 
huren fih abgebe, Hier wird offenbar dem Bordellwirth, der zur Hurenwirthſchaft berech⸗ 
tigt iit, Die davon ganz verfchiedene Kuppelei verboten. Ueberdem ift der im $.19. des Bor: 
dell: Reglements gebrauchte Ausdrud: Winkeltuppler, dem A.L.R., welches bloß von Kupp⸗ 
lern redet, fremd, und um deswillen unrichtig, weil er, vorauszufegen ſcheint: daß es 
auch öffentliche in dem Staat geduldete Kuppler gebe, deren jedod) in keinem Gefeh 
Erwähnung gefchieht; vielmehr kenut das A. L. R. nur öffentlihe Hurenwirthe ur. 
Hurenwirthinnen, d. i. folhe Perfonen, die unter der Aufſicht der Polizei ein Haus 
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halten, worinnen Weibsperfonen, die mit ihrem Körper ein Gewerbe treiben und 
einem jeden zum unzüchtigen Gebrauch feil ftehen, anzutreffen find. 
A.L. R. Thl. II. Tit. 20. 8. 999 — 1008. | 


Diefen öffentlichen Hurenwirthſchaften fiehen die geheimen oder Winkelhurenwirthfchaf: 
ten zur Seite, in welchen ebenfalls für feile Dirnen zur Befriedigung der dabin kom— 
menden Mannsperfonen geforgt wird, die aber von der Polizei nicht begünſtigt, fon: 
dern verboten find, von welchen es in dem A. L. R. J c. $. 1001, heißt: 

daß Niemand bei ein bis zweijähriger Zuchthausſtrafe fich unterfangen folle, eine 

ie Hurenwirthſchaft, ohne ausdrüdlihe Zulaffung der Polizei: Obrigkeit, 

anzulegen; 
amd es fcheint uns hierbei darauf nicht anzufommen: ob hier nur eine oder mehrere 
feile Weibsperfonen zum unzüchtigen Gebrauch gehegt werden, vielmehr halten wir 
dafür, daß aud derjenige, welcher nur mit einer feilen Dirne Mannsperfonen, die 
in unzüchtigen Abfichren zu ihm kommen, zur Erreihung diefer Abficht beforderlich it, 
nicht mehr für einen eigentlichen Kuppler, fondern für einen unbefugten Hurenwirth 
angefehen, und als ein folder beitraft werden müſſe. 

Hiernah find wir der Meinung: daf in ber VBorfchrift des A. L. R. Thl. II. Tit. 20, 
$. 996. unter einem Kuppler nicht nur derjenige, welcher unfchuldige junge Leute oder 
dergleichen verheurathete Perſonen zur Unzucht mit andern verleiter, fondern (in 
welchem Sinne das Bordell: Reglement vom 2. Febr. 1792. $. 19. das Wort Kupp 
ler nimmt) auc ein folder darunter zu verftehen fei, welcher unerlaubte Verſtändniſſe 
zwifchen Perfonen beiderlei Geſchlechts, ohne daß diefelben eben ganz unſchuldig fein 
dürfen, dergeftalt begünftigt, da er ihnen im feiner Wohnung Gelegenheit verfchafft, 
oder fonft dazu behulflih iſt, unzüchtige Handlungen vorzunehmen. Nur muß die 
Weibsperfon feine feile Dirne fein, die der Kuppler entweder felbit hält, oder in 
feiner Wohnung den Mannsperfonen zuführt; weil diefes alsdann fhon in verbotene 
Hurenwirtbfchaft übergeht, welche das A.L. R. von der Kuppelei unterfcheider, und 
8.1001. mit befondern Strafen belegt. | 

Was hiernächft die auf die Kuppelei in dem A. L. R. beftimmte Strafe, von ſechs— 
monatlicher bis zmeijähriger Zuchthaus: oder anderer Strafarbeit, betrifft; fo finden 
wir diefelbe gar nicht zu hart. Denn wenn wir aud nicht annehmen fonnen, das 
die Kuppelei, wobei, nad unferer Ausführung, Feine für Geld feile Dirnen im Spiel 
find, der Gefundheit eben fo gefährlich und noch gefährlicher fei, als eine Winkel: 
hurenwirthſchaft; fo ift fie doch der Moralität in fo fern nachtheiliger, als infonder: 
beit Frauensperfonen, die das Schaamgefühl zurüdhält, ſich zu gemeinen Huren 
herabzufegen, dadurd Gelegenheit erhalten, im Verborgenen Unzucht zu treiben. Uebri- 
gens giebt die Abitufung der Strafen, von 6 Monaten bis zu 2 Tahren, dem Ric: 
ter Gelegenheit, auch die Verführung einer unfchuldigen Frauensperfon nah Verdienſt 
zu beftrafen, und fie mit der härteſten gefeglihen Strafe zu chnden. Iſt eine um: 
fchuldige Weibsperfon fogar zum feilen Hurenleben verleitet worden; fo iſt der Ber: 
führer, der fie zu dem Ende in fein Haus gelodt bat, als ein hämlicher Hurenwirth 
nr und nad der Analogie des $. 1005. mit einer noch härtern Strafe zu 

elegen. 

Was die einzelnen Anfragen des Stadtgerichts betrifft, fo halten wir es 

ad a. und b. nicht für ftrafbar, wenn ein Hurenwirth geftattet, daß jemand, mel 
her feiner Aufficht nicht anvertraut und großjährig iſt, fich eine bei der Polizei 
eingefchriebene öffentlihe Hure fommen läßt. 

ad c. und d. wird es im einzelnen Fällen dem Richter an gefeslihen Motiven nicht 

fehlen, fi darüber zu entfchliegen, in wie fern fich jemand dadurch ftraffällig 
macht, daß er einer Frauensperfon, auf ihre Anfrage oder unbefragt ein Huren: 
haus anweifet. Gin vechtliher Menfh wird fich mit dergleihben Rath und An- 
weifung nicht abgeben. Gewöhnlich ift ein verſtecktes Anwerben für dergleichen 
Häuſer im Spiel, und darüber beftimmt das A. L. R. a. a. O. $. 1005. das Gr: 
forderlihe. Sonſt wird nur derjenige, welcher zu einem Berbrechen beftimmten 
Rath und Anleitung giebt, geſtraft. 

A.L. R. 2. Thl. 20. Tit. 8. 76. 


Da nun die Geſetze die Weibsperſonen ſelbſt, welche von der Hurerei ein Gewerbe 
machen, wenn ſie nur die geſetzlichen Vorſchriften befolgen, nicht ſtrafen; ſo wird auch 
der Rathgeber, wenn nicht eine beſondere Qualität, als die des Borgefegten u. f. w., 
ihn deshalb verautwortlich macht, nicht geftraft werden könne, 

Berlin, den 16, Auguſi 1799. 
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Friedrih Wilhelm, König ꝛc. ꝛc. Unfern ꝛc. Durd die zwifchen Euch und den 
iefigen Stadtgerichten zeitber obgemalteren Streitigkeiten, wegen Beitrafung der Win- 
elfuppler und heimlichen Hurenwirshe, haben Wir Uns veranlaft gefunden, von der 

Gefescommiffion ein Gutachten zu erfordern. Wir laffen Euch ſolches abſchriftlich 
mit der Nachricht zufertigen: 
daf dato die Stadigerichte angemwiefen worden, in Zukunft fowohl gegen die 
Kuppler, als auch gegen die heimlichen Hurenmwirthe die Unterfuhung zu über: 
nehmen 2c. Berlin, den 14. Detbr. 1799, 
Amelangs Arhiv B.3. ©. 255. u. S. 434. und Stengeld Beitr. B.9. ©. 269, 


2) Bescript v. 31. Jan. 1809;, betr, die Beftrafung ber Eltern, welche ihre Kinder 
unbefanuten berumziehenden Berfonen überlaffen. 

Es ift aus dem, auf Veranlaffung der Anfrage des Stabtgerichts zu Mi: 
ob die verwirtwer gewefene A., jegt verehelichte K., deshalb, weil fie angeblich 
ihre minderjährige Tochter einer ihr unbefannten, herumziehenden Zitterfpielerin 
zur Erziehung übergeben habe, zur Unterfuchung zu ziehen fei? 

unterm 9. Septbr. v. J. von Euch erftatteren Bericht erfehen worden, wie Ihr der 
Meinung feid, daß die bisherigen Gefege im dieſer Rückſicht eine Lücke enthalten, auf 
deren Ausfüllung bei der neuen Griminalgefeggebung Bedaht zu nehmen fein dürfte, 
Wir eroffnen Euch darauf, daß zwar die Strafbarkeit einer Mutter, welche ihr 
Kind unbekannten zunen Perfonen überläßt, fih fhon aus dem A. L. N, 
Thl. 11. Tit. 20. $$. 6. und 10, und Tit. 17. $$. 129. und 139. feftgefegten Begriffen 
und Grundfägen ergiebt, indem es eine Verlegung des rechtlihen Zuftandes des Kins 
des ift, wenn diefes der obervormundfchaftlichen Fürforge des Staats entzogen, dem 
moralijchen und phyſiſchen Berderben Preis gegeben, auf Zeitlebens unglüdlic gemacht 
und durh Berdunfelung feines Zufitandes um feine Yamilienrechte gebracht wird, 
Auc habt Ihr fhon aus der Edict-Sanıml. von 1798. p. 1895 erfehen konnen, was 
in einem ähnlichen Falle durd das Nefeript vom 18. April 1796, (f. zu $. 969. dief, 
Fit.) Part worden, Meiitentheils wird aud im folhen Fällen der $. 998. Tit. 20, 
Thl. II. des UL. R. zur Anwendung kommen. Gbenfo ift die ————— 
deren Gutachten hierüber erfordert worden iſt, der Meinung geweſen, daß eine ſolche 
That auch ſchon nach den bisherigen Geſetzen ſtraſbar ſei. Es hat dieſelbe indeß für 
die Zukunft prenge nt in Vorſchlag gebradht, von denen bei den neuen Erimis« 
nalgefegen wird Gebrauch gemacht werden, ꝛc. Gen. Act. des Juſtizm. 
Gemeine Hurerei. 

8.999. Liederliche Weibespersonen, welche mit ihrem Körper ein 
Gewerbe treiben wollen, müssen sich in die unter der Aufsicht des 
Staats geduldeten Hurenhäuser begeben. 


1) Bordell - Beglement für Berlin, v. 2. Febr, 1792, 

Es ift in Erfahrung gebracht, daß junge einfältige Mädchen, befonders aus 
Meinen Städten, unter argliftigen Worfpiegelungen, fie in vortbeilbafte Dienfte 
unterzubringen, nach Berlin gelodt, bier aber, ohne es zu wiffen, in Bordells 
gebracht, und wider ihren anfänglichen Vorfag zum feilen Hurenleben, alfo zu 
ihrem Verderben verleitet werden. 

Gleichergeſtalt ift bemerkt worden, daß die feilen Dirnen, nachdem fie felbft 
angeftedt find, fih fo lange, als es der Zuftand ihrer veneriichen Krankheit nur 
immer zuläßt, Preis zu geben fortfahren, und biedurch die weiteren Anftedungen 
außerordentlich vermebret und ausgebreitet werden. 

Solchen fhändlichen Verführungen und den böchft verderblichen Folgen aus 
der überhand nebmenden Mittheilung des venerifchen Uebels nachdrücklichſt zu 
begeonen, werden nachſtehende Vorſchriften zur Wiſſenſchaft und genaueften 
Beobachtung der Hurenwirtbichaften und der Weibsperfonen, die aus der Um 
zucht für Lohn ihr Gewerbe machen, biedurd gegeben und feftgefeßt. | 

1. Darf niemand ein Bordell anlegen und für Lohn Hurerei treibende Dir 
nen halten, ohne fich vorher dazu bei dem Polizeidirectorio gemeldet und’ fchrift- 
libe Erlaubniß erhalten zu haben. Mer dawider handelt, foll, nebft gänzlicher 
un folder feiner Wirthſchaft, mit ein» bis zweijähriger Zuchthausftrafe 

egt werben. 
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2. Jeder Bordellwirth muß, ehe er eine Dirme zu feinem Gewerbe auf: 
und annimmt, diejelbe dem Polizeidirectorio geftellen, und nicht eher und anders 
mit ihr darüber einen Vertrag machen, als bis das Polizeidirectorium ihm die 
fohriftlihe Erlaubniß dazu ertheilet haben wird, da denn zugleicd die Bedingun: 
gen, auf welche der Hurenwirth und eine ſolche Perſon fich vereinigen, bei der 
Polizei regiftriret werden müſſen, und jedem Theil eine Abfchrift davon zu er: 
tbeilen ift, wofür überhaupt acht Grofchen an Gebühren zu erlegen find. Die 
fon vorhandenen Bordellwirthe aber, welchen das Polizeidirectorium fernerbin 
die Duldung zugefteben wird, müflen, auf bdeffelben Befehl, auch die jegt ſchon 
bei fi habenden Lohnburen anzeigen, diefelben auf Erfordern zu folder Ge 
nehmigung geftellen, und es müſſen die Bedingungen unter ihnen gleichfalls auf 
die vorgedachte Art fchriftlich verfaſſet werden. un ein folder Wirth diefes 
unterläße, und er überführer wird, eine Weibsperſon ohne Meldung, zum feilen 
Gebrauch 48 Stunden bei fi gehabt zu haben, foll er in funfzig Thaler Gelb: 
ftrafe genommen, dafern er aber zum drittenmal dawider handelt, außer der ge: 
dachten Geldftrafe fein Gewerbe ihm nicht weiter verftatter, fondern folches 
aufgehoben werden, 

Auch fol es ihm zu Feiner Entfhuldigung gereichen, daß er die nicht ge 
meldete nicht zum Hurengemwerbe, fondern als eine Freundin aufgenommen, als 
Dienftmagd gemiethet, oder was es fonft für Ausflüchte fein möchten, indem er 
jede Frauensperfon ohne Unterfchied, die er bei ſich aufnimmt, fofort anzuzeigen 
gehalten ift, und dieſe Unterlaſſung gegen ihn für einen Beweis der Contra: 
vention geachtet werden fol. Bei gleiher Strafe muß die unverzügliche Mel. 
ra wenn eine feile Dirne aus einem andern Bordell fich zu 

m begiebt. 


3. Unmündige Weibsperfonen, die nice fchon vor Publication diefer Ver— 
ordnung in einem Bordell bekanntlich oder ermeislih Lohnhurerei getrieben 
haben, foll ein Bordellwirth überhaupt nicht annehmen, foldyes auch, wenn er 
fie dem Polizeidirectorio geftellet, nicht verftattet werden. Thut er ed aber den: 
noch, entweder ohne vorher fie dem Wolizeidirectorio zu melden, oder gegen 
deffen Verbot; fo foll er alsdann mit zweijähriger Feltungsarbeit beftraft 
werden. 

4. Der Austritt aus dem Hurenhaufe darf Feiner darin bisher befindlich 
geweienen Weibsperſon, die ihre Lebensart ändern und fich auf eine ebrbare 
Weiſe nähren will, verſchränkt oder erfchweret werden. Selbft wegen gegebener 
Vorſchüſſe oder fonft gemachter Schulden darf der Wirth eine folche Perſon, 
bei Berluft der Forderung, wider ihren Willen nicht zurüdhalten, und die Po: 
Itzei ift verbunden, einer folden Perſon, die das Hurenleben, und in diefer 
Abſicht das Bordell verlaffen will, zur Ausführung diefes Vorſatzes gegen alle 
Hinderungen, unverzüglichen wirkſamen Beiftand zu leiften. 

Wenn aber eine ſolche Weibsperſon nur in ein anderes Bordell übergehen 
will; fo kann foldhes, ohne die Einwilligung ihres bisherigen Wirths, nicht 
eher als nad) drei Monaten gefchehen, es wäre denn, daß fie durch ungebühr: 
lich harte Begegnung ihres Wirths oder andere, nach dem Befinden der Polizei, 
erhebliche und gegründete Urſachen dazu veranlaßt würde, 

Einer Hure, die das Bordell verlaffen will, um auf ihre eigene Hand Lohn: 
burerei fortzufegen, fol diefes gar nicht geftattet werden; und wenn eine folche 
Perſon, die unter dem Vorwand einer zu ergreifenden ehrbaren Lebensart das 
Bordell verlaffen bat, darauf betroffen wird, daß fie auf ihre eigene Hand 
Lohnhurerei treibt; fo fol fie fhon um deswillen vierwüchentliche Zuchthaus: 
firafe mie Willkommen und Abfchied leiden. 

Weil auch in Erfahrung gebracht worden, daß viele Hurenmirthe, die ihre 
Dirnen mit unbilliger Härte begegnen, diefelben zugleich in fo ftrenger Aufficht 
halten, daß fie ihre Beſchwerden darüber nicht an die behörige Obrigkeit gelan- 
gen laſſen können; fo fol vom KPolizeidirectorio von Zeit zu Zeit ex officio 
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und ohne Beiſein der Hurenwirthe Erkundigung angeftellee werden, ob bie 
Dirnen gegründete Beichwerden gegen ihre Wirthe vorzubringen haben. 
- 5. Den Lohnhuren in den Bordells wird ernftlich unterfagt, auf der Straße, 
vor dem Haufe und in den Fenftern durch Gebehrden, Zeichen und Winke die 
Vorübergehenden anuloden und einzuladen, und die Hurenwirthe müflen ſolches 
an denfelben nicht dulden. Durch die Polizeibedienten wird darauf fleifig Acht 
gegeben werden, und diejenige, die dawider handelt, dag. erftemal- mit dreitägi- 
em, bei Widerholungen aber mit achttägigem und längerm Gefängniß halb 
ei Waſſer und Brod geftraft werden. Auch foll ihr Wirth, der ſolches nach⸗ 
gefeben, oder gar veranlaßt zu haben überführet wird, doppelte Strafe leiden. 


6. In den Bordells follen die Wirthe denen, die folche befuchen, weder Wein, 
Brandwein, Liqueurs, Punſch oder andere ftarke Geträufe, noch Efien, fondern 
bloß Thee, Caffee, Chocolade, Bier und dergleichen nicht erhigende und berau— 
ſchende Erfriihungen reihen, auch nicht verftatten, daß. arte Getränke und 
Speifen von den Hinkommenden mitgebracht, oder dahin beftelet und daſelbſt 
genoffen werden. z ) 6 

Für jede Gontravention hat der Wirth fünf Thaler Geld» oder achttägige 
Gefängniß«, bei Wiederholungen aber gefchärfte Strafen, und wenn ſolche nicht 
helfen, zugleich die gänzliche Aufhebung feiner Wirthichaft zu erwarten. 

Auch foll kein Hurenwirch fpäter als länaftens bis 12 Uhr in der Nacht 
einen Gaft bei ſich dulden, oder nach Mitternacht. einen oder: mehrere einlafjen 
und aufnehmen. Wer dawider handelt, fell zum erftenmal zehen Thaler, und 
im Wiederholungsfall doppelt fo viel Strafe erlegen, zum drittenmal aber über: 
dies feine Nahrung aufgehoben werden. Ä 


7. Sind in einem folhen Haufe Diebftähle, Schlägereien oder andere Ver: 
brechen vorgefallen; fo ift der Wirth dem Beſchädigten, der auf andere Weiſe 
zu feiner Scyadloshaltung nicht gelangen kann, dafür allemal verhaftet. 


Auch iſt derfelbe der Theilnehmung an dem Verbrechen felbft fo lange ver 
dächtig, als das Gegentheil nicht ausgemittelt werden kann, und wenn gefun— 
den wird, daß er zur Verhütung folder Verbrechen nicht alle mögliche Mittel 
und Sorgfalt angewendet hat; fo foll er, nach Verhältniß der begangenen Fahr: 
läffigkeit, mit Geld» oder Leibesftrafe belegt werden. 


8. Iſt eine unfchuldige MWeibsperfon dur Lift oder Gewalt in ein Bordell 
gebracht worden; fo bat ſowohl der Wirth, als der oder diejenigen, die an 
ſolchem ſchändlichen Verbrechen Theil genommen baben, öffentliche Ausftellung 
und vier» bis zehnjährige Zuchthausftrafe nebft Willtommen und Abſchied ver: 
wirft. Weberdies fol dem Wirth feine Nahrung genommen werden, auch dem 
felben zu feiner Entfhuldigung gereichen, daß er die argliftige Verführung oder 
gebrauchte Gewalt weder gewußt noch genebmiget habe, indem er feine Weibs— 
perfon bei fi aufnehmen muß, ohne vorher dem Solizeidirectorio davon Ans 
jeige getban und von demfelben, nad ÜUnterfuchung aller Umſtände, dazu die 
Grlaubniß erhalten zu haben. , Ä 

9. Gleichergeftalt muß ein Bordellwirth, bei einjähriger Zuchthaus. oder 
Feftungsftrafe, niemandem, von welchem Stande er fein möge, Gelegenheit geben, 
mit einer andern mitgebrachten Frauensperſon in feinem Haufe Anzucht zu treiben, 
und durchaus nicht geftatten, daß jemand eine Frauensperfon in fein Haus führe 
und ſich darin mit ihr abgefondert unterhalte, oder überhaupt mit andern als den 
von ihm felbit gehaltenen Lohnhuren ſich abgebe. Wie er denn fchlechterdings, nach 
dem $. 2., feine Weibsperfon als Dienftmädchen, oder unter welchem andern Bor: 
wande es fein möge, unter feine Hausgenoffen,, obne vorgängige Meldung bei der 
Polizei und derfelben Genehmigung, aufnehmen und halten muß. 

10, Um den häufigen Anftedungen der Lohnhuren, und, wenn ſolche erfolgen, 
fowobl der ärgern Zunahme des venerifchen Uebels an ihnen felbft, als der durch 
fie entſtehenden Mittheilung deffelben an die ihnen Beiwohnenden, und der weitern 


# 
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Berbreitung von diefen unter‘ viele Unſchuldige zu begegnen, mithin diefe höchſt ver: 
derblihe Seuche nicht nur in ibrem überhandnehmenden Fortgange zu hemmen, 
fondern aud fo viel immer möglich ganz ausyurotten, find die Bordellwirthe und 
die von ihnen gebaltenen Huren fchuldig, die aufmerkiamfte Vorfichtigkeit, zu ihrem 
— Vortheil und zur Vermeidung eignen Unglücks und harter Strafen, anzu. 
wenden, 

Zu dem Ende follen - 

1) die Hurenwirthe den dazu in jebem Revier beftellten Wunbärzten, fo oft die 
felben eine Bifitation der Huren bei ihnen vorzunehmen gut finden werden, fie 
nicht verhehlen, und jede Hure foll fich diefer Vifitation unterwerfen. 

2) Wird jedem Bordellwirth zu feiner und der von ibm gehaltenen Lohnhuren 
Wiſſenſchaft eine von der fachverftändigen Behörde abgefafte gedrudte Anweiſung, 
an welchen Zeichen und Empfindungen eine gefchehene Anftedung und der Anfang 
einer veneritchen Krankheit zn erkennen fet, gegeben, und von dem für das Revier 
beftellten Wundarzt ihnen deutlich erfläret werden, um darnady ſowohl felbft ihren 
Zuftand beurtbeilen zu können, als auch ibm bei ihrer Bifitation ſolchen zu eröffnen, 
und ihn dadurd zur Vermuthung oder Entdedung eines bei ihnen entftandenen 
venerifchen Uebels defto mehr in den Stand zu fegen. 

3) Gleichergeftalt follen fie durch ſolche Anweiſung von den Merkzeichen, woran 
fie bei einer ihrer begehrenden Manneperfon ein venerifches Hebel argwohnen oder 
gewiß erkennen können, belehrt werden, um fich der fleifchlichen Vermiſchung mit 
derfelben zu enthalten. 

11. Berfpürt nun eine Hure an fi, daß fie angeftedt it; fo muß fie nieman⸗ 
den mehr zum Beiſchlaf zulaffen, fondern fofort ſowohl ihrem Wirth als dem 
Wundarjt des Reviers folches anzeigen, worauf unverzüglich für ihre Heilung ge 
forgt werden foll. Unterläßt fie diefes: fo foll fie nach ihrer völligen Heilung das 
erftemal mit breimonatlicher Gefängniß», im Wiederbkolungsfall aber mit ſechſsmo— 
natlicher Zuchthausſtrafe nebt Willkommen und Abichied beftraft werden, 

Hat bdiefelbe durch Verſchweigung ihrer venerifchen Krankheit zur meitern 
Verbreitung diefe® Uebels Anlaß gegeben; fo foll fie felbit das erftemal mit Zucht: 
bausftrafe auf ſechs Monate bis ein Jahr nebit Willlommen und Abfchied belegt 
werben. = 

Auch fol der Borbdellwirtb, wenn er den inficirten Zuftand folcher Hure ge 
wußt, und fie in demfelben an der Fortfegung ihres Gewerbes nicht gehindert, oder 
gar dazu angehalten bat, mit gleicher Strafe belegt werden, und überdies bie 
Seilungs: und DVerpflegungskoften der von folder Hure angeftedten Mannsper— 
— wenn fie es verlangen, oder ſolche Koſten nicht ſelbſt bezahlen können, ers 

atten. 

Zu bieſer Erſtattung ſoll ein Bordellwirth ſelbſt in dem Fall angehalten wer: 
den, wenn er den inficirten Zuftand einer bei fich gehaltenen Hure nicht gewußt 
bat, weil folche Verbindlichkeit als eine mit dem ibm zugelaſſenen Gewerbe um des 
allgemeinen Beften willen verfnüpfte Laft und Gefahr geachtet werden fol, 


12. Kann dahingegen eine Hure jemanden überführen, daß er fie durch feinen 
Beiichlaf mit ihr inficiret habe; fo foll derfelbe, auf ihre und des Bordellwirths 
Anzeige und Klage, nicht nur die Unterhaltungs» und Heilungskoften tragen, und 
zwar fo lange, als, nach dem Ermeſſen der Charite: Behörde, die Hure bis zu ihrer 
völligen Genefung in der Charite bleiben muß, fondern auch mit funfzig Thaler 
Geld: oder dreimonatlicher Zuchtbausftrafe belegt werben. 

13. Wenn eine Hure ihre venerifche Krankheit, ehe ſolche entdedt oder von ihr 
angegeben worden, in folchem Grade zunehmen laffen, daß, nah Erkenntniß von 
Sachverſtändigen, fie folche fhon eine Zeitlang gewußt haben könne und müſſe; 
fo fol, dafern fie auch nicht zu überführen fein möchte, jemand wirklich angeftedt 
zu haben, dennoch diefelbe dafür angefehen und fo beftraft werden, als wenn fie ihr 
Hebel andern mitgetheilt hätte, 
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14. Da bisher die venerifchen Krankheiten der Lohnhuren darum verfchmwiegen 
worden, und biefelben fi damit unerfahrnen Leuten heimlich anvertrauet haben, 
weil die Bordellwirtbe die ihnen fchwer fallenden Kur: und Verpflegungskoiten in 
der Charite für die dahin gebrachten bezahlen müſſen; fo ift, um diefes Hinder: 
niß aus dem Wege zu räumen, die Einrichtung zu einer Heilungskaſſe für dieſelben 
gemacht, vermöge welcher die Wirthe und ihre Lohnhuren, wenn diefe in das Un— 
glück der Anftefung gerathen, von den gedachten oft ihr Vermögen erichöpfenden 
Koften befreiet, und vor einer lebenswierigen, aus dem Wachsthum folcher böfen 
Krankheit erfolgenden, Zerrüttung ihres Körpers und ihrer Gefundbeit bewahret 
werden. Zu biefer Kaffe foll 

1) jider Bordellwirch monatlich für jede Lohnhure, die er hält, ſechs Grofchen, 
und zwar allezeit auf den folgenden Monat vier Tage vor deſſen Anfange, gegen 
eine ihm zu ertbeilende, den Namen und Geburtsort derjenigen, für welche diefe 
Zahlung geichiebt, entbaltende Quittung erlegen, und es bleibt ibm überlaffen, bei 
dein nad dem $.2. mit jeder Lohnhure von der Polizei fchrifrlich abjufaffenden 
Vertrage, auf diefe von ihm wegen derfelben monatlich zu leiftende Abgabe mit 
Rückſicht zu nehmen. 

Doch foll ein Bordellwirtb, welcher die von der Lohnhure nach dem gefchloffenen 
Contract ihm zu reftituirenden Beiträge längere Zeit ald einen Monat bat auf: 
ſchwellen loffen, au aus diefem Grunde nicht berechtigt fein, eine foldhe Perſon, 
wenn fie ihre Lebensart ändern und fih auf eine ehrbare Art nähren will, davon, 
ber Vorfchrift des $. 4. zumider, zurüd zu balten. 

2) Wenn eine Lohnhure aus einem Bordell in ein anderes übergeht, ohne daß 
ihrentwegen in dem Monat foldyer ihrer Weränderung die ſechs Groſchen erlegt 
find, fo muß der Bordellwireh, zu welchem fie ſich hinbegeben, die Abgabe diefes 
Monats mit ſechs Groſchen, und weiterhin vier Zage vor dem nächft eintretenden 
Monat, für fie bezahlen, womit eine Lohnhure um fo weniger überfehen werden 
fann und muß, da eine jede, wenn fle ihren Aufenthalt aus einem Bordell verän— 
dert, ie und wohin fie ſich begiebt, fofort Polizeicommiffario des Reviere anzu: 
melden bat. 

3) Die monatlihe Zahlung dieſes Beitraged gefchieht an den dazu beftellten 
Wundarzt des Nevierd, welcher den vierten Tag nah Eintritt des neuen Monats 
die ganze Einnahme aus feinem Revier an den Rendanten der Heilungskaffe, gegen 
eine ihm darüber unter feinem einzureichenden Werzeichniß auszuftellende Quittung, 
abliefern muß, wobei zugleich der Rendant diefes Verzeichniß mit demjenigen , wel: 
ches über alle Bordellwirthe und Lohnhuren eines jeden Reviers vollftändig und 
genau gehalten werden, und zur Gontrolle der Heilungsgelder: Einnahme dienen 
muß, zu vergleichen, und fich zu überzeugen bat, ob nicht eine oder die andere über: 
fehen worden, um für diefelbe den ausgebliebenen Beitrag einzutreiben. 


15. Ueber diefe Heilungskaſſe wird ordentliche genaue Rechnung gehalten, und 
aus derfelben foll jede inficirte Lohnhure fofort in die Charite, ohne einige weitere 
ihr oder ihrem Wirthe abzufordernde Koften aufgenommen, gründlich curiret, bis 
dahin ordentlich vernflegt, und nach ihrer völligen Herſtellung, ohne fie, wie bisher 
geiheben, auf einige Monate zur Strafe ind Arbeitshaus zu bringen, entlaffen 
werden ; daber eine jede, fobald fie eine Anſteckung an ſich merkt, ehe das Uebel 
nod) ärger wird und fie ſich der $. 13. verordneten Strafe ausfept, um fo weniger 
Urſache bat, die Anzeige an den Wundarzt des Reviers und ihre unverzügliche Un« 
terbringung in der Charite zurüd zu halten, auch weil dafelbft die Aerzte vorzügliche 
Erfahrung in der Cur diefer Krankheit haben, die Lohnhuren weder den Wundarzt 
ded Reviere, noch fonft einem andern fich zur Heilung anvertrauen, fondern folcye 
allein in der Charite fuchen und erhalten ſollen. 

16, In den vorzüglich bewohnten und frequentirten Straßen und Plätzen der 
Stadt follen Beine Bordells geduldet, fondern ſolche nur in einer ziemlichen, doch 
folhen Entfernung von denfelben,, daß die Polizei fie ohne Schwierigkeit beobach— 
ten und den darin vorfallenden Unordnungen mit geböriger Schnelligkeit fteuren 
Tönne, und in geringen Straßen und Gaffen nachgegeben werden. 
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17. Was in den vorftehenden Artikeln den Bordellwirthen vorgefchrieben und 
befoblen ift, haben auch die Hurenwirtbinnen, welden vom Polijeidirectorio Zobn: 
ren zu halten nachgelaffen wird, bei gleichen Strafen zu beobachten und zu 

olgen. 

18. Einzelne auf ihre eigene Hand zur Anzucht mit mebrern fi feil haltende 
Frauensperfonen müffen fi gleichfalls beim Volizeidirectorio zu ihrer Aufzeichnung 
melden, eben fo wie die Lohnhuren in den Bordelle, ihre Viſitation durdh den 
Wundarzt des Neviers, in welchem fie wohnen, unweigerlich leiden, monatlid 
fehs Grofhen zur Heilungskaſſe erlegen, und find überhaupt allen den Bor: 
ſchriften, die obftehendermaßen den Bordellwirthichaften und Lohnhuren in deniel 
ben gegeben worden, fo wie, wenn fie dawider handeln, allen darauf gefegten Stra 
fen unterworfen. 

Sie werden daher ernftlich verwarnet, ſich in der Einbildung, daß fie unentdedt 
bleiben oder nicht zu überführen fein werden, der Anzeige ihres Gewerbes bei dem 
Holizeidirectorio nicht zu entziehen, indem ihren Handlungen unabläffig nadhgefpü: 
et und alles angewendet werden wird, die Beweiſe davon zu erhalten, da fie dann 
die Strafe derer, die ohne gegebene Erlaubniß Bordellwirthfchaft unternehmen, zu 
erwarten haben werben. 

19. Auf die Winkelkuppler und Kupplerinnen, die fidh damit abgeben, Mannd 
und Fraueneperfonen, von welchem Stande fie fein mögen, in ihren Wohnungen 
Gelegenheit zur Unzucht zu machen, wird ftrenge vigiliret werden, und die fich daranf 
betreten laffen, follen nad Befinden mit dreimonatlicher Gefängniß⸗ oder Zudt: 
bausftrafe belegt werden. 

20. Die im Finftern auf den Strafen herumwankenden Gaffenburen follen 
durchaus nicht geduldet, fondern, wo fie ſich betreffen laffen, aufgegriffen, und nad 
ihrer Heilung, wenn fie mit einer venerifchen Krankheit behaftet find, auf ſechs bis 
zwölf Monate ind Zuchthaus gebracht werden. 

21. Wer die feftgefepten Geldftrafen nicht erlegen kann, foll verhältnißmäßig 
am Leibe geftraft werden. 

22. Bon den eintommenden Geldftrafen, fo wie in den Fällen, wenn, dem Br 
finden nach, Leibes⸗ in Geldftrafen verwandelt werden, follen die Denuncianten die 
Hälfte erhalten, auch die übrigen Geldftrafen bloß zur Belohnung derer, die Con 
traventionen gegen diefe Verordnung eutdeden und anzeigen, angewendet und dazu 
aufgefammelt und berechnet werden. 

23. In den Fällen des $. 3., 7. und 8. fomweit dabei mit den Gontraventionen 
gegen die Verordnung zugleich ein Verbrechen gegen andere Strafgefege concurriret, 
fol das Griminal:Departement des Stadtgerichts cognofeiren, und die Remedia 
geben von demſelben an die Griminal: Deputation des Cammergerichts. 

Wenn bingegen wider die übrigen Verbote diefer Verordnung contravenirt 
wird; fo foll in Fällen, wo Geld: oder eine nicht über fehs Monate gebende Zudt: 
bausftrafe feftgefegt ift, das Polizeidirectorium, in fchwereren Straffällen aber 
gleichfalls das Griminal: Departement des Stadtgerichts, in der erften Inftan; 
erkennen, der Zug der Remediorum aber fo, wie in andern biefigen Polizeifachen, 
an das Generaldirectorium gehen. 

24. Damit niemand, der von Rohnhurerei, es fei ald Wirth oder als Dirne, 
Gewerbe macht, fih mit der Unwiſſenheit der in diefer Verordnung gegebenen Bor: 
ichriften und Befehle entichuldigen könne; fo foll einem jeden und einer jeden der: 
jelben bei ihrer Gingeihnung ein Gremplar davon, wofür ſechs Grofhen zum Be 


lohnungsfond für die Denuncianten erleat werden müfjen, zugeftellet werden. 
N. C. C. T. IX. No. 8. de 1792. ©. 765. 


2) a) Bescript. 11. Rovbr. 1799,, nebft Gutachten der Gefegcommiffion, betr. die 
Beftrafung der Winfelhurerei in Berlin. 
Butachten der Gefegfommiffion. 
In dem hierbei zurückkommenden Berichte vom 10, Septbr. v. 3. hat das biefigt 
Stadigericht verfciedene Bedenken vorgerragen, welche die Strafen betreffen, die das 
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A. L. R. Thl. N, Tit. 20. $. 1023. u. f. auf die Winfelhurerei verordnet hat, und Em. 
Königl. Majeftät hat es gefallen, uns dur das Nefeript vom 31. Decbr. v. I. auf- 
zugeben, unfer Gutachten darüber zu erfiatten: 
ob es megen der darin zu 1. bis 4. vorgetragenen Bedenken annoch einer 
— Declaration des A.L. R. bedürfe, und wohin ſolche zu richten fein 
werde? 
Wir bemerken demnach: - 
ad. 1. das gedachte Geſetzbuch disponirt Thl. II. Tit. 20. $. 999.: „Liederliche 
Weibsperfonen, welche mit ihrem Körper ein Gewerbe treiben wollen, müſſen 
fih in die unter der Aufſicht des Staats gebuldeten Hurenhäufer begeben; 
und ferner 
$. 1023,: 


„Weibsperjonen, die von der Hurerei ein Gewerbe machen, ohne fih aus— 
drücklich unter die befondere Aufficht der Polizei zu begeben, follen aufgegriffen 
und zu dreimonatlicher Zuchthausarbeit verurtheilt werden.” 


Die Stadtgerichte find hierbei zweifelhaft, was unter dem Ausdrud: 
„ein Gewerbe machen“ 

zu verfichen fey, und ob dahin auch ſolche Weibsperfonen zu rechnen, die ſich 

zwar zu jeder Zeit mehreren Mannsperfonen preis geven, jedoch ohne dafür 

Bezahlung anzunehmen. 
Wenn in den angeführten Stellen des A. L. R. von liederlichen Weibsperfonen, die 
mit ihrem Körper ein Gewerbe treiben, die Rede üft, und ihrentwegen gefeglihe Bor: 
fhriften ertheilt worden find; fo können bierunter wohl feine andern ald Lohnhuren, 
oder folche liederliche Weibsperfonen, welde die Hurerei des Gewinnes wegen treiben 
und fie als ein Erwerbsmittel behandeln, verftanden werden. 


Der Ausdrud: mit dem Körper ein Gewerbe treiben, ift offenbar eine Ueber 
fegung des lateinischen Ausdruds: 
uaestum corpore facere, j 
wo das Wort quaestus, nad) feiner Ableitung und einzigen Bedeutung, nur auf eine 
gewinnbringende Handthierung gezogen werden kann. 
Fabri Lexic. voce quaestus. 


Auch das Deutfhe Wort: Gewerbe, bedeutet nach dem gewöhnlichen Sprad) 
gebrauch eine folhe Gewinn oder Erwerb bringende Handthierung, oder, wie Ades 
lung es erklärt, den Umfang von Geſchäften gleicher Art, womit jemand feinen Un 
terhalt gan oder zum Theil verdient; wenn gleich im eigentlihen Sinne der Aus: 
drud: Gewerbe, von ausgedehnterer Bedeutung it, und man aud zu fagen 
Die 3. E.: Gr macht aus dem Lügen ein Gewerbe 1c. Die Stelle des U. L. R. 
hi. 1. Tür. 8. 8. 2062., wo Fabriken und Handwerker genannt werden, ferıter Thl. U. 
Tit. 11. $. 93. wo es heißt: die Geiftlichen dürfen Feine Kaufmannfchaft oder bürger: 
liches Gewerbe treiben, und endlich Thl. IL. Tit. 20. $. 310., wo verordnet wird: wer 
feine beftimmme Nahrung oder Handthierung nachweiſen konne, und wenigfteng ſchon 
zweimal auf Contrebande betroffen worden fei, werde für einen ſolchen, der aus Trei— 
ben der Eontrebande ein Gewerbe macht, angefchen, beweifen den in diefem Ge: 
fegbuche vorkommenden Gebraud des Wortes Gewerbe in feinem eigentlichen und 
gewöhnlichen Sinne; und daß der Geſetzgeber hier die Ausdrüde: mit ihrem Körper 
ein Gewerbe treiben, aus der Hurerei ein Gewerbe machen, in einem andern als dem 
gewöhnlichen Sinne gebraucht haben follte, dieſes läßt fih auch fhon um deswillen 
nicht annehmen, weil die Worte eines Gefetzes allegeit mad) ihrem eigentlichen Sinne, 
und nicht nah ihrem figürlihen Gebrauch erklärt werden müffen, und das Gegen 
theil auf einen Fehler in der Verfaffung des Geſetzes würde zurückſchließen Taffen. 
ee es daher, ohne daß es dieferhalb einer Deckaration bedarf, fhon an ſich 
ü : 
daß, nad) den oben allegirten Stellen des A. L. R., nur ſolche Weibsperfonen, 
melde fih ohne Unterfchied für Geld oder fonftige Bezahlung zu Huren binges 
ben, und ſich dabei der Aufficht der Polizei entziehen, beftraft werden follen; 
diejenigen Weibsperfonen, welche fi mehreren Mannsperfonen ohne Bezahlung 
—— überlaſſen, aber in der Regel mit aller Strafe verſchont bleiben 
müſſen. 

Die Ausnahme von dieſer Regel iſt ſchon in dem darauf folgenden 8. 1026. enthal- 

ten, nach welchem alle nicht in Hurenhäufern Iebende Perfonen, welche wiffen, daß fie 
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mit einer vemerifhen Krankheit behaftet find, aber dennoch mit andern ſich fleifchlic 
vermifchen, und diefe wider damit anftecken, eine Zmonatliche Gefängniß- oder Zudt- 
bausftrafe verwirft haben follen; und es it dasjenige, was außerdem das A. L. N. 
wegen Beitrafung der Fornication feſtſezet, bier von Feiner Anwendung, und durd 
die neuen Preußifhen Gelege aufgehoben worden, indem and das U. L. N. keine 
Strafe auf die gemeine Hurerei verordnet, fondern $. 1027, nur auf die Eivilfolgen 
des unehelichen Beifchlafs verweiſet. 

2) Frägt das Stadtgeriht an, wie diejenige Mannsperfon beftraft werben fol, 
welche mit einer folchen nicht von der Polizei authorifirten Weibsperfon Hure: 
rei getrieben hat? 

In den jegigen Preußiſchen Gefegen ift auf die fleifchlihe Vermifhung fremder um 
verheurarheter Perfonen überhaupt Feine Strafe geſetzt, und daber um jo unthunlicer, 
bieruber zum Nachtheil der Mannsperfonen etwas anderes zu verordnen, da Weib 
perionen, welche fich bei’ dDiefem Gewerbe unter die Aufſicht der Polizei begeben, zur 
Hurerei, wozu fie doch Mannsperfonen nörbig baben, Goncefiionen erhalten und 
obrigkeitlih authorifirt werden. Zwar foll eine Strafe für den Mann auch nur al 
dann eintreten, wenn er ſich mit einer nicht conceffionirten Hure eingelaffen, und, in 
fo fern diefe ein Polizeigefeg übertritt, fih dur feine Handlung einer Theilnahme 
an diefer ebertretung des Geſetzes Ihuldig gemacht habe, Allein auch diefes läßt fid 
mit jenen gefeslichen Vorſchriften nicht wohl vereinigen, und überdem würde es zu 
allerhand Anconfequienzen führen, indem bierdurd einem jeden, der fih mit einer fei 
len Dirne einläft, die Verbindlichkeit auferlegt werden würde: die polizeimäßige Be 
fugniß der Dirne, Hurerei zu treiben, vorber zu unterfuchen, und in das gehörige 
Licht zu fegen; welches unter mancherlei Umständen nicht leicht geferdert werden Tann, 
Wären conceffionirte oder unter Polizeiaufficht ftehende Huren nicht anders als in 
öffentlihen Hurenbänfern anzutreffen; fo würde diefes eim anderes, und die Dispofis 
tion des A. L. R. Thl. U Tit. 20. $. 1023,, wegen Beſtrafung der Weibsperfonen, 
welche, ohne fich unter die Aufſicht der Polizei zu geben, von der Hurerei ein Ge 
werbe machen, allenfalls dabin zu ergangen fein: 
daß auch Mannsperfonen, die folhe aufer den Hurenhäuſern lebende feile Dir: 
Pa zu ihrem Willen für Geld gebrauchen, mit derfelben Strafe belegt werden 
ollen. 
Allein nah dem Bordell» Reglement für Berlin vom 2. Febr. 1792. $. 18. können 
auch einzelne auf ihre eigene Hand zur Unzucht mit mebrern fich frei haltende 
Franensperfonen fich unter die Aufficht der Polizei begeben, und von diefer Eoncef 
fionen zum Hurengewerbe erhalten. Diefe Einrichtung, welde in dem A. L. N. nicht 
ausdrücklich zurückgenommen ift, fondern vielmehr in der allegirten Stelle beftärigt zu 
fein fcheint, wird, wie wir vermurhen, in Berlin auch noch beitehen, und alsdann fin: 
den alle unfere oben gegen die Beitrafung folcher Mannsperfonen, die fih mit nicht 
eonceffionirten Huren einlaffen, geäuferten Bedenflichkeiten, welche auch aus der Die 
pofition des A. L. R.“)) Unterftügung erhalten, ihre volle Anwendung. 
Mir würden alfo bei diefem Punkte der Meinung fein: 
daft Mannsperfonen, welche mit folchen feilen Weibsperfonen, die in Anfehung 
diefes Gewerbes nicht unter der Polizeiaufficht fteben, Hurerei treiben, weil 
in dem A. L. R. nirgends verordnet, die Mannsperfon aud nicht zu wiſſen 
fhuldig ift, ob die Weibsperfon eine von der Polizei geduldete Hure fei oder 
nicht ? bloß diefer Handlung wegen weder überhaupt, noch als Theilnehmer au 
der der Weibsperſon zur Laft fallenden Uebertrerung der Podizeigefege beftraft 
werden können. | 
Indeſſen glauben wir, daß, da alles diefes bereits in dem Geſetze felbft Tiegt, auch 
hierüber eine allgemeine Declaration der Vorfchriften des U.L.R. nicht erſt mörbig 
fein wird, Allenfalls würde diefe, um Auffehen und Auſtoß zu vermeiden, nicht 
öffentlich zu publiciren, fondern nur den Polizei: und Gerichtsbehörden zu ihrer Ad; 
tung mitzutheilen fein. 

3) Finder das Stadtgeriht den $. 1025, Tit. 20. IH. Il. des A. L. R. in der 

Anwendung auf folhe Fälle zweifelhaft, wo eine der Winkelhurerei wegen er 


— — — — 


*) Privatverſonen find nicht ſchuldig zu wiſſen, ob der, welcher ein Gewerbe treibt, sunftmäßig ſei 
oder nicht, und können daher auch, wenn fie bei einem Unbefugten arbeiten lafien, nicht bo 
ftraft werden, 

A. L. R. To, IL Tit. 8. $. 236. 
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griffene Weibsperfom gleich bei dem Anfange der Unterfuhung, um der Strafe 
zu entgehen, fich für umehelich ſchwanger ausgiebt, die Wahrheit diefer Angabe 
aber, wie folches bei angehenden Schwangerſchaften zu gefheben pflegt, noch 
u * Zuverläſſigkeit beurtheilt werden kann, wobei die Frage aufgemwor: 
en wird: 
ob eine ſolche Weibsperſon indeſſen auf freiem Fuß bleiben, oder in ſichere 
Verwahrung gebracht werden ſolle? 
Allein die Verordnung des A. L. N. a. a. D. $. 1025., wornach Weibsperſonen, die aus 
der Hurerei ein Gewerbe machen, ohne fih ausdrüdlich unter die befondere Aufficht 
der Polizei begeben zu haben, mit der $. 1023. und 1024, beftimmten Strafe alsdann 
verſchont werden follen, wenn fie ihre Schwangerfchaft gehörig anzeigen, und aud) 
bei ihrer Niederfunft fih vorfhriftsmäßig verhalten, fann, unferer Meinung nad, 
nur von dem Falle verftanden werden, wenn von folhen Winfelhuren die Anzeige 
ihrer Schwangerfchaft, noch ehe fie von der Polizei ihrer Lebensart wegen, aufge: 
griffen find, geſchehen it, Denn nur im diefer Vorausfegung hat die Anzeige etwas 
Berdienftlihes; und die Abficht des Geſetzgebers, welcher die Winfelhuren aufgreifen 
und beftrafen laffen will, ihnen aber, wenn fie ihre Schwangerſchaft anzeigen, Straf 
loſigkeit verfpricht, geht offenbar dahin: zu verhüten, daß das Aufgreifen und die ans 
a Strafen feinen Anlaß zur Verheimlihung der Schwangerfhaft und zum 
indermorde . follen; welches alsdann geſchehen würde, wenn die ſchwangere 
Perſon durd die Anzeige ihrer Schwangerfhaft in die Gefahr — fonnte, als 
eine entdedte Winfelhure aufgegriffen und beftraft zu werden. Diefe Beforgniß fällt 
aber weg, fobald fie fhon einmal als Winfelhure ergriffen und zur Unterfuchung ges 
zogen ift. Hierdurch erledigt fih das Bedenfen des Stadtgerichts über die Anwendung 
jener Geſetzſtelle von felbit. Da indeffen diefelbe dod an und für fi nicht ganz deut 
lich ift; fo könnte deren ausdrüdlihe Declaration dahin gefchehen: 
„daß die Verordriung des A. L. R. $. 1025., nad welcher Weibsperfonen, die 
don Hurerei ein Gewerbe machen, ohne fih ausdrücklich unter die befondere ' 
Aufſicht der Polizei zu begeben, mit der $. 1023, und 1024, beftiimmten Strafe 
alsdann verihont bleiben follen, wenn fie ihre Schwangerihaft gehörig anzei« 
gen, nur von dem Falle zu veritehen fei, wenn jene Anzeige, 2 ehe fie von 
der Polizei wegen ihres unerlaubten Gewerbes ergriffen find, geſchehen iſt.“ 

4) Frägt das Stadtgeriht an: ob es nicht nöthig fein dürfte, obige die ges 
meine Hurerei betreffende VBorfhrift des U. 2. NR. auf die Weile, wie die 
Einteitung $. 11, es verordnet, zu publiciren; alfo einen Extrakt davon an 
Öffentlihen Drten anzufhlagen und durch die ntelligenzblätter befannt zu 
machen, da fowohl heimliche als öffentliche Hurerei, auf den Grund des Edicts 
vom 6. Febr. 1765. $. 5., für erlaubt, wenigftens für gleichgültig gehalten werde? 

Nun ift es zwar am fich nicht zweifelhaft, daß diefer $. 5. des gedachten Gdicrs auf 
die gemeine Lohnhurerei, welche eine Weibsperfon ohne Aufiicht der Polizei betreibt, 
nicht gezogen werden kann; indeffen halten wir auch dafür: daf, aus den im Bericht 
angeführten Gründen, die allegirte Borfchrift des U. L. R., nah dem $. 11. der Eins 
leitung, in Extractu zu publiciren fen, damit der Votwand der Unwiſſenheit wegfalle, 
Wir fiellen biernady die weitere Verfügung anheim. 
Berlin, den 16. Aug. 1799, 


Es find darüber Zweifel erregt worden: ob die im A. L. R. beftimmten Strafen 
der Winfelhurerei in der hieſigen Reſidenz um deswillen in Anwendung gebradt 
werden fünnten, wenn gleich diefelben noch nicht zur Kenntniß derjenigen Claſſe der hies 
figen Einwohner gekommen find, welche fi diefes Vergehens Kane machen Tonnen; 
= — Allgemeinen zu verfügende Publication in manchem Betracht Bedenken 


Bir finden daher nöthig, hierdurch feſtzuſetzen: daß den Polizei-Officianten aufzu⸗ 
eben, wenn ſie aus hinreichenden Gründen eine Weibsperſon der Winkelhurerei ver⸗ 
sr halten, davon dem Polizei:Directorium fofort Anzeige zu thun, welches fodann 

die Einleitung zu treffen hat, daß dergleichen Perfon vorgefordert und von einem der 
Polizei: Dfficianten mit den in dem Ä. L. R. enthaltenen Borfchriften wegen Beſtra⸗ 
fung der Winkelhurerei befannt gemacht werde, worüber eine Turze Regiftratur zur 
Nachricht aufzunehmen und bei den Akten zu afferviren if, Wird num eine Weibs: 
perfon, wegen wirklich verübter Winkelhurerei, zur Unterfuchung gezogen; fo ift die 
Verhandlung zugleich mit darauf zu richten: ob der Angefchuldigten die diesfälligen 
Geſetze bekannt gewefen, oder ob berfelben, im der eben erwähnten Art, die Strafen 
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der verbotenen Hurerei von der Polizei-Behörbe bereits eröffnet worden fein? Kann 
fie nicht überführt werden, daß fie von obgedachten BIC HAGEN Vorſchriften Kenntniß 

ehabt; ſo kann nur, wenn ſie ſonſt ſchuldig befunden wird, auf eine außerordentliche 
— erkannt werden. Zugleich iſt aber zu veranlaſſen: daß die Contravenien— 
tin uͤber die geordneten Strafen der Winkelhurerei belehrt werde. Sind hingegen 
jene geſetzlichen Vorſchriften der Denunciatin bereits bekannt geweſen; ſo kann ſie 
mit der dadurch beſtimmten Strafe belegt werden. Wegen ſolcher Beſtrafungen be— 
darf es aber in keinem Fall der Abfaſſung von Warnungs-Anzeigen. 

Dieſes wollen Wir Euch hierdurch, unter abſchriftlicher Mittheilung des über die— 
ſen Gegenſtand unter dem 16. Aug. d. J. erſtatteten Gutachtens der Geſetzkommiſſion, 
und mit Bezug auf das wegen Unterſuchung und Beſtrafung der Winkelhurerei am 
14. v. M. an Euch erlaſſene Reſcript, zur Nachricht und Achtung bekannt machen, 
und iſt das Erforderliche gleichmäßig an die hieſigen Stadtgerichte und’ Polizei-Di— 
rektorium erlaſſen worden. Sind ꝛc. Berlin, den 11. Novbr. 1799, 

Amel, Arch. B. 3. ©. 347. und Stengels Beitr. B. 10. S. 318 — 320, 


b) Bescript v. 23. April 1800,, betr. die Beftrafung der Winfelhurerei in Berlin. 

Se. Königl. Majeftät von Preußen, Unfer allergnädigfter Herr, haben aus dem 
Bericht des biefigen Polizei» Direeroriums vom 27. Febr. d. J. erfehen, wie daſſelbe 
angetragen hat, daß, da in dem Reſcript vom 11, Novbr. v. J. wegen Beitrafung der 
Winkelhurerei nicht beſtimmt fei: 

ob in dem Fall, wenn der Denunciatin die geſetzlichen Vorfchriften wegen Bes 

firafung der Winkelhurerei befannt gemefen, und die im Landrechte beitimmten 

Strafen fie treffen follen, mithin eine Criminalunterſuchung der Polizei:Behörde 

oder der Eriminal-Deputation der Stadtgerichte überlajien werden folle? 
folherhalb das Nöthige feigefegt werden möchte. 

Da nad dem U.L,R. Thl. II. Tit. 20. $. 1023, nur eine dreimonatlide Zucht⸗ 
hausftrafe in dergleichen Füllen ſtatt finder: fo erledigt fich die Anfrage nah dem 
Bordell: Reglement $. 23. dahin, dab dem Polizei» Directorium die Unterfuhung und 
Beitrafung zu überlaffen ift, welche legtere nach dem nun getroffenen Uebereinkommen 
mit dem Armen-Directorium fehr zweckmäßig in Einfperrung ins Arbeitshaus beftehen 
kann und in Zukunft befiehen foll, da die Abfendung zum Zuchthaufe für die Mora- 
lität der zu Beftrafenden in anderer Hinficht leicht machtheilige Folgen haben könnte. 

Stengels Beitr. B. 11. ©. 253. 


c) Bescript v. 19. Zuli 1914., betr. die Beftrafung der Winfelhurerei mit Nück⸗ 
ficht auf das Bescriptov. 11. Rovbr. 1739. 

Dem Dber-Appellations: Senate des Königl. Kammergerihts wird hierneben ein, 
von dem Inſtructions-Senate unter dem 20. v. M. erftatterer Bericht sub lege remis- 
sionis in originali mitgetheilt, um daraus zu erfehen, auf welche erheblide Gründe 
die Meinung des Inftructiong: Senats, daß das Reſcript vom 11. Novbr. 1799, bes 
treffend die Anwendung der im A. L. R. beftimmten Strafen der Winkel: Hurerei, 
nur für Berlin gültig fei, gebauet it. Da nun auch, wenn die Sache aus dem Ge 
fihtspunfte der Geſeßgebung betrachtet wird, nicht abzufehen ift, warum die ganz bes 
ftimmte Vorſchriften des A. L. R. Thl. IL Tit. 20. $. 1023, geändert, und die Be: 
firafung der von der Hurcrei ein Gewerbe macenden Weibsperfonen, fo wie in dem 
allegirren Nefcripte gefchehen, befchräntt werden follen, indem dergleichen Weibsperfo: 
nen, die eben deswegen, weil fie die Hurerei als ein Gewerbe treiben, um die darauf 
ſich beziehenden Gefege fich befümmern, und danach fich erkundigen müfjen, nicht einmal 
der $.13. der Einleitung des A. L. N. zu ftarten fommen kann, und daher aud bei 
der jegigen Nevifion des Criminalrehts jenes Nefcript vom 11. Novbr. 1799. nicht 
aufgenommen worden; fo wird der Ober: Appellations: Senat des König. Kammerge— 
richts hierauf aufmerffam gemacht, um ſich im küuftigen Fällen darnad zu achten. 

v. K. J. B. 3. S 
3) f. auch zu 8. 1023, dief. Tit. 


$. 1000. Dergleichen öffentliche Häuser sind nur in grossen volkrei- 
chen Städten, und nichtanders als in abgelegenen, und von öffentlichen 
Wegen und Strassen entfernten Orten zu dulden. 

8. 1001. Aber auch in diesen soll sich Niemand, bei ein- bis zwei- 
jähriger Zuchthausstrafe, unterfangen, eine dergleichen Hurenwirth- 


+ 
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schaft ohne ausdrückliche Zulassung der Polizeiobrigkeit des Orts an- 
zulegen. 

8. 1002. Die Polizei muss dergleichen Häuser unter beständiger ganz 
genauer Aufsicht halten; und öftere Visitationen mit Zuziehung eines 
Arztes darin vornehmen; auch alles anwenden, was zu Vermeidung der 
weitern Verbreitung venerischer Krankheiten dienlich ist. 

$. 1003. Auch muss.die Polizei den Verkauf berauschender Getränke 
in dergleichen Häusern nicht gestatten. 

8.1004. Ohne Vorwissen und Erlaubniss der Polizei muss kein Hu- 
renwirth oder Hurenwirthin, bei Funfzig Thaler Strafe für jeden Ueber- 
tretungsfall, eine Weibesperson aufnehmen. 

8. 1005. Ist eine unschuldige Person, durch List oder Gewalt, in ein 
solches Haus mit Vorwissen oder Genehmigung des Wirths gebracht 
worden: so hat letzterer öffentliche Ausstellung, und sechs- bis zebn- 
jährige Zuchtbausstrafe, nebst Willkommen und Abschied verwirkt. 

8. 1006. Auch ist dergleichen Verbrechern unter keinerlei Vorwande 
die weitere Betreibung einer solchen Wirthschaft zu’ verstatten. 

$. 1007. Minderjährige Weibspersonen sollen in solche Häuser nicht 
aufgenommen, und wenn es dennoch ohne Meldung, oder gar wider 
das Verbot der Polizei geschehen ist, der Wirth oder die Wirthin mit 
Ein - bis zweijähriger Festungs- oder Zuchthausstrafe belegt werden. 

$. 1008. Befindet sich ein Weibsbild in einem solchen Hause schwan- 
ger: so muss die Hurenwirthin der Polizeiobrigkeit davon sofort, als 
solches zu ihrer Wissenschaft gelangt, Anzeige thun. 

8.1009. Unterlässt sie dieses, und es erfolgt eine heimliche Geburt, 
oder gar ein Kindermord: so hat die Hurenwirthin, bloss der unterlas- 
senen Anzeige wegen, die $. 928. bestimmte Strafe verwirkt. 


8.1010. Die Verpflegung einer solchen Person während der Wo- 
chen muss die Hurenwirthin besorgen, wenn keine öflentliche Anstalt 
zur Verpflegung der Wöchnerin vorhanden ist. 


8.1011. Es bleibt aber derselben vorbehalten, deren Ersatz von dem 
Schwängerer, oder, wenn dieser nicht auszumitteln ist, von der Mut- 
ter selbst, oder aus der Armencasse zu fordern. 


8.1012. Sobald das Kind entwöhnt worden, muss selbiges der Mut- 
ter weggenommen, und auf Kosten derjenigen, welche nach Vorschrift 
des Zweiten Titels $. 612—632. dazu verbunden, und des Vermögens 
sind, sonst aber auf öffentliche Kosten, verpflegt und erzogen werden. 


8.1013. Wird eine Weibsperson in einem dergleichen Hause mit 
einer venerischen Krankheit befallen: so muss es die Wirthin der Po- 
lizei sofort anzeigen, und nach deren Anordnung, für die Cur und Ver- 
hütung des weitern Ansteckens sorgen. 


$. 1014. Unterlässt sie dieses: so hat sie das erstemal Gefängnissstrafe 
auf drei Monathe; im Wiederholungsfalle aber sechsmonatliche Zucht- 
hansstrafe mit Willkommen und Abschied verwirkt. 


8.1015. Hat die angesteckte Weibespersonihre Krankheit verschwie- 
gen, und dadurch zur weitern Ausbreitung des Uebels Anlass gegeben: 
so soll sie mit Zuchthausstrafe auf sechs Monate bis Ein Jahr, nebst 
Willkommen und Abschied, belegt werden. 


Bergi. Begulativ über die Sanitäts: polizeilichen Vorſchriften bei anfterfenden 
Rranfheiten, v. 8. Auguſt 1835., 8. 65,— 75; f. zug. 692 dief, Zit, 
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8.1016. Ueberhaupt muss die Polizei die Verbreitung der veneri- 
schen Krankheit durch schickliche Anstalten zu verhüten suchen. 


S. 1017. Sind in einem solchen Hause Diebstähle, Schlägereien, oder 
andere Verbrechen vorgefallen: so ist der Wirth dem Beschädigten, 
der auf andere Weise zu seiner Schadloshaltung nicht gelangen kann, 
dafür allemal verhaftet. 


8.1018. Auch ist derselbe der Theilnehmung an. dem Verbrechen 
selbst so lange verdächtig, als das Gegentheil nicht ausgemittelt wer-- 
den kann. | 


8. 1019. Haben die Hurenwirthe, zur Verhütung solcher Verbrechen, 
nicht alle mögliche Mittel und Sorgfalt angewendet: so sollen sie, nach 
Verhältniss der begangenen Fahrlässigkeit, mit Geld- oder Leibesstrafe 
belegt werden. 


8. 1020. Der Austritt aus dem Hurenhause darf keiner darin bisher 
befindlich gewesenen Weibsperson, die ihre Lebensart ändern, und 
sich auf eine ehrbare Weise nähren will, verschränkt oder erschwert 
werden. | 

8.1021. Selbst wegen gegebener Vorschüsse, oder sonst gemachter 
Schulden, darf der Wirth eine solche Person, bei Verlust der Forde- | 
rung, wider ihren Willen nicht zurückhalten. 


8.1022. Alles, was bisher $. 1000—1021. verordnet worden, findet 
sowohl wegen der Hurenwirthe als Wirthinnen statt. 


S. 1023. Weibspersonen, die von der Hurerei ein Gewerbe machen, | 
ohne sich ausdrücklich unter die besondere Aufsicht der Polizei zu be- 
geben, sollen aufgegriffen, und zu dreimonatlicher Zuchthausarbeit ver- 
urtheilt werden. 


8.1024. Nach ausgestandener Strafe sind sie in Arbeitshäuser abzu- 
liefern, und daselbst so lange zu verwahren, bis sie zu einem ehrlichen 
Unterkommen Lust und Gelegenheit erhalten. 


8.1025. Doch sollen Personen, welche sonst die $. 1023. 1024. be- 
stimmte Strafe verwirkt haben, mit selbiger verschont werden, wenn 
sie ihre Schwangerschaft gehörig anzeigen, und sich bei ihrer Nieder- 
kunft vorschriftsmässig verhalten. 


1) Bergl. in Betreff der Beftrafung der Winfelhurerei, namentlich in Berlin die Zufäge 
zu 8. 999. dief. Tit. 


2) Bescript ». 21. Octbr. 1817., betr. die Beftrafung der Winkelhurerei an Orten, 
wo Feine unter polizeilicher Aufſicht ſtehende Bordelle find, 

Das König. Polizeiminifterium bat dem Zuftigminifter den von der Regierung 
zu M. in der Unterſuchungsſache wider die umverehelichte K. erftatteren Bericht mitge— 
theilt und feine Meinung dahin geäußert, dat die von dem Griminal:Senat des (Tit.) 
in dem abgefahren Erfenntniffe uber die Straflofigkeit der Winkelhurerei in Städten, 
wo fich Feine unter Aufſicht der Polizei fichende Hurenhäufer befinden, aufgeftellte 
Anficht, durch die gefeglihen Vorſchriften nicht gerechtfertigt werde. Diefer Meinun 
muß der Zuitizminifter beitreten. Wenn fchon die heimlihe Hurerei ohne Erlaubni 
der Polizei in großen Städten verboten ift, fo folgt daraus, daß fie in Eleineren, 
in denen nicht einmal öffentlihe Hurenhäufer geftattet werden, noch viel weniger zu 
dulden if. Aus den gefeglihen Vorſchriften kann auch nichts, mas diefer Anficht 
des Gefeggebers zumider ift, entnommen werden. Der $. 1023. Tit. 20. Thl. Il, des 
A. L. R. ſetzt vielmehr ganz beftimmt und ohne Rückſicht auf Bordelle fett, dat Weibs- 
perfonen, die von der Hurerei ein Gewerbe machen, ohne ſich ausdrücklich unter die 
befondere Auffiht der Polizei zu begeben, aufgegriffen und zu dreimonarlicher Zwangs⸗ 
arbeit verurtheilt werden follen. 
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Der Juſtizminiſter hofft, daß ber Eriminal: Senat hiernach einen’ &rundfag nicht 
weiter zur. Anwendung bringen werde, der für die Sittenpolizei in dem Tleineren 
Städten vom höchſten Nachtheile fein würde, Gen. Act. des Zuftizm, A, 8380, 

3) Bescript ». 10, Mai 1824,, betr. bie Beftrafung ber Hurerei und Kuppelei als 
eines Gewerbes. 

Wenn in dem $. 1023, Tit. 20. Thl. I. des AL, R. beftimmt ift: . 
„Weibsperfonen, die von der Hurerei ein Gewerbe machen, ohne fidh ausdrück— 
lich unter die befondere Aufjicht der Polizei zu begeben, follen aufgegriffen und 
zu dreimonatlicher Zuchthausarbeir verurtheilt werden“, | 

fo fann in Grmangelung einer geſetzlichen Feltitellung des Begriffs von Gewerbe nur 
der gewöhnliche Sprachgebrauch darüber entiheiden, 
wenn anzunehmen fei, daß eine Weibsperſon von der Hurerei ein Gewerbe 
mache, oder, wie fi) der $. 999. a, a.D. ausdrüdt, mit ihrem Körper ein Ge 
werbe treibe. 
Hierbei kann es nun aber nicht blos darauf ankommen, daß in einzelnen Fällen für 
die Vollziehung des Beifchlafs Bezahlung gefordert oder angenommen worden, fon: 
dern zu dem Begriffe der Lohnhurerei als eines Gewerbes, fowohl desjenigen, welches 
unter Aufficht der Polizeibehörde, als desjenigen, welches ohne diefe Aufficht getrieben 
wird — gehört weſentlich, daß fi die Weibsperfon Tedem ohne Unterfchied zur fleifch- 
lihen Bermifhung gegen Bezahlung bergiebt, welches nach den Fonkurrirenden Um: 
ftänden zu beurteilen, und wobei es, in Beziehung auf die Griftenz des Gewerbes 
überhaupt gleichgültig ift, wie oft die Hurerei wirklich getrieben worden. 

Bei der Kuppelei, infofern folhe deshalb, weil daraus ein Gewerbe gemacht wor» 
den, beftraft werden foll, finden bdiefelben Grundfäse Anwendung. Es kommt alſo 
auch hier darauf an, ob der Angeichuldigte Jedem ohne Unterihieb, feine Kuppler- 
dienfte gegen Bezahlung geleifter habe, 

Hiernah tritt der Juſtiz-Miniſter ber, zufolge des Berichts des Königl. D. 2, 
Ger. vom 14. April e. von dem zweiten Senate angenemmenen Anjicht über die Bes 
ſtrafung der Kuppelei und der Hurerei als eines Gewerbes bei. Im Abficht der An— 
wendbarkeit des Referipts vom 11, Novbr, 1799, iſt derfelbe mit dem Königl. O. 2, 
Ger, einverftanden. v. K. Ann. B. 8. ©. 881, 


$. 1026. Alle nicht in Hurenhäusern lebende Personen, welche wis- 
sen, dass sie mit einer venerischen Krankheit behaftet sind, aber den- 
noch sich mit Andern fleischlich vermischen, und wieder damit anstek- 
ken, haben eine dreimonatliche Gefängniss- oder Zuchthausstrafe ver- 
wirkt. 

Bergl. Megulativ über bie fanitätd« polizeilichen Borfchriften bei auſteckenden 

Krankheiten 8. 71; f. au 8. 692. dief. Fit. 

8.1027. Die übrigen Folgen des unehelichen Beischlafs sind im eilf- 
ten Abschnitt des zweiten Titels bestimmt. 

Verführung. 

8.1028. Hausbediente, welche die Tochter oder andere Verwand- 
tin ihrer Herrschaft, mit welcher, wegen Ungleichheit des Standes, 
eine Heirath nicht statt finden kann, verführen, und schwächen, sollen 


mit Zuchthausstrafe, auf Ein bis drei Jahr, nebst Willkommen und Ab- 
schied belegt werden. 


8.1029. Ist keine solche Ungleichheit des Standes vorhanden: so 
soll nur auf sechsmonatliche bis einjährige Zuchthaus - oder Festungs- 
strafe erkannt werden. 


8.1030. Wenn Aufseher eines Gefängnisses, ‚Arbeits-, Armen- oder 
Waisenhauses die unter ihrer. Verwahrung oder Aufsicht stehenden 
Personen zur Befriedigung ihrer Geilheit missbrauchen: so sollen sie 
ihres Amtes verlustig erklärt, und über dieses mit.sechsmongtlicher bis 
zweijähriger Gefängniss- oder Zuchthausstrafe belegt werden. 
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8. 1031:: Erzieher, ‚Prediger:und andere Lehrer, welche die ihrer Er- 
ziehung oderhrem besöndern Unterrichte anvertrauten Personen schän- 
den, werden zu allen öffentlichen Aemtern, Würden und Ehrenstellen 
für immer unfähig. | 

$. 1032. Ausserdem ‚haben sie Festungs- oder Zuchthausstrafe, auf 
zwei .bis vier Jahre, verwirkt. 

8.1033. Stiefältern , welche ihre Stiefkinder, noch während des Le- 
bens des andern Ehegatten, zur Unzucht verführen, sollen gleiche 
Strafe leiden. | 

8.1034. Ist dieses, ($. 1033.) nach dem Tode des andern Ehegatten 
geschehen: so findet nur die Hälfte der $. 1032. bestimmten Strafe 
Statt. ; 

8.1035. Wenn Stiefkinder mit Stiefältern Unzucht treiben: so 
wird in der Regel angenommen, dass erstere von letztern dazu ver- 
führt worden; und die Stiefkinder sind sodann mit aller Strafe zu ver- 
schonen. 

8. 1036. Ist aber das Gegentheil klar: so sollen sowohl die Stiefäl- 
tern, als die Stiefkinder in. Falle des S. 1033. mit ein- bis zweijähriger, 
im Falle des $. 1037. aber mit sechs- bis zwölfmonatlicher Zuchthaus- 
strafe belegt werden. 

1) Bescript ». 14, Jan, 1822., betr, die Beftrafung ber Unzucht zwifchen Stiefeltern 
und Stieffindern, 


Indem dem Criminal-Senat des Königl. D. 2. Ger, die beiden Volumen Acten, 
in Unterfuhungsfahen gegen den Gerichtsſchulzen N. und deffen Etieftochter, zugefer: 


tigt werden, erhält derfelbe zugleich Abfchrift einer Allerh. C. O. von 7. Zar. e., nad 


welcher der N. der Ueberreft der gegen fie erfannten Zuchthausftrafe erlafien worden 
ift; und bat das Collegium für die ungefäumte Entlafung der N. aus dem Zucht: 
hauſe in Jauer zu forgen. Bei diefer Gelegenheit fann der Juſtiz Miniſter nicht um= 
bemerkt laffen, daß der $. 1036. des Strafrechts nicht richtig angewendet worden iſt. 
Der Zufammenhang im $$. 1035, und 1036, a. a. D. ergiebt, dag Stieffinder, wenn 
fie mir Stiefeltern Unzucht getrieben haben, nur dann mit der Strafe des $. 1036, 
belegt werden fünnen, wenn fie als Verführende angeiehn werden müſſen, ımd 
das der Mangel der le bg von Seiten der Stiefeltern allein, nicht für das 
Gegentheil angefehen werden Tan, von welchem das Geſetz die Strafe der Stief- 
finder abhängig mad, v. K. J. B. 19. S. 19%. 


2) Bescript v. 1. Deebr. 1794 uebſt Gutachten der Geſetzeommiſſion, betreffend bie 
Beftrafung der Unzucht zwifchen Schwiegereltern und Schwiegerfindern. 

Zu der Anfrage der Regierung zu Minden vom 5. Septb. d. J., welche die 
Frage zum Gegenitand hat: ob und in welcher Art die zwifchen na und 
Schmwiegerfindern getriebene Unzucht zu beftrafen fei? bat folgender Vorfall die Ber 
anlaffung gegeben. Ein im Wirtwenftande lebender Mann hat die Frau feines ab: 
mwefenden Sohnes gefchwängert. . Beide gefiehen die That. Bon Seiten des abwe— 
fenden Sohnes aber tft bis jest weder eg Beftrafung nod auf Trennung der Ehe 
angerragen. Das A. L. R. beſtimmt Thl. II, Tit. 20, $. 1033, seq. zwar die Strafe 
der zwiſchen Stiefeltern und Stieflindern getriebenen Unzucht, es ſchweigt aber ganz 
über die Beitrafung der Unzucht zwiſchen Schwiegereltern und Schwiegerkindern. 
Deshalb frägt die Regierung an: 

1) ob wegen der begangenen Unzucht — dem Schwiegervater und der Schwie⸗ 
gertochter eine Unterſuchung ex officio ſtatt finde? 
2) wie der Schwiegervater und die Schwiegertochter zu beftrafen? oder 
3) ob erft abzumarten jei, daß der abwefende noch lebende Mann der ehebredheri- 
{hen Ehefran ſich melden und auf Beftrafung beftehen werde? 
Die Regierung äußert ihre Meinung dahin, dat nah Analogie der ältern Brick 


eine Unterfuhung und Beitrafung ftattfinden müſſe. Diefe Meinung bat fo viel 
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fih, daß im A. L. R. Thl. II. Tit. 1. $. 5; die Schwiegereltern in Abfiht des Chever- 
bots den Stiefeltern gleich geachtet find, und daß mad den Grundfägen des neuern 
peinlihen Rechts, melde das Landrecht bei der Materie vom Inceſtus im Allgemeis 
nen angenommen bat, Stiefs und Schwiegereltern oaf gleiche Art beftraft werden, 
weil bei ihnen ein gleiher Grad der Schwagerfhak vorhanden ift, 
Buiftorp, Gr. des peinl. Rechts. $. 508. 
Meiſter rechtl. Erkenntniſſe Thl. 4. dee. 94, 

In dieſer Vorausſetzung würde die im Landrechte Thl. II. Tit. 20. $. 1033.— 1036, 
enthaltene Borfchrift, wegen Beftrafung der Unzucht zwiſchen Stiefeltern und Stief— 
findern, ebenfalls auf Schwiegereltern und Schwiegerlinder angewendet werden kon— 
nen. Auch mußte die Unterfuhung ex_ollicio veranlaßt werden, wenn gleich der un: 
ſchuldige Ehegatte des einen oder andern Theils auf die Beitrafung nicht antragen folle, 
weil die Vorſchrift des Landtechts 1. e $.1061., daß Ehebruch nur auf Antrag des 
beleidigten Ehegatten geabnder werden foll, feine Anwendung finder, wenn mit dem 
Ehebrüche ein mod ſchwereres Verbrechen begangen it. Dagegen läßt ſich jedoch 
einwenden, daß aus einem Cheverbote noch nicht folgt, daß aud) eine außercheliche 
fleifhlihe Bermifhung ein crimen incestas ſei. Angenommene Eltern und Kinder 
dürfen einander nicht heuratben, bis die Adoption auf geſetzmäßige Arı aufgehoben 
ift, und dod wurde der unchelihe Beifchlaf zwiſchen ihnen nicht als Blutſchande bes 
firaft werden konnen. Ferner treten die Gründe, welche es norhwendig machen, die 
Unzucht zwifchen Stiefeltern und Stieffindern nachdrücklich zu beftrafen, bei Schwie: 
ereltern und Schwiegerfindern nicht ein, Jene wohnen gewöhnlich unter einem 

ade. Diefes Zufammenfein, die daraus entjtchende Vertraulichkeit, und die damit 
verbundene Beifeitefegung der Schaam und Zurüdhaltung, bieten viele Anreisungen 
und Gelegenheiten zur Unzucht dar, denen das Geſetz abfchredende Motiven entgegen 
zu ftellen nörhig fand. Bei Schwiegereltern und Schwiegerfindern trifft das gewöhn— 
lich nicht zu, es fehlt alfo der eigenilihe Grund zur Beitrafung, und darum fceint 
das Landrecht abfihrlih daruber nidırs verordnner zu haben. Auch find Sırafgefege 
wörtlich zu erflären, und es finder alfo in dem vorliegenden Falle feine Unterfuhung 
ex ofhcio ftatt, fondern es muß abgewartet werden, ob der abweſende Sohn feine 
ehebrecherifche Frau nah dem Landrecht 1. c. $. 1061. zur Verantwortung ziehen werde? 
Wir find deshalb des alleruntershanigiten Dafürhaltens: 


1) daß megen der zwifchen dem Schwiegervater und der Schwiegertochter begange— 
nen Unzucht feine Unterſuchung ex ollicio ſtatt finde, fid) hierdurd) 
2) die zweite Frage von felbit erledige und 


3) abzuwarten fei, ob der Ehemann wegen des von feiner Ehefrau begangenen 
Ehebruchs fie zur Verantwortung zu ziehen verlangen werde? 
Berlin, den 18. Novbr. 1794. » Die Gefegeommiffion, 


Auf Eure Anfrage vom 5. Septbr. d. J., wegen Beftrafung einer zwiſchen 
Schwiegereltern und Scwiegerfindern getriebenen Unzucht, laſſen Wir Euch bier 
dur beicheiden, dat Wir dem Gutachten der Gefescommiffion dahin beipflichten, daß 
im gegenwärtigen ‘Falle feine Unterfudhung ex officio ftatt finde, ſich bierdurd) Die 
von Euch aufgeworfene zweite Frage von felbit erledige, und vielmehr. abzuwarten fei, 
ob der Ehemann wegen des von feiner Frau begangenen Ehebruchs fie und den. 
Schwängerer zur Verantwortung sieben werde? Hietnach habt Ihr Euch aljo zu’ 
achten, ꝛc. Berlin, den 1. Decbr. 1794, . „GStengels Beitr. B. 15. ©. 212, 


8. 1037. Vormünder, welche mit ihren Pflegebefohlnen Unzucht‘ 
treiben, werden im zweifelhaften Falle als Veerführer angesehen, und‘ 
mit ein - bis zweijähriger Zuchthaus- oder Festungsstrafe belegt. 


8.1038. Ist das Gegentheil klar: so findet gegen sie nur eine will- 
kührliche Strafe statt. | 


Blutschande, 


8.1039. Aeltern und Grossältern, welche ihre ehelichen Kinder oder 
Enkel zur Unzucht missbrauchen, sollen mitFestungsstrafe auf drei bis 
fünf Jahre, belegt werden. 


8.1040. In solchem Falle soll gegen die Kinder, welche das acht- 
zehnte Jahr zurückgelegt haben, eine sechsmonatliche bis einjährige 
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Zuchthausstrafe erkannt; jüngere Kinder aber sollen mit der Strafe ver- 
schont werden. 

8.1041. Unzucht unier schon mannbaren ehelichen Geschwistern, 
voller oder halber Geburt, wird mit Festungs- oder Zuchthausstrafe, 
auf ein bis zwei Jahre, geahndet. 

8. 1042. Blutschande unter unchelichen Verwandten dieser Art, 
(8. 1039— 1041.) soll an demjenigen, welcher die Verwandtschaft ge- 
wusst hat, willkührlich ($. 35.) bestraft werden. 

8.1043. In allen vorstehend bestimmten Fällen ($. 1039 — 1042.) 
müssen die Personen, welche Blutschande getrieben haben, von ein- 
ander gänzlich entfernt werden. 

8. 1044. Um aber dergleichen Unheil mit desto mehrerer Sicherheit 
zu verhüten, sollen Aeltern mit ihren Kindern verschiedenen Ge- 
schlechts, die schon zehn Jahr oder darüber alt sind, nicht in einem 
Beite schlafen. Ä 

8.1045. Auch Geschwistern verschiedenen Geschlechts soll derglei- 
chen Zusammenschlafen, sobald das Jüngere das zehnte Jahr vollendet 
hat, nicht gestattet werden. 

. 8.1046. Die Uebertretung dieser Vorschrift ist, so lange noch kein 
Verbrechen begangen worden, an den Aeltern durch gerichtlichen Ver- 
weis, und im Wiederholungsfalle, mit verhältnissmässiger willkührli- 
cher Gefängnissstrafe zu ahnden. 

8. 1047. Ist aber zwischen Geschwistern, durch Nachsicht der Ael- 
tern, wirkliche Unzucht veranlasst worden: so haben letztere, nach Be- 
schaffenheit der Umstände, die den Kindern $. 1040. bestimmte Strafe 
ganz oder zur Hälfte verwirkt. 

Nothzucht. 
: 8.1048. Wer eine unschuldige Frauensperson durch Getränke oder 
andere Mittel ihrer Sinne beraubt, um sie zur Wollust zu missbrauchen, 
soll, wenn er auch seinen Zweck nicht erreicht, mit drei- bis sechsmo- 
natlicher, wenn aber die Schandthat wirklich verübt worden, mit vier- 
bis sechsjähriger Zuchthausstrafe belegt werden. 


8.1049. In sofern dadurch der Gesundheit geschadet, oder ein 
Wahnsinn verursacht worden: treten die wegen der Liebestränke oben 
8. 867—869. bestimmten Strafen hinzu. 


8.1050. Wer dergleichen Personen ‘durch Arglist und betrügliche 
Kunstgriffe zur Wollust verführt, soll, ausser der ihr schuldigen Pri- 
vatgenugthuung, sechsmonatliche bis einjährige Festungs- oder Zucht- 
hausstrafe leiden. | | 


Mescript v. 22.3an. 1797, „betr. die Unterſuchung bei Verführung eines Dienfts 
mäbchens von ihrem Brodherrn und deren Anſteckung mit einem venerifchen Nebel. 

Auf Euren gehorfamften Bericht v. 15, Jan, d. J. betreffend die Klage eines Bas 
ter8 wider den Brodheren feiner Tochter, wegen Verleitung zur Unzucht und An— 
ſteckung mit einer venerifhen Krankheit, wollen wir Euch hiermit Folgendes zu Eurer 
Vorbeſcheidung ertheilen.  Zuvörderit kann die bloße Verführung, wenn dabei nicht 
die im U. L. R. Thl. IL Tit. 20. $. 1048. u. d. f. angeführten befondern Umftände ein: 
treten, aud) gegen einen Brodherrn Fein Gegenftand einer Criminal-Unterfuchung fein, 
weil derfelbe zu denjenigen Perfonen, deren $. 1028. u. d. f. gedacht wird, nicht ge 
bört, außerdem feine Pönalfanction vorhanden if, und wie Ihr felbit richtig bemerkt, 
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nicht jedes Laſter und jede Immoralität dor das Forum des peinlihen Richters ge 
ogen werden kaun. er en findet wegen der dem Verführer angefchuldigten An- 
— mit veneriſchem Ihe, nicht nur eine Givilflage gegen denjelben auf Erſatz 
es der Geſchwächten dadurch an ihrer Gefundheit und in ihrem weitern Fortkom 
men zugefügten Schadens, Statt; fondern es muß auch gegen einen foldhen Men: 
fchen, diefer vorfäglihen oder ſchulbbaren be Sarg mit Unterfuchung und 
Beſtrafung ex officio allerdings verfahren werden, . Denn wenn gleich der von Euch 
allegirte 8. 691, feine Pönalfanction enthält, fo finder ſich doc felbige in der. allge: 
meinen Vorſchrift $. 780.781. Da indeflen die darauf zu erfennende Strafe das in 
der 2.8.9. Thl. 1. Tit. 35. $. 34. n.], beſtimmte Maaß, wenn nicht befonders er: 
fhmwerende Umftände binzutreten, nicht leicht überfteigen kann: fo: ift in folhen Fällen 
nicht eigentliche Griminal-Inquifition zu eröffnen, fondern nad der Berichrift von fis⸗ 
ealifchen Unterfuchungen zu verfahren, Sind ꝛc. Stengels Beitt. B. IV. ©. 140, 

8.1051. Wer durch gefährliche Bedrohungen des Lebens, oder der 
Gesundheit, unter Umständen, wo deren Erfüllung mit Wahrschein- 
lichkeit zu erwarten war, eine Frauensperson zu seinem Willen nö- 
thigt, gegen den soll Festungsstrafe auf drei bis fünf Jahre statt finden. 

8.1052. Wer mit unwiderstehlicher Gewalt eine Person, die über 
zwölf Jahre als ist, notbzüchtigt, soll sechs- bis achtjährige Festungs- 
strafe leiden. Ä 

$. 1053. Ist die Geschändete unter zwölf Jahren: so hat der Thäter 
acht - bis zehnjährige Festungsstrafe verwirkt. 

$. 1054. Jede an einer solchen, unerwachsenen Person verübte Un- 
zucht wird als Nothzüchtigung angesehen; und, wenn ein eigentlicher 
Zwang zur Gestattung des Beischlafs nicht ausgemittelt ist, mit drei bis 
fünf Jahren Zuchthaus - oder Gefängnissstrafe belegt. 

O. O. v. 9. Rovbr. 1815., betr. bie Beftrafung ber an unerwachfenen Werfonen ver: 
übten Nothzucht. 

Die Beftimmung des $. 1054. Zit. XX. Thl. II. des A.L. R., nach welcher ein 
Unterfchied in der Beftrafung bes dort bezeichneten Verbrechens gemacht wird, je 
nachdem Zwang ftatt gefunden oder nicht, foll fernerhin nicht mehr angewendet, 
vielmehr bei unerwachfenen Perſonen (unter 12 Jahren) jede an ihnen verübte 
Brutalität diefer Art für erzwungen erachtet werden, wenn auch feine Gewalt genen 
fie ausgeübt ift. G. S. S. 207. 

8.1055. In allenFällen wird die Dauer der Strafe, verhältnissmässig, 
bis zu zehn und zwölf Jahren verlängert, wenn die Geschändete, durch 
die an ihr verübte Gewalt, an ihrer Gesundheit erheblich und dauernd 
gelitten hat. 

. 8.1056. Ist der Tod durch die gewaltsame Misshandlung verursacht 
worden: se tritt die Strafe des Schwerdies ein. 

$. 1057. Es macht in Ansehung der Strafe keinen Unterschied: ob 
das Verbrechen gegen eine verheirathete oder unverheirathete Person 
verübt worden sei, 

8.1058. Doch findet verhältnissmässige Minderung der Strafe statt, 
wenn die genothzüchtigte Person schon vorherin:.dem Rufe einer schlech- 
ten liederlichen Lebensart gestanden hat. 

-$. 1059. Uebrigens versteht es sich von selbst, dass, ausser der durch 
. die Gesetze bestimmten Strafe, der Verbrecher der Beleidigten zur 
Privatgenugthuung verpflichtet sei. | 

$. 1060. Wenn die Beleidigten dergleichen Verbrechen nicht rügen, 
und wenn dadurch auch kein öffentliches Aergerniss gegeben worden: 
so findet keine richterliche Untersuchung von Amis wegen statt. 


82 Zweiter Theil. Bwanzigfter Titel, 8. 1061- 


. WM Au. Ehebruch, ’ 
8.1061. Ein jeder Ehebruch wird, jedoch nur auf Antrag des b 
leidigten Ehegatten, mit den im Ersten Titel $. 766. sqq. geordneten 

Strafen geahndet. . 


"8.1062. Wird durch dergleichen Verbrechen eine Ehe wirklich ge- 
trennt:-so soll der Ehemann, welcher sich dessen mit einer ledigen 
Weibsperson schuldig gemacht bat, willkührliche Gefängnissstrafe 
leiden: ' Br { 

‘8.1068. Hat aber eine Ehefrau, durch den mit einer ledigen Manns- 
person getriebenen Ehebruch, zur Trennung der Ehe Anlass gegeben: 
so soll gegen sie Gelängniss- oder Zuchthausstrafe, auf drei bis sechs 
Monäte, stalt finden. | Ä 
8. 1064. Sind in gleichem Falle beide den Ehebruch begehende Theile 
verheirathet gewesen: so haben beide sechsmonatliche bis einjährige 
Gefängniss- oder Zuchthausstrafe verwirkt. 


1) Bescript ». 27. Novbr. 1797,, betr. die Beftrafung des Ehebruchd, wenn beds 
halb Feine Ehetrennung ftattfindet. 

Auf: Eure Anfrage vom 13, d. M. wegen Beftrafung eines Ehebrechers in dem 
Falle, da der befeidigte Ehemann die Ehe mit, feiner Frau forrfegt, ertheilen Wir 
Euch hiermit zur Reſolution; daß, da pofitive Strafen auf den Ehebruh nah dem 
A. L. R. Thl. TI. Tit. 20. $. 1062, seqq. nur in dem Falle verordnet find, wenn durch 
dergleichen Verbrechen eine Ehe getrennt worden, daraus von felbit folge, daf in dem 
entgegengefegten Falle, feine Unterfuchung und Beitrafung fart finde, zumalen auch 
dasjenige, was $. 1308 wegen Stiftung von Uneinigkeiten in Familien verordnet iſt, 
auf den vorgelegten Fall um fo weniger paßt, da bier feine eigenmügige Abficht in 
medio gewefen, und die Ehe nicht wirklich getrennet, folglich feine Uneinigkeit geftifs 
tet —— Hiernach habt Ihr Euch alſo in dem vorliegenden Falle ſowohl, als in 
etwa vorfommenden gleichen Fällen, jederzeit zu achten. Sind ꝛc. 

N. C.C. T.X. ©. 1473. No. 91, de 1797, und Auszug 5. 269, 


2) Bescript ov. 1. Zuli 1801., betr, die Beftrafung bed Ehebruchd nach rechtöFräftig 
getrennter Ehe. z 


Auf Eure Anfrage vom 15. v. M. ertheilen Wir Euch hiermit zur Nefolution, 
daß die Unterfuhung und Beltrafung des Ehebruchs nicht ftatt finden kann, wenn 
nicht yon dem beleidigten Ehegatten vor rechtskräftig erfolgter Trennung der Che 
daranf angetragen worden. Sind x. 


Neues Archiv B. 2. ©. 138. und Stengels Beitr. B. 14, ©, 265,, woſelhſt 
jedod) diefes Nefeript vom 11, Juli 1801 datirt if. 


8.1065. In allen Fällen, wo auf gewisse Arten der Unzucht Crimi- 
nalstrafen verordnet sind, müssen selbige geschärft werden, wenn das 
Verbrechen von einer verheiratheten Person begangen worden, 


Bigamie, 

8. 1066.. Wer vor Trennung einer Ehe wissentlich und vorsätzlich 
eine andere vollzieht, soll mit ein- bis zweijähriger Zuchthaus- oder Fe- 
stungsstrafe belegt werden. | 

8.1067. Auch wer selbst noch unverheirathet ist, aber wissentlich 
eine bereits verehelichte Person heirathet, hat eine sechsmonatliche bis 
einjährige Zuchthausstrafe verwirkt. 

8.1068. Wer sich fälschlich für unverheirathet ausgiebt, und dadurch 
einen Ändern zu einer solchen nichtigen Ehe verleitet, soll mit drei- 
jähriger Zuchthausstrafe belegt werden, 


. 
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Unaattirlichg Sünden . hr u 


8.1069. Sodomiterei und andere dergleichen unnatürliche Sünden, 
welche wegen ihrer Abscheulichkeit hier nicht genannt werden FARDEON 
erfordern eine gänzliche Vertilgung des Andenkens. | 

8.1070. Es soll daher ein solcher Verbrecher, nachdem er ein oder 
mehrjährige Zuchthausstrafe mit Willkommen und Abschied ausgestan- 
den hat, aus dem Orte seines Aufenthalts, wo sein Laster bekannt ge- 
worden ist, auf immer verbannt, und das etwa gemissbrauchte Thier 
getödtet, oder heimlich aus der Gegend entfernt werden. 

C.©. v.19. Januar 1837, daß bie Strafe der Verbannung auf fich befuhen kann, 
wenn ſich dieſelbe als unausführbar darſtellt, ſ. zu 8. 709, dieſ. Fit. 

$.1071. Wer Jemanden zu dergleichen unnatürlichen Lastern ver- 
führt und missbraucht, der ist doppelter Strafe schuldig. 

8. 1072. Machen sich Aeltern, Vormünder, Lehrer oder Erzieher 
dieses Verbrechens schuldig: so soll gegen dieselben vier- bis achtjäh- 
rige Zuchthausstrafe mit Willkommen und Abschied statt finden. 


Dreizehnter Abschnitt. 
Von Beleidigungen der Freiheit. 


Veberhaupt. 

8.1073. Niemand soll ohne Recht die persönliche Freiheit eines An. 
dern beeinträchtigen. 

8.1074. Auch im Falle des Züchtigungsrechts ist keine Yingerö als 
acht bis vierzigstündige Einsperrung erlaubt, 

8. 1075. Landstreicher, Bettler, versteckte Schuldner, flüchtige Ver- 
brecher; ingleichen Personen, welche mit gefährlichen Unternehmun- 
gen umgehen, können so lange, bis die obriekeitliche Hülfe zu haben 
ist, auch von Privatpersonen mit. Gewalt angehalten und festgenommen 
werden. 

8. 1076. Es muss aber die Anzeige oder Ablieferung an die Obrig- 
keit sofort, und längstens binnen vier und zwanzig Stunden erfolgen. 

8 1077. Wer ausser diesen Fällen (8. 1075 und 1076.) und ausser 
seinem Amte, einen Menschen, der seines Verstandes mächtig ist, mit 
Gewalt festhält, einsperret, oder wider seinen Willen zu etwas nöthi- 
get, oder die Vorschriften des $. 1076. übertritt, hat, wenn auch keine 
in den folgenden Gesetzen bestimmte erschwerende Umstände eintre- 
ten, dennoch eine Gefängniss-, Zuchthaus- oder Festungsstrafe von 
vierzehn Tagen bis zu sechs Monaten verwirkt. 

8. 1078. Hat eine dergleichen Beraubung der Freiheit über drei Tage 
gedauert:-se treten die in Ansehung der "Privatgefängnisse ertheilten 
Vorschriften ein. 

Privatgefängnisse, 

$. 1079. Niemand sell, ohne Vorwissen des Staats, Privatgefäng- 
nisse, Zucht- oder Irrenbäuser anlegen. 

8. 1080. Wer sich dessen unterfängt, hat bloss dadurch einhundert 
dis dreibundert Thaler Geld- oder verhältnissmässige Gefängnissstrafe 
verwirkt. 

$. 1081. Wer Jemanden in einem dergleichen Gefängnisse hält, oder 
dahin abliefert, soll, wenn auch keine erschwerenden Umstände eintre- 
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ten, und noch kein Schade entstanden ist, ein- bis zweijährige Festungs- 
oder Zuchthausstrafe leiden, | 

1 & 1082. Hat Jemand dadurch Leben, Verstand oder Gesundheit ver- 
loren : so sollen die S. 797—801. bestimmten Strafen eintreten. 

u Menschenraub. 

8.1083. Wer Kinder ihren Aeltern raubt, oder vorenthält, um sie 
in einer andern Religion zu erziehen, soll so lange zu gefänglicher Haft 
gebracht werden, bis er dieselben wieder herbeischafft. 

8.1084. Diese Strafe kann bei hartnäckiger Weigerung, den Auf- 
enthalt des geraubten Kindes anzugeben, durch Einsperrung bei Was- 
ser und Brot, und durch körperliche Züchtigung geschärft werden. 

8.1085. Auch wenn die Kinder wieder herbeigeschafft worden, und 
keinen Schaden erlıtten haben, soll er dennoch mit willkührlicher doch, 
empfindlicher Leibesstrafe belegt werden. " 

S. 1086. Diese Strafe kann bis zu zweijähriger Zuchthaus- oder Fe- 
stungsstrafe erstreckt; und muss, wenn die geraubten Kinder Schaden 
genommen haben, nach Vorschrift des $. 1082. verschärft werden. 

8.1087. Wer sich der Person eines andern bemächtigt, um durch 
die Entfernung desselben sich gewisse Vortheile zu verschaffen, oder 
ihm, oder seinen Angehörigen, wegen vermeintlich erlittener Belei- 
digung, Unannehmlichkeiten zu verursachen, der begeht einen Men- 
schenraub. 

8.1088. Unbefugte gewaltsame Werber, Bettler und Bettlerinnen, 
welche Kinder stehlen, um sich deren zum Betteln zu bedienen; inglei- 
chen diejenigen, welche sich der Kinder bemächtigen, um sie zu be- 
rauben, machen sich dieses Verbrechens schuldig. 


$. 1089. Wer einen Menschenraub begeht, soll so lange mit Gefäng- 
niss- oder Festungsarrest belegt werden, bis der Geraubte seine Frei- 
heit wieder erlangt hat. 

8.1090. Wird der Geraubte wieder frei: so findet gegen den Räu- 
ber, nach Verhältniss der Zeit, während welcher der Andere seiner 
Freiheit beraubt gewesen, und der übrigen demselben wiederfahrnen 
bessern oder schlechtern Behandlung, drei- bis zehnjährige Festungs- 
strafe, statt. 

8.1091. Ist keine Hoffnung, dass der Geraubte wieder in Freiheit 
— werde: so muss der Räuber lebenswierige Festungsstrafe 

eiden. — 

8. 1092. Diese Strafe wird bis auf zehn Jahre vermindert, wenn der 
Geraubte dennoch wieder frei, oder wenn zuverlässig bekannt wird, 
dass sich derselbe in keiner unglücklichen Lage befinde. 

8. 1093. Dagegen hat der Räuber die Strafe des Schwerdts verwirkt, 
wenn durch den Raub der Tod des Geraubten veranlasst worden, und 
der Räuber die Todesgefahr vermuthen können. 


$. 1094. Uebrigens finden auch bei diesen Verbrechen die Vorschrif- 
ten $. 1082. Anwendung. 
Entführung, 
$. 1095. Wer ein Frauenzimmer wider ihren und ihres Vaters, Vor- 
mundes, oder Ehegatten Willen, in der Absicht, sie um die Ehre zu 
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‚bringen, entfübrt, und die Entehrung wirklich vollzieht: der soll mit 
achtjähriger Festungsstrafe belegt werden. 

8.1096. Ist die Entehrung noch nicht —— und die Entfübrte nicht 
gemisshandelt worden: so findet eine zwei- bis dreijährige Zuchthaus- 
oder Festungsstrafe statt. | 

$. 1097. Ist die Entführte gemisshandelt worden: so soll, nach Be- 
schaffenheit dieser Misshandlungen, und je nachdem die Entehrung 
hinzugekommen ist, oder nicht, eine vier - bis zehnjährige Zuchthaus- 
oder Festungsstrafe erkannt werden. 

8.1098. Ist zu der Entführung wirkliche Nothzucht hinzugekommen; 
oder der Verlust der Gesundheit bei der Entführten dadurch veranlasst 
worden: so soll der Thäter lebenswierige Festungsstrafe leiden. 
S. 1099. Ist durch die Entführung der Tod der Geraubten veran- 
lasst worden: so hat der Entführer die Strafe des Schwerdtes verwirkt. 

$. 1100. Hat Jemand eine Person zwar in der Absicht, sie zu heira- 
tben, und mit ihrer eigenen Einwilligung, aber doch gegen den Willen 
dererjenigen, deren Consens zur Gültigkeit einer Ehe nach den Gesez- 
sen nothwendig ist, entführt: so soll er, je nachdem letztere, ihre Ein- 
willigung in die Heirath zu versagen, an sich mehr oder weniger Grund 
gehabt, mit Gefängniss- oder Festungsstrafe auf sechs Monate bis zu 
zwei Jahren belegt werden. 

$.1101. Erfolgt die Einwilligung obgedachter Personen nach voll- 
brachter That: so findet nur eine willkührliche ($. 35.) Gefängniss- 
strafe statt. 

„1102. Verweigern dieselben ihre Einwilligung: so wird auf den 
Fall, dass die Entführte zugleich entehrt worden, die nach 8.1100. ver- 
wirkte Strafe verdoppelt. 

$-1103. a) Auch soll auf den Antrag dieser Personen ($. 1100.) ge- 
gen diejenige Person, welche sich gutwillig hat entführen lassen, eine 
willkührliche ($. 35.) Gefängniss- oder Zuchthausstrafe erkannt werden. 

‚ 8.1103. b) In allen Fällen, da mehrgedachte Personen die gericht- 
liche Untersuchung eines solchen Vorfalls verbitten, um den grössern 
Nachtheil, welchen das damit verbundene Aufsehen der Familie zuzie- 
pen möchte, zu vermeiden, soll der Richter diesem Gesuche will- 

ahren. 

8.1104. Ist die Entführung einer Person, die nicht unter Aeltern, 
Vormündern u: s. w. steht, wider den eigenen Willen derselben, aber 
in der Absicht, sie zu ehelichen, geschehen: so soll, wenn auch sonst 
keine erschwerende Umstände eintreten, die $. 1100. verordnete Strafe 
verdoppelt; und wenn andere Gewaltthätigkeiten hinzugekommen sind, 
auch in einem solchen Falle die Vorschrift $. 1097. 1098. 1099. beo- 
bachtet werden. Ä 


Vierzehnter Abschnitt. 


Von Beschädigung des Vermögens überhaupt und von 
Entwendung insonderheit. 


Grundsätze. 


8.1105. Niemandısoll, ohne Recht, den Andern an seinem Eigen- 
hume oder Vermögen beschädigen. 
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8.1106. Wer dieses thut, der soll, ausser dem Schadensersätze, ‘je 
nachdem die Beschädigung aus Fahrlässigkeit; oder vorsätzlich, in der 
Absicht sich zu bereichern; oder aus Bosheit, Rache, oder Muthwillen 
zugefügt worden, verhältnissmässige Strafe leiden. 


Fahrlässigkeit. 
$. 1107. Beschädigungen aus Fahrlässigkeit ziehen, ausser demScha- 
densersatze, zugleich Strafe nach sich, wenn der Beschädiger dabei 
gegen ein ausdrückliches Polizeigesetz gehandelt hat. | 


I. Diebstahl. 

8.1108. Wer um seines Gewinns, Vortheils und Genusses willen, 
eine bewegliche Sache aus dem Besitze eines Andern ohne dessen Vor- 
bewusst oder Einwilligung entwendet, der macht sich eines Diebstahls 
schuldig. 

1) Bergl. AL. R. 1.20. 8. 89, und 90, wonach derjenige, welcher wifentlich frembe 
Sachen als feine eigenen verpfänbet, nach ben Eriminalgefegen von Entwendungen beftraft 


werden und gleiche Strafe auch denjenigen treffen fol, welcher wiflentlich fremde Sachen ohne 
Conſens des Eigenthümersd ald Pfand annimmt, 


2) Bergl. jedoch $. 1367. u, flgde, dief. Tit. 

8.1109. In der Natur und Bestrafung des Diebstahls macht es keinen 
Unterschied: ob die Sache dem wahren Eigenthünner, oder einem blos- 
sen Besitzer entwendet worden. 

8. 1110. Auch derjenige, welcher seine eigene Sache einem Andern, 
welchem auf deren Besitz, Genuss oder Verwahrung ein Recht zu- 
kommt, in der Absicht, mit dem Schaden desselben sich Vortheile zu 
verschaffen, entwendet, begeht einen Diebstahl. 


$. 1111. Auch an Sachen, die noch nıcht in dem Besitze einer gewis- 
sen bestimmten Person sich befinden, wird ein Diebstahl begargen, 
wenn die Entwendung ohne Vorwissen und Einwilligung desjenigen 
geschieht, welchem das Recht zukommt, Andere von der Besitzneh- 
mung auszuschliessen. 


Wegen Beftrafung derjenigen, welche einen Fund verheimlichen; f. zu 8. 1192. 
8. 1112. Die Absicht, sich mit dem Schaden eines Andern Vortheil 


zu verschaflen, wird bei einer jeden Entwendung vermuthet. 

8.1113. Doch kann diese Vermuthung schon durch das Verhältniss 
der Personen gegen einander, oder durch die besondern Umstände, 
welche bei der Handlung vorkommen, ausgeschlossen werden. 

8.1114. Ob der gesuchte Vortheil erreicht worden sei, oder nicht, 
macht in der Bestrafung keinen Unterschied, sobald aur der Dieb die 
entwendete Sache in seine Gewahrsam genommen bat. | 


8.1115. Wenn Jemand etwas entwendet, um sich oder Andere aus 
dringender Leibes - oder Lebensgefahr zu retten: so soll der Fall von 
dem Richter höhern Orts, zur Begnadigung des Thäters, angezeigt 
werden. a | 

8.1116. Die Wiederherbeischaffung oder Erstattung des Entwende- 
ten wirkt nur in so weit, als sie freiwillig, ohne Zuthun des Rich- 
ters, und ohne Schaden eines Dritten geschieht, eine Minderung der 
Strafe. . 
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8.1117. Kann die Erstattung, oder der Ersatz, auf andere Weise 
nicht geleistet werden: so ist der Entwender, auf den Antrag des Be- 
schädigten, in einer öffentlichen Anstalt, oder sonst, so lange zu ar- 
beiten schuldig, bis von seinem Erwerbe die Schadloshaltung erfolgen 
kann. 

8.1118. Ist das, was der Verbrecher durch seine Arbeit erwirbt, zu 
dessen nothdürftiger Unterhaltung nicht hinreichend: so muss der Be- 
schädigte, welcher, seines Privatinteresse wegen, auf Verlängerung des 
Verhafts anträgt, das Fehlende zuschiessen. 

8.1119. Ist die Entwendung nicht aus Gewinnsucht geschehen: so 
findet zwar nicht die Strafe des Diebstahls, wohl aber diejenige'statt, 
welche der Thäter nach seiner anderweitigen unerlaubten Absicht ver- 
wirkt hat. (Abschn. 16.) 

8.1120. Wenn Jemand, um sich zu seinem vermeintlichen Rechte 
zu verhelfen, unbefugter Weise Sachen in Besitz nimmt: so treten die 
Strafen der unbefugten Selbsthülfe ein. ($. 157. sqgq.) 

Gemeiner Diebstahl obne erschwerende Umstände, 

8.1121. Ein Diebstahl, welcher ohne Anwendung einiger Gewalt, 
und ohne besonders erschwerende Umstände verübt worden, wird ge- 
meiner Diebstahl genannt. 

8.1122. Gemeiner Diebstahl an Esswaaren oder Getränken, bloss 
zu eigenem Gebrauch des Entwenders, soll nur polizeimässig untersucht 
werden. 

8.1123. Je nachdem blosse Lüsternheit, oder wirkliches Bedürfniss, 
die Veranlassung des Diebstahls gewesen ist, soll körperliche Züchti- 

ung, Strafarbeit auf vier und zwanzig Stunden bis acht Tage, oder ver- 
ältnissmässige Gefängnissstrafe statt finden. 

8. 1124. Anderer gemeiner Diebstahl ist, wenn der Werth des wirk- 
lich Entwendeten fünf Thaler oder weniger beträgt, nur eben so poli- 


zeimässig zu untersuchen, und mit Gefängniss auf acht Tage bis vier 
Wochen zu ahnden. 


Die Führung ber poligeimäßigen Iinterfuchung wegen Fleinen Diebftahla gehört jeboch 
zur Eompetenz ber Gerichte; vergl. Bescript v. 28, Febr. 1820., 0.8. Ann. B. 4. S. 61, 
$.1125. Beläuft sich der Werth oder Betrag des durch blossen ge- 
meinen Diebstahl Entwendeten über fünf Thaler: so soll der Dieb mit 


Strafarbeit oder Zuchthausstrafe von vier Wochen bis zu zwei Jahren 
belegt werden. 


$. 1126. Je nachdem der Werth oder Betrag des Entwendeten hö- 
her oder niedriger; die Verheelung des Diebstahls, nach Beschaffenheit 
der Sache, leichter oder schwerer; und die innere Moralität der Hand- 
lung selbst grösser oder geringer gewesen ist, muss die Dauer der Strafe, 


in jedem Falle, von dem Richter nach obiger Anweisung $. 1125. be- 
stimmt werden. 


1) a) Circularverordnung v. 26, Febr, 1799,, wegen Beftrafung ber Diebs 
ſtähle und ähnlicher Verbrechen. 

Die feit einiger Zeit zunehmende Anzahl der Diebftähle und das immer häus 
figer werdende Entweichen der Verbrecher, machen es nothwendig, die Strafen 
zwedmäßiger zu beflimmen, welche diejenigen gu erwarten haben follen, die ſich 
folder Vergehungen, nach Publikation diefer Verordnung, fhuldig machen. 
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Bet biefer Abänderung der bisherigen Strafgefeße haben Wir die Tandesväter: 
liche Abficht, Unfern getreuen Unterthanen den ruhigen Beſitz ihres Eigenthums zu 
fihern, zur Verhütung des Stehlens und Raubens abſchreckende Beiſpiele aufzu- 
ftellen, die Verbrecher wo möglich zu befiern, und wenn fie feiner Beflerung fähig 
find, für ihre Mitbürger unſchädlich zu maden. 

Diefen Endzwed vollftändig zu erreichen, haben Wir unter heutigem Dato für 
die in Unfern biefigen Refidenzien und deren Bezirk die Criminal» Jurisdictiom 
verwaltenden Gerichte eine befondere Inftruction vollzogen, nach welcher fie unter 
der Auffiht und Mitwirkung einer von Uns ernannten Immediat-Commifflon bie 
ihnen bierunter obliegenden Amtspflichten verwalten follen. 

Diefe Inftruction wird aud fämmtlihen Landes» Jufiz. Collegiis mit dem 
Befehl zugefertigt werben, bis zur Publication der revidirten Cr. D., in ihrem 
Departement nicht allein felbft dasjenige, was ber —— Immediat⸗Commiſſton 
zu thun obliegt, fo viel möglich in Ausübung zu bringen, fondern auch zur Errei. 
hung des beabfichtigten Endzweds ben ihnen fubordinirten Griminal: Gerichten bie 
uörhigen zweckmäßigen Anweifungen zu ertbeilen. 

Dur Beobadhtung der in fothaner Inftruction vorgefchriebenen Verfahrungs. 
art wird es möglich gemacht werden, die Verbrecher leichter zu entdeden, dem Be 
ftohlnen gefhwinder jur Wiebererlangung bes Entwandten zu verhelfen, die Dauer 
der Unterfuchungen abzukürzen, die Abfaffung ber Urtel zu ‚befchleunigen, und das 
Entweichen der Gefangenen oder zur Strafarbeit Berurtheilten zu verhüten. 

So viel nun bie Beflimmung ber Strafen betrifft, ertheilen Wir durch gegen- 
wärtige Verordnung folgende von Unfern ſämmtlichen höhern und niedern Grimts 
nal« Gerichten zu beobadhtende Vorſchriften, welche jedoch in dem zum Reſſort der 
Militair: Gerichte gehörigen Fällen feine Anwendung finden. 

$. 1. Bei Beſtrafung der Diebe und Räuber ift genau zu unterfcheiden, ob ber 
Verbrecher einen gemeinen Diebftahl zum erften, ziveiten oder dritten Male, oder 
unter erfchwerenden Umftänden begangen, eb er ſich eines gewaltfamen Diebftahls 
oder Raubes ein oder mehrmals fchuldig gemacht, an einer Diebesgeſellſchaft Theil 
genommen, oder in ber Abficht, zu ſtehlen oder zu rauben, Teuer angelegt habe. 

$. 2. Erfter gemeiner Diebftahl. 

Wer zum erftienmale eines gemeinen Diebflahls überführt it, wird körperlich 
gezüchtigt, und wenn eine ſolche Züchtigung nicht anwendbar oder für unzureichend 

eachtet werben follte, zur Einfperrung in eine Befjerungs » Anftalt, zum einfamen 
Sefängniffe oder zur Strafarbeit verurtheilt. 

$. 3. Ob die Züchtigung in Peitfhen. oder Ruthenhieben, beftehen, wie hoch 
deren Anzahl zu beftimmen, und ob diefe Strafe mit einem Male, oder in 2 oder 3 
anfeinanderfolgenden oder abwechſelnden Tagen zu vollftreden fei, wird nach den 
in $$.4. bis 7. enthaltenen Anleitungen von den Urtelsfaflern feftgefept. 

$. 4. Bei diefer Feftfegung muß auf Geflecht, Alter, gefunden oder kränklichen 
Körperbau, oder fonftige befondere individuelle Verhältniſſe des Verbrechers gefehen, 
und daher bei der Unterfuchung auch dieferhalb dad Erforderliche zu den Acten ver: 

eichnet werden. Iſt zu beforgen, daß die Züchtigung der Gefundbeit des zu De» 

rafenden nadhtheilig werden könnte, fo wird das Gutachten ded Stadt» oder 
Kreis Phyſici oder Chirurgi eingefordert, und in jedem Fal vom inftruirenden 
— * Vorſchlag beigefügt, welche Art von Züchtigang die angemeſſenſte 
ein wer 

$.5. Die gelindere oder ſtrengere Züchtigung bleibe zwar dem Ermeſſen bes 
Urtelsfafjers Aberlafen, jedoch muß dabei pflichtmäßig auf alles geachtet werden, 
was bei der Unterfuchung ausgemittelt ift, und eine Milderung oder Schärfung 
begründen kann. 

$.6. Gelindere Züchtigung wird bewirkt durch einen vorbergeführten unbe: 
fholtenen Lebenswandel, durch erlittene Unglücksefälle und dadurch entitandenen 
gämiichen Mangel an Erwerbemittel, durch nachgewiefene argliftige Werleitung, 
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durch offenes Geftändniß vor erfolgter Heberführung, durch Geringfügigkeit des 
Seftoblenen, oder deſſen vollftändigen Erfap. 
$.7. Schärfere Züchtigung wird erfannt, wenn ber Verbrecher vor feiner Ver: 
baftung ſchon mehrere Diebftähle begangen, deshalb aber noch Feine Strafe erlitten 
bat, wenn auf eine liftige oder verwegene Art Vorbereitungen zum Diebftahl ge» 
troffen find, wenn das Verbrechen zur Nachtzeit, oder auf einem Markte, oder 
ſonſt bei einem entftandenen Gedränge verübt worden, wenn das Beftohlene von 
beträchtlihem Werth ift, oder feiner Beftimmung gemäß von dem Eigenthümer 
nicht unter Beſchluß gehalten werden fünnen, oder zum allgemeinen Veften, oder 
ur Öffentlichen Verſchönerung ausgeftellt, oder bei eintretender Feuer- oder Waſ⸗ 
Fersnorh gerettet, ober dem Verbrecher felbft zur forgfältigen Aufbewahrung auver: 
traut worden, imgleichen wenn Gefinde feine Herrſchaft, Lehrlinge und Geſellen 
ihren Meifter, ein Hausgenofje ben andern beftoblen; endlich wenn der Verbrecher 
durch hartnädiges Leugnen die Unterfuchung verzögert, oder ohne binreichenden 
Grund wider das eröffnete Urtel ein Rechtsmittel eingewender bat. 

$. 8. Die foldhergeftalt zu beftimmende Züchtigung erfolgt im Gefängnif durch 
einen oder zwei fich ablöfende Gefangenwärter, wobei niemand gegenwärtig fein 
darf, ald nur die Gerichtsperfon, welcher obliegt, den Geftraften zur Befferung zu 
ermahnen, ihm Anweifung Li ertbeilen, wie er fich auf eine redlihe Art ernähren 
fönne, und ihn wegen ber bei fortgefegter Dieberei zu erwartenden Strofen voll. 
ftändig zu belehren. | 

$.9. Wird Lörperlidhe Züchtigung nicht anwendbar oder unzureichend befun- 
den, fo wird ftatt oder mit derfelben auf eine Ginfperrung in eine Befferungs » An. 
ftalt, oder einfames Gefängniß, oder auf Strafarbeit erkannt, und die Dauer diefer 
Strafe nach dem durch die Vorfchriften des U. 2. R. geleiteten Ermeffen der Urteils: 
faffer beftimmt. 

$. 10. Wenn ein zu Beftrafender oder Beſtrafter, der deshalb erhaltenen War. 
nung ungeachtet, aus ber Befferungs » Anftalt oder dem Gefängniffe entweicht, oder 
fi) durch die Flucht der ihm auferlegten Straf» Arbeit entziehet, jo wird derfelbe, 
fobald man feiner habhaft werden kann, wegen dieſer Entweidhung eben fo ge: 
ftraft, ald wenn er eines zum erftenmale begangenen gemeinen Diebſtahls über: 
führt wäre. 

$. 11. Zweiter gemeiner Diebftabl. 

Wenn ein bereits der Dieberei fchuldig befundener, und deshalb nach diefer 
Verordnung oder fonft nach andern gefeplichen Vorſchriſten durch Urtel und Recht, 
innerhalb oder außerhalb Landes Beſtrafter, eines nachher begangenen gemeinen 
Diebftahls überführt, fo wird auf Scharfe Züchtigung und jederzeit zugleich auf Ein- 
fperrung in eine Beſſerungs. Anftalt, oder einfames Gefängniß, oder auf Strafar: 
beit erlannt, Die Dauer der Strafjeit wird nach dem durch obige Vorfchriften 
geleiteten. Ermeffen des erfennenden Gerichts beftimmt, und die Entweichung 
ebenfo beftraft, als wenn der Entwichene ſich eines dritten Diebſtahls fchuldig ge- 
macht hätte, | 

$. 12. Dritter gemeiner Diebſtahl. 

Hat ein bereits zwei» oder mehrmals wegen eines gemeinen Diebflahls Be: 
ſtrafter diefes Verbrechen wiederholt, jo wird nicht allein die Förperliche Züchtigung 
vorzüglich gefchärft, fondern auch auf Einfperrung in eine Beſſerungs- Anftalt auf 
fo lange erkannt, bis die Borgefegten diefer Anftalt fi überzeugt haben, daß ber 
Verbrecher durch die erlittene Strafe wirklich gebefiert worden, daß er im Stande 
fei, ſich auf eine redliche Ars zu ernähren, und daß durch deſſen Freilaffung der 
Öffentlichen Sicherheit nicht gefchadet werde. Nur wenn diefer Fall eintritt, kann 
auf deshalb erftatteten Bericht der Vorgefepten der Beſſerungs Anftalt das Ge 
richt, welches das Strafurtel abgefaßt hat, die Entlaffung nachgeben. 

$. 13. Iſt ein bis zu feiner Beſſerung Verurtheilter entwichen, fo wird derfelbe, 
fobald man feiner habhaft werden kann, deshalb eben.fo beftraft, als wenn er fich 
eines gewaltfamen Diebftahls ſchuldig gemacht hätte. 
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Gleiche Beftrafung erhält der in Hoffnung feiner bewirkten Beſſerung Ent: 
laſſene, wenn er, der deshalb erhaltenen Verwarnung ungeachtet, in der Folge einer 
nachher begangenen Dieberei überführt wird, 

$. 14. Diebftahl unter erſchwerenden Umſtänden. 

Der in 66. 2— 13. feftgefegte Unterſchied, ob der Verbrecher bereitd wegen 
Diebſtahls ein, zwei oder mehrere Male deftraft worden, finder nicht ftatt, fobald 
erfchwerende Umftände hinzu treten: — 

1) wenn der Diebſtahl in Königlichen oder Prinzlichen Schlöſſern, dem Staate 
gehörigen Magazinen, Packhöfen, Poſthäuſern, oder andern öffentlichen Gebäuden 
verübt worden. 

2) wenn Gelder oder Sachen geftohlen worden, welche dem Landesherrn, den 
Prinzen und Prinzeffinnen des Königlichen Haufes, Kirchen, milden Stiftungen 
oder öffentlichen Anstalten gehören, oder den Poften anvertrauet worden. In diefen 
Fällen erfolgt die Beftrafung, wenn das Geftohlene von geringem Werth ift, wie 
bei einem wiederholt begangenen gemeinen Diebftahl $. 11., fonft. aber nad 
6. 12. ebenfo, als wenn der Verbrecher ſchon zweimal wegen Diebſtahls be 
firaft wäre. 

$. 15. Erfter gemwaltfamer Diebftahl. | 

Ein gewaltfamer Diebftahl wird begangen, wenn Einbruch oder gefährliche 
Einfteigen erfolgt, verfchloffene Thüren, Kaften oder andere Bebältniffe durch Nach 
ſchlüſſel, Dietriche oder andere Werkzeuge eröffnet, oder von Poft: und Reiſewagen 
oder andern Fuhrwerken Koffers oder Gepäde von beträchtlihem Werth logge: 
ſchnitten, oder fonft gemaltfam entwendet werden, oder der Verbrecher durch Andros 
bung von Gewaltthätigkeit den Eigenthümer oder Wächter von Verhinderung des 
Diebftable abgehalten, oder um diefen zu verüben, an einen Menſchen Hand angelegt, 
ohne jedoch demfelben irgend einigen Schmerz zuzufügen. 

$. 16. Wer eines auf diefe oder ähnliche Art zum erften Male verübten newalt« 
famen Diebſtahls überführt wird, erhält förperlihe Züchtigung im gefchärften 
Grade, und wird auf ein oder mehrere verhältnißmäßig zu beftimmende Jodre in 
eine firenge Befferungsanftalt eingefperrt, auch daraus nicht eher entlaffen, als bis 
er nachgewiefen hat, daß und wie er fich künftig auf ehrliche Art zu ernähren im . 
Stande fei, 

$. 17. Die Entweichung aus diefer ftrengern Beflerungsanftalt wird einer Ers 
neuerung des Verbrechens gleich geachtet. | 

$. 18. Wiederholter gewaltfamer Diebftabl. 

Wird ein bereits wegen gewaltſamen Diebſtahls Beſtrafter eines nachher be 
gangenen gewaltiamen oder auch fonft nur beträchtlichen Diebftable überführt, fo 
wird auf mehrmalige ftrenge Züchtigung, und fatt einer beftimmten Anzahl von 
Jahren auf Einfperrung bis zur erfolgenden Begnadigung erkannt. 

$. 19, Die Begnadigung eines folchergeftalt verurtheilten Verbrechers wird nur 
alsdann bewilliget werden, wenn auf deshalb erfolgende Anzeige, nach genauer 
Prüfung, überzeugend nachgewieſen ift, daß der Geftrafte mehrere Jahre hindurch 
fi untadelhaft betragen, daß er im Stande fei, fich in der Folge auf eine ordent: 
liche Art zu ernähren, und foldhergeftalt nicht daran gezweifelt werden könne, daf 
der Zwed feiner Befferung vollftändig erreicht fei. 

$. 20. Wenn ein bis zur erfolgenden Begnadigung Eingefperrter aus der Belle: 
rungs» Anftalt entweicht, wird derfelbe, fobald man feiner habhaft werden fann, zur 
Zuchthaus: oder Feltungsarbeit verurtbeilt, und auf eine Zeit von 5 Jahren der 
Begnadigung unmürdig erklärt. 

$.21. Gleiche Beftrafung erhält ein Begnadigter, welcher einer nachher began- 
genen Dieberei überführt wird. , 

$.22. Erfter Raub, 

Als Räuber wird derjenige beftraft, der, um Diebftahl zu begehen, einen oder 
mehrere Menſchen durch Schläge oder durch Binden, Knebein, Verftopfen des Mun— 
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des, oder ſonſtige Mißhandlungen abhält, die beabſichtigte Entwendung zu verbin. 
dern, oder ſich des: Thäters zu bemächtigen. | ‚ch 
. 23. Wer ſich eines Raubes zum erften Male fhuldig gemadt hat, wird, ins 
fofern nicht das A. L;R. in dem eintretenden Falle eine härtere Strafe beftimmt, 
mehrmals auf die geſchärfteſte Art gezüchtigt, und bis zur erfolgenden Begnadigung 
zur Zuchthaus- oder Feftungsarbeit verurtbeilt. > 

$. 24. Entweicht ein folcher zum erſten Male beftrafter Räuber, oder begeht 
derfelbe, nach erhaltener Begnadigung, einen abermaligen beträchtlihen Diebitahl, 
fo verwirkt er dadurd die Strafe lebenswieriger Zuchthaus» oder Feſtungsarbeit. 

6.25. Wiederholter Raub, | 

Wird ein bereits wegen Raubes Beftrafter eines nachher verübten Raubes über: 
führt, fo wird derfelbe, infofern nicht auf das begangene Verbrechen nach dem 
A. L. R. eine härtere Strafe beftimmt ift, öffentlich geftäupt, für ehrlos erklärt, mit 
dem Brandmark im Geficht bezeichnet und zur lebenswierigen Einfperrung in eine 
Feſtung verurtheilt, wo dergleichen Verbrecher von allen anderen Gefangenen abge 
fondert für die menſchliche Gefellihaft unſchädlich gemacht werden. 

6. 26. Diebes: Gefellfchaften. 

Diejenigen, welche überführt worden, daß fie mit mehreren eine Verbindung 
eingegangen find, um Diebftahl als ein gemeinfchaftliches Gewerbe zu betreiben, 
werden, fobald fie bei einem von der Diebesgefellichaft verübten Diebftabl felbft 
Hand angelegt, oder dabei durch Wachehalten bebülflich gewefen, eben fo beftraft, 
als wenn fie fih eines Raubes fhuldig gemacht hätten. $. 22— 25. 

$. 27. Feuer: Anlegen. 

Wenn jemand überführt wird, in der Abſicht, zu ftehlen oder zu ranben, Feuer 
angelegt zu haben, fo wird berfelbe, wenn der Brand gezündet, mit den für Räuber 
beftimmten Strafen $.22— 25. belegt, in fofern nicht nach den Vorfchriften des 
A.L. R. eine härtere Strafe verwirkt worden. 

Hat der Thäter vor dem Ausbruch des Feuers die That bereuet, und diefen 
Ausbruch felbft verhindert, fo foll die unvollendet gebliebene Brandftiftung nur eis 
nem Diebitahl unter erfchwerenden Umftänden $. 14. gleich geachtet werben. 

$. 28; Diebesheblerei. 

Wer wiffentlic einem Diebe in Aufbewahrung oder Verheimlichung der geſtoh— 
lenen Sachen bebülflich ift, ihm in feiner Wohnung einen Zufluchtsort geftattet, 
oder ihm fonft Gelegenheit verfchafft, fein Verbrechen zu verbeimlichen, ſich der 
Verbaftung zu entziehen oder aus der gefänglichen Haft zu entweichen, wird eben 
fo beftraft, als wenn er einen gemeinen Diebftahl felbft begangen hätte. 

Macht fi jemand in Aniebung von Räubern, Diebesbanden oder Brandftif- 
tern, einer ſolchen wiflentlihen Theilnahme fchuldig, fo wird er, dem Befinden nach, 
fo geftraft, als wenn er einen gewaltfamen Diebftahl verübt hätte. $. 15. 

$. 29, Ankauf oder Verpfändung geſtohlner Sachen. 

Wegen derjenigen, welche wiſſentlich geftohlne und geraubte Sachen Kaufen 
ober als Pfand annehmen, verbleibt es bei den Vorſchriften des A.L.R. 

$. 30. Verfälfhung von Münzen, Urkunden ꝛc. und anderer Betrug. 

Gleichmäßig hat es wegen derjenigen, welche falfches Geld münzen, Kaffenbeu- 
tel oder Urkunden verfälichen, Stempel oder Siegel nachmachen, oder andere ähn- 
liche Betrügereien verüben, zwar für jegt annoch bei den im A. L. R. enthaltenen 
Beftimmungen fein Bewenden, jedoch müffen die Gerichte bei kleinern Vergehungen 
biefer Art, nach der Analogie gegenwärtiger Verordnung zugleich auf körperliche 
Züchtigung, und ftatt der Zuchthaus » oder Feftungeitrafe auf Einfperrung in eine 
Beflerungs»Anftalt, und dei ſchwerern Verbrechen jederzeit mit darauf erfennen, 
daß der Verbrecher, nach geendigter Strafjeit, auf fo lange in eine Arbeits: Anftalt 
gebracht werde, bis man von feiner Beflerung verfichert und überzeugt ift, daß feine 
Entlaſſung keine gefährlichen Folgen haben werde, 


592 Zweiter Theil. Bwanzigfter Titel. $T126. 


- 531. Ein freventlicher Bettler, welcher mit: Gewalt in Wohnzimmer ein: 
dringt, oder durch Drohungen Almofen zu erpreffen ſucht, foll eben fo beftraft 
werden, als hätte er einen gemeinen Diebftabl- begangen. Iſt die mündliche oder 
friftlihe Drohung auf Feueranlegen oder Mifhandlungen gerichtet geweſen, fo 
wird daburdy die Strafe eines gewaltfamen Diebſtahls verwirkt. $. 16, 


$. 32. Allgemeine Verweiſung auf die Vorfchriften des A. L. R. 

Sollten bei Anwendung der in gegenwärtiger Verordnung enthaltenen Bor: 
fhriften Zweifel und Bedenken überhaupt, umd befonders darüber entftehen, in 
wiefern es auf die Beftrafung Einfluß habe, ob Verbrechen diefer Art vorfäglich, 
oder gelegentlich begangen, oder nur beabfichtet, oder nur zum Theil ausgeführt, oder 
vollbracht worden; fo haben bie Gerichte fich das A. L. R. zur Richtſchnur dienen 
zu laffen, und nach der Anweifung deffelben zu erkennen. | 

Damit auch diefe Verordnung zu jedermanns Wiſſenſchaft gebracht werde, ift 
ſolche unverzüglid den Zeitungs.» und Sntelligenzblättern jeder Provinz als Bei⸗ 
lage beizufügen, und diefe Bekanntmachung von Zeit zu Zeit zu wiederholen ; auch 
find gedrudte Eremplare an den von der Polizei jeden Orts auszjuerfehenden 
ſchicklichen Orten öffentlih auszuhangen. 

N. C. C. T.X. S. 2249. Nr. 9. de 179. 


b) Bescript ». 25. Zuni 1799, und 7, Octbr. 1799., betr. bie Anwendung ber 
Strafbeftimmungen der Verordnung v. 26, Febr. 1799, bei kleinen polizeimäkig au bes 
ftrafenden Diebftählen. 

Die, wegen Beftrafung der Diebftähle und anderen ähnlichen Verbrechen unter 
26. Febr. d. 5. erlaffene Berordnung kann und foll in Anfehung der Grenzen der Ge 
richtsbarkeit nichts andern. 

Dahingegen finden die darin ertheilten Vorfchriften eben ſowohl bei den, in Eurer 

Anfrage vom 7. Zunid. J. erwähnten kleinen poligeimäßig zu beftrafenden, als bei 
—— Diebſtählen Anwendung, und werden eben bei den kleinen Diebſtählen von 
en wohlthätigſten Folgen fein. Ihr habt daher die in dergleichen Sachen erkennen⸗ 

den Gerichte anzumeifen: die im gedachter Verordnung beftimmten Strafen körperli—⸗ 
her Züchtigung und Strafarbeit, zu welder Tegteren ſich gewöhnlich Gelegenheit dar— 
bieten wird, fonft aber Gefängniß zu fubititwiren ift, in Anwendung zu bringen; auch 
befonders darauf Rüdficht zu nehmen, daß bei wiederholten Verbrechen diefer Art die 
Strafen verhältnißmäßig gefhärft werden. Hieran geſchieht Unfer an Wille. ıc, 
Berlin, den 25. Juni 1799. Amel. Arch. B. 3. ©. 342, 


Auf Eure Anfrage vom 9. v. M. ertheilen Wir Euch hiermit zur Refolution: daß 
die Verordnung, wegen Beftrafung der Diebftähle vom 26. Febr. 1799, unbedenklich 
auch auf folhe Kleine Diebereien anwendbar ift, welche polizeimäßig geftraft werben 
müffen. Eben bei ſolchen Eleinen Diebereien ift es vorzüglich zwedmäßig, die Sache 
durch Förperlihe Züchtigung abzumachen. Hierbei läßt fi aber nicht eine nad) dem 
Betrage des Diebitahls zu beftinmende Zahl von Peitihenhieben feftfegen, fondern 
es bleibt richterlihem Ermeſſen überlaffen, mit Rüdficht auf die Conſtitution des 
Berbrechers in jedem vorkommenden Falle zu arbitriren, welche Züchtigung dem Ber 
gehen angemeffen fei. 

—— würde es der Abſicht ganz entgegen fein, wenn die Untergerichte in fo 
geringfügigen Sachen die Erkenntniffe zue Betätigung einfenden follten. Die Strafe 
muß hell auf die That folgen, und der Verbrecher nicht Jange von dem Berriebe 
feiner Berufsgefhäfte abgehalten werden. 

Um defwillen ift die förperlihe Züchtigung der Gefängnißftrafe vorgezogen worden, 
und Ihr müßt Euch dahin beftreben, daß der hierbei von Uns Allerhöchſt beabſichtigte 
heilſame Endzweck erreicht werde, ꝛc. 

Berlin, am 7. Detbr. 1799. Stengels Beitr. B.9. ©. 279, 


2) Bergi. Rescript v. 23, Mai 1812,, wegen Einfchränfung der Pörperlichen Büchtis 
gung auf Berfonen der unterften Bolfsklaffe; Rescript vo. 7. Decbr. 1827., daft in Fällen, 
wo auf Ubelöverluft erfannt wird, die Börperliche Züchtigung wegfällt; C.©. v. 29. März 
1833,, betr. die Nufhebung der Förperlichen Züchtigung bei Berfonen weiblichen Geſchlechts; 
€. O. v. 9. Octbr. 1833, und Bescript v. 21. Auguſt 1834., betr. bie Nusfchliehung ber 
Zörperlichen Züchtigung, ald Strafverfhärfung, bei freiwilligem Geſtändniſſe; Er. O. 
8. 408., wegen Unftatthaftigfeit der Lörperlichen Züchtigung bei einer au ferordentlis 
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ben Strafe;. Sazrtifel 31., wonach gegen Soldaten, Lanbwehrmänner. und Kriegörefer: 
viften Förperliche Züchtigung nur nach vorheriger Berfegung in bie zweite Klaſſe bed Soldas 
tenftanbes zuläffig, und nicht in Beitfcheuhicben, fondern in Stockſchlägen befteht; O. O.v. 
14. Mai 1811. wegen Aufhebung ber nicht Öffentlich geſchehenden körperlichen Züchtigungen 
in Fällen, wo auf lebenöwierige Freiheitöberaubung erfannt wird, 

(f. zu 8. 90, dief. Tit unter. TI.) 

3) In Betreff des zu erfennendben Verlufts der Nationalcocarde, des Rational: Militairs 
QAbzeichend oder Landwehrfreuzes, ber Kriegsdenkmünze und Dienftauszeichnung,, fomwie in 
Betreff des Berluftö der Orden, des Adels, des Batronats, ber Gerichtöbarkfeit und der Stand⸗ 
fchaft, bed Bürgerrechts, der Faufmännifchen Rechte, bed Amts, der Titel und Wenfionen, 
vergl. die zu 8.90. dieſes Titeld unter No. IV. und VI, abgedruckten Berorbnungen. 

4) a) In Betreff ber wegen Diebftabld gegen Soldbatenzur Anwendung Fommenbden 
Strafen f. riegsartifel 43—4T., deögl. O. O. v. 2. Sepibr. 1821., wegen Beftrafung bes 
von Militairperfonen begangenen dritten Diebftahls; C.@. v. 3, Febr. 1825., wegen Bes 
ftrafung der VBeruntreuung des Futters bei Militairdienftpferden. O. ©. v. 1. Octbr. 1829, 
betr, die Beitrafung von Diebftählen an Sachen eines Kameraden, und O. O. v. 30. Zuli 
1835., wegen Beftrafung der von Militairperfonen begaugenen Diebftähle an nicht unter 
Aufficht ſtehenden Gegenftänden. 

f. an 8. 463, dieſ. Tit. 

b) Zn Betreff ber Nusftohung und Gntlaffung aus dem Bolbatenftande, Berfegung in 
bie aweite Kioffe des Solbatenftandes, und Degradation beurlaubter LZanbwehrmänner, 
Kriegöreferviften und Trainfoldaten, und bie gegen foldhe zur Unwenbung kom: 
menden Strafen überhaupt; f. bie zu $. 90, dieſ. Tit. unter VII. abgebruckten Berordnungen. 

8.1127. Wenn ein Erbe aus einer liegenden oder noch ungetheilten 
Erbschaft etwas entwendet, um sich dadurch mit dem Schaden seiner 
Miterben, oder der Erbschaftsgläubiger, einen Vortheil zu verschaffen: 
so muss er nicht nur vollkommenen Ersatz leisten, sondern auch den 
doppelten Werth der entwendeten Sache der Armenkasse als Strafe 
erlegen. 


8.1128. Kann er diese Geldstrafe nicht aufbringen: so muss er als 
ein gemeiner Dieb bestraft, und dabei auf die Quantität dessen, was 
durch den Diebstahl den Miterben und Gläubigern entzogen werden 
sollen, Rücksicht genommen werden. 

8.1129. Entwendet der Erbe eine zum Vermächtniss bestimmte Sa- 
che: so ist er deshalb einem andern Diebe gleich zu achten. 

8.1130. Uebrigens ist der, welcher gemeinschaftliche Sachen ent- 
wendet, in Ansehung dessen, was ihm »icht gebührt, als Dieb an- 
zusehen. 

$. 1131. Wenn ein Handlungsgesellschafter den andern bestiehlt: 
so ist die That einem Hausdiebstahle ($. 1137. sqq.) gleich zu achten. 

8. 1132. Wie einer, welcher sich gefundene Sachen widerrechtlich 
zueignet, zu bestrafen sei: ist am gehörigen Orte bestimmt. (Thl. 1. 
Tit. 9. $. 70—73.) | 

1) Berg. A... 1.9.8.73,, wonach derjenige, welcher auf Befragen bed Richter® 
einen Fund abläugnet, ald Dieb beftraft wird. 

2) C©.©®.v. 23. Zuli 1633,, betreffend die Beftrafung ber widerrenhtlichen Zueignung ber 
bei den Hebungen der Urtillerie verfchoffenen Eifenmunition, 

Auf Ihren Bericht vom 19. Zuli ec. verordne Ich hiermit: | 

1) Niemand ift befugt, die bet den Uebungen der Artillerie verfchoflene Eifen- 
Munition, welche er an den Schiefplägen oder deren Umgebung findet, fi 
onzueignen. Liefert er biefelbe aber an das Artillerie-Deport oder bie Milli. 
tair-Behörde ab, fo erhält er für die noch brauchbare Eifen- Munition eine Ver: 
gütigung von zwei Pfennigen für jedes Pfund. | 
Mannkopff Allg Landrecht VL. 38 
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2) Wer dergleichen gefundene Eiſenmunition ſich widerrechtlich zueignet, iſt 
der Unterſchlagung fremden Eigenthums ſchuldig, und ſoll, wenn der Werth 
des Unterſchlagenen ſich nicht über Fünf Thaler beläuft, mit Geldbuße bie 
u Zwanzig Shalern, oder im Unvermögensfall mit Gefängniß bie zu einem 
eonat, ei einem höhern Werthe aber mit Gefängniß von einem bis zu ſechs 
Monaten beftraft werden. | 

3) Die Abfiht des Zueignens ift, in Ermangelung des Gegenbeweiſes ſchon 
gegen denjenigen anzunehmen, welcher die gefundene Eifen-Munition länger als 
acht Tage an ſich behalten hat, ohne der Militair- Behörde diefelbe abzuliefern, 
oder wenigftens von der Auffindung Anzeige zu machen. 

4) Wer wiffentlich dergleichen gefundene Eifen-Munition ankauft, hat ebenfalls 
die Strafe des $. 2. zu gemwärtigen. 

5) Der unvorfichtige Ankauf folder Cifen- Munition hat Geldbuße bis zu 
Funfzehn Thalern, oder im Fall der Thäter unvermögend ift, Gefängniß bis zu 
drei Wochen zur Folge. 

6) Mit eben diefen Strafen ($. 5.) foll auch derjenige belegt werben, wel. 
her ſich ermweislich, länger als acht Tage, im Beſitz von Eifen-Munition, wie 
fie zu Gefchügen der Preußiſchen Artillerie gebraucht wird, befindet, ohne über 
den redlihen Erwerb ſich ausweiſen zu können. Außerdem foll der bei ihm ge 
fundene Vorrath diefer Munition Lonfiszirt werden. 

7) Bei den im $. 5. und 6, begeichneten Vergeben wird die Unterfuhung, 
nach Analogie des $. 1122. Thl. 2. Zit. 20. des A. L. R., nur polizeimäßig ge 
führt. ®. ©. ©. 86. 

8.1133. Entwendungen, welche unter Aeltern und Kindern, unter 
Ehegatten, oder unter Geschwistern vorgefallen sind, sollen als Dieb- 
stahl nicht angesehen, noch von Amtwegen untersucht und bestraft 
werden. 

8.1134. Ein Gleiches gilt von andern Anverwandten, welche sich in 
einer gemeinschaftlichen Hauswirthschaft befinden. 

8.1135. Nicht minder von Diebstählen, welche von Pflegebefohlnen 
und Zöglingen an ihren Vormündern, Pflegevätern und andern Erzie- 
hern, oder an deren Hausgenossen begangen worden. 


Bescript v. 27. Zuli 1811., baf die Beftimmungen 88. 1133 — 1135, IL 20. bes 
A. E. NR. nurvon gemeinen Diebftählen zu verftehen feien. 
os Der Eriminal« Senat des (Tit.) frägt in dem Bericht vom 22. v. M. dar 
über an: 
ob der $. 1133. Tit. 20. Thl. IT. des A. L. R. nur von gemeinen oder aud von 
gewaltfamen Diebftählen zu verfiehen fei? 
mit der Anzeige, daß die Majorität des Collegii die oben erwähnte Gefegftelle nur 
auf den gemeinen Diebflahl angewendet wiſſen wolle. Diefer Meinung muß ber 
ſtizminiſter beitreten. Es ergiebt ſich deren Nichtigkeit nicht allein aus dem $. 1136, 
c., welcher ſich auf die $$. 1133. —1135, bezieht, und worin ausdrüdlih nur des 
ar Diebftapls gedacht wird, fondern die nachgeſehenen Materialien des 
. L. R. beweiſen au ganz ar, daß dem $. 1133, 1. c. obgleich darin von Entwen- 
dungen im Allgemeinen die Rede ift, doch abiichtlih feine Stelle unter denjenigen 
Vorſchriften angemwiefen worden if, welche nach dem Marginale bei $. 1121. vom ge« 
meinen Diebftahle ohne erfhwerende Umftände handeln. Hieraus folgt, daß die 
Dispofition des $. 1133. auf einen unter Eltern und Kindern vorgefallenen gewaltfa- 
men Diebftahl nicht angewendet werden fünne, und daß alfo, weun das Kollegium ber 
Meinung if, daß der von der Witwe L. und ihrem Sohne begangene Diebitahl ein 
gewaltfamer fei, die Unterfuchung wider bie Inculpaten fortgefegt werden müſſe. 
Wird hiernach die Fortfegung der Unterfuchung verfügt, fo kommt es bei dem 
vorliegenden Falle auf die Beantwortung der zweiten in dem Berichte aufgeftellten Ant« 
trage: ob der Richter eine, feiner Ueberzeugung nach, wider die Gefege eröffnete Une 
ferfuhung durch ein Decret niederfchlagen konne, nicht weiter am Die bejahende 
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Beantwortung dieſer Frage hat übrigens fein Bedenken, da die Er. O. aus welcher 
die Minorität das Gegentheil herleiten zu können glaubt, den Fall einer gefegmähig 
eröffneten Unterſuchung vorausfegen, deren Niederfchlgung in der Regel nur von 
Seiten bes Landesherrn erfolgen fanın. Hoffmanns Repert. der Crim. Gef. S. 71. 


$. 1136. Wird aber die Entwendung ven demjenigen gerügt, unter 
dessen Hauszucht der Verbrecher steht: so muss dieselbe an dem Thä- 
ter, gleich jedem andern gemeinen Diebstahle bestraft werden. 


Bescript ». 15. Febr, 1796,, betr, die Beftrafung der Theilnehmer an bem erimen 
amotionis. 

Wir wollen Euch auf Euren allerunterthänigften Bericht vom 1. d. M. hierdurch 
zu Eurer Direction nicht verhalten: daß in den darin von Euch angezeigten Fällen 
zwar, da die Theilnahme und Heblerei nicht denuncirt werden kann, ohne das Crimen 
amotionis felbit zu rügen, nah Borfchrift Unfers U. L. R. Part. II. Tit. XX, $. 1156, 
die Unterfuhung der Strenge nach gegen den Amoventen und die Complicen zugleich 
würde gerichtet werden müſſen. Inzwiſchen würde daraus die Folge entftehen, daß 
dergleichen Verbrechen auch gegen die Theilnehmer in der Pegel immer unterdrückt 
werden würden, welches für den Staat um fo fchädlicher ift, als diefe Theilnehmer 
wenn fie gleich bei der Sade nur eine fubalterne Rolle zu fpielen fcheinen, doch ge⸗ 
meiniglih die Verführer der Hauptthäter find, und von folhen Sehlereien ein ges 
meinfhädliches Gewerbe machen. 

Wir authorifiren Euch alfo hierdurch, auch in Fallen, wo gegen den Amoventen 
feine Unterfuhung verlangt, vielmehr diefelbe ausdruͤcklich abgelehnt wird, folhe den: 
noch gegen die angezeigten Thellnehmer zu richten, wobei es fi vom ſelbſt verfteht, 
daß der Amovent felbit, jedoch nur zum Behuf der Ausmittelung des Facti gegen dieſe 
Inculpaten, zugezogen werden muß. Sind ic. N.C.C.T.X. S. 83, No. 12, de 1796, 


Mit erschwerenden Umständen, 

8.1137. Kleine Hausdiebstähle, welche von Gesinde und Hausgenos- 
sen an demjenigen in dessen Lohn und Brote sie stehen, oder an des- 
sen Hausgenossen verübt worden, ist der Richter von Amts wegen zu 
untersuchen, und zu bestrafen nicht schuldig. 


8.1138. Es stehet dem Hausvater frei, den Entwender seines Dien- 
stes sofort zu entlassen. (Tit. 5. $. 120.) 


8.1139. Wird aber der Diebstahl von ihm gerügt; so soll auf Straf- 
arbeit oder Gefängnissstrafe nach Vorschrift des 8.1122, 1124. erkannt; 
und diese Strafe durch eine mässige körperliche Züchtigung, am Anfange 
und Ende derselben, geschärft werden. 


1) Bescript v. 14, Rovbr. 1796., nebit Bericht, betr. den Begriff ded Hausdiebſtahls. 

Am 11, Juli d. 3. wurde der Raſchmachergeſelle und verabſchiedete Soldat Johann 
Gottfried Garten wegen verübten Diebftahls Hei ung zum Arreſt gebracht, die Unter: 
fung den 14, deffelben Monats angefangen, und den 29. Sepibr. d. J., nachdem 
folhe durch Correſpondenz mit andern Gerichten einige Wochen verzögert worden 
war, gefhloffen, auch die Acten, dba Inculpat der fchriftlihen Vertheidigung entſagt 
hatte, deffelben Tags zum Spruch vorgelegt. 

‚Wir haben den Inculpaten zn fechsmonatlicher Feltungsarbeit, salva fama, verur⸗ 
theilt, überreichen das Erkenntniß zur allerhöchſten Beftätigung, und bitten zugleich 
allerunterthänigft um den möthigen Annahmebefehl. 

Wenn übrigens der ꝛc. Garten während des Diebftahls bei der Damnificatin in 
Schlafſtelle gelegen, und wir gleihwohl diefen Diebitahl nicht für einen Hausdiebftahl 
erachtet, folglich nicht auf Willkommen und Abfchied erfannt haben; fo müflen wir 
bierbei allerunterthänigft bemerken, daß wir wegen einer Verſchiedenheit der Meinun⸗ 
Fl unferm Collegio die gelindere Meinung, bis zu näherer allerhöchften Ent 

eidung: | 
ob der $. 1137. hier feine Anwendung finde? ⸗ 
vorzuziehen für unſere Pflicht erachtet haben. 

Diejenigen Mitglieder des Collegii, welche dafür halten, daß dieſer Fall nicht 
unter dem gedachten Geſetz begriffen ee, führen folgendes an: 


— 
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Das Geſetz erfordere zu einem Hausdiebſtahl: 


1) daß der Thäter in Lohn oder Brod fiche, entweder 
a) als Gefinde, d. h. als gemeiner Dienftbote, z. B. Knecht, Magd, Bebien- 


ter ꝛtc. 
b) als Hausgenoffe, d. h. Hauscaplan, Hauslehrer, Haushofmeifter, Handlungs: 
diener, Handwerks⸗Geſelle 1c.; 
2) daß der Diebftahl begangen worden fei 
ea) an demjenigen, in deffen Lohn oder Brod der Dieb ftand, nämlid an dem 
Hausvater felbft, oder  . 2 ER — 
b) an deſſen vorhin erwähnten und anderen dergleichen zu feiner häuslichen 
Geſellſchaft gehörigen Hausgenofien. 
Diefe Erklärung — fügen fie hinzu — werde durch dem folgenden $. 1138. aufer 
Zweifel geieht, wo es heife: , 
* ſeht dem Hausvater frei, den Entwender feines Dienſtes fofort zu ent 
aſſen.“ 
Da dieſe Vorſchrift wiederſprechend ſein würde, wenn ſich das vorhergehende Gefep 
auch auf ſolche Perſonen, welche nicht in Lohn oder Brod des Hausvaters fichen, 
ſondern nur bei ihm in Schlafſtelle liegen, oder gar nur überhaupt in deſſen Hauſe 
wohnen, erſtrecken ſollte. 
Die gegenſeitigen Vota bemerken hingegen folgendes: 
I, Zu einem Hausdiebftahl werde erfordert: 
1) daß er von Gefinde und Hausgenojien begangen werde, 
2) daß diejenigen, an denen er begangen worden, entweder 
a) in Lohn oder 
b) in Brod des Hausvaters geftanden, 
e) oder deffen Hausgenoffen — 
Der Ausdruck: Hausgenoſſe, ſtehe indeſinitive da, müſſe daher universaliter verftan- 
den werden, und könne wenigſtens eben ſowohl ſolche, welche im Lohn oder Brod 
des Hausvaters, als ſolche, welche mit ihm in einem Hauſe oder gar in einer Stube 
wohnen, bedeuten; und es ſpreche der gewöhnliche Redegebrauch für dieſe Aus— 


legung. 
A Sei nach der obigen Auslegung fein Grund vorhanden, warum fi das Geſetz 
außer dem Ausdrude: 

„Diebftähle, welhe vom Gefinde ꝛc.“ 
auch noch des Beifages: 

„und Hausgenoffen begangen ꝛc.“ 
bedienen follte, wenn bloß folhe, welche entweder im Lohn ober Brod des Hausva— 
ters fiehen, einen Hausdiebftahl begehen Fünnten; der Unterſchied zwifchen Lohn und 
Honorarium liege nur in den Worten, nicht in der Sache; und wenn man auch aus 
Höflichkeit den Lohn eines Hauslehrers ꝛc. nicht Lohn, fondern Honorarium zu nen— 
nen pflege, und den Hauslehrer, Hanscaplan 2. nicht unter dem Namen Gefinde 
pet: fo könnten diefe höflihern Ausdrüde in der Sache felbit feinen Unterſchied 
machen. 

IT. Wolle man den Ausdrud: 

„oder deffen Hausgenoſſen“ 
bloß auf Diebftähle, welche Gansgenoffen an einander begingen, 5. B. auf den Dieb: 
ftahl einer Hausjungfer an dem Hauscaplan, der Kammerjungfer an dem Haushof— 
meifter, eines Gefellen an einem Mitgeſellen, eines Bedienten an feinem Cameraden, 
beziehen ; fo würde zu der Anftellung einer folchen Klage die Einwilligung des Haus: 
daters erforderlich fein, und feine der angeführten Perfonen ohne diefelbe Tagen kön— 
nen, weil nad dem $. 1139. Hausdiebftähle nie von Amtswegen, fondern mur ale: 
dann, wenn fie vom Hausvater gerügt worden, unterfucht werden follen. Hiernach 
würde alfo die Befugniß, fein Recht verfolgen zu dürfen, von der bloßen Willkühr 
eines Dritten abhängen, ohne von dieſem Dritten, nämlich dem Hausvater, eine Ent: 
N ung fordern zu konnen. Gleichwohl fei fein einziges Geſeß vorhanden, weldes 
em Gefinde, wegen Diebſtahls unter ſich felbft zu klagen, verbiete. Wolle man um- 
ter dem Ausdrud: — 

„deſſen Hausgenoſſen“ 

die bei dem Hausvater wohnenden Verwandten verſtehen; fo würde es nicht nur hart 
ein, auch deren Klagen gegen das Gefinde von der Willtühr des Hausvaters ab- 
hängen zu laffen, fondern ein folder Hausdiebſtahl im gedachten Siune twürde 
alsdann auch offenbar mit einem Diebftahl unter Blutsverwandten verwechfelt werden 
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Was den ans dem $. 1138. hergenommenen Einwand anlange, fo verſtehe es ſich 
von ſelbſt, dab diefer mur von den verfhiedenen Gattungen folcher Hansdiebflähle rede, 
welde von demjenigen begangen worden, die im Lohn oder Brod des Hausvaters 
fiehen, und es fei petilio prineipii, wenn man diefe Borfhrift auch auf Diebftähle 
gegen Hausgenoffen ausdehne. 

Bei diefer — — der Meinungen halten wir uns für verpflichtet, Ew. 
Königl. Majeſtät um Beſtimmung der Richtigkeit der einen oder andern Auslegung 
allerunterthänigſt zu bitten. ꝛc. Berlin, den 3, Novbr. 1796, 

Wir wollen Euch bierdurd nicht verhalten, daß die von Euch in dem Uns in Un— 
terſuchungsſachen des verabſchiedeten Mousquetiers Johann Gottfried Garten, wegen 
verübten Diebitahls, unterm 3, d. M. erftatteren Berichte zuerft angeführte Meinun 
in Anfehung der Hansdiebitähle, wornah auch im gegenwärtigen Falle erfannt if, 
von Uns gebilligt wird. Berlin, den 14. Novbr. 1796, 

N.C.C, T,X. S. 1905. No, 32, des Nachtrags 1798, 


2) Bescripte v. 25. Septbr. 1794, 7. April 1805, und 7. Novbr. 1812., betr. die Un⸗ 
terfurchung wegen Sausbiebftabla nnd die Zuläffigkeit ber Surüdnahme der Denunciation. 

Es haben ſich hier verſchiedentlich Fäl’e ereignet, dab Eltern, VBormünder und 
Brodherrichaften bei uns Diebitähle demunciirt haben, die von ihren Kindern, Pflegbe- 
fohlnen und Dienftboten an ihnen verübt worden. 

Mehrere von ihnen haben ihre angebrachten Denunciationen entweber noch vor er 
öffneter Unterfuhung, oder während, aber vor dem Schluß derfelben, und andere 
felbit nah ergangenem Erkenntniſſe zurücdgenommen, und erklärt, daß fie die Beſtra— 
fung des Denunciaten nicht verlangten. Da das A. L. R. Thl. I, Tit. 20. $. 1133., 
1135. und 1137, befieblt, daß folhe Diebitähle nicht von Amtswegen, fondern, nad) 
der Verordnung des $. 1136. und 1139,, nur in dem Falle, wenn fie von dem Dam 
he erügt“ worden, unterjucht und beftraft werden follen; fo find wir zweifel- 

aft geblicben: 
ob unter dem Ausdrucke des Gefeges_ „rügen” die bloße Denunciation zu ver: 
ftehen, und demnächſt der Nichter diefe Diebftähle, fobald der Damnificat die- 
felben denumeiirt hat, fofort unterfuchen und betrafen müſſe, 
1 


ob den Eltern, Vormündern und Brodherrſchaften auch noch das Recht zuſtehe, 
während der Unterſuchung oder nach derſelben vor vollſtreckter Strafe ihre Des 
nunciation zurücdzunehmen, und zu verlangen, daß die Unterfuchung niederſchla⸗ 
en und der Verbrecher von der Strafe ‚befreit werde? | 
und wie es in diefen verſchledenen Fällen mit der Tragung der Koften zu halten. ze. 
Berlin, den 6. Auguft 1795, 


Ihr habt in Enrem Berichte vom 6.9. M. angefragt: 

wie in den Fällen, wenn Eltern, VBormünder und Brodherrfhaften bei Euch 

Diebſtaͤhle anzeigen, die von ihren Kindern, Pflegbefohlenen und Dienfiboten an 

ihnen verübt worden, ber in Unferm A. L. R. vorkommende Ausdrud: „rügen”, 

zu verftehen fei? 
und Wir wollen Euch hierauf zu Eurer Direction hierdurch nicht verhalten, daß, fo lange 
die Sache noch in den Terminis einer bloßen Anzeige beruht, die Eltern ıc, zu deren 
Kerriegung um fo weniger gezwungen werden Tonnen, als es ohnehin nicht in der 
Gewalt des Richters fteht, jemanden wider feinen Willen ad denunciandum zu nd: 
tbigen, und es fich vorausfegen läßt, daß unter folhen Umftänden eine ex officio Je 
perbängenbe Unterfuhung in den meiften Fällen ohnehin von feinem Grfolge fein 
würde. 

Wenn aber eine gehörig fubftantüirte Denunciation vorhanden, und noch vielmehr, 
wenn die Unterfuchung jchon wirklich eröffner it; fo fann die Fortſetzung und recht⸗ 
liche Beendigung derfelben durch das Zurüdtreren der Denuncianten nicht hinterſtellig 
gemacht werden, Sind ꝛc. Gegeben Berlin, den 25. Sepibr. 1795. 

N. C. C. T.IX. ©. 2615. No. 52, de 1795, 


hr habt in Eurem Berichte vom 28, v. M. die Unterfuchuugsfache gegen die Ge: 
fhwilter ıc. betreffend, angefragt: 
ob Ihr im fünftigen Fällen diefer Art nah dem im diefer Sache ergangenen 
Neferipie vom 26, März d. J. oder nach dem Refcripte vom 25, Septbr. 1795. 
verfahren foller? , 
Wir befheiden Euch darauf, daß es im Allgemeinen als Regel bei den Neferipte 
vom 25. Septbr. 1795 verbleiben fol; wenn aber fr-he motivirte Fälle vorkommen, 


oder 
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wie der mit dem Gefchwiftern ac. ift, fo fol zur Prüfung an das Criminal: Departe 
mient berichtet werben, ob eine Ausnahme zu ftatniren if, Berlin, den 7. April 1805. - 


Neues Arhiv B.4. ©, 72. 


Die in dem Berichte vom 3.d. M., betreffend die Beftrafung der Hausdiebftähle, 
enthaltenen Anfragen werden dahin beantwortet: 

. 2) Bei größeren Hausdiebftählen oder bei folchen, bei denen der Werth des Ent 
wendeten mehr als 5 Rihlr. beträgt, tritt das richterlihe Verfahren von Amts we—⸗ 
gen ein, fobald zur Veranlaſſung einer Unterfuhung überhaupt, gefeglihe Gründe 
vorhanden find. Die Erklärung des Hausvaters, daß er den Diebitahl nicht rügen 
wolle, und die Unterfuchung verbitte, Tann die Einleitung und Fortfesung bderfelben 
nicht hindern, da nur bei kleinen Hausdiebſtählen die Nüge des ———— zum rich 
terlihen Verfahren erforderlih if. Wenn in einzelnen Fällen die Einmifhung des 
Richteramts in häusliche Angelegenheiten'wider den Willen des häuslichen Vorſtehers als 
unbequem erfcheint; fo ift zu erwägen, dab es bier auf das allgemeine öffentliche 
Intereſſe anfommt, bei deſſen Beforderung das Privar: Intereffe zurückſtehen muß. 
Nur in den Fällen der $$. 1133 — 1135. Tit. 20. Thl. 1. des A. 2. R. bat der Geſetz⸗ 
a das Privat: und Familien-Intereſſe für fo wichtig gehalten, um die Beitrafung 

es Diebftahls, ohne Rücdficht auf den Werth des Entwendeten, von der Rüge einer 
Privarperfon abhängig zu mahen. Bei größeren Hausbdiebftählen ift dagegen das 
dffentlihe Intereffe für überwiegend angenommen worden, und biernad findet bei 
diefer Art von Berbrechen das im Allgemeinen vorgefchriebene Verfahren Statt. 

2) Bei der Frage: 
ob kleine Hausdiebftähle, weldhe an einem Hausgenoffen begangen worden, 
auch alsdann unterfucht werden müffen, wenn nur der beftohlene Hausgenoffe, 
nicht aber der Hausvater, den Diebftahl rügt? 
ift die Meinung derjenigen Mitglieder des Collegii, welche diefe Frage verneinen, die 
richtige. Sie wird nicht allein durch die ausdrückliche Vorſchrift des $. 1139. 1. c. des 
A. L. R., fondern au dadurd begründet, daf nur dem Hausvater gegen die im fei- 
nem Lohne oder Brote fiehenden Perfonen das Recht der häuslichen Polizei zufteht, 
und jeder Hausgenoffe, welcher mit dem Hausvater in ein ſolches Verhältniß getreten if, 
fid) auch feiner Hauspolizei unterwerfen muß. v. K. J. B. J. ©. 272, 


3) Bescript so. 20. Auguſt 1814., betr. die Befugnif des Lehrherrn, einen von dem 
Lehrlinge begangenen Hausdiebſtahl zu rügen. 

Dem Criminal: Senat des Königl. O. L. Ger. zu Stettin wird auf ben, wegen 
des Handlungs:Lehrburfhen N. unter dem 4. d. M. erftatteren Bericht, hiermit zu er: 
kennen gegeben, daß ein in die Lehre eines Kaufmanns gegebener junger Menfch, über 
welchen der Erſtere alle Rechte des Vaters, Erziehers und Lehrers ausübt, als ein 
Zögling desjenigen angefehen werden muß, dem er auf diefe Weife anvertraut worden 
ift, und dad, wenn ein folher einen Diebftahl begeht, die Unterfuhung und Beftra 
fung deffelben nad; $. 1135. Tit. 20. Thl. I, des UL, N. nicht anders, als auf bie 
Nüge und den Antrag des Lehrherrn erfolgen fann. In NRüdfiht auf den ꝛc. N. 
hat deſſen Lehrherr, der Kaufmann R,, einen folhen Antrag bei dem competenten 
Gerichte nicht angebracht, vielmehr die Unterfuhung und Beitrafung verbeten. Hier: 
nad hat e8 bei der Verfügung vom 23. v. M., melde fih nicht auf Milde, fondern 
auf die gefeglihen Vorſchriften gründet, fein Bewenden. v. K. J. B. 3. ©. 286, 


8.1140. Bei grössern Hausdiebstählen wird die an sich verwirkte 
Strafe des gemeinen Diebstahls nicht nur um die Hälfte der Dauer, 
nämlich von sechs Wochen bis auf drei Jahre, verlängert; sondern 
auch mit Willkommen und Abschied geschärft. 


* T) Bescript v. 14. Novbr. 1796,, betr, ben Begriff des Hausbiebftahls, f. ang. 1139, 
ef. Tit. 


2) Gesetz ». 14. Upril 1824, wegen Beftrafung ber Schiffer und Fuhrleute, welche ſich 
ei Beruntreuung ber ihnen zum Transport anvertrauten Güter ſchuldig machen, f.au 8. 1354, 
ef. Tit. 
8.1141. Eine gleiche Verlängerung und Schärfung der Strafe soll 
erkannt werden, wenn Sachen, die nicht unter genauer Aufsicht und 
Verwahrung gehalten werden können, entwendet worden. 
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8. 1142. Diese Strafe findet also statt, wenn in Feuers-, Wassers- 
oder Kriegsnoth, an den geretteten, oder vor dem Feinde geflüchteten 
Sachen ein gemeiner Diebstahl begangen worden. 


8.1143. Ferner alsdann, wenn ein solcher Diebstahl an Thieren auf 
der Weide; an Ackergeräthschaften, die auf dem Felde stehen zu blei- 
ben pflegen; an Bienenstöcken, oder an Feld- und Gartenfrüchten, 
die noch nicht gesammelt sind, verübt wird. 


S. 1144. Ein Gleiches findet statt, bei Entwendungen des im Walde 
oder an der Ablage stehenden, so wie des Schwemm- und Flöss- 
holzes. 


1) a) C.©®. v. 22. Zult 1832,, betr. die Beftrafung bed Diebftahls an Sachen, die nicht 
unter genauer Aufficht gehalten werben Fönnen. 

Zur Vefeitigung der Zweifel über die Strafe des Diebſtahls an Sachen, bie 
nicht unter genauer Auffiht und Verwahrung gehalten werden können, feße Ich, 
auf den Bericht des Staatsminifteriums vom 13. d. M., hierdurch deflaratorifdy 
feft: daß der im A.L. R. Thl. I. Zit.20. $$. 1137 — 1140. bei dem Hausdieb- 
ftahle gemachte Unterfchied zwiſchen großen und Beinen Diebſtählen, auf die in 
6$. 1141 — 1144. a. a. D. bezeichneten Diebftähle an Sachen, die nicht unter ges 
nauer Aufſicht und Verwahrung gehalten werden können, feine Anwendung finde, 
diefe Diebftähle vielmehr, ohne Rüdfiht auf den Werth des entwendeten Gegen: 
ftandes, jederzeit mit der im $. 1140, 0.0. D. beftimmten Strafe belegt werben 
follen. _ G. S. ©. 19. 


b) C.®. vom 20, April 1835,, betr, die Beftrafung bed Diebftahls an Sachen, welche 
nicht Einen Thaler an Werth erreichen und von Feldern, aus Gärten oder von andern nicht uns 
ter genauer Aufficht und Berwahrung ftehbenden Orten entwenbet worben. 


Nah Meiner Order vom 22. Juli 1832. (G. S. S. 195.) findet der im 
A. L. R. Thl. 11. Tit. 20. $. 11371140. gemachte Unterfchieb zwiſchen großen 
und Meinen Hausdiebftählen auf Diebſtähle von Sachen, welche nicht unter ge 
nauer Aufſicht und Verwahrung ($. 1141.) gehalten werden können, keine An- 
wendung. Auf Ihren Bericht vom 8.9 M. und nah Ihrem Antrage will 
Ich jedoch bierdurd genehmigen: daß, wenn ber Gegenftand des Diebftahls 
nicht einen Thaler an Werth erreiht und von Feldern, aus Gärten oder 
von andern nicht unter genauer Auffit und Verwahrung lebenden Orten entwandt 
worden ift, in diefem Falle nur die Strafbeftimmungen der $$. 1122 — 1124. 
Tit. 20. Thl. II. des A. L. R. eintreten follen. G. S. S. 46. 


ec) O. O. v. 30. Zuli 1835,, betr, die Anwendung vorſtehenber E. O. auf Militair⸗ 
perfonen; f. au $. 463, bief. Tit. 


d) Bescript ». 31. Octbr. 1835., betr. bie Anwendung ber O. O. v. 20, April 
1835, bei dem Diebftahle an gefälltem Solze und an Nutzvieh. 


Durch das Nefeript vom 18.9. M. hat der Juſtiz-Miniſter die in dem Berichte 

des (Tit.) vom 7. deffelben Monats vorgetragene Anficht, 
daß die Allerh. C. O. vom 20. April d. J. betreffend die Beftrafung der Dieb: 
ftähle an Saden, welche nicht einen Thaler an Werth erreihen und von Fel 
dern und Gärten, oder von andern nicht umter genauer Aufjicht und Verwah— 
rung ftehenden Orten entwendet werden, 

ſich nicht lediglich auf den $. 1141, fondern auch auf die $$. 1142—1144, des Straf: 

rechts bezieht, gebilligt. . 

Es folgt hieraus, wie das Kollegium gleichzeitig ausgeführt hat, nicht, daß alle 
und jede ſchweren Diebftähle bei Gegenftänden, deren Kerh nicht einen Thaler er. 
reiht, nur mit der niedrigeren Strafe nad) der Allerh. Order vom 20. April d. T. zu 
belegen find; indeß fcheint es doch nicht gerechtfertigt, von der Anwendung diefer Allerh. 
Drder diejenigen Diebftähle auszufchließen, welhe das Geſetz über die Beftrafung der 
Holzdiebitähle vom 7. Tuni 1821 im $. 32. und die C. D. vom 4, Auguſt 1832 
8 — 202,) bezeichnen, und die das (Tit.) im ſeinem Berichte ſpeciell hervorge⸗ 

oben hat. i 


* 


600 Zweiter Theil. Zwanzigſter Titel. $. 1144. 


Denn in jenem Geſetz $. 32. wird wegen der Beftrafung ausdrücklich auf die 
$. 1140— 1144. des Strafrechts verwiefen und die Ordre vom 4. Auguſt 1832 beftimmt, 
daß die darin bezeichneten Diebftähle ftets fo beftraft werden follen, als wären fie an 
Sachen verübt, die nicht unter genauer Aufjiht und Verwahrung gehalten werden 
konnen. Eine fpätere geſetzliche Beſtimmung, welche die $$. 1140-1144. des Straf: 
rechts modificirt, und die Strafe des Diebitahls an Sachen, die nicht unter genauer 
Aufſicht und Verwahrung gehalten werden Tönnen, bei Gegenftänden unter einen 
Thaler herabfegt, muß alfo auch norhwendig auf die Beftrafung der Diebftähle nad) 
jenen Special-Gefegen von Einfluß fein. 

Gen, Yet. des Juſtizm. Landrecht Nr. 6, Vol. 6, Fol.121. 


e) Bescript v.13.Rovbr. 1835., daff die ©. ©. v. 20. April 1835. nur den erften 
Pleinen Diebitahl betrifft. 


Der Zuftigminifter theilt zwar die Anſicht des Kollegii über die Beftrafung des 
zweiten und ferneren kleinen Diebftahls, fowie es auch richtig it, daß die Allerh. C. O. 
vom 20, April d. 3. nur den eriten kleinen Diebſtahl betrifft, kann aber dem Krimis 
nal:Senate als erfennenden Behörde, in diefer Hinficht feine Anweiſung ertheilen. 

Die Meinungsverfchiedenheiten bei Beftrafung der Diebftähle werden durch die 
Geſetz-Reviſion beſeitigt werden. 

Gen. Act. des Juſtizm. Landrecht Nr. 6. Vol. 6. Fol. 122, v. 


D) Bescript v». 16, Novbr. 1835., betr. die Nichtanwendung der C. O. v. 20. 
April 1935. auf den vierten Holzbiebftahl. 


‚ Dem Königl. D.2. Ger. wird auf den Beriht vom 23, Septbr. d. J. hierdurch 
eröffnet, wie der Zuftisminitter der in dem Berichte näher morivirten Anſicht der 
Mehrheit des Eollegiums vollfommen dahin beittitt, 

daß die Allerh. C. O. vom 20. April d. J. auf den vierten Holzdiebftahl Feine 

Anwendung findet, und an der im $. 30. des Gefeges vom 7. i 1821 ohne 

alle Rücficht auf den Werth des geſtohlenen Holzes feitgefegten befondern Strafe diefes 
Verbrechens durch jene Drdre nichts geändert ift. 

Het. des Zuftiznt, Gen. F. No, 52, Vol, II, Fol. 275. 


g) Bescript o. 12. Zuli 1833., betr. die Beftrafung des Diebftahls aus Kartoffel: 
gruben auf dem Felde, 
. Dem Königl. O. 2. Ger. wird auf die Anfrage in dem Berichte vom 29. v. M., 
uber die Anwendbarkeit des $. 1141. Tit. 20, Thl. II, des A. L. R. auf Diebftähle 
aus Kartoffelgruben, welche auf freiem Felde angelegt find, hiermit eröffnet, 


dad der Juſtizminiſter der Anſicht derjenigen Mitglieder des Collegiums bei: 
tritt, welche einen folhen Diebftabl als einen Diebitahl unter erſchwerenden 
Umptänden anfehen, und die Strafbeftimmmung des $. 1141, resp. der Declara: 
tion vom 22. Juli 1832, (G. S. ©. 195.) daranf anwenden wollen. 

Die Richtigkeit diefer Anſicht ergiebt fi: 


1) aus dem Zweck der Strafbeftimmung des 8, 1141, Diefer ift fein anderer, als 
folgen Sachen, die, weil fie nicht unter genauer Aufficht und Verwahrung gehalten werden 
fonnen, der Entwenbung mehr als andere ausgefegt find, einen größern öffent: 
lihen Schuß zu gewähren. Kartoffeln, welche auf offenem Felde in bedeckten Gruben 
aufbewahrs werden, find in der Regel eben fo Teicht, und oft noch Teichter zu entwenden, 
als ſolche, die noch gar nicht ausgegraben find, und die, mac ben im $. 1143. q. a. O. 
aufgeitellten ‚Beifpielen, unbedenklich zu den Saden zu zählen find, an welchen ein 
Diebftahl unter erfchwerenden Umſtaͤnden verübt wird, | 

2) Nicht die Unmöglichkeit, dergleihen Sachen überhaupt zu beauffichtigen und zu 
verwahren, bedingt die Anwendung des $. 1141., wie der eine Theil des Collegiums 
annimmt, fondern die Unmöglichkeit, dies ohne befondere Anftalten zu bemerkitelligen, 
alfo die Schwierigkeit einer genauen Auffiht und Verwahrung. Dies zeigen alle in 

‚1142. — 1144. a. a, D, gebrauchten Beifpiele, wie der Diebftahl an Er ie 
haften auf dem Felde, an Thieren auf der Weide; eine abfolute Unmöglichkeit iſt 
in feinem biefer Kalle vorhanden. Die Schwierigkeit einer gemauen Aufſicht über 
Kartoffelgruden in offenem Felde liegt aber zu Tage, 


3) Bei der Frage über die Zweckmäßigkeit einer folhen Deelaration der Straf: 
beftimmuug in den SS. 1I41—1144. a. a. D.: mie fie die Allerh. C. D. von 22. Juli 
1832 enihalt, fam auch gerade der bier vorliegende Fall zur Sprade. Zur Meortivi- 
ung derſelben gegem die Anſicht, daß die SS. LL4AL— 1144. noch einen Unterſchied 
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zwifchen großen und Pleinen Diebftählen, wie bei Hausdiebſtählen machten, wurde 

nämilich bemerft: 
Nicht felten fomme der Fall vor, daß Diebftähle an dem nicht unter genauer 
Aufſicht und Verwahrung gehaltenen Gegenftänden an fih unbeträchtlich feien, 
dadurch jedoch bedeutender Schaden verurfaht werde. Dahin gehören z. B. die 
Fälle, wenn die in bedediten Haufen auf offenem Felde aufbewährten Kartoffeln 
und andere Wurzelgewächfe geitohlen würden, ie theilweile Wegnahme der 
Bedeckung von den beftohlenen Haufen geftatte nun dem Froite und andere 
ungünftigen Witterungs-Greigniffen das Eindringen in diefelbeit, und das Ver— 
derben des ganzen, viele Wispel enthaltenden Haufens fei alfo nur zu oft Folge 
eines an fi) nubedeutenden Diebſtahls. Das Strafmaaß des gemeinen “Dieb: 
ftahls und deifen Verfhärfung um die Hälfte gewähre gegen dergleichen Liebel 
feinen genügenden Schug. 

Auf diefes Motiv ift auch bei den weiteren Verhandlungen ein befonderes Gewicht gelegt 

worden, und des Königs Majeftät haben die darauf geftüsten Anträge gebilligt. 

4) Wenn diejenigen, welche die 'entgegengefegte Meinung vertheidigt haben, ſich 
daranf berufen, daß im $. 1143. a. a. O. das Geſetz bei Anflähhung der — er⸗ 
ſchwerenden Fälle ausdrücklich zwar die Feldfrüchte, aber nur die noch nicht geſam— 
melten erwähne, folglich alle gefammelte ausſchließe, fo it dagegen nur zu bemerken, 
daß das Geſetz überhaupt nur Beifpiele aufzähle, andere Fälle alfo nicht ausſchließt. 
Nach jenem Beifpiel it Diebftahl an noch nicht gefammelten Feld- und Gartenfrüd- 
tes jedesmal eim erfhmwerender, ohne daß es auf nähere Grwägung der Umftände 

nkommt. Bei gefammelten Feldfrüchten muß aber erft näher beurrheilt werden, ob 
fie in dem vorliegenden Falle zu den im $. 1141. bezeichneten Sachen gerechnet wers 
den koͤnnen. v. K. J. B. 42. S. 188, 
h) Reseript o. 22. Febr. 1833., betr. den Diebſtahl an Feld: und Gartenfrüchten 

zur Befriedigung eines augenbliclichen Gelüſtes oder Bedürfniſſes. 

Der Juſtiz⸗Miniſter triet der Unfiht des zweiten Senats dahin bei, daß derjenige, 
welcher noch nicht eingeſammelte Feld» oder Gartenfrüchte bloß zum eigenen Ge: 
brauch und zur Befriedigung eines — Gelüſtes oder Bedürfniſſes ſtiehlt, 
nicht nach dem $. 1143, Tit. 20. Thl. I, des A. L. R. und der C. O. vom 22. Juli 
v. J., ſondern vielmehr nach den $$. 1122. und 1123. a. a. O. zu beftrafen iſt. 

Gen. Act. des Juſtizm. Landrecht Nr. 6. Vol. 6. Fol. 5. 
2) C.O. v. 4. Huguft 1832., wegen Beitrafung des Diebitahld an Pferden, Zug: und Laſt⸗ 
thieren und Nutzvieh. 

Nah dem Antrage ded Staatsminifteriums will Ich die Verordnung zur Vers: 
bütung der Pferdediebftähle, vom 28. September 1808. hiermit aufheben, und da: 
gegen feitfegen, daß jeder, nicht nur an Wferden, fondern überhaupt an Zug: und 
Laſtthieren, imgleihen an Rind», Schaaf und andern Nutzvieh begangene ge» 
meine Diebitahl, ftets fo beftraft werden fol, als wäre derfelbe an Sachen verübt, 
die nicht unter genauer Aufficht und Verwahrung gehalten werden fünnen. Zreten 
jedoch andere Umftände hinzu, welche gefeglic, eine ſtrengere Beftrafung nach fich 
ziehen, fo ift diefe legtere zur Anwendung zu bringen. ®.©. ©. 202. 


3) a) Gesetz v. 7, Zuni 1821,, betr. die Beftrafung des Holzbiebftahls, 
‚.. Die bisherigen Gefege wider die SHolzdiebftähle haben theils wegen ihrer 
Verschiedenheit und Unbeſtimmtheit, tbeils auch wegen des in Anwendung ge 
brachten gewöhnlichen richterliben Verfahrens, weldes weder mit der Natur 
noch mit der großen Menge der zur Unterſuchung kommenden Vergehen diefer 
Art in angemeffener Beziehung fteht, die beabfihtigte Wirkung nicht erreicht. 
Um von diefer Seite die neuerlih zur Beförderung eines regelmäßigen Forft- 
bausbalts, und zur Sicherung eines nachhaltigen Grtrages der Forften netroffe: 
nen Anordnungen zu ergänzen, verordnen Wir daher, nah erfordertem Gutach⸗ 
ten Unfers Staatsraths, für deu gefammten Umfung Unſerer Monarchie, auch 
diejenigen Provinzen und Landestheile nicht ausgenommen, in welchen das 
A. L. R. noch keine gefeplihe Kraft bat, mit Aufhebung aller früheren, über 
diefen Gegenftand ergangenen Beſtimmungen, fowebl überhaupt, ald auch der 
in den Forſtordnungen deshalb enthaltenen Vorfchriften infonderbeit, wie folgt: 
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6.1. Die Strafe des einfachen, mit keinen erſchwerenden Umſtänden beglei- 
teten Holjdiebftahls befteht, neben dem Erfag des tarmäßigen Werthsé des ent« 
wendeten Holzes und neben den Pfandgeldern, wo ſolche obfervanzmähig berge- 
bracht find, in der Erlegung bes vierfadhen Betrages jenes Werths, welcher 
dem Waldeigenthümer anheim fällt. 

$.2. Wenn der Diebftahl zur Rachtzeit verübt worden ift, tritt die Strafe 
bes ſechsfachen Werths ein. 

$.3. Auch bei der Wiederholung des Vergebene zum zweiten: und dritten: 
mal, nad erfolgter Beftrafung bes früheren Diebftabls, ſoll die im vorftehen: 
den $. 2. beftimmte Strafe eintreten, und wenn die wiederholte Entwendung 
zur Nachtzeit gefcheben ift, diefelbe um den achtfachen Werth beftraft werden. 

$.4. Wenn der Holzdieb nicht vermögend ift, die Geldftrafe ganz oder zum 
Theil zu erlegen, tritt Gefängnißftrafe ein, wobei Fünf Thaler Geldftrafe achttägi- 
gem Gefängniß der Regel nach gleich geachtet werden. 

$.5. Diefe Gefängnifftrafe kann nady der Wahl des Waldeigenthümers, nach 
befien jedesmaligem Bedürfniß, in Forftarbeit von gleicher Dauer verwandelt wer: 
den. Wegen der Art der Forfturbeit, wegen des etwa zu ihrer Berrichtung anzu: 
‚wenden Zwanges, und der dabei eintretenden Auffiht, werden, mit Rüdficht auf 
die Verfchiedenbeit der einzelnen Provinzen, befondere Beftimmungen von den Re 
gierungen und Randes-Fuftiztollegien erlaffen werden. 

Der Walbdeigenthümer ift, wenn er die Strafarbeit wählt, verpflichtet, den 
bierzu Berurtheilten während der Dauer derfelben nothdürftig zu verpflegen, und ift 
wegen des Maaßes und ber Art der Beköftigung gleichfalls das Nöthige in der vor. 
gedachten Art befonders zu beftimmen. Bei der Gefängnißftrafe hingegen liegt die 
Verpflegung des Berurtbeilten dem Waldeigenthümer, als folhem, nicht ob, fon- 
bern felbige ift, wenn der Berurtheilte ſich nicht felbft zu verpflegen vermag, als eine 
Laft der Gerichtsbarkeit zu betrachten, und aus denfelben Fonds zu leiften, aus 
welchen andere Strafgefangene leichterer Art verpflegt werden müffen. 

$.6. Die Unterfuhung und Beftrafung der Holjdiebftähle fteht dem gewöhnli— 
‚hen Gericht, in deſſen Bezirk der befhädigte Forft gelegen ift, zu, wenn es aud 
fonft zur Ausübung der peinlichen Gerichtsbarkeit nicht befugt if. In denjenigen 
Theilen der weltlichen Provinzen, wo die Volizeigerichte der Friedensrichter vorhan⸗ 
den find, wird diefen Gerichten die Unterfuhung und Beftrafung übertragen. 

$.7. Auf die Gefängnißftrafe und Forftarbeit wird fogleich für den etwanigen 
Unvermögensfall mit erkannt. 

$.8. Dei der Inſtruktion und Entſcheidung foll folgendes abgekürzte Verfah⸗ 
‚ren eintreten. 

$.9. Es foll dazu bei jedem Gericht ein fefter, zu beftimmten Seiten wiederkeh⸗- 
BR Gerichtstag ein für allemal beftimmt, und folcher öffentlich befannt gemacht 

- werben. 

$. 10. Bei den in Tollegialifcher Form beftehenden Gerichten fol zur Abhaltung 
biefer Gerichtstage und zur Aburtelung der auf denfelben vortommenden Holjdieb» 
ftäble, ein Abgeordneter des Gerichts als Forftrichter beftellt, und diefem ein Ge 
richtsſchreiber beigegeben werden. 

$. 11. An dieſen Gerichtstagen übergeben die auf Unſern Forften angeſtellten 
verwaltenden Forfibedienten dem Gericht ein zwiefaches Verzeichniß fämmtlicher, in 
ihren Revieren vorgefallenen Holzdiebftähle, welches in tabellarifcher Form und 
fortlaufenden Nummern, die Anzeige 

1) des Namens, Gewerbes und des Wohn: und Aufenthaltsorts des Entwenders; 
2) des Begenftandes und bdeffen tarmäfigen Werths; 

3) der näheren Umftände, als der Zeit und des Orts der Entwendung und Gr. 
tappung; ob die Entwendung zum erftenmale oder wiederholt und bei Nachtzeit 
verübt; ob fie mit Gewalt und Widerfeglichleit bei der Betreffung verbunden ſei ıc. 
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4) ber Zeugen und fonftigen etwanigen Beweismittel, falls der Forftbeamte 
die —— nicht ſelbſt ausgemittelt hat, und der etwa abgepfändeten Sa: 
‚un 


8 —— befondere Kolonne zu dem weiterhin ($$. 13. 26. und 33.) bemerkten 
wecke, 

enthalten muß. Died Verzeichniß kann entweder von dem Oberförſter oder dem 
Unterförfter aufgeftellt, muß aber im erften Falle von dem Unterförfter, welcher ben 
Holzdiebftahl entdedt hat, mit unterfchrieben werden. 

$. 12. Ein Eremplar diefes Berzeichniffes bleibt bei dem Gerichtsprotofoll, und 
das andere Eremplar wird den Forftbeamten, fobald der Richter in felbigem die 
fünfte Kolonne ausgefüllt hat ($- 26.), zurüdgegeben. 

6.13. Auf den Grund dieſes Verzeichniffes muß das Gericht, und bei den Wo» 
lizeigerichten in den weftlichen Provinzen das öffentlihe Minifterium, die Anges 
geihuldigten zu dem mächften Gerichtstage durch den Berichtediener oder Ge 
richtsvollzieher mittelft eines den DBorzuladenden einzubändigenden abfchriftlichen 
Auszjuges, aus dem tabellarifchen Verzeichniß vorfordern laffen. Der Gerichtediener 
oder der Gerichtsvolljieher befcheinigt in der fünften Kolonne des bei dem Gericht zu⸗ 
rüdbletbenden Verzeichniſſes die gehörig geichehene Worladung, mit Angabe der Per 
fon, welcher der Auszug des Verzeichniffes zugeftellt worden, und des Tages, an 
welchen es geſchehen if. Die Behändigung der Ladung darf nicht in den legten 
acht Tagen vor dem Gerichtstage geichehen, widrigenfalls darauf fein Kontumatials 
Erkenntniß ergeben kann, oder dem erfcheinenden Angefchuldigten, auf deſſen 
— 5— die Vertagung bis zum folgenden Gerichtstage nicht verweigert wer⸗ 

n darf. 

§. 14. Der Forſtbeamte, welcher die Holjdiebſtaͤhle entdeckt und ausgemit- 
telt hat, muß unaufgefordert an dem Gerichtstage zugegen ſein, und die etwa 
abgepfändeten Sachen dem Gericht übergeben. 

§. 15. An jedem Gerichtstage wird ein fortlaufendes Protokoll über die 
—— Holjdiebftähle, mit Bezug auf die Nummer des Verjzeichniſſes, 
geführt. ‚ 

$.16. Zuvörderſt werden bie erfchienenen Angefchuldigten einzeln vorge 
nommen, und bei einem jeden wird fofort das Erkenntniß mündlich ausgeſpro⸗ 
hen und zum Protokoll niedergeichrieben, worauf zur Wernehmung und Aburtes 
lung der Folgenden auf gleiche Weife übergegangen wird, 


6. 17, Alsdann werden gegen die Nichterfchienenen die Entichädigung und 
Strafe in contumaciam feftgefegt und. protofollir. Jedem derfelben wird der 
ibn betreffende Auszug des Protokolls abichriftlih, mit der Unterfchrift des 
Gerichtsſchreibers beglaubiget, behändigt, und ſolches durch den Gerichtediener 
oder GSerichtevollzieher auf gleiche Weife, wie $. 13. gemeldet, am Rande des 
Protokolls vermerkt. 

$. 18. Das von jedem Geridhtstage befonders zu führende Protokoll wird 
am Schluſſe vom Richter und Gerichtsfchreiber und den anmwelenden Korftbeam- 
ten unterzeichnet. In den weitlichen Provinzen geichieht folches ebenfalls von 
den, das öffentliche Minifterium bei den Polizeigerichten verfehenden Beamten. 

$.19, Wenn der am Gerichtstage anweſende Angefchuldigte die That in 
Abrede ftellt, fo genünt die Angabe des gehörig beeidigten Forſtbedienten, wel: 
her ihn aus eigener Wahrnehmung der That bezüchtiget, zu feiner Verurthei⸗ 
lung, falls er nicht feine Unfhuld durch einen gefeplich zuläffigen Gegenbeweis 
auszuführen vermag. Died muß aber am anftebenden Berichtstage gefcheben, 
und er des Endes entweder feine DVertheidigungezeugen freiwillig geftellen, oder 
binnen den ihm ($. 13.) freigelaffenen acht Tagen deren Worladung bei dem 
Richter auszuwirken. ’ 

6.20. Jeder Forfibeamte, welchem die Ausmittelung der Holzdiebftähle und 
deren Anzeige obliegt, fol darauf vor dem Gericht, bei welchem er in diefer 
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Eigenſchaft zu erfäheinen hat, oder, falls fein Nevier in mehrere Gerichtsbezirke 

fällt, bei dem Gerichte feines Wohnorts dahin eidlich verpflichtet werden: 
daß er die Holgdiebftähle, weldhe in dem Forflrevier, wobei er angeftellt 
ift, vorfallen, und zu feiner Kenntniß kommen, mit aller Treue, Wahr: 
beit und Gemwiffenhaftigkeit anzeigen, und was er über die That-Imftände 
bes Vergehens, und über deſſen Urheber und Zheilmehmer aus. eigener 
Anfiht wahrgenommen, oder durd fremde Mittheilung erfahren habe, mit 
genauer Unterfcheidung angeben wolle, 

Dies Verpflihtungsprotofoll wird in der Gerichtöregiftratur aufbewahrt, und 
es werden davon, falld der Forftbeamte bei mehreren Forftgerichten aufjutreten 
bat, demfelben foviel Ausfertigungen ertbeilt, als außerdem noch Forftgerichte vor: 
handen find, bei welchen diefe Ausfersigungen niedergelegt werden. Nur ber 

ngabe eines folchergeftalt vereideten Forftbeamten wird die gerichtliche Beweis— 
kraft ($. 19.) beigelegt, wenn er aus eigener Wahrnehmung den Angefchuldigten 
der That bezüchtiger. 

$.21. Um diefe Beweiskraft nicht zu ſchwächen, follen die Forfibeamten 

da, wo es bisher Statt fand, nicht weiter einen Denunziantenantheil an den 
Geldftrafen genießen und die obfervanzmäßigen Pfandgelder, zur Kaffe, wohin 
bie Fee fließen, eingezogen werben. 
68.22. Gegen die ausgefprohenen Urtheile findet ohne Unterſchied, ob «es 
Kontumazial-Erkenntniffe, oder ob felbige nad Vernehmung des Angeichuldigten 
ergangen find, kein Nechtsmirtel Statt, wenn die Geldftrafe unter Fünf Thaler 
beträgt. Bei Gegenftänden von Fünf Thalern und darüber foll ohne weitere 
Rückſicht auf die Höhe der Verurtheilung, nur ein Niederfchlagungs: oder Mil 
derungsgeſuch zuläffig fein. 

$. 23. Died Geſuch muß von den bei ber Verurtheilung anmwefenden Anger 
fhuldigten fofort am Gerichtstage, bei Verluſt des Rechtsmittels, angemeldet 
werden; den in contumaciam Verurtheilten ift dazu eine gehntägige Frift, vom 
Tage der VBehändigung des Erkenntniffes an gerechnet, geftattet. 

$. 24, Zur Entfcheidung über dad Gefuch werden das Gerichteprotofol und 
das Verzeichniß an den Oberrichter eingefendet, welcher den Beicheid darauf am 
nächſten Gerichtdtage errheilen muß, 

In den $$. 6., 13. und 18. gedachten weftlichen Provinzen foll der Anklage: 
Senat des Apyellationshofes über diefe Gefuche entfcheiden. 

$.25. Eine neue Unterſuchung findet nicht ftatt, fondern dad Geſuch kann 
bloß darauf gegründet werden, daß entweder dad Erkenntniß nichtig, oder eine 
en: Strafe auf die vom vorigen Richter vorausgeſetzte That angewendet 
worden. 

$.26. Zum Behuf der Vollſtreckung des Erkenntniffes dient das dem Forft: 
beamten ($. 12.) zurüdgegebene Verzeichniß. In deffen fünfter Kolonne wird 
nämlih vom Gerichtsfchreiber das ausgeſprochene Erkenntniß eingetragen, wenn 
fein Niederſchlagungs- oder Milderungegefucdh eingelegt, oder dieles vom Dber: 
richter verworfen worden; fonft wird der Inhalt des auf das Geſuch ergange- 
gen abändernden Befcheided eingetragen. Die in diefer fünften Kolonne einge: 
tragenen Vermerke werden durch die Ünterfchrift des Nichterd und Gerichts: 
fhreibers, und das beizudrüdende Gerichtsfiegel beglaubigte. In den weftlichen 
Yrovinzen geſchieht ſolches ebenfalls von dem, das öffentlihe Minifterium bei 
den Volizeigerichten verfebenden Beamten, 

$. 27, Auf den Grund diefes, von den Forftbeamten der betreffenden Kaffe 
zuzuſtellenden Verzeichniffes zieht legtere die zuerfannten Entſchädigungen und Geld: 
ftrafen in gleicher Art, wie ihre übrigen Gefälle, ein. Iſt die Beitreibung mes 
gen ÜUnvermögenheit des DVerurtbeilten fruchtlos gewefen; fo ertbeilt die Kaffe 
darüber ein Zeugniß, was dem Dberförfter zugeftellt wird, damit diefer von der 
für diefen Fall erkannten Forftarbeit Gebrauch mahen kann. Wird darauf 
verzichtet, fo befcheinigt dies der Dberfürfter unter dem Zeugniß der Kaffe, und 
ſendet dafjelbe an das Bericht, welches erkannt hat, oder in den $. 6. erwähn⸗ 
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ton Theilen der weſtlichen Provinzen, an das Öffentliche Mintfterium des Polt- 
zeigerichts, was alsdann die Gefängnißſtrafe nah dem Erkenntniß volftredr. 
6.28. Das im diefer Verordnung vorgefchriebene Verfahren foll auch auf 
Holzdiebftähle in Gemeine: und Privatforften angewendet, und den Förftern 
der Gemeinen und der Privat: Forfteigenthümer ein gleicher gerichtlicher Glau— 
ben, wie Unfern Forftbeamten ($. 19.) in dem dafelbit gedachten Kolle gewährt 
werden, wenn die Förfter auf Lebenszeit beftellt, und fie eben fo, mie 
$. 20. vorgefchrieben, vor Gericht vereidet worden, welchen Falls fie jedoch 
ebenfalls an Band: und Strafgeldern Beinen Antbeil haben dürfen. Mungelt 
eines dieler Erforderniffe, fo baben die Ausfagen der gedachten Förfter nur 
diejenige Beweiskraft, melde ihnen nad den bereits geltenden Gefegen beizu- 


n ift, 

$.29. Die Gemeinen treiben die ihnen. zuerkannten Entfhädigungen und 
Geldftrafen, wenn der Verurtheilte zur Gemeine gebört, durdy ihre Gemeine 
kaſſen auf bie nämliche Weife, wie ihre Gemeinegefälle, ein, und laffen, im 
Fall die Beitreibung fruchtlos iſt, darüber ähnliche Zeugniffe, wie $. 27. vorge: 
fchrieben ift, dem Gericht, oder dem öffentlihen Minifterium zugeben. Wenn 
bie Verurtbeilten aber nicht jur Gemeine ** fo werden die Entfchädigun. 
gen und ‚Geldftrafen auf dem fonft gewöhnlichen Wege beigetrieben, der überall 
eintritt, wenn die Entſchädigungen und Geldftrafen einem Privat » Forftbefiger 
zuerkannt find. 

6.30. Nah dreimal erfolgter Beflrafung eines einfahen Holjdiebftahle, 
foll die vierte und fernere Entwendung bdiefer Art mit einer Einfperrung von 
vier Wochen bis zu zwei Jahren in einem Arbeits. oder Befjerungebaufe ge 
abndet werben. 

$. 31. Sind bei einem Holjdiebftahl Gewaltthätigkeiten von dem Gepfändeten 
ausgeübt, oder iſt diefelbe fonft mit einem Vergehen oder Verbrechen begleitet, fo 
treten die gemeinen Strafgefeße ein. 

$.,32. In Anfehung der Entwendungen des bereits gefällten, im Walde oder 
an den Ablagen ftebenden Nup.: oder anderen Hol;es, fo wie des Schwemm+ oder 
Flößholzes, behält es bei den Strafbeftimmungen der $$. 1140. bie 1144. des 2Ojten 
Tit. Thl. IT. des A.L.N., mit Weglaffung der körperlichen Züchtigung, umd in 
benjerigen Mrovinzen, worin das A. L. R. noch nicht eingeführt it, bei den dort 
geltenden Strafgefeßen fein Bewenden. 

6.33. In obigen drei Fällen ($$. 30. 31. und 32.) tritt das gewöhnliche pein: 
liche oder in deu $. 24. gedachten weitlichen Provinzen auch, nach Huterichied, das 
Forreftionelle Verfahren ein. Finden fib daher in dem Verzeichniß ($. 11.) Ent: 
mwendungen, welce dieſen Charakter an fich tragen, fo muß der Richter folche an die 
fompetente Behörde zur Unterfuchung vermweifen, und dazu fofort die nöthigen Ein. 
leitungen treffen, oder die Unterfuchung felbft veranlaffen, wenn er dazu fomvetent 
ift. Das dies geſchehen fei, wird in der fünften Kolonne des Verzeichniffes bemerkt. 

$. 34. Bei der Unterfuhung und Aburtelung der einfachen Holjdiebftäble ſollen 
feine Sporteln und Ginregiftrirungsgebühren ftatt finden. G. S. S. 89. 


b) Rescript v. 23. Zeptbr. 1822., betr, die Richtanwendung bed Gesetzes 
v. 7, Juni 1921. auf andere Forfteontraventionen. 

Dem Eriminal-Senat des Königl. O. L. Ger. zu Frankfurt wird auf den wegen 
der Sırenlings: Defraudationen erftatteren Bericht vom 7. v. M. eröffnet, daß das 
Geſetz über die Beſtrafung des Holzdiebftahls nicht auf andere Forft:-Eontraventionen 
angewendet werden fann, v. K. J. B. 20. ©. 78, 


e) BRescript v. 29. April 1821., betr. die Anwendung des Gesetzes v.7. Juni 
1821,, bei Entwendung der Giniter, 

Der Königl, Juſtiz-Senat erhält hierneben Abſchrift des Berichts der dortigen 
Negierung vom 9. Febr. d. J. und des Voti des Königl. Finanz Minifterii vom 27. 
März ec. mit der Anweifung, bei Gntwendung der Ginfter das Berfahren eintreten 
zu laflen, welches das Gefes vom 7. Zuni 1821 vorfchreibt, umd im diejer Art auch 

das ftandesherrlihe Quftiz. Amt Schönitein anzuweifen. v. K. J. 8. 37, S. 411. 
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d) Verordnung ». 3t. Mai 1836, und C. ©, v. 9. Zuni 1836,, Betr, Die Bes 
ffrafung des unbefugten Harzſcharrens in einigen Landestheilen. 

Um dem unbefugten Harzſcharren, welches in den Kreifen Halberftadt, Aſchers- 
leben, Rordhuufen und Schleufingen und in der Grafihaft Wernig rode überhand 
genommen bat, zu feuern, wird für die genannten Bezirke Folgendes hiermit an. 
geordnet: * 

$. 1. Wer aus Gebölzen oder Forſten das Harz der Nadelhölzer durch Abſchar⸗ 
ren, Abkratzen oder fonit entwendet, oder um eine ſolche Entwendung vorzubereiten, 
das Ausfließen des Harzes durch Verlegung der Bäume zu beiördern fucht, foll, 
außer dem Erſatze des entwendeten Harzes oder des an den Bäumen verurfachten 
Schadens, mit einer Geldbuße von Fünf Thalern beftraft werden. 

ft das Vergehen an mehreren Bäumen verübt, fo fol, nach Verhältniß der 
Menge des entwendeten Harzes oder der verlegten Bäume, die Strafe bis zu 
Funfzig Thalern erhöhet werben. 

; s 2. Iſt das Vergehen zur Nachtzeit verübt, fo wird die Strafe um bie Hälfte 
erhöbet. | 
$.3. Gegen denjenigen, welcher das Vergehen nach erfolgter Verurtheilung 
wiederholt, find die Strafen der $$. 1. und 2. zu verdoppeln. | 

$.4. Die Vorfchriften der $$. 4. bis 31. und 33. 34. des Gefeped vom 
7. Juni 1821. wegen Unterfuhung und Beſtrafung des Holjdiebftahble, mit den 
fpäter erläuternden und ergänzenden Beflimmungen, find auch auf das unbefugte 
Harzſcharren anzuwenden. 

$.5. Die erkannten Geldftrafen werben dem Beſchädigten zugeſprochen. Wurde 
das Vergehen von Mehreren gemeinſchaftlich verübt, fo hat jeder Theilnehmer die 
volle Strafe zu erlegen, für den Erfag des entwendeten Harzes und des an ben 
Bäumen verurfachten Schadens hingegen find ſämmtliche Theilnehmer gemeinſchaft⸗ 
li und zwar einer für alle und alle für einen verhaftet. 

$.6. Die in Gemäßheit des $. 20. des Geſetes vom 7. Juni 1821. vereideten 
Forſtbeamten haben rüdfichtli der von ihnen angezeigten Harzdiebftähle und 
Baumbefhädigungen eben diefelbe Glaubwürdigkeit, welche ihnen in Bezug auf die 
Holjdiebftähle beigelegt worden ift. 

$.7. Den betreffenden Regierungen ftebt die Befugniß zu, für diejenigen 
Diſtrikte oder Gemeinden, in welchen e6 zur Steuerung des Harifcharrens erfor 
berlich ift, anzuordnen, daß die Befiger von Harz verbunden feien, über deffen recht« 
mäßigen Erwerb, bei Vermeidung der Konfistation des bei ihnen gefundenen Har⸗ 
zes und einer Geldbuße bis Funfzig Thalern, fih auszuweiſen. 

Eine folhe Verordnung muß jedoch vier Wochen vor dem Zeitpunkte, von 
welchem an fie in Kraft treten fol, in dem Amtesblatte bekannt gemacht werben. 


$.8. Die Forftbeamten find befugt, Hausfuchungen bei den des Harzſcharrens 
oder des unrechtmäßigen Befiges von Harz Verdächtigen mit Zuziehung der Orts 
polizeibehörde vorzunehmen. 

Die von den Forftbeamten über ſolche Vifitationen aufgenommenen und von 
ber Volizeibehörde mitunterfchriebenen Protokolle haben vollen Glauben bis zum 
volltändigen Beweis des Gegentheild. Diefer Gegenbeweis muß aber am anftes 
benden Gerichtstage in Gemäßheit des $. 19. des Gefeges vom 7. Juni 1821. ges 
führe werden. . 

$.9. Alle bisher in dem Kreifen Halberftadt, Afchersleben, Nordhaufen und 
Schleuſingen und in der Graffchaft Wernigerode gültigen der gegenwärtigen Ber: 
ordnung entgegenitebenden gefeglihen Borichriften, namentlih der befonderen 
Forftordnungen und anderer Provinzialgefege, find hierdurch aufgehoben. 

Berlin, den 31. Mai 1836. 

Ich genehmige die mit dem Berichte bes Staatsminifteriums vom 31. v. M. 
Mir vorgeleate biebei zurüdgehende Verordnung wegen des unbefugten Harzfchar- 
rens in deu Kreifen Halberftadt, Afchersleben, Rordhaufen, Schleufingen und der 
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Grafſchaft Wernigerode, und beanftrage das Staatsminifterium, diefelbe durch die 
Amtsblätter der Regierungen zu Magdeburg und Erfurt befannt zu machen. 
Berlin, den 9. Juni 1836. v. K. J. B. 47. ©. 604, 
( Durch die ©. O. vom 26. Oetbr. 1837., iſt vorſtehende Verordnung auch auf die Kreiſe 
Sangerhauſen und ben Mansfelder Sebirgskreis im Neg. Bez. Merſeburg, ſowie auf bie 
Kreife Birfchberg, Löwenberg, Görlig, Hoyerswerda, und Rothenburg im Reg. Bez, Litgnig 
ausgedehnt; f. Zurift. Wochenichr. de 1838, &.597,.) | 
e) Declaration ». 6. Mär; 1827., betr. die Beftrdfung bed Holzdiebftahld gegen 
mehrere Theilnehmer. ; 
Da nach dem Bericht Unfers Staatsminifteriums Zweifel entftanden find, ob 
die in dem Gefeg vom 7. Juni 1821., wegen Unterfuchung und Beftrafung des 
Holidiebſtahls, dem Waldeigenthümer überwiefenen Strafen ihm aud in dem 
Falle zufteben, wenn der Holzdiebftahl von Mebreren verübt worden; fo erflären 
Wir, nach erfordertem Gutachten Unſers Staatsraths, den Sinn des gedachten 
Geſetzes dahin: 
daf dem Waldeigenthũmer auch die, von fämmtlichen Theilnehmern an einem 
pon Mebreren gemeinfchaftlich verübten Holzdiebftahle, verwirkten Geldſtra⸗ 
fen und Forftarbeiten zu gut kommen. G. S. ©. 27, 


f) Bescript ».17.ebr. 1823,, betr. die Beſtrafung bed Boljdiebftahls und bie 
Ausmittelung bed Werthd bed Holjed, 
Dem Königl. D. 2. Ger. wird auf den Bericht vom 3. Jan, c., in Betreff ber 
Behraiung des Holdiebftahls eröffnet: 
ad 1. das es einer Declaration des Geſetzes vom 7. Juni 1821 nicht bedarf. Die 
——2— ſind beim Holzdiebſtahl aufgehoben worden, und es kommt 
aber auf die Diſtinctionen der Weſtpreußiſchen Forſt⸗Ordnung nicht mehr 
an. Sollte auch in dem angezeigten Falle und in ähnlichen Fällen der 
Waldeigenthünter durch den vier» oder fehsfahen Werth nicht völlig entſchä⸗ 
digt werden, fo erhält er für die bei weitem größere Zahl der gewöhnlichen 
Diebftähle eine Entfhädigung, welche ihn diefen Schaden leicht überfehen läßt, 
Was die Beihädigung der Alleen betrifft, fo hat die C. O. vom 9, Aug. 
1822, welche abſchriftlich beilegt, feitgefegt, dat die Strafe des $. 212. Thl. 
Fit. 20. des A. L. R. durch die eigennügige Abficht bei dem Frevler nicht aus⸗ 
gefchloffen wird, - 


Was 
ad II. die Frage betrifft, welche Taxe bei den Holzdiebftählen in Privatwaldungen 
vom Geſetzgeber verftanden fei? fo if die Meinung, daß auch bei Privatwal⸗ 
dungen die Königl. Holjtare und zwar der nächſten Königl. Forft zum Grunde 


zu legen, die richtige, und muß befolgt werden. v.8. 5.8. 21. ©. 324, 
g) Bescript v.5.Rovbr. 1824., betr. die Suläffigkeit bed Pfandgeldes beim Holze 
diebftahl. 


Das Land: und Stadtgericht zu Wollin frägt in dem abſchriftlich anliegenden Berichte 
vom 30, v. M. bei unsan, ob bei jedem a trag Pfandgeld zum Anfag fonıme, 
oder nur alsdann, wenn die Pfändung auf frifher That erfolgt fei? 

Das Gefep wegen Unterfuhung und Beftrafuug des Holzdiebftahls vom 7. Juni 
1821 beftimmt im 3 1, in Unfehung des eg he beim einfachen Holzdiebftahl, daß 
es zu erlegen fei, wo es obſervanzmäßig bergebradt if. Da nun ſowohl die 
SER DONE, für Pommern vom 24. Dechr, 1777. Tit. 14.8. 42, als die Verord⸗ 
nung wegen Beſtrafung der Forſtverbrechen vom 22, Juni 1800 in fine beftimmt, 
daß bei dem Holzdiebitahl, außer der Strafe, aud Pfandgeld erlegt werden foll; fo 
wird es fein Bedenken haben, dab das Pfandgeld in Pommern beim Holzdiebftahl geſetz⸗ 
fih und obfervanzmäßig if. Nur fragt es fich, wenn und wo gepfänder werden kann? 
Die Forft Ordnung beftimmt hierüber nichts, und wir find daher der Meinnng, daß 
auf das U. L. R. Thl. I. Tit. 14. Abfchn. 4, zu recurriren fei, und nad $$. 419. und 
420. die Pfändung nur auf frifher That und in der Forſt, wo der Holzdiebftahl ver⸗ 
übe ift, erfolgen, mithin der Forftbediente den Beſchädiger mit der Pfändung nicht 
verfolgen, und nod weniger demfelben, wenn die Pfändung nicht auf frifcher That 
erfolgt, Pfandgeld abfordern könne. Im Fall eine Königl. Regierung hiermit eins 
veritanden ift, erfuchen wir Wohldiefelbe ergebenft, die Domainen : Forftbedienten da» 
nach anzumweifen, und werden wir die Nefolution an das Land» und Stadtgerict in 
Wollin bis zum Eingange Ihrer Antwort ausfegen, Stettin, deu 14, April 1824. 
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Dem Königl. D. 2. Ger. wird auf den, wegen des Pfandgeldes bei Holzbiebftäh- 
fen unter dem 10, Zuni d. J. erflatteten Bericht, bei Zurückſendung des damır einge 
reichten Schreibens der dortigen Regierung vom 20, Maid. J., hiermit eröffner, dat 
der Juſtiz⸗Miniſter fi für die, in diefem Berichte und in dem an die gedachte Negie- 
zung von dem Collegio unter dem 14. April d. J. erlafienen Schreiben ausgefprocenen 
Meinung erklärt, und der Herr Finanz Minifter die Negierung angewiefen bat, nad 
dieſer Anficht zu verfahren, Berlin, den 5. Novbr. 1824, v. K. J. B. 25, ©. 130, 

h) O. O. v. 28. April 1834., wegen Befugniß der Waldeigenthümer, ſtatt der im 
Gesetz v. 7. Juni 1821. beſtimmten Forftarbeit auch andere Arbeiten eintreten zu laſſen. 

Da nad) dem Berichte des Stunteminifterii vom 10. d. M. die Straf: Beftim: 
mungen im Gefege vom 7. Juni 1821., die Unterfuchung und Beftrafung der Hol 
biebitähle betreffend, ihren Zweck nur mangelhaft erreichen, indem die Geldftrafe 
fchwer beizutreiben, die Gefängnißftrafe, bei der großen Anzahl diefer Vergeben, 
oft erft fpät zu vollftredfen, die Forft: Arbeit aber vom Wald: Eigentbüter nur in 
feltenen Fällen anzumeifen ift; fo beftimme Ich hierdurch, mit Vorbehalt der bereits 
eingeleiteten Revifion des gedachten Gefeges, den Anträgen des Staatsminifteril 
gemäß, vorläufig Folgendes: 

I) Wenn die Geldftrafe nicht beizutreiben ift und die befchädigten Wald: Eigen: 
thümer die von den Forftfrevlern ftatt der Gefängnißftrafe zu leiftende Forft: Arbeit 
nicht anmweifen können oder wollen, fo follen fie auch berechtiget fein, unter Geneh- 
migung der Ortsbehörde, dem Schuldigen andere, feinen Kräften angemefiene Ar: 
beiten aufjzutragen. Leiſtet aber der befchädigte Wald : Eigenthümer darauf Verzicht 
die Schuldigen zu feinem eigenen Vortheile zu -befchäftigen, fo follen fie and zu 
andern Arbeiten im Intereffe der öffentlihen Verwaltung nad dem Ermeſſen und 
der Anweiſung der Orts: Polizeibehörden, verwendet werden. 

2) Den Behörden fleht es * hierbei gewiſſe, deu Kräften der Sträflinge ange 
mefjene Tagewerke zu beftimmen, dergeftalt, daß diefelben, wenn fie durch ange: 
firengte Thätigkeit früher mit der ihnen zugewiefenen Aufgabe zu Stande kommen, 
auch früher zu entlaffen, im Gegentheil aber bei Zrägheit und üblem Millen aud 
über die beflimmte Strafjeit hinaus und bis zur ordentlichen Bollbringung der ih: 
nen angewiefenen Arbeit, zu derfelben anzubalten find. 

3) Die zu diefen Straf» Arbeiten erforderlichen Utenſilien haben die Sträflinge, 
infofern fie folche befigen, felbft mitzubringen. Außerdem find fie ihnen von denje 
nigen Wald Eigenthümern, oder von derjenigen Behörde zu liefern, zu derem Bolten 
die Arbeiten geleiftet werden. Bei muthwilliger Beſchädigung der gelieferten ten: 
filien ift die Straf» Arbeit infoweit zu verlängern, ale es zum Erfage des Schaden? 
nad) den ortsüblichen Löhnen erforderlid, ift. | 

4) Für ihre Belöftigung während der Straf: Arbeit haben die Sträflinge, 
wenn fie dazu im Stande find, felbit zu forgen. Ganz Arnıen aber wird vor 
den Wald: Eigenthümern oder der Behörde, für welche die Arbeiten gefcheben, 
Ben. derfelben diejenige Koft gereicht, welche fie im Gefängniffe erhalten haben 
würden. 

5) In Gemäßheit deffen, was $. 5. des Gefeges vom 7. Juni 1821., wegen der 
Forft: Arbeit, des dabei anzumendenden Zwangs und der Aufficht verordnet iR, 
werben die Regierungen und Landes» Quftizkollegien in Beziehung auf die der 
Forft: Arbeit zu fubftituirenden Arbeiten befondere Beftimnungen vu. 


S. 67. 


1) q) Bescript v.2. April 1822., betr. die Beſtrafung des Diebſtahls an dem im 
Walde ober auf Ablagen ſtehenden Holje. 

Der Juſtiz⸗Miniſter kann ſich mir den in dem Berichte vom 18. v. M. ausgefprochenen 
Grundfägen, betreffend die Beftrafung des an dem im Walde oder auf den Ablagen 
fiehenden Holze begangenen Diebitabls durdaus nicht einverftanden erklären, und fir 
der das Verfahren, nad) welchem auch bei einem folhen Diebftahl zwiſchen einem großen 
* rag Object unterfchieden wird, feinesweges durch die angeführten Gründe ge 
rechtfertigt. — 

Auch abgeſehen von den Vorſchriften des Geſetzes vom 7. Juni 1821, würde ein 
richtige Iuterpretation der Vorſchrift des U. L.R. das Reſuitat ergeben, daß es auf 
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ben gemachten Unterſchied bei Sachen, die nicht unter genane Auffiht uud Verwah—⸗ 
tung genommen werden fönnen, gar nicht ankommt, denn der $. 1141. bezieht ſich un⸗ 
mirtelbar auf den $. 1140,, welcher der Verlängerung und Schärfung der gewöhnli⸗ 
hen Strafe erwähnt, umd wenn es daher im $. 1141. heißt: 

eine gleiche — und Schärfung ꝛc. 
fo ift wohl ganz klar, dap Verlängerung und Zuchrigung zufammengenommen bei den 
Fällen der 9%. 1141. seq. Start finden fol, und eine höchſt gezwungene Erklärungs— 
art fein würde, die gedachten Worte fo zn erklären: 

resp. Verlängerung und Schärfung, 
und daher von der Verlängerung der Strafzeit ganz zu abftrahiren, und den $. 1139, 
anzuwenden, wenn der Diebitahl weniger als 5 Rihlr. beträgt. 

Noch unbedenklicher erfcheint aber die Sache nah dem Erſcheinen des Geſetzes 
vom 7. uni 1821. : 

Der $. 32. dieſes Geſetzes bezieht ſich allein auf die $$, 1140, — 1144., in mel- 
hen der Unterſchied zwifchen großen und kleinen Diebitchl gar nicht vorkommt. 
In den gedachten Fällen foll es bei den Vorfchriften des A. L. R., jedoch mit Weg: 
laffung der förperlihen Züchtigung, fein Bewenden haben, 

Der $. 1139. enthält aber allein die Schärfung der Strafe durch förperlihe Züch— 
tigung, ohne Verlängerung der Dauer der Strafe. Fällt nun die Züchrigung fort, 
fo wurde mirhin nach den Grundfäsen des Collegii aud alle Verſchärfung bei einem 
Meinen Diebftahl in den Fällen des $. 1141. seq. wegfallen, und weder die Abſicht 
des A. L. R. welches eine härtere Beltrafung bei dem Eintritte erfchwerender Um— 
ftände bezwedt, noch die des Geſetzes vom 7. Juni 1821, welches mit Ausſchließung 
der Züchtigung bierbei nichts har außern wollen, erreicht werden, und eim unter ex. 
ſchwerenden Umftänden begangener Diebitabl nur wie ein gemeiner beitraft werden, 
welches fih gar nicht denken laßt, und vollftändig die Unrichtigkeit der bisherigen In— 
terpretation ergiebt. 

Der Auftiz» Minifter kann vorausfegen, daß diefe Gründe das Collegium veran⸗ 
laſſen werden, eine Meinung aufzugeben, welde offenbar auf irrigen Prämiſſen bes 
ruht, und daß es nicht nöthig fein werde, eine Declaration des Geſetzes zu veran⸗ 
laſſen, deren es in der That nicht bedarf. v. K. . S 


M Bergl. C.O. v. 22. Juli 1832, und 20. April 1835., und Meseript vom 
21. Oetbr. 1835.; f. oben unter Mr; 1. 


'k) Beseript v. 11. Novbr. 1831., betr. die Beftrafuing eined mit einem andern 
Berbrechen zugleich begangenen Holzdiebſtahls. 


Auf den Bericht des Königl. Kammergerichts vom 18, April d. J., 

betreffend die Auslegung der $$. 31. und 33, des Gefeges vom 7. Juni 1821, 

wegen Beftrafung des Holzdiebitahls, 
hat das Zuftiz- Minifterium, da aud die zu bdiefem Zwecke befonders eingefehenen 
Herten des Königl. Staarsrarhs keine mähere Auskunft darüber geben, melde 
Anficht bei Abfaffung jener Paragraphen vorgewalter har, die gutachtlihe Aeußerun 
einiger anderer Landes: Fuftiz-Eollegien erfordert. Nach den’ eritarteten Berichten i 
‚un, weunn auch in judieando die mildere Meinung den Vorzug erhalten, diefe den: 
nod) feinesweges als unzweifelhaft betrachtet worden. Das Juſtiz-Miniſterium flieht 
fo indeß der von dem Königl. Kammergerichte felbit früher für die richtigere aner— 
annten milderen Anficht: 

dag nämlich der Holzdiebftahl, des denſelben begleitenden Verbrechens ungeach- 

tet, une nach dem Gefege vom 7. Zuni 1824. mit einer Geldbuße zu. ahnden ſei, 
ſchon um deswillen an, weil die Holzentwendung an ftehenden Bäumen im Walde 
einmal eine befonders ausgezeichnete milder zu beurtheilende Art von Verbrechen ift, 
welche * * Eoncurrenz eines andern Verbrechens nicht aufhört, zu dieſer Kate— 
gorie zu gehören. 

Was die Behörde anbelangt, die in der Sache zu entfcheiden hat, und das einzu— 
leitende Verfahren insbefondere, fo ift es unzweifelhaft, daß hierüber die Natur des 
den Holzdiebftahl begleitenden Verbrechens enticheider, umd daß in dem Haupturtheil, 
in welchem die Strafe des den Holzdiebftahl begleitenden Verbrechens feitgefept wird, 
über die Strafe des Holzdiebftahls zugleich mir zu erkennen ill. 

v. K. J. B. 38, ©. 429. 


D O. O. v. 20. Juni 1835,, betr. die Berjährnng der Beſtrafung des Holzdiebſtahls. 


Da das Geſetz vom 7. Juni 1821. wegen Unterſuchung und Beſtrafung der 
Holjdiebftähle keine Vorfchriften über die Verjährung derfelben enthält und die 
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Beſtimmungen der allgemeinen Geſetze ũber die Verjährungsfriſten ſtrafbarer Hand: 
iungen nicht anwendbar erſcheinen: fo verordne Ich nach dem Antrage der bethei⸗ 
ligten Verwaltungsbehörden, daß im ganzen Umfange der Monarchie eine Unter: 
fuchung wegen Holzdiebftahls nicht weiter eingeleitet werden fol, wenn feit dem 
Zage der begangenen That bis zum Gingange der Anzeiae an das Gericht, ſechs 
Monate verfloffen find, In den Fällen der $$. 30—33. des Gefeges vom 7. Juni 
1821. verbleibt es bei demjelben. G. S. ©. 135. 


m) Bergl. die Preußiſcher Seits gefchlofienen Eonventionen wegen gegenfeitiger Ber: 
hütung und Betrafung der Forftfrevel in den Grenzwaldungens 
4) mit Kurheſſen, v. 3. Juni 1821. G. &. S. 105. 
2) mit Naſſau, 0.19. Detbr. 1921. G. S. S. 163. 
V) mit Hanover, v. 20. Novbr. 1821. G. S. de 1822. S. 39. 
4) mit Sachſen-Koburg, v. 4. Dechr. 1821. G. S. de 1822. S. 41. 
5) mit Holſtein-Oldenburg, v. 8. Decbr. 1821, G. S. de 1822. S.8. 
6) mit Baiern, v. 4. Mai 1822. G. S. S. 144. 
7) mit Heſſen⸗Darmſtadt, v. 24. Mai 1822. G. S. S. 151, 
8) mit Schwarzburg⸗Sondershauſen, v. 16, Zuli 1822, G. S. &.190, 
9) mit Lippe, 0.31. Juli 1822. 6.2. S. 191, 
4 0) mit Waldeck. 0.9. Novbr. 1822,, und 12. Mai 1831, ©.&. &. 217,89. 
411) mit Schwarzburg: Rubolitadt, v. 18. Novbr. 1822, G. S. S. 219. 
12) mit Schaumburg tippe, v- 23. $ebr. 1824.66 3.8.59. 
413) mit Sachfen-Hildburghaufen, v, 28. Oetbr. 1824, G. S. S. 179. und 0.28. Juli 1831, 
G. S. S. 158. 
14) mit Sachſen⸗-Gotha, v. 16. Deebr. 1824, G. S. S. 223, 
15) mit Heſſen-⸗Gomburg, v. 15. Auguſt 1826. G. S. S. 79. 
16) mit Braunfchweig, v. 23. Januar 1827, G. S. S. 59. 
47) mit Meclenburg: Schwerin, v. 5. Novbr. 1828. ©. ©. S. 133. und Nachtrag vom 15. 
April 1831.0.8.9. 8.37. 8.411, 
18) mit den Niederlanden, v. 16. Auguſt 1828. ©. S. de 1829, S. 101. 
19) mit Neuß: Plauen, v.1.Mai 1834, G. S. S. 79. 
20) mit dem Königreiche Sachen, v.12.Octbr. 1835. G. S. S. 123, 


m) in Betreff des Verfahrens bei ber Unterfuchung der Holzbiebftähle und bei der 
Vollſtreckung der erfannten Strafen vergl. die hierauf bezüglichen Zufäge zu $. 12, der Er. O. 


‚ 8.1145. Wilddiebereien, die ohne Schiessgewehr, Netze oder Schlin- 
gen verübt sind, werden als gemeiner; wenn sie aber mit dergleichen 
Werkzeugen verübt worden, als ein schwerer; und an Personen, wel- 
che ein Gewerbe daraus machen, als ein gewaltsamer Diebstahl ge- 
straft. 

1) Bergl. 8. 315— 319, dief. Tit. und die daſelbſt allegirten provinziellen Jagdorbunungen, 
in Betreff der Beftrafung der Jagdeontraventionen. 

2) Bescript v. 3. Zuni 1836,, daß die Borfchriften des U, 2. N. über Jagdeontraven: 
tionen fich nicht auf Zagdberechtigte befchränfen; f. au $. 319, 

3) Beseript som 30, April 1832., betr. den Begriff und die Beftrafung bes Wild: 
diebftahls. 

Auf die Anfrage vom 4. d. M.: 

Strafbeftiimmungen auf Wilddiebereien und Jagdvergehen anzumenden 
in 
erhält der (Fit) den nachfiehenden Beſcheid: 

Es ift ein allgemeiner Rechts-Grundſatz, daß der Tit. 20. Thl. IL des A.L. R. 
alle provinziafrechrlihe Strafgefege aufgehoben bat, infofern er nicht ausdrüdlih dar⸗ 
auf zurückweiſt. Damit ift die Majorität des Kollegiums einverfanden. 

Daraus folgt, daß die Vorfchriften des 20. Tit. des 2. Thl., wo fie beftimmte 
Strafen ausfprehen, alfo namentlich hinfichtlid des Wilddiebſtahls, —— zur Ans 
wendung kommen müſſen und dab nur außer dieſem Falle in su idium auf bie 
Schleſiſche Jagdordnung zurückgegangen werden kann. — 

Was Wilddiebſtahl if, deutet $. 317. Tit. 20, Thl. I. an, indem er ſagt: 


$.1149. Bon Entwendungen. - 611 


Wer vom heimlichen Tagen, Schießen oder Fangen ein Gewerbe macht, der hat 
als Wilddieb, die gefhärfte Strafe des Diebſtahls verwirkt ($. 1145.) 
und $. 1145: 
MWilddiebereien, die ohne Schiefgewehr, Netze oder Schlingen verübt find, wer 
den als gemeiner; wenn fie aber mit dergleihen Werkzeugen verübt worden, 
als ein ſchwerer; und an Perfonen, welche ein Gewerbe daraus machen, als ein 
gewalrfamer Diebftahl geftraft. ( 
Es müffen allemal die Erforderniffe eines Diebſtahls $. 1108. 1. f. vorhanden und 
mehrere Fälle diefer Art eingetreten fein, ehe man annehmen Tann, daß eine Wild» 
dieberei vorliegt. Wenn nicht 
ne! heimlichen Tagen ꝛc. ein Gewerbe gemacht wird, oder eine Wilddieberei 
vorliegt, 
fann nur noch von einer Tagd:Kontravention die Rede fein. 
Diefe Interpretation wird durch die Vorfchriften der für Weflpreußen und den Ne 
Diftriet ertheilten Forft- und Jagd: Drdnung vom 8, Detbr. 1805 unterftügt, wo in 
: 41. die Vorſchrift des U. L. R.II. 20. $. 1145. wieder aufgenommen und in $. 42, 
m Gegenfag in folgender Art aufgeftellt wird: 
„Begeht dagegen ein Tagdberechtigter die Kontravention aus Tagdliebhaberei 
und Hitze bei der Verfolgung des Wildes auf einem fremden Reviere ⁊c.“ 
Das UL. R. hat die Beurtheilung darüber: | 
—— mehrere Tagd » Konıraventionen den Charakter einer Wilddieberei ans 
nehmen‘ : 
lediglich der Beurtheilung des Nichters überlaffen wollen, weil es dabei allerdings 
auf die foncurrirenden Umfiände und auf perfonlihe VBerhältniffe ankömmt. 
Gen. Yet. des Zuftijm. Gen. F. 49, Fol, 23, 
4) Rescript v. 21. Jan. 1796,, betr. die Heberlaffung des den Wilddieben abgenoms 
menen Jagdgeräthes an die Forftbedienten, und Bescript v. 23. Zuni 1804,, wonach bad 
abgenommene Jagdgeräth dem Befiger ber Jagd aufteht; f zu 8. 319. dief, Fit. 


8.1146. Eben das gilt von Entwendungen der Fische aus Hältern, 
Privatseen oder Teichen. 


$. 1147. Auf Entwendungen der Fische aus fliessenden Wässern, 
in welchen Jemandem die Fischereigerechtigkeit zusteht, oder aus gros- 
sen Laudseen, findet die Strafe des blossen gemeinen Diebstahls statt. 

Bergl. die zu 8.321. dich. Tit. allegirten Fifcherordnungen, und das bafelbft abgebrucdts ' 
Bescript o. 5. Uuguft 1836,, betr. die Beftrafung bed unbefugten Angelns, 

$. 1148. Ein Diebstahl, der bei Nachtzeit verübt worden, muss 
schärfer bestraft werden, als derjenige, welcher am Tage begangen ist. 


8.1149. Ist den Kirchen, milden Stiftungen, Staats- oder andern 
öffentlichen Kassen, oder Magazinen, oder auch den Posten, durch ge- 
meinen- Diebstahl etwas entwendet worden: so muss die Dauer der 
Zuchthausstrafe auf acht Wochen bis vier Jahre bestimmt, und dieselbe 
durch Willkommen und Abschied geschärft werden. 


1) Circularverordnung v. 26. Febr. 1799. 8.14,, betr. die Beftrafung bed Diebs 
ſtahls in Königlichen und PBrinzlichen Schlöffern und öffentlichen Gebäuden und an Sachen 
und Geldern, welche dem Lanbeöherrn oder deffen Familie, Kirchen, milden Stiftungen oder 
andern Öffentlichen Unftalten gehören, ober ben Poften anvertrauet find; f.zu 8.1126. bief, Tit. 


2) a) Verordnung vom 13. Detbr.1813., wegen Beftrafung ber in Militair: Lazas 
rethen verübten Diebftähle und Betrügereien, 

Die in mehreren Militair-Lazarethen überhandnebmenden Betrügereien, wo⸗ 
durch den verwundeten und kranken Kriegern das Ihrige entzogen und die Wirkung 
patriotiſcher Anterflügungen vereitelt wird, erfordern eine ſirenge und der Schänd» 
Jichkeit des Vergehens angemefjene Beftrafung. 

Wir verordnnen daher Folgendes: 

39* 
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$. 1. Jeder in einem Militair -Lazareth von den dabei angeftellten Offizianten, 
Wärtern oder Arbeitern, imgleichen von andern Perſonen verübte Betrug oder 
Diebftahl, befonders die VBeruntreuung von Zebensmitteln, Kleidungeftüden ‚und 
Lazareth⸗Utenſilen, foll nach Beſchaffenheit des Verbrechens mit einer förper: 
lihen Züchtigung von Zwanzig bie Hundert Peitſchen- oder Ruthenhieben be 
firaft werben. 

$.2. Diefe Züchtigung ſoll jederzeit im Lazaretb in Gegenwart einiger von der 
Direktion der Anftalt zu beflimnienden Verwundeten, imgleichen mehrerer Offizian— 
ten oder Arbeiter erfolgen, 

$.3. Den Zag darauf wird der Verbrecher vor der Hausthür des Lazarerhs 
eine Stunde lang mit einer Tafel ansgeftellt, welche mit der Auficrift: „Betrü— 
ger oder Dieb im Lazareth,“ bezeichnet fein foll. 

$. 4. Wenn die körperliche Züchtigung nach der Peibeabefchaffenbeit des zu Be— 
firafenden oder fonft nicht für anwendbar gefunden wird; fo muß ſtatt derfelben auf 
Zuchthausarbeit erkannt werden. Die Dauer diefer Strafe wird nad den Bor: 
fchriften des A. L. R. beftiimmt, durch die Austellung verfhärft und jederzeit der 
höchſte Grad der geordneten Strafe gewählet. 

$.5. Die im $.3. vorgefchriebene Ausſtellung geſchieht in einem ſolchen Falle 
vor Abführung des Verbrechers zur Strafanftalt. 

$. 6. Iſt das Vergeben fo bedeutend, daß nach dem Ermeſſen des Richters 
baffelbe durch bie körperliche Züchtigung und Ausftelung nicht binlänglich be 
— 57— ſo tritt außerdem Zuchthausarbeit nach der nähern Beſtimmung des 

ten $. ein. 

$.7. Es verſteht fich übrigens von felbft, dafs Jeder, der zum Dienft in einem 
Razareth angenommen und wegen Betrügereien oder Diebftahl in ſolchem beftraft 
worden, daraus entfernt werden muß, und zum öffentlichen Dienft niemals wieder 
angeftellt werden kann. G. S. S. 127, 

b) C.©. v. 11. Octbr. 1817., betr, die Beſtrafung ber von Militairperfonen in Saza⸗ 
reihen begangenen Beruntreuungen, 

Ich habe auf die Anfrage des General: Auditoriats entidyieden: daß in Fällen, 
wo Militairperfonen in Lazarethen Dienfte leiften, und fidy in diefem Dienftver: 
bältuiffe der Untreue fchuldig machen, gegen diefelben nicht nach der Verordnung 
vom 13. DOftober 1813., fondern nah den Beltimmungen des A.L.R. und der 
Kriegsartikel verfahren werden fol, und benachrichtige Sie von diefem EN. 


8.1150. Gleiche Verdoppelung und Schärfung findet statt, wenn ein 
Diebstahl zwar ohne Gewalt, und ohne besonders erschwerende Um- 
stände, aber mit ausserordentlicher List, Schlauigkeit oder Verwegen- 
heit verübt worden. 

8.1151 Diebstahl, der an öffentlichen Denkmälern, oder andern 
Zierrathen öffentlicher Gebäude und Plätze begangen worden, soll als 
gemeiner, doch unter erschwerenden Umständen verübter Diebstahl be- 
straft werden. ($. 1140. sqq.) 

8.1152. Schärfung der Strafe des gemeinen Diebstahls durch kör- 
perliche Züchtigung, aber ohne Verlängerung der Dauer, soll erkannt 
werden, wenn Gräber oder Leichname bestohlen worden. 

8.1153. Ein Todtengräber, welcher selbst Leichen entwendet, hat 
gleiche Strafe und Entsetzung von scinem Amte verwirkt. 

8.1154. Wenn andere Personen Leichen entwenden: so sollen sie, 
auf — der Verwandten des Verstorbenen, als Injurianten bestraft 
werden. 


J 
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$. 1155. Auch wenn kein Verwandter auf die Bestrafung des Lei- 
chendiebstahls anträgt, findet dennoch eine achttägige bis vierwöchent- 
liche Gefängnissstrafe statt. 


8.1156. Diebstähle, welche an eineın dem Gottesdienste gewidme- 
ten, oder andern öffentlichen privilegirten Orte begangen worden, sind 
mit der $. 1152. vorgeschriebenen Strafe zu belegen. 


8.1157. In allen Fällen, wo bei Verübung eines gemeinen Dieb- 
stahls, der Verbrecher Gewehr, oder andere gefährliche Werkzeuge, 
welche Leute seines Standes sonst nicht zu tragen pflegen, bei sich ge- 
führt hat, ohne jedoch davon Gebrauch zu machen, wird die an sich 
verwirkte Strafe um drei Monate bis ein Jahr verlangert ($. 1175.). 

Wiederholter gemeiner Diebstahl, 

8.1158. Hat Jemand mehrere gemeine Diebstähle begangen, und ist 
er deswegen noch niemals gestraft worden: so soll er diejenige Strafe 
leiden, welche, nach Verhältniss der durch alle Diebstäble zusammen 
entwendeten Summe, und der dabei mit eintretenden erschwerenden 


Umstände, verwirkt ist. 


Bescript vom 12. März 1814,, betr. die Beftrafung mehrerer Fleiner Diebftähle, 
wenn der Werth des Entwendeten zuſammen über 5 Rthlir. beträgt. 

Der Dber-Appellations:Senat des Kammergerichts hat das von der Eriminal:De- 
putarion des (Tit.) an das Präfidium des gedachten Senats erlaffene Schreiben 
vom 28, Febr. e. in der Unterfuhungsfache wider die J. H. R. bei dem Chef der Ju⸗ 
ſtiz eingereicht umd ſich dabei über das wegen Beftrafung mehrerer kleiner Diebftähle _ 
angenommene Prinzip geäußert. ꝛc. 

Mas die Sache felbft betrifft, fo ift die bei der Entſcheidung wider die ꝛc. N. im zweiter 
Inſtanz zum Grunde gelegte Meinung, daß mehrere Kleine gemeine Diebftähle, wenn 
der Werth des Entwendeten zufammen genommen auch mehr als fünf Thaler beträgt, 
dennod feinen großen Diebftahl Tonftiruiren, den Gefegen völlig *— da der $. 1158, 
Tit. 20, Thl. 1. des U.L.R, fih nur auf gleigartige gemeine Diebftähle bezieht, umd 
mehrere begangene kleine Dicbftähle durd) die Zufammenrechnung des Entwenderen ihre 
Natur nicht verändern können. 

Daß bei der Entiheidung des Ober: Appellations: Senats in der Unterfuchungs: 
ſache wider die P, ein emt .. tes ir angenommen worden, ergiebt fi aus 
dem ergangenen Urrel nicht umd iſt auch nicht aus er, des erften Er⸗ 
fenntnifjes zu folgern, Gen. Net. des Zuftigm, C. 433, 


‘8.1159. Hat aber Jemand, welcher wegen eines gemeinen Diebstahls 
schon einmal zur Strafe verurtheilt worden, dieses Verbrechen zum 
zweitenmale begangen: so soll die Strafe, welche durch die'noch un- 
bestraften Diebstähle verwirkt ist, der Dauer nach verdoppelt werden. 


Bergl. Circularverordnung v. 26. Febr. 1799, 8, 11.5 f. zu 8.1126, dief. Tit. 


8.1160. Macht er sich dieses Verbrechens, nach zweimaliger Ver- 
urtheilung, zum drittenmale schuldig: so soll er, nach ausgestandener 
Strafe, in einem Arbeitshause so lange verwahrt, und zur Arbeit ange- 
halten werden, bis er sich bessert, und hiulänglich nachweiset, wie er 
künftig seinen ehrlichen Unterhalt werde verdienen können. 


I) Bergl. Circularverordnung v. 26. Febr. 1799. 8.12.55. zu 8.1126, bief. Tit. 
2) Bescript o. 22. Zuni 1796. und 18. Juli 1804,, betr. bie Beftrafung bed dritten 
Diebſtahls. 

Die Bedenken, welche Ihr Euch nach Eurem Berichte vom 22. v. M. darüber 
gemacht habt, wie die volle Strafe eines furti tertii nad) den Grundfägen des U. L.R. 
7 — ſei, erledigen ſich aus gehöriger Zuſammenſtellung der gefeglihen Vor—⸗ 
ſchriften. 


Aa 
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Wenn ermwähntes Geſetz $. 1159. die Strafe des wiederholten Diebftahls beftimmt, 
und fodann $. 1160, verordnet, daß der folchergeftalt beitrafte Dieb, wenn er fich deſſel⸗ 
ben Verbrechens abermals fchuldig macht, „nah ausgeitandener Strafe’ bis zu feiner 
erwiefenen Beiferung in Verwahrung behalten werden foll; jo ift es wohl Flar genug, 
daß unter diefer Strafe feine andere, als die im $. 1159. beftimmte Strafe des furti 
reiterati gemeint fein kann, welche bei diefer nochmaligen Wiederholung nur durch die 
Derlängerung des Verluſts der Freiheit gefchärft wird, 

‚ Uebrigens hat es aus den von Euch angeführten Gründen fein Bedenken, daf 
bei Anwendung der Borfchriften des A. L. R. auch Falle, die fich fchon vor Publica 
tion deifelben ereignet haben, mit ad computum gezogen werden müſſen. 

Berlin, den 22. Juni 1796, ' Stengels Beitt. B. 2. ©. 363, 


Wenn Ihr in Eurem Berichte vom 15.0. M. in der Kroll'ſchen Unterfuchunge: 
fahe um Kommunication der C. D. vom 25. Septbr. 1802 gebeten habt, fo verweilen 
Wir Euch auf das Nefeript vom 2. Tan, e., worin Euch der ausführlihe Inhalt 
derfelben bereits eröffnet worden, und bedarf es aljo Feiner mweitern Kommunika— 
tion, vielmehr habt Ihr Euch nur nad der in dem Neferipte enthaltenen Unmeifung 
zu achten. Bei diefer Gelegenheit wollen Wir Euch zugleih darauf aufmerkſam 
machen, daß nicht die Einfperrung bis zur Begnadigung ohme beitimmte Strafzeit 
allein den Mißbrauch der zu frühen Entlafung der Verbrecher verurſacht hat, for 
dern daß dies auch bei erfannter Einſperrung bis zur Beſſerung der Fall geweſen if. 
Es ift num aber fchlechrerdings nicht die Ubjicht gewefen, dab durch die Verordnung 
von 26. Febr. 1799 die Strafe des Raubes, des Diebſtahls und ähnlicher Verbtt— 
hen auf irgend eine Art bat gemildert werben follen, vielmehr ift die Scaärfung 
derfelben beabjichtigt worden, Es bleibt daher auch in Anſehung der Sırafe des 
dritten gemeinen Diebftahbls bei der Vorſchrift des $. 1160, Tit. 20. Thl. Il, des 
AHL.R. und des Neferipts vom 22. Juni 1796, 

welches in den Stengelfben Beiträgen B. 2. ©. 367. richtig abgedrudt if, 
wornach auf eine beftimmte Strafzeit und hiernächſtige Ginfperrung bis zur Belle 
rung und Nahweifung eines ehrlichen Erwerbes erfannt werden muß, welchem die 
Faſſung der Verordnung vom 26, Febr, 1799 nicht widerfpricht, | 
Offic. Samml. der Berordn. ©. 129. 

3 Bescript v. 20. Juni 1923., baf die Einfperrung bis zur Befferung ober bis jur 
Begnadigung ald ordentliche Strafe anzufehen fei, und daher bei einer auferorbentlichen 
Beitrafung nicht eintreten Fönne; f. zu 8.34, bief. Fit. 

$.1161. Fällt er nach seiner Entlassung dennoch in sein voriges La- 
ster wieder zurück: so hat er lebenswierige Zuchthausstrafe verwirkt. 


8. 1162. Eben dieses findet statt, wenn er entweicht, ehe er die zum 
drittenmale erkannte Strafe völlig ausgestanden hat. 
Bergl. Circularverordnung vom 26. Febr. 1799, 8,13, und 18, (f, zu 8. 1126.), 
fowie die Zufäge au 8.1183, dief. Fit. 
Gewaltsamer Diebstahl, 
8.1163. Ein Diebstahl, welcher durch gefährliches Einsteigen oder 
Erbrechen verübt worden, wird ein gewaltsamer Diebstahl genannt. 


8. 1164. Unter gefährlichem Einsteigen wird ein solches verstanden, 
welches durch Leitern und andere dergleichen Hülfsmittel, durch müh- 
same oder schwer abzuwendende Anstalten oder durch besonders ver- 
wegene Unternehmungen bewerkstelligt wird. 


8. 1165: Das Oeifnen verschlossener Behältnisse durch Nachschlüs- 
sel, Dietriche, oder andere Werkzeuge, wird dem gewaltsamen Erbre- 
chen gleich geachtet. 


$. 1166. Diebe, welche sich des Nachts in die Häuser schleichen, 
oder sich über Nacht in denselben verschliessen lassen, haben die 
Strafe des gewaltsamen Diebstahls verwirkt. 


1) Berg. Circularverordnung v. 26. Febr. 1790. 3. 15.3 f. zu 8.1126, dief. Tit. 


$. 1168. - Bon Entwendungen. “ 615 


2) HMescripte v. 22. Zan. 1798, nebft Bericht, und v. 12. Septbr. 1801., betr. bie. 
BDerübung eines Diebftahld mit einem paffenden Schlüſſel. 

Uebrigens müſſen wir hierbei allerunterthänigit: bemerken, daß beim Vortrage die, 
fer Sahe zwar Anfangs das Bedenken geäußert worden, ob das Verbrechen der 
J**, da fie feine Schlüffel nachgemacht, für einen gewaltfamen Diebftahl erachtet 
werden könne, daß aber deſſen ungeachtet durch Mehrheit der Stimmen der Mitglie- 
der unfers Collegii dies Verbrechen deshalb für einen gewaltfamen Diebitahl erachtet 
worden, weil das Landrecht nicht ausdrüdlich vorgefchrieben, dag, in fo fen der Diebs 
ſtahl durdh Eröffnung eines verfchloffenen Behältniſſes mittelft eines Nachſchlüſſels 
verubt worden, diefer Schlüffel dazu befonders angefertigt fein ınuffe, fondern des 
Nahfhlüffels darin nur ganz umbeitimme erwähnt ‚worden. Wir muifen daber fo 
wohl für diefen als für folgende Falle gleicher Art Ew. Königl. Majejtät alleruns. 
serthänigft anheim flellen: : 

ob der durh Eröffnung eines verſchloſſenen Behältniffes begangene Diebitahl 
auh dann für einen gewaltfamen zu achten fei, wenn der Dieb fich zu diefem 
Behufe einen befondern Schlüffel nicht angefertigt hat oder anfertigen laffen, 
fondern wenn er dazu einen andern paflenden, Schluffel gebraucht, der ihm zu 
anderm Behufe vom Beftohlenen anvertraut geweſen? ꝛc. 

Berlin, den 12. Jan. 1798. 

Wir haben, nad geihehenem Vortrage in Unſerm geheimen Gtatsrathe, das von 
Euch abgefaste Erfenntnif in der Unterfuhungsiache wider die Dienfimagd J. B**, 
wegen begangenen Diebftahls an ihrem Brodherrn, nur dahin zu beftarigen gefunden, 
dat, da bier fein gewaltſamer Diebftahl vorhanden, der Inculpatin der ausgeftandene 
Arreft zur Strafe anzurechnen, und felbige nunmehr des Arreftes gänzlich zu ent 
Laffen. ꝛc. Berlin, den 22. Jan. 17985. Stengels Beitr. B. 6. ©. 145, 


Auf Euren Antrag vom 22. v. M. bemerken Wir noch, dat Wir Gurer Meinung 
nicht beipflichten, als wenn in vorliegendem Falle fein gewaltfamer, fondern nur ein 
gemeiner Diebftahl vorhanden fei, vielmehr ift eigentlich, ein jeder mit einem andern 
als dem ausdrüdlich zu dem eröffneten Behältniſſe beitimmten Schlüſſel verübter Dieb- 
ſtahl als gewaltfam anzufehen, und die Thl. 6. S. 147, der Stengelfchen Beirr, auf 
genommene Decifion des Zuitiz» Departements fteht dem nicht entgegen, weil dort von 
einem von dem Diebe mitgebrachten, aber ihm von dem Beftohlnen anvertrauten 
Schlüffel die Rede it. 2. Berlin, den 12, September 1801. 

Stengels Beitr. B. 14. ©. 268, 


&. 1167. Gewaltsame Diebstähle sollen mit Zuchthausstrafe auf sechs 
Monate bis drei Jahre, nebst Willkommen und Abschied bestraft 
werden. 


8.1168. Die Dauer der Strafzeit eines gewaltsamen Diebstahls muss 
von dem Richter, nach Beschaffenheit der angewendeten Gewalt; nach 
der Zeit, wann selbiger verübt; nach der Grösse der Gefahr, welcher 
das gemeine Wesen, oder einzelne Mitglieder desselben dadurch aus- 
gesetzt worden; und nach der Wichtigkeit der entwendeten Sache oder 
Summe, bestimmt werden. 


1) Bersi. Circularverordnung ». 26. Febr. 1799, 8.16. ; f. au 8.1126. bief. Tit. 
2) Bescript v. 20. Zuli 1832., betr, die Strafe ded erften gewaltfamen Diebftahls. 


Die in dem Berichte vom 26, Juni vorgetragene Anficht des Königl. Land» und 
Stadtgerichts: daß auch noch Dept bei Beftrafung des erſten, gewaltfamen Diebftahls‘ 
nad) $. 1167. Tit. 20. Thl. I. A. L. R. auf Gmonatlihe Zuchthausftrafe erfannt wer: 
den Tonne, und der $.16, der Eircular- Verordnung vom 26. Febr. 1799 bierin 
nichts geändert habe, iſt unrichtig. — Ganz unzweidentig verordnet das oben ange 
führte neuere Gefeg, daß derjenige, welcher zum erftenmal eines gewaltfamen Dieb- 
ftahls ſich ſchuldig macht, auf ein oder mehrere beftimmte Tahre, alfo mindeftens auf 
Ein Jahr in eine ſtrenge Beflerungs » Anftalt eingefperrt werden foll, und wenn das 
Gollegium diefe Worte fo deutet, daß unter dieſer Ginfperrung in eine Bellerungs- 
YAnitalt hier nicht die eigentlihe Strafe, fondern vielmehr die erit nach der Landrecht⸗ 
lihen Zuchthausſtrafe über den Verbrecher noch zu verhängende polizeiliche Detention 
bis zum Nachweis des ehrlichen Erwerbes gemeint fei, fo gebt die Unrichtigkeit diefer 
Deutung aus dem fernern Worten des gedachten $- der Eircular- Verordnung von 
felbft hervor, nach welchen die Detention bis zum Nachweis des ehrlichen Erwerbes 
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—* Einſperrung des Verbrechers auf eine beſtimmte Anzahl von Jahren erſt nad 
eren Ablauf noch hinzutreten und alfo ein Zufag zu jener beftinnmen Einfperrung 
fein fol, welche letztere hiernach aljo etwas Anderes als diefe Detention fein muß, 
und daher denkbarer Weife nur die eigentlihe Strafe des Diebitahls felbft fein Tann. 

Mir diefer Auslegung des fraglihen $. der Eircular- Verordnung ſteht es auch 
nicht im Widerfpruch, day darin nicht von dem Zuchthauſe, fondern von einer Beſſe⸗ 
rungs:Anftalt gefprochen wird, da befanntlich dergleichen Beflerungs-Anftalten, wie fie 
* — überhaupt vorausgeſetzt har, zur Zeit mod nicht ange 
egt find, 

Ehen fo wenig widerfprechen die von dem Königl, Rand» und Stadtgerichte an— 
geführten Minifterial»Referipte vom 18. April 1810, 29. Auguft 1815, 16. Auguf 
1817, und 20. Zuni 1823 jener Interpretation, da fie alle nur Vorſchriften über die 
auläüge Dauer der, der ordentlidhen Strafe ig einge polizeilihen Detention bis 
zum Nachweife des ehrlichen Erwerbes, fo wie der nur bei andern Arten von Dieb: 
ſtählen, $. 12. 18. u. f. der Gircnlar- Verordnung, zur Sprache kommenden Detentio 
nen bis zur Beſſerung und bis zur Begnadigung enthalten. 

- Der Zuftizminifter kann daher die don dem Griminal-Senat des O. L. Ger. zu 
Königsberg in der Unterſuchungsſache wider den Hausknecht N. N. unter dem 2. April 
e. an das Collegium erlaffene Verfügung, infoweit fie eine Belehrung über jene obige, 
irrige Auslegung des Gefeges enthalt, nicht mißbilligen. v. K. J. B. 40.©. 24. 

S. 1169. Gewaltsamer Diebstahl in unbewohnten Gebäuden, Bebhalt- 
nissen, Gärten, Scheunen, oder Fischhältern, wird als ein gemeiner 


Diebstahl unter erschwerenden Umständen bestraft. ($. 1137. sqq.) 


8. 1170. Wer in der Absicht, Esswaaren, Feld- oder Gartenfrüchte 
zu stehlen, einsteigt, oder mit Gewalt einbricht; gegen den wird die 
Strafe eines gemeinen Diebstahls gleicher Art, durch körperliche Züch- 
tigung geschärft. 

$. 1171. Die Strafe des gewaltsamen Diebstahls ist verwirkt, sobald 
das gefährliche Einsteigen oder Erbrechen mit der Absicht zu stehlen, 
wirklich geschehen ist. 

8. 1172. Doch findet, wenn die Besitznehmung der gestohlnen Sa- 
chen nicht vollendet worden, nur der geringere Grad der gesetzlichen 
Strafe statt. 

8. 1173. Auch diese wird, wenn das Einsteigen oder Erbrechen nicht 
vollendet worden, der Dauer nach verkürzt, je nachdem die unternom- 
mene (Gewalt der wirklichen Ausführung mehr oder weniger nahe 
gewesen. 

Gewaltsamer Diebstahl mit erschwerenden Umständen. 

$. 1174. Wenn bei einem gewaltsamen Diebstahle annoch erschwe- 
rende Umstände hinzukommen: so wird die Dauer der durch die That 
selbst verwirkten Strafe verlängert. 

$. 1175. Ist ein Dieb, bei einem gewaltsamen Diebstahle, mit Gewehr 
oder andern gefährlichen Werkzeugen versehen gewesen, ohne jedoch 
davon gegen Jemanden Gebrauch gemacht zu haben: so soll gegen ihn 
die durch den gewaltsamen Diebstahl selbst verwirkte Strafe ($. 1167.) 
um sechs Monate bis zwei Jahre verlängert werden, 

8. 1176. Die Beschaffenheit der Waffen, und die nach den Umstän- 
den vorwaltende mehrere oder mindere Gewissheit, dass der Dieb, bei 
vorgefundenem Widerstande davon Gebrauch gemacht haben würde, 
bestimmen diese Verlängerung der Strafzeit. 

8. 1177. Eine gleiche Schärfung der Strafe des gewaltsamen Dieb- 
stahls findet statt, wenn Kirchen, Staats- oder andere öffentliche Cas- 
sen, oder Magazine, durch gewaltsames Einsteigen oder Erbrechen be- 
stohlen worden, 
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Beseript». 8.Oetbr. 1821,, betr. bie Strafe bed Kirchendiebftahls, 

Dem Eriminal-Senat des Königl. D. 8. Ger. wird auf den Bericht vom 24. v. M. 
eröffnet, daß die in den Ausgaben des A. L. R. von 1791, 1794, 1804 und 1816 
im $. 1177. des 20, Tit. I. Thl., hinter dem Worte „Kirchen“ ſich findenden zwei 
kleinen Stride, weldhe eine Verbindung diefes Worts mit dem nachher folgenden 
Worte „Eaffen“ andenten, offenbar nur aus einem DBerfehen aufgenommen worden 
find. Der Enmurf des allgemeinen Geſetzbuchs enthält im $. 925. Tit. 8. Thl. 1. die 
richtige Interpunction, und aus $. 1149. Tit. 20. Thl. UI. des U. 2. R., verglichen mit 
dem $.1177.1.c,, ergiebt fi, daß, fo wie in jenem die Strafe desjenigen, welcher 
den Kirhen durch gemeinen Diebftahl etwas entwendet hat, fefigefegt worden, im $. 
. 1177. bat beftimmt werden follen, wie derjenige zu beftrafen ift, der Kirchen vermit⸗ 

telit eines gewaltfamen Diebftahls beftohlen hat. v. B. 18. S. 332. 

S. 1178. Wer den Reisenden auf öffentlicher Strasse, oder in den 
Gasthöfen, Kasten, Kisten, Felleisen, oder andere Behältnisse abschnei- 
det, oder erbricht, hat die gewöhnliche Strafe des gewaltsamen Dieb- 
stahls verwirkt. 


8. 1179. Wer aber öffentliche Posten auf dergleichen Art bestiehlt, 
egen den soll die gewöhnliche Strafe des gewaltsamen Diebstahls auf 
die Hälfte der Dauer verlängert werden. 


$. 1180. Ist in vorerwähnten Fällen ($. 1177. 1178. 1179.) der Dieb, 
bei Unternehmung des gewaltsamen Diebstahls, mit gefährlichen Waf- 
fen versehen gewesen: so soll die gewöhnliche Strafe, allenfalls bis zu 
acht Jahren, verdoppelt werden. Ä 

Wiederholter gewaltsamer Diebstahl. 

$. 1181. Hat Jemand mehrere gewaltsame Diebstähle, jedoch ohne 
erschwerende Umstände begangen: so soll er mit ein- bis vierjähriger 
Festungs- oder Zuchthausstrafe, nebst Willkommen und Abschied be- 
legt werden. 


$.1182. Ist die wiederholte Ausübung des gewaltsamen Diebstahls 
mit erschwerenden Umständen verknüpft gewesen: so findet gegen den 
Verbrecher vier- bis zehnjährige Festungs- oder Zuchthausstrafe, mit 
gleicher Züchtigung, statt. 

$. 1183. Ist aber Jemand, wegen gewaltsamen Diebstahls bereits 
einmal verurtheilt worden: so soll er, bei dessen Wiederholung, je 
nachdem erschwerende Umstände vorwalten, oder nicht, mit zehnjäh 
riger bis lebenswieriger Zuchthaus- oder Festungsstrafe belegt, und am 
Aufange der Strafzeit, wie auch am Ende, wo letzteres statt findet, ge- 
züchtiget werden. 


1) Bersl. Circularverordnung vom 26. Febr. 1799. 8. 18— 21,5 f- au 8. 1126, 
dieſes Titels. 


2) Resoripts. 27. Septbr. 1820., betr. Die Beſtrafung des wiederholten gewaltfamen 
Diebſtahls. 


Das von dem Criminal⸗Senat des Königl. O. L. Ger. von Weſtpreußen in ber 
Unterfuhungsfache wider die Feftungs-Baugefangenen N. und N, abgefaßte Erkennt: 
niß, mweldes im Entwurf und in der Ausfertigung, nebft der Re: und Correlation 
und den Acten anbei zurüd erfolgt, wird hierdurch lediglich dahin beitätigt: daß 

1) der angeſchuldigte N. wegen — nad vorgängiger gewaltfamen Ausbrehung aus 

der Feltung und mehrmaliger Beftrafung wegen verfjiedener großen Diebitähle, — 

begangenen wiederholten gewaltfamen und großen gemeinen Diebftahls, mit 

Neunzig derben Peitſchenhieben in drei auf einander folgenden Tagen und mit 

eftungsarbeit bis zur Beguadigung, auf welche vor Ablauf von Funfjehn 
Sahren von Amts wegen nicht —— werden darf, zu beſtrafen. 

2) der Mitangeſchuldigte N., wegen thätiger Theilnahme an dieſen Diebſtählen, 

nad ebenmäßiger gewaltfamer Ausbrehung aus der Felung, und wegen des 
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ſich ſo nach und nach, und nachdem er wegen Diebſtahls und Straßenraubs 
ſchon beſtraft worden, ſchuldig gemachten erſten gewaltſamen und wiederholten 
großen gemeinen Diebſtahls, mit dem Verluſt des Rechts die Preußifche Na— 
tional» Eocarde zu tragen, mit Neunzig derben Peitfchenhieben in drei Tagen 
und Feitungsarbeit bis zur Begnadigung, auf welche vor Ablauf von Zwanzig 
Jahren, vom 12, Febr. 1825 an gerechnet, von Amts wegen nicht angetragen 
werden darf, zu beitrafen. 

Es it daher daffelbe zu publiciren und demmächft weiter rechtlich zu verfahren. 

Zu rügen finder der Juſtiz-⸗Miuiſter Folgendes: 

1) Pag. 12. des Erkenntniſſes wird in Abficht des N. bemerkt, daß er fhon frü⸗ 
ber, im Fahre 1814, einen gewaltfamen Diebſtahl unter erfhwerenden Umftän« 
den begangen, und die ihm dafür auferlegte finfjährige Feltungsarbeit bereits 
abgebüßt habe, und daß aljo Rüdfichts feiner die Anwendung des $. 18. der 
Eircular:Berordnung vom 26, Febr. 1799, wonad ein wegen gewaltfamen Dieb 
ftahls ſchon Beitrafter, wenn er diefes Verbrechens nachher aufs neue überführt 
wird, mehrmalige ftrenge Züchtigung und Sinfperrung bis zur Begnadigung et 
leiden foll, unbedenklich fei, 

In dieſer Hinſicht wird erinnert: 

Entweder bezieht ſich die Behauptung, daß N. die fünfjährige Feſtungsarbeit 
bereits abgebüßt habe, auf die Zeit, da das Erfenntniß entworfen wor 
ben, und dann ift fie zwar in facto gegründet, paßt jedoch nidjr recht zu dem 
folgenden Sate, da es nah $. 18. der gedachten Gircular: Verordnung, vom 
26. Febr. 1799, auf die Zeit des zweiten gewaltſamen Diebſtahls ankommt; oder 
jene Behauptung bezieht fih auf die legtgedachte Zeit, dann iſt fie in facto nicht 
tihtig, da N. am 19. Juli 1819, als er aus dem Fort Weichfelmünde aus 
ebrohen und eben fo wenig zur Zeit des zweiten gewaltfamen Diebftahle, die 
unfjährige Feltungsarbeit, die er am 31. Auguft 1814 angetreten, nod) nicht 
vollitändig abgebüßt hatte. i 

Dennoch hat die Beftätigung des Erfenntniffes deshalb erfolgen müffen, weil der 

—* der gedachten Circular-Verordnung vom 26. Febr. 1799, welcher die Strafe 
ir den Fall beſtimmt, wenn ein bereits wegen gewaltſamen Diebſtahls Beſtrafter 
eines nachher begangenen gewaltfamen, oder auch nur beträchtlichen Diebſtahls über 
führt wird, aus dem $. 1183. Tit. 20. Thl. Il. des A. L. R. zu interpretiren ift, worin 
bloß vorausgefegt wird, daß der Dieb, wegen gewaltfamen Diebftahls, einmal ver« 
urtheilt worden. i 

Hiernah wird jene Stelle in den Gründen des Erfeuntniffes vor deffen Publica 
tion zu berichtigen fein. s 

2) In der Folge ift, wenn mit den Unterfuhungs-Acten mehrere adhibenda über, 
fandt werden, entweder eine Specification ſammtlicher Aeten dem Berichte beis 
zufügen, oder, falls bereits eine folhe Specification in einem Actenſtücke be 
findlich ift, in dem Berichte der Actenband und das Folium zu bezeichnen. 

In dem vorliegenden Falle befindet fih ein Acten⸗-Verzeichniß auf der Nückfeite 
des den Griminal:Acten des Land» und Stadtgerihts zu Danzig Litt. M. Nr. 305. 
vorgefegten rotuli; e8 ſtimmt aber nicht vollftändig mit den überfandten Acten. 

v. K. J. B. 16. S. 86. 
3) Bescript v. 31. Oetbr. 1825., betr. die Beurthellung ber Beträchtlichkeit eines 
Diebitahls im Sinne des $. 18. der O. V. v. 26. Febr. 1799, 

In Bezug auf die in dem Berichte der Criminal-Deputation des Königl, Stadt 

gerihts vom 17. d. M. enthaltene Anfrage, 

über die Beträchtlichfeit eines Diebjtahls, 
entfcheider ſich der Zuftiz-Minifter für die Meinung berjenigen Mitglieder des Colle— 
gii, welche annehmen, daß im jedem einzelnen Falle von dem Nichter beurtheilt wer⸗ 
den müffe, ob ein begangener Diebftahl, im Sinne des $. 18. der Verordnung vom 
26. Febr. 1799, als ein beträchthicher anzufehen fei. REN 

Hier fo wenig, als im $. 256. Tit. 20, Thl. 11. des A. L. R., wo vom beträchtlis 
hen Summen faliher Münzen, die ins Publicum gebradt worden, die Rede ill, find 
die Grenzen zwifchen dem Beträchtlichen und Unbeträchtlichen mäher beſtimmt, viel- 
mehr iſt Alles dem richterlihen Arbitrio überlaffen worden. v. K. J. B. 26. ©. 418. 


4) a) O. O. vom 25. September.1802., betr. bie Form der Verurtheilung bid zur Bes 
gnabdigung,. 


Mein lieber Großfanjler von Goldbeck! Die Differenz, welche nah Eurem 
Berichte vom 13. d. M. zwiſchen den beiden, gegen den Tagelöhner Caspar 
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Müller abgefaßten Erkenntniffen des Criminal Kollegit;zu Brieg und ber Cri⸗ 
minal» Deputation des Kamımnergerichts, darin ftatt finder, daß zwar beide den 
zc. Müller wegen des verübten Raubes zur Feflungsarbeit bis zur Begnadigung 
verurtheilt haben, erfteres Kollegium aber den Inquifiten der Begnadigung auf 
18 Jabre für unmwürdig erklärt bat, liegt nur in den Worten, und da es Mir 
ebenfalls angemeſſen fcheint — ftatt den Werbreder der Begnadigung vor Ablauf 
von 18 Jahren für unmürdig zu erflären — feltzufegen, daß vor Ablauf diefer 
Friſt, von Amtswegen nicht auf Begnadigung angetragen werden foll — fo fende 
Ich Euch das eingereichte Konfirmationg: Rejcript nebit der Annahme» Drödre bier: 
bei unvollgogen wieder gurüd, um beides darnady umändern zu laffen und erwarte 
ſolche demnaͤchſt zu Meiner Vollziehung als Euer woblaffeftionirter König. 
Samml. der Berordn. S. 123— 130, 

b) Bescript v. 7. Mai 1814;, daß bie Freiheitöverwirfung bis zur Befferung 
ober bis zur Begnabigung mindeftens bis auf dad gefegliche Maaf zu beftimmen fei; f. zu 
8.90, dief. Fit. unter Nr. II. 

e) Rescript ». 20.3uni 1823,, da bie Einfperrung bis zur Befferung oder Bes 
guadigung ald ordentliche Strafe anzufehen und baher als auferorbentliche Strafe nicht zur 
Anwendung zu bringen ſeiz f. zu $. 34. dieſ. Tit. 


d) Bescriptv.?3, $ebr.1823,, betr. bie Einfperrung bis zur Begnadigung bei 
Ausländern. 


Die Anſicht des Landgerichts zu N., aus welcher daſfelbe nach dem Bericht des 
Königl. Dber -Appellarionsgerihts vom 12,d. M. gegen den N. aus N, nicht au 
anf Yandesverweifung erfannt har, ift allerdings nicht richtig. Es iſt auch bei Aus— 
ändern, wie bei Ginländern, auf Begnadigung, auf welcher vor Ablauf einer gewiſſen 
Zeit von Fahren nicht angerragen werden darf, und zugleich bei jenen auf Transport 
über die Grenze nad) erfolgter Begnadigung zu erfennen, v. K. J. B. 21. ©. 333, 

Gergl. auch wegen ber Landesverweiſung der Ausländer die Zuſätze zu $. 191. dieſ Tit.) 
IL. Gewalttbätige Besitzuebmung fremden Eigenthums, 

8. 1184. Wer um seines Gewinns, Vortheils, oder Genusses willen, 

unbewegliche Sachen, ohne Recht, gewaltsamer Weise in Besitz nimmt, 


hat schon deswegen zwei- bis dreijährige Festungs- oder Zuchthaus- 
strafe verwirkt. 


8. 1185. Diese Strafe soll statt finden, so bald die Gewalt verübt 


worden; wenn auch die Besitznehmung selbst nicht hat vollzogen wer- 
den können. 


8. 1186. Ist Jemand dadurch beschädigt, oder ein Tumult erregt 
worden: so finden die Vorschriften des $. 167. sqq. 796. sqq. 844. sqgq. 
Anwendung. 

Raub, 

8. 1157. Wer durch Gewalt an Menschen, bewegliche Sachen, wozu 
er kein Recht hat, seines Gewinns, Vortheils, oder Genusses wegen in 
Besitz nimmt, macht sich eines Raubes schuldig. 


$. 1188. Auch schon derjenige, welcher einen Diebstahl ohne wirk- 
liche Gewalt, jedoch unter Androhung gefährlicher Behandlung ausübt, 
hat als Räuber eine acht- bis zehnjährige Festungsstrafe, nebst Züchti- 
gung am Anfange und Ende der Strafzeit, verwirkt. . 

1) Bergl. Circularverordnung vom 26, Febr. 1799, 8.22 24.5 f. zu 8.1126, 
dieſes Titels. | 

2) Bescriptv. 12, Novbr. 1821., betr. ben Begriff des Verbrechens bes Randes, 

Dem Eriminal-Senat des (Tit.) wird auf den Bericht vom 18. d. M. eröffnet, 
daß der Tuftiz.Minifter den Grundfas, daf die Kriterien des Naubes einzig nad) deit 
Beflimmungen des $. 22. der Verordnung vom 26. Febr. 1799 zu beurtheilen und die 
biervon abweichenden Vorschriften des U. 2. N. dadurd aufgehoben feien, wicht rich 


620 Zweiter Theil. Zwanzigfter Titel. $. 1189 - 


tig finden kann. Schon der Eingang ber erwähnten Verordnung fpricht die Abſicht 
des Gefesgebers im Allgemeinen dahin aus, daß gegen Diebe und Räuber in Zukunft 
mit größerer Strenge, als nad den Borfchriften des A. L. R. bis dahin geichehen, 
verfahren werden folle. In einem auffallenden Widerfprud mit diefer Praliminar: 
Sanftion würde es aber ftehen, wenn man annähme, der Geſetzgeber harte in der 
Verordnung den Raub auf die im $. 22, zu dem Begriffe diefes Verbrechens eher 
bloß zufäglic angedeuteren Fälle befhränten, und fo den in der Eriminalrehts:Theos 
rie gegründeten und im U. 2. R. beibehaltenen Begriff des Naubes modificiren wol: 
len. Was der $. 15. der im Kede ſtehenden Verordnung über die Charafterifirung 
des gewaltſamen Diebitahls enthalt, ift unter diefen Umſtänden ſtrikte zu — 
und der dort angegebene Fall, wo der Eigenthümer oder Wächter durch Androhun 

von Gewaltthätigkeiten von der Verhinderung des Diebſtahls abgehalten worden, i 

nicht einem ſolchen gleich zu ſezen, wo wie bier nah der Ausführung des Kollegii, 
der im Schlafe üverfallene Damnififat von den Näubern durdy Bedrohung mit 
Mordwerkjeugen genöthigt wurde, fein im Bert bei fich habendes Geld und die 
Schlüffel zum Geldfchranfe den Räubern hinzugeben. In diefem Falle haben die 
höchſt gefährlihen Drohungen das weſentlichſte Mittel zum Zweck und einen noth— 
wendigen Beitandrheil der That gebildet, wogegen der erwähnte ‘Fall des $. 15. der 
Verordnung fhon die VBollbringung des eigentlichen Raub⸗Akts vorausfept. 

Der Juſtizminiſter hat dem Kollegio feine Unficht deshalb eröffnen zu müffen ge 
glaubt, weil es ihm zu auffallend geweſen it, dat das Kollegium den hier zur Beur: 
theilung gekommenen Fall, wo feitgeftelltermagen mehrere zum Raube verbundene 
Kerle zur Nachtzeit in die Wohnung des Anusraths W, zu W. mit Piftolen umd 
einem Hirfchfänger bewaffnet, gewaltfan eingedrungen find, dafelbit den Wächter unter 
Borhaltung der Piltolen nah dem Hausherren gefragt und als fie zu diefem geführe 
worden, durd die oben erwähnten Drohungen die Beraubung ausgeführt, auch zus 
letzt ſämmtliche Hausgenoffen unter ähnliben Drohungen in den Keller gebracht und 
dajelbit eingefchloifen haben — fur nichts mehr, als für einen bloßen gewaltfamen 
Diebitahl hat erfennen wollen. Nach diefer Gröffnung erwarter der Juſtizminiſter, 
dat das Kollegium in Zukunft die Frage wegen angemeffener Anwendung der Ber: 
ordnung reifli erwägen, und bei etwanigem Bedenken das in dem $. 16. dem Rich— 
ser nachgelaffene Arbisrium, fowie den $. 32. pos. daf. nicht außer Acht laffen werde, 
| Gen. Yet. des Zuftizn, C. 3630, 


8.1189. Sind Menschen durch Binden, Knebeln, Schläge, oder soust, 
aber ohne Schaden an Gesundheit und Leben, gemisshandelt worden: 
so findet gegen den Räuber eine zehn- bis funfzehnjährige Festungs- 
strafe, mit gleicher Züchtigung, statt. 


S. 1190. Ist dem Beraubten durch die erlittenen Misshandlungen eine 
erhebliche Verstümmelung, oder bleibender Nachtheil au seiner Ge- 
sundheit zugefügt worden: so hat der Räuber, nach Beschaffenheit die- 
ses Schadens, funfzehnjährige bis lebenswierige Festungsstrafe, nebst 
Willkommen und Abschied verwirkt. 

8. 1191. Ist durch die nach $. 1189. zugefügten Misshandlungen der 
Tod des Beraubten wirklich befördert worden: so soll der Räuber 
mit dem Schwerdte gerichtet, und der Körper auf das Rad gefloch- 
ten werden. 

$. 1192. Gleiche Todesstrafe soll statt finden, wenn die verübte Miss- 
handlung an sich tödtlich war; das Leben des Beraubten aber durch 
besondere Umstände, oder Zufälle noch erhalten worden. 

8. 1193. Wer einen Andern vorsätzlich mordet, um sich durch den 
Tod desselben Gewinn oder Vortheil zu verschaffen, oder zu versi- 
chern, der hat die Strafe des Rades von unten verwirkt. 

8. 1194. Hat der Räuber, erst bei wirklich vorgefundenem Wieder- 
stande, den Andern getödtet: so ist er mit dem Rade von oben herab 
zu bestrafen, 
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$. 1195. Hat der Räuber den Raub selbst ohne Verübung eines Mor- 
des vollzogen, und erst nachher den ihn verfolgenden Beraubten, bloss 
zur Vertheidigung seines eigenen Lebens getödtet: so soll er mit dem 
Schwerte hingerichtet werden. 


$. 1196. Ist aber in diesem Falle ($. 1195.) die Tödtung von dem 
Räuber nicht bloss zur Vertheidigung seines Lebens, sondern auch des 
Raubes geschehen: so trifit ihn dennoch die Strafe des Rades von 
oben herab. 

Strassenraub, 

$. 1197. Strassenraub, d. i. ein solcher, der auf öffentlichen, zum ge- 
meinen Gebrauche bestimmten Fahr- und Fusswegen, ingleichen auf 
öffentlichen Plätzen, Strassen, und Gassen verübt worden, soll, wenn 
er auch nur durch gefährliche Drohungen geschehen ist, mit zehn- bis 
funfzehujähriger Festungs- oder Zuchthausstrafe, nebst Willkommen 
und Abschied, belegt werden. 


1) BResecript v.9. März 1811., betr. den Begriff des Ztraßenraubes. 


Das von dem (Tit.) mittelft Berichts vom 21. v. M. eingereichte Erfenntnif in 

der Unterfuchnungsfache wider DO. und D. wird dahin beflätigt: 

daß beide AInquifiten, der Knecht D. und der Bauer D. mit Feftungsarbeit bis 

zur Begnadigung, worauf in Abſicht des D. vor Ablauf von 11 fahren und 

in Abficht, des D. vor Ablauf von 10 Jahren nicht anzutragen, außerdem aber 

der D. * a förperlihen Züchtigung von 60 Peitfchenhieben in zweien Ta: 

gen zu beftrafen, 
Diefe Herabfegung der in Antrag gebrachten Strafe gründer ſich darauf, daß der von 
den Inquifiten begangene Raub nicht als ein Strapenraub angefehben werden kann. 

Straßenraub if nad dem A. L. R. Thl. I, Tit. 20. 8.1197. ein folher, der auf 

öffentlichen, zum gemeinen Gebrauch beſtimmten Fahr: und Fußmwegen, intgleichen auf 
öffentlihen Pläsen, Strafen und Gaſſen verubt worden. Die Gewaltihärigfeit 
der Inquiſiten ward in einiger Gntfernung von der Landitraße ausgeübt und der 
freie Plag, wo fie vorfiel, kann nicht ein öffenslicher Plas im Siune des Geſetzes 
genannt werden. pi ausdehnende Erklärung, welche der Criminal-Senat des (Tit.) 
von dem $. 1197. J. e. macht, und nach welcher ein Strafenraus auch in einer kleinen 
Entfernung von der Landftraße begangen werden kann, läßt ſich nicht rechifertigen, 
dba es hiernach in den meiften Fällen an einem fihern Merkmale fehlen würde, um 
zu erkennen, ob ein Straßentaub begangen worden iſt, oder nicht. Nur die Defol- 
gung der Worte des Geſetzes, die mit der Abſicht deffelsen völlig übereinftinmen, ge: 
währt eine zuverläffige Anwendung in den vorkommenden Fallen, wobingegen jede 
ausdehnende Erflärung auf Abwege führt. Het. des Zuftigm, C. 359, 


2) Bescript v. 15. März 1822,, betr. die Richtanwenbung der Cire. Verordn. 
dv. 26, Febr. 1799, bei ber Beftrafung bed Strakenraubes, 


. Der Zuftiz: Minifter fann der Meinung, daß der Straßenrand nah ben Grund. 
fägen der Verordnung vom 26. Febr. 1799 beurtbeilt und beftraft werden müſſe, nicht 
beitreten. Des Stragenraubes iſt im diefer Verordnung nicht gedacht, das A. L. R. 
in Abſicht diefes Verbrechens alfo nicht aufgehoben. ie Abficht der gedachten Vers 
ordnung ift gewejen, die Strafen der Verbrechen gegen das Gigentbum zu fchärfen, 
und ſchon deshalb kann nicht angenommen werden, daß fie für das ſchwerere Berbre- 
hen des Straßenraubes, deifen Gefährlichkeit befonders in dem Drte liegt, wo es bes 
gangen wird, eine gelindere Strafe habe feitfesen wollen, Es fommt alfo der $. 32, 
der gedachten Verordnung zur Anwendung, nach welchen bei entitehenden Zweifeln und 
Bedenken das A. L. R. zur Richtſchnur genommen werden foll; woraus denn folgt, 
dab der Strafenraub Iediglih mach den Beſtimmungen des U. L. R. beftraft wer 
den muf. Gen. Act. des Juſtizm. C. 924, 


$. 1198. Sind von dein Räuber wirkliche Gewaltihätigkeiten, aber 
ohne Nachtheil an Gesundheit und Leben ausgeübt worden: so findet 
eine durch gleiche Züchtigung geschärfte funfzehmjährige bis lebens wie- 
rige Festungs- oder Zuchthausstrafe statt. 
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8. 1199. Ist der Beraubte von dem Räuber an seiner Gesundheit 
oder an seinen Gliedmassen ($. 1190.)'beschädigt worden: so soll der 
Räuber mit dem Schwerdte hingerichtet werden. 


Bescript v.16. Mär; 1809,, daß im 8.1199, IL. 20. des U. 2, N. der 8. 1190. ba⸗ 
felbft in Bezug genommen ift. 

Bei der Beltätigung eines Criminal» Erfenntniffes ift ein erheblicher Druckfehler 
im $. 1199. Tit. 20, Thl. 2, des A. L. NR. zur Sprade gekommen, der fchon öfter zu 
abweichenden Feltfegungen der Gerichte Anlaß gegeben hat, und auf weldhen Ihr da 
ber aufmerffam gemacht werdet. 

Es heißt nämlich in diefem Geſetz: 

Iſt der (auf der Landſtraße) Beraubte von dem Näuber an feiner Gefundheit 
oder feinen Gliedmaßen ($. 1192.) befhädigt worden, fo foll der Räuber mit 
dem Schwerdte hingerichtet werden, 
und diefe Allegation des $. 1192, fcheint anzudenten, daß die Mifhandlung des Bes 
raubten an fich tödlich gemefen fein muffe, wenn diefe Strafe eintreten fol, Gleich 
wohl foll nad diefem $. 1192. der gemeine Räuber aladann mit dem Schwerdte bins 
gerichtet und fein Leichnam aufs Nad geflochten, und der Strafenräuber foll $. 1197. 
seq. allemal härter, als der gemeine Räuber beftraft werden. Es iſt daher klar, daß 
ftatt des $. 1192 der $. 1190. im $. 1199, hat allegirt werden follen, alsdann ftims 
men die in allen $. 1187. bis 1202. geordneten Strafen vollig überein, und habt Ihr 
daher in vorkommenden Fällen bei Anwendung diefer Gefegitelle auf die Berichtigung 
Rückſicht zu nehmen. Mathis B. 10, ©. 108, 2r. Abſch. 
$. 1200. In den Fällen, wo der blosse Raub mit dem Schwerdte ge- 
ahndet wird, ($. 1191. 1192. 1195.) sall, im Falle des Strassenraubes, 
die Strafe des Rades von oben eintreten. 

$. 1201. Der Strassenräuber hat die Strafe des Rades von unten un- 
ter eben den Umständen verwirkt, weswegen den gemeinen Räuber die 
Strafe des Rades von oben treffen würde. ($. 1194. 1196.) 

S. 1202. Wo aber die Strafe des Rades von unten gegen den blos- 
sen Räuber erkannt werden müsste ($. 1193.), da soll die Todesstrafe 
gegen den Strassenräuber durch Schleifung zur Richtstätte verschärft 
werden. 

Wiederholter Raub, 

8. 1203. Im Falle des ohne vorgängige Bestrafung wiederholten Rau- 
bes, soll die sonst verwirkte Festungs- oder Zuchhausstrafe der Dauer 
nach verlängert, die lebenswierige aber durch Staupenschlag verschärft 
werden. 

8. 1204. Ist der Räuber schon einmal zur Strafe des-Raubes ver- 
urtheilt worden, oder hat er mehr als zwei Räubereien ausgeübt: 
so soll er gleich denen, welche in Banden rauben, gestraft werden. 
-($. 1212. sqq.) 

Bergl. Circularverordnung v, 26. Febr. 1799, 8, 25,5 f. zu 8.1126, dief, Zit. 

Versuchter -Raub. 

8. 1205. Der Räuber soll mit der durch die That verwirkten Strafe 
belegt werden, wenn er gleich den gesuchten Vortheil noch nicht erhal- 
ten, oder wieder verloren hat. 

8. 1206. Jeder gewaltsame Angriff eines Menschen, der auf öffentli- 
cher Strasse verübt wird, soll, wenn das Gegentheil nicht klar erhellet, 
als ein Raub angesehen und bestraft werden. - 

8. 1207. Wer einem Andern, auch ohne die Absicht zu rauben, auf 
öffentlicher Strasse auflauert, ihn insultirt und beleidigt, der soll, nach 
Bewandniss der Umstände, mit zwei- bis zehnjähriger Festungsstrafe 
belegt werden. 
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III. Diebstahl und Raub in Banden, 

8. 1208. Wenn Mehrere die Ausübung eines Diebstahls mit einan- 
der verabredet haben: so finden die $. 68. und 73. enthaltenen Grund- 
sätze Anwendung. 

8. 1209. Haben Mehrere sich verbunden, den Diebstahl als ein ge- 
meinschaftliches Gewerbe zu betreiben: so hat der Rädelsführer zehn- 
jährige bis lebenswierige, die andern Mitverbundenen aber eine sechs- 
bis zehnjährige Zuchthaus- oder Festungsstrafe, welche durch Willkom- 
men und Abschied geschärft wird, verwirkt. 

S. 1210. Sind von einer zusammengerotteten Bande gewaltsame Dieb- 
stähle verübt worden: so soll der Anführer mit der Todesstrafe des 
Galgens belegt werden. | 

$. 1211. Die übrigen Mitgenossen sollen, wenn durch die That an 
sich fünf- oder mehrjährige Zuchthaus- oder Festungsstrafe, verwirkt 
wäre, mit lebenswieriger; sonst aber mit zehnjähriger Festungsstrafe, 
nebst Willkommen und Abschied, belegt werden. 

Bergl. wegen Beftrafung der Diebeögefellfchaften $. 26, der Circularverordnung 
©. 26. Gebr. 1799.; f. zu 8.1126. bier. Tit. 

$. 1212. Hat eine solche Bande wirkliche Räubereien verübt: so hat 
der Anführer wenigstens die Strafe des Rades von oben herab verwirkt. 

$. 1213. In Ansehung derjenigen Handlungen der Raubgenossen, 
welche der Rädelsführer befohlen, genehmiget, oder auch geduldet hat, 
ist er als ein Haupturheber zu bestrafen. 

8. 1214. Die übe Genossen sollen, wenn nicht schon durch den 
Raub an sich die Todesstrafe verwirkt ist, ohne Unterschied, mit Stau- 
—— Brandmarkung und lebenswieriger Festungsstrafe belegt 
werden. J 

8. 1215. Uebrigens sind die Mitgenossen einer Räuberbande wenn 
dieselben auch keinen Strassenraub begangen haben sollten, mit der 
Strafe der Strassenräuber zu belegen. 

$. 1216. Räuber, welche zu den von ihren Mitgenossen verübten 
Mordthaten, wenn auch nur durch Wache halten, wissentlich behülflich 
sind, haben dennoch die Strafe des Rades von unten verwirkt. 

$. 1217. Räuber, welche die Mordthaten ihrer Mitgenossen, die sie 
zwar nicht voraus gewusst, wobei sie aber gegenwärtig gewesen sind, 
hätten hindern können; und dieses zu thun unterlassen haben, sollen 
mit dem Rade von oben herab hingerichtet werden. 

IV. Tbeilnehmung an Raub und Diebstahl, 

$. 1218. Wer an den Vortheilen eines Diebstahls Theil nimmt, ist, 
in Anschung der mit dem Thäter vorher verabredeten Handlungen, als 
Miturheber anzusehen. 

$. 1219. Auch bei gewaltsamen Diebstählen ist derjenige als Mitur- 
hever zu betrachten, welcher die ausgeübte Gewalt durch Lieferung 
der Werkzeuge, Wache halten, oder andere Hülfsleistung, wissentlich 
unterstützt hat. 

$. 1220. Diese Strafe trifft ihn selbst alsdann, wenn er den verabre- 
deten Vortheil wirklich nicht empfängt. 

8. 1221. Hat er aber den Vortheil ausgeschlagen, oder ausgeliefert, 
und die noch unentdeckten Mitverbrecher angezeigt: so kann er auf 
Begnadigung Anspruch machen. 
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8.1222. Wächter und Wachen, welche wissentlich, aus gewinnsüch- 
tigen Absichten einen Diebstahl geschehen lassen, haben die Strafe des 
gewaltsamen Diebstahls verwirkt; auch wenn die That selbst ohne Ge- 
walt verübt worden. 


8. 1223. Wer Diebesgesindel seines Nutzens wegen hegt; oder Die- 
ben zur Verheimlichung, Fortschaftung, oder Veräusserung der gestoh- 
lenen Sachen Hülfe zusagt und leistet, hat sechsmonatliche bis zweijäh- 
rige Zuchthaus- oder Festungsstrafe, nebst Züchtigung am Anfang und 
Ende der Strafzeit, verwirkt. 

Bergl. wegen Beftrafung der Diebeshehlerei 8.28. der Circularverordnung ». 
26. $ebr. 1799,; f. zu 8.1126. dieſ. Tit. 

8. 1224. Weiss er, dass die von ihm verhehlten Sachen geraubt wor- 
den, oder dass das Diebesgesindel sich mit Rauben abgiebt: so soll ge- 
gen ihn auf drei- bis vierjährige Zuchthaus- oder Festungsstrafe, nebst 
gleicher Züchtigung ($. 1223.), erkannt werden. 


8.1225. Wer einem Räuber, von dem er weiss, dass er zugleich wor- 
den will, oder sonst schon gemordet hat, zu Verhehlung oder Fort- 
schaffung der geraubten Sache Hülfe zusagt, und in der Folge wirk- 
lich u der hat Staupenschlag und lebenswierige Festungsstrafe 
verwirkt. 


$. 1226. Eben diese Strafe findet statt, wenn Jemand einem derglei- 
chen Mordräuber, zu Begünstigung künftiger Räubereien, einen Zu- 
fluchtsort verstattet. 


$. 1227. Wer Räuber gegen die Nachforschung der Obrigkeit ver- 
birgt, oder ihnen Gelegenheit und Gegenstände zu Verübung ihrer 
Räubereien nachweiset, soll, wenn er auch der $. 1223-1225. beschrie- 
benen Theilnehmung nicht überführt werden könnte, dennoch eine 
zweijährige Festungs- oder Zuchthausstrafe, nebst Willkommen und 
Abschied, leiden. 

$. 1228. Diese Strafe wird verdoppelt, wenn ihm bekannt war, dass 
die von ihm begünstigten Räuber sich mit Morden abgeben. 

8. 1229. Wer Räubereien, oder gar Ermordungen, in seiner Behau- 
sung, mit seinem Vorwissen begehen lässt, der soll dem Thäter gleich 
bestraft werden. 


8. 1230. Wer Diebe oder Räuber wissentlich beherbergt, oder ge- 
stohlene Sachen verhehlt, muss nicht nur die $. 1223. bestimmte Strafe 
dulden, sondern geht auch des gemissbrauchten Gewerbes verlustig. 

Bergl. Circularverordnung v. 26. Febr. 1799. 8, 28,5 f. au 8.1126, bief Tit. 

V, Vorbeugungemittel: a) verbotner Kauf gestohlner Sachen. 


$. 1231. Ein Jeder, dem von Verdächtigen (Th. J. Tit.15. $.19.) oder 


Unbekannten, welche nicht mit dem Verkaufe solcher Sachen ein öf- 
fentliches (Gewerbe treiben, (ebendas. $. 43. 44.) Sachen zum Kauf oder 
Pfande angetragen werden, ist schuldig zu prüfen: ob der Antragende 





— — 


wahrscheinlich über die angebotenen Sachen zu verfügen berechtigt sei. 


8. 1232. Besonders muss diese Vorsicht alsdann beobachtet werden, 
wenn der Verkäufer oder Verpfänder ein Dienstbote oder Hausgenosse, 
und die Sache so beschaffen ist, dass sie wahrscheinlicher Weise der 
Dienstherrschaft oder dem Hausvater gehören könnte, 


| 
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8. 1233. In einem solchen Falle muss der Käufer, oder Pfandnehmer; 
sich bei der blossen Angabe des Antragenden nicht beruhigen; sondern 
bei der Herrschaft oder dem Hausvaler selbst nachfragen: ob etwa eine 
Untreue des Gesindes oder der Hausgenössen mil nern, TER 


$. 1234. Mit ganz unbekannten Leuten, welche Sashen von: Werthe, 
z. B. Gold, Silber, Juwelen, und andere Kostbarkeiten, zum Kaul oder 
Pfand anbieten, soll sich nieinand darüber einlassen. 


$. 1235. Eben so wenig darf dieses geschehen, wenn die angetragene 
Sache von der Beschaffenheit ist, dass Leute von dem Stande "und "Ge: 
werbe des Antragenden dergleichen Sachen nicht zu haben ‚pflegen: sr 


8. 1236. Erwächst aus Vergleichung der Beschaffenheit. der Sache, 
und der Person des Antragenden, oder aus dem die Forderang des 
Verkäufers beträchtlich übersteigenden Werthe der Sache ei: währ- 
schemlicher Verdacht, dass sie entwendet sei: so ist ein Jeder, welcher 
aus dem Handel oder Pfänderleihen, ein Gewerbe ‚macht, bei willkühr- 
licher doch nachdrücklicher Geld- oder Gefängnissstrafe ($. 35.) schul- 
dig, eine solche verdächtige Sache anzuhalten, und an die ——— 
keit des Orts zur weitern Untersuchung abzuliefern. 


$. 1237. Eben diese Strafe findet statt, wenn. ein solcher — 
mann oder Pfandverleiher, durch öffentliche Bekanntmachungen, obrig- 
keitliche Warnungen, oder auch nur durch glaubwürdige Privatanzei- 
gen benachrichtiget ist, dass Sachen von dieser Art, und mit — 
Kennzeichen verschen, 'gestohle n oder verloren w orden. 


S. 1238. Hat Jemand wissentlich gestoblne Sachen gekauft, — zum 
Pfande angenommen: so soll er, wenn er auch an dem Diebstahle auf 
die $. 64. bis 84. beschriebene Art keinen Theil genommen hat, deunach 
als ein gemeiner Dieb bestraft werden. 


1) Verordnung v. 5. Mai 1809., betr. bad Verbot des Ankaufs von —— 
gewöhnlicher Schiffsladungen von Scifiern, 

Da die Schiffer und Schiffsknechte öfters die ihnen anvertraute Ladung, verun⸗ 
treuen, auch wohl durch deren Anfeuchtung ihre Schwere zu vergrößern fuchen, 
damit fie das aledann fi ergebende Lebergewicht unter dem Namen von Uebertahn 
oder Sprott verkauften können; fo verordnen Wir, wie folat: 

1) Was der Schiffer von feiner Ladung verkaufer, ift in der Regel als geſtohlen 
zu betrachten. 

2) Beſonders gilt dies von dem Falle, wenn der Schiffer dem Getreide umd ähn. 
liben Ladungen durb Anfechtung ein Hebergewicht zu verichaffen fuer, oder. 
diefes durch die natürliche Feuchtigkeit bewirfer wird, und er fodann den, das bes 
ftimmte Gewicht überfteigenden Theil der Ladung, unter dem Namen von Sprott, 
Ueberkahn u. f. w. verkauft. 

3) Wer den Sciffern oder den Schiffsfnechten von der Ladung der Kähne oder 
Stromſchiffe wiſſentlich etwas abfauft, wird, wie ein Diebeshehler, dem Diebe 
gleich geftrafer. (A. L. R. Thl. II. Tit. 20. $. 1238.) 

4) Da Schiffer in der Regel nicht für Getreide: oder Holjbändler, ser Land. 
wirtbe, Kaufleute oder Krämer gehalten werden können, fo ift auch der ale ein 
Diebesbebler anzufehen, welder unbefannten Sciffern oder Schiffsknechten Ge— 
treide, Heu, Holz, Kaufmannswaaren und andere gewöbnliche Schiffsladungen 
abtaufet wenn auch dieſe Sachen ſich außer dem Kahne befinden, 

5) Auch der, welcher weiß, daß der Schiffer in feiner Heimath Holz, Garten 
oder Keldfrüchte anbaue, wird doch wegen des Ankaufes foldher Eachen von dem 
Schiffer, nur aledann entichuldiget, wenn die übrigen Umſtände des Kaufs an der 
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einen ‚ mid des Verkaufes von der andern Seite feinen gegründeten Verdacht erre 
gen-können. - G. S. (Edict. Samml.) de 1806 —1810. ©. 837. 


9) Bescript v. 1. Auguſt 1825, betr. die Anwendung von Beſtimmungen wege An- 
kaufs geftohlener Sachen anf deren Erwerbung durch Taufchverträge, 
Auf den:im Berichte des Königl, D. 2. Ger. enthaltenen Vorſchla 
die im A. L. R. Thl. I. Tit. 20, 8. 1231. ff. enthaltenen Befimmun en zur 
Borbengung des Ankaufs, oder der Annahme geitohlener Saden zum 8 
auf deren Erwerbung mittelſt Tauſchverträge auszudehnen, 


ſoll bei der bevorſtehenden Nevifion des U. L. R. Rückſicht genommen werden. Uebri: 
gend leider es aber um fo weniger einen Zweifel, daß die im U. L. R. l.c. in Anfe 
hung, des Kaufs und Verkaufs enthaltenen Beftimmungen aud auf den Tauſch An- 
wendung finden müſſen, als abgefehen von der vollfommenen paritate rationis, nah 
den A.L. RThl. 1. Tit: 11. $. 364. beim Tauſch jeder Kontrahent ‘resp. als Verkäu— 
fer. und Käufer anzufehen iſt. Gen, Aer, des Juſtizm. L. R. No. 3, Vol, V, Fol. 7, 

8: 1239. Wenn Leute, die aus dem Handel oder Pfänderleihen 
ein Gewerbe machen, gestohlne Sachen, wegen welcher sie auf die $. 
1237. gedachte Art gewarnt worden, dennoch kaufen, oder als Pfand 
annehmen: so sind sie als gemeine’ Diebe zu. bestrafen; ob sie gleich 
der' Wissenschaft selbst nicht völlig überführt werden könnten. 


8. 1240. Hat ausserdem Jemand gestohlne Sachen, zwar nicht wis- 
sentlich, aber doch mit Verabsäumung der gesetzlichen Vorsicht, ge- 
kauft oder angenommen: so soll er, nach Verhältniss der begangenen 
Nachlässigkeit, willkührliche doch nachdrückliche Geld- oder Gefäng- 
nissstrafe ($. 35.) leiden. | Ä 

$. 1241. Diese Strafe wird verdoppelt, wenn er sich eines sol- 
chen Vergehens nach vorgängiger Bestrafung zum zweitenmale schul- 
dig macht. | | | 

8. 1242. Demjenigen, welcher den Handel oder das Pfandverkehr 
bisher als ein Gewerbe getrieben hat, soll, wenn er sich des $. 1239. 
beschriebenen Vergehens mehr als einmal: schuldig macht, ausser 
der an sich verwirkten Strafe, die fernere Ausübuug seines Gewer- 
bes, bei mehrjähriger Gefängniss - oder Zuchthausstrafe, gänzlich unter- 
sagt werden. | 

Berg. Pfand- und BLeihreglement v. 13. März 1787.,8.7, und figbe., und 
Beglement für das Königl, Leihamt zu Berlin vom 25. Febr. 1884., 8.7. und 20, (f, zu 
1. 20. 8. 270.). 

'$: 1243: Hat ein Jude wissentlich gestohlne Sachen gekauft, oder 
zum Pfande angenommen: so verliert er den Schutz des Staats, und 
soll aus dem Lande geschafft werden. 


$. 1244. Kann die gestohlne Sache oder der volle Werth derselben 
dem rechtmässigen Inhaber nicht erstattet werden: so ist gegen den 
Verbrecher, noch vor seiner Wegschaffung aus dem Lande, mit ein- bis 
zweijähriger Zuchthausstrafe, nebst Willkommen und Abschied, zu 
verfahren. 

$. 1245. Hat ein Jude zwar weder wissentlich, noch gegen erhaltene 
Warnung, aber doch mit Verabsäumung der gesetzlichen Vorschrift, 
eine gestohlne Sache gekauft, oder zum Pfande angenommen: so findet 
gegen ihn die &. 35. vorgeschriebene willkührliche Strafe statt. 


8. 1246. Wird er aber zum zweitenmale auf einer solchen Uebertre- 
tung betroflen: so soll, wenn er auch der Wissenchaft nicht vollstän- 
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dig überführt werden könnte, dennoch mit der $. 1243, 1244. vorge- 
schriebenen ordentlichen Strafe wider ihn verfahren werden. 

8. 1247. Es versteht sich aber von selbst, dass dadurch dem Beschä- 
digten das Recht, auf Abarbeitung des Schadens nach Vorschrift des $. 
1117. anzutragen, nicht benommen werde. 


1) Die befonderen Strafbeftimmungen in ben 88. 1243 — 1246, können gegen bie Juden, 
welche Staatsbürger find, nach dem HKidictv. 11. März 1812. und im Großherzogthum 
Poſen gegen die nach der Verordnung v. 1. Juni 1833. naturalifirten Juden nicht mehr 
zur Anwendung kommen. 

2) Reseript v. 11. April 1821., betr. die Vollſtreckung der Landesverweifung gegen 
einheimifche Juden. DE 

Der Königl. Regierung wird bierdurd in Uebereinftimmung mit dem Königl, 
Ei eröffnet, daß in denjenigen Fallen, worin die nah dem A. L. R. 
Thl. I. Tit. 20. $. 1243, gegen einheimifhe Juden zu erfennende Wegfhaffung ans 
dem Lande wegen der mit benachbarten Staaten beftehenden Gartell:, Tranfport= oder 
anderen Verträge entweder gar nicht oder doch nur mit großen Schwierigkeiten zu 
vollftreden fein follte, derfelben Anftand zu geben und dagegen die Einrichtung En 
treffen ift, daß der Tube an feinem bisherigen Wohnorte unter befondere polizeiliche 
Obſervation geftellt wird. v. K. Ann. B. 5, ©. 407, 

b) Pflichten der Schlösser, 

S. 1248. Die Schlösser sollen, bei zehn Thaler Strafe, ohne Geneh- 
migung des. Eigenthümers oder der Herrschaft, welche die Wohnung 
inne hat, kein Schloss öffnen, oder einen neuen Schlüssel dazu machen. 

8. 1249. Bei gleicher Strafe sollen sie keinen Hauptschlüssel ohne 
Einwilligung des Hauswirths verfertigen. 


Bescript v. 21 GSeptbr. 1 832,, bafı im 8 1249, IL 20. A.E. R. ſtatt „Bandichlüfs 
fel," „Hauptſchlüſſel“ zu leſen fei. 


Auf die in der fiscalifhen Unterfuhungsfahe wider den ꝛc. B. gemachte Anfrage 
vom 4. d. M. wird dem zweiten Senat des Königl, D. 2. Ger. zum Befcheide er- 
theilt; daß es, wie die Vergleihung mit den Materialien des A. L. R. ergiebt, auf 
einem Drudfebler beruht, wenn in dem neuen Auflagen des A. L. R. der $. 1249, 
Tit. 20, Thl. U, den Scylöffern en. des Hauswirths, einen 

„Hausfchlüffel‘ 
anzufertigen; das Verbot bezieht ſich vielmehr, wie aud) in dem älteren Auflagen 
Tichtig abgedruct if, auf die Anfertigung eines 
„Haupiſchlüſſels“ 
v. K. J. B. 40. S. 251. 


S. 1250. Auch müssen sie demselben das Modell, oder die Patrone 
davon, treulich ausliefern. 

$. 1251. Wenn ein Schlösser diesen Verboten ($. 1248-1250.) ent- 
gegen handelt: so verfällt er nicht nur in zehn Thaler Strafe; sondern 
er ist auch schuldig, den aus seiner Unvorsichtigkeit entstandenen 
Schaden zu vertreten. 

8.1252. Eben dieses findet statt, weun Schlösser ihre Dietriche nicht 
sorgfältig verwahren, oder unsichern Personen verabfolgen. 

$. 1253. Schlösser, welche sich des Diebstahls oder einer Theilneh- 
mung an demselben schuldig gemacht haben, sollen nicht nur mit ge- 
schärfter Strafe des Diebstahls belegt; sondern es soll ihnen auch die 
fernere Ausübung ihres Handwerks, bei sechsmonatlicher Zuchthaus- 
strafe, untersagt werden. | 


VI. Von Concussionen, 
8. 1254. Wer durch Concussionen einen Andern zu einem nachthei- 


ligen Vertrage nöthiget, hat eine willkührliche Geld- oder Gefängniss- 
strafe verwirkt. 


40* 


mu 
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8. 1255. Ist Jemand durch Concussion genöthiget worden, Gelder 
oder Sachen ohne Vergeltung zu geben: so ist eine dergleichen Erpres- 
sung, nach Maassgabe der dazu gebrauchten Mittel, gleich einem Dieb- 
stahle oder Raube zu bestrafen. | 

1) Bergl. Cireularverordnung v. 26. Febr. 1799, 8.31., betr. die Beftrafung ber 
Bettler, welche Almofen erpreffen; f. an 8.1126, dief. Fit. 

2) C. ©. v. 6.Mai1825,, betr. die Beitrafung der Erpreffungen, welche mit lebensgefähr: 
lichen Drohungen bewirft worden, 

Da die Etrafgefege des A. L. R. für den Fall feine beftimmte Feftfegung ent: 
halten, wenn zur Erpreffung von Geld oder anderer Vortheile eine lebenegefährliche 
Bebandlung angedrobt wird; fo will Ich, daß bei der Kevifion der Kriminalgefeg: 
gebung diefe Lücke ausgefüllt, bis dahin aber die Vorſchrift des $. 1536. Tit. 20. 
Thl. 2. des A. L. R. nah welcher derjenige, der durch gefährliche Drobungen von 
Feueranlegen und Brandfliftungen Geld oder andere Vortheile zu erpreſſen fucht, 
‚mit Zuchthausſtrafe von drei bis feche Jahren belegt wird, in dem vorgedachten 
analogen Falle zur Anwendung gebracht werden foll. 


Das Juftizminifterium hat diefe Meine Feftfegung durch die G. ©. befannt zu 
machen. G. S. ©. 136. 


Funfzehnter Abschnitt. 


Von Beschädigungen des Vermöyens durch strafburen Ei- 
gennutz und Betrug. 


Begriffe und Grundsätze, 

8. 1256. Jede vorsätzliche Veranlassung eines Irrthums, wodurch Je- 
mand an seınem Rechte gekränkt werden soll, ist ein stralbarer Betrug. 

$. 1257. Blosser Eigennutz ist nur in so fern strafbar, als er in den 
Gesetzen ausdrücklich verboten worden. 

$. 1258. Oelfentliche Ahndung findet in allen Fällen statt, wo mit 
dem Eigennutze ein wirklicher Betrug verbunden ist. 

8. 1259. Verbotener Eigennutz und Betrug sollen mit einer dem ge- 
suchten unerlaubten Gewinne angemessenen Geldstrafe belegt werden. 

8. 1260. Wenn in den Gesetzen keine besondere Strafe bestimmt 
ist: so soll der, welcher sich eines strafbaren Betruges, oder ausdrück- 
lich verbotenen Eigennutzes schuldig gemacht hat, um den doppelten 
Betrag des gesuchten Gewinnes fiskalisch bestraft werden. 

$. 1261. Kann dieser Gewinn nicht ausgemittelt werden: so muss 
der Rıchter die Geldstrafe nach dem Betrage des dem Andern zugefüg- 
ten Schadens festsetzen. 

$. 1262. Kann die Geldstrafe nicht erlegt werden: so muss der Be- 
trüger ın einer Öffentlichen Anstalt so lange arbeiten, bis selbige herbei- 
geschafft worden. | | 

$. 1263. Ergiebt sich aus den Umständen, dass der Betrüger die ver- 
wirkte Geldstrafe nicht werde verdienen können: so tritt verhältniss- 
mässige Gefängniss- oder Zuchthausstrafe an deren Stelle. 

$. 1264. Ist die betrügerische Handlung noch nicht vollendet; oder 
lässt sich die Summe des beabsichtigten Vortheils, oder verursachten 
Schadens nicht ausmitteln: so soll eine dem Grade der Bosheit, und der 
Gefährlichkeit der Absicht angemessene willkührliche ($. 35.) Geld- oder 
Gefängnissstrafe eintreten. | 
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Mescript ov.11.%ebr. 1828,, betr. bie Beftrafung ber Berfälfhung von Dienftent: 
laffungsfcbeinen, Wanderbüchern zc. zum beffern Fortfommen ; f. zu 8.1334, bief. Tit, 

8. 1265. Sobald aus einer, wider das Verbot der Gesetze, oder mit 
Verstellung oder Verfälschung der Wahrheit unternommenen Hand- 
lung, nach ‘dem gewöhnlichen Länfe der Dinge, Nutzen für den Han- 
deluden, und Schaden für einen Ändern entsteht, wird bei ersteren 
die Absicht, letzteren zu seinem Vortheile zu Serklirzen. vorausgeselzl, 

8. 1266. Ist das Gregentheil dieses Vorsatzes klar, oder wahrschein- 
lich: so muss nach der sonst zum Grunde liegenden. Absicht bestimmt 
werden: ob und welche Strafe statt finde. 

$. 1267. Der Ersatz des durch Betrug zugefügten Schadens macht 
den Betrüger nicht straflos. 

&. 1268. "Doch wird die Strafe gemindert, wenn der Betrüger frei- 
willig von der Ausführung des Betruges wieder abgestanden, — nach 
bestem Vermögen den Schaden abzuwenden bemüht gewesen ist. 


($. 61. sqq.) 
1) Publicandum v. 20. Febr. 1802,, wegen Verhütung ber nachtheiligen Folgen 
fimulirter Kauf⸗, Tauſch- und Bachtverträge. 


2) Verordnung. 14. Juli 1797., gegen verfchiedene Mißbräuche bei öffentlichen 
Berjteigerungen und Subhaftationen, 


f. nach 8.1324. dief. Tit. 
I. Verbotener Eigennutz: 1) Unbefugter Handel und Wandel, 

8. 1269. Wer aus Eigennutz ein Gewerbe oder einen Handel sich 
anmasst, wozu nur gewisse Classen, oder einzelne Einwohner des Staats, 
nach ihren ausschliessenden Privilegien, berechtigt sind, muss, ausser 
der Vergütung des zugefügten Schadens und entzogenen Gewinnes, 
eine Geldstrale von zehn bis funfzig Thalern entrichten. 

8. 1270. Sind auf gewisse Arten "des unbefugten Gewerbes — 
Strafen in den besondern Verordnungen bestimmt! so hat es dabei 
sein Bewenden. 

2) Wucher, 

8. 1271. Höhere Zinsen, als die Gesetze verstatten (Th. I. Tit. 11. 8. 
803. sqq.) können rechtsgültiger Weise weder versprochen noch gege- 
ben werden. 

8. 1272. Was über die gesetzmässigen Zinsen gezahlt ist, kann bin- 
nen sechs Jahren nach völlig abgetragener Schuld annoch zurückgefor- 
dert werden. 

$. 1275. Wer, um diesen Verordnungen ($. 1271. 1272.) auszuwei- 
chen, den übermässigen Vortheil unter irgend einem andern Namen 
oder Geschäfte zu verbergen sucht, ist als Wucherer zu bestrafen. 


Bescript v.13.Yuguft 1798, f. zu 8.1277, 


8.1274. Der Wucherer muss dem Fisko den ganzen verschriebenen 
Betrag an Capital\und Zinsen zur Strafe erlegen. 


C.©®. v. 2. Zuli 1804, betr. die Strafe bed Wuchers, 


Auf Euren Bericht vom 7. v. M., über das Beanadigungs: Geſuch der Hand: 
lung Schlipalius et Comp. zu Breslau, gebe Ah Euch durin vollkommen Recht, 
daß die Supplicanten, da fie des Wucher⸗ volljtandia überführt worden, bloß um 
der von ihrem verftorbenen Bruder binterlaffenen Vermaͤchtniſſe zu milden Stif: 
tungen willen, mit der Strafe nicht verfchont werden fünnen. Dagegen finde Ich 
ed unverhältnißmäßig, daß die Strafe des bei einem Theile des Darlehns vorge: 
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fallenen Wuchers den Verluſt des ganzen Gapitals nach fich ziehen fol. Hiernad 
würde ein Wucherer, der bei einem Darlehn von 100,000 Rihlr. einen Bortheil 
von 500 Rthlr. beabfichtigte, ungleich härter, und ganz auper allem Verhältniſſe 
gegen einen andern, der feinen Schuldner bei einem weit geringeren Darlehen um 
eine gleih bobe Summe bevortheilen wollte, beftraft werden, wiewohl es in bie 
Augen leuchtet, daß legterer eine größere Strafe verdient. Wenn das Geſetz be 
flimmt, daß der Wucherer den ganzen Betrag des Gapitald und der Zinfen dem 
Fisco zur Strafe erlegen fol; fo kann und muß dies nur von dem Theile des Ga: 
pitals verftanden werden, welcher den Bucher eigentlih ausmacht. Dies ift bi 
dem den Grafen Echönaidy gegebenen Darlebn nur mit 500 Rthlr. und bei dem 
von dent ıc. von Machoi durdy einen Kaufmann und einen Juden unter Bürgſchaft 
des Gaſtwirths Eberding zu Breslau von den Supplicanten negocirten Capital 
von 3000 Rthlr. nur mit 300 Rthlr. der Fall. Es muß alio auch die Strafe auf 
die Bezahlung diefer refp. 500 Rthlr. und 300 Rthlr. nebft Zinfen eingeſchänkt, 
und diefe Strafe wegen des bei dem Vergehen concurrirenden Betruges verdoppelt 
werden. Ich will deshalb auch bier noch die Strafe auf 1600 Rthlr. nebſt den 
Binfen ermäßigen, und Euch duftragen, nicht nur die Supplicanten darnach zube 
fcheiden, fondern auch überall das weitere Erforderliche zu verfügen; und ıc. | 

N. €. C. T. XI. &. 2629. Nr. 34. de 1804., Neues Ardiv 8.3. ©. 342. und 

Mathis B.2. ©. 205. 


$. 1275. Bei fortlaufenden Zahlungen oder Leistungen, deren Ende 
gar nicht bestimmt ist, oder erst künftig durch die Aufkündigung be 
stimmt werden soll, wird die Geldstrafe nach der Summe des ausbe- 
dungenen Capitals, und der wirklich statt der Zinsen erhobenen Vor- 
theile berechnet. 


$. 1276. Wenn auch der Schuldner die ihm wirklich obliegende Zal- 
lung zu leisten ausser Stande ist: so muss der Wucherer doch die$. 
1274. 1275. bestimmte Summe aus eignen Mitteln zur Strafe entrichten. 


$. 1277. Jede lästige Bedingung, hinter welche der Gläubiger die 
übermässigen Zinsen versteckt, ist als Wucher anzusehen. 


Bescript v. 13. Auguſt 1798., daft ed als eine wucherliche Handlung anzufchen, 
wenn jemand für Zablungsnachficht fih eine Belohnung verfprechen läft. 


Es it unbedenklich, daß es als eine wucherliche Handlung geahndet werden muß, 
wenn fi jemand für Zahlungsnachſichten Douceurs ftipuliren läßt. 
Wir laffen Euch diefes auf Eure Anfrage vom 27. Juli d. I. zu Eurer Dir 
tion hierdurch befannt machen. ꝛc. | Stengels Beitr, B. 7. ©. 202—20. 


8.1278. Auch der macht sich des Wuchers schuldig, welcher dem 
Schuldner, ausser dem Thl. 1. Tit. 11. $. 817. bestimmten Falle, nicht 
die volle Summe des Capitals zahlt. 


1) Bescript v.26. Mai 1804., daß es ald Wucher anzuſehen, wenn bei Darlchnen die 
Koften, welche der Gläubiger burch Herbeifchaffung des Darlehns gehabt, auf die Balnta an’ 
gerechnet werben. 


Wir haben ung die Gründe vortragen Taffen, aus welchen Ihr in Eurem Beridt 
vom 15. d. M. darüber zweifelhaft feid, ob das in demfelben erwähnte Geſchäft, 
wonach ein Gutsbefiger von einem dortigen Ginwohner unter Verpfändung ft 
nes Guts ein Kapital von 32500 Rihlr. erborget hat und beide Theile in dem 
aufgenommenen Separatprotocolfe erflärt haben, daft nur 30000 Rthlr. baat und 
1000 Rihlr. durch Nücdgabe eines Wechfels, der Ueberreſt aber dadurd, dA 
1000 Rihlr. als Porto: Auslagen für den Transport des Geldes von bier dort 
hin, und 500 Rthir. für die ünkoſten, weiche der Gläubiger bei Verſchaffung di 
Geldes gehabt umd künftig zu Abtragung der Zinfen annoch haben dürfte, in 
Anrechnung gebracht, berichtiget worben; 
als gültig umd zu Recht beftändig angenommen und mit der Cintragung in das Sr 
pothefenbuch dergeftalt verfahren werden konne, daß die Valuta im Webereinftinemung 
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mit der vor dem Deputato Eures «Eollegii über die Anleihe ausgeftellten Dbligation 
als baar ausgezahlt, regiftriet werde. Hierauf wollen ‚Wir Euch nun nicht -vorent- 
halten, wie zupörderft bei Aufnahme der vor dem Deputirten ausgeftellten Hauptoblis 
gation gegen die Vorfchrift des $. 13. Tit. 3. Thl. 2, der A. G. D. gefehlt worden, 
nah welder bei gerichtlich aufzunehmenden Darlehns⸗Contracten die möglichite, Ber 
bütung alles Wuchers und aller ‚Uebervortheilungen des Schuldners, auch durch die 
genaue Grfundigung darüber permicden werden muß, ob und wie die Valuta berich— 
tiget worden, und es würde, vorausgefegt, daß die Partheien dabei mit der Wahrheit nicht 
zurüdgehalten, alsdann der Aufnahme des Separatprotocolls fo wenig, als Eurer 
Anfrage darüber: are, on 
ob der Inhalt der Hauptobligation allein oder auch der des. Separatprotocolls 
— das Hopothelenbuch einzutragen, und demnächſt nur erſtere oder beide auszu⸗ 
ertigen? —— — 
bedurft haben; wiewohl es ſich von ſelbſt verſteht, daß, wenn ſonſt das Geſchäft über: 
haupt als gültig und zu Recht beſtändig anzunehmen, beides, die Eintragung und 
Ausfertigung, dem in dem Separatprotocolle enthaltenen wahren Zufammenhange der 
Sache gemäß erfolgen müßte. Allein beides finder nicht ſtatt, und Ihr werdet Ch 
hiervon fofort feloft überzeugen, wenn Ihr in Erwägung ziehet, daß Eurem Berichte 
zufolge, unter den 1000 Rihlr. an Porto-Auslagen auch diejenigen begriffen find, 
welche fünftig, bei der Zurückſendung des angelichenen Capitals hierher, auflaufen 
mögten, und unter det 500 Rthlr., welche als Erſatz für die Unfoften, die der Gläu— 
biger bei Verſchaffung des Geldes gehabt, auch diejenigen fich befinden, die, Derfelbe 
künftig bei Abtragung der Zinfen haben dürfte. Denn es würde, wenn es dabei fein 
Berbleiben hätte, der Glaubiger fhon jest die VBerzinfung von Geldern erhalten, 
welche er fo wenig dem Schuldner, als einem Dritten ansgezablt hat, welches gleich 
wohl, wie Ihr felbit ermeffen werdet, feinesweges ftattfinden fann. Allein auch dam, 
wenn bloß von der Anrechnung des wirklich verlegten Poftgeldes und der wirklich 
verausgabten Koiten zur Anſchaffung des Capitals, auf den Betrag des letztern die 
Nede wäre, würde die Beftätigung und Gintragung dejjelben in das Hypothekenbuch 
eben fo — erfolgen können. 
Zufolge des im 8. 653. Tit. 11. Thl. 1. des A. L. R. aufgeſtellten Begriffs bes 
Darlehns-Vertrages kann und darf der Schuldner das empfangene Geld nur in 
gleicher Qualität, alfo nur das, was er wirflid erhalten bat, erftatten. 


Zufolge des $. 757. a. a. O. wird der Schuldner aus diefem Contracte nur ver— 
pflichtet, die wirklich erhaltene Summe zur beftimmten Zeit zurüdzuzahlen, und nad) 
mebrerem Inhalt des $. 1278. Tit. 20. Thl. 2. macht ſich der des Wuchers fchuldig, 
welcher dem Schuldner außer dem dort bemerkten hier Teinesweges vorhandenen 
Falle, nicht die volle Summe des Kapitals zahlt. 


Gin folder Wucher würde denn auch offenbar vorhanden fein, wenn es bei dem 
—— Vertrage beider Theile in Hinſicht der erwähnten wirklich verausgabten 

ansport⸗ und Anſchaffungskoſten fein Bewenden hätte, und es macht dabei feinen 
Unterfchied, da der Glänbiger, nad Eurem Bericht, jene Gelder wirklich von bier: 
aus bezieht; denn er ift als folcher verpflichter, das Darlehn unverfürzt auszuzahlen, 
es folgt alſo daraus von felbft, daß es lediglich feine Sache it, ſich foldhes an dem 
Drte, wo nad dem Vertrage die Zahlung geſchehen foll und muß, zu verſchaffen; er 
muß, wenn damit Koften verbunden jind, es fich vorher überlegen, ob der durd) die zu 
ftipulirenden — Zinſen zu erhaltende Gewinn damit in Verhältniß ſtehe, und 
es würde dem Wucher Thür und Thor öffnen, wenn man entgegengeſetzte Grundſätze 
annehmen wollte. Hiernach habt Ihr alfo das Weitere in Dieter Sache zu verfügen; 
der Eröffnung einer fiscalifhen Unterfuhung, deren Ihr in Eurem Berichte erwähnt, 
wird es aber, bewandten Umſtänden nah, und da erhellet, das die Contrahenten 
nur aus Mangel der Kenntniß der gefeglichen Vorſchriften gefehlt haben, nicht be- 
dürfen. Neues Ardiv B. 3, ©. 251. 


2) Bescript v.4.Rovbr.1799,, daß die Zahlung der nicht vollen Baluta bei Eeffionen 
uicht ald Wucher anzufehen fei. 

Es gereiht Euch auf die mittelft Berichts vom 24. v. M. getbane Anfrage: ob 
in dem angezeigten und ähnlichen Fällen mir Gintragung der Ceſſionen in die Hp: 
pothefenbücer verfahren werden Tonne? hierdurd zur allergnädigiten Nefolution: daß 
die bei Darlehnsgefchäften in A. L. R. angedrohten Strafen feiner ertenfiven Ausle— 

ung fähig find, und daher aud auf Eefjionen nicht angewendet werden können. 
ind ꝛc. Amel. Arch. B. 2. ©. 279. und Stengels Beitr. B. 10. ©. 379. 
x / 
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3) Bescriptv.25. März 1831., daß es nicht ald Wucher anzufehen, wenn bei Darleh⸗ 
nen Staatöfchuldfcheine nach dem Nominalwerthe in Zahlung gegeben werden. 
Aus den hierbei zurückkommenden Acten in der Unterfuchungsfache wider den But: 
terhändler R. und deifen Ehefrau ift erſehen worden, daß dieſe Eheleute deshalb 
wegen Wuchers geitraft morden, weil sie bei Kontrabirung eines Darlehns, 
300 Thaler Staarsichuldfheine nah dem Nominalwerrh in Zablung gegeben ba 
ben, obwohl der damalige Kours nur 91 Prozent berragen hat. Es iſt bierbei 
offenbar uberfehen worden, das Staatsfchuldfheine Aktiva find, und die Ucbereignung 
derjelben fein anderes Geſchaft, als die Gefiion von Activis in fich flieht. Es 
bangt aber nach $. 390, Tır. 11. Thl. J. A. L. R. lediglid von dem Uebereinfonmen 
der Parcheien ab, was fur das abgetrerene Activum bezahlt oder gegeben werden 
foll, und eben fo wenig ilt e8 verboten, die valuta cessionis zu freditiren und fi 
darüber einen Schuldſchein ausitellen zu laffen. Wenn es nun erlaubt ift, abgefchen 
von dem Borfenfours, die valuta für die Abtretung von Staarspapieren beliebig zu 
beſtimmen, wie denn die Klagen auf Zahlung derfelben wirklich in allen Gerichtshoͤ— 
fen angenommen und diefe Kontracte ın judieando fur rechtsverbindlich erachtet wer: 
den und uber den Berrag zum höchſten gefeglich erlaubten Zinsfuß chenfo rechtsver— 
bindlich Schuldſcheine ausjuftellen, fo kann die Anwendung der JWuchergefege auch 
nicht Harıfinden, wenn auch in dem Schulddocumente diefes Geſchäfis nidt Er: 
wahnung geſchehen it, indem die Natur deſſelben dadurch nad ausdrücklicher Vor— 
ſchrift des z. 742. und 867. Tir. 11. Thl. UL. R. nicht verändert wird; es find 
auch nicht hobere Zinfen verfproden und gegeben als die Gefeze verſtatten, wodurd 
nad $. 1271. Tit. 20, Thl. U. des A. L. NR. der Begriff des Wuchers feitgeitellt wird, 
Die 88. 1273, und 1278. l.c., welche die Griminal: Deputation des (Tit.) angemwender, 
pajjen nicht, weil fein ubermäßiger Vortheil exiſtirt und die nicht volle Zahlung der 
valuta bei Ceſſionen erlaubt und nicht firafbar, bei Sraatspapieren, deren Werth täg- 
lid variirt, überhaupt nicht einmal durch den Tagesfourg der Ucbergabe gehörig konſtatitt 
iſt. Auch der vom Appellatiorsrichter zur Anwendung gebracte $. 740. Tit. I1. Thl. 
J. des A. L. R. paßt micht, weil nah $.742.1,ce des AUL.N. das Geſchäft, wie 
vorerwähnt, gar nicht als ein Darlehn, ſondern als ein Ceſſionsgeſchäft zu beurthei— 
len war, obwohl ein Schuldſchein ausgeſtellt und die valula als baar gegeben ver: 
fchrieben, und es geht daher vielmehr aus diefen Gefegesitellen bervor, daß die nur bei 
Darlehnen anwendlichen Borichriften auf den vorliegenden Fall nicht bezogen werden 
fonnten ic. Gen. U. des Zuitizm. C. 588, 


8. 1279. Sobald der Vortheil, welchen der Gläubiger aus der an sich 
erlaubten Vorauszahlung der Zinsen zieht, ein Mehreres beträgt, als 
der Unterschied zwischen den angerechneten geringern, und den hö- 
hern gesetzmässigen Zinsen ausmacht, muss der Gläubiger als Wuche- 
rer angesehen werden. (Thl. 1. Tit. 11. $. 817.) 


8. 1280. Wenn Waaren statt Geldes gegeben; oder die Valuta ei- 
nes Wechsels oder Schuldscheins, worauf ganz oder zum Theil Waa- 
ren geliefert sind, baar verschrieben worden: so finden die Vorschrif- 
ten Thl. 1. Tit. 11. $. 715— 726. Anwendung. 


8.1281. Doch ist der Fiskus nicht verbunden sich an dem, was der 
Schuldner nach Thl. 1. Tit. 11. $. 717. 719. 724. 726. zu leisten hat, zu 
begnügen; sondern er kann sich, wegen des verschriebenen Betrags 
nach Maassgabe des $. 1276., an den Gläubiger halten. 


$.1282. Wenn statt der Zinsen des Darlehns gewisse Naturalien 
oder andere Sachen, oder auch die Leistung gewisser Arbeiten oder 
Dienste vorbedungen worden: so findet die Vorschrift Thl. 1. Tit 11. 
&. 812— SI4. Anwendung. 

$. 1283. Uebersteigt der Werth der bedungenen Lieferung, oder Lei- 
stung, nach dem niedrigsten Preise der nächst vorhergehenden sechs 
Jahre, den gesetzmässig erlaubten Zinsfuss um mehr als Eins vom Hun- 


dert: so ist ein Wucher vorhanden; und der Gläubiger hat die $. 1274. 
bestimmte Strafe verwirkt. 
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8. 1284. In Anschung der Conventionalstrafen findet dasjenige statt, 
was Thl. 1. Tit. 11. $. 825 und 826. verordnet ist, 

8.1285. Die Ausbedingung des Einlagers ist sowohl bei dem Dar- 
lehus-, als bei andern Verträgen, als unerlaubte Selbsthülfe verboten. 

8.1256. Wer bei einem Darlehne, oder auderem Geschäfte, sich 
mehr als die gesetzmässigen Mäklergebübren versprechen oder bezah- 
len lässt, hat eine Strafe von funfzig bis fünfhundert Thalern verwirkt. 

8.1287. Ist er als öflentlicher Mäkler angestellt und verpflichtet: so 
wird er noch ausserdem seines Amts entsetzt. 

C.©.v.23, Novbr. 1837,, wegen Beitrafung’ des uederſchreitens ber geſetzlichen 

Mäklergebühren. 

Um die abweichenden Beſtimmungen zu berichtigen, die wegen Beſtrafung des 
Ueberſchreitens der gelegliben Mäklergebühren im $. 1384. Tit. 8. und in den 
$$. 1286. und 1237. Tit. 20, Thl. Il. des A. L. R. entbalten find, ändere Ich auf 
den Bericht der Minifter der Juſtiz- und der Handels: Angelegenbeiten den $. 1384. 
Sit. 8. Thl. IT. dabin ab: Ein öffentliher Makler, der an Maklerlohn mebr, als 
die erlaubten Säte fordert oder annimmt, wird nach den Vorſchriften der $$. 1286, 
und 1287. Tit. 20. Thl. II. beftraft. Das Stautsminifterium hat dielen Befehl 
durch die G. ©. zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. G. S. ©. 218, 


8.1288. Alles, was vom Wucher bei Darlehnen verordnet ist, fin- 
det auch bei andern Geschäften statt; in sofern nicht die höheren Zin- 
sen eine Bedingung des ursprünglichen Contracts gewesen sind. 


$. 1289. Was Votsidliend vom Geldwucher verordnet ist, gilt unter 
den Thl. 1. Tit. 11. $. 856—860. enthaltenen Bestimmungen auch vom 
Wucher mit Getreide und andern Dingen, welche den Gegenstand ei- 
nes Darlehncontracis ausmachen können. 


3) Dardanariat. 


$. 1290. Wer, wider ein ausdrückliches Verbot des Staats, sein Ge- 
treide verheimlicht und zurückhält, wird mit der Confiscation des über- 
mässigen Vorraths bestraft. 

8.1291. Für einen übermässigen Vorrath ist derjenige zu halten, 
welcher den doppelten Betrag der eigenen Nothdurft bis zur Aerndte 
übersteigt. 

4) Auf- und Vorkäuferei, 

8. 1292. Wer durch Auf- und Vorkäuferei Lebensmittel und andere 

Kan Bedürfnisse vertheuert, oder die Zufuhr derselben zu den öf- 

entlichen Märkten zu hindern oder zu schwächen unternimmt, soll 
nach Bestimmung der Polizeigesetze eines jeden Orts, nachdrücklich 
bestraft werden. 


Edict 8.20. Novbr. 1810., über den Bor: und Aufkauf. 
Da die Geiege wider die Bor: und Aufkäuferei 
a) den Vertrieb der Produkte erfchweren, die Produktion und zulegt mithin auch 

bie —— beſchränken, 

b) mit den Grundſätzen der Gewerbe-Freiheit und dem neuen Befteuerungs: 
Spftem im Widerfpruch ſtehn; 
fo verordnen Wir: 

$. 1. Das Vor: und Aufkaufs.Edikt vom 17. November 1747. fowohl, als 
die Berordnung für Oſt-Preußen, Lirtbauen und Melt: Preußen über diefen 
Gegenſtand vom 18. November 1808. und alle frühere dahin einſchlagende allges 


— oder beſondere Verordnungen ohne Unterſchied, werben Kraft dieſes auf 
gehoben. 


\ Eu 


634 | weiter Theil. Zwanzigſter Titel. S. 138- 


$. 2. Jedem Stadt: und Land: Bewohner, der den erforderlichen Gewerbſchein 
zum Handel gelöfet hat, ift es erlaubt, Produkte und Fabrikate des platten Landes 
aufzufaufen und nachdem er von den einer Gonfumtiond: Abgabe unterworfenen, 
etwa noch unverfteuerten Objecten die Gefälle berichtigt hat, wieder zu verkaufen, 
: Der Auftauf, die Anlegung von Niederlagen und die Berfendungen unfern der 
Kandes: Grenze, an den See-Küften und den größern Strömen, find an diejenige 
Bedingungen geknüpft, welche zur Sicherung Unferer Zoll: Intraden entweder fon 
vorgefchrieben find, oder noch werden vorgefchrieben werden. 

$.3. An Markttagen bleibt das Auffaufen und Verkaufen, im, und vor den 
Thoren, fo wie auf den Strafen und in den Wirthshäuſern, kurz an jedem Orte 
anfer dem Markt unterfagt, infofern das Dbject unter 5 Thlr. werth ift, bei Strafe 
der Gonfiscation; hat das Object höhern Werth, fo findet nach dem Ermefjen der 
Molizei: Behörde eine Strafe von 5 bis 100 Thlrn. ftatt. 

äufer und Verkäufer haften gemeinfchaftlich für diefe Strafe, jedoch fo, daf 

fie von dem einen berfelben vollftändig, mit Ueberlaſſung des Regreſſes wegen ber 
Hälfte an den andern, beigetrieben werden kann. 

$.4. Alle auf dem Markte feibft nad der befondern Werfaffung eines jeden 
Orts etwa beftehenden Vorkaufsrechte einzelner Klaffen, werden hierdurch aufgeho: 
ben, fo daß ein völlig freies Marktverkehr ftatt finder. G. S. S. IM. 

5) Ueberschreitung der Taxe, 


$. 1293. Eben dieses findet statt, wenn der Verkaufspreis die festge- 
setzte Taxe übersteigt. | 
Durch das Edict v.7.Septbr. 1811,, über die polizeilichen Verhältniſſe der Gewerbe 


find die Berfaufätaren aufgehoben. 
6) Büchernachdruck. 


8.1294. Bücher, auf welche ein Königlicher Unterthan das Werlags- 
recht hat, soll Niemand nachdrucken. 

8.1295. Hat der rechtmässige Verleger ein ausdrückliches Privile- 
gium erhalten: so hat der Nachdrucker eines Buchs, welchem ein sol- 
ches Privilegium vorgedruckt, oder dessen Inhalt auf oder hinter dem 
Titelblatte bemerkt ist, die in dem Privilegio angedrohete Strafe ver- 
wirkt. 

8.1296. a) Findet die Strafe aus einem besondern Privilegio nicht 
statt: so soll dennoch der Nachdruck auf den Antrag des rechtmässi 
gen Verlegers confiscirt, und zum Verkauf unbrauchbar gemacht;’oder 
dem Verleger, wenn er es verlangt, überlassen werden. 

8.1296. 6) Es muss aber, in diesem letztern Falle, der rechtmässige 
Verleger, wenn er den Nachdruck übernehmen will, die von dem Nach- 
drucker darauf verwendeten Auslagen demselben auf die zu leistende 
Entschädigung anrechnen, oder so weit sie dazu nicht erforderlich sind, 
an die Strafcasse herausgeben. 

8.1297. a) So weit der Nachdruck selbst verboten ist, darf auch 
Niemand, bei gleicher Strafe, mit auswärts nachgedruckten Büchern 
Handel treiben. 

1) Gesetz v.11. Zuni 1837., betr. den Schutz des Eigenthums an Werken ber Willen: 
haft und Kunft gegen Nachdruck und Nachbildung. 

Wir Friedrih Wilhelm, von Gottes-Snaden, König von Preußen ıc. % 
Damit dem Eigenthum au den Werken der Wiffenfchaft und Kunft der erforder: 
liche Schuß gegen Nahdrud und Nachbildung gefichert werde, haben Wir Und 
bewogen gefunden, die darüber beftehenden Gefege einer Abänderung und Ergät- 
zung zu unterwerfen, und verordnen demnach auf den Antrag Unſeres Staatsmint 
fteriums und nach erfordertem Gutachten Unſeres Staatsraths, für dem ganzen 
Umfang Unſerer Monarchie, was folgt. 
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1) Schriften. a. ausfchließendes Recht der Schriftfteller, 


$. 1. Das Recht, eine bereits herausgegebene Schrift, ganz oder theilweife von 
neuem abdruden oder auf irgend einem mechanifchen Wege vervielfältigen zu 
laffen, jteht nur dem Autor derfelben oder denjenigen zu, welche ihre Befugniß dazu 
von ihm berleiten. 
b. Verbot des Nachdrucks. 


$.2. Jede folche neue Vervielfältigung, wenn fie ohne Genehmigung des dazu 
ausfchließlich Berechtigten ($. 1.) gefchieht, heißt Nachdruck, und ift verboten. 


©. Was dem Nachdruck gleich zu achten. 


$.3. Dem Nachdruck wird gleich geachtet, und ift daher ebenfalld verboten, der 
ohne Genehmigung des Autors oder feiner Nechtsnachfolger bewirkte Abdrud 

a) von Manuffripten aller Art, 

b) von nachgeichriebenen Predigten und mündlichen Lehrvorträgen, gleichviel 
e ee unter dem wahren Namen des Autors herausgegeben werden 
oder nicht. 

Diefer Genehmigung bedarf auch der rechtinäßige Befiger eines Manuſkripts 
oder einer Abfchrift defjelben (litt. a.), imgleichen nachgefchriebener Predigten oder 
Lehrvorträge (litt. b.), 
d. Was nicht als Ylachdruck anzufehen. 
$.4. Als Nachdruck ift nicht anzujehen 

1) das wörtliche Anführen einzelner Stellen eines bereitd gedrudten Werkes; 

2) die Yufnahme einzelner Auffäge, Gedichte u. f. w. in Eritifche und literar« 
hiftorifche Werke und in Sanımlungen zum Schulgebraudhe; 

3) die Herausgabe von Heberfegungen bereits gedrudter Werke, 

Ausnahmen, 
Ausnahmmeife find jedoch Ueberſetzungen in folgenden Fällen dem Nachdrude 
gleich zu achten: 

a) Wenn von einem Werke, welches der Verfaſſer in einer todten Sprache ber 
kannt gemacht hat, ohne feine Genehmigung eine Deutfche Heberfegung 
herausgegeben wird. 

b) Wenn der Verfaſſer eines Buches folches nleichzeitig in verfchiedenen leben. 
den Sprachen hat ericheinen laffen, und ohne feine Genehmigung eine neue 
Weberfegung des Werkes in eine der Sprachen veranftaltet wird, in welchen 
ed urfprünglich erfchienen ift. Hat der Verfaſſer auf dem Zitelblatte der 
erften Ausgabe bekannt gemacht, daß er eine Weberfegung, und in welcher 
Sprache, herausgeben wolle, fo foll diefe Heberjegung, wenn fie innerhalb 
zweier Jahre nach dem Erfcheinen des Originals erfolgt, ald mit dem Drigi- 
nal gleichzeitig erfchienen behandelt werden. 

e. Dauer des ausfchließlichen Rechts. 
$.5. Der Schuß des gegenwärtigen Geſetzes gegen Nachdruck und diefem gleich: 
geftellte Handlungen ($$.2. und 3.) fol dem Autor einer Schrift, Predigt oder 
Borlefung während feines Lebens zukommen. 
$. 6. Auch die Erben des Autors follen denfelben Schug noch dreifig Jahre 
lang nach dem Zode ihred Erblaffers genießen, ohne Unterſchied, ob während feines 
Lebens ein Abdrud bereits erfchienen it oder nicht. Nach Ablauf diefer dreißig 
Sjahre hört der Schuß dieſes Geſetzes auf. 
$. 7. In fofern von dem eigentlichen Nachdrucke die Rede ift ($$. 1. und 2.), 
fegt die in den $$.5. und 6. vorgefchriebene Dauer des Schutzes voraus, daß der 
wahre Name des Berfaflers auf dem Zitelblatte oder unter der Zueignung oder 
Vorrede angegeben ift. Eine Schrift, die entweder unter einem andern, als dem 
wahren Namen des Verfaſſers erfchienen, oder bei welcher gar Fein Verfaſſer ge- 
nannt ift, foll funfzehn Jahre lang, von der erften Herausgabe derfelben an gerech⸗ 
net, gegen den Nachdruck geichügt fein, und zu Wahrnehmung des Rechts auf diefen 
Schug der Verleger an die Stelle des unbekannten Verfaflers treten. Wird inner 
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halb diefer funfzehn Jahre der wahre Name des Verfaffers von ihm felbft oder von 
feinen Erben vermittelft eines neuen Abdrudes, oder eines neuen Zitelblattes für 
die vorräthigen Exemplare, befaunt gemadır, fo wird dadurch dem Werke der An— 
fpruch auf die in den $9. 5. und 6. beftimmte Dauer des Schuges erworben. 

$.8. Akademien, Univerfitaten, öffentliche Unterrichts » Anftalten, gelebrte und 
andere erlaubte Sefellibaften genießen dag ausſchließende Recht zur neuen Heraus: 
gabe ihrer Werke dreifig Jahre lang. Dieſe Friſt ift 

a) bei Werfen, die in einem oder mehreren Bänden eine einzige Aufgabe behan: 
deln, und mitbin als in fih zufammenhängend betrachtet werden fünnen, zu 
denen namentlich auch die lerikalijchen zu zahlen find, von dem Zeitpunkte 
ihrer Vollendung an, 

b) bei Werten aber, die nur als fortlaufende Sammlungen von Auffägen und 
Abhandlungen über verfchiedene Gegenftände der gelehrten Forfhung anzu 
ſehen find, von dem Erſcheinen eines jeden Bandes au 

zu rechnen, 

Veranftalten jedoch die Verfaffer befondere Aufgaben folcher Aufiäge und Ab: 
bandlungen, fo kommen ihnen die Beltimmungen der $9. 5. und 6. zu ſtatten. 

s f. Abtretung defjelben. 

.$.9. Das ausfhliefende Recht zur Veröffentlihung und Verbreitung von 
Schriften, welches dem Autor und dejlen Erben zuſteht, kann von diefen ganz 
ea theilweife durch eine hierauf gerichtete Vereinbarung auf Andere übertragen 
werben. 

g. Strafen des Nachdrucke. 

$. 10. Wer das, den Autoren, ihren Erben oder Rechtsnachfolgern zuftehende, 
ausichließende Recht dadurd beeinträchtigt, daß er obne deren Genehmigung von 
demfelben Gebrauch macht, ift den Beeinträchtigten vollftändig zu entichädigen ver: 
pflichter und bat, außer der Konfisfation der nod) vorräthigen Eremplare, eine 
Geldbuße von funfzia bis taufend Thalern vermirkt. 

$. 11. War das Werk von den Berechtigten bereitd herausgegeben, fo ift der 
Betrag der Entſchädigung nach Reichaffenheit der Umftände auf eine dem Verkaufs— 
wertbe von funfjig bis taufend Eremplaren der rechtmäßigen Aufgabe gleichkom— 
mende Summe richterlich au beſtimmen, in fofern der Berechtigte nicht einen höheren 
Schaden nachjumeiien vermag. 

$. 12. Die konfisjirten Exemplare der unrechtmäßigen Ausgabe follen vernichtet 
oder dem Belchädigten auf fein Verlangen überlaffen werden. Im legten Kalle 
muß ſich jedoch der Beſchädigte die von dem Verurtbeilten auf diefe Eremplare 
verwendeten Auslagen auf die Entichädigung anrechnen laffen. 

$. 13. Wer widerrechtlich vervielfältigte Werke wiffentlich zum Verkauf bäft, 
ift dem Beeinträchtigten, mit dem unbefugten Vervielfältiger ſolidariſch, zur Ent: 
ſchädigung verpflichter, und bat außer der Konfistation, eine nad Vorſchrift des 
6. 10. zu beftimmende Geldbuße vermirkt. 

$. 14. Das Vergehen des Nachdrucks ift vollendet, wenn Exemplare eines 
Buches vorgefunden werden, welche den gegenwärtigen Vorſchriften zuwider anges 
fertigt worden find. 

h, Unterfuchungseverfabren. 

$. 15. Die gerichtliche Unterfuchung der in den $$. 2. 3. 4. bezeichneten Ver: 
gehen ijt nicht von Amtswegen, fondern nur auf den Antrag des DVerlepten ein: 
uleiten. 
Will der Verleaer der Schrift den Antrag nicht machen, fo kann diefed von dem 
Autor oder deſſen Erben aefchehen, in fofern diefelben noch ein von dem Verleger 
unabhängiges Intereſſe haben. 

$.16. Nah einmal erfofater Einleitung der Unterfuchung kann die Zurüd: 
nahme des Antrages zwar in Beriebung auf die Entfchädigung ftattfinden, nicht 
aber in Beriebung auf die Konfiekation und Geldbuße, 

$. 17. Scheint es dem Richter zweifelhaft, ob eine Druckſchrift ald Nachdruck 
oder unerlaubter Abdrud zu betrachten, oder wird der Betrag der Entfchädigung 
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beftritten, fo bat der Nichter das Gutachten eines aus Sachverſtändigen gebildeten 
Vereins einzuholen. 

Die Bıldung eines oder mehrerer folher Vereine, die vorzüglich aus geachteten 
Shriftftelern und Buchhändlern befteben jollen, bleibt einer bejondern von Unſe— 
rem Stuatsminifterium zu erlaffenden Inſtruktion vorbehalten, 

2. Beographifche, topograpbifche, naturwifienfchaftliche, architektonifche und ähnliche 

Zeichnungen. 

6. 18. Was vorftehend in den $$. 1.2.5. bie 17. über das auefchliegende Recht 
zur Vervielfältigung von Schriften verordnet ift, findet auch Anwendung auf 
geographiſche, topographiſche, naturwiſſenſchaftliche, architeltoöniſche und ahnliche 
Zeichnungen und Abbildungen, welche nach ihrem Hauptzwecke nicht als Kunſtwerke 
($.21.) zu betrachten find. 
"3. Mufikalifche Rompofitionen, - 


$. 19. Diefelben Vorſchriften gelten binfichtlidy der ausfchliefenden Befugniß 
zur Vervielfältigung muſikaliſcher Kompoſitionen. 
$. 20. Einem verbotenen Nachdruck ift gleich zu achten, wenn jemand von 
mufitalifchen Kompofitionen Ausjüge, Arrangements für einzelne Inftrumente, oder 
fonitige Bearbeitungen, die nicht als eigenthümliche Kompojitionen betrachtet wer: 
den können, obne Genehmigung des Verfulfers berauegıebt. 
4. Runftwerfe und bildliche Darftellungen. 


$.21. Die Vervielfältigung von Zeichnungen oder Gemälden durch Kupferſtich, 
Stahlſtich, Holzfchnitt, Lithographie, Farbendrud, Mebertragung m. f. w. ift verbo— 
ten, wenn jie ohne Genehmigung des Ürhebers des Driyinal: Kunftwerks oder feiner 
Rechtsnachfolger bewirkt wird. 

$. 22, Unter gleicher Bedingung ift die Vervielfältigung von Skulpturen aller 
Art dur Abgüffe, Abformungen u. f. w. verboten, 

$. 23. Dinfichtlich diefer Verbote, $$. 21. und 22., macht e# feinen Unterfchieb, 
ob die Nachbildung in einer andern Größe, als das nachgebildere Werk, oder auch 
mit andern Abwerhungen von demjelben vorgenommen worden ift; es feren denn 
die Veränderungen fo überwiegend, dap die Arbeit nicht ale eine bloße Nachbildung, 
fondern als ein eigenthümliches Kunftwerk betrachtet werden könnte. 

$. 24. Als eine verbotene Nachbildung ift eg nicht zu betrachten, wenn ein 
Kunftwerf, das durch die Malerei oder eine der jeichnenden Künſte bervorgebradyt 
worden ift, mittelft der plaftiichen Kunft, oder umgekehrt, dargeftellt wird. 

$. 25. Die Benugung von Kunſtwerken als Mufter zu den Erzeugniffen der 
Manufakturen, Fabriken und Handwerke ift erlaubt. e 

Dauer des ausfchließenden Rechts der Künftler, a) bei unveräußertem Original, 


$. 26. Der Urheber eines Kunſtwerkes und feine Erben genießen die ibnen in 
den 6$. 21. u. f. zugeficherten, ausſchließenden Rechte, fo lange das Driginal in 
ihrem Gigentbum bleibt. 

$. 27. Wollen fie in diefer Lage von dem ihnen augichliegend zuſtehenden Rechte 
der Vervielfältigung Gebrauch machen, und fib gegen die Eingriffe Anderer fihern, 
fo haben fie von ihrem Unternehmen, ehe nocd die erfte Kovie an einen andern abs 
gelaffen wird, zugleich mit der Erklärung, daß fie eine VBervieltältigung durch Arts 
dere, welche nicht die beiondere Erlaubniß von ihnen erbalten haben, nicht zulaffen 
wollen, dem oberiten Kuratorium der Künſte (Meinifterium der geiſtlichen, Unter— 
richte: und Medizinal: Angelegenheiten) Anieige u machen. Iſt diefe Anzeige und 
Erklärung erfolgt, fo fol dem Künftler und feinen Erben das ausichliekende Recht 
zur Vervielfältigung des Kunftwerkes für die Dauer von zehn Jahren zufteben, 
Wenn daber ein Anderer das von dem Urheber oder deffen Erben bereits verviels 
fältigte Kunſtwerk mittelft irgend eines Kunftverfabrens nadbilden und das Nach— 
bild verbreiten will, fo hat er zuvor eine amtliche Aeußerung des oberften Kurato— 
riums der Künfte darüber einzubolen, ob eine Anzeige und Erklärung der obgedadh 
ten Art bei demfelben abgegeben worden fei. Iſt eine ſolche Anzeige und Erklä- 
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rung unterblieben oder feit ihrer Abgebung ein Zeitraum von zehn Fahren abge: 
laufen, fo ift die Nachbildung erlaubt. 


b. Nach Veräußerung des Originals, 


$. 28. Begeben fich der Urbeber oder feine Erben des Eigenthums des Kunſt. 
werkes, ehe mit deffen Vervielfältigung ein Anfang gemacht worden ift, fo gebt, 
Talls eine ausdrückliche Verabredung darüber nicht ftattgefunden hat, das ausfchlie: 
Bende Recht dazu gänzlich verloren. Es kann aber auf die Dauer von zehn Jahren 
fortbeftehen, entweder zu Gunften des Urhebers oder feiner Erben, indem fie fi 
foldyes vorbehalten, oder zu Gunften des Ermwerbers, indem fie ihm folches übertre- 
gen, in fofern nur in beiden Fällen gleichzeitig mit der Veräußerung eine Verabre 
dung in glaubhafter Form darüber getroffen und davon dem oberften Kuratorium 
der Künfte die obgedachte Anzeige gemacht wird. 

Abbildungen von Original: Runftwerken. 


$. 29. Die Abbildung eines Kunftwerkee, welche durch ein anderes, als bei dem 
Driginal angewendetes Kunftverfahren, 3. B. durch Kupferftih, Stahlſtich, Hol; 
ſchnitt u. f. w. ($. 21.) oder durch Abgüffe, Abformungen u. f. w. ($. 22.) recht: 
mäßig angefertigt wurden, darf nicht ohne Genehmigung des Abbildners oder 
feiner Rechtsnacdhfolger durdy ein rein mechanifches Verfahren vervielfältigt wer: 
den, fo lange die Platten, Formen und Modelle, mittelft welcher die Abbildung 
dargeftellt wird, noch nugbar find. Auch hierbei kommt die Beftimmung des $. 23. 
zur Anwendung. 

Strafen und Unterfuchungsverfahren. 

$. 30. Die VBorfchriften der $$. 10. bis 16. follen auch in Beziehung anf Kunft- 
werke und bildlihe Darftellungen aller Art in Anwendung kommen. 

Die im $. 10. vorgefchriebene Gonfisfation ift auch auf die zur Nachbildung 
der Runftwerke gemachten Vorrichtungen, als der Platten, Formen, Steine u, f. w. 
auszudehnen. 

$. 31. Der Richter bat, wenn Zweifel entfteht, ob eine Abbildung unter die 
Faͤlle des $. 18. oder unter die des $. 21. gehöre, ob im Falle des 9.20, ein Mufll: 
ftüd als eigenthümliche Kompofition oder ald Nachdruck, in den Fällen der $$. 21. 
bis 29, eine Nachbildung als unerlaubt zu betrachten, oder wie hoch der Betrag der 
dem Berlegten zuftehenden Entfhädigung zu beftimmen fei, und ob die im $. 29. 
als Bedingung geftellte Nugbarkeit der Platten, Formen und Modelle noch ftatt: 
finde, in gleicher Weife wie $. 17. verordnet ift, da8 Gutachten eines aus Sachver⸗ 
ftändigen gebildeten Vereins zu erfordern. 

Die Bildung folcher Vereine, welche vorzugsweiſe aus Kunftverftändigen und 
geachteten Künftlern beftehen follen, bleibt ebenfalls der im $. 17. erwähnten In— 
ftruftion vorbehalten. 

5, Oeffentliche Aufführung sramatifcher und mufikalifcher Werke. 

$. 32. Die öffentliche Aufführung eines dramatifchen oder muſikaliſchen Wer: 
tes im Ganzen oder mit unwefentlichen Abkürzungen darf nur mit Grlaubniß des 
Autors, feiner Erben oder Rechtsnachfolger ftattfinden, fo lange das Werk nicht 
durch den Druck veröffentlicht worden ift. Das ausfchließende Recht, diefe Erlaub: 
niß zu ertheilen, fteht dem Autor lebenslänglich und feinen Erben oder Rechtsnach⸗ 
folgern noch zehn Jahre nach feinem Tode zu. 

$. 33. Hat der Autor jedoch irgend einer Bühne geftattet, das Merk ohne 
Nennung feines Namens aufzuführen, fo findet auch gegen andere Bühnen kein 
ausichliefendes Recht Statt. 

$. 34. Wer dem ausfchließenden Rechte des Autors oder feiner Rechtsnach— 
folger zuwider ein noch nicht durch den Drud veröffentlichte dramatifches oder 
mufitaliihes Werk öffentlich aufführt, bat eine Geldbuße von zehn bis hundert 
Thalern verwirkt. 

Findet die unbefugte Aufführung eines dramatiſchen Werkes auf einer ſtehenden 
Bühne Statt, ſo iſt der ganze Betrag der Einnahme von jeder Aufführung, ohne 
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Abzug der auf diefelbe verwendeten Koften, und ohne Unserfehieb, ob das Stüd 
allein, oder verbunden mit einem andern den Gegenftand der Aufführung ausge · 
macht hat, zur Strafe zu entrichten. 

Ron den vorſtehenden Gelobußen fallen zwei Drittheile dem Autor oder ſeinen 
Erben, und ein Drittheil der Armenkaſſe des Orts zu. 

6. Altggemeine Beſtimmungen. 

$. 35. Das gegenwärtige Geſet ſoll auch zu Gunſten aller bereits gedrudten 
Schriften, geographiſchen, topograpbifchen und ähnlichen Zeichnungen, muſikaliſchen 
Fompoſuionen und vorhandenen Kunſtwerke in Anwendung kommen. 

36. Dem Inhaber eines vor Publikation des gegenwärtigen, efehed ertheil⸗ 
ten Privilegiums ſteht es frei, ob er von dieſem Gebrauch machen, oder den Schutz 


37. Alle dieſem Geſetze entgegenſtehende oder von ihm abweichende frühere 


Vorſchriften treten außer Kraft. 
$. 38. Auf die in einem fremden Staate erfchienenen Werke foll dieſes Geſetz 


in dem Maaße Anwendung finden, als die in demielben feſtgeſtellten Nechte den in 
Unſeren Landen erſchienenen Werken durch die Geſetze dieſes Staates ebenfalls 
gewährt werden. 

Urkundlich unter Unſerer Höochſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koniglichen Inſiegel. G. S. ©. 165. 


2a) O. O. v. 16. Auguſt 1827., wegen Bereinbarung mit den Staaten des deutſchen 


Anwendung dieſes Beſchluſſes auf die nicht zum deutſchen Bunde gehörigen Provinzen. 
(G.%.%. 26. 

b) Publicationspatent v.29. Nov 4837, über ben, von der Deutschen 
Hundesverfammlung unter dem 9. Novbr, d.I- gefañten Beſchluſt wegen gleichförmiger 
Grundfätze zum Schutze des ſchriftſtelleriſchen und künſtleriſchen Eigenthums gegen Nach⸗ 
druck und unbefugte Nachbildung. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen zc. ⁊c. Thun 
kund und fügen hiemit zu wiſſen: 

achdem die Deutſche Bundesverſammlung darüber in Berathung getreten 
ſt, in Ausführung der betreffenden Beftimmung des Artikels 18. der Deutschen 
Hundes: Alte, imgleihen des Hundesbefchluffee vom 2. April 1835., wodurch 
der Nachdrud im Umfange des ganzen Bundesgebietes verboten worden iſt, 
gieichförmige Grundſätze zum Schutze der Schriftfteller und auch der Künftler 
gegen Kahdrud und unbefugte Nachbildung ihrer Werke für den ganzen Um⸗ 
fang des vundesgebiet es feftzuftellen, und nachdem in Folge deſſen die Deutichen 
Hundes: Regierungen in der Ziſten Sigung der Bundesverfammlung vom 9, No⸗ 

vember d. I. fih dahin vereinigt haben: 

Die im Deutihen Bunde vereinigten Regierungen Tommen überein, 
zu Gunſten der im Umfange des Bundesgebietes erfheinenden litera- 
ine und artiſtiſchen Erzeugniſſe folgende Grundſätze in Anwendung 

zu bringen. 
Art. 1. Literariſche Erzeugniſſe aller Art, ſo wie Werke der 
Aunſt, ſie mögen bereits veröffentlicht ſein oder nicht, dürfen ohne 
Einwilligung des Urhebers oder Desjenigen, welchem derſelbe ſeine 


Rechte an dem Driginal übertragen hat, auf mechanifchem Wege nicht 


Artikel 1. bezeichnete Recht des Urhebers oder 
Deſſen, der das Eigenthum des uͤterariſchen oder artiſtiſchen Wer⸗ 
des erworben bat, geht auf defien Erben und Rechtsnachfolger 
über, und ſoll, in fofern auf dem Werke der Herausgeber Dder 
Verleger genannt it, in fänmtlichen Bundesſtaaten mindeſtens 


— 
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während eines Zeitraums von zehn Jahres anerkannt und. gefchügt 
werden. 

Diefe Frift von zehn Jahren ift für die in den letzt verfloffenen 
zwaniıg Jubren im Umfange des Deutihen Bundesgebieres erſchiene— 
nen Drudisriften oder artitifchen Erzeugniffe vom Zage des gegen: 
wärtigen Bundesbeſchluſſes, bei den künftig erfchernenden Werken vom 
Jahre ihres Erfcheinens an, zju rechnen. 

Bei den in mehreren Abtheilungen herauskommenden Werken iſt 
diefe Frift für das ganze Werk erft von Herausgabe des legten Ban: 
des oder Heftes zu zählen, vorausgefegt, daß zwiſchen der Herausgabe 
der einzelnen Wände oder Hefte kein längerer als ein dreijähriger 
Zeitraum verfloffen ift. 

Art.3. Zu Gunften von Urhebern, Herausgebern oder Verlegern 
von großen, mit bedeutenden Borauslagen verbundenen Werfen der 
Wiſſenſchaft und Kunft (Are. 1.) wird das ausgeſprochene Minimum 
des Schutzes der Geſammtheit gegen den Nachdrud (Art. 2.) auch big 
zu einem Sängern, höchſtens zwanziajäbrigen, Zeitraum auegedebnt, 
und binfichtlich derjenigen Regierungen, deren Landesgefekgebung diefe 
verlängerte Schugfrift nicht obmebin erreicht, dieefalle eine Vereinba— 
rung am Bundestage getroffen werden, wenn die betreffende Regie— 
rung drei Jahre nad dem öffentlihen Erjcheinen des Werkes hierzu 
den Antrag ftellt. 

Art.4. Dem Urheber, Verleger umd SHeraudgeber der Drigina: 
lien nachgedruckter oder nachgebilderer Werke fteht der Anfpruch auf 
volle Entſchädigung zu. 

Anger den in Gemäßheit der Landesgeſetze gegen den Nachdrud 
zu verbängenden Strafen foll in allen Fallen die Wegnahme der 
nachgedruckten Gremplare, und bei Werfen der Kunft auch noch die 
Beſchlagnahme der zur Nachbildung gemachten Borrichtungen, alfo 
der Formen, Platten, Steine u, ſ. w. ſtattfinden. 

Art.5. Der Debit aller Nahdrüde und Nacbildungen der unter 
1. bezeichneten Gegenftände, fie mögen im Deutichen Bundesgebiete 
oder außerbalb deffelben veranftaltet fein, fol in allen Bundesitaaten, 
bei Vermeidung der Wegnahme und der durch die Kandergeiege ange 
drohten Strafen, unterlagt fein. Es verftebt ſich übrigens von ſelbſt, 
daf die Wundes: Regierungen, in deren Etaaten bis jegt der Nach 
drud gefeglihb nicht verboten war, felbit zu beitimmen baben, ob 
und auf wie lange fie im Bereiche ihrer Etaaten den Bertrieb der 
vorräthigen, bisher erſchienenen Nachdrücke geſtatten wollen. 


Art.6. Es wird der Bundesverfammlung davon, wie die vor: 
ftebenden allaemeinen Grundjäge von den Yundes : Regierungen dur 
fperielle Belege oder Verordnungen in Ausführung gebracht werden 
follen, Nachricht negeben, und dabei zugleich angezeigt werden, welche 
Förmlichkeit in den einzelnen Staaten erforderlich fei, um den Cha— 
rafter einer Driginal: Ausgabe und den Zeitpunkt des Erſcheinens 
naczumerien. 

Da übrigens eine arofe Mehrheit der Bundes: Regierungen ſich dafür 
erflärt bat, dag den Schriftitellern und Berlegern eine noch anggedebntere 
Schugfrift im gefammten Umfange des Bundesgebietes gefichert werden 
möge, als diejenige it, welche in dem Artikel 2, des gegenwärtigen Bun— 
desbeichluffes als Minimum ausgeſprochen wird, fo foll mit Eintritt des 
Jahres 1842., wenn fih das Bedürfniß hierzu nicht früber zeigen follte, 
am Bundestage ſowohl die Frage wegen einer verlängerten Dauer des 
den Rechten der Echrififteller und Verleger von der Geſammtheit der 
Bundeeglieder zu bewilligenden Schutzes neuerdings gemeinfam beratben, 
ald auch überhaupt der Einfluß in Erwägung gezogen werden, welchen, 
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nach dem immittelſt geſammelten Erfahrungen, die gegenwärtigen Beſtim. 
mungen auf Kunſt und Literatur, auf ˖ die Intereſſen des Publikums und 
auf den Flor des Kunft: und Buchhandels bewährt haben, | 
Wir au zu bieier Vereinbarung durch Unſeren Bundestags: Gefandten Unſere 
Zuſtimmung unter der gleichzeitigen Erklärung ertheilt haben: 
es verſtehe ſich von ſelbſt, daß 
a) auch nach Ausführung des gegenwärtigen Beſchluſſes ein über beffen ns 
halt binausgebender Shug gegen Nahdrud und unbefugte Rahbildung, 
mo derfelbe durch die Landesgeſetgebung ſchon früher gewährt worden ift, 
und in Folge des Bundesbeſchluſſes vom 6. September 1832. allen Un: 
tertbanen Deutſcher Bundesſtaaten zu Gute kommt, nicht beſchränkt wer» 
den fol, und daß 
b) denjenigen Deutſchen Staaten, welde künftig noch günftigere Beſtimmun. 
gen’ zum Schutze des fchriftftelleriichen und fünftlerifchen Eigenthums, als 
ihre bisherige Gefepgedung und der gegenwärtige Bundes: Befchluß‘ die: 
-felben aufftellen, für ihre Unterthanen und die Unterthanen der ſich mit 
ihnen über. gleibe Grundfäße vereinigenden: Regierungen treffen wollen, 
hierin durchaus freie Hand bleibt,.. .... 
fo wollen Wir hierdurch diefe, unter fänmtlichen Deutfchen Bundes: Kegierun. 
‚gen. getroffene, Vereinbarung. dergeftalt zur ‚allgemeinen - Kenntniß bringen‘, daß 
“ Unfere Bebörten und Üntertbanen, und zwar nicht bloß in Unſeren zum Deut: 
ſchen Bunde gehörigen Landen, ſondern, in Vorausſetung der Beobachtung 
‚seiner biesfälligen Resiprogieät von: Seiten der andern Deutſchen Staaten,‘ auch 
in ben — Provinzen Anſerer onarchie ſich danach zu achten 5 — 


8.1297. By Büichbinder dürfen den Handel mit ungebundenen Bü- 
chern, und bloss gehefteten Schriften, bei Strafe der Confiscation des 
‘Werks, und des für schon verkaufte a ah gelöseten Werths sich 
nicht anmassen. 


8.1297. c) Ein Verfasser kann seine für eigene Rechnung dedtuck- 
ten Schriften zwar durch sich selbst, oder auch durch. Andere ver- 
‚kaufen; es darf aber dergleichen Verkauf nicht in einem öffentlichen 
Taden, und an Orten, wo Buchhändler sind, nicht‘ durch "Buchbinder 
geschehen. 


u. 8.1297. d) Uebertretungen dieser Vorschrift werden ebenfalls wit 
der Straſe der Confiscation nach $. 1297. 5) — iv 


“ala. „ 7. Unerlaubte‘'Spiele; ' 

g — — sind unerlaubt, sobäld aus der Beschaffe nheit 
‘der spielenden Personen, des Einsatzes, und der übrigen’ Umstän e er⸗ 
hellet, dass selbige aus Gewinnsucht gespielt werden. ‘- © w ou 


-&1299. Unter den Hazardspielen' wird besonders Bässeffe,; * 
quenet, Faraon, Cinq et Neuf, Quinze, Pässe à dix, Lotto, Teischak- 
ken, Wirfeln, und ähnliche Spiele verstanden. ' 


£. 1300. Wer bei dergleichen Spielen die sogenannte, Bank macht, 
hat, nach Beschaffenheit des Spiels, der Höhe des Einsatzes, und der 


Grösse des gesuchten unerlaubten Gewinns, fiskalische Strafe von hun- 
dert bis tausend Dukaten verwirkt. 


8.1301. Jeder Mitspieler, sowohl bei dem Faraon, als allen übrigen 
Hiszardspielen, wie solche Namen haben mögen, soll, nach gleichem 
Verhältnisse, um funfzig bis dreihundert Dukaten fiskalisch bestraft 
werden. F 


Mannkopff Ag. kandrecht, VII. 4l 
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Das Wetten,.oder SORSRANAIR Pariren,-.ist, s auch 
Beeren Spiel x geschieht, dennoch dem. Pi —* ch zu 


achten. 
5 13203. Leute, die vom Spielen Gewerbe aachen, äand.za solchem 
Ende Brunnen, Bäder und andere öffentliche Oerter und Versammin- 
gen besuchen, sollen über die Gränze geschafft; wenn sieaber dennoch 
.‚Zu:Treibnög ihres verbotenen Gewerbes zurückkehren; auf Mind Jahr 
zur Festung abgeliefert werden. 

8.1304. Gast- und Caffeewirtbe, und überhaupt, alle Pnfefinehmer 
öffentlicher Zusammenkünfte, welche verbotene Spiele hei sich ‚ pulden, 
sollen dreihundert Thaler Strafe entrichten. 

8.1305. Haben sie zu solchen Spielen verschlossene Zimmer b her 

ehen,.oder sonst zu deren Verheimlichung, mit gewirkt,..so,. wir die 
Sale verdoppelt. 

1306.: Werden sie zum zweitenmale wegen einer ——— 
— zur Verantwortung gezogen, und schuldig beſunden: so sollen 
sie, ausser der Geldbusse, mit — Verluste ihres Gewerbes bestraft 
werden. .. 

8.1307. Officianten, weiche von —— ein Gewerbe beuichen 

sollen ihres Amts entsetzt werden. 
1) 8). In Berreff ber Beftrafung ber Militairperfonen wegen Sosardfpies, fe Kriege 
artifel 49. l iu 
b) Declaration v. 8. Febr. 1817., betr. die Beftrafung ber Sazardfpiele. 
Die Vorfchriften des A.L.R. TbL TI. Tit. 20. $. 1298. bis 1307. u 
nr find bieher aud) auf foldye Fälle angewendet worden, in een. 
fimmte bobe Seldftrafe mit dem möglichen Gewinn in feinem VBerbältni 






und von dem Schuldigen nach feinem Stande und feinen Vermögensum Ai 
beigetrieben werden kann. Dies ift der Abſicht des Geſetzes zuwider, und H 
daher, daß für dieſe Fälle, wohin befonders das Spielen verbofener ‚Spiell zu 
bagien gehört, folgende Beltimmungen zur Anwendung kommen ſollen: ae 

1) Jeder Spieler wird mit einer Gelditrafe von Zehn bie Hundert. halern, 
oder, iM Unvermögensfalle, mit Gefängniß von Vierzehn Tagen bis zu. Sechs Me 
naten belegt. 

2) Baft: und Kaffeewirthe, welde verbotene Spiele bei ſich dulden, fi die: 
felbe Strafe, jedoch in gefchärfterem Grade, Im N ver wa 
außerden ihr Gewerbe. 

ec) Rescript des Min. ber Bolv. 15.Juni 1828., betr. dad Verbot der A 
Der, Konigl — wird aufı den Bericht! vom Wei v. M. das von den Poli 
zei⸗Be jene den in Bezug auf ‚die Hazardfpiele zu heobachtend de, — Ru ei 
unter Höniffi fe det a hierdurch eröffnet: daß dieſe Sa hd 

fhrift des A. L. R. Tit. 20.18.1298. beurtheilt werden N Dame 


nun Hazardſpiele ee unbedingt, foudern nur in fofern — 
(häffenheit.der jpielenden Perſonen, des Einſatzes und der üb 33 
daß fie mus Gewinnſucht geſpielt werden. Sobald ‚die ade A | 


— iſt das Hazardſpiel“nicht als verboten anzufe et, 
afb 
Das A. L. R. beſümmt ferner. nicht, daß das bedingt erlaubt e 
in Privarbänfern und Cirkeln, aber nicht in öffentlichen en oder tar 
geftattet' ſein ſoll. 

Da nun das Geſetz hierunter feine Diſtinktion gemacht "bat, ſo PN es ms, 


gleich. dasjenige, was die Königl. Negierung in dieſer Beziehung, angeführt 
fih wohl‘ —2** erſcheint, dennoch nicht zulaflig,' daß die — -Behör — das * 
re in einem öffentlichen Haufe unbedingt nnterfage. 

Die Polizei: Behörde muß einfchreiten, ſobald mach ihrer Meinung das gefeglice 
Berbot verlegt wird, aber auch nur in diefem Falle, BR ob das — 






Ins 


J 
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‚einem Privathauſe oder, in. einem, öffentlichen Hauſe ſiatt findet, 8 ſtellt ſich die 
Sache A beitchenden Geſetzgebung. SB und jr wie weit d Sie ‚Bor: 
fchrift des U. R. in Folge der gegenwärtig Natt findenden ifion deſſelben eine 
Abänderung erleiden wird, muß abgewartet werden. WERT 

Dadurch erledigen fih die Anfragen der Königl, Regierung zu 1. und 2. ihres Berichts. 
Zu 3. deſſelben wird der Anſicht der Könige Regierung beigeitimme, Daß nämlich die 
Polizei Behörde die Verhütung und Entdechung des Verbrechens zu bewirken; dem: . 
nächſt aber die Sache zur weitern Unterfuchung m die Tunis Behörde abzugeben habe; 
und daß die Polizei» Behörde die anf dem Spieltiſche befindlichen Baarjchaften als 
'corpus 'delieti in Befchlag zu nehmen befugt ei. v. 8. Ann.B. 12, ©. 455. 

d) Rescript v.20.Rovbr. 1811,, betr. die Unzuläſſigkeit der Eonfiscation des bei 

- Bazarbfpielen vorgefunbenen: Geldes. - ; * F 

Das Kammergericht hat das’ von dem Generalfiscal R. am daſſelbe erlaſſene 
Schreiben vom 28.9. M., betreffend die Confiscation der Spielgelder in der Unter: 
fuchungsfache wider E. et cons. abjchriftlich bei dem Chef der Juſtiz eingereicht, und 
es it daraus erſehen worden, daß der. 2c. K. in die Rechtmäßigkeit der gefhehenen 
Beihlagnahme und Gonfiscation feine Zweifel fest, Es wird aber folhe weder 
durch das in diefer Sache ergangene Erferminif, noch durch irgend ein Geſetz gerecht: 
fersigt, und ſchon daraus folgt, daß fie nicht genehmigt ‚werden faun.: Das Refeript 
des auswärtigen Departements vom, 21. Febr. 1805, auf welches in dem Schreiben 
Bezug genommen wird, beweifer offenbar nichts, einmal, weil diejes Departement zu 
einer ſolchen Entfheidung nicht comperent war, und zweitens, weil in dem gedachten 
Nefeript über die Eonfiscation der Spielgelder nichts feitgefegt, fondern deshalb nur 
auf die beſtehenden Borfchriften verwiefen. wird. Auf das, mas, etwa ſonſt ältern 
oder gemeinen Nechtens- fein möchte, fommt es bei der Exiſtenz des A.L. R. nicht 
an, und ebenfowenig fünnen die zur fogenannten Bank gehörigen Spielgelder als 
zum corpus delieti gehörig angefehen werden, indem font alles von ſaͤmmtlichen 
Spielern zum Zwed des Spiels mitgebrachte Geld ebenfalls dazu geredet werden 
müfte. Das A. L. R. hat die Strafe. des Bankhalters bei unerlaubten Hazardfpielen 
ſchon weit höher beftimmt, als die Strafe der Miripieler, und wenn jenen alfo noch 
außerdem der Verluſt der Banf treffen follte, fo wirtde dadurd) ſeine Beſtrafung außer 
allen Verhältniſſen mit der Beltrafung der übrigen Theilmehmer am Spiele treten, 
nicht, zu gedenken, daf die. Bank aus fremden Geldern beſtehen kann, in welchen 
Falle es möglich ift, daß der Verluſt ganz unfchuldige Perſonen trifft. . 

Aus diefen Gründen wird der Herr Generalfiscal K. hierdurch angewieſen, die 
in der Sache wider C. et Cons. in Beihlag genommenen Spielgelder, nach Abzug 
Der von dem Eigenthümern zu besablenden ‚Helditrafe inel. des’ Denunciantenantheils, 
imgleichen der Koſten, zurückgeben zu ‚laifen. Yet. des, Juſtizm. A. 6086. 

e) «) Edijecto. 9, Febr. 1787., wegen verbotener Spiele und des. Denuncianten: 

antheils an den Strafen, (N. C. C. T. VI. &. 297, v.R. Cammi, B. 1.7. &. 553.) 

9) Besceript des Min. der Bol: v. 21, Dctbr. 1819, und des Juſtizminiſters 

v. 16, 3uli 1827,, betr. den Dennnciantenantheilan den Strafen des Sazardipiels, 

Der Königl, Regierung eröffne ich auf Ihren, von dem König, Finanz: Minifte 
rium zur reffortmaßigen Befcheidung an mic, abgegebenen Bericht vom 13. Juni c, 
nach genommener Rückſprache mit des Hrn. Juſtiz-Miniſters Gre., daß es feinen 
Zweifel Teider, bei Gontraventionsfällen gegen Spiel-Verbote dent Denuncianten die 
Hälfte der erfaunten Strafe als Antheil zugubilligen, zumaloüben dieſen Gegenſtand 
ein ee als das unterm 9. Febr. 1787 erneuerte Ediet gegen Hazard: 
Spiele, nicht vorhanden iſt. 
| Ob aber der Denumciant auch dann, wenn derfelbe ein Polizei: Beamter des 

Orts iſt, in welchen fich der Gontravenfionsfall: ereignet hat, zur erde me diefes 

Denunciations-Untheils berechtigt ſei? hänge davon) ab, ob an dem Orte für, die Pos 
lizei Offizianten ein Prämien: Fonds errichtet, ift, und für denſelben die Kommune, ein 
gewiffes Quantum evinziren muß oder nicht? im erftern Fall kann, nach allgemein 
angenommenen Grundfägen, der: denuncirende Polizei-Dffiziant den: Straf-Antheil 
nicht fur. ſich behalten, »fondern er muß: ihm zum: obgedachten gemeinfamen Prä— 
mien: Fonds abliefern, wogegen diefer Antheil in Grmangelung eines ſolchen Fonds 
dem Denunciauten, auch wenn. er Polizei: Beamter ift, privarive gebührt 

Der Zweck der Ginrihtung von Prämien: Fonds it nämlih, das Gehäffige zu 
befeitigen, welches darin liegt, wen jemand aus einer ihm ex officio obliegendet 
Demmtieiation einen pecuniären Vortheil giebt und bei der Eniſcheidumg über den von 
dem Polizei: Infpector N. N. in Anſpruch genommenen Straf: Unheil wird die 
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Königl. Negiernng daher Tediglich in Erwägung zu ziehen haben, ob etwa in N. cin 
befonderer Prämien: Fonds für die Polizei-Beamten vorhanden ill. 
Berlin, den 31. Octbr. 1819. v. K. Ann. B. 3. ©, 90. 


Dem (Zit.) wird auf dem über die Beſchwerde ber verehelihten W. eritatteter 
Bericht v. 7. v. M. eröffnet, daß mad der Anficht des Tuftizminifters die fortdauernde 
- Anwendbarkeit des $. 11. des Gdicts vom 9. Febr. 1787 in Hinficht des Denunciar- 
tenansheils feinem Bedenken unterliegt ꝛc. Darin aber ift der Zuftisminifter mit dem 
(Tit.) einverftanden, daß das Gefuh der Supplicantin vor die Regierung gebor, 
weldye Die fiscalifhen Strafen zu beziehen bat, daher diefelbe auch an diefe vermwieien 
it. Berlin den 16. Juli 1827. Act. Gen, des Zuftisim, L. R. No. 6, Vol. IV. Fol. 353, 


2) In Betrff des Verbots und der Beftrafung bed Ausſpielens von Grundſtücken und de 
&pielens in auswärtigen Lotterien f. 8. 243 u, 249, dief. Zit. und bie Dort abgedruchten Ber 
ordnungen. 

8) Stiftung von Uneinigkeiten in Familien. 

8.1508. Wer aus eigennützigen Absichten, durch Verläumdung, Un- 
einigkeiten unter nahen Verwandten oder Ehegatten stiftet, soll nach 
Verhältniss der zum Grunde liegenden boshaften Absicht, und des da- 
raus entstandenen Schadens, mit nachdrücklicher Geld- oder Leibes 
strafe belegt werden. 
.9) Erbschleichung. 

&. 1309. Wer dergleichen Uneinigkeiten in der Absicht stiftet, Erb- 
schaften oder Vermächtnisse den natürlichen Erben zu entziehen, 
und selbige sich oder Andern zuzueignen, der ist als ein Betrüger zu 
bestrafen. | | 

; 10) Unerlaubte Contracte, 
8.1310. Wer einem Minderjährigen Darlehne oder sonst unerlaub- 
‚ten Credit giebt, der soll, ausser der von selbst folgenden Nichtigkeit 
des Vertrags, eben so viel, als die geliehene oder geborgte Summe oder 
Waare beträgt, zur Strafe entrichten. | 

$. 1311. Eben so wird der bestraft, welcher einer zwar.grossjähri- 
gen, aber wegen Verschwendung oder sonst unter Vormundschaft ste- 
henden Person unerlaubten Credit giebt. 

8.1312. Ferner derjenige, welcher wissentlich Kindern, die zwar 
grossjährig, aber noch unter väterlicher Gewalt sind, Gelder oder Sa- 
— zur Schwelgerei, Ueppigkeit, oder Verschwendung borgt, oder 

eihet, \ 

8. 1313. Wer von dergleichen Personen ($. 1310—1312.) Kostbar- 
keiten, Kleidungsstücke u. s. w. ohne Einwilligung ihrer Vorgesetzten 
kauft, zum Pfande oder an Zahlungsstatt annimmt, und ihnen dadurch 
die Mittel zu ihren Ausschweifungen verschafft; der ist gleicher Strafe 
schuldig. | F 

8.1314. Wer einer Person vom Militairstande gegen das Verbot der 
‚Gesetze (Thl. 1. Tit. 11. $. 700.) Credit giebt, wird um so viel, als die 
Forderung beträgt, fiskalisch bestraft. 

Bergi. Verordnung v.13. März 1811., betr. bie Befugnif der Unteroffigiere und 
Soldaten, über ihr Bermögen zu biöponiren und Schulden zu contrahiren. (G, &. de 1812, 
&,5,);f.4u IL.10.8,32, ’ 

8.1315. Ist der Vorschuss absichtlich zu Schwelgereien und Aus- 
schweifungen gegeben worden: so hat der Uebertreter, noch aus- 
en ‚ eine der Hälfte des Vorschusses gleich kommende Geldstrafe 
verwirkt, 
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j $. 1316. Wer von einer Militairperson brauchbare Mondirungs- 
stücke, oder andere zum Kriegsdienste gehörige Sachen kauft, oder 
‚ sonst an sich bringt, muss, ausser dem an das Regiment zu ersetzen- 
j den Schaden, den dreifachen Werth eines selchen Stücks zur Strafe 
h entrichten. 
©  $8.1317. Wegen des strafbaren Leihens und Borgens an Studirende 
% hat es bei den Vorschriften des zwölften Titels $. 104. sqgq. sein Be- 
“ wenden. i 
$.1318. Wer sich mit vorstehend benannten Personen ($. 1310— 
* 1317.) in dergleichen unerlaubte Verträge einlässt, hat die gesetzmäs- 
sige Strafe verwirkt, wenn auch nicht erhellet, dass es aus Eigennutz 
eschehen sei. | 
8.1319. Aber auch derjenige, welcher andern Personen von bekann- ' 
# ter unordentlicher Lebensart, wissentlich und vorsätzlich, zu einer 
% vorhabenden liederlichen Verschwendung Gelder oder Sachen giebt, 
" verliert, wenn es aus eigennützigen Absichten geschehen ist, seine For- 
“ derung zum Besten der Armencasse. 
8.1320. Hat Jemand aus dergleichen eigennütziger Absicht, die ihm 
bekannte Verschwendung und Ausschweifungen einer verheiratheten 
" Frau, ohne Vorwissen ihres Mannes, mit Vorschüssen unterstützt: so 
* soll er, ausser dem Verluste der Forderung, um den Betrag des Vor- 
“ schusses fiskalisch bestraft werden. 
8.1321. Sind dergleichen Vorschüsse solchen Personen ($. 1319. 
1320.) nicht aus Eigennutz, sondern aus andern unerlaubten Absich- 
s ten geleistet worden: so soll, nach Verhältniss des für den Verschwen- 
4 der oder dessen Familie daraus entstandenen Schadens, willkührliche 
+ ($.85.) doch nachdrückliche Geld- oder Leibesstrafe statt finden. 


$. 1322. Was $. 1310—1321. von Vorschüssen vorgeschrieben wor- 
; den, ist auch vom Creditiren der zur Verschwendung oder liederlichen 
; Ausschweifung dienlichen Sachen zu verstehen. 


8.1323. Eben dieses findet auch statt, wenn unter den $. 1320. be- 
; stimmten Umständen, der Ehefrau, ohne Vorwissen ihres Mannes, Sa- 
; cben abgekauft, oder von ihr zum Pfande angenommen werden. 


8.1324. Mit der $. 1321. festgesetzten Strafe sind auch diejenigen 
zu belegen, welche ein Gewerbe daraus machen, junge Leute zu Aus- 
schweifungen zu verführen, und ihnen dazu Gelegenheit machen. 


1) Verordnung v.20, Febr. 1802,, betr. dad Verbot fimulirter Kauf⸗, Taufch: und 
Bachtverträge. 

Seine Könialihe Majeſtät von Preußen zc. ꝛc. haben durch das Publicandum 
vom 29. Mai 1797 bereits für das Herzogtbum Schlefien diejenigen Vorfchrif« 
gen ertbeilen laſſen, welche erforderlich geweſen, um diejenigen, welche Grund 
ftüde kaufen oder Geld darauf leihen wollen, gegen die Beſorgniß zu fichern, 
bei Beurtheilung des Werths der Grundftüde durch fimulirte Kauf» und Taufch 
Gontracte getäufcht zu werden. Die Erfabrung bat indeffen gelehrt, daß dieſe 
fchädlihen Simulationen auch in andern Provinzen bin und wieder üblich ge 
worden, und fidy nicht bloß auf Kauf» und Tauſch- Verträge, fondern auch auf 
Hacht,, Mieths. und andere die Nugungen der Grundftüde betreffende Con⸗ 
tracte erftredt haben. - h 

Seine Königlihe Majeltät finden daher für nöthig, das oben gedachte Pu— 
blicandum näher zu beflimmen, und zur allgemeinen Befolgung in Höcft Dero 
geſammten Staaten Rachſtehendes hierdurch zu verordnen und feſtzuſetzen. 
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1. Jeder, welcher ein Landgut oder anderes Grundfüd, kaufen, od ein 
Dartehn- darauf geben will, wird zunörderft erinnert, daß der In dem ’Hwhnthe 
ten: Buch eingetragene Werth vom der Behörde, welche das an 

















führe, keinesweges vertreten wird, fondern es vielmehr lediglich feine — 
bleibt, fih von deſſen Nichtigkeit durch zuläffige Nachfragen nud Erkundig 
zu ‚überzeugen. ‚ KR. 


2. Hm jedoch die Drittel, wodurch diefe Hebergeugung bewirkt werden de 
zu erleichtern, follen künftig in den Hypotheken -Scheinen nicht, wie am init 
Orten geſchehen, nur die rieneften Grmerbepreife, fondern aud die Wherr 
foweit fie aus dem Hypotheken⸗ Buch hervorgehen, aufgeführt werben. .ı Auße 
dem. muß die von dem, Landaute oder anderm Grundftüde vorhandene fi 
fhaftlihe oder gerichtliche Tare, und zwar im legterem Falle * Senenm 
deg Gerichts, welches die Abihägung bewirkt hat, in den Hypotheken Se 
vermerkt werden. 


‚3. Wer. durh Erxrichtung fimulicter Kaufs, Tauſch⸗, Pacht-, M 
Erbjins,, ober, anderer ähnlicher Verträge einem, Srundftüde deu Schein eine 
höhern Werth beilegt, fol ald ein Betrüger von Amtswegen zur Unterf ichr 
gezogen, und nad dem Grade der dabei zum Grunde liegenden mebr oder min 
der gefährlichen Abficht, auch nach dem Verhältniß des daher entſtandenen grö 
fern oder geringern Gewinnes oder Schadens, mit den in dem A. L RICH 
Zit. 20. $. 1259-1268. beſtimmten Strafen belegt werden, — 


4. Wenn der Beſttzer eines Grundſtücks did bergieiith Sch 
Andere verleitet hat, ihm einen höhern Ctedit zu bewilligen, und | 
demnächſt über fein Vermögen Concurs, wobei folche hintergangene . Slänbiger 
Verluſt leiden; ſo foll.derfelbe niemals zur Cessione bonorum verftattet; (fon: 
bern nah Vorſchrift des A. L. R. Thl. Tit. 20. $. 1458— 1472, ui ach 
J 


8” 






Beſchaffenheit der fonft eintretenden Umflände, als ein muthwilliger 
läffiger Banqueroutier beftraft werden. 


5, Gleiche Strafen, wie die Gontrahenten ſelbſt ($. 3,). haben a 
diejenigen ‚verwirkt, welche an den mehrgedachten fimulirzen Verträgen ale 
telöperfonen auf irgend eine Weile wilfentlih Theil nehmen, und über 
diefelben denen, die bierdurd Schäden erleiden, mit den Haupt: Contrahe 
einer für alle. und alle für einen, zur Entſchädigung verpflichtet. A 

6. Weder die Gerichte, noch die Juſtiz · Sommiffarien und Notarien,' im: 
gleichen ‚die patentitten Mäkler und Agenten follen fi bei Aufnehmung ‘der 
Eontracte zu Werkzeugen unerlaubter Simufationen gebrauchen laſſen; br 
müfen fie, wenn ſie wegen einer folhen Simulation erheblichen Verdacht haben, 
und die. Contrahenten ſich dur Vorhaltungen von ihrem ftrafbaren Vorhaben 
nicht abbringen laffen wollen, den ihnen gemachten Auftrag ganz ablehnen. 
Außerdem müſſen diejenigen Gerichts: Werfonen, welche bei Ausübung " ähres 
richrerliben Amtes von folhen Simulationen glaubhafte Kenntniß erläfigen, 


davon der Behörde Anzeige thun, damit nad Beichaffenheit des obwaltender 
er 












Verdachts und der fonft eintretenden Umftände die Unterfuchung wegen L 
ternommenen Simulation veranlaßt, und bis zit deren Erledigung bie Cinteag 
ſolcher verdächtigen Gontracte in die Hypotheken » Bücher nicht geftättet werde 
‚7. Gerichtsperſonen, Notärien, Mäkler und Agenten, welche wiſſentlich 
lirte Verträge von der oben erwähnten Art unterftügen und begünſtigen, "fol 
ne der $. 5. beitimmten Strafe, ihres Amtes entſeßt; wenn fie aber die ihnen 


+ 


| f | 
Seine Königliche Majetät befehien Jedermann, beſonders aber ſãmm tlichen 
Landes Juſtiz · Coliegns, Gerichten und dem übrigen Behörden, welchen die Füb: 
rung ber Hypotheken⸗ Bücher anvertraut ift, ſich nach diefem Publicando genau zu 
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alten, sb ſolt vaffelbe burch bie bffentlichen Blattet duyenetn Befähnt gemacht 


N. €. €. T. XI. ©. 767. No. 14. de 1802. Neues Archiv B. 2. S. 311. und 
Stendels Betr. 8. 15. ©. 287, a, 
.2) a) Verordnung ». 14. Zuli 1797., wegen verfchiedener Mifibräuche bei öffent: 

lichen Berfteigerungen und Subhajtationen. ; * mal 5 waiwlinynids 

‚Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 1c..2c. Thun 
fund und fügen hiermit zu wiflen, wie Uns angezeiget worden, daß bei gerichtlichen. 
und anderen öffentlichen Zubbaftationen und Verfteigerungen bin und wieder der 
Mißbrauch überhand nehme, Ik ein Licitant, un einen andern Bietungsluftigen 
zu entfernen und von einem Mehrgebote abzubalten, fi mit demſelben über ein 
fogenanntes Abftandgeld vereinigt, und dadurch bewirkt, daß er folchergeftalt das 
ausgebotene Object zu einem niedern Preife erbält, als geicheben fein würde, wenn 
nicht andere Kaufluftige durch einen folchen Winkelvertrag vom Mitbieten wären 
zurüdgehalten worden. Vergleichen Verabredungen gründen ſich nun ‘zwar auf 
eirien ımmtoraliiben und unerlaubten an den die Gefege niemals begün« 
ſtigen können indem dadurch der Zide der öffentlichen Werftei erh gänzlich 
vereitelt, dem Sigenthüner de zu verfaufenden Objects, oder deffen Gläubigern, 
der rechtinäßige Vortbeil, welchen fie durch dieſen gefegmäßig veranftalteten Weg 
der Veräußerung häften erhalten können, zu Gunften eines dritten, welcher. darauf 
nicht den I machen bat, entzogen, und. gerichtliche Hand⸗ 
Iungen, bei welchen Zrene und Glauben, fo wie ein gerades ind offenes Verfahren, 
mit Reiht gefordert ımd erwartet werden können, im Gelegenheiten Mn gewinnſüch⸗ 
* Speculationen verwandelt werben. Da es inzwiſchen an einen poſitiven 

—5 — gegen folhe Winkelverträge bisher noch ermangelt bat, fo haben wir 

g gefunden, darüber nachftehendes feftzufegen: | 
3. Alle Verträge und Verabredungen, bei welchen die Abfiche zum Grunde 
liegt, bei — amd andern öffentlichen Subhaſtationen und Auctionen, ſie 
age, n nothmendigen oder freiwilligen gehören, Kanfluftige zum Vortheil 
eines Lichtanten von der Abgebung ihres Gebots, oder von weiterenn Mitbieten 
zuräd zu ei es gefchehe nun ſolches durch Bewilligung eines gewiſſen Ab. 
ftandsgeldes, oder durch Verſprechung oder wirkliche Cinränmung anderer Vor: 
theife, werden hiermit für unerlaubt und ftrafbar erklärt. an, 

2. Dergfeihen Verträge können daher auch unter den Gontrahenten felbft 
feine rechtliche Wirkung haben, und es kann feinem. derfelben mit einer daraus 
berggleitsten Klage rechtliches Gehdr verftattet werden. * 

3. Vielmehr ſoll alles dasjenige, was der zurückſtehende Kaufluſtige durch 
einen folhen unerlaubten Vertrag gewonnen bat, dem vorigen Gigentbümer des 
Objects, bei defien Verfteigerung der Wertrag vorgefallen ift, oder deffen Gläu— 
bigern, zu deren Befriedigung der gerichtliche Werkauf veranlaßt geweſen, zu 
gute kommen, und von dem Inhaber diefes unerlaubten Gewinnes, als Ent: 
ſchädigung wegen des dadurch entzugenen rechtmäßigen Vortheils, den fle aus 
— ordentlichen Fortſetzung der Licitation zu hoffen hatten, herausgegeben 
werden. —— | 

4. Außerdem follen diejenigen, die ſich in einen. foldhen Vertrag eingeloffen 
bäben, in eine fiskalifhe GBeldftrafe, weldhe dem doppelten Betrage des nach 
$. 3. zu beffimmenden gefuchten unerlaubten Gewinns gleihfommet, verurtbeilt, 
und von ihnen zu gleichen Theilen, allenfalls aber von jedem unter ihnen auf 
das, Sanıe beigetrieben werden. 

5, Auch ſolche Verträge, wo mehrere fi vereinigen, ein zum Öffentlichen 
Verkauf geftelltes Object durch einen unter ihnen ausgemittelten und vorgefcho: 
benen Narhensträger an fich ju bringen, und es fodann 9 ihrem gemeinſamen 
rel wieder zu verkaufen, werben hiermit für unerlaubt ausdrüdlich erklärt. 

fol daraus and unter den Intereſſenten felbft Bein Recht entſtehen, und 
feine Klage flatt finden; vielmehr ſoll aud in diefem Falle den Contrahenten 
ber geſuchte umerlaubte Gewinn entriffen, und derfelbe denjenigen, welche da: 


n 
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durch einen zu. hoffenden. rechtmäßigen Wortheil verloren haben, zuerfannt , die 
Pacifferften auch außerdem mit nefegmäßiger Ahndung, nach Vorſchrift Unſeres 
A. L. R. Thl. U. Tit. XX. $. 1259 bis 1264. ohne Nachſicht belegt werden. 

Hiernach haben ſich Unſere Collegia und Gerichte gebührend zu achten, und 
die gegenwärtige Verordnung, durch öffentlichen Aushang, dur Zufertigung - 
an die Antergerichte, und durch Ginrüdung derfelben in die Zeitiingen und Ins 
telligenzblätter der Provinz gehörig bekannt zu machen. 

Des zu Urkund haben Wir gegenwärtige Verordnung böchfteigenhändig un. 
beiten, und mit Unſerem Königlihen Inſiegel bedruden laffen. 

N. C. C. T. X. No. 55. de 1797. ©. 1313. und Auszug ©, 256, 
b) Rescript v.6 April 1822., betr. die fortdauernde Gültigfeit der vorſtehenden 
Berordnung. 

Dem Criminal: Senat des Königl. O. L. Get. von Oſtpreußen wird auf den Be 
richt vom 28. Febr. c. in der Unterfudhungsfache wider den Gutsbeſitzer N. und den 
Wirthſchafter N. zum Befcheide ertheilt, daß die fortwährende Gültigkeit der Verord— 
nung vom 14. Juli 1797, betreffend die Beitrafung ‚mehrerer Miöbrauche bei gericht» 
lien und andern öffentlichen Subhaftationen feinen Zweifel bat, indem dieſe Ber: 
ordnung dadurch, daß fie ſich weder in dem Anhange zur U. G. O., wohin fie als 
ein das Materielle betreffendes Geſetz nicht gehört, noch in der im Bureau des Ju⸗ 
ſtiz-Miniſters redigirten Sammlung der J auf das N — Vor⸗ 
ſchriften findet, nicht aufgehoben worden iſt. K. J. B. 19. S. 304. 

3) Gesetz v. 19. Januar 1836,, betr. den Verkehr mit — und — auf 
jeden Inhaber lautenden Staats: ** Communal-Schuldpapieren. 

Nachdem Wir von den bedeutenden Verluſten Kenntniß erbalten haben, mit 
denen ein beträchtlicher Theil Unferer Unterthanen in Folge der Reduktion der Spa. 
nifhen Staatsſchuld betroffen worden, finden Wir, in Erwägung der dringenden 
Gefahr neuer Verlufte für diejenigen, "welche fih an dem Verkehr mit Spaniſchen 
Staatsihuld. Papieren betheiligen , Uns bewogen, mit Vorbehalt der gänzlichen 
Anbibirung diefeg Verkehrs in Unfern Staaten, demielben in foweit Schranfen 
zu fegen, als es zur Zeit die Rückſicht auf die gegenwärtigen Befiger ſolcher Papiere 
geftattet. Zugleich, aben Wir es für nöthig erachtet, den verderblicen Mißbräu— 
chen, welche fi in dem Verkehr mit Staats: und Kommunalichuld: Papieren über 
haupt offenbaret haben, durch gefeglihe Maaßregeln zu begegnen. Indem Wir die 
weiteren diesfälligen Vorſchriften Uns vorbehalten, verordnen Wir demnach ‚auf 
den Antrag Unfers Stuatsminifterlums für den ganzen Umfang une eu 
vorläufig, wie folgt: * 

I, In Betreff der Spanifchen Staatsſchuld-Papiere. 

$.1. Verträge, welhe nah Publikation der gegenwärtigen —— über 
Spanische Staatefhuld»Papiere irgend einer Art errichtet werden, follen nur dann, 
wenn fie fofort von beiden Theilen Zug um Zug erfüllt werden, rechtsgültig, fonft 
aber ohne Ausnahme nichtig fein, und es foll eine gerichtliche Klage aus dergleichen 
Verträgen überall nicht zugelaffen werden, auch auf Vergleihe, welche über Ge 
ſchäfte in Spanifchen Staatsfhuld. Papieren gefchloffen werden, weder Klage noch 
Exekution ftattfinden. 

$.2. Der Abſchluß von Zeitkauf, oder Lieferungs Verträgen über Spanifche 
Staatsihuld Papiere, unter melben Modalitäten und in welcher Form er aud) 
erfolgen möge, wird hierdurch bei Vermeidung einer dem vierten Theil des bedun: 
genen Kauf» oder Lieferungspreifes gleichfommenden Geldbuße oder verhältnißmä⸗ 
ßigen Sefängnißitrafe unbedingt unterfagt, und es foll diefe Strafe unnächſichtlich 
ſowohl gegen jeden Contrabenten, als auch außer der nach $. 4. 5. fonft etwa noch 
verwirkten Strafe, gegen einen jeden Andern eintreten, der ale Vermittler, oder 
fonft je irgend eine Weife bei dem Abſchluſſe folcher Verträge mitwirkt. Iſt der 
Betrag des bedungenen Kauf: oder Liefexungépreiſes nicht zu ermitteln, fo wird die 
Geldbuße auf Zehn Prozent des Nominalwerths der Papiere feſtgeſetzt. 

$.3. Alle bereits abgeſchloſſene noch laufende Verträge über Spanifche Staats, 
fhuld« Papiere müffen binnen acht Tagen nach Publikation der gegenwärtigen Ber: 
ordnung angezeigt und nachgewiefen werden, und zwar an Orten, wo Börfen be 
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ſtehen, bei ben Börfenvprftehern, lonſt aber in Städten, bei der Polizel Obrigkeit: 
und auf dem Lande bei dem Landrath des Kreiſes. Bei Verträgen, die nicht auf, 
diefe Weiſe angemeldet werden, foll ſodann, auch wenn fie aus der Zeit vor Yublis 
fation der. gegenwärtigen: Verordnung batirt find ‚ein Klagerecht unbedingt nicht 
ftattfinden ($. 1.), auch, fofern fie in Zeitfaufs oder Lieferungs + Werträgen beftes 
ben, die obige Strafe ($.2.) zur Anwendung fommen. 

$.4. Den öffentlich beftellten und vereideten Mäflern und Agenten wird bei 
Etrafe der Amtsentfekung hierdurch unterfagt, über Spanifche Staatsfchuldpapiere 
andere Gefchäfte zu unterbandeln, zu vermittelm oder abzufchließen, als ſolche, 
welche fofort von beiden Theilen Zug um Zug erfüllt werden. Auch müffen alle 
durch fie abgefchloffenen Geichäfte diefer Art, bei Vermeidung einer gleichen Strafe, 
von ihnen fofort beim Abichluffe in ihr Zafchen: oder Handbuch, und ſpäteſtens am 
folgenden Tage in ihr Journal eingetragen werden. 

$.5. Ein Jeder, welcher fi damit. befaßt, auf irgend eine Weiſe zwifchen vers 
fhiedenen Berfonen, welcher Art fie fein mögen, fhriftlic oder mündlidy Geſchäfte 
über Epaniihe Staatsihuld: Vapiere zu unterhandeln, zu vermitteln oder abzus 
ſchließen, obne als Mäkler oder Agent für Papier: oder Wechielgefchäfte vorichrifte- 
mäßig beftellt oder vereidet zu fein, fol mit Gefängnifitrafe von Sechs Monaten 
bis Drei Jahren belegt werden. 22 

I. In Betreff der fonftigen Staates oder Rommunal’ Schuld: Papiere, 


$.6. Die öffentlich beftellten und vereideren, Mäkler und Agenten follen alle 
Geſchäfte, welche fie über fonftige in: oder ausländiiche auf jeden Inhaber lautende 
Staats. oder Kommunalfchuld-Papiere irgend einer Art abfchliegen, fofort beim 
Abichluffe in ibr Taſchen « oder Handbuch aufzeichnen, und diefelben hiernächſt ſpä. 
teftend am folgenden Zage mit allen dabei verabredeten Bedingungen in-ein dazu 
beftimmtes parapbirtes Journal volftändig eintragen. 
; ratt Bihthefolgeng diefer Vorſchrift fol unnachfichtlich mit der Amtsentfegung 

eftraft werden. : ——— | 

Wegen Revifion des biernach zu führenden Journals bleiben, den Umſtänden 
nach, die weitern Anordnungen vorbebalten. 

6.7. Wer: außer den öffentlich beftellten und vereideten Mäklern oder Agenten 
gegen Entgeld (Gonrtage, Proviſion oder dergleichen) ein Geſchäft baraus macht, 
auf irgend eine Weile zwischen verfchiedenen Perfonen, welcher Art fie fein mögen, 
ſchriftlich oder mündlich Geſchäfte über die im $.6. bezeichneten Wapiere zu unter: 
handeln, zu vermitteln oder-abzufchließen, obne vermöge feines Amtes oder Dienft-. 
verbäftniffes im Auftrage Eines der Kontrahenten zu bandeln, foll mit Gefängniß« 
ftrafe von Sechs Monaten big Drei Jahren belegt werden. Außerdem foll derielbe 
für allen Schaden, welcher für die Setheiligten aus einem von ihm unterhandelten, 
vermittelten oder abgefchloffenen Geſchäfte über dergleichen Papiere unmittelbar 
oder mittelbar entfteht, unbedingt verhaftet und zu deſſen vollftändiger Erſtattung 
verbunden fein. - — min IS S. 9 

11) Betrug, gemeiner; J 

8.1325. Wegen der Folgen des gemeinen Betruges, der in Contrac- 
ten, oder sonst im Handel'und Wandel verübt worden, hät’ es bei’ den 
Vorschriften der bürgerlichen Gesetze sein Bewenden. * 

"&1326. Wird bei einen’ über dergleichen Geschäfte entstandenen 
Rechtsstreite ein grober Betrug vollständig ausgemittelt: so’ soll in dem 
Urtel über die Hauptsache, zugleich auf verhältnissmässige Geld’: oder‘ 
Gefängnissstrafe gegen den Betrüger erkannt werden. (8.35.) _ 

Bescript ».15.Yuguft 1815., betr. die Beftrafung ded Betrugs ohne anhängigen 
@ivilprozef. 2 | REN. ee 
Nach den 6.1326. Tir, 20. TH TE des A. L Rund der Varallelfielle 8.56.’ 
Tit. 23. Th. 1: der A. G. O. ſoll zwar) wenn im einem: Rechtsfireite ein: bei Bele- 
genheit seines Contrakts, oder fonfi im Handel und ‚Wandel veruͤbter grober Be- 
trug ausgemittelt worden, in dem Ursel über die Hauptfache zugleich auf Beflra- 
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fing det Bettltzets erkaunt werden. Hieraus folht aber nicht, dag, wenn Aber 
dan Civil» Anſoruch des Bettogenen —* Dich ſchwebt, ſeicher * nicht 


zu erwarten if, der Betruͤger ganz ungeſtraft bleiben ſolle. BE 

; Eine ſolche, den Grundſaͤhen des Strafrechts zumiderlaufende,; Strafloſigkelt 
kann ‚nicht in der Abſicht des Geſetzgebers liegen. Dieſe iſt vielmehr bei: der 
Vorſchrift des 8. 1326. J. e. des A, ER. nur dahin gegangen, Die Erdffnung 
einer beſondern Unterſuchung in ſolchen Faͤllen zu ‚vermeiden, in welchen von dem 
Givilrichter diug ber die Beſtrafung des Schuldigen erfannt werden kann. 

Iſt alſo der Fall eines Civilprozeſfes nicht vorbanden, fo muß wegen des ders 
übten Betrtuges das Amt des Crininalrichters eintreten. v. 8. &. B. 6. S. 23. 

8.1327. Gesetzwidrige Handlungen, welche in der Absicht unter- 
nommen. worden, um einen Andern wider sein Wissen und Willen 
um das Seinige zu bringen, werden dem Betruge gleich geachtet. 

qualieirter. 

S. 1328. Ein ünter erschwerenden Umständen verübter Betrug soll 
von Amts wegen untersucht, und der Regel nach mit einer dem dop- 
pelten Betrage des gesuchten Gewinns gleichkommenden Geldsträfe 
belegt werden. ( §. 85.) 

Bergi. Circularverordnung v. 26, Jebr. 1799., 8.20,, f. au 8.1126. dief. Tit. 

F8 A. Untreue, — 
‚8.1329. Diese Strafe (&. 1358) trifft also denjenigen, welcher, aus- 
ser der allgemeinen Verbindlichkeit, noch besondere. Verpflichtungen, 
einen Andern mit Treue und Redlichkeit zu behandeln , auf sich hat, 
und denselben gleichwohl hintergeht. | | 

| 1) von Beamten; 

8.1330.‘ Die Strafe ungetreuer Beamten ist im $iebenten Abschnitte 
bestimmt. 3 
2) von Vormlüindern 3 

S. 1331. Vormünder und Curatores, die durch untreue und unred- 
liche Verwaltung des Vermögens ihres Pflegebefohlnen die Remiotion 
verwirkt haben (Tit. 18. 8. 921. sqq.), sollen, ausser der ordinairen 
Strafe des qualificirten Betruss, (8.1328.) für unfähig erklärt werden, 
ein öffentliches Amt zu bekleiden; irgend eine Art des Erfüllungseides 
wider den Willen des andern Theils zu leisten ; und in Anderer Rechts- 
ahgelegenheiten ein gläubwürdiges Zeugniss abzulegen. 

8.1332. Hat ein solcher Vormund einen wirklichen Diebstahl an 
seinem Pflegebefohlnen begangen: so soll er mit der Leibesstrafe ei- 
nes unter erschwerenden Umständen begangenen Diebstahls belegt 
werden, —— | 

—— | ‚ 3) von Mäblern; J ——— 

‚8.1333. Oeffentlich bestellte Mäkler, welche Betrügereien begehen 
oder begünstigen, sollen, ausser der verwirkten ordinairen Strafe des 
Betrugs, ihres Amts entsetzt, und dass dieses geschehen sei, an der 
Börse, so wie durch die öffentlichen Anzeigen, bekannt gemacht 
werden. — | 
| 4) von Justiscommissarien und Consulenten; 0 | | 

Rz Justizcommissarien und Consulenten, welche aus eigen- 
nützigen Absichten schädliche Rathschläge wissentlich geben, haben, 
ausser der $. 1328. bestimmten Strafe, auch die Gassation- verwirkt. 

.$.1335. Wenn sie die Rechtsangelegenheiten der Parteien aus ei- 
getinützigen Absichten verschleppen, oder vernachlässigen: so sol- 
len sie nicht nur die $. 1328. bestimmte Strafe leiden, sondern'Auch, 


$. 1310," Bon Eißennutz und Betrug. 651 


wein die vorgängige Warnung fruchtlös gewesen ist, ihres Amtes eiit- 
setzt werden. / 

8. 1336. Haben dergleichen Personen sich sogar it ein’ Verständniss 
mit dem Gegentheile, zum Schaden ihrer Partei, eifigelässen: so soll 
die Strafe gegen sie, durch öffentliche Bekanntmachung, und Zucht- 
hausarbeit auf sechs Monate, bis zu einem Jahre geschärft werden. 

8. 1337. Auch haben sie in diesem Fälle, gleich den treulosen 
Vörmtindern ($. 1331.), den Verlust des ‘gerichtlichen Glaubens ver-: 
wirkt. es 

8. 1338. Justizcommissarii und Congulenten, welche zur Verdunke- 
lung der Wahrheit, und Verzögerung der Processe, ihren Parteien mit 
Rath und That an die Hand gehen, sollen allemal ihres Amtes entsetzt: 
und zu fernern Diensten des Staats für unfähig erklärt werden.  : - 


8: 1339. Justitcoinmissarii können streitige Forderungen, welche vor 
das Gericht gehören, bei welchem sie stehen, ohne vorgängige Anzeige 
und Genehmigung der vorgesetzten Behörde, durch Kauf, Tausch, Ces- 
sion, oder sonst, weder als Gläubiger, noch als Schuldner übernehmen. 
(Thl. 1. Tit. 11. $. 385-3837.) 

1) Zu Betreff bes Verboto der Geffionen an richterliche Beamte, f.8.404, bief. Tit. 

2) Besecript ».10. Octbr. 1834,, betr. die Eeffion ftreitiger Forderungen an Juſtiz⸗ 

eomimiffarien. ’ 2, 
Bei rg des zröifihen Ihnen umd der verebelichten Oberſilleutenant 
v R. am 17. Mat d. —— — Erbfchafts- Kauffontratts, wird Ihnen auf 
die in Bejug bierau er das Königl. D.2. Ger. unterm 11,9. M. geführte: 
Beſchwerde Folgendes erdffnet. 

Die Rechte und Forderungen, welche durch dem fraglichen Erbſchaftslauf nach 
beim Werttäge vom 17. Mäte. auf Ste übergeben follen, find, ganz abgeſehen von 
- bereits fchwebenden Prozeſſe, zu den fireitigen Im. Stute des 5386, Tit. 11. 
Thel. des A, L. R, fehon um derwillen zu zählen, weil Ste ein don der Ver- 

ichteten zur Zeit der Einaebung des Kontralts adgegebenes Anerkenntniß bisher 

cht beiaebracht baben. (ef. Reſer. dv. 17. Novbr. 1823, v. K. J. 3. 22. S. 169.) 

Rüdfichtlich, folcher ſtreitigen Anfprüche enthalten die 55.385 u. 387. a.0.D. 

bie allgemeine Regel: 
dag Juſtiſkommiſſarien, welche bei dem Gerichte angeflelt find, vor welches 
die Erdrterung diefer Aniprüche Hebdren würde, diefelben nicht am fich id⸗ 
fen dürfen, und, wenn fie fich hierauf dennoch eingelafien haben, eime folche 
Ceſſion don vorm herein nichtig fein ſoll. 

Als Ausnahme hiervon laſſen die 89.1339 f. Tit. 20. Th. IL des 2. R. 
einen dergleichen Vertrag, bei bimgutretender vichterlicher Genehmigung nur als⸗ 
dam befichen, wenn die Aal denfelben Für juträgitch Halten. 
($. 1342.) Es unterliegt keinem Bedenken, dab zm den Parteien, auf. dere 
Erklärung es in einem folchen Falle ankommt, nach $. 387. Tit. II. Th. J. auch 
der Schuldner gerechnet werden muß. Hiernach kann alfo nicht eber, als bis 
auch die Einwiligung des letztern in die bezweckte Mbtsetung auf eine glaubhafte 
Art nachgeniefen worden If, die Genehmigung des Geichäfts von dem Richter 

efordert werden, and dies um fo weniger, als wenn diefelde ohne jenen Kori- 
ens des Verpflichteten erteilt worden ift, dadurch, mach der Beflimmung des $-17. 
des Anbangs zum A. L. R., zwar die dem Geffionar im $. 1341, des Krimimal⸗ 
rechts angedrobete Strafe befeitigt, keineswegs aber die dem Vertrage bon Haufe 
aus beimohnende Unguͤltigkeit gehoben wird. on. 

. Unter ſolcheu Umſtaͤnden if die ausgefprochene Weigerung bes. O. L. Ger, den 
Bu ante * Ann un gencbenlact ben ae Bari Firtn. nalfamımn 
emäß, und es muß daher die Zuruͤckweiſung der von Ihnen dagegen erbo 
Befchwerde erfolgen. z v. R. ER 44 4 1, 


‚8.1340. Besonders sollen sie sich keinen bestiminten Antheil an der 
durch sie beizutreihenden Forderung versprechet lasseh. 


\ 
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8. 1341., Wenn sie diesen Vorschriften, ($. 1339. und 1340.) zuwi- 
der handeln; so sollen sie den doppelten Betrag des gesuchten Vor- 
theils dem Fisko zur Strafe ‚erlegen. 


8. 1342. Sollten aber Gründe: vorkommen, weswegen die Parteien 
einen dergleichen Vertrag für zuträglich halten: so muss selbiger dem 
Richter zur Genehmigung vorgelegt werden. 


$. 1343. In den Fällen, wo die Genehmigung des Richters erforder- 
lich ist, muss derselbe prüfen: ob dabei eine Concussion, oder hinter - 
listige Bevortheilung der Partei zum Grunde liege. 


S. 1344. Ist ein gegründeter Verdacht einer Hinterlist oder Erpres- 
sung nicht, vorhanden, oder ist derselbe durch die von dem Richter ge- 
schehene Belehrung der Partei gehoben worden: so kann die Genehmi- 
gung eines solchen Vertrags nicht versagt werden. 


Bescript v. 23. Febr. 1827., betr. die Annahme eined höheren, ald gefeglichen Honorara 
Seitens der Zuftizeommiffarien, 


Db dem Juſtizkommiſſarius aus einem von feinem Klienten freiwillig aus ei« 
genem Antriede and nicht auf Erfordern des erfteren gegebenen Verſprechen eines 
größeren Honorars, als die Geſetze beſtimmen, ein Klagerecht zuflche, ferner, ob 
die Zulaffung dder Annahme eines ſolchen, nicht auf Erfordern des Yuftistommife 
fariug erfolgten Verfprechens firafbar fei? — Diefe von dem ıc. im Berichte vom 
21. Novbr. pr. aufgeflellten Fragen koͤnnen nicht durch Verfügung des Juſtijmini— 
ſters entfchieden werden, vielmehr muß deren Entfcheidung nach den vorhandenen 
Geſetzen den Gerichtsbehdrden überlaffen bleiben. In einer Unterfuchung wider 
einen Juſtizkommiſſar wegen Abforderung eines größern Honorars bat vor kurzer 
Zeit der Griminal- Senat des D. 2. Ger. zu Halberfiadt in erfier und der zweite 
Senat. des D. 2. Ger. in Magdeburg in der folgenden Inſtanz erfannt. Diefe ' 
Gollegta haben in den Erfenntnifgründen fih dahin ausgeſprochen, 
dag die Annahme eines dergleichen, vom Klienten ganz freiwillig gegebenen 
Verſprechens nicht firafbar fet, fondern die Strafbarteit in dem directe oder 
indirecte erfolgten Fordern beflebe. 

Diefer Anficht tritt der Juſtizminiſter feinerfeits ebenfalls bei. Der Criminal 
Senat des D. 2. Ger. zu Halberſtadt fiellt felbf die Meinung auf, daß aus einem 
folchen, nicht auf Erfordern erfolgten, freiwilligen und angenommenen Verſprechen 
ein Klagerecht entſtehe. 

Was dagegen das zur Sprache gebrachte Verfahren des Juſtizkommiſſarius ©. 
anlangt, fo liegt ein ganz anderes factifches Verbältnig vor. Nach dem Berichte 
des Gollegit ift es hoͤchſt mabrfcheinlich, daß der ©. nicht blos in einzelnen 
Fällen größere Honorare gefordert, fondern auch) ein dergleichen Verfahren ge— 
wöhnlich beobachtet. Denn es ift auf anderm Wege nicht füglich zu ertlären, 
wie 6 verfchiederie Klienten zu der Ausftellung von wörtlich gleichlautenden Re— 
verfen gekommen find. Es ift daber wider den (8. wegen dringenden Verdachts, 
die Vorſchriften der A. G. O. Th II. Tit.7. 116. und der Geb. Taxe für Zus 
fliztommiffarien vom 23. Auguſt 1815. $.8. der Einleitung verlegt zu baben, die 
Unterfuhung einzuleiten. Gen. Aft. des Juſtijm. A. N. 13210. 


5) von Privatverwaltern ; 

8..1345. Privatverwalter und Rechnungsführer, welche vorsätzliche 
Betrügereien in ihrem Amte begehen, sollen um den doppelten Be- 
-trag des gesuchten Vörtheils oder verursachten Schadens bestraft wer- 

den. X8. 1261.) ö 
SG. 1346. Privatverwalter, welche die Rechte, oder das Interesse ih- 
rer Herrschaft in ihren Amtsobliegenheiten muthwillig vernachlässigen, 
sollen, ausser dein Schadensersatze, zur Gefängnisstrafe auf vier' bis 

acht Wochen verurtheilt werden. | EA ” 
.$..1347. Haben sie Gelder oder Naturalien, welche von ihnen, ver- 
möge ihres Amts, schon empfangen oder eingehoben worden, unter- 
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‘schlagen: so sollen sie, ausser der durch den"Betrug verwirkten Geld- 
busse, auch noch die körperliche Strafe gemeiner Diebe’ leiden. ° _ 
8.1348. Jeden Verwalter, der sich eines Betrugs, einer groben Fahr- 
lässigkeit, oder eines feindseligen Betragens gegen seine Herrschaft 
schuldig macht, ist diese ‘seines Amts sofort 'zu entsetzen berechtigt. " 
8. 1349. Betrügereien der Privatverwalter gegen ihre Principale sol- 
len nur auf Antrag der letztern untersucht und bestraft werden. 
6) des Gesindes; s ze er 
8.1350. Veruntreuungen des gemeinen Gesinde und der Hausgenos- 
sen, durch Unterschlagung der ihnen anvertrauten:Gelder oder Sachen, 
sollen niemals mit Gelde gebüsst, sondern als Hausdiebstahl angesehen, 
und bestraft werden. Ä rt x 
S. 1351. Dienstboten und Hausgenossen, die auf den Namen der 
Herrschaft, oder des Hausvaters, ohne deren Vorwissen Schulden ma- 
chen; oder in Ausrichtung ihrer Geschäfte und Aufträge, zur Bevorthei- 
lung der Herrschaft, mit Andern in Verständniss treten, sind als ge- 
‚meine Diebe zu bestrafen. —— 
8.1352. Es findet aber auch hier die Vorschrift des $. 1349. An- 
wendung, | | RE | 
7) bei Depositia; Tr J. 
S. 1353. Wie die Veruntreuung gerichtlich niedergelegter Gelder 
oder Sachen zu ahnden sei, ist $. 377. sqq. und,$. 418. sqgq. verordnet; 
8.1354. Privatpersonen, welche ein ihnen zur Verwahrung anver- 
trautes Gut angegriffen, oder verzehrt haben, sind mit der auf den: qua- 
lificirten Betrug gesetzten Strafe ($. 1328.) zu belegen... ze 


1) Gesetz v, 14, April 1824, betr, bie Beſtrafung ber Beruntreuungen ber Schiffer 
und Fuhrleute, EURE Kia 
Da bin und wider Zweifel darüber vorgefommen find, ob Schiffer, das iſt, 
Führer von See: und Flußfahrzeugen, wie auch Fuhrleute, welche von denen ihnen 
zum Transport anvertraueten Waaren etwas entwenden, mif'der Strafe des Dieb: 
ſtahls, oder nur des Betruges wegen Veruntreuung eines. in ihrem: Bewahrfarit 
befindlichen fremden Eigenthums, zu belegen .find, dieſes Verbrechen aber wegen 
feiner, Vielfältigkeit, ſchädlichen Folgen, und, Schwierigkeit demfelben vorzubeugen, 
eine geihärfte Strafe verdient; fo verordnen Wir für die Provinzen und Bandes. 
tbeile Unferer Monarchie, in welchen das A. L. R. eingeführt ift, auf den Aritrag 
Unferes Staats: Minifteriums und nach erfordertem Gutachten Unſeres Staats. 
tathe, wie folgt: | j U ee 1.7 
$.1. Schiffe. und Kabnführer jeder Art, wie auch Fuhrleute, fie mögen Ch 
genthümer des Schiffsgefäßes oder Fuhrwerks fein oder nicht, die ſich einer Ver 
untreuung oder Entwendung der ihnen zum Transport andertrauten Güter fchük 
dig machen, find mit der. Strafe des gemeinen, Diebftabls unter erfchwerenden Um: 
Ründen, mithin mit förperlicher Züchtigung und Strafarbeit von fechs Wochen big 
drei Jahren, zu belegen. F 4 WERNER 
$.2. Wer, nad einmal ſchon geſchehener Verurtheilung, dieſes Verbrechens 
zum zmeitenmal durch Erkenntniß fchuldig befunden wird, verliert Außerdem noch 
die Befugniß zum ferneren Betriebe des Schiffer: oder Fuhrmanns : Gewerbes, 
ae nr SS, 70 
2) Declaration bes vorftchenden Gefeges, v.5.Roobr.1835, j a 4 — 
Auf den Antrag des Staatsminiſteriums vom 21. v. M. beſtimme Ich, daß der 
F. J. des Geſetzes vom 14. April 1824 auch auf ſolche Perſonen, welche, ohne das 
Schiffer, oder Fuhrmannsgewerbe zu treiben, in einem einzelnen Falle Güter zum 
Transport für Lohn übernommen haben, angewendet und eine Beruntreuung oder 
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Lj 
‚Kentipegbung, ‚melher. ſie fih an ben zum Zransport ihn uten Güt 
ee mad ai der 4 des en oe erf A 
ftänden belegt werden follen. .©, ©. 235, 
8.1355. Wer das ihm anvertraute Gut vorsätzlich ableugnet, soll, 
noch ausser dieser Strafe, für unfähig erklärt werden, irgend eine 
Art des Erfüllungseides zu leisten, und ein glaubwürdiges Zeugniss 
abzulegen. | 
8.1356. Ist ein zur Zeit einer Feuers-, Wassers- oder Kriegesnoth 
anvertrautes Gut abgeleugnet worden: so soll, ausser der. vorbestimm- 
ten Unfähigkeit zu Eidesleistungen, auf die Sträfe eines unter erschwe- 
renden Umständen begangenen Diebstahls erkannt, und selbige öffent- 
‘lich bekannt gemacht —* | | 
8.1357. Wer ein dergleichen anvertrautes Gut ($. 1354— 1356.) ver- 
zehrt oder abhänden bringt, soll, wenn er dem Niederleger den dadurch 
verursachten Schaden nicht ersetzen kann, nach Verhältniss desselben, 
statt der $. 1354. bestimmten Geld-, zu drei- bis achtzehnmonatlicher 
“Festungs- oder Zuchthausstrafe verurtheilt werden. | ' 
.. +8. 1358. ‚Wer von Sachen, die bei ihm ın Verwahrung oder als Pfand 
niedergelegt worden, ohne ausdrückliche Einwilligung des Eigenthü- 
mers, (rebrauch macht; der hat dadurch Gefängnissstrafe auf drei bis 
vierzehn Tage, oder verhältnissmässige Geldstrafe verwirkt. 
Le 8.1359. Ist mit dem Gebrauche der Sache eine beträchtliche Gefahr 
für den Eigenthümer verbunden gewesen; oder ist daraus für densel- 
ben ein wirklicher Schade entstanden: so soll der. Verwahrer, nach 
Verhältniss der Gefahr oder desSchadens, eine vierzehntägige bis sechs- 
wöchentliche Gefängnissstrafe leiden. 
"8.1360. Ist dadurch ein Schade an der Gesundheit veranlasst wor- 
den: so findet Festungs- oder Zuchthausstrafe yon sechs Wochen bis 
zu achtzehn Monaten statt. — | 
--& 1361. Ist der Tod eines Menschen die Folge einer solchen uner- 
laubten Handlung gewesen: so tretep die Vorschriften vom Todtschlage 
‚aus Fahrlässigkeit ein. (8.691. 777. sqq.) 
$ 1362. Werden an den zur Verwahrung ——— Sachen, 
Schlösser oder Siegel geöffnet : so finden die Vorschriften Th.1. Tit. 14. 
8.2640. Anwendung. . ——— 
8§. 1363. Wer überführt wird, das Schloss oder Siegel, unter wel- 
ehem ihm die. Sache zur Verwahrung übergeben worden, eigenmächtig 
eröffnet zu haben ;; soll schon deswegen mit acht- bis vierzehntägigem 
Gefängnisse-bestraft: werden: Ä 
Berg. A.G. O. Thi.II. Tit. 5. 8. 88. wonach bad Ubreiften ber bei der gerichtlichen Ber: 
fiegelung eined Nachlaffes angelegten Siegel mit 10 — 50. Nehle. fiscalifcher Geld: oder vers 
hältnigmäfiger Grfängnififtrafe zu beftrafen iſt. * 
$. 1364. Ist dies in der Absicht eschehen, von der zur Verwahrun 
erhaltenen Sache einen widerrecht ichen Gebrauch zu machen: so wird 
die im $. 1358. sqq. auf den widerrechtlichen Gebrauch gesetzte ordent- 
liche Strafe bis zur Hälfte verschärft. u 
8. 1365. Eben diese Strafe wird verdoppelt, wenn mit der eigenmäch- 
tigen Eröffnung die Absicht zu entwenden verbunden war, 
$.1366. Wer Sachen, welche ihm bloss zu seiner Sicherheit einge- 
zäumt worden, widerrechtlich gebraucht, ableugnet, oder unterschlägt, 
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äst.ımit ‚derjenigen: Strafe:zu. belegen, welche in gleichem Halle (5; 1354- 
4355. 1357.) in Ausehting des. Verwahrers verordnet ist... 
2.811867. Wissentliche: und: widerrechtliche Verpfändung fremder 
Sachen ist, wenn sie von Seiten des Inhabers geschieht, als eine V’erun- 
treuung nach Vorschrift:des $. 1328::1329. zu bestrafen. 
S. 1368. Wer fremde Sachen, um sie zu verpfänden, entwendet, hat 
die Strafe des Diebstahls verwirkt. Ä 
$. 1369. Die im $. 1367. verordnete Strafe trifft auch den, welcher 
- wissentlich fremde 'Sachen’kauft, eintauscht, zu Pfande, oder sönst wi- 
derrechtlich'in Gebrauch nimmt; wofern nicht die härtern Strafen des 
8.1358. sgq. eintreten. ' 
„.. I) Bergl. 8.89 und 90. 1. 20. des W.2.R.;1.3u 8.1108. dief. Fir ; , 
.. 2) Bescript vom 12.@eptbr. 1802,, betr. die Beftrafung bed wiſſentlichen Berfauf® 
fremder Sachen. . 
"Wenn gleich nach allgemeinen Grundfägen die ———— analogifche 
Anwendung nicht geflatten, und der $.1367. Tit.20. Tb. Il. des A. 2. R. nur die 
Werpfändung fremder Sachen veradnät: fo leidet es doch nach dem $. 1105. a.%. 
"D., nach weldyem niemand bei Vermeidung eimer verbältnigmäßigen Strafe din 
—5 an feinem Vermbagen, in der Abſicht ſich zu bereichern, beſchaͤdigen foll, 
„feinen Zmeifel, daß derjenige, der fremdes Eigenthum ‚ohne Recht verdußers, 
und den Eigenthümer hr ben Finden verſetztt, es auf feine Kofien nindieiren; zu 
— nd y Maa —— ss 259. u. — —— DEN. M —9— in 
m. durch den Berich i r. angezeigten u ach⸗ 
ten Habt. Deurs Archiv 3. ©. 210. und Stengels Beitt 8 16.6, 88 
, 8) Erbrechung fremder Briefe; SR 
S. 1370. Wer.die Briefe eines Ändern, ohne dessen Willen, und ohne 
‚besondere Befugniss Öffnet, hat schon. dafür drei- bis. vierzehntägige 
Gelängnissstra e verwirkt. en," Fuß 
»..8&1371, Ist ereleichen widerrechtliche Erbrechung, fremder Briefe 
‚zugleich als Mittel zu Ausübung eines andern Verbreohens gebraucht 
‚worden; so.wird die Strafe des letztera un ein. Viertheil-verschärft...; 
S. A.L. R. II. 15. 9,205, monah ein Poſtbadienter, welcher eigenmächtig Briefrueg: 
De ober unterfeplägt, außer ber fonft perwirkten Strafe, Gafetion and Unfähigkeit zu 
allen fernern Yemtern verwirkt hat. ee en ER 
3 RE 9) Von Bevollmächtigten; e — 
8.1372. Wer hei Ausrichtung eines übernemmenen, Auftrags sein 
‚Machtgeber. bintergeht, und dadurch vorsätzlich in, Schaden bringt, soll 
‚eben so viel, als. der Schade beträgt, zur Strafe entzichten. °; .. :- 
S. 1373. ‚Hat Jemand Gelder oder Sachen, die, er vermöge erhaltenen 
‚Aufärags für einen Andern in Einpfang genommen, veruntreut,'und den 
Empfang dem,Machtgeber verschwiegen‘; oder abgeleugnet: 'so\soll er, 
ausser obiger Ahndung, mit der Leibesstrafe: des gemeinen Diebsiahle 
belegt werden, U rn ER EN 
"8.1874. Ist der Bevollmächtigte ein’ Jystizeommissarius: ‚80, hat er, 
ausser. der.$: 1373. ‚bestimmten Strafe, auch die Cassation yerwirkt, 
dia von Wandinngepespllschaften;, BIT 
S. 1375. Gegen Rn Ära ‚die einande ; hetrügen, sol 
die ordmaire Strafe ‚der. Untreue. ($, 1328, 1329,) statt 
guhgr. Khan ah a aa can 
_ 5: 1376. Eben s0 sollen Versicherer uı d ‚Versicherte, die sich solcher 
Beirügergien gegen einander schuldig gemacht babpn, hestraft werden, 
Genetzy.3.Mai 1837, über dad Mobiliar enernerfichsrnmsswehen. ° ,. ir 
A.Bilheln, von —— König: von. Preęußen ꝛc. 26 


it 
fiuden Ans bewogen, zur Abwendung von 
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von Gegenftänden des Mobiltar- Vermögens gegen Feriersgefahr, nach Verneh— 
mung Unſerer -getreuen Stände, auf den Antrag Unſeres Staatsminifteriums 
und nad erfordertem Gutachten Unferes Staatsraths, für den ganzen Umfang 
Unferer Monarchie zu verordnen, wie folgt: Zur. 
1, Zutdffigkeit der. Verficherungen. 

S. J. Kein Gegenftand des. Mobiliar» Vermögens darf gegen Feuercgefaht 
höher verfihert werden, als nad dem gemeinen Werthe zur Zeit der Berfide 
rungsnahme. ni Ä 
Solche Kunftfachen und. ähnliche Gegenftände von, größerer Bedeutung, denen 
ein gemeiner Werth nicht wohl beizulegen ift, müſſen mit ihren Verſicherungs 
fummen in der Polize einzeln aufgeführt werden. — 

$.2. Es iſt unzulaͤſſig, Verſicherungen auf einen und denſelben Gegenſtand 
bei verſchiedenen Verſicherungsgeſellſchaften zu nehmen. Eine Ausnahme von 
dieſer Regel findet nur bei ſolchen kaufmänniſchen Waarenlägern und andern 

großen Vorräthen ſtatt, welche einen Werth von mindeſtens Zehntauſend Thalern 
haben. Der Geſammtbetrag der einzelnen Verſicherungen darf jedoch auch in 
diefem Falle nicht über den, gemeinen. Werth ‚des —— Gegenſtandes 
hinausgehen. Sind: dergleichen Waarenläger oder Vorräthe bereits irgendwo 
verſichert, fo iſt bei anderweitiger Verſicherung, der Betrag der früheren anzu 
geben, Andererſeits muß aber auch der frühere Verſicherer von der fpäteren 
Verſicherung innerhalb acht Tagen nach Abſchluß des Kontrakts durch den Dar: 
"fiherten benachrichtigt werden. BE a Re 
G. 3. 68 ift ferner unzuläſſig, Verfiherungen ohne Vermittelung eined.beftätig 
ten, inländifhen Agenten unmittelbar bei ausländifchen Gefellfchaften zu nehmen, 
Nur den, im $, 19. bezeichneten Kaufleuten und Fabrikanten ift dies in Anſe— 
bung der dafelbft erwähnten Gegenftände jedoch auch nur bei. ſolchen ausländi 
fchen Geſellſchaften geftattet, welche von Unferem Meinifterium des Innern und 
der Polizei die Erlaubniß hierzu erhalten haben. -($. 6.) 2 

"64, Grgiebt ſich eine zw hohe Verfiherung ($. 1.), fo: ift die Orts Polije 
"Behörde befugt umd fchuldig, den Verſicherungsbetrag auf’ der gemeinen Werth 
zurüdführen zu laffen. Der Verfiherte und die Gefellichaft find verpflichtet, bie 
nöthige Veränderung in den Büchern und im der: Polize vorzunehinen. 

Die Polizeibebörde hat das Recht; ſich durch Einſicht der Bücher und det 
Holize von der Beobachtung diefer Vorfchrift zu Überzeugen. 
65. Zur Verfiherung von Mobiliar: Gegenftänden ift deren Angabe nad) 
"einzelnen Stüden oder nah Gattungen erforderlich. ($. 13.) Wei Waarenld: 
‘gern, großen Naturalien-Vorräthen und ähnlichen Gegenftänden, welche zum 
Verkauf oder zum Verbrauch zufammengebracht zu werden pflegen, und deren 
Beftand nach Größe und Werth’ daher einem fteten Wechfel unterworfen: il, 
fol jedoch die Verficherung auf den durchichnittlichen, oder ſelbſt auf den murth⸗ 
maaßlich höchſten Betrag der. nach dem Umfange des Geſchäfts, der Produktion 
u. ſ. w. anzunehmen ſtehet, zuläſſig fein... Er 

Die Verfiherten find jedoch gehalten, über die lagernden Güter. und Bor 
räthe vollftändige Bücher zu führen, aus welden der jedesmalige Ab ⸗ und Zu 
gang genau zu erfeben fein muß. u ur . 

Die Polizei: Behörde hat das Recht, diefe Bücher zur jeder Zeit einzufeben, 
um ſich von der gehörigen "Anlegung und Fortführung zu überzeugen; ein liefe⸗ 
res Eindringen ift ihr nicht geftattet. — 

27. Zulaſſung auslaͤndiſcher Geſellſchaften. | | 
$.6. Ausländiſche Gefellihaften bedürfen zu Verficherungsgefchäften in = 
fern Landen der Grlaubnif Unferes Minifteriums des Innern und der Pole 
dem aud die Befugniß zuftehen fol, die ertbeilte Erlaubniß mieder zurüd 30 
nehmen, wenn es dazu Veranlaffung findet. Die Erteilung oder Zurüdnabn 
einer folchen Erlaubniß bat das Minifterium durch die Amssblätter zur öffen 
lichen Kenntniß bringen zu laſſen. 
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3) Agenten der Befellfchaften. 

$.7. Wer Agent einer Gefellihaft werden, daß beißt, Verſicherungen für 
diefelbe beforgen will, muß bei der Regierung feines Wohnſttzes die Beitätigung 
nachſuchen. Diefe Beftätigung ift jedoch nur für inländifhe und für ſolche aus: 
ländifhe Gefellfchaften zu ertheilen, welche die im $. 6. erwähnte Genehmigung 
erhalten haben. 

$.8. Als Agenten find nur Verſonen von gutem Rufe und Zuverläffigkeit, 
wenn fie zugleich im Inlande ihren feften Wobnfig haben, zuzulaffen. Die 
Gründe einer Zurüdweifung ift die Regierung nur dem Minifterium, nicht aber 
dem Nachiuchenden anzuzeigen verbunden. 

$.9. Auch die im Lande bereits vorhandenen Agenten find zur Forfegung 
ihres Gefchäfts die im $. 7. vorgefchriebene Beſtätigung innerhalb vier Wochen 
nah Publifation dieſes Geſetzes nachzuſuchen ſchuldig. 

$. 10. Die ertheilte Beſtätigung ($$. 7. und 9.) kann zu jeder Zeit widerru—⸗ 
fen werden, und auch bierüber ift die Regierung nur Unſerem Minifterium 
Rechenſchaft zu geben fchuldig. | 

$. 11. Wenn ein Agent das Gefhäft wieder aufgiebt, oder die Geſellſchaft 
den Auftrag ibm wieder entzieht, ift er verbunden, der Regierung hiervon ins 
nerhalb der nächſten acht Tage Anzeige zu machen, 

$.12. Die Beftätigung eines Agenten (99. 7. und 9.) und die Grlöfchung feines 
Auftrages ($$. 10. und 11.) ift jederzeit durch das Amtsblatt bekannt zu machen. 

4) Buchführung der Agenten. 

6. 13. Jeder Agent ift verpflichtet, über feine fämmtlichen, das Feuer: Ber: 
fiherungsweien betreffenden Gefchäfte Befondere Bücher zu führen, aus welchen 
zu erfehen fein muß 

a. der Name und Wohnort des DVerficherten, ' 

b. der Gegenftand oder die Gegenftände der Berficherung nach Gattungen, 

c. die Höhe der Berficherungsfumme für jeden Gegenfland oder für jede 

Gattung von Gegenftänden, 
. der Tag, mit welchem die Verficherung anfängt, 
. der Zag, mit welchem diefelbe aufhört, und 
die über denfelben Gegenftand bei einer andern Gefellfhaft etwa ſchon 
beftebende Verficherung und deren Betrag. 
Die Volizeibebörde ($. 14.) ift befugt, diefe Bücher zu jeder Zeit einzufeben, 
ſowohl um die Führung derfelben zu beauffichtigen, als um eine Kontravention 
zu ermitteln oder zu verhüten. 


5. Aufficht über die Verficherungen, 

$.14. Kein Agent darf eine Polije oder einen Prolongationsſchein zu der. 
felben ausbändigen, bevor er nicht von der Polizei: Obrigkeit des Wohnorts 
des Verficherungsfuchenden die amtlihe Grflärung erhalten bat, daß der Aus: 
händigung im polizeilicher Hinficht Fein Bedenken entaenen ftehe. 

Der Agent bat zu dem Ende ein Duplikat des Werfiherungs : Antrages und 
der damit verbundenen Deklaration des Verſicherungsnehmers einzureichen. | 

Der Polizei» Obrigkeit bleibt überlaffen, durch Wefichtigung an. Drt und 
Stelle oder durch andere ihr dienlich fcheinende Mittel fi von der Angemeffen: 
beit des DVerficherungs : Betrages die nörbige Heberzeugung zu verfchaffen. Ber 
fagt die Polizei: Obrigkeit die nachgefuchte Erklärung, fo fteht den Betheiligten 
der Rekurs an die vorgefegte Regierung zu. 

Ale bierauf fich beziebende Verhandlungen find ftempel» und Eoftenfrei. . 

$. 15. Die im $. 14. den Agenten auferlegten Verpflichtungen find auch von 
inländifhen Gefellihaften zu erfüllen, wenn jemand bei ihnen unmittelbar eine 
Verfiherung nimmt. Ä 

6.16. Die Polizeibebörden find verpflichtet, den Verpächtern und Vermie— 
thern von Landgütern, Häufern und Niederlageräumen, auf Anfuchen derfelben, 
über die von ihren Pächtern oder Miethern genommenen Mobiliar: Berfiherun: 
gen Auskunft zu ertheilen. J 
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8.17. Im Falle eines Brandes darf der Anspruch des Verſicherten den in 
Folge des Brandes wirklich erlittenen Verluſt nicht überfteigen. 

.18. Iſt nad) eingetretenem Brande bie dem Verſicherten gebührende Ent: 
fhädigungsfumme feitgeftellt und zur Zahlung bereit, fo bat die Gefellicaft 
oder der Agent der Drtd: Polizeibehörde davon Anzeige zu machen. Die Jah: 
lung darf nur erſt dann erfolgen, wenn die Behörde nicht binnen acht Zagen, 
nach erhaltener Anzeige, dagegen Einfpruch gethan bat. 

$. 19. Verficherungen von Kaufleuten und mit Laufmännifchen Rechten 
verfebenen Fabrifanten, welche ordnungsmäßig eingerichtete Bücher führen, 
auf Waarenläger von mindeftend Zehntaufend Thalern, find den BVorfcrif 
ten der $$. 14, und 15. nicht unterworfen; dagegen ift der $. 18. aud auf fi 
anwendbar. , 

6) Strafbeftimmungen. a) in Betreff der Verficherten. 

6.20. Wer Mobiliar : Vermögens » Gegenftände gegen Feuersgefahr wil: 
fentlich zu einem höhern, als dem gemeinen Werth verfichert, bat, außer dr 
Zurüdführung der Verficherungsfumme auf diefen Werth ($. 4.) eine dem X 
trage der Weberfchreitung gleichkommende Geldbuße verwirkt, welche, wenn die 
—— * Ueberverſicherung erſt nach eingetretenem Brande geſchehen, ver 

oppelt wird. 

Eine wiſſentliche Ueberverſicherung wird vermuthet, wenn, ohne daß eine 
amtliche Abſchätzung vorausgegangen, bei Waarenlägern u. f. w. ($. 5.) de 
Werth um dreißig Prozent oder bei anderm beweglichen Vermögen um funfjis 
Prozent überfchritten it. 

$.21. Beträgt die Ieberfchreitung bei Waarenlägern u. f. w. ($. 5.) zehn 
bis dreißig Prozent, oder bei anderm beweglichen Vermögen zwanzig bis funfiis 
Prozent, fo tritt, wenn der Fall einer wiſſentlichen Weberfchreitung nicht vor 
liegt, eine Geldftrafe von zehn bis fünfhundert Thalern ein. 

$. 22. Wird von dem Verſicherten die erfolgte Meberfchreitung entweder noch 
vor dem eingetretenen Brande oder wenigflens vor dem erhobenen Anfprudt 
auf die Vergütung freiwillig angezeigt, fo findet nur eine Geldbuße bis zu zehn 
Thalern ftatt. 

$. 23. Wenn eine ber beiden im $.2. für mehrfache Verficherungen vorge 
f&hriebenen Anzeigen verfäumt wird, fo hat der Verſicherte eine Geldbuße von 
fünf bis einhundert Thalern verwirkt. 

$. 24. Wer der Vorfchrift des $. 2. zuwider mehrfache Verficherungen nimmt, 
verfällt in eine Geldbuße von zehn bis fünfhundert Thalern. 

‚9.25. Unmittelbore Verfiherungen bei. ausländifchen Geſellſchaften gege 
die Vorſchrift des $. 3. werden mit einer Geldbuße von zehn bis fünfhunder 
Thalern beftraft. 

9. 26. Verfiherungen bei nicht zugelaffenen, ausländifhen Gefelichaften 
($. 6.) werden mit einer Geldbuße von zehn bis fünfhundert Thalern beftraft. 

$. 27. Ein Verfiherter, welcher die im $.5. vorgefchriebenen Bücher gar 
nicht oder nicht in gehöriger Orduung führt, hat eine Geldftrafe von fünf bi 
einhundert Thalern verwirkt. 

$. 28. Ein Verficherter, welcher gegen die Vorfchrift des $. 17. eine zu hohe 
Entihädiqungs: Forderung aufftellt, hat eine Geldbuße von fünf bis einhundert 
Thalern verwirkt; ift die Aufftellung in böslicher Abficht gefchehen, fo treten die 
Strafbeftimmungen des U. 2. R. Thl. II. Tit. 20. $$. 1375. 1376. und 1 
ein, welche auch in denjenigen Randestheilen, wo dag A. L. R. nicht eingeführt 
ift, zur Anwendung zu bringen find. 

b) in Betreff der Agenten. 


$. 29. Wer im Namen einer Gefellichaft Verfiherungegefchäfte beſorgt, ohne 
als Agent beſtätigt zu fein ($$. 7—9.), oder, nachdem die Betätigung wider‘ 
fen ($.10.), oder die Vollmacht zurüdigenommen oder aufgehoben worden ($. 11.) 
verfällt in eine Geldftrafe von funfzig bis fünfhundert Thalern. 
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$. 30. Jeder Agent, welcher die im $. 13. vorgefchriebenen Bücher gar nicht 
oder nicht in gehöriger Ordnung führt, bar eine Geldftrafe von fünf bis ein- 
hundert Thalern verwirkt. 
$. 31. Hat ein Agent die im $. 14. vorgefchriebene amtlihe Erklärung ein. 
m. verabfäumt, fo trifft ihn eine Geldftrafe von zehn bis fünfhundert Tha: 
rn, im dritten Mebertretungsfalle außerdem der Verlüſt der Agentfchaft. 
Die legtere Strafe tritt auch fchon im erften Kebertretungsfalle ein, 
1) wenn die Verficherung nad dem $. 20. der Vermuthung der wiffentlichen 
Hleberverfiberung unterliegt, oder 
2) wenn der Behörde bei Einreichung ded im $. 14. vorgefchriebenen Geſu— 
ches von dem Agenten Umftände verheimlicht worden find, welche bie in 
dem Verſicherungs, Antrage enthaltenen Angaben als wahrheitswidrig dar: 
ftellen und auf die Beurtheilung des Berficherungd: Antrages von wefent: 
lihen Einfluß geweſen fein würden, 
$. 32. Diefelben Strafen ($. 31.) treffen den Agenten, wenn er gegen bie 
Vorfchrift des $. 18. Zahlungen leiftet. 
e) in Betreff der inländifchen Befellfchaften, 


$. 33. Unterläßt eine inländifche Gefellichaft auf einen, unmittelbar bei ihr 

emachten Antrag die amtliche Erklärung einzuholen ($$. 14. und 15.), ober leis 
et fie gegen die Vorſchrift des $. 18. Zahlung, fo verfällt fie in diefelben Geld: 
ftrafen, womit die gleichartigen Verfhuldungen der Agenten Inhalts der $$. 31. 
und 32. belegt werden follen. 

$. 34. Die Feltfegung uud Einziehung der nach gegenwärtigem Geſetze ver 
wirkten Geldftrafen fol, außer den Fällen der $$. 20. 21. und 28, in welchen 
fogleich richterliche Unterfuchung eintritt, zunächft Unferen Regierungen obliegen; 
jedoch ftebet den Betheiligten der Rekurs an Unſer Minifterium des Innern 
und der Polizei, und, Falls die Strafe den Betrag von funfzig Thalern erreicht, 
auch bie Berufung auf den Rechtsweg offen. 

Diefe Berufung muß aber binnen zehn Tagen nah Bekanntmachung des 
Nefoluts der Regierung erfolgen, und findet überhaupt nicht mehr ftatt, fobald 
der Betheiligte einmal den Rekursweg gewählt bat. , | 

In Unvermögensfälen treten verbältnifmäßige Gefängnißftrafen an bie 
Stelle der Geldbufen- 

Tranfitorifche Beftimmungen, 


$. 35. In Anſehung der, bei Publikation des gegenwärtigen Geſetzes Taufen: 
ben Berfiherungen muß Seitens der Agenten oder der inländifchen Gefellichaften 
bie in den $$. 14. und 15. vorgefchriebene amtlihe Erklärung innerhalb vier 
Wochen, von der Publikation an gerechnet, nachträglich eingeholt werden, wovon 
jedoch diejenigen Werficherungen ausgenommen find, für welche mit jener Bor: 
fchrift übereinfommende, amtliche Erklärungen in Gemäßheit früherer Beltim: 
mungen der Provinzial» Behörden bereits nachgeſucht und ertbeilt worden. _ 

Die Nichtbeachtung diefer Vorfchrift foll mit einer Geldftrafe von zehn bis 
fünfhundert Thalern gerügt werden, 

$. 36. Unmittelbare Verfiherungen, welche bei ausländifhen Geſellſchaften 
in ſolchen Fällen bereits genommen worben find, in welchen fie nach $$.3. und 19, 
künftig nicht genommen werden dürfen, behalten zwar für die vertragsmäßige 
Verfiherungszeit ihre Gültigkeit, müſſen aber innerhalb vier Wochen nah Yu- 
blifation diefes Gefeges von dem Verſicherten der Orts-Polizeibehörde, unter 
Vorlegung der Wolize, bei Vermeidung einer Geldbuße von fünf bis einhundert 
Zhalern, angezeigt werben. 

$. 37. Die Beftimmung des $.1. findet auch auf die fchon beftehenden Ver- 
träge Anwendung. 

Es müflen daher alle im In» oder Auslande genommene Verfiherungen, 
welche über den gemeinen Werth hinausgehen, auf denfelben zurüdgeführt wer: 
ten. Daß diefes geichehen, muß binnen fechs Wochen, vom Tage der Publikation 
des gegenwärtigen Geſetzes an, der Orts: Polizeibehörde nachgemwiefen werden. 
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Wer dieſe Vorfhrift zu befolgen verfäumt, fol bei einer Entdeckung ber 
ftatthabenden Ueberverſicherung nach den Beſtimmungen ber $S. 2 und — 


handelt werden. .S. S.1 
B. Verfälschungen; 


8.1377. Gegen Betrügereien, welche auf eine vorzüglich listige und 
schwer zu entdeckende Weise verübt worden, soll die ordinaire Strafe 
jedesmal geschärft werden. 

8.1378. Betrügereien, wodurch gewissen Personen oder Sachen Merk- 
male von Eigenschaften, welche ihnen nicht zukommen, zu Bevorthei- 
lung anderer beigelegt, oder wodurch wirklich vorhandene Eigenschaf- 
ten in gleicher Absicht verheimlicht worden, sind als Verfälschungen 
mit geschärfter Strafe zu ahnden. 

8.1379. Auch der macht sich dieses Verbrechens schuldig, der sich 
_ dervon Andern gemachten, Verfälschungen, wissentlich, zum Nachtheile 

eines Dritten bedient. 
1) der Urkunden; 

8.1380. Wer zur Ausübung eines Betrugs falsche schriftliche Ur- 
kunden verfertigt, oder richtige verfälscht, der soll, ausser der ordinai- 
ren Ahndung des qualificirten Betrugs ($. 1328.), zugleich verhältniss- 

" mässige Leibes- oder Ehrenstrafen leiden. | 
$. 1381. Wie diejenigen zu bestrafen sind, welche Banknoten, 
Pfandbriefe, und andere zum allgemeinen Umlaufe im Publiko öffent- 
lich bestimmte Papiere verfälschen, oder nachahmen, ist $. 267. sqg. 
verordnet. - 
f. auch die Zufäge zu 8. 262 und 267, bief, Fit, 

8.1382. Wer auswärtige Banknoten, Pfandbriefe, oder andere der- 
gleichen zum allgemeinen Umlaufe bestimmte Papiere verfälscht, oder 
— soll drei- bis sechsjährige Zuchthaus - oder Festungsstrafe 

eiden. | 
S. 1383. Haben jedoch dergleichen Papiere innerhalb Landes keinen 

Umlauf: so findet nur die Hälfte dieser Strafe ($. 1382.) statt. 

8.1384. Wer aus eigennützigen Absichten eine Verfälschung oder 
Nachahmung gerightlicher oder andrer öffentlicher Urkunden begeht, 
soll, ausser der ordinairen Ahndung ($. 1328.) mit der Strafe eines un- 
ter erschwerenden Umständen begangenen Diebstahls belegt werden. 

8. 1385. Ist er selbst eine zur Verfertigung, Aufnehmung, oder Ver- 
wahrung solcher Urkunden öflentlich bestellte Person; so soll diese 
Strafe in der Dauer verdoppelt, und durch Cassation und öffentliche 
Bekanntmachung geschärft werden. 

8.1356. Wer ın der Absicht, Andere zu bevortheilen, falsche Wech- 
sel oder andere Privatschriften macht, oder darin etwas verfälscht, ge- 
er den sell auf sechsmonatliche bis zweijährige Zuchthausstrafe er- 

annt werden. | 

$. 1387. Ist die Verfälschung durch Nachmalung der Hand, oder 

‚Nachbildung des Siegels eines Ändern verübt worden: so wird der Be- 
trüger, ausser der ordinairen Ahndung ($. 1386.), mit zwei- bis vierjäh- 
riger Zuchthausstrafe belegt. 

1) Bergl. Circularverordnung o. 26, Febr. 1799. 8. 30.3 f. zu 8.1126. dief. Zit, 
und in Betreff der Militairperfonen Kriegsartifel 48, 3u$. 463, bief. Tit. 

2) Bescript v. 29. Januar 1806., betr. die Beftrafung ber Berfälfchung von Urkunden. 


Auf Euren Bericht vom 9. d. M. worin Ibr die in Eurem Collegto Über die 
Auslegung der $$. 1330— 1388. Th.2. Tit.20. des A. L. R. obwaltenden verfchie 
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denen Meinungen vortraget, fünnen-Wir Euch nicht verhalten, daß unbedenklich die 
Meinung derjenigen Mitglieder des Collegii die richtige ift, welche dafuͤr halten, daß 
1) die in den SS. 1381— 1388. verordneten Strafen nur Schärfungen der or: 
dinairen Strafe des qualificirten Betruges, welche der $. 1328, beflimmt, 
fein folen, und 
2) — 5. 1387. bei dem darin enthaltenen Allegat einen Druckfehler ans 
nehmen. 

Diefe Meinung ad 1, bat nicht nur die in Eurem Bericht angeführten Gründe, 
befonders den fehr deutlichen $. 1380. und die demfelben vorbergebenden drei $$., 
fondern auch den $. 1389. für fich, welcher als Strafe für die Anfertigung aller 
in. den vorfiebenden SS. gedachten Urkunden oder deren Veränderung, wenn das 
durch noch Niemand wirklich betrogen morden ift, die Hälfte der in den $5.1380 
bis 1387. verordneten Strafen fefigeicht, alfo den $. 1380., fo deutlich er fih auch 
felbi nur auf die in den folgenden $$. enthaltenen Strafen bezieht, nochmals 
eamulalive mit diefen letztern aleairt. 

Die gegenieitige Meinung legt uͤberdem diefen Geſetzen die auffallende Ineon⸗ 
fequenz, die fich nicht vermurben läßt, bet, als wenn fie gegen den ausdruͤcklichen 
Inhalt des $.1380., nach welchem die Verfälfchung der Urkunden noch mit bes 
fondern Ehren- und Reibesfirafen, außer der ordinairen Strafe des qualificirten 
Berruges, geahndet werden fol, Strafen auf dieſes Verbrechen verordnet hätten, 
die, wenn der gefuchte Vortheil arofe Summen beträgt, bei weitem nicht einmal 
die nuf Leibesiirafe reducirte Abndung des gewöhnlichen Betruges (5. 1260.) er⸗ 
reichen würden. | 

Dagegen ift ad 2. das Allegat in dem $. 1387. ein Drucfebler, und es bat 
nicht der $. 1386., fondern der $. 1380. alleairt werden follen, der fih auf den 
6. 1328. bezieht. Sonſt würde dieſer $. 1387. eine den andern $$. nicht verbält- 
nifmäßige und befonders mit dem $. 1384. contraftirende Strafe, auch eine zwei⸗ 
malige Beziebung auf andere Strafen, alfo eine dem A. 2. R. ungewöhnliche und 
undeutliche Faſſung, die fo leicht hätte vermieden werden koͤnnen, enthalten. 
&ind ꝛc. N.C.C. T. XU. ©. 37. Nr. 6. de 1806. u. Neues Archiv B. 4. ©. 293, 


3) Bescript v.3. Juni 1831., betr. den Begriff der Urkunden: Berfälfchung. 


Das Juſtiz-Miniſterium tritt der, zufolge des Verichts des Griminal- Senats 
des Königl. O. L. Ger, vom 12. v. M. von dem dortigen Tribunal angenomme— 
nen Meinung: 

daß die Unrichtigkeit einer in einer Urkunde enthaltenen Angabe, wenn auch 

der Ausiteler der Urkunde von diefer Unrichtigfeit überzeugt gewefen, die 
- Urfunde felbft nicht zu einer falfchen oder verfälfchten im Sinne des $. 1380. 

Tit. 20, Tb. Il. des A. L. R. mache, 
lediglich bei. Schon die in diefem $. gebrauchten Ausdrüde: 

„— falſche fchriftliche Urkunden verfertigt oder richtige verfälfcht” — 
noch mebr aber die folgenden fpeciellen Beſtimmungen, zeigen deutlich, daß unter 
der Verfälfchung der Urkunden nur folche Fälle haben begriffen werden follen, in 
denen, abgefeben von der Richtigkeit oder Unrichtigkeit des Inhalts, das Falsum 
entweder in der Verfertiaung der Urkunde felbft, oder im der Veränderung einer 
ächten Urkunde beſteht. Iſt dagegen die Urkunde an und für fich ächt: und richtig, 
und darin nur ein unwahres Factum miffentlich bezeugt, fo fann weder der Auge 
fieler, noch derjenige, welcher von einer folchen Urkunde in betruͤgeriſcher Abficht 
Gebrauch gemacht bat, mit der Strafe der Verfälfchung der Urkunden be 
legt werden. Vielmehr fommen die Vorfchriften von der Beſtrafung des quali 
fieirten Betruges und beziefungsweife der Amtsvergeben zur Anwendung. 

Obgleich die nufgemworfene Frage auch bei den fernern Berathungen Über das 
neu redigirte Strafrecht zur Erwägung fommen wird, fo bat das Juſtiz-Miniſte⸗ 
rium doch feine Anficht über die Auslegung des jeht beftebenden Geſetzes dem 
Criminal» Senate des Königl. D. 2. Ger. nicht vorenthalten mögen, in der Er- 
wartung, daß derfelbe fih von der Nichtigfeit derfelben bei der Beurthei—⸗ 
lung künftig vorfommender Fälle überzeugen und durch die danach abzufaflenden 
Erkenntniffe den abändernden Entfcheidungen des auf die weitere Vertheidigung 
erfennenden Gerichtshofes vorbeugen werde. v. K. J. B. 37. ©. 407, 


4) Rescript v. 11. Febr. 1828., und O. ©. v. 21. April 1838,, betr. die Beftrafung 
der Berfälfchung von Legitimationdbveumenten zum beffern Fortfommen, 
Der Zufig-Minifter tritt der von dem Königl. KRammergericht ; zufolge Ber 
richts vom 26. v. M. angenommenen Meinung, 
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baß die Verfaͤlſchung von Dienfientlaffungs » — Wanderbuͤchern, 
Paͤſſen und ähnlichen polizeilichen Atteſten, wenn ſolchehloß in der Abſicht 
geſchieht, um ſich dadurch ein befferes Kortfommen zu verſchaffen, nicht nad 
den Vorfchriften des $. 1384 seq. Tit. 20. Th. II. des A.L.R., fondern nad 
den Beflimmungen der $s. 1264 und 1265. a. a. D. zu beftrafen, 
lediglich bei, bat jedoch veranlaßt, daß diefer Gegenftand bei der im Werke be 
geiffenen Revifion der Strafgefege berüdfichtigt werde. 

Berlin, den 11. Februar 1828, v. K. J. 3.31. S. 196. 

Auf Ihren Bericht vom 8. v. M. autoriſire Ih Ste, den Juſtizminiſter, das 
hieſtge Stadtgericht zur fernerweiten Befolgung des Minifterialerlaffes vom 11. 
Februar 1828, nach welchem bei Beftrafung der Verfälfhung von Dienftentlaf: 
fungsicheinen, Wanderbüchern, Päffen und ähnlichen polizeilichen Atteften, die Be: 
ftimmungen der $$. 1264. 1265. Tit. 20. Thl. II. des A. L. R. in Anwendung ju 
bringen find, anzumeifen, da die öffentlihe Ordnung und Sicherheit die Straf: 
loſigkeit folder Verfälſchungen nicht geftattet. Berlin, den 21. April 1838. 

Dem Königl. Stadtgericht zur Befolgung zugefertigt mittelft Nefer. vom 25. 
April 1838, Juriſi. Wochenſchrift pro 1838. ©, 580. 

8. 1388. Eben diese Strafe soll auch wegen Unterschiebung falscher 
Testamente statt finden. 

8. 1389. Ist durch die falsche Urkunde noch Niemand wirklich be- 
trogen worden: so findet die halbe Strafe der Verfälschung ($. 1380— 
1387.) statt. 

8. 1390. Im Wiederholungsfalle soll der Verfälscher, der Betrug mag 
ausgeführt sein, oder nicht, wenn er ein Jude ist, den Schutz des Staats, 
so wie ein Kaufmann seine kaufmännische Rechte verlieren ; gegen an- 
dere aber die durch die Verfälschung an sich verwirkte Strafe um die 
Hälfte der Zeit verlängert werden, 

8.1391. Hat Jemand falsche Urkunden, nicht bloss zu u. an 
einer gewissen bestimmten Person, sondern zu Ausübung mehrerer un 
wiederholter Betrügereien verfertigt: so soll die verwirkte Strafe durch 
öffentliche schimpfliche Ausstellung geschärft werden. 

8.1392. Diese Schärfung betrifit besonders denjenigen, der unter 
dem Schutze solcher falschen Zeugnisse, zu seinem eigenen Vortheile, 
Collecten auf den Namen einer Commune, Kirche, Schule, oder an- 
dern öffentlichen Anstalt einsammelt. 

8. 1393. Hat der Betrüger nicht für andere, sondern für sich selbst, 
obschon unter einem falschen Namen, dergleichen Einsammlungen ge: 
macht: so hat er ein- bis zweijährige Zuchthaus- oder Festungsstrafe 
verwirkt. 


8.1394. Marktschreier und Charlatane, welche falsche Zeugnisse von 
ihren angeblichen Curen aufzeigen, sollen mit sechswöchentlicher bis 
einjähriger Zuchthausstrafe belegt werden. 


8.1395. Die im 8. 1393. verordnete Strafe soll auch gegen den er- 
kannt werden, welcher durch falsche Adels- oder Doctorsdiplome, oder 
andre dergleichen falsche Zeugnisse und Urkunden das Publikum in 
Ansehung seines Standes, seiner Herkunft, oder andrer persönlichen 
Verhältnisse, aus eigennützigen Absichten zu hintergehen sucht. 

8. 1396. Wer, auch ohne falsche Urkunden zu machen, den Adel 
oder höhere Stufen desselben, imgleichen solche Würden oder Ehren- 
zeichen, deren Verleihung nur dem Staate zukommt, in der Absicht, 
Andre zu bevortheilen, zur Ungebühr sich anmasst, der soll als ein Be- 
trüger ($.1328.) bestraft und dieses öffentlich bekannt gemacht werden. 
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8. 1397. Ist die ungebührliche Anmassung nur aus Eitelkeit geschehen; 
so findet fiskalische Geldstrafe von zwanzig bis hundert Thalern statt. 

Bergl. 8.1440, und die Zuſätze dafelbft. 

8.1398. Wer Urkunden entwendet, oder unterschlägt: ist gleich 
dem, welcher sie verfälscht, zu bestrafen. 

2) falsches Spiel; 

8.1399. Betrug im Spiel, der nur ein- oder andresmal begangen wor- 
den, wird als ordınairer Betrug geahndet. ($. 1325.) 

8.1400. Wer aber von falschen Spielen ein Gewerbe macht, soll 
als ein listiger Dieb gestraft, und nach ausgestandener Strafe über die 
Gränze verwiesen werden. ($. 1303.) 

Bescript v. 20. Zuni 1823,, betr. die Anwendung beö 9. 1400, IL, 20. des M.L,R. 
auf Inländer. 

Der Juſtiz-Miniſter tritt zwar auf den Bericht des Griminal- Senats des 


Königl. Dber-Landesgerichts vom 12. Mat c., 

betreffend die Anwendung des 8.1400. Tit.20. Th. I. des U. 2. R. auf 
Preußiſche Untertbanen, 

der Anficht derienigen Mitglieder des Collegii bei, welche das allegirte Geſetz auch 
auf dieffetrige Untertbanen für anmendbar halten. Die aufgeworfene Frage 
it jedoch zu einer minitteriellen Entfcheidung oder Belehrung nicht geeignet. 
Menn darüber in dem Falle, welcher zu der Frage die Veranlaffung gegeben bat, 
feine Vereinigung erfolgen kann, fo muß die Majorität der Stimmen den Auge 
fchlag geben. Damit aber die entftandenen, allerdings nicht unerheblichen, Zwei—⸗ 
el und Bedenken bei der Revifion des 20. Tit. des II. TH. des U. L. R. zur Er- 
rterung kommen koͤnnen, ift dem Koͤnigl. Minifterium zur Nevifton der Geſetze 
der erftattete Bericht mitgetheilt worden. v. K. J. 3.22. ©. 101. 
8. 1401. Wer sich mit einem Trunkenen in hohe, obschon sonst er- 


laubte Geldspiele einlässt, soll den gezogenen Gewinn zurückgeben, 
und eben so viel an Geldstrafe entrichten. 
3) Goldmacher und Wahrsager; 

8.1402. Leute, die durch betrügliche Gaukeleien, als Goldmacher, 
Geisterbanuer, Wahrsager, Schatzgräber u. s. w. das Publikum hinterge- 
hen, haben, ausser der ordinairen Strafe des Betruges, Zuchthausstrafe 
auf sechs Monate bis Ein Jahr, und öffentliche Ausstellung verwirkt. 

1) Bescript des Generaldirectorii v. 24. Mai 1797,, betr. die Beftrafung ded Wahr: 
fagend durch Kartenlegen; ſ. zu $. 222, dief. Tit. 

2) Bescriptv. 27. Januar 1816,, denfelben Gegenftand betr. 

Es ifi fein Bedenken, dag in Fällen, in weldyen fi jemand des Wahrfageng 
aus Karten für Geld fchuldig macht, nach dem $. 1402. Tit, 20, Th. I. des 4. 
2. R. erkannt werden müfle, und der Juſtizminiſter findet bei diefem für den ges 
fäbrlichen Mann fo gefährlihen Vergeben die geſetzliche Strafe nicht zu bart, 
daher auch Feine Veranlaffung für die nach dem Berichte des (Tit.) vom 29. 
Deybr. p. zu einer fechsmonatlichen Zuchthausfirafe verurtheilte Soldatenwittwe 
M. auf Milderung diefer Strafe anzutragen. Bon den allgemeinen Bemerkungen 
des Collegit wird jedoch bei Reviſion des 20. Tit. Th. IL des A.L. R. Gebrauch 
gemacht werden, Gen. At. des Juſtijm. L. R. Nr. 6. Vol. III. Fol. 398. 

4) Grenzverrückung; 

8.1403. Wer aus Eigennutz, und um seines Vortheils willen, Gränz- 
steine, oder andre zur Bestimmung der Privatgränzen gesetzte Zeichen 
wegreisst, verrückt, oder sonst verändert, der soll um den doppelten 
Betrag des dadurch gesuchten Vortheils bestraft werden. 

C. Betrug mit Verletzung anderer Pflichten. j 
S. 1404. Wenn mit einem Betruge, ausser der Beleidigung des Be- 
trogenen, zugleich’die Verletzung andrer Pflichten verbunden ist: so 


findet allemal Schärfung der ordinairen Strafe statt. 


⸗ 


* 
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1) Meineid und Lügen vor Gericht. 
$.1405. Wer in Prozesse, als Partei oder Zeuge, einen falschen Eid 
wissentlich leistet: der wird aller Aemter, Würden, bürgerlichen Ehre 
und Gewerbe für immer verlustig; soll als ein meineidiger Betrüger 
schimpflich ausgestellt, oder öffentlich bekannt gemacht; und ausserdem, 
nach Verhältniss des angerichteten Schadens, mit ein- bis dreijähriger 
Festungsstrafe belegt werden. 


C.©.v.1.Upril 1819, nebft Bericht, betr. die Fälle, in denen auf Verluſt ber bür 
gerlichen Ehre zu erkennen iſt. 


Die Wittwe des Schuhmachermeiiters N., geborne N. zu NR. in Oſtpreußen, 
iſt, zufolge des unterrbänigit beigefügten Aften- Ertrakts, wegen begangenen 
Meineides, nicht bloß zu einer Leibes- und Seldiiräfe verurtbeilt, fondern auch 
aller bürgerlichen Ehre und: Gewerbe für immer verluſtig erklärt worden. Em. 
Königl. Maichtde haben im Allgemeinen befoblen, daf in Fällen, wo Über Ehren 
verluſt erkannt worden, die Erkenntniſſe Allerböchiidenenjelden zur Beſtimmung 
wegen des etwa ausiuübenden Begnadigungsrechts vorgelegt werden follen. 

Was den geaenwärtigen Kal betrifft, ſo iſt ſchon früher bei einer andern Ge⸗ 
legenheit vom Juſtiz-Miniſterium angenommen worden, daß die Vorſchrift dei 
8. 1405. Tit. 20. Th. II. des A. L. R. wonach derjenige, welcher einen falſchen 
Eid geleiftet hat, aller bürgerlichen Ebre verluftig erklärt werden foll, nur als 
dann zur Anwendung fommen könne, wenn der Befchuldigate irgend einen Vorjzug 
in der bürgerlichen Geſellſchaft genicht, deſſen er verluftig geben fol; dag aber 
da, wo diefes nicht der Fall ih, der Verluft der bürgerlihen Ehre auf eine Fi 
famie und Ehrlofiafeit führen würde, welche durch das Geſctz nicht beabfichtigt 
worden, Diefer Anlicht muß ich meinerfeits beitreten, und Ew. Königl. Majefit 
daher alleruntertbänigit anheimitellen: 

den gegen die verwittwete N. erfannten Verluft aller bürgerlichen Ebre, in 
Gnaden aufjubeben. Berlin, den 24. März 1819. 


Ich will auf Ihren Bericht vom 24. v. M., einverftanden mir der von Ihnen at: 
gezeigten Auslegung des $. 1405. Zit. 20. Thl. II. des A. L. R., den gegen die 


Wittwe des Schuhmachermeiftere N. zu N. in Oftpreußen ausgefprochenen Verluſt 


aller bürgerlichen Ehre, biermit aufheben. | 

Berlin, den 1. April 1819. v. K. J. B. 13. ©. 31. 

8. 1406. Ist der Meineid um Gewinns oder Vortheils willen began- 
gen worden: so wird der Verbrecher, noch über alles dieses, um den 
vierfachen Betrag des gesuchten Vortheils bestraft. 

8. 1407. Diese Strafen des Meineides treffen also denjenigen, welcher 
durch einen von dem Gegentheile zugeschobenen, oder von dem Rich- 
ter abgeforderten Eid, eine Unwahrheit wissentlich bekräftigt. 

8.1408. Es macht in dieser Strafe keinen Unterschied: ob der gefor- 
derte Eid von einer Partei oder einem Zeugen abgeleistet worden. 

$. 1409. Mit eben dieser Strafe soll auch der belegt werden, welcher 
die ihm beiwohnende Wissenschaft von einer Sache oder Begebenhei, 
zu deren Angabe er solchergestalt gerichtlich aufgefordert worden, eid- 
lich ableugnet. 

8. 1410. Wer die Sorgfalt, zu welcherihn der Eid verpflichtet, nicht an- 
gewendet, oder sonst etwas eidlich als wahr bekräftiget, oder als unwahr 
abgeleugnet hat, was er schon zur Zeit des geleisteten Eides anders 
hätte wissen können und sollen, der hat eine sechsmonatliche bis zwer 
Jährige Festungs- oder Zuchthausstrafe verwirkt. 

Bescript ».7.Octbr. 1801. nebſt Gutachten und Bescript ». 13. Novbt. 197° 
betr, die Beftrafung der Verlegung eines promifforifchen Eides. 


Ueber das vermittelt Berichts vom 28. September d, $.won Euch sur Beil 
tigung eingereichte Erkenntniß in Unterfuchungsfachen wider den Bürger er 
Schuhmachermeifter Anton Heidrowsky, wegen gebrochenen gerichtlichen Cautio 
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eides, haben mir von der Eriminal- Depntation des KRammergerichts ein Gutach⸗ 
ten erfordert, welches Wir Euch bei Remiffion der Unterſuchungs-Acten hierüber 
in originali überfenden. Da diefes mit Eurem Erfenntniffe gleichfdrmig ausgefal⸗ 
len ift, fo befehlen Wir Euch hiermit gnaͤdigſt, das lehtere nunmehro dahin zu 
publiziren: 
daf der Anton Heidrowsky wegen des von ihm gebrochenen gerichtlichen 
Gautionseideg mit ſechsmonatlicher Fefiungs- Arbeit zu belegen, 
und dafern folches die Rechtskraft erlangt, davon nähere Anzeige zu thun. ꝛc. 
Berlin, am 7. October 1801. 
Auszug aus diefem Qutacten. 
— der Gewißheit des Thatbeſtandes laͤßt ſich nicht zweifeln. — — Es fragt 
ich alfo nur: 
was für ein Verbrechen Inculpat begangen habe, und in welchem Grade er 
dafür ſtrafbar fey? 
Meder dag gemeine Mömifche, noch das canonifche Recht, oder die Halsgerichtss 
Ordnung Karls V, oder die Strafgefege irgend eines Landes, auch nicht die Er. 
D. vom 8, Zuli 1717 und das A.E.R. gedenfen des Bruchs eines promiforifchen: 
Eides als eimes bekannten Verbrechens. Sie fprechen bloß von dem Meineide, 
Die Rechtslehrer find jedoch dabim einig: 
dag, weil der Eid eine durch WBeriebung auf Religionsvflichten verftärkte, 
feierliche, duch Geſetze befiimmte Verſicherung if, und Meineid, im allge- 
meinen Sinne, in einer Verletzung der Eidespflicht beſteht, auch durch den 
Bruch eidlicher gerichtlicher Anaeldbniffe ein Meineid begangen werde. 
Alberti Commentatio in ©. C. C. Art, 107. pag. 286. 
de Boehmer ad cit. art, 
Meister Princ. Juris. erim. Cap. 9. $. 254. 
Madihn Syst. Jurispr. Crim. $. 114. 
Boehmer Prince. Jur. Canon. $.339. 
Kleins Grundfäbe des gem. Deutfchen peinlichen Rechts S. 474. 
Malblanc Doctrina de jur ejur. lib.1. cap.1. $.10. p.29. und Cap. 7. 
$.79. p. 313. seggq. 
Nur nah dem A.2.% ih es zweifelhaft, ob der Eidbruch als eine Art des Mein- 
eides angefeben werden könne; denn der $. 1405. Tit.10. Th. IL. fagt bloß: 
wer im Prozeffe als Parthei oder Zeuge einen falfchen Eid wifjentlich lel—⸗ 
flet, der wird ıc. 
und giebt biernach weder einen Begriff vom Meineide, noch erwähnt es des pro= 
mifforifchen Eides, fondern in den vorgedachten Worten nur allein deg Juramenti 
assertorii, fo daß man um fo mehr verleitet werden kann, zu glauben, der Geſetz— 
geber babe bloß dem falfchen affertorifchen Eid einen Meineid nennen wollen, da 
es auch im $.1707. a.a.D. beift: 
„diefe Strafen des Meineides treffen alfo denjenigen, der durch einen von 
dem Gegentheile zugefchobenen, oder von dem Richter abgeforderten Eid eine 
Unmwahrbeit wiſſentlich befräftigt.’ 
Mir treten jedoch der Meinung des Criminal Collegli bei, daß, wenn gleich der 
Eidespruc in dem A. L. R. nicht als ein Verbrechen genannt worden, dennoch 
ſolcher nicht für erlaubt erkläre werden fünne. Nicht zu gedenken, daß dies den 
erfien Grundfägen der Religion und Moral entgegen reiten, und daß jedes eid- 
liche Angeldbniß von aller Wirkung entbldßt fein würde, wenn der Schwdrende 
an daſſelbe nicht gebunden, und im Hebertrertungsfalle nicht durch phyſiſche Hebel 
beftraft werden dürfte; fo if im A. L. R. auch ausdrücdlich ein Fall benannt, in 
welchem der Bruch eines gerichtlichen Verſprechens mit Feſtungsſtrafe verpdnt if. 
Dies if die Ruͤckkehr fremder Landftreicher in die Konigl. Staaten, wenn fie un 
ter gebörtaer Bedeutung und Warnung aus denfelben vermiefen worden find, die nach 
Th. II. Tit. 20. $. 191. segq. 
mit zweijähriger, und wenn de nach ausgeflandener Strafe und abermaliger Be- 
deutung zum drittenmial erfolgt, mir lebenwieriger Beflungsfirafe gebüßt werden fol, 
Daß es die Abficht des Geſehzes if, durch diefe Vorfchrift eben fowohl etwanige 
Polizeismwecde zu befördern, als die Verletzung des geleifteten Verfprechens zu ahn—⸗ 
den, bemeilet das Hof-Referivt vom 18, April 1796 (Stengels Beitr. ıc. B. 2, 
&.351.), nach welchem diefelbe der in dem A. L. R. nicht aufgenommenen Ur—⸗ 
phede fubfituirt worden if. Auch haben Em. Königl. Majeftät dadurch, dag nach 
dem Reſer. vom 1. Mat 1798 die durch die Pragis et und durch bie 
Er, D. vom 8 Zuli 1717 befidtigte Abforderung der Urphede wieder in fo fern ein- 
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neführt werden, dag fie den entlaffenen Beflungsgefangenen abgenommen werden 
fol, zu erfennen gegeben, daß der Bruch derfelben beftraft werden mäffe. 
Woher übrigens diefe Lücke im Geſetz entflanden iſt erflärbar. Man fchaffte 
im Givilrecht die promifforifchen Eide, im Criminalrecht die Urphede ab, und 
den Stants- Beamten wurden, ohne Rüdficht auf den Eid, wegen vorfählich vers 
letzter Amtspflichten zweckmaͤßige Strafen angedrohet. Nur ein einziger Cautiong- 
eid wurde in der 1.8.9, 

Th. J. Tit. 21. $.11, 
beibehalten, die Folgen des Bruchs aber nicht beſtimmt. 

Diefe Bemerkungen ſcheinen binlänglich zu fein, auch nach unſern Landesge— 
ſetzen die Strafwürdigkeit eines Eidbruches außer Zweifel zu ſehen; und denſelben 
unter den vorerwähnten Begriff eines Meineides in allgemeiner Bedeutung, im 
Gegenfat des Juramenti assertorii, zu fubfummiren. 

Daß er dagegen gelinder befiraft werden muß, als ein eigentlicher Meineid, 
darin fommen die Griminaliften überein, weil der Schwörende zur Zeit des ab» 
geleifteten Eides ernfilich gemeint fein Fonnte, dem Eide nadyzufommen, und wie 
Alberti fih ausdrüdt: 

circa neglectum promissorum generalium homines plerumque tantum culpa, 
aut interdum ex imbecillitate humana peccant. 
Comment, in C.C.C. ad art. 107. p. 286. 
Klein a. a. O. $. 474. 
Auch nach unfern Geſetzen muß dies gefcheben; denn das A. L. R. fagt: 
Einleitung 8.49. 
„Findet der Nichter Fein Geſetz, welches zur Entfcheidung des fireltigen 
Falls dienen fönnte: fo muß er nach den in dem A.L. R. angenommenen 
allgemeinen Grundfäßen, und nach den wegen ähnlicher Fälle vorhandenen 
Verordnungen, feiner beften Einficht gemäß, erkennen.’ 
Die Strafe des Meineides iſt nach dem 
VER. a. a.O. 8.1405. 
außer dem Verluſt der bürgerlichen Ehre und der Ausſtellung, ein» bis dreiiäh- 
rige Feſtungsſtrafe. Solchergeftalt kann dag Arbitrium judieis bis zu einer zwoͤlf⸗ 
monatlichen Feſtungsſtrafe, als auferordentlicher Abndung des Befches, erkennen; 
benn auf eine willführliche Strafe kann deshalb nicht erfannt werden, well dies 
felbe nur et ale wo das Geſetz fie ausdrüädlich verordnet. 
ı ı . . [3 


Das Criminal: Collegium zu Pofen hat feinen Antrag darum auf eine feche- 
monatliche Seftungsfirafe gerichtet, weil der Inculpat vor Ableiſtung des Cautions— 
eides von der Wichtigkeit deffelben belehrt worden, und er, wenn es auch mög= 
lich fei, dag er fich bei dem Versprechen, fich nicht aus Pofen zu entfernen, nur 
einen Austritt gedacht hätte, doch beſtimmt das Angeldbniß: ſich auf jedes Erfors 
dern zu geſtellen, verlebt babe. Diefen Gründen treten wir bei. Zwar gebt nicht 
aus dem über die Eidesleiftung aufgenommenen Protokoll bervor, daß dabei die 
Vorichrift der Verordnung wegen zweckmaͤßiger Einrichtung der Eidesleiftungen 
vom 26. Detober 1799 beobachtet worden; deſſen bedurfte es aber auch nicht, da 
diefe Vorfchriften bloß bei Leiſtung der Dienſt-, Zeugen- und notbwendigen Eide 
anwendbar find, und fonf in dem Protofol bemerkt ift, daß Inculpat von der 
Wichtigkeit des Eides belehrt worden, auch die Inquirenten vegifirirt haben, wie 
fie ihm den Eid vor der Ableiftung erflärt bätten. ꝛc. 

Stengels Beitr. B. 14. ©, 279— 287. 


Die in meinem ergebenften Schreiben vom 13. Novbr. 1829 enthaltene Aeuße⸗ 
zung, daß der Jude U. wegen des gebrochenen Kautionseides nicht mit einer Cri— 
minalfirafe belegt werden fbnne, berubt darauf, daß es an einer gefehlichen Bes 
fimmung mangelt, welche eine Handlung diefer Art, fo wenig fie fich nach der 
Moral rechtfertigen läßt, beſtraft ꝛe. Berlin, den 13. Novbr. 1829. 

Alt. Gen. des Juſtijm. E. Vol. L Fol. 88. 


8.1411. 4) Hat er aber von selbst seinen Irrthum angezeigt, oder 
die Folgen desselben gehoben: so soll nur eine willkührliche Gefäng- 
nissstrafe gegen ihn erkannt werden. 

8.1411. 5) Auch diese Strafe fällt weg, wenn der Irrthum noch in- 
nerhalb acht Tagen nach Ableistung des Eides angezeigt wird, und 
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sonst keine Spuren einer vorsätzlichen Verstellung der Wahrheit vor- 
handen sind. 

8.1412. Wer in einer Criminalsache durch ein falsches eidliches ° 
Zeugniss dazu beigetragen hat, dass ein Unschuldiger gestraft worden, 
gegen den wird die ordinaire Strafe des Meineides verhältnissmässig, 
allenfalls bis zur Todesstrafe, geschärft. 

$. 1413. Wenn mehrere ein falsches Zeugniss unter sich verabreden: 
so soll die sonst verwirkte Strafe verschärft; und wenn dadurch ein 
Mensch ums Leben gekommen ist, die Strafe des Rades von unten an 
dem Urheber vollzogen werden. 

8. 1414. Wer durch Bestechungen, oder andere versprochene, oder 
wirklich verschaffte Vortheile, einem Andern zu einem, vorsätzlichen 
falschen Eide verleitet, soll mit dem Meineidigen gleiche körperliche 
Strafe leiden; und ausserdem um den vierfachen Betrag des gesuchten 
Vortheils an Gelde gestraft werden. | 

8.1415. Wenn Jemand, durch versprochene oder gegebene Beloh- 
nung, Zeugen zur Aussage der Wahrheit zu bewegen sucht: so soll 
auf ihr Zeugniss zu seinem Vortheile keine Rücksicht genommen werden, 

8.1416. Zeugen, welche dergleichen Belohnung fordern oder anneh- 
men, haben sechswöchentliche bis einjährige Gefängniss- oder Arbeits- 
hausstrafe verwirkt. 

8.1417. Haben sie dergleichen Belohnung unter Androhung eines 
falschen Zeugnisses zu erpressen gesucht: so soll ihnen eine ein- bis 
zweijährige Zuchthausstrafe zuerkannt werden. 

$. 1418. Hat der Zeuge, auf Befragen des Richters, das Versprochene 
oder den Empfang der Belohnung eidlich abgeleugnet: so tritt die 
Strafe des Meineides ein. ($. 1405. sqgq.) 

8.1419. Bei der Bestrafung eines falschen Eides macht es keinen 
Unterschied: ob selbiger mündlich oder schriftlich, persönlich oder 
durch einen Bevollmächtigten, vor versammeltem Gerichte, oder vor 
einem Abgeordneten desselben geleistet worden. 

8.1420. Wer in Angelegenheiten seines Amts etwas Falsches oder 
Unwahres, wider besseres Wissen als wahr und richtig, auf seinen ge- 
leisteten Amtseid bezeugt oder versichert: der soll als ein Meineidiger 
bestraft werden. 

8. 1421. Mitglieder solcher Religionsparteien, die mit dem Vorrechte, 
‚ nicht schwören zu dürfen, im Staate aufgenommen worden, sind als 
Meineidige zu bestrafen, wenn sie die feierliche Bekräftigungsformel, 
welche bei ihnen die Stelle des Eides vertritt, zur Bestätigung einer 
Unwahrheit missbrauchen. | 

8.1422. Wie diejenigen bestraft werden sollen, welche in Prozessen 
Unwahrheiten gerichtlich, obschon nicht eidlich, behaupten, oder die 
Wahrheit dem Richter vorsätzlich verhehlen, ist in der Prozessordnung 
vorgeschrieben. 

A.6.0.1. 23, 8.52. 

$. 1423. Wenn einer Partei, oder einem Zeugen, gegen ihre gewis- 
senhafte Versicherung, die förmliche Eidesleistung erlassen worden, 
und diese Versicherung wissentlich unrichtig gewesen ist: so soll der 
Lügner zu allen nothwendigen und Zeugeneiden für unfähig erklärt, 
und mit Gefängniss- oder Arbeitshausstrafe auf sechs Monate bis zu 
Einem Jahre belegt werden. | 
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Bescripte ».31.Dechr. 1824 and 23, April 1830,, betr. bie Beftrafung unrichtiger 
Angaben und Berficherungen vor Verwaltungs: oder ftäbtifchen Behörden. 


Wenn es nach der in Em. Ercelleng geehrteſtem Schreiben v. 7. d.M., betr. 
die Beftrafung derjenigen, welche füch bei Vernebmungen vor Verwaltungsbe— 
börden wiſſentlich unwahrer Angaden fchuldig machen, geäußerten Meinung nd» 
tbig fein folte, die-von Zeugen in Unteriuchungsfachen, die vor VBermaltungsbes 
börden fchweben, abgegebenen falfchen, oder unrichtigen Ausfagen mit einer Strafe 
zu belegen; fo würde doch immer Die Subfummtion diefer Fälle unter die Vor—⸗ 
fchrift des $.1423. 11.20, des A. L. R. meines Erachtens der Sache nicht anges 
meffen fein. In diefem $. werden Givilprojeffe vorausgefeht, in denen einer der 
fireitenden Theile oder ein Zeuge das Vertrauen desjenigen, der ihm die foͤrmliche 
Eidesleiftung nach d. 203. 1.10, der 4.8.9. erläßt, täufcht, und durch feine une 
mahre Berficherung, welcher der Richter. bat Glauben beimeffen müffen, eine uns 
richtige Entfcheidung veranlaßt oder Doch hätte veranlaffen tönnen. 

In einer Unterfuchungsfache kann die uneidliche Verfiherunga niemals die 
Stelle des Eides vertreten, und welcher Werth einer ſolchen Verficherung beizu— 
legen, haͤngt in Unterſuchungsſachen, die bei einer Verwaltungsbehoͤrde verhan— 
delt werden, lediglich von dem durch die Umſtaͤnde und befonders die Perfdnlich- 
feit des Beusen geleiteten Ermeffen diefer Bebdrde ab. Die firenge Strafe des 
$.1423. l.c. wird alfo in folchen Fällen nicht Platz greifen Finnen. Das Bes 
dürfnig einer Strafbeſtimmung fcheint mir außerdem Überhaupt nicht vorhanden 
zu fein. Glaubt die Berwaltungsbebdrde der unbeeideten Ausfage eines Vernom⸗ 
menen nicht trauen zu koͤnnen, und tft diefe Ausſage von Erbeblicykeit, fo ſteht 
es ihr frei, entweder die förmliche gerichtliche Unterfuchung zu veranlaffen, in 
der alsdann die eidliche Vernehmung des Zeugen erfolgen muß, oder diefe eidlis 
che Vernehmung felbit zu bewirken. Jede wiffentlich unrichtige Ausfage eines in 
einer Interiuchungasfache vor einer Verwaltungsbehoͤrde vernommenen Zeugen mit 
einer Strafe zu belegen, würde um fo bedenklicher fein, als eine ſolche Strafe 
nicht einmal bei den vor Berichten abgegebenen unrichtigen Ausfagen allgemein 
Hate findet. Eine angemeffene Strafe würde auch in der That eine nicht ganz 
leihte Aufgabe fein, da dergleihen Unwahrheiten oder Zurüchaltungen der 
Wahrheit auf fehr manntafaltigen Motiven und zum Theil auf foldhen beruhen 
fünnen, welche von der Öffentlichen Meinung gebilligt werden. 

Was die Beflrafung eines vor einer Verwaltungsbebdrde abgeleifteten falfchen 
Eides betrifft, fo balten Em. Ercellenz, wie ich annehmen zu koͤnnen glaube, 
eine neue, blos darauf gerichtete geſetzliche Vorschrift micht für erforderlich, welcher 
Meinung ich beitreten muß, da wohl anzunehmen iſt, daß die Gerichte einen vor 
einer VBerwaltungsbebdrde abgeleifteten falichen Eid, wenn auch nicht mit der im 
8.1405. 1. c. des A. L. R. beflimmten Strafe, doch überhaupt mit Strafe belegen 
werden. Berlin den 31. December 1831. Gen. Act. des Juſtim. U. 11921. 

Der Juſtizminiſter kann die in der DVorftellung des Magifiratg v. 10. v. M. 
geführte Beichwerde über die nicht gefchebene Erdffnung der Unterfuhung wider 
den x. M., nicht für begründet erachten. zc. ꝛc. 

Kann auch die vor einer Kädtifchen Behbrde abgegebene Erklärung: „auf 
den Bürgereid an Eidesflatt’‘, wenn dasjenige, was dadurch bezeugt werden foll, 
nachher als unrichtig befunden worden, nicht unter das Strafgeieh $. 1423. IL 20. 
des A. L. R. fubfummirt werden. Hier ift nur von einer vor Gericht abgege— 
benen Verficherung einer Parthei oder eines Zeugen die Rede, und eine analogi- 
fche und ausdehnende Anwendung diefes Geſetzes auf den vorliegenden Sal findet 
nicht flatt. Es folgt auch daraus der Unwerth und die Zweckloſigkeit ſolcher Vers 
fiherungen noch nicht, indem von dem rechtlichen Sinne der Bürger im Allges 
een doch immer vermutbet werden muß, daß fie bei Verſicherungen diefer 

rt der Wahrbeit getreu bleiben und nicht vorfäglich etwas Unrichtiges behaup⸗ 
ten werden, Berlin den 23, April 1830. 
| Act. des Juſtijzm. Gen. E. Vol, I, fol, 113, 


8.1424. Wenn aber Jemand in Fällen, da die Gesetze, statt des 
Zeugeneides, nur eine Versicherung auf Ehre fordern, eine Unwahrheit 
solchergestalt wissentlich und vorsätzlich bekräftigt: so findet gegen ıhn 
die ordinaire Strafe des Meineides statt. 

$. 1425. DaSchuldverschreibungen und Verzichtleistungen durch den 
Eid keine grössere Kraft erhalten: so soll, wegen eines solchen Miss- 
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brauches der Eide, sowohl derjenige,'welcher den Eid gefordert, als der, 
welcher selbigen geleistet hat, mit Geldstrafe von fünf his zehn Thalern 
belegt werden. Ä 

8.1426. Aus eben den Gründen sind alle aussergerichtliche Verspr 

chungseide bei gleicher Strafe verboten.‘ Ä 
Bescript ». 14. Mai 1821., betr, die Unzuläſſigkeit der Vereidigung ber Privat⸗ 
Haus: und Wirthſchaftsbeamten. 

Die von dem Königl. D.2. Ger. In dem Berichte vom 6. März c. zur Ent- 

fcheidung vorgetragene Frage: | 
ob eine Privatperſon berechtigt if, feine Haus- und Wirthſchafts-Bedien⸗ 

ten vereidigen zu laffen, 
kann in dicfer Allgemeinheit, nach den beftebenden Befehen, nur verneinend bes 
antwortet werden. Denn in dem A. L. R. Th. II. Tir.20. $.1426. find alle aufer« 
nerichtliche Verfvrechungseide verboten, und biermit flimmen auch die Parallels 
fielen des A. L. R. Th. J. Tit.5. $.199. und der Procef- Ordnung Tit. 10. $. 247, 
seq. überein. Unter einem gerichtlichen Eide iſt aber nicht bloß derjenige Eid zu 
verſtehen, den ein Nichter abnimmt, fondern der, den derjelde mit dem Beifall 
der Geſetze abnehmen darf: denn eine an ſich unzuläifige Handlung wird dadurch 
allein nicht zulaͤſſig, daß fie der Nichter vornimmt. Es kommt alfo in Hinficht 
der Berfprechungseide jedesmal darauf an; ob die Gefeke einen folchen Eid nadı= 
den baben, wie 5.8. den Gautions- Eid; den Manifeftationg- Eid, den Eid - 
er Sachverfländiaen ꝛc. Weber die Geſetze hinaus faun aber ein promifforifcher 

Eid auch vom Richter nicht abgenommen werden, wennaleich derjenige, der ihn 
fchredren fol, dazu bereit ift, weil fonft feine Grenze mehr vorhanden fein, und 
um boͤchſten Mißbrauche der Eide jeder Contract und iedes fonfl erlaubte Ver- 
prehen würde beeidigt werden fünnen, wenn der verfprechende Theil fih dazu 
bereitwillig finden ließe. Don der Statthaftigkelt der Dientleide der Beamten des 
Staats oder der Äffentlichen Anſtalten läßt ch auf die Startbaftigfeit der Eide 
der Dienfileute der Privarperfonen fein Schluß machen, vielmehr zeigt Die 
. G. O. Tb. I Tit. 10. $. 247., indem fie der Dienfleide der Beamten 
ausdruͤcklich erwähnt, fchon an, daß dieie Art von promifioriichen Eiden nur aus—⸗ 
nabnısweile verflattet fel, und es der Regel nach bei dem Verbote derfelben ver- 
bleiben ſolle. v. K. J. 3.17. ©. 249. 

8. 1427. Wer einen Audern zu einer nach den Gesetzen ungültigen 
Handlung durch den Eid hat verpflichten wollen, soll diese Strafe dop- 
pelt entrichten. 

$. 1428. Wer den Andern zu einer verbotenen Handlung durch den 
Eid verpflichten will, gegen den wird die Strafe des durch dergleichen 
Verführung begangenen Verbrechens nachdrücklich geschärft. 

8.1429. Wer durch einen aussergerichtlichen Eid Jemanden hinter- 
geh gegen den wird die Strafe des qualificirten Betrugs ($. 1328.) um 
‚die Hälfte erhöht, 

$. 1430. Wer nach vorgängiger Bestrafung sich zum zweitenmale ei- 
nes Meineides schuldig macht, soll, nach Beschaffenheit des dadurch 
verursachten Schadens, mit sechs- bis zehnjähriger, auch bei besonders . 
‘erschwerenden Umständen, mit lebenswieriger Festungsarbeit bestraft 
werden. 

Falsche Anschuldigung und Anklage, 

8.1431. Wer Jemanden wissentlich ohne Grund eines Verbrechens 
beschuldiget, soll in der Regel die Hälfte der Strafe erdulden, welche 
den Denunciaten getroffen haben würde, wenn die Beschuldigung wäre 
wahr befunden worden. 

8.1432. Ist der Denunciat zufolge der falschen Denunciation un- 
schuldig bestraft worden: soll den Denuncianten diejenige Strafe treffen, 
welche der: ®enunciat schon wirklich erlitten hat; in so fern nicht nach 
8. 1431. eine härtere Strafe eintreten würde. 


* 
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8.1433. Ist der eines todeswürdigen Verbrechens Angeschuldigte, 
im Arrest an einer dadurch veränlassten oder tödtlich gewordenen 
Krankheit gestorben: so hat der falsche Denunciant lebenswierige; 
im Falle der erfolgten Hinrichtung aber, eine gleiche Todesstrafe 
verwirkt. | | 

8.1434. Ist der Angeklagte, gegen welchen Todes- oder lebenswie- 
rige Festungs- oder Zuchthausstrafe erkannt worden, oder unter vor- 
ausgesetzter Wahrheit der Denunciation hätte erkannt werden müssen, 
noch am Leben: so hat der Denunciant zehnjährige bis lebenswierige 
Festungs- oder Zuchthausstrafe verwirkt. 

2) Doppelte Taufe, 

8. 1435. Wer um Gewinns und Vortheils willen, mit Verschweigung 
der schon empfangenen Taufe, sich oder die Seinigen abermals taufen 
lässt, gegen den wird die ordinaire Strafe des qualificirten Betruges 
durch körperliche Züchtigung geschärft. 

3) Unterschiebung fremder Geburt, 

8.1436. Wer durch Unterschiebung- eines fremden Kindes die Fa- 
milienrechte betrüglicher Weise kränkt, hat Zuchthaus: oder Festungs- 
strafe auf Ein bis vier Jahre verwirkt. 

8. 1437. Diese Strafe trifft hauptsächlich diejenigen, welche für eine 
gar nicht vorhandene oder verunglückte Geburt ein fremdes Kind un- 
terlegen. 

8.1438. Aber auch diejenigen, welche Kinder, die ihrer Pflege und 
Wartung anvertraut sind, vorsätzlich und um Betrugs willen mit an- 
dern verwechseln. 

8.1439. Hat ein Mitglied der Familie selbst sich eines solchen Ver- 
brechens theilhaftig gemacht: so wird dasselbe, noch ausser dieser 
Strafe, aller ihm als einem solchen Mitgliede zukommenden Rechte und 
Vortheile verlustig. 

4) Missbrauch fremden Namens und Wappens. 

8.1440. a) Wer zur Ausführung eines Betruges sich eines fremden 
Familiennamens oder Wappens bedient, der soll mit der ordinairen 
Strafe des qualificirten Betrugs belegt, und dieses, zur Genugthuung 
für die beleidigte Familie öffentlich bekannt gemacht werden. 

8.1440. b) Wer, auch ohne unerlaubte Absicht, eines fremden Fa- 
miliennamens oder Wappens unbefugter Weise sich bedient, dem soll 
dergleichen Anmaassung bei willkührlicher doch nachdrücklicher Geld- 
strafe untersagt, und diese Strafe, im Uebertretungsfalle, gegen ihn wirk- 
lich verhänget werden. 

l) a) Bescript v.9. Juni 1806. betr. die Unterfagung bes Führend eines fremden 
Namens und Siegels. 

Der Banquier ꝛc. 2. biefelbft bat fich darüber befchweret, daß fein bei Euch 
angebrachtes Gefuch, dem Juden zc. N. die Führung feines Namens und des mit 
demfelben verfebenen Siegels bei nahmbafter Strafe zu unterfagen, zuruͤckgewie⸗ 
fen ik, und Mir finden diefe Befchwerde gegründet. Der $.1440b. Tit. 20. 
Th. II. des A.L. R. verordnet allgemein unter dem rubro: Mißbrauch fremden Na« 
mens und Wappens, 7 Niemand, wenn auch feine unerlaubte Abficht damit 
verknuͤpft iſt, fich eines fremden Familien- Namens oder Wappens bedienen fol; 
und daraus folgt von felbfi, daß es nicht erlaubt fein fann, feinen angebornen 
Namen, ohne fpecielle höhere Erlaubniß, mit einem andern Familien» Namen zu 
vertaufchen; denn was in einzelnen Fällen nicht einmal gefattet werden joll, kann 
um fo weniger in allen Fällen erlaubt fein. Daß der Jude ꝛc. N. nach diefem Gefch 


A 
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ſich nicht das eine Mal N. und das andere Mal 2. nennen kann, wird in Eurer, 
dem Supplicanten ertheilten Vocbefcheidung zugegeben, die Annahme des Fami⸗ 
liens Namens L. für immer aber ift eine Continuation diefer unerlaubten in dem 
allegirten Gefeß verbotenen Handlung deffelben; ein fremder Name ift für jeden, 
der ihm nicht angeboren, ohne Unterſchied, ob er denfelben obne fvecdelle Erlaub« 
niß der comperenten Staats⸗Behoͤrde, alfo unbefugter Weiſe für immer, oder in 
einzelnen Fällen, fidy beigelegt bat, und die Anwendung des Geſetzes konnte dußer- 
fien Falls nur dann zweifelhaft fein, wenn der N. nicht einen befannten Famillen—⸗ 
Namen, fondern flatt deſſen irgend einen andern angenommen bätte, von welchem 
man nicht weiß, ob er einer fo benannten Familie gebdre. Hierin liegt auch das 
Intereſſe und die damit verfnüpfte Befugniß des Banquiers L., die gefehliche Uns 
terfagung des Gebrauchs feines Familien: Namens, fo mie feines Petfchaftes, wel⸗ 
ches den ganzen Namen X. enthält, und zwar bei dem comvetenten Gerichtshof zu 
ertrabiren, mweil jenes Geſetz nicht in den Landes: Polizei: Verordnungen, fondern 
unter den Criminal-Geſetzen aufgenommen if, die Gerichtisbebdrde alfo die Uns 
terfagung bei der im $.1440 b. geordneten nambaften von Euch fefisufeßenden 
Strafe erlaffen muß. Hiernach wollen Wir Euch das Weitere zu verfügen aufge— 
ben. Sind ꝛc. M. C. C. T. XI. ©&. 665. Nr. 77. de 1806. und Mathis 8.2. ©. 189. 


b) Verordnung v. 20. Octbr. 1816,, betr. dad Verbot des Führens eines frem⸗ 
den ober erbichteten Namen. 


Da die Erfahrung gelehrt hat, daß das Führen fremder oder erdichteter Na- 


‘men, der Sicherheit des bürgerlichen Verkehrs, fo wie der Wirkſamkeit der Polizei» 


bebörden , nachtheilig if ; fo verordnen Wir hierdurch Folgendes: 

$.1. Niemand fol, bei Wermeidung einer Gelditrafe von Fünf bis Funfzig 
Thalern, oder eines verhältnifmäßigen Arreftes, fich eines ihm nicht zukommenden 
Namens bedienen. 

$.2. Geſchieht diefe Führung eines fremden oder erdichteten Namens in betrüg- 
licher Abficht ; fo treten die Borfchriften der allgemeinen a es 


ec) C.©. 0.15. April 1822,, betr. bad Verbot der Abänderung feines Gefchlechtänas 
mend ohne landeöherrliche Erlaubnift. 

Ich finde e8 auf den Bericht des Staatsminifterii vom 27. v. M. nicht noth- 
wendig, wegen der Unabänderlichleit der Familien: oder Geſchlechtsnamen eine 
weitere Verordnung an erlaffen, fondern beftimme hierdurch: daß bei Vermeidung 
einer Geldbuße von Funfzig Thalern, oder vierwöchentlicher Gefängnifftrafe, Nie: 
mandem geftattet fein fol, ohne unmittelbare landesherrliche Erlaubniß feinen Fa- 
milien« oder Gefchlechtänamen zu ändern, wenn auch durchaus feine unlautere Ab: 
Ficht dabei zum Grunde liegt. G. S. S 

2) 4) Verordnungen v. 19. Febr. 1316, und 19. Movember 1820,, wegen Beftras 
fung derjenigen, welche Orden und Ehrenzeichen unbefugterweife tragen. 

Da ſchon mehrmals Fälle vorgefommen find, in welchen Militatr. und Civil. 
perfonen Orden, Ehrenzeichen und die aus erobertem Geſchütz geprägte Denkmünje 
angelegt und getragen haben, ohne dazu berechtigt zu fein, eine folde Anmaafung 
aber nachdrüdlich geahndet zu werden verdient; fo verordnen Wir hierdurch Folgendes: 

§. 1. Wer fih des unbefugten Tragens von Orden und Ehrenzeichen fchuldig 
macht, foll mit dreimonatlihem Feftungsarrefte beftraft werden. 

$.2. Das unbefugte Tragen der für die Kriegsjahre 1813, 1814 und 1815. 
aus erobertem Geſchüt geprägten Denkmünze zieht ſechswöchentliches Gefängniß 


nad) fi. | 
. — wiederholtem Vergehen nach vorgängiger Beſtrafung wird die Strafe 
verdoppe 
Liegt dem Vergehen eine betrügliche Abſicht zum Grunde, fo treten die geſetzli⸗ 
chen Strafen des qualificirten Betruges ein. 
Berlin, 19. Februar 1816. G. S. S. 103. 
Ich bin auf Ihren Bericht vom 6. d M. mit Ihnen ganz darin einverſtanden, 
daß die in der Verordnung vom 19. Febr. 1816, wegen des Vergehens des unbefug- 
ten Tragens von Orden und Ehrenzeichen beftimmte Strafe eines dreimonatlichen 
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Teitungsarrefted, bei Verfonen ans den niedern Ständen als nicht angemeffen 
erfcheint, und feße daber, Ihrem Vorſchlage gemäß, hierdurch feft, daß von 
den Gerichten, nach Beichaffenheit der zu Beſtrafenden, künftig auf Feftunge: | 
arreft, oder Gefängniß wegen des gedachten Vergebene , erfannt werden foll. 

Froppau, 19. November 1820, G. S. de 1821. ©, 21. 

b) C.©, v.13.0ctbr. 1824,, betr, den Berluft der NRationaleocarde, des Rational: 

Militair: Ubzeichens ober Landwehrkreuzes, ad 7, wonach das unbefugte Tragen derfelben 
ebenio beftraft werden foll, wie dad unbefugte Tragen von Orden; f. zu 8.90, dieſ Tit. unter 
Nr. IV. A. 

3) ©. ©. v. 16. Oetbr. 1831., betr. die Beftrafung des eigenmächtigen Gebrauchs und der 
MHbbildung bes Königl, Wappend an Aushängefchildern und Etiquetten, 

Auf den Antrag der betreffenden Minifterien babe Ich feſtgeſetzt, daß der 
eigenmächtige Gebrauch und die Abbildung des Königlichen Wappens zur Be— 
——— von Waaren, auf Aushängeſchildern oder Etiquetten, mit einer Gelb 

ufe von 5 bis 50 Thalern oder Gefängnifftrafe von act Tagen bie 6 Wo: 
chen belegt werden foll, G. ©. ©. 247. 
D. Betrug des Publici, 

8.1441. Auf Betrügereien, welche nicht bloss zur Bevortheilung 
gewisser bestimmter Personen, sondern des Publici überhaupt abzielen, 
muss die ordinaire Strafe des qualificirten Betruges allemal geschärft 


werden. ($. 1328.) 


1) Verfälschung von Waaren, Maass und Gewicht; 

8.1442. Wer die zum Verkaufe bestimmten Lebensmittel, oder an- 
dere Waaren, mit fremden Materialien vermengt oder versetzt, um da- 
durch ihr Maass und Gew icht, oder ihre scheinbare Güte betrüglicher 
Weise zu vermehren, gegen den wird die Strafe des qualificirten Be- 
truges ($. 1328.) um die Hälfte geschärft. 

8.1443. Ist durch dergleichen Verfälschung zugleich das Leben oder 
die Gesundheit der Menschen gefährdet, oder wirklich beschädigt 
worden: so hat es bei den Vorschriften des Eilften Abschnitts sein Be- 
wenden. 

8. 1444. Die $. 1442. bestimmte Strafe findet auch gegen diejenigen 
statt, welche falsches Maas oder Gewicht führen. 


1) Maafi: und Gewichtd Ordnung v.16. Mai 1816, 
Ertract 
$. 10. Zu feinem Privatgebrauche und in feiner eigenen Wirthſchaft kann jeder 
fi) ungefempelter Maaße und Gewichte bedienen. 

1. Sobald aber irgend etwas nah Maaß oder Gewicht überliefert wird, 
kann — der Geber, als der Empfänger fordern, daß die Ueberlieferung nach 
gehörig geſtempelten Vaaßen und Gewichten geſchehe. 

$.12. Wer irgend eine Waare für Jedermann feil hält, darf ſich bei dem Ber: 
kauf feines andern als gehörig geftempelten Maafes und Gewichts bedienen; aud 
felbt in feinem Laden oder in feiner Bude feine ungeftempelten Maaße oder Ge 
wichte haben. Durch die Mebertretung diefer Borfchrift wird, wenn auch fonft feine 
SEAN vorgefallen ift, eine Polizeiftrafe von Ginem bis Fünf Thalern 
verwirkt 

$.13. Alle öffentliche Adminiſtrationsbüreaux, als Poſten-, Militair:, und 
Civil» Magazine, für Rechnung des Staats, oder der Kommunen beftehende De 
bit&comtoire, Forftämter u. f. w. und alle, welche zu öffentlicher Beglaubigung des 
Maaßes oder Gewichts angeftellt find, ale Teldmeffer, Holzmeſſer, Kornmefler, 
Vorfteher öffentlicher Waagen u. f. w. find verpflichtet, fich bei ihren Gefchäften 
feiner andern, als gehörig geftempelter Maafe und Gewichte zu bedienen, umd dür: 
fen auch bei einer Drönungeftrafe von Fünf Thalern kein ungeftempeltes ... 
und Gewicht in ihrem Geſchäftslokal dulden. G. S. S. 14 
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2) ©. ©. v. 25. Mai 1820,, dafı Die Hälfte der Geldftrafen für Maas und Sewichtsver⸗ 
gehe der Denmeiant erhalten foll, 

Auf Ihren Antrag vom 16, d. M. beftimme Ich hierdurch, daß die Hälfte der 
für Maaß- und Gemwichtövergebungen gefeglich feſtſtehenden Geldſtrafen den De, 
nuncianten zu Theil werden foll, G. S. &.79, 

3) O. ©. v. 28. Juni 1827., betr. die Ergänzung ber Vorſchriften 3. 10 und 12, ber 
Maafı: uud Gewichtdorbuung, 

Auf den Bericht des Staatsminifteriums vom 25. d. M., beftimme Ich, zur 
Graänzung der Vorfchriften in der Maaß, und Gewichteordnung vom 16. Mai 
1816, $$. 10 und 12., daß derjenige Waarenverkäufer, in deſſen Beſitz oder Ge 
brauch ein ungeftempelte6 Mach oder Gewicht aefunden wird, aufer der verwirk 
ten Polijeiſtrafe von 1 bis 5 Rthlr., auch die Konfistation des Maaßes oder Ge 
wichts erleiden, umd mit der Behauptung des Privatgebrauchs in feiner eignen 
Wirthſchaft, zur Entfchuldigung nicht gehört werden foll. G. S. S. 

S. 1445. Desgleichen gegen diejenigen, welche mit Zeichen oder Pro- 
ben, die nur für Waaren von gewisser Art oder Güte bestimmt sind, 
Waaren von schlechterer Art oder Güte betrüglicher Weise be- 
zeichnen. 

8. 1446. Ausser der Strafe solcher Betrügereien soll auch allemal der 
Vorrath von Waaren oder Sachen, an welchen dergleichen Verfälschung 
begangen worden, confiscirt werden. 

8. 1447. So weit es nothwendig ist, die fernern schädlichen Folgen 
des Betrugs zu verhüten, sind solche Vorräthe zu vernichten; sonst 
aber zum Besten der Armen zu verwenden. 

8.1448. Hat Jemand, der wegen eines solchen Betrugs schon be- 
straft worden, sich desselben abermals schuldig gemacht: so soll er, aus- 
ser der an sich verwirkten Sträfe, Handel und Gewerbe zu treiben 
für unfähig erklärt, und dieses öffentlich bekannt gemacht werden. 


8.1449. Ein Gleiches soll statt finden, wenn ein solcher Betrüger 
zwar noch niemals bestraft worden; aber doch diese Art des Betruges 
schon seit Einem Jahre getrieben, und die frühere Entdeckung dessel- 
ben durch besondere List und Verschlagenheit zu verhindern ge- 
wusst hat. | ‘ 

$. 1450. Hat, durch dergleichen Betrug, der Credit und Absatz der 
Landeserzeugnisse und Fabrikwaaren in auswärtigen Landen Schaden 
erlitten: so soll der Betrüger, ausser der an sich verwirkten Ahndung 
des Betruges selbst ($. 1442.), noch mit geschärfter Zuchthausstrafe auf 

’sechs Monate bis drei Jahre belegt werden. 


8.1451. Wer Waaren von an sich untadelhafter Güte mit dem Na- 
men oder Merkmale inländischer Fabrikanten oder Kaufleute fälschlich 
bezeichnet, hat eine willkührliche Geld- oder Gefängnissstrafe ver- 
wirkt. ($. 35.) | 

Gesetz ».3, Juli 1918., wegen Einführung eined Fabrikzeichens in den öftlichen 
Provinzen auf dem bafelbft verfertigten Stabeifen. 

Wir Friedrih Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. ıc. 
finden. Uns veranlaßt, in den Provinzen Schlefien, Poſen, Preußen, Weſtpreu⸗ 
ben, Pommern, Brandenburg und Sachfen, ben Gebraud befonderer Fabrik: 
zeihen auf dem bafelbft verfertigten Etabeifen einführen zu laffen, und verord: 
nen daher, nad erfordertem Gutachten Unſers Staatsraths, für die gedachten 
Provinzen biermit Folgendes: 

8. J. Ale Befiger von Cifenhütten find fortan verpflichtet, das auf denſel. 
ben verfertigte gefchmiedete oder gewalzte Stabeifen fogleich bei der Fabrikation 
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mit einem, vom Minifterio des Handels genehmiaten und öffentlich bekannt ge 
machten, Fabrifzeichen zu flempeln. 

$.2. Die Beſttzer der Hüttenmwerke find befugt, dies Zeichen durdy die ih 
nen vorgefegte Regierung in Vorſchlag zu bringen. Keinem fol die ferner 
Führung des Zeichens verfagt werben, das er bereits vor Bekanntmachung die 
ſes Geſetzes offenkundig und unmiderfprochen zu Bezeichnung feines Stabeifen! 
gebraucht hat. Neu vorgefchlagene Zeichen follen dagegen nicht genehmigt wer: 
den, wenn fie zu nachtheiligen Verwechſelungen Anlaß geben. 

$.3. Die genehmigten Fabrikzeichen werden in ein Negifter beim Minifierio 
des Handels eingetragen, und den Hüttenbeſitzern wird durch die Regierung 
ein Zeugniß darüber zugefertigt. Gleichzeitig erfolgt die Bekanntmachung durd 
das Amtsblatt. Für jede Eifenhütte fängt mit diefer Bekanntmachung ihre 
—— die Verpflichtung an, ihr Stabeifen nah $. 1. damit zu be 
zeichneit, | 

6.4. Alles fertige Stabeifen, welches nah Ablauf dreier Monate, von de 
kanntmachung dieſes Geſetzes ab, auf den Hüttenwerken ohne ihr Fabrikjzeichen 
vorgefunden oder von bdenjelben ohne dies Zeichen verfendet wird, foll won den 
Drtspolizeibehörden in Beichlag genommen, und nur nad) volljogener Bejeich 
nung frei gegeben werden. ' 

Außerdem foll der Befiser der Hütte, wenn er die Bezeichnung, biefem 
Geſetze entgegen, unterlaffen bat, für jeden Zentner unbezeichneten Stabeiſens 
Einen Thaler Strafe erlegen, wovon zwei Drittheile demjenigen gebühren, der 
den Mangel des Fabrikzeichens entdeckt und angezeigt bat. 

6.5. Wer fih auf einer Eiſenhütte an dem dafelbft verfertigten Stabeilen 
eines andern als des für fie genehmigten Fabrikzeichens bedient, fol nach Pe 
fchaffenbeit der Verſchuldung und des daraus entitandenen Nachtheils, mit Ge 
fängniß: oder Zuchthausſtrafe von ſechs Wochen bis zu drei Jahren belegt 
werden, G. S. ©. 158. 

2) Bankerut: a) betrüglicher; 

8.1452. Ein betrüglicher. Bankerutirer ist derjenige, welcher sein 
Vermögen verheimlicht, um seine Gläubiger zu hintergehen. 

8.1453. Wer in der Absicht, sich mit dem Schaden seiner Gläubi- 
ger zu bereichern, ein Unvermögen zu zahlen fälschlich vorgiebt, soll 
öffentlich ausgestellt, für ehrlos erklärt und mit lebenswieriger Festungs 
arbeit bestraft werden. 

8.1454. Wer durch Aufstellung erdichteter Gläubiger, oder durch 
betrügliche Begünstigung solcher, deren Forderungen ungegründet oder 
übertrieben sind, die*%zur Bezahlung richtiger Schulden vorhandene ob 
gleich unzureichende Masse schmälert, wird des gerichtlichen Glaubens 
und aller bürgerlichen Ehre verlustig, und soll fünl- bis zehmjähnge 
Zuchthausstrafe leiden. | 

8.1455. Auch diese Strafe soll nach der Grösse der vorgehabten 
Verkürzung, und nach Beschaffenheit der zur Verhehlung:des Betrugs 
durch Verfälschung der-Handlungsbücher und anderer Urkunden, oder 
sonst angewendeten Mittel, noch ferner ,. und allenfalls-bis zu lebens 
wieriger Festungsarbeit geschärft werden. . Ä Ä 

8.1456. Ein solcher betrüglicher Bankerutirer wird," wenn er v0! 
Vollziehung der Strafe gestorben, oder entwichen ist, für ehrlgs erklärt, 
und sein Bildniss an den Galgen geheftet.. ee RE 

$. 1457. In allen Fällen eines betrüglichen Bankeruts-soll: die Fe 
stungs- oder Zuchthausstrafe, am Anfange und Ende der Strafzäit, durch 
Züchtigung verschärft werden. * ee Te 

Re | DIE 


8. 1468; "Bon Elgenmitz und Beteng. en 
M mathwilliger;: | 
S. 1458. Wer durch Uhrertiebeibn oder een Aufwand &ich 


ausser Zahlüngsstand gesetzt hat, ist ein muthwilliger Bankerutirer. 


& 1459. Für übertrieben ist jeder Aufwand zu achten, der dieNoth- 
durften und gemeinen Bequemlichkeiten des Lebens übersteigt, und 
mit den jedesmaligen wirklichen Einkünften des Schuldners nicht im 
Verhältnisse steht. 


$. 1460. Insonderheit ist ein Aufwand, welcher durch Spiel, Wet- 
ten, Schwelgereı und unzüchtige Lebensart verursacht worden, unter 
allen Umständen, und ohne weitere Untersuchung, als übertrieben an- 
zusehen. 
S. 1461. Ein muthwilliger Bankerutirer soll aller Ehren und Wür- 
‚den im Staate für unfähig "erklärt, ‚zu drei- bis. sechsjähriger Zuchthaus- 
strafe verurtheilt, und diese Bestrafung öffentlich bekannt — 
werden. 

8. 1462. Ist er ein Kaufmann; so verliert er noch ausserdem; für im- 
mer, alle kaufmännischen Rechte; so wie ein Jude für sich und seine 
Familie den Schutz des Staats. | | 


: Der Berluft des Judenſchutzes fällt weg in Anſehung ber Zuden, welche bad REN DR 
recht erlangt haben, nach dem Hdict v. 11, März 1812. und in Unfehung der netpeakjfrinp 
Juden im Großherzogthum Bofen nach der Verordnung v. 1. Juni 1833, 


'& 1463. Entzieht sich ein’ solcher muthwilliger Bankerutirkk det 
Strafe durch die Flucht: so soll sein Bildniss an einen Schandpfalil ge- 
heftet werden. 


8.1464. Wer zu einer Zeit, da er keine wahrscheinliche. Aussicht 
hat, seine Gläubiger jemals befriedigen zu können, dennoch zur Un- 
terstützung seiner Verschwendung Schulden macht, ist als ein muthiv il- 
liger Bankerutirer anzusehen, und mit fünf - ‚bis sechsjährig zer, Zucht- 
hausstrafe zu belegen. 


$. 1465. Werden die unter solchen Umständen (8. 1464) gemach- 
ten Schulden zur Vergrösserung der Masse verwendet; so soll, ein: sol: 
cher Bankerutirer mit drei- bis vierjähriger Zuchthausarbeit belegt werden. 


c) fahrlässiger ; Er 

iR 1466. Wer zu einer Zeit, da er weiss, dass sein Vermögen zur. 
Bezahlung seiner Schulden nicht mehr hinreiche, aber noch Hoffnung 
hat, dass selbiges sich in Kurzem verbessern: werde, mit Verheimli- 
chung seiner Vermögensumstände neue Schulden macht, und dadurch 
den Verlust seiner Gläubiger vergrössert, soll als ein fahrlässiger‘ Ban- 
kerutirer angesehen werden. 

8. 1467. Eben dafür ist derjenige zu achten, der bei der Unzuläng? 
lichkeit seines Vermögens den Rest desselben zu seinen eignen oder 
der Seinigen Bedürfnissen, obschon ohne Verschwendung, verzehrt, 
und dadurch seinen Gläubigern entzieht. ee 5 ur, 


'Publicandum v. 20. Februar 1802,, wegen Verhütung ber nachtheiligen 1 gorgen 
— — Kauf⸗ Taufch: oder Padtveritäge, 8. f\ u. 5.3 ſ. au 8. 1324, bief. zit. j 


8.1468. Ein Kaufmann, welcher. entweder. gar keine ordentlichen 
Bücher führt, oder die Balance seines Vermögens, ‚wenigstens alljähr- 
lich einmal, zu ziehen unterlässt, und sich dadurch in Unwissenheit 
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über die Lage seiner Umstände erhält, wird bei ausbrechendem Zah- 
lungsunvermögen als ein fahrlässiger Bankerutirer bestraft. 
8.1469. Ein solcher fahrlässiger Bankerutirer ($. 1466— 1468.) wird, 
wenn er in einem Öffentlichen Amte steht, dieses Amtes, und wenn er 
‚ein Jude ist, seines Schutzprivilegii, so wie ein anderer Kaufmann, aller 
kaufmännischen Rechte verlustig: also dass er ohne besondere Erlaub- 
niss keinen Handel weiter treiben darf. | 

8.1470. Ausserdem hat derselbe, je nachdem der Verlust der Gläu- 
biger grösser oder geringer, und das Unvermögen durch längere oder 
kürzere Zeit verheimlicht worden ist, Zuchthaus- oder Festungsstrafe 
von Einem bis zu drei Jahren verwirkt. 


©. ©. v.20. März 1802,, betr. die Beftrafung fahrläffiger Bankerutirer mit Feb 
tungsarreft oder Feftungsarbeit. 
Ich ftimme Eurem Sentiment in dem Berichte vom 8, d. M. wegen der dem 
Schupjuden Marcus Jacob zu Nauen als fahrläffigen Bankeroutier zuerkann— 
ten zweijährigen Feftungsftrafe völlig dahin bei, daß der bisher von dem Kam 
mergericht angenommene -Grundfag, einem jeden dergleichen Bankeroutiers, wel, 
cher kaufmänniſche Gefchäfte getrieben bat, Immer nur mit Feltungsarreit zu 
beftrafen, keinesweges als folcher gelten und fernerbin befolgt werden kaun, 
vielmehr bei Beſtimmung der Frage: ob ein folcher Verbrecher mit Feltungsar 
reſt oder Feftungs:Arbeit zu beftrafen ift, auf deſſen fonftige Qualifikation, und 
vb er nach derfelben mehr zu den höbern und gebildetern Ständen, oder mehr 
zur ungebildeten Volksklaſſe zu rechnen ift, Nüdfiht genommen werden muf, 
und Ich geuehmige es daher, daß hiernach fowohl im vorliegenden Falle, als 
für die Zufunft verfahren wird, habe auch die von Euch für den Marcus Jr 
cob eingereichte, auf Feltungsarbeit gerichtete Annahmeordre an das Gouverne 
ment zu Spandau vollzogen, und fende Euch felbige hierbei zur weitern Verfü 
gung jurück. N. C. C. T. XI. S. 783. Nr. 18. de 1802, 
8.1471. Die Hoffnung, durch weit aussehende Handlungsspecula- 
tionen eine schon vorhandene Vermögensunzulänglichkeit zu decken, 
kann einen fahrlässigen Bankerutirer nicht entschuldigen. 
8.1472. Eben so wenig ist die Erwartung künftiger Erbschaften oder 
anderer: Anfälle, auf welche der Schuldner noch kein unwiderrufliches 
Recht erlangt hat, dazu hinreichend. 


d) unbesonnener; , 
8.1473. Wermit fremdem Gelde, ohne Genehmigung des Gläubi- 
gers, verwegene und unsichere Unternehmungen wagt, durch deren 
Fehlschlagung seine Gläubiger in Schaden und Verlust gesetzt werden, 
wird als ein unbesonnener Bankerutirer bestraft. 
"8.1474. Ob ein dergleichen Unternehmer für unbesonnen zu achten 
sei, muss durch Sachverständige untersucht und beurtheilt werden. 
$. 1475. Ausser dem Verluste der Handlungsgerechtigkeit, oder des 
Schutzprivilegii hat ein solcher Bankerutirer Gefängnissstrafe auf sechs 
Monate bis zu zwei Jahren verwirkt. 
res e) was bei dem Bankerute überhaupt zu‘ beobachten sei. 
8.1476. Jeden erfolgenden Bankerut ist der Richter von Amts we 
gen, ke untersuchen, und nach Befund der Umstände zu bestrafen 
schuldig. 
| Reseript 0.11. Muguft 1810,, betr. bad Berfahren wegen Einleitung der Unterſu⸗ 
Humg wegen Banferutd gegen eine Militairperfon. J 
ng 


- Aug Eurem, auf das Circularreferivt vom 7. v. M., wegen Befltafu 
Bankerute, unter dem 23, defelben Monats erfiatteten Berichte IR mar erſehen 
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worden, daß Ihr ſchon bisher ne Ba dafür geforgt habt, die vorfallenden 
Banferute zur Unterfuhung und Beſtrafung zu bringen. Was dagegen das da» 
bei angezeigte Verfahren in Goncurfen über dag Vermbgen von Militairverfohen 
betrifft, fo kann folches nicht überall gebiligt werden. Da Euch gegen diefe Per: 
fonen feine Griminalgerichtsbarfeit zufichet, fo fünnen von Euch auch die zur Sub« 
flantlirung einer Unterfuhung erforderlichen Verfügungen nicht erlaffen werden. 
Ihr babt Euch vielmehr in vorfommenden Fällen darauf zu befchränten, die aus 
den Goncursacten fih ergebenden Tbatfahen, aus welchen auf einen firafbaren 
Banterut geichloffen werden kann, dem Milttairgerichte befannt zu machen, wel⸗ 
chem tberlaffen bleibt, die Erbeblichkeit diefer Thatiachen näher zu prüfen und 
das Weitere entweder zur Vorbereitung oder zur wirklichen Erbdfinung einer Un - 
terfuchung, zu verfügen. Hierdurch wird der Zweck des Geſethzes volllommen er⸗ 

reicht werden. Sind ꝛc. Mathis B.9. ©. 332. 2. Abfchnitt. 


8. 1477. Ein zwischen dem Schuldner und seinen Gläubigern getrof- 
fenes Abkommen kann denselben zwar von der Abarbeitung des Aus- 
falls, nicht aber von der Untersuchung und Strafe des Bankeruts be- 
freien. | 


8.1478. Wer bei Behandlung der Gläubiger einen derselben, wel- 
cher kein vorzügliches Recht hat, vor den übrigen begünstigt, hat schon 
dafür eine sechswöcheßtliche bis dreimonatliche Zuchthausstrafe ver- 
wirkt. 

8. 1479. Kaufleute, welche durch Unglücksfälle zu zahlen unvermö- 
gend geworden, sind nicht als Bankerutirer anzusehen. 


8.1480. Die Vorsteher und Aeltesten der Kaufmannschaft jedes 
Orts sind schuldig, die ihnen bekannt werdenden Fälle eines strafba- 
ren Bankeruts dem Richter, bei hundert Dukaten fiskalischer Strafe, 
anzuzeigen. 


8.1481. Nach den von ihnen an die Hand zu gebenden, oder sonst 
eingezogenen Nachrichten, muss der Richter hauptsächlich beurtheilen: 
in wie fern es einer förmlichen Criminaluntersuchung wegen vorgefal- 
lenen Bankeruts bedürfe. 


1) Bescript vom 7. Juli 1810., betr. die forgfältige und firenge Unterſuchung ſtraf⸗ 
barer Banferute. 

Es ift bemerkt worden, daß die, felt einiger Zelt häufiger als fonft vorfallen- 
den, firafparen Bankeroute nicht immer zur Kenntniß der Gerichte gelangen, 
und in den Fällen, im welchen folches geichiebt, die Unterfuchung dfters nicht 
mit der erforderlichen Sorgfalt und Thätigkeit geführt wird. Fuͤr die Befoͤrde⸗ 
rung und Erhaltung des fo hoͤchſtwohlthaͤtigen Privatcredits iſt es jedoch von der 
äußerfien Wichtigkeit, daß gegen diejenigen, welche dieſen Gredit mißbrauchen, 
und dadurch ihre Gläubiger um das Ihrige bringen, mit der ganzen gefeßlichen 
Strenge verfahren werde. Das U. L. R. enthält Über die Beflrafung der Bantes 
route die deurlichfien und vonfiändiaften Vorichriften, und es kommt alfo nur 
daranf an, daß in dem einzelnen Fällen die Unterfuchung vorfchriftsmäßtg erfolge, 
daß folche möglichft befchleuniget werde, und daß die erfannte Etrafe bald zur 
Bolfirefung komme. In dem $.1473. Tit. 20. Th. IE. des A. L. R. iſt vorgefchrie- 
ben, dafi der Richter jeden erfolgenden Bankerout von Amtswegen unterfuchen, 
und nach Befund der Umſtaͤnde beftrafen fol. Hiernach muß bel jedem, über das 
Vernidgen eines Schuldners erbffneten, Concurfe oder Ereditwefen, genau in Ers 
mwäaung aejogen werden, ob Umſtaͤnde vorhanden find, die den Gemeinfchuldner 
eines firafbaren Bankerouts verdächtig machen, und wenn fich dergleichen finden, 
if die Unterfuchung fofort einzuleiten, wobei es nach $.1477.}.e. auf einen zwi⸗ 
fhen dem Schuldner und feinen Gläubigern gefchlofenen Vergleich nicht ankom⸗ 
men kann. Damit aus den Acten bervorgebe, daß die Sache in diefem Berracht 
von dem Gericht in Erwägung gezogen worden, verordnen Wir hierdurch, daß 
darüber jedesmal zu den Creditacten das ndthige vermerkt werden fol: Wir mar 
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chen Euch hierbei auf den 8.1479. J. o. aufmerkfam, wonach nur. folche Kaufleute, 
welche durch Hnglüdfsfäle M zahlen unvermögend geworden find, als Banierons 
tirer nicht angefehen werden ſollen, mirhin in allen den Fällen, in welchen dieſe 
Ausnahme nicht fat, findet, die Unteriuchung. erdffnet werden muf. Die Vor— 
fchrift des 8.1480. t.c., nach welcher die Vorfteber und Welteften der Kaufmann 
fchafr jedes Orts, die ihnen bekannt werdenden Fälle cines ſtrafbaren Bankerouts, 
dem Richter, bei hundert Dufaten fiscaltfcher Strafe, anzuzeigen verbunden. find, 
ſcheinet denjenigen, welchen die Befoldung hauprfächlich zur Pflicht gemacht wor- 
den, nicht binlänglich bekannt zu fein,. indem der außergerichtlichen, durch die 
Mitwirkung anderer Kaufleute und felbft der Vorſteher der Kaufmannfchaft zu 
Stande gekommenen, Behandlungen der Gläubiger immer, mehrete werden. Wir 
wollen daher, daß Ihr diefe geichliche Borfchrift am denjenigen Orten, an wel- 
chen fi eine Kaufmannfchaft befindet, zur nähern Kenntniß derfelben und deren 
Dorficher bringet, wobel jedoch die Merkmale eines firafbaren Banferouts, zur 
Vermeidung irriger Borausiekungen, zu ieich umftändlich befannt zu machen find. 
Die Gerichte müfen jedoch ihrerſeits ſrenge auf die Befolgung des gedachten 
Geſetzes halten, und im Uebertretungsfalle die Contravenienten, ohne Nachficht, 
in die verordnete Geldfirafe verurtheilen. Die geden einem Bankeroutirer einzus 
leitende Unterfuchung muß übrigens fo viel als möglich befchleuntget werden, da= 
mit die verwirfte Strafe bald an dem Schuldigen vollfirecft werden könne. Nur 
durch die forgfältige: Beobachtung. aller: dieſer Vorfchriften, kann der nötbige 
Zwei der Strafgefeßgebung in Abſicht der Bankeroute erreicht werden, und Ihr 
werdet daher hierdurch angewleſen, nicht allein Euch ſelbſt danach auf das. genauefie 
zu achten, fondern auch die Gerichte in den größern Städten Eures Departements 
dem gemäß zu inftruiren. Sind ꝛc. ꝛc. 

Mathis B.9. S. 228. 1. Abfchnitt und Hoffmanns Nevertorium Th.2. ©. 297. 


2) Bescripte v.23: März 1315. und 28. Auguſt 1818., betr, die Anzeige ftrafbarer 
Bankferute durch die Borftcher der Kaufmannichaft. 


Die von dem Königl. O. 2. Ger., mittelfi Berichts vom 17. d. M., vorgetrages 
nen Zweifel über die Srhfnung der Unterfuchung gegen Bankerutirer, und über 
die nach $.1480. Tit. 20. Th. I. des A. L. R. den Vorſtehern und Aelteſten der 
Raufmannfchaft jedes Orts obliegende Verpflichtung, die ihnen befannt werdenden 
Fälle eines firafbaren Bankeruts dem Richter anzuzeigen, erledigen fich aus den 
gefehlichen Vorfchriften. 

1) Nach dem 5. 1476. a.a. D. foll der Richter jeden erfolgenden Bankerut 
von Amts wegen unterfuchen. Nun ift es aber nad $. 201. der Er. D. zur Er 
dffnung einer Unterfuchung hinreichend, wenn eine Inſufficienz des Vermögens 
dargetban worden, und die Entfiehung der Schuldenlaft fih nur durch ein betrüg- 
liches, muthwiliges oder unbefonnenes Benehmen erklären läßt. In dem S. 1477. 
a. a. O. des A. L. R. wird ferner verordnet, daß ein zwoifchen dem Schuldner umd 
feinen Glaͤubigern getroffenes Abkommen denjelben von der Unterfuchung und Bes 
firafung des Banferutg nicht befreie- Da bier zwifchen einem gerichtlichen und ei 
nem außergerichtlichen Abkommen fein Unterfchied gemacht wird; fo tft der Rich— 
ter auch alsdann zur Erdffnung einer Unterfuchung befugt und verpflichtet, wenn 
ein aufergerichtlich gefchloffenes Abfommen zwifchen einem infolventen Schuldner 
und feinen Släubigern zu feiner Kenntniß gelangt, und zugleich) feine Gründe 
vorhanden find, die Entftehung der Schuldenlait bloßen Unalüdsfälen zugufchreis 
ben. Die Inſolvenz des Schuldners muß aber aus dem Zacto eines mit feinen 
Släubigern gefchloffenen Nachlaßvergleiches als fo mwahrfcheinlich angenommen 
werden, daß es, um die Unterfuchung zu eröffnen, nicht erfi der Aufnahme eines 
status bonorum bedarf. 

2) Die Verpflichtung der Vorſteher und Melteften der Kaufmannfchaft zur 
gerichtlichen Anzeige der ihnen befannt werdenden Fälle eines firafbaren Banke— 
ruts it in dem $. 1480. a.a. O. ganz Elar enthalten, und die Nelteften der Bress 
lauer Kaufmannfchaft koöͤnnen von der Befolgung diefer gefeglichen Vorſchrift 
nicht dispenfirt werden. Uber nicht jede Inſolvenz eines Kaufmanns if ein 
ſtrafbarer Banferut, und die Aelteſten der Kaufmannjchaft find daber nicht zur 
Unzeige einer jeden folchen Inſolvenz und eines jeden auferaerichtlichen Abfoms 
mens zwifchen dem Schuldner und feinen Gläubigern verpflichtet. Es kommt 
vielmehr darauf an, ob diefen Vorfiehern auf eine glaubbafte Art Facta befannt 
neworden find, welche einen firafbaren Bankerut bezeichnen. Dahin gehören alle 
diejenigen Thatſachen, welche $. 1452 u, f. aufgeführt find. Die Lage und die 
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Derbältniffe der Kaufmanns: Aelteften bringen es milt.fich, daß fie meit cher als 
andere zu einer Kenntniß folcher ftrafbaren Banferute gelangen, und feine Furcht 
vor niurlentlaßen, die überdies in einem folchen Falle aan; unzuldifig fein wuͤr— 
den, fann fie abhalten, ihrer gefeßlichen Verbindlichkeit durch Anzeige bei dem 
Gerichte ein Benüge zu leiften. Berlin, den 28. März 1815. 

v. K. J. B. 5. S. 33. 


Dem Königl. O. 2. Ber. wird aus der urſchriftlichen Anlage zu erfe- 
ben — welche Beſchwerde der Kaufmann N. gegen den Comité der dor« 
tigen Kaufmannichaft bei dem Chef der Juſtiz vorgerragen bat. Das Verfahren 
des gedachten Gomitt gründet fich zwar auf die von dem O. L. Ger. unter dem 
23, Juni d.%. erhaltene Anweifung; es laͤßt ſich aber bei näherer Prüfung 
mit den gejeblihen DVBorfchriften nicht vereinigen. Das U. 2. MR. legt deu 
Vorſtehern und Nelteften der Kaufmannfchaft jedes Orts die Verpflichtung auf, 
die ihnen bekannt werdenden Fälle eines firafbaren Bankeruts dem Richter anıu- 
seinen, obne fie jedoch hierdurch zu einer formlich inquirirenden Behdrde beficen 
zu wollen. 

Die Beurtheilung der Frage, ob eg einer folchen färmlichen Unterfuchung be» 
dürfe, ift Iediglich dem Kichter überlaffen, und fie richtet fich tbeils nad den 
von den Vorſtehern an die Hand gegebenen, theils nach den durch das Gericht 
auf anderm Wege eingegogenen Nachrichten. 

ef. Th. I. Tit. 20. 69. 1480 und 1481. 

Die Tharfachen, welche einen firafbaren Bankerut bauptfächlich bezeichnen, 
finden ſich 5. 1452. J all. aufgeführt, und ihr Dafein in dem concreten Sale kann 
nicht aus der fundbar gewordenen Inſolvenz eines Schuldners allein genommen 
werden, infofern nicht noch andere Umftände hinzutreten, welche die Vermuthung 
erwecken, daß fein Unvermögen nicht bloßen Unglüdsfälen zugufchreiben fei. 
Dergleihen Umflände dem Nichter anzuzeigen, gebdrt zu den fvecdellen Obliegen— 
beiten der Vorſteher und Aelteften der Kaufmannicaft, da es ſich annehmen läßt, 
daß durch ihre merfantiliichen Verbältniffe und Beztehungen mir dem Gemein— 
fchuldner, fo wie’durc die vielfache Gelegenheit, ihn und feinen Handelsverfehr 
zu beobachten, die Wiffenfchaft davon ihnen am melften beimohnt. 

Wenn fodann der Nichter die Vorlequng der Handlungsbücher zur nähern Gon- 
flatirung der That nötyig erachtet, fo hängt dies von feinem Ermefien ab, und 
— ſich dabei der ſachkundigen Aſſiſtenz der Vorſteher der Kaufmannſchaft 

edienen. 

Die letzteren ſind aber keinesweges befugt, den Gemeinſchuldner zur Darlegung 
feiner Handlungsbücher vorzuladen, und ihn in der Citation mit einem Präjudiz 
zu bedrohen, melches in das Materielle der Unterfuchung eingreift, und daher 
mit voller Wirkung nur von dem Gericht ausgefprochen werden kann. . 

Nah vorfichenden Grundfägen bat fih das Königl. O. L. Ger. zu achten, 
auch die Worfieher der dortigen Kaufmannfchaft im die Schranten ihrer 
gefehlihen Befugniffe zuruͤfzuweiſen, zugleich aber diefelben zur näbern Anzeige 
der Verdachtsgründe eines firafbaren Banferuts, welche nach Inhalt der Citation 
vom 8. Mat ec. gegen den Kaufmann N. obzumalten fcheinen, aufjufordern, und, 
dem Befund nach, was Mechteng iſt, über ihn zu verbängen. 

Berlin, den 28. Auguſt 1818. v. K. J. 8.12. ©. 39. 


8.1482. Einen unvermögenden Schuldner, welcher, um sich der 
richterlichen Untersuchung zu entziehen, austritt oder seinen Aufent- 
halt verbirgt, trifft die Vermuthung eines muthwilligen Bankeruts. 

8.1483. Hat ein ausgetretener Kaufmann seine Bücher bei Seite ge- 
bracht; oder dieselben in solcher Unvollständigkeit oder Verwirrung 
zurück gelassen, dass daraus die Lage seines Vermögens und seiner 
Geschäfte nicht übersehen werden kann: so ist er für einen betrügli- 
chen Bankerutirer zu achten. 

$. 1484. Wenn der ausgetretene Schuldner auf ergangene öffentliche 
Vorladung sich nicht gestellt: so soll das wider ihn gefällte Urtel in 
den Öllentlichen Anzeigen bekannt gemacht werden. En 
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8.1485. Die Ehefrau eines Bankerutirers, welche an dem Verbre- 
chen des Mannes wissentlich und unmittelbar Theil genommen hat, ver- 
liert ihr eigenthümliches Vermögen zum Besten der Gläubiger, und hat 
die Hälfte der den Mann treffenden Gefängniss- oder Zuchthausstrafe 
verwirkt. 


8.1486. So oft ein Bankerut durch Verschwendung oder übermässi- 
gen Aufwand verursacht worden, soll die Ehefrau mit ihrem Einge- 
rachten den Gläubigern der sechsten Classe nachstehen. 


8.1487. Kann sie aber ausweisen, dass sie an dem übermässigen 
Aufwande des Mannes keinen Theil genommen, oder dass sie denselben 
wegen dieses Aufwandes gewarnt habe: so behält sie das in der Con- 
cursordnung angewiesene Vorzugsrecht. 


Sechszehnter Abschnitt. 


Von Beschädigungen des Vermögens aus Rache, Boshei 
und Muthwillen. 


Grundsätze. 
$. 1488. Wer aus Rache, Bosheit oder Muthwillen einen andern an 
seinem Eigenthume oder Vermögen beschädiget, der soll nicht nur 
ar Schaden ersetzen, sondern auch verhältnissmässige Leibesstrafe 
eiden. | 


8.1489. Der Grad der strafbaren Leidenschaft, welche aus einer sol- 
chen unerlaubten Handlung hervorleuchtet ; die Grösse des verursach- 
ten Schadens, und der für den Beschädigten daraus entstandenen Ge- 
fahr, bestimmen die Art und das Maass der verwirkten Strafe. 


Beschädigungen aus Muthwillen, 

S. 1490. Geringere Beschädigungen, die aus blossem Muthwillen 
verübt sind, sollen polizeimässig durch körperliche Züehtigung, Straf- 
arbeit oder Gefängniss, nach dem Alter und Stande des Beleidigers, 
geahndet werden, 


$. 1491. Ist durch solchen Muthwillen ein erheblicher Schade entstan- 
den: so soll Gefängniss- oder Zuchthausstrafe von vier Wochen bis 
zu zwei Jahren statt finden. 


Wegen Beftrafung ber muthwilligen Befhädigung Öffentlicher Denkmäler und Anlagen, 

Spaziergänge, Alleen ze. ſ. 8.210 und 211, dief. Tit. und bie Zufäge dafelbft. 
Aus Bosheit oder Rache, 

8.1492. Beschädigungen aus Bosheit oder Rache, wodurch nur ein- 
zelne Bürger des Staats an ihrem.Eigenthume oder Vermögen gekränkt 
worden, sollen, wenn damit keine Gefahr für-das Publikum verbunden 
gewesen, und in den Gesetzen keine besondere Strafe auf den Fall be- 
stimmt ist, mit Festungs- oder Zuchthausstrafe von drei Monaten bis 
zu drei Jahren geahndet werden. 


8. 1493. Wenn bei Beschädigungen des Vermögens zugleich das 
Hausrecht verletzt, oder die persönliche Sicherheit des Beleidigten 
oder der Seinigen in Gefahr gesetzt worden: so soll die sonst verwirkte 
Strafe um ein Drittel geschärft werden. 


8. 1504. Befchädigung mit gemeiuer Gefahr. 681 


S. 1494. Liegt bei der eg eine unversöhnliche Feind- 
schaft gegen den Beschädigten zum Grunde: so soll der Beschädiger, 
nach ausgestandener Strafe, bewandten Umständen nach, aus dem 
Wohnorte des Beleidigten verwiesen werden. 


©. ©. v. 19, Januar 1837, bafı die Strafe ber Ortöverweifung auf fich beruhen Kann, 
wenn fie fich ald unanusführbar barftellt; f.zu 8. 709. dief. Tit. 


Siebzehnter Abschnitt. 
Von Beschädigungen mit gemeiner Gefahr. 


- Landesbeschädiger. j 
8. 1495. Gegen Landesbeschädiger, welche mehrere Bürger des 

Staats, oder gar das Publikum überhaupt, in Schaden oder Gefahr 

setzen, soll allemal geschärfte mehrjährige Festungsstrafe statt finden. 


Bergl. Publicandum v. 31, Decbr. 1801., wegen der den Strandbewohnern in Wefts 
prenfen bei Strandung ber Schiffe und zur Berhütung berfelben obliegenden Pflichten und 
Die Beitrafung der Hebertretung der legtern, N.C.C. T.XI. S. 1281, (j.zu IL 15. 8.57.) 


8.1496. Wenn bei unerlaubten Handlungen, ausser dem zunächst 
Beleidigten, zugleich das Publikum, oder andere Bürger des Staats in 
Gefahr gesetzt worden: so muss die sonst verwirkte Strafe nach Ver- 
hältniss dieser Gefahr jedesmal geschärft werden. 


8. 1497. Wer durch vorsätzliche Beschädigungen von Gebäuden, 
Wegen und Brücken, Vieh und Gut der Einwohner, oder Reisende 
in Gefahr versetzt, soll mit Festungsstrafe von sechs Monaten bis zu 
drei Jahren belegt werden. 


8.1498. Ist die Absicht, Jemanden an seinem Leibe zu beschädigen, 
klar: so hat der Thäter sechs- bis zehnjährige, und wenn die Absicht 
zu tödten damit verbunden gewesen, lebenswierige Zuchthaus- oder 
Festungsstrafe damit verwirkt. 


8.1499. Ist ein solcher Schade wirklich geschehen: so soll die da- 
durch verwirkte gesetzliche Strafe wegen der gemeinen Gefahr ge- 
schärft werden. 


8.1500. Wer, um einen Mangel an Lebensmitteln oder andern Be- 
dürfnissen im Publiko zu veranlassen, dergleichen Sachen verderbt, 
hat eine sechs- bis zehnjährige Zuchthaus- oder Festungsstrafe verwirkt. 


8.1501. Ist dadurch ein Mangel an solchen Lebensmitteln wirklich 
verursacht worden: so soll der Thäter gestäupt und mit lebenswieriger 
Festungsarbeit bestraft werden. 

8.1502. Sind durch einen solchen Mangel oder vermittelst eines da- 
durch veranlassten Tumults, Menschen ums Leben gekommen: so soll 
der Thäter, wenn ihm auch die Absicht zu tödten nicht beigemessen 
werden kann, dennoch mit dem Schwerdte hingerichtet werden. 

8.1503. Ist die Absicht zu tödten mit einem solchen Unternehmen 
verbunden gewesen: so hat er, wenn die Absicht erreicht worden, die 
Sırafe des Rades von unten; bei unerreichter Absicht aber die Strafe 
des Schwerdtes, nebst Schleifung zur Richtstätte, und Flechtung des 
Körpers aufs Rad verwirkt. 

$. 1504. Wer dergleichen zum gemeinen Gebrauche bestimmte Sa- 
chen, in der Absicht, Verdruss, Schmerzen, Ekel oder Vermögensver- 
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lust zu veranlassen, verfälscht oder verderbt, soll mit ein- bis vierjäh- 
riger Zuchthaus- oder Festungsstrafe belegt werden. 

8.1505. Wird diese Absicht wirklich erreicht: so kann diese Strafe 
bis auf sechs Jahre Festungs - oder Zuchthausstrafe verschärft werden. 

8. 1506. Wer ansteckende Seuchen unter das Vich verbreitet, hat, 
wenn es vorsätzlich geschehen ist, eine drei - bis sechsjährige; im Falle 
einer groben Fahrlässigkeit aber, oder bei übertretenem Polizeigesetze, 
eine sechsmonatliche bis dreijährige Zuchthaus- oder Festungsstrafe 
verwirkt. 

8. 1507. Ist es um Gewinns und Vortheils willen geschehen: so soll 
sechs - bis zehnjährige Zuchthaus- oder Festungsstrafe statt finden. 

8. 1508. Eben so soll derjenige bestraft werden, welcher Gemeinde- 
weiden, Wiesen, Hütungen oder Teiche vergiftet. 

1) O. O. v. s. Auguſt 1835., nebſt Negulativ fiber die janitätspolizeilichen Vorfchriften 
bei anſteckenden Krankheiten und Seuchen; f. zu 8. 692. dieſ. Tit. und Hdict v, 20, Juli 
1799,, wegen des Tollwerdend der Hunde; f.3u 8.754, dief. Tit. 


2) &) Patent v. 2. Mpril 1803, wegen Abwendung der Biehfeuchen. 


E rt rae kt 
Gapttel V. 


Bon den Strafen. 
Bei Verbreitung der Seuche, 
$. 153. Soldje Handlungen, durch welche Seuchen oder andere anſteckende Kran: 
heiten unter dem Nindvieh verbreitet werden, find nach den Beſtimmungen des A. 
L. R., Thl. II. Tit. 20, Abfchniet 17. mit Feftungs« oder Zuchthausftrafen zu belegen. 
Nach dem Grade der Verfchuldung, 
$.154. Sind diefe Handlungen vorfäglich begangen, fo hat der Thäter eine 
drei« bis fechsjährige Feltungsftrafe, find fie aus grober Nachläſſigkeit oder durch 
Uebertretung der Borfchriften des Viehſterbenpatents gefcheben, eine fechsmonat: 
liche bis dreijährige Feftungsftrafe verwirkt ; find fie aber um Gewinnftes willen ge: 
Karen, fo foll eine ſechs, bis zehnjährige Zuchthaus. oder Feftungsftrafe Statt 
nden. 
Bei Vergiftungen der Weiden ıc. 
$. 155. Eben fo follen diejenigen beftraft werden, welche Gemeindeweiden, 
Hütungen, Teiche oder Biehftälle vergiften. 


Außer dem Salle der Verbreitung, 


Ä $.156. Auch ſolche Handlungen, durch welche Seuchen oder andere anfledende 

Krankheiten unter dem Rindviehe zwar nicht verbreitet, wodurch aber dennoch 
Vorfchriften des Wiehfterbenpatents übertreten werden, ziehen eine öffentliche 
Beftrafung nach ſich. 


Beim Einbringen des Viehes und der giftfangenden Sachen aus folchen Gegenden 

des Auslandes, wo Seuchen berrfchen, 

6.157. Viehtreiber, Viehhändler und andere Käufer, wenn fie aus dem Aus. 
lande, und zwar aus Gegenden, wo Rindviehſeuche berrfcht, Rindvieh in die dies: 
feitigen Staaten bringen, haben ſchon dadurch allein, wenn aud fein Schaden ges 
ſchieht, Zuchthaus: oder Feftungsftrafe von drei Monat bis ein Jahr verwirkt, 
Eine gleiche Strafe trifft diejenigen, welche wiffentlich giftfangende Sachen vom 
Auslande einbringen. Entfteht daraus Schaden, fo haben fie, außer dem Erfah, ein: 
bis dreijährige Zuchthaus. oder Feftungsftrafe verwirkt. Diefe kann bis zu zehn 
Jahr erhöhet werden, wenn bloße Gemwinnfucht dabei zum Grunde lag. Wer auf 
faliche Päffe wiſſentlich zur Zeit ber Seuche Rindvieh vom Auslande einbringt, der 
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bat noch härtere, und nach Maaßgabe des darans erwachfenen Unglücks, wohl gar 
Lebensſtrafe verwirkt. $. 14. und 6. 23, 


Bei unterlaffener Anzeige der Krankheiten und Sterbefälle, 
6.158. Eben diefe Perfonen verfallen in ein- bis fehsmonatliche Zuchthausſtrafe, 
wenn fie Krankheit und Sterbefälle, die beim Treiben des Rindviehes im Lande fi 


—— der Obrigkeit und dem Gemeindevorſteher des Bezirks, in welchem ſich 
ie Fälle ereignen, anzuzeigen unterlaffen. $.21. 
Auf falfche Attefte- 

$.159. Obrigkeiten, deren Stellvertreter und Gemeindevorſteher, fo mie bie 
an den Gingangsorten beftellten Neviforen, und alle öffentliche Polizeibediente, 
werden, wenn fie wijientlich falfiche Befundbeitsattefte ausgeftellt haben, mit ſechs 
monatlicher bis dreijäbriger Feftungsftrafe, wenn dies aber aus grober Nachläſſig— 
Peit gefcheben iſt, nach Verfchiedenheit der eintretenden Fälle mit ein» bis fechemo» 
natlicher Gefängniß- oder verhältnißmäßiger Geldftrafe belegt. $. 13 bis 17. in- 


clusive. 


Bei Verbeimlichung der Sterbefälle beim Treibevich. 


$. 160. Gaſtwirthe und Krüger, wenn fie unter dem Treibevleh, welches bei 
ihnen geftanden bat, Krankheiten wahrnehmen, und folche der Obrigkeit und den 
Gemeindevorſtehern anzuzeigen verabfäumen, verfallen in Feftungsftrafe, $.19.; 
umd eben diefe Strafen verwirken Schlächter, Hirten und alle diejenigen Perſonen, 
denen die Befichtigung des Schlachtviehes, fo wie des ermatteten Zreibe» und des 
angefäuften Viehes obliegt, wenn fie bei demfelben Merkmale von Seuchen oder 
andern auftedenden Krankheiten wahrnehmen, foldye aber den Obrigkeiten und Ge 
meindevorftebern anzuzeigen unterlaffen, $.7. 11. 22. 75.; fo wie audy die Gemein. 
devorſteher ſelbſt, wenn fie die Anzeige an ben Landrath verabfäumen, $. 18, 


Seftungsftrafe auf Uebertretungen im Salle der Seuche, 
6.161. Wenn in einem Orte im Lande eine Krankheit unter dem Rindvieh von 
ben zur Ausmittelung derielben gefegten Bebörden für eine Seuche anerkannt wor: 
ben ıft, fo verfallen in der Regel in Feftungsftrafe 


1) Viehbefiter und Hirten, fo wie alle Perfonen aus dem inficirten Orte, 
welche bei der Wartung des Rindviehes Geſchäfte oder auch die Aufſicht 
über einen Viehſtand haben, wenn fie Krankheiten oder Sterbefälle, die fich 
unter demfelben ereignen, verbeimlichen, das gefallene Rindvieh heimlich ver: 
graben $. 61. oder die angeordnete Abfonderung des Franken unterlafjen. 

Für eine Verheimlichung aber wird angefeben, wenn die Anzeige der 
Krankheit nicht bei dem beftellten Auffeber des Orts, und fo lange diefer 
Aufſeher noch nicht angeftellt ift, bei dem Gemeindevorfteher, von denjeni 
gen Perſonen unverzüglich gefchieht, welchen folche obliegt, und zwar fobald 
als ihnen die Krankheit befannt geworden, $. 42. 43. 44. Anzeigen, die an 
andere Perſonen geichehen find, können diefes Vergehen nicht entfchuldigen, 


2) Gemeinde» Borfteher , welche die Sperrung verabfäumen. 


3) Diejenigen, weldhe in dem inficirten Orte bei dem Rindviehe Gefchäfte ha: 
ben und fich nach andern Dertern oder Feldmarken begeben. $. 71. 


4) Alle diejenigen, welche Rindvieh und Schaafvieh oder giftfangende Sadyen 
no tnfleirten Orte nach andern Dertern oder Feldmarken bringen. 

5) Diejenigen, welche aus gefunden Dertern Rindvieb, Schafvieh oder gift: 
fangende Sachen durch den infieirten Ort, über deffen Feldmark oder über 
die für diefen Drt abgefonderten Hütungen, er gen und Beaderungs: 
grenzen bringen, in io fern nicht in dem Biebfterben : Patente ausdrädliche 
Ausnabmen bierüber feftgefept find. $. 24. 68. 

6) Alle diejenigen, welche aus dem inficirten Orte mit Rindvieh und giftfan: 
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genden Sachen die abgefonderten Hütungs., Holzungs. und Aderunge: 
Grenzen, ferner den R den Quarantaineftällen und zu den Vergrabungs- 
fleden abgefonderten Bezirk überfchreiten, fo mie auch diejenigen, welche 
Mühlenfuhren mit Ochfen verrichten. $. 63—66, 

7) Diejenigen, melde aus dem inficirten Orte Rindvieh oder giftfangende 
Sachen veräußern. $. 68. 

8) Alle diejenigen, welche bei Eperrung eines Gehöftes im Orte, oder bei 
der Sperrung eines Orts felbft, oder bei der Sperrung einer Feldmark, mit 
Nindvieh oder iftfangenden Sachen den Eperrungs + Bezirk überfcgreiten. 
$. 77. 85. 90. 95. | 

‚ 9) Diejenigen, welde ohne Grlaubnif des Landraths in dem inflcirten Orte 
Deffnungen ber geftorbenen Stüde vornehmen. $. 60. 


10) Alle diejenigen, befonders auch die Abdederknechte, welche Rindvieh, das 
an der Seuchenkrankheit gefallen ift, abledern, aus diefem Talg herausneb: 
men, Zuder und andere Theile abſchneiden. $. 59. 60. 

11) Diejenigen, welche, auch nachdem die Seuche aufgehört hat, vor dem be 
ftimmten Termine Rindvieh und giftfangende Sachen veräußern oder heraus: 
bringen. $.127. 

12) Diejenigen, welche nach beendigter Seuchenfrankheit Rauchfutter verkaufen, 
oder nach andern Orten bringen, welches über Ställen gelegen bat, worin 
Rindvieh erkrankt ift. $. 126, 


13) Obrigkeiten, welche bei der Seuchenkrankheit aus» und zu den inficirten 
Orten Wallfahrten geftatten, oder bei feftgefegten Wallfahrten das Verbot 
derfelben unterlaffen , imgleichen die Wallfahrtenden felbft, wenn fie im er 
ften Fall ohne Grlaubniß, und im zweiten gegen das Verbot die Wallfahrt 
unternehmen. $. 73. 

14) Diejenigen Einwohner des inficirten Orts, welche Menſchen oder Vieh aus 
andern Orten aufnehmen, in fo fern die Aufnahme nicht ausdrüdlic im 
Viehſterben⸗Patente oder durch den Landrath nachgelaffen worden. $. 73. 

15) Alle diejenigen, welche fih denen Perſonen, die zur Ausführung der im 
Viehfterben- Patente geordneten Anftalten fowohl im Orte felbft, als außer: 
balb deifelben angefegt find, thätlich mwiderfegen, oder felbige mit groben 
Deleidigungen behandeln. Inzwiichen kann, wenn nicht wiſſentlich, fondern 
nur aus grober Nachläffigkeit gefehlt ift, nach Maafgabe der Schuld und 
des entftandenen Schadens Gefängniß- und Geldftrafe eintreten. Bei lep- 
ter werden zwar 5 Rthlr. einem achttägigen Gefängniß«Arreft in der Re 
gel gleich gehalten, der Richter kann 'aber nach Befchaffenheit der Wermö: 
gend: Umftände fie auf 10—40 Rthlr. erhöhen. Ä 

Desgleichen bei andern anfteckenden Krankheiten. 

6.162. Bel andern Krankheiten unter dem Rindvieh, welche nach den Beſtim⸗ 
mungen des Viebfterben- Patents als anſteckend oder zweifelhaft autgemittelt find, 
verwirken Feſtungs⸗ oder nach vorftehendem $. Gefängniß- und Geldftrafe: 

1) Abdeckerknechte, welde von dem gefallenen Rindvieh Zalg herausnehmen, 
Luder und andere Theile abfchneiden. $. 135. 

2) Abdederknechte, welche den beim Transport der erkrankten und gefallenen 
Stüde gebrauchten Karren oder Schleife ohne Erlaubniß des Landraths wie: 
der zurücknehmen, oder nar in andern gefunden Orten zur Fortbringung des 
Viehes gebrauchen. $. 136. 

In welchen Fällen dreis bis vierwöchentliches Befängniß ftatt findet. 

6.163, In drei« bis vierwöchentliche Gefängnißftrafe verfallen 

1) Biehbefiger, Hirten und alle diejenigen, welche bei der Wartung ded Rind: 

viehes Gefchäfte haben, auch die Auffeher eines Viehſtandes, wenn fie zu 
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einer Zeit, da zwar nicht im Orte, aber in einem Bezirke von drei Meilen 
eine anerkannte Seuche ausgebrochen, Krankheiten oder Sterbefälle, die 
fi unter demfelben ereignen, verbeimlichen. $.31. Die Fälle der Berbeim- 
lihung follen nach den Beftimmungen des $. 161. beurtheilt werden. Einer 
gleihen Strafe find die Gemeindevorfteher unterworfen, welche die Anzeige 
an den Zandrath, fobald ihnen diefer Vorfall befannt geworden, unterlaffen 
oder die angeordnete Abfonderung des kranken Viehes verabfäumen. $. 32, 


2) Ale diejenigen Ginwohner des von der Seuche angeftedten Orts, welde, 
wenn fie gleich bei dem Rindviehe feine Geſchäfte haben, doc ohne Päſſe 
des Aufſehers nach andern Orten und Feldmarlen fich begeben. $.24. 71. 
Doch kann bier nach Rage der Umſtände die Strafe bis auf 8 Tage gemil« 
dert, oder eine Geldfirafe von 5—20 Rthlr. verfügt werden. 

3) Diejenigen, welche für ihre Perſon oder mit andern, als giftfangenden Ges 
genftänden und andern als den im $. 161. benannten Gattungen von Vieh, 
aus dem inficirten Orte felbft, oder aus andern Dertern bei der Sperrung . 
eines Geböftes, eines Drts oder einer Feldmark die gefperrten Bezirke übers 
fhreiten. $. 24.77. 85. 90, 95. Ferner 

4) diejenigen, welche in den Fällen, da bloß die Paſſage aufgehoben, für ihre 
Derfon oder mit den vorber bemerkten Gegenftänden oder VBiebgattungen 
fih nach dem inficirten Orte, oder durch denielben, oder über deſſen Feld⸗ 
en — abgeſonderte Hütungs» und Holzungs » Diftricte begeben. 


“ 


5) Viebtreiber und Viehhändler, welche von den Rindviehbeerden Stüde, die 

» beim Zreiben des Viehes im Lande ermattet find, zurüdlaffen, obne foldhes 
der Obrigkeit und dem Gemeindevorfteher des Bezirks anzuzeigen. Eben 
diefe Perſonen, wenn fie fih obne die geordneten Revifiong » Attefte ins 
Rand und in die Provinzen einfchleihen. 9.21, 

6) Diejenigen, welche in dem Orte, wo Seuchen oder andere anfledende Krank. 
beiten berrichen, ohne Erlaubniß des Aufſehers, und wenn diefer nicht bes 
ftellt ift, ohne die des Gemeinde: Vorftehers, Rindvieh oder giftfangende 
Sachen an andere Einwohner des Orts veräußern. 9.74. Ferner diejeni« 
gen, welde, wenn der Viehhandel wegen einer Seuchenfrantheit in dem 
Bezirke von drei Meilen verboten, dennoch innerhalb diefes Bezirks Rind—⸗ 
vieb ohne Grlaubniß ihrer Obrigkeit zu ihrem Bedarf anlaufen. $. 26. 

7) Alle Berfonen, weldhe, wenn fie mit der Wartung dedjenigen Viehes, unter 
dem die Seuche berrfcht, zu thun haben, doch bei Rindvieh in andern Stäl. 
len oder auf andern Gehöften, fo lange diefe von der Krankheit verfchont 
geblieben, Geſchaͤfte übernehmen, fo wie auch diejenigen, welche fie ihnen 
übertragen. $. 87. 

8) Diejenigen, welchen die Verbindlichkeit obliegt, bei der Ausführung der ges 
ordneten Anftalten Leiſtungen und Fubren zu verrichten, oder Geldbeiträge 
aufzubringen, wenn fie ſich in Erfüllung diefer Werbindlichkeiten auf die 
Anweifung ihrer Vorgeſetzten oder der bei den Anftalten angefegten Perfo- 
nen ungeborjfam oder widerfpenftig bezeigen. 

9) Das Gefinde, welches bei dem Franken Vieh Gefchäfte gehabt und die ge: 
ordnete Reinigung der Kleidumgeftüde unterläßt. $. 125. 

10) Alle diejenigen, welche bei den im Patente beftimmten anftedenden Krank. 
beiten, Deffnungen der gefallenen Stüde ohne Erlaubniß des Landrathe 
vornehmen, $. 134. 

11) Alle Biebbefiger und Hirten in dem Drte, wo die Krankheit fi geäußert, 
fo wie alle Perſonen, welche die Aufficht über einen Viehſtand oder bei der 
Wartung des Viehes Gefchäfte haben, wenn fie Krankheiten oder Sterbe— 
fälle unter demfelben verheimlichen, Rindvieh heimlich vergraben, oder aud) 


— 
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die Abfonderung des erkrankten unterlaffen , oder endlich, wenn fie genefene 
Stüde ohne Erlaubniß der zur Aufficht beftellten Behörden unter das ge: 
funde Vieh bringen. $. 130. 131. 132. 

Welche Handlungen aber für Verheimlichungen angeſehen werden fol. 
len, ift bereits in dem vorhergehenden $. Ir. 1. beftimmt. Ä 


12) Gemeinde: Vorfteher, welche die ihnen angezeigten oder fonft in fichere Gr: 
edit gebrachten Krankheiten und Sterbefälle dem Landrathe anzuzeigen 
verabfäumen. 


13) Diejenigen, weldye aus dem inflcirten Drte Rindvieh, Nauchfütter oder 
Dünger nad andern Drten verkaufen oder nach andern Orten auch über die 
abgejonderten Hütungs-, Holzungs» und Beaderungsgrenzen bringen, fo 
wie diejenigen, welche mit Ochſen Müblenfubren verrichten. $. 138. 139, 

1a Ale diejenigen, die aus andern gefunden Dertern durch den inficirten Ort 
— deſſen Feldmark und abgeſonderte Hütungen Rindvieh bringen. 


15) Auch diejenigen, welche, wenn die Krankheit aufgehört hat, vor Ablauf des 
beſtimmten Termins, Rindvieh oder Rauchfutter, was über den Kranken. 
m bat, nad andern Drten verkaufen und bringen. $. 140, 


Sälle der auferordentlichen Geldftrafen, 


$. 164. Außer diefen Feſtungs und Gefängnifftrafen werden folgende außeror: 

bentliche Geldftrafen feitgefegt: 

1) Eine Obrigfeit, oder deren Stellvertreter, welche bei dein Ausbruche einer 
Seuche aus dem inficirten Drte Hofedienjte nad) andern Feldmarken oder 
Dertern, wenn auch dadurdy Fein Schaden entftebt, verrichten läßt, verfällt 
in eine Geldftrafe von 50 bis 100 Rthlr. Eben diefer Strafe ift fie unter: 
worfen, wenn fie im inficirten Orte felbft SHofediener zur Wartung des 
Rindviehes, zur Abfonderung bes kranken, zur Reinigung der 'inficirten 
Ställe, zum Austragen, Laden, Brechen und zu den Fuhren des Miſtes 
aus demfelben gebraucht. $. 69. 


2) Abdederfnechte, welche beim Transporte des Rindviehes feine Hunde mit: 
bringen follen, wenn fie gegen diefes Verbot handeln oder auch bei ihrer 
Rückkehr fi nicht von den Rindviehheerden entfernt halten, verwirken eine 
Strafe von 25 Rthlr. $.33. 136. 


3) Diejenigen Scharfrichter und Abdeder, welche ihre Knechte nicht fo zeitig 
abſchicken, daß das gefallene Rindvieh 24 Stunden nad) der Anſage fortge 
fchafft werden kann, verfallen in eine Geldftrafe von 5 Rthlr. $.4. Ge 
fchiehet dies zu einer Zeit, wenn an dem Orte felbit Krankheiten, die als 
anſteckend oder zweifelhaft beftimmt find, herrfchen, fo verwirken felbige eine 
Geldftrafe von 20 Rthlr. $. 136., und gefchiehet dies in den Fällen, da in 
dem Bezirke von 3 Meilen Seuchen berrfchen, fo verfallen fie in eine Geld: 
jtrafe von 25 Rthlr. Die Scharfrichter und Abdeder werden ferner mit ei: 
ner Strafe von 5 bis 10 Rthlr. beiegt, wenn fie oder ihre Knechte fich nicht 
zu der vom Landratbe beftimmten Zeit einfinden, oder deffen Ankunft nicht 
abwarten; und eben fo in allen Fällen, da fie gegen die Anweiſungen des 

Landraths oder desjenigen, der an feiner Stelle die Polizeigefchäfte zu be 
treiben bat, handeln. $. 33. und 36. 

4) Alle Einwohner, welche ihre Hunde nicht feft anlegen, verfallen, wenn 
dies im Orte, wo die Krankheit berrfcht, gefchiebet, in eine Geldftrafe von 
2 Rthlr., und wenn es aufer dbemielben, in einem Bezirfe von 3 Meilen 
von diefem Orte gefchiehet, in eine Geldftrafe von 1 Rthlr. auf jeden Ueber— 
tretungsfall; überdies liegt e8 aber den Polizei-Behörden ob, dergleichen 

frtei herumlaufende Hunde unverzüglich tödten zu laſſen. 9.27. Hirten, de 


r 
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ren Hunde ſich nicht von der Heerde entfernt haben, machen hierbei eine 
Ausnahme. 
Sälle der Pleinen Polizeiftrafen. 


$. 165. Bei allen andern Handlungen, durch welche die Vorſchriften dieſes Ge: 
fees oder auch die auf den Grund deſſelben von dem Landrathe ertbeilten Vorfchrif- 
ten übertreten werden, finden die Beinern Polizeiftrafen von 8: bie 14tägigem 
Gefängniß bei den niedern Glaffen, und bei bemittelten Perſonen die Geldſtrafe von 
5 bis 10 Rthlr. ſtatt. 


DBeftrafung der Theilnahme. 
$. 166. Obrigkeiten, Dienſtherrſchaften, Viehhändler und Käufer, welche nach 
BVerfchiedenheit der eintretenden Zälle ihren Untertbanen, Dienflleuten und Dieb: 
treibern zur Hebertretung der Borfchriften diefes Patents Anleitungen oder Befehle 
geben, verwirken die auf den Mebertretungsfall beftimmten Strafen. Auch finden 
die Vorfchriften des A. L.R. wegen ber Theilnahme an Verbrechen und Bergehun- 
gen überall Anwendung. 


Strafen der bei den Anftalten angefenten Perfonen, 

$.167. Alle zur Ausführung der geordneten Anftalten angeftellten Perſonen, 
fo wie die beftellten Wachen, wenn fie an den Webertretungen des Patents entweder 
wiffentlich, oder durch grobe Vernachläſſigung Antheil genommen, verfallen in eben 
die Strafen, welche auf die Hebertretungsfälle felbft angeordnet find. In allen an- 
dern Fällen, wo fie die Verpflichtungen, zu welchen fie angeftellt find, um des Ge 
winnftes willen oder vorfäglich unterlaffen haben, verwirken fie Feftunasitrafe. 
Geſchieht dies aus grober Nachläffigkeit, fo verfallen fie in 3 bis Awöchentliche Ges 
nifftrafe. Bei andern Nachläffigkeiten find fie den geringern Bolizeiftrofen von 

» bis 14tägigem Gefängniß unterworfen. 


Befugniß des Landratbs, Eleine Strafen zu vollfirecken. 


6.168, Dem Landratbe wird das Recht eingeräumt, Eleine Polizeiftrafen von 
Stägigem Gefängniß, oder Geldftrafen bis auf 5. Rthlr., fobald die Uebertretungs— 
fälle ausgemittelt find, zur Ausführung zu bringen, worauf fodann bei Beſtim— 
mung der richterlihen Strafen, in fo fern das Vergeben dazu geeignet ift, Rück. 
fiht genommen werden foll. 


Was bierbei dem richterlichen Ermeffen zu überlaffen. 

$. 169. Der richterlihen Entfcheidung bleibt es überlaffen, nah Verfchiedenheit 
ber eintretenden Umſtände die Dauer der Feſtungs, und Gefüngnißftrafen feftjufegen, 
fo wie auch in den Erfenntniffen zu beftimmen, ob und in wie fern folche in bloßen 
Arreft: und in Arbeitsitrafen beftehen follen, auch die Gefänanißftrafen in Geldbu: 
Ben zu verwandeln; jedoch foll die Gefängnißftrafe in der Pegel nur bei den nie: 
Per Claſſen, Geldſtrafen aber bei andern Claſſen und bemittelten Perfonen ftate 

uden. . Ä 


Wobin die Geldftrafen fließen, 
$. 170. In Anſehung der Gelöftrafen wird feftgefetst, daß diefe zu den Kreidfaf. 
fen fliegen follen, jedod in Denunciationsfälen, nach Abzug desjenigen Antheils, 
welcher deu Denuncianten gejeglich zuftebet. | 


Bekanntmachung, 

$.171. Damit aber Niemand fich mit der Unwiſſenheit der Vorſchriften dief 
Viehfterben» Patents ‘oder der darin ‚beftimmten Strafen entfhuldigen Fönne, fo 
wird feſtgeſetzt, daß außer der gewöhnlichen Bekanntmachung gedrudte Auszüge an: 
gefertigt-, und foldhe, fo oft eine Seuche an einem. Drte ausbricht, fowohl dort als 
in dem Bezirke von 3 Meilen, in den Krügen und an den Kirchthüren angefchla- 
gen, von den Landräthen aber diefe Borfhriften ‚erneuert und diejenigen ausdrüd: 

lid) darauf verwiefen werden follen, welche folche zu der Zeit angeben: — 
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Seine Königliche Majeftät von Preußen, Unſer allergnädigfter Herr, befeblen 
alfo hierdurdy Dero Krieges: und Domainen:&ammern, Landräthen und übrigen 
dabei concurrirenden obrigkeitlichen Behörden, Bafallen und Unterthanen, ſich nach 
diefer gefeglihen Vorfchrift bei vortommenden Fällen aufs genauefte zu achten, da- 
durch ihr eigenes, wie das allgemeine Intereffe des Landes zu befördern, und bei 
Vermeidung der beftimmten Strafen nichts zu verabfäumen. 

N. C. C. T. XI. S. 1591. v. R. VII. ©. 360 — 415. 


b) O. O. vom 28, Juni 1825,, wegen Berbots des Ablederns des am Milzbrande ge: 
fallenen Biches. 


‚Da nad dem Berichte des Staatsminifteriums vom 24. d. M. wiederholte Er: 
fahrungen dargethan haben, daß das Abledern des am Milzbrande gefallenen Bie: 
bes , welches durch $. 135. des Patents vom 2. April 1803. wegen Abwendung der 
Viehſeuchen ausdrüdlich nachgelaffen worden, nicht ohne die äußerfte Gefahr für 
die damit Befchäftigten möglich ift; fo foll jene Beftimmung des Patents aufgebo: 
ben fein, und beftimme Ich hierdurch, daß das Abledern folder Thiere nunmehr 
nicht ferner geftattet, fondern das gefallene Vieh fonleih mit Haut und Haaren 
vergraben, bei Gontraventionsfällen aber auf die $. 161. Abfchnitt 15. des gedach— 
ten Patents angedrohte Geld» oder Gefängnifftrafe erfannt werden fol. Ich bes 
auftrage das Staatsminiſterium, hiernach das Erforderliche zu veranlajlen. 


G. S. S. 172. 


ec) Verordnung v. 27. März 1836., wegen Abänderung und näherer Beſtimmung 
einiger Borfchriften des Patents v.2. April 1803., wegen Ubwenbung ber Viehſeuchen. 


Ertract. 


Zur näheren Beftimmung des Patents vom 2. April 1803. wegen Abwendung 
der Viehſeuchen, insbefondere des $. 14. wegen der Zulaffung des pobolifchen Vie— 
bes und des $.23. wegen der im Falle der Rindviehſeuche im Auslande verbotenen 
Einführung von Vieh und Sachen, wird mit gänzlicher Aufhebung des letztgedach⸗ 
ten $.23., imgleihen unter Aufhebung der auf die $$- 14. und 23. ſich beziehenden 
Strafbeftimmungen jenes Patents, wie folgt, verordnet: 

$.1. In die öftlichen Provinzen des Staats darf Rindvieh der Steppen. 
Race (vodoliſches Vieh) zu keiner Zeit auf andern Punkten, als durch beftimmte 
mit Quarantaine: Anftalten verfehene Einlaß» Orte über die Landes: Gränze ge 
bracht, und daffelbe nur nach ein und zwanzigtägiger Quarantaine, und, wenn es 
während derfelben gefund geblieben, weiter einaeführt werden. Bei der Entlafjung 
aus der Quarantaine muß das Vieh mit dem Duarantaine: Zeichen verfehen, und 
nur das mit folhem Zeichen verfehene Vieh jener Art darf ohne Weiteres im Ins 
nern bes Landes zugelaffen werden ꝛc. 


6.8. Wer wider die im $. 1. ertheilten Vorfchriften Steppenvieh, oder nad 
erlafienen Verboten der Behörden andere verbotene Gegenftände heimlich oder 
durch Anwendung von Gewalt oder Beftechung über die Landesgränze einbringt, 
oder felbft wider die erlaffenen Verbote über die Landesgränze heimlich, gemalt: 
- thätig oder mitrelft Anwendung von Beſtechung eindringt, oder bei diefem Cin- 
bringen oder Gintreten das Auffichtsperfonal durch falfche Vorfpiegelungen täuscht, 
den trifft, im Falle der Verbreitung der Seuche, wozu feine unerlaubten Hand- 
lungen wahrfcheinlich Anlaß gegeben haben, fehsmonatliche bis dreijährige Zucht: 
baus: oder Gefängnißftrafe, welche im Falle angewenderer Gewalt, je nach dem 
Grade derfelben, zu verfchärfen ift. 

Geſchieht audy kein Schaden, fo bat der Schuldige doch eine willfürliche, 
von der Polizeibebörde in den Gränzen des $. 35. WL.R., Thl. 2. Zit. 20. felt- 
zufegende Geld oder Gefängnißftrafe und deren Verſchaͤrfung im Falle ange: 
wendeter Gewalt verwirkt. ! 

Beiderlei Strafen treffen nach Verſchiedenheit der Fälle diejenigen, welche 
wiffentlih dergleichen unerlaubte Weberfchreitungen der Landesgränze oder Uner: 
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laubte Importationen begünftigen, oder wiſſentlich die eingedrungenen Perfonen 
oder eingefchwärjten Gegenftände weiter befördern. ' 

Auch diejenigen, welche den ihnen von den Behörden ertheilten Anweijun: 
aen, unter welchen ihnen der Gingang oder die Amportation geftatter ift, nicht 
Folge geleitet haben, werben polizeilich mit willfürlicher Geld: oder Gefänanif: 
Strafe belegt. G. S. ©. 173. 178. 


d) Publicandum vom 27. Auguſt 1806,, wegen ber gegen bie Verbreitung der 
Schaafpocen : Krantbeit zu bevbachtienden Maafregeln. 

Da Wir bemerkt haben, daß die Epidemie der Echanfpoden dur Anſteckung 
deshalb um ſich zu greifen pflegt, weil theils die nöthige Kenntniß der Natur diefer 
Krankheit felbft, fo wie der dagegen anzumendenden wirkſamſten Mittel noch nicht 
genugſam verbreiter ift, tbeils, weil die zur Vorbeugung der Verbreitung derfelben 
dienlichen VBorkehrungs: Mittel nur felten in Anwendung gebracht werden, fo ba. 
ben Wir Uns veranlaft gefunden, nachftebende Vorſchriften zur allgemeinen Wiſ— 
fenichaft und Achtung aller Befiger von Schaafbeerden, fo wie auch der Schäfer 
und Schäferknechte, bekannt zu machen und anzuordnen: 

I. Die Erfahrungen wohl unterrichteter Deconomen und Thierorznei: Kundi- - 
ger fommen darin überein, daß diefe Krankheit nicht nur anftedend, fondern 
auch feuchenartig ift, das heißt, nicht bloß durch unmittelbare Berührung 
mitgetbeilt, fondern auch durch die mit einer Difpofition zur Erzeugung 
diefer Krankheit verfebene Luft verbreitet und erregt wird. Alle Befiger 
von Schäfereien find daher verpflichtet, alles dasjenige zu beobachten, was 
ap ift, um beiden Arten der Verbreitung befagter Krankheiten Einhalt 
zu thun. | 

I. Zu dem Ende müffen die Beſitzer der mit den Pocken befallenen Schaaf: 

beerden und die Schäfer den Ausbruch der Krankheit, fie mag durch Ein: 
impfung oder natürliche Anftedung entftanden fein, fogleich dem Landrath 
des Kreijes und den Grenjnachbaren anzeigen, bei Bermeidung einer Strafe, 
welche außer den Schabenserfag, den jeder Intereffent zu fordern befugt iſt, 
für den Schäferknecht auf 5 Rthlr., den Schäfer auf 10 Rtblr. und den Ei: 
genthümer der Schäferei auf 20 Rthlr. feſtgeſetzt wird und der in Abficht 
der erfteren Perſonen, im Falle des Unvermögens, eine verhältnifmäßige 
Reibesftrafe fubftituirt werden kann. 


IIT. Sobald durch diefe Anzeige oder auf andere Weife der Ausbruch der Pocken 
in einer Heerde bekannt ift, müſſen nicht nur der Beſitzer diefer ange 
ftedten Heerde mit derfelben von der Grenze der Nachbaren, jondern audy 
diefe mit ihren Echaafen von der Grenze der Ortfchaft, deren Heerde mit 
der Pockenkrankheit behaftet ift, zurückbleiben. 

Die Entfernung, welche zwiichen einer mit den Pocken behafteten Heerde und den 
Schaafen der Nahbaren ftatt finden muß, foll in der Regel 200 Schritte inner: 
halb jeder Grenze, alfo überhaupt 400 Schritte betragen und die Regulirung der: 
felben bat der Laudrath des Kreifes zu beforgen, der auch Abweichungen von diefer 
ei geftatten kann, wenn fie durch die örtlichen Verhältniſſe begrün- 
det werden, 


IV. Koppelweiden aber müſſen mit den von den Pocken befallenen Schaafheer: 
den entweder ganz vermieden werden, oder, wenn foldhes, befonders bei 
gemeinſchaftlichen Waldhütungen, mit Erhaltung der kranken Heerde nicht 
verträglich fein follte, fo muß der Landrath des Kreifes, nach vorftehenden 
Vorfchriften und mit geböriger Berückſichtigung des Weidebedarfs jedes 
Gemeinheitd: Intereffenten, die Hütungsgrenzen zwifchen diefen Intereſſen— 
ten bdergeftalt reguliren, daf die kranke Heerde in der gehörigen Entfernung 
der von gefunden weiden kann. 

V. Mebertreten die Schäfer oder Schäferfnechte die angeordneten Hütungs: 
grenzen, fo findet dafür Beftrafung nach Borfchrift der beftehenden Gefepe, 
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und dem Maafe der Yahrläffigkeit, des Vorſatzes und augerichteten Scha⸗ 
dens ftatt. Jedem Schäfereibefiger wird nachgelaſſen und zur Pflicht ge: 
macht,. die. Schäfer und Knechte, welche außerhalb der Hütungsgrenge be: 
troffen werden, bei feinem Gerichte zur Unterfuchung und Strafe zu ziehen 
oder bei dem gebührenden Gerichte darauf anzutragen. 


VI. Sobald die Pocken in einer Schaafheerde aufgebrochen find, muß allen Ber: 
kauf oder Zaufch aus derfelben fo lange unterbleiben, bis die Krankheit 
völlig aufgehört hat und felbft der Verkauf der anfcheinend gefunden Hänp: 
ter kann in diefer Zeit nicht ſtatt finden, bei Strafe von 5 Rthlr. für jedes 
verfaufte Stüd, 

vo. Wenn aud die Podenfrankheit aufgehört bat, fo müſſen doch die geſund 
gebliebenen Heerden von den Zriften und Weide-Revieren der krank gewe— 
jenen Heerde wenigftens noch ſechs Wochen nach völlig gehodener Krankheit 
zurüdbleiben. 

VII. Wenn übrigens die Ginimpfung der Schaafpoden vielfältig und ſattſam 
als das wirkſamſte Mittel zur Ausrottung diefer Krankheit erprobt iftz fo 
werben alle Befiger von Schaafheerden auf den wefentlihen Augen, welchen 
die Anwendung diefes Mittels hat, zugleich aufmerkſam gemacht und wird 
ihnen die Eininpfung der Schaafpoden ihres eigenen Vortheils wegen, 
bierdurdy möglichft empfohlen. 

Wir befehlen Unferm General» Directorio, Krieges: und Domainen: Gammern 

und ſaͤmmtlichen Unterbehörden, auch allen Gutsbefigern in Unſern ſämmtlichen 

Provinzen, fich biernach auf das genauefte zu achten. 

N,C.C. T. XII. S. 735. Kr. 115. de 1806, 


@) Bergl. Circulare des Minift. d. Innern v. 16. Apr, 1825., betr. die gegen bie 
Klauenſeuche unter den Schaafherden zunehmenden Maafregeln, welches rückfichtlich der Klau⸗ 
enfeuche diefelben Strafbeftimmungen, wie folche in dem Publicandum vom 27, Aug. 
1806,, wegen der Schaafpocken gegeben find, enthält. (0.8, Annalen B.9. S. 481.) 


Landzwinger. 

8.1509. Wer unter Androhung eines gemein schädlichen Unterneh- 
mens etwas zu erpressen sucht, hat, nach Verhältniss des angedrohten 
Uebels, der Grösse seiner Bosheit, und der von ihm zu besorgenden 
Gefahr, sechsjährige, zehnjährige oder auch lebenswierige Festungs- 
strafe verwirkt. 


Vorsätzliche Brandstiftung. 


Bescript ».6.Scptember 1824, nebft Anlage betr. die Berücfichtigung pfuchifcher 
Krankheitszuſtände bei Branbditiftern. 


Dem Königl. KRammergericht wird das von der wiflenfchaftlichen Deputation 
für das Medicinalweſen über die Frage: 


ob mwiffenfchaftlich die Behauptung, daß das Verbrechen der Brandfliftung 

oft in pfochifchen Krankheitszuſtaͤnden, die meiftens mit der Entwidelung 

oder dem Eintritt des Gefchlechtstriebes zufammenbängen, begründet jet, 

bereits dergeflalt und durch fo häufige Fälle feſtgeſtellt worden fei, daß es 

nothwendig werde, bei der Strafgefebgebung darauf Rüdficht zu nehmen? 
unter dem 28. Yugufi 1824 an das Königl, Miniſterium der Beiftlichen», Unter— 
richts« und Medicinale Angelegenheiten erfinttete Gutachten abfchriftlich zugefer- 
tigt, um daraus zu entnehmen, welche Anficht die gedachte Behdrde über diefen 
Begenfland bat, und bei Anwendung des $. 280. der Er. O. hierauf Rüdficht zu 
nehmen. Berlin, den 6. Septbr. 1824. 


Bon einem hoben Konigl. Minifterium der Geifllichen-, Unterrichts und Me— 
dieinal= Angelegenheiten iſt der unterzeichneten wiflenfchaftlichen Deputation für 
— ——— am 6. Juli d. J. befohlen worden, ein Gutachten zu erſtatten 

ruͤber: 
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ob wilenfchaftlich die Behauptung, daß das Verbrechen der Brandfiiftung 
oft in vfochifhen Kranfbeitszuffänden, die meiftens mit der Entwidelung 
oder dem Eintritt des Gefchlechtstriebes zufammenbängen, begründet fet, 
bereits dergefialt und durch fo häufige Fälle fefigeitellt worden ſei, daß es 
nothiwendig werde, bei der Strafgefehgebung darauf Nückficht zu nehmen? 


Diefem —* zufolge giebt die unterzeichnete wiſſenſchaftliche Deputation 
ihr Gutachten dahin ab: daß allerdings, zahlreichen Erfahrungen zufolge, die bei 
—— Individuen häufig ſich dußernde Feuerluſt und Neigung zur Brand⸗ 
ſtiftung nicht ſelten eine Folge iſt von einem regelwidrigen korperlichen Zuſtande, 
beſonders einer unregelmaͤßigen organiſchen Entwickelung zur Zeit der Annäherung 
oder des Eintritts der Mannbarkeit. Nur allen in Klein’s Annalen, die Ges 
feßgebung und Rechtsgelabrtheit in den Preußiſchen Staaten betreffend, und in 
Ernfi Platner's gerichtlichen medicinifchen Programmen fommen zwanzig Fälle 
vor von Brandfliftungen, die von ‚Knaben und jungen Mädchen unternommen 
wurden, und von denen obne Zivelfel, wie aus der gegebenen Darſtellung erbellet, 
ver größere Theil durch einen krankhaften Gemütbszuftand er wurde, 
welcher von einer regelwidrigen organifchen Entwidelung zur Zeit der Annähe- 
rung und des Eintritts der Mannbarkeit abhängig war. Henke bat diefelben 
in feinen Abhandlungen aus dem Gebiete der gerichtlichen Medien zufanımenges 
fiellt, und die Regeln angegeben, die von dem Gerichtsargte bei der Beurtbeilung 
ſolcher Fälle zu befolgen find, auch flimmen damit die Erfabtungen und Urtheile 
anderer Merjte, fo wie 4. B. Oſiander's (in feinen Schriften Über den Selbii- 
mord und die Entwidlelungs- Krankheiten in den Blüthenjahren des mweiblichen 
Geſchlechts) überein, umd find auch feitdem noch andere neuere Fälle diefer Art 
Öffentlich befannt gemacht worden, namentlich von Albrecht Medel in feinen 
Beiträgen zur gerichtlichen Mediein. Hiermit find uͤbereinſtimmend unfere ei— 
— Beobachtungen und Erfahrungen, welche zur Beſtaͤtigung des Geſagten 
enen. 


Die unterzeichnete wiſſenſchaftliche Deputation ift demmach der. Meinung, daß 
die Erfahrungen über diefen Gegenfiand bereits dergeftalt fefigeftellt find, daß «es 
allerdings notbwendig wird, bei der Strafgefeßgebung darauf Rüdficht zu neh⸗ 
men, und daß demnach bei allen Brandfliftungen, wo der Thäter fih im den 
Jahren der eintretenden oder fich entwidelnden Pubertät befindet; namentlich 
ziwifchen dem 12. und 20. Lebensiahre, — indem der Eintritt der Pubertät zu 
ſehr verfchiedener Zeit erfolgen kann, und diefelbe bau mebrere Jahre zu ihrer 
volfländigen Entwidelung bedarf, — das Gutachten der Sachverfiändigen vor 
Abfaſſung des Erfenntniffes einzuholen fein dürfte. 

Berlin, den 28. Yuguft 1824. | 
Die wiffenfchaftlihe Deputation für das Medieinal-Weſen. — 

Die übrigen Landes» Zuftiz- Collegien und Gerichte haben fich hiernach eben- 
falls zu achten. 

Berlin, den 6. Septbr. 1824. v. K. BD. 24. ©. 155. 


$. 1510. Wer in Wohnhäusern, Schiffen oder andern Gebäuden vor- 
sätzlich Feuer anlegt, um dadurch Jemanden zu beschädigen, wird als 
ein Brandstifter angesehen. 


8.1511. Jede vorsätzliche Brandstiftung, wodurch das Leben eines 
oder mehrerer Menschen, oder ganze Städte, Flecken, Dörfer, und 
sonst bei einander liegende Wohngebäude, oder Schiffe in Gefahr ge- 
setzt worden, zieht in der Regel Todesstrafe nach sich. 


Bergl. Kriegdartifel 50; f. 3u 8.463, dieſ. Tit. 


8.1512. Wer eine solche gefährliche Feuersbrunst in der Absicht, 
unter Begünstigung derselben Mord, Raub oder ein anderes Verbre- 
chen, worauf die Todesstrafe steht, zu begehen, veranlasst hat, der sol), 
ohne Rücksicht auf den Erfolg, als ein Mordbrenner mit der Strafe des 
Feuers belegt werden. 


44* 
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8.1513. Sind bei dergleichen Mordbrennerei Menschen ums Leben 
ekommen: so soll die Todesstrafe des Feuers, nach Verhältniss der 
egangenen Grausamkeiten geschärft werden. 


Bergl, 8.27, ber Circularverordnung v. 26, Februar 1799; 5, 3u 8. 1126, dieſ. Fit. 


8.1514. Sind dergleichen Grausamkeiten zwar. nicht begangen ; ist 
aber die Feuersbrunst an einem bewohnten Orte und zu einer Zeit an- 
gelegt worden, da die Einwohner gewöhnlich schon im Schlafe liegen: 
so hat der Thäter die Strafe des Feuers verwirkt, wolern Menschen in 
einem solchen Brande, oder bei Gelegenheit desselben, ihr Leben ver- 
loren, oder einen bleibenden Nachtheil an ihrer Gesundheit erlitten 
haben; wenn auch der Thäter die $. 1512, gedachte mordbrennerische 


Absicht nicht gehabt hätte. ;, ;,,, 


8.1515. Ist bei einem solthen zur Nachtzeit angelegten Brande we— 
der die 8. 1512. bemerkte mordbrennerische Absicht vorhanden gewe- 
sen; noch ein Mensch am Leben oder Gesundheit auf vorstehende Art 
beschädiget; gleichwohl aber durch Einäscherung von Häusern und Ge- 
bäuden ein Schade von Fünfhundert Thalerm oder mehr verursacht 
worden: so findet die Strafe des Schwerdtes nebst der Verbrennung 
des Körpers statt. Ä ** 


O.O.o.a1 Mai 1806,, bett. bie Deklaration des 8. 1515. 11. 20. des A. E. R. 


Auf Euern Beriht vom 25.8. M. über die wegen wiederholter nächtlicher 
Brandſtiftung und dadurch jedesmal verurfachten Schadens von mehr als 500 Rihlr. 
pr Ausichleifung nach der Gerichtsftätte und zur Enthauptung mit nachberiger 

erbrennung des Körpers verurtheilte Dienftmagd Dorothee Eliſ. Blödorn 
gebe Ih Euch hierdurch zu erkennen, wie Ich es bei dem angezeigten nicht 
ganz unbegründeten abweichenden Sentinient des Kammtergerichts doch bedenklich 
finde, das Erkenntniß des Pommerſchen Hofgerichis auf die Zodesitrafe voll: 
zieben zu Hafen, und will Sch daber auch Staupenſchlag und lebenewierige 
Feſtungsſtrafe eintreten laſſen und Euch zur Verfügung alles mweitern Erforder— 
lihen hierdurch autorifiren. Zugleich aber genehmige Ich es auch, daß S. 1515. 
zit. 20, Thl. II. des A. L. R. dabin deflarirt werden kann, daß unter den Ge: 
fegesworten: und Ginäfcherung von Gebäuden und Häufern, auch der Werth 
des am Mobiltarvermögen angerichteten und überhanpt der Betrag des ganzen 
Schadens, den die vorfäßlidhe Brandftiftung angerichtet hat, ‚verftanden werden 

ſolle, und überlaffe Euch ebenmäßig das deshalb Weitere. 
v. R. B. VII ©, 603. 


8.1516. Eben diese Todesstrafe wird, jedoch ohne Verschärfung, 
erkannt, wenn zwar Menschen das Leben verloren, oder einen bleiben- 
den Nachtheil an ihrer Gesundheit erlitten haben, der Brand aber am 
Tage, und ohne die im $. 1512. gedachte Absicht angelegt worden. 


8.1517. Ist durch eine in bewohnten Gegenden vorsätzlich, jedoch 
ohne mordbrennerische Absicht ($. 1512.) am Tage erregte Feuers- 
brunst zwar kein Mensch an Leben oder Gesundheit verletzt worden; 
dennoch aber an Häusern, Gebäuden, Gütern und Vermögen der Ein- 
wohner ein Verlust von Fünfhundert Thalern oder mehr entstanden: 
Se der Thäter mit lebenswieriger Festungs- oder Zuchthausstrafe 

elegt. 


8.1518. Ist kein dergleichen beträchtlicher Schade verursacht; die 
Brandstiftung aber bei nächtlicher Weile verübt worden: so hat der 
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Thäter zehn- bis funfzehnjährige Festungs- oder Zuchthausstrafe ver- 
wirkt, DE | Fa — 

8.1519. Ist das ohne beträchtlichen Schaden gedämpfte Feuer am 
Tage angelegt, und dadurch die Rettung erleichtert worden: so soll 
der 'Thäter sechs- bis zehnjährige Zuchthaus- oder Festüngsstrafe 
leiden. on | | 


C.©.v».29. Januar 1812. und 13, März 1830, betr. bie Beftimmung ber Strafe der 
Branditiftung nach bem Betrage bed Schabens, 


Auf Ihren Bericht vom 25. v. M. will Ich die gegen ben Gemeinhirten os 
ſeph Buchwald zu Beden in Schlefien, wegen vorfäglicher Brandftiftung erkannte 
Zodesitrafe zwar in der Rüdficht, daß dabei niemand ums Leben gekommen, 
oder bedeutend an feiner Geſundheit beſchädigt ift, in lebenswierige Feſtungsar⸗ 
beit verwandeln und das hiernach anderweitig abzufaffende Beftätigungg. Refcript 
zu Meiner Volljiebung erwarten. ° Indeſſen finde Sch Selbft, dag man bei dem 
Verbrechen der vorſätzlichen Brandftiftung das Maaß der Strafe zu viel von 
bein Erfolg diefer fo höchſt firafbaren Handlung abhängig gemacht, flatt daß 
man blos auf den größerem oder minderen Grad der gemeinfamen Gefahr und 
auf die mehr oder minder firafbare Abficht des Verbrechers Rüdfiht nehmen 
follte. Das Maaf der Strafe von einer beftimmten Summe des angerichteten 
Schadens zu Gelde gerechnet abhängen zu laſſen, ſcheint Mir deshalb vollends 
unpaſſend zu fein, und Ich beauftrage Sie daher, dies bei der Reviſion des 
20. Titels des II. Th, des A. L. R. in näherer Erwägung zu ziehen, und dar 
nad) das Weitere zu veranlaffen. 


Berlin, den 29. Januar 1812. | v. K. J. B. 1. ©.5. 


Ich will auf Ihren Bericht vom 6. d. M. die gegen den Delonom Wie 
nede erfannte Todesftrafe iu lebenswierige Zuchtbausftrafe verwandeln, und das 
biernach auejufertigende Reffript zu Meiner Volljiehung erwarten. Was aber 
das Sefep betrifft, nach weldhem ein durch nächtliche Brandftiftung angerichteter 
Schaden von 500 Rthlr. die Todesitrafe nach ſich zieht, fo muß daſſelbe in dem 
von neuem zu redigirenden Straf: Goder nothmendig abgeändert werden, da das 
Leben des DBerbrechers von einer in Gelde beftimmten Summe des Schadens, 
‚ben feine Freveltbat angerichtet; hat, nicht abhängig gemacht werden kann. Wors 
läufig find die Gerichtsbehörden anzumieien, auch in diefen Fällen, wenn Feine 
erſchwerende Umftände eintreten, auf lebenswierige Feſtungs- oder Zuchthaus: 
ſtrafe zu erkennen. Berlin, den 13. Mär; 1830. v. K. J. B. 35. ©. 137. 


8.1520, Wer durch Ansteckung seines Eigenthums das Feuer wei- 
ter zu verbreiten, oder Andere zu betrügen sucht, wird gleich dem, 
welcher fremdes Eigenthum in Brand steckt, bestraft. 


$. 1521. Wer Wälder vorsätzlich in Brand steckt, soll zu einer 
sechs - bis zehnjährigen, oder auch, wenn dadurch ein sehr erheblicher 
Schade verursacht worden, in lebenswierige Zuchthaus- oder Festungs- 
strafe verurtheilt werden. 


8.1522. Wer einzeln stehende unbewohnte Gebäude, oder andere 
Behältnisse, Holzvorräthe, Feld- oder Gartenfrüchte dergestalt anzün- 
det, dass die Flammen, nach dem natürlichen Laufe der Dinge, be- 
wohnte Gegenden nicht ergreifen können, der soll, nach Verhältniss 
des angerichteten Schadens, mit drei bis sechsjähriger Festungsstrafe 
belegt werden. 


$. 1523. Gegen einen Verbrecher, welcher sich mehrerer Brandstif- 
tungen schuldig gemacht hat, soll, wenn er auch wegen einer jeden insbe- 
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sondere nur zeitigen Verlust der Freiheit verwirkt hätte, dennoch le- 
benswierige Festungs- oder Zuchthausstrafe erkannt werden. 

..$ 1524. Würde ihn ohnedies schon wegen Einer Brandstiftung le- 
benswierige Festungs- oder Zuchthausstrafe treflen: so soll, wegen 
Wiederholung des Verbrechens, der Staupenschlag hinzukommen. 

$.1525. Die durch einzelne Brandstiftungen verwirkte Todesstrafe 
soll, im Falle der Wiederholung des Verbrechens, geschärft werden. 
8.1526. Was vorstehend ($. 1523-1525.) verordnet worden, findet 


statt, wenn der. Verbrecher wegen der vorhergehenden Brandstiftun- 
gen noch nicht bestraft worden. * — 


S. 1527. Ist er aber schon einmal wegen versuchter oder unternom- 
mener Brandstiftung bestraft worden: so hat er im Wiederholungsfalle 
die Strafe des Schwerdtes verwirkt, wenn gleich die That an sich eine 
gelindere Strafe nach sich gezogen hätte. aa 32% 

$. 1528. Wegen einer solchen Wiederholung (8. 1527.) wird die 
sonst verwirkte gelindere Todesstrafe in die härtere verwandelt. 

FR Versuchte Brandstiftung, . 

8. 1529. Auch auf bloss versuchte Brandstiftung, wein: gleich der 
Ausbruch des Feuers ohne Zuthun des Thäters unterblieben ist, soll 
nach Verhältniss der bevorgestandenen Gefahr , mehrjährige Festungs- 
strafe folgen. * 

S. 1530. Hat der angelegte Brand gar nicht gezündet: so bat der Thä- 
ter drei- bis fünfjährige Festungs - oder Zuchthausstrafe verwirkt. 


8.1531. Hat er die That bereuet, und’ den Zunder wieder wegge- 
nommen, oder das Feuer, ehe es zum Ausbruche gekommen ist, wieder 
gelöscht: so soll sechsmonatliche bis zweijährige Gefängniss- oder 
Arbeitshausstrafe eintreten. 


8. 1532. Hat der Thäter um Hülfe gerufen, und dadurch allen Scha- 
den verbütet: so findet gleichfalls die Vorschrift des vorgehenden 
$. 1531. Anwendung. —— en b 

8.1533.. Ist durch des Thäters Rufen um Hülfe zwar nicht aller 
Schade, aber doch die Vergrösserung desselben verhütet worden: so 
soll er mit der übrigens verwirkten Todesstrafe verschont, und die 
sonst etwa eintretende ordinaire Strafe gemildert werden. 

8.1534. Ist der Thäter durch persönliche Rache oder Feindschaft zu 
der versuchten Brandstiftung bewogen worden: so soll er, nach ausge- 
standener Strafe, aus dem Orte oder der Provinz, wo er das Feuer 
angelegt hat, auf immer verbannt werden. 

C.©. v.19. Januar 1837., daf Die Strafe der Ortönerweifung auffich beruhen Fann, 
wenn fie ich als unausführbar darftellt; f. zu 8.709, dief, Tit. 

8.1535. Wer aus Bosheit oder Muthwillen, durch gefährliche Dro- 
hungen von Feueranlagen und Brandstiftungen, seine Mitbürger beun- 
ruhigt; der hat Zuchthausstrafe von sechs Monaten bis zu zwei Jahren 
verwirkt. | | 

8.1536. Wer durch dergleichen Drohungen, Geld oder andere Vor- 
theile von einzelnen Privatpersonen zu erpressen sucht, der soll mit 
Zuchthausstrafe von drei bis sechs Jahren belegt werden. 
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1) Bergi. Cireularverordnung ». 26. Februar 1799. 8.31. betr. bie Befktafung 
der Bettler, welche durch gefährliche Drohungen Almoſen zu erprefien ſuchen; f. au 8- 1126. 
dief. Tit. : 


2) C.©. 0.6. Mai 1825,, betr. die Beftrafung ber Erpreffungen, welche mit lebendg« 
fährlichen Drohungen bewirkt werden ; f. au 8.1255. bief, Tit. 


8. 1537. Wer durch solche gefährliche Brandbriefe, oder Aufsteckung 
von Brandzeichen, Erpressungen über ganze Oerter oder Gegenden 
zu verüben sich unterfängt; der soll, nach Verhältniss der daraus wirk-. 
lich bevorgestandenen Gefahr, zehnjährige bis lebenswierige Festungs- 
strafe leiden. | 


Polizeigesetze za Verhlitung der Feuersbrünste, 

8.1538. Jeder Einwohner des Staats ist schuldig, Vorsicht anzu- 
wenden, damit durch sein Zuthun oder Veranlassung kein Feuerschade 
entstehe. 


8.1539. Wer einen Bau führen, oder Hauptreparaturen unterneh- 
ınen will, muss sich dazu vereideter Werkmeister bedienen; und nach 
den zur Abwendung der Feuersgefahr abzielenden Anweisungen der- 
selben sich achten. (Th. 1. Tit. 8. $. 66. qq.) 


1) C.©®. v. 1. Januar 1831., betr, bie Unlage und den Gebrauch der Dampfmafchinen. 
Um ben Gefahren, welche von dem in neuerer Zeit immer allgemeiner wer: 
denden Gebrauche der Dampfmafchinen zu beforgen find, möglichft vorzubeugen; 
—— Ich, nad den Vorſchlägen des Staats-Miniſteriums, hierdurch Fol« 
gendes: 
‚ 1) Die Aufftellung von Dampfmafchinen zum Gebrauche darf nah Bekannt: 
machung gegenwärtiger Beftimmungen nicht ohne befondere polizeilidhe Er: 
laubniß gefcheben. 


2) Diefe Erlaubniß ift zeitig vor der beabfichtigten Aufftellung unter genauer, 
mit den erforderlichen Zeichnungen begleiteter Befchreibung des Orts der 
Anlage, der Art, des Umfanges und Zweckes der Mafchine, des Materials 
und ber Stärke des Keſſels zc., und zwar in den Städten bei der betref. 
enden Drts-Polizeibebörde, auf dem platten Lande aber, bei dem Kreis. 

ndrathe nachzufuchen. 

3) Im Falle der polizeilichen Zuläffigkeit hat diefe Behörde vor Ertheiln 
ihrer Genehmigung das Vorhaben, um etwwanige privatrechtliche Einwen, 
dungen dagegen zu vernehmen, öffentlich befannt zu machen, und 

4) nach erfolgter Aufftellung genau zu unterfuchen, ob die Ausführung den 
Beftimmungen der dazu ertheilten Erlaubniß entfpricht. 


5) Vor dem Empfange der hierüber — Beſcheinigung, darf die 
aufgeſtellte Dampfmaſchine nicht in Gebrauch geſetzt werden. 


6) Wer entweder ohne Erlaubniß der betreffenden Polizeibehörde eine Dampf. 
maſchine zum Gebrauche aufgeſtellt, oder bei der genehmigten Aufſtellung 
von den ihm vorgeſchriebenen Bedingungen abweicht, oder endlich die Ma: 
fine vor Empfang der Beſcheinigung über die vorfchriftsmäßige Aufftel: 
lung in Gebrauch fegt, ift mit einer Polizei- Strafe von Zehn bis Funf. 
zig Thalern zu belegen. 

7) Mit dieſer Strafe iſt die gänzliche Abtragung der ohne Erlaubniß aufge: 
ftellten, oder in Gebrauch gefegten Dampfmafchine in dem Falle zu ver: 
binden, wenn diefelbe an einem nicht geeigneten Orte aufgeftellt, oder ihre 
Einrichtung Beſorgniß erregend, fehlerhaft und nicht zu verbefiern ift. 

8) Die vorftehend zu 6. angeordnete Strafe trifft außer dem Unternehmer 
aud den Werkmeiſter, welcher die Aufftelung einer Dampfmafchine, ohne 
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die erforderliche polizeiliche Erlaubniß, oder nicht nad) den Vorſchriften der 
letztern ausführt. 

Dieſe Beſtimmungen find durch die G. S. bekannt zu machen; gleich 
zeitig iſt aber auch dafür zu ſorgen, daß die Behörden, zur Wahrnehmung 
des teihniich polizeilichen Intereſſes in jedem einzelnen Galle, mit einer allge: 
meinen belehrenden Anweifung verfehen werden, und daß durch Zögerungen bei 
Ertheilung der Erlaubnißſcheine und bei den erforderlichen NRevifionen das gewerb: 
liche Jutereſſe nicht leide, 8.8. S. 243, 


2) Bergl. Instructionen zur Bolljiehung der Verordnung wegen Anloge der Dampfı 
mafchinen, v. 13. Getbr. 1831. (6.8. S. 244.) und v. 21. Mai 1335, (G. S. S. 94.) 


3) C. ©. v.27. Septbr. 1837,, die Anwendung der Vorſchriften der Allerhöchſten Cabi⸗ 
netsordre v. 1. Januar 1831, anf die Anlagen und ben Gebrauch von Dampffefieln zu anderen 
SZwecen, als zum Mafchinenbetriebe, betreffend. 

Nach dem Antrage des Etaateminifteriume vom 8. d. M. beſtimme Ich hierdurch, 
daß die Vorſchriften Meiner Order vom J. Januar 1831., die Anlagen und den Ges 
brauch der Dampimafchinen betreffend, auch auf die Anlage und den Gebrauch ven 
Dampfkefleln zu andern Zweden, ald zum Maſchinenbetriebe, Anwendung finden 
follen. Tas Eraatsminifterium bat diefen Erlaß durd die ©. ©, befannt zu machen. 


G.©. ©. 146. 


8. 1540. Handwerker und Professionisten, welche in Feuer arbeiten, 
müssen die Polizeiordnungen jedes Orts, wegen der Anlage und Ver- 
wahrung ihrer Werkstätte, ingleichen wegen der Art und Zeit, sıch des 
Feuers zu bedienen, genau beobachten. 


8.1541. Alle sich von selbst entzündende oder leicht feuerfangende 
Wäaaren, Materialien, und andere Vorräthe müssen an Oertern, und in 
Behältnissen,, wo ihre Entzündung nicht gefährlich werden kann, vor- 
sichtig aufbewahrt werden. 


$. 1542. Auch müssen Waaren, welche, wie Hanf und Besh; nicht 
ohne Gefahr bei einander aufbewahrt werden können, von einander 
abgesondert gehalten werden. 


8.1543. Gewerbe und Verrichtungen, deren Betrieb mit besonderer 
Feuersgefahr verbunden ist, sollen in Städten, Flecken, Dörfern, und 
überhaupt in der Nähe von andern einer leichten Entzündung’ ausge- 
setzten Gebäuden nicht geduldet werden. 


$. 1544. Jeder Hauswirth ist schuldig, dafür zu sorgen, dass die 
Feuerstellen in seinem Hause beständig in baulichem brandsicherem 
Stande unterhalten, und besonders die Schornsteine zur geseizten Zeit 
ordentlich gefegt werden. 


$.1545. Besonders müssen die Schornsteinfeger, sowohl auf dem 
Lande als in den Städten, dafür haften, dass die Reinigung der Schorn- 
steine gehörig erfolge. 


$. 1546. Wenn der Eigenthümer oder Einwohner auf die Erinne- 
rung des Schornsteinfegers nicht achtet: so ist dieser zur Anzeige bei 
der Polizeiobrigkeit gehalten. 


8.1547. Ein jeder überhaupt ist ar. in Ansehung. des Feuers 
und Lichts die genaueste Vorsicht zu beobachten. 


8.1548. In Scheunen und Ställen, Böden, und andern Behältnissen, 
wo feuerfangende Sachen zu sein pflegen, soll sich Niemand mit blos- 
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sem Feuer oder Lichte, brenneriden Kienspänen, oder Fackeln betreten 
lassen. | 


8. 1549. Vielmehr soll sich ein Jeder dazu der Oellampen in gehörig 
verwahrten blechernen Laternen bedienen. 


$. 1550. Niemand soll an einem solchen Orte, oder auch in oder bei 
den Betten und Lagerstellen, in Wäldern, in den Dörfern bei Häusern, 
in den Ställen, auf den Höfen, oder in den Dorfstrassen, und solchen 
Gegenden, wo leicht Feuer entstehen könnte, Taback rauehen. 


1) Declaration v.31. Auguſt 1815., betr. die Strafe beö fenergefährlichen Tabak: 
rauchen®. 


Ich finde e8 auf Ihren Bericht vom 26. v. M. angemeffen, ftatt der in dem 
Edift vom 19. Januar 1764. wegen des feuergefährlichen Tabacksrauchens de: 
ordneten willkührlichen Strafe, und der unverbältrifmäßigen Denunciatione: 
Prämie von. 25 Rthlr., die Etrafe auf Zwei Rthlr. feftzufegen, und von diefer 
die Hälfte als Denuncianten: Antheil zu beftimmen. G.S. de 1816. S. J. 


2) O. O. v. d. Dechr. 1832., wegen bed Tabackrauchens in den Städten. 


Mit der von dem Staatsminifterio in dem Berichte vom 24.9. M. ent⸗ 
widelten Anfiht, daß die auf das feuergefährlibe Tabackrauchen gefegte Etrafe 
in den Fällen, in welchen eine folche Feuersgefahr nicht vorhanden ift, feine An- 
‘wendung finden fünne, erkläre Ih Mich einverftanden. Da jedod) and das 
nicht feuergefährliche Tabackrauchen zur Beläftigung des Publikums gereichen 
kann, fo genehmige Ich den Antrag, daß in den Fällen und an den Orten, 
wo eine ſolche Beläftigung nad dem Ermeſſen ber Hrts  Wolizeibebörde zu be 
forgen iſt, and das micht feuergefährlibe Tabackrauchen für beftimmte Plätze, 
Spaziergänge und Strafen, fo mie felbft für den ganzen Bezirk eines Orts, bei eis 
ner zur Orts: Armencaffe einzuziebenden Strafe von 10 Sar. bis 1 Rihlr. von den 
Orts⸗Polizeibehörden verboten werden dürfe, welche Verbote jedoch durch befon- 
dere in binreichender Zahl geſetzte MWarnungstafeln oder fonft genügend befannt 
zu machen find. Kür die Refidenzftädte Berlin und Potsdam bemendet es bei 
den diesfalls erlafjenen Beftimmungen. G. S. de 1833, ©. 1. 


$. 1551. In Wäldern und Heiden soll Niemand bei trockener Jahres- 
zeit, oder an gefährlichen Stellen, Feuer anmachen. | 


8. 1552. Auch auf freien Plätzen darf, in einer gefährlichen Nähe von 


Gebäuden oder andern feuerfangenden Sachen, kein Feuer angemacht 
werden. 


8.1553. Niemand soll Kohlenbecken, oder andere Feuerbehältnisse 
an Orten, wo dadurch Brand veranlasst, oder Menschen durch den 
Dampf erstickt werden könnten, über Nacht stehen lassen. 


8.1554. Des Schiessens mit Feuergewehr, des Raketenwerfens und 
anderer Feuerwerke, in der Nähe von Häusern, Gebäuden, oder an- 
dern leicht entzündbaren Sachen soll sich ein Jeder enthalten. 


1) Edict v. 11. Juli 1775. wegen des unbefugten Schießens in ben Städten und Dörfern. 


Wir Friedrich Wilhelm von Gottes Gnaden, König von Preußen, Thun 
fund 1nd fügen biermit jedermänniglid zu willen, ob zwar durch vielfältige 
Verordnungen, abionderlich durch die Edicte vom 12. Novbr. 1739 und 19. Novbr, 
1769 das unbefugte und unvorfichtige Schießen in deu Städten und Dörfern, 
welches fo viele große Feuersbrünfte und wohl gar Menfchen- Mord verurſacht 
bat, auf das ernftlichfte und bei harter Strafe allgemein verboten worden; fo 
haben Wir dennoch zu Unſerm größten Mißfallen vernommen, daß diefes Uebel 
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demohngeachtet nicht gänzlich unterblieben, fondern durch das verbotene Schießen, 
insbefrndere von jungen, rohen und unerfahrnen Leuten annoch verfchiedentlich 
viel Unglück angerichtet worden. | 


Wir haben alfo für gut und nöthig gefunden, vorbefagtes Gdict vom 12, 
Novbr. 1739, hierdurch dahin zu erneuern, zu erweitern und zu ſchärfen. 


1) Soll ohne einige Ausnahme niemand, er fei wer er wolle, vom Militair: 
oder Givilftande, hohen oder niedrigen Ranges, zu irgend einer Zeit ein Schieß— 
Gewehr, oder mit Schiefpnlver geladenes Inſtrument, von welcher Gattung 
ſolches auch fein mag, ohne Ünterfchied, es fei fcharf geladen vder nicht, in 
Städten, Borftädten, Dörfern, Amts: oder Vorwerkd: Häufern und Höfen los— 
ſchießen, und eben fo wenig einiges ‘Feuerwerk werfen oder loshrennen. 


2) Soll derjenige, welcher damider zu handeln fich gelüften Taffen will, wenn 
Hleich daraus gar fein Schade erfolget ift, oder wegen feuerfefter Befchaffenbeit der 
Gebäude muthmaaglich nicht erfolgen können, dennod ohne Anfehen der Perſon, 
und ohne daß ihm einige Entfchuldigung zu ftatten fommen, über die Confis— 
cation ded Gewehrs, es mag ihm oder einem andern gehören, annoch funfzig 
Thaler Strafe erlegen, und wenn er ded Vermögens nicht ift, ſolche Strafe zu 
bezahlen, auf die nächte Feftung gebracht, und fechs Monate lang zur Arbeit 
an der Karre angehalten, bei Wiederholung folcher Gontravention aber diefe 
Geld: oder Reibesitrafe verdoppelt, und nach Befinden noch mehr geichärft werben. 


3) Wenn hingegen durd dergleichen Verbrechen wirklich eine Feuersbrunft 
oder fonft Schaden entftehet, follen die Mebertreter fofort zur Haft gebracht, wis 
der diefelben mit der Unterſuchung fehleunig verfahren und felbige über die Art. 2. 
geordnete Strafe noch zu Erftattung des Schadens, wenn fie des Vermögens find, 
und der Schade mit Gelde wieder gut gemachet werden kann, augebalten, fonft 
aber mit gefchärfter Reibesftrafe belegt werden. Sollte durch dergleichen unbefug- 
tes Schießen gar ein Menſch um fein Leben kommen, fo fol nach Vorſchrift der 
peinlichen Rechte gegen den Verbrecher verfahren, und derfelbe zu dem Ende der 
competirenden Criminal: Gerichtsbarkeit übergeben werden. 


4) Damit dergleichen Verbrechen vor der Ausübung gehindert, oder, wenn es 
gefchehen, der Thäter fofort entdedet und zur Strafe gezogen werden möge; fo foll 
jeder Hauswireh die Seinigen davon abhalten, wann aber Militair:Perfonen fich bei 
ihm befinden und zu fehießen oder Feuerwerke zu werfen ſich unterfangen wollen, 
mit Zuziehung und Hülfe derjenigen die er am nächften haben kann, foldhes Vor« 
haben zu hindern fuchen. 

Dafern jedoch felbiges gefchehen und begangen worden, ehe ed der Hauswirth 
gewahr geworden oder hindern können, foll derfelbe ſolches nicht nur fofort der 
Obrigkeit des Orts und in den Dörfern dem Schulen und Gerichten anzeigen, 
fondern es müſſen auch diefe, ohne gefchehene Anzeige von felbft, fobald fie einen 
Schuß hören, nach dem Ort, wo felbiger gefchehen, fich hinbegeben, nach dem Thä- 
ter erkundigen, denfelben feftnehmen, und an die Gerichtsobrigkeit zur Beftrafung, 
wenn es aber ein Soldat oder ein Unteroffizier ift, zur nächften Garnijon abliefern, 
worauf denn der Verbrecher von Garnifon zu Garnifon zum Neginent, worunter 
er gehört, abgeliefert und dafelbft mit Gaffen» Laufen, oder wenn Schaden verur- 
ſacht worden, mit Feftungs:Arbeit an der Karre beftrafet, auch der Gerichtsobrigkeit 
des Orts, wo das Verbrechen begangen worden, von der zur Execution gebrachten 
Strafe Nachricht gegeben werden muß. 

Wenn aber ein Offizier dergleichen Gontravention unternimmt, fo foll fofort 
an deffen Ehef die Anzeige davon gefchehen, und durch denfelben die Beltrafung dee 
Gontravenienten verfügt werben. 

5) Sollen fowohl die Hauswirthe, wenn fie nicht dergleichen Verbrechen derer: 
jenigen, die ſich bei ihnen aufhalten, fofort der Obrigkeit des Orts, oder deren 
Schulen und Gerichten, und wenn es ein Offizier ift, defjen Chef oder Comman. 
deur anzeigen, als auch die Obrigkeit und Dorfgerichte, welche nicht, wie Art. 4. 
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verordnet worden, fofort auf gefchehene Anzeige oder gehörten Schuß iu Erkundi- 
gung nach dem Thäter und deſſelben Arretirung ihre Pflicht beobachten, ols Theil. 
nehmer des Verbrechens angefehen nnd in fünf und zwanzig Thlr. Geldttrafe ge» 
nommen, bei ihrem Invermögen aber mit 3monatlicher Feſtungs » Strafe belegt, 
und bei wiederholter Nachläſſigkeit oder Nachficht die Strafe an ihnen gefchärfet 
werden. 

6) Da auch wahrgenommen worden, daß durd das Schießen junger und roher 
Leute viel Unglüd entftanden ift; fo wollen und befehlen Wir, daß ein jeder Haus. 
vater, Lehr: und Brod« Herr, oder Borgefepter, ohne Anfehen der Perfon und Un— 
terfchied des Standes, nicht nur die Schießgewehre und Inftrumente, welche er 
befiget, in dergeftaltiger Verwahrung, daß feine Kinder, Bediente, Gefellen, Lehr 
Burſche, Sefinde und Untergebene, nicht dazu kommen können. halten, fondern 
auch darauf fehen foll, daß diefelben für fich fein Schieß Gewehr von irgend ein 
Art ſich anfchaffen, oder wenn fie.es font ſchon befigen, folches nicht in ihrer 
wahrfam und It behalten müffen. 

Wer damwider handelt und bdiefe Vorſichtigkeit unterläßt, fol, wenn eines von 
feinen Kindern, Gefinde, Gefellen, Lehr: Burfhen und Üntergebenen auf Loß— 
fchießen eines mit Schief- Pulver geladenen Inftruments betroffen, und dirch die 
Unterfuchung herausgebracht wird, daß felbiges dem Verbrecher zugehöre, und er es 
in feines Haus. Herrn oder Vorgeſetzten Haufe aufbehalten, oder dafjel,de diefem 
felbft zugehöre, in eben diefelbe Artitulo 2 verordnete Strafe wie der Thäter ge 
nommen, auch wenn er einer außerordentlihen Fahrläffigkeit in Verwahrung feines 
Schiefgewehres oder in Nachgebung des Gebrauchs dergleichen Gewehr es von dem 
Verbrecher überführt wird, nach Befinden gleich diefem in Subfidium zur Erfegung 
des durch Ablöfung des Schieß: Juftruments verurfachten Schadens angehalten, 
oder, wie oben Art. 3. verordnet ift, die Strafe auf gleiche Art gegen ihn geichärfet 
und vergrößert werden. 

7) Bon der im vorftehenden Artikul enthaltenen Verordnung follen bloß bie» 
jenigen ausgenommen fein, deren Gewerbe und zu erlernende Kunft, wie bei der 
Jägerei, den Gebrauch des Schießgewehrs erfordert, welche jedoch gleichfälls deffel- 
ben bei den in diefem Edict feitgefegten Strafen nicht anders als zu und in der wirk. 
lichen Ausübung ihres Gewerbes und der Kunft, die fie lernen, fich bedienen müſſen. 

Mir befehlen fo gnädig als ernſtlich allen und jeden, fich darnach auf das ge» 
naueite zu achten, infonderheit aber unfern hohen und niedrigen Krieges: und (Fivil. 
Bedienten, Krieges: und Domainen- Kammern, Magifträten in den Städten, 
Beamten und allen andern Gerichts: Obrigkeiten auf dem Lande, den Richtern, 
Schulzen und Schöppen in den Dörfern und dem Officio fisci mit allem gehö. 
rigen Ernft und Nachdruck darüber zu halten, die Gontravenienten refp. anzuzeigen, 
und zur verdienten Beſtrafung zu ziehen. | 

Damit ſich au niemand mit der Unwiſſenheit entfchuldigen möge, fo foll die: 
ſes erneuerte, erweiterte und gefchärfte Edict nicht allein jego, fondern auch Fünftig 
alljährlich zweimal nach der Predigt öffentlich verlefen und überdem fowohl in den 
Städten ald auf den Dörfern an öffentlihen Orten angeichlagen und angehungen 
werben. N. C. €. Tom. V. e. S. 205. Nr. 35. de 11775. 


2) Bescripte v.2.Auguft und 7. Septbr. 1793,, betr. die Anwenbbarfeit,der ültern 
Gefege wegen unvorjichtigen Gebrauchs der Schiehigewehre. - 


Auf Euern Bericht vom 23. vorigen Monats, womit Ihr die Anfrage an die 
Geſetzkommiſſion, wegen Erläuterung der $$. 740. 745. 1554 und 1556. Thl. 2. 
Tit. 20. des allgemeinen Gefehbuches und über die gegenwärtige Anwendbarkeit 
derſelben eingereicht habt, laſſen Wir Euch hierdurch erdffnen, daß die angeführten | 
Geſetze der angetragenen Erklärung nicht bedürfen. 

Das Publifandum vom 23. März 1786 verbietet nur gewiffen Perfonen 
des platten Landes und der Fleinen Städte, die in der Regel mit Geldfirafen 
nicht belegt werden follen, zur Verhütung des Contrebandireng, Ioer Feuersgefahr 
und deren Holgen, dag bloße Kalten des Schießgewehrs, und bei iimmt außer der 
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Gonfistation, welche, nach $. 285. des Gefehbuches, eine Folge jeder Contrebande 
ift, die angedrohete empfindliche Leibesfirafe nicht genau. 

Der 8.740. Tit. 20. des allgemeinen Geſetzbuches verbietet, zur Verhütung 
förperlicher Verlegung der Menfchen, außer dem ausgedrudten Gefahrsfalle, dagegen 
das Halten des geladenen Gewehre allgemein, und $.743. befiimmt eine 
Gefängniß= oder Geldfirafe auf gemiffe Tage und Summen. 

Der 8. 744. handelt nur vom unvorfichtigen Gebrauch des geladeu gehal— 
tenen Gewehre. 

"Der $.745. handelt auch von andern Arten und Inſtrumenten, als das Ebdift 
vom 11. $uli 1775. 8.1. beſtimmt unter andern auch eine Strafe von 50 Rthlr., 
und feht in Anfehung der fubfidiarifchen Strafe ausdrücklich nichts feſt. 

Der 8. 88. des Gefebuches beflimmt aber nur die Regel. 

Der 8.2. des Patents vom 20.März 1791 geht nur die älteren über Nechts- 
materten ergangenen Gefebe an, und $.18. kann nur auf die in jedem Falle 
ausdrüdlich verordnete Strafe gezogen werden. Der $. 1554. u. f. aber laffen es 
wegen des Falles jenes Edikts ganz ausdrücklich bei den befonderen Verordnungen, 
und alfo auch bei $. 2. und 6. dieſes Edifts bewenden. 


Sonach fommt es nur auf richterliche Beurtheilung eines jeden Falles nad) 
den vorhandenen flaren Gefehen an, und diefe bleibt Euch überlaffen. ꝛc. 


Berlin, am 2. Auguſt 1793. 
Stengels Beitr. B. 10 ©, 295 — 304. 


Mir baden zwar erhalten, was von Euch auf das Nefeript vom 2. vorigen 
Monats in Anfebung Eures noch babenden Bedenkens bei dem in dem allgemei- 
nen Gefebbud) auf den unvorfichtigen Gebrauch des Schießgewehrs beflimmten 
Strafen unterm 21. defjelben Monats näher berichtet und vorgetragen worden. 

Es bleibt aber bei der in dem oberwähnten Nefeript Euch ertheilten ganz zu— 
länglichen Erdfinung. 

Denn wenn auch, dem $.2. des Patents dom 20. März 1791 zuwider, das 
allgemeine Geſetzbuch Landespolizeigefegen derogirte, fo ift es doch ganz klar, daß 
der bloße unvorfichtige Gebrauch eines Gemwehres an fich immer nicht fo firafbar 
ift, als die vorfägliche den Polizeigefehen entgegen laufende Abſchießung eines 
Gewehrs, und kann daher das Edift vom 11. Juli 1775 angetragenermaßen nicht 
gemildert werden. Berlin, am 7. September 1793. 

Stengels Beitr. 8.10. ©. 305 — 309. 


3) Bescript vom 4. April 1796,, betr. die Anwendbarkeit der Strafbeftimmungen 
8, 744, und 8. 1554, und folgd. dieſ. Tit. 

Was die nerügte angebliche Antinomie betrifft, fo iſt diefelbe wirklich nicht 
vorbanden. In dem $. 744. iſt die Regel und das Generale, wegen Beftrafung 
eines durch unvorfichtigen Gebrauch des Schiefgewebrs entflandenen Schadens, 
überhaupt feflgefeßt. Der $. 1554. aber betrifft ein Delictum speciale fchuldbarer 
durch dergleichen Unvorfichtigfeit verurfachter Brandfliftung; mo es ganz natürlich 
ift, daß bet einem folchen mit gemeiner Gefahr verbundenen Delicto culposo eine 
fchwerere Ahndung eintreten muß, als wenn etwa nur ein einzelner Privatus durd) 
folche Unvorfichtigkeit einen Schaden an feinem Vermdgen erlitten bat. Berner 
ift in dem 8.744. eigentlich noch nicht die Rede von dem Thaͤter felbft, der durch 
den unvorfichtigen Gebrauch des Schiefgewehrs unmittelbarer Auctor des Scha— 
dens ift, fondern diefer muß nach der Vorfchrift des 5.778. — wornach die Strafe 
bis zu 2 Fahren anfteigen kann — beurtheilt werden. Eben fo ift zwifchen den 
8$. 743. 744. und dem $. 1563. Feine Antinomie vorbanden, da diefes lettere Ge⸗ 
fetz die in den erſten Stellen ſancirte Strafe in dem casu speciali eines Feuer⸗ 
ſchadens aus den fchon angeführten Gründen nur verfchärft bat. ꝛc. 

Stengels Beitr, B.13 ©. 263 — 265. 


8.1555. Wer den $. 1538-1554. vorgeschriebenen Vorsichtsmaass- 
regeln zuwider handelt, macht sich der in den besondern Verordnun- 
gen festgesetzten Polizeistrafen schuldig. 

8.1556. Die gewöhnliche Polizeistrafe soll, nach Verhältniss der 
Unvorsichtigkeit, der Grösse der Gefahr und der Qualität der Person, 
in den Polizeiszesetzen näher bestimmt werden. 


! 


J 
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Unvorsichtige Brandstiftung. ER BE. 

8. 1557. Wer durch Uebertretung solcher Polizeigesetze eine wirk- 
liche Feuersbrunst veranlasst, der soll, nach Verhältniss des entstande- 
nen Schadens, mit Gefängniss- oder Arbeitshausstrafe von sechs Mo- 
naten bis zwei Jahren, oder auch, nach Beschaffenheit der Umstände 
und Person, mit funfzig bis tausend Thalern Geldstrafe belegt werden. 

8.1558. Wer ausserdem durch Unvorsichtigkeit, oder Verabsäumung 
der gewöhnlichen Sorgfalt zum Entstehen einer Feuersbrunst Anlass 
giebt, der soll nach gleichem Verhältnisse Arrest oder Arbeitshausstrafe 
auf vier Wochen bis zu Einem Jahre leiden, oder zwanzig bis fünf- 
hundert Thaler Geldstrafe erlegen. 

8.1559. Hausväter und Dienstherrschaften sind schuldig, auf ihre 


‘“ Familie und Gesinde, wegen behutsamen Verhaltens mit Feuer und 


Licht, sorgfältige Aufsicht zu führen. 
8. 1560. Ein Gleiches liegt, in Ansehung der Fremden und Reisenden 
denjenigen ob, welche dieselben aufnehmen und beherbergen. 


8.1561. Sobald vorgedachte Personen wahrnehmen, dass diejenigen, 
welche in diesem Betrachte unter ihrer Aufsicht stehen, mit Feuer und 
Licht fahrlässig umgehen, müssen sie solchem sofort nachdrücklich steu- 
ern, oder der Obrigkeit davon Anzeige machen. 


8. 1562. Auch Hauswirthe, welche dergleichen unvorsichtige Behand- 
lung an ihren Miethsleuten wahrnehmen, sind, wenn sie derselben nicht 
selbst hinlänglich steuern können, der Obrigkeit Anzeige zu thun ver- 
bunden. | 


8. 1563. Wenn durch die Schuld und Fahrlässigkeit der Familie, des 
Gesindes, oder der Fremden Feuer entsteht: so soll der einer vernach- 
lässigten Aufsicht überführte Hausvater, Dienstherr, oder Gastwirth die 
Hälfte der von dem unvorsichtigen Brandstifter selbst verwirkten Strafe 
leiden. 

$. 1564. Hat Jemand die Gewohnheit der seiner Aufsicht anvertraue- 
ten Personen, mit Feuer und Licht unvorsichtig umzugehen, gewusst; 
und gleichwohl selbiger vorschriftsmässig zu steuern unterlassen: so 
soll er eben so wie der schuldbare Brandstifter bestraft werden. 


S. 1565. Jeder, in dessen Wohnung oder Behausung ein Feuer aus- 
bricht, welches leicht gefährlich werden könnte, ist den Vorfall sofort 
kund zu machen, und die öffentliche Hülfe ohne Zeitverlust herbeizu- 
rufen schuldig. 

8. 1566. Wer das ausgebrochene Feuer zu verheimlichen, und mit 
den Seinigen in der Stille dämpfen zu wollen unternimmt, soll, wenn es 
wirklich ohne weitern Schaden gelöscht worden, dennoch mit fünf bis 
zwanzig Thalern Geld- oder verhältnissmässiger Leibesstrafe belegt 
werden. l | 

8.1567. Ist aber durch solche Verheimlichung die öffentliche Bei- 
hülfe verabsäumt, und dadurch ein erheblicher Schade angerichtet wor- 
den: so soll die Strafe der unvorsichtigen Brandstiftung statt finden. 
($. 1557.) | Ä 

8. 1568. In Ansehung derjenigen, welche vermöge ihres Amts, oder 
zufolge ihrer Bürgerpflicht, ausbrechende Feuersbrünste kund zu ma- 
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chen, oder bei deren Dämpfung mit zu wirken schuldig sind, haf’es 
den Vorschriften ihrer Amtsinstructionen, und den besondern Beu 
ordnungen sein Bewenden. * 

S. 1569. Wer die nach diesen Ordnungen zu haltenden Löschge- 
räthschaften nicht vorräthig, oder nicht im Stande hat; der soll zu sei- 
ner Pflicht sofort durch Execution angehalten werden. 

8.1570. Ist die Anschaffung oder Instandhaltung aus Nachlässigkeit 
oder unzeitiger Sparsamkeit unterblieben: so soll der Uebertreter den 
doppelten Werth des fehlenden oder untauglichen Geräthes zur Strafe 
entrichten. 






| Von vorsätzlich verursachten Ueberschwemmungen, 

8.1571. Wer Dämme, Teiche, Schleusen, oder andere Wasserbaue, 
wodurch ganze Gegenden und Feldmarken wider die Gewalt des Was- 
sers geschützt werden sollen, vorsätzlich durchsticht, wegreisst, oder 
sonst dergestalt beschädigt, dass dadurch ein gewaltsamer Durchbruch 
oder Ueberströmung des Wassers verursacht wird; der hat die Todes- 
strafe verwirkt. 

8.1572. Ist durch eine boshaft verursachte Ueberschwemmung nur 
in Wäldern, oder an Aeckern und Wiesen ein Schade geschehen: so 
soll der Thäter dennoch mehrjährige bis lebenswierige geschärfte Fes- 
tungsstrafe leiden. 

8.1573. Wer Dämme oder Schleusen an Privatgewässern, Graben, 
oder Teichen durchsticht, oder sonst beschädigt, und dadurch ein ge- 
fährliches Uebertreten solcher Wässer vorsätzlich verursacht; der soll, 
nach Verhätniss des entstandenen Schadens, mit zwei- bis zehnjähriger 
Festungs - oder Zuchthausstrafe belegt werden. 

8.1574. Ist die boshafte Ueberschwemmung in der Absicht, Men- 
schen zu tödten, verarsacht, und diese Absicht wirklich erreicht wor- 
den: so soll die geschärfte Strafe des Rades statt finden. 

8.1575. Wenn auch noch kein Schade geschehen ist: so hat doch der, 
welcher in der Absicht zu tödten ein dergleichen Verbrechen unternom- 
men hat, lebenswierige Zuchthausstrafe nebst Staupenschlag verwirkt. 


8.1576. Auch derjenige, welcher eigenmächtig, ohne vorhergegan- 
gene Untersuchung oder Warnung der unterhalb Liegenden, -Dämme 
durchsticht, oder Schleusen beschädigt, um sich von dem andringenden 
Wasser zu befreien, soll, wenn nicht die äusserste Noth vorhanden 
gewesen, mit Gefängnissstrafe von sechs Monaten bis zu drei Jahren 


belegt werden. 
8.1577. Wie diejenigen, welchen die Unterhaltung der Dämme, 
Teiche und Schleusen, und die Aufsicht darüber obliegt, bei Vernach- 
lässigung ihrer Pflichten und daraus entstandenem Schaden gestraft 
werden sollen, ist in den besondern Strom-, Teich- und Uferordnungen 


festgesetzt. 


1) Bergl. die Strom», Deich », Ufer: und Grabenorbunungen. 
®) für die Weichfeldämme in der Marienwerbderfchen Niederung, v. 30. März 1755, 
».0R.1.1.@.431, 
b) für das Serzogthum Eleve, v. 24, Februar 1767,90. 8.1.3. S. 288; 
A a für das Oderbruch in ber Mittels und Neumark, v. 23. Januar 1769, 0.9, L3, 
.429.3 


| 
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d) für die Altmark, v. 1. Septbr. 1796,,0.R. 1.6. S. 191.3 

©) für die Saaldeiche, v.27, April 1779, 0.0.1. 6. S. 358,5 

f) für das Netzbruch, v. 14. Decbr. 1779., v. R. 1. 6, S. 384,5; 

g) für Oftpreufen und Litthauen, v. 14. April 1806, und für ben großen und Pleinen 
Sridrichagraben in Oftprenfien de eod., v. R. XII. &, 631 und 670, deögl, O. ©. v.11.März 
1837,, betr, die Beftrafuug ber Hebertretungen ber in erftgebachter Ordnung enthaltenen Bor: 
f&hriften, G. S. S. 67. 

2) O. O.v. 24. Febr. 1816,, betr. die Beſtrafung der Berunreinigung der Flüſſe 
und Kanäle. 

Auf Ihren Bericht vom 18. d. M. ſetze Ih, zur Verhütung der Verunrei—⸗ 
nigung der ſchiff⸗ und floßbaren Flüſſe und Kanäle, bierdurh feft: daß fein 
Befiger von Scneidemühlen Sägeipäne oder Borke, und überhaupt Niemand, 
der eines Fluſſes fih zu feinem Gewerbe bedient, Abgänge in folhen Maffen 
in den Fluß werfen darf, daß derfelbe dadurch, nach dem Urtheil der Nrovinzial- 
Volizeibebörde, erheblich verunreinigt werden kann; und daß jeder, der dawider 
bandelt, niht nur die Wegräumung ber den Waflerlauf hemmenden Gegenftände 
auf feine Koften vornehmen laffen muß, fondern auch außerdem eine Polizei. 
firafe von Zehn bis Funfzig Thalern verwirkt bat. G. S. ©. 108, 


Gedruckt in der Nauckschen Buchdruckerei zu Berlin. 
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